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Vorwort 

Kor   ersten   Auflage. 


Als  ich  den  Entschlusz  faszte,  dieses  Buch  rom  deutschen 
PnTatrecht  zu  bearbeiten,  leitete  mich  der  Gtedanke,  ein  tief  und 
\c^tAiaft  empfundenes  practisches  Bedürfnisz  zu  befriedigen,  welches 
mir  in  den  bisherigen  Werken  über  deutsches  Privatrecht  — 
deren  Yerdienstlichkeit  ich  im  übrigen  vrillig  anerkenne  —  nicht 
genügend  berücksichtigt  schien.  Ich  hatte  dabei  vorzüglich  sowohl 
die  Sludirenden  als  die  practischen  Juristen  vor  Augen,  weniger 
die  Becht^elehrten  im  engeren  Sinne,  obwohl  ich  hofite,  auch 
diesen  eine  nicht  unwillkommene  Gabe  zu  bringen.  Die  Auf- 
nahme und  die  Wirkung  des  Buchs  auf  das  Leben-  wird  die 
Probe  dafür  sein,  ob  ich  jenes  Bedürfnisz  verstanden  und  inwie- 
fern ich  demselben  eine  gesunde  Nahrung  getx>ten  habe. 

Mir  kam  es  hauptsächlich  darauf  an,  die  Rechtsgedanken, 
welche  germanisehen  oder  modernen  Ursprungs  —  denn  beides  ge^ 
hört  der  Wissenschaft  vom  deutschen  Privatrechte  auf  ihrer 
jetzigen  Entwicklungsstufe  an  —  unser  Aetf/^e«  Privatrecht  durch- 
leuchten und  beherrschen,  in  ihrem  organischen  Zusammenhang 
mit  der  Vergangenheit  und  fldt  der  Rechtsordnung  der  Gegenwart 
8o  klar  und  bestimmt  als  möglich  auszusprechen,  und  dadurch 
anch  an  der  F^rtlnldung  Unseres  Privatrecbtes  selbst  einen  leben- 
digeii  Antheil  zu  nehmen. 
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Schon  in  der  äuszern  Beachtung  und  Behandlung  des  StofiTea 
wurde  ich  ron  diesem  wesentlich  practischen  Interesse  geleitet 
Ich  entfernte  möglichst  allen  literarischen  Ballast  und  beschränkte 
mich  darauf,  die  Hauptschriften  über  die  einzelnen  Institute  kurz 
zu  bezeichnen.  Wer  weiterer  Nachweisungen  bedarf,  findet  die- 
selben leicht  in  den  bisherigen  Werken,  unter  denen  das  von 
MUlermaier  vorzüglich  das  Verdienst  eines  auszerordentlichen 
Reichthums  der  mannichfaltigsten  Notizen  hat  Ich  unterliesz  es 
auch,  Belegstellen  zu  dtiren,  die  doch  sehr  selten  nachgeschlagen 
werden.  Dagegen  hielt  ich  es  für  zweckmäszig,  dem  Texte 
wichtige  Quellenzeugnisse  wörtlich  beizufügen  und  dadurch  jenen 
nicht  blosz  wo  es  nöthig  schien  zu  begründen ,  sondern  zugleich 
den  Gedanken  deutlicher  zu  veranschaulichen  und  häufig  auch 
weiter  fortzuführen,  üeberdem  hatte  ich  dabei  die  Absicht,  die 
Studirenden,  welche  sich  nach  meinen  Erfahrungen  nur  ganz 
ausnahmsweise  mit  dem  Selbststudium  der  deutschen  Rechts- 
quellen beschäftigen,  in  diese  einzuführen  und  auch  dafür  zu 
gewinnen.  Ich  machte  indessen  von  dieser  Mittheilung  einen  so 
sparsamen  und  wählerischen  Gebrauch,  dasz  ich  keineswegs 
befürchte,  der  viel  reichhaltigeren  und  für  Studirende  ange- 
legentlich zu  empfehlenden  Sammlung  von  Quellenauszügen  in 
KreuU  Grundrisz  irgend  Abbruch  zu  thun. 

Um  der  inneren  Verbindung  willen,  in  welcher  das  heutige 
Recht  der  Deutschen  mit  dem  Rechte  aus  früheren  Perioden  des 
deutschen  Lebens  steht,  und  um  des  Lichtes  willen,  welches  der 
jetzigen  Brkenntnisz  von  der  Vergangenheit  überliefert  wird, 
durfte  ich  es  nicht  unterlassen,  vorerst  inmier  einen  historischen 
Rückblick  zu  thun,  bevor  ich  das  Wesen  der  jetzigen  Rechts- 
institute und  Rechtsgedanken  zeichnete.  Aber  ich  vermied  es, 
die  historische  Betrachtung  in  eine  kritisch-historische  Unter- 
suchung auszuspinnen,  und  wendete,  sobald  der  Blick  ein  Ge- 
sammtbild  aus  der  Vergangenheit  aufgenonunen  hatte,  das  Auge 
immer  mit  Vorliebe  wieder  der  modernen  Entwicklung  zu.  Eis 
gibt  ba:eits  eine  Reihe  vortrefilichec  historischer  Arbeiten  über 
deutsches  Redti  In  dieser  Richtung  sind  während  der  letzten 
50  Jahre  sehr  grosse  Fortschritte  gemadit  worden  und  neue 
Bereicherungen  der  Wissenschaft  noch  von  daher  zu  erwarten. 


Digitized  byVjOOQlC 


Vorwort.  y 

Aber  wir  dürfen  nicht  über  der  Vergangenheit,  die  hinter  uns 
ist,  die  Gegenwart  und  Zukunft  vernachlässigen,  die  mit  uns  und 
vor  uns  ist,  und  für  die  zu  wirken  wir  berufen  sind.  Es  schien 
mir  eine  dringende  Anforderung  an  die  deutsch-rechtliche  Juris- 
prudenz unserer  Tage  zu  sein,  dasz'sie  nicht  in  der  Anschauung 
der  mittelalterlichen  Gebilde  vertieft  sich  umstricken  und  fest- 
halten lasse  von  der  reichen  Mannichfaltigkeit  der  Rechtsformen, 
die  groszen  Theils  abgestorben  und  in  Staub  zerfollen  sind,  und 
dasz  sie,  ohne  den  Werth  der  historischen  Richtung  zu  miszachten, 
mit  Nachdruck  die  practische  Richtung  bethätige.  Die  Juristen 
sollen  den  Bedürfnissen  der  Lebenden  dienen.-  Sie  sollen  die 
heilige  Idee  des  Rechts  in  ihrer  Reinheit  und  Klarheit  unter  den 
Menschen  bewahren,  bezeugen  und  auf  die  Nachwelt  überliefern, 
die  positive  Darstellung  und  Fortbildung  des  Rechts  theils 
erkennen  und  beachten,  theils  nach  den  jeweiligen  Verhältnissen 
und  Bedürfnissen  des  Lebens  fördern,  und  ihrem  Berufe  und  ihrer 
Stellung  gemäsz  dafür  sorgen,  dasz  jeder  sich  des  fiiedlichen 
Genusses  seiner  Rechtssphäre  erfreue,  keiner  darin  verkümmert 
oder  verletzt  werde.  Letzteres  ist  die  Hauptsache,  und  als 
Ijeuchter  zu  diesem  practischen  Ziele  ist  die  Rechtswissensdiaft 
bestellt 

Unsere  S^it  hat  viel  mittelalterliches  Recht  weggeräumt  und 
grösseren  Theiles  wohl  daran  gethan.  Die  gänzliche  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft,  die  Ausbreitung  des  Privatrechtes  über  alle 
Stande,  die  Befreiung  des  Bodens  von  ewigen  Lasten,  die  soig^ 
faltige  Ausscheidung  des  Privatrechtes  und  des  öfifentlichen  Rech- 
tes, die  Beseitigung  der  letzten  Ruinen  des  beide  verbindenden 
Lehenrechtes,  die  noch  störend  der  Bewegung  der  Gegenwart  in 
dem  Wege  lagen,  sind  wirkliche  Fortschritte  in  der  Entwicklung 
der  Privatwohlfahrt,  welche  das  Privatrecht  ordnet  und  schützt, 
ungeachtet  die  Reform  nicht  eine  vöUig  reine  gewesen  und  daher 
nicht  frei  geblieben  ist  von  revolutionären  Mängeln  und  reactio- 
nären  Störungen. 

Es  haben  manche  Juristen  gemeint,  die  Wissenschaft  vom 
deutschen  Privatrecht  habe  um  dieser  Aenderungen  willen  i5Mt 
allen  Rechtsstoflf  eingebüszt,  und  werde  in  der  Folge  genöthigt 
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sein,  sich  wieder  in  die  bescheidene  Stellung   einer  Dienerin  der 
edlen  Matrone,  römische  Jurisprudenz  genannt,  zurückzuziehen. 

In  der  That  haben  die  Germanisten  zu  solcher  Meinung 
einige  Veranlassung  gegeben,  indem  sie  sich  früherhin  yiel  zu 
viel  mit  den  nun  antiquirten  Rechtsinstituten  beschäftigt  und  viel 
zu  wenig  die  lebensirische  Saat  des  modernen  Lebeos  beachtet 
und  gepflegt  haben.  Es  ist  aber  im  Ganzen  eher  ein  Gewinn 
als  ein  Verlust  unserer  Wissenschaft,  dasz  dieselbe  so  genöthigt 
worden  ist^  ihre  Augen  von  den  entwurzelten  Pflanzungen  des 
Mittelalters  weg  und  dem  grünen  Wachsthume  der  neuem  Zeit 
zuzuwenden.  Ohne  Bedauern  habe  ich  daher  das  ganze  Lehen- 
recht als  eine  antiquirte  Listitution  aus  der  Darstellung  des 
heutigen  deutschen  Privatrechts  ausgeschieden,  und  nie  eine  Ver- 
legenheit empfunden  bei  dem  Gedanken  an  die  groszen  Lücken, 
welche  durch  die  Reform  entstanden  sind.  Es  schien  mir  durch 
die  geringen,  ausnahmsweise  noch  spürbpiren  Nachwirkungen 
eines  Institutes,  dessen  Absterben  wir  seit  Jahrhunderten  deutlich 
wahrnehmen,  und  welches  nun  zu  denTodten  versammelt  worden, 
nicht  gerechtfertigt,  die  Zeit  und  Arbeitslust,  welche  eine  neue 
Behandlung  des  Lehensrechtes  aufgezehrt  hätte,  der  Bearbeitung 
des  noch  lebendigen  Rechts  zu  entziehen.  Ebenso  habe  ich  aus 
verwandten  Gründen  die  Lehre  von  den  Ständen  und  von  den 
Reallasten  nur  kurz  und  in  iliren  Grundzügen  dargelegt,  dagegen 
manche  bisher  ziemlich  vernachlässigte  Seite,  deren  practische  Be- 
deutung ich  als  erheblich  ansah,  genauer  geprüft  und  erörtert. 
WteH  ich  aber  auf  der  andern  Seite  das  Wechselrecht  und  das 
Seerecht  ebenfalls  weggelassen  habe,  so  haben  mich  dazu  vornehm- 
lich äuszere  nicht  innere  Gründe  bestimmt.  Ich  habe  das  Wechsel- 
recht, welches  eine  besondere  Wechselgesetzgebung  empüEuigen 
bat,  auch  sonst  um  seiner  Eigenthümlichkeit  willen  von  dem 
gewöhnlichen  Privatrechte  unterschieden  wird,  obwohl  jeder  weisz, 
dasz  es  durch  und  durch  von  privatrechtlicher  Natur  ist,  in  Fonn 
einer  Erläuterung   zu    der    neuen    deutschen    Wechselordnung*) 


*)  AllgefneiDe  deutsche  Wecbselordnang  mit  dem  bayerischeo  Kinführangsgeseii 
nnd  di8  Gesetz  üt>er  kauftnäDiiiscbe  Anweisungen,  erläutert  ?on  Dr.  y.  C.  BlunitchU, 
ErltDgen  1652.  (Die  Gesetz^jobung  des  Königreicbs  Bayern  seit  Maiimiliin  II., 
lieraasgegebeD  too  Dr^  DoUrntifm  L  7*} 
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bereite  für  sich  behandelt :  und  das  Seerecht .  musz  ich  —  ein 
Binnenländer  —  ebenfalls  den  besonderen  Arbeiten  derer  über- 
lassen, welche  mit  der  Eigenthttmlichkeit  des  Lebens  und  Ver- 
kehrs zur  See  besser  als  ich  vertraut  sind. 

Die  Erkenntnisz  und  Fortbildung  des  modernen  Rechte,  welche 
immer  deutlicher  als  Hauptaufgabe  unserer  Wissenschaft  in  den 
Vordergrund  tritt,  ist  denn  zugleich  der  einfachste  Weg,  die  un- 
gebührliche Herrschaft  römischer  Begrifife  und  Gresetze  allmählich 
zurück  zu  drängen  und  zu  beseitigen ;  denn  in  demselben  Masze, 
in  welchem  das  neue  Leben  Anerkennung  findet,  wird  der  ver- 
altete Gedanke  aufgelöst  und  die  abgestorbene  Form  zer&llen. 
Es  gilt  das  nicht  weniger  von  den  römischen  als  von  den  mittel- 
alterlichen Antiquitäten :  und  unsere  Zeit  scheint  entschlossen,  mit 
beiden  aufzuräumen. 

Ich  bin  vollständig  überzeugt,  dasz  die  Römer  einen  welt- 
historischen Beruf  hatten ,  für  die  Verwirklichung  der  Staatsidee 
und  für  die  Ausbildung  des  Privatrechts;  ich  nehme  an,  dasz  das 
römische  Recht  nicht  mit  dem  römischen  Staate  untergehen  durfte, 
sondern  bestinunt  war,  auch  dem  neuern  Europa  als  eine  hohe 
Autorität  überliefert  zu  werden;  ich  zweifle  nicht  daran,  dasz 
nacli  Jahrhunderten  noch  römisches  Recht  von  den  Juristen  studirt 
und  als  ein  bleibendes  Element  auch  in  dem  dannzumaligen 
Rechte  verehrt  werde.  Aber  diese  Ueberzeugung  hindert  mich 
nicht,  die  Art,  wie  vor  nicht  gor  langer  2jeit  ziemlich  allgemein 
in  Deutschland  der  Gesetzgebung  Justinians  officielle  Geltung 
zugeschrieben  worden  ist,  und  wie  noch  heutzutage  viele  g^hrfe 
Juristen  das  Corpus  Juris  zu  betrachten  pflegen,  fUr  eine  der 
absurdesten  Verirrungen  und  Verkehrtheiten  zu  halten,  in  welche 
der  menschliche  Geist  hat  gerathen  können.  Eine  Geschichte  der 
Reception  des  römischen  Rechts  in  dem  romanischen  und  ger- 
manischen Europa  ist  leider  noch  nicht  geschrieben,  obwohl  sie 
Ton  dem  höchsten  Interesse  für  die  Geschichte  der  Menschheit 
und  an  firuchtbaren  Wirkungen  reich  sein  müszte.  Die  zw^te 
Hälfte  des  XV.  und  das  XYh  Jahrhundert  scheinen  vorzüglich 
entscheidend  geworden  zu  sein  fOr  jene  Reception,  das  XV.  Jahr- 
hundert als  die  Zeit  eines  beginnenden  Eroberungskampfes  für 
die  Autorität  des  römischen  Rechts^  die  des  XVI.  als  die  Zeit  der 
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Aosbreitung  und  Benutzung  ihres  Sieges.  Eben  die  zweite  Hälfte 
des  XV.  Jahrhunderts  war  aber  auch  die  Zeit,  in  welcher  noch* 
mals  der  europäische  Geist  mit  der  antiken  Bildung  getränkt 
wurde.  Die  griechische  Sprache  wurde  nach  der  Eroberung  von 
Constantinopel  zuerst  wieder  in  der  westlichen  Christenheit  be- 
kannt und  die  Schätze  der  griechischen  latteratur  dem  Abend- 
lande eröfinet  Mit  Begierde  wurde  eben  damals  die  classische 
JUtteratur  der  Römer  in  allen  gebildeten  Städten  Europa's,  zuerst 
in  Italien,  wieder  gelesen.  Die  Buchdruckerkunst  kam  dem 
Hunger  nach  solcher  Geistesnahrung  zu  Hülfe.  Gelehrte  Gesell- 
schaften und  gelehrte  Schulen  entstanden  in  groszer  Zahl.  Die 
Philologie  wurde  als  eine  neue  Wissenschaft  betrieben  und 
überaahm  zu  gutem  Theile  die  Erziehung  der  wissenschaftlichen 
Jugend,  ausschlieszlich  aus  griechisch-römischen  Quellen  den  Trunk 
schöpfend,  den  sie  dem  Wissensdurste  darreichte.  Es  hatten  sich 
schon  firüher  die  nationalen  Sprachen  in  Poesie  und  Prosa  in  Italien, 
in  der  Provence,  in  Frankreich,  in  Deutschland,  losgerungen  aus 
der  Vormundschaft  der  Latinität,  und  eine  neue  litteratmr  ge- 
boren. Jetzt  wurden  sie  in  dem  weiten  Bereiche  der  Wissen- 
schaft wieder  zurQckgedrängt  und  die  ausschlieszlich  lateinische 
Wissenschaft  dehnte  ihren  Einflusz  und  ihre  Herrschaft  in  weiten 
und  in  neu  gewonnenen  Kreisen  aus.  In  eben  dieser  2^it  kam 
der  Renaissancestjl  in  der  Baukunst  und  in  den  Formen  der 
technischen  Erzeugnisse  auf,  und  fing  an  den  germanischen  Styl 
zu  verdrängen. 

Gewisz  war  eine  solche  Zeit  den  Portschritten  der  römischen 
Autorität  im  Recht  überaus  günstig.  Die  Wiederbelebung  des 
römischen  Rechts  hat  in  der  That  eine  aufiallende  Analogie  mit 
der  Entstehung  des  Renaissancestjis  in  ihrem  Charakter  und  in 
ihren  Schicksalen.  Wie  die  Baumeister  die  groszen  Theils  unver- 
standenen ^  alten  römischen  Formen  wieder  nachbildeten,  ohne  den 
antik-römischen  Geist  in  sich  zu  haben,  und  wie  daher  der 
Renaiflsancestyl  doch  nur  eine  mangelhafte  und  von  dem  Geist 
des  spätem  Mittelalters  modificirte  Nachahmung  des  römischen 
Stjls,  nicht  dieser  selbst  war,  so  war  auch  ^as  römische  Recht 
der  Glossatoren  eine  in  wichtigen  Beziehungen  miszverstandene 
Auslegung  des  echten  römischen  Rechts  und  eine  ohne  den  Geist 
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der  Römer  unternommene,  von  dem  Charakter  des  Mittelalters 
mit  bestimmte  Nachbildung  desselben.  Es  darf  uns  nicht  irren, 
dasz  die  grosze  wissenschaftliche  Arbeit  der  Glossatoren  schon 
Tor  Jahrhunderten  vollzogen  worden  und  dasz  die  Wiederbelebung 
der  römischen  Jurisprudenz  als  Wissenschaft  schon  ins  XIL  und 
XIII.  Jahrhundert,  mitten  in  die  geistige  Erhebung  des  Mittel- 
alters selbst,  hinein  gekommen  war.  Die  pracHsche  Ausbreitung 
des  römischen  Rechts  über  Europa,  auf  die  es  hauptsächlich  an- 
kommt, gehörte  vorzüglich  der  zweiten  Hälfte  des  XV.  und  dem 
XVI.  Jahrhundert  an,  und  diese  entscheidende  Eroberung  geht 
mit  der  Ausbreitung  des  Renaissancestjles  Hand  in  Hand,  und  in 
beiden  offenbart  sich  der  Charakter  jenes  Zeitalters..  Wie  dann 
dieser  Stj\  nach  und  nach  ausschweifender  und  überladener  ge- 
worden, und  in  den  eigentlichen  Zop&tjl  ausgeartet  ist,  der  im 
AVIL  and  XVIII.  Jahrhundert  als  allgeraeine  Mode  in  allen  Eunst- 
w^ken  dominirt ,  so  ist  in  derselben  2ieit  auch  der  Pedantismus 
und  die  formelle  Gresetzesautorität  des  sogenannten  gemeinen 
römischen  Rechtes  —  eben  der  juristische  2jopfstyl  —  überall, 
auszer  in  England,  auf  den  hohen  Schulen  der  Wissenschaft  und 
in  den  verschlossenen  Gerichtshöfe»  herrschend  geworden.  Leider 
mfSissea  wir  bekennen,  am  ärgsten  in  Deutschland,  viel  ärger  und 
ausscbliesziicher  als  in  dem  romanischen  Frankreich,  wo  der  Gte- 
danke,  dasz  das  römische  Recht  nur  als  ratio  scripta,  d.  h.  um 
seiner  innem  Wahrheit  und  Begründung  willen,  Geltung  habe, 
vor  manchen  groben  Miszgriffen  bewahrte  und  viele  germanische 
Rechtsgewohnheiten  unverkümmert  blieben.  Selbst  zur  Bteilde 
noch  hat  sich  die  deutsche  Wissenschaft  und  Praxis  —  trotz  der 
gewaltigen  Schläge,  welche  die  neuere  Gesetzgebung  seit  100 
Jahren  der  Autorität  der  Justinianischen  Ctesetzgebung  versetzt 
hat,  und  trotz  der  im  Laufe  der  letzten  50  Jahre  neu  gewonnenen 
Einsicht  in  die  wahre  Natur  des  römischen  und  des  deutschen 
Rechtes,  mit  welcher  eine  fortgesetzte  Legalherrschaft  des  Corpus 
Juris  unverträglich  ist,  von  jenem  Zopfstyl  nicht  emancipirt.  -fn 
einigen  Beziehungen  ist  es  sogar  in  Folge  der  neuem  Fortschritte  der 
Wissenschaft  in  unsern  Tfegen  noch  schlinuner  geworden  als  zuvor. 

Allerdin^  kennen   vrir  jetzt  das  römische  Recht  der  classi- 
ach^  Zeit  in  manchen  Stücken  besser  und  verstehen  daher  auch 
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den  Geist  der  Pandekten  gründlicher  als  unsere  Vorgänger,  die 
sogenannten  Practiker.  Wir  sind  tiefer  eingeweiht  in  die  Geschichte 
des  römischen  Rechts  und  können  mit  Hülfe  des  durch  die  Ent- 
deckung von  Gajus  aufgefundenen  Schlüssels  zu  den  prätorischen 
Formeln  manches  Räthsel  aufschlieszen,  das  jenen  dunkel  geblieben 
war.  Der  Blick  für  reine  antike  Formen  ist  wieder  aufgegangen 
und  wir  unterscheiden  leichter  zwischen  dem  römischen  und  dem 
Renaissancestyl.  Dennoch  waren  eben  jene  Fortschritte  in  der 
romanistischen  Erkenntnisz  von  neuen  Fehlem  in  der  heutigen 
Praxis  begleitet.  Gar  nicht  selten  war  in  dem  miszverstandenen 
römischen  Recht  der  Practiker  ein  Kern  modernen  Rechtsgefühls 
enthalten,  ihre  römischen  Irrthümer  waren  zuweilen  deutsche 
Wahrheiten.  Hat  nun  die  neuere  Wissenschaft  jenen  Irrthum 
aufgedeckt  und  zerstört,  so  bat  sie  oft  die  darin  verborgene 
Wahrheit  zugleich  —  gleichsam  mit  dem  Bade  das  Kind  —  weg- 
geworfen. Und  wenn  sie  durch  neue  Untersuchungen  mit  ver- 
besserten Hülfsmitteln  neue  Aufschlüsse  über  den  Sinn  des  rö- 
mischen Rechts  gewonnen  hat,  hat  sie  nicht  häufig  die  wunder- 
liche Zumuthung  an  die  Praxis  gestellt,  dasz  von  jetzt  an  der 
neugefundene  alte  Rechtssatz  als  Gresetz  zu  verehren  und  anzu- 
wenden sei;  und  ist  nicht  eben  so  oft  dieser  Zumuthung  mit 
gehorsamer  Demuth  begegnet  worden?  Hätte  sie  fCkr  den  neu- 
gefundenen RechtBatz  um  seiner  üinem  WahrheU  willen  Beachtung 
gefordert ,  dann  hätte  diese  Forderung  einen  guten  Sinn  gehabt, 
dann  aber  war  es  auch  gleichgültig,  ob  derselbe  in  dem  Corpus 
Jttria  Justinians  geschrieben  stand  oder  nicht.  Aber  sie  hat  jene 
Zumuthung  gewöhnlich  auf  die  legah  Autorüäi  des  recipirten 
römischen  Rechts  gestützt,  und  ganz  übersehen,  dasz  jener 
Rechtssatz  doch  unmöglich  von  unseren  Vorfahren  recipirt  worden 
sein  konnte,  da  sie  von  ihm  nichts  gewuszt  hatten.  Den  Renais- 
sancestyl hatten  jene  mit  Bewunderung  aufgenommen,  den  rein 
antiken  Styl  begriffen  sie  nicht  und  wollten  sie  nicht.  Oder  soll 
das  der  Fortschritt  der  Zeit  sein,  dasz  wir  diesen  Styl  nicht  blosz  in 
seiner  geschichtlichen  Herrlichkeit  verstehen  und  als  vortreffliches 
Bildungsmittel  benutzen  lernen,  was  gewisz  sehr  gut  ist,  sondern 
zugleich,  dasz  wir  der  antiken  Form  unser  heutiges  Rechtsleben 
einzufügen  und  anzupassen  suchen,  was  nicht  minder  gewisz  eine 
grosze  Verkehrtheit  wäre? 
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Von  den  groszen  römidchen  Juristen  haben  wir  nicht  nur 
überlieferte  Rechtssäfcze  zu  lernen,  welche  sie  zuerst  mit  voller 
Klarheit  ausgesprochen,  sondern  vorzüglich  auch  die  Kunst,  das 
Leben  um  uns  her  mit  juristischem  Bewusztsein  zu  erkennen  und 
zu  erfüllen.  Papinian  und  Ulpian  haben  wohl  auch  die  römi- 
schen Gresetze  ihrer  Zeit  gekannt  und  die  Edicte  gründlich  studirt 
Aber  wenn  ihnen  ein  Rechts  fall  vorgelegt  wurde,  so  haben  sie  nicht 
zuerst  nach  einem  geschriebenen  Gesetzesparagraphen  ängstlich 
gesucht,  und  sich  bemüht  jenen  Fall  mit  Noth  und  Drang  unter 
diesen  zu  subsumiren.  Sie  haben  sich  nicht  unglücklich  und  ver- 
lassen gefühlt,  wenn  sie  nicht  eine  fremde  Autorität  citiren  konn- 
ten. Sie  waren  sich  vielmehr  bewuszt,  selbst  Autorität  zu  sein, 
weniger  noch  weil  der  Kaiser  sie  mit  solchem  Ansehen  ausgerüstet 
hatte,  als  weil  sie  geistig  und  moralisch  beflihigt  waren,  als  Kenner 
des  Rechts  dasselbe  selbständig  zu  finden  und  zu  bezeugen.  Es  stünde 
besser  mit  unserer  Jurisprudenz,  wenn  Romanisten  und  Germanisten 
mehr  sich  beflissen  hätten,  das  heutige  Recht  mit  derselben  Geistes- 
freiheit zu  betrachten,  wie  die  groszen  Römer  es  zu  ihrer  Zeit 
gethan  haben.  Wenn  auch  unsere  Lage  eine  andere  ist,  als  die 
damalige,  so  bedarf  doch  die  heutige  Jurisprudenz  nicht  weniger 
als  die  alt-römische  der  frischen  und  hell  ins  Leben  hineinsehen- 
den Greisteskraft,  und  es  kann  diese  so  wenig  wie  damals  durch 
die  Grelehrsamkeit  ersetzt  werden.  Ich  gebe  zu,  die  Begriflb- 
bestimmungen  unserer  gelehrten  Schulen  sind  genauer  und  rich- 
tiger als  die  Definitionen  der  Römer  gewesen  sind.  Aber  die 
römischen  Juristen  haben  den  in  seiner  Lebenskraft  verstttodmen 
—  wenn  auch  ungenau  definirten  —  Rechtsgedanken  gewöhnlich 
durch  richtige  Anwendung  bewährt,  die  neiMra  Rechtsgelehrten 
dagegen  gerathen  oft  in  der  Anwendung  der  wohl  definirten  Schul- 
begriffe in  Verlegenheit  und  vergessen  oder  verkennen  über  der 
logischen  Formel  das  Princip.  Ist  der  Fehler  einer  tadelnswerthen 
Definition  nicht  geringer,  als  der  einer  falschen  Anwendung  des 
Rechtsprincips? 

Es  soll  das  nicht  gesagt  sein  um  die  Leichtfertigkeit  in  den 
Begrü&bestimmungen  zu  beschönigen.  Im  Gegentheil,  gerade  die 
Germanisten  haben  auch  in  diesem  Stücke  von  den  Romanisten 
xa  lernen*    Das  deutsch-moderne  Privatrecht  wird   durch  nebel- 
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hafte  und  unklare  Gefilhlsergieszungen  nicht  gefördert  und  bedarf 
^gar  sehr  der  klaren  Bestimmtheit  in  der  Formulirung  seiner  Ge- 
danken. Gerber  hat  darin  ganz  Recht,  dasz  er  auf  dieses  Bedürf- 
nisz  energisch  hingewiesen  hat.  Die  germanisch -moderne  Juris- 
prudenz wird  erst  dann  der  romanistischen  völlig  ebenbürtig  zur 
Seite  stehen ,  wenn  sie  mit  den  blanken  Waffen  des  juristischen 
Wortes  ausgerüstet  ist,  nicht  aber  so  lange  sie  sich  nur  auf  Instincte 
und  unklare  Gefühle  oder  auf  vage  und  luftige  Speculationen 
beruft.  Aber  die  scharfe  Formulirung  ist  doch  nicht  für  sich  ein 
so  groszes  Gut,  dasz  der  Mangel  derselben  schwerer  empfunden 
würde  als  eine  falsche  Anwendung  wahrer  Grundsätze:  und  sind 
wir  zu  schwach  beide  Fehler  zu  meiden,  die  falschen  Äbstractio- 
nen  und  die  falschen  Anwendungen,  so  wäre  es  dennoch  besser, 
wir  würden  den  letztem  überwinden,  und  darin  den  Römern 
gleichen.  Noch  weniger  aber  ist  die  scharfe  Formulirung  au 
sich  so  werthvoll,  dasz  wir  den  kalten  logischen  Linien  den  gei- 
stigen Gehalt  unseres  Rechtsbewusztseins  hinopfem  dürfen.  Die 
Form  hat  nur  insofern  Werth,  als  sie  die  Fülle  des  Geistes  in 
sich  faszt  und  äiiszerlich  darstellt.  Der  römische  Geist  war  in 
hohem  Grade  einheitlich,  streng,  herrschsüchtig;  und  die  krystall- 
artigen  Formen  des  römischen  Rechts  sind  ein  glänzender  Aus- 
druck dieses  Geistes.  Der  germanische  Geist  —  obwohl  in  sich 
harmonisch  —  liebt  die  Mannichfaltigkeit  der  Pildungen,  ist  weicher 
und  freier.  Daher  haben  die  Formen  des  deutschen  Rechts  auch 
nicht  so  gleichmäszige  scharfe  Winkel  und  Linien,  sondern  mehr 
Aehnlichkeit  mit  dem  organischen  Gebilde  der  Pflanzenwelt.  Wie 
der  römische  Tempel  sich  von  dem  gothischen  Dome  unterschei- 
det, so  unterscheidet  sich  römische  und  germanische  Rechtsform. 
Das  dürfen  wir  nicht  miszachten,  und  wenn  ich  freudig  aner- 
kenne, dasz  Gerher  sich  ein  Verdienst  erworben,  inderh  er  die 
Nothwendigkeit  logischer  Formulirung  gezeigt  und  theilweise  durch 
die  That  bewährt  hat,  so  kann  ich  es  doch  nur  aufrichtig  bedauern, 
dasz  er  noch  beengt  und  gefangen  von  römischen  Schulbegriffen 
durch  ^eine  romanisirende  Formulirung  in  wesentlichen  Beziehun- 
gen die  Natur  des  germanischen  und  des  modernen  Rechtes  eher 
verletzt  als  geschützt  hat  Es  wäre  in  meinen  Augen  ein  unver- 
antwortlicher Rückschritt,  wenn  wir  von  neuem  germanische  und 


Digitized  byVjOOQlC 


Vorwort.  XIII 

moderne  Recbtsideen,  die  beide  unter  sich  viel  näher  verwandt 
sind  als  man  gewöhnlich  meint,  wieder  unter  die  alt-römische 
Terminologie  und  Doctrin  unterordnen  wollten,  ein  Rückschritt, 
welcher  die  unglückliche  Entfremdung  der  Jurisprudenz  von  dem 
Volksleben,  um  dessen  willen  sie  allein  da  ist,  wieder  steigern 
mOBzte. 

Wir  sind  gegenwärtig  in  einer  allmählichen  Absonderung  und 
Ausstoszung  derjenigen  Bestandtheile  des  römischen  Rechts  be- 
griffen, die  unserer  Zeit  fremd  und  in  Widerspruch  sind  mit  ihren 
Bedürfhissen.  Verständige  Romanisten  helfen  selber  mit  an  dieser 
Ausscheidung.  Die  Germanisten  aber  sind  zunächst  berufen,  die- 
selbe einzuleiten  und  ohne  Schaden  für  die  öffentliche  und  ge- 
meine Rechtsordnung  in  reformatorischer  (nicht  in  revolutionärer) 
Weise,  d.  h.  nur  insofern  die  Einsicht  gereift  und  der  Ersatz  für 
das  Beseitigte  da  ist,  dann  aber  auch  mit  Energie  durchzuführen. 
Wie  oft  kommt  es  noch  vor,  dasz  auf  den  Schreibstuben  der  Ge- 
richte den  Bauern  Formulare  zur  Unterschrift  vorgelegt  werden, 
Formulare  über  Rechtsverhältnisse  dieser  Bauern  selbst  (z.  B.  ihr 
äieliches  Güterrecht],  die  mit  veralteten  römischen  Begriffen  und 
latdnischen  Worten  verunziert  sind.  Der  Bauer  versteht  weder 
den  Begriff  noch  das  Wort,  und  unterschreibt  doch,  im  Gedanken, 
das  sei  nun  einmal  ein  Brauch,  der  um  der  Taxen  willen  einge- 
führt sei,  aber  im  übrigen  werde  er  unbekümmert  um  die  unter- 
sdiriebene  Formel  thun,  wie  sein  Vater  gethan  und  wie  es  Sitte 
sei  Sollte  hier  nicht  geholfen  und  deutsches  Wort  mit  dem  deub- 
sehen  Sinne  derer,  die  ein  Rechtsgeschäft  abschlieszen,  in  Ein- 
klang gebracht  werden? 

Oder  ist  es  etwa  nicht  klar,  dasz  Millionen  Väter  und  Söhne 
in  Deutschland  von  dem  Begriffe  der  Pecuüen,  für  den  die  deutsche 
Sprache  kein  Wort  hat,  auch  nicht  das  mindeste  Verständnisz 
haben,  und  dasz  nur  die  Väter  und  Söhne  etwas  davon  wissen, 
welche  auf  Universitäten  Vorträge  über  römisches  Recht  gehört 
haben?  Und  dennoch  wird  von  Rechtsgelehrten,  die  wir  alte  als 
Autoritäten  ehren,  noch  i^mer  die  ganze  Lehre  vom  pecuUum 
€m8ireme  und  qua»'ca9iren$e,  profectitmm  und  advmvtiiium  gerade  so 
abgehandelt,  als  lebten  wir  unter  und  mit  den  Römern.  Mir  hat 
das  immer  den  Eindruck  gemacht,  den  ein  Musiker  empfindet, 
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wenn  ein  schriller  Miszton  in  ein  harmonisches  Concert  hinein- 
kreischt, und  ich  kann  mich  nicht  damit  beruhigen,  dasz  es  Meister 
der  Harmonie  sind,  welche  diesen  Miszton  aus  alter  Angewöhnung 
noch  hervorbringen.  Ich  denke,  es  wäre  endlich  an  der  Zeit, 
diese  Antiquitäten  zu  den  übrigen  zu  legen,  die  für  Sammlungen 
und  Bibliotheken,  aber  nicht  mehr  in  das  (Bericht  passen. 

Sollte  endlich  nicht  die  Einsicht  sich  Bahn  brechen,  dasz  der 
Begriff  des  gemeinen  Rechte  selbst  während  der  letzten  hundert 
Jahre  eine  innere  Umwandlung,  eine  ganz  andere  Erfüllung  er- 
fahren hat?  Was  vor  hundert  Jahren  noch  eine'  Wahrheit  war, 
das  römische  Recht  sei  vorzugsweise  das  gemeine  Recht  von 
Deutschland,  hat  heute  in  dem  gröszem  Theil  von  Deutschland 
alle  Geltung  verloren,  und  ist  auch  in  den  mittlem  und  kleinem 
deutschen  Staaten  in  vielen  Stücken  zur  bloszen  Fiction  gewor- 
den;  und  während  vor  hundert  Jahren  noch  das  Corpus  Juris  die 
einzige  Civilgesetzgebung  war,  die  in  Betracht  kam,  wenn  gesagt 
wurde,  was  für  Rechtsgrundsätze  unter  der  deutschen  Nation  verbreitet 
(d.  h.  gemeines  deutsches  Recht)  seien,  so  müssen  jetzt  neben  ihr 
das  Preuszische  Landrecht,  der  Napoleonische  Code,  das  Oesterrei- 
chische  Gesetzbuch,  und  nicht  minder  auch  die  neueren  gesetzge- 
berischen Arbeiten  ebenfalls  berücksichtigt  werden,  zwar  nicht 
blosz  soweit  sie  legale  Autorität  für  bestimmte  deutsche  Länder 
haben,  sondern  ebenso  auch  um  ihrer  Autorität  willen  als  Dar- 
stellungen der  Rechtsgedanken  welche  in  unserer  Zeit  unter  den 
Deutschen  überhaupt  auf  Anerkennung  und  Beachtung  einen 
natürlichen  Anspruch  haben. 

Freilich  ist  niebt  zu  läugnen :  durch  diese  Umgestaltung,  wie 
durch  die  Forschungen  der  neueren  Wissenschaft,  ist  das  Uebel 
der  Unsicherheit  über  das,  was  denn  wirkliches  Recht  der  Deut- 
schen sei,  und  die  Rechtsverwirrung  grösser  geworden,  als  sie 
vor  100  Jahren  gewesen. 

Wir  sehen,  wie  dieses  Üebel  in  auffallender  Zunahme  be- 
griffen ist,  und  jeder  bedeutende  Fortschritt  der  Wissenschaft,  oder 
der  Einzelgesetzgebung  droht  dasselbe  wieder  zu  steigem.  Aber 
ungeachtet  wir  das  zugestehen,  haben  wir  doch  keinen  Grund  zu 
verzagen.  Wir  sehen  zugleich,  dasz  dieses  Uebel  vorzüglich  in 
den   deutschen  Ländern  empfunden  wird,    die  keine  umfassende 
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(STÜgesetzgebimg  empÜEmgen  haben,  und  dürfen  daraus  schlieszen, 
dasz  in  einer  %eitfemi8%m  neuen  Geeetzgebung^  wenn  nicht  für  alle 
deutschen  Länder,  doch  für  die  übrigen,  auszer  Oesterreich  und 
Preaszen,  das  geeignete  Heilmittel  liege;  und  indem  wir  jene 
Fortechritte  der  Rechtswissenschaft  in  den  letzten  50  Jahren  über- 
blicken, dürfen  wir  auch  die  Hoffiiung  haben,  dasz  gegenwärtig 
schon  eine  deuUehe  Gesetzgebung,  welche  den  Widerstreit  der 
Doctrin  erledigen,  die  antiquirten  römischen  und  germanischen 
Elemente  ausscheiden,  die  noch  gesunden  Ueberlieferungen  der 
Vergangenheit  bewahren,  das  heutige  Rechtsbewusztsein  aus- 
drücken und  der  zukünftigen  Fortbildung  als  Unterlage  dienen 
wflrde  —  ein  mögliehee  Wetk  geworden  sei. 

München  1853. 

Bluntschli« 
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Je  mehr  ich  Ursache  habe,  mit  der  Aufhahme,  welche  dieses 
"Buch  in  erster  Auflage  gefunden  hat,  zufrieden  zu  sein,  um  so 
eher  darf  ich  hoffen ,  dasz  die  angebrachten  Verbesserungen  und 
Ergänzungen  dieser  zweiten  Auflage  die  Brauchbarkeit  des  Buchs 
erhöhen  werden.  Ich  habe  nun  die  Belegstellen  durch  Verwei- 
sungen in  nähern  Zusammenhang  mit  dem  Text  gebracht  und 
mehrere  Capitel  in  Berücksichtigung  der  seitherigen  Fortschritte 
der  Wissenschaft  ganz  umgearbeitet  Am  meisten  wird,  denke 
ich,  das  Obligationenrecht  dabei  gewonnen  haben. 

Hünchen,  9  Nov.  1859. 

BluntschlL 
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Kor    dritten    Auflage. 


Der  Verfisisser  dieses  Werkes,  mein  yerehrter  Lehrer  Bluntschli, 
hat,  von  vielftudien  andern  Arbeiten  in  Anspruch  genommen,  die 
BescH'gung  der  nöthig  gewordenen  dritten  Auflage  mir  übertragen : 
ich  habe  diesen  ehrenvollen  Auftrag  mit  Freuden  angenommen. 

Alle  Veränderungen,  welche  die  neue  Ausgabe  im  Vergleich 
nai  der  zweiten  zeigt,  rühren  daher,  wenige  Zeilen  ausgenommen, 
Too  mir  her. 

Diese  Veränderungen  bestehen,  was  die  Einleitung,  das  Per- 
sonen- und  Sachenrecht,  das  Familien-  und  Erbrecht  und  auch 
was  die  (nunmehrige)  erste  Abtheilung  des  Forderungsrechts  an- 
langt, hauptsächlich  in  Nachträgen  der  neueren  Literatur,  wdchen 
h&ufig  auch  ältare  früher  nicht  angeführte  Bücher,  Abhandlmigen 
uad  Erkenntnisse  beigefügt  wurden ;  ferner  in  einigen,  aber  nicht 
selnr  einflusz-  oder  umfiEmgreichen  Zusätzen  in  Text  und  Anmer- 
ktuigen,  endlich  in  manchen  leisen  Modificationen  des  Ausdrucks. 
Aach  wo  ich  die  Aufhssung  Bluntschli's,  wie  insbesondere  in  der 
Lehre  von  der  Genossenschaft  und  dem  Gesanunteigentbum,  nicht 
ganz  zu  theilen  vermochte,  habe  ich  vorgezogen,  die  Einheit  des 
Werkes  nicht  durch  meine  Bemerkungen  zu  stören. 

Dagegen  die  nunmehrige  zweite  Abtheilung  des  Forderungs- 
rechts wurde  zum  grOszten  Theil  neu  entworfen,  zum  Theil  um- 
gearbeitet; nur  einige  Paragraphen  wurden  aus  der  zweiten  Aus- 
gabe herübergenommen. 

•  1  o  ■  1 1  e  bl  i »  dcaCiefeet  Pri? atreehl.  S.  Aufl.  b 
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XVIII  Vorwort. 

Das  seit  dem  Erscheinen  dieser  lezten  Auflage  zu  Stande  ge- 
kommene und  in  den  meisten  Bundesländern  eingeführte  allgemeine 
deutsche  Handehgeseizbuehmadite  eine  ausgesehiedene  Dartlelhmg  des 
Handelsrechts  mehr  als  bisher  wttnschbar  und  möglich,  wenn  auch 
dieselbe  keineswegs  aus  dem  organischen  Zusammenhang  des 
Systems  gerissen  werden  sollte.  Die  Grundlage  dieser  neuen 
Darstellung  bildete  das  von  dem  neuen  Gesetz  gebotene  Material; 
dabei  wurden  aber  solche  handelsrechtliche  Erörterungen,  welche 
schon  die  zweite  Ausgabe,  unausgeschieden  von  dem  Forderungs- 
recht im  Allgemeinen,  gebracht  hatte  und  bei  welchen  auch  nach 
dem  G^etz  eine  Umarbeitung  nur  wenig  oder  gar  nicht  noth- 
wendig  geworden  war,  nur  wenig  oder  gar  nicht  verändert  wieder 
aufgenommen:  eine  Umgieszung  in  eine  andere  Darstellung,  wo 
sie  nicht  geboten  war,  lediglich  um  der  Originalität  dieser  Ab- 
iheilung willen  vorzunehmen,  wäre  mir  als  pretiöse  Eitelkeit  er- 
schienen. -^  Auch  das  bisher  von  dem  Werk  ausgeschlossene 
Wechselrecht  muszte  nun  als  ein  Bestandtheil  des  ausgeschiedenen 
Handelsrechts  in  gedrängter  Kürze  aufgenommen  werden. 

Die  Aufgabe  war  nicht  eben  leicht,  das  Handels-  imd  Wechsel- 
Recht  in  den  engen  Ramn  zusanunen  zu  drängen,  welchen 
die  Unterabtheilung  Emes  Buches  in  einem  Handbuch  des  ge- 
sammten  deutschen  Privatrechts  beanspruchen  darfl  Die  fort- 
währende Nöthigung,  einzelne  interessante  Fragen  gar  nicht  herein- 
zuziehen und  auch  die  berührten  möglichst  knapp  zu  umzirken, 
war  der  härteste  Theil  der  Arbeit 

Jene  äuszere  Rücksicht  führte  auch  dazu,  das  Seerecht  völlig 
auszuschliesaen,  ebenso  das  Detail  der  Börsengeschäfte. 

Der  Verfasser  hat  diese  Auflage  revidirt,  und  sein  Einver* 
ständnisz  mit  den  Neuerungen  erklärt. 

Würzburg,  im  Juni  1864. 

Felix  Dahn. 
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EINLEITUNG. 

Von  der  Natur  des  deutschen  Privatrechts  und  den  Rechtaqaellen. 


Erstes  Capitel. 

Vatar  des  deutschen  PrWatrechts. 

Begriff  dfs  deulschra  Prifal rechts. 

Man  v^'stdit  heutzutage  unter  dem  Ausdruck  ,J)euitekei  Prhatncht^ 
nicht  mehr  das  gesamaile  gesieuisanie  Privatrecbt  der  Deutschen  noch  das 
m  Deutschland  gdfeende  Privatrecht  Oberhaupt.    Noch  im  XOI.  Jahrhun- 
derte konnte  man  von  einem  gemeinen  deutschen  Privatrechte  in  diesem 
Sttioe reden;  da  aber  die  Rechtsentwicklung  in  Deutschland  unter  den  beherr* 
scbeoden  Einflusz  fremde  Rechte,  insbesondere  des  römiichm  Rechiee^  gerathen 
fsL  so  heäzen  wir  heute  deutsches  Privatrecht,  im  Gegensatze  zu  dem  fremden, 
den  nationalen  Theil   des   Privatrechtes  der  Deutschen  oder  in  deutschen 
Undem,    mit    dem   wir   die  modernen  Bestandtheile  desselben   eben   so 
schicklich  verbinden,  wie  die  Römer  ihr  damaliges  jus  gentium   in  ihr  jus 
dvüe  (im  weitern  Sinn)  aufgenommen  haben. 

Dasselbe  wird  gew(lhniich  auf  die  zum  deui$chen  Awnde  gehörigen 
deutschen  Länder  beschränkt,  hat  aber  auch  auszerhalb  dieser  Staatsgränze 
Wurzeln  und  Geltui^,  vorzüglich  in  den  zu  Ruszland  gehörigen  deuüchen 
OUieeprovmxen  und  in  der  deuUcken  Schweig,  hier  noch  in  gröszerem 
Dmbng  als  in  Deutschland  selbst,  wei  die  Autorität  des  römisdien  Rechtes 
da  weniger  ausgebreitet  worden  ist,  als  seit  dem  XVI.  Jahrhundert  inner- 
halb des  deotschen  Reiches. 

Der  Charakter  des  deatschen  PrtvatrecbU  im  allgeroeiDeD. 

Seitdem  die  Deutschen  in  der  Geschichte  erschienen  sind,  äuszert  sich 

zwar  stets  ein   relatives  Bewosztsein   ihrer  nationalen  Gemeinschaft,  aber 

zugleich  sind  sie  erst   nach  Stämmen,   später  nach  Ländern  und  Staaten 

gettieilt.    Diesen  Charakter  hat  auch  die  deutsche  Reclitsbildung.    Sie  wird 

Blttaisehlt,deiitachet  Prifalrecht.   8.  AaB.  1 
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2  EiDlettang.  Cap.  I.  Nator  def  deatsehen  PriTitreebts. 

nur  selten  von  einem  Centralpunct  aus  bestimmt  und  geleitet,  nur  aas- 
nahmsweise  von  gemeinsamen  Reichs«>  oder  Bundesgesetzen  gefördert»  und 
ist  daher  nicht  so  einheitlich  als  die  römische  es  von  jeher  gewesen  und 
geblieben  ist.  Gewöhnlich  tritt  sie  in  partictäären  Formen  ans  Liebt 
Während  des  spätem  Mittelalters,  vorzüglich  seit  dem  XIV.  Jahrhundert, 
offenbart  sie  sich  in  der  reichen  Mannichfaltigkeit  besonderer  Stammes-  und 
Standesrechte  der  Landes-,  Lehen-,  Stadt-  und  Hof  rechte.  Aber  zugleich 
läszt  sich  in  dieser  Mannichfaltigkeit  ein  gemeinsamer  nationaler  Charakter 
erkennen,  und  jene  Verschiedenheit  wird  um  dieser  Gemeinschaft  des 
Grundcharakters  willen  so  zur  Einheit  verbunden.  Am  klarsten  stellt 
sich  dies  Verhältnisz  dar  ihirch  den  Vergleiih  mit'  der  Sprache  Wie  es 
auch  in  der  Zeit  vor  Entstehung  des  Hochdeutschen  in  der  Schrift  eine 
gemeine  deutische  Sprache  gab;  welche  in  den  oberdeutschen,  alamanrnscheo, 
fränkischen,  niederdeutschen  Mundarten^  ungeachtet  aller  Verschiedenheiten, 
ihren  einheitlichen  Geist  und  Charakter  zeigte,  so  gibt  es  auch  ein  ge- 
meines deutsches  Recht  schon  vor  Entstehung,  der  ganz  Deutschland  om- 
schlieszenden  Gesetzgebungi  welcher  wir  entgegen  rgishen:  der  Nationalgeist 
erscheint  ui  den  Rechts-  wie  in  den  Sprach-Dialekten,  auch  wenn  es  nicht 
ein  einziges  deutschrechtliches  Institiit  gäbe,  das  in  allen  deutschen  Staaten 
völlig  gleichmässig  vorkäme. 

'  .  In  der>  neveren  Zeit  ist  der  partioolive  Zog  der  Reobtsentwfcklong 
sohwfloher  ubd  die  idaniit  verbundene  unendUcAie  MaginiehiiJtig^eit  geringer 
geworden.  Die  Autonomie  und  Selbständigkeit  der  Uefnsteri  Glieder  ist 
Hieils  beschränkt  theils  aufgehoben,  und  es  dind  gröszere  Staaten  mit  we- 
sentlich jetneinsamer  Landesgesetzgebung  heranlgewaolis^.  Dagegen  scheint 
der  Zug  nach  Oemeimchaft  und  ßimheii  in  der  PorlliHdung  Am  deutschen 
Rechts  seit  etwa  einem  Jahrhundert  immer  mächtiger  und  einOuszfefchtf. 
zu  werden.  Obwohl  es  noch  an  emer  gemeinsamen  Gesetzgebung  fOr  Deutsch- 
land fehlt,  so  hat  doch  vornehmlich  die  deutsche  BeckUwisienschaft,  an- 
gdebnt  anfangs  an  die  einheitliche  römische  Jurisprudenz,  später  auch 
selbstständig  fortschreitend,  die  Fortbildung  Im  letzleren  Sinne  gepflegt^  und 
allmählich  durch  ihre  Arbeiten  und  ihren  £influsz  auf  die  Praiis  das  Ge- 
meingut eines  gemetmamen  deutsehen  Rechts  erweitert. 

Das  deatache  Privatrecht  in  seiiter  j^igen  Gestalt  und  Bedeutung  ist 
groszentbeils  das  Werk  einer  noch  jungen  Wissenschaft,  ähnlieh  wie  unsere 
nationale  dentsche  Sprache  das  Prodaet  einer  dreihundertjährigen  National- 
literatur  ist;  Wie  diese  fortwährend  aus  den  maneherlei  Dialekten  Nahrung 
zieht  und  hinwieder  alle  Mundarten  verbindet  und  beherrscht,  so  hereicheH 
sich  jenes  aus  den  verschiedenen  Part^ularrechten  und  erfüllt  hinwieder 
diese  mit  ihrem  Geisten 

Die  Wissenschaft  des  deutschen  Privatrechtes  ist  daher  in  einem  an- 
dern Sinne  eine  gemeinrechtliche  als  die  römische  iürisprudenz  es  geworden, 
und  in  einem  freilich  immer  kleiner  werdenden  Theile  von  Deutschland 
heute  noch  ist    Dieselbe  ist: 
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1)  dn^  Darstelhing  des  nationalen  deutschen  ürundcharakten  und  Geiztet 
der  in  particulären  Formen  erscheinenden  Institute  unä  Rechtssät zty 
und  überdem 

2)  das  System  derjenigen  wirklich  gemeinsamen  lnstUu(e  und  Hechts* 
regeln ,  welche  ^icht  auf  einer  fremden  Autorität  beruhen  und  überall 
uoter  den  Peotschen  gelten,  wo  nicht  ausnahmsweise  besondere 
Recbtsquellea  eine  Abweichung  veranlasst  haben. 

Auch  jener  erstere  Bestandtheil  des  deutschen  Privatrecbts  hat  prakHsehe 
Geltung,  denn  inwiefern  es  die  besondern  Landesrechte  durchdringt,  lebt  es  In 
ihnen,  rnid  seine  Erkenntnisz  ttbt  groszenEinflusz  aus  auf  die  Handhabung  und 
Fortbildung  der  Landesrechte.  Der  letztere  Bestandth^il  ist  in  sichtbarem 
Wachsthum  begriflen,  indem  die  neuen  Rechtsgedanken,  welche  den  modernen 
Verhaltnissen  und  BedOrfnissen  sich  anschlieszen,  groszentheils  sein  Gebiet 
vergröszem  und  nur  selten  sich  einfach  unter  das  abgeschlossene  römische 
Recht  unterbringen  lassep.   , 

*  Gerher f  das  wisseoschaAIiche  Syistem  des  gemeinen  de^it^^en  Priy&t- 
rechts.  Jena  1846,  Vgl.  System  des  deutschen  Privatrechts.  6t^  Aufl.  Jena  1858. 
§.  1 — 10.  -  Reyscher,  die  Einheit  des  deutschen  Rechts  io  der  Zeitschrift  far^ 
drMische$  Recht  IX.  S.  337  ff.  —  Dasein  und  Natur  des  deutschen  Rechts  und 
Begriff  des  gemeinen  deutschen  Rechts,  in  derselben  ZeiUchrift  I.  1  und 
1.  a  153  ff.  -^  TMh,  Einleittmg  ih  äris  deutsche  Privatreehi  $.  4tf  —  4a 
Qöttingen  1851.  —  L.  RiUkert,  der  Begriff  des  ttaMütn  dlstitscheh  tätät- 
nditi.    XrlMkgen*  1811. 

(Anm.  1.)  Die  Zeit  kann  und  wird  kottiiaeü,  wo  es  passend  sein  -^M, 
das  femnmte  Privaireabt)  ohne  R^kaioht  auf  die  noch  übliehe  TVednung 
in  röniicheB  und  dcittscbfa  Keoht,  wieder  im  ^tommenUang  in  behanMn. 
Qegenwirtif  aber  aoheia^^  nir  dJiese  Verbindnuf  der  beiden  Dteoijdinen  Hoch 
nicht  rathsam ,  da  wir  rorerst  noch  schärfer  unterscheiden  an4  gei^auer 
sondern  müssen,  bevor  wir  wieder  ric^^tig  verbincten  können.  Der  Begriff 
des  gemeinen  Rechts  oder  yielmehr  die  Erjfiillung  dieses  Begriff  ist  in  unserer 
Zeit  in  einer  offenbaren  Umwandlung  begriffen.  Vor  100  Jahren  galt  daa 
romische  Recht  vorzugsweise  als  gemeines  Recht  von  ganz  Deutschland. 
Beut^  B<^hon  gilt  da^selb^  höchstenff  iil  eitlem  DrittheD'  von  Deutschland 
ofCdell  Joch  als  gemeine«»  Recht,  und'  hi  den  arideHi  2^ivei  Örittthefleh  nur 
nbeh  in  Folg«  seinel*  wisseaschafUich^if  Atitorftfit  nbben  andern  gesetzgeb^ 
iteben  un4  wisiensehaMtefami  Antoritklen:  als  eine  Quelle- das  gemeiwnktji' 
wsoiemen  Bacftta  ]ia  M  mifc  Sidierbait  voranazusehcn ,  dasz  das  rihnis^ie 
Raeht  InnerMb  eina^  neoen  Jakirbunderta  aueh  für  jenea  DritttbeH  von 
Dc^ts^lfi^d  die  Bedeutung^  eines  gemeinen  Reehta  verlieren  wird..  In  desi- 
aelben  Yerhält^z  nun  wird  das  gemeine  deuUche  Recht  wachsen,  aber  a;u- 
gleich  die  römischen  Bestandtheile  in  sich  aufnehmen  und  verarbeiten^  Dann 
wird  allerdings  auch  die  Wissehscliaft^  des  deutschen  Privatrechts  das  ganze 
äechisgebiei  unifassen  müssen,  und .  d'as  besondere  Studium  des  römischen 
äe;6htis^  nur  zur  Vbrt^rdtitng  dafür  dienen. 

(Ai^in.  2^  Yarstaht  man  ,  unter  .  (cUpn  Aufdruck  gemeines  deutsches  Recht 
«nr  da«  ia  einer  einheitlichen  Fom.  (z..B.  einem  Reich»-  oder  Bundesgeaets) 

1* 
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geoffeabarte  Beeht,  so  kann  man,  Ton  dieser  FurwuxbfarsteOfimg  geleitet, 
conseqnent  sa  der  Behauptung  kommen,  daaz  die  Constitutionen  der  Kaiser 
Constantin  und  Justinian  gemeines  Becht  seien,  auch  wenn  sie  nur  in  Meck- 
lenburg noch  Gesetzeskraft  haben  sollten,  und  dasx  die  deutsche  Wechsel- 
ordnung nicht  gemeines  Becht  sei,  ungeachtet  sie  das  Werk  der  deutschen 
Kation  ist  und  in  ganz  Deutschland  gilt  Wenn  man  dagegen  jenen  BegrüT 
wesentHch  faszt  als  das  der  denUchen  Nation  gemehuame  Becht  im  Gegensatz 
EU  dem  Becht,  das  nur  dem  ParUcularUhen  einzelner  Stämme  oder  Länder 
angehört,  so  lösen  sich  Jene  IfiszYerständnisae  leicht  Vgl  über  den  Begriff 
^gemeines  Becht^  WäckUr  gemeines  Becht  Deutschlands  6.  3.  Bruns  in  Ersch 
und  Grubers  Encyklopädie  57.  S.  206.  WindichM,  Pandectenrecht  L  B. 
Düsseldorf  1862.   §•  1- 

Das  Verhiltnisz  des  deoUchen  PrivatreehU: 
I.  Zum  römIfCheD  BeehL 

Viele  dachten  sich,  das  gemeine  deutsche  Recht  erlange  erst  da  Gel- 
tung, -wo  das  rMnische  Recht  schweige,  und  das  Yerhältnisz  sei  folgendes: 

a)  Regel:  römisches  Recht    Ausnahme:  Particularrecht 

b)  Wo   ein  Institut  dem   römischen  Recht  unbekannt  sei,  da  gelte  ab 
Regel  gemeines  deutsches  Recht. 

Diese  Meinung  beruht  auf  Irrtbum  und  Hissverstlndnisz  und  mun 
endlidi  aufgegeben  werden. 

Vorerst  ist  zu  erwägen,  in  welchem  Sinne  und  UnCuig  die  ReeefH^n 
dei  rcmiichen  Bechti  stattgefunden  hat. 

1;  In  der  Blüthezeit  und  während  der  GWtoze  und  Macht  des  deotschan 
Reidies  fand  wohl  die  Idee  in  den  GemfMieni  Zustimmung,  dasi  das 
römische  Reich  in  dem  deutsdien  fortlebe  und  die  Herrschaft  der  Wdt 
von  den  römischen  Kaisem  auf  die  deutschen  Könige  als  ihre  Nachfolger 
übergegangen  sei;  das  öffentliche  und  das  Privatrecht  aber  war  doch  fast 
ganz  national-deutsch  und  nur  sehr  wenig  römisches  Recht  im  eigentlichen 
Sinne  bekannt  und  anerkannt 

2.  Von  dem  XIII.  Jahrhundert  an  wird  von  Italien  her,  auf  dessen 
Universitäten  das  Studium  des  wieder  entdeckten  Justinianischen  Gesetzes- 
werks mit  regem  Eifer  beirieben  wurde,  einige  Kenntniai  des  römischen 
Rechts  auch  in  Deutschland  verbreitet  Der  SachaeDspiegel  zwar  ist  noch 
völlig  rein  von  diesem  neuen  Binflusz,  im  Schwabenspiegel  und  in  den 
folgenden  RechtsbQchem  aber  beachten  wir  die  steigende  Autorität  der  rö- 
mischen „Meister"'.  (§.  7  B.  2.)  Freilich  nicht  in  dem  spätem  Sinne, 
dasz  das  ganze  Corpus  Juris  Geltung  erlangte,  sondern  nur  so,  dasz  jene 
Autorität  in  einzelnen  Fällen  angerufen  und  geachtet  wurde,  und  die  her- 
gebrachten Institutionen  mit  Rücksicht  auf  die  römische  Jurisprudenz  einige 
Abänderung  oder  Umbildung  erlitten.    (1 — 3.)    Der  nationale  Charakter 

I.  Sehwmbentphgtl  Laodreeht  (Wackeniagel)  1:  darumbe  wil  iMo  aa  4laeai 
baoche  Idrca  alle  die,  die  gerihtes  pflecien  «ollen »  wie  si  le  reble  rlhtan  attlto 
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4»  Rechts  war  noch  so  sehr  Qberwfegend,  dasz  dem  fremden  EinfluiX 
mir  eine  ModifieaHon  des  herkommliehen  Rechii  zQgeschri€l)en  werden  kann. 
3.  Seit  der  Mitte  ond  noch  entschiedener  seit  dem  Ende  des  XV. 
MirhoDderts  wendet  sich  die  jonge  deotsehe  Wissenschaft  mehr  mu)  mehr 
dem  Stodiom  des  römischen  Rechtes  zn,  nnd  die  Erforschung  nnd  wissen- 
scteftlicbe  Fortbildung  des  einheimischen  Rechtes  wird  ron  den  Rechts- 
geMirten  gUizlich  vernachlässigt  Die  auf  den  italienischen  nnd  französi* 
fchen ,  dann  anch  anf  den  deutschen  Universitäten  gebildeten  Doctoren  der 
Reckte  vertreten  in  der  Wissenschaft,  in  den  Rfithen  nnd  in  den  Gerich- 
ten Torzngswelse  die  Aotoritilt  des  r<ymisdien  Rechtes,  wie  dasselbe  nfiher 
in  dem  Carpue  Juris  geschridien  war  nnd  von  den  Glo$$aioren  nnd  der 
Sehwie  damals  verstanden  würde.  Der  Widerspruch  der  nngelehrten  Bitter 
und  Schöffen  (4.)  war  ein  ungenügender  Damm,  die  abweichenden  6e- 
wohidieiten  der  Bürger  aber  und  vorztiglich  die  der  Bauern  wurden 
grooenlbeils,  soweit  die  Macht  der  Gelehrten  reichte,  miszachtet  In  dem 
1495  gegrCIndeten  ReichskamnKn*gerichte,  w^hes  angewiesen  wurde  >  nach 
„ist  Reiche-  «mm(  gemeinen  Rechten  zu  sprechen^  (5.  6.),  hatten  die  Doc- 
toren das  üebergewicht  der  Intelligenz.  Das  national-deutsche  Recht  wurde 
zwar  weder  aufgeholfen  noch  ausgeschlossen,  sondern   war  in  jenem  Aus- 

Idtes  wllIeD,  als  mtDic  Mliger  man  die  Id  der  alten  6  uode  ia  der  aiawen  #  rihter 
wlree  and  also  haot  Kerihtet,  dat  sl  mit  ir  geHhle  die  ewigen  rreude  hint  besexen. 
1.  Ehtmim  e.  4  Zasats:  onde  dammbe  beixet  diti  booeb  dax  iantrebt  baocb, 
fidt  du  ein?  dif  rebt  die  bie  an  gesebriben  sint,  das  diu  vber  alliv  lant  rebt  vnde 
gewer  sint  nab  gesribenem  rebte  In  etwa  nab  der  guolen  gewonbeit  von  den  keysern 
fB6  fon  den  bangen  erworben. 

3.  Reiehsabwchied  fon  1432:  da  gf|[Dndet  and  fargelegt  wurden  groxx  gebrecben, 
die  edel  and  anedel  ?on  des  keysers  bofgeriebt  beten  and  lidfn,  wan  von  alter  ge- 
wonbeit oll  and  dftke  danot  ungHicb  garicbtet  und  «rtailt  ward;  and  amb  soleb 
gebreeb^n  —  komen  über  ein.  ~  dax  man  fürbatx  vor  des  kaisers  Hofgeriebt  aller 
OMiioicIicben  riebten  sulle  nacb  kunig  und  keisern  ««iner  vorfare  an  dem  romischen 
riebe  gesetxen  und  Ire  gesebriben  rechten.  (Unter  Ludwig  dem  Bayer,  der  selbst 
ein  deutoebes  Recbtsbucb  sammeln  Hess.) 

4.  Bmehwerdtn  der  Bmi§tUeiun  HiÜBrgehmfi  ?on  1499.  In  ifldfcibus  intolera- 
biHa  error.  Nob  rnim  ellgantor  Judices  more  antiqoo.  sed  muUi  Juris  Roauni  pro- 
fi^ssores,  pauci  magistratos,  nobiles  atque  proviucialrs.  —  Cum  Jus  municipale  ser- 
Tsndum  Sit,  et  antique  consuetudines  pro  legibus  habende  sint,  6t  ut  multa  bis 
f oDtraria  flinf,  unde  deceptionfs  errores  et  turbe  oriuntur.  Uli  enim  Juris  professores 
■oetrara  moren  ignorant,  nee  etiam  si  sciant,  Ulfs  nostris  consuetudinibus  quicqaam 
tfitouf re  fohmt. 

6.  Ordnung  des  HammergtriekU  von  1495  S-  3.  Item  die  all  (Kammerricbter 
ond  Beisitser)  sollen  —  xu  den  Beyligen  schweren,  —  nach  des  Reychs  und  gemeinen 
Rerhten,  auch  nach  redlichen,  erbam  und  leydiichen  Ordnungen,  Statuten  pnd  Ge- 
wenbryten  der  Parstentbomb,  Herrscbafflen  und  Gericht,  die  für  sy  bracht  werden, 
defli  bobea  «od  dem  nydeni  —  gleich  xu  riebten. 

6.  B9kk9h0frmHu9rdnmng  I.  %.  16.  Unser  Prlsident  und  Reichsborrithe  sollen 
—  die  Wablkapitulation,  Reicbsabscbied  —  wie  auch  Jedes  Stand«,  Lands,  Orts  und 
Gcricbts-Pririlegia,  gute  Ordnungen  und  Gewohnheiten,  und  im  Maogel  derselben 
die  Kayserlicbe  Rechten  ond  reehtmiszlge  Obserratione s  and  Gebrauch  in  acht  nehmen. 
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d^cke  inbfgpOvn«  Aber  die  gelehrten  Richter,  ktonten  9^  wchi  fOim 
ui^d  achteten  es  ^etüg^  am  ehesten  noch,  wenn  es.  sich  unter  rönuscben 
\V9rten  verbürg. 

4.  AUmäblich  ging  $0  durch  die  Wfstenwhaft  und  die  von  ihr  geleitete 
Gerichi$praxi$  die  Keceptiot^  des  rörmchen  tUchtet  als  eines  gesieiaen 
Reichjtes  vorzüglich  seit  dem  XVI.  Jahrhunderte  vor  sich«  Man  fing  an  das 
rOn^ischo  Kec^t^i^icht  blosz  als  wissenschafilicke  AmlorMl  und  als  das  Adc^ 
gtt^mßff  w[t^^ver^ünfiige  Rfecht  (ratio  scripta)  zu  heaphten  und  zu  verehren, 
son4^n  4^  (f{eHtzgebung  JuUinians  eine  legale  A^toriUU  zuzuschreiben» 
wiei  wenp  dei;  griechische  ^ajser  sie  für.  da«  zukünftige  deutsche  Reich 
efli^s^,  o4ei:  ößT  deutsch-rOrnische  Kaiser  und  das  Reich  sie  ak  deujtaches 
Rejctisgf^  (le:i^  scripta)  verkündigt  hitten.  Ip»  XVL  und  basiNsders  in 
XVkllr  i^lirhupderte  erreichte  diese  blinde  und  knechtische  Unterwürfigkeit 
der  Ge;*jcl^t^  unter  ein  fremdes  Geset^ueh,  welches  dem  Volke  selbst  schon 
ujp,  sqiiier  3pr^^<^  willen  unbekannt  blieb,  den  tiefsten  Crad.  Ks  kam  so 
wqit»  dai^  es  in  manchen  Beziehungen  zwei  Rechte  gab,  i)  ein  geUkrtu 
in  dfn  Gericiusstuben  gHttnde$,  nach  wekbem  die  Parteien,  wenn  sie  das 
IJnglürk,  eines  l^rocesses  hatten,  gerichtet  wurden,  das 'sie  aber,  wenn  sie 
sejber  i^if^bt  geehrte  BilduKi\g  hatten,  nicht  vor  dem  Procesz  kannten  und 
häufig  auch  nach  demselben  nur  in  seiner  Macht,  aber  nicht  in  seinem 
Geist  und  Zusammenhang  verstanden,  das  überdem  nur  in  lateinischer 
Spr^cjie  ajosgedrOckt  war;  und  2)  ein  in  der  Volkssitte  und.  in  dem  ein- 
gewurzelten  und  herkömmlichen  RechtsgefüUe  des  Volkes  begründetes 
und  in  den  realen  Verhältnissen  friedlich  fortlebendes  den  BetheiUgitn  rer- 
itändliches  Volksrecht,  von  dem  die  Richter  nichts  wuszten  noch  wissen 
wollten.  Die  allmdblicbe  Aufnahme  des  römischen  Rechtes  hat  zwar  auch 
auf  das  Volksrecht  einen  fort-  und  umbildenden  Einflusz  geübt,  aber  lange 

•  nicht  in  so  groszem  Umting,  wie  eine  pedantisch  betriebene  Wissenschaft 
vorauszusetzen  schien. 

5.  Seit  der  Mitte  des  XVIII.  Jahrhunderts  und  vorzüglich  im  XIX. 
Jahrhundert  nimmt  eine  entgegengesetzte  Richtuni.  an  Stärkf)  und  Erfolg 
zu.  (7»)  Die  k(^  Autorität  des  Corpus  Juris  ward  in  grossen  deutschen 
Staaten  (in  Prettizm  und  Oeiterreich)  durch  die  Gesetzgebung  aufgehoben 
(8.  9.)   und  überdem  durch  die  Foitschrilte  der   Wissenschaft  beschränkt 

7»  CQife^  Afaximitiaiteui  ßavaricu»,  h  %  S*  ^*  ^^  röa4«cbe  Bachd  wel  li€« 
zwar  ursprünKlich  nur  den  Bömpm  gegeben,  hernach  aber  auch  in  andefu.oml  soih 
derbar  in,  TeulscbUnd  und  hiesigen  Landen  eingeführt  word?n.,  soU  io  Sacheo. 
weirbe  etwano  dunh  einheimisches  Becbi  nicht  genug. beaUnunt  sind,  auf  schick- 
liche and  ihonUche  Weise  tur  tiüife  gebraucht  werden. 

8f  ßy^ährumgspmttni  das  fr^iutjuchen  GetfiMmck^  £.  1:  Dias  gagepwarti«e 
Geaetibuch  soll  an  die  Stelle  der  in  Unserea  Uindea  bisher,  autigeaasmAB  gaare9ei»n 
Römischen,  g^meineo  Sachseo-  uad  andrer  fremdeo  subsidiariicheo  Rechte  und  .Ge- 
seUe  treten. 

9»  Vtrkündignng  des  ötUrrtUhUehtn  OcMeizbuchM  t  Dadurch  wird  das  .bis  Jetsi 
aogeoomiceiie  genieUie  Recht  —  ausur  Wirksamkeit  g^setit. 
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(h)d  ersckOttert.  Die  RechtiphUosophie  und  Rechttterghichung  ^hüRt  die 
Wahrheit,  dasz  wenn  auch  das  römische  Recht  anerdings  eine  wtthiitorische 
mä  bleibende  Bedeutung  habe,  doch  nicht  dem  ganzen  Inhalt  des  Corpus 
Juris  för  aBe  Zukunft  das  Ansehen  eines  geschriebenen  Vemvnftrechis  zu- 
gfstaoden  werden  dürfe.  Die  hutorische  Erkenntnisz  des  Rechts  lehrt  das 
römische  Recht  in  antiketn  rämiichen  Geiste  yerstehen,  und  indem  sie  Tiele 
MiszrerstAndnisse  der  Glossatoren  und  der  ihnen  nachfolgenden  Praxis  adf* 
deckt,  zeigt  sie  zugleich»  wenn  auch  zuweilen  wider  Willen,  wie  grosz 
(fie  Kluft  sei  zwischen  dem  reinen  römischen  Rechte  und  dem  RcchtsgefOhl 
ond  Rechtsbedflrfoisz  der  Gegenwart,  und  wie  unnatOrlich  es  wire,  die 
Unnem  IrrthOmer  der  frOhern  Romanisten ,  i«  denen  oft  ein  Stttck  wahren 
einheimtschen  Rechtes  eingeschlossen  und  ^vifTborgen  war,  zu  zerstören 
ond  den  Hauplirrthum  der  legalen  Autoritttt  des  Corpus  Juris  und  der 
neuen  EinfQhrung  eines  an^ken  Rechtes  aufrecht  zu  halten.  Die  neue 
Wissenschaft  des  dtuttchen  Primirtckis  en^ich  wächst  auf,  lehrt  das  noch 
im  Leben,  mehr  ah  mau  lange  wuszte,  fortgepflanzte  nationale  Recht 
wieder  erkennen  ued  ehren.  Und  beachtet  nftft  Aufmerksamkeit  die  Fort- 
entwicklung <ies  Rechts  im  Zusammenhang  mit  dem  modernen  Veriiehr 
ond  moderner  Lebensweise.  Die  Wiümt^iaft  wirkt  hinwieder  auf  die 
ffoam  und  die  Getitzgtbung  ein:  und  wir  sehen  auf  die  frühere  aUmäh^ 
Ikke  Reeeption  des  römischen  Rechts  (^10.)  eine  aUmäMiche  Äusscheidmig 
und  Zmrüdcdrängung  der  fremdartigen  und  u/npetHendtn  Bestandtheile  des- 
selben folgen ,  und  damtt  &it  Wiederbelebung  und  Enteit^rung  des  natio- 
soim  ond  modernen  Rechts  Hand  in  Hand  gehen.  Diese  Richtung  nimmt 
Dnreitennbar  zu  und  hat  ihren  Höhepunkt  noch  nicht  er;-eicht. 

6.  Ceber  das  jetzige  Verhältniss  des  deutschen  Rechtes  zum  römischen 
fassen  sich  daher  folgende  Sätze  aussprechen : 

1)  Eine  Vermuthnng  für-  die  Anwendbarkeit  des  römischen  Rechtes 
beüeht  nicht. 

%)  Dem  Corpus  Juris  kommt  fitc^(  die  Bedeutung  eines  für  Deutsch- 
land erlassenen  Gesetzbuches  zu. 

3)  Bei  jedem  Institute  ist  vorerst  zu  untersuchen,  ob  es  wirklich  in 
der  romi$chen  Fassung  recipirt  worden  sei.  Die  Reeeption  ist  nicht  dberaH 
gleichmäszig  vor  sich  gegangen,  und  auch  nicht  in  allen  den  Fällen  zur 
Wahrheit  geworden,  wo  die  Theorie  (wie  z.  B.  in  der  Lehre  von  den 
Pecufien)  eine  Zeitlang  darüber  einig  schien.  Nur  wo  die  Reeeption 
icirkUch  stattgefunden  hat  oder  wo  sie  auszerdem  darum  begründet  erscheint, 
weil  die  Lehre  des  römischen  Rechta  mit  der  Natur  der  Sache  üherein- 
itimmt^  und  als  eine  Oflenbarung  des  gemeinen  menschlichen  Rechts  betrach- 
tet werden  kann ,  hat  dasselbe  noch  auf  Geltung  Anspruch. 

10.  Th8f%.  1.  O.  S.  16«l:  Das  rtHhftche  Üeebt  ist  däroh  AnnfendaDg  unser 
tecbf  ^trordeu;  Der  Zuttand  der  VedepUo'n  IstlLeiB  ferüger»  wie  er  es  auch  nie 
1^,  Dfcb  forlwiWen^wird  recipirt  und  ausgestosin. 
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4)  In  Tiden  Fallen  ist  nnr  scheinbar  römisches  Recht  recipirt,  io 
Wahrheit  ab^r  das  einheinUsche  Recht  in  der  Darstellung  des  römischen 
Rechts  untergebracht  und  In  die  Terminologie  der  Römer  eingeUeidei 
worden.  Unter  dieser  Voraussetzung  musz  man  sieb  davor  hüten,  jenes 
scheinbar  römische  Recht  durch  das  besser  erkannte  reine  römische  Recht 
zu  verdrängen  und  eher  das  unpassende  römische  Kleid  durch  etil  passen- 
deres deutsches  ersetzen. 

5)  Auch  da  ist  das  römische  Recht  nicht  mehr  anzuwenden,  wo  das- 
selbe zwar  eine  Zeitlang  aufgenommen,  aber  durch  die  Geatxgebvng  oder 
durch  die  neuere  Rechlebüdvung  Oberhaupt  toieder  verdrängt  worden  ist 

Im  allgemeinen  lAsst  sich  sagen:  die  Anwendbarkeit  des  römischen 
Rechtes  bleibt  da  gesichert,  wo  dasselbe  ultgemeiH  memehUehe  mmd  bleibende 
ReehUtDohrheiten  geoffenbart  hat,  nimmt  aber  da  ab,  wo  das  Ansehen 
desselben  nur  auf  den  IrrthOmern  der  Wissenschaft  und  der  Beschrinkt* 
licit  der  Praxis  beruht  Im  einzelnen  kann  man  übersichtlich  behaupten: 
Auf  dem  Gebiete  des  Personen-,  Familien-  und  des  Sachenrechts  herrscht 
das  deutsche,  auf  dem  des  Obligationenrechts,  mit  Ausnahme  des  Handeb- 
rechts» welches  grösztentheib  modern  enropSisch  ist,  das  römisoke  Recht 
vor.    Das  Erbrecht  ist  sehr  gemischt  aus  beiderlei  Elementen. 

*  Thöl  a.  a.  0.  S.  25  und  69.  —  A.  Ihering,  Geist  des  römischen  Rechts. 
2  Bände.  Leipzig  1852  u.  1858.  —  C.  A.  Schmidt,  der  prindpielle  Unterschied 
swischen  dem  Tömiochen  and  germanischen  Recht  1.  Band.  Sdiwerin  1853. 
^  G.  Lins,  Ueber  die  geschichtliche  Entstehung  des  Rechts.     GreiHiw.  1854. 

—  Esmareh^  Römisches  and  germanisches  Recht  in  d.  allg.  Monatssch.  Dec  1853* 

—  Ifitntu,  Das  römische  and  dentsche  Recht  in  der  Gegenwart;  in  der  Krit 
Ueberschaa  IL  Nr.  7.  —  vgL  anch  Bluntsehli^  der  bayerische  and  der  sächsische 
Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbnchs  in  der  krit.  Vierteljahrsschr.  1861  S.  420.  — 
V.  Hahn^  Die  materielle  üebereinstimroung  der  römischen  und  gerroaniscbeu 
Recbtsprincipien.  Jena,  1856.  —  R,  Stinxing^  Ulrich  Zasius,  ein  Beitrag  zur 
Geschichte  der  Rechtswissenschaft  im  Zeitalter  der  Reformation,  Basel  1857,  und 
dazu  Bltmt*chti^  in  der  Krit  Ueberschaa  VL  Nr.  4.  —  Schaffner,  das  römische 
Recht  in  Deatscblard  während  des  XL  und  XIL  Jahrhunderts.  Erlangen  1859. 
Eine  historische  Uotersuchnng  über  die  Reception  des  römischen  Rechts  in 
Dentschlaod  in  der  aweiten  Hälfte  des  XVten  und  im  XVIten  Jahrhundert  wäre 
eine  ?rürdige  Preisaufgabe  für  eine  Akademie.  Es  ist  das  erfreulichste  Zeichen 
und  Ergebnisz  der  Fortschritte  unserer  gegenwätigen  Rechtsforschung,  dasz  der 
vor  einigen  Jahrzehnten  noch  sekr  heftig  geltend  gemachte  Gegensatz  von  Ro- 
manisten und  Germanisten  heutzutage' als  bereits  überwunden  angesehen  werden 
kann ;  beide  fühlen  sich  als  dmUche  Jutistm  mit  der  Aufgabe  dnUiches  Recht  zu 
lehren,  anzuwenden,  zu  schaffen;  dem  römischen  Recht  ist  dabei  seine  Fortdauer 
gesichert  sofern  es  deutsches  Recht  geworden  ist  Lehrer  des  römischen  Rechts 
wie  Arndts^  Wind»chfid^  Itrtns,  bestimmen  das  Verhältniss  des  fremden  zu  dem 
einheimischen  Recht  in  einer  die  Ansprüche  des  letzteren  im  Ganzen  sniHeden* 
stellenden  Weise;  im  Einielnen  freilich  bestehen  noch  Keinnngsrerachiedenheiten 
▼on  groszer  Tragweite;  wenn  i.  B.  fVindschdd^  welcher  sonst  nnserer  Anffas» 
sung  am  nächsten  steht,  behauptet,  das  römische  Recht  sei  ak  Ottnaes  raeipirt 
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»oideiL»  aad  Mertiu  folgert,  Jed«r  8ate  desselbaii  fd  00  lange  ittr  «nwendbar  za 
^  btlteO)  bis  sich  besondere  Gründe  gegen  seine  Anv.cndbarkeit  ergeben  (L  c, 
^2  3.  5X  so  ist  dagegen  zn  bemerken,  dssz  gegen  'iese  Annahme  des  fremden 
Rechts  als  eines  Ganzen  gerade  in  der  Zeit  der  Rer  ption  Ton  Schöffen  and  Par- 
teien sehr  lebhaft  protestirt  nnd  dasz  das  ,,gemeine  kaiserliche^^  Recht  nur  snb- 
ridisr,  hinter  dem  deutschen  gemeinen  oder  local'^n  Recht  recipirt  worden  ist, 
90  (lasx  die  Vermuthung  nicht  fUr  Gültigkeit  des  fremden  Rechts  in  erster  Li- 
nie spricht ;  (vgl.  Btfeler^  Volksrecht  und  Juristenrecht  S.  99  f.  —  Reygeher^  Zeitschr. 
ffirD.  Recht  S.  373f:  — LftVl,  civil.  Studien  L  S.  12.)  Eine  Präsumtion  spricht 
weder  iükr  noch  wider.  Der  Richter  liat,  wenn  *dasParticulargesets  eine  Bestim- 
■ung  lllr  den  FUl  eathldt,  natürlich  diese  anzuwenden,  mag  sie  dentsdi  oder 
TtmoBch  sein.  Fehh  eine  solche  Bestfanmnng  und  gahtet  das  fragliefae  Inatitsi 
dem  deatehen  Reeht  an  und  ist  dem  römisehen  Recht  vöUig  unbekannt  (1.  B. 
Erbvertrag),  so  darf  er  es  nicht,  wie  früher  geschah,  daÜBch  um  desawillen,  dasz 
es  nicht  im  Corpus  juris  steht,  als  nichtig  behandeln^  sondern  muss  es  nach 
deutschem  Recht  beurtheilen,  sofern  das  Institut  nicht  particularrcchtlich  unter- 
sagt ist  (wie  z.  B.  häufig  die  Einkindschaft).  Gehört  das  Institut  beiden  Rechten 
(KauO  oder  auch  ursprünglich  nur  dem  römischen  Recht  an  (Testament),  so  darf 
der  Richter  in  Ermanglung  particular  gesetzlicher  Bestimmung  nun  nicht 
ohne  weiteres  das  römische  Recht,  wie  es  im  Corpus  juris  steht,  anwenden^ 
sondern  römisches  Recht,  wenn  überhaupt,  tn  jener  Gestalt  und  mit  jenen  Mo 
^fieationen,  wdche  es  bei  der  Reception  oder  seither  erhalten  hat.  Oft  abei 
wird  in  acriehem  FaU  gar  nicht  römisches,  sondern  deutsches  Recht,  partienla 
res  Gewohnheitsrecht  oder  gemeines  deutsches  MvaArecht  zur  Anwendung  zu 
kommen  haben. 

§.4. 

IK  yerbiliniss  ra  andern  fremden  Eechlen. 

1.  Das  canonische  Recht  ist  später  entstanden  als  das  römische,  aber 
froher  als  dieses  in  Deutschland  anerkannt  worden,  (1.)  im  Zusammen- 
hang  mit  der  von  Rom  aus  geleiteten  kirchlichen  Verfassung  und  Lehre. 
Auf  rönfriscbrechtlicher  Grundlage  aufgerichtet,  hat  es  doch  vielfach  die 
germanisclien  Rechtsansicbten  des  Mittelalters  berücksichtigt  und  sich  den- 
selben angeschlossen.  Im  Mittelalter  wurde  die  Herrschaft  desselben  über 
seine  natürlichen  Gränzen  hinaus  erstreckt;  durch  die  Reformation  aber 
seine  legale  Autorität  für  die  protestantische  Bevölkerung  aufgehoben.  Die 
neuere  Zeit  hat  die  Tendenz,  scharfer  zwischen  Kirclilichem  und  Welt- 
Kchem  zu  sondeiHt  die  Geltung  des  canonischen  Rechts  nur  innerhalb 
des  rein  kirchlichen  Bereiches  zuzulassen,    und  alle  privatreehtUchen  Ifuti- 

1.  SchwaSetupie^i  k:  unde  stsi  outli  an  discm  buocbe  keiaer^slabte  lantreht 
■ocn  lihenrebt  noch  urteil  —  wan  als  ez  von  rehte  von  römischer  pfahte  her  ist 
komen.  unde  als  ez  die  pAbeste  ze  iren  concylien  üf  habcnt  gesazt,  Tnde  die  keiser 
«Ode  die  kflnige  te  ihren  hüven ,  unde  als  die  Meistere  durcli  Ir  liebe  Az  decrAlen 
«nde  nz  decrt taien  babent  gezogen  unde  gesezet  unde  gemacbet  hAnt,  Wan  te  den« 
adbm  zweien  buocben  nimt  man  allhi  din  rebt  die  grisUicb  sint. 
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tute,  auch  wenn  dieselben  a'ne  religidse  Seite  haben,  wie  die  Ehe,   darch 
die  Blaatliehe  Gesetzgebung  zu  ordnen. 

2.  Die  Bedeutung  des  UmgobardtBehm  Rechts  fSr  das  Lebenswegen  ist 
nun,  wie  dieses  selber,  groszentheils  veraltet. 

3,  Eine  gröszere  Bedeutung  haben  andere  neuere  Rechte  fremder  Nafid- 
nen.  Es  Idszt  sich  nicht  verkennen  dasz  die  moderne  Rechtsbildung  der 
christlichen  Nationen  in  Europa  und  Amerika  in  einem  inoem  Zusammen- 
hange steht  Diese  Rechte  aller  haben  in  römUckefi  und  in  germaniKhen 
RechUideeB  und  Instituten  gi^meinsame  Wurzeln,  und  indem  sie  mit  den 
Bedttrinissen  der  Jahrhunderte  fortscbreftend  die  Verhältnisse  menschlich 
nehmen,  auch  einen  gemeinaaflien  memekUchen  Charakter«  Diese  Gemelli* 
sdiaft  der  Rechtsbildung  wird  zuerst  im  Bamdekrechi  offenbar,  aber  zeigl 
sich  auch  in  manchen  andern  privatrechtlichen  Verhtitnissen.  Das  beson- 
dere Nationale  der  Entwicklung  Erscheint  dann  dieser  modernen  mensch- 
lichen Gemeinschaft  gegenüber  ganz  ahnh'ch  wie  die  pariiculAre  Rechtsbil- 
dung gegenüber  der  gemeinen  deutschen.  Auf  das  deutsche  Recht  hat  in 
dieser  Beziehung  vorzQglich  das  nahe  verwandte  französische  Recht  ein^ 
erheblichen  Einflusz  geübt  Diese  Einwirkung  aber  gkichzeitig  lebender 
Rechte  des  Auslandes  musz  von  der  Wissenschaft  des  deutschen  Privatrechts, 
welche  die  ganze  moderne  Eortbiklung  unseres  Rechtes  umbszt,  mit  ia  dea 
Bereich  ihrer  Forschung  und  Beachtung  gezogen  und  darf  keinen  andern 
Disciplinen  Hberlassen  werden. 

S-5. 
III.  Verbiltnisi  in  den  ParticaUrrechteD. 

Es  ISszt  sich  sehr  oft  nicht  sagen:  Bis  hieher  gemeines  deutsches,  yod 
da  an  besonderes  Particularrecbt  Der  Gegensatz  ist  ein  flieexendery  ond 
häuGg  ist  jenes  iu  di^'sem  uud  dieses  in  jenem.  Es  erklärt  sich  das  ans 
dem  Charakter  des  deutschen  Rechts.  (§.  2.) 

Das  gemeine  deutsche  Recht  ist  daher  nicht  immer  ein  einheiüichei^ 
und  ghichgeitaltiges,  sondern  nimmt  in  den  einen  lindem  diese  und  in 
anderen  jene  Gestalt  oder  Farbe  an.  Eben  so  wenig  ist  seine  Ausdehnung 
überall  eine  gleichmiUzige.  Sein  EinOusz  und  seine  Anwendbarkeit  reichen 
in  den  einen  Ländern  weiter,  in  den  andern  sind  sie  beschrankter.  Ferner 
ist  sein  Verhältnisz  zu  den  verschiedenen  Particularrechten  ein  verschiedenes. 
Die  einen  sind  in  höherem  Grade  von  seinem  Geiste  eingenommen  und 
beherrscht  und  fördern  hinwieder  sein  eigenes  Wachsthum  mehr  als  die 
andern.  Ueberdem  ist  der  Zusammenhang  und  die  Wechselwirkung  des 
gemeinen  und  des  particularen  Rechtes  je  nach  der  Art  der  Institute  hier 
gröszer  und  reicher,  dort  geringer  und  spärliclier.  Zuweilen  ist  das  Par- 
ticularrecbt JE^ner  Stadt  —  wir  erinnern  an  Lüt)eck  —  für  das  gemeint 
Bedii  wichtiger  geworden,  ak  das  mancher  deutscher  Länder  zusainmeii- 
geaommen. 
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Zweites  Capitel. 

Von  den  EechtsqueUen. 

§.6. 

I.    Das  Gewohoheitsrecht  (Volk8rech(). 

Die  Slteste  Pdirm,  m  welcher  das  Recht  eiiennbar  zu  Tage  tritt,  M 
dte  GewakMheiL  (1.)  Aiiftnglich  ist  ful  alle  AechtsbilchHig  junger  Völker 
gewohüMtsreehtKch;  und  zie  geht  unbmu$Mt  vor  8ith.  Üinftch  wie  ja  auch 
ifl  der  Kindheit  der  Mensohen  .  da»  unlbewiiszte  Seden  leben  vorberrseht 
Die  nalttrMchsle  FcNlbildaaig  dea  Ptjv«traithla  geacbieiit  ebenso  durch  da» 
Gtwa^nkeitsrecht  Es  erwftehst  gleielKani  aus  den  thatsAehHchen  VeAMl^ 
nttsert.  In  welche 'Personen  zti  den  Saotwii  und'  m  einander  kommen,  und 
scbHeszt  sich  an  diese  an^  indem  es  als  deren  sittliche  und  feste  Ordnung 
sichtbar  wird. 

Das  Gewohnheitsrecht  beruht  nicht  auf  dem  WMe«  des  Gesetegebers 
noch  auf  dem  Willen  des  Volks,  wie  denn  Oberhaupt  das  meiste  Privat* 
recht  nicht  durch  den  Wüim  der  Menschen  erzeugt  wird.  Die  Gewohn- 
beü  gilt  vidmehr  nur  insofern  als  RechtsqoeNe»  als  sie  nicAjt  wilikürHch 
erscheint,  als  sich  in  ihr  die  höhere  Autorität  des  Solime  kund  gibt. 

Zw«  Momente  mUssen  zusammestpefiR»,  damit  in  Form  der  Gewohn- 
bett Recht  gebildet  werde,  ein   reo/es,  leUfHchei  und  ein  ide&Us,  geütigee. 

1.  iias  reale  Moment  zeigt  sich  in  der  Offenbarung  der  Gewohnheit 
sdbst,  d.  h.  in  dem  sichtbaren  Erscheinen  derselben  in  gleichartigen 
Rechtshandlungen  und  Geschäften  oder  in  der  festen,  Natur  der  Auszeru 
Varhähniaae.  (Natur  der  Sache,)  Daa  „Berkmnmen''  weist  auf  alte  un- 
Tordenkliche  Tradition  hin,  die  Observanz  überdem  innerhalb  eines  engem 
Kreises  oder  Standes,  (2.  3.)  die  ,JItbun^'  (usancej  dagegen  auf  näher 
fixende   Aeuszeruogen  der  letzten  Vergangenheit,   welche,   zumal   wenn 


1.    SmhwmSmspitgei  40:   K«at  gewMilMii  isi  ala  go«!  als  gesckricAia  rebt. 

%  Smotgmr,  System  I.  S«  ^'  Observaoa  baielchnet  nur  das  parlicullre  Ge- 
wohnheitsrecht einer  begrinzten  Classe  von  Personen,  z.  D.  eineabcatmimtcu  Standes 
oder  aaeh  der  MHglieder  einer  Corporation« 

3*  Krfc.  de«  Ob.-Appell.-Ger.  X.«^cA  in  Sbuftri*  Archi?  IV.  94<  Ein  ertiu** 
lecBdea  Btispiei.  daM  da,  wo  ein  Goatraotaverhiilniia  besieht,  auf  das  Hcrkömmilche 
iMdObsarvanniMigeToriuglieheRüekoloht  genogampu  wird,  geben  die  Lebenhofs^ 
Observanzen  an  die  Band,  als  welche  bekanntlich  in  den  das  ppivatrarhftlioba  Ver- 
haiuiisz  zwischen  dem  Lebeaberrn  und  dem  Vasallen  betreifenden  Ponkien  nkht  nur 
TOT  dan  ailgemoinen  LebensgeseUen,  sondern  auch  vor  den  nicht  bestimmt  prohi- 
büiven  TerritorialgeaetBen  den  Vorzug  haben.  (In  eiae«  Praceai  abenttia  Becbt  des 
ailcslaa  Banefnaobna  als.  Maier  In  da»  Gut  la  aaecedirenO  Oagegtnf  wand»  im  Ver^ 
bütnlsz  veaHardleaera  s»  ihrem  DkasthermeiasaitBlMiaohMigadenkltabeslebcnAea^ 
Berkommcn  ala  alcht  roöglieb  ausgaspratbaa  (T»>  rom  Qb.-AppflU.-Gaf.  ßThiiadtm' 
in  5ei^^/>  Archiv  XIIL  Nr.  1;  aber  dta  Cnttraehied  Uns  Btrkoromana' von  der  ua*<' 
TOfdenklichen  Veitfirang  s.  ebtndatl  JIY*  Mr^  193^ 
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neue  Verhflltnisse  sich  gebildet  haben«  «nter  Umstanden  wie  jenes  auf 
Beachtung  und  Geltung  Anspruch  haben.  Eine  bestimmte  Zahl  Ton  Fallen 
oder  eine  bestimdite  Zahl  von  Jahren  Iftszt  sich  nicht  angeben  (4.  5.); 
vielroehr  sind  die  umstände  nach  yemQnftigem  Ermessen  zu  prüfen. 

2.  Das  ideale  Moment  ist  das  Geßhl  oder  BewuizUein  rechtlicher 
Geltung,  sei  es  im  Volke,  wenn  die  Gewohnheit  eine  aügemeiney  sei  es 
unter  einzelnen  Gassen  der  BeTdlkerung,  z.  E  den  Kaufleuten,  wenn  sie 
eine  beiimdere^  einem  engeren  Lebenskreise  oder  Berufe  angebörige  ist 

Die  Gewohnheit  musz  eine  ^e,  d.  h.  nicht  unsititiehe,  uad  eine 
vermmfli§e  sein.  (6—9.)  Darüber  aber,  was  gut  und  yernünftig  sei, 
entscheidet  nicht  die  individuelle  Ansicht  des  vieHeicht  ^hArfer  bückenden 
Ridilers,  sondern  die  gemeine  MeinuDg  des  Volks. 

Der  Richter  sollte  das  Gewohnheitsrecbt  kennen.  (10.)  D«  ihm  aber 
bei  unsern  CultunEUstAnden  und  unserer  Gericfatsverfusung  solche  Kennt- 
nisz  oft  abgeht,  haben  die  Parteien  ein  Interesse  und  ein  Recht,  ihm  das- 
selbe zu  weisen  und  Uar  zu  machen.  Als  HOlfemittel  fQr  diese  Kunde 
dienen: 

1)  die  Ausprägung  des  Gewdinbeitsrechts  in  RecMapriekwSrtem, 

2)  die  Aufzeichnung  desselben  durch  die  Privatarbeiten  der  Rechtskun- 
digen (Beektibüeker), 

8)  die  Aufxekknumg  unter  öfentHeker  Aut^mtäi  ( Weitikämer,  Couiumes), 
4)  Zeugnisie  erfahrener  Männer  und  Beriekte  der  Kundigen, 


4.  Loysei:  Tnst.  Contum.  V.  11.  Une  fois  n'esl  point  Goatume.  ffilUhrand: 
D  R.  8.  Einmal  ist  keine  Gewohnheit. 

6.  Reeki»»prnLh  des  Obertribun.  tu  Beriin,  bei  Senferi  Archir  III.  Nr.  W. 
Die  Beurtheilang,  ob  etwas  häufig  oder  vielfirh  geübt  worden,  fst  sehr  vob  dem 
Gegenstand,  seiner  VcrSndrrlichkeit  oder  SlStigkeit,  sowie  Oberhaupt  von  den  Um- 
ständen abhüngig.  Es  ist  sogar  eine  sehr  herrschende  Ansicht  gewesen,  dasi  schon 
xwei  Fäüe  den  Beweis  einer  Gewohnheit  liefern  können.  Vgl.  T^r.  292,  293, 255.  256; 
aber  auch  XIIL  Nr.  2;  ober  actus  contrarii  ebenda  Nr.  3. 

%.  Schwahtntpiegel  40 :  Guotiu  gewanheit  unde  rehliu  gewanheit  dat  ist  diu« 
diu  wider  8eiatli<ch  reht  niht  enist  unde  wider  gotes  hulde  noeli  wMer  manlicben 
dren  noch  wider  menschltcher  gewixen  noch  wider  menschlichen  triuwen  noch  wider 
die  Säligkeit  der  s^len. 

7.  ßeehiwgpraeh  des  Ob.-4ppell.-6er.  von  Lübeck,  bei  Seuferi  Arehi?  L 
Nr.  307  (vgl.  Nr.  309).  Um  eine  Gewohnheit  wegen  ihrer  Eigenschaft  als  irratlonabilis 
fär  ungttllig  zu  erklären,  ist  keineswegs  hinreirliend,  dast  das  positive  gesebrlebene 
Recht  ein  anderes  Princip  hat,  sondern  Jene  Ungültigkeit  tritt  nur  dann  ein,  wenn 
die  Gewohnheit  an  sich  unmoralisch  oder  gemelnscbädlich  Ist. 

8.  HüUbroMd  D.  R.  9.:  Miszbrauch  Ist  keine  Gewohnheit. 

9.  HäUhramd  D.  R.  10.-  Hundert  Jahr  Unrecht  ist  noch  keine  Stunde  Recht. 

10.  Er  darf  daher  unxweitelhaft  sogar  da,  wo  die  Yerhandlungsmaxime  gilt,  von 
Amtswegen  alle  auch  von  den  Parteien  nicht  vorgeschlagenen  Haifsmittel  anwenden, 
sich  über  die  Biislenz  eines  G)ewohnheitsreehts  tu  versichern,  und  iwar  tdbst  dann» 
wenn  die  Parteien  sich  gar  nicht  auf  ein  solches  berufen  haben  und  ihm  soerst  der 
Gedanke  an  ein  dem  Gesetz  derogirendea  Herkommen  aufgestiegen  Ist  (vgl.  firk.  des 
Ob.-Appell.-Ger.  zu  ffi^thüd^n  in  S^uffn-ti  Archiv  XIU.  Nr*  204). 
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S.7.  D«s  Beehi  der  WiMDMlüft  IS 

6)  die  c4>ri^eiffiehe  Stmetiom  desielbeD  m  Eäktm  ood  GueUm,  wodaroh 
das  Gewohnheiterecht  aber  meistenthefls  in  obrit^seüUehei  oder  Ge^ 
mxewrecht  umgewandelt  wird, 
6)  Ce  genchiUehe  Bekundm«  desselben,  wodurch  dasselbe  zun  Geriehn- 
fAraueh  erhoben  wird. 
*  e.  F.  MStehta,  das  GewdmheitBreoht.    Erlangen  1«^.   1837,  —  IkseUr, 
FoÜEsrecht  und  Joristenrecht    Leipiig  1843.  —  Brinkmaum,  das  Gewolmlieita- 
nefal  im    gern,   CiTilrecht.    Heidelberg  1847. —J.  Fr.  Eisenhart^  Grundeätza 
des  deutachen  Rechts  in  Sprichwörtern.  Leipzig  1792.  —  Rey$eker  in  4*  Zeitsch. 
L  D.  IL  Y.   S.   189  ff.  —  Sachise,  ebenda  XY.  8.  87  ff.    Die  französischen 
lechtBBpriehwörter  (zu   grossem  Thefle  germanischen  Inhalts)  sind  bearbeitet 
mn  Logedy  Inst    coiitnmik>e8.    (Neue  Ausgabe   Ton  ihtpin  und  Läbouiaye. 
H»  Buis  MKw)     Zn  Yorarbdten  für  eine  ähnliche  Bearfodtnng  der  deutschen 
aecktwiffichworter  hat  die  Preisanfgabe   der  Münchner  Juristanfteultät  von 
IttS  angeregt.    Die  yollstftndige  Sammlung  toq  JHeUm  A  Graf  iai  im  Drncht 
iBwisdien   haben  wir  eine  neue  Sammlung    ^Deutsche  Rechtssprichwörter** : 
foa  Dr.  J.  H.  Hillebrand  erhalten.    Zürich  1868. 

(An  m.)  Die  neuere  Physiologie  (Carus)  hat  näher  ermittelt,  mit  welch 
rapider  Schnelligkeit  die  nei^  gezeugte  noch  TöUig  unbewuszte  Menschen- 
atdt  im  Mutterleib  ihren  Körper  baut,  wie  viel  langsamer  mit  erhöhtem 
Waehsthusi  des  gebomen  Menschen  jede  organische  Neubildung  vor  sich  gehe, 
wie  im  reifen  Menschen  nur  noch  als  Erhaltung  des  Körpers  —  nicht  mehr 
ab  Enreitenmg  —  die  fortgesetzte  Erneuerung  des  Orgaaismni  sieh  bewähre. 
tea  analoge  Phasen  Tapffpu  sich  in  dem  Qewohnheitiirecht  i^ach^feisen.  In 
4ff  tnlen  Zeit  entsteht  massenhaft  und  überaus  rasch  m»  gante,  FUUe 
ÜB  Giwekmheiiirecht.  Wie  aber  alle  Verhältnisse  reifer  und  fester  werden, 
so  nimmt  auch  die  productive  Kraft  der  Oewohnheit  ab  und  wird  nur  noch 
in  ctnielnen  neuen  Erscheinungen  (man  denke  an  die  Wechsel  und  an  die 
Aetiengcaellschaflen)  sich  kund  geben.  In  den  übrigen  Lebenskreisen  hat  es 
lar  noch  die  Bedeutung  eteter  Erhaltung  durch  unermüdliche  Erneuerung, 

§.7. 
II.  Das  Recht  der  WissenschaU  (Jurisunrecht). 
Das  Juriiienrecht  ist  für  DeuHcMand  eine  der  wichtigsten  und  ergie- 
bigsten Reehtsqnellen  geworden:  und  nicht  erst  in  neuerer  Zeit,  seitdem 
eine  gelehrte  Jurisprudenz  aufgekommen  ist.  Die  groszen  RecbtsbQcher 
te  MIttdalters  sind  freie  Werke  damals  lebender  Rechtskundiger,  und 
haben  anf  Jahrhunderte  hin  eine  gesetzähnlicbe  Autorität  erlangt.    (1.   2.) 

t.    ßxk^yon  Repgow^    Vorrede  des  Saehsentpiegtl» : 
8ver  sich  rechtes  Tersieit, 
Wem  lieb  veme  leit. 
Rechte  spreche  her  und  vare 
an  rechte  her  nemaDDe  an  spare. 
S?er  buxen  mine  lere  gst, 

her  sprichel  lichte  des  er  loster  hat.  —  , 

S?er  an  disem  Buche 
Trage  rede  suchte, 
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II  ElnleilMigi  Cap.n.>  Voa  den  RvehCsqttelleo. 

W«  Anfaahme  des  rMiiwhefi  Rechtes  In  DeitschlaM  bnd  die  eigenthOtn- 
Kche  Behandlong  des  neaern  FsAdectenrechleii  ist  vornehmlfch'det  Autorität 
der  gelehrten  Juristen  zuzuschreiben.  (8;)  Aber  auch  die  Wieder- 
bdebang  des  deutschen  Rechtes  ist  wesenllieh  das  Werl  der  deutschen 
Rechtswissenschaft 

Dias  entscheidende  Moment  Kegt  auch  hier  nicht  in  dem  WiHen  der 
Juristen  —  sie  wollen  nur  das  Recht  erkennen  und  darstellen ,  nicht  neuc^ 
Recht  erzeugen  —  wohl  aber  In  <Jer  Autorität  der  Juristen.  Wie  die 
Wissenschaft  das  Rechtsbewusztseia  aufklärt  und  erweitert,  so  Übt  sie  auch 
Autorität  aus,  und  wie  die  Juristen  einer  Zeit  die  Rechtsordnung  versteifen, 
so  wird  sie  auch  um  ihrer  Autorität  willen  groszentheils  und  regeli^äszig 
anerkannt  und  beachtet 

Der  Kaiser  Augustus  hatte  dime  Audoritas  prudentimn  fOr  das  rOOfische 
Reich  genauer  reguKrt  In  unserii  neuem  Staaten  dagegen  ist  diese  Auto* 
rität  eine  freie  y  eben  darum  aber  eine  den  Zweifeln  und  der  Kritik  im 
einzelnen  Falle  ausgesetzte.  Nicht  die  Abzahlung  der  Meinungen  kann 
dabei  entscheiden,  sondern  es  kommt  an:  a)  auf  den  wi$$efisehaftUchen 
Charakter  der  vorgeti'agenen  Rechtsansicht,  gewissermaszen  das  WaArheits- 
gepräge  derselben,  b)  auf  die  Empfänglichkeit  der  Richter  oder  des  Volks 
fUr  Anerkennung  und  Beachtung  des  Juristenwerks. 

Uire  FornwB  änd: 

1)  Die  rein  thearetiiche:  Ausbildong  wissenschaftlicher  Systeme,  ReoM»- 
bOcher,  Abbandtungen,  Lehrvortrage  auf  Universitäten  u.  s.  f. 


Ob  ime  dar  an  ichl  mis^ebage, 

des  ne  ta  er  tu  band  necbelne  clage, 

dnde  wege  d«  sacbe  an  sfnem  Blnire 

na  dem  ende  und  na  deme  beginne 

Vnde  enrrage  aicb  mit  wisen  löten 

de  die  Wahrbeit  künnen  bedüten. 

Und  Mcb  bav«n  die  sie te« 

Dai  se  recht  sin  da  mite; 

Ob  er  an  in  dan 

ein  rechtere  irvaren  kan. 

leb  rate  Ime  das  er  alebaide 

sich  te*  an  gehild«.  -*' 

Groz  angcst  get  mirb  an; 

ich  vorchte  sere,  daz  inanicb  man 

dJz  buch  urillf  mercn 

ündc  beginne  recht  verk^ren 

Unde  tzie  des  an  mich; 

so  weiz  mich  got  unsculdicfr. 
9.    Schwabentpiegel  1 :    fjnde    swcr  ouch   anders    i'ihtet   wan  an  disem  baoche 
st6i,  der  sol  wizen  das  got  vll  zornicllchen  fiber  in  iril  rlhlen  an  dem  lungiaten  tage. 
3.    Sckwabtnspiegel  9:    Aber   ein  melifter,  ht^zH  Üdrianas,  der  des  landrehies 
Tll  gemacbcl  hSt,  der  spricbel.  ' 
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S.  8.   Obrlg|L^tll^^e9  B^hi.  14 

2)  Die  frak^isehi:  Pecbts^atfkcbten  in  ein^eloen  F^H^n  (nesponsi^ 
pnideoiioin).  Der  GericiUsgebrauch  dagegen «  d^a  manche  aUeJn  als  eine 
Aeoszernng  des  Juristenrechts  gelten  lassen  wollen^  wird  wohl  guten  Tbeib 
von  der  Autorität  der  Wissenchaft  geleitet,  aber  gehört  schon  der  obrig- 
kdtlichen  BechtsbiJdung  an,  in  der  sich  eine  amtliche  Staatsautorität  Auszert. 

Mit  dem  Gewohnheitsrecht  bat  da^  Juristencect^t  tbeils  das  gemeinsam, 
dssz  sie  beide  nicht  auf  besoadcrer  StamtsautarüiU  gruben«  ib&k  dasz  sie 
in  tmunierbrochener  Entwieklung ,  beziehungsweise  Umge$taUung  begriflen 
sind.  Sehr  oft  wird  auch  das  Gewohnheitsrecht  v^  die  Form  de$  Juristen- 
rechts aufgenommen,  und  erlangt  durch  diese  Umforjnung  ein  vollkommneres 
(geistig  erleuchtetes  und  durch  die.  Sprache  gesicfac^rtes)  Dasein. 

IIL  Obrigkeilliches  Recht  (Gerieht^^brineb). 

Die  obrigkeUlieke  Rechtsbilduag  unterscheide  Sich  von  dein  Gewohn- 
Iküs^  and  dm  Juristenreehte  durch-  die  siaaüidie  Autorität,  welche  sie 
anszeichtitet,  von  der  eigentlichen  Gt$etzgebung  dadurch,  dasz  sie  nicht 
wie  diese  In  der  höchsten  Form  des  Nationdlbeum$zt$ein$  und  National- 
wüleni  von  dem  geutzgebenden  Körper  ausgesprochen  wird,  sondern  ledig- 
lich die  öffentliche  Autorität  der  RegierungB-  oder  Gerichtsorgane  für 
sich  bat 

Die  Römer  erkannten  das  Edict  der  Magistrate  als  eine  derartige  und 
reicbbaltige  Form  der  Bechtsbildung,  und  unterschiede^  dieselbe  wohl  von 
der  Gewohnheit  und  der  Auctoritas  prudentium.  Das  deutsche  Mittelalter  k 
hatte  in  den  Weisthümern,  Öffnungen  und  Schoffen^rüchen  eine  ergiebige '^^^'^^^*^ 
Qndle  der  Art  Wir  kennen  die  obrigkeitliche  Rechisbildung,  4iuszer  den 
Regierangsverordnungen ,  die  den  Gesetzen  sich  anschlieszen,  fast  nur  noch 
als  Gerichtsgebrauch.    (1 — 4/) 

Die  Autorität  des  Gerlchfsgebrauchs  steht  höher  als  die  d^r  Rechts- 
gelehrten, nicht  darum,  well  er  auf  dem  ürtbeil  solcher  Juristen  beruht, 


1.    SehwUm$ptg§9l  1 :  oben  S*  3-  Nr.  1.  ' 

%  Saehurupiäg9l  IL  13»  (.0:  Tregei  man  eiMii  oian  «rdeles«  onde  vini  hdt 
na  sinem  ftinne,  so  bll  recbtesi  wet,  al  si  vobl  unrecht,  be  nc  lidet  dar  nene  not 
amme.  $.  4.  8cbUt  man  en  ordel,  des  sal  man  tien  an  den  hogesten  richter,  unde 
tötest  vor  den  koniog.    " 

3.  Schwajtenspieget  9^:  Sver  qftheil  gevraget  wirt,  unde  kan  er  ir  niU^  vioden, 
der  sol  te  den  beiligeQ  sweren ,  d^z  er  niht  w/zc  wai  daf.  «ml^f ,  reht  jb^„  finda 
spricbet  danne  der  rilller»  ef  Sülles  vind^n.  so  jiaf  er  upf^.  van  «a  ist  mank 
man  der  nibt  enweiz,  waz  umbe  ein  ieclicb  dinc  reht  tat.  da  von  8pl,nieiiMn  urteil« 
finden,  im  sagf  sip  gewizeii  daz.si  reb^sl^  ipde  2«rivcl^  er  it^^  5|arMr  ^  .^icl  er 
Tor  Kote  scbuldTc,  ob  er' s)  nach  wine  finde>. 

4.  Kammergeriehü' Ordnung  I,  19.  g.  I.  Die  Qc^sitzer  sollen  ai|ch  nach  defi 
löblicben  alten  Gebraucb  und  Stjlo  Unse«  K&iserl.  K.  G.  i»i«  die  Jediorzel^  auf  sie 
bracht  —  Urtbeil  fkssen  und  aussprechen.  ,  .  . 
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10  EioloiiaDg.  Cap,  IL  Ton  den  Recbtsqaelleii. 

die  xugkieh  ieamte  sind,  sondern  weO  in  jenem  die  Rechtiordnting  sich 
amtliek  dar$telU  nnd  praetiich  bewährt  wird.  .Es  kommt  somit  hier  ein 
Moment  hinzu,  welches  dem  Jnristenrecht  nicht  inwohnt 
Zu  unterscheiden  sind: 
'^j    -^-  a)  Die  Präjudicien,  deren  Autorität  ShnKch  ist  der  von  Rechtsgutachteo 
der  Juristen,  nur  einigermaszen  verstärkt  aus  obigen  Gründen.    \b.) 
Sie  haben  keine  absolute  Geltung:  wird  ein  Irrthum  nachgewiesen, 
so  ist  derselbe  ni  ht  festzuhalten.    (6.) 
b)  Die  eigentliche  Gcrtchispraxii ,  als  fortgesetztes,  von  dem  Gerichte 
geübtes  Berkommen.    Sie   halt  den*  Zusammenhang   der  Gegenwart 
mit  der  Vergangenheit  fest,  und  bewahrt  die  Tradition;  aber  sie  steht 
auch    unter  den  Einwirkungen   der   übrigen  Gewohnheit   und   der 
Wissenschaft,  und  ist  daher  nicht  unablnderlich ,  sondern  selbst  in 
stAter  Entwicklung  begriffen.   (6.) 

*  Die  Literatur  bei  TkSl^  Sinleitong  $.  21.  Die  wiehtig«te  Sainmlang 
des  neuem  GerichtBgebrauohs :  Smifertt  Archiv  für  EntacheiduiigeA  der  obentn^ 
Gerichte  in  den  deutschen  Staaten.  München,  seit  1847  jiUuaich  ein  Band. 
Für  das  Handelsrecht  Xletke,  Sammlung  von  Pröjudicien.  £rlvigen  1857. 
C  ThÖl,  ausgewählte  Entscheidnngsgründe  des  Oberappellationsgerichts  in 
Lübeck.   Göttingen    1857. 

§9. 

lY.   Geseltgebnng« 

Die  Form  des  Gesetui  ist  der  Tollkomroen^te  Ausdruck  des  National' 
bewuiztseini  und  NalioHohDÜtens.  Es  tragt  d^^  Kennzeichen  der  höchsUn 
Slaaiiautortiät  an  der  Stime. 

An  Klarheit  und  formeller  Bestimmtheit  übertrifll  das  Gesetzesrecht 
regelmftszig  das  Gewohnheitsrecht;  darin  aber  steht  es  hinter  diesem  zurück, 
dasz  es  nur  ruckweise,  nicht  allmshiich  fortschreitet 

Den  Organismus  sowie  den  Umfang  und  die  Grenzen  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  zu  bestimmen,  ist  Sache  des  Staatsrechts. 

In  Deutschland  waren  Eeich$geseize  über  privatrechtliche  Verhältnisse 
Ton  jeher  sehr  selten;  ebenso  in  neuerer  Zeit  BundesgeuUe.  Hagren 
wurde  die  Landageuixgelmnf  eingreifender  und  umfassender  (1-^5.),  tind 


6.    ßeefiisspriehwori }  Was  dem  einen  recht  hi,  ist  dem  andern  bitlig. 

•«  R9ehi$9pmck  des  Ob.-Appell.-Ger.  tu  Dresden  bei  SenfferU  Arrh.  II .  2t0. 
Die  Praiis  als  eine  Form  des  Juristenrechts  (?)  kann  nicht  als  unabinderliche  Norm 
betraehtet  werden.  Meibt  fielmehr  stets  der  Prüfung  und  wisücnschanUchen  Beur- 
tbeüang  anterworfeti. 

•  1.  Weistham  R6nlg  Beiiwkh»  v.  1)31  (^er/x,  Monum.  Log.  11.  283} :  ut  neque 
principes  neque  alii  quilibet  constitutiones  vel  nofa  Jura  facerc  possint,  nisi  melio- 
ram  et  m^oram  terrae  ronsensus  primiios  habeatur. 

3.  SachwtHepieget  III.  42.  $.  t :  unter  Jewelkem  bischope  unde  ahbede  unde 
tbbediseheo  bebbeo  die  dienstlOde  sunderlik  recht. 
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{•  W.  Ifengordnaog  der  ReditsqueHen.  17 

«  hat  die  neuere  Zeit  sowohl  gröszere  $ygtemati$ehe  Gesetzeiwerke  fPr$u$' 
nteket  Landrecht,  Code  NapMon,  OesterreichiseheB  Gesetzbuch)  als  einzelne 
Gesetze  über  besondere  Institute,  welche  auch  abgesehen  von  ihrer  for- 
•Hlen  Gtlltigkeit  in  den  Landern,  fQr  die  sie  erlassen  worden,  nm  der 
don  enthaltenen  Bearl»i"^*ntif  nnd  Bezeugung  der  neueren  Bechtssdtze 
wfloi  eine  Ober  'liese  Grflnzen  hinausreichende  Autorität  haben. 

Verwandt  ist  die  Autonomie,  d.  h.  die  Gesetzgebung  (3a.)  nicht  des 
Sbales»  sondern  einer  bloszen  Genossenschaft  (4  ygl.  mit  5)  oder  Corpo- 
ratioD  oder  Familiengemeinschaft  innerhalb  der  besonderen  ihrem  Einflusz 
ooterworfenen  RechtssphSre.  Im  Mittelalter  war  dieselbe  bedeutender  und 
fruchtlmrer  als  die  eigentliche  Gesetzgebung.  Heut  zu  Tage  ist  sie  durch 
(Me  moderne  Staatsordnung  in  engere  Grenzen  gewiesen  und  die  staatliche 
Gesetzgebung  IhAttger  geworden ;  aber  innerhalb  der  Schranken  der  gemein- 
sanen  Rechtsordnung  ist  ihre  freie  Wirksamkeit  auch  im  heutigen  Recht 
taznerkennen.  Die  so  entstandenen  Statuten  der  Gemeinden  und  Genossen^ 
«ittften  und  die  Hausgeeetze  der  historischen  Familien  kennen  unter  üm- 
itandea  auch  fOr  dritte  Personen  verbindlich  sein,  welche  in  BerOhnmg 
■It  jener  RechtssphSre  kommen.  (§.  23,  10.) 

•  Wüda  in  Wefclcc's  Rechtelexikon;  Gerher:  über  den  Begriff  der  Auto- 
nomie im  Archiv  für  civilistische  Praxis  XXXYII.  S.  35.  System  §.  29  nnd 
uditngliche  Erörterung  zu  der  Lehre  von  der  Autonomie  in  Gerhert  und 
hen»§g  Jahrbuch  III.  3.  S.  411  (gegen  K.  Maurer  und  Jolly  in  11.  und  VI. 
der  kritischen  üeberschau),  und  IC  Maurer  in  Bluntschli's  StSiSLtswÖTierbuch.^^vt^^  \ 

■ ■"'■     ■  "VT 


S.  10. 

Rangordnung  der  Rechlsquellen. 

1.  Die  genannten  Formen  der  Reehtsbildung  haben  nicht  gleiches  An- 
sehen.   Die  Natnr  der  Sache  und  die  Gewohnj^t  einerseits  und  die  Ge- 


3.  Schwmhempiegel'kO  Swer  rehl  in  den  steten  machen  wil.  der  sol  si  wisen 
tete«  v^legeo,  ande  g«lhHen  si  den,  so  sol  man  sie  staete  lAn. 

3a.  Erk.  d.  O.  A.  G.  iQ  Celle  in  Seufferti  Archiv  XIV.  Nr.  3.  Abgesehen  von 
cifeaüichen  Familien- Verträgen  Itann  die  Lehensfamilie  Spiegelberg  im  Wege  der 
MvaUvConoMic  eine  AModening  der  geroetafechtlicben  Lehenfbigc  nicht  eiBHibren, 
lad  fwokmh^UerethUi^  eine  neue  vom  gcmeisen  Recht  abweichende  Norm  der 
Lebeofölga  dadurch  als 'für  ane  Zukunft  massgebend  aufstellen,  dass  in  früheren 
Succctfionsfiillen  ein  bestimmter  Rechtssatz  aus  dem  Gesichtspunkte  einer  bindenden 
PmmOienohteroam  all8«Mg,  befolgt  und  anerkannt  ist.  (?  Ygl.  dagegen  J.  Ä.  1.) 

4.  Sachtenepiegel  III.  79  %.  f.  Ncn  utwendich  man  n'ls  ok  plichtich  in  deme 
dorpe  to  antwerdene  na  Irme  sunderlicken  dorprechte,  mer  na  gemeneme  landrechte; 
be  M  klage  dar  up  erre  oder  uppe  gut  oder  unune  scult 

6.  Sudtrecht  v.  Nürnberg  v.  1313.  g.  6.  Quicquid  etiam  ronsules  et  scabini 
ciTlutis  Nurembergensis  praedictae,  sub  Juramento  pracstilo,  pro  pace  ac  moderatione 
remm  ^enaiium  intra  civitatem  eandem  statuerint,  tam  ab  eitraneis  quam  a  civibus 
•bscrveiar 

lUaticbli,  daulaebea  Prifatrecbi    3.  Aufl.  3 
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18  EinleltiDg«  Ctp,  n.   Von  deo  RfMd^UqiielleD. 

setzgebong  aodrerseits  babea  höhere  Autorität,  ajs  Rechtswissenschaft  und. 
die  obrigkeitliche  Rechtsbikioiig  (der  Gerichtsgebrauch) ;  denn  die  beidoi 
ietztern  setzen  die  Autorität  der  beiden  ersten  voraus,  und  haben  daher  nur 
eine  secundäre  Geltung.  Die  Juristen  und  die  Richter  sind  angewiesen, 
in  Uebereinstimnmng  mit  der  Gewohnhdt  und  dem  Gesetze  zu  bleiben, und 
sie  stützen  sich  auf  dieselben.  Wo  sie  mit  denselben  in  pflenen  Wider- 
spruch gerathen,  da  musz  ihre  Autorität  vor  der  höheren  zurücktreten. 

Unter  den  erstem  überwiegt  hinwieder  die  Gewohnheit  an  Macht  der 
EeaUtät,  und  das  Gesetz  an  formaUr  AutariUU,  Unter  den  Ietztern, 
welche  beide  der  freien  Kritik  in  höherem  Grade  ausgesetzt  sind,  hat  das 
Juristenrecht  vornehmlich  wissemchafUichei  Annhen,  der  Gerichtsgebrauch 
vorzugsweise  praktische  Geltung, 

2.  Im  Uebrigen  geht  das  neuere  Recht  dem  altem  vor,  denn  das 
Recht  der  Gegenwart  gilt.  In  welcher  hesondem  Form  das  neuere  Recht 
zu  Tage  gekommen  sei,  ist  gleichgültig,  denn  nicht  das  ist  die  edtadMÄ- 
dende  Frage:  wie  i^  es  entstanden?  sondern:  ist  es  wirklich  da?  Es 
kann  so  das  neuere  Gesetz  auch  das  ältere  Gewohnheitsrecht  abändern, 
und  dann  hat  dieses  aufgehört  zu  gelten.  Wenn  dagegen  das  Gewobo- 
beitsrecht  in  das  Gesetz  aufgenommen  wird,  so  wird  nicht  neues  Recht 
erzeugt,  sondern  altes  Recht  erhalt  einen  neuen  erhöhten  Ausdruck,  bei 
dessen  Auslegung  dieser  Zusammenhang  (die  ^Continuität  des  Rechts")  zu 
beachten  ist.  £benso  kann,  wie  schon  Thonms  ab  Aquino  eingesehen  hat, 
auch  älteres  Gesetzesrecht  durch  neueres  Gewohnheitsrecht  abgeändert  oder 
abgeschaflt  werden. 

3.  Das  seiner  Art  nach  besondere  Recht  geht  in  der  Anwendung 
innerhalb  des  besonderen  von  ihm  umfaszten  Kreises  dem  allgemeineren 
Rechte  vor.  Diese  Ordnung  wird  auch  wohl  durch  das  neuere  Rechts- 
sprichwort (Hillebrand  10)  bezeichnet:  Gedinge  und  Willkür  bricht  Stadt- 
recht.   Stadtrecht  bricht  Landrecht.   Landreoht  bricht  gemeines  Reckt  (1. 2.). 

Indessen  kann,  wenn  es  mit  Rewusztsein  und  Willen  geschieht,  auch 
ein  besonderes  Gesetz  durch  ein  späteres  allgemeines  geändert  werdeßt  und 
die  neuere  nach  Rechtseinheit  strebei^de  Zeit  ist  zu  solcher.  Aendenuig 
geneigt 

(Anm.)  Das  hreussische  Lajidrechk  (Einl.  $.  64  ff.)  uwi  da«  OesUrreiehMtehe 
Gesetsbaeh  (S»  10  ff.)  stehen  noth  sa  sehr  «nter  dem  fiinilasx  des  früheren 
IrrthumS  der  Juristen,  dasz  alles  Recht  aus  dem  Gesetze  abztüeften  sei. 


1.  Sächiuches  ffeichbüd  26  (24) :  glube  (gelübdj  vnd  wirikar  bricht  alle  recht 
do  man  das  bezeugen  magk. 

2.  Codtx  Maximil,  Bavar.  f.  2.  g.  17:  soH  man  am  ersten  auf  die  wohl  her«' 
gebrachten  besondern  Freibeiteo,  sodann  auf  Jedes  Orts  löbliche  Gewobnbeilen»  Sa« 
tzungen  und  Ordnungen,  bieroScbst  aut  die  General-Lands-Statuten  und  endiich 
auf  das  gemeine  Recht  seben. 
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S.  11.   GoDMoB  dit  PriTairtcliU  TersfbMeiMr  SUtten.  19 

S.11. 

ColMon  des  PrivatrechtB  yenchiedener  Staaten. 
L   Geschichte  und  Princip. 

1.  Den  altern  deutschen  Völkern  schien  es  natArlich,  dasz  Jeder  nach 
dem  Rechte  beartheilt  werde,  welches  ihm  $ein9m  Volke  und  Stande  nach 
anerbokn  sä,  der  Römer  nach  römischem,  der  Franke  nach  frftnki^chem, 
der  Alamanne  nach  alemannischem  Rechte,  ebenso  der  Adeliche,  der  Freie, 
der  Hörige  nach  dem  Rechte  seiner  Standesgenossen«  Als  aber  die  neu- 
gfigrQndeten  Staaten  fester  worden  und  die  mancherld  Völker  in  denselben 
einander  näher  kamen,  als  auf  die  Einheit  und  die  GleichmAszigkdt  des 
Rechts  ein  gröszerer  Werth  gelegt  ward,  da  wurde  auch  das  Princip  des 
pereänUchen  (nationalen)  Rechts  nach  und  nach  verdrAngt  und  ersetzt^durch 
das  andere  des  {territorialen)  Landesrechte. 

Das  Hittdaher  hatte  die  verschiedenen  Stamme  in  einem  Lande  ge- 
anigt;  nur  die  Juden  blieben  als  Nichtchristen  noch  ausgeschlossen  — 
dagegen  wurden  die  ständischen  Unterschiede  noch  mannichfaltiger  ausge- 
bildet und  der  EigenthOmlichkeit  und  Verschiedenheit  der  territorialen 
Rechte  groszer  Vorschub  gethan. 

Die  neuere  Zeit  hat  Ober  die  ganze  Bevölkerung  des  Landes  noch  ent- 
schiedener ein  gemeinsames  Privatrecht  verbreitet,  und  auch  viele  locale 
Besonderheiten  beseitigt.  Aber  da  die  verschiedenen  Staaten  noch  in  vielen 
Dingen  verschiedene  Bechtsgrundsätze  haben,  und  selbst  in  einzelnen 
Staaten  ausnahmsweise  besondere  Local-  und  Provincialrechte  erhalten 
gebfieben  sind,  so  tritt  uns  die  Frage,  welches  von  diesen  verschiedenen 
Rechten  zur  Anwendung  komme,  noch  in  manchen  Fallen  entgegen. 

Die  frühere  Theorie  hat  hier  die  Unterscheidung  gemacht  zwischen, 
statuta  personalia,  realia  und  nUxla,  (1.)  je  nachdem  sich  die  Rechtssatze 
auf  die  Personen  (Rechtsfähigkeit)  oder  auf  die  Sachen  (nach  den  einen 
onbew^liche  oder  bewegliche,  nach  den  andern  blosz  die  unbew^lichen) 
oder  auf  andere  (vorzüglich  obligatorische)  Rechtsgeschäfte  bezieheiu  Im 
ersteren  Falle  soll  das  Recht  des  Donäcils  gelten,  im  zweiten  das  Recht 
der  belegenen  Sache,  im  dritten  mit  Bezug  auf  die  Form  des  Geschäfts  das 
Recht  des  Abschlieszungsortes,  mit  Bezug  auf  die  Klagbarkeit  desselben  das 


1.  Coilex  JkfmximiL  ßaumr,  |.  2  g.  17.  Daf^ro  aher  die  Rechten,  SUtoten, 
Gewohnheiten  in  loro  indicii,  delicti,  r€i  sitae,  contractus  el  domicilii  unterschied- 
Uch  sind,  so  soU  qooad  fonnam  Processus  auf  die  bej  selbigem  Gericht,  wo  die 
Sache  recbtshSngig  ist.  übliche  Rechten,  mit  Bestrafung  eines  Verbrechens  aber  auf 
die  Rechten  des  Orts,  wo  solches  begangen  worden,  so  'viel  hingegen  die  blosse 
Solennitat  einer  Handlung  betriffl,  auf  die  Rechten  des  Orts,  wo  solche  unter  Todten 
oder  Lebendigen  gepflogen  wird,  in  mere  personalibus  auf  die  Statuta  in  iooo  Domi- 
cilii und  endlich  In  realibus  vel  mixtis  auf  die  Rechten  In  loco  rei  sitae  ohne  Unter- 
schied der  Sachen,  ob  sie  beweglirh  oder  unbeweglich,  körperlich  oder  unkörperlich 
sind,  gesehen  und  erkannt  werden. 
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Recht  des  Proceszorts.    Diese  Cnterscheidiing  ist  aber  theils  unvollständig, 
theils  nicht  immer  zutreffend. 

2.  Ans  der  Selbständigkeit  (SauveränetätJ  Kies  Staates  und  aus  der 
Einheit  der  Rechtspflege  folgt  der  Grundsatz:  In  jedem  Staat  gilt  das  em- 
heimische  Landrecht  ah  Regel,  nicht  aber  über  die  Gränzen  des  Staats- 
geUets  hinaus.  (2.  3.)  Jedes  Landrecht  ist  ein  relativer  Ausdruck  der 
anerkannten  Rechtswahrheiten,  und  der  Richter  ist  zunächst  angewiesen, 
das  Recht  in  diesem  Ausdrucke  zu  handhaben,  nicht  nach  fremder  Auf- 
fassung und  Ausdrucksweise  zu  urtheilen.  Aber  diese  Regel  bedarf  im 
Interesse  der  internationalen  Gemeinschaft  der  Bewohner  und  Angehörigen 
verschiedener  Staaten,  und  um  der  gegenseitigen  gieichmäszigen  Achtung 
der  Rechte  Einheimischer  und  Fremder  willen  eine  wesentliche  Beschrän- 
kung. Der  pubHcistischen  Regel  des  Landrechts  hat  Savigny  eine  wesentlich 
privatrechtliche  entgegengesetzt:  „Der  vorherrschende  Gesichtspunkt  der 
neueren  Gesetzgebung  und  Praxis  liegt  nicht  in  der  eifersüchtigen  Hand- 
habung der  ausschlieszenden  allgemeinen  Herrschaft,  sondern  ist  auf  die 
Förderung  einer  wahren  Rechtsgemeinschaft  gerichtet,  also  auf  Beurtheüung 
der  CoUisionsfäUe  nach  dem  innem  Wesen  und  Bedürfnisz  eines  jeden  ein- 
zelnen Rechtsverhältnisses  ohne  Rücksicht  auf  die  Gränzen  der  Staaten  und 
ihrer  Rechtsgebiete."  System  VIK.  S.  128.  „Bei  jedem  Rechtsverhältnisz 
ist  daher  da^enige  Rechtsgebiet  aufzusuchen,  welchem  jenes  RechtsverhäUnitz 
seiner  eigenthümlicher  Natur  nach  angehört  oder  unterworfen  ist,  worin  es 
seinen  Sitz  hat.""  (System  VIIL  S.  28  und  108).  Je  vielseitiger  aber  und 
häufiger  in  imserer  Zelt  der  Verkehr  mit  Fremden  geworden  ist,  um  so 
schwieriger  würde  es  für  den  Richter,  z.  B.  einer  groszen  Stadt,  auf  die 
zahlreichen  fremden  Rechte,  die  er  unmöglich  kennen  und  mit  Sicherheil 
handhaben  kann,  Rücksicht  zu  nehmen.  Das  praktische  Bedürfnisz  föhrt 
daher  zu  weiter  Anwendung  der  ersten  Regel,  und  gestattet  nur  ausnahmt- 
Weise  die  Anwendung  der  zweiten  insofern  als  die  Natur  einzelner  Rechts- 
verhältnisse zu  einer  Berücksichtigung  des  fremden  Rechtes  nothigt.  (2.) 
In  diesem  Sinne  ist  jener  ersten  Regel  eine  doppelte  Beschränkung  bei- 
zufügen: « 

1)  zum  Schutz  deö  interncUionalen  Verkehrs  wird  auch  fremdes  Recht  in 
dem  einheimischen  Staate  anerkannt  und  geschirmt  oder 


S.  Züricher  OeseMuch,  g.  1.  Das  Züricherische  Privatrecbt  gilt  zunächst  und 
Dar  für  alle  Personen,  Einh^imlscbe  und  Fremde,  die  im  Kanton  Zürich  wohnen 
oder  sieb  auHialten  oder  darin  ihr  Recht  haben  und  Tür  alle  Privat verhXltnjssc,  welche 
Im  Lande  wirksam  werden ,  so  weit  nicht  die  eigentliche  Natur  des  besondern  Rcrbis- 
verblltnisses  entweder  die  Anwendung  eines  fremden  Reihts  auf  hiesigem  Gebiete, 
oder  die  Ausdehnung  des  hiesigen  Rechts  aur  Tremdes  Gebiet  erfordert. 

3.  Thäi,  Einl.  S-  72-  J^der  Richter,  dessen  Schutz  angerufen  wird,  bat  zu- 
nSehst  immer  seine  Gesetze  anzuwenden,  d.  h.  diejenigen  Gesetze,  welche  in  seinem 
Gerich isspreogel  gültig  sind,  aber  versteht  sich  nur  dann,  wenn  sie  das  streitige 
Recht  bestimmen  wollen,  was  zu  untersuchen  Ist. 
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2)  ZDF  Bewahrung  der  Landetverbmdtmg  auch  in  AnsnahmsfilUen  das 
einheimische  Gesetz  auf  die  Lande$gehörigen  in  fremdem  Lande  erstreckt. 
Wissenschaft  und  Praxis «  welche  hier  vorzOglich  entscheiden,  sind  indessen 
schwankend  zwischen  der  Tendenz  zur  Einheit  und  Alleingültigkeit  des 
einbeiaiischen  Rechts  und  der  Richtung  zu  internationaler  Vielseitigkeit  in 
ßeurtheilung  der  Verhältnisse. 

*  SUtry,  comment  on  the  conflict  of  laws.  Boston  1841.  FMia,  dn 
droit  international  priv^.  Paris  1847.  Wächter^  tther  die  Cküllsion  der  Privat- 
rechtsgosetze  im  Archiv  f.  civ.  Praxis  XXIV.  S.  230  ff.  XXV.  S.  t  ff.  Samgny, 
System  Bd.  Vin.  Stohhe^  Personalität  und  Territorialitftt  der  Rechte  und  die 
Grundsätze  des  Hittelalters  über  StatutencoUision  in  Bekker  und  Muthers  Jahr- 
büchern VI.  1.  S.  1.  üaupp,  über  Stammrecht,  Temtorialrecht,  professiones 
Joris  in  der  Zeitschrift  iiir  Deutsches  Recht.  XIX.  S.  161.  Heimhachj  ,,Wohn- 
ort"  in  Wei$ke'$  Rechtalexikon  XV.  8.  1—54.  und  „Zuständigkeit"  ebenda 
&  652.   J.  Bar,  das  internationale  Privat-  und  Strafrecht.  Hannover  1862. 

§.12. 
II.  AaweadQDg  in  etnuliMa  RecbtSYerhiHBissen. 

/•  Zustand  der  Person  an  sich.  iRechtsAlhigkdt,  Handlungsfähigkeit 
und  deren  Wirkungen.  Z.  B.  Ob  Jemand  minderjährig  oder  volljährig, 
kdig  oder  verheirathet  sei?) 

Für  diese  rein  persönlichen  Verhältnisse  gilt  noch  persönliches  Recht, 
d.  h.  es  kommt  darauf  an,  durch  welches  Band  die  Personell  an  ein  ört- 
Mies  Recht  gebunden  werden.  Hier  hat  sich  auch  in  neuern  Ländern 
der  alte  Grundsatz  erhalten,  dasz  der  Volkszusammenhang  ( Nationalität J 
das  Band  sei,  wie  fQr  Engländer  und  Franzosen.  (1.)  Diese  sind  daher 
auch,  wenn  sie  im  Auslande  wohnen,  in  jenen  Reziehungen  nach  eng- 
lischem und  französischem  Rechte  zu  beurtheilen.  Oder  das  persönliche 
Rand  ist  das  engere  Gemeindebürgerrecht  (wie  bei  den  Römern  die  Origo, 
das  Stadtbürgerrecht,  in  der  Schweiz  das  Gemeindebürgerrecht).  Solche 
Personen  sind  nach  diesem  Rechte  zu  behandeln.  Oder  der  dauerhafte 
Wohnsitz  oder  die  Ansäszigkeit  ist  das  Rand,  das  die  Person  dem  ört^ 
liehen  Recht  unterwirft,   wie  in  Deutschland  (2.  3.    £lne  Ausnahme  4«) 

1»  Code  Civil.  3.  Les  lois  concemtnt  T^tat  et  la  eapacit^  des  personoes  r^is- 
sanl  les  Francais,  in6me  r^idant  en  pays  ^tranger. 

3.  J'reaszischeg  Landrecht  Einl.  g.  27,  Die  persönlichen  ElgenaehafteD  and 
Befugnisse  eines  Menschen  werden  nach  den  Gesetzen  der  Gerichtsbarkeit  beurtheiit, 
unter  welcher  derselbe  seinen  eigentlichen  Wohnsitz  bat. 

3.  OeelerreichUchee  Oeeeii.  g.  34.  Die  persönliche  Fihigkeit  der  Fremden 
10  Recbtsgeschinen  ist  insgemein  nach  den  Gesetzen  des  Orts,  denen  der  Fremde 
irermöge  seines  Wohnsitzes,  oder  wenn  er  keinen  eigentlichen  Wohnsiu  hat,  fer- 
möge  seiner  Gebart  als  Cnterlhan  unterliegt,  zu  beurtheilen,  insofern  nicht  für 
einzelne  Fälle  in  dem  Gesetze  etwas  anderes  verordnet  ist;  aoch  die  DiapositioBs» 
unfShigkeit  des  Gantirers  wird  in  Entstehung  und  Umfang  nach  dem  Beeht  dw 
M'ohnorta,  an  welchem  das  zuständige  Gericht  die  ErbiTnong  des  GoDcunea  aoage« 
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und   wohl  auch  in  Nardammka.    Dann  sind  diese  auch  anderwirts  nach 
dem  Rechte  ihres  Wohnorts  (Domkü)  zu  beurtheilen. 

Auszer  der  Rücksicht  auf  das  Beimaihsrechi  der  Person  kommt  ebenso 
die  Rücksicht  auf  die  Confession  derselben  in  Retracht.  Auch  hier  ist 
jeder  nach  der  Confession  zu  beurtheilen,  welcher  er  angehört.  Z.  R.  der 
geschiedene  Protestant  ist  als  ledige  Person  zu  behandeln  und  ßihig  wieder 
£U  heirathen. 
//.  Sachenrecht. 

Man  ist  einig,  dasz  die  Rechte  an  liegendem  Gute  nach  dem  örtlichen 
Rechte  der  gelegenen  Sache  (rei  sitae)  zu  beurtheilen  sind.  (5.)  Dagegen 
sind  die  Meinungen  darüber  getheilt,  ob  die  Rechte  an  beweglichen  Sachen 
ebenfalls  nach  dem  Ort«  wo  sie  liegen ^  oder  nach  dem  Wohnsitz  ihres 
Resitzers  oder  Eigenthümers  zu  beurtheilen  sind.  Für  die  letztere  Mei- 
nung, die  auch  sprichwörtlich  ausgedrOd^t  wird:  mobilia  ossibus  inh»rent, 
erklarte  sich  die  altere  Theorie  und  manche  neuere  Gesetzgebung.  (6.  7.) 
Für  die  erstere  Meinung  sprechen  der  innere  Grund,  dasz  die  natürliche 
Reziehung  der  Sachen  zu  dem  Rechte  von  dem  Orte  ihrer  körperlichen 
Lage  abhangt,  die  neuere  Theorie  und  andere  Gesetzgebungen.  Der  Zwie- 
spalt dieser  Meinungen  wird  am  besten  durch  die  Anwendung  der  pmbli- 
cistiscben  Regel  des  Landrechts  beseitigt. 

Z.  R.  Die  Form  der  Verauszerung  (8.  9.)  und  ihre  Wirkung,  die 
Frage  der  Ersitzung,  die  Verfolgung  des  Eigenthums  oder  der  Schutz  des 
Resitzes  durch  Klage,  die  Existenz  des  Pfandrechts,  die  Ablösbarkeit  von 
Reallasten,  die  Zulassigkeit  von  Familienfideicommissen ,  die  Anwendtwrkeit 


sprochen ,  beurtbeilt  und  hindert  seine  Verfägung  aoch  über  im  Aasland  belegne 
yennögensttücke;  Tgl.  SeuferU  Archiv  XIV.  Nr.  194.  Ueber  die  ErbHihigkelt  eines 
Yerschollenen  entscheidet  das  Recht  des  letsten  Wohnorts.  Erk.  d.  O.-A.-G.  lu 
SiuUgart  in  Stu/ferU  Archif  XY.   Nr.   200. 

4.  Deuitchf  fTeehtelordnung.  g.  84.  Die  Fähigkeit  eines  Auslioders,  wedMe*- 
niMszige  Terpflichtungen  tu  übernehmen,  wird  nach  den  Gesetzen  des  Staates 
beurtbeilt,  welehero  derselbe  angehört,  iedocb  wird  ein  nach  den  Gesetzen  seines 
Vaterlandes  nicht  wecbseinhiger  Aaslinder  durch  Uebernahme  von  WecbseWerbind- 
lichkeiten  im  Inlande  verpaichtet,  insofern  er  nach  den  Gesetzen  des  Inlandes  wech- 
selHihig  ist. 

ö.  SmthMntpiegel  lU.  33.  %,  6:  Die  koning  sal  ok  richten  um  egen  nicbt  na 
des  mannes  rechte,  wan  na  des  landes  dar't  inne  leget. 

0.  Prtuni$€h€9  Landrechi,  EInl.  §.  32:  Das  bewegliche  Vermögen  eines  Men- 
schen wird,  ohne  Rücksicht  seines  gegenwärtigen  Aufenthalts,  nach  den  Gesetzen 
der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  desselben  beurlheilt.    Vgl.  g.  36. 

7.  Oe9ierreiehuehe9  OeteH,  J.  300:  unbewegliche  Sachen  sind  den  Gesetzen 
desBesirks  unterworfen,  in  welchem  sie  liegen;  alle  übrigen  Sachen  hingegen  stehen 
mit  der  Person  ihres  Eigenthümers  unter  gleichen  Gesetzen. 

8.  Schwab^ntpiegtl  82 :  Ein  iegelich  man  der  üz  einem  lande  in  daz  andere 
kamt,  unde  wil  vor  gerihte  reht  nemen  nrob  ein  guot  du  in  dem  Lande  11t,  er  muos 
reht  nemen  nach  des  landes  rehte,  nibt  nach  sines  landes  rehte. 

9.  Smytrigehe»  Geleit  oben  fi.  11.   Nr.  1. 
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des  Lehenrechts  —  aDe  diese  Verhältnisse  sind  bei  anbewegKchen  Sachen 
abhangig  von  ihrer  Lage. 

Bei  beweglichen  Sachen  wird  die  Rücksicht  anf  ihre  Lage  zwar  anch 
in  der  Regel  von  ESnflnsz  sein,  aber  mehr  aus  dem  mittelbaren  Gmnde, 
wen  die  Lage  gewöhnlich  die  Rechtsverfolgong  bedingt  und  dann  das  dor- 
tige Landrecht  zur  Anwaidung  kommt  Hat  Jemand  im  fremden  Lande 
nach  fremdem  Rechte  Eigenthum  daran  erworben,  so  verliert  er  dieses 
Eigeuthum  freilich  nicht  durch  den  üebertritt  auf  unser  Gebiet,  auch  wenn 
hier  andere  Grundsatze  Ober  den  Kgenthumserwerb  gelten.  Wenn  aber 
z.  B.  zwei  Preuszen  an  einem  Orte,  wo  das  römische  Pfandrecht  gilt, 
durch  bloszen  Vertrag  ein  Pfandrecht  an  dort  befindlichen  beweglichen 
Sachen  bestellen  können,  so  wird  dieses  Pfandrecht  in  Preuszen  nicht 
mehr  geschätzt,  wenn  diese  Sachen  auf  preuszisches  Gebiet  zurückkommen, 
weil  das  preuszische  Recht  ein  derartiges  Pfandrecht  an  Fi^hrfaabe  nicht 
kennt  und  nicht  will. 
Hl    Obligationenrecht. 

1.  Allgemein  anerkannt  ist,  dasz  für  die  äiuzere  Farm  der  Vertrage 
das  örtliche  Recht  gOt,  wo  sie  entstehen.  Die  Contrahenten  handeln  inso- 
fern anter  der  Qerrschaft  des  Rechts ,  wo  sie  gerade  sind.  Locus  regit 
actum,    (10.  11.) 

Z.  B.  Der  in  England  ausgestellte  Wechsel  wird  auch  in  Deutschland 
gültig  acceptirt,  ol)gleich  das  Wort  Wechsel  nicht  darin  steht.  (Wechsel- 
ordnung ^  85.)  Umgekehrt  ist  ein  von  zwei  Nichtpreuszen  in  Preuszen 
bezüglich  eines  Wertbbetrags  von  mehr  als  50  Thalern  geschlossener  Ver- 
trag ohne  schriftliche  Form  nichtig.  Die  Beweiskraft  des  Handelsbuches 
wird  bestimmt  nach  dem  Ort,  wo  es  geführt  wird.    (9a.) 


9a.  Die  Göltigkeit  der  BheschlieszaagslorBi  Dach  dem  Recht  des  Trawingsortes, 
wenn  aach  die  EhemQodigkeit  nach  dem  Recht  des  Wohnorts;  ygl.  über  ersteres  eip 
Erk.  d.  O.-A.-G.  lu  LäSeck  in  Römer*  Samml.  IV.  S.  219.  Erk-  d.  Ober-Tribunals 
zu  Berlin^  44.  Nr.  55.  flinsfcbtiich  der  Galligkeit  der  Form  der  von  einem  prea- 
szisebeo  Unterthan  im  Aasland  erfolgten  Eheschi ieszong  entscheiden  zwar  die  Gesetze 
des  Ortes  derselben,  die  Ehehindernisse  aber  und  deren  Folgen  sind  nach  den  in- 
lindischea  Gesetzen,  denen  der  Mann  durch  seinen  Wohnsftz  unterworfen  war,  za 
beurtbeilen. 

10.  PtambiiMche  AechitregeL  {Foetix  p.  11 1.)  La  forme  des  actes  est  r^gl^e 
par  les  lots  da  lieo  dans  lequel  ils  sont  falt  ou  passes. 

11.  Züricher  Geteilbuch.  g.  6:  Die  äasiere  Form  eines  Rechtsgeschäfles  oder 
einer  Rechtshandlang  wird  in  der  Regel  nach  dem  Rechte  des  Ortes  bestimmt,  wo 
das  Rechtsgescbift  abgeschlossen  oder  die  Rechtshandlung  vorgenommen  ist.  Im 
Interesse  des  Restandes  eines  RechtsgeschSftes  kann  indessen  eine  im  Ausland  vor- 
genommene Handlung  als  gültig  anerkannt  werden,  auch  wenn  zwar  nicht  den  dor- 
tigen Rechtsformen,  wohl  aber  den  hierorts  für  derlei  Geschifte  vorgeschriebenen 
formellen  Erfordernissen  ein  Genüge  geschehen  ist;  ^ aber  die  Xuszere  Form  des 
RechtsgescbMfta  ist  wohl  zu  unterscheiden  von  der  Frage  persönlicher  Handlungs- 
Tlhigkeit,  nothwendiger  Mitwirkung  eines  Vormunds  etc.  Vgl.  Zeitschrift  fQr  Kunde 
und  Fortbildung.  Züricher  Rechtspfleife  IX.   8.  ^6. 
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2.  So  weit  der  Inhalt  des  VertragsverbAltnisses  lediglich  von  dem 
Willen  der  Contrahenten  abhängig  ist,  so  weit  ist  das  örtliche  Recht  za 
berücksichtigen,  das  die  Contrahenten  gewollt  oder  als  mascgebend  bei 
Abschlosz  des  Vertrages  vorausgesetzt  haben.  Ist  kein  anderer  Wille  er- 
sichtlich, so  wird  im  Zweifel  das  Becht  des  Erfüllungsortes  als  voraus- 
gesetzt zu  denken  sein,  und  als  ErfOlIungsort  gilt  in  der  Regel  der  Wohnr- 
ort  des  Schuldners,  beziehungsweise  der  Sitz  seiner  Geschäftsführung^  nur 
ausnahmsweise  der  Ort  des  Abschlusses.  Da  der  Gerichtsstand  regelmdszig 
auch  durch  den  Wohnort  des  Schuldners  bestimmt  wird,  so  erhebt  sich 
ohnehin  in  den  meisten  Fällen  kein  Zweifel  über  das  örtliche  Recht. 

So  weit  aber  der  Inhalt  und  die  juristische  Construction  des  Vertrags- 
Verhältnisses  nicht  durch  den  freien  Vertragswillen,  sondern  durch  Rechts^ 
nothwendigkeit  bestimmt  wird,  so  weit  ist  das  Recht  des  Gerichtsortes  an- 
zuwenden. Das  gilt  denn  auch  von  der  Verjährung,  in  der  publicistische 
Motive  der  Rechtssicherheit  und  der  Beschränkung  des  Rechtsschutzes  ein- 
wirken, von  Klagbarkeit  gewisser  Verträge  (z.  B.  der  Spielschulden),  von 
den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Nach  währschaft,  und  ans  ähnlichen 
Gründen  von  der  Wirksamkeit  der  Abtretung  einer  bereits  anhängigen 
Forderung  und  der  Legitimation  des  Cessionars.  (Ha.) 

3.  Bei  Delictsobligationen  ist  insofern  der  Ort  des  Delicts  zu  beachten, 
als  auf  der  Nichtachtung  der  dortigen  Rechtsordnung  die  Obligatio  berulit, 
im  übrigen  aber  das  Recht  des  Proceszorts  anzuwenden. 

Z.  B.    Wegen   eines    in    Frankreich   vollzogenen  Beischlafs  kann    in 
Deutschland  keine  Paternitätsklage  erhoben,  aber  auch  nicht  wegen  eines 
in  Preuszen  geschehenen  Beischlats  in  Frankreich  geklagt  werden.   (12.) 
IV.  Familienrecht. 

1.  Für  die  Ehe  gilt  der  Wohnsitz  des  Ehemannes  auch  als  Sitz  der 
Ehe;  die  ehelichen  Verhältnisse  folgen  daher  dem  örtlichen  Rechte  dieses 
Orts,  im  Allgemeinen  sind  darüber  Theorie  und  Praiis  einig.  Die  sehr 
bestrittene  Frage  aber,  ob  die  Veränderung  des  Domicils  auch  eine  Ver- 
änderung des  ehelichen  Güterrechtes  zur  Folge  habe,  kann  erst  unten  l)e- 
handelt  werden  (§.  4«4).  iCji, 

IIa.  Seüf/eris  Archiv  XI.  Nr.  110.  111.  and  von  den  PrioriUisprivilegien  ge- 
wisser Forderungen  im  Concur^e  ebenda  Xlll.  Nr.  230.  Erk.  d.  O.-A.-G.  la 
Dresden  in  dessen  Annalen  I.  1860.  S.  54tf.  Im  Concarse  ist  die  Wirkliebkeil  einer 
im  Ausland  entstandenen  Forderung  an  den  Gemeinscbuldner  nacb  jenseitigem»  die 
Priorität  nacb  diesseitigem  Recht  zu  beurtheilen. 

12.  ßrkermtn,  de*  OSeririb,  zu  Berlin,  {Sea/ferte  Archiv  III.  254).  Aus  einer 
Schwängerung,  welche  an  einem  Orte,  wo  franzttsisches  Recht  gilt,  stattgefunden 
hat,  steht  dem  daraus  unter  der  Herrschaft  des  französischen  Rechts  gebornen  und 
domicilirenden  Rinde  gegen  den  Schwangerer  ein  rechtlicher  Anspruch  auch  dann 
nicht  zu,  wenn  dieser  nach  dem  Beischlaf  seinen  Wohnsitz  ans  dem  Orte  des  fran-^ 
zösischen  Rechts  nach  einem  Orte  verlegt,  wo  das  allgemeine  Landrecht  gesetzliche 
Kraft  hau  Vgl.  auch  HI.  Nr.  295.  I.  153.  YIU.  7.  IX.  247.  Dagegen  Nr.  135.  XIV« 
Nr.  196.  Aonaleii  des  O.-A.-G.  sa  Dresden  11.  6.  526. 
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Ebenso  entsdieidet  der  Wohnsitz  ^es  Vaters  auch  Ober  die  Verhalt- 
der  väterlichen  Vormundschaft. 

2.  Die  vormundschaftlichen  Verhältnisse  sind  abhängig  von  dem 
Riclite  des  Orts,  wo  das  Bedürfmsz  der  Vormundschaft  entstanden  und 
fOr  Anordnung  der  Vonrnmdsckaft  geeorgi  ist.  Die  obrigkeitliche  Gewalt 
hat  indessen  hier  caaien  freierea  Spielraum,  das  Nähere  je  nach  Umständen 
20  bestimmen.  Ettr  Entstehung  der  Vormundschaft  wird  gewöhnlich  der 
Wohnstz  des  MOndels,  für  die  Verwaltung  der  Ort>  wo  sie  obervormmnd- 
KkttftUch  geübt  wird,  maszgebend  sein.  (13.) 
V.  Erkreeht. 

Das  Erbrecht  scblieszt  sieh  der  Person  des  Vemorbenen  an,  und 
riehtet  sieh  daher  in  der  Regel  nach  dem  pereönUchen  Beehte  des  Erb- 
lassers zur  Zeit  seines  Todes.  Die  sächliche  Lage  der  Verlassenschaft  und 
ihrer  Destandtbeile,  sei  es  t)ewegKch«r  oder  unl>eweglicher,  ist  nicht  ent- 
scheidend. Wie  aber  das  persdnliche  fiand  des  Rechts  au&uhssen  sei,  ob 
meh  der  NeOionalHät  oder  dem  Bürgerrecht  oder  dem  Wohneiix,  wird  in 
verschiedenen  Rechten  verschieden  beantwortet  Indessen  neigen  sieh  dem 
Mncip,  dasz  der  Wohnsitz  gelte,  auch  solche  Rechte  zu,  welche  in  rein 
persönlichen  Zostllfiden  der  Lebenden  die  Nationalität  betonen.  (14.) 

Indessen  findet  eine  wichtige  Beschränkung  dieser  Regel  mit  Bezug 
auf  (fiejenige  Succession  in  Liegenschaften  statt,  welche  nicht  zur  Universal- 
sQccession  gefiört,  sondern  mit  Rücksicht  auf  besondere  sachenrechUit^he 
Iratiliile  eigenthümÜch  geordnet  worden  ist,  wie  vom^mKch  bei  Famifien- 
Weicommissen ,  Lehengütem,  bäuerlichen  Erbgütern.  Für  diese  Rechts- 
Terhiltnisse  entscheidet  das  örtliche  Recht  der  belegenen  Sacke. 


13.  £rk,  d.  Ober-jIppelL-Ger,  tu  München  in  den  Bläitern  für  Hechieauwen 
^<uy*  XXV.  S.  45t.  Die  bisherige  ZusUindigkeit  zur  Obervormundschafl  über  ein 
anszerebelicbes  Kind  wird  an  sich,  sofern  nicht  Zweckmässigkeitsgründe  entgegen- 
»(clieQ,  durrh  Ooinicilveründerung  der  Mutter  bei  Verehelichung  mit  einem  Dritten 
nicht  aufgehoben.  Vgl.  XXIII.  8.  81.  Erk.  d.  O.-A.-G.  zu  Lübeck  in  Römer» 
Samml.  III.  8.  956.  Erfordernisse  und  Wirkungen  einer  Vormundsehaftsbestellung 
können  im  Allgemeinen  nur  nach  den  Gesetzen  am  Wohnort  des  Mündels  benrtheilt 
Verden.  —  (Jeher  ehelichet  Vormundschafts-  and  Güterrecht  vgl.  Zeitschrift  für 
KoDde  und  Fortbildung-  Züricher  Rechtspflege.  IX.  S.  226. 

14.  Vgl.  eine  ausführliche  Erörterung  der  Frage  in  einem  ßrkennlniet  de» 
O.A.  G,  tu  Lübeck  in  SeufferU  Archiv  XIV.  Nr.  107  und  einem  zweiten  desselben 
Gerichtshofes  in  Römer»  Samml.  IV.  S.  346.  Bei  Personen  ohne  festen  Wohnort 
kommt  nicht  das  Recht  des  Sterborts,  sondern  das  Recht  ihrer  Herkunft  zur  An- 
veodung;  auch  das  Recht  des  Fiscus  auf  die  erblosen  Güter  des  Verstorbenen  7 
richtet  sich  nafilLjUanJRechl^  des  Wohnorts  ,_n[cht  nacb_dejn  Äechi_dcr  Jj^lcg^encn  , 
Sache;  doch  wird  freilich  die  Reaiisirung  aieses  Rechts  bei  ausländischen  Orund- 
«RCXm  auf  Schwierigkeiten  stossen;  vgl.  ebenda  8.  349  und  III.  8.393.   Die  GeseUe 

öes  DomicilB  entscheiden  bei  Regulirung  des  Nachlasses.  Staatsangehörigkeit  und 
Heimathsrecht  üben  keinen  Einfluss.  Erk.  d.  O.-A-G.  zu  Cattel  in  Senfferie 
Archiv.  XV.  95. 
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Kv^Jftc^K^  7  Die  Form  des  testamentei  ist  nach  dem  Grundsatz:  Locus  regit  actam, 

*    nach  dem  örtlicben  Rechte  des  Errichlungsortes  zo  bestimmen. 
VI.  ProceszreckL 
Die  Formen  des  Processes  und   die  Zui^tigkeü  rein  processuaHscher 
Rechtsmittel  werden  nach  dem  Örtlichen  Recht  des  Gerieht$ortet  bestimmt, 
da  sie  ihrer  Natur  nach  abhängig  sind  von  der  Organisation  der  Gerichte 
und  den  Einrichtungen  des  Staates,  dem  diese  angehören. 
YIL   Attgemeine  Beschränkungen  und  Aumakmen. 

1.  Es  gibt  Rechtssätze  von  so  bindender  und  zwingender  NtUur,  dasz 
innerhalb  des  Gebietes,  wo  sie  gelten,  keinerlei  Abweichung  verstattet  wird.  (15.) 

Z.  B.  Anerkennung  der  Monogamie  und  Verwerfung  jeder  Polygamie, 
Unzulassigkeit  der  Sklaverei  in  den  europftischen  Staaten,  Hemmung  das 
Erwerbes  von,  Grundstöcken  durch  die  todte  Hand,  Unzulftssigkeit  oder 
Zul&ssigkeit  der  Ehescheidung  (nicht  zu  verwechseln  mit  der  Anerkennung 
des  ledigen  Standes  geschiedener  Ehegatten)  ik  dgl 

2.  Mit  Bezug  auf  die  Form  der  RecklehaniÜHngen  wird  im  Interene 
des  Bestandes  derselben  den  Handelnden  gewöhnlich  ^e  Wahl  verstattei, 
entweder  die  am  Ort  der  Handlung  vorgeschriebene  Form  %n  beechteo 
oder  die  Form,  welche  da  gilt,  wohin  das  Rechtsgesdiftft  seiner  Nalnr 
nach  gehört  (11.) 

3.  Wo  die  Getetze  eines  Landes  oder  Slaatsverträge  andere  ds  die 
obigen  GruodsAtze  für  den  Collisionsfall  vorschreiben,  sind  diesellien  inner- 
halb des  Kreises  ihrer  Staatsautoritttt  zur  Anwendung  zu  bringen.   (16.) 

4«  Durch  Vertrag  der  Privaten  selbst  kann  ein  anderes  örtliches  Recht 
bestimmt  werden,  soweit  die  Rechtsverhältnisse  dem  freien  Willen  der 
betheiligten  Individuen  unterworfen  sind. 

15.  Brkenntrutt  de»  0,'ji,-0.  tu  Braunsehweig  in  der  Zeittchrifi  für  HeckU- 
pßege  im  Braunschweig.  1858.  S.  8t.  Die  Zustande  der  Personen,  wodurch  der» 
Rechts-  und  Handlungsnihigkeit  besttnimt  wird,  sind  nach  den  Gesetzen  des  Landes 
Ihres  Wohnsitzes  zo  beurtheilen,  sofern  nicht  absolut  verbietende  Gesetze  des  In- 
lands enlgfgeostehen.  ' 

16.  Brkenntnuz  des  O,  j4,G.  zu  München  in  den  Bläitern  für  fiecktumwem- 
düng,  XXVI.  8.  495.  Bei  der  Collision  von  Statuten  muss  stets  vorerst  untersucht 
werden,  ob  denn  nicht  das  Particulargesetz  selbst,  dessen  Anwendung  in  Frage  steht, 
Bestimmungen  enthalte,  welche  die  Anwendung  fremden  Rechts  ausschUeszen,  da  die 
Rechtsregel:  locus  regit  actum  —  lediglich  auf  gemrinrechtitchero  Gericbtsgebrauch 
beruht,  daher  sie  positiven  statutenrechtlichen  Vorschriften  über  den  örtlichen  Um- 
fang der  Giltigkeit  eben  dieser  Statute  weichen  mu.«z  und  nur  subsidiär  bei  dem 
Mangel  particularrechtltchrr  Vorschrinen  zur  Anwendung  kommen  kann.  Tgl.  2eit- 
sehrilt  für  Kunde  und  Fortbildung.    Züricher  Rechtspflege  IX.  S.  325. 
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ERSTES  BUCH. 

DAS  PERSONENRECHT. 


Erstem  Capifel. 
Von  den  eipzelnen  Menschen. 

I.   Person.  Reehtonhigkeit ,  Bandlangsahickeit. 

1.  Jeder  Memch  isl  als  ein  Individuum  auch  eine  Perstm,  d.  h.  nicht 
bkn  ein  r§chußkigii^  sondern  ein  b$r$cMgUi,  Wetm,  nidit  blosz  ein 
mö^ches,  sondern  ein  wirkliches  Rechtssubject.  (1 — 3.)  Auch  das  ^tere 
deobcfae  Recbt  hat  nie  einen  Stand  völlig  rechtloser  Menschen  gekannt 
Die  Eigenen  hatten  von  jeher  zwar  ein  beschranktes  und  wenig  geschütz- 
tes, aber  immerhin  in  wichtigen  Reziebungen  ein  anerkanntes  Recht  und 
eine  Rechtsfilhigkeit,  die  allmfthlich  au8gdl)ildet  und  erweitert  wurde. 

Dagegen  gab  es  im  Altern  deutschen  Recht,  eine  völlige  Rechtlosigkeit 
zur  Strafe  als  Folge  der  Acht,  Air  die  echi-  und  frieddo$m  Leute  ($.  30). 
Auch   diese  Ausnahme   hat   nun   der   humaneren   Rechtsansicht   weichai 
mOssen,,  dasz  der  Mensch  nie  alle  (auch   die  rein  menschlicheiuReeUiilp 
der  Person  verlieren  kann,  so  lange  er  lebt 

2.  Das   BedU  der  PeriönUehkeü  ist  den  Menschen   angeboren,   und 
allen  Individuen  gleich.     Die    RechUßhigkeit   aber,    d.   h.   die   Fähigkeit, 

1.  SeAipa6emspieg€i  I:  Herre  got,  biroeliscber  Vater,  durch  dtoe  Gäete  ge- 
scböefe  du  den  menscbeD,  in  drivaltiger  werdikeit.  Dia  erste,  dax  er  n^cb  dir  ge- 
bildet ist.  —  Des  baben  wir  gar  inichel  recht. 

%  SaehM€Hspiegel  III.  42.  g.  1:  Got  bevet  den  man  na  ime  selve  get>eldet, 
OBde  bevet  Ine  mit  siner  martere  geledeget,  den  enrn  also  den  anderen,  ime  is  die 
arme  also  besras  als  die  rike.  —  §.  3.  Do  man  ok  recbt  irst  satte,  do  —  waren  al 
ditt  lade  Tri. 

3.  Oesi^rreichiichet  Oeaeitbuch  g.  16:  Jeder.  Mensch  bat  angeborene,  schon 
durch  die  Temonft  einleuchtende  Rechte,  and  ist  daher  als  eine  Person  xu  be- 
tracbten.  Sklaverei  oder  Leibeigenschaft  ond  die  Ausübang  einer  darauf  sieb  bexie-» 
Maeht  wird  in  diesen  Unden  nicbt  gesuttet. 
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Privatrechte  zu  erwerben  and  zu  haben ,  kann  eine  erhöhte  oder  eine  be- 
schränkte und  verichieden  geartete  sein.  Wahrend  des  Mittelalters  war 
dieselbe  je  nach  der  Verschiedenheit  vorzüglich  der  Stände  mannichfaltig 
bestimmt  Die  neuere  Zeit  hat  mehr  die  Tendenz,  eine  gJeichmfiszige  uinf 
gleichartige  Rechtsfähigkeit  aller  Personen  zuzugestehen. 

3.  Die  Handlungißhigkeit ,  d.  h.  die  Fähigkeit  der  Person,  Handlungen 
zu  begehen  mit  rechtlicher  Wirksamkeit,  folgt  nicht  wie  die  Rechtsfähig- 
keit schon  aus  der  Existenz  der  Person,  sondern  setzt  überdem  Verstand- 
nisz  der  Handlung  und  Willenskraft  voraus«  und  kann  auch  auszerdem 
aus  andern  Gründen  beschränkt  sein.  Es  gibt  daher  verschiedene  Stufen 
und  Arten  der  HandluQgsflhigkeit ,  welche  nicht  zusammentreffen  mit  den 
ModificaUonen  der  Rechtsfähigkeit. 

§.14. 
II.  Die  Gebart. 

1.  Die  Persönlichkeit  beginnt  mit  der  Geburt,  Das  Kind  im  Mutter- 
leib (der  Embryo)  hat  noch  keine  Persönlichkeit,  wird  aber  als  der  Keim 
eines  zukünftigen  Rechtssubjects  provisorisch  geschützt  Soweit  das  zur  Be- 
wahrung der  ihnen,  wären  sie  schon  geboren,  zukommenden  Rechte  nölhjg 
ist,  werden  sie  vorläufig  als  geboren  behandelt  und  vertreten.  Dieser 
Gnmdsatz,  von  den  römi^hen  Juristen  klar  ausgesprochen  (1.),  scheti^ 
auch  dem  altem  deutschen  Rechte  schon  bekannt  gewesen  zu  sein,  und 
ist  im  heutigen  Rechte  allgemän  anerkannt  (2.  ^.) 

2.  Das  Kind  musz  hbend  geboren  sein.  Das  ältere  Recht  hob  hier 
einzehie  Aeuszerangen  des  Lebens  vorzüglich  hervor,  als:  ,,Oeflaen  der 
Augen  und  Beschreien  der  Wände^  und  verlangte  deren  Beweis  (4.);  we- 
niger indessen,  weil  dieselben  als  noth wendige  Erfordernisse  der  lebenden 
Gebärt  als  vielmehr  als  die  natürHchsteu  Und  regdmäszigen  Kennzeichen 
des  Lebens  betrachtet  werden.  Gemeinrechtlich  genügt  der  Nachweis  irgend 
eines  Lebenszeichens. 

vf.v%..i  ^'^    u^Y«  1.    L.  SSI.  de   V.  S. :   Quod  dietifios,  eam  qui  Dasei  speratur,  pro  soperstlte 
f        esse,  tvDC  veram  est,  cum  de  Ipsius  Jore  qateritiir:  aliis  autem  non  prodest  nisi  natiift. 


r,     ,A      f     \  ^    Baxr,  LandreeAl.  h  Z.  %,  2:    Uagcboitie    oder  iip  Motterleib  liegende  — 

^^Kcv  [Y^^  den  für  geboren  geachtet,  wenn  es  ihr  Nutzen  also  erfordert  und  die  lebendige  Ge> 
i,   *f  •   '^  _      burt  wirklich  darauf  erfolgt. 

3.  OesierreicAiiches  Ges.  g.  22:  Selbst  angeborne  Kinder  haben  von  dem  Zeit- 
l^^^vn  jv^^-^puokte  Ihrer  Empflingnisz  an  einen  Anspruch  auf  den  Schutz  der  Gesetze.  Insoweit 
/'^V  n  Uxti.  es  um  ihre  und  nicht  um  die  Rechte  eines  Dritten  zu  thun  ist,  werden  sie  als  Cre- 
*^  '  ^C^i/^f  borne  angesehen;  ein  todt  gebornes  Kind  aber  wird  in  Rücksicht  auf  die  ihm  fär 
17^  . .  w  den  Lebensfall  vorbehaltenen  Rechte  so  betrachtet,  als  wäre  es  nie  empfangen  worden. 

vv»/,ltctv»^>^  fM,  4.  i^x  jilamannorum  92:  Si  qua  moller,  quae  hereditatem  paternam  hat>et, 
h  'C  Ai^  "^intfi.  post  noptom  praegnans  peperlt  poerum,  et  in  ipsa  hora  mortua  foerit,  et  infans  vi- 
T'  *^  70  ^  ^"^  remanserit  aliqoanto  spatio,  vel  onios  horae,  ut  possit  aperire  oculos  et  videre 
*  culmen  domus  et  quatuor  parietes,  et  postea  defunctus  fuerit«  bereditas  materna  ad 

patrem  ejos  pertineat.   Vgl.  Scbwabensp.  271. 
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5*  18.  Bis'  Geichl«diU  ^ 

Einzelne  neuere  Particnlarrectite,  wie  das  Bayrische  Landrecht  I.  3. 
$,  2  und  das  Otsterrekhiiche  Gesetz  $.  23  steHen  bei  reif  geborenen  Kin- 
dern die  Vermuihung  f&r  das  Lebfsn  anf.  Diese  Vermuthung  eines  that- 
Schlichen  Verhältnisses  versteht  sich  übrigens  nicht  von  selbst;  vielmehr 
Ist  gemdnrechtlicb  der  Beweis  des  Lebens  nöthig,  wenn  es  bestritten  wird. 

3.  Das  altere  deutsche  Recht  verlangt  überdem  Lebensfähigkeit  ( Vitdi- 
tatj  des  neugeborenen  Kindes  in  dem  Sinn,  dasz  ein  augenscheinlich  un- 
reifes und  eines  dauernden  Lebens  nicht  fähiges  Kind,  wenn  es  auch  im 
ersten  Augenblick  nach  der  Geburt  Lebenszeichen  kund  gegeben  haben 
»nte,  nicht  Erbe  wurde.  (5.)  Diese  Ansicht,  welche  sodann  irrthümlich 
▼on  manchen  Juristen  aus  dem  römischen  Rechte  begründet  worden,  ist 
auch  in  den  französischen  Code  civil  725,  906  fibergegangen. 

4.  Ffir  den  Beweis  der  Geburt  wird  in  den  neueren  Staaten  r^el- 
maszig  gesorgt  theils  durch  die  Einrichtung  der  Kirchenbücher  (Taufbücher), 
welche  von  den  Geistlichen  geführt  werden,  theils  durch  die  vorgeschriebene 
Eintragung  in  bürgerliche  Standesregister.  Diesen  anitlichen  Büchern  und 
am  beglaubigten  Auszügen  aus  denselben  wird  öffentlicher  Glaube  zuge- 
schrieben. (6.) 

III.  Das  GescMecht. 

i.  Id  dem  altem  deotsche»  Recht  w^r  der  Uoterscbted  des  Geschlechts 
y(m  weit  grösserer  Bedeutung  als  in  dem  neuem ,  weil  früher  das  ^P^vat- 
recht  Bit  dem  öffentlichen  Recht,  in  welchem  die  Weiber  naturgemlsz 
an-fickaleheo ,  verwachsen  war,  nun  aber  die  Scheidung  beider  modernes, 
IVindp  ist.  Privatrechtlich  stehen  die  beiden  Geschkcht^r  sich  in  der 
Regd  gkick.  Was  daher  für  die  Manner  gilt,  6ndet  auch  auf  die  Weiber 
Anwendung,  insofern  nicht,  wie  im  Familfen-  und  Erbrecht,  besondere 
GrOnde  eine  verschiedene  Gestaltung  des  Rechts. je  nach  dem  Geschlechte 
bewirkt  haben.  .  , 

2.  ZipäSer  werden  m  dem  Geachleehte  geEählt,  dessen  Eigenacbriten 
Torberrschen.    Insofern  sie  nicht  die  Rechte  Dritter  verletcenf,  «teht  ibne»' 
fiberdem  die  Wahl  offen,  zu  welchem  Geschlechte  sie   gehören    wollen. 
(1-  2.) 

__..«__— _^__*—^—....^-**: — t,,,  i     — . I     I i 

5.  Stichsempiegei  I.  33:  Wirt  dat  kind  levfndich  gebom  unde  bevcl  de  vrowc 
^   getöch   ao   ?ier   mannen  de-t  gehört  hebbet,  unde  an  tven  wiven  de  ire  hulpen 

U  Imic  arbeide,  dat  kint  behalt  des  vader  er?e. Wend'it  levede    na   des  vaderf" 

Me,   so   werdit  de    len  den  herren  ledich.  of  it  kint  bewist  vird  unde  gesen  also 
grol,  dat  H  liniaflig  mochte  wesen. 

6.  Code  civil,  34.  ff.  45:  Toute  personne  pourra  se  faire  dtlivrer  par  des  cK^po- 
^ires  des  registres  de  T^tat  civil,  des  extrails  de  ces  registres  Lcs  eitrails  d^li- 
vte  coorormes  aui  registres  et  l^galis^s  par  1e  pr^sident  du  tribunal  de  premiere  in- 
Mance  ou  par  le  Juge  qui  remplacera  feront  foi  jusqu'ä  insVription  de  faui. 

1.    Bayf*    Lündr.  1.   3.  g.  2:  HcrnMpbroditen  werden  dem  Gescblechle  beige-' 
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^  Bueh  t  Ctp.  I.  Tod  dep  tioitlDMi  Mensclien. 

'*  B4,  JUbouUtye,  Eecherehos  snr  la  condition  eiTÜe  et  p<^tiq«e  dee 
f^o^es  depuj«  lea  Romains  jasqu^i  nos  jours.    Paris  1843. 

I?.    Das  Alter. 

1.  Der  Unterschied  des  Alters  bat  mehr  Bezog  auf  die  Hßndl'Uf^t- 
fähigkeü  als  auf  die  Rechtsfähigkeit.  Die  Altersstufen  wurden  aber  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  verschieden  bestimmt 

Schon  die  alten  Volksgesetze  setzen  ein  bestimmtes  Alter  der  Mündig- 
keit voraus,  häufig  schon  von  12  Jahren.  War  dasselbe  unbekannt«  so 
wurde  auf  die  Zeichen  körperlicher  Reife  geachtet.  Der  Sachsenspiegel 
kennt  vier  Altersstufen:  1)  bis  das  Kind  „zu  seinen  Jahren  koniml'% 
Altersstufe  der  Unmündigkeit,  was  mit  Vollendung  des  zwölften  Jahres, 
/  im  Lehenrecht  mit  dem  Zumasz  von  Jahr  und  Tag,  also  mit  13  Jahr  vind 
[  6  Wochen,  geschieht;  2)  bis  es  „zu  seinen  Tagen  kommt'*,  Altersstufe  der 
Minderjährigen,  bis  auf  21  Jahre;  3)  das  Alter  der  Voüjährigkeii  derer, 
die  über  21  und  unter  60  Jahren  alt  sind;  4)  die  Stufe  derer,  „die  Ober 
ihre  Tage  gekommen'',  über  60  Jahre,  nach  dem  Sch^abenspiegel  Ober 
80  Jahre  alt  sind,  hohes  Alter.  Die  erste  Classe  musz,  die  zweite  und 
vierte  darf  Vormünder  haben.  Die  erste  hat  keine  selbststindige,  die 
letztern  haben  gewöhnlich   eine   freiwillig  beschrAnkte  Handlongsfilhigketi. 

(1-3.) 

2.  Die  Einwirkung  des  römischen  Rechts,  dem  sieh  hier  sehoM  der 
Schwabenspiegel  angenähert  hat,  einerseits,  und  die  Ausbildung  der  obrig- 
keitlichen Vormundschaft  andererseits,  haben  für  das  neuere  Recht  wesent- 
liche VerSnderungen  hervorgebracht  Es  kommen  vorztlgUch  folgeode 
Momente  in  Betracht: 

amt»  welcbes  nach  Rath  uad  lleiirang  der  Yerstiiidigen  vordringt,   falls  sicli    aber 
die  Gleiehbeit  hierin  bezeigt,  sollen  sie  selbst  eines  erwüblen. 

2.  Preuttuche*  Landr,  I.  g.  19^23.  $.  %%  Sind  aber  Recbte  eines  Dritten 
von  dem  Geschlecht  eines  vermeintlichen  Zwitters  abhingig,  so  kann  erst^rer  auf 
Unt^nelMing  durch  SachveisUindige  antragen.  §.  93.  Der  BefBod  der  Sacbvemuin- 
digen  entsctieldet  aach  gegen  die  Wahl  des  Zwitters  and  seiner  Eltern. 

1.  Saeh9en9phg€l  I.  42.  g*  t :  Kr  sinen  dagen  unde  na  sineo  dagen  mut  en  man 
wol  Vormunden  hebben,  ob  hte  bedarf  unde  mat  is  wol  untberen  of  he  wel.  —  Over 
ein  unde  tvintich  Jar  so  Is  de  man  to  sinen  dagen  komen.  Over  sestich  iar  is  hr 
boven  sine  dage  komen.  g.  t.  Svenne  en  kint  to  sinen  Jaren  kamt,  so  mat  li  wol 
vormände  sines  wibes  sin,  unde  dar  to  swes  it  sal,  of  it  wel,  ande  san  to  kampe 
selevn  wart,  al  si't  binnen  sinen  dagen;  wend  als  it  sik  mut  vor(  stan,  also  mut  it 
sine  mondelen  wol  vore  stan. 

S.  Schwahenapiegel  54.  Als  der  knebt  le  vierzehen  jaren  kumet;  er  nimeC  wol 
einen  andern  pfleger,  er  habe  im  wol  oder  öbel  getin.  unde  den  sol  er  nomen  nach 
siner  framen  vriande  rAte,  wil  er  nlch  muotwillen  nemen»  des  sol  im  der  rihtor  nibt 
gestatten,  noch  sine  wisen  vriande.  —  Ein  iegelich  sol  pfleger  bin  anz  er  kuroet  zt* 
fSnif  onde  zwinztg  Jaren.    daz  hat  der  künic  Karel  geboten. 

3.  Schwabentpiegel  44.  Als  ein  mau  kumt  ze  abzic  Jaren,  so  hüt  er  sihe  volf«^ 
tage.  Wil  er,  so  mac  er  Vormunde  nemen,  wil  er,  er  mac  ir  oadi  enperen.  Vgl.  c.  47. 
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|.  rr.  Der  Tod.  Di^  YttseMle^Mi  «od  TodMrUiniaf.  Sf. 

a)  Die  beiden  ästen  Glatien  der  UomOndigen  ond  Miodeijihvigeo 
wurden  mit  RQcksicht  auf  die  fartge$etxU  und  ^eickarlige  Vormund- 
schaft in  den  wesentlichen  Beziehangen  zu  ei$^  verbunden«  und  es 
bat  so  die  frühere  auch  in  dem  römischen  Rechte  ausgebildete  Unter- 
scheidung zwischen  Unmündigen  und  Minderjährigen  ihre  rechtliche 
Wirliung  groszentheils  verloren.  Es  ist  das  ein  offenbarer  Mangel 
der  heutigen  Rechtsbildung,  da  dieselbe  in  der  Entwicklungsgeschichte 
des  Menschen  eine  natürliche  Grundlage  hat,  die  besonders  in  dem 
Vormundschaftsrechte  wieder  Beachtung  verdiente. 

b)  Für  die  Fille,  in  denen  dem  Unterschied  noch  eine  Wirkung  zuge- 
schrieben wird,  wie  ftlr  das  Eherecht  und  das  Recht  zu  testiren, 
ist  die  iltere  Grinse  von  13  Jahr«!  oder  von  18  Mifen  6  Wochen 
gemeinigiieii  aulgegebeo,  und  nach  rönisehem  Vorbild  auf  14  Jahre 
Ar  Knaben  und  ti  Jahre  für  MiddieM  gewlit,  oder  auch  unsem 
jetzigen  Sitlen  entspreehender  noch  mehr  eriKM  worden,  auf  1§  (ftlr 
Minner  zum  Bahuf  der  Eingehung  der  Ehe  zuweileo  IS  md  20)  Jahre. 

c)  Die  reMDische  Grinse  der  Vol|jihri^eit,  iS  Jahre,  wird  nur  in 
wearigwi  deutsehen  Lindem  anerkannt  in  Saehsemy  Boyerm,  f^Ürtem- 
berg,  SchUiwig-Holiiem  und  in  den  deutschen  Lindem,  wo  die  fran- 
xosiiehe  Geeetzg^rnng  (Code  Napol^n)  gilt,  wird,  wie  im  Sachsen- 
spiegel^, ein  AMer  von  i4  Jahrm^  nach  dem  Preuezitchen  Landrecht 
und  dem  0€$terrt%chi$ehtn  Gesetz  eih  solches  von  iA  Jahren  tut  VoII- 
jihrigkeit  erfordert.  Andere  Bestimmungen  kommen  anderwärts  vor  *). 

d)  Die  Altersstufe  derer,  die  über  ihre  Tage  gekommen,  wird  nur  aus- 
nahmsweise noch  in  bitterlichen  Verhittnissoi,  vorzQglicb  mit  Bezug 
auf  den  AMenthett,  in  neuem  Rechte  beachtet.  Ehi  Zwang  zur 
Uebergabe  des  Guts,  zur  Bestellung  des  „Austrags"*  findet  aber  auf 
Grund  hohen  Alters  allein  nicht  statt,  sofern  nicht  die  Voraussetzungen 
einer  Curatel-Bestellung  gegeben  sind. 

*  Kraut,  die  Vormandschaft  nach  deatschem  Recht  Oöttingen  1835. 
L  S.  110  C;  weitere  Literatur  siehe  unten. 

S.  17. 

V.   Der  T)od.    Die  V«rschoHenheil  und  Todeserkllrung. 

1.  Die  Peraönliehkeil  des  Menschen  hört  fOr  das  menschliche  Rechts^ 
gebiet  auf  mit  dem  Tode  desselben.  Auch  fttr  den  Beweis  des  Todes  wird 
regdmiszig  durch  die  Kirchenbücher  oder  weltlichen  Reiter  (lodten- 
•eheime)  gesorgt  Eine  Vermutbung  für  den  Tod  aber  gibt  es  znniehst 
okliL  Viehnefar  musa,  wer  «us  dem  Tode  eines  Andern  Rechte  fOr  sich 
herleiten  will,  diese  Thatsache  erweisen.    Dasselbe  gilt  von  dem  Zeitpunkte 


*)  Z.  B.   n  Jahre  ffir  ■äoBei'  und  IS  fUr  Weiber  tu  Hamburg,  S3  Jahre  in  B«m  und  im 
WaadtUnd »  in  den  Regeotenhttusem  gewöhnlich  18  Jahre. 
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32  Bach  T.    Cap.  I.  Ton  den  einzelnen  Menschen. 

des  Todes ,  wenn  es  darauf  ankommt,  (la.)  Wenn  daher  zwei  oder  mehrere 
Personen  in  der  nämlichen  Gefahr  umgekommen  sind,  und  nicht  nach- 
gewiesen werden  kann,  dasz  der  eine  den  andern  überlebt  habe,  so  ist 
jener  auch  nicht  der  Erbe  dieses  geworden.  (1.  2.)*) 

2.  Das  Bedürfnisz,  die  Rechtsverhältnisse  von  Personen  zu  reguliren, 
von  deren  Dasein  man  seit  längerer  Zeit  keine  Kunde  hat,  und  die  daher, 
wenn  diesz  rechtlich  constatirt  ist,  VenchoUene  heiszen,  hat  in  neuerer  Zeit 
zur  Ausbildung  des  Institutes  der  Todeserklärung  und  zu  nähern  Bestim- 
mungen der  Particulargesetze  über  die  Folge  der  Verschollenheit  geführt 
die  einen  gemeinsamen  Charakter  haben. 

ZimächU  besteht  auch  über  den  VersekoUenen  Mn$  Vermuihmgn  ^ätr 
da$z  er  lebe,  noch  dasz  er  todi  sei.  Der  VoriDond  für  den  Veriohollenen 
kann  daher  nicht  in  dessen  Namen  eine  imwischefi  eröffnete  Erbfolge  an- 
nehmen, noch  können  inzwischen  seine  Erben  sein  Vermögen  als  Verlas- 
senschaft behandeln.  (3.)  Nur  ausnahmsweise  haben  einseine  Particnlar- 
rechte,  soweit  nicht  besondere  Wahrscheinlichkeitsgrttnde  entgegen  stehen, 
für  die  ersten  lahre  der  unbekannten  Abwesenheit  eine  Venmähmg  für 


U,  ßrk,  d.  O.^A.^O,  m  Aiünahtm  in  tUn  BiÜtUm  für  R^himmwendmng.  XXV. 
8.  377:  Obwohl  drei  noch  am  Lehen  befindlicti^  Kimcraden  des  Verscboltenen  eid- 
lich bestätigten,  sie  hätten  denselben  am  Tage  der  Schlacht  tu  Hanaa  aufdrr 
Niddabriicke  niederstürzen,  und  Rosz  und  Mann  über  ihn  wegsetzen  sehen,  Bibni 
doch  der  oberste  Gerichtshof  an ,  dasz  hierdurch  nur  eine  sehr  hohe  Wahrschein- 
lichkeit, lielnaawegB  aber  eine  anomstOssliche  Oewlsaheit  des  Todes  tn  Jenem  Aagen- 
blick,  auf  welchen  die  Eligar  Ihre  AtsprMM  grOndeten,  erhraoht  sei;  Ygl.  aber 
auch  S.  378. 

1.  FreuMzUche»  Landrecht.  I.  1.  g.  39.  Wenn  zwei  oder  mehrere  Mcnscbe« 
ihr  Leben  In  einem  gemeinsamen  Unglück  oder  sonst  dergestalt  zu  gleicher  Zeit  rrr- 
loren  haben,  dasz  nicht  auagemittelt  werden  kann,  welcher  zuerst  verstorben  sei,  so 
kann  angenommen  werden,  dasz  keiner  den  andern  überlebt  hat. 

2.  OtsterreichUchet  Gesetz  g.  25.  Im  Zweifel,  welche  von  zwei  oder  roebreren 
verstorbenen  Personen  zuerst  mit  Tod  abgegangen  sei,  must  derjenige,  welcher  den 
frühern  Todesfall  des  einen  oder  des  andern  behauptet,  seine  Behauptung  beweisen; 
kann  er  dieses  nicht,  so  werden  alle  ala  zö  gleicher  Zeit  verstorben  vermuthet,  und 
es  kann  von  Uebertragung  der  Rechte  des  einen  auf  den  andern  keine  Rede  sein. 

3.  RechUipruch  det  O.-A.G.  zu  Darwutadt  bei  Senf f er i  Arch.  IIL  185:  Der 
einem  Abwesenden  —  bestellte  t'urator  ist  in  dieser  Klgenschafl  nieln  Icgiliitiirt,  eine 
dem  Abwesenden  deferirie  Erbi^chaft  für  seinen  Curanden  anwtreten.  TgV  die  Ent- 
scheidung e^nes  merkwürdigen  Falles  in  den  Blättern  für  ßechUanwendung.  XXVI 
S.  17—29.  33. 49 ;  ferner  XIX.  8.  .7, 38,  49  upd  die  zahlreichen  oberslrichterllcben  Ent- 
scheidungen für  die  richtige  Auffassung  der  Präsumtion  bezüglich  des 'TO  Leben^abrps 
in  SeuffitrteArek.  200:  sie  ist  0ar  eine  Todes*  nieht  aufh  eine  Loben»- Tfrnatbwig 


*)  Ob  die  Au(tiahmevermuthungen  rtfmitcber  Juristen  für  den  Fall,  wo  Eltern  and  Kinder 
gemeinsam  verunglückt  sind,  eine  innere  Begründung  haben,  liszt  sieb  betweife!» 
Die  neuem  Gesetzgebungen  nehmen  daher  aucli  keine  Hü«  ksicht  darauf,  ausgeaoDine» 
der  frantösische  Code  g.  720  ff.,  welcher  noch  mehr  und  willkürlicher  unterscheidet 
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1*  17.    Der  Tod.    Die  Verschollenheit  and  Todeserklfirung.  33 

doi  Leben  eiogefthrt,  (4.  5.^  und  so  binnen  dieeer  Zeit  dem  anbekannt 
Abwesenden  die  Aussicht  Erbe  zu  werden  zngesprocben. 

Re^lmSsrig  aber  wird  ntin  durch  die  gerkhtUche  Tode$erUärung  eine 
Yemnuhung  für  den  Tod  de$  VerschoUenen  hergestellt,  und  so  ein  Erb- 
recht in  das  voir  ihm  zurOckgelassene  Vermögen  ei^ffnet 

3.     Die  Erfordemiae  der  Todeserktarung  sind: 

a)  VerteAoüenheU.  Sie  wird  von  der  letzten  sicheren  Kunde  des 
Lebens  an  gerechnet,  und  hört  auf,  sobald  von  dem  Leben  oder  dem  Tode 
des  Verschollenen  eine  neue  sichere  Kunde  eintrifft 

b)  Ausserdem  ein  besonderer  Wahnckeinlichkettigrund  für  den  Tod. 
Als  solcher  gilt  der  Nachwas,  dasz  der  Verschollene  ein  Alter  von  70 
Jakren  (6.)  (Particularrechte  haben  80,  tOO  Jahre,  andere  rechnen  nach 
der  Daoer  der  Abwesenheit)  erfüHt  hatte.  Aber  nicht  Immer,  z.  B.  nicht 
wenn  die  Verschollenheit  erst  im  69sten  Jahr  ihren  Anfang  nahm.  Noch 
minder  ist  das  der  einzige  WahrscheinfichkeHSgrmid.  Andere  können  von 
dem  Richter  ebenfalls  beachtet  werden  und  dann  viel  früher  die  Vermu- 
tung fbr  den  Tod  begrdnden;  z.  B.  es  ist  wahrscheinlich,  dasz  jemand 
ertrunken  oder  als  Soldat  in  einer  Schlacht  umgekommen  ist,  und  seither 
längere  Zeit  verflossen  ohne  Kunde  von  seinem  Leben.    (7 — 10.) 

4.  Züreherimke»  Oeseti.  §.  1*2.  Wenn  eine  Person  unbekannt  abwesend  iat, 
M  wird  in  der  Regel  wShrend  der  ersten  15  Jahre  anbekannter  Abwesenheit  ver- 
■nthet,  dasz  dies  Ibe  noeb  am  Leben  sei.  g.  15.  Nach  Ablauf  von  15  Jahren  be- 
stahi  keinerlei  Vennathung  mehr  für  das  Leben,  g.  16.  Wenn  von  dem  Zeitpunkte 
angerechnet,  in  welchem  die  Vermuthung  för  das  Leben  erloschen  ist,  weitere  15 
Jikre  ferflossen  sind,  so  wird  von  da  an  die  Vermuthung  seines  Todes  begründet 
rad  die  Todeserklärung  ausgesprochen.     . 

5.  fVüritemb,  Obertribnnalerlass  voo  1886.  Verschollene  werden  so  lange  sie 
das  siebenxigsteJahr  nicht  zurückgelegt  haben,  für  erbOibig  angenommen ,  ihre  Cura- 
toren  zum  Erbschaflsantritt  für  sie  zugelassen  u.  s.  f 

6.  Psalm  90»  10»  Unser  Alter  wihret  siebcniig  Jahre,  und  wenn  es  hoch  kommt, 
80  stad  es  achtzig  Jahre« 

7.  BayerUcket  Landr,  \.  7.  %.  39.  Dafern  aber  die  Abwesenheit  solange  dauert, 
dasz  mM  entweder  hieraus  oder  sonst  aus  andern  Umstünden  den  Tod  wahrscheinlich 
vcraMtlMn  haon.  so  bedarf  es  keiner  Curatel  mehr,  sondern  der  Afmesende  wird 
fir  Terstarbcfl  erkliri. 

8.  Prctutitchet  Landr.  L  1.  %  35.  Zum  Beweise  des  Todes  ist  hinreichend: 
Wenn  jemand  im  Kriege  eine  schwere  Wunde  erhalten  hat  und  Innerhalb  eines  Jah- 
res nach  geschlossenem  Frieden  von  seinem  Leben  und  Aufenthalte  keine  Nachricht 
eingegangen  ist  —  g.  38.  —  wird  vetmuthet ,  dasz  ein  Mensch  von  dessen  Leben 
edcr  Tode  k«tDe  Naehricht  so  erhalten  ist,  mm*  siebenzig  Jahr  alt  gewerden  sei.  Vgl. 
ibe».da  IL  18.  69-  9Ü  ff 

9.  Cod»  cwU  IS9.  8i  rabsMoe  •  Continus  pendant  trente  ane  depois  l'envei 
piofisdre  »  — ^  oo  s'ii  est  6conl6  cent  ans  r^volns  deputo  la  naissanee  de  l'absent 
les  eautions  seront  dtehargtes. 

tO.  OtH^rrtiehuehn  Get.  g.  24.  Wenn  ein  Zweifel  entsteht,  ob  ein  Abwesender  oder 

▼ecmiszter  nncli  am  Leben  sei  ed^  nicbt,  so  wird  sein  Tbd  nur  unter  folgenden  Um- 

ttinden  vemnitlwt:  1}  wenn  seit  feiner  Gebort  ein  ZeHraun  von  8a  Jahren  veistrifheB 

und  der  Ort  seines  Aufenthalies\*"seit  10  Jahren   anbekannt  ist;   S)  ohne  Bftoksicht 

Blanttcbli.  deutsches  Privatrecht.  3.  Aufl.  3 
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c)  Eine  ohne  Erfolg  geblid)ene  öffefUUehe  Auffardenmg  (EdkUd- 
ladung)  des  Gerichts.  (11.) 

4.  Die  gerichlUche  Tode$erklärung  be^romt  sodann  das  Datum  de« 
vermothlichen  Todes  (z.  B.  wegen  hohen  Alters,  das  Ende  des  70sten 
Jahrs,  oder  wegen  Todes  in  der  Schlacht,  den  Tag  der  Schlacht),  und 
begründet  so  eine  Rechtsvermuihung  für  dm  Tod.  Es  wird  die  Erbuhaft 
von  dem  so  bestimmten  oder  ans  den  Verhältnissen  sich  ergebenden  Tage- 
eröflhet,  und  die  Frau  des  Todterkl&rten  ist  von  da  an  als  Wütu>e  zu 
betrachten.  Wenn  auch  die  Erben  schon  froher  im  Genüsse  seines  Ver- 
mögens waren,  so  ist  doch  erst  von  da  eine  icahre  Erbsehaft  vorhanden, 
und  das  Erbverhältniss  wird  nach  jenem  Momente  bestimmt 

5.  Wenn  nachher  der  Todterklärte  als  lebend  erschdnen  sollte,  so 
kann  er  Restitution  des  noch  vorhandenen  Vermögens  fordern;  ebenso  ein 
Erbe,  dem  es  nachträglich  gelingt,  in  einem  andern  Momente  den  wirklich 
erfolgten  Tod  zu  erweisen,  insofern  seine  erbrechüichen  Ansprüche  nidit 
verjährt  sind. 

*  GengUr,  Privatrecht  §•  1^  Reusch,  Musteracten  in  TodeaerklärongsBachen 
nach  preusz.  Recht,  Berlin  1859.  —  Steinberger,  VerschoUenheit  in  Weiake's 
Rechtslexikon  XIL  S.  693.  —  Bopp,  der  VerschoUene  als  £rbein  der  Zeitschrift 
für  Civilrecht  und  Pi-ocese  17  S.  363.  —  Härder^  Zur  Lehre  von  da-  Verechol. 
lenheit,  ebenda  19,  2,  S.  293. 


Zweites  Capitel. 

Unterschied  der  Stände  und  Beruftclassen. 

S- 18- 

Historische  Einleitung. 

1.  Der  Gegensatz  der  Freien  und  der  Unfreien  und  die  Gegensätze 
der  verschiedenen  Stände  unter-  den  Freien  im  Mittelalter  [Hochfreie^^ 
MUtelfreie,  Gemeinfreie,  dann  die  spätem  Stände  der  RitUr^  Bürger  und 
freien  BauemJ  und  der  verschiedenen  Abstufungen  unter  den  UnfireieD 
(Liten  und  Knechte,  dann  die  Diensiteute,  Gotteshausleute,  hörigen  und 
leibeigenen  BauemJ  waren  f&r  das  ältere  Privatrecht  aller  deutschen  Völker 
von  gröszter  Bedeutung.  Je  nachdem  Jemand  der  einen  oder  andern  Classe 

auf  den  Zeitraum  von.seiaer  Gebort,  wenn  er  durch  drdssig  voUe  Jahre  UDhekaaDi 
geblieben;  3)  wenn  er  im  Kriege  schwer  rerwandet  worden,  oder  wenn  er  auf  oin^i 
8chifl)e  da  es  scheiterte,  oder  in  einer  andern  nahen  Todesgefihr  gewaaen  ist  uod 
seit  der  Zeit  durch  drei  Jahr«  fermisit  wird.  In  allen  diesen  Filleo  kann  die  Todes- 
erklirang  angt'sacht  und  —  forgenoromen  werden.    Vgl.  S*  2*^  daselbst. 

11.  ErkemUmin  des  O-ji.O.  zu  Bosioek  in  Buchkm  mnd  Buddtl's  Samm.  IL  8  84. 
Ehe  die  Prisurotion  des  Todes  des  Yerschollneen  nach  Ablauf  des  siebzigsten  Lehoia* 
Jahres  eintreten  kann,  mass  eben  durch  frachtlos  gebUebeae  geh<H1ge  Edietalieo  die 
Watsaehe  der  Yerscbollenheit  constatirt  sein. 
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iqgebörte,  hatte  er  auch  verschiedenes  Recht;  ond  viele  privatreditliche 
Institate  hatten  einen  bindern  ständischen  Boden  und  eine  eigenthtlm- 
Uebe  ständische  Form  und  Geltung. 

3.  Hentnitage  ist  der  Geg^isatz  der  Freien  und  Unfreien  durch  Auf- 
kAmmg  jeder  Art  von  Eigemchaft  verschwunden  und  der  Unterschied  der 
Stände  -^  noch  wirksam  in  der  Ordnung  des  Staates  und  der  öffentlichen 
InsHtutionen  —  hat  auf  das  Privatrecht  gegenwärtig  nur  einen  ganz  unter- 
geordneten Einflusz  behalten.  Dieses  ist  zu  einem  Gemei$^gut  aUer  Voüa- 
dassen  geworden  und  in  der  Regel  allen  Indmdum  in  gleicher  Weise  zu- 
gänglich.   (1.) 

Ausnahmswdse  nur  haben  noch  einzelne  ständische  Unterschiede  im 
Priratredit  fortgedauert.  Ihren  eigentlichen  Sitz  hat  aber  die  Lehre  von 
den  Ständen  nun  im  öffentlichen,  nicht  mehr  im  PrivatreehL 

3.  Die  neuern  Stände  haben  meistens  angehört  Geburtatände  zu  sein, 
und  sind  gewöhnlich  Berufutdnde  geworden.  Sie  beruhen  daher  nicht 
mehr  auf  dem  Blute  und  dem  höheren  oder  niederen  Werthe ,  welcher 
diesem  von  den  Alten  zugeschrieben  worden,  sondern  auf  den  socialen 
Cuiiurverhältniisen.  Die  Verschiedenheit  der  Bildung,  des  Berufe,  der 
Ldfenssielkmg  und  Lebetmoeiee  übt  aber  noch  auf  das  Recht  einigen  Eän- 
flusz  aas,  und  bewirkt  zuweilen  innerhalb  eines  groszen  Gesanuntstandes 
weitere  Unterscheidung  der  einzelnen  Berufedaesen. 

§.  19. 

I.  Privatfreiheit    Verbot  der  Unft-eiheit 

1.  Die  negative  Seite  der  privatrechtlichen  Freiheit  besteht  darin>  dasz 
der  Freie  nicht  eines  andern  eigen  ist  noch  sein  kann  (1.),  die  pontiee 
darin,  dasz  er  als  Person  aneriiannt  wird  und  des  regelmäsxigen  Privat- 
reehu  fehig  ist 

Die  Freiheit  in  diesem  Sinn  ist  nun  eine  allgemeine  und  regelmäszige, 
und  steht  nicht  blosz  den  Einheimischen,   sondern  audi  den  Fremden  zu. 

2.  Die  froher  in  Deutschland,  besonders  im  Bauernstände  sehr  ver- 
breitete Leibeigenschaft  hat  nun  sammt  ihren  persönlichen  Wirkungen 
aufgdiört  Dieselbe  wurde  durch  die  Landesgesetzgebung  und  die  gemein- 
same Ausbildung  des  öffentlichen  Rechts,  wdcbes  inn^halb  des  Bereiches 
seiner  Herrschaft  weder  Sklaverei  noch  Eigenschaft  mehr  zuläszt,  in  unserm 
Jahrhundert  aufgdioben.    (2 — 6.) 

1.  ffüUbrunä^  Deutsche  RechtssprichwOrter  16.  Was  dem  eiaeo'  recht  ist,  ist 
den  aadeni  biUig.    18.  Das  Recht  ist  für  JedennaoD. 

1.  Sa€k9empiegel  III.  4.  g.  42.  An  mioen  siiuieD  ne  kao  ik  is  nicht  upgenemen 
aa  ^itt  warheit,  dat  JemaD  des  anderen  sole  sin;  ok  ne  hebbe  wir's  aen  orkunde. 
(Vgl.  die  Belege  lu  §.  13.) 

3.  Baduehe  F^erordn,  y.  1783  (bei  Kraut  §.  68.  4.)  Wir  erklSren  —  dasz  Wir  — 
ohne  Absicht  aaf  einigen  ErsaU  der  Einkünfte,  welche  aus  d^r  Leibeigenschaft  flieszen 
'—  io  Unsem  gesammten  Landen  —  die  Leibeigenschaft  von  dem  heutigen  Tag  an  völlig 
ttHieben  und  Unsere  Untertbanen  in  besagten  Landen  hiemit  für  leibfsfrei  erklären. 

3* 
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Die  Aufhebw^g  der  per$Michm  Eigm$chafi  geschah  in  den  meisten 
deutschen  Landern  ohn$,  nur  in  wenigen  fntr  Entschädigung  der  Leib- 
herren. Nicht  nothwendig  verbünden  damit  ist  die  Aufhebung  der  Gut^- 
tmUrthänigkeit ,  welche  theils  eine  stmat$r$chHiehe  (Gerichtsbarkeit),  thdls 
eine  dingliche  Bedentmig  (Abhängigkeit  ond  festen  der  Colonat-  und  Hof- 
gflter)  hat 

3.    Ab  Folgen  der  persönKohen  Eigenschaft  und  im  Zweifel   als  mit 
dieser  aufgehoben  sind  zu  betrachten: 
a)  die  Gebundenheit  der  Hörigen  an  den  Hof,  die  hAufig  schon  in  Älterer 

Zeit  durch  das  Recht  des  freien  Zugs  beseitigt  worden  ist;  (7—9.) 
•   b)  das  Recht  des  Herrn,  den  Hörigen  zu  veräuszem;  (10.) 

3.  PreuMiisehet  Landt-,  II.  7.  $.  148.  Es  findet  die  ehemalige  Leibeigenschaft, 
als  eine  Art  der  persöolicbeii  Sklaverei ,  auch  in  Ansehung  der  Unterthinigcn  Be- 
wohaer  des  plaU«n  i.ande8  nicht  sutt.  (Aber  noch  ia  den  SS-  ^52  ff.  sind  erheb- 
liche Nachwirkungen  dereelhen  zugelassen.) 

4.  K,  fVettphälitche  fTerordn.  y,\9ß%i  Kx\,.\,  K\%  Leibeigenschaf Uverbindlieh. 
keiten  werden  betrachtet  und  als  solche  aufgehoben:  1)  blosz  persönliche  Dienste  und 
Personen-Frohnen;  2)  alle  Dienste,  die  zwar  in  Rücksicht  des  Besitzes  eines  Grund- 
stücks obliegen,  aber  unbesUflunt  und  von  der  Willkür  dssseo,  der  sie  zu  fordern  hat, 
abhkDgig  sind;  3)  die  Verbindlichkeit  der  Bauern  in  dem  Hause  ihres  bisheügei 
Herrn  als  Gesinde  zu  dienen ;  4J  die  Yerbindlicbkeii  zur  Eingehung  einer  Heirath  die 
Einwilligung  des  bisherigen  Herrn  einzuholen  und  an  diesen  unter  der  Benennung 
von  Bedemund  oder  einem  sonstigen  Namen  für  eine  solche  Einwilligung  zu  bezahlende 
Abgaben  zu  entrichten.  Art.  5.  Dem  Bauern  steht  es  frei  das  Gut  zu  verlassen» 
auch  sich  an  irgend  einem  andern  Ort  niederzulassen.  Art.  6.  Aufgehoben  ist  femer 
das  unter  dem  Namen  des  Mertuarii  bekanirte  Recht. 

a.  H.  Hann0ver»eh€  y^rTdn.  für  Liftgen  V.  1823.  £•  ^  I>«s  Leibeigeothum 
nebst  allen  daraus  hergefloasenen  Folgen  ist  bereits  aufgehoben.  $.  3.  In 
Gemäszheit  der  deszhalb  getrolTenen  Verfügungen  bleiben  auch  künftig  ohne  Entschä- 
digung allgemein  abgeschafft:  1)  die  Freilassung  und  der  Freikauf;  2)  die  gutsbeir- 
liehe  Vormundschaft  —  für  die  Kinder  der  Gotsleute;  3)  die  gnisherrliche  Einwil- 
ligung zu  den  Heirathea;  4)  der  Bettemund;  5)  das  gutsherrlicbe  Straf-  und  PObi- 
dongsrecbt;  6)  derSterbftll  von  solchen  Personto,  welche  nicht  Eigenthümer  einer  da^ 
mit  belasteten  Statt«  sind;  7)  der  Gesinde-Zwang;  8J  die  sonstigen  blosz  persönlichen 
Dienste  oder  Personal-Frohnen ;  9j  alle  ungemessenen  Dienste,  wenn  sie  gleich  auf 
dem  Grundbesitze  haften. 

6.  Bayriiche»  (hseiz  v.  f 848.  §.  6.  Alle  rein  persönlichen ,  niflht  ■uf  GmaA 
und  Boden  haftenden  Abgaben  hören  ohne  fiatsch&diguBg  auf.  §.  3.  Die  Erhebung 
des  Mortuariums  (Besthaupt)  crssirt  ohne  Entschidigung. 

7.  Bax^rische»  Landr.  I.  8.  g.  15.  Sechstens  kann  ein  Leibeigener  ohne  Be- 
willigung seines  Herrn  nicht  vom  ihm  abziehen. 

8.  Offhung  von  ßrütten  {Orimm,  Vfeisth.  I.  76).  Es  mag  onch  ein  iegklicber 
von  uns  ziechen,  wenn  er  wil,  von  richthum  oder  von  armnth  wegen,  toq  dem  ker- 
ren  und  mengklichem  unbekümmert. 

9.  Vogtbucb  von  Mpirsbach  von  1408  (bei  Hey9ther,  WArUemb.  Statuten  I.  38). 
Und  alle  die  des  Gotzhus  aigen  sint,  die  sont  han  ainen  fryen  gezog,  ob  sich  einer 
anderswa  bas  mag  began,  denn  hinder  dem  Gotzhus«  oder  in  der  Vogty»  den  sol  ain 
vogt  belaiten  und  sol  sprechen :  var  an  gotes  Namen,  und  kom  herwider  so  da  machst 
oder  es  dir  wohl  fügt;  so  went  wir  dir  gütlich  thon  denne  wir  Je  getaten, 

10.  BaxeriMchee  Landr,  I.  8.  S*  1^*     Zweitens  kann  er  von  seinem  Herrn  tbt- 
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e)  der  G^iindezwang ;  (11.  ISL)  ^ 

d)  die  Bmraihiifeickrämkmg,  nach  wdeber  der  Hörige  der  Erlaabnisz  des 
Berm  bedurfte,  um  heiralhen  zu  könneii«  and  dafür  eine  Gebühr 
cBtricbtett  imiszle,  sowie  die  in  der  Vorzeit  oft  sdir  sdiweren  Folgen 
der  Ungmoaenehe  ;  (13. — 15.; 

e)  der  lAibzüa,  welcher  zq  unterscheiden  ist  von  den  «of  Güterbesitz 
(dem  Hansranch)  haftenden  Zinsen;  (16.  17.) 

f)  das  Erbrecht  des  Herrn  in  die  Verlassenschaft  des  Hörigen  (;i8.  19.)* 
und  in  Folge  dessen 

g)  das  Recki  auf  den  Fall  (das  Beethaupt),  insofern  dieses  nicht  aus- 
nahmsweise im  realen  Verband  mit  dem  Gutsübergang  als  eine  Last  des 
Gutes  sich  noch  erhalten  hat    (20.) 

n.    Der  Adel  im  heutigen  Recht. 

§.20. 

1.  Art«o  und  Grade  de«  Adels. 
1.     Zum  hohen  deutschen  Ada  gehören: 

kaofl.  refsehenkt,  verpfändet»  verschrieben,  vermacht,  vererbt  und  überhaupt  wie 
alles  andere  Eigenthum  veräasxert  and  verhandelt  werden.  Jedoch  andergestalt  nicht 
als  nach  der  Observanz. 

11.  Jkfätuier^  Egth.  Ord.  I.  4.  g.  tf.  Dann  müssen  aach  der  Eigenbehörigen 
linder  nach  erreichtem  dieosttkhigea  Alter  bey  ihren  Gutsherren  den  Zwangdleost 
wrichten  und  ein  halb  Jahr  ohne  Lohn  für  die  Rost  dieoeo. 

13.  Baxeruche$  Landr,  I.  8.  g.  10.  Erstens  ist  der  Leibeigene  seinem  flerni 
ni  all  anständig-  und  herkömmlichen  Diensten  verbunden,  jedoch  gegen  gebühren- 
des Lehn. 

13.  Urkunde  von  1tt4  bei  11.  (bei  Hrmut  g.  07.  14):  homo  ecelesiae  UMDsum 
■OB  habeas  pro  contrahendo  malrimoaio  solidum  dabit  vel  peUem  hirci. 

14.  Buyerüchet  Landr,  I.  8.  g.  12.  Drittens  soll  er  bei  Vermeidung  willkür- 
licher Strafe  auszer  Landes  gar  nicht,  und  im  Lande  nicht  ohne  Bewilligung  seines 
Herrn  belrathen ;  dahingegen  aber  auch  der  Herr  für  den  ertheilten  Consens  nichts 
z«  fordera  hat,  auszer  das  sogenannte  Abtogsgeld,  wo  solches  hergebracht  ist. 

15.  Bngtlherger,  Hofr.  (bei  BluniickU,  Zürich.  Recbtsgesch.  L  193).  Weaue 
ein  gotzhusman  sinen  Herren  veratet  an  lieb  oder  an  sinen  eren  oder  sin  nngenossen 
mmmtf  oder  ein  goizhusmann  ein  gotshuswib  ersucht  ze  tode,  d^t  Üb  und  guoi  ist 
dem  gotsbus  vervallen. 

la.  BmxtrücAes  Lomir,  l.  &  g.  13.  Viertens  bezahH  er  dtm  Herrn  alljshrlich 
den  bedungenen  oder  hergebrachten  Leib-Zins. 

17.  Lagerbuch  von  Blaubeuren  von  1573  (bei  Braui  g.  67.  23.)  Ain  Jede  Manns- 
und  Frawen-Person  den  C.  BI.  mit  Lalbaigenschafft  verwandt  —  die  gibt  alle  Jar 
auf  Martini  —  za  Bewaüun^  der  LmiboMgemdktufi  ain  heanen  genannt  Leibhenmn, 

18.  Alte  Ofltoung  von  ßmgtlherf^  (bei  Orimm,  Weisth.  I.  3).  Das  gouhus  erbet 
o«cb  alle,  die  in  libertien  sterbent,  es  sigen  fk'owen  oder  man. 

19.  Offnang  von  Birmetutorf  von  1347  (bei  Biwmtwhä  a.  a.  O.  L  319).  Wa  ein 
fatihasroan  stirbst,  der  git  das  beste  ieSeni  hompi,  das  er  hat,  ze  volle  und  damit 
iMt  er  sim  erbe^  das  er  von  dem  gotzhns  hatte,  eimen  rechten  Erben  verechmtzet, 

30.  Bmyeritehee  Landr,  L  8.  g.  14.  Fünftens  hat  der  Herr  auf  Absterben  seines 
LMielgenen  den  von  Alurs  hergebrachten  TodtenfSül  (Mortuariuro)  bei  dessen  Ver- 
lassenschaft —  lu  suchen. 
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-a)  die  Familien  der  regierenden  deutschen  Kaiser,  Könige  and  Fürsten; 

b)  die  Standesherrm  und  ihre  vormak  reichsständitehen  Familien,  (1.) 
Im   Sinne    der  betondern  Landeeverfaaung  werden    diesen   zuweilen 
noch  andere  Familien  oder  HAupter  von  FamiUen   als   hoher  Lemdesadel 
beigeordnet 

2.  Za  dem  niedem  Adel  gehören  alle  übrigen  adlichen  Personen  ond 
Familien,  anter  denen  die  Häupter  der  vormaligen  reichiriitenehaftliehen 
Familien  eine  hervorragende  Stellung  einnehmen. 

3.  Dem  Titel  und  Range  nach  werden  unterschieden: 

a)  Prinzen  und  Prinze$iinnen , 

b)  Herzoge  und  FUrslen, 

c)  Grafen, 

d)  Freiherren  (Barone), 

e)  Ritter, 

f)  Adliche  mit  der  Bezeichnung  „von''.    (2.) 

Die  erste  Qasse  gehört  immer  dem  hohen  deutschen  Adel  zu,  die 
zweite  und  dritte,  je  nach  der  geschichtlichen  Beziehung  ihrer  Häupter  zu 
der  ehemaligen  Reichs-  und  jetzigen  Bundesverfassung,  die  vierte,  fünfte 
und  sechste  zum  niedern  Adel. 

Durch  die  Auflösung  des  deutschen  Reiches  ist  indessen  der  Gegensatz 
des  hohen  und  des  niedem  Adels  im  alten  deutsch-rechtlichen  Sinn  un- 
haltbar geworden,. und  zu  einer  erneuerten  Ordnung  der  tief  zerrütteten 
Rechtsverhältnisse  des  Adels  ist  es  zur  Zeit  noch  nicht  gekommen. 

4.  Der  Unterschied  zwischen  altem  und  neuem  Adel  beruht  auf  der 
nachweisbaren  oder  mangelnden  Abstammung  von  adeligen  Vorfahren,  und 
hat  noch  Bedeutung  für  die  Aufnahme  in  gewisse  Orden  oder  die  Berech- 
tigung zu  bestimmten  Würden,  Präbenden,  Stiftungen.  Gewöhnlich  genügt 
für  den  Nachweis  des  alten  Adels  die  Aufzählung  adelicher  Eltern  und 
Groszeltem  auf  beiden  Seiten  (vier  Ahnen),  zuweilen  wird  für  die  Ahnenr 
probe  der  Nachweis  von  vier,  adeligen  Par^telen  (sechzehn  Ahnen)  erfordert. 

In  Ausnahmsfftllen  wird  durch  Fiction  alter  Adel  veriiehen,  beziehungs- 
weise die  wirkliche  Ahnenprobe  erlassen. 

,  1.  DeutMche  Bunde$acie  v.  1815.  Art.  14.  Dm  den  im  Jahr  1806  ond  seitdem 
mittelbar  gewordenen  ebcmah'geo  ReicbsstSnden  und  ReichsaDgebörigen,  in  Gemisf- 
beit  der  gegenwärtigen  Terbältniss»,  in  allen  Bandesstaaten  einen  gleicbftfrmig  blei- 
benden Recbtszustand  lu  verBcbaffen,  so  vereinigen  die  Bundesstaaten  sieb  dahin: 
a)  dasz  diiese  fürstlichen  und  grifUcbeo  Häuser  fortan  nichts  d&ttoweniger  xu  dem  hoben 
Adel  in  Deutschland  gerechnet  werden  und  ihnen  das  Recht  der  Ebenhm-tigkeit  In 
dem  bisher  damit  verbundenen  Begriff  vergibt  b)  Es  sollen  ihnen  überhaupt  ia 
Rücksicht  ihrer  Fer$9nen,  PamiUen  und  Besiizung^en  alle  diejenigen  Rechte  und  Tor^ 
Züge  zugesichert  wenden,  oder  bleiben,  welche  aus  Ihrem  Eigenthum  und  dessen 
ungestörtem  Genuü«  herrühren  und  nicht  zu  der  Staattgetaalt  und  ^eo  höhern  i?«- 
fierangtrechten  gehören. 

2.    BayeriteheM  Adelsedict  g.  6.    Der  bayrische  Adel  hat  fünf  Grade:  \)  Fürsian» 
%)  Grafen.  3)  Freiherren.  4)  Ritter,  5)  Adelige  mit  dem  Pridicate  von. 
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5.  BrbHeher  und  penöMeher  Adel.  Jener  ist  in  der  Familie  ver- 
crMiA,  dieser  kommt  nnr  der  Person  zn,  so  lange  sie  lebt 

Das  iltere  Reichsreeht  schrieb  persöniiehm  hohen  Adel  den  reMmm- 
Prälaten  (Biscb<yfen,  ReichsAbten)  zn.  Seit  der  Anflösong  des 
Reichs  nnd  der  Aufhebung  der  kirchenftlirstlichen  Landeshoheit 
M  diese  Art  des  hohen  Reichsadeb  aufigehört  Indessen  können  den  hohen 
kkd^hen  WOrdetrSgem  in  der  LandesverCsissnng  wohl  Rang  und  Rechte 
des  hohen  Landesadds  eingerflumt  sein. 

Dem  persöniiehm  niedem  Adel  stellte  in  froherer  Zeit  regelmflszig  die 
EHhefluDg  des  jwristisehen  Doetorgrades^  dann  auch  die  Ernennung  zu 
fSmUeken  Bäthen  gleidi.  (3 — 5.  Nach  Landesrecht  wird  persönlicher 
Adel  auch  mit  der  Ertheihing  bestimmter  Orden  od^  der  Ernennung  zu 
gewissen  Aemtem  und  Wttrden  verbunden.    (6.) 

*  PSUter,  über  den  unterschied  der  Stände.  Oöttingen  1795.  VorzügUch 
BUB  6.  GÖhrwn,  geschichtliche  Darstellung  der  Lehre  von  der  Ebenbürtigkeit 
TÜifaigen  1846.    2  Bde.  —  Ficker,  vom  Heerschild,  Innsbruck  1862. 

^  21. 

2.    Begründung  des  Adels. 

1.  Der  hohe  Adel  wird  regelm2iszig  nur  durch  Geburt  aus  gleicher  Ehe 
kMdiadeliger  Eltern  erworben.  (1.)  Der  Mangel  einer  Geburt  aus  unglei- 
cher Ehe  (Miszheirath)  konnte  schon  nach  dem  spätem  Reichsreehte  auch 
dvch  den  Kaiser  —  in  den  Fallen  notorischer  Miszheirath  wenigstens  (2.) 
^  Biefal  mehr  beseitigt  werden   (§.  148).     Seit  der  Auflösung  des  Reichs 

S.  Kaiser  SigUmnnd  (bei  Hraut  §.  52.  1).  Zu  dem  Doctor  Joris  und  Ritter 
Georg:  oae  laGeorgi,  inquit,  nimis  ridiculos  es,  qai  militiaro  litteris  anteponis,  cum 
fcäs  ei  idiolls  nie  fei  seicentos  uno  die  equites  creare  posse,  at  ex'  eodem  genere 
■e  ■Hm  quidem  doctorem. 

4.  BeiehstthtehM  v.  1500.  Tit.  22.  g.  5.  Und  sonderlich  sollen  die  vom  Adel, 
4ie  nicht  RUier  oder  Doctree  sind,  Perlin  oder  Gold  in  ihren  Hembdern  und  Brost- 
licherB  zu  tragen  ^  renneiden.  §.  i.  Item,  die  vom  Adel,  so  RUier  oder  Doe^ 
toree  sind,  sollen  kein  gülden  Stack  tragen,  doch  soll  es  ihnen  zu  Wämbsera  lU  'tra- 
1»  uoTerbotten  seyn. 

5.  Imeimm.  Fac,  Oemab,  Y,  i7.  Ne  nohiles,  patricü  gradibus  academicis  insig- 
Biti.  aliaeqae  personae  idoneae,  ubi  id  fundationlbus  non  adfersatur  (a  dignitatibus 
H  beoeficlis)  exciudantur. 

6.  Bayrieehet  Adelsedict.  g*  ^'  ^^^  Ertheiinng  des  Militär-  oder  Cifil-Ter- 
dteBSi-Ordens  an  Inlinder  schlieszt  die  Verleihung  des  Adels  in  sich.  Dieser  Adel 
kcschrinkt  sich  —  nur  auf  die  Person  des  Begnadigten,  g.  6.  Zu  der  Ritter-Classe 
Sehören  alle  mit  einem  Verdienst-Orden  begnadigten  Inlinder. 

1.  Sehwaheiupiegel  c.  57.  (Wackemagel).  Ex  ist  nieman  sempervrt  wan  des 
fiter  osde  rouoter  sempervrt  waren,  vnde  ist  Joch  diu  muoter  seroperril  unde  der 
vuer  miUer  vrt,  oder  ist  der  vater  sempenrri  unde  diu  muoter  mitter  vrt;  so  wer- 
dest diu  kint  doch  niht  wan  raitter  vrlen. 

2.  ßfkMeapäuUiiion  y.  1742.  Art.  22.  §•  ^'  Noch  (wollen  wir)  auch  denen 
ans  obnstrittig  notorischer  Miszheirath  erzeugten  Kindern  eines  Standes  des  Beichs 
ed«r  aus  solchem  Hause  entsprossenen  Uerms  zur  Verkleinerung  des  Hauses,  die 
nterlidie  Tital,  Ehren  und  Würden  beilegen,  viel  weniger  dieselben  zum  Nachtheil 
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iMi  es  vollends  an  einer  «llgemeinen  und  heberen  Antorittt,  welche  die 
Macht  hätte,  derlei  MUngel  zu  heben.  Die  FcumUm^uKmomie  kann  in- 
dessen auch  hier  die  Ehegenossenscbaft  gOMig  ausdehnen ,  sei  es  ein  für 
allemal  durch  ein  Familienstatut,  sei  es  im  einiebien  FaU  doreb  Aufoahine 
und  Anerkennung  einer  ursprünglich  nicht  ebenbürtigen  Frau  in  die  Fanü* 
liengenos$enscbaft,  beides  aber  nur  ioweü  nicht  staaunckllicke  Beschrdn- 
kuBgen  im  Wege  stehen. 

2.  Eine  Erhebung  zum  hohen  deutschen  Add  —  in  den  Zeiten  des 
Reichs  möglich  durch  kaiserliche  Verleihung,  verbunden  mit  dem  Erw^b 
einer  reich^ständischen  Landeshoheit  —  kommt  nicht  mehr  vor. 

Wenn  indessen  durch  einen  ttaalsrechüichm  Act  äne  Person  oder  Fa-^ 
milie  SouverAnetätsreehte  erwirbt  und  in  dieser  Eigenschaft  von  dea 
deutschen  Staaten  zu  Recht  anerkannt  wird,  so  zieht  die  Souverfinettt  des 
Hauptes  oder  die  Aufnahme  in  eine  souveräne  Familie  zu  vollem  Recht 
die  Gleichstellung  mit  dem  alten  hohen  Adel  ftlr  die  solcher  Hoheit  theil- 
haften  Familienglieder  nach  sich.  (Napoleonische  Familie  und  Familte 
Bernadotte.)  Jede  andere  Entscheidung  würde  die  Natur  der  Dinge  ver- 
k^ren  Das  Staatsrecht  hat  hier  den' Entscheid,  und  das  Privatrecht 
folgt  nach. 

3.  Der  niedere  Adel  wird  erworben  vorerst  durch  eheliche  Abttammung 
von  einem  adeligen  Toter,  sodann  fQr  die  Frau  durch  Beirath  mit  einem 
adlichen  Mann.  (3 — 6.)  Das  Rechtsprincip,  dasz  die  Ehefrau  zur  Genos- 
sin des  Mannes  wird  und  die  ehelichen  Kinder  dem  Stande  des  Vaters 
folgen  —  im  mittelalterlichen  Rechte  theilweise  verkümmert  —  ist  hier 
nun,  abgesehen  von  dem  preuszischen  Landrechte  (U.  1.  §.  30),  dessen 
Verbesserung  jetzt  beantragt  ist,  als  Regel  wieder  zur  Geltung  gelangt. 
Das  Erfordemisz  des  alten  Adels  (§.  20.  4.)  ist  Ausnahme. 

4.  Die  nachfolgende  Ehe  der  Eltern  eines  unehelich  gebomen  Kindes 
stellt  dassdbe  nachträglich  den  ehelichen  Kindern  derselben  Eltern  gleich, 

der  wahren  Erbfolger  und  ohne  deren  besondere  EiDwilliguog  für  ebenbürtig  und 
successfonsAhig  erklären »  auch,  wo  dergleichen  vorbin  bereits  geschehen,  solches 
für  null  und  nichtig  ansehen. 

3.  Saehsenspiegei  I.  16.  §.  2.  Svar't  kint  is  vrt  und  echt  dar  behalt  is  sioes 
Tader  recht  Is  aber  die  Vader  oder  de  muer  dienstwif,  it  kint  behalt  sogedan  recht, 
als  it  in  geboren  ist. 

4.  Bajrerischei  Landr,  I.  6.  §.  4K.  Die  zwischen  ungleichen  Standespersonen 
Torgehenden  Terehelichungen  werden  ohne  Unterschied,  ob  die  Antrauung  zur  link- 
oder  rechter  Hand  geschehen,  sowohl  nach  geistlich-  als  weltlichen  Rechten  für  eine 
wahre  Eh  •  geachtet  und  seynd  mithin  auch  quoad  elTeclus  civiles  von  der  nehmlicben 
Würkung,  auszer  soweit  durch  besonders  Geding,  Herkommen  oder  Sutuia  ein  an- 
deres versehen  ist 

5.  Bayeri$che$  JdeUedict,  g.  I.  Der  Adel  wird  durch  eheliche  Abstammung 
von  einem  adelichen  Vater  ererbt  oder  durch  Königliche  Verleihung  erworben. 

6.  Oeiterreichitchet  Oetelth.  (Vgl.  Register  u.  d.  W.  Adel)  §.  146.  Die  (ehe- 
lichen) Kinder  erlangeu  den  Namen  ihres  Vaters,  sein  Wappen  und  alle  übrige  nicht 
bloss  persönliche  Rechte  seiner  Familie  und  seines  Standes. 
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■ad  gewAhri  daher ,   weiui  der  Vater  vom  DJadera  Adel  iat,   aaeh  dem 
Kinde  Adflkrecht 

Die  Leg^imaikm  dwrck  hnd€$kerrUeke$  Meieret  aber  ertheilt  den  Adel 
Dar,  imokm   darait   arndTttdüich   eine  Stwudeurhtbumg  verbanden  wird« 

17.8.) 

Ftkr  die  Saccession  in  Lehen-,  Stamm-  und  FIdeicommiszgOter  hat 
flch  das  Altere  Recht,  welches  das  Erfordemisz  ehelicher  Geburt  mit  sitt- 
licber  Strenge  wahrt,  unter  dem  Adel  hAufig  erhalten,  und  es  ist  daher 
die  Wirkung  der  Legitimation,  auch  wenn  sie  im  Allgemeinen  den  Adel 
Terieiht,  in  dieser  Hinsicht  beschränkt*).  Nicht  ohne  Grund  legen  deutsche 
Landesrechte  einen  Werth  darauf,  dasz  es  der  Zustimmung  der  Agnaten 
des  Vaters  bedürfe,  wenn  die  landesherrliche  Legitimafion  auch  der  Fa- 
niSe  des  Vaters  gegenober  wirken  soll.    (7.  §.  171.) 

5.  Die  Erhebung  in  den  ÄdeUstand  —  früher  ein  dem  deutschen 
Kaiser  vortiehaltenes  Reichsrecht  (9.),  nun  ein  allen  deutschen  souverflnen 
Rkrsleii  zustehendes  Landesrecht  —  ist  eine  fernere  nicht  seltene  Form 
neuer  Begründung  des  Adels.  Gewöhnlich  wird  aber  dieselbe  nur  geübt 
fQO  deo  Künigen  und  den  Fürsten,  dienen  königliche  Hoheit  zugeschrieben 
wird.  Ihre  Wirkung  erstreckt  sich  auf  die  schon  geborenen  Kinder  des 
ticadeMeo  uut,  wenn  das  ausdrOcküeh  gesagt  ist 

( A  B  m.)  GSIiTtm^  a.  a.  O.  iL  S.  174  ff.  weist  daroh  eine  Reihe  von  Zeug» 
niflKn  nach^  dasz  ^ftir  den  Gegensatz  zwischen  Edlen  und  Unedlen  dasFrincip 
d«T  Ebenbürtigkeit  durch  ein  neues  Herkommen,  wonach  die  Unadliche  die 
einen  Adlichen  heirathet,  adÜch  wird  und  adiiche  Kinder  gebiert,  verdrängt 
ward  und  nur  unter  dem  reichsständischen  (hoben)  Adel  sich  bis  heute  erhielt  ** 
Sehr  nachtheilig  für  die  Gesundheit  und  Haltbarkeit  der  Adelsinstitution  ward 
es  fireüich^  dasz  nach  deutschem  Recht  der  Adel  glrichmästig  auf  alle  Kipäer 
fortgepflanzt  und  auch  dann  über  die  ganze  Nachkommenschaft  ausgebreitet 
wurde,  wenn  es  an  den  übrigen  natürhchea  Bedingungen  eines  ausgezeichne- 
ten Standes  fidilte.    Der  natüriiehe  Tii^   des  FamiUenrecbts  leitet  allerdings 

7.  FrennUehet  Landr,  II.  8.  g.  603.  Durch  diese  Legitimation  (durch  obrig^ 
keiUirh<>  DecUration)  erhalt  das  Kind  den  SUod  des  Vaters  und  in  Ansehung  seiner 
alle  Reehlen  und  Pflichten  eines  ehelichen  Kindes,  g*  ^4*  Ks  tritt  aber  dadurch 
aieht  In  die  Familie  des  Vaters,  g.  605.  Soll  es  auch  in  diese  aufgenommen  wer"- 
deo,  so  musz  solches  durch  einen  Familien  vertrag  geschehen.  * 

8.  Bmyeri$che9  j4del$€dict  g.  %  Soll  der  Legitimirte,  der  Adoptirte,  den  Be- 
slu  der  adeligen  Titel  und  Wappen  der  Familie  de^enigen,  von  welchem  er  sein 
Backt  ableitet,  erlangen,  so  ist  fiberdiesz  die  Einwilligung  der  Agnaten  erforderlich. 

9.  HilUbrand,  Deutsche  Bechtssprichwörter.  39.  Wen  der  Kaiser  adelt,  der 
genieszt  auch  des  Kaiser»  Adel. 


*)  Vergl.  die  Ausführung  von  WiliA  in  der  Zeitschrift  f6r  deutsches  Recht  IV.  S.  S81  ff.  Die 
sittlicbe  Frage  ist  hier  eine  ganz  andere  als  bei  der  Ebenbürtigkeit  Man  Icann  sich  dar- 
über freuen,  datt  der  vereinte  Einflusz  des  römischen  und  canoniscben  Rechts ,  wie  der 
humanen  Becfatsideen  der  neuem  Zeit  die  Schranken  durchbrochen  haben,  welche  das 
iUere  deutsche  Recht  der  Bhe  von  Ungenoasen  entgegen  gestellt  und  dennoch  Bedenken 
haben  gegen  erleicbterte  Glefehsetzung  ehelicher  und  unehelich  geborener  Kinder. 
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sor  Gleiehatellmig  aller  Kinder.  Al^  eine  wesentlich  staailicha  Institation  aber 
gehört  der  Adel  vorzugsweise  dem  öffmUlichm  Rechte  an,  welches  ehen8onat(l^ 
gemäss  die  Volksclassen  nicht  auaschliesilich  nach  dem  Blute  scheiden  darf, 
auf  wdtere  Erfordernisse  achtet  und  in  den  Familienhäuptem  die  Familien  sa- 
sammenfaszt  Diese  Verhältnisse  können  daher  nur  staatsrechtlich  geordnet 
werden.  Vgl.  BluntschU,  Allgemeines  Staatsrecht  S.  76.  81.  296  und  im  Staats- 
wörterbuch  I.  S.  58. 

§.  22. 

3.    Verlust  des  Adels. 

1.  Der  Adel  gebt  als  Reda$m$tüut  allgemein  unter  darch  ikuumdu- 
liehe  Aufhelmng  und  mittelbar  schon  durch  die  ge$etzgeberi$che  Auflösang 
und  Beseitigung  aUer  besondem  Adebrecbte.  Auch  hier  wie  überall  soll 
aber  die  Gesetzgebung  die  bereits  erworbenen  Privatrecbte  der  Lebenden 
achten.  Die  adeligen  Geschlechtsnamen  durch  Gesetz  abzuschaflen,  ist 
überdem  ein  Verstosz  gegen  das  natürliche  Famüienrecht  und  ein  Abbruch 
an  dem  Erbgute  unserer  öffentlichen  Geschichte. 

2.  Im  einzelnen  wird  der  Adel  verloren  durch  VernchtUütymg  des 
Adelichen  auf  seinen  ausgezeichneten  Stand.  Der  Verzicht  geschieht 
durch  Erklärung  an  das  Staatshaupt,  und  wirkt  nicht  auf  die  bereits  ge- 
borenen adelichen  Kinder,  wohl  aber  auf  die  Frau  oder  Ehegenossin.   (L) 

3.  Durch  Eintritt  in  eine  nicht  adHche  FamiUe  wird  der  Adel  nur 
insofern  aufgehoben,  als  dieses  Familienverhältnisz  dauert.  (2.)  Die  adliche 
Frau,  welche  einen  bürgerlichen  Mann  heirathet,  wird  Bürgerin;  wenn  sie 
aber  nach  dessen  Tode  einen  Adlichen  in  zweiter  Ehe  heirathet,  und  die- 
sem Kinder  gebiert,  so  wird  sie  auch  bei  der  Ahnenprobe  des  alten  Adeb 

«als  adeliche  Mutter  gezählt.  (3.)  Ob  die  Adoption  eines  Adelichen  dorcb 
einen  bürgerlichen  Vater  für  jenen  den  Verlust  des  Adeb  nach  sich  ziehe 
oder  nicht,  hangt  von  der  herkömmlichen  oder  gesetzlichen  Bedeutung  der 

1.  Saxerisehti  AdeUediet.  g.  18.  Auf  den  Adel  kann  freiwillig  fcnichtel  wer- 
deo.  Von  einem  solchen  ausdrücklichen  Vorzieht  musz  Jedoch  dem  König  darch 
das  Staatsministerium  des  königlichen  Hauses  die  förmliche  Anzeige  geschshen. 
Der  Verzicht  Ist  ohne  Nachtheil  für  die  bereits  geboroen  Kinder  des  VerzichteDdeo 
und  noch  mehr  für  andere  Mitglieder  .der  Familie. 

2.  Saeh^enspiegel  I  45.  g.  1.  AI  ne  si  en  man  sime  wire  nicht  eTenburdich,  be 
is  doch  ihr  yormünde  unde  se  is  sin  genottione,  vnde  trit  in  sin  recht.  s?enne  se  ia 
sin  bedde  gat.  Sfcnne  he  aver  stirft,  so  is  he  ledich  ?on  sime  rechte  und  bebtl 
recht  na  ihrer  bord. 

3.  PreutvMckeM  Landr.  II.  9.  g*  8^*  Personen  weiblichen  Geschlechts  verliereo 
die  persönlichen  Vorrechte  des  Adels,  wenn  sie  durch  Verheirathung  mit  einem  Un- 
adelichen  ihren  Geschlechtsnamen  Sndern.  g.  85.  Auch  nach  getrennter  Ehe  treten 
sie  der  Regel  nach  in  den  Adelsstand  nicht  wieder  zurück,  g.  86.  Wenn  eine  Per- 
son adelicher  Geburt  wiederum  einen  Adlichen  heirathet,  so  kann  ihren  Nach- 
kömmlingen aus  dieser  Ehe  wegen  der  TormaHgen  Heirath  derselben  mit  einem 
Bürgerlichen  auch  in  Ansehung  der  Rechte  des  alten  Adels  in  der  Regel  keine  Aus- 
stellung gemacht  werden. 
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ideptioD  ab,  und  wird  'm  yerschiedenen  Landesrechten  Terschieden  aof-^ 
gdasxt   (4.  5.) 

4.  D»  Adel  geht  verloren  durch  die  Betreibung  eines  niedim  ßerufe$ 
(Kranladen,  Handwerk,  Lohndienst)  Ton  Seite  des  Adelichen.  (6.)  Nach 
emidnen  Landesrechten  mht  der  Adel  nur  während  solcher  Berubbetrei- 
boag.  (7.)  KCknstlerberuf  oder  Groszhandel  sind  dagegen  wohf  damit 
Terembar. 

5.  Auch  zur  Strafe  geht  der  Adel  unter  in  Folge  dnes  auf  Aufhebung 
des  Adels  erkennenden  StrafuntmU  oder  im  Zusammenhang  mit  eingetre- 
feener  EkrUm^t,  aber  wieder  nur  fdr  die  Bestraften  und  seine  Ehegenos- 
«I,  nicht  für  die  Kinder.   (8.) 

§.23. 

4.   Rechte  des  Adels. 

1.  Da  der  Adel  ein  wesentlich  polUi$cher  Stand  ist,  so  haben  die 
Hauptrechte  desselben  ihren  natOrlichen  Boden  auf  dem  Gebiete  des  ö/fetil- 
Uekm  Rechts. 

Von  prhsatrechtlidtem  Charakter  ist  voraus  das  Hecht  auf  den  addi- 
dun  Gesehiechünamen  und  das  Recht  auf  einen  der  betreiTenden  Classe  ge- 
maszen  Titd  (Freiherr,  Ritter),  sowie  auf  ein  entsprechendes  Prädikat. 
Die  Herzogs-,  Forsten-,  Grafentitel  —  ursprünglich  Bezeichnungen  staats- 
rechtficher  SteUung  und  Wurde  —  sind  in  spätem  Zeiten  auch  privat- 
tediticfa  und  blotze  Tüd  geworden,  gerade  dadurch  aber  ist  Sinn,  und 
iBseäen  derselben  abgebhszt.  Den  standeiherrHchen  Fürsten  und  Grafen 
stod  durch  Bundesbeschlttsse  (vom  18.  August  1825  und  13.  Febr.  1829) 
die  Prädikate  „Durchlaucht**  und  „Erlaucht**  zugesichert  worden. 

2.  Das  Recht  ein  adeHches  Wappen  zu  führen.  Zuerst  entstand  bei 
dem  höh»  Adel  die  Sitte,  das  Geschlecht  durch  Farbe  und  Zeichen  auf 


4.  Freu$ti$cheM  Landr,  II.  9.  §.  83 :  Wer  »Ich  von  jemand  niedern  SUfldes  an 
Kindessutt  annehmen  ISszt  und  dabei  seinen  adlichcn  Namen  verÄnderl,  kann  ohne 
besondere  Dispensation  des  l.andesherrn  den  Adel  nicht  beibehalten. 

5.  Oetterreiehiiches  Oeteitb.  g.  182:  Ein«  wesentliche  rechtliche  Wirkung  der 
Annahme  an  KindessUtt  ist:  dasz  die  angenommene  Person  den  Namen  des  Wahl- 
▼aters  oder  den  Geschlechtsnamen  der  Wahlmatter  erhÄll;  sie  behült  aber  sugleich 
fliren  vorigen  Familien-Namen  und  den  etwa  ihr  eigenen  Familien-Adel  bei. 

6  FreuMtuche$  Lmndr.  II.  8.  g.81:  Wer  mit  Verschweigung  oder  VerWugnung 
sdnes  addicben  Standes  in  eine  Zunft  oder  Innung  sich  einschleicht  und  bürgerliche 
Gewerbe  treibt,  der  wird  seiner  adelichen  Rechte  verlustig. 

7.  Baxrüches  EdieL  §.  21 :  Suspendirt  wird  der  Gebrauch  des  Adels-Titels 
durch  die  Uebernahme  niederer  bloss  in  Handarbeit  bestehender  Lohndienste,  durch 
die  Ausübung  eines  Gewerbes  bei  offenem  Kram  und  Uden  oder  eines  eigentlichen 

Handwerkes. 

8.  BayriMchtt  Edict.  g.  17:  Mit  Jeder  Verurtheilung  in  eine  Crlminal-Strtfe  ist 

der  Verlust  des  Adels  verbunden. 
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Schild  und  Bthn  abrasGbiideni,  cmd  wurde  dann  von  dem  ritte  rmiriii[i,i'n 
Ade]  aufgenommen  und  erweitert  Daran  wurden  auf  Turnieren,  bei 
Festen  und  im  Felde  die  Glieder  derselben  Familie  erkannt  I>ie  Verlei- 
hung des  Adels  gab  hAufig  zugleich  besondere  Abieichen  des  Wappens. 
Zuweilen  gaben  die  Kaiser  auch  ein  Wappen  ohne  Adel.  Und  in  den 
Städten' —  vorzüglich  den  Reichsstädten  —  kaAoen  auch  bürgerliche  Ge- 
BchUchtswappen  in  Uebung.  Seltener  finden  sich  unter  freien  Bm^er- 
gcBchiechtem  Wappen  herkömmlich  (Hantgemal  und  Hausmarken).  Ur- 
sprünglich beruhte  die  Wappenfthigkeit  auf  der  We^ffmßhigkeit ;  spater 
wurde  das  Wappen  ein  erbliches  Symbol  der  Gachlechtt'  und  Fam^iet^ 
ehre.  In  dem  Wappenrechte  ist  das  zweifache  Recht  enthalten,  selber  dis 
hergebrachte  Wappen  als  Kennzeichen  zu  führen  und  andere  von  der  Be- 
nutzung desselben  abzuhalten.  Die  Freiheit,  ein  neues  Wappen  sich  und 
der  eigenen  Familie  anzueignen,  ist  übrigens,  soweit  nicht  fremde  Wappen- 
rechte dadurch  verletzt,  noch  ungebührliche  Standesrechte  angemaszt  wer- 
den, als  Regel  anzuerkennen.  (1 — 3.)  *) 

3.  Siegelrecht,  Siegelmäszigkeit.  In  alter  Zeit  schon  kam  die  ver- 
muthlich  von  römischer  Sitte  abgeleitete  Gewohnheit  auf,  die  Echtheit  und 
Glaubwürdigkeit  der  Urkunden  durch  ein  angehängtes  oder  beigedrucktes 
Siegel  zu  bekräftigen.  Die  Kaiser  zuerst,  dann  die  Fürsten  hatten  Siegd, 
und  bestätigten  mit  ihrem  Siegel  nicht  blosz  eigene,  sondern  auch  Anderer 
Rechtsgeschäfte.  Ihrem  Beispiele  folgten  Klöster,  Städte,  Vogtei-  und 
Gerichtsherren,  Gemeinden.  Zuletzt  breitete  sich  der  Gebrauch  der  Siege! 
für  eigene  Urkunden  aus  über  den  ganzen  Adel  und  häufig  die  Bürger 
der  Städte.  Die  Zeichen  des  Wappens  wurden  meistens  auch  zu  Zeichen 
der  Siegel.    Es  ist  daher  zu  unterscheiden: 

a)  die  allgemeine   Siegelbarkeit ,  d.  h.   das   Recht  ein  persönliches  oder 
Geschlechtssiegel  zu   wählen   und  auf  eigenen  Urkunden  beizufdgeo, 


1.  Bartolui,  de  insigniis  3  (bei  Braut,  g.  55.  11):  Quaedam  sunt  insignia  sea 
arma  priTaloram  tiominum,  seu  nobilium  ?el  popalariam.  De  Istis  quidam  habest 
arma  et  insignia  —  ex  concettione  imptralorU  vel  aUeria$  domüu\  —  Anna  aateiD 
quidam  let  insignia  sibi  assumunt  propria  auctoritate:  et  istis  an  liceat  videndam 
est:  et  puto  quod  licet. 

2.  Fetch,  de  insign.  (1672)  cap  IT.  5  [Hraui  14):  8ic  etiam  doetorts  jnm 
nobilibus  comparantur  —  ideoque  ^t  bis  peimissam  est,  etiam  sine  speciali  impera- 
toris  concessione,  nobilium  imignia  cum  aperli»  galei*  gerer e^  dummodo  ab  insigoibOS 
eeriae  familiae  propriie  abstineant. 

3.  Bayrische»  jIdeUedici  g.  9:  Anmaszang  nicht  gebührender  Tilel  nnd  Wap- 
pen können  sowohl  ?on  den  bestellten  Kron-Fiscalen  als  den  Mitgliedern  der  betbei- 
ligten  Familie  entweder  zur  unmittelbaren  Abstellung  dem  Staatsministerinm  des 
königlichen  Hauses  angezeigt,  oder  nach  Umständen  gerlcbtlich  verfolgt  werden. 


*)  Gewöhnlich,  aber  nicht  immer,  haben  die  adelichen  Geichlechter  Wappen  mit  offene», 
bürgerliche  mit  geKhlottenem  Behn. 
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ähnlich  nun  dem  Wappeorecht  und  ein  allgemeines  Privatrecht  aller 
Stände  (4.  5.); 

b)  die  Siegelbarkeit ,  Siegelmätzigkeit  im  eigentlicben  Sinn  als  Recht 
durch  eigene  Besiegelong  eine  Urkonde  in  eigener  Sache  anch  in 
solchen  Fallen  gOltig  zo  bekrSMgen,  wo  sonst  die  obrigkeitiiohe  oder 
notariaüsche  Eintragung  oder  Verbriefong  als  Regel  vorgeschrieben 
ist    Dieses  Recht  stand  frtlherhin  dem  Adel  —  nnd  etwa  auch  den 

.jpreginientsfthlgen  StadtbOrgem  in  ReichsstAdten  —  fQr  Urkunden 
zu,  wo  Bauern  nnd  Kleinbürger  genöthigt  waren ^  sich  an  einen- 
Beamten  oder  Notar  zu  wenden,  um  ein  Rechtsgeschäft  in  Schrift 
zu  verfassen  und  zu  beglaubigen.  In  Landesrecht  —  vorzüglich 
in  B&yem  *-  kam  es  bis  jüngst  noch  als  em  Vorzugsrecht  des 
Adels  und  höherer  Beamlen  vor,  ist  aber  nunmehr  flir  Bayern  durch 
das  Notariatsgesetz  indirect  beseitigt.  (5a.)  Dasselbe. darf  aber  keines- 
falls so  weit  ausgedehnt  werdmi,  dasz  wo  die  Eintragung  eines 
Recfatigesehifts  in  ein  öffentliches  Buch  (z.  B.  in  das  Grundbuch) 
auir  Sicherui^  des  aUgememen  Credii»  angeordnet  ist,  diese  um  der 
Siegelmdszigkeit  willen  unterbliebe  (6); 

c)  das  Recht  der  Bemeghmg  von  Urkunden  in  Anderer  Angelegenheiten 
ist  nun  ein  öffeniUckee,  kein  Privatrechi  mehr.  An  die  Stelle  der 
besondern  Personen*  und  Gesdilechtssiegel  sind  daher  nun  die  AnUs- 
9iegd  getreten.  (4.  5.) 

4.  Seßtwabentpiegel  140.  (Wackem.)  Des  pabest  insigel  heizet  bulla;  swer 
M  n^  rebte  glt  unde  mit  rehte  enphahet,  so  sint  si  guot  unde  reht.  Der  knnige 
iasigel  hiat  oaob  ar6ze  kraft.  Der  pfafea  fürsUn  insigBl  unde  der  Mes  mreten  iiH- 
aigcl  diu  siot  reht.  Der  prdUteo  insigel  aade  der  capRel  ioaigel  ande  aller  capitel 
insigel  sint  reht.  unde  werden  disiu  insigel  über  ander  Sache  gegeben  danne  über 
Ir  selber  sache,  sd  h4nt  si  als  gröze  kraft  als  ober  ir  selber  sacbe.  andere  herren 
insigel  Ii4nt  nifat  kraft  wan  über  ir  selber  gescheite  onde  ü^r  ir  Ifnte  geschefte.  die 
stete  sollen  oneb  insigel  hkm,  unde  doch  mit  ir  herren  willen.  —  si  htot  onch  nMH 
hrafi,  wan  uoibe  der  stete  geschefte.  alle  Hbier  mögen  mK  rethe  wot  insigel  han 
din  hant  kraft  über  diu  dine  dlo  ze  ir  gerihte  hcerent,  ander  liote  mögen  wel  In- 
sigel han:  diu  hAnt  ouch  nlht  kran  wan  über  ir  seltnes  geschefte. 

5.  Buprtchi  von  Freising.  II.  53.  Ein  reglich  man  wie  er  genant  ist  hat  auch 
wol  ein  insigel.  das  hat  krafft  wo  er  es  anlegt  utnh  sein  seH»  goet  oder  sach.  wfl 
er  es  aber  anlegen  «inem  anndernn  ?ber  Sein  saeh  das  hat  nit  kraHt.  es  sey  dann 
ala  Til  das  in  pald  parle!  dammbn  pitnn.      *" 

5a.  Bayrüehet  Notariaugesetz  v.  10.  Nov.  IMl.  a.  16.  Rechtsgeschäfte,  in 
deren  Eiligkeit  bisher  gerichtliche  Anfnahme  oder  siegelmXsilge  Fertigung  erfor- 
ierKeh  war,  kennen  fortan  göltig  nur  vtm  einem  Notar  errichtet  werden.  ^  Auch 
4m  f^her  nach  barrischem  Recht  den  AdaUgen  (Siegel massigen)  allein  zostehende 
Recht  aossergerichtl icher  Bereinigung  ¥oo  Veriassenscbalten  hat  insofern  aofgehOrt 
ein  jmt  nngtdctre  zu  sein,  als  A.  29  denselben  Gesetzes  die  Notare  ganz  allgemein  zur 
▲«seinandersetsong  von  Veriassensebaften  erroichiigt. 

e.  Buyruch99  Edict  über  die  SiegekDlisalgkelt.  g.  6.  Uypothekar-Versohrei-- 
hiHiien  slegelmasilger  Personen  erlangen  nickt  eher  die  Kraft  einer  wiitlichen  Hy- 
pothek, als  bin  sie  in  die  5IEeBtllGhen  Hypothekar-Moher  eingetragen  sind. 
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4.  Die  LehemfähigkeU,  als  Fähigkeit,  Ritterlehen  za  empfangen  und 
zu  erben:  mit  dem  Absterben  des  alten  Ldienswesens  nun  von  geringer 
Anwendbarkeit 

5.  Die  Stiftifähigkeü,  Fähigkeit  zu  Stiftspfründen  (Domstifter),  und 
zur  Aufnahme  in  Stiftsanstalten,  kommt  als  Regel  allen  AdeUchen  (und 
auch  denen,  die  ihnen  gleich  stehen,  Patriciem,  Doctoren)  zu,  ist  aber  in 
manche  Stiftern  durch  besondere  Statuten  oder  Gewohnheiten  bald  mehr 
beschränkt  (yorzüglich  auf  alten  Adel),  bald  weiter  ausgedehnt  i^auf  jeder- 
mann). 

6.  Die  FähigkeU  zur  Aufnahme  in  gewisse  Orden  und  Verbindimgen 
je  nach  den  Einrichtungai  derselben. 

7.  Die  Fähigkeit,  Grundherrtchafun  zu  ertoerbm,  war  früher  in 
manchen  Ländern  auf  den  Adel  beschränkt  worden,  ist  heutzutage  aber 
regdmäszig  zu  allgemeinem  Privatrecht  geworden.  (7.  8.) 

8.  Die  Fähigkdt,  FamUienfideicommiiie  zu  isrwerben  ist  noch  in  ein- 
zelnen Ländern  auf  den  Adel  beschränkt,  aber  diese  Beschränkung  bereits 
zur  Ausnahme  geworden  und  als  solche  nahe  am  ^löschen.   (9.) 

•^vini^ax        9.  Als  Voraussetzung    der    Hof-   und    Tafäßhigkeit   (Tischgenossen- 
^tA^-e  0  •    Schaft  mit  den  Fürsten)  wird  noch  in  Nachahmung  der  Sitten  des  spätem 
^'  französischen  Königshofes  -^  wenn  auch  nicht  mehr  ausschlieszlich  (10.J 

noch  überall  —  an  deutschen  Höfen  Adel  verlangt 

10.  Das  Recht  der  Autonomie  kommt  dem  vormals  reichsuändischm 
Add  In  weiterer  Ausdehnung  zu,  als  dem  niedem  Ad^l.  (11.)  Die  Fami- 
lien des  hohen  Adels  haben  das  Recht,  ihre  hergebrachten  Bauegeeetze  nnd 
FamiUeniibungen  zu  bewahren  und  über  ihre  Familien-  und  GüterverhlH- 
nisse  —  innerhalb  der  Schranken  des  übrigen  öffentlichen  und  des  aus 
öffentUchen    Gründen    allgemein    absolut  bindenden  Pnvatrechts  —  nem 

7*  FTeu§tuche$  Ltmdr,  II.  9.  g*  ^*  Personen  bürgerlichen  Standes  köoneo 
ohne  ttesondere  landeslierrliche  firiaabnisi  keine  adliclien  Gclt«r  besitieo. 

8.  FrenntMche  Ferfanunf^  ?.  1850.  Art.  42:  Aafgehoben  sind:  Die  Gerichts- 
heiflickilteii,  die  gutsberrlicbe  Polizei  und  obrigkeitliche  Gewali,  sowie  die  gewissen 
Grundstücken  zustehenden  Bobeitsrechte  und  Privilegien. 

9.  Baxruok9$  jidtUedUL  §.  13:  Nur  zum  Besten  adelicher  Personen  kdnneo 
Familien-Fidei-Comnnsse  errichtet  werden. 

10.  Reieh9p^it9iordMutng  ¥.  1577.  Tit.  11.  g.  2:  So  einer  eines  Fäfstan  Bof- 
meister.  Kanzler,  Marschall  oder  Halb  und  doch  niehi  von  Adel  wäre,  der  mag  sieb 
sammt  seinem  Weibe  und  Kindern  denen  von  Adel  gleich  tragen. 

11.  Bundegacie.  Art.  14 :  Es  werden  nach  den  Grundsätzen  der  frühem  deut^ 
sehen  Verfassung  die  noch  bestehenden  FamilienTertrSge  (der  Staodesherren)  aufirecbt 
erhalten  und  ihnen  die  Befugnisi  zugesicheK,  über  ihre  Güter  und  Familienver- 
hältnisse verbindliche  Verfügungen  zu  treffen ,  welche  Jedoch  dem  Souverain  vor- 
gelegt und  bei  den  höchsten  Landesstellen  zur  allgemeinen  Keontnisz  und  Nacb- 
achtung  gebracht  werden  müssen.  Alle  bisher  dagegen  erlassenen  Verordnungen  soUeo 
für  künftige  Fille  nicht  weiter  anwendbar  sein. 

Dem  ehemaligen  Reichsadel  werden  die  sub  Nr.  3  angeführten  Rechte  mge- 
sichert.  Diese  Rechte  werden  Jedoch  nur  nach  Vorschrift  der  Landesgesetze  ausgeübt. 


Digitized  byVjOOQlC 


S*  ^.   Der  BörgeraUBd.  47 

Hmufüetxe  lo  erlassen,  welche  jedoch  den  besügMchen  Landesherm  zur 
Prtkfinig  und  Anerkennung  vorzulegen  sind.  In  diesen  Familien  hat  sich 
deoD  auch  mehr  als  unter  andern  Ständen  äüere$  deuUehe$  Recht  erhalten, 
lad  dieselben  haben  dem  Eindringen  des  rtmischen  Bechti  in  mancher 
Vttichl  einen  zäheren  Widerstand  entgegen  gesetzt  Ein  Hauptunterschied 
ds  Privatrechts  des  hohen  Adels,  welcher  in  Hausgesetzen  und  Familien- 
iMuten  festen  Ausdruck  gefunden  hat  und  durch  Herkommen  (die  Fami' 
SmeburvitHzJ  fortgepflanzt  und  bestätigt  wird,  li^  in  dem  ftlr  das  Fami- 
fioi-  und  Erbrecht  sehr  wichtigen  Princip  der  Ebenbürtigkeit^  welches  nur 
nter  dem  hohen  Adel,  sonst  nicht  mehr  gilt*). 

VoD  engerem  Umfang,  aber  ebenfaUs  durch  die  Bundesacte  gewähr- 
lastet, ist  die  Autonomie  der  Beiehiritterschaft.  (11.)  Die  Hauptanwendung 
derselben  bezieht  sich  auf  die  StammgQter  und  Familienstiftungen.  Durch 
db  Benehung  auf  das  ältere  Reicksrecht  und  alte  Gewohnheiten  erhält 
dioe  Autonomie  einaoi  etwas  weiteren  Spielraum  als  die  Autonomie  der 
flbrigen  aMidichen  oder  nichtadelichoi  Familien,  der  sie  sich  um  der  Fort- 
bfldong  der  neueren  Gesetzgebung  willen  fortwährend  mehr  annähert 

11.  Ebenfalls  durch  die  Bundesacte  (Art  14)  ist  dem  hohen  Adel 
«d  der  Reichsritterschaft  gewährleistet:  „die  unbeschränkte  Freiheit,  ihren 
Aaienttialt  in  jedan  zu  dem  Bunde  gehörenden  oder  mit  demselben  in 
Fried^i  ldi>enden  Staate  zu  nehmen.'' 

ÜL  Der  befreite  GericktsUand,  büher  allgemein  anerkannt,  ist  nun  fast 
IkcnH  an^^oben. 

*  BraUr,  Rechtszustand  des  deutschen  Adels  in  BluntBchli's  D.  Staats- 
wörterbach  L  S.  46  IT.  Eine  merkwürdige  neue  Anwendung  hochadelicher 
AatODomie  ist  das  Hansgesetz  der  Grafen  von  Gifth.  Tübingen  1858.  Vgl. 
JU%  in  der  Krit  Ueberschan  VI.  Nr.  3.  —  v.  Richthofen,  das  singulare  Erb- 
recht an  schleaischen  Rittergütern.  1844.  ^  Vegesach^  die  Vermögensverhält- 
der  Ehefrauen  nach  livländ.  Adelsrecht.  1846. 


S-24. 

III.  Der  Bürgerstand. 

1.  D^  Ausdruck  Burger,  Bürger  wurde  im  Mittelalter  fUr  engere 
und  weitere  Kreise  der  Bevdkerung  gebraucht,  wdcbe  in  einer  Stadt  oder 
Borg  wohnte  und  dazu  gehörte.    Man  verstand  darunter: 

a)  im  Gegensatz  zu  den  Bittem  und  Dienstleuten  in  der  Stadt  nur  die 
ütrigen  freien  zu  der  städtischen  Genossenschaft  gehörigen  vollbe- 
reditigten  Familien;  (1.) 

1.    Züriekm'  Riehtbrier  IT.  16 :  Und  sol  der  ritter  dienen  mit  dien  ritteren  yod 
der  Barger  mit  dien  Borgern. 


')  Tfl.  darfllier  dat  la  f .  SO  dUne  Werk  von  Gttbram.    Bk0mbBrU§ktU  heitti  die  Gleieb» 
keit  ud4  Gcnoflscnfcban  des  angebornen  SUivlesreeblf . 
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b)  die  sammtlicheD  ttädtiichen  Ge$ehlechter  im  alten  Sinn,  Pairieier, 
Ritter  rnid  Dlenstieote  inb^riffen,  im  Gegensatz  zo  den  nicht  zur 
Gemeinde  gehörigen  onterthftnigen  Classen  der  gewerbetreibenden 
Stadtbevölkerung;  (2.  3.) 

c)  dann  worden  auch  die  städtischen  Handwerker  in  den  Kreis  der 
Bürgerschaft  hineingezogen,  und  diese  theilte  sich  oft  in  Gtschlechter 
(Patritier)  und  gemeine  Bürger  \  (4 — 6.) 

d)  nicht  blosz  die  eigentliche  Bürgerschaft,  die  an  der  Stadtverfassung 
Theil  hatte,  sondern  auszer  diesen  auch  die  übrigen  zur  Stadt  geh(>- 
rigen  Schutzverwandten.  (7.) 

2.  Im   neuem    Recht   kommen    vornehmlich   drei  Bedeutungen  des 
Ausdrucks  Bürger  vor : 

a)  die  GH$der  und  Genos$en  der  Siadtgemeinden.  (8).  In  diesem  Sinne 
kdonen  auch  Addicbe  Bürger  sein.  Aber  nieht  die  ganze  BevöH^ 
rung  der  Städte  gehört  zur  Bürgerschaft  Ausgeschlossen  sind  a)  die 
Fremden  (Stadt fremden,  nicht  gerade  Landefffiremdea),  die  sich  nur 
vorübergehend  in  der  Stadt  aufhallen,  b)  die  Bei$a$$en,  die  zwar 
dauernd  da  wohnen,  aber  ohne  in  den  Kreis  der  Bürgerschaft  aufge- 
nommen zu  sein.  Manchenorts  gehören  dazu  auch  auswärts  «po4- 
nende  Bürger. 

b)  In  weitem  Sinne  wird  der  Bürgerstand  dem  Adel-  und  dem 
Bauernstände  entgegen  gesetzt,  und  umfaszt  die  ganze  übrige  BeeSIr 
kerung  zu  Stadt  und  Land^  in  vorzüglichem  Sinne  dann  die,  welche 


2.  Die  Formeln  (bei  BltuUtchli,  Züricher  Rechlsgescb.  I.  144;:  „die  rete  und 
beide  ritter  und  burger  von  Zürich"  und:  ,,Der  Rat  und  die  burger  von  Zürich'*  sind 
gleichbedeutend. 

3.  Frankfurter  Urk.  v.  1234  (bei  Böhmer,  €od.  Moenofrancof.  I.  60):  scultc- 
tus,  scabini  et  universitas  burgensium. 

4.  Aeltestes  Straethurgerrecht  93 :  Debent  etiam  singuli  burgenses  (die  bürgere) 

in  sfngulis  annis  quinquies  operari  numero  dierum  in  dominico  opere;  exceptis 

sellariis  orombus  et  quatuor  inter  cyrothecarios  (vnder  den  hentschuheren)  et  quatuor 
hiter  panifices  et  octo  inter  sutores. 

5.  StranMurgm'  Recht  v.  1241^.  Tandem  conemlee  ei  eeUri  dvee  wtelnree  et 
eapientioree  cum  prediet»  doroino  -suo  episcopo  canonicia  et  ministerialibus  in  boe 
convenerunt. 

6.  Preyharger  Statut  v.  1293:  Und  süln  derselben  Jungesten  vier  und  zweiozig 
echtuwe  sin  -von  den  edeln,  und  echtüwe  von  den  konflüden  und  echtüwe  von  den 
haniwerklüden, 

7.  Frankfurter  Stadtr.  (bei  Oemgler,  Stadtrechte  S.  116.)  S*  20:  Item  cives 
qui  dicuntur  palburgere  in  die  l)eati  Martini  debent  intrare  cum  suis  uxoribus  et 
familia  civitatem  et  in  ea  cum  proprio  igne  residenciam  facere  usque  ad  cathedram 
sancti  Petri,  et  tunc  liciium  erit  eis  eiire  cum  sua  familia  sf  placet 

8.  FreuetUchte  Landr.  II.  8.  §.  2:  Ein  Bürger  im  eigentlichen  Verstände 
wird  derjenige  genannt  welcher  in  einer  Stadt  seinen  WobnsiU  aufgesdilagen  und 
daselbst  das  Bürgerrecht  gewonnen  hat. 
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ein   bürger!iche$  Gewerbe   treibt  (Bändel,    FaMcation,   Handwerk). 
(9.  10.) 

c)  Noch  allgemeiner  ist  der  Ausdruck  Borger  gleichbedeutend  mit  Staats- 
amgehörige,  Staatsbürger  im  weitesten  Sinn  im  Gegensatz  zu  den 
Fremden, 

3-   Von  den  Bürgern  im  dritten  Sinn  musz  im  Staatsrecht  näher  die 
Rede  sein.    Die  Bürger  im  ersten  und  zweiten  Sinn  werden  eingetheilt  in 
einen  hohem  und  einen  niedem  Büi^erstand,  je  nachdem  sie  einen  höhern 
Beruf  haben  (vorzüglich  mit  dem  Kopf  arbeiten)  oder  einen  niedern  {vor- 
zttglich   Handarbeil).     Zu   jenem    gehören    Beamte,    Geistliche,    Gelehrte, 
Künstler,  Techmker,  Groszhändler,  Fabrikanten  u.  dgl.,  zu  diesem  Hand- 
werker,  Fabrikarbeiter,    bürgerliche  Taglöhner  u.  dgl.    Diese    natürliche 
Dnterscfaeidung  wird  indessen  bei  der  gegenwärtigen  Behandlung  des  Privat- 
recfats  fast  nicht  end  seihst  im  öffentlichen  Recht  ungenügend  beachtet.  (11.) 
4.    Das  eigentliche  städtische  Bürgerrecht  [2.  a)  wird  erworben: 
a)   durch  die  Geburt^  eheliche  Abstammung  von  einem  Stadtbürger,   un- 
eheliche   von  einer  Bürgerin.    Die  Erblichkeit  des  Bürgerrechtes  war 
früher  in  Deutschland  verbreiteter  als  heut  zu  Tage.  (12.)    In  vielen 
Staaten  gibt  die  Geburt  nicht  das  Bürgerrecht  selbst,  sondern  nur 
entweder  einen  siehern  Anspruch  auf  Aufnahme  unter  die  Bürger« 
Schaft,  oder  ist  nur  eine  erleichternde  Voraussetzung  für  die  Auf- 
nahme, wie  noch  häufiger  nun  fortdauernder  Wohnsitz  in  der  Stadt 
b)  Die  Aufnahme  in  die  Bürgerschaft  durch  den  städtischen  Magistrat 
ist   nun   zur   gewöhnlichen  Begründungsform  des  Stadtbürgerrechts 
geworden.  (13.)    Die  Bedingungen  der  Aufnahme  aber  (an  Bürger- 
kinder werden  meist  geringere  Anf<»'derungai  gemacht,  als  an  Fremde] 
sind  sehr  verschieden  bestimmt  in  den  verschiedenen  deutschen  Län- 
dern und  gehören  dem  Staats^  und  Verwaltungsrecht  an. 
c)  Die   Verheirathung  einer  Nichtbürgerin  mit  einem  Bürger  zieht  von 


9.  BUUhrtmdi  Otal^cbe  Rechuspricbw.  37 :  Bürger  und  Bauer  scheidet  Dichte 
deaa  die  Bfaoer. 

10.  Freastitches  lAtL^T,  II.  8.  §.  1:  Der  Bürgerstand  begreift  alle  Einwohner 
des  Staats  unter  sich ,  welche  ihrer  Geburt  nach  weder  zum  Adel  noch  lum  Bauern- 
staode  gerechnet  werden  können  und  auch  nachher  keinem  dieser  Stäftde  einverleibt 
sind. 

11.  FrMmnüthM  Landr.  IL  1.  S*  ^^  *  ^^^  höhern  Bürgerstande  werden  hier 
gerechnet  alle  öffentliche  Beamte  (die  geringeren  Subalternen  ausgenommen),  Gelehrte, 
Knostler,  Kaufleute,  Unternehmer  erheblicher  Fabriken  und  diejenigen,  welche 
gleiche  Achtung  mit  diesen  in  der  bürgerliehen  Gesellschan  geniesien 

1^  Ordinarim  des  Bades  to  Brnntwigk  (bei  Schilling  I.  31^) :  Welk  Kind 
geboren  wird,  dewile  sin  vater  Borger  is  unde  sik  an  de  Borgerschapp  holet,  also 
dat  he  Stadt   pflicbt  unde  Borgerrecht  deit .  dat  ervet  de  Borgerscbapp. 

13.  Preaszisehe*  lAnÖT.  It  S.  i,  2U:  Aber  auch  Bürgerkinder  müssen,  wenn 
sie  wirkliche  Bürger  werden  wollen ,  das  Bürgerrecht  besonders  gewinnen. 

llaBticbli,  deiitiches  Priratrecht.   a  Aufl.  4 
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Rechtes  wegen  das  Bürgerrecht  auch  für  jene  nach  sich.    Auch  die 
Wittwe  oder  geschiedene  Frau  behält  das  erworbene  Bürgerrecht. 

5.  Das  Stadtbürgerrecht  geht  unter: 

a)  durch  den  Tod; 

b)  durch  Verzicht;  bloszer  Wegzug  aus  der  Stadt  ist  nicht  ohne  wei- 
ters als  Verzicht  zu  behandeki; 

c)  durch  Verheirathung  einer  Bürgerin  mit  einem  Nichtbürger; 

d)  ausnahmsweise  kommt  eine  AusichUetzung  vor,   aus  dem  Grande 
fortwährender  Weigerung  des  Bürgers,  seine  Bürgerpflicht  zu  erfOlka 

6.  Die  Rechte  des  Stadtbürgerrechtes  gehören,  insofern  sie  sich  lof 
die  Verfassung  des  Staats  und  die  öffenUiehen  Einrichtungen  der  Stadt  be- 
ziehen, in  das  öffentliche  Recht.    Privatrechtlich  sind: 

a)  der  Antheil  an  dem  besonderen  StadtrecJu  (Statutarrecht); 

b)  der  Antheil  an  den  bürgerlichen  GememdennUzungen; 

c)  der  Anspruch  auf  Armenuntentiitxung  nöthigenfalls  durch  die  Stadtl 

d)  das  Recht  auf  Aufenthalt  und   fVohmitz  in  der  Stadt; 

e)  die  Fähigkeit  zum  Betrieb  bürgerlicher  Gewerbe  daselbst,  wenn  die 
übrigen  Erfordernisse  vorbanden  sind. 

7.  Von  gröszerem  Einflusz  auf  ^e  Gestaltung  eigenthOmlicher  Insti. 
tute  und  Formen  des  Privatrechts  als  die  ällgemeioe  Eigenschaft  des  Bürger 
Standes  sind  die  besonderen  Berufsclassen  in  demselben.  Der  HandeUstoid 
vor  allen  hat  das  moderne  Handelsrecht  hervorgebracht,  auch  der  Besä- 
werkerstand  cigenthümliche  Rechtsverhältnisse  erzeugt. 

*  Schilling,  Lehrbuch  des  Stadt-  und  Bürgerrechts  der  deutschen  Bond«- 
Staaten.  Leipzig  1850.  II  Bde.  —  Büttimann,  die  Geschichte  des  schweiieri* 
sehen  Gkmeindebürgerrechts.    Zürich  186^2. 

$.36. 

IV.    Der  Bauernstand. 

1.  Wie  der  eigentliche  Bürgerstand  seinen  Ursprung  und  Stamm  in 
den  Städten,  auf  dem  Lande  nur  zerstreute  Abl^er  hat,  so  ist  der 
Bauemsta$ui  natnrgemäsz  mit  dem  Lande  verbunden,  das  er  selber  bwt 
(bearbeitet),  Beruf sstand. 

Der  Bauernstand  war  im  Mittelalter  als  besonderer  aus  altem  fireieo 
und  aus  hörigen  Bestandtheilen  erwachsen ,  die  im  Lauf  der  Jahrhunderte 
einander  angenähert  wurden.  (1.)  Die  HersteHung  eines  fteien  Baoem- 
Standes  aber  fällt  in  unsere  Zeit. 


1.  Schwmhentpiegel  255:  Einem  vrten  gebüre  gap  man  ein  phunt  ande  sehs 
pheoinnge  unde  einen  helblinc.  (Wie  im  Saeh9en$piegel  111.  45.  %.  6.  den  ,.ltte* 
laden".;  Einem  andern  gebüre  gtt  man  ze  buoze  ein  halbez  phant  nnde  einen  belbe- 
linc.  »  Den  Koaniuten  ein  ganzes  phnnt. 
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2.  Im  eagsten  Sinne  heiszen  Bauern  die  Besilier  von  BauergiUem, 
äe  sie  bebauen,  sammt  ihren  Familien;  in  weRenn  alle,  wekbe  auf  dem 
Lamde  leben^  ond  nicht  entweder  um  ihres  Amtes  (Geistliebe,  Staatsbeamte) 
oder  höherer  Lebensstellung  willen  (Aerzte,  Gutsherren)  einem  hohem 
SUnde  angehören  (2),  oder  weil  sie  ein  bQrgerliches  Gewerbe  betreiben 
(Krimer,  Handwerker),  zu  dem  niedem  Bürgerstand  gerechnet  werden. 

3.  Der  Erwerb  eines  Bauergutes  begründet  nicht  fdr  sich  allein  den 
Baoemstand  des  Erwerbers,  sondern  nur  wenn  derselbe  nun  die  bäuerliche 
Landwirthschaft  zu  seinem  Hauptberufe  macht.  Wenn  der  Bauer  oder 
sein  Sohn  das  Land  verlflszt  und  dauernd  in  die  Stadt  übersiedelt,  so  geht 
er  in  den  Bürgerstand  im  weitern  Sinne  des  Wortes  über.  Die  blosze 
TbeilDahme  an  einem  bürgerlichen  Berufe  auf  dem  Lande  aber  (Handwerk, 
Fabrication)  hebt  die  Standeseigenschaft  des  Bauern  nicht  auf. 

4.  Unter  dem  Bauernstande,  welcher  an  Erinnerungen  und  Gebrauchs 
lAbe  festhält»  hat  sich  viel  mehr  deutsches  Recht  auch  im  Gegensatz  zu  der 
Tönaiscben  Doctrin  und  Praxis  bis  auf  unsere  Tage  erhalten,  als  in  dem 
bew^eglicheren  Bürgerstande,  welcher  dem  Eindringen  einer  gelehrten  Cul- 
tmr  weniger  Widerstand  entgegengesetzt  hat  Unsere  Wissenschaft  hat  hier 
die  Pflicht,  frühere  Fehler  einer  falschen  Gelehrsamkeit  wieder  gut  zu 
machen,  und  die  noch  unter  dem  Volke  lebendigen  und  in  der  Sitte  sich 
iuszernden  —  obwohl  in  den  Büchern  und  in  den  Amtsstuben  hAufig  ver- 
gessenen oder  verkannten  —  Rechtsgewobnheiten  und  Rechtsgedanken 
aufzusuchen  und  darzulegen,  damit  sie  wiederum  zu  verdienter  Anerken- 
nung und  Schutz  gelangen. 

Manche  Institutionen  und  Regeln  des  Privatrecbtes  gehören  ausschliesz- 
Sch  oder  vorzugsweise  dem  Bauernstände  an. 


Drittes  Capilel. 

ConfessiODelle   Rechte   und   Gegensätze. 

§.26. 

I.  Individnelle  Bekenntniszflreiheil 

1.  Das  Recht,  seinen  reHgiöun  Glauben  %u  bekennen,  ist  ein  allge- 
meines Privatrecht.  Es  darf  daher  weder  ein  fiuszerer  Zwang  geübt 
werden,  um  jemanden  gegen  seine  persönliche  Ueberzeugung  zu  einem  be- 


3.  Ftnutueh€9  LaBdr.  II.  7.  %.U  Unter  dem  Bauernstände  sind  alle  Bewohner 
des  {platten  Landes  begriffen,  welche  sich  mit  dem  nnmittelharen  Betriebe  des  Acker- 
bauet  ood  der  Landwirthschaft  beschäftigen,  insofern  sie  nicht  durch  adeliche  Ge- 
Imrt ,  Amt  oder  besondere  Rechte  von  diesem  Sunde  ausgenommen  sind. 

4- 
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stimmten  Bekenntnisz  m  niSihigen,  noch  um   eines  fremden  Bekenntnisses 
willen  jemand  verfolgt  werden.   (1.  2.) 

Ob  im  Jnteresie  der  Kinder,  deren  religiöse  Erziehung  (Taufe, 
Unterricht,  Confirmatlon)  von  Seite  der  Eltern  vernachlässigt  wird, 
ein  Einschreiten  des  Staates  im  einzelnen  Fall  gerechtfertigt  sei,  ist 
eine  Frage  des  Familienrechtes,  insbesondere  der  Ansübong  der  Ober- 
wnunundechaft. 

2.  Die  Freiheit  des  häudicken  Gottegdiemtes  im  Kreise  der  Familie 
und  der  Freunde  ist  eine  Folge  der  Bekenntniszfiieiheit  (3.  4.) 

Die  Befugnisz  zu  öffentlichem  Gottesdienst  dagegen  wird  durch  das 
Staatsrecht  normirt 

3.  Der  Uebertritt  aus  einer  religiösen  oder  kirchlichen  Gemeinschaft 
in  eine  andere  steht  dem  seiner  bewuszt  gewordenen*)  Individuum  frei 
(5.)  Wird  er  in  die  neue  Gemeinschaft  aufgenommen,  so  tritt  er  auch  in 
das  Privatrecht  ein.  welches  dieser  als  solcher  zusteht,  und  die  besondero 
privatrechtlichen  Bestimmungen,  die  fQr  die  confessfoneüe  Gemeinschaft 
gesetzt  waren,  die  er  verlassen  hat  (z.  B.  im  Eherecht,  Erbrecht),  haben 
auf  ihn  keine  Anwendung  mehr. 

*  fVUda,  über  Gewissensfreiheit  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Recht 
XI.  S.  161  fi.  —  BlunUMi,  Allgemeines  Staatsrecht  Buch  IX.  Cap.  2  und  3. 


i.  Pretutüehei  Landr.  11.  11.  g.  1 :  Jedem  Einwohner  im  Staate  mnn  nm 
follkommeoe  Glaubens-  and  Gewissensfreiheit  gestattet  werden.  S*  ^*  Niemand  soll 
wegen  seiner  Religionsmeinungen  beunrohigt,  lur  Recbenscban  gexogeo,  veripottet 
oder  gar  verfolgt  werden. 

%  BayrUeheM  ReligioDsedict.  g.  2:  (Der  Elnwobner)  darf  in  Gegenständen  des 
G1aul>fns  und  Gewissens  keinem  Zwange  unterworfen,  auch  darf  niemanden,  ni 
welcber  Religion  er  sich  bekennen  mag,  die  einfache  Hausandacht  untersagt  werden. 

3.  Insirnm,  pacis  Otnabr.  V.  g.  34:  Patienter  tolerentur  et  conscientia  libera 
domi  devotioni  suae  sine  inquisitione  aut  turbatione  privatim  vacare ,  in  vicinia  vero 
ubi  et  quotles  volaerint,  publico  Religionis  eiercitio  interesse,  vel  liberos  suos  ei- 
teris  auae  Religionis  scholis  aut  privatls  domi  praeceptoribus  instruendos  non  pro- 
hibeantur. 

4.  Pren$tüthe9  Landr.  If.  11.  g.  7:  Jeder  Hausvater  kann  seinen  bauslichefl 
Gottesdienst  nach  Gutfinden  anordnen,  g.  8:  Er  kann  aber  Mitglieder,  die  einer 
andern  Religionspartei  lugetban  aind,  zur  Beiwobnung  desselben  wider  ihren  Willo 
nicht  anhalten.  • 

i.  BayriMthtA  B^ligiontedieU  g.  i:  Die  Wahl  des  Glaubcoa^Bekesntnitses  iH 
Jedem  Staats-Einwolmer  nnch  seiner  eigenen  freien  Ueberzeugong  überlassen.  %  6: 
Derselbe  musf  jedoch  das  hiezu  erforderliche  Unterscheidungs-Alter,  welches  föi 
beide  Geschlechter  auf  die  geseUliche  TolQihrigkelt  bestimmt  wird ,  erreicht  babeft 
g.  11:  Durch  die  Religions-Aenderung  gehen  alle  kirchlichen  GesellscbaftsreckU 
der  verlassenen  Kirche  verloren. 


*)   Was  das  beitze  ist  streitig,    nas  Pr*u$%iicke  Landrecbt  II.  i.  S-  M  Uizt  die  Wahl  M 
MMmdigem  (nach  U  Jahren)  ft'el ,  das  B«f HfcA«  Bdict  erst  den  VolUMrigeii  (nach  tt  Jahren). 


Digitized  byVjOOQlC 


$.  27.   Christliche  Confessioiieii.  53 

(Anm.)  Sehr  bestritten  ist  die  Frage,  ob  die  einer  Erbeinaetzong  oder 
einem  Yermächtnisz  hinzugefügte  Bedingung  des  ReligumsubertritU  oder  die 
des  Fesüicdims  an  dem  früheren  BdtemUniss  als  conditio  turpis  zu  betrachten 
oder  üs  wirksam  anzusehen  sei.  Die  einen  bejahen ,  die  andern  verneinen  sie 
in  bdden  Fällen;  noch  andere  bejahen  sie  im  ersten  und  verneinen  sie  im 
xweften  Ftall«  Die  Frage  gehört  in  ihrem  Kern  in  das  Gebiet  der  Moral,  sie 
bekommt  aber  insofern  auch  eine  juristische  Bedentang,  als  sich  juristische 
Folgen  an  die  BeantwcMrtong  anschlieszen.  Damm  ist  es  aber  auch  verkehrt, 
fflr  alle  Fälle  eine  abstraete  Regel  in  Bereitschaft  zu  halten.  Es  kann  viel* 
nMhr  die  Moralitit  oder  die  Schändlichkeit  sowohl  der  Beifügung  dieser  Be- 
diBgoii^  von  Seite  des  Erldoisert^  als  der  in  derselben  vorausges^zAen  Hand- 
lungsweise des  Bedachten  nur  aus  dem  Zusammenhang  der  Umstände  im  ein- 
tdnen  Fkdl  ersehen  werden.  Es  ist  gewisz  unwürdig,  jemanden  durch  den 
Köder  eines  ökonomischen  Gewinns  zum  Uebertritt  in  eine  andere  Confession 
tfl  verlocken,  und  schändlich  um  deszwillen  sein  Religionsbekenntnlsz  zu 
imdem.  Aber  es  ist  durchaus  nicht  immoralisch,  wenn  ein  glaubenseifriger 
Kann  einem  Convertiten,  dem  vielleicht  um  seines  Uebertrittes  willen  eine 
Eitechaft  oder  Unterstützung  entzogen  worden,  ein  Yermächtnisz  aussetzt, 
nicht  in  der  Absicht,  ihn  damit  zu  locken,  sondern  ihn  vor  den  nachtheiligen 
Folgen  seines  Entschlusses  zu  bewahren  und  seine  Entsdiiedenheit  zu  belohnen ; 
und  es  ist  keineswegs  schändlich ,  wenn  der  Begabte  ein  solches  Vermächtnisi 
dankbar  annimmt  Femer  ist  es  keine  unsittliche  Handlung,  wenn  ein  Erb- 
laver ,  welchem  freie  Verfügung  über  seine  Verlassenschaft  zukommt ,  einem 
Anverwandten,  von  dem  er  hört,  dasz  er  zum  Uebertritt  in  eine  andere  Con- 
fesBioa  verleitet  werde  und  aus  Schwäche  oder  Leichtsinn  vielleicht  sich  ver- 
leiten lasse ,  nur  unter  der  Bedingung  sein  Vermögen  zuwendet ,  dasz  er  seiner 
Confession  treu  bleibe  und  ihn  dadurch  vor  einer  Uebereilung  zu  warnen  oder 
seinen  Leichtdnn  zu  strafen  unternimmt  j  aber  es  kann  auch  die  Dro- 
hung ein^  Vermögenseinbusze  gegenüber  einem  ernsten  religiösen  Streben 
mr  Immoralität  und  unter  gravirenden  Umständen  sckändlieh  werden,  so 
dasz  sie  dann  keine  Beachtung  verdient.  Je  mehr  eine  reife  Humanität 
auf  -vidle  Freiheit  des  religiösen  Bekenntnisses  Werth  legt,  desto  we- 
ii%er  ängstlich  und  confessionell  beengt  wird  sich  auch  diese  Frage  be- 
oriheilen. 

§.27. 

II.   Christliche  Confessionen. 

1.  Der  Einflusz  des  Christenthmu  auf  die  Fortbildung  des  Rechts  ist 
vorzflgKch  ein  mUt€lb4nrer.  Der  christKche  Geist  hat  einen  groszen  Antheil 
an  der  Müdernng  und  Beseitigung  der  Hörigkeit  und  sdiroiTer  Standes- 
unterschiede;  und  da  das  Christenthum  nicht  eine  nationale,  sondern  eine 
aJlgeindn  menschliche  Religion  ist,  so  ist  es  auch  dem  Zuge  der  modernen 
RechtsbiMung  zu  allgemein  menschlicher  Gestalt  förderlich.  Einen  unmit- 
tdbaren  Einfhisz  aber  hat  das  Christenthum  fast  nur  im  Eherecht  und  auf 
die  Erziehung  der  Kinder  ausgeübt. 

2.  Im  Mittelalter  hatte  die  Häresie  (Ketzerei),  als  Abfall  von  dem  an- 
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erkannten  orthodoxen  Glauben  der  Kirche,  den  Verlust  auch  des  bürger- 
lichen Rechts  zur  Folge.  (1.) 

FOr  Deutschland  wurde  aber  endlich  durch  den  Weslphäliscken  Frie- 
dm  (1648)  anerkannt,  dasz  die  Anhänger  der  beiden  groszen  ReligioDS- 
parteien  in  Deutschland,  Katholiken  und  Protestanten,  gleichmäsxig  Antheil 
haben  sollen  an  dem  bürgerlichen  Rechte.  (2.)  Mit  Bezog  auf  andere 
Christen  auszerhalb  der  katholischen  Kirche  und  die  sich  nicht  an  das 
Aogsburger  Bekenntnisz  hielten,  wurde  damals  noch  das  alte  strenge Princip 
der  Verfolgung  jeder  Ketzerei  nicht  aufgegeben,  nur  in  der  Praxis  gemiMert 

Die  deutsche  Bondesacte  erstreckte  die  Gleichstellung  der  Bekenner  der 
katholischen,  evangelisch-lutherischen  und  reformirten  Confessionen  auch  aaf 
das  Gebiet  des  öffentlichen  Rechtes.  (3.) 

3.  Dem  heutzutage  nun  anerkannten  Grundsatz  der  individuellen  B^ 
kenntniszfreiheit  als  eines  allgemeinen  Privatrechts  entspricht  die  neue 
Rechtsregel,  dasz  auch  die  Angehörigen  einer  andern  Kirche  als  der  drei 
anerkannten  Kirchengemeinschaften  oder  die  Anhänger  einer  Secte  auf  dem 
Gebiete  des  bürgerlichen  Rechtes  vollkonunen  rechtsfähig  bleiben ').  (4.) 
Aber  nicht  ebenso  versteht  es  sich,  dasz  sie  auch  in  den  politischen  Rech- 
ten den  Gliedern  der  vom  Staate  anerkannten  Kirchen  gleich  stehen.  Vor- 
behalten sind  auch  dort  solche  Institutionen,    wie   z.  B.  Klöster  und  ein- 


1.  Nova  consiiiuUo  FrUUrici  imperaioris  (zu  c.  4.  C.  de  haereticis  1.  V.):  Cre- 
dentes  prsterea  receptaiores  defensores  et  fautores  baereticonim  damnarous,  finniter 
staiaentes  ut  si  posiquam  quilibet  talium  fuerit  excommunicatiODe  notaius  satisfa- 
cere  contcinserit  intra  annum,  ex  tuoc  ipso  jure  sH  inramis  nee  ad  publica  officia  seo 
consilia  vel  ad  eliRendum  aliqaos  adbibeatur,  neque  ad  testimonium  admitutar.  SU 
etiam  intestabilis  ut  nee  testandi  liberem  habeat  racaltatem  nee  ad  herediutis  sac- 
cessionem  accedat.  Noilus  pnelrrea  ei  saper  qoocanque  negolio,  sed  ipee  aliis  re- 
spoodere  cogatur. 

2.  Iiutrum.  pac.  Oinabr,  V.  35:  Sive  autem  Catbolici  sive  Aagastante  confes- 
sloDis  fuerint  subditi ,  oullibl  ob  religioDem  despjcatui  hibeantur  nee  a  mereaumni 
opiflcum  aut  tribuum  commuDione,  bcreditatibas,  legatis.  bospitalibns,  leprosoriis, 
eleemosynis,  aliisve  Juribus  aut  coroinerciis  multo  miDus  publicis  coemeteriis  hono- 
reve  sepulture  arceantur  •—  sed  in  bis  et  similibu»  pari  cum  concivibus  jure  babe- 
antur  aequali  justitia  protectioneque  tuti. 

3.  Deatiche  BanduacU.  Art.  16:  Die  Verscbiedenbeit  der  cbnstlicben  RHi- 
gionsparteien  kann  in  dop  Ländern  und  Gebieten  des  deutseben  Bundes  keinen  Un~ 
terscbied  in  dem  Genosse  der  biirgerlicben  and  politiscben  Rechte  begründen.  (Vgl. 
über  den  Sinn  Hlüber,  Acten  des  Wiener  Congresses  II.  439.) 

4.  099terreichi»chei  GeseUb.  $•  ^9:  Die  Verschiedenheit  der  Religio«  hat  auf 
die  Privatrrchte  keinen  Einflusz,  auszer  insofern  dieses  bei  einigen  GegensUnden 
durch  die  Gesetze  insbesondere  angeordnet  ist 


*>  Die  BuDdesacte  garanlirt  freilieb  diese  Hechte  nicht  und  beschränkt  bierin  die  Laa4l«s- 
gesetzg<*bnng  nicht.  Aber  die  Aufgabe  dieser  ist  es,  das  endlich  als  efn  allgemeines  er- 
kannte Privalrecht  zu  schOlien,  nicht  zu  verleuen.  Ueber  die  nicht  privatrechtlicbe  Frage 
inwiefern  Fremdgläubigen  auch  die  ungeschmälerte  Betheiligung  an  den  hohem  tuatlfcbei 
Rechten  zu  versutten  sei,  Tgl.  Blynt$ehii,  Allg.  Staatsrecht  IX.  cap.  (  und  S. 
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zelDe  OrdensTerbindimgefi  und  Stiftaogsanstalten,  welche  ihrer  Natur  nach 
eine  besiimmte  C<mfe$$ion  voraussetzen. 

S.28. 

IIL    Die  Juden. 

1.    Historische  Einleitung. 

1.  Um  zweier  Eigenschaften  willen  war  in  dem  mittelalterlichen 
Deutschland  das  Recht  der  Juden  sehr  bedroht.  Weil  sie  einer  fremden 
Nation  und  Race  angehörten,  so  hatten  sie  den  Schutz  des  Volksrechtes 
nicht,  und  als  Ungläubige  waren  sie  um  ihrer  Rdigion  willen  der  Verfol- 
gung der  Christen  ausgesetzt.  Durch  Handel  und  Wucher  erwarben  sie 
BeichtbOroer  und  damit  die  Mittel  ihre  Existenz  zu  retten,  reizten  aber 
hinwieder. dadurch  den  Neid  und  den  Hasz  des  Volks  und  der  Groszen 
wider  sich.  In  den  Zeiten  der  Kreuzzöge  vorzQglich  loderte  der  Volkshasz 
gegen  die  Juden  in  wilden  und  grausamen  Verfolgungen  häufig  auf.  Nur 
der  Konig  als  Nachfolger  der  römischen  Kaiser  und  höchste  Obrigkeit  über 
iDe  Völker  und  als  Schirmherr  des  christlichen  Glaubens  konnte  ihnen 
Frieden  verleihen  (1.),  indem  er  sie  unmittelbar  unter  seinen  Schutz  nahm. 
Fftr  diesen  Schutz  erhoben  die  Kaiser  von  den  Juden  bedeutende  Abgaben. 

Im  Innern  war  die  Judenschaft  als  ein  besonderes  Volk  organisirt.  An 
der  Spitze  der  gesammten  Judenschaft,  „gemeiner  Jüdischheif^''  stand  als  jüdi- 
scher Oberrichter  der  sogenannte  Judenmeister  oder  Hochmeister^  und  uoter- 
geordnete  Judenmeister  oder  Rabbiner  richteten  über  die  einzelnen  Juden- 
gtmeiMäen^  in  welche  die  Judeoschaft  getheilt  war.  Sie  handhabten  das  ju- 
dttche  Recht,  wo  es  unter  den  Juden  zur  Anwendung  kam,  und  verhäng- 
ten den  Bann.  Die  Gemeinschaft  der  Juden  mit  den  Christen  war  be- 
schränkt; aber  auch  im  Streite  mit  diesen  ward  ihnen  Rechtsschutz  ertheilt 
TOD  gastlichen  und  weltlichen  Richtern  der  Christen. 

2.  Wie  die  übrigen  königlichen  Rechte,  wurden  auch  das  Schutz- 
recht des  Königs  über  die  Juden  und  die  Rechte  der  königlichen  Kammer 
auf  jlkUsche  Abgaben  an  andere  Fürsten  für  ihre  Länder  und  an  Reichs- 
städte verUehen,  und  mit  der  Zeit  in  einen  Bestandtheil  der  Landeshoheit 
umgewandelt.    (2.)   Ebenso  löste  sich  allmählich   die  alte  Verbindung  der 

1.  Sehwmbßiupiegtl  214.  Die  selben  judfn)  gap  di»r  künic  Tytus  in  des  römi- 
seben  küniges  kamer  ze  eigen :  unde  da  von  suUen  si  des  riches  knebte  sin  unde 
der  römische  künic  sol  sie  bescbermen.  —  die  Juden  sol  nieroan  twingea  ze  kristen- 
Heben  gelouben.  wan  roac  man  si  mit  guoten  Worten  bringen  zao  der  kristenbeit. 
du  sol  man  gerne  tuon.  —  den  kristen  ist  verboten  daz  sie  mit  den  Juden  ibt  esent 
der  sptse  der  si  bereitend.  —  die  Juden  sollen  Juden  büete  tragen  in  allen  steUa 
dA  sie  sind,  «an  du  mit  sint  st  üz  gjßzeicb'ent  vor  den  kristen,  daz  man  si  vür  Juden 
baben  sol.  die  Juden  sullen  niht  kristen  liute  bt  in  bün  die  in  dienen,  unde  die 
ir  bröt  unde  ir  sptse  ezent.    die  selben  sint  in  dem  l>anne. 

%  Heichs^FoUtU'Ordnung  v.  1548.  Tit.  20.  £.  1.  Dasz  fü robin  niemand  Juden 
anzunehmen  oder  zu  halten  gestattet  werden  soll,  dann  denjenigen  die  von  uns  und 
dem  heiligen  Reich  Regalia  haben  oder  insonderheit  dcrhalben  privilegirt  seind. 
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Jüdischheit  auf,  je  nach  den  Ländern,  in  denen  die  Juden  lebten.  Diese 
wurden  so  zu  einer  besondern  Classe  von  Unterthanen  der  Landetherm  und 
der  Landesgesetzgebung  unterworfen.  An  dem  öffentlichen  Rechte  des  Landes 
erhielten  sie  keinen  Thei],  und  ihre  eigenen  corporativen  Rechte  waren 
nun  aus  dem  gröszern  Zusammenbang  der  Vorzeit  herausgerissen.  Im 
Privatrecht  wurden  sie  im  Streite  unter  sich  gewöhnlich  noch  nach  mo- 
saischem Rechte  beurtheilt,  auch  wenn  nicht  mehr  der  Rabbiner,  sondern 
das  ordentliche  Gericht  darüber  richtete;  im  Streite  mit  Christen  aber  nach 
dem  Landrecht,  in  welchem  jedoch  die  Juden  mannichfach  zurückgesetzt 
waren. 

3.  Allmahlich  wurden  die  Juden  als  mUe  Landesangehörige  betrachtet, 
die  alten  besondern  Judengemeinden  aufgelöst,  und  die  einzelnen  Juden 
und  Judenfamilien  in  die  gewöhnh'chen  politischen  Gemeinden  aufgenom- 
men. Sie  hörten  nach  und  nach  auf  als  Fremde  zu  gelten,  und  wurden 
als  einheimische  Volksgenossen  der  regelmäszigen  öffentlichen  Gerichtsbarkeit 
unterworfen.  Auch  die  Nachwirkungen  des  noch  fortdauernden  religiösen 
Gegensatzes  auf  das  Recht  wurden  mit  der  Zeit  gemildert,  oder  beseitigt, 
und  in  Folge  dieser  Umgestaltung  das  gemeine  Landrecht  auch  über  die 
Juden  erstreckt  (3.  4.) 

*  Spifker^  über  die  ehemalige  und  jetzige  Lage  der  Joden  in  Deutech- 
land.  Halle  1809.  ~  Bessel,  über  das  bürgerliche  Recht  der  Juden  nach  ge. 
meinem  deutschen  Rechte  im  Rheinischen  Museum  II.  S.  443  ff.  —  Goithelf,  Hi- 
storisch-dogmatische Darstellung  der  rechtlichen  Stellung  der  Juden  in  Bayern. 
München  1851.  -^  Fasset,  das  mosaisch-rabbinischeCivilrecht,  bearbeitet  nach  An- 
ordnung und  Eintbeilung  der  neuen  Gesetzbücher  und  erläutert  mit  Angabe 
der  Quellen  IL  Bd.  Wien  1854,  1859. 

3.  Dtntteht  Bundesrntie  Art  16.  Die  BunäesferMinmlang  wiri  In  Beyalhaef 
sieben  wie  auf  eine  mögliebst  öbereinsiionneiKie  Wflse  die  burg«rliclM  yefri>6MerMC 
der  Belienner  des  jüdischen  Glaubens  in  Deutecbland  xu  bewirken  sei «  usd  wie  in- 
sonderheit denselben  der  Genusz  der  bürgerlichen  Rechte  gegen  die  Uebernahme  aller 
Bürgerpflichten  in  den  Bandesstaaten  rtTScbaffl  und  gesichert  wirden  könne.  Jedoch 
werdtB  den  Bekennern  dieses  Glaubens  bis  dahin  die  denselben  Ten  den  einxelneo 
Bundesstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte  erhalten. 

4  Prenszuthet  Geseis  v.  1812  (bei  Hrani  ^  79.  19)*  Die  in  unsem  Staaten 
jettt  wohnhaften  mit  General-Privilegien,  Naturalisations-Patenten,  Schutzbriefen  und 
Concessionen  versehenen  Juden  und  deren  Familien  sind  für  Einl&nder  und  Preutu- 
sehe  StaaMürger  tu  achten;  —  sollen  gleiche  bürgerUche  Rechte  und  Preiheiien 
mit  den  Christen  genieszen.  —  Sie  sind  aber  gebalten,  alle  dem  Christen  gegen  den 
Staat  und  die  Gemeinde  ihres  Wohnorts  obliegenden  bürgerlichen  Pflichten  za  er- 
füllen. —  Die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Juden  sind  nach  denselben  Gesetzen 
zu  beurtheilen,  welche  andern  preuszischen  Staatsbürgern  lor  Richtschnur  dienen. 
Aasnahmen  finden  bei  solchen  Handlungen  und  Geschäften  stau,  welche  wegen  der 
Verschiedenheit  der  Religionsbegriffe  und  des  Coltus  an  besondere  gesetzliche  Be- 
stimmungen und  Formen  nothwendig  gebunden  sind  In  Absicht  des  G«  richtssun- 
des  findet  ebenfalls  zwischen  Christen  und  Juden  kein  Unterschied  sUtt.  —  In  kei- 
nem Fall  dürfen  sich  Rabbiner  und  Juden-Aelteste  weder  eine  Gerichtsbarkeit  noch 
eine  vormundscbafllifhe  Einleitung  und  Direction  anmasten. 
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%    Heatlges  ReebL 

1.  StaatireehUich  werden  die  laden  zwar  nun  gewöhnlieh  als  Landen 
oRjeAcfirtfi  anerkannt,  aber  in  manchen  Landern  noch  Ton  öffentlichen 
Acutem  aosgesohloraen,  und  in  der  neoen  Ansftssigmaehimg  oder  in  der 
Debcrsicdhing  von  einer  Gemeinde  in  eine  andere  beschrankt.  Im  /Vtoof- 
mkt  aber  ist  nunmehr  die  Theilnahme  derselben  an  dem  Lamdeireehüe  und 
illre  GUiekstettitng  mit  den  Christen  Regel. 

2.  Ausnahmsweise  kommen  vorzOgüch  noch  folgende  Btsekränkungm 
in  Betracht: 

a)  Im  Personenrecht  finden  diejenigen  Bestimmungen,  w^he  das  Christen- 
thum  yoraussetzen  (z.  B.  über  Taufe  und  Confirmation),  auf  sie  keine 
Anwendung,  und  sind  sie  nicht  filhig  zur  Aufnahme  in  Verbindungen 
und  Stiftungen  von  confessianeU-christUchem  Charakter.  Wissenschaft- 
liche Ehren  haben  aber  diesen  Charakter  niemals.  Es  besteht  daher 
nicht  blosz  kein  innerer  Grund  einem  NichtChristen  die  Doctorwürde 
der  Philosophie  oder  Jurisprudenz  zu  verweigern  —  welche  christliche 
Boctoren  waren  vornehmer  denn  Aristoteles  oder  PapinianY  —  son- 
dern audi  kdn  genügender  Grund,  die  Doctorwürde  der  Theologie  oder 
des  canonischen  Rechts  zu  versagen;  indem  Doctor  nicht  heiszt,  wer 
an  die  Wahrheit  der  christlichen  Dogmen  und  an  die  Geltung  der 
canonischen  Gesetze  glaubt,  sondern  wer  dieselben  gründlich  kennt 
Der  Aufnahme  in  Bandu>erk$innungen  steht  kein  grundsAtzliches  Hin- 
demisz  im  W^e. 

h)  Im  Sachenreckt  kommen    die   frUhem  Beschränkungen   des  Erwerbs 
von  Grundeigentkum  nur  selten  noch  vor. 

c)  In  Obligpttionenrechl  sind  die  Altem,  den  Juden  günstigen  Privilegien» 
gegen  Wucherzinse  darzuleihen  und  gestohlene  Sachen,  die  sie  in  gu- 
tem Glauben  gekauft,  zurückhalten  zu  dürfen,  schon  seit  langem  be- 
seitigt Dagegen  finden  sich  mit  Bezog  auf  die  änesun  Form  gewisser^  ^ 
Redit^geschaAe  der  Juden  mit  Christen  (z.  B.  Pfundoerträge,  l^^^feer- ^^JJiJ  ''^ 
stdhmgj  sowohl  als  auf  einzelne  Berufsarten  (Brauereien,  Schenk- 
wirthschaften,  Yiehhandel)  hier  und  da  noch  neuere  Beschränkungen. 
Auch  die  altern  gemeinrechtlichen  Beschränkungen,  wornach 

a)  Forderungen  von  Juden  gegen  Christen  nicht  an  Christen  oedirt  wer- 
den dürfen; 

ß]  den  Judenfrauen  keine  Dotalprivilegien  zukonunen  und 

r)  ihre  YertrAge  mit  Christen  geriditücher  Form  bedürfen, 

sind  von  der  neuem  Rechtsent^ickelung  allmählich  als  ungerecht  aus- 
gestoszen,  die  letzte  wohl  überall  nie  recht  praktisch  geworden.  (R.  A. 
V.  1551.  §.  78.  79.) 

3.  Die  jüdieeke  Gerichtsbarkeit  ist  allenthalben   untergegangen;    und 
fidisehes  Sonderrecht  wird  nur  im  Verhältnisz  der  Juden  zu  einander  und 
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auch  da  nur  in  sehr  engen  Gränzen  insofern  noch  anerkannt,  als  dasselbe 
im  nothwendigen  Zusammenhang  mit  ihrer  Religion  steht  und  nicht  den 
allgemeinen  Grundsätzen  der  guten  Sitte  widerspricht  £s  gilt  das  ror- 
züglich  von  dem  Ehe-  und  Erbrecht  (1.  vgl.  m.  2).  Von  der  Art  sind:  die 
BütuUgeseize  und  das  Ceremoniä  der  Juden  fOr  die  Form  der  Eke^  das 
Vorzugsrecht  der  entgebornm  Söhne  im  Erbrecht  Die  freie  Ehescheidmg 
des  Mosaischen  Rechtes  dagegen  wird  nicht  mehr  gestattet  Im  EinzelneB 
wird  jedoch  die  GrSnze  der  Anwendbarkeit  des  jüdischen  Rechtes  in  den 
deutschen  Ländern  verschieden  bestimmt.  Ueber  die  Bestimmungen  des 
jüdischen  Rechtes,  wo  es  noch  anwendbar  ist,  erkundigen  sich  die  Richter 
wie  über  Gewohnheitsrecht 

*  Jüdische  Rechtsbücher  sind  anazer  der  Mosaitehen  Gesetzgebung  Tor- 
lüglich  die  Mischnah  und  der  Talmud  aus  dem  dritten,  und  der  Schukhan 
Aruch  aus  dem  sechzehnten  Jahrhundert.  Von  neuem  Werken  sind  wichr 
tig:  Michaelis^  Mosaisches  Recht  Frankf.  1775  ~  1803,  und  Moses  Mendd- 
sohn's  Ritualgesetze  der  Juden.  Berlin  1626.  —  Kaim  in  Weiske's  Rechtslezi- 
kon  Bd.  V.  S.  813  ff.  ~  Pränkel,  Grundlinien  des  mosaisch-talmudischen  Ehe> 
rechts.     Leipzig  1860. 


Viertes  CapiteL 

Von  der  Ehre. 

§.30. 

1.    Historische  EinleituDg. 

1.    Die  germanischen  Völker  haben  von  jeher  die  Ehre  als   die  Aner- 
kennung und  Achtung  eines  persönh'chen  Werthes  und  persönlicher  Würde 

1.  ffannoo.  Ges.  r.  1842.  §.  4.  {/(raue,  $.  81,  12).  Die  Trennung?  Jüdisclier 
BlMD  kann  nur  durch  Erkeaataiss  der  bürgerlicben  Gerielite  erfolgen.  Diese  habea 
hei  ihren  EntscheidiiDgeii  «osier  den  gemdDrechtlicben  EheseheidnogsgroDden  die  ia 
den  nachzuweisenden  RellgionsgrundsäUen  und  Ritaalgesetzen  der  Juden  begründe- 
ten zu  beräcksicbtigen  und  in  letzter  Hinsicht  in  Zweirelsfüllen  das  Gutachten  eines 
Landrabbiners  einzuziehen.    (Vgl.  Seuffert  Art.  VIIT.  145.) 

2.  Bayriiche*  G.  r.  1851.  g.  1.  Alle  Ausnahmsbestimroungen,  welche  in  den 
verschiedenen  Landestheilen  das  Königreichs  bezüglich  dar  Verhiltnisse  der  isfieliti- 
schen  Glaubensgenossen  za  den  Christen  in  Ansehung  des  bürgerlichen  Rechtet  be- 
stehen —  sind  aufgehoben.  Dasselbe  gilt  in  Bezug  auf  die  Verbiltnlsse  der  israeliti- 
schen Glaubensgenossen  unter  sich  von  allen  Specialgesetzen,  Verordnungen  and 
Gewohnheitsrechten  (Ritualgesetzen),  insoweit  sie  das  bürgerliche  Recht,  insbeson- 
dere das  eheliebe  Güterrecht  und  das  Erbrecht  betreffen.  In  allen  diesen  Beziehua- 
gen  kommen  für  die  israelitischen  Glaubensgenossen  die  für  die  Christen  geltenden 
Ciril-  und  Proceszgesetze  in  Anwendung.  Erkenntnis!  des  O.-A.-G.  zu  Lübeck  in 
Seuffert9  Arehio  XIV.  Nr.  109.  Die  Juden  sin^l  an  sich  nicht  berechtigt,  zu  ver- 
langen, dass  In  Fragen  des  Erbrechts  Jüdisches  Recht  zur  Anwendung  gebracht  werde 
und  sind  deszfallsige  Privilegien  (in  Holstein  und  Lübeck)  durch  Gewohobeit  und  Ge- 
richtsgebrauch  beseitigt. 
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im  Leben  hoefageschfitzt  Das  Recht  des  Mittelalters  bat  den  BegrifT  der 
Ehre  und  die  FWIe  ihrer  Yerdonkehing  nAher  bestfmint  Dem  Geiste 
jener  Zeit  gemSsz  lehnte  es  den  Begriff  der  Ehre  an  den  des  Standes  and 
der  der  Person  zukommenden  ßerechiigung  (Hechtefthigkeit)  an.  Wer  Reclit 
int  hat  Ehre,  und  um  so  höhere,  je  höheres  Recht  er  hat,  von  je  höhe- 
rem Stande  er  ist.  Wer  sein  Recht  verKert,  verliert  damit  auch  seine 
Hure.  In  den  Formeln  der  Aechtung  und  Verfehmung  werden  daher  (fie 
Ansdrficke  echtlos,  rechtlos,  ehrlos,  friedelos  verbunden,  um  den  einen  Ge- 
danken der  Zerstörung  alles  Rechtes  der  geächteten  Person  in  mannich- 
bdier  Spiegehing  um  so  schrecklicher  erseheinen  zu  lassen.  (1 — 3.) 

Das  Ifittelalter  unterschied  drei  Stufen  in  der  Herabsetzung  und  dem 
tt^m§  der  reefatüche»  Ehre:  a)  die  Echt-  und  FriedeUmgkeü ;  b)  die  Recht- 
Um^teü;  c)  die  EhrlosigluU.  Die  Rechtssprache  ist  freilich  nicht  immer 
genau,  und  wie  sonst  oft.  so  haben  auch  hier  die  deutschen  Rechtswörter 
in  den  Quellen  vieldeutigen  Sinn. 

2.  Die  Friedelosigkeit,  auch  Echtlosigkeit  im  weitem  Sinne  genannt, 
zerstört  aUes  Recht,  und  damit  auch  alle  Ehre.  Der  (ledchtete  (exlex,  im 
englischen  Rechte  out-law  genannt)  wird  ausgestoszen  aus  aller  rechtlichen 
Gemeinschaft,  und  jedes  Schutzes  der  Rechtsordnung  beraubt.  Wie  er  den 
Frieden  und  das  Recht  gebrochen,  so  soll  er  auch  keinen  Frieden  und 
kein  Recht  finden.  (3.) 

Dieser  Begriff  ist  theils  in  Folge  der  Umgestaltung  des  Strafrechts, 
theils  weil  er  mit  der  modernen  Rechtsidee,  dasz  die  Rechtsordnung  alle 
Menschen  jederzeit  umschliesze  und  keiner  völlig  auszerhalb  derselben  Platz 
Inbe,  in  Widerspruch  gerathen  ist,  für  unser  Recht  untergegangen,  und  hat 
nur  in  dem  Begriff  des^  sogenannten  bürgerlichen  Todes  (mort  civilej  einen 
elwnfills  verglimmenden  Nachschein  auf  unsere  Tage  geworfen« 

Neben  jener  absoluten  Echtlosigkeit  kam  aber  im  Mittelalter  auch  eine 
re^ite  Aussc/ilieszung  aus  einer  besondern  Rechtsordnung  vor,  wie  der 
Verlust  alles  Lehensrechts  und  der  Lebensfähigkeit,  während  die  Berech- 
tignng  im  Laodrecht  blieb  (4.),  oder  die  Versagung  aller  Rechte  d&r  Mark- 

1.  Glosse  zum  S.  tp,  vom  Oberlichter.  111.  17.  Dadurch  verurtheili  man  ihm 
leib  und  gut,  ehre,  echt  und  recht, 

S.  Constii.  Priderki  I.  a.  1187.  Si  qais  a  proseriptione  et  excommunicatfone 
sinul  inrra  annam  et  diem  non  fuerit  absolutus»  vniuerso  jure  H  honora  et  /e^a- 
tit^te  soa  privatus  habeatur,  ita  ui  in  ferendo  testimonio  vel  ad  causandum  de  ce- 
taro  neqaaqnam  sii  admittendus     Omni  quoque  fedidali  Jare  perpeluo  carebit. 

3.  Bodmaruiy  Rbeing.  Alterth.  8.  618.  Verfrhmungsformel :  ich  nrme  dir  beut 
n  taite  dein  UuUrecht  and  all  dein  ^re  um  den  todseblag  den  da  hast  getan  uf  des 
reiches  Strassen  and  theile  darum  deinen  leib  den  landleuten,  dein  leben  dem  herren* 
dein  erbe  den  es  gebühret,  dein  ehiich  weih  zu  einer  wissenti  ch«n  wittwen.  deine 
kiiKle  ZQ  wissentlichen  waisen  und  setze  dich  aus  gerlchte  in  ungericht.  aas  gnade 
ia  Ungnade,  aas  landfried  in  anfried,  also  das  niemand  an  dir  ft-evelt. 

4.  Saehtenspiegel  I.  40.  Sy6  so  trdwelos  beredet  wert  oder  hereflöchtich  ut 
^  rikcs  dienste,  den  verdell  man  sin  ere  nnde  »in  lehnrecht. 
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genosimschaft^   wihreod  alles  Obrige  Recht  unTersehrt  blieb.  (5.)     Dieser 
Verlost  einer  besoodern  Rechtsgemeiiischaft  iuuin  heute  noch  vorkommen. 

3.  Die  alte  Rechtlosigkeü  im  eigentlichen  Sinn  war  nicht  Verloai  alles 
Rechtes,  sondern  Versagnng  der  politischen^  der  geno$$entchaftUcken  und 
der  gerichtlichen  Ehrenrechte.  Die  rechdosen  (unechten)  Leute  konnteo 
wohl  Vermögen  haben,  und  hatten  Theil  an  den  Familienrechteo,  aber  es 
kam  ihnen  kein  eigentliches  Wergeid  zu  (6.),  sie  durften  nicht  als  Drtheiler 
oder  Zeugen  tor  Gericht  bandeln,  noch  ihre  Sache  persönlich  vertreten^ 
noch  durch  Eid  der  Unschuld  sich  von  einer  Klage  befreien,  noch  Vor- 
münder haben  oder  sein.    (7.  8.) 

in  den  Zustand  der  rechtlosen  Leute  in  diesem  Sinne  (9.)  kamen: 

a)  die  unecht  geborenen,  ^unehelichen  Kinder,  eehths  in  engerem  Sinne  ge* 
nannt,  die  auch  des  Erbrechts  untheilhaft  sind; 

b)  die  gedungenen  Kämpfer  von  Reruf  und  die  Spielleute  (umherziehende 
Gaukler  und  Rdnkelsänger) ; 

c)  Diebe  und  Räuber,    und  wer  ein  Vergehen  verObt  hat,   dessen  Strafe 
wenigstens  Haut  und  Haare  beträfe.  (10.  11.) 

Diese  Rechtlosigkeit  hat  wohl,  wie  überhaupt  der  ganze  Regriff  der 
Ehre,  eine  Umbildung  im  neuem  Recht  erfahren,  aber  der  Zusammenhang 
dieses  mit  den  altern  Rechtsgedanken  ist  noch  deutlich  zu  erkennen. 

4.  Noch  ndher  verwandt  unserer  heutigen  Denkweise  ist  die  Ehrlosig- 
keit des  altern  Rechts,  durch  welche  damals  schon  der  Verlust  der  Achtung 
und  Würde  bezeichnet  ward  als  Folge  moralischer  Verirrung  und  Versun- 

5.  fVendha^er  ßaaernr.  Wann  oun  einer  in  dieser  bauerschafl  erfunden  wurde, 
der  nicht  tbite,  was  sich  eignet  und  gebähret,  was  die  bauerscbaft  than  soll,  dasi 
er  wieder  xum  gehorsini  gebracht  würde?  aotw.  dem  soll  man  eineo  graben  vor 
dam  thore  aufw  rliD.  das  Ihar  supfahlen,  dm  eimem  über  dem  Brunnen  weghaaen» 
den  backofen  xumacben  und  kein  Feuer  leihen  (vg.  aqua  et  igni  interdicere},  kuh- 
und  Schweinehirten  verbieten  und  in  solche  nolh  bringen,  dasx  er  thun  niusz  was 
recht  und  gcmSsz  ist. 

6.  Sekwabempie^ei  III.  4tt.  %,  1.  Ane  weregHt  sin  unechte  lüde.  Doch  sve 
so  ir  eneu  dodet  oder  wundet  oder  rovet,  oder  unechte  wif  nodeget,  unde  den  vrlde 
an  en  briet,  man  sei  over  in  richten  na  vredes  rechte. 

7.  Sachfentpiegel  \VL,  70.  g.  1.  8var  man  nicht  ne  dinget  under  konninges- 
baime,  dar  mut  iewelk  man  wol  ordel  vinden  unde  tüch  sin  ofer  den  anderen,  den 
man  nicht  rechtlos  bescelden  oe  mach. 

8.  Saehsempiegel  111.16.  §  2.  Rechtlose  lüde  ncsolen  nenen  vormünden  heppeo. 

9.  Sachsempiegeil.  51.  g.  1.  It  is  menich  man  rechilo$  de  nicht  n*is  echilot: 
wende  en  rechtlos  man  mut  wol  elik  wif  nemen  und  kindere  bi  ire  gewinnen ,  die 
ime  «veoburticb  sin:  die  muten  ok  wol  sin  er?e  nemen.  —  Echt  man  noch  echl 
wif  de  nimmt  ok  unechtes  mann^s  erve  nicht. 

10.  Sachwrtspiegßl  I,  38.  g-  ^*  Kempen  unde  ihr  kindere,  spelüte  und  alle  die 
uaecbt  geborn  sin  und  di  diüve  oder  rof  sünet  oder  weder  gevet  und  de  des  vor  ge-^ 
rieht  verwunden  werdet,  oder  di  ir  lif  oder  hut  und  harledeget,  die  sint  alle  rechtlos. 

11.  Sachsentpiegel  I.  5.  $.  2:  "Wif  mach  mit  unkuschheit  iro  lives  ire  wißichtn 
•re  krenken,  Ire  recht  ne  verlast  se  dar  mede  nicht,  noch  ir  ervt. 
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kenheit  (11 — 18.),  vorzOglfch  aber  als  Folge  des  Treubruchs.  (14^  Die 
Wirkniigen  waren  Unfähigkeit  za  öffentlichen  Aemtern  und  zur  Genossen- 
schaft in  ehrbaren  Corporationen  und  Gesdlschaften ,  und  Herabsetzung  der 
GlaubwfkHigkeit,  wozu  guter  Ruf  erfordert  wird. 

5.  Ak  das  römische  Recht  in  Deutscfakad  bekannt  wurde,  brachten 
äe  gelehrten  Juristen  auch  römi$chß  Namw  und  Erinnerungen  (imfamim, 
tmfUudo,  Uvis  notae  ma/eula)  in  Umlauf,  ohne  das  in  der  alt-römischen 
Ferfassuag  begründe,  und  mit  dieser  untergegangene  Institut  der  römi- 
schen mfmmia  zu  verstehen.  An  der  daherigen  Verwirrung  der  Begrifle 
leidet  noch  die  heutige  deutsche  Reditsldire;  obwohl  der  erste  unserer 
Romanisten,  Stmigny^  selbst  nachgewiesen  hat,  dasz  die  römischen  Vor- 
schriften Ober  Inbmie  antiquirt  seien. 

•  MareioU ,  über  die  bürgerliche  Ehre.  Gieszen  1824.  —  Budde,  über 
Rechtlosigkeit^  Ehrlosigkeit  and  Echtlosigkeit.  Bonn  1842.  --  J.  Hiüebrand, 
über  die  gänsUche  und  tbeilweise  Entsiehung  der  bürgerlichen  Ehre  nach 
den  deutaohen  Rechtsbüchem  des  Mittelalters.  GiesBeoi  1844.  —  v.  Savigny, 
Sjstem  des  Römischen  Rechts.    Bd.  II.  S.  170  ff. 

§.31. 
2.  Neueres  Recht.  A.  Betriff  an4  Arten  der  Ebre. 

Unser  neueres  Recht  der  Ehre  wurzelt  zum  geringeren  Theile  in  den 
hergebrachten  nationalen  Vorstellungen,  zu  gröszerem  in  den  heute  ver- 
breiteten allgemein  menschlichen  Ansichten  über  Ehre  und  Recht.  Eine 
zeägemüsze  juristische  Ausprägung  desselben  musz  daher  sich  von  den  ab- 
gestorbenen Scbulbegriffen,  die  groszentheils  noch  durch  miszverstandenes 
römisches  Recht  und  eine  veraltete  Terminologie  bestimmt  werden,  los- 
machen und  in  dem  heutigen  Rechtsbewusztsein  schöpfen.  An  die  neueren 
Strafgesetze  darf  sie  sich  anlehnen,  aber  nicht  ausschlieszlich  auf  diese 
Kundgd>ung  gegründet  werden. 

Dnter  der  Ehre  als  Rechtsb^rilf  verstehen  wir  die  Anerkennung  und 
Achtung  des  persönlichen  Werthes^  der  persönlichen  Wurde  (1.)  durch  die 
Gemeinschaft.    Erst  wenn  der  innere  Werth   äuszerlich   erkennbar   her- 


i%  Schwabempiegel  227:  Dax  whr  sprechen  an  ir  ere,  daz  meinen  wir  also, 
ob  nnn  einca  nui  an  sinen  eit  spridiet  oder  an  sinü  öwer«  oder  dai  man  gfbi  er 
u  not  geloiibJc  oder  das  rmb  in  Btü  von  der  crislentaeU,  daz  er  diu  ding  getan  habe» 
die  uncristenlioh  sint 

13.  Hleine9  Haiserrecht  III.  5:  Von  grossen  eren  der  ritlere. 

14.  Oloeee  zank  Smehsempiegel  111.  78:  Gut  ohne  ehre  ist  für  kein  gut  zu  ach- 
ten und  Mb  ohne  ehre  pffegt  man  im  Hechten  ror  todt  tu  halten.  —  Weil  aber  fest 
alle  ehre  ron  der  trewe  und  glauben  herkompt,  darumb  saget  er  hie  zum  ersten  von 
der  trewe. 

i.  SekwaSenepiegrel  (Wackern.)  98:  Von  iiuieektr  tiate  iren.  Bei  Laszberg  c. 
118.  heiszt  der  nimliche  Titel:  kiunigUeh  ire  vnde  keietHieh  ire. 


Digitized  byVjOOQlC 


62  Bach  I.    C«p.  IV.   Von  der  Ehre. 

vortritt,  gleichsam  aasstrahlt,  gerätb  sie  in  den  Bereich  des  menschlichen 
Rechts. 

Die  Hauptarten  der  Ehre  sind: 

1.  Die  aUgemeinrmenschliche  Ehre.  Sie  ist  die  sichtbare  Würde  der 
menschlichen  Natur,  und  alten  Menschen  angeboren  als  den  edelsten  Ge- 
schöpfen und  Bildern  Gottes  auf  der  Erde.  Jeder  Mensch  hat,  weil  er 
Mensch  ist,  an  dieser  Ehre  Theil.  Sie  kann  daher  wohl  im  Einzelnen 
vorübergehend  (z.  B.  im  Rausch)  getrübt  und  verdunkelt,  aber  nie  völlig 
aufgehoben  werden.  Das  humane  Recht  musz  sie  auch  in  dem  Verbrecher 
noch  achten,  und  darf  nie  den  Menschen  dem  Thiere  gleichstellen.  Die 
mittelalterliche  absolute  Ehrlosigkeit  (EchUosigkeit)  und  mancherlei  grau- 
same Gesetze  früherer  Zeiten  sind  mit  der  Anerkennung  dieses  Rechtes 
aller  auf  Ehre  unverträglich. 

2.  Die  individuelle  Ehre..  Sie  folgt  aus  dem  besonderen  Werthe  des 
einzdnen  Individuums,  und  ist  zunächst  der  Abglanz  seines  indvoidueUen 
Werthes.  Wie  die  menschliche  Ehre  eine  wesentlich  gleiche  ist  für  alle, 
so  ist  die  individuelle  Ehre  eine  wesentlich  manmchfaUige,  so  mannichfaltjg 
als  die  Individuen  verschieden  sind  in  Kräften  und  Mängeln,  und  in  Be- 
thätigung  beider  im  Leben.  Das  mehschliche  Recht  hat  die  Fähigkeit 
nicht,  jeden  individuell  seinem  wahren  Werthe  nach  zu  schätzen  und  zq 
messen  und  auch  die  individuelle  Ehre  genau  zu  bestimmen.  Der  Ein- 
zelne hat  daher  wohl  einen  moralischen  Anspruch  auf  volle  Anerkennung 
seiner  Individualehre,  aber  nicht  ein  Recht,  diese  zu  fordern.  Die  indim- 
dueUe  ßeehrung  ist  daher  eine  freimlUge,  nicht  eine  erzwingbare.  Das 
Recht  kann  nur  im  Groben  gewisse  aDgemein  wahrnehmbare  Eindrücke 
aufnehmen  und  festhalten,  und  in  einzelnen  hervorragenden  Fällen  aus- 
zeichnen. Das  erstere  geschieht,  indem  es  den  individuellen  Leumund  (2.) 
beachtet,  das  letztere  von  Staatswegen  durch  staatliche  Beehrung  (Ordeo 
und  verwandte  Auszeichnungen). 

Der  Leumund  eines  Individuums  bildet  sich  in  der  öffentlichen  Mei- 
nung weniger  noch  aus  einzelnen  gewissermaszen  einregistrirten  sittlichen 
oder  unsittlichen  Handlungen,  als  vielmehr  aus  dem  Gesatnmteindruck,  den 
die  ganze  Leb^isweise  des  Individuums  in  der  Meinung  der  Mitlebenden 
zurückläszt.  Er  ist  gewissermaszen  der  sichtbare  Wiederschein  des  indi- 
viduellen moralischen  Lebens,  der  wie  eine  Atmosphäre  den  Einzelnen 
umgibL  Der  Leumund  ist  gut  (unbeschoUmer  Ruf),  wenn  der  Gesammt' 
eindruck  nicht  nach  dem  moralischen  Drtheil  der  öffentlichen  Meinung 
entschieden  ungünstig  ist.  Diese  verlangt  keine  Vollkommenheit,  sondern 
es  genügt  ihr,  wenn  nur  nicht  offenbare  Immoralität  ihr  in  die  Augen  fiüK. 
Vor  dem  noenschlichen  Richter  quivis  f^raesumitur  bonus.    Auf  das  durch 


2.    Treugm   Hwnr,  reg.   g.   44:    Hü  autem  qai  in  iofainia  que  himmnt  dieitor» 
liborant,  ad  eipargaUoDem  noonisi  in  publico  Judieio  admittentar. 
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deo  guten  Lenmmid  bezeichnete  Masz  von  individueUer  Ehre  hat  daher 
jtdti  Individuum  Anspruch,  dem  man  nicht  ein  offenbar  schlechtes  oder 
liederiiches  Betragen  nachsagen  kann.  Der  Leumund  ist  schlecht  (heschoL- 
tmer  Ruf)  unter  der  entgegensetzten  Voraussetzung.  Zum  Zeugnisz  Ober 
im  Leummid  eignen  sich  vorzugsweise  —  nicht  ausschlieszlich  —  die  ße- 
tafto  oder  Vorgesetzten«  welchen  voraus  die  Einsicht  und  Aufsicht  ttber 
dB  sittliche  Verhalten  der  Individuen  zukommt 

3.  Zwischen  der  allgemein  menschlichen  und  der  individuellen  Ehre 
pki  es  eine  Rdhe  von  Hittelstufen,  auf  denen  die  Ehre  zwar  nicht  allen, 
aber  einem  gamen  Ereise  von  Personen  gemeinsam  ist  Besondere  Ge- 
wieinekrt.  Sie  setzt  immer  bestimmte  Eigenschaften  voraus,  welche  diesem 
Kreise  eigen  sind  und  auf  welche  er  einen  vorzüglichen  Werth  zu  legen 
bereditigt  ist  Jedes  Glied  eines  solchen  Kreises  hat  daher  an  solcher  Ge- 
Bieinehre  in  der  Regel  Theil,  und  das  Recht  achtet  und  schützt  dasselbe 
auch  in  dieser  Ehre.    Dahin  gehören: 

a)  die  Gesehlechisehre ,  insbesondere  die  Frauenehre,  wekhe  vorzüglich 
aof  Keuschheit  Werth  legt  Es  ist  eine  Aufgabe  des  Privatrechts, 
die  Frauen  in  dieser  Ehre  zu  respectiren  und  vor  Verletzung  zu 
scbützai; 

b)  die  nationab  und  Volksehre,  welche  auf  das  Bewusztsein  von  dem 
besondem  Werth  der  Nation  und  des  Volks  gegründet  ist  (civis  ro- 
manus  sum); 

c)  die  Standesehre j  welche  sich  nach  dem  Verhältnisse  der  verschiedenen 
Stände  zum  Staat  und  in  der  Nation  abstuft  Ausgezeichnet  ist  die 
AdeUehre;  in  ihr  hat  die  Ehre  einen  erhöhten  Glanz,  und  betont  die 
edle  Sitte  im  Verkehr.  Es  gibt  aber  auch  eine  eigentbümliche 
Soldatenehre  ^  welche  auf  Tapferkeit  und  Treue  vorzüglich  W^rth 
legt,  eine  hoehbürgerHehe  Ehre  (der  Gentlemen),  welche  die  Würde 
der  feineren  Bildung  und  Cultur  hervorhebt,  eine  Handwerks-  und 
Arbeiterehre,  welche  auf  Berufetüchtigkeit  und  Fleisz  Nachdruck 
legt  u.  s.  f. 

4.  Da  auch  dem  Staate  als  einer  organischen  Persönlichkeit  und  sei- 
Doi  Aemtern  Bire  zukommt,  so  entsteht  der  eigentliche  Begriff  der  Amts- 
dbr,  welche  aus  der  Würde  des  Amtes  folgt,  und  daher  unabhängig  von 
den  individuellen  Eigenschaften  der  Person,  die  mit  dem  Amte  betraut  ist, 
mit  der  Erscheinung  und  Führung  des  Amtes  untrennbar  verbunden  ist 

$.32. 
B.  Arten  der  Unehre. 

1.  Ausnahmsweise  gibt  es  ganze  Classen  von  Personen,  für  welche 
besondere  schlechte  Qualitäten  regelmäszig  vorausgesetzt  werden,  und  deren 
Gtmemekre  deszbalb  eine  emiedrigU,  theilwetse  besehaUete  ist  Auf  sie 
ptszt  der  Alpdruck :  Anrüchige,  Unehrbare.  Als  solche  kommen  in  Betracht: 
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a)  Die  unehelichen  Kinder.  Die  filtere  VorsteDiing ,  dasz  die  unechte 
Gebort  Recht  nnd  Ehre  herabsetze,  hat  sich  nur  noch  in  einzelnen 
Ländern  erhalten  nnd  hat  hier  und  da  noch  zur  Folge,  dasz  unehe- 
liche Kinder  von  Zfinften  und  Handwerksinnungen  ausgeschlossen 
werden,  nach  canonischem  Rechte  (cap.  1.  X.  de  filiis  presbyt  I.  17.) 
Oberdem  die  Ausschlieszung  von  der  Ordination,  und  nach  Lehen- 
recht (IL  F.  26.  §.  11)  die  von  der  Lehensfolge.  Im  Allgemeinen 
aber  ist  sie  durch  das  neuere  RechtsgefUhl  verdrängt  worden,  weiches 
zwar  die  uneheliche  Zeugung  miszbilligt,  aber  die  PersdnKchkeit  des 
unehelichen  Kindes  vollständig  anerkennt  und  unversehrt  läszt  (1^3.), 
anfangs  mittelbar,  indem  jedem  Ansuchen  auf  legitifHätio  ad  honorn 
willfahrt  wurde,  dann  auch  unmittelbar,  indem  nun  Ehrenhaftigkeit 
auch  der  unehelichen  Kinder  grundsätzlich  anerkannt  wird.  Ans 
dieser  Veränderung  der  Rechtsansichten  folgt  indessen  keineswegs  die 
Gleichstellung  der  unehelichen  Kinder  mit  den  ehelichen  im  Familien- 
und  Erbrecht. 

b)  Die  Landstreicher,  Vaganten,  insofern  auch  die  Zigeuner. 

c)  Die  Lustdimen,  im  Mittelalter  durch  eine  besondere  Tracht  kenntlich 
gemacht 

d)  Nach  den  Reichsgesetzen  die  Schinder  (Abdecker,  Wasenmeiiter)  (4.), 
nicht  aber  die  Scharfrichter. 

e)  Die  Falliten,  in  einigen  Rechten  sogar  auch  die  gericktHch  Aocordirten, 

f)  Die  Sträßnge. 

2.   Die  Wirkungen  der  Unehrbarkeit  oder  Anrüchigkeii  sind: 
a)  Herabsetzung  oder  Verlust  der  politischen  Ehrenrechte,  wohin  auch 
das  politische  Stinomrecht  und  die  WfihB)arkelt  zu   Aemtem  und 
Würden  gehört; 


i.  J'reusutcMet  Laodr.  II.  2.  g.  663:  Zu  den  AngelegeDheiten  des  börgerlicbeo 
Lebens  haben  uneheliche  Rinder  inii  den  ehelich  gebomen  oder  dafür  erklirtco 
gleiche  Rechte  $•  ^^'*  ^^■'d  ^^^  bessern  Fortkommen  der  Rinder  eine  besondere 
Aosfertigung  darüber  erfordert:  so  kann  dieselbe  von  Einem  der  Aeltem  oder  auch 
Ton  dem  Rinde  selbst  oder  Ton  dessen  Vormund  nachgtMithi  werden. 

%  0e€ierreiehücA9$  Ges.  §.  162:  Die  uneheUche  Geburt  kann  einem  Rinde  ao 
seiner  bürgerlichen  Achtung  und  an  seinem  Fortkommen  keinen  Abbruch  thun.  Za 
diesem  Ende  bedarf  es  keiner  besondern  Begünstigung  des  Landesfürslen ,  wodorcb 
das  Rind  als  ein  eheliches  erklärt  wird. 

3.  Züricher  Ges.  S*  ^^'  ^i^  unehelichen  Rinder  genieszen  alle  penönliehem 
Rechte  gleich  den  ehelichen  Rindern. 

4.  Beichs$chL  v.  1731.  §.  4:  Nicht  weniger  (sollen)  auch  die  RiMef  derer  Land- 
gerichts- und  Stadt-Rnechie,  wie  auch  derer  Gericht«-,  Frohn-,  Tbüm-,  Holu- 
und  Feld-Häter,  Todtengräber.  NachtwUchler.  Bcttelvoigten .  Gasxen-Rehrer,  Bacb- 
Feger.  Schäfer  und  dergleichen  in  Summa  keine  Profession  und  Handthierung,  daoo 
blos  die  Schinder  allein  bis  auf  deren  xweyte  Generation ,  Insofern  allefifalla  die  er* 
stere  eine  andere  ehrliebe  Lebensart  erwählet ,  und  darinn  mit  denen  Ihre«  wcaig^ 
30  Jahre  lang  cootinuiret  bitten ,  ausgenommen ,  verstanden  und  bey  desto  Hand- 
werkern ohne  Weigerung  zugelassen  werden« 
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b)  Verlust  der  gerichtlichen  Ehrenrechte,  z.  B.  der  Selbstvertheidigang 
vor  Gericht; 

c)  verminderte  Glaubumrdigkeit ; 

A)  Ausschlieszong  ans  der  G$mein$ehaft  ehrbmrer  Corpcratiönen ,  Ge^ 
no$$en$ehaflen  und  GtseUichaften  (5.); 

e)  Verweigerung  der  Y ormundschaftsr echte  ; 

f)  Behinderung  von  gewissen  Berufsarten,  die  Ehrbarkeit  erfordern. 

3.  Es  kann  Qberdem  die  individuelle  Ehre  um  des  individuell  lieder-- 
Uehen  oder  schlechten  Benehmens  willen  von  Rechtswegen  herabgesetzt 
oder  aufgehoben  werden.  In  deser  ffinsicht  sind  zwei  Stufen  zu  unter- 
scD€i(ienr 

a)  die  iibelbeleumundeten  Personen,  welche  in  Folge  eines  unsittlichen 
Lebenswandels  in  Qbeln  Leumund  gerathen  sind; 

b)  die  ehrlosen  mit  Infamie  behafteten  Personen,  welche  eines  von  ihnen 
verebten  Verbrechens  oder  Vergehens  wegen  ihre  Ehre  zur  Strafe 
verloren  haben. 

4.  Die  Wirkungen  des  Übeln  Leumunds  sind  vornehmlich: 

a)  nur  selten  Verlust  der  politisehm  Ebranrechte«  und  eher  noch  Be» 
hindemtig  der  Ernennung  oder  Wahl  zu  gewissen  Ehrenstellen  als 
Verweigerung  des  Stimmrechts; 

b)  Verweigerung  des  Zutritts  zu  ehrbaren  Corporationen ,  Genösset^ 
Schäften  und  Oesetlsehaflen ; 

c)  Verminderung  der  persönlichen  Glaubu)ürdigkeit; 

d)  Ausschlieszung  von  gewissen  Berufsgeschäften  (z.  B.  Wirthschaften, 
Wein-  und  Bierschenken). 

5.  Die  eigentliche  Ehrlosigkeit  (Infamie  des  neuern  Rechts)  entsteht 
entweder  schon  von  Rechtes  wegen  als  Folge  eines  bestimmten  Verbrechens, 
oder  erst  in  Folge  eines  auf  Ehrlosigkeit  ausdrücklich  oder  mittelbar  (z.  B. 
im  Zusammenbang  mit  der  erkannten  Zuchthausstrafe)  erkennenden  Straf- 
ortheils.    Ihre  Wirkungen  sind  regelmdszig: 

a)  Verlust  ier^litischen  (lecbte  in  ausgedehntem  Masze; 

b)  aUe  NaehtheOe,  welche  mit  dei^  Unehrbarkeit  oder  dem  Qbeln  Leu- 
mund verbunden  sind; 

c)  teilweise  sogar  Aufhebung  oder  Beschränkung  der  privatrechtlichen 
Seibststcndigkeit.  Stelhmg  unter  Vormundschaft,  oder  unter  Polizei- 
aubicht. 

Die  Ehrlosigkeit  kann  aber  von  Rechts  wegen  oder  aus  Gnade  gemildert 
und  unter  Umstanden  durch  Restitution  die  Ehre  hergestellt  werden. 

■  ■  ■   ■■■  ,  1  >      ■■         '  ■  ■ '■■ ■  ■    ■    ■ 

S.  ffäleBrand^  Dedische  Rechissprlchw.  49:  Die  Zünfte  müssen  so  rein  sein, 
ab  werden  sie  von  den  Tauben  gelesen. 

Blunttchli,  deuUches  PriTstrecht.    3.  Aufl.  5 
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(Anm.)  Die  Neueren  unterscheiden  zwichen  anrüchigen  und  vträdUliehen 
Classen  von  Leuten,  je  nachdem  dieselben  entweder  durch  das  Gesetz  oder 
durch  die  Sitte  in  ihrer  Ehre  erniedrigt  sind.  Sobald  man  aber  von  ganzen 
Classen  der  Bevölkerung  spricht,  so  ist  diese  Unterscheidung  unhaltbar.  Das 
Gesetz  stützt  äch  auf  die  Sitte,  und  beide  sind  nur  als  Formen  der  Rechts- 
bildung  wichtig.  Das  Yerhältnisz  selbst  wird  kdn  anderes  je  nachd^n  es  sich 
auf  Gesetz  oder  Sitte  oder  beide  gründet.  Im  Mittelalter  waren  die  Spielleate 
an  der  nämlichen  Stelle,  wie  nun  die  Vaganten 


Von  den  juristischen  Personen. 

§.  33. 

1.    Vegriff  und  Arten. 

1.  Die  privatrechtliche  Persönlichkeit  kommt  naturgemäsz  den  ein- 
zelnen Menschen,  den  Individuen  im  eigentlichen  Sinne  zunächst  zu.  Eine 
Aosdehnung  derselben  Ober  die  einzelnen  Menschen  hinaus  ist  aber  mög- 
Kdi,  nnd  findet  sich  im  römischen  Qnd  in  noch  manniciifaltigeren  Formen 
im  deutschen  Rechte  anerkannt  Von  juri$ti^en  Personen  im  Gegensatze 
zu  den  natürlichen  reden  wir  daher  im  weiten  Sinne  des  Worts,  sobald 
ein  RechUiubject  erkannt  und  anerkanot  wird,  welches  nieht  als  eine  ein- 
fache physische  Person,  nicht  als  ein  einzelner  Mensch  verkörpert  ist,  sei 
es,  weil  einer  hohem  Gemeinschaft,  oder  einer  Verbindung  von  Mensche, 
oder  einer  Anstalt  oder  Stiftung  Persönlichkeit  zugeschrieben  wird.  Die 
juristische  Person  hat  indessen  gewöhnlich  nur  eine  vermögensrechtliche 
Persönlichkeit,  nicht  auch  eine  familienrechtliche  ^  theils  weil  gewöhnlich 
nur  in  jener  Beziehung  ein  Bedürfhisz  nach  Erweiterung  des  Kreises  der 
Personen  eingetreten  ist,  theils  weil  es  der  juristischen  Person  an  einem 
natörlichen  menschlichen  Leibe  fehlt,  und  die  Familie  das  Geschlecht  and 
den  Bhitszusammenhang  voraussetzt  Ausnahmsweise  können  aber  auch 
einer  juristischen  Person  Familienrechte  (z.  B.  Vormundschall)  zugestanden 
werden,  wie  namentiich  der  Familie  selbst,  die  in  ihrer  Verbindung  wieder 
als  ein  zusammengehöriger,  die  einzehien  Familienglieder  umfassender  ond 
fiberragender  organischer  Körper  gedacht  werden  kann,  <H)er  dem  Staate 
als  der  höchsten  organischen ,  auch  die  Familien  in  sich  schlioszeoden  na- 
tionalen Gemeinschaft  *) 

2.  Die  wichtigsten  Arten  der  juristischen  Personen  sind: 


*)  Die  Sprache  ist  sich  dieses  Zusammenhangs  wohlbewuszt.  Daher  redet  sie  von  Familien- 
getst,  Familiencbarakter.  Pamilienstifiung,  daher  das  schöne  Wort  f«<ri«,  Vaterland.  Du  scbeiat 
mir  SaTigny,  S^fstem  U.  237,  Obersehen  vjl  haben,  wenn  er  unbedingt  die  Juristischen  Personeo 
auf  dem  Gebiete  des  Vermögensrechts  abscblieszt. 
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a)  Die  höchste  Rechtsgemeinschaft,  der  StmtU,  der  aber  als  priwUrecht- 
Ueke  Person  im  Vn^mSgemreehi  nur  in  der  bescheidenen  GestaK  des 
ftteui  fStaat$ea$$eJ  auftritt 

b)  Die  Gemeinden,  auch  politisch  organische  Verbindungen,  somit  auch 
$t€uu$rechtliche  Personen,  die  aber  zugleich  eine  wesentlich  privat- 
rechtliche  Bedeutung  haben.  Schon  in  den  alten  Gemeinden  sind 
die  beiden  allgemeinen  Hauptformen  erkennbar,  nach  welchen  sich 
überhaupt  die  Verbindungen  von  Menschen  zu  juristischen  Personen 
im  deutschen  Rechte  unterscheiden,  nftmlich: 

c)  Die  Form  der  Genoaenschaft,  weiche  mehrere  einzelne  Menschen  zu  ^^  / 
r^^H'^einem  Ganzen  verbindet,  in  dem   die  TheiU  sichtbar  bleiben,  eine  ^^^^^^V.^ 


V'3**      Verbindung,  welche  die  verbundenen  Subjecte  nicht  wegdenkt,  sondern 


V 

^a   j /'    Verbindung,  welche  die  verbundenen  Subjecte  nichi  wegdenkt,  sonderr 

t^-a^v  ibrer  Genieinschaft  unterordnet  und  zur  Getammtheit  zusammenfaszt. 

J  d>/ Die  Form  der  unicereiiae  im  römischen  Sinn,  welche  aus  der  Eini-  ttnkrin^f^^ 

'    'K\4i/E^'^  mehrerer  Menschen  ein  neues,  nicht  zusammengesetztes,  sondern 

~^   einfaches  und  einhmtliekei  Heehteeubject  erzeugt,   völlig  verschieden 

Yon  den  einzelnen  Mensehen,  die  demselben  ais  Owteriage  (Substrat) 

dienen,   aber  nicht  TheOhaber  sind   der  Einen  Penaniichkeit.    Das 

deutsche  Wort  Eimmg  drückt,  wie  das  römische  univenitas,  diese 

.  en^ische  Concentration  der  Einheit  aus,  durch  welche  sich  diese 
Form,  die  auch  vorzugsweise  jurislMcAe  Person  genannt  wird,  von 
der  genossenschaftlichen  Bildung  unterscheidet.  Der  Ausdruck  Cor- 
poration (von  corpus)  ist  zwar  ebenfalls  passend ,  aber  wird  oft  auch 
auf  die  Genossenschaften  übergetragen. 

e)  In  dem  Staatskörper  gibt  es  verschiedene  Organe  (Aemter  oder  Be- 
hörden und  Vertretungen),  denen  wieder  eine  staatsrechtliche  Per- 
sonliehkeit  zugeschrieben  wird.  Diesen  kann,  je  nach  Umständen, 
auch  privatrechtUche  Persönlichkeit  verstattet  sein.  Dasselbe  gilt  von 
einzelnen  Kirchen-  und  Gemeindeämtern. 

t)  Verwandt  mit  ihnen,  aber  nicht  zugleich  Staats-,  nur  prioatrechtUch, 
sind  Anttalten  und  Stiftungen  zu  bestimmten  Zwecken,  denen  Per- 
sönlichkeit beigel^  wird. 

g)  Seltener  und  nur  vorübergehend  wird  dem  Objecte  des  Privatrechts, 
einem  Vermögen  Persönlichkeit  zugeschrieben,  wie  im  römischen 
Rechte  der  heredüas  jacens.  Wenn  ein  Grundstück,  wie  häufig  im 
deutschen  Recht,  mit  Rechten  ausgestattet  oder  mit  Lasten  beschwert 
erseheint,  so  ist  in  der  Regel  der  jeweilige  Eigenthümer  oder  Be- 
sitzer als  das  eigentliche  Rechtssubject  zu  betrachten;  denn  der  Be- 
griff der  juristischen  Persönlichkeit  paszt  nur  da ,  wo  der  Unterlage 
derselben  eine  geistige  oder  moralische  Eigenschaft  inwohnt,  nicht 
aber  da,  wo  dieselbe  rein  sächlich  ist 

*  Besetn,  System  des  gem.  dentsclien  Privatr.    Leiptig  1847.   I.   8.   349. 
BtstUr,   Volksrecht  und   Juristenrecht.    Ldp&ig  1843.    Cap.   6.     K,    Pfeifer , 

5' 
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die  Lehre  von  den  Juristischen  Personen.  Tübingen  1847.  o.  SmHgny,  System 
des  Rom.  Rechts.  B.  U.  S.  235  ff.  PudUa  in  Wäike's  Rechtdezikcm.  Bd.  UL 
(Corporationen).  Die  ganze  Lehre  von  den  juristischen  Pecsonen  leidet  noch 
theils  an  der  YermiBchung  der  staatsrechtlichen  und  der  privatrechtliehen  Pe^ 
sönlichkeit,  theils  an  der  Aengstlichkeit^  mit  welcher  sich  viele  Juristen  noch 
an  die  sehr  dürftigen  Aeuszerungen  der  römischen  Rechtsquellen  anklammern, 
und  an  der  Unfähigkeit,  aus  den  reichen  Erscheinungen  des  Lebens  die  das* 
selbe  bestimmenden  und  sich  in  ihnen  offenbarenden  Rechtsgedanken  und 
Principien  wissenschaftlich  herzuleiten.  Indessen  sind  doch  in  neuerer  Zeit 
sowohl  in  der  Doctrin  als  in  der  Praxis  und  in  der  Gesetzgebung  die  Fort- 
schritte eines  erhöhten  Reohtsbewusztseins  deutlich  zu  erkennen. 

§.84. 
2.   Geroeinsame  Grundsätze. 

Die  juristischen  Personen  sind  nicht  aHein  in  den  einzdnen  For- 
men ihrer  Verfassung,  sondern  auch  in  ihrem  ganzen  Dasein  und  in  ihrer 
Bestimmung  so  überaas  mannichfaltig,  dasz  nur  wenige  allgemeine  Grond- 
stttze  für  alle  gelten. 

So  entbehrt  insbesondere  der  früher  ziemlich  allgemein  gelehrte  Satz, 
dasz  alle  juristischen  Personen  zu  ihrer  Entstehung  der  Genehmigung  des 
Staates  bedürfen,  einer  zureichenden  Begründung.  Die  Frage,  ob  diese 
Genehmigung  nöthig  sei,  ob  nicht,  kann  richtig  nur  in  der  ErwSgnng  der 
emzelnen  Arten  derselben  beantwortet  werden.  (I.; 

2.  Aber  nöthig  ist  für  alle  juristischen  Personen  eine  sichtbare  Un- 
terlage  (Menschen,  Anstalten  u.  s.  f.),  welcher  Persönlichkeit  zugeschrieben 
werden  kann.  Den  bloszen  Einbildungen  der  Phantasie  kann  diese  nie 
zukommen.  Freilich  legten  die  Alten  auch  den  Göttern,  als  lebendig- 
persönlichen Wesen,  und  die  christliche  Kirche  Gott  und  den  Heiligen 
privatrechtliche  Persönlichkeit  bei,  in  der  Regel  aber  nur  im  Anschlusz  an 
einen  sichtbaren  Tempel,  eine  Kirche  oder  Priesterschaft  (2.);  und  nur  in 
solcher  Verbindung  kann  das  menschliche  Recht  diese  Ausdehnung  fassen. 
Ohne  sie  schweift  es  über  seine  natürlichen  Grttnzen  hinaus. 


t.  Züricher  Gesetzb.  g.  19:  Staatliehe  oder  kirchliche  Corporationen  bedärfen 
zu  ihrer  Entstehung  der  Genehmigung  des  Staates,  welche  nach  Maszgabe  der  orga- 
nischen Gesetze  einzuholen  ist.  S*  ^*  ^^"^  privatrechtliche  Corporationen,  welche 
zu  einem  wissenschaftlichen  oder  küDStleriscben  oder  sonst  einem  gemeinnäuigen 
oder  zu  einem  erlaubt  geselligen  Zwecke  gebildet  werden,  bedürfen  zu  ihrer  Entste- 
hung lediglich  der  In  den  Corporationsslatuten  festzustellenden  Uebereinkunft  mehrerer 
Corporallonsglieder.  §.  25:  Corporationen  zu  unerlaubten  oder  unsittlichen  Zwecken 
werden  nicht  anerkannt.  Haben  solche  Verbindungen  Schulden  eingegangen,  so  haf- 
ten die  Theilnehmer  ?on  Anfang  an  Jeder  umnittelbar  ffir  die  ganze  Sehuld. 

2.  l/lpiani  fie%xi\,  22:  Deos  heredes  instituere  non  possumus.  praeter  eos  quos 
senatut  consulto,  constitutionibus  principnm  instituere  concessum  est;  sicati  lofem 
Tarpeium,  Apolllnem  Didyroaeum  etc. 
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3.  Ferner  bedarf  jede  jurislifdie  Person,  um  sich  tk  solche  zu  be- 
wibren  und  handdn  zu  können,  eines  men$ehlichm  Organs  ihres  Willens, 
dem  nur  wirkliche  Menschen  können  einen  rechtlichen  Willen  aussprechen 
md  im  RechtSTerkehr  handeln.  Nur  in  ihnen  kann  sich  die  juristische 
PeisOnKchkeit  offenbaren  und  „darleben*'.  Die  juristische  Person  wird  da- 
her immer  durch  hatQrliche  Personen  vertreten  sein  müssen.  Wie  diese 
Fertretung  beschaffen  sei  und  unter  welchen  Bedingungen  sie  im  Namen 
der  juristischen  Person  handeln  dOrfe,  das  wird  nach  den  verschiedenen 
Arten  derselben  sehr  verschiedea  bestimmt 

Diesem  Gedanken  hat  man  häufig  den  irrigen  Ausdruck  gegeben,  dasz 
jede  juristische  Person  auf  einer  Fiction  beruhe;  und  aus  diesem  nicht- 
riebtigen  Ausdruck  hat  man  denn  einen  ganzen  Knftuel  von  unbegründeten 
Schlüssen  abgewickelt  Die  Begriffe  Menschheit,  Volk,  Familie  als  Gattun- 
gen und  Arten,  sind  aber  keine  Fictionen,  sondern  Wahrheilen,  und  doch 
offenbart  sich  das  Leben  der  Menschheit,  des  Volks,  der  Familie,  nicht  in 
einem  einzigen  sichtbaren  Körper,  sondern  in  der  MannichfalUgkeit  der  zu 
flmeo  gehörigen  Individuen.  Es  war  ein  groszer  Fortschritt  des  mensch- 
licben  Rechtsbewusztseins ,  als  zuerst  die  Römer  manche  Gemeinschaften 
als  juristische  Personen  zu  begreifen  anfingen;  ein  Fortschritt  der  Erkennt- 
m»>  nicht  eine  Fiction.  Seither  ist  nach  den  reichen  Erfahrungen  des 
Mittdalters  und  im  Hinblick  auf  die  Bildung  unserer  Zeit  eine  höhere 
Stufe  der  Erkenntnisz  eröffnet  worden,  und  wir  dürfen  nicht  langer  auf 
der  niedrigeren  des  Alterthums  zurückbleiben. 

(Anm.  zu  1.)  v»  Saoigny  hat  eine  allgemeine  Begründung  versncht 
(IL  277) :  „Die  Nothwendigkeit  der  Staatsgenehmigung  zur  Entstehung  jeder 
jarisÜBcben  Person  hat,  unabhängig  von  politischen  Rücksichten,  einen  durch- 
greifenden Juristisehen  Grund.  Der  einzelne  Mensch  trägt  seinen  Anspruch 
auf  Rechtsfähigkeit  schon  in  seiner  leiblichen  Erscheinung  mit  sich.  Durch 
diese  Erscheinung  weisz  jeder ,  dasz  er  in  ihm  eigene  Rechte  zu  ehren ,  jeder 
Kichter,  dass  er  in  ihm  solche  Rechte  za  schützen  hat  Wird  nun  die  natür- 
liche Rechtsfähigkeit  des  einzelnen  Menschen  durch  Fiction  auf  ein  ideales 
Satject  übertragen ,  so  fehlt  jede  natürliche  Beglaubigung  gänzlich ;  nur  der 
Wille  der  höchsten  (Gewalt  kann  dieselbe  ersetzen,  indem  er  künstliche  Rechts- 
fobjecte  schafft,  und  wollte  man  dieselbe  Macht  der  Priyatwillkür  überlassen, 
so  würde  umrermeidlich  die  höchste  Ungewiszheit;  des  Rechtszustandes  ent- 
Bt^en ,  selbst  abgesehen  von  dem  groszen  Miszbrauch ,  der  durch  unredlichen 
Willen  möglich  wäre.**  Es  verstdit  sich  allerdings ,  dasz  juristische  Persön- 
lichkeit Im  Verkehr  und  vor  Gericht  nur  einem  Wesen  beigelegt  werden 
kann ,  welches  äusterlich  erkennbar  geworden  ist  als  eine  Person ,  aber  es  ist 
eine  unhaltbare  Annahme,  dasz  das  einxige  Kennzeichen  solcher  Existenz  die 
Genehmigung  des  Staates  sei,  und  unzulässig,  sich  den  Staat,  der  auch  hier 
nur  das  Priyatrecht  anerkennt  und  schützt,  nicht  erzeugt,  als  Schöpfer  aller 
juristischen  Personen  auf  seinem  Gebiete  vorzustellen.  Selbst  in  den  Fällen, 
wo  die  Staatsgenehmigung  nothwendig,  ist  sie  doch  in  der  Regel  nur  Zudassung, 
Gewährung,  nicht  eigeniHche  BegrOndmug,    Im  Mittelalter  sind   unzählige  juri- 
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stische  Personen  in  Deatschlftnd  entstanden^  and  im  Verkehr  wie  vor  Gericht 
erkannt  und  anerkannt  worden^  ohne  dasz  es  Jemanden  einfiel^  nach  einer 
Staatsconcession  m  fragen,  und  heutzutage  entstehen  noch  eq  taosendan  und 
in  verschiedener  Gestalt  überall  ans  freier  Einigimg  zu  bestimmten  Zwecken 
Verbindungen  von  Menschen,  die  sich  als  ein  nnheitUches  Vermögmuuijtci 
betrachten,  und  so  auch  im  Verkehr  mit  andern  wie  Eine  Pfr$(m  handeln 
und  behandelt  werden,  die  daher  eben  um  ihrer  erkenkbarm  Existenz  willen 
auch  zu  den  Juristischen  Personen  im  weitem  Sinn  gerechnet  werden  müssen, 
auch  wenn  keine  Staatsbeglaubigung  hinzugekommen  ist.  Soweit  aber  für  das 
öffentliche  und  sittliche  Leben  eine  Gefahr  sich  zeigt  bei  freier  Gestaltung  der 
Bildung  Juristischer  Personen,  so  weit  mag  der  Staat  dieselbe  durch  besondere 
Vorschriften  beschränken.  Vgl.  unten  $.  38.  5,  $.  40.  6,  $.  44.  2,  $.  45.  3. 
und  Schüler,  Jurist  Abhandlungen  v.  OrÜoff  u.  s.  f.  L  S.  255.  [Jnger  in  der 
Krit  Ueberschau  VI.  S.  148  ff.  —  Die  ErkemUm$se  in  SeufferU  Archio  I.  Nr.  314. 
Xn.  Nr.  58.  Xin.  Nr.  206.  XIV.  Nr.  199.  Erk.  des  ObertribunaU  xu  BerUn:  Wenn 

eine  Genossenschaft seit  Jahrhunderten  Rechte  ausgeübt  hat,  welche, 

wie  der  Erwerb  von  Grundstücken ,  auf  ihren  Namen  und  die  Wahl  von  Re- 
präsentanten Merkmale  corporativer  Genossenschaften  sind ,  so  kann  die  An- 
nahme, dasz  eine  solche  Genossenschaft  Corporationsrecht  wirklich  erlangt 
habe,  nicht  als  unstatthafte  Vermuthung  angesehen  werden.  Anders  ein  Erk. 
d.  O.-A.-G.  zu  Dresden  in  dessen  Annalen  L  2.  S.  122. 

§.  35. 

I.    Die  Gemeinden. 

A)  Geschichte. 

1)  CrsprüDglicbe  genosseDsebaniicbe  Gemeinde. 

1.  Schon  in  der  ursprünglichen  Verfassung  der  deutschen  Völker 
finden  wir  verschiedene  Gemeinden,  in  den  höhern  Stufen  von  überwie- 
gend politischer,  in  den  untern  von  überwi^end  wirthschaftlicher ,  daher 
privatrechtlicher  Bedeutung.  Gewöhnlich  aber  sind  beide  Bedeutungen  ver- 
bunden, und  heute  noch  ist  die  Doppeleigenschaft  der  Gemeinden  die  regd- 
mäszige,  dasz  sie  zugleich  im  öflentlichen  Rechte  organische  Körperschaften 
und  im  Privatrechte  Subjecte  von  Vermögen  sind.  Hier  kommt  indessen 
die  privatrechtKobe  Bedeutung  derselben  vornehmlich  in  Betracht.  Daher 
können  wir  die  alte  Volks-  und  die  Gaugemeinde  zur  Seite  lassen,  und  ge- 
nügt es  die  Cenigemeinde  und  die  eigentliche  Dorfgemeinde  zu  betrachten« 
insofern  ihnen  als  tmrthschaftlichen  Verbindungen  Vermögensrechte,  nament- 
lich an  dem  Boden  innerhalb  der  Gemarkung  zukamen.  Aus  ihr  haben 
sich  im  Verlauf  der  Zeit  ganz  verschiedene  Arten  von  juristischen  Personen 
hervorgebildet.  Die  Keime  dieser  Bildungen  sind  schon  in  der  ursprünglichen 
Gestaltung  zu  erkennen.  Insofern  die  Gemeinden  auch  öfientliche  Rechte 
übten,  als  Gerichte  das  Recht  handhabten,  Wahlen  vollzogt,  gemeinnOtz- 
liche  Beschlüsse  faszten,  denen  sich  die  einzelnen  unterwerfen  muszten,  trat 
die  Richtung'  zur  Einheit  deutlich  hervor,  und  es  fand  diese  einhettliebe 
Persönlichkeit  der  Gemeinde  auch  in  gemeinsamen  Wirthschaftsangel^en- 
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beitn  €ioeD  Berekh  ibrar  Geltang.  Auf  der  andern  Seite  aber  gab  sich 
•icb  die  gemo§§m$ekafUick$  SisaHiiBensetiung  der  Gemeindererbindong  und 
die  Beiheüigmng  der  vieim  yerbnndenen  Gemeind$glieder  an  den  Rechten 
des  Ganzen  nicht  minder  deatHch  kund  in  der  festen,  mit  den  Sondergtttem 
nritondenen  Theihmg  der  gemeinen  Rechte  und  Nntiiingen. 
2.    Das  Land  wurde  ursprünglich  vertlieilt: 

a)  in  SandergiUer,  welche  die  einxelnen  freien  Volksgenoasen  fOr  sich 
und  ihre  Familien  zu  Eigmihwm  erhielten; 

b)  in  Gemeingüter,  welche  der  gememMamem  Renutznng  Torbehalten  blieben. 

Aas  den  gewohnücben  SondergOtem  ragten,  wie  aas  den  Freien  der-^A^f,  itu. 
Adel,  wieder  die  grossen  Grumdherrwkaften  hervor  (1.),  wdche  in  analoger^A^t  i\  C 
Weise  meistens  wiederum  getheilt  waren   in  den  vorbehaltenen  Hof  des^^hlaur'^  . 
Herrn  (mansas  indominicatuA  (2.),  in  eine  Anzahl  häriger  Son4ergiUer  (2.)  d^^i.uv  w 
oad  in  Waldung  und  Wdddand,  an  welchem  den  Besitzern  der  leitäem^M^*{M*^  A* 
anch  gemeinsame  Nutzangen  verstattet  wurden.  (3.)    Es  entstand  so  eineA/>^  ^i  'i**^ 
hof körige  Gemeinde  in  Nachbildung  der  freien  Gemeinde  der  Sondereigen-^l^^f^^i  j 
thflmer.  V  t^Asud^ 

In  der  freien  Gemeinde  waren  die   Sondereigenihümer  innerhalb  der  fr^  (<^,.^.^, 
Gemarkung  versammelt:  wahrscheinlich  in  der  lltem  Zeit  alle,  grosze  und 
kleine.      Indessen  gab  es  schon  in  der  ersten  Zeit  ein  Normalnaasz  des 
ToOeo  Sonderguts^  die  Hufe  oder  Hube  (4.  5.),  der  maneui  genannt  Dazu 
gehörten  dann: 

a)  eine  Wokmaig  farea,  maneio,  maieon,  Word,  Sohlstätte j;  die  sAnunt- 
fichen  Wohnungen  einer  Ortschaft  mit  ihren  Hofrllumen  fHaus  und 
Hof)  bilden  das  Dorf; 

b)  Aeeker  und  Wiesen,  hiufig  30  bis  40  Morgen  oder  Jucharten  (in  ver- 
schiedenen Gegenden  wird  das  Masz  der  Hube  verschieden  bestimmt), 
das  eigentliche  Sondergut,  aber  noch  in  landwirthschafUicher  Verbin- 
dung mit  andern  Aeckern  und  Wiesen,  nach  der  Brach-  und  Zeig- 
ordnung; das  Culturland  des  Dorfbaus  ist  in  mindestens  drei   grosze 

1.  Tacitoi  Germ.  20.  Agri  pro  namero  cuUerain  ab  unio9r9i$  viei»  eceafiDlur 
qaos  awi  itUer  m  stcmndum  dignmÜonMm  pariiunhtr, 

S  C.  Laurish  II.  247.  (Kraut,  g.  85.  23.)  mansom  indominicatum  cum  solarfto 
Isf  idfo  et  easa  lignea  —  liubam  I.  iMlominicatam  et  alias  Vli.  babas  «erviles. 

3.  jHtuUummmu9ehe  Formeln  bei  fTrti  9.  (Milth.  d.  anUqoar.  Gesellscb.  in  | 
Zirich  VII,  8.  32.)  ad  destrtiendam  diutissimorum  i«rgioram  litem  faetas  est  coo- 
▼estas  proctruM  rel  mediocriom  inter  locum  saacto  HIo  sacratum  —  et  reiiqaos 
eormideai  locoram  pagenses  pro  quadam  Silva  vel  potius  aalta  latissimo  loagissimo^ 
que,  Qlram  et  ceteri  ew99  in  edem  lignortun  materiaramque  caesuran  pastumque 
vel  saginam  animalium  babere  per  suam  mnctoritatem ,  an  ei  ejosdam  loci  domimt 
prttario  debermU. 

4.  Dipiom.  a.  904  {Hrmmi,  g.  85,  II.)  hobam  I.  boc  est  XL.  Jugers,  cartem 
tarn  domo. 

a.  Trmd.  PwM,  {Rreut,  g.  85.  12.)  una  hoba^  qaod  ett  XXX.  Jogera  terrae 
araloriae. 
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Fluren  zeribeüt,   welche  abwechselod   Sommoh^  oder  WinteifrQehke     i 

tragea   oder  als  Onache  ruhen;  jeder  Dorfgenoase  erbüt  Äcker  in     i 

allen  drei  Floren;  * 

c)  der  entsprechende  Anlhtil  an  den  gmntimn  Güiert^  WM  und  Weide,     " 

Wunn  nnd   Weide,  Abnemde,  Mwrk^  Gemeinmark  (Waramdia^  Ware, 

Echiwort,  Schare).    (6—9.) 

Die  Verschiedenheit  in  dem  Masze  der  Sondergüter  hatte  Einflosz  auf 
die  öffentlichen  Rechte  und  Pflichten  der  Sondereigenthttmer  (10.),  und  nicht 
minder  auf  ihr  Ansehen  in  der  Genossengemeinde  und  auf  die  gröeiete 
oder  geringere  Ausdehnung  ihrer  Nutzungsrechte  an  der  Almende. 

Spater  aber  entzogen  sich  die  groszen  Cfrundeigenihümer  und  Gnmär      - 
kerrn  httufig  der  Gemeindeverbindung   {Sonderhöfe,  Einöden,  Grundherr- 
eehaftenjt  die  Hüben  wurden  öfter  getheilt,  u^  mancherlei  BeechHinkmgm     ^ 
in   der  Zulassung  zur  Genossenschaft,  zuweilen  auch  Er^oeiterwugen  än-^ 
geführt 

3.    Wir  können  die  aHe  Gemeinde,  eben  um   ihrer  wirthschaftlichen     ^ 
Bedeutung  willen,  auch  Markgenossenschaft  nennen.    Den  Kern  der  Mark-      \ 
gemeinde  bilden  dann  die  eigentlichen  Märker,  die  innerhalb  der  Gemarkung 
auf  Grundeigenthum   von  bestimmter  Ausdehnung  angesessen  sind.     Von     ' 
ihnen  unterschieden  werden  die  Ausmärker,  die  auszerhalb  der  Gemarkung 
wohnen,  aber  in  derselben  Eigen  haben,  sodann  die  Häuslinge  und  Uinier-     ^ 
säszen,    die   innerhalb    der   Gemarkung    wohnen,   aber   entweder   gerin- 
geres  Eigen    haben,   als    womit  Genossenrechte   verbunden    sind,    (die 
Köter),    oder    auf  fremdem   Boden    niedergelassen   sind,    die   Hausleute      ' 
u?tt(  th/«  ?^  (Bäudinge   im   engem  Sinn).     Unter    den  Markgenossen  sind  die   einen      ^ 
mit  schöffenkeurem  Eigen  au^estattet  (mindesteos   drei  Hufen)   (10.   11.), 

6.  Ebenda  1t6  (VII.  43)  conslltuerant  juxU  leides,  ut  a  sapradlcUft  locfs  nsqoe 
ad  siagnuni  illad  et  nonies  illos  —  omnia  omnihtu  essent  commnma  io  lignis  ce- 
dendo el  sagina  procorom  et  pasiu  pecorum:    niai  forsitan  aliquis  eivium  eorandeoi       ^ 
rel  manu  consitam  vel  semine   inspersom  aut  etiam  in  suo  agro  sua  permissione       , 
concretam  et  ad  ultimum  a  patre  suo  sibi  nemus  inmune   rel  aüquam  silviculam 
reHcta»  ba^t  proprimm,  vel  cum  aots  roheredibut  communem. 

7.  fVeilerer  fVeuih,  {Orimm,  W.  III.  343.)  comnunio  qtta  vulgaHter  mimemdi 
dicitur. 

8.  B0mer,  Handvesle  ▼•  1218.  Art.  6.  Coocedimus  etiam  Yobis  regia  übertäte 
silram,  que  dicitur  Bremegarto»  et  quicquid  muris  rille  circura  quaque  adjjacet  et 
aeeolinatur,  pro  unmgtio  qaod  volgariter  dicitur  Almemia$  et  insuper  damus  vobit 
eommunitaUm  et  tuum/meium,  qaod  öi^iur BheAmfie,  in  foreato  pro  omni  necttsi- 
täte  vestra,  indempne  tarnen  ei  sine  destroctione. 

i^.  f^ogt  mon.  ined.  p.  572  (Kraut,  f.  119.  9.)  in  eommunem  tüvam  twüm 
migariter  vo  atan  holimark, 

10.  CmpiiuL  a.  807.  2.  Quicumque  über  mansas  qninqne  de  proprietate  babare 
Tidetttf .  simiüter  in  bosttm  ?eniat.  ^  Qni  quaiuor  mansos  •»  qui  ires  babere  ride- 
tur,  simiü>er  agat.  Ubicunque  autem  inventi  fuerint  duo  quomro  nnus  quiaque  dnet 
mansos  babere  videtur,  unus  alium  praeparare  faciat.  Qni  dimidios  manaos  babent, 
quioque  seitom  praeparare  faciant. 
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die  «idern  einfrcbe  frme  H^btr  (hdlwrii),  noch  andere  änd  HMbauer» 
(mil  halber  Hirfe).  (12.) 

IMe  Gemiinde  der  Uarkgenossen  fwzt  nut  Mehrheit  Beschlösse  über 
dis  geneinsame  Wirtbschaft,  Oeffiumg  von  Wegen,  Zeit  der  Weide,  Art  der 
Bdamtioog  u.  s.  f.,  und  ist  somit  als  Ganzes  den  einzelnen  Gliedern  aber- 
yerdaü^  und  insofern  als  eine  höhere  GesamoUpersan  (juristische  Person) 
n  betrachten.  (11.  13 — 15.)  Sie  hat  fiberdem  an  ihrer  Spitze  einen  Vor- 
tUml  (je  nach  Umst^üoden  Centgraf,  Darfriehler,  Obermärher,  Bolxgraf, 
obenur  Erbexe  u.  s.  L),  der  die  gemeinsamen  Verhandlungen  und  Interes- 
sen leitet  und  verwaltet,  und  wieder  neben  der  Gemeindevereammltmg  als 
ein  Organ  jener  Gesammtperson  erscheint.  In  diesen  Beziehungen  ist  die 
AirffassuDg  des  Altern  deutschen  Rechtes  nahe  verwandt  mit  der  der  Römer, 
welche  sich  das  municipium  ab  univertiuu  (als  Eine  Person)  dachten. 

Es  zeigt  sich  in  dem  deutschen  Recht^edanken  ^  aber  schon  von  An- 
fang an  die  Verschiedenheit  von  der  römischen  Denkweise,  dasz  die  Deut- 
schen dem  Zuge  nach  Einheit  und  aueechlieezlicher  Bildung  und  Anerken- 
DQng  einer  neuen  juristischen  Persönlichkeit  nicht  ebenso  entschieden  und 
rfieksichtslos  folgten  wie  die  Roma-.  Diese  Verschiedenheit  offenbart  sich 
schon  in  der  Sprache.  Die  römische  weist  mit  Nachdruck  auf  die  Einheit 
hin,  indem  sie  von  universitas  spricht;  die  deutsche  dagegen  in  den  Aus- 
drficken  Gesammtheit,  Gemeinde^  Genossenschaft  auf  die  Sammlung  und 
Gemeinschaft  der  verbundenen  und  vereinigten  Genossen-  Das  deutsche 
Hecht  vergiszt  daher  nicht  über  der  Persönlichkeit  des  Ganzen  die  Persön- 
biikeit  der  Einzelnen^  welche  in  ihrer  Vereinigung  das  Ganze  bilden,  und 
äeoki  sich  diese  als  verbundene  Theithaher  an  dem  Bechte  des  Ganzen, 
Bs  erscheint  daher  dem  deutschen  Rechte  nrtürlich,  dasz  man  beides  sagen 

11.  Sachsemspiegel  II.  54.  g.  2.  Nieman  De  rout  ok  sunderlikeo  bilde  heppen, 
dat  be  deine  gemeinen  hirde  ein  Ion  mede  geminnere^  he  ne  hebbe  drie  hove  oder 
mer,  die  sio  egen  oder  sin  lendsln.  g.  S.  Snr  man  arer  dem  hirde  Ion  lovet  von 
iernt  hooe  unde  Bkht  von  deme  ?e,  dat  Ion  ne  mut  nieman  ontbalden ,  durch  dat 
dmi  dorp  nif ht  hirdflos  ne  bUve. 

li  Saeheenspiegel  I.  34.  Aoe  des  richlers  orlof  mut  en  man  sin  egen  wo 
Tergeffn  in  erveogelof,  deste  he's  bebalde  ene  halve  häve  und«  ene  word,  dar  man 
cnen  wagen  uppe  wenden  mOge;  dar  af  sal  he  deme  rieht  re  sines  rechten  plegen. 

13.  Schwabenspiegel  311.  (Wackem.)  tinde  ist  ein  dorf,  dS  ein  rihter  ist  inne 
geseaen,  ewas  der  seiet  mit  der  märern  menge  der  gebitren,  daz  mac  der  minner  teil 
mht  »iederreden,    Daz  selbe  reht  sal  man  auch  behalten  in  den  steten. 

14.  Ofnung  p.  JVeJienbaeh,  33.  {Grimm  W.  1.  78  )  Es  mögent  euch  die  von 
Nefftenbach  ein  einung  seuen  uff  die  stroff  I weide,  es  sye  über  boltz  oder  in  velde, 
als  denn  der  merenteil  über  ein  kompt  und  was  der  merteil  dar  ione  tstt,  das  sol 
der  Binderteil  folgen,  und  wer  denn  den  einiang  verschult,  da  sol  die  buss  ein  drit- 
Uil  dem  vogt  werden  und  der  gebursami  die  zwen  teil. 

15.  Offmmg  von  Borsikon  v.  1412.  (Grimm  W.  I.  51.)  Und  sol  man  dar  (zum 
Maieo-  und  lum  Herbstgericht)  gebieten  allen  denen  die  des  erstriches  in  dieser  vogtye 
^Ml  in  den  vorgeschribnen  kreiszen  VII  schuch  wit  und  breit  band  by  III  seh.  den 
md  Weiler  Vl|  schuch  ertricbs  wit  und  breit  hat,  der  sol  zu  dem  gerichtals  gehorsam 
komen  als  ob  er  sin  VIl  hüben  bette. 
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könne  ohne  sich  m  widersprechen,  sowohl:  ^^Dü  gememe  Mark  (AlneD^) 
gehört  der  Marhgemeinde,"  als:  „Sie  gehört  den  Markgettoam.**  ($.  68.) 
Die  Theilrechte,  welche  mit  den  SondergOtem  verbunden  sind,  und 
daher  den  einzelnen  Markgenossen  zustehen,  waren  anßinglieh  nieht  ein- 
für  allemal  fixirt  Ihre  Zahl  und  Umfang  war  dem  Wechsel  ausgesetzt 
Die  Markgenossenschaft  bestand  ans  den  jeweiligen  Markgenossen,  die  sich 
bei  erhöhtem  Anbau  des  Landes  oder  bei  Theilungen  der  Goter  froher 
leicht  Termehren,  zuweilen  aber  auch  durch  Verödung  oder  Zusammen- 
koppelung  mehrerer  Gater  oder  Ausscheidung  gioszer  Güter  vermindern 
konnten.  Erst  später  trat  häufig  Fixirung  ein  auf  eine  bestimmte  Zahl, 
und  damit  die  AbschKeszung  der  Genossenschaft. 

4.  Allmählich  bildeten  sich  innerhalb  der  Grundherrschafien  hofreckt' 
Uche  Gemeinden  in  ähnlicher  Weise  aus.  Zu  ihnen  gehören  regelmäszig 
atte  (persönlich  Freie  und  Hörige) ,  welche  hofrechtHehen  Grundbesitz  voo 
dem  Herrn  hatten,  wenn  auch  kleinen,  und  in  dem  Dorfe  wohnten.  In- 
dessen kommt  es  auch  da  vor,  dasz  die  alten  vollberechtigten  ,,£4eAo/ii(dtleft*' 
(16.)  unterschieden  werden  von  neuen  Ansiedlungen  und  Häusern,  und  bes- 
seres Recht  als  diese  haben,  und  zwischen  Bubem  (die  eine  Hufe,  Höbe 
besitzen,  hoba  serviKs)  und  Schup^em  (von  der  Schuppis  scoposa,  einem 
geringern  Sondergut,  zuweilen  einer  halben  Hufe  an  Umfang  gleich)  wird 
auch  da  oft  unterschieden. 

Die  hofrechtliche  Gemeinde  leitete  aber  alle  ihre  Rechte  und  Nutzun- 
gen von  dem  Herrn  ab.  Der  Verband  der  Ho^enossen  fand  daher  in  dem 
Herrn  ihr  natQrKches  Centruro,  und  das  Moment  der  Einheit  ward  hier 
noch  leichter  offenbar  als  in  der  freien  Gemeinde.  Die  Versammlung  wurde 
geleitet  von  dem  Herrn  oder  seinem  Ammann,  oder  dem  anfangs  von  ihm 
bestellten  Oberbauer,  Meyer  (villicus  major],  zuweilen  auch  von  seinem 
KeUer,  Kellner  (cellerarius).  Die  Sondergüter,  die  an  die  Hofgenossen  zum 
Bau  und  Genusz  verliehen  waren,  gehörten  zu  Eigen  dem  Herrn,  ebenso 
aber  auch  die  nicht  zur  Vertheilung  gekommene  Waldung  und  Weide, 
welche  die  Ho%enossen  in  ähnlicher  Weise  ursprQngKch  aus  Gnade  des 
Herrn,  die  mit  der  Zeit  zu  festem  Recht  einwurzelte,  benutzen  durften, 
wie  die  freien  Markgenossen  die  gemeine  Mark.  Auch  hier  konnten  sich 
daher  feste  Theilrechte  ausbiklen,  analog  denen  der  Markgenossen. 

16  Öffnung  V.  Hilchberg,  (Grimm  W.  I.  207.)  Item  ob  es  sich  bcgeb,  Am 
einer  zuo  Kylperg  aln  hus  bowen  welti  und  kain  efhashofllstat  hetti,  der  sol  mo 
aim  herren  oder  sioem  staubalter  keren  nad  aioer  bofstadt  begeren.  vnd  daoo  sol 
aio  berr  —  aiq  boraroan  oder  einfo  andern  gen  Kilchberg  ordnen,  derselbig  sol  dann 
mit  den  hofgnoszen  belfen  ain  eehoEstat  machen  vnd  vssgon,  die  aim  berren  an  sineo 
guetem  deszglicb  den  boflTgnoszfn  ao  ihren  güelem  am  anscbedlichosten  sige  an 
Steg  und  weg.  vnd  von  derselbigen  boflbtat  soll  dann  ainer  nit  witcr  dann  zwo  beofa 
schuldig  sin  all  Jar  ze  richten,  derselbig  sol  och  nit  mer  dann  vier  hopt  vech  hin 
▼ngefabrlirb»  welcherley  er  wil,  vnd  das  mag  er  triben  wo  ain  Kelhofer  mit  sim 
Vieh  vf  die  brach  vnd  die  heim  tribt  ungefährlich.  Welicher  aber  aigene  Röeter  zoo 
Kilchperg  betti  und  ain  buss  nothdarfflig  were  zu  machen ,  der  sol  vf  sine  aigo' 
güeter  huwen  vnd  ist  man  im  nit  schuldig  kain  bofllstat  vss  ze  gandt. 
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*  9.  Üko,  ftber  die  MarkgenoeBenachaften.  Heidelberg  1820.  —  Jak. 
Grimm,  Reofatsalterth.  S.  486  ff.  *-  »UmttthU,  Züricher  Rechtsgeschichte  L 
a  78  ff.,  243  ff.  —  Ihmeker^  das  Gesammteigenthum.  Marburg  1843.  VI. 
-  Emami,  ober  Gemeindeimtzangen  in  der  Zeitsohr.  f.  deutsches  Recht  IX. 
8. 2  ff,  and  Renaud,  deutsches  Privatrecht  L  J.  181  ff.  —  Stüve^  Wesen  und 
Ya&mjig  der  Landgemeinden  in  Hannover.  Jena  1851.  —  v.  WysM,  die 
KhwdjEeriflchen  Landgemeinden  in  der  Zeitschrifl  für  schweizerisches  Recht  I. 
&  20  ff.  —  G.  L.  V,  Maurer  j  Einleitung  zur  Oeschichte  der  Staats-,  Hof-, 
Dorf-  und  Stadtverfassung  und  der  öffentlichen  Gewalt.  München  1854.  — 
ß.  Imdau,  die  Territorien.  Hamburg  1854.  —  Bluntschli,  in  der  Krit.  Ueber- 
Nbn  IL  6.  291. 

§.36. 
2}  Fortbildung  im  MilteUlter. 

1.  Die  Portbikidng  der  Gemeinden  während  des  Mittelalters  war  ttber- 
aos  maDoich&Itig.  Die  Zahl  der  Gemeinden  und  die  Arten  derselben  ver- 
mehrteD  sich.  In  alter  Zeit  erscheinen  die  Markgemeinden  bflnfig  von  sehr 
groszer  Ausdehnung,  zuweilen  sogar  ganze  Gaue  amfassend,  öfter  den  Zen- 
ten  gleich  and  mehrere  Dörfer  in  sich  schlieszend.  Gaae  and  Zenten 
vnrdeo  gespalten  und  aufgelöst,  und  selbst  Dorfgemeinden  trennten  sich 
wieder  in  kleinere  Gemeinden.  Aus  zahbeichen  Grundherrschaften  ent- 
stiDden  neue  und  erstreckten  ihre  besondere  Verbindung  in  die  nämlichen 
Dörfer  hinein.  Zuweilen  aber  einigte  der  Ortsgeist  des  Dorfes  wieder,  was 
äne  Zeit  lang  getrennt  war.  Die  verschiedene  historische  Bezi^ung  zu 
Ycrsdnedenen  Hittdpunkten,  um  die  her  Gemeinden  wie  Ringe  sich  an- 
scbfeo,  und  die  verschiedraie  Bestimmung  der  Gemeinden  brachten  zahl- 
RKke  Arten  von  Gemeinden  henror,  die  sich  nicht  selten  durchkreuzten. 
Es  entstanden  Knxhgemeinden  und  politische  Gemeinden,  und  unter  diesen 
waren  nicht  blosz  die  freien  und  Fb^et-Gemeinden  von  den  gutsherrliekm 
verschieden;  es  traten  den  eigentlichen  Landgemeinden  auch  die  Städte 
gegenober,  und  im  Debergang  von  jenen  zu  diesen  die  Märkte  dazwischen. 
SpSter  kamen  die  ScMgemeinden  hinzu.  Httufig  gingen  auch  die  alten 
Gemeioden  auseinander,  je  nach  den  zwiefachen  Beziehungen  zum  Gerichts- 
w«en  Dnd  zu  den  gemeinsamen  Ortsinteressen  auf  der  einen  Seite  und  zu 
<len  wirthsehaftKcben  Nutzungen  an  der  gemeinen  Mark  auf  der  andern 
Sole.  In  jener  Eigenschaft  blid)en  dann  die  Gemeinden  ein  öffentliches 
lD>titiit,  in  dieser  wurden  sie  mehr  und  mehr  ein  rein  privatrechtliches. 
Sie  schieden  sich  dann  auch  persönlich  von  einander  aus,  zuletzt  auch  im 
Vermögen.  Nur  die  ersten  konnten  dann  als  Gemeinden  im  eigentlichen 
Sinne  angesehen  werden,  die  letztem  wurden  Markgenossenschaften,  in 
neuerem  Sinn  Nutzungsgenossenschaften,  je  nach  Umständen  auch  Bauer- 
«Äo/Ien,  Gespännerschaften,  Genossenschaften  der  Gerechtigkeitsbesitzer,  Holz- 
fff^ossensehaften,  Deichverbände  u.  s.  f.  Die  grundherrlichen  Gemeinden 
kindlich  nahmen  allmählich  die  Natur  der  übrigen  Gemeinden  an. 

2.  In  der  Verfassung  der  Gemeinden   änderte  sich  vieles.    So  lange 
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aber  noch  der  freie  Trid)  der   miUeialterlichen  Corporativrerfassaiig  in 
frischem  Safte  war,  sind  folgende  Eleoaente  ttbendl  noch  zu  eriieonen: 

a)  an  der  Spitze  Ein  Var$tand^  Richter^  Graf,  Vogt^  Sehäthmz,  Barn- 
meister.  Doch  nehmen  an  der  LeHong  oft  schon  mehrere  FonMbuie 
(z.  B.  vier  Dorfmeier)  Theil; 

b)  eine  Yer$ammlung  der  Gemeindegenossen,  welche  das  herkömmliche 
Recht  findet  und  aosspricht,  und  in  gemeinsamen  Dingen,  die  der 
Willkür  unterliegen,  die  erforderlichen  Beschlüsse  faszt; 

c)  häufig  zwischen  beiden  ein  über  die  Gemeinde  hervorragendes  Mitidr 
glied,  Schöffenstuhl,  Ralh,  Geschwome,  Aelteste. 

In  den  Städten  aber  brachte  der  Roth  nach  und  nach  die  Rechte  des 
Vogtes,  Stadtherm,  Richters  an  sich,  auf  dem  Lande  dagegen  erhob  sich 
mit  der  Zeit  in  den  politischen  Gemeinden  die  VogSeigeusaU  und  verdrlngte 
die  Gemeindeversammlungen  und  die  Schöffen  aus  ihrer  selbstständigeo 
Stellung.  Zuletzt  verloren  auch  die  ganzen  Gememden  ihre  Selbstständigkeit! 
und  verfielen  einem  bureaukratischem  Regimente  der  öffentlichen  Beami&u 
Reicher  gestaltete  sich  die  Stadtverfassung  bei  zunehmender  politischer 
Macht  der  Städte,  bis  denn  auch  diese  hinwieder  von  dem  Wachstfaum  des 
gröszem  modernen  Staates  aufgezehrt  wurde. 

3.  In  den  politischen  Gemeinden  Jm  Gegensatze  zu  den  privatrecht- 
lichen Genossenschaften)  war  naturgemäsz  der  Zug  zur  Einheit  stärker, 
und  sie  näherten  sich  den  juristischen  Personen  an,  die  nur  als  EinM 
gelten,  wie  sie  das  römische  Recht  schon  früh  gekannt  hatte,  als  eimfack, 
nicht  als  zusamnoengesetzte  Personen,  völlig  verschieden  von  den  Bürgern 
und  Einwohnern  in  ihnen.  In  den  privatrechtlichen  aus  der  alten  Ge- 
m^nde  abgeschiedenen  Genossenschaften  dag^en  behielt  das  Bewusztsän 
der  Vielheit  der  Genossen  trotz  der  Verbindung  derselben  zu  einem  Ge- 
sanuntkörper  seine  Kraft,  denn  die  einzelnen  Genossen  lieszen  ihre  besoo- 
dern  Rechte  von  ökonomischem  Warthe  nicht  aus  der  Hand,  audi  nicht 
zum  Vortheil  des  Ganzen.  £s  wurde  diese  Richtung  noch  l>e6timfnter  aus- 
gesprochen und  befestigt  in  der  Fixirung  der  Genossenrechte  und  in  ihrer 
Ablösung  von  dem  ursprünglichen  Zusammenhang  mit  Gfiterbesitz.  Sie 
wurden  für  sich  Gegenstand  des  Privatverkehrs. 

*  Ausser  den  zu  S*  35  angeführten  Schriften  BlmUschli,  Züricher  Rechts- 
gcechichte  II,  S.  58  ff.  —  Blösdk,  Gutachten  über  die  Reor^faiuBation  des  Ge- 
meindewesen» im  Kanton  Bern.  Biel  1851.  —  Renaud,  deutsches  Privatreeht 
I.  8.  186  ff. 

S.37. 

B)  Heutiges  Recht, 

I.   Die  politischen  Gemeinden. 

1.  Die  politischen  Gemeinden  unserer  Tage,  sowohl  Stadt-  als  Land- 
gemeinden, haben  zugleich  eine  öffentliche  Bedeutung  und  eine  privatreeht- 
liehe  Existenz. 
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Die  EnUUhung  neuer  Gemeinden  im  Staate,  sei  es  durch  Einigung 
zweier  llteren  Gemeinden  oder  durch  Spattung  einer  b»herigen  Gemeinde 
in  zwei  oder  m^rere  neue  Gemeinden,  oder,  was  in  Deutschland  sdtener 
geworden  ist,  in  Fo%e  ganz  neuer  Ansiedlung,  bedarf  daher  nicht  blost 
kr  Zulassung ,  sondern  der  ÄHfyri$atian  des  Staats,  der  das  gesammte 
MmUMne  Leben  ordnet. 

WillkOrMch  darf  aber  der  Staat  auch  nicht  eine  bestehende  Gemeinde 
wfloien  oder  gegen  ihren  Willen  iJoeientUeh  umgutaUen,  da  sie  neben  dem 
(iflentlicheD  auch  ein  privatrechtliches  Dasein  hat  und  Insofern  selbstständig 
don  Staate  gegenOber  steht 

2.  Die  Frage:  wer  Mitglied  der  Gemeinde  sei?  wird  je  nach  den  ver- 
schiedenea  historischen  und  Culturbezidiungen  verschieden  beantwortet.  Die 
aiteK  VorsteOung,  dasz  das  Gemeinderecht  vornehmlich  an  den  Grundbesitz 
innaiialb  des  Gemeindebanns  gekntipft  sei,  ist  in  den  Sfödten  frflher  durch 
das  Princip  eines  pertonHehen  und  sogar  ert^iehen  Corporatians^VerbandeB 
verdringt  worden.  (Vgl.  §.  34.)  Länger  hat  sich  auf  dem  Lande  die  alte 
Mgmeinde  erhalten,  weil  da  die  Beiiehung  zur  Bodenwirthschaft  natur- 
gemiSE  als  das  Wesratlldie  erschienen  ist*  Indessen  auch  auf  dem  Lande 
ist  die  Realgemeinde  selten  in  der  ursprünglichen  Einfachheit  geblieben 
und  oit  das  Gemelnderecht  ohne  Rücksicht  auf  Grundbesitz  Ober  die  wech- 
selnde Menge  verbreitet  worden,  welche  gerade  in  dem  Dorfe  wohnt,  zu- 
teilen durch  corporative  AbschUeszung  auch  so  verengt  worden,  dasz  an 
^nimiichen  Orte  angesessene  Beisassen  in  gro^^  Zahl  den  Bürgern, 
^  denen  hinwieder  ein  guter  Theil  anderwärts  wohnt,  entgegen  stehen. 
t^  fehlt  es  gewöhnlich  an  der  Solidität  des  Gememdeverbandes  und  an 
^  Sicherheit  der  bleibenden  Ortsfaileresseii,  hier  an  der  nöthigen  Har- 
iDonie  der  Loca^emeinschaft. 

Die  Frage  selbst  über  die  Bedingungen  des  GemeindebQrgerrechts  und 
die  Formen  der  Aufnahme  in  die  Gemeinde  ist  in  neuerer  Zeit  vorzüglich 
ans  staatsrechtikhem  Gesichtspunkte  behandelt  worden:  und  unläugbar  ist 
die  politische  Seite  derselboi  für  eine  gute  Einrichtung  der  repräsentativen 
Verhältnisse  und  für  eine  gesunde  OflfentHche  Verwaltung  und  Polizei  von 
schwerem  Gewicht  Indessen  verdient  auch  die  privatrechtliefae  Seite  der- 
selben —  zumal  in  der  wirthschaflNchen  Landgemeinde  —  sorgfilltige  Be- 
achtoDg,  vorzfiglich  in  der  dreifachen  Beziehung  der  gemeinen  Nutzungen, 
der  ÄrmenwUeritiitzung  und  der  Vormundechoftspflegey  wozu  als  viertes 
Homent  die  seit  einiger  Zeit  vemachläszigte  Sorge  für  die  Erkaltung  der 
BouerngiUer  füglich  wieder  hinzukommen  darf. 

3.  Die  neuere  politische  Gemeinde  ^  auch  die  Landgemeinde  —  ist 
regelmäszig  zu  einer  Corporation  oder  Einung  im  eigentlichen  Sinne  ge- 
worden.   Das  Gemeindevermögen  gehört  iAr,  als  einer  Einheit.  (1.  2.)   Es 

'   t   Pr€Wi9zi9ehe9  Landr.   II.  6.  g.  81:  Corporatiooen  uod  Gemeinden  stellen  io 
^  Geaehiften  des  tiörgerlieben  Lebens  Eine  moralische  Person  Tor.    fi*  ^^   ^ueh 
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ist  nicht  mehr  zugleich  Eigenthum  der  einzelnen  Bürger,  und  nicht  je  nach 
der  Zahl  dieser  nach  Theilrechten  gegliedert 

Indessen  darf  diese  Annäherung  an  die  römische  Betrachtung  der  Moni- 
cipien  nicht  als  eine  absolute  Gleichstellung  aufgefaszt  werden.  Es  haben 
sich  theils  EigenthOmlichkeiten  der  deutschrechtlichen  Corporation^bUdnng 
erhalten,  theils  haben  manche  Besonderheiten  der  Altern  genosseascbaik- 
lichen  Gemeinde  fortgedauert,  und  dürfen  nicht  abgezogenen  Schulbegrifleo 
zu  Liebe  miszachtet  werden. 

Von  der  Art  sind  folgende  Verhältnisse: 

a)  das  Recht  der  Autonomie  (§.  9),  von  den  Stidtea  in  frlAerer  Zeit 
im  weitesten  Umfange  geübt,  heut  zu  Tage  in  enge  Gränzen  einge- 
schlossen, welche  durch  die  bureaukratische  Geschfiftsbehandlung  n- 
weilen  zum  Schaden  des  Gemeindelebens  noch  mehr  verengt  worden 
sind.  Die  Autonomie  der  Gemeinden  bezieht  sich  a)  auf  ihre  Vtr- 
faaung  und  die  Thäiigkeü  der  GememdebeanUeu  and  Ange^eBif^ 
(Statuten,  Reglemente,  Einrichtung  von  Gemeindeanstalten);  ß)  aof 
die  Gememdewirthechaft  (Steueroasen,  Anlegung  von  Weg  und  Steg. 
Brücken,  Almende  u.  dgl.);  y)  zuweilen  noch  auf  die  Privaimtkr 
$chaf%  der  Einwohner  und  Grundbesitzer,  soweit  das  um  der  geoaeio- 
samen  Interessen  willen  der  Gemeinde  vorbehalten  ist  (z.  B.  Verhin- 
derung vorzeitiger  Weinlese  durch  einzelne  Rebenbesitzer  auf  dem 
Lande,  Einführung  der  Stallfütterung,  Loskauf  von  Zehnten,  Anord- 
nung von  Güterwegen,  Haltung  von  Wucherthieren  a,  dgl.)«  (^*) 

b)  Eine  selbstetändige  Gerkhieborkeü  der  Gemeinde  io  Sachen  der 
Localordnung  oder  der  gemeinsamen  Wirthschaftsinteressen,  z.  B. 

'  betreffend  Anlegung  von  Zttunen  oder  Erlaubnisz  zur  ThetloDg  ge- 
bundener Höfe,  Bestätigung  von  letztwilligen  Verordnungen  der 
Ehern  über  die  Folge  in  den  Gütern,  Güterschfttzung  and  dergkicben. 
Stüve  *)  hat  darauf  aufmerksam  gemacht,  dasz  die  Erneuerung  dieses 
Rechts  in  angemessenen  Schranken  für  die  Gesundheft  der  Land- 
gemeinden in  privatrechtlicher  Beziehung  nicht  wohl  entbehrt  werden 
könne  und  in  politischer  wohlthfltige  Folgen  verspreche. 

c)  Die  Gemarkung  der  Gemeinde  bildet  noch  in  gewissen  Beziehungen 
ein  wirikeehaftUchet  Ganxee,  and  es  ist  daher  die  Gemeinde  berech- 


diejenigen  Angelegenheiten,  welche  zwar  nicht  die  Corporation  als  Eine  noraltscbe 
Person,  aher  doch  die  sümmtliclien  Mitglieder  derselben  als  solche  betreffen,  werden 
durch  Schlüsse  der  Corporation  bestioinii. 

3.  BayrUchtt  Gemeindeges.  v.  1834.  £.  dQ:  Die  Gemeinden  können  in  ibrer 
Eigenschaft  als  öffentliche  Corporationen  alle  Rechte  ausüben  und  Yerbindlicbkeiteo 
eingehen ,  welche  die  nflrgerlicben  Gesetze  den  Privaten  Oberhaupt  gesutteo  uimI 
den  Gemeinden  insonderbett  nidil  versagen,  g.  31 :  Sie  stehen  anter  der  besoodem 
Caratel  des  Staates  und  genieszen  die  Vorrechte  der  Minderjährigen. 

*)  Weaen  und  VerfasiuDg  der  Landfeneindan.  S.  SoS  C  und  S.  SSS. 
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tigt,  auch  die  Interenen  der  iämmtUeKen  Gnmdbesitzer  und  selbst 
emuimer  Qasten  von  diesen  vor  Gericht  zu  vertreten.  Schüler  (jur. 
AM.  L  S.  231  ff.)  hat  das  Verdienst,  die  genossenschaftliche  Ver- 
tretung auch  in  dieser  Anwendung  weder  klar  gemacht  zu  haben.  (3.) 
i  Vorzüglich  deutlich  ist  aber  der  Zusamnoenhang  der  neuen  Gemeinde 
mit  der  alten  genossenschaftlichen  oft  noch  mit  Bezug  auf  den  Theil 
des  Gemeindevermdgens  zu  erkennen  und  zu  beachten,  an  wdchem 
den  einzelnen  Bürgern  oder  Grundbesitzern  NtUzungsreehU,  z.  B.  an 
4  der  Gemeindewaldung  oder  der  gemeinen  Weide,  zustehen.  Innerhalb 
des  Gemeindevermögens  finden  sich  son  Alters  her  oft  noch  zwei  Be- 
standtheile  unansgeschieden  beisammen,  erstens  das  eigefUUche  Ge- 
mtmdegut^  welches  zu  öffentlichen  Gemeindezwecken  dient,  sei  es 
von  Natur  Gemeindehauser,  Schulhäuser  u.  s.  f.)  oder  seinem  Ertrag 
nach  (Gapitalvermögen  aller  Art,  Geld),  und  zweitens  das  Nutzungß- 
g^,  welches  zu  Bürgernutzungen  bestimmt  ist  (Beste  der  alten 
Almende.  (4.  5.)  Wäre  die  deutsche  Gemeinde  nur  eine  univerntai 
im  prädsen,  römischen  Sinn  des  Worts,  so  wären  zur  Erklärung 
dieser  Nutzungen  juristisch  nur  zwei  Möglichkeiten  denkbar,  entweder 
oimlich:  die  Nutzungsberechtigten  haben  ein  dingUcfie$,  d.  h.  dann 
eio  Servitutrecht  an  der  Gemeindewaldung  als  einer  fremden  Sache; 
oder  sie  haben  ein  per$önliche$  Forderungsrecht  an  die  Gemeinde 
auf  Verabreichung  des  Holznutzens.  Aber  diese  Vorstellungen,  deren 
Qobesoniiene  Anwendung  viel  Unheil  in  der  Praxis  gestiftet  und  die 
Gemeinde  Verhältnisse  bedenklich  verwirrt  hat,  sind  in  solcher  Allge- 
meinbeit  durchaus  historisch  unbegründet  und  in  vielen  Fällen  unge- 
oOgend.  Vielmehr  haben  diese  Nutzungsrechte  oft  noch  einen  ding* 
}khm  und  doch  nicht  den  Charakter  bloszer  Servituten  (unten  §.  59), 
und  sind  die  Nutzungsberechtigten  noch  als  Glieder  einer  Genossen- 
schaft aufzufossen,  die  früher  mit  der  Genoeinde  Eins  war. 
4.  Die  Genoeinde  darf  nicht  als  ein  blosz  fingirtes  Wesen  aufgefaszti 
*oidem  sie  mnsz   als   ein   organieche$  und   wirkliches    Wesen  anerkannt 

1  StmferU  jirckio  I.  1:  Eine  Gemeinde  ist  nicht  nur  da  anzonebmeD,  wo 
^taifiiKle  seltet  8at(ieci  des  RecblsverhiUnisses  ist,  sondern  auch  da,  wo  alle 
^(•ondeglieder  aU  9oUhe  ,  oder  aU  Buitter  oon  Orundii&cken  in  der  Markung 
^iaer  Gemeinde  gleicbmisiig  oder  verbältnisxroiszig  betbeiligi  sind.  Es  liegt  im 
l*Mke  des  Gemelndeverband^s  in  gemeinsamen  Angelegenbeiten  soleher  Art  als 
^hrson  m  handeln;  es  ebtspricbt  daber  ganz  der  Natur  der  Sache,  wenn  die 
^lia  hier  die  YertretoDg  der  Interessen  aller  Einzelnen  durch  die  Gemeinde  ge* 
'^t.  Vgl.  ebenda  Nr.  313.  VII.  2.  VL  2tf6. 

^  Code  civil  g.  542:  Les  biens  communaui  sont  ceux  k  la  propri^te  ou  au 
Moit  desquels  les  habitans  d*une  ou  plusieurs  communes  ont  un  droit  acquis. 

1  OesierreichitcAee  Gesetib.  g.  288:  Auf  gleiche  Weise  machen  die  Sachen, 
Sticke  nach  der  LandesferCaszung  zum  Gebrauche  eines  jeden  Miigliedee  einer  Gc- 
^'iB^  dienen,  das  Gemeindeguif  diejenigen  aber,  deren  Einküofte  zur  BesUeitung 
^  Goaeindeauslagen  bestimmt  sind,  das  Oemeindeverwaögen  aus. 
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werden,  dessen  Leben   nicht  auf  ein  Henschenaher  beschrankt  ist     I>ie 
Gemeindevorsteher  (Gemeinderftthe,  Stadtrlthe  ond  die  Gemeindevencnnfn- 
hmg)  sind   noch  ihre  regelmilszigen  Organe,  durch  weiche  sie  ihre  recht- 
liche Meinung  bildet  und  ihren  Willen  ftnszert.    hi  den  Städten   ist  die 
Organisation   natorgeniftsz   reicher   und    mannichfaltiger.    in    den    Land-  ; 
gemeinden  einfacher  und  gleichartiger.    Wie  diese  Organe  geartet  seien«  , 
und  in  welchen  Formen  sie  sich   bewegen  und  ttuszem,  das  wird  durch  . 
die  Gemeindeverfaeeung  bestimmt,  die  gegenwärtig  um  ihres  Zusammen- 
hanges mit  den  öfientKchen  Zuständen  willen  wesentlich  staatsrechtlieh  ge- 
ordnet wird. 

In  diesen  Organen  spricht  sich  ein  selbständiger  GemeindewiUe  aus,  in 
ahnlicher  Weise,  wie  auch  die  höchste  und  mächtigste  Person,  der  Staat, 
einen  eigenen  Staatswillen  hat  und  äuszert.    Diese  Wahrheit,  auf  welcher 
die  deutschrechtliche  Autonomie  der  Gemeinden  beruht,   wurde  freilich  in 
der  römischen  DoctHn  verkannt  und  von  den  neuern  Rechtsgelehrten    gar 
in  die  neuem  Gesc^ebungen   der  verderbliche  Satz  eingeschwärzt,    dasz  ' 
die  Gemeinden  „von  Natur  unmündig'*  seien  und  daher  der  „Vormumd- 
Schaft  des  Staates"  bedürfen.  (2.    Man  merkte  nicht  einmal,  in  welchem 
Innern  Widerspruch  man  sich  verfing,  als  man  die  natürKche  ünmQndig- 
keit  der  Gemeinden  aus  dem  Grunde  behauptete,  weil  sie  keine  einzelnen 
Menschen  seien,  und  dafor  Hülfe  bei  dem  Staate  suchte,  der  ja  aach  kein  ' 
einzelner   Mensch   ist  *).    Es   gibt   alter   keinen   privatrechtlichen    Grund,  ^ 
um  den  verfassungsmäszigen  Organen  der  Gemande  die  Fähigkeit    abzu-  ' 
sprechen,  den   wirklichen   Gemeindewillen  auszubilden  und  selbständig  zn  ' 
äuszern,  und  es   ist  geradezu   eine  unwürdige  Vorstelhmg,  dasz  die  Ge- ^ 
roeinde  die  ihre  eigenen  Angelegenheiten  nicht  anders  besorgen  und  darOber  ' 
gültig  verflogen  könne,  als  geführt  von  einem  Vormund  auszer  ond  Ober  ^ 
ihr.    Ihr  Organismus  ist  ihr  Körper,  und  ihre  Organe  dienen  dem  Geiste  ^ 
der  Gemeinde  wie  die  Organe  des  menschlichen  Körpers  dem  Geiste  des  ^ 
Individuums. 

5.  Für  die  Rechtshandlungen  der  Gemeinden  sind  in  unserer  Zeit 
vielfältige  Beschränkungen  eingeführt.  Zum  Theil  beruhen  dieselben  eben 
auf  jenem  Irrthum,  dasz  die  Gemeinde  von  Natur  unmündig  (einem  Kinde 
oder  Wahnsinnigen  ähnlich*  sei,  zum  Theil  aber  auch  auf  dem  richtigen 
Gedanken,  dasz  die  Gemeinde  eine  bleibende  und  öflentliche  Bestimnmng 
und  daher  der  Staat  an  ihrer  Erhaltung  und  Reinheit  ein  nahes  Interesse 
habe.  Widerspricht  der  Gedanke  der  staatlichen  Vormundschaft  über  die 
Gemeinden  d^  natürlichen  Verhältnissen  derselben,  so  ist  dagegen  c^e 
itaatUche  Oberaufsicht,  wenn  sie  sieh  innerhalb  gehöriger  Schranken  hllt, 
wohl  begründet,  aber  auch  sie  nicht  sowohl  aus  privatrechtlichen  ak  ans 
öffentlichen  Gründen. 


•)  Smvifmff,  Sjstem  II.  8.  3<»  ff.  bat  den  Widersprucb  xwar  bemerkt,  aber  folgt  hier  doch 
noch  der  gewöbnlicben  Lebre  der  Romanisten. 
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6.  In  der  Regel  werden  die  Beschlüsse  der  Gemeioden  innerhalb  des 
Berekhes  der  der  Gemeindeversammlnng  oder  den  Gemeinderätben  ange- 
wieseneo  Competenz  mit  Mehrheit  der  Stimmen  gefaszt  ($.  35  B.  13.)« 
und  die  Minderheit  musz  sich  dem  in  solcher  Form  ausgesprochenen  Ge- 
mqpdewillen  unterziehen.  Diese  Regel  erleidet  aber  —  abgesehen  von 
Terfassangsiiidszig  besondem  (5a.)  Vorschriften,  welche  für  gewisse  Fälle 
EinsÜiiunigkeit  oder  eine  grOszere  Mehrheit,  z.  B.  zwei  Drittel  erfordern  — 
folgende  Beschränkungen: 

a)  durch  die  Rücksicht  wS  den  Ereie  von  Beehien  und  Geschäften,  für 
wdchen  die  Gemeinde  existirt,  und  welcher  ihrer  Anordnung  unter- 
worfen ist.  Mit  Bezug  auf  völlig  fremdartige  Dinge  ist  die  Minderheit 
oder  der  einzelne  Gemeindebürger  der  Mehrheit  zu  keinem  Gehorsam 
verbunden; 

b)  durch  die  Betraditung,  dasz  die  Gemeinde  eine  dauernde  Emsten% 
hat,  welche  möglicher  Weise  von  der  Mehrheit  der  gerade  jetzt  stim- 
menden Individuen  auszer  Acht  gesetzt,  dagegen  von  der  Minderheit 
gewahrt  wird.  Es  ist  diesz  praktisch  um  so  leichter  möglich ,  als  die 
Interessen  des  Ganzen  und  der  Glieder  noch  vielfältig  verschlungen 
nnd  und  daher  in  Conflict  gerathai  können,  und  die  Selbstsucht 
diese  dazu  verleitet,  ihre  SteUung  als  Geraeinderäthe  oder  als  Ge- 
m«ndebfirger  dahin  zu  misabrauchen  ^  dtsz  sie  in  ihrer  Mehrheit  zo 
aBgeneineiii  Schaden  den  eigenen  Privatnutzen  fördern.  In  solchen 
Fallen  raiMz  die  Mögliehbeft  offim  sein,  dasz  ausnahmsweise  die 
Minäerheii,  ab  der  wahre  Vertreter  der  Gemeindo,  deren  Interessen 
wahre.    Diese  Ausnahme  darf  indessen  mnr  mit  groszer  Vorsieht  te- 

^gestanden  werden;  sonst  worde  die  Hegel  lactisch  in  ihrer  Anwen- 
dung gebrochen  und  das  Gemeindelehen  durch  innem  Streit  und 
Procesz  verwirrt  Sie  ist  nur  Kulässrg,  wo  es  sich  um  tief  eingrei- 
fende Besehlüsae  handelt  (z.  B.  Veräusaserua^.von  Gemeindeland  zum 
Vortheil  gewisser  Classen  der  Bürger)  und  wo  der  innere  Conflict 
der  Interessen  oflenbar  ist  (z.  B.  bei  der  Ausscheidqng  des  etgeni* 
liehen  Gemeindegutes  von  dem  bisher  damit  vetbundenen  Genossen- 
gut.) (6.)  Darüber  zu  entscheiden  und  die  Minderheit  zur  Vertretung 


Sa.  Abgesehen  voq  solcber  besoadereo  Vorschrift  versteht  sich  a^er  gemein^ 
recbtlicli  das  Erforderoisz  der  uinmeienheU  oder  Zustimmung  von  zwei  Dritteln  der 
Geroelndeglieder  keineswegs  von  selbst.  Vgl.  ein  Gutachten  der  JurUlenfacuUdt 
M  Bonn  m  SeaftrU  j4rchw  XIV.  Nr«  200 

6.  £rk.  des  Ob.-Apy.-Ger  lu  7f im  in  Sew^trU  Archiv  I.  Nr.  314:  Wenn  in 
einem  gfgebfnen  Fall«  dec  Hchultheisz  durch  sein  eigenes  Interesse  an  Ausstellung 
4ler  Vollmacht  gi^bjndert  ist»  auch  der  etwa  zufolge  der  Gemeindeordnung  bestimmte 
Stellvertreter  nicht  eintraten  kann»  auch  die  nöthige  Anzahl  unbetheiligter  Gemeinde- 
voMtandsmitglieder  nicht  voichanden  w<re,  sa  umsz  unter  der  teitung  der  Aufsichis- 
l»eb0rde  von  und  ans  den  unbetheiligten  Geroeindegliedern  ein  Gemeindevorstand,, 
weoD  auch  nur  ad  hanc  causam  gewählt  werden. 

Blootucbli,  deuttches  PriTalrecht    3.  Aufl.  ^ 


Digitized  byVjOOQlC 


^  Buch  1.   Cap.  ▼.  Von  den  jurittiscken  Personen. 

der  Gemeinde  za  beroDmächtigen ,  steht  der  Obercmftiekldfehorie 
des  Staates  za; 
c)  durch  die  erworbenen  Rechte  der  einzelnen  Gemeindebfirger  end  Bn- 
wohner.  Als  solche  sind  indessen  nicht  ohne  weiters  alle  besteheodeo 
Nntzungsrechte  der  Einzelnen  anzusehen,  sondern  diese  nur  danoi 
wenn  sie  zu  selbständigen  Privatrechten  geworden  sind.  60  lange  die 
Nutzungen  lediglich  auf  der  Anordnung  der  Gemeinde  selbst  beruheh, 
sind  sie  von  dem  Willen  der  Gemeinde  abhangig,  und  können  ton 
dieser  gemindert  werden ,  wenn  das  GeflieindebedQrfnisz  es  erheiscbL 

*  J.  Weiske^  Sammlung  der  neueren  dentschen  Gemeindegeeetze.  Leipiig 
1848.  —  Sehr  beachtenswerth  sind  die  acht  staatsmännischen  Erörterungen 
von  Stüve,  Wesen  und  Verfassung  der  Landgemeinde  in  Hannover.  IL  Ab- 
schnitt —  Rey scher,  Gemeindesachen  und  Rechte  der  Einzelnen.  Zeitochr. 
f.  D.  R.  XVI.  6.  132  ff. 


.  II.   Die   Nutiungsgenossenschaften.    (Realgeoossenschaften.    GerechUgkeitsgeoossei- 

^  f" .  1 1 1 .  1^  ^^g  j^p  ursprünglich  g^ioasenschaftlieheii  Gemeinde  habea  üA 
im  Laufe  der  Zeit  maneherki  pricairechtUcke  GtSMssenschaften,  selteoer 
neue  pricatrechUiche  Corporationen  (Einungen)  abgelöst.  Diese  AUösoog 
geschah  meistens  um  der  hergebrachten  Nutzung  willen  einer  gemeiDen 
Waldung,  oder  einer  Gemein  weide,  oder  eines  Torfmoors  u.  dgl*  D^ 
erste  Schritt  zu  solcher  Ablösung  war  gewöhnlich  AbschUesxus^  der  Gtr 
nossenschaft  der  Nutzungsberechtigten  in  der  Weise«  <laaz  nur  die  alten 
SondergQter  (EhehofsUHtenJ  für  bereohtigl  erklärt,  Neubauten  aber  nicht 
gestattet  wurden  (1.),  oder  so,  däsz  neue  Ansiedler  zwar  als  Gemeinde- 
güeder  anerkannt  wurden,  aber  darum  noch  nicht  als  Nutznngsberechtigtt 
(2.)  Für  solche  bedurfte  es  denn  einer  besonderen  Aufnahme  in  die 
Mark-  oder  Nutzungsgenossensdiaft,  die  gewöhnlich  ftur  gegen  £ifiW 
gewährt  ward. 

Ein  fernerer  Schritt  lag  in  der  otjectiven  Ausscheidung  einzebter  Ge- 
meindegtMer  zum  Behuf  der  Privatnulsuagen  der  Bau^^aften.  (3.) 

1.  Gemeindebeschlasi  Ton  Männedorf  v.  1586  {BlnnUehli,  Züricher  Recbug. 
II.  S.  74}:  Wir  ino  Gemeinds  wys  —  sind  EfnS  worden,  dasi  nun  ffirobfn  nienifr- 
meer  keiner  liein  New  Hust  me  Inn  nnsfren  Gemeindt  bouwe,  es  syge  dann  sacb, 
dasi  vormaien  oueb  Eyn  Bus  da  gestanden,  und  eiii  alte' Bus  bofstatt  gsyn  syge. 

2.  Rathschlusx  für  Nänikon  (Ebenda  8.  75):  Wer  aber  ain  (neues  Baas  baut) 
der  soll  zwaren  von  der  Gemeind  2  Klafter  Bolz  jShrllch  zu  empfangen  haben,  bey- 
nebend  aber  des  Gemefndwerks  (Gemeindemark)  in  Bolz  und  Feld  nicht  genosz  sein- 

3.  Landrecht  von  Aeschi  {/Unand,  l^rifatr.  $.  184):  Die  weilen  man  allhier 
kein  besonderbare  Land  Allmendt  liatt,  sondern  nur  Jede  peurt  Ihre  Allmendt  besoo- 
ders,  alls  solle  ein  Landtmann  auf  der  Bart  die  Allmendt  besetze^!,  allwo  ^  deo 
meisten  tbefl  seines  Mattlands  und  Wintrong  hatt  und '  sich  derselben  Allmendt 
vergnügen. 
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Dnter  beiden  Voranssetzmigen  isl  es  mögRch,  Amz  die  Zahl  der  Mär- 
ker  noch  steigt  oder  ftllt 

±  Eine  andere  GestaKong  bekam  die  Genossenschaft,  wenn  die  Zahl 
der  Genossenrechte  firirt  wnrde,  anfangs  meistens  noch  im  Anschlusz  an 
Ehehofgtätien,  Die  ganzen  Gerechtigkeiten  oder  Rechtsamen  der  Huber, 
VoDbaaem  ond  die  halben  Gertchtigkeiten  der  Halbbauem  erschienen  dann 
in  einem  festen  arithmetischen  Verbiltnisz  zu  der  Gesammtheit  der  Ge- 
rechtigkeiten, welche  der  Genossenschaft  zustand.  Diese  blieb  aber  noch 
eine  eigentlichje  Realgenossenschaft,  d.  h.  das  Recht  an  der  Gemeinen  Mark 
erschien  noch  in  realer  Verbindung  mit  Sondergutsbesitz  innerhalb  des 
Gemeindebanns.  (4.) 

3.  Eine  neue  Phase  der  Entwicklung  war  es,  als  die  fixirten  Ge- 
rechtigkeiten von  den  Sondergtltem  abgelöst  und  zu  selbständigen  dinglichen 
Hechten  wurden,  die  für  sich  wieder  Gegenstand  der  Vererbung  und  des 
priTatrechtlichen  Verkehrs  waren.  Als  Mark-  oder  Nutzungsgenossen  gal- 
ten dann  nur  die  Ejgentht)mer  solcher  Gerechtigkeiten  oder  Rechtsamen« 
gleichviel  ob  sie  Gemeindeborger  waren  oder  nicht,  Sonderguter  besaszen 
oder  nicht,  innerhalb  der  Gemarkung  wohnten  oder  nicht.  Ihre  Theil- 
nahme  an  der  Nutzungsgenossenschaft  wurde  dann  genau  bemessen  nach 
der  Verbdltniszzahl  der  vollen  oder  Theilgerechtigheiten,  die  sie  hatten. 
Biese  Form  der  Nutzungsgenossjenschaft  hat  ofTenbar  den  privatrechtlichen 


i  Erkenntniaz  dessdban  Gtrichta  in  Seoferi*  Archiv  I.  335:  Die  Beklagten 
'ütfäieGemein^tlieilberecblittMif  and  sia  Mlden  ^  solche  eine  OeAOSsensehafi, 
*«iche  nach  deotsctareeblHchen  ttrundiitten  als  ein  einheitliches  Rechlaanhjeet  im 
fnet&i  aoftreten  kttnnea  musz.  ^  Ist  die  Qualität  eines  Genossen  blosi  eine  solche 
^rrMcAe,  bei  welcher  eine  Snccession  in  das  Recht  eines  Andern  nicht  denkbar 
i^>  seadem  welche  in  der  Person  eines  Jeden  Genossen  neu  entsteht  oder  von  ihm 
•ra  erworben  werben  rousi  und  mit  ihm  wieder  erlischt,  wie  z.  B.  die  Qnalittt 
^aa  T^töhners,  eines  Hitttersiedlers  n.  dgl ,  so  wird  üier  die  Rechte  oder  Pflichten 
^  fienossenselMit  oder  der  Genossen  als  solcher  nur  mit  der  ganzen  Genossenschaft 
^  einer  Einheit  gestritten  werden  können ,  denn  ein  gegen  die  Genossen  ais  ßin^ 
i^  erlangtes  rechtskräftiges  ürtheil  würde  gegen  känftif^e  Genossen,  welche  ia 
cbfD  Dicht  «U  Successoren  jener  Bimehien  angesehen  werden  könnten*  wirkungslos 
*ao.  Ist  dagegen  die  Qnalitil  eines  Genossen  in  der  Art  eine  dingliehe ,  dasz  sie  an 
^  Besitz  eines  hestinmten  GnteSt  atnes  hestimmaen  Aealreehi«s  geknüpft  ist»  und 
<1*^  Bit  diesem  Gut  oder  Reiireehl  auch  anf  den  dritten  Besitzer  übergehen  kann» 
^  kann  auch  gegrn  eimelne  Genossen  mü  rechtlicher  Wirkung  gegen  deren 
i^htanschfolger  Procesz  über  Reehle  und  PflichteD  der  Genossen  geführt  werden. 
-  Dagegen,  jedenfalls  inconsequent,  ein  Erkenntnisz  des  0.-A.«G.  tu  Dr^tdkn 
iB  dessen  Annalen  I.  3.  8.  314.  Ackermann  9.  8.  181.  Bogenannte  ., Altgemeinden'* 
^  als  soeteUies  tu  betrachten  und  genieszen  nur  bei  Processen  (warum?),  in 
»eichen  sie  durch  Byndfken  rertreten  werden  und'  Anspruch  auf  refttfutio  in 
oUtfrnm  haben ,  die  Stellung  einer  univertifas  fwenn  sie  blosze  tocietaies 
^iad,  können  sie  diesz  gar  nicht);  vgl.  Martin»  über  Gesammlberechtigungen 
aad  Gesammtlasten  von  Gemeindegenossen,  im  Archiv  für  Rechtswisseaschaft 
X.  SM. 
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Charakter  der  Genossenschaft  am  schärfsten  aosgebüdet,   und  ist  jurirtisdi 
der  ActiengesellsChaft  ganz  nahe  verwandt*).    (6.) 

4.  Anderwärts  kann  —  und  auch  diese  Form  findet  sich  schon  frflh 
—  die  Markgenossenschaft  za  einem  persönUchen  Rechte  der  voUberecfatig. 
ten  Landleute  oder  Stadtbürger  geworden  sein«  ohne  nahem  Anschlnsz  id 
Sondergüter  (4.)  und  daher  anch  ohne  Ablösung  vom  solchen,  und  zwar 
wieder  so,  dasz  die  Zahl  der  Genossen  durch  neueAu&abme  und  Geborteo 
steigt  und  durch  Todesfälle  und  Auswanderungen  abnimmt,  oder  s6,  dasz  die 
ZaM  der  Rechte  fixirt  ist  und  diese  in  Gerechtigkeiten  verwandelt  werden. 

5.  Die  Rildung  solcher  Genossenschaften  war  oft  das  stille  Werk  der 
Jahrhunderte,  and  geht  auch  heutzutage  noch  fort,  ohn$  b€$(mdere  StaaU- 
genehmigung.  iß.).  Es  ist  auch  nicht  einzusehen,  weszhalb  für  neue  Be- 
gründung derartiger  Gemeinschaften  eine  Bewilligung  des  Staats  nöthig  sein 
sollte.  Die  Vorschriften  des  römischen  Rechts  beruhen  auf  politischen 
Gründen,  und    haben  schon   darum  bei  der  veränderten  StaatsverfassoDg 

^  unserer  Zeit  keine  formelle  Autorität.     Ueberdem   haben  sie  auf  die  Ge- 

-^'w^iijc  (Oossenschaften,  die  dem  römischen  Recht,  soweit  wir  darüber  unterrichtet 
^ ""'  .  ^^  ^r{sind**),  unbekannt  waren,  keinen  Bezug.  Auch  fallen  die  Gründe  der 
■\  i  .  j'"^'  Sicherung  des  öffentlichen  Credits,  welche  für  Bildung  von  Actiengesell- 
V/  -VV  7"jschaflen  die  Genehmigung  des  Staates  nöthig  machen,  bei  solchen  land- 
et   •   ^v   .  ^wirthschaftlicheo  Genossenschaften  weg. 


WC   "•-*. 


.kt 


'  !x  ^       Die  Bildung  selbst  geschieht   durch  einen  CoMtituirungsact  der  sich 

^,  .t'4n^Cn:TL»  ^     Zürcher  Geselyb.  g.  29-     Wenn  dagegen  die  einzetoen  Glieder  einer  Corpo- 

.f'f^rKA^Wvv^XratioB  (im  «eilem  Sinn)  Theilrecbte  besHien  «d  dem  Coiporatloiisfemiögen  (Gereek- 

'  ^thOjX),^^^^^  oder  AcUen),  so  ist  in  der  Vertammluiig  der  Omw9Hm$ehmfi  nicht  MCh 

/         Personen,   sondern   nacb  Theilrechteo  tu    slimmen.    $.  80.    Jeder   Inhaber  eisef 

TheUrechles  (Genosse)  kanh  in  der  Versammlang  der  Genossenschaft  persönlich  «r 

scheinen  nnd  für  sein  Tbeilrecht  stimmen,    wenn  er  das  corporatife  Stimmrecht  be- 

sitit.    Aosierdem  kann  er  sich  in  der  Versammlang  darch  einen  Stellvertreter  re- 

prisentiren  lasses.    g.  32.    Jedem  voHen  Tbeilrechte  sieht  ekie  game  Stimme  ti< 

DraohUieile  eines  Thdliechtes  haben  ein  ihrer  Bmehiahl  entsprechrndeaStlmareclit. 

J.  46.    Wird  eine  Corporatioii  aufgefttot,   in  welcher  die  einxeloen  Genossen  TbeU- 

rechte  besessen  haben,  so  wird  in  der  Regel  das  gesammte  Vermögen  OQter  die  Gc- 

,         Bossen  Je  nacb  Masxgabe  Ihrer  Tbeilrechte  yertheilt. 

6.  Erk.  des  Ob.-  App.-  Ger.  v.  JeMt  In  S^nffrrtt  Arobir  L  Nr.  314.  Solche 
Genossensebaflen  (eine  Spännersehaa)  sind,  besonders  in  fröberer  Zdi,  bei  wdtcB 
nioht  immer  durch  einen  constitaireoden  Act  der  Staatsgewalt  entstanden,  sondcft 
Sit  haben  sieb  allniihlich  historisch  entwickelt;  man  nmsz  daher  aach  bei  ihoca 
nicbt  besonders  nacb  einer  Begrfodang  ihrer  Biistenz  durcb-  die  Crenehmignng  der 
Staatsgewalt  b^agen. 


*)  Derartige  GerechtigkeitsgeoauenacbarteD  fluleo.sich  in  dem  nöidUchep  Pommern  so  foivie 
iR  der  südlichen  Schweiz.  £iD  merkwürdiges  Beispiel  bat  Pipke  nachgewiesen  ia  dei 
,,Baumannjicbaft"  der  Pommerschon  Stfidte.  ZeiUch.  f.  D.  IL  XVII. 
**)  Vielleicht  war  die  SocieUs  vectigallum  publicorom  unsern  GenoMenschaften  und  in^ 
besondere  der  Actiengesellscban  nahe  verwandt.  Aber  wir  wissen  von  ihrer  Binrichtonf  n 
wenig,  am  mit  voller  Sic6erheit  za  urtheilen.    Vgl.  Unger  in  d.  Krit.  Ueberschaa  VL  S  i<i- 


.      VA^^JXji^djix   '     V*^*  <    ♦  .-U'4A,4,.Vw^ 

'  .     -     ''  '*  .1      ^ 

*^ji-<r\ix:itru^f.'^  »■    ^' ^i- 

^^  w  :Ä'^kO'\ 

'•  '  *     ' '  '.-  V  r   o   «     '-'**• 

'  -y  ''.     '  j*f.      ' 
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ferbiDdoD^M  Genoaseo,   durch   wdcben  m  sich  ab  Gemeiaechaft  organi- 
mn  und  ein  gemeiittames  GenoiMiigQt  erwerbeo. 

6.  Dieie  GeDosseoscbafian  babeo  mit  4en  «gendicheD  CorporaÜoiieB 
(Eomgen)  gemeiB: 

a)  da«  sie  Or§mu  (Vorsteher  und  Genossenyersammlttogen)  habeo,  ib 
wdcfaeo  sich  <ler  WiiU  des  Gmvtm  aasq[>richt,  und  zwar  nicht  als 
Snnrae  Ton  Einzdwille&v  sondern  in  MehrheitsbeschiOsseo  der  ganzen 
Körperschaft; 

b)  dasz  ihnen  das  Recht  der  Autonomie  zusteht  in  Angelegenheiten  der 
Genossenschaft; 

Cj  dasz  sie  nach  anszen  als  Eine  Terbundene  Person  repräeentirt  werden ; 

d)  dasz  die  einzetnen  Glieder  nickt  auf  reale  Tkeütmg  und  Abeondenmg 
klagen  können. 

Sie  sind  daher  jurisiieehe  Pereomem  im  weilern  Sinn. 

7.  Sie  sind  aber  von  den  eigentlichen  Gorporationen  hinwieder  darin 
Terscfaieden: 

a)  dasz  die  Gesammtheit  eubjeetiv  aas  einer  Anzahl  von  Genossen  besteht, 
welche  Tkeil  haben  an  ihrem  Vermögen; 

b)  dasz  der  Organismus  derselben  nan  gewöhnlich  nach  Theilreehten 
geordnet  ist,  so  dasz  der  EigenthOmer  einer  ganzen  Gerechtigkeit  eine 
ToHe  Stimme  in  der  Genosseoversammlong  bat,  der  Bigenthttmer  von 
S  oder  3  Gereehtigbeiten  2  oder  3  Stimmen,  der  einer  halben  oder 
Vierleisgerechtigkeit  eine  halbe  oder  Viertelsstimme;  (5.) 

e)  tez  diese  Tkeilreekte  hAnig  den  Actien  Ähnlich  Tererbt  oder  ver« 
iQSzert  werden  können; 

d)  dasz  die  Gesammtheit  in  ihren  Mehrheitsbeschhissen  beschränkt  ist 
dnrch  die  Rücksicht  auf  die  Existenz  der  bestehenden  Theitrechte^  die 
sie  nicht  willkürlich  aufheben  darf;  (7.) 

e)  dasz  aneh  im  Rechtsverkehr  nach  aussen  je  nach  Umständen  bald  die 
Genossoischaft  als  ein  zuemmmengehörigee  Gemxes,  bald  die  einzeinen 
Genossen  als  solche  und  ab  Glieder  der  Verbindung  handeln  können; 

f)  dasz  das  Genossengnt,  wenn  die  Genossenschaft  aufgelöst  oder  aufge- 
hoben wird,  zur  Vertheikmg  unter  die  Genossen  kommt.    (5.) 

Diese  Verschiedenhäten  sind  nicht  zuftillig,  noch  blosz  factisch,  son- 
dern es  liegt  ihnen  das  eigenthümliche  Rechtsprincip  der  Genossenschaft 
ZD  Grunde.    (§.  33.  2.) 

7.  Erk.  des  Ob.-  App.-  Ger.  xu  Rostock  in  Seafftrtt  Archiv  XIII.  Nr.  124. 
Bie  NormcD  u^r  4ie  Art  der  AuseinanderseUaDS*)  haben  ibre  Basis  in  dem  Willen 
der  Corporation  als  solcher  und  unterliegen  der  Abänderung  durch  eben  diesen  Willen, 
insoüern  dadurch  nicht  eine  Beeinträchtigung  der  Nutzungsrechte  der  einielnen  Mit- 
glieder eintritt. 


*)  Cfber  TbeihiDg  des  BigeotbiiiDt  einer  dentsch-recbtlfcfaeii  Realgemeinde  i.  pto  Crk.  d. 
ObntrtbnBalfl  lu  atmUf^  in  der  ZeHackrift  f&r  Rtebttpfiege  in  WUrUemberg  J.  1.  S  S4. 
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8.  Die  Genossenschaft  kann  sich  durch  einen  statotengemlsz  gefnKteii 
Außösungsbeschlusz  ebenso  freiwiHig  $$ib$t  außo$m  wie  constitoireo.  Eine 
Beschränkung  von  Se^  desStaates  versteht  auch  hier  sich  keineswegs  tob 
selbst,  sondern  wird  nur  aus  öffenUichen  Gründen  gerechtfertigt  Wh4  «ie 
aufgelöst,  so  ist  das  Genossengut  weder  als  £r6^oAa/)t  zu  betrachten,  noch 
als  herrenlos  gewordenes  Gut,  sondern  es  wird  nun  imter  die  bisher  ver- 
bundenen aber  jetzt  sieh  trennenden  Gmossen  vertkeiU,  nach  Maszgibe 
ihrer  Theilrechte. 

(Anm.)  Der  Begriff  der  Genossenschaft  ist  natürlicher  noch  als  der  der 
Einung  (universitas).  Es  bedarf  schon  einer  weiter  fortgeschrittenen  Ab- 
straction ,  um  sich  eine  Gemeinschaft  von  Meneichen  nur  ah  EinKeit  zu  denkes, 
als  in  der  Verbindung  %wr  Einheit  die  verhundenen  Eimeh^en  noch  zu  sehen. 
Beide  Begriffe  haben  ihre  Berechtigung^  und  sind  überdem  geechichtlich  nahe 
verwandt.  Wenn  es  unter  Umständen  ein  Fehler  ist,  '„rot  den  Bäumen  den 
Wald  nicht  zu  sehen",  so  kann  es  auch  ein  Fehler  werden,  „vor  dem  Wald 
die  Bäume"  und  „vor  dem  Bienenschwarm  die  Bienen"  nicht  zu  gewahren. 
In  diesen  Fehler  gerathen  die,  welche  den  ganzen  Begriff  läugnen. 

§.39. 
III.    Andere  Genossenschaften. 

1.  Der  juristische  Gedanke  der  Genossenschaft  hat  im  deutschen 
Recht  noch  andere  mannichfaltige  Formen  und  Anwendungen  gefondeo. 
Da  der  Begriff  der  Genossenschaft  die  Vielheit  der  Glieder  nicht  TöUig  auf- 
löst in  der  Einheit  ihrer  Verbindung,  so  sind  die  verachiedeoen  Combini- 
tionen  dieser  beiden  Elemente  möglich.    Die  wichtigsten  Arten  sind: 

a)  die  EhegeMSsensehn^ ; 

b)  die  Famüiengenossemchaft; 

c)  der  Deichverband; 

dj  die  Getoerkschaß  im  Bergrecht  und  die  Pfännerschaft  beim  Salzbau; 

e)  die  Gilden,  die  Immngen  und  die  Zünfte  zuweilen; 

f)  mancherlei   Versicherungsrereie^ ; 

g)  Leibrentenvereine  und   Wittwencassen ; 

h)  manche  Privatverbindungen  zu  religiösen >  wissenschaftlichen,  künst- 
lerischen, gemeiunützigen  oder  geselligen  Zwacken; 
i)  die  Actienvereiue ; 
k)  die  Sentengenossenchaften ; 

I    selbst  die  moderne  Handelsgesellschaft  im  eigentlichen  Sinn  (CollectiT- 
gesdischaft). 

2.  Die  Idee  der  Genossenschaft  hat  in  der  Ehe  einen  sehr  klaren 
Ausdruck  gefunden ,  und  doch  hat  es  sehr  lange  gedauert  bis  der  juristische 
Gedanke  der  Genossenschaft  selbst   hier   rechtsbildend  in  den  Völkern  ge- 

.  !  wirkt  hat.  Die  Römer  haben  ihn  weder  in  der  Ehe  mit  manus  noch  in 
der  sogenannten  freien  Ehe  anerkannt  Das  deutsche  Recht  hat  dagegen 
schon   früh   das   richtige  Verhttitnisz  herausgefühlt,  aber  zur  DurchbiMoog 
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des  Gedankans  anob  Jabrinindeiie  gebraucht,  and  heute  noch  wird  der- 
selfae  von  manchen  Recbtsgelehrten  nicht  verstanden. 

Ib  der  Ehe  ist  oflenbar  beides  zuf^eich  da:  erstens  xu>ei  Perttmm^ 
Mmm  aml  /rot»»  zweitens  die  Yerinndumg  bdder  zur  Einheit ,  zu  einer 
FmmKe.  (1.  2.)  Daher  ist  es  nWiglich,  dasz  man,  ohne  unlogisch  zu 
iwdeD,  Ton  Vennögen  der  Ehegatten  und  von  Vermögen  der  Ehe  reden 
Büd  an  das  nttmliche  Object  denken  kann.  Die  Ehe  ist  keine  univeniuu 
im  strengen  Sinn  des  Wortes,  sie  wird  nicht  zu  einer  idealen  Person  von 
der  Ari,  dAz  neben  und  in  ihr  Mann  und  Frau  als  Subjecie  aufgehoben 
wär^i;  aber  es  ist  in  ihr  auch  nicht  die  Spaltung  und  Getrenntheit  der 
beiden  Individuen  wie  in  der  römischen  eodetw,  sondern  die  innere  und 
luszere  Gemeinechaft  und  Einheit  so  vollständig,  dasz  die  Ehegenossen 
wohl  hinwieder  zusammen  ^wie  Ein  Leib^  und  «^Eine  Person''  gelten. 
Diese  Einheit  der  beiden  Ehegatten  ist  eine  orgatusche,  und  wird  praktisch 
fftr  die  Verwaltung  des  ehelichen  Vermögens  und  die  Vertretung  der  ge- 
meinsamen ehelichen  Interessen  dadurch  bewahrt,  dasz  dem  Ehemann  als 
dem  Haupt  der  Ehe  eine  übergeordnete  Stellung  zukommt. 

3.  Die  Famüiengenoeeemchaft  hat  wieder  einen  natürlichen  Grund 
darin,  dasz  die  Familie  organisch  aus  der  ehelichen  Zeugung  erwachsen 
ist  and  durch  die  Gemeinschaft  des  Blutes  und  der  Sitte  zusammengehalten 
und  fortg^flanzt  wird.  Die  Familie  lebt  Jahrhunderte,  während  die  ein- 
idnen  Familienglieder  nur  ein  Menschenalter  leben.  Die  Einheit  und  Ge- 
meimehaft  der  Familie  war  denn  auch  in  dem  ältesten  deutschen  Rechte 
schon  sehr  bestimmt  anerkannt  In  dem  Recht  der  Blutrache  und  auf 
ÖK  Wergeid,  in  d^  Parentelordnung  und  in  dem  ganzen  Erbsystem  der 
alten  Zdt  hat  dieselbe  einen  deutlichen  Ausdruck  gefunden.  Die  Familie 
wurde  geradezu  wie  Ein  Körper  dargestellt,  dessen  Haupt  die  gemeinsamen 
Stammeltern  seien.  (3.)  Aber  sie  war  doch  nicht  so  enge  noch  organisch 
so  ausgebildet,  dasz  man  Ober  der  Einheit  der  Familie  die  Besonderheit 
und  Vielheit  der  einzelnen  FamHiengUeder  übersehen  konnte.  Vielmehr 
wurden  diese  fortwahrend  wesentlich  als  Rechtssubjecte  für  sich  behandelt, 
und  es  blieb  die  Gesammtfamüie  als  Genoseenechaft  so  unvollkommen  orga- 
nisirt,  dasz  sie  nur  in  seltenen  Fällen  als  Ganzes  anerkannt  ward,  und 
auch  dann  die  Vertretung  derselben  zuweilen  unsicher  war.  Die  genossen- 
schaftliche Natur  der  Familie  wirkt  noch  heute  fort  im  Familien-  und 


t.  Tactias,  Germ.  c.  19:  Sic  luiiim  accipiunt  maritam  quo  modo  unuro  corpus 
anamqae  vi  tarn. 

%  Alter  ZuaaU  tum  Schwahttupiegel  c.  ü:  Vnde  davon  ist  ein  man  vnde  sin 
wip  —  beieicIieDt  an  dem  lioupte,  wao  die  reht  unde  redlichen  le  der  %  chomen 
siBi,  da  ist  nibt  iweiniige  an,  si  slot  wan  ein  lip.  die  cbrafl  hant  si  von  der 
lieiligen  ^ 

3.  SaehMentpiegel  1.  3.  $.  3:  No  merkt  wie  ok  war  die  sibbe  beginqe.  unde 
war  se  leode.  In  deme  bovede  is  besoeiden  man  unde  wif  to  stände.  —  in  des 
kalses  lede  die  kindere  u.  t.  f. 
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Erbrecht,  und  bestimmt  einzelne  Institute,  wie  voraügKch  die  FamiHen- 
fideicommisse,  FamiliengQter  (Archive,  Heiligthümer,  Denkmäler),  andere 
Familienstiftangen  und  die  Armenunterstfltzung.  Mit  Bezug  auf  die  Fa- 
mihengOter  nimmt  die  Familie  sogar  leicht  den  Charakter  einer  imkertüai 
an,  weil  hier  das  einheitliche  BedOrfnisz  entschieden  tiberwiegt.   (4.) 

Für  die  heutige  Organisation  der  Familiengenossenschaft  lassen  sidi 
aus  dem  deutschen  Rechte  folgende  Grundsätze  begründen: 

a)  Voraus  sind  die  besondem  Familiemlatuten  und  Bausgesetze  zu  be> 
achten,  insofern  solche  vorhanden  sind.  Bei  dem  hohen  Adri  eta 
regelmäsziger  —  bei  andern  Ständen  ein  Ausnahmefoll. 

b)  Zu  der  Famfliengenossenschaft  im  weitern  Sinne  gehören  aüe  ehdiehm 
von  denselben  StammeUem  abstammenden  FamiliengKeder  (Sippschaft). 
Vgl.  §.  144. 

c)  Häufig  umfaszt  aber  die  Familiengenossenschaft  (im  engern  Sinn^> 
(Geschlechtsgenossenschaft)  nur  diejenigen  ehelichen  Nachkommen, 
welche  von  demselben  Stammvater  und  wieder  durch  lauter  Väier 
abstammen  und  denselben  FamUiennomen  (Geschlecht)  haben  (5.): 
so  dasz  eine  Tochter,  die  sich  in  eine  andere  Familie  verhetrathel, 
aus  der  väterlichen  Familiengenossenschaft  austritt  und  ihre  Kinder 
nicht  zu  dieser  gehören. 

d)  Minderjährige  Familienglieder  werden  durch  ihren  väterKchen  oder 
obrigkeitlichen  Vormund  vertreten. 

e)  Die  Famihcngenossenschaft  ist  berechtigt,  einen  Vorstand  zu  wählen. 
Geschieht  das  nicht,  so  ist  das  älteste  männUehe  Familienglied  ah 
Vorstand  anzusehen,  es  sei  denn,  dasz  durch  Statuten  oder  Stiftung 
anders  vetfögt  worden.   (6.) 

4.  Gutachten  der  Münchner  Jarutenfaeuliät  (Zeitscbr.  f.  D.  R.  XVI.  S.  362}: 
Die  Familie  als  das  berechliglc  Subject  anzuerkennen ,  trug  man  darum  Bedenken» 
well  man  die  SUatsgenehmigang  für  nothwendfg  erachtete,  om  Uir  reehtliehe  Per- 
sOnlJckkeil  beilegen  zu  därfen.  Man  vergaax  dabei,  daai  die  Faantfie,  abgesehei 
von  allen  directen  Slaatsacten,  recbtroSayig  aus  der  ebelichen  VerbiAdong  erwiehsc^ 
und  dasz  der  Staat,  ebenso  wenig,  als  er  eine  Familie  scbalTen  kann,  den  Bestand 
einer  vorhandenen  bindern  könne.  Ob  man  der  schon  für  den  natürlichen  Sinn  als 
einheitliches ,  organisches  Wesen  erscheinenden  Familie  durch  rechtliche  Handlungen 
Vermögensrechte  einräumen,  sie  zum8«t>jecte  von  solcXien  machen  wolle,  betrachtet 
man  aber  viel  richtiger,  namentlich  im  Kreise  der  adeligen  Familien,  die  im  Besitze 
der  Autonomie  sieb  befinden,  als  eine  Frage  des  privatrechtlichen  Beliebens,  das 
von  jeder  Mitwirkung  und  tienehmlgang  des  Staates  unabhängig  ist.  Tgl.  dagegen 
Oerber^  die  Familienstiftung  in  der  Function  des  Familicnfideicommisses  in  Gerhtn 
und  '/hering^t  Jahrb.  II.  3.    S.  381. 

5.  Bayritche»  Landr.  I.  4.  g  5:  De  Sippschaft  oder  Verwandtschaft  wird  in 
die  natürliche .  geistliche  und  bürgerliche  gcthellt.  Die  erste  ist  ein  InbegnfT  aller 
von  einem  Geblüt  oder  gemeinschaftlichem  Geschlechtsvater  absproszender  Personen, 
und  wenn  nun  diese  Abstammung  durch  lauter  Manns-Personen  geschieht,  so  heiszt 
es  Agnatio  oder  Schwerdmagscbafl. 

«.    Fren8%i9che9  Landr.  U.  4.  g.  7:  Gemeinschaftliche  Familienangelegenheiteil 
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f)  Me  hinlll^enoBMtisehaft  Hi  bi^recbl^l,  innerhalb  der  Familien- 
angelegenbeüen  SeMeMätn  za  (asaen  und  den  FomtfieiHottfefi  auszu- 
sprechen (7.),  stmeft  nicht  wohlerworbene  Rechte  einzelner  Familien. 
gHeder  im  Wege  stehen,  noch  besondere  gesetchohe  oder  stataten- 
gemAsze  Beschrinkongen  daran  hindem. 

4.  Der  Dekkverband  (vgl.  onten  $.  80)  hat  grosze  AehnUchlLdt  mit 
der  Markgenossenschaft.  Nur  beruht  diese  Verbiodimg  der  Grundeigen- 
tiritaner  eines  Bezirks  nicht  anf  gemeinsamer  Wirthacbaft  und  Genusz  der 
Aimende,  aoodem  auf  dem  Bedflrfinisz,  die  gemeinsame  Ge&hr  der  Deber- 
flchweaunwig  abzuwenden.  Daher  ist  auch  hier  die  Genossenschaft  im 
ZMammenhang  mit  Sondergotsbesüs  geblieben,  und  sind  die  Pflichten  der 
Genossen  wichtiger  als  ihre  Bedite. 

5.  Die  Gewerhckaft  und  die Pfätmersekaft  C$.  83)  sind  wieder  zwei 
in  ihrer  organisiffien  Verbindung  jurististfae  Personen,  denen  das  ganze 
Berg*  oder  Sahwerk  gehört,  aber  auch  subjectiv  in  eine  Anzahl  einzdner 
Gewerke  und  Pftnner  getheilt,  denen  TheOrechte  (Kuxen,  S^lzrechte)  an 
am  ^meinsamen  Vermögen  zukommen.   (7a.) 

6.  Die  GUden^  lnnu$igen  und  ZimfU  (§.  40.  3.)  haben  die  einen 
die  Natur  von  Einungen  ^universitates) ,  die  andern  die  von  Genossen- 
schalten ang-enommen.  Dieselben  Zünfte  können  sogar  in  verschiedenen 
Zeiten  oder  nach  verschiedenen  Richtungen  bald  die  eine,  bald  die  andere 
Form  annehmen,  je  nachdem  das  Bedürfnisz  des  Ganzen  oder  das  Interesse 
Aer  einzelnen  GHeder,  der  Zunftgenossen  bestimmend  wirkt.  Als  politische 
Körper  folgten  sie  gewöhnlich  dem  Zuge  zu  ausschlieszlicher  Einheit,  und 
worden  Corporationen.  Die  gewerblichen  Verbindungen  der  Meister  oder 
Gesellen  dagegen  werden  je  nach  Umständen  in  jener  oder  dieser  Gestalt 
Msgebildet  Da  wo  das  Recht  an  dem  Zunftvermögen  in  TheUrechie  der 
Genossen  zerfällt,  diese  somit,  wenn  der  neue  Ausdruck  erlaubt  ist,  Av^ 
theUer  sind,  ist  die  genossenschaftliche,  wo  dasselbe  ausschlieszlich  als  ein- 
beitiicbes  Recht  des  Ganzen  erscheint,  die  einungsartige  Natur  zu  erkennen. 

7.  Die  Versicherunggvereine,  zumal  die  auf  dem  Princlp  der  Gegen- 
uUigkeit  ruhenden,   sind    oft  genossenschaftlich   gebildet,    aber    auch   da 

fflfissen  durch  BerathschUgungen  und  Schlüsse  der  gsnxen  Familie  angeordnet  werden. 
S-  9:  Zu  dergleichen  Uerathschlagungen  musz  der  Vorsteher  der  Familie  dieselbe 
zusaminenberufeD. 

7.  OefUrreieküehef  Gesetih.  g.  849:  Was  bisher  von  der  GemeinSCbaA  öber- 
ktupt  besttmmt  worden  ist,  Uiszi  sieb  auch  auf  die  einer  Familie,  als  einer  Gemeinschan» 
mteheDden  Raubte  und  Soaben,  x.  B.  Stiftungen,  Fideicommisse  u.  dgl.  anwenden* 

^a.  Erkenntnisz  des  Obertribunals  zu  BerÜn  in  dessen  ges.  Entscheidungen  39. 
8.  396.  Die  Torsteber  der  im  Kreise  Siegen  bestehenden  Hauberg»-Geno88enseha(ten 
sind  gesellliche  Vertreter  der  Theilnehmer  an  dem  den  Hauberg  bildenden  Gelammt- 
tigenthum  nach  aaszen  hin,  und  sind  deszhalb  auch  befugt,  die  Haubergs-Genossen 
in  einem  Processe  zu  rertreten ,  welcher  die  Verfolgung  des  aus  dem  Gesammt- 
etgenthum  der  Banbergs- Genossen  folgenden  Anspruchs  auf  einen  Erbkux  zum 
Gegeosunde  hat. 
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reicben  blosse  VatnoftlMingen  nida  ans.  Vidmehr  man  die  beeoadere 
Gestaltung  im  einzelnen  Fall  orwogen  werden.  Dasselbe  gilt  von  LeHh 
retUenvereinet^,  Wittwencassm  und  andern  Prhatveremen,   (&) 

Wenn  derartige  Verbindungen  naeh  Art  der  AüiimgeHÜichaftm  gebil- 
det sind  oder  sonst  nach  ihrer  Bestimmung  auf  ^e  öffenOiehm  Credit- 
verhäUniste  emen  Einflusz  haben,  und  daher  leicht  zu  Uluschender  Schwin- 
delei miszbraucht  werden  können,  so  rechtfertigt  sich  das  Erfiordemisz  der 
ttaatlichm  Genehmigung  voHstftndlg,  unter  Umstanden  sogar  das  einer  fort- 
gesetzten obrigkeiiUchm  AufiichU  Aber  wenn  s<dche  Privatverbindungen 
nicht  den  Charakter  öflfentlicher  auf  den  Credit  bezUgüeher  Cnlemeh- 
mungen  haben,  sondern  nur  m  gemeinnOtz^en  oder  geselligen  Zwedoea 
zusanunentreten,  wenn  sie  nach  allen  Seiten  hin  nur  priratrechtliche 
Eiistenz  und  Wirkung  haben,  so  bedarf  es  zu  ihrer  Entetebung  keiner 
Prüfung  und  Genehmigung  der  Staatsbehörde.  Der  coneiiimrende  WHU 
der  Genossen  ist  fOr  sich  mfichtig  genug,  um  die  Genossenschaft  zu  or- 
ganisiren. 

Alle  diese  Genossenschaften  sind  juristische  Personen,  indem  sie  alle 
als  "ganze  Gesammtsubjecte  organisirt  sind,  ein  Vermögen  haben,  einen 
Gesammtwillen  hervorbringen  und  mit  rechtlicher  Wirkung  finszem,  dorvh 
ihre  Organe  und  Agenten  klagen  und  als  Ganze  beklagt  werden  können. 
Sie  alle  bestehen. aber  wieder  aus  einzdnen  Genossen,  die  Theil  haben  an 
der  Persönlichkeit  und  dem  Recht  des  Ganzen. 

8.  Dasz  die  Äctienvereine  oder  Actiengesellschaften  als  Genossen- 
schaften zu  qualißclren  sind,  wird  heutzutage  in  der  Praxis  endlich  ziem- 
lich allgemein  anerkannt  (8a.),  obwohl  die  Theorie  auch  da  noch  durch 
die  hergebrachten  engen  Begrifle  verwirrt  ist.  Der  Actienverein  ist  als 
Juristische  Person  organisirt  (Versammlung  der  Actionäre,  die  mit  Mehrheit 
Beschlüsse  faszt,  Direction,  Agenten).  Er  schlieszt  als  Ganzes  Verträge  ab 
mit  dritten  Personen,  Verträge,  in  welchen  die  einzelnen  Actionäre  nicht 
als  Gläubiger  noch  als  Schuldner  erscheinen,  aus  welchen  diese  daher  auch 
weder  klagen  noch  beklagt  werden  können.  Nur  die  ActiengeseUschaft 
selbst  kann  durch  ihre  Organe  klagen  und  nur  sie  beklagt  werden.  Den 
Gläubigem  haftet  sogar  im  Concors  der  ActiengeseUschaft  nur  das  Actien- 
vermögen,  zu  welchem  ausstehende  Actienbeiträge  mitgehören,  nicht  die 
Actionäre  mit  ihrem  Privatvermögen.  Die  Natur  einer  von  den  einzelnen 
Actionären  verschiedenen  juristischen  Persönlichkeit  des  Ganzen  tritt  dem- 
nach hier  in  sehr  klaren  Zügen  heraus:  und  dennoch  ist  diese  jaristiscbe 
Person  zugleich   subjectiv  in  ehne  Anzahl  gleichartiger  Theih«chte  (Actien) 


8.  Code  de  commerce  g.  29:  La  societö  anonyme  n'existe  poinl  sous  uo  Dom 
social:  eile  n'esl  dtoign^e  par  le  nom  d'aucun  des  associes. 

8a.  Vgl.  ein  Erkenninitt  des  0,'A,-G,  zu  Jena  in  den  Blattern  für  Recbts- 
Wissenschaft  in  Thüringen  und  Ashalt  III.  10.  S.  350. 
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in  dem  geBammten  AetiaoyennögeB  eeriegt,  wodareh  eben  sie  den  fteMo* 
dtien  Chcralrter  der  Genofisenschaileii  erfafttt.  (9^10. 

9.  Eber  kwan  man  Bedenken  haben,  aoeh  die  moderne  BandeU" 
ftttUh^mft  fCoUeetwge$eU$ek»ft)  ak  eme  eigeothOmKche  Art  der  Gemwsen- 
Mbdk  aofinifittsen.  Dam  sie  keine  Eimmg  (oniversitas)  sei,  isl  vCdlig  klar, 
dem  fiberaU  sind  die  emzeimeu  GeieUsehaftir  als  BeefUsmtfecte  mit  Sioher- 
heil  zu  erkennen.  Aber  die  Bgenthümlicbkeiten ,  dnrcli  welche  ddi  die 
modernen  Handelsgesellschaften  von  den  römiscben  sodi  nnteradieidea. 
siodTonsogrosier  juristiaeber  Bedeotang,  dasz  jene  «m  desawillen  ein  ganz 
anderes  iatal^xti  geworden  sind,  und  zugleich  haben  sie  in  dem  Grand* 
gedanken  der  gBDossenscJbaftliehen  Persönlicbkeit  ihre  Wurzel.  Wahrend 
Bimlich  die  römisdie  Sodettt  nur  als  Verhältnisz  der  socii  zu  einander, 
mM  im  VerhattnisB  zu  dritten  Personen,  in  Betracht  kommt,  und  eben 
deszwßgen  loraMr  nur  die  ViMeit  der  zur  Sodeti&t  verbowkinen  Individuen, 
von  denen  jedes  nach  anszen  ali  Indmdmtm  handelt  und  verkehrt,  siebt- 
bar wird,  so  besteht  zwar  die  neuere  HandelsgeseUscbaft  auch  aus  einzelnen 
Ge$9Üeckaftem,  aber  sie  tritt  im  Verkehr  nach  auszen  als  ein  Ganzei  auf, 
ak  ane  Gesaunrntheit,  die  sogar  einen  Geiommtnamen  führt  (die  Firma), 
(11—13.)  &ae  scblieszt  als  Ganze»  Verträge  ab,  contrahirt  Forderungen 
nd  Schuldem,  bei  welchen  freilich  nun  —  anders  als  bei  den  Acti^i- 
gesellschafleik  —  die  einzdnen  Gesellschafter  persönlich  betheiligt  sind:  aber 
dodi  nur  in  zweiter  Linie,  In  emer  Linie  kann  nur  der  Vertreter  des 
Ganzen,  der  die  Firma  fuhrt,  im  Namen  des  Ganzen  eine  Gesellschafts- 
forderang  einklagen  und  für  die  Zahlung  quittiren,  nicht  aber  der  einzelne 


9.  Deutsches  Handels^,  a.  213:  Die  Actieogesellschafl  als  solche  hat  seIhsUndig 
ihre  Rechte  and  Pfliehteo ;  sie  kann  Eigenthuro  und  andere  dingliche  Rechte  an 
Gmodstücken  erwerben;  sie  kann  vor  Gericht  klagen  and  verklagt  werden. 

10.  Züricher  Gesetzb.  g.  1342 :  im  Verkehr  wird  die  Actiengesellscbaft  als 
GeDossenschaft  behandelt,  als  solche  obligfrt. 

11.  Deutsches  ffandelsg.  a.  111:  Die  Handelfgesellschaft  kann  anter  ihrer 
Firma  Recht  erwerben  und  Verbindlichkeiten  eingehen,  Eigenthum  und  andere  ding- 
liche Rechte  an  Grundstucken  erwerben,  vor  Gericht  klagten  und  verklagt  werden. 

12.  Code  de  commerce  §.  20:  La  soct^t^  en  nom  colleclif  est  Celle  que  con- 
tractent  deux  personnes  oa  un  plus  grand  nombre  et  qui  a  poor  ohjet  de  faire  le 
commerce  soos  ane  raison  sociale. 

13.  Züricher  GeseUb.  g.  1286:  In  der  Collectivgf Seilschaft  gelten  keine  Mehr- 
beitsbeschldsse.  Wenn  das  Recht  der  GeschSftefuhrer  nicht  ausreicht,  um  die  Ein- 
heit des  gcsellselMfllichen  Willens  sa  bekunden,  so  kann  dieser  in  der  Regel  nur 
durch  Oebereinkann  der  simmtlichen  Gesellschafter  gebildet  werden.  Ausnahms- 
weise jedoch,  wenn  ein  Entschlusx  im  Interesse  der  Gesellschaft  döthig  er^heint 
ODd  sich  die  Gesellschafter  nicht  einigen ,  hat  die  Meinung  eines  oder  mehrerer  Ge- 
sellschafter als  Gesellschaftsmeinung  za  gelten ,  welche  der  Natur  und  den  Interessen 
der  Gesellschaft  am  besten  entspricht.  Richterliches,  beziehungsweise  schiedsrichter- 
Kebes  Ermessen  entscheidet  hier  Je  nach  den  Umständen,  g.  1294 :  Zunächst  wird 
die  Gfsellsehan  durch  die  Handlungen  ihrer  Geschäftsführer  unter  ihrer  Firma  den 
Mtttn  Personen  verbanden ,  and  nur  mittelbar  die  einzelnen  Gesellschafter. 
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Gesellscbafter  als  solcher  weder  pro  roH  parte  noch  in  loltdum«  Ebenso 
haftet  in  erster  Linie  auch  nur  die  Firma,  niid  nichl  die  eÜGEeiiira  GeseU* 
schafter,  flir  die  Gesdlschailsschnlden.  Nur  wenn  ?ergehlich  voo  der  Ge- 
sellschaft Zahlung  veriangt  wird,  kann  der  GlttttUger  sich  an  die  emzelneB 
Gesellschafter  halten.  Wie  die  Firma  Verträge  schliesEt,  so  kann  auch  die 
Firma  klagen  und  verklagt  werden.  Sie  hat  ihre  bekannten  und  aner- 
kannten Vertreter  (Fimnafilhrer)^  Eiuzelne  neuere  Rechte  hssen  sogar 
unter  den  Gesellschaftern  selbst  Mehrheitsbeschlüsse  zu. 

In  allen  diesen  Beziehungen  hat  die  neuere  Handelsgesdischaft  ge- 
nossenschaftliche Natur  angenommen.  Da  der  Begriff  der  Genossenschaft 
nicht  einseitig  entweder  allen  Nachdruck  auf  die  Einheit  der  jwristiscben 
Personen  legt  (universitas^  noch  ausschüeszlich  auf  die  Vielheit  der  Sub*- 
jecte  sieht  (römische  SocietAt),  sondern  zugleich  die  Eit^keü  und  Gesaumit- 
persOnlichkeit  der  Verbindung  und  die  Vielheit  der  verbundeoea  IndividaeQ 
beachtet,  so  sind  auch  verschiedene  Abstufungen  möglich,  je  nachdem  in 
den  einen  Instituten  das  Moment  der  Einheit,  in  den  andern  das  der  Viel- 
heit als  das  bedeutendere  erkannt  wird.  Manche  Genossenschaften  olhero 
sich  daher  mehr  den  Einungen  an,  andere  mehr  den  römisch  rechtlicbeo 
Gesellschaften.  Auf  einer  der  untersten  Stufen  der  genossenschaftlieba 
Bildung  und  den  letztern  nahe  finden  wir  nun  unsere  heirtige  Handels- 
gesellschaft. 

§.40. 

IV.   Eigentliche  Corporationen  (EiDungen). 

1    Arten. 

1.  Unter  den  eigentlichen  Corporationen  im  Gegensatze  zu  den  Ge- 
nossenschaften verstehen  wir  diejenigen  juristischen  Personen,  die  zwar 
auch  eine  Verbindung  mehrerer  physischer  Personen  zur  Unterlage  haben, 
aber  nur  als  einfache  ideale  Personen  —  absirahvrt  von  den  eit^xelnen 
GHedem  —  gedacht  werden.    Die  Hauptwirkungen  dieser  Auffassung  sind: 

a)  das  Corporationsvermögen  ist  ausschlieszlich  Vermögen  der  Corporation, 
nicht  zugleich,  auch  nicht  zu  Theilen,  Vermögen  der  Mitglieder  der 
Corporation; 

b)  die  Corporation  allein  wird  Gläubiger  und  Schuldner  und  nicht  — 
auch  nicht  mittelbar,  noch  subsidittr  —  ihre  Mitglieder  (1.) 

Indessen  darf  dieser  Begriff  nicht  überall  bei  den  deutscbreehtficheo 
Corporationen  mit  schneidender  Scharfe  angewendet  werden;  denn  nW 
mit  Mühe  erhebt  sich  das  deutsche  Rechtsgefühl  zu  der  kalten  AbstracUon 
der  römischen  Jurisprudenz,  welche  von  den  einzelnen  Corporatlonsgliedem 


1     Ulpianms  in  L.  7.  §.  1:   Quod  cujuscunqu«  universiUlis  (llt.  4).    Si  q«i^ 
oniversiuti  debetur,  singulis  non  debeiar,  nee  qnod  debet  unifersilas»  singoti  debe*^ 
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itfig  abnebl.  (2.)  Auch  wo  dM  dMrtsche  Recht  in  der  Hteipteacbe  diese 
idBtI-ebitraele  Penöidichkeit  ak  Regel  anerkennt,  lisst  es  dennoch  zu- 
mlen  von  der  lagjkehen  GooMqnenz  des  Begrüfco  nach  (vgl.  oben  $.  37. 
&)  in  dem  Geflhl,  dasi  bbesde  bdtvidiien  den  persOnlkben  Hintergmnd 
der  Corporation  bilden. 

3.  Die  Hanptarten  snleher  Corporationen  sind: 

a)  die  nenem  Gememdm  (politische,  Kirch-,   Scholgemeinden);  oben 
§^87; 

b)  zQweilen  ancb  die  F&miUe  (vgl.  $.  99.  3); 

c)  oft  ^e  Gikkn,  Irnirngm,  MünfU  (vgl.  $.  39.  9); 

d)  die  Klo$ter  nnd  CkorhetrmtHfle ; 

e)  die  VnivenUäUn; 

0  manche  poHHsehe  Körperschaften,  z.  B.  Landes-  nnd  Reichsstftnde; 
g)  einzelne  Orden8verbind%ingen; 
b)  manche  Privaiffereme  fdr  verschiedenerlei  Zwecke. 
3.  Die  Bildung  von  Güden,  Innungen  nnd  Zünften  wurde  w&hrend 
des  Hittdalters,  ähnlich  wie  in  Rom  de  der  Collegia  nnd  Corpora  der 
Handwerker,  von  Zeit  zu  Zeit  durch  die  politische  Gesetzgebung  beschrinkt 
(3.  4.);  aber   der  Einigungstrieb  in  denen,  welche  durch  dieselben  Berufs- 
interessen wi«e  durch  gemeinsame  Sitte  und  Lebensart  sich  innerlich  wie 
lu  einer   umfassenden  FamUiengenossenschaft  verbunden  fohlten,  war  so 
nächtig  in  jener  Zeit,  dasz  in  allen  Städten  eine  Menge  derartiger  Ver- 
ödungen  freügiöse  Brüderschaften,   Kaufmannsgäden  (5.),  Handwerker- 
hmtngen  und   Zünfte J,  zuweilen  in  der  Form  der  Genossenschaften,  zu- 
tolen   in    der   von    Einungen    und    mit    verschiedenen    politischen    und 
Priratrechten  entstanden,  sehr  viele  ohne  irgend  eine  Hitwirkung  und  Ge- 
oefainigung  des  Staates.    Das  XIV.,  XV.  und  XVL  Jahrhundert  war  die 
reichste  und  glänzendste  Periode  der  Zunft  Verbindungen.    (6.)    Im  XVII. 


%  PremnUehet  Liodr.  II.  6.  $.  tH :  Für  die  voa  der  Corperation  geMiig  über»* 
oororaeoen  Schulden  baflet  das  gemainsclMniicbe  Vermögen  derselben,  g.  94:  Das 
PriTitvermögeo  der  Mitglieder  haftet  nur  alsdann,  wenn  sich  dieselben  dazu  aus- 
dröcklieh  anheischig  gemacht  haben,  g.  96:  Dagegen  haften  die  einzelnen  Mitglieder 
nlbat  ohne  auadraek liehe  Cinwilligong  fSr  Schulden,  die  tu  solchen  Bedürfnissen 
dir  ComnMMa  ge»tclii  wotdca,  z«  denn  Ikttfciting  sie  neue  oder  arhöbte  Beitriee 
ancb  wider  ihren  Willen  bitten  übernehmen  müssen. 

3.  Diplom,  a.  1112   (Hraui  g.  93.  3.):  Fraternitas  quam  Gilda  Yocant. 

4.  Bdfet.  Frid9rüi  J/.  a.  1832  iFerh  Leg.  II.  286):  Cassatnüs  eujuslibet 
•rtifleii  ceafraltmitales  sen  soeleutes,  qneeunqve  nomine  mlgariler  appellautur. 

5.  Staür.  von  Brmckßl  von  18e»  (Omtfhr  %.  38.):  Mereateram  socieuti,  que 
ralgartter  haMe  dicHar.  * 

8.  Biadr.  v.  Frtrhmrg  ?.  1900  (Sdk^Ur,  Urk.  1.  i88):  ikir  herre  hat  ooeb 
Bit  der  attoi  XUV«  wad  des  rMes  und  der  gMnetnde  ven  frth««  wHIen  gewalt  ge^ 
IBben  den  aiuflnMisiera  -^  te  sttteod«  und  le  madievie 'shiungen,  die  Iren  ant- 
werken  und  iteran  sünlten  notdürfiif  und  ntfne  siot  und  der  sc«tle  und  der  her^ 
Khefte  UDsehedelich  si,  als  sl  dvnkat  «flMn  eH. 
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und  XVfll.  Jahrhnadert  gerieth  das  Imtiiat  theiis  durch  eigene  Min- 
brauche,  theiis  um  der  absokrtistich-pdneilicfaen  Richtung  des  Staites  wain 
in  jener  Zeit,  theiis  aoch  in  Folge  der  antstrebenden  fW»ric«tion in  Verid, 
und  im  Laofe  rnisers  Jahrlninderts  wnrde  in  manehen  Landern  aoch  die 
ganze  Organisation  derartiger  Gewerbsverbindongen  zerstört«  oder  ^oeh 
sdir  beschrankt.  In  aniiem  aber  hat  sich  das  Instilnt  erbalten,  und  das 
BedOrfnisz  zu  eiü&r  reformirten  (jestaltung  von  Handwerks-Inoungen  wird 
von  neuem  in  Deutschland  überall  empfunden.  Als  eigentliche  i^infU  oder 
Innungen  gelten  aber  nur  die  Gewerbsverbindungen ,  wficbe  in  der  ölfml- 
Uchen  Organisation  der  Volkswirthschaft  eine  anerkannte  Siriltmg  und  daher, 
wenn  auch  nicht  noth  wendig  mehr  besondere  Gerichtsbarkeit  noch  reprä- 
sentative Rechte  im  Staatskörper  (Zünfte  im  staatsrechtlichen  .Sinne)»  doch 
eine  öffentliche  Bedeutung  und  daher  insofern  öfientUche  Rechte  und 
Pflichten  haben.  (7.)  Zu  unterscheiden  sind  daher  rein  prinfailiche  frm 
Vereine  von  Handwerkern  oder  GeseUen,  obwohl  auch  diese  entweder  als 
Einungeu  ein  Vereinsvermögen  oder  als  Genossenschaften  ein  gemeiMS  Got 
haben  können. 

Zu  der  Handwerkzunft  oder  Innung  gehören: 

a]  die  Meister  als  vollberechtigte  Mitglieder  und  Genosseq;  und  in.1]ofte^ 
.geordneten  Verhaltnissen: 

b)  die  Geseüen;  ^^v^vvvi^v^A^^ 
cj  die  Lehrlinge.  dji^^^>  * 

Die  Lehrlinge  erlernen  bei  einem  Meister  das  Handwerk  inna'halb  der 
vorgeschriebenen  oder  verabredeten  Lebrzdt,  imd  werden  nach  Vollendang 
derselben  und  nach  abgelegter  Probe  ihrer  Tüchtigkeit  „hsgesfrochen,**, 
d.  h.  zu  Gesellen  erhoben,  die  nun  das  erlerote  Gewerbe  im  Dienste  eines 
Meisters  ausüben  dürfira.  Der  Lehrbrief  wird  in  der  Meisterlade  aafl>e- 
wahrt  und  eine  beglaubigte  Abschrift  dem  Gesellea  zu  seiner  Wanderang 
mitgegeben.  Die  Aufnahme  unter  die  Meister  setzt  gewöhnlich  voraus  dm 
Ausweis  über  die  Vollendung  der  Gesellenzeit  und  die  übungsgemasze  Wan- 
derung, den  Be^nd  der  Meisterprüfung  {Meisterstück)  und  die  Ansässig- 
machung  zum  selbständigen  Betriebe  des  Handwerks  auf  eigene  Rechnung. 
Die  Gewerbsbefugnisse  des  Meisters  werden  auch  seiner  Wittwe  zugestan- 
den* Die  Versammlung  der  Master  w|hlt  den  Obmamn,  Obermeister,  ASh 
mäster,  Zmnftmeister  und  die  Zunfh>armeher^  luwftäUeetm.    Der  Laießr 


7,  Sa^ri^fAss  Qe»,  v.  iat5.  Art.  1:  Bei'  denjenigen  Gewarbeo,.  wekke  siefc 
bisher  in  einem  loDungsverbaiMle  beliiA4iii  babeo»  bMteben  die  ZiMte  ala  Vereine 
der  Genoseen  eines  oder  melirerer  verwandier  Gewerbe  anter  obcigkettlidier  AulUcht, 
Leilang  und  Schutz  ausscblieszend  tu  den  nachstehenden  Zwecken,  unter  AulhebaBg 
aller  anderer  Befugnisse  fort.  Die  erwibnten  Zwecke  sind:  1)  Ve^eHung  nfitiUeher 
Gewerbskenntniaae  iNMer  des'  Yeieina^ieder»*  2)  Brieiehterang  der  Aatbildnng  ia 
den  Gewerben.  »)  enlapredMade  A«fek*A  mit  JLebriinge,  GeaeUenond  Gebilf», 
4)  geordnete  Verwaltung  und  ofUiÜebe  Verwendung  des  geaKinsanwa  V!arain»-fcr* 
mögens,  5)  ünterstüliung  dürftiger  Gewtfbsingabarignr. 
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meister  verwarHet  die  ZunfUade  (Archiv  und  Vermögen  der  Ztinft).    Regele 
oüszig  tll>t  die  Stadtohrigkeü,  beziehungsweise  die  StaatsgewaH,  eine  nfther 
bestimmte  regehnSszIge  Aufsieht  ans  Ober  diese  Corporationen.   Der  Zunft-    . 
Torslehersehaft  gebahrt  die  Aufsieht  Ober  Ordnung,  Ehre  und  Zncht  inner-  /^^M/w^^f/i 
bdb  des  Handwerks,  die  Vertretung  des  Handwerks  vor  Regierung  iftid  ^Au^i*jr\. 
Geriehten  und  die  Verwaltung  des  Zunflvennögens.    (7—9.)   Die  Meister-       ^        ^ 
sduA  hat  infierindb  der  gesetzlichen  Sehranken  das  Recht  der  Autonomie 
ond  der  Controle  Ober  die  Vermögensverwaltung  und  Vertretung  durch 
die  Vorsteher.    EigenthttmHch  diesen  Gorpora^onen  ist,  dasz  das  Zunft- 
vemdgen  Im  Fall  der  AuffiVnmg  desselben  nicht  als  (nmmn  ^tteans  betrach- 
tet, sondern   in  Brihnening  an  das  GenossenverhJÜtnisz  unter  die  Meiste 
vettheOt  wird;  wenn  nicht  besondere  Vorschriften  oder  GrOnde  im  Wege 
stehen. 

4.  Die  BoHer  und  Chorßurrenstifte  sowie  die  VnivertUäten  wurden 
schon  froh  als  eigenüiche  universitates  im  römischen  Sinne  betrachtet.  Die 
ersten  werden  durch  Abt  oder  Propst  und  CapüH  oder  ConvetUe^  die  leCz- 
tan  durch  Rectot  und  SetuU  gddtet  und  vertreten.  Da  dieselben  eine 
OflentKehe  Bedeutung  haben,  für  das  kirchliche  Leben  die  einen,  für  die 
öCfentHche Erziehung  die  andern,  so  erklärt  sich  hier  die  Aufsicht  theils  der 
Kirche  und  des  Staates,  theils  des  Staates  allein.  Die  Art  und  das  Masz 
dieser  Aufsicht  wird  daher  durch  das  dffenliiche  Recht  bestimmt.  Sie 
biben  aber  als  juristische  Personen  des  Privatrechts  eigenes  Vermögen, 
aitf  dessen  prtvatrecUieben  Schutz  sie  auch  dem  Staate  gegenOber  ein 
BedA  haben.  Zuweilen  zeigt  sich  aber  auch  bei  ihnen  ein  genossenschaft*- 
fths  Element,  in  früherer  Zeit  häufiger  als  heutzutage. 

5.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  den  übrigen  Corporationen,  die  zu- 
gleich als  GUeder  des  Staatsorgiunsmus  von  dem  öffentlichen  Redite  um- 
MUossen  sind,'  oder  um  ihrer  nahen  Beziskang  zum  öfferulichen  Leben 
wiOeD,  auch  wenn  sie  nicht  gerade  eine  organische  Stelhmg  im  Staats- 
bH*per  einnehmen,  in  diesem  besondere  Beachtung  verdienen.  Für  derlei 
Corporationen  ist  es  mtOrlich,  dasz  sie  zu  ihrer  rechtsgOMigeh  Entstehung' 
der  Anerkennung  des  Staates  bedürfen,  welche  sich  in  einzelnen  FKHen 
(2.  B.  tOr  Reichsstände  und  Landstände)  bis  zu  einem  Verfiissungsgesetze, 
steigert,  in  andern  dagegen  sich  bis  zur  höher  normhien  tdlgemeinen  Et- 
^^fibmsz  ter  eme  ganze  Classe  möglicher  Corporationen  und  selbst  bis  zu 

8.  ßeic/uschiutt  v.  1731.  g.  2:  (Sollen)  die  (Obermeister  und  Beamten  oder 
^^  tu  Handwerksaehen  obrigkeitficb  Vererdneten)  -^  za^roinen  dir  Sacbe  unter- 
socheo  und  ohne  Entgelt  ztr  entscheiden  t erboiiden ,  allenfalls  aber  utid  da  die  8aebe 
oidil  durch  eine  geringe  Bandwerlistrafe  von  ohngtnbrl  Ms- 2  11.  Rheinisch  ffigHUfr 
ZQ  Terbäfzto  stehet  ^  bei  der  «rdentftch«n  des  Orts  Obifgleit  Tei^Tten  sich  zu 
«rtiolen  hiemit  ernstlich  angewiesen  seyn.  g.  0 :  (Da  die  Geselleii)  keine  Brüder^ 
Khaft  ausmachen  können .  (ist)  Ihnen  auch  kein  Siegel*  zu  gebeten. 

9.  /*reu9ti9chei  Lähdr,  fl.  8.  g.  1^:  (Die  Zünfte)  stehen  unter  der  Aufsieht 
des  Magistrats  und  der  von  demselben  veror^eten  Beisitzer. 
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bk>sz  mittdbarem  GeuMnnUusen  TerdOipt    Das  NAbere  wad  ilarch  das 
öffentliche  Recht  bestimmt 

6.  Selbst  fttr  die  rein  primtreehüichen  Corporationeo«  i.  B«  zb  geselli* 
gen  oder  wissenschaftKchen  Zwecken,  fordert  ^e  sehr  Terbreikete  MaBOBg 
mnserer  Rechtsgelehrten  die  MtaalUehe  Genehmi§ung.  Sie  heoehoo  sich  da- 
bei hauptsfichlich  aaf  die  Vorschrifiea  des  intern  römisehen  RecbtSv  wekbe 
allerdings  fttr  alle  eigentlichen  Corporationen  dne  Erlsubnisz  des  Staales 
yerlangen.  Allein  diese  aus  politischen  Grttaden  später  —  in  der  alteoZeit 
hatte  auch  das  römische  Recht  andere  GroodsAt^  darttber  —  erlassen« 
^Gesetze  >  Senatasconsulte  und  kaiserlichen  Constitutionen^  durch  weiche 
das  geordnet  wird  und  welche  uns  nidit  einmal  naher  bekannt  sind  (10.), 
haben  ihre  legale  Autorität  mit  dem  Dntei^ng  des  alt^römischen  Reiches 
verloren,  und  das  in  ihnen  enthaltene  politische  Princip  kann  umsoweniger 
heote  noch  anerkannt  werden,  als  das  neuere  Staatsrecht  sogar  —  was 
sicherlich  fttr  den  Staat  viel  bedenklicher  ist  als  die  Entstehung  rein  ver- 
mttgensrechUicher  juristischer  Personen  —  polüieche  y4reins  und  (Mi 
zxiläszt  ohne  alle  Genehmigung  der  Regierung  im  einzelnen  Fall.  Der  Um- 
stand, dasz  (tiese  eine  Vereinecasee  haben,  welche  nicht  den  einzelnen  Mit- 
gliedern zugehört,  auch  nicht  zu  idedlen  Theilen,  dasz  sie  vielleicht  ab 
Vereine  ein  Local  miethen,  dasz  sie  Diener  anstellen  u«  dgl,.  das  aileia 
erhebliche  Moment  fttr  die  privatrechtiiche  Existenz ,  einer  juristischen  Per- 
son ist  fttr  den  Staat  völlig  gleichgültig,  die  politische  Wirksamkeit  da- 
gegen solcher  Vereine  von  groszem  Interesse.  Wie  wäre  imn  zu  reimea* 
dasz  jene  Vereine  in  jener  erstem  privatrechtiichen  Reziehnng  der  Staats- 
genehmigung  bedttrfen  soUten,  in  dieser  letztem  politisch-wichtigen  (higegeo 
ohne  solche  entstehen  und  agiren  könnm? 

Auch  andere  freiwiüige  CorporaUanen  kennt  das  Leben  in  groszer  An- 
zahl. Es  gibt  viele  Biblioihek^eeeUschafUn,  Caeinoe,  Museen,  rein  gesellige 
CMe,  Freimaurerlogen,  Unteretütssungsvereine  und  derartige  VerbindungeOt 
die  sich  statiUefmät;tig  organisirt  haben,  und  ein  Verrnfgen  besitzen  uod 
verwenden,  an  welchem  die  einzelnen  Mitglieder  keimn  Theil  b^ben»  noch 
haben  wollen,  welches  sie  durchaus  einheÜUck  und  aueecMieeaflich  der  Ge- 
sammtpersönlichkeit  zuschreiben  (11.);  Verbindungen,  welche  durch  ihre 
Organe  —  Vorsteher,  Versammlungen  —:  den  corporativen  Willen  ans- 
q)rechen^,  und  der^  Glieder  wechseln,  ohne  dasz  dieser  Wec^l  irgeod 
einen  Einflusz  ttbt  auf  die  Existenz  der   idealen  Person,  welche   von  den 


10.  Oajui  jD  L.  1  pr.  qood  CHlusciHnque  usiv.  (lU ,  4.)  Ncque  socieus  neqne 
colLegiam  neque  hqjasroodi  corpus  passim  omBiboa  babevi  cooctdllur:  »am  ei  liCgi- 
bue  et  Senatuscoosultis  et  pripeipaljbus  ConetitutioDibus^  ea  res  coisrceiur«. 

11.  Preu9usehe$  Laodr.  11..$  13:  Dergleichen  (erlaubte)  Gesellschaften  stellen 
ÜB  Verhältnisse  gtgtn  andere  a.aner  ihnen,  keine  roomlische  Person  vor»  und  kOooen 
daher  auch  als  solche  weder  Grundstöcke  noc;h  Capitallen  auf  den  Namen  der  Gesell- 
schall  erwerben.  £•  1^:  ^^«r  ««^A  aber  haben  deigleichep  Gesellschaften*  so  tooge 
sie  bestehen,  die  Innern  Hechte  der  Corforationen  und  Geqieii^ea. 
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Milgiedeni  sdbst  und  Ton  dritten  Personen  im  Verkdur  ab  das  wahre 
ood  eigentbOmlicbe  Rechtssabject  gedacht  wird.  Derlei  Verblndongai  ent- 
stehen heutzutage  überaU,  auch  ohne  einen  besondem  Act  der  Staats- 
aotorittt  durch  den  constituurenden  Willen  der  Mitglieder,  und  sie  sind  um 
ihrer  Existenz  willen  im  pri?atrechtlichen  Sinn  des  Wortes  unicenitaUi, 
Coiporationeo.  Di^  leider  so  oft  verkannte  Aufgabe  unserer  Jurisprudenz 
ikf  ist  es,  derartige  Recfatsbildungen  des  neuen  Lebens  zu  erkennen  und 
za  schCktzen ,  nicht  dieselben  nach  engen  und  abstracten  Schulbegrififen  zu 
bemessen,  und,  wenn  sie  nicht  in  die  aKe  Formel  passen,  zu  yerstOmmeln 
oder  zu  zerstören. 

(Anm.)  Die  ComisMon  der  Regierungen  wird  in  vielen  Fällen  allerdings 
ab^m  und  ertheilt,  jedoeh  nur  um  der  grösseren  Sicherheit  willen.  In 
der  Frazia  iat  das  Begehren  einer  Conceesion  aber  oft  zur  blossen  For- 
malität geworden,  und  die  Ertheilung  derselben  zu  einer  Uebung  bureau- 
kratificher  Vielregiererei.  Manche  Juristen  haben  dann,  um  in  einzelnen 
Fallen  die  Existenz  einer  nicht  ausdrücklich  genehmigten  einheitlich  per- 
sönlichen Verbindung  der  Art  zu  retten,  zu  der  neuen  Fiction  einer  iUU- 
t^weigenden  Staatsgenehmigung  ihre  Zuflucht  genommen.  Aber  das  ist  am 
Eode  doch  nur  eine  Ausflucht  Man  wagt  nicht  das  Prindp  einer  noth- 
weiMÜgen  Sta^atsautorisation  •  aufzugeben,  und  will  doch  der  Anwendung 
dci  Princips  entgehen,  indem  man  eine  stillschweigende  Anerkennung  be- 
baaptet,  die,  auf  eine  ganze  Classe  von  Fällen  ausgedehnt,  doch  für  diese 
das  Princip  auihebt,  auf  einen  einzelnen  Fall  bezogen  aber  meistens  nicht 
w^Kr  ist  Denn  dasz  der  Staat  einzelne  schädliche  Privatcorporationen  ver- 
Vidn  und  hemmen  darf,  das  versteht  sich  auch  nach  der  Meinung,  welche 
One  Erlaubnisz  des  Staates  in  der  Regel  für  überflüssig  hält  Andere 
hiben  derlei  Corporationen  als  gewöhnliche  Gesellschaften  oder  als  Ge- 
DOfisenschaften  zu  erhalten  gesucht,  sind  dann  aber  genöthigt  worden  ein 
Ifiteigenthum  oder  Gesammteigenihum  der  •  Mitglieder  anzunehmen,  wäh- 
rend diese  in  der  Wirklichkeit  keinerlei  eigene  Rechte  an  dem  Vereins- 
gote  haben,  noch  haben  wollen.  Es  wird  noch  eine  längere  Zeit  dauern 
bis  unser  lebendiges  Recht  in  der  Rechtsvnssenschafk  volle  Anerkennung 
finden  wird.  Die  Praxis  der  Regierungen  und  der  Gerichte  hat  sich  jenem 
bereits  m^ur  gCTähert  als  die  verbrdtete  Doctrin. 

§.  4L 

%    VerfossBBg. 

1.  Die  Corporation  bedarf  einer  leiblichen  Gestaltung,  eines  Orgams- 
OHM,  den  wir  ihre  Verfaaung  nennen.  Diese  Verfassung  vrird  indessen 
verschieden  sein  müssen  nach  dem  besondem  Innern  Lebensprincip,  welches 
die  Corporation  ins  Dasein  gerufen  hat,  und  nach  der  Bestimmung,  welche 
sie  zu  erfüllen  hat  Der  Organismus  soll  jenem  dienen  zu  seiner  Entbl- 
long  und  in  Harmonie  sein  mit  der  ihn  umgebenden  Rechtsordnung,  zu 
der  er  gehört 

Da  indessen  die  rein  privatrechtKchen  Corporationen  aus  einer  Vielzahl 
Von  Individuen  entstehen  und  zunächst  nur  den  einzelnen  Individuen  ahn« 

BluDttchli,  deutsches  Privatrecbt.  3.  Aufl.  7 
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lieh  berechtigt  sein  und  handeln  wollen,  so  ist  ihr  rechtlicher  Organismus 
einfach  und  sind  in  der  Regel  ihre  Organe  nach  gleichartigen  Gmndsitzeo 
gebildet.    Wir  finden  meistens: 

a)  eine  Versammlung  der  Mitglieder, 

b)  eine  Vorsteherschaft  oder  einen  Vorstand, 

c)  untergeordnete  Agenten  und 

d)  Diener. 

2.  Die  Versammhmg  der  Mitglieder. 

a)  Sie  besteht  aus  dem  Zusammentritt  der  wirklichen  hawUungs-  md 
corporativer  Rechte  fähigen  Mitglieder,  (1.)  welche  zur  Unterlage  der 
Corporation  gehören.  Höher  organisirte  Corporationen,  wie  z.  fi.  die 
Gemeinden,  verlangen  zuweilen  weitere  yerfassungsmfiszige  Unter- 
scheidungen unter  den  Mitgliedern,  so  dasz  die  einen — je  nach  ihrer 
gröszeren  Bedeutung  für  das  Ganze  und  ihrer  gesteigerten  Fähigkeit— 
mehr  Stimmrecht  haben  als  die  andern.  In  dem  einfachen  privat- 
rechtlichen  Verbältnisz  aber  ist  das  Stimmrecht  aUer  gleich. 

b)  Was  die  Mehrheit  der  anwesenden  Mitglieder  in  statutengemdszer  Form 
beschlieszt,  gilt  regelmäszig  als  Wiüe  des  Ganzen.  (2.  3.)  Dieser 
Grundsatz  ist  von  Alters  her  von  den  deutschen  Corporationen  aner- 
kannt worden  und  hat  in  der  privatrechtlichen  Gleichheit*)  der  Mit- 
glieder einen  natürlichen  Grund.  Der  Wille  der  ganzen  Versammhir^ 
kann  sich  nur  als  gemeinsamer   Geist  der  Versammelten  offenbareD, 

1.  Zürcher  Gesetzbuch  g*  27.  Die  Verrassung  der  priTatrechtlichen  Corpora- 
tionen wird  durch  die  Corporationsslatulen  Testgesetzt.  Insorern  die  Statuten  oicbi 
abweichende  Bestimmungen  enthalten,  gelten  die  —  folgenden  —  Regeln.  §.  ^'J- 
In  der  Versammlung  derjenigen  privatrechtlichen  Corporationen,  welche  eine  Einheii 
ohne  Theilrecht  bilden,  haben  alte  volljährigen  mftnnlichen  Corpora tionsglieder,  welche 
eigenen  Rechtes  und  nicht  In  ihren  bärgerlichen  Ehren  zuräckgesetzt  sind»  Siu  und 
Stimme.  Das  Stimmrecht  wird  von  den  Mitgliedern  persönlich»  nicht  durch  Stell- 
vertreter ausgeübt. 

2.  UlpianuM  L.  160.  g*  1*  de  Reg.  Jur.  (L.  17.)  Refertur  ad  onifersos,  q«od 
publice  fit  per  majorem  partem. 

3.  PreunUchet  Landr.  II.  6.  S*  ^2*  Bei  gewöhnlichen  Yorflillen  und  in  den  ein 
für  allemal  dazu  bestimmten  Versammlungen  entscheidet  der  Schlusz  der  in  dieser 
Versammlung  gegenwärtigen  Mitglieder,  g*  ^3-  Bei  auszetordentlicben  Vorfilleo 
müssen  säromtliche  Mitglieder  ausdrücklich  eingeladen  werden.  £•  02.  Die  Schlüsse 
der  Gesellschaft  werden  nach  der  Mehrheit  der  Stlnunen  abgefaszt. 


•)  5«»i>i>y  bat  das  Mebrheitsprincip  bestritten  (System  II.  S.  829  IT.)  und  Pf^if^r  8.  91  IT.  ist 
ihm  gefolgt  Was  In  ihrer  Begründung  richtig  ist,  schliestt  aber  nur  eine  •k$»tmi*  Btmekafi 
und  WiUkar  der  Mehrheit  aus,  nicht  den  obigen  auch  ?mi  den  Römern  anerkannteo  SaU- 
Das  neuere  Staatsrecht  ist  vielfach  verdorben  worden,  indem  man  Grundsitze,  die  bei  prival- 
recbtlicbcn  Genossenschaften  und  Corporationen  guten  Sinn  haben,  auf  den  Staat  Qiiertnig,  ni 
dessen  Wesen  sie  nicht  passen.  Man  mutz  sich  aber  büten,  aus  Abneigung  gegen  die  „Dem^ 
kraiie",  auch  der  Abstimmung  wirktick  gieicker  mmd  vllkommem  kmmältimf$flikifer  Milglie<ler  >B 
privatrecbilicben  Verbindungen  unnatQrlicbe  Hemmnisse  zu  bereiten. 
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und  da  ist  es  ganz  angemessen,  dem  Geist  der  Mehrheit  das  Ueber- 
gewicht  zuzugestehen  tiber  den  der  Minderheit.    Das  Erfordernsz  der 
^n$timmigkeü  legt  ein  allzugroszes  Gewicht  auf  alle  Einzelnen  und 
deren  Willen  uod  hemmt  die  Bewegung  der  Gesammtheit  zu  sehr, 
das  dner  über  die  gröszereBälfle  ausgreifenden  Mehrheit  Vg,  %,  %, 
ist  ganz  willkürlich  und  legt  auf  die  Kraft  des  regierenden  Willens 
der  Minderheit  zu  viel  Gewicht,  das  einer  blosz  relativen  Mehrheit  ist 
durchaus  ungenügend  und  verleiht  unter  Umständen  der  Minderheit 
das  positive  Uebergewicht  über  die  in  der  Negation  einige,  aber  in  der 
Art  derselben  ge^ltene  Mehrheit 
c)  Die  Competenz  der  Versammlung  erstreckt   sich   gewöhnlich  auf  die 
Annahme  und  Veränderung  der  Statuten,  (I.  3.)  die  Wahl  der  Vor- 
Uehenchafty  die  Zustimmung  zu  eingreifenden  Veränderungen  in  dem 
Gemeingut,  die  Abndime   der  Rechnung  und  3itlastung  der  Vor- 
steher, die  Auflöiung  der  Corporation  und  die  Zuweisung  oder  Ver- 
theilung  des  Gemeingutes  für  diesen  Fall. 
In  allen  diesen  Beziehungen  kommen  neben  den  besondem  Vorschriften 
and  Abweichungen  der  Statuten  als  Beschränkungen  in  Betracht:  theils  die 
Auf  ficht,  welche  der  Staat  über  die  Corporationen   von  Öflentlicher  Bedeu- 
tui^  übt,  theils  die  Rücksicht  auf  die  Erhaltung  der  Corporation  in  ihrer 
&rtsl«iuz  und  Reinheit,    so  dasz  bei    ernster   Verletzung  oder   Gefährdung 
äaer  Ton  Sdte   der  Mehrheit  die  Minderheit  ausnahmsweise  ermächtigt 
¥Arde,  das  Ganze  zu  vertreten.    (Vgl.  oben  §.  37.  6.) 

3.  Die  Vorsteherschaft  geht  gewöhnlich  durch  Wahl  der  Versamm- 
k«g  aus  dieser  selbst  hervor.  (4.)  Sie  ist  berufen,  die  laufenden  Geschäfte 
des  Tages  zu  besorgen,  das  Vermögen  zu  verwalten,  die  Anträge  und  Be- 
riekte  an  die  Versammlung  vorzuber^ten,  die  Verhandlungen  dieser  zu  leiten, 
ihre  ßescMüsse  zu  tdlziehen.  Besteht  dieselbe  aus  einem  CoUegium,  so 
fuzt  auch  dieses  seine  Beschlüsse  regelmässig  mit  Mehrheit 

4.  Die  Agenten  der  Corporation  sind  nicht  die  eigentlichen  Organe 
des  corporativen  Willens,  sondern  dritte  beauftragte  Stellvertreter  der  Cor- 
poration. (6.  7.)  Sie  werden  daher  auch  unbedenklich  auszerhalb  des 
Kreises  d^  Mitglieder  gesucht  und  handeln  im  Verkehr  oder  vor  Gericht 

4.  Frentxitehet  Landr.  11.  6.  g.  139.  Die  Wahl  der  Vorsteher  gebührt  in  der 
Regel  der  Corporation,  g.  14tf.  Die  Berugnisz,  die  Vorsteher  über  ihre  Atntsrührung 
lor  Reebenschan  zu  ziehen,  kann  der  Corporation  durch  einen  auch  einroülhigen 
Beseblosz  slmmtlicher  gegenwärtigen  Mitglieder  für  dieZukunrt  nicht  entzogen  werden. 

ft.  Zürcher  Gesetzb.  $.  3tt.  Der  VorsUnd  oder  der  Präsident  und  die  Mit'» 
gUeder  der  VorsleberscbaCl  werden  von  der  Versammlung  der  Corporation  aus  den 
stimmberechtigten  Mitgliedern  desselben  gewählt. 

6.  PrtutiUchet  Landr.  II.  6.  g.  148.  Zar  Betreibung  ihrer  Rechts- Angelegen- 
heiten kann  die  Corpotalion  einen  Syndicum  bestellen,  g.  140.  Zur  Bestellong 
tines  Syndiei  kann  keine  Gofporation  gezwungen  werden. 

7.  Zürcher  GeseUb,  g.  36,  Es  steht  Jeder  Corporation  die  Befugnisz  zu ,  einen 
it&ndigen  Stellvertreter  im  bürgerlichen  Verkehr  und  vor  den  Staatsbehörden  und 
▲emtern  loch  auszerhalb  des  Rreises  der  corporationsglleder  zu  emennsn. 

7. 
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fttr  die  Corporatfon  nur  insoweit  recbtsyetbindHch,  ab  sie  dara  "Wa  der 

Vorstdierschaft  ermächtigt  worden  sind.  tr 

5.   Die  bloszen  Diener  der  Corporation  sind  lediglich  abhängige  Ar-  « 

heiter   für   dieselbe,    aber  nicht  mehr  (wie  zum  Erwert)  die  römischen  j 

Sklaven)  deren  Stellvertreter.    Sie  verhalten  sieh  aber  jnristisch  zo  der  nq 
Corporation  ebenso  wie  die  Diener  eines  einzelnen  Mischen  zo  diesem. 


3.  Rechte. 

1.  Jede  Corporation  bedarf  zn  ihrer  individuellen  Bezeiehnnng  und 
Unterzeichnung  eines  Namens  nnd  wird  ^enfiber  Dritten  auch  nur  inso- 
fern ads  Ganzes  verbunden,  als  unter  ihrem  Namen  von  ihren  Organen 
oder  von  ihren  bevollmächtigten  Agenten  Rechtsgeschäfte  eingegangen  wer- 
den. Gewöhnlidi  hat  sie  tiberdem  ein  Siegel,  durch  dessen  BeidrOckung 
zu  den  geschriebenen  Acten  die  corporationsmäszige  Unterschrift  beglau- 
bigt wird. 

2.  Der  Wohnort  der  Corporationen  wird  in  den  meisten  Fällen  schon 
aus  dem  Dasein  dieser  erkennbar  sein,  indem  dieselben  gewöhnlich  eio 
Corporationslocal  besitzen,  wo  ihr  inneres  Leben  hauptsächlich  vor  sich 
geht  und  von  wo  aus  sie  nach  auszen  verkehren.  Fehlt  es  an  einer  sichtr 
baren  Wohnung  der  Corporation,  so  ist  dann  der  Wohnort  besonders  za 
bestinmiai,  nöthigenfalls  von  Amts  wegen. 

3.  Der  Gedanke,  dasz  die  Corporationen  von  Natur  heuMungsunßhig 
seiai  und  der  Vormundschaft  des  Staates  bedttrfen'  (vgl.  oben  §.  37«  4.), 
ist  nur  dann  «rklärlidi,  wenn  man  annimmt,  dasz  die  Corporationen  heim 
unHdiehen,  sondern  blosz  künstlieh  erdachte  Wesen  sden,  der  Staat  selbst 
aber  eine  vnrklidie  Existenz  habe:  eme  Annahme,  die  sich  selber  wider- 
spricht und  deren  erster  Satz  in  consequenter  Folge  zur  Aufhebung  aller 
Corporationen  fohrmi  mfiszte.  Die  Corporation  ist  aber  eine  wahrhafte 
Gemeinschaft,  und  es  gibt  einen  echten  Corporationsgeist  und  CorporatioM- 
willen,  für  dessen  Ausbildung  eben  die  Organe  der  Corporation  gescbaflen 
sind.  Es  gibt  daher  auch  durchaus  keinen  in  dem  Wesen  der  Corpora- 
tionen Kegenden  Grund,  weszhalb  sie  unselbständig  sein  und  von  auszen  her 
bevormundet  werden  mOszten. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  Aufsicht  des  Staates  Ober  die  Corpo- 
rationen. Wenn  deren  Bestimmung  eine  öffentliche  Bedeutung  oder  deren 
Erhaltung  ein  öffentliches  Interesse  hat,  so  ist  sogar  eine  fortgesetzte  und 
je  nach  dem  Grade  solcher  Beziehung  gesteigerte  Aufeicht  des  Staates  wohl 
gerechtfertigt.  Bei  rein  privatrechtlichen  Corporationen  ohne  solche  Be- 
deutung aber  tritt  die  Staatsaufsicht  nur  ausnahmsweise  ein,  wenn  Hisz- 
bräuche  zu  allgemeinem  Schaden  empfunden,  oder  die  Gerichte  von  ein« 
zelnen  Gliedern  der  Corporation  sdbst  zum  Schutz  ihra*  reinen  Existenz 
angerufen  werden.  Bureaukratische  Vidregiererei ,  von  welcher  die  Frei- 
heit der  Corporationen  belästigt  wird,  wiegt  als  ein  allgemeines  Debel  viel 
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schwerer  in  der  eineo  Wagscfaale,  als  die  Beseit^mig  mancher  Miszgriffe 
und  Fehler  einzelner  Corporationen  durch  die  Staatsaafincht  in  der  andern 
als  ein  Gut  wiegt 

4.  Das  Rechtsmittd  der  Wiederemsetzung  m  dm  vorigen  Stand  kommt 
den  Corporationen,  wenn  sie  als  selbstAndige  Wesen  erkannt  werden, 
ieineswegs  schon  tob  Rechtes  wegen  nach  Analogie  der  Minderjährigen  zu; 
denn  ehen  diese  Analogie  hat  keinen  Grund.  Nur  fttr  die  öffentlichen  Cor- 
porationen, insbesondere  für  Gemeinden,  Kirchen  und  Klöster,  ist  dasselbe 
anzuerkennen,  theil^  um  der  Autorität  des  römischen  Rechte  willen,  wd- 
ches  hierin  Aufnahme  geftmdea  hat*),  thdis  weil  hier  ein  besonderes 
öflentUches  Interesse  an  ungeschmälerter  Erhaltung  ihres  Vermögens  und 
an  Bewahrung  desselben  vor  Schaden  Torhanden  ist 

5.  Die  Corporationen  sind  berechtigt,  Grundeigenthmn  zu  erwerben. 
(1.)  Gerade  in  dieser  wichtigen  Beziehung  kommen  aber  manche  Beschrän- 
kungen in  den  deutschen  Landesrechten  vor.  Da  nämlich  das  Leben  der 
Corporation  nicht  auf  die  Lebensdauer  der  einzelnen  Glieder  derselben  be- 
schrAnkt,  sondern  gewissermaszen  unsterblich  ist  und  die  Nachtheile 'schwer 
empfunden  worden  sind,  wenn  ein  zu  groszer  Theil  des  Bodens  nach  und 
na(^  zu  Corporationsgut  ai^esammelt  und  fdr  immer  dem  individuellen 
Eigenthum  und  Verkehr  entzogen  ward,  so  ist  die  Veränszerung  von  Grund- 
eigenthum  „an  die  todte  Band^^  häufig  untersagt  oder  an  gewisse  Bedin- 
gungen gdmüpft  worden.  (2.)  Unter  der  todten  Hand  dachte  man  sich 
Messen  vorzugsweise  Kirchen  und  Klöster,  nicht  auch  Gemeinden. 

6.  ünbedenkUch  kann  die  Corporation  Eigenthum  an  fahrender  Habe 
und  andere  dingliche  Rechte  jeder  Art  erwerben.  Auch  Nieszbrauch  und 
Gebrauchsrechte  —  sie  kann  z.  B.  als  Corporation  ein  Local  (Zunfthaus) 
bewohnen,  also  auch  gebrauchen^)  —  Besitz  ergreifen  und  haben  u.  s.  f. 

Im  Obligationenrecht  ist  sie  föhig,  Forderungen  zu  er  vi  erben  und 
Schulden  einzugehen.  Die  einzelnen  Glieder  haben  weder  an  jenen  noch 
an  diesen  Theil.  Sie  allein  ist  dinglich  und  obligatorisch  berechtigt,  nicht 
in  ihr  auch  die  einzelnen  Glieder,  sie  allein  Schuldner.  Eben  dadurch 
unterscheidet  sich  die  Corporation  sehr  bestimmt  im  Grundbegriff  von  der 
Genossenschaft.  (Vgl.  oben  §.  38,  30  und  40>  1.)    Sie  ist  im  Procesz  die 


1.  Freuni9€h€»  Landr.  II.  6.  g.  8S:  Sie  (Corporationeo  und  GemefDden)  werden 
io  Rücksicht  aaf  ihre  Rechte  and  Yerbindlichkeiten  gegen  andere  anszer  ihnen  nach 
eben  den  Gesetzen  wie  andere  einzelne  Mitglieder  des  Staats  beartheilt.  g.  83 :  Doch 
können  sie  ohne  besondere  EInwilUgang  der  ihnen  vorgesetzten  Behörde  unbewegliche 
Sachen  weder  an  sich  bringen,  noch  Terlnszem  oder  pOinden. 

S.  Altes  LübinAes  R.  {Bach  I.  26.)  Nemini  —  liceat  Immobllia  —  conferre 
ecelesiis ;  qoin  ea  Tendat  pro  argento  et  illud  conferat  ecciesiis. 


*)  Vgl.  8mmi,m9,  STttem  V».  g.  160. 

**)  Smifm9,  iL  S.  tsa  IT.  bilt  sie  fpr  fltaig  fum  otnsfructut  and  zur  potfetito,    niehl  in« 
Pffiif,  eine  Untersebeldang,  di«  sich  pra^tifch  nicht  baitfn  Ittzt. 
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wahre  Klägerin  und  sie  die  einzige  Beklagte,  nicht  etwa  die  Vorsteher  ah 
Individuen. 

7.  unsere  Romanisten  schlieszen  die  Corporation  völlig  aus  dem  Ge- 
biete des  FamiHenrechts  am.  Das  deutsche  Recht  erkennt  eine  solche  ab- 
solute Unfähigkeit  der  Corpora tionen  für  Fatnilienrechte  nicht  an.  Es  hat 
vielmehr  die  entschiedene  Neigung  die  Gemeinde  und  zuweilen  auch  die 
Zünfte  als  enceiterte  Familienkreise  aufzufassen  und  ihnen  daher  vormund- 
schaftUcke  Rechte  und  Pflichten  anzuweisen.  In  dem  nach  deutschen  Rechts- 
begriflen  mit  dem  Familienrecfate  eng  verbundenen  Erbrecht  kann  zwar 
nach  unserer  bisherigen  Rechtsentwicklung  die  Corporation  nicht  beerbt 
werden  im  eigentlichen  Sinn,  wohl  aber  ist  sie  fähig,  zuweilen  sogar  von 
Rechtes  wegen,  überdem  aus  letztwilliger  Erbeinsetzung  die  Erbschaft  eines 
verstorbenen  Individuums  zu  übernehmen,  oder  Vermächtnisse  zu  erwerben. 

Wir  können  Oberhaupt  eine  steigende  Erweiterung  der  RechtssphSre 
der  jurisHschen  Personen  wie  eine  zunehmende  Anerkennung  ihrer  selb- 
ständigen Existenz  in  der  Geschichte  deutlich  wahrnehmen:  und  es  darf 
die  Jurisprudenz  daher  zu  den  Anfängen  dieser  Entwickelung  im  römischen 
Rechte  wohl  zurückkehren,  um  diesen  Gang  zu  verfolgen,  aber  nicht  in 
der  Absicht,  das  reichere  und  reifere  Wachsthum  der  neuern  Zeit  wieder 
in  die  engen  Formen  der  ersten  Jugend  zurückzudrängen. 

§.  43. 
4.  Auflösung. 

1.  Die  Auflösung  der  Corporation  erfolgt  vorerst  durch  Untergang 
ihrer  Unterlage.  Möglich  ist's,  dasz  ihr  Leben  erhalten  bleibt,  wenn  auch 
nur  Eiti  Mitglied  noch  übrig  ist  (1.);  wenn  aber  alle  Mitglieder,  die  sie 
gebildet,  aufgehört  haben  Mitglieder  zu  sein,  und  niemand  da  ist,  der  fär 
die  Existenz  der  Corporation  als  Unterlage  dient,  dann  musz  sich  die  so 
boden-,  halt-  und  körperlos  gewordene  Persönlichkeit  verflüchtigen.  Nur 
ausnahmsweise  ist  es  denkbar,  dasz  der  Staat,  in  der  Voraussicht  baldiger 
Erneuerung  von  Mitgliedern,  somit  einer  möglichen  Restauration,  einstweilen 
noch  die  Corporation  von  öflentlichem  Werthe,  z.  R.  nach  einer  Epidemie 
die  ausgestorbenen  Zünfte,  als  fortbestehend  schützt  und  erhält  Fällt  aber 
jene  Aussicht  weg,  so  kann  der  Staat  vielleicht  eine  neue  juristische  Person 
an  der  Stelle  der  untergegangenen  Corporation  gründen,  das  Leben  dieser 
aber  nicht  bewahren. 

2.  Die  Aufhebung  von  Seite  des  Staates  steht  diesem  jederzeit  zu, 
wenn  die  Existenz   einer  Corporation  mit  der   öOentlichen  Wohlfahrt  in 


1.  Vlpianas  in  L.  7.  §.  2.  quod  cujusc.  unfv.  In  Decurionlbus  Tel  alHs  aol- 
versilatibus  nihil  referl,  utrum  omnes  iidem  maneant  an  pars  maneat,  fei  omnes 
iminutati  sint.  8ed  si  universitas  ad  unura  redii,  magis  admiitiUir»  posse  eam 
convenire  et  convepiri»  quum  jus  oranium  in  nounoi  reciderit  et  stet  BomeD  W^ 
veraitatis. 
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ernsIeD  Wkkrsfroch  gerdib:  durch  die  Gesetzgebung«  wenn  eine  ganze 
Art  Yoa  Corporationen  dem  Staate  gefährlich  oder  mit  der  gemeinen  Ord- 
Doog  und  Sicherheit  unvereinbar  erscheint;  durch  besondern  Regierungsact, 
wenn  eine  einzelne  Corporation  völlig  entartet  und  nicht  durch  Reform  zu 
heilen  ist  (2.  3.)  Eine  willkürliche  Aufhebung  der  Corporation  —  zumal, 
wenn  damit  noch  die  Aneignung  ihres  Vermögens  von  Seite  des  Staates 
verbunden  ist  —  ist  zwar  häufig  und  in  verschiedenen  neueren  Staaten 
geöbt  worden,  aber  auch  dann  ein  entschiedenes  Unrecht,  wenn  die  Privat- 
recbtspflege  keine  Macht  hat,  dasselbe  abzuwehren  und  das  Recht  herzu- 
stellen* 

3.  Die  emzilnm  Mitglieder  der  Corporation  sind  zwar  jederzeit  be- 
rechtigt, wenn  nicht  Bestimmungen  des  öflentlichen  Rechtes  daran  hindern 
und  soweit  sie  nicht  aus  persönlichen  fieitragspflichten  verhaftet  bleiben« 
auszuireten,  nicht  aber  Auflösung  der  Corporation  zu  fordern.  Der  Wechsel 
der  Individuen  ändert  die  rechtliche  Existenz  derselben  nicht 

Wohl  aber  ist  das  Organ  der  Corporation  selbst,  die  Versammlung 
berechtigt«  durch  Mehrheitsbeschlusz  die  Auflösung  zu  beschlieszen.  Es 
entspricht  eiq  solcher  Beschlusz  der  ursprünglichen  Constituirung.  Man 
begreift  es,  dasz  die  Juristen,  welche  für  die  Entstehung  der  Corporation 
^e  ÄMtorisation  der  SiatUsg^joaU  verlangen,  consequenter  Weise  die  näm- 
liche Autorisation  für  die  Auflösung  fordern.  Der  Auflösungsbeschlusz  hat 
aber  auch  für  diese  Auffassung   eine   wesentliche  Bedeutung*),    und   es 


S.  Zürcher  Ges.  g.  45 :  Gegenüber  einer  entarteten  Corporation  kann  die  Re- 
gieroDg  reformirend  einwirken.  Wenn  diese  Einwirkung  nicht  zn  Abhülfe  von 
Miszbriochen  fuhrt  und  von  einer  Corporation  beharrlich  ein  unerlaubter  oder  un- 
sittlicher Zweck  verfolgt  wird,  so  ist  der  Regierungsrath  berechtigt,  eine  solche 
Corporation  aufzuheben.  Es  ist  jedoch  vorher  der  Corporation  Gelegenheit  zu  geben, 
sich  zu  vertheidigen,  und  es  Ist  der  Aufhebungsbeschlusz  zu  begründen. 

3.  rreunüches  Landr.  ü.  6.  §.  192:  Wird  eine  öffentliche  Gesellschaft  ganz 
aufgehoben  and  sind  für  diesen  Fall  über  das  gemeinschaftliche  Yermögen  derselben 
keine  anderweitigen  Bestimmungen  in  ihren  Stifiungsgesetzen  vorgeschrieben,  so  rsilt 
dieses  Yermögen  dem  Staate  zur  anderweitigen  Verwendung  Tür  das  gemeine  Wohl 
anheira.  g.  193:  Sind  Jedoch  darunter  Gelder  oder  Sachen,  die  zu  einer  gewissen 
bestimmten  Absicht  und  Verwendung  der  Verwaltung  der  aufgehobenen  Corporation 
anvertraut  gewesen,  so  musz  der  Staat  dafür  sorgen,  dasz  die  Absicht  des  Stifters  — 
fernerhin  so  viel  als  möglich  erreicht  werde,  g.  198:  Von  demjenigen  Gesellschafts- 
vermögen, dessen  Nutzung  den  einzelnen  Mitgliedern  bestimmt  war,  musz  den  zur 
Zeit  der  Aufhebung  noch  vorhandenen  Mitgliedern  derjenige  Antheil,  den  sie  bisher 
genossen  haben,  auf  Lebenslang  gelassen  werden. 


*)  Daa  wird  bei  dem  Streite  hierüber  gewöhnlich  Qbersehen.  Hätte  die  Corporation  wirklich 
keinen  eigenen  WiUen,  ao  würde  der  Auflösungsbescbluaz  auch  nicht  durch  die  Zulassung 
des  Staates  in  Wirksamkeit  tretea  können.  Allerdings  kann  eine  natürliche  Person,  wie 
Pocbta  bei  Weiske  U.  8.  78  sagt,  ^^durch  die  blosze  Erklärung  ihres  Willens,  nicht  mehr 
Person  zu  sein,  ihre  Persönlichkeit  nicht  aurgeben".  Wenn  er  aber  fragt:  „Warum 
sollte  es  anders  sein  bei  juristischen  Personen  ?"  so  ist  die  Antwort  nicht  schwer.  Die 
persönlicbkpit  des  natdrlicb^n  Menschen  ist  nicht  das  Product  seines  Willens  und  so  lange 


Digitized  byVjOOQlC 


104  Bach  I.  Cap.  V,  Tod  deo  iutisüschen  Persooen. 

kommt  nur  die  Genehmigang  des  Staates  hinzu  und  wird  nach  vorheriger 
Prüfung,  wenn  nicht  ein  öfiTentliches  Interesse  die  Fortdaner  erheischt, 
unhedenklich  verliehen.  FOr  Corporationen  von  öffentlicher  Bedeutung  ist 
dieselbe  jedenfalls  nöthig,  ffir  rein  pritaireehtliche  Vereine  aber,  die  darc^ 
freien  Zusammentritt  constituirt  werden,  überflüssig.  Hier  ist  jedoch  eine 
Beschränkung  aus  der  Natur  der  Corporation  abzuleiten.  Nicht  absolat 
nämlich  gilt  der  Beschlusz  der  Mehrheit  als  wahrer  CorporationswIUen. 
(§.  37.  6.)  Die  Corporation  hat  zunächst  eine  selbständige  Existenz  und 
Bestimmung,  die  nicht  unbedingt  von  der  Willkür  ihrer  Organe  abhangt. 
Wenn  daher  eine  Minderheit  darauf  beharrt,  die  Corporation  fortzusetzen, 
und  in  sich  die  Fähigkeit  hat  oder  durch  neue  Aufnahme  zu  erwerben  im 
Stande  ist,  die  Bestimmung  der  Corporation  auch  in  Zukunft  zu  erfüllen, 
so  kann  sie  der  Hehrheit  gegenüber  sich  als  das  wahre  Organ  der  Corpo- 
ration anerkennen  lassen  und  die  Fortdauer  derselben  sichern. 

4.  Noch  nicht  gehörig  entwickelt  in  unserer  Rechtsbildung  ist  das 
Schicksal  des  corporativen  Vermögens  im  Fall  des  Untergangs  der  Corpo- 
ration. Da  dasselbe  während  ihrer  Existenz  ausschliesziich  dem  Ganzen, 
nicht  auch  wie  das  genossenschaftliche  Vermögen  den  einzelnen  Gliedern 
zukam,  so  fällt  es  auch  nicht  von  Rechts  wegen  diesen  zur  Vertheilong 
anheim.  Auch  ist  nicht  wie  nach  dem  Tode  einer  natürlichen  Person 
durch  das  Erbrecht  für  die  Folge  gesorgt.  Und  dennoch  sträubt  sich  das 
natürliche  Rechtsgefühl  gegen  die  Annahme,  dasz  immer  all  diesz  Gut  als 
herrenloses  Vermögen  dem  Fiscus  (3.)  —  oder  was  consequenter  wäre  — 
den  Zugreifenden  anheim  falle. 

In  vielen  Fällen  werden  die  Zweifel  practisch  dadurch  gelöst,  dasz 
entweder  durch  die  Statuten  schon  bestimmt  ist,  wer  in  das  Gemeingnt 
succedire,  oder  dasz  die  Corporation ,  w6nn  sie  freie  Verfügung  hat  —  wo- 
von sie  natürlich  nicht  zum  Schaden  ihrer  Gläubiger  Gebrauch  machen 
darf  —  vor  der  vollzogenen  Auflösung  ihr  Vermögen  als  noch  existirende 
Person  auf  einen  Andern  überträgt.    Beides  ist  durchaus  zulässig. 

Wenn  aber  so  nicht  gesorgt  worden,  dann  ist  die  gewöhnliche,  aber 
allerdings  nicht  befriedigende  Annahme,  dasz  das  Gemeingut  dem  Fiscus 
zufalle.  Der  zukünftigen  Rechtsbildung  bleibt  es  vorbehalten,  hier  za 
unterscheiden,  und  auf  das  Moment  der  ursprünglichen  Bestimmung  dieses 
Gutes,  sei  es  für  besondere  staatliche,  kirchliche,  Armen-Zwecke,  sei  es  fdr 
den  Genusz  der  Glieder  *) ,  das  gebührende  Gewicht  zu  legen.  (3.  4.) 

4.    Zürcher  Ges.   g*  ^1'   ^^^^   die  (Corporation),    ohne   dasz  vorher  über  die 
Saccession  in  das  CorporationsTermÖgen  gültige  Verordnungen  getroffen  worden  sind« 


er  körperlich  lpb(,  nolhwendig  mit  ihm  Terbunden.  Daher  kann  er  nor  durch  Zerstörung 
des  Körpers,  Selbstmord,  seine  Persönlichkeit  endigen.  Die  Juristische  PersÖnlirhkeii 
aber  ist  ein  Product  des  gemeinsamen  Willens,  and  ihr  Körper  lediglich  die  Verbindung 
der  Glieder.  Daher  kann  sie  anch  durch  einen  'Willen  dieser  Verbindung  und  ein  Ans- 
einanderstreben  and  Aaseinandergehen  der  Glieder  ihr  Ende  herbeifttbren. 
*)  Dasz  dieser  Gedanke  fcbon  den  |löinem  pahe  lag,  beweist  dl«  Stelle  Ton  M^reimtm  i^ 
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5.    Aemter,  öffnidfche  SttHnngsperaonen« 

i.  Das  AnU  im  Staat,   in  der  Kirche,  In  der  Gemeinde  bat  als  ein- 
zelnes  Organ  in  einem  groszen  organischen  Körper  ein  ihm  eigenthümliches 
geistig-körperliches  Leben,    welches  gleicbmflszig   fortdauert,    obwohl    die 
oatärlichen  Personen,  welche  das  Amt  als  Beamte  erfüllen,  wechseln.    Es 
kann  daher  nicht  auffallen,  wenn  auch  im  Privatrechte  manchen  Aemtern 
eine  juristische  Persönlichkeit  beigelegt  wird ,  d.  h.  wenn  sie  als  Vermögens- 
subjecte  anerkannt   werden.    Es  geschieht  das,  so  weit  das  BedQrfnisz  es 
erfordert,   damit   die  zunächst  auf  das  Gebiet  des  öffentlichen  Hechtes  be- 
schrankte Rechtssphäre   des    Amtes   eine   Ausdehnung   auf  privatrechtliche 
Persönlichkeit  erhalte. 

Die  eigentliche  natOrliche  Unterlage  dieser  Personen  ist  das  Amt  selbst^ 
nicht  die  einzelnen  auf  einander  folgenden  Individuen.  Blackstone  (Com- 
ment.  I.  18.)  nimmt  zwar  das  letztere  an  und  setzt  so  der  mehrlebigen 
Corporation  (corporation  aggregate)  die  einlebige  (corporaHon  sole)  ^egen- 
Ober.  Allein  das  Amt  hat  schon  eine  auf  dem  Gesammtorganismus  des  Staates 
berohende  Existenz  för  sich  und  wird  von  dem  Willen  und  der  Erfüllung 
der  Individuen  noch  weniger  bestimmt  und  beherrscht,  als  die  Corporation, 
so  dasz  bei  jenem  ein  noch  entschiedeneres  Absehen  von  den  natürlichen 
Meoscheo  möglich  wird  als  bei  dieser.  Die  Beamten  haben  die  Pflicht  auf 
sich  für  das  Amt  zu  sorgen,  und  die  Vollmacht  —  aber  häufig  eine  be- 
sdirinkte  —  das  Amt  zu  vertreten.  Das  Amt  wird  nicht  erst  aus  ihrer 
Kette  gebildet;  es  ist  in  jedem  Moment  ganz  und  für  sich  da. 

Dem  canonischen  Rechte  gebührt  das  Verdienst,  die  leitenden  Gedanken 
dieser  Art  von  juristischen  Personen  zuerst  ausgeprägt  zu  haben.   (1.) 

2.  Die  Entstehung  des  Amtes  (mnnus,  officium),  als  eines  öflentlichen 
Organs   wird  von   dem  öflentlichen  RcH^hte  bestimmt.     Es  ist  daher  anch 

aufgelöst  oder  aufgehoben ,  so  füllt  das  Corporationsverroögen ,  weno  die  Corporation 
rar  eioen  Gemeindezweck  t>egrändei.  oder  vorzüglich  im  Interesse  der  Bürger  oder 
Einwohner  einer  bestimmten  Gemeinde  gelegen  war,  der  twtreffenden  Gemeinde, 
weoB  sie  einen  andern  öffentUchen  Zweck  hatte,  dem  Staate,  In  anderen  Fällen  end- 
lich den  leuten  Mitgliedern  zur  Vertheilung  unter  aich.  Je  nach  ihrer  Anzahl  anheim. 
(.  48:  Fällt  ein  Corporationsgut  —  der  Gemeinde  oder  dem  Staate  anheim,  so  soll 
dasselbe  denjenigen  Gutem  einverleibt  werden,  deren  Bestimmung  der  frühem  Be- 
natiang  des  Corporationsgotes  am  nächsten  verwandt  ist.  Vgl.  ein  sehr  interessantes 
ßrkemUnin,  dti  O^-A.-O.  %u  Cattel  in  SenfferU  jirchio  XIII.  Nr.  207. 

1.  Cap.  8.  De  praebendis  et  dignit.  (III.  5.)  Sicut  in  magnis  ita  qooqoe  in 
minimis  merobris  suis  firmatam  ecciesla  habeat  unitatem,  diyisionem  pracbendaram 
aat  dignitaturo  permulationcm  fieri  prohibemus. 


U  3.  pr.  de  colleglis  et  corp.  (XLVII.  22.)  ,.CoIl^gia  %\  qua  fiierint  illiriu,  Maodatis  et  Con- 
ttitaiionibus  et  SenatusconsuUis  dissolvuntur.  Sed  permitiittir  iis  quum  dissoIvuDtDr,  pecu- 
nias  communes  si  quas  habenl,  dividere  pecuniamqoe  inter  m  partirf."  Denn  sieber  ist 
es  nnnatfirlicb ,  die  Glieder  einer  erlaubten  Corporation  schlechter  zu  stellen  bei  der  Aaf- 
Idaan^  dfeaer,  als  dfe  einer  pperlaQ|>fen  Verblpdoni;,  weH^  rpo  Äiaala  wegen  aofgelöit  wird. 
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Sache  der  öfiTentlichen  Gewalten,  imt  dem  Amt  die  Bedeatung  einer  prwat- 
rechtlichen  Person  (Stiftoog  einer  Pfründe,  bene6ciom)  zn  yerbinden.  Mit 
Bezug  aof  die  Staatsflmter  kommt  dem  Staate  der  alleinige  EnHcheid^  mit 
Bezug  auf  Kirchen-  und  Gemeindeämter  mindestens  das  Recht  zn,  von  der 
Gründung  durch  die  Kirche  oder  die  Gemeinde  Kenntnisz  zu  nehmen  und* 
wenn  die  öflenth'che  Wohlfahrt  es  erfordert,  die  Anerkennung  der  juristi* 
sehen  Persönlichkeit  zu  verweigern.  Immer  aber  wird  hier  eine  Stiftung 
von  oben  her  erfordert,  und  wir  können  daher  diese  juristische  Person 
öffentliche  Stiflungspenon  nennen.  Sie  ist  als  Einheit  zu  denken,  nnd  es 
kommt  ihr  unbeschränkte  Fortdauer  (Unsterblichkeit)  zu. 

Selten  wird  das  Ajnt  zur  Stiftungsperson  erhoben,  wenn  nicht  zugleich 
jetzt  schon  ihm  ein  bestimmte$  Vermögen  als  Ausetattung,  Dotation  ange- 
wiesen und  zu  Eigenthum  zugetheilt  wird.  Dann  wird  die  privatrechtlicbe 
Bethätigung  sofort  bewährt  Das  Stiftungsvermögen  gehört  der  Stiftungs- 
person,  und  kelnesw^  den  natürlichen  Personen,  welchen  die  Verwaltung 
oder  der  Genusz  desselben  zusteht  (2.) 

ST.  Die  natürlichen  Personen,  welche  in  das  Amt  eingesezt  und  da- 
her auch  die  Stiftungsperson  zunächst  zu  vertreten  berufen  sind ,  üben  das 
Recht  der  Vertretung  der  Stiftungsperson  und  der  Verwaltung  des  Stiftoogs- 
Vermögens  nur  nach  Maszgabe  der  übrigen  Verfassung  und  unter  der  Auf- 
sicht, beziehungsweise  Oberleitung,  der  ihnen  übergeordneten  Stellen  (des 
Staates)  aus.  (3.)  Die  Hauptbedeutung  des  Amtes  liegt  durchaus  im  öffent- 
lichen, nicht  im  Privatrecht.  Daher  musz  die  Ordnung  des  ersteren  immer 
als  das  Wesentliche  voraus  beachtet  werden.  Eine  erhöhte  Aufsicht  ist 
hier  um  so  nöthiger,  weil  nur  in  ihr  die  Garantie  dafür  zu  finden  ist,  dasz 
nicht  das  bleibende  Interesse  der  fortdauernden  Stiftsperson  durch  momen- 
tane Entschlüsse  eines  vorübergehenden  einzelnen  Menschen  schwer  verletzt 
werde.  Zuweilen  ist  daher  auch  die  Verwaltung  des  Stiftungsvermögens 
dem  einzelnen  Beamten  entzogen  und  dafür  eine  besondere  Pflege  (cora) 
geordnet  worden.  Im  Mittelalter  sind  so  die  Kastvogteien  entstanden  und 
derartige  Rechte  auch  den  Ausstattern  einer  Pfründe  als  PatronaUreehu 
zugestanden  worden. 

4.  We  Nutzung  des  Stiftungsvermögens  kommt  regehnäszig  dem  i»- 
diciduum  zu,  welchem  das  Amt  verliehen  ist  (2.)  Sie  wird  Pfründe  (be- 
neficium)  im  engern  Sinn  genannt,,  und  der  Nutzungsberechtigte  Pfründner 
(beneficiatus).    Sie  ist  offenbar  ein  abgdeitetes  dingliches  Recht  an  dem  Gute 

2.  Freustisches  Landr.  II.  11.  J.  778.  Die  Vftrwallung  und  der  Nieszbraiicli 
der  Pfarrgüter  gebührt  dem  Pfarrer.  §.  779.  Der  Patron  und  die  KIrcben Vorsteher 
sind  schuldig  und  befugt,  darauf  zn  sehen,  dasz  der  Pfarrer  die  Wiedmuthsstucke 
ordentlich  verwalte  und  wirthschaftlich  nutze. 

3.  Zürcher  Ges.  §•  ö».  Die  Stiftungen  stehen  zunSchst  un'er  der  Ober- 
aufsicht der  Gemeinde,  zu  welcher  sie  gehören.  Stehen  sie  in  keiner  Beziebaog 
zu  einer  besondern  Gemeinde,  so  stehen  sie  qoter  der  Mnmittelbarep  Oberaufoicbt 
der  betrefTenden  Staatsbeliörde. 
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^^  der  Slllhingspermi,  nicht  das  Elgenthinn  dieses  Gates  selbst,  ein  Redit 
^  dessen  Haaptbestandtheil  als  Niessdfremek  (Usds  fructas),  in  manchen  Ffttlen 
i^'' '  ANuixeigemtkum  aii^elaszt  werden  kamt,  so  jedoch,  dass  immer  mit  dem 
"*  **  AiBtrftt  oder  Tode  eines  einseinen  PfrOndners  das  Recht  für  ihn  erKscbt 
^'     und  Didit  «af  seine  Erben  Obergeht 

°^ ;'  5.     Wie  die  Entstehung  ond  das  ganze  Schicksal  dieser  Stiftongsperson 

'^'      m  das  öAentHche  Recht  angelehnt  nnd  tob  demselben  beherrscht  wird,  so 
^      seilt  auch  ihr  JBbds  einen  ^mOUehm  Act  roraos.    Der  Tod  der  eincelnen 
'       PfrOndner  todert  nichts  an  ihrem  Bestand;  auch  wenn  ^  Pfrflnde  eine 
lange  Zeit  hiiidarch  nicht  besetzt  wire,  so  ist  daraas  keineswegs  aaf  Unter- 
gang der  Stiftongsperson  aen  schlieszen.     Sie  kann  nur  von  oben  her  auf- 
fekoken  werden,   and  zwar  ganz  analog  der    vom  Staate  in  den   einen 
Fällen  ins  Leben  gerufenen,  in  den  andern  gotgeheiazenen  Stiftong,  entweder 
dnrch  den  Staat  oder  mit  Verwiasen  «id  Zolassang  des  Staates. 

6.    Privttrechllicbe  SUflangen. 

1.  Den  Aemtem  ond  Anstalten  des  Staates  tthalich  können  auch 
PrvomiMHfiungtm  gegründet  werden.  Sie  können  sich  an  eine  ftuszere  sicA/. 
itra  An$Uüi  anschlieszen,  ond  eine  Jiestimmte  Siiftungwoohnmiig  haben,  in 
iddier  das  Leben  der  Stiftung  vor  sich  gdit,  z.  B.  ein  Spital,  Waisen- 
haus II.  dgl.,  oder  sie  können  sich  iuszerlich  nur  an  eio  Yermogem,  eine 
Cttssa,  s.  B.  eine  Sparcasee,  Stipendien-,  UnterstQtzungscasae,  anlehnen.  In 
besdcB  Fallen  aber  ist  die  geiuige  Beitimmung  der  Stiftung  als  deren  Seele 
zo  betTK^ten  und  eben  um  dieser  ihr  inwohnenden,  sie  durchdringenden 
ood  belebenden  Idee  willen,  welche  sich  im  fluszern  Dasein  kund  gibt,  ist 
äe  MögUebkeit  gegeben ,  die  Stiftung  auch  im  Privatrecht  als  ein  mit  Geist 
md  Charakter  begabte»  Wesen,  als  eine  Person^  aufzufassen.  Diese  Be- 
stimniiing  kann  denn  Auszecst  mannichfaltig  sein.  Es  gibt  einegrosze  Zahl 
solcher  Stiftongen  fQr  Zwecke  der  Wohlthätigkeit,  oder  mit  religiösen  oder 
kirchlichen  Tendenzen,  oder  die  itn  Interesse  der  Wissenschaft  oder  für 
die  Konst  gegründet  sind,  oder  selbst  für  geselUge  Zwecke.  Immer  aber 
Bmsz  die  Bestimmung  in  den  Kreis  des  sittlich  zuiäisigen  Lebens  fallen. 
Fftr  unsittliche  und  für  unerlaubte  Zwecke  darf  eine  Stiftung  nicht  ge- 
gründet und  in  solchen  Fällen  dem  Versuche  derselben  auch  keine  Persön- 
lichkeit zugestanden  werden. 

2.  Damit  eine  solche  privatrechtliche  Stiftung  ins  Leben  trete,  sind 
nrei  Dinge  wesentlich: 

a)  der  zeugende  Wille  des  Stifters,  der  Ad  der  Stiftung» 

b)  eine  Anstalt  oder  ein  Vermögen,  welches  der  Stiftung  wie  ein  Körper 
bdg^eben  wird. 

3.  Angemessen  der  dauernden  Natur  der  Stiftung  ist  es,  wenn  für 
den  Stiftungsact  eine  bestimmte  und  zwar  mindestens  schriftliche  Form 
(Stiftungnurhrndef  gefonM  ^u^*    ^^T  Stiftungeut  die  erst  nach  dem  To<)e 
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des  Stifters  ias  Leben  treten  sollen,  versteht  sich  mindeiteas  das  RHbrdcr 
nisz  d^  TesiamemlS'  oder  Codieiihrfarm, 

Nach  dnzelnen  I^andeirechten  bedarf  ^  Stiftong  aberdem  der  Sim- 
genekmigung  (1.),  eine  Vorschrift,  w^he  wieder  aas  der  Annabme  hen«- 
gegangen,  dasz  eine  juristische  Person  nur  onler  besonderer  StaatMotorÜ 
erzeugt  werden  könne,  und  welche  dann  practisch  gewöhnlich  daMo  ge- 
mildert wird,  dasz  man  leicht  eine  $iUUekweig$i^  StaatsgeoehoMgong  m- 
Diuthet  Abgesehen  von  besondem  positiven  Vorschriften  ist  aber  eiK 
Aotorisation  oder  aoch  nur  eine  besondere  Erlaubnisz  des,  Stutes  tto  die 
Existenz  der  Stiftung  unerheblich*).  {%.  3.) 

4^  Die  BestiniRHing  der  Fenooftun^  des  Stiftungsgules,  und  der  Vv- 
tretwig  der  Stifiwtg,  wdche  hier  nun  als  privMrtehÜichB  SHftmgifmm 
zu  betrachten  ist«  kommt  zunächst  dem  Stifter  sdbst  zu  (4.)«  welcher  ■ 
dem  Stiftungsacte  das  Erforderliche  anordnet  (lex  fuodationis).  Die  Vr 
Walter  und  Vertreter  sind  auch  dann  nicht  als  EigenthOmer  des  Stiltnogs- 
gutes  zu  betrachten,  wenn  sie  vorzugsweise  oder  ausschlieszKch  den  Genos  i 
des  Vermögens  haben. 

5.  Die  Verwendungen  aus  dem  Stiftdngsvermögen  sollen  der  Anonl- 
nung  des  Stifters  gemflsz  und  im  Snne  der  Stiftung  geschehen«  Eine  wil- 
kOrliche  VerfOgung  kommt  der  Verwaltung  (Pflege)  nicht  zu.  Dkjenig» 
Personen,  welche  ein  bestimmtes  Recht,  wenn  auch  nur  ein  Recht  der  Ar- 
wartschaft,  haben  auf  Mitgenusz  des  Stiftungsgutes«,  sind  berechtigt,  ndUrign* 
falls  auf  dem  Rechtswege  gegen  stjftungswidrige  Verwendung  oder  Veh 
fOgung,  durch  welche  ihr  Recht  verletzt  oder  gefährdet  wird,  Klage  zo 
erheben.  Personen  dagegen,  welche,  ohne  ein  festes  Redit  aus  der  StlM 
zu  haben,  doch  bei  der  Erhaltung  derselben  interessirt  sind,  z.  B.  Vf^ 
stOtzungsbedürftige,  sind  in  solchen  Fftllen  nicht  zur  gerichtlichen  V^ 
wohl  aber  zur  Anzeige  und  Beschwerde  bei  der  der  Stiftung  vorgesel^ 
Aufnchifhehorde  befugt,   und  es  steht  dieser  jederzeit   das  Recht  n«  ^ 

1.  Fr9u9tuche»  Landr.  II.  19.  %.  33.  Werden  dergleichen  Aostelten  (ArDCi- 
hHaser.  Hospitäler,  Waisen-,  Findel-.  Werk-  und  Arbeitshäuser)  von  neoemerncbtM 
so  musz  das  Vorhaben  dem  Staate  zur  Prüfung  der  Grundsilze  Ihrer  YerfassuDgiDitge- 
theilt  werden.  Doch  sollen  die  Behörden  mir  in  Füllen,  wo  die  Ansfabrong  der  ^^ 
Ordnungen  des  Stifters  unmOglkb  oder  gar  scbidlich  sein  würde,  dieselben  zu  ver- 
werfen berechtigt  sein.  g.  37.  Auch  solofae  Anstalten,  denen  in  der  StifluogsurkoB^ 
eigne  Aufseher  vorgesetzt  sind,  bleibendennoch  der  Oberaufsicht  des  Staates  unterworfd- 

2.  Oetterreichitche»  G^stiih,  %.  ^^.  Die  Vorschriften  ober  Stiftungen  sin' 
In  den  politischen  Verordnungen  enthalten. 

3.  Zürcher  GeseUb.  §.  53.  Hat  die  Stiftung  einen  staatlichen  oder  kircblichti 
Zweck,  so  ist  die  Genehmigung  der  Regierung  zu  ihrer  Kilstenz  erforderlich. 

4.  Oesierreichuehts  Gesetzb.  g.  646.  Von  den  Substitutionen  unterscbcMift 
sich  die  Stiftungen,  wodurch  die  Einkünfte  von  Capitalien,  Grundstücken  oder 
Rechten  zu  gemeinnützigen  Anstalten  oder  zum  Unterhalte  gewisser  Personen  anfalle 
folgenden  Zeiten  bestimmt  werden. 

•)  Neuerlich  haben  sich  auch  BeteUr  und  jtmdu  wieder  für  diew  Ansicht  ausgefprochrt- 
^tktUn  tbeilt  Abb.  1.  S.  4il  finen  inerkwOrdifen  deraiti^n  Hedtslill  mH. 


t 
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am  Bestand  der  SIttiiiig  und  für  BMcfatung  deft  WiSeos  des  Stifters  zu 
Mngen.  Die'  Oberaufsicht  des  Staates,  beziehoogsweise  der  Gemeinden, 
redbtferCigi  sich  Uer  aus  ihnlichen  GrQndee,  wie  bei  den  öffentlichen 
StÜtengspersonen^  nur  haben  hier  die  Beb<Hrden  geringere  Macht  als  bei 
dkjui,  eben  weil  die  Natur  jener  Stiftungen  dodi  zunächst  privatrecht- 
licii  ist. 

6.  Sehr  sdiwierig  ist  die  Frage  der  Abändmtmg  der  Stifiungi^atuten 
ond  noch  nidit  genügend  geordnet  Bthanüeke  Fesihaku9(tg  des  Willens 
d«s  Stifters  ist  Tor  allem  Grmidgesetz  der  Stiftung.     Aber  vöUigs   Vnver- 

mderüehkeit   widerspricht  dem  Naturgesetze   alles  irdischen  Daseins  und 

wird  anter  wesenUich  umgewanddten  floszern  VerhAltnissen  zum  Unsinn. 
E  Sie  kann  sogar  dahin  sich  verkehren,  dasz  sie  mit  dem  Geiste  des  Stifters 
->  in  offenbaren  Widerspruch  gerftth,   wflhrend  dem  Buchstaben  der  Stiftung 

genan  nachgelebt  wird.  (5.  6.)    Aus  der  Natur   der  Stiftung  lassen   sich 

folgende  Sitze  ableiten; 

a)  Wenn  die  ErßUwig  des  Stiftnngszweckes  uiitii€^(icA  geworden,  z.  B. 
bei  religiösen  Stiftungen,  in  Fo^  allgemeiner  GlaiJ^^sAnderung,  so 
geht  das  Leben  der  Stiftung  selbst  unter,  und  es  werden  nicht  bk)sz 

>  die  Statuten  geindert:  so  bei  Sttftangen  för  kathoMsche  Klöster  in 

Schweden. 

b)  Wenn  zwar  ein  Theil  des  Stiftungszweckes  nicht  mehr  erfüllt  werden 

H.  freuMtisehet  Laodr.  II.  10.  £.  48.  Wird  wegen  Terlioderler  Umstände  die 
in  der  SUrtangsarkunde  TorgeschHebene  Yerwendangsart  unmöj^ljch,  oder  gar 
sdiMiek:  so  mosz  der  SUat  die  Güter  ond  Einkünrie  einer  solchen  Anstalt  zu 
efBcni  andern,   der  wahrseheinlichen  Absiebt  des  Stifters  so   viel   als   möglich  ge- 

Gebraacbe  widmen.    {Senffert,  Arch.  IX.  7.) 

Zürcher  Gesetib.  %.  66.     Stiftangsstatuten  dürfen   nar  unter  der  Voraus- 

abgeindert  werden: 

a)  d«9z  die  zur  Verwaltung  des  StinungSTermögens  oder  zur  Stell rertretiing  der 
Stirtong  berechligtiu  Personen  in  ihrer  Versamroloiig  mit  Mehrheit  eine  Ab- 
iaderang  beaobliesien; 

b)  dass  die  zur  Ansöbong  der  Oberaursicht  berugle  Stelle  ihre  Zustimmung 
erlheil  t; 

c)  dasz  durch  die  Abänderung  dem  Geiste  der  Stiftung  nicht  zuwider  gehandelt 
wird. 

Der  Minderheit  ist  gestattet,  mit  Rücksicht  auf  das  dritte  ErfordernisiL  inner- 
halb Jahresfrist  seit  Erlassong  des  Besehhisses  gerichtliche  Klage  gegen  die  Mehr- 
hdt  ZQ  erbeben,  und  Nichtigerklärung  desselben  zu  beantragen. 

Ueberdem  steht  es.  Insofern  durch  die  Abänderung  wohlerworbene  Rechte  Eln- 
ulner  Terleut  werden  sollten,  dem  Berechtigten  zu,  diese  Rechte  vor  Gericht  zu 
schätzen.  $•  ^'  ^^^  ^^^  Fortdauer  der  Stiftung  unzulässig  oder  unmöglich,  so 
QtU,  iasolem  nicht  In  den  Statuten  etwas  anderes  bestimmt  ist.  das  Stiftungsvrr- 
asgen,  wenn  die  Stiftung  zunächst  unter  der  Oberaufsicht  einer  Gemeinde  stand, 
<ict«r,  wenn  dieselbe  unter  der  unmittelbaren  Oberaufsicht  des  Staates  stand,  dem 
Suate  SQ.  Es  soll  ledoeh  das  Stiftungsvermögen  den^igen  besonder n  Gütern  ein- 
Verebt  werden,  deren  Bestimmung  die  gröszte  Verwandtschaft  hat  mit  dem  Zwecke 
der  Stlftoog. 
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kimn ,  aber  ein  wesentlicher  Theil  dersslben  noch  erfUlbar  \A,  so 
dauert  die  Stiftung  fort,  aber  es  hört  eine  Riehtung  ihrer  Wiriuam- 
keit  auf:  so  bei  Stiftungen  jibrlicher  Reidiniste  halb  fQr  das  Kloster, 
halb  für  die  Schule  einer  Gemeinde;  nach  Aufhebung  des  Kkitors 
wird  der  Schule  die  bisher  dem  Kloster  entrichtete  HiUle  aecrescirai 
c)  Wenn  nicht  Unmöglichkeit,  aber  eine  im  Verlauf  der  Zeit  eingetretene 
Unzweckmäizigkeü  der  bisherigen  Anordnung  eine  Abänderung  der 
Statuten  wQnschenswerth  macht,  so  ist  diese  jedenfalls  nur  unter  de»  zq- 
sammentreffenden  Voraussetzungen  zulAszig,  dasz  dieselbe  vob  dem 
redlich  erfaszten  Geiste  der  Stiftung  gebilligt  wird,  die  berechtigte  Ver- 
waltung und  Vertretung  sie  boscblieszt,  und  die  Oberaufsicht  ihre 
Zustimmung  gibt;  so  wird  bei  einer  Stiftung  für  Oel-BeleDchtung  der 
Strasze  einer  Stadt  unter  UmstAnden  eine.  Umwandlung  in  Beitrüge 
zur  Gasbeleuchtung  sich  rechtfertigen. 

7.  Die  Stiftung  geht  unier: 

a)  wenn  die  Anstalt  oder  das  Vermögen,  das  ihr  als  körperliche  Cnter 
läge  gedient,  untergeht  und  nicht  hergestellt  werden  kann; 

b)  wenn  der  Zweck  der  Stiftuog  unmöglich  oder  unzulässig  geworden  ist 
Aus  letzterm  Grunde  ist  der  Staat  berechtigt  eine  Stiftung  aufzuheben. 

8.  Die  Frage,  was  aus  dem  hinterlassenen  Vermögen  der  Stiilaog 
werde,  ist  Ahnlich  zu  beantworten,  ^ie  die  nach  dem  Schicksal  des  lorOct- 
gelasseneu  Corporationsgutes.  (§.  43.  4.) 


Sechstes  CapiteL 

Vom  Autorrecht. 
§.  46. 
1.    Geschichte  und  Natur  des  Autorrechts. 
1.    Das  Autorrecht  (Urheberrecht)  gehört  der  modernen  RecMsbildani 
an.    Seine  ersten  Anbnge  sind  schon  im  XV.  Jahrhundert  zu  entdecke^ 
aber  erst  unserer  Zeit  ist  es  endlich  gelungen,  das  Princip  desselben  « 
erkennen,  und  noch  arbeitet  sie  daran,  diesem  Princip   volle  Geltung  zi 
verschafTen. 

Anfangs  wurden  nur  einzelne  schriftstellerische  Werke  durch  Prm 
legten  gegen  unrechtmAszigen  Nachdruck  geschtltzt.  (1.)  Ein  allgenieiM 
Recht  wurde  noch  nicht  anerkannt,  und  der  Nachdrucker  nur  darum  mi 

1.  Französische  BuchhAndlerordDuiig  yor  46iB.  Art.  38.  (bei  ß*Mmard\ 
S.  120.)  Sera  dtfendu  k  tous  libraires,  imprineurs  ei  relleurs  decoDtrefkirelfsliYrt 
desquels  il  y  aura  privJiege  obtenu  de  fotre  IMaJest^  —  cooame  aoni  il  scra  d^rea4 
ä  tons  libraires»  imprimeofs  et  retieurs  de  eettt  Yille  da  Paris  d'obteair  aucaoe  prt 
longation  des  prlfiieges  par  lei  dits  Ubratres  pour  rimpresiloa  des  liTrea»  t'il  o'f 
augtneDtatioD  aoz  lUres  desquels  les  priril^ges  soot  expir^s. 
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Stnfe  bedrdit,  weil  er  du  besondere  in  dem  PriyUegimD  enthaltene  Ver- 
bot miszachtet  habe.  Die  Ältesten  bekannten  Privilegien  der  Art  haben 
die  Refyohlik  Venedig  {schon  146^),  der  Heriog  Sforza  von  Hailand,  der 
Bischof  von  Bamberg  1490  und  der  Senat  der  deat^hen  Reichsstadt  Nttrn- 
bergertheüt,  in  den  fahren  1494  bis  1496. 

AlliDfthlich  nur  —  aber  unsichem  Ganges  —  fieng  aoch  in  manchen 
lindern  die  Jurisprudma  an,  dch  der  Rechte  der  Autoren  oder  ihrer  Ver- 
leger anznnehmeQ«  Aber  selbst  die  Richter,  die  das  thaten,  hatten  mancher- 
lei Zweifel  Ober  die  Reehtsform  in  veelcher  sie  jene  Rechte  schätzen  soll- 
ten, und  viele  Juristen  bestritten  noch  lange  —  und  sogar  bis  auf  unsere 
Tage  herab  —  die  Existenz  dieser  Rechte,  wenn  nicht  besondere  Privile- 
gien  oder  eine  ausdrOcklicbe  Gesetzgebung  sie  schOtzta).  (2.)  Endlich  nahm 
sich  die  Gaeizgämng  derselben  an ,  in  Deutschland  zuerst  die  Sichsische 
Gesetzgebung  (1686  und  1773).  Auch  sie  gevrahrte  anfangs  nur  sehr  un- 
fonkommene  Anerkennung  und  Schutz,  bildete  sich  abar  mit  der  Zei^ 
ZQ  böhorer  Vollendung  aus.  Heutzutage  gehört  das  Autorreeht  eu  den  all- 
gemein  anerkannten  m$n$Mkhm  Rechten. 

2.  In  der  Entwicklungsgeschichte  des  Autorrechtes  lassen  sich,  seit 
dasselbe  als  ein  aUgemeines  Recfa  durch  die  Gesetzgebung  bestfttigt  und  ge- 
ordnet Qod  durch  die  Jurisprudenz  anerkannt  wird,  vier  Stufim  unter- 
scheiden: 

a)  der  Standpunkt  des  Privüegiuffii,  War  dasselbe  frOher  im  einzelnen 
Falle  verliehen  worden,  so  wurde  es  nun  allgemein  ertheilt.  (3.) 
Aber  es  war  die  Form  der  Vergünstigung  und  des  Autnahmerechtei 
noch  beibehalten,  während  doch  dem  Wesen  nach  allgemeines  Recht 
geschützt  wurde.  Da$  Redttrfnisz  des  Rechtsschutzes  war  gefohlt, 
aber  das  Bewusztsein  Ober  die  Natur  des  Rechts  noch  unerwacht. 

b)  Der  Standpunkt  des  Verlagsrechts,  oft  mit  dem  vorhergehenden  ver- 
bunden. Man  dachte  dabei  zunächst  an  die  Verleger  und  wollte  das 
Verlagsrecht  derselben  schützen:  ein  durchaus  ungenügender  Gesichts- 
punkt. (4.)  Man  übersah,  dasz  der  recht mAszige  Verleger  und  der 
Nachdrucker  nur  um  ihrer  verschiedenen  Beziehungen  zum  Autor  wil- 

2.  ErkeontnUz  des  .EnglUchtn  OberhauseM  y.  1774  oach  der  Bertlhung  der 
OberrkhUr  (bei  Reoouard  I.  S.  236).  Frage:  Hat  nach  gemeinem  Recht  der  Autor 
tiaes  Baches  oder  irgend  eioes  lilertrischen  Werks  das  aussehlieszlicbe  Recht 
raersi  dasselbe  drucken  zu  lassen  und  herauszugeben,  und  hat  er  eine  Klage  gegen 
MeD,  der  dasselbe  ohne  seine  Erlaubnisz  gedruckt,  veröfrenlticht  und  verkauft  hat? 
NcQD  Summen  bejahten  die  Frage,  eine  verneinte  sie. 

3.  Arr«t  sur  les  Privileges  de  1777.  {Benanard  I.  8.  167.)  Sa  Majest^  a  re- 
coooa  que  le  prlvil^ge  en  libraire  est  une  grice  fond^e  en  Justice  et  qui  a  pour 
^i>j  t,  8l  eile  est  accordie  k  Tauteur,  de  r^eompenser  son  Iravail;  sl  eile  est  aecord^ 
an  libraire,  de  Ini  assurer  le  remboursement  de  ses  avances  et  Tindemnit^  de  sei 
traif  -.  que  eette  difKrenee  dans  les  meüfs  qui  determioent  les  Privileges  en  doli 
prodaire  une  daos  leur  durte. 
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len  ein  verschiedenem  Recht  haben«  und  dasz  ein  Honopol  des  enten, 

welches  ohne  ROcksicht  anf  den  Autor  blosz  wegen  der  Priorilftt  der 

indostriellen  Untemehnrong  verliehen  würde,  keinen  rediten  Gmnd  habe." 

c)  Der  Standpunkt  des  Uterariseken  EtgetUkum,  SchrifuigmUhmu,  vo^ 

zOglich  von  den  SchrifUteHem  verfochten,  aher  joristisch  uabratdi- 

bar.  (5.) 

Der  Sprachgehranch  nätnKch,   welcher  die  Madit  des  Menschen  Ober  Mine 

Nerven,   Ober  seine  Hände,  Ober  seine  Gedanken  Eigenthnm  nennt,  ond 

welcher  alles  umfaszt  was  der  Person  zugehört  nnd  ihr  so  eigen  ist,  bit 

wohl  auch  einen  Sinn,   aber  umfaszt  allzu  verschiedenartige  VerbAltnisse. 

als  dasz  er  im  Privatrecht  gebraucht  werden  könnte.     Die  Jurispnidem 

kann  unter  Eigenthum  nur  ein  Sachenrecht  verstehen,  nur  die  vollkomroeBe 

Herrschaft  der  einzelnen  Menschen  Ober  die  körperlichen  Safihen.  Von  der 

Art  ist  das  Recht  des  Autors  an  seinem  Werke  nicht    Dieses  nflmKch  \A 

durchaus  verschieden  sowohl  von  dem  Manuscript,  als  von  den  gedmektei 

Eiemplaren  des  Buchs.    Die  letztern  sind  allerdings  Smehm,  die  dem  Eigeo- 

thum  der  Individuen  zugehören.     Das  Werk  aber  als  GetiU^frodmci  hM 

nicht  an  einem  bestimmten  Manuscript  oder  an  einem  bestimmten  Bodi 

Es   kann  besteben   auch  ohne  Schrift  und  ohne  Druck,  z.  B.  als  mOnd- 

liche  Vorlesung,  als  Rede.     Das  Recht  des  Autors   wird   daher  nicht  in 

mindesten  verändert,   wenn  auch  sein  Manuscript  zerstört  worden  ist  uod 

alle  Exemplare  des  gedruckten  Buches  an  fremde  EigenthOmer  gekommen 

sind.     Sein  Werk  hat  als   ein  GeUtesproduct  eine  wesentlich  wmcUick 

Natur.    Das  lebendige  Wort  ist  sein  echtester  Ausdruck. 

Ferner  ist  das  Recht  des  Autors    darin  verschieden    von   dem  Eig^* 
thum,  dasz  jenes  inmier  auf  die  bestimmte  indimduelle  Person  des  Auidf* 


4.  Preutzitchet  Landr.  I.  11.  g.  996.  Das  Yfrlagsrecht  besteht  in  der  Be 
fagnisz,  eine  ^Schrift  durch  den  Druck  zu  vervie IHIltigfn  und  sie  aasschliesien«!  ^^ 
lusetzen.  §.  998.  In  der  Regel  erlangt  derBaehhlndler  das  Verlagsrecht  oar  darck 
einen  mit  dem  Verfafiser  darüber  abgeschlossenen  schrHUicheo  Vertrag. 

tt.  NapoUonitches  Decret  v.  5.  Febr.  iglO.  Art  39.  Le  droit  de  propH^t^  estgtr»^ 
h  Tauteur  et  ä  sa  veuve  pendant  leur  vie,  si  les  conTenlions  matrimbniales  de  celle-^ 
)ui  en  donnent  le  droit,  et  ä  leurs  enfaots  pendant  vingt  ans.  Art.  40.  tes  aoteors. 
solt  nationaui ,  soit  6trangers ,  de  tont  oavrage  tmprini6  oo  grav^ ,  peof ent  c^ 
leor  droit  ä  un  imprlmeor  on  llbraire ,  on  ä  to«rte  autre  personne  qui  est  alors  solh 
stiiut^e  en  leurs  lieu  et  place,  pour  eux  et  lenrs  ayant-eause,  comnie  il  estdiU 
l'article  pr^c(^df  nt. 


)  0.  WAckifr  nenne  da»  Aulorrecbt  ebenfalls  VcrUftreckt,  und  bemObt  tich  die  iltfrt 
IrrthQroer  welche  sich  an  diesen  Ausdruck  anhXngen,  sorgnilig  zu  Termeiden.  Er  ferttfkt 
darunter  lediglich  „das  Recht  de$  Anton  tu  au88chl^e8z1icber  Nutzung  einet  Werks  mhielK 
Verrlelflltigung  oder  Veröffentliebung".  ($.IS.)  Jene  Beielcbming  stellt  aber  die  veradgeos- 
rechtHcbe  und  gewerbliche  Seite  des  Autorreohtt  voran  und  lenkt  die  Aufmerkfaiikeii » 
•ehr  auf  den  Verleger  und  tu  wenig  anf  den  Autor. 
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(&),  Yoa  4er  es  sieh  nie  viöUg  WonacheD  kaitti,  so  knge  es 
flberhaupl  besteht:  wahrend  fittr  das  Bigenthum  die  Person  des  Eigen- 
th&Biera  gleiotigOltii^ist 

Endlich  ist  die  Richl%mg  und  daoul  der  GeMt  des  Autorrechts  ver- 
adiwien  von  4sr  Biobtimg  Qbd  dem  Gehatt  des  Eigenthoms.  Der  Eigen- 
tfattmer  will  die  Sache  ßr  $ich  haben ,   der  Autor  wiH  im.  Geganttieil  sein 

m  dasz  dabei  seine  Autoncbaft  gewftrdigi  werde/)     Es  bleibt  daher  nur 
d)  der  vierte  Standpunkt,  von  welchem  ^9A  AiUorruht  nicht  als  Sachen- , 

sondern  als  ein  per$ihUiche$  Becht  des  Autors   betraditet   wird,  als 

»e€ht  ä^  Vrheb^t,  (7—9.)  §.  47.  . 

Dem  Philosophen  Kant  gebührt  das  Verdirast,  zuerst  mit  Entsphieden- 
hai  auf  die  persönliche.  Natqr  dep  Autorrechts  hingewiesen  zu  haben.  (10.) 
Im  Uebrigen  freilich  ist  seine  DarsteUung  noch  unreif-  Viel  weit<^  hat  der 
firansasische  Jurist  Renowari  in  einem  vortrefflichen  Werk  Ober  d^s  Autor- 
recht die  Erkeontnisz  gefördert,  obwohl  selbst  er  npch  zu  sehr  nur  die 
venDfigensrechtliche  Seite  im  Autorrecht  beachtet  und  eben  deszbalb  wieder 
das  Ant^wreehl  fttr  eine  Art  pmüe^rim  MonopoUf  wenn  auch  als  ein 
verdientes  und  allgemeines,  des  Autors  erklärt,  und  so  von  neuem  den  per- 
sönlichen Kern  des  Rechtes  Übersieht. 

41.  BngU9che9  Gesetz  v.  1834.  Art  4.  Der  Autor  eines  Baches  and  seine  Sfell- 
ffrUvter  haben  während  28  Jahren  nach  dem  ersten  Tage  der  Pablication  das  aus- 
sckUcssIiche  Recht  dasselbe  za  dmcken  ond  wieder  zo  drucken.  Wenn  nach  Ab- 
lauf dieses  Termins  der  Autor  noch  lebt,  so  behSlt  er  dieses  Reelil  wihrend  seiner 
äbffiaeB  LebeaszeiU 

7.  ßentfthtr  BmndesifseAlust.y,  1837.  2.  Das  Recht  des  Urhebers  oder  dessen 
der  das  Eigenthum  des  literarischen  oder  künstlerischen  Werkes  erworben  hat.  — 

8.  freuszitehes  Gesetz  von  1837.  Damit  dem  Ejgentbum  an  d*n  Werken  der 
Wisseoschart  und  Kunst  jder  erforderliche  Schutz  gesichert  werde  —  verordnen  wir: 
Art.  i.  Das  Recht  ein«  bereit»  herausgegebene  Schrift  ganz  oder  theil weise  von 
neuem  abdrucken  zu  lassen,  steht  nur  dem  Autor  derselben  oder  denjenigen  zu 
welche  ihre  Befug nisz  dazu  von  ihm  herleiten. 

H.  BMxerü€k€9  Ges.  ▼.  1840.  Art  1.  Erzengnisne  der  Literatur  oder  der 
Kunst  darfen  ohne  Einwilligung  des  Urhebers,  seiner  Erben  oder  Reehtsnachfslgtr 
weder  veröffentlicht»  noch  ohne  dasz  ein  solches  Erzeugnisz  «u  (»igeothumlicher  Form 
VCTirbeUet  worden,  nachgebildet,  noch  auf  mechanischem  Wege  vervielfültigt  werden. 

10.  Kani  (Werke  V.  S.  349}.  In  einem  Rurhe  als  Schrift  redet  der  Autor  zu 
sdnem  Leser;  und  der,  welcher  sie  gedruckt  hat,  redet  durch  seine  Ezemplare 
nicht  für  sich  selbst,  sondern  ganz  und  gar  im  Namen  des  Verfassers.  Das  Exem- 
plar dieser  Rede,  es  sei  in  der  Handschrift  oder  im  Druck,  mag  gehören  wem  es 
woUe,  so  ist  doch  dieses  fQr  sich  zu  brauchen  oder  damit  Verkehr  zu  treiben,  ein 
Gesdiifl,  das  ]eder  Eigenthömer  desselben  in  seinem  eigenen  Namen  und  nach 
Mieben  treiben  kann.  Allein  jemand  öffentlich  reden  zu  lassen,  —  das  heiszt,  Ib 
jcsee  Namen  reden.     Das  Rsfiht  zam  Verlage  ist  ein  pcrsönüehes  bejahendes  Recht* 


•}  Newrtidi  bat  muma^kr  (Das  llter.  artist.  Eigeatbam  vmA  Verlagsnitht,  Schwerin  1855) 
dieBigenthiinittbeorle  wieder  aiiftuBebnen  vertackt,  aber  ohne  die  Grilnde  gefee  dittelbe 
widerlegen  zn  köDoen. 
Klantsehli,  denttehes  Privatrecht.  8.  Aufl.  8 
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3.    Als  wichtigste  neaere  Gesetze  kommen  in  Betracht  fttr  Deitt$ekbmi 

a)  der  BimdeAe$ehlu$z  vom  9  November  1887,  wekher  zwar  in  be- 
schränkter Weise  die  Autoren  mindestens  wahrend  einiger  Zeit  gegen 
nngebohrliche  VerOfifentlichung  schätzt; 

b)  das  PreusxUehe  Tom  11  Juni  1837,  wdches  diesen  Schatz  in  Toterem 
Masze  gewflhii^}; 

c)  das  Bayrische  vom  15  April  1810; 

d)  die  Sächsischen  Gesetze  tom  22  Febraar  1844,  Yom  27  JoU  1846 
nnd  Tom  30  JqH  18S5; 

e)  das  Oeiterreickische  Tom  19  October  1846; 

f)  der  Bundesbetchlusz  vom  22  April  1841  mitRflcksicht  anfmusftalische 
nnd  dramatische  Werke; 

g)  der  Bimde$be$ekhux  yom  19  Jnni  1845,  worin  das  Autorrecht  am- 
fassender  anerkannt  wird; 

h)  der  BundesbeschlHSZ  yom  6  November  18S6. 
Von  austjoärtigm  Gesetzen  sind  vorzüglich  zn  arwflhnen: 

a)  die  Englischen  (die  erste  Pariältientsacte  Ober  das  „copy-ri^t^  ist  toto 
Jahr  1710)  Parlamentsacte  vom  29  JoH  1811,  vom  9  September  1885 
und  28  Juli  1838  und  1845; 

b)  eine  ganze  Reihe  von  NapoUonisehen  Gesetzen,  die  bei  Rönooard  än- 
zeb  mitgetheiit  sind; 

c)  das  Nordamerikanische  Bundesgesetz  vom  3  Febr.  1831; 

d)  das  Russische  (Digesten.  X,  741.  740). 

*  Fransösisehes  Hauptwerk:  AeüOMord,  trait^  des  droits  dVateun.  Parii 
1838,  1839.  2  Bde.  —  Sth/röUr,  das  Eigenthumim  Allgemeinen  und  das  geistige 
Eigenthum.  Breslau  1840.  —  Nachweisnngen  in  MtlUrmaiers  Zeitschrift  für 
ausländ.  Gesetzg.  und  Rechtsw.  L  S.  324.  XL  S.  194.  XU.  S.  461.  XIH.  S.  1. 
XIV.  S.  481.  —  J.  JcXLy,  Die  Lehre  vom  Nachdruck.  Heidelberg  1852.  - 
Lahofulayej  in  der  Revue  de  Idgisl.  et  de  Jurispr.  par  Wolowsky.  1852.  p.  129- 
—  iStudes  sur  la  propri^t^  litt^raire  en  France  et  en  Angleterre  par  l^dousid 
Laboulayf,  suivis  des  trois  discours  prononc^  an  parlement  d'Angl^erre  ptf 
Sir  J.  Noon  Tatfawrd,  tradnits  de  F Anglais  par  Paul  Laboulmyt,  Paria  1858.- 
Oerber^  Aber  die  Natur  der  Rechte  des  SchriftsteUers  und  Verlegers  in  schien 
und  Dierings  Jahrb.  HI.  3.  S.  359.  —  Deutsches  Hauptweric:  O.  WäMery  D» 
Verlagsrecht  2  Bde.  Stuttgart  1857  und  58;  dazu  von  demselben:  das  Recht 
des  Künstlers  gegen  Nachbildung  und  Nachdruck  seiner  Werke,  nach  den  in 
Deutschland  geltenden  Rechten  und  den  neuesten  legislativen  Anträgen  darge- 
stellt. Stuttg.  1859.  —  Harum,  die  gegenwärtige  österreichische  Preszgesetige- 
bung,  Wien  1857.  —  Friedländer,  der  einheimische  nnd  ausländische  Bechts- 
schuta  gegen  Nachdruck  und  Nachbildung,  Leipzig  1857.  —  WivmkMg,  Stand 
der  (Gesetzgebung  und  Literatur  über  das  Autorrecht  in  der  krit.  Vierte^jahrssehiin 
L  S.  46.  186.  —  Heydmann  und  Dambad^   die  preuszische  Nachdmcksgeseti- 


*)  HiMif,  4.  pr.  Gm.  gesen  den  Nacbdniek  183a  Umg^,  Kritik  4ea  Gnindbegnffi  fon  !<* 
iCi0eD  Sigealham.  Auf  Grundlage  der  Einleitung  lum  GeaeU  tob  11.  Juni  1837»  mUL  Blck- 
•icbi  auf  die  preuat.  GeaeUgeb.  überhaupt.    Schönebeck  1858. 
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geUmg  erlliU^rt  durch  die  PraziB  d«8  k.  litaar.  Sachverstiadigen-yereinf. 
Berlin  186a.  —  Qnellensammliingeü  yon  SckkUer^  Handbach  der  deutschen 
Presfgesetzgebnng^  Leipzig  1846,  und  Eiuidahr,  Sammlung  der  Cksetse  und 
interoationalen  Verträge  arom  Schutze  des  lit  u,  art  Eigenthums«  Heidel- 
berg 1856. 

%    Wesen  des  Aotorrechts. 

1.  Das  Werk  als  Geütesproduct  gehört  zunAchst  dem  Autor  an,  der 
es  erzeugt  bat,  nicht  als  eine  körperliche  Sache,  —  denn  das  ist  das  Werk 
nicht  — ,  sondern  als  eine  Offenbarung  und  ein  Ausdruck  seines  persön- 
Uchen  Geiites.  Zwischen  Autor  und  Werk  besteht  ein  natarlicher  Zu- 
sammenhangs wie  zwischen  Schöpfer  und  Geschöpf,  und  jener  hat  ein 
natflrliches  Recht,  dasz  dieses  VerhäUmsz  geachtet  werde.       ^ 

2.  Der  Autor  hat  daher  vor  allem  das  Recht,  sein  Werk  ßr  sich  zu 
behalten  und  eine  YeroffentUchung  desselben  gegen  seinen  Willen  zu  t^er- 
Amiem.  Er  hat  aber  zugleich  das  Recht  zur  Veröffentlichung  desselben 
ood  die  Art  und  Zeit  der  YeroffentUchung  und  Vervielfältigung  zu  be- 
stimmen. 

£s  ist  d^her  eine  Verletzung  des  Autorrechts,  auch  wenn  durch  die 
Pnblication  eines  Dritten,  der  von  dem  Autor  nicht  dazu  ermdchtigt  wor- 
den, diesem  kein  ökonomischer  Schaden  zugefügt  wird,  sogar  dann,  wenn 
diesdbe  für  den  Antor  gewinnbringend  wftre:  denn  memand  hat  ein  Rechtt 
den  Autor  wider  seinen  Willen  öffentlich  zum  Publicum  reden  zu  lassen, 
ood  so  em  SIQck  seiner  Persönlichkeit,  seines  Namens  und  seiner  (Autor-) 
Ehre  der  Gemeinschaft  preiszugeben« 

Der  Rechtsschutz,  welcher  dem  Autorrechte  zu  Theil  wird,  reicht 
freilich  nicht  so  weit,  als  das  geistige  Verhdltnisz  der  Antorsdiaft  eine  mo- 
ralische Beachtung  verdient  —  das  blosze  Plagiat  ist  noch  keine  Re<Ats- 
verietzung  -^;  denn  das  Recht  mnsz  sich  auf  das  leiblich  Erkennbare  be- 
ichrinken^  md  kann  nicht  den  ganzen  Geistesverkehr  ordnen.  Dersdbe 
(ritt  nur  da  ein,  wo  das  Werk  als  mö^icher  Verlagsgegenstand  erscheint 
und  der  Avtor  in  seinem  ausscblieszlichen  Rechte  zur  Veröffentlichung 
▼erietzt  wordeo  ist  Dieses  ansschlieszUebe  Mittheilnngsrecht  aber  ist  zw 
nächst  ein  pers&nüekes  Recht  des  Urhebers.  Daraus  allein  erUftrt  es  sich,  dasz 
das  Hauptgewicht  nicht  auf  die  Verlagskosten  noch  auf  den  Verlagswertb, 
sondern  auf  die  „geistige  Henrorbringung'S  nicbt  auf  seine  Brauchbarkeit 
im  Verkehr 9  sondern  auf  die  Originallttt  des  Werks,  nicht  wie  bei  Ge- 
rätfaschaften  auf  die  industrielle  und  sichlicbe^  sondern  auf  die  wissen- 
flchaftüche  oder  künstlerische  Bedeutung  gelegt  wird. 

3.  Der  Vermögtnswerth,  den  das  Werk  hat,  und  auf  den  der  Autor 
wieder  den  ersten  Anspruch  hat,  ist  daher  nicht  der  innerste  Kern  des 
Aotorrechts,  sondern  für  die  juristische  Erkenntnisz  nur  von  secundärer 
Bedeutung^  obwohl  diese  Seite,  um  derentwillen  das  Autorrecht  dem  Eigen- 

8* 
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thnm  verwandt  wird,  pracHsch  allerdings  diö  wichtigste  ist  mid  zngeg^ien 
werden  musz,  dasz  der  ganze  Gedanke  des  Autorrechts  erst  klar  gewordem 
seitdem  dnrch  das  wachsende  materielle  Interesse  daran  die  Aufmerksamkeit 
auf  denselben  erhöht  und  der  Blick  geschärft  worden  ist  Es  ist  daher 
möghch,  dasz  das  Werk  erst  dann  einen  Vermögenswerth  bdiommt,  wenn 
der  Autor  sein  Recht  ohne  alle  HonoraransprOche  auf  dnen  Verleger  über- 
tragen hat,  also  erst  in  der  Person  des  Verlegers,  während  der  Kern  des 
Autorrechts  auch  in  diesem  Falle  in  der  Person  des  Autors  begründet 
war  und  auf  den  Verleger  nur  in  beschränkter  Weise  Übertragen  ward. 
Das  Autorrecht  ist  demnach  (wie  das  Recht  auf  eine  Firma)  primär  ein 
persönliches,  secundär  ein  YermögensrechU 

4.  Wenn  der  Autor  sdn  Werk  einmal  publicirt  bat,  so  veräpdert 
sich  deszhalb  die  Natur  des  Autorrechts  einigermaszen.  Das  Werk  ist  nun 
nicht  mehr  aueechUesdich  mit  der  Person  des  Autors  verbunden,  es  ist  aticA 
—  seinem  geistigen  Gehalte  nach  '—  durch  die  Mütheüung  ein  Gemeinnut 
des  Publicums  geworden.  Von  da  an  kommen  daher  auch  die  Rechte  der 
Gemeinschaft  mit  in  Betracht.  „Man  kann  nicht  seine  Gedanken  mittheilai 
und  sie  zugleich  ausschKeszlich  für  sich  behalten/'  (Renouard.)  AuM^ 
der  Gesetzgebung  und  der  Jurisprudenz  ist  es  daher,  die  beiderseitigen 
Rechte  des  Autors  und  des  Publicums  an  dem  teröfTenUichten  Werke 
richtig  auseinanderzusetzen. 

6.  Das  Eigenthum  dauert  so  lange  fort,  als  die  Sache  besteht,  die  im 
Eigenthum  ist.  Das  Autorrecht  dagegen  dauert  nicht  so  imge,  als  das 
Werk  besteht.  Anfangs  ist  die  Rücksicht  auf  die  Person  des  AiUors  noch 
überwiegend.  Im  Verlauf  der  Zeit  aber  fällt  das  Werk  ganz,  der  Gememr 
Schaft  zu,  und  es  erlischt  das  Autorrecht 

Es  ist  nun  allgemein  der  Grundsatz  anerkannt,  dasz  das  Autorrecht 
jedenfalls  so  lange  dauert,  als  der  Autor  selber  noch  kbt.  Er  bleibt  somit 
Herr  sehier  Hittheilungen  an  das  Publicum,  soweit  das  nodi  irgend  mög- 
lich ist  Die  neuere  BeehtsbUdung  dehnt  das  Recht  aber  noch  aus  Ober 
seinen  Tod,  und  aus.  guten  Granden.  (1.)  Würde  dasselbe  auf  dw  Lebens- 
zeit des  Autors  beschränkt,  wie  die  persönlichen  Rechte  in  der  Regel  es 
sind,  so  wäre  die  Dauer  dessdben  völlig  ungewisz  und  um  deszwiUeo  es 
fttr  den  Autor  viel  schwieriger,  durch  Vertrag,  mit  einem  Verleger  den 
ihm  gebührenden  Vermögenswerth  zu  erhalten,  und  seine  Familie  würde 
überall  nicht  berücksichtigt,  was  um  so  unbilliger  wäre,  als  durch  den 

1.  Beschluss  ded  deutschen  Bundes  ▼.  1845.  1)  Der  durch  den  Artikel  2  des 
Beschlusses  vom  9.  Not.  1837  Rlr  mindestens  zehn  Jahre  Ton  dem  Erscheinen  eino 
Uterarischen  Erzeugnisses  oder  Werkes  der  Kanst  an  ingesicherte  Schulz  gegen  deo 
Nachdruck  and  jede  andere  unhefugte  VervielfKUfgang  aaf  mechanischem  Wege  wird 
fortan  innerhalb  des  ganzen  deatschen  Bundesgebietes  für  die  Lebensdauer  der  Ur- 
heber solcher  literarischen  Erzeugnisse  oder  "Werke  der  Kunst,  und  auf  30  Jahre 
nach  dem  Tode  derselben  gewahrt. 
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firflliBD  Tod  des  Autors  das  Publicum»  dem  er  durch  seiu  Werk  eioeB 
Dienst  erwiesen  ^  einen  Zuwachs  Yon  Bereicherung  bekime,  wahrend . 
gleidis^eitig  dadurch  die  Familie,  für  die  der  Autor  zunädist  sorgen  wollte« 
einen  erhöhten  Verlust  empfinde.  Es  wird  daher  die  Persönlicbkdt  des 
Autors  noch  über  semm  Tod  hinaus  in  seinem  Werk  auch  so  geehrt,  dasz 
teunr  FamiUe  (d.  h.  seinen  Erben)  noch  eine  Zeitlang  —  so  lange  das 
Gidäehtmix  der  Penonüchkeit  noch,  frisch  ist  und  der  Autor  gewissermaszen 
noch  in  der  nächsten  Generation  seiner  Erben  fortlebt  —  der  Fortgenusz 
des  Autorrechtes  zugesichert  wird.  Diesem  Gedanken  entspricht  namentlich 
die  geaetzfiche  Frist  von  dreiszig  Jahren  nach  seinem  Tode^  (2.) 

S-48. 
3.  Gegenstand  des  Antorrecbts. 

\.  Das  Autorrecht  bezieht  sich  Toraus  auf  die  Wer^  der  Ltlerofnr, 
auf  Hserarischt  Erzeugnisse.  (1.)  ^^Bin  literarisches  Erzeugnisz  ist  jedes 
Werk  9  welches  in  der  Literatur  zu  erscheinen  fähig  ist  oder  darin  wirk- 
üdk  erscheint**  {Wächter^*  15.)  Von  welcher  Art  dassdbe  sei,  ob  wissen- 
schaftlich oder  poetisch»  ob  ausgezeichnet  oder  schlecht,  ob  Original  werk 
im  eigentlichen  Sinne,  oder  Uebersetzung  und  Nachbildung,  ist  zunftchst 
g^öcbgAltig,  wenn  nur  das  Werk  als  ein  eigenes  des  Urhebers  in  dem  Masze 
zu  betrachten  ist,  dasz  man  billig  von  Autorschaft  reden  kann^  Es  kann 
daher  auch  fQr  Samfnehoerke ,  z.  B.  Mustersammlungen  von  Gedichtem 
fincyklopfidien,  Briefsammlungen*),  ein  Autorrecht  angesprochen  werden, 
aber  nur,  wenn  dieselben  von  einer  eigenthOmlichen  Geistesarbeit  des  Ur- 
hebers Zeugnisz  geben,  z.  B.  durch  systematische  Auswahl  und  Anordnung. 
Wird  dagegen  z^  B.  ein  älteres  bekanntes  Werk,  fär  welches  kein  Autor- 
recht mehr  besteht,  wieder  abgedruckt,  wenn  auch  mit  geringfügigen  kriti- 


%,  Die  YersamnilQog  der  Genoesenscbffl  der  deutschen  und  französischen  bil- 
KönsUer  zu  Brüssel  vom  27  bis  30  September  1859  hat  den  bnndesrecht- 
liehen  Termin  Ton  30  Jahren  fdr  allen  Anforderungen  der  Billigkeit  und  des  prac- 
tischen  Bedärfnisses  entsprechend  erkIKrt  und  das  Postulat  der  französischen  Kunstler, 
welehe  ein  „droit  Sterne!  de  Vauteur"  forderten,  mit  groszer  Mehrheit  abgewiesen; 
Jettes  „AtoH  «temel«'  fervechaell  das  geistige  und  moralische  mit  dem  ]uri6tischen 
Gebfei  und  Terkentot  den  uBYeraaaidllcben  Elnflusz  Jeder  YeröARmtlichung  auf  die 
SxelosiTlUt  des  RechAs  des  Verfapsers;  Tgl.  aber  die  Dehatten  den  Mooiteur  Beige 
fom  30.  September  und  1.  October  1609  und  Homberg^,  Compte  rendu  des  travaux 
du  Congr^s  de  la  propri^t«  lltt^rafre  et  krtfstique.   I.  Brnxelles  1859. 

I.  ßunäesbetth,  Y.  1837.  Literarische  Erzeugnisse  aller  Art,  sowie  Werke  der 
i,  sie  mögen  wissenschaftlich  sein  oder  nicht.  — 


•)  JmOf  (ft.  lil)  wfU  aetbtt  für  BrielJMinmlungeii  kein  Aatorrecbt  lugebeo,  weU  die  Briefe 
■febt  lu  den  literarischen  Erzeagnissen  gerechnet  werden  können  >  aondern  der  indivi- 
duellen Mittbealung  engebören.  Dleae  Begründung.  piMt  aber  auf  die  für  die  öifentUche 
tfictbeUuäg  bearbeitete, Brietoammlung  keineswegs,  und  bat  selbst  ii^  ihrem  Bezug  auf  «ip« 
seine  Briefe  nicht  die  behauptete  Wirkung.  Vgl.  unten  (.,  89.  Kro-  9<  ..        , , 
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sehen  Correduren,  so  wird  durch  sdche  Herausgabe  kein  neoes  Autorrecht 
begründet  Ebenso  sind  Anmerkungen  und  ErUkUerungen  eines  andern 
Werks  wieder  als  ein  besonderes  literarisches  Erzeugnisz  zu  schlitzen. 

2.  EbenfeJls  als  literarische  Erzeugnisse  gelten  die  mOndUchen  Vor- 
lesungen der  Professoren  und  Ähnliche  wiaeneckafUiehe  Vorträge.  (2.3.) 
„Den  Vortrag  des  Professors  jedem  Specnlanten  preiszügd)en,  heiszt  nicht 
blciz  seinen  wissenchaftlichen  Ruf  der  üngenauigkeit  und  Unfthi^eit  eines 
beliebigen  Nachschreibers  aussetzen,  sondern  es  wird  dadurch  auch  jener 
verhindert,  seine  Arbeiten  zu  ergänzen  und  zu  Übergehen,  die  ersten  Ge> 
danken  auszubilden,  den  raschen  Ausdruck  der  freien  Rede  zu  Terbessem, 
und  es  werden  die  FrQchte  seines  Fleiszes  unverdient  fremden  Binden 
zugeleitet^'  *)  (R^nouard  II.  S.  145.)  Dasselbe  gilt  von  der  Herausgabe 
der  Predigten  eines  Geistlichen  oder  der  Reden  eines  Staatsmannes  oder 
Advocaten.  Hier  jedoch  mit  einer  wichtigen  Beschränkung.  Die  öffent- 
lichen Reden  eines  Siügliedei  des  gesetzgebenden  Körpers,  oder  eines  Änr 
waUs  vor  Gericht  gehören  in  so  eminentem  Grade  der  Oeffimtlicbkeit  and 
Gemeinschaft  zu,  dasz  hier  theils  der  Bekanntmachung  der  Journale,  tbeik 
auch  besondem  Abdrücken  durch  dritte  Personen,  z.  B.  zu  politischen 
Zwecken,  kein  individuelles  Autorrecht  hinderlich  sein  darf**). 

3.  Ausnahmsweise  gibt  es  V^erke»  wddie  zwar  literarische  Eneog- 
nisse  sind  und  auf  welche  dennoch  das  Autoirecbt  keine  Anwendung  hat 
Von  der  Art  sind  die  Werke«  die  nach  ihrer  eigentlichen  Bestimmung  ganz 
und  gar  dem  öffentUchen  Leben  und  der  Gemeinschaft  angehören,  und  daher 


S.  PreuMu$che»  GeseU  ▼.  1837.  Art.  3:  Dem  Nachdruck  wird  gleich  geachtet - 
der  ohne  Genehmigung   des  Autors  oder  seiner  Rechtsoachfolgfr  bewirkte  Abdruck 

a)  von  Manuscripten  aller  Art; 

b)  fon  nachgeschriebenen  Predigten  und  möndlichen  Lehrvorirägen ,  gleichviel  ob 
dieselben  unter  dem  wahren  Namen  des  Autors  herausgegeben  werden  oder  nicht- 

8.  BayrUchet  Ges.  f  1840.  Art.  1 :  Als  Eneugnisse  der  Literatur  sind  ioA 
mfindliche  YortrSge  anzusehen,  welche  absichtlich  zum  Zwecke  der  Belehrung  oder 
des  Vergnügens  gehalten  werden. 


*)  lo  dleMm  Sifloe  erkanote  das  Oberbo%eriebl  tu  Maonbefai  in  Saehm  der  «MileriMhei 
Erben  gegen  Prof.  MortUdt.  welcher  daa  CirUvroceaz'^JeilegieBhea  «eoalert  hcran»^ 
gegeben  halte;  aber  den  Kall  tettwUnittger  Verarbeitung  einet  Uhnrortrags  vgL  ein  Erk- 
d.  0.-A.-G.  zu  Dresden  in  dessen  Annalen  II.  g.  30. 

**)  Die  Frage*  ob  der  tfffenUieke  Redner»  der  eine  Sammlung  seineir  Reden  als  ein  la- 
sammenhiDgendes  Zeugniss  seines  indifiduellen  Geistes  herausgebe,  dadurch  ein  Aotsr- 
recht  an  diesem  Werke  erlange,  ist  freilich  bestritten.  II«.»«««!  (II  8.  141)  gebt  weiter 
und  scblieszl  fUr  Parlamentsreden  das  Autorrecht  unbedingt  aus.  Ebenso  die  coglüeke 
GeseUgebung  i.  1835.  Art.  3.,  die  seUMt  den  Professoren  kein  Autorrecht  an  ihren  Cbh 
TersiUUvortrigen  zugesteht.  Dagegen  Pmrde9$m,  Droit  comm.  g.  165.  Ich  halte  bi' 
Wäckur  §.  14.  S.  ist  den  Redner  für  berechtigt  dazu,  aber  mit  TorbehaU  der  obire 
Ausnahme,  welche  Jedoch  nicht,  wie  Wichter  .Terlangt ,  auf  die  gewöhniloheu  Orfia« 
der  öffentlichen  Vittbeilung  (Zeitungen)  beschrankt  werden  darf,  iondeni  nach  der  WeiM 
def  politischen  Lebens  auch  auf  auszerordenUichen  Wegen«  i.  B.  In  Form  fon  Flng- 
bUtteni»  sich  bewegen  kann. 
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■icM  in  deo  Bereidi  des  Pmti^eehtM  fallen,  wie  Gt$etx€,  Tercrdnmgem, 
maUche  w%d  öffenUkhe  Beriehte,  geriehUicke  DtthmU  n.  dgl.  (3a.) 

4.  Analog  ist  das  Autorrecht  in  neuerer  Zeit  auch  auf  musikttliscKe 
Werke  und  ebenso  auf  Producte  der  bildenden  Kunst  ^  artistiiche  Erzeug- 
niue  (4.)  ausgedehnt  worden.  Der  tiefere  Grund  liegt  wieder  in  der  Ach- 
tung der  Persönlichkeit  des  Urhd[)ers  in  seinem  Werke;  erst  der  secundftre 
in  dem  Vermögenswerthe  auch  solcher  Werke  der  Kunst  Gerade  ausge- 
leichnete  KOnsUer  werden  es  —  ganz  abgesehen  ▼on  allen  Rü<4Lsfcbten 
des  Honorars  —  als  eine  Krftnknng  ihres  Urheberrechts  empfinden»  wenn 
ihre  Bilder  durch  schlechte  Lithographien  in  onwUrdiger  Gestalt -vervid. 
fltftigt  und  verdflentlicht  werden.  Aber  auch  da  erliscM  das  persönliche 
Recht  des  Autors  eine  ZeH  nach  seinem  Tode;  und  ebenso  machen  billig 
diejenigen  kOnstlerischen  Werke  eine  Ausnahme,  welche,  wie  z.  B.  öffent- 
liche Denkmäler,  ihrer  Bestimmung  nach  dem  Öffentlichen  Genusz  anhdm- 
gegd)en  sind. 

Zu  den  geschützten  Kunstwerken  werden  auch  gerechnet  Zeichnungen 
von  Boehr  wissentehaflliehem  als  kOnstlerischem  Werthe,  wie  Landkarten, 
anatomische  Abbildungen  u.  dgL,  ebenso  die  Bauplftne  der  Architekten. 
Auf  die  Erzeugnisse  dw  Scu^j^iur  bezieht  sich  das  Autorrecht  ebenso,  nicht 
minder  haben  ein  solches  Holzschneider  und  Graveure.  (5.)  Dagegen  wird 
es  nicht  anerkannt  fQr  die  Bauwerke  der  Architekten  (6);  sie  sind  zwar 
auch  Kunstwerke,  aber  in  sich  selbst  so  fest  und  unObertragbar  und  zu- 
gteicb  in  ihren  ftuszern  Formen  so  entschieden  der  OeffenÜichkeit  preis* 
gegd>en,  dasz  es  hier  theils  unpassend  theils  überflassig  erschien,  dieselben 
gegen  Ifachbildung  zu  schützen. 

(Anm.  1.)  Aber  die  Bedürfhisse  des  industriellen  und  gewerklichen 
Fortschritts  erfordern  auch  eine  Aosdehnang  des  juristischen  Schatzes  auf  die  Qe- 
genstünde   der  FabricatioiL    In  der  Commission  zur  Berathang  des  deatschen 


3«.  Tgl.  einen  Aufsatz  fon  Goltdammer  in  dessen  jirehw  für  prevutiiche$ 
Sirmfrteht  VII.  2.  8.  204  über  Nachdrack  öffentlicher  zugleich  Im  Prifatverlag  er- 
scMenener  Gesetze  ond  Yerontnangen. 

4.  Bmmi9^h99cklmit  r.  93.  JoU  1841.  1}  Die  OlfeiitUclM  Aoffahning  eines  dra- 
■MClachen  oder  aiisiluaischsn  Werkes  im  Garnen  oder  mil  Abkfirzungen  darf  nur 
mit  Krkubolsz  des  Aalors,  seiner  Erben,  «der  s^mstigen  Rechtsnachfolger  sUtt- 
fiodcD,  so  lange  das  Werk  nicht  dareh  den  Drack  Teröffentlicht  worden  ist. 

5.  Preu9tuch€9  Gesetz  $•  21:  Die  VerTieinitigang  von  Zeiefanungen  oder  Ge- 
mftldcn  durch  Kupferstich»  Stahlstich,  Holzschnitt,  Lithographie,  Farbendmck, 
Uebertragung  a.  s  w.  ist  f erboten»  wenn  sie  ohne  Genehmigung  de^  Urhebers  des 
Originalkunstwerks  oder  seines  Rechtsnachfotgers  bewirkt  wird.  $.*  22:  Unttf 
gleicher  Bedingung  ist  die  Yerfielfkltlgang  ?on  8culpturen  aller  Art  durch  Abgösse, 
Abformongen  n.  s.  w.  ferboten. 

6.  BmxrUeht^  GeseU  Art.  2.  Ausgenommen  sind:  i)  Werke  der  Baokust  In 
Ihres  ioszem  0mrlssen,  dann  die  an  öffentlichen  Plitaen  aufgestelllen  Denkmale, 
vorbehaltlich  Jedoch  der  bezöglich  ihrer  Nachbildung  etwa  zu  trelEuiden  Anordnungen. 
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Jbiidel8g68etei>ache0  wnrde  die  ühentb^irHchkeii  eines  Getetsee  mm  Schntu 
von  Mustern  nnd  ähnlichen  Fabricaien,  dann  anch  tut  Bestrafung  fiUsehender 
Nachbildung  von  Etiqnetten  nnd  Fabrikzeichen  entschieden  hervorgehoben; 
letztere  Frage  fällt  nnter  den  €re^chtspnnkt  rechtswidriger  Anmassung  firemder 
Firmen  nnd  dürfte  in  manchen  Fällen  von  Art  27  des  H.-G.-B.  getroffen 
werden;  aber  freilich  reicht  diesz  nicht  aus;  über  den  j^chut^  der  Muster  vgl. 
Stubenrauch,  das  öftterr.  Marken-  und  Musterschntzgesetz  etc.  Wien,  1859; 
über  den  Schutz  durch  Patente  für  Erfindungen  (technische,  industrielle  etc.) 
beräth  dermalen  (1862)  eine  von  den  meisten  Bundesstaaten  beschickte  Com- 
mission  zur  Anbahnung  dner  gemeinsamen  deutschen  Patentgeeetzgebiug; 
vgt..  anob  7^.  EkimekTod;  die  iatemationale  PatentgeiBetzgebnBg  nach  ihren 
Prinoipien.  Erlangen  1855;  oft  ist  die  Gränze  zwischeoDi  Kunstwerken^  die  n 
mechanischer  Verviellältigung  bestimmt  sind,  und  yein  industriellen  Fabriottea 
(Mustern)  ohnehin  sehr  schwer  zu  bestimmen.  Eine  bayerische  Verordnung 
vom  30  December  1862  bestimmt:  Jeder.  Producent  oder  Handelsmann  ist 
befugt,  die  von  ihm  in  Verkehr  gebrachten  Erzeugnisse  der  Natur  oder  des 
Gewerbfleiszes  entweder  unmittelbar  oder  auf  ihrer  Verpackung  durch  b«- 
Münmte  Bezeichnungen  mit  der  Wirkung  kennbar  zu  machen,  dasz  deren 
Kaehahmnng  öder  Gebrauch  jedem  Dritten  verboten  bleibt  Wer  sieh  eines 
solchen  Fabrik^  oder  Gewerb-Zeichens  bedienen  will ,  hat  Mevoln  unter  geoMier 
Beaohreibttng«  desselben  bei  der  District^polizeib^örde  Anzeige  zu  machen, 
damit  dasselbe  in  das  hiefUr  anzulegende  Kataster  eingetiagen  werde.  Bei 
ipbeihgter  Nachahmung  oder  Verwendung  firemder  Fabrik-  oder  Gewerb- 
Zelchen  kommen  die  im  Gesetz  angedrohten  Strafen  (Strafgesetzbuch  a.  336. 
a.  343),  denen  bei  beharrlichem  Miszbrauch  und  Ungehorsam  Elinziehnng  der 
Concession  oder  Licenz  hinzugefugt  werden  kann ,  in  Anwendung. 

(Anm.  2.)  Schwierig  ist  die  Frage,  wiefern  durch  die  halb  künstleri- 
schen, halb  mechauischen  Vervielfältigungs-  und  Abbildungsarten  der  Neuzeit, 
Photographie,  Df^erreotjp  etc.  ein  Autorrecht  begründet  werden  kpnne. 
Leitendes  Frincip  wird  immer  sein  die  Annahme  oder  Nichtannahme  wahrer 
eigenartiger  Geistesthätigkeit,  und  hienach  wird  sich  bei  der,  Photographie 
eine  alle  Fälle  erschöpfende  Regel  nicht  aufstellen  lassen:  es  gibt  ebenso 
gewisz  Photographien,  die  ohne  die  mindeste  eigenartige  Geistesthätigkeit 
entstehen,  als  solche,  welche  durch,  Anordnung ^  Grjippin;ng,  Stellung,  Auf- 
fa^ung  sich  als  wahre  Kunstwerke  legitimiren ;  es  werden  daher  die  einzelnen 
Fälle  vom  Richter,  nöthigenfalls  mit  Beiziehung  von  Sachverständigen,  ante^ 
schieden  werden  möBsen.  In  diesem  Sinne  hat  so  di>en  (December  1862)  d«r 
Oaesationshof  zu  Paris  principiell  die  Frage  entschiede^  »ydasz  die  Photographie 
nicht  absolut  zu  den  Künsten  zähle,  dasz'  aber  die  Wei^e  derPhdtograpben 
als  Kunstwerk  zu  schützen  dden ,  Sobald  fei^t  stehe ,  dasz  dem  Prbduct  etwas 
dein  Photographen  Eigen thümliches ,  seinem  persönlichen  Wesen  Angehörende« 
innewohne",  (in  Sachen  Mayer  und  Pierson  gegen  Betbeder  und  Schwabe)« 
Vgl.  .Württemb.  Archiv  ,fiir, Recht  und  Recbtsverwaltung  V.  3. :  jdie  Nachbildung 
eines  Stahlstiches  in  anderem  .Format  nach  einem /Kupferstich  oder  Gemälde 
ist  dann  nicht  als  strafbarer  Nachdruck  anzusehen^  wenn  die  Nachbildung  ^' 
wesentliche  Unterschiede  feeigt,  dasz  sie  dem  Verleger  des  Kupferstiches 
keinem  Abbruch  thun  kann ;  ebenso  bei  photogr^^^iiBcher  Nadibildnng  eio^ 
Lithographie  in  kleinerem  Fonnil, 
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$.48. 

4.   Sabject  and  UebertragODg  des  AutorrechU. 

1.  Das  Autorrecht  weist  imioer  auf  ein  beUimmttt:  Ii%dk>idmm  hin 
ah  das  etgentüche  Sal](ject,  nftmUcb  aof  dea  Autor  $$lb*t.  Es  ist  iosofeni 
ein  höchst  persönliches  Recht.  Es  entsteht,  aus  der  Urhebersch^,  iind 
seine  Daner  bleibt  abhiingig  von  der  Lebensdauer  des  Urhebers.  (1.) 

%  Znweikn  hat  ein  Werk  tnehrerg  Urheber.  Hier  sind  indessen  iwei 
Hauptfidle  zu  unterscheiden.  Erster  Fall.  Die  Mehrheit  der  Urheber  be^ 
ziehi  sich  nur  auf  die  einsdnen  Thäle  des  Werks ,  das  Werk  als  Ganaes 
aber  hat  nur  einen  Urheber,  s.  B.  eine  EncyklopAdie  ist  das  Untemdunen 
Eines  Bedactors  oder  Herausgebers,  ihre  Artikel  sind  aber  von  30  Schrift-^ 
steilem  zusammengetragen.  (2.)  Diese  haben  ein  Autorrecht  an  ihren  Ar* 
tikeln  (3.^>  jener  ein  Autorrecht  am  gansen  W^k,  und  es  ist  möglich, 
dasz  das  eritere  frOher  erlischt  als  das  letEtere,  und  umgekehrt 

3.  Zweiter  Fall.  Zwei  oder  mehrere  Personen  sind  gtmeimame  Ur* 
heber  des  Ganzen:  z«  B.  die  Brüder  Jacob  und  Wilhelm  Grimm  des 
deotschen  Wörterbuchs.  Zunächst  haben  mehrere  Mitmhtber  gleiche  Reohtei 
und  das  Werk  als  ein  Ganzes  ist  abhängig  wm  ihrer  oOer  Lib§n$daueri 
d.  h.  die  Dauer  des  Autorrechts  am  Ganzen  wird  gerechnet  nach  dem 
Leben  dessen  unter  den  Auteref»,  der  am  längsten  lebt  Da  das  Werk 
Eines  ist,  so  ist  auch  die  Urheberschaft  Eine,  wenn  schon  mehrere  Per- 
sonea  zusammengewirkt  haben.  Aus  dem  nftmlicben  Grunde  kann  daher 
auch  kein  Miturheber  Tbeilung  und  Ausscheidung  fordern  *),  noch  den  an- 
dern zu  einer  VeröCTenilichung  nöthigen,  zu  wekber  dieser  sich  nicht  ihm 
geigenOber  verpflichtet  hat  Diese  persönliche  Gemeinschaft  erinnert  an  das 
Gesanamteigenthum  im  Sachenrecht  im  Gegensatz  zum  Miteigenthum. 


i.  Bemoumrd  11.  8.  208:  Le  drpU  aa  privil^ge  dörive  de  la  qualit^  d'aatear. 
Le  priviltge,  strahle  de  la  personne  de  Vautear  quaat  h  soo  fxercJce  en  est  iiis6- 
parable  quant  h  sa  dar6e. 

2.  Merlin  (bei  fienonarä  II.  221) :  Le  mot  auteur  d^sigDe  Don  seuleraent  ceui 
qui  ont  compos^  par  eux-mCmes  un  oarrage  litUraire,  rnais  encore  ceux  qui  Tont 
fait  composer  par  d*autres.  Le  citoyen  Guyot  n*a  compos^  qu*une  pariie  du  Reper- 
toire de  iarispmdence,  les  trois  quarts  au  moins  de  cet  ouvrage  ont  ^t^  compos^ 
par  des  jariaronsultes  qoe  le  citoyen  Guyot  avait  associts  h  ses  travaux.  —  Cepen- 
dant  qui  ^t-ce  qui  oserait  aujourd'bui  contester  au  citoyen  Guyot  sur  rint^gralit^ 
du  Repertoire  de  jurisprudence  le  plein  eiercice  des  droits  qae  la  loi  de  1793  aaaure 
aax  auteurs  de  leurs  ouvrages? 

3.  Bemommrd  IL  8.  390.  M.  Troapenas ,  acqu^reur  de  la  partition  de  MoYse, 
STsil  poblie,  les  paroles  de  cet  op^ra  avee  la  mosique,  sans  le  coDseotemeot  de  M. 
tfe  Joay,  auteur  des  paroles.  Un  arr#t  de  la  eoor  royale  de  Paris  du  fl  Jamr.  1828 
a  Jage  qa'ft  y  avait  rontrefacon. 


*)  Tgl.  aber  Ober  das  Reeht  dta  Sebriflalellert ,  aaf  den  THel  eiset  Werket  «lobt  alt  Ter- 
fkaaar  dar  nfebt  voa  Um  berrUfareiideB  TbeUe  deitelbei»  genaant  in  irerden ,  dat  AreM? 
ftr  Racbtswiaaeaacbafl  vaa  Kmmin$knu9  U.  S-  W- 
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Der  blosze  Gehülfe,  der  nur  Anjdere  in  der  Heryorbringong  ihrei 
Werks  unterstatzt,  hat  keinen  Theil  an  dem  Autorrecht 

4.  Die  Eigenschaft  des  Autors  kann  auf  verschiedene  Weise  nachge- 
wiesen werden.  Im  Zwdf«'!  ist  anzunehmen,  der  bei  einer  ersten  Veröflent- 
lichung  genannte  Name  des  Autors  sei  der  wahre;  aber  es  ist  dem  wirk- 
lichen Autor  unbenommen,  seine  Urheberschaft  nachzuweisen,  auch  wenn 
sein  Name  nicht  genannt  war.  Anonyme  und  pmtdonyme  (4.)  Werke  ver- 
dienen aber  eine  besondere  Beachtung.  Gewöhnlich  ist  dem  Dritten  der 
Name  des  wirklichen  Autors  nicht  bekannt  Er  kann  daher  auch  nicht 
berechnen,  ob  und  von  wann  an  ein  solches  Werk  der  Oeffentlichkeit  an- 
heim  gefallen  sä.  Hier  meint  man  oft  mit  der  Vermolhung  auszuhelfen, 
dasz  der  Herausgeber  als  Autor  zu  betrachten  sei.  Aber  ikse  Vermuthung 
hat  nur  ausnahmsweise  Grund,  und  hält  nicht  Stand,  wenn  spAter  die 
Wahrheit  au%edeckt  wird.  Der  wirkliche  Autor  lebt  vielleicht  noch,  und 
der  Herausgeber  ist  schon  vor  90  Jahren  gestorben.  FOr  derlei  Fllle  ist 
es  ein  Bedürfnisz,  dasz  die  Gesetzgebung  im  Interesse  der  Rechtssicherheit 
und  der  Öffentlichen  Benutzung  eine  besondere  von  der  ersten  Herausgabe 
an  gerechnete  Frist  des  Rechtsschutzes  bestimme.  (5.  6.)  Ein  ahnliches  Be- 
dürfnisz zeigt  sich  bei  Werken  von  joristischen  Personen»  die  in  gewissem 
Sinne  unsterblich  sind.  (6.) 

5.  Das  Autorrecht  dauert  nach  deutschetKi  Rechte*]  noch  50  Jahn 
über  den  Tod  des  Urhebers  hinaus  fort  Es  wird  somit  als  Bestandtbeil 
seiner  Verlassenschaft  betrachtet  und  geht  auf  seine  Erben  und  erbrecht- 
lieben  Nachfolger  tiber,  insofern  es  noch  nicht  von  dem  Urheber  bei  seinen 
Lebzeiten  verSuszert  worden  ist  Wer  diese  Nachfolger  seien,  ob  die  eigent- 
lichen gesetzlichen   Erben  oder   Testamentserben,    oder   die    OberldieDde 

4.  fTäcAier  I.  8.  434.  Als  pseudoDym  kann  ein  Werk  nicht  gelten,  welch« 
iwar  nicht  unter  dem  Familiennamen,  aber  unter  einem  moiarüehen  jiuiornämn 
des  Verfassers  erscheint.    Z.  B.  Jean  Paul,  Jeremias  Gottbelf. 

5.  PrentzUehet  Ges.  g.  7.  Die  in  den  gg.  5  und  6  vorgeschriebene  Dauer  des 
Schuties  (setzt)  Yoraus,  dasz  der  wahre  Name  des  Verfassers  auf  dem  TitelhlaUe 
oder  unter  der  Zueignung  oder  Vorrede  angegeben  Ist.  Eine  Schrift,  die  entweder 
unter  einem  andern  als  dem  wahren  Namen  des  Verfassers  erschienen,  oder  bei 
welcher  gar  kein  Verfasser  genannt  ist,  soll  15  Jahre  lang,  fon  der  ersten  Heraus- 
gabe derselben  an  gerechnet,  gegen  den  Nachdruck  geschützt  sein. 

6.  Bundethetdilntx  y.  1845.  2)  Werke  anonymer  oder  pseudonymer  Autoren 
sowie  posthume  und  solche  Werke,  welche  von  moralischen  Personen  (Akademien. 
Universitäten  etc )  herrühren,  genieszen  solchen  Schutzes  während  dreiszig  Jabreo 
von  dem  Jahre  ihres  Erscheinens  an. 


*)  Das  englische  und  nordamerlkanlacbe  Aeoht  zieht  eine  gleichmiszige  Dauer  vor,  und 
reebnet  daher  von  der  ersten  Veröffentlichung.  Ohne  Zweifel  erstreckt  sich  der  ScbattteroiD 
(von  dreiszig  Jahren  nach  dem  Tode  des  Verfassers)  ancb  auf  die  v«r  der  Publlcation  des  G<^ 
setzes  erschienenen  Werke  eines  lebenden  Autors;  ein  »«db  der  Publlcation  desGeseUes  ver- 
fibter  Nachdruck  zum  Sehaden  ehies  noch  bestehenden  Autorrechts  wird  gestraft,  auch  weaa 
das  Werk  vor  der  Herrschaft  des  Cieseltea  erschienen;  vgL  WOrttemberg.  Archiv  fttr  lechl 
nnd  Rechtsverwaltnng  V.  8.  8.  386b  . 
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WXtwe  oder  darcb  ein  VeniiichtDisz  Begabte,  wird  durch  die  besondere 
Gestaltung  dee  Eitrechts  bestimmt.  Nicht  ohne  Grond  bedenkt  das  fran- 
lönsebe  Redit  die  Wittwe  des  Urhebers  in  TorzQgIfchemMasze  und  nnter- 
sdwidet  genauer  ab  das  deutsche  zwtschen  den  engem  nnd  weitem  Bede- 
hoDgen  des  FandKennexos. 

6.  Das  Autorrecht  ist  übertra^Hir,  aber  nur  unter  der  Beschrinknng 
dm  die  Fortdauer  dessdben  von  dem  Lebm  und  Tod  des  Autors  selbst 
abhlfig^  bleibt  (1.)  Der  gewöhnliche  Fall  der  üebertragung  ist  die  an 
«Den  Verleger  im  Verlagscontraüt,  aber  nicht  der  einzige.  Ehler  beson- 
dern l^orm  bedarf  die  üebertragung  nach  deutschem  Rechte  nicht;  sie 
kann  auch  roOndlich  vor  sidi  gehen  oder  aus  dem  Zusammenhang  von 
Han^ngen  oSenbar  werden.  (Anders  im  nordamerikanischen  und  im 
rassisdien  Recht) 

Es  musz  hier  unterschieden  Werden  zwischen  der  Üebertragung  des 
Bgentbums  oder  Besitzes  an  dem  Manuscript,  die  nach  den  Regehi  des 
Sachenrechtes  geschieht,  und  der  Üebertragung  dei  AutorreehU^  welche 
dorch  No$xän  Vertrag  Tor  sich  geht  Beide  sind  bAv^g  mit  einander  Ter- 
banden,  aber  kommen  auch  oft  getrennt  vor  und  sind  von  einander  unab- 
blngig.  Aus  dem  Besitz  eines  Ifanuscr^ts  kann  daher  nicht  ohne  weitere, 
sondern  nur  dann  auf  das  Autorrecht  des  Besitzers  gesdilossen  werden, 
wenn  der  Zusammenhang  der  Obrigen  Umstftnde  darauf  hinweist 

7.  Zwdfd  erheben  sich  Ober  die  Frage  der  nachgelaseenen  Schriften 
(opera  posHiuma).  Fallen  dieselben  80  Jahre  nach  dem  Tode  des  Verfassers 
derOeOentfichkeit  anheim?  Das  wSre  unnatQrlkh,  da  sie  inzwischen  noch 
m  ans  dem  stiDen  Kreise  des  Privatbeatzes  herausgetreten  und  ungedrackte 
Werke  flir  das  Publicum  fiberall  nicht  vorhanden  sind.  CMer  wird  der 
ente  Berau$geber  nun  als  Auior  betrachtet  und  daher  die  Dauer  des 
Schutzes  nach  seinem  Leben  berechnet?  Die  französische  Jurisprudenz  ist 
geneigt,  diese  Frage  zu  bejahen.  Wer  das  Werk  ans  Licht  zieht  und 
oaehdem  er  sich  das  VerdieniA  erworben,  den  Charakter  und  Werth  des- 
Miben  zu  eAennen,  ihm  Leben  gibt,  indem  er  es  veröffentlicht,  ist  mit 
Bemg  auf  die  Iirteressen  der  Gesellschaft  als  der  Urheber  und  der  Vater 
des  WeriLS  zu  betrachten.  (Benouard  IL  S  292.)  Indessen  ist  diese  Art 
der  Urheberschaft  doch  nvr  eine  secundare,  und  es  rechtfertigt  sich,  wenn 
die  neuere  Gesetzgebung  dafOr  ehien  beschränkteren  (6.)  Schutz  gewährt 
ihnBch  wie  fOr  anonyme  Werke,  so  dasz  die  30|ithrige  Frist  von  der 
«Wien  Ver(yffentKchui%  an  gerechnet  wird.  (6.  7.) 

8.  Verwandt  Ist  die  Frage  des  Autorrechts  an  Brufen,  Natürlich 
>ind  nicht  in  Briefform  geschriebene  Werke,   sondern  wirkUehe  Briefe  ge- 

7.  Baxri^ehes  Ges.  Art.  3.  3)  Bei  Werken,  die  erst  nach  dem  Tode  des  Ur- 
ktkert  bemisgegeheD  werden  oder  a«f  welchen  nur  der  Manie  des  Verlegers  tnge« 
¥^  ist,  (erlischt  des  Aal^rreeht)  nit  dem  Ahltnfe  von  tO  Jahren,  fon  den  £r- 
•cheinen  an  lo  rechnen. 
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oneint  Diese  werdeo  in  der  Regel  dem  Adsesst^  tod  dem  Adresgantcn 
—  dem  eigeoUiehe»  Urheber  -^  zu  Bigeotham  üb^bmen,  aüier  damit 
keineswegs  das  Autorrecht  daran  mit  Qbeirtragen;  denn  etwas  anderes  ist 
individuelle  MittheUung,  and  etwas  anderes  CebertraguQg  des  Hechtes  zur 
Herausgabe.  Eben  deszhalb  sind  einzelne  Briefe  ihrer  urspringlicben  Be- 
Stimmung  nach  keine  Ut^rariscben  Erzeugnisse  im  eigentlichen  Sinne  des 
Worts.  Werden  sie  aber  von  einem  andern  herausgegeben,  so  li^  darin, 
wenn  nicht  ausdrQckliche  Erlaubnisz  oder  stillschweigendes  Gewtthrenlassen 
des  Adressanten  vorausgesetzt  werden  kann,  eine  Verletzung  der  PersöD- 
lichk^t  ihres  Urbebws,  der  wider  seinen  Willai  dem  Publicum  als  Autor 
vorgefahrt  wird.  Es  wikre  ungereimt,  wenn  der  unbefugte  Htram^thtr^ 
welcher  die  Briefe  als  literarisches  Erzeugnias  ausbeutet,  sich  darauf  be- 
rufen dOrfte,  sie  seien  kein  literarisches  Erzeugnisz«  Die  Verietasung  der 
Persönlichkeit  ist  sogar  grösser,  wenn  die  yertrauten  BrieCe,  als  wenn  ein 
literarisches  Werk  eines  Individuums  wider  dessen  Willen  publicirt  wird; 
denn  im  letztem  Fall  ist  die  V^röfifentlicbung  doch  in  der  Reg^  von  dem 
Autor  selbst  beabsichtigt,  im  erstem  aber  wird  er,  d^  sich  nur  vertraulieb 
ge&uszert  hatte,  sogar  gegen  seinem  Willen  zum  Autor  fQr  (}as  PubKconi 
gemacht  Dieser  hat  daher  ein  Recht  die  Veröffentlichung  zu  behindern, 
und  wenn  sie  geschehen,  auf  Verletiui^  seiner  Persönlichkeit  zu  Uageo* 
Die  Jurispradenz  ist  freilich  darüber  noch  nicht  einig.  Manche  Joiisteo 
vermuthen  für  das  Recht  des  Eigenthttniers  der  Briefe  (Adressaten),  die- 
selben bekannt- zu  machen.  Andere  im  Ge^^heil  sehen  in  sokber  Ver- 
öfleoUichung  einen  Miszbraudi  des  persönlichen  Vertrauensverhlltnissei 
zwischen  Adressant  und  Adressat,  und  verstptten  gegen  diesen,  nicht  aber 
aus  dem  Grande  des  Autorrechts  gegen  einen  Dritten,  der  in  den  BesHz 
der  Briefe  gekommeo,  eine  Klage  (actio  iiyuriarum). 

•  9.  Die  Cebertragung  kann  eine  voUsländige  und  eine  tkeilweise^  v»r 
bedingte  oder  bedingte,  dauernde  oder  durch  be$(mdere  ZeübestknmHng  bt 
eckrätiüUe  seitu  D^  Gontrahenten  steht  es  zu,  das  Nähere  durch  Oeber- 
einkunfl  zu  bestimmen. ,  Maogelhafle  Verabredungen  sind  je  nach  den  ans 
den  Umstanden  und  der  Sitte  abgeleiteten  Grundsätzen  zu  ergänzen.  D^ 
artige  Annahmen  sind: 

a)  das  Autorrecht  wird  durch  den  Verlagscontract  gewöhnlich  nur  pk 
eine  A%^lage  auf  den  Verleger  ttbertragea  und  feilt,  nachdem  diese 
vergriffen  ist,  an  den  Autor  zurück  (6.);  •  . 

b)  Autoren  von  Zeitungsartikeki  haben  damit,  auch  w«m  sie  von  deo 
Unternehmer  honorirt  worden,  auf  ulb$säniige  HeraQsgi^  ihrer  Ar- 
tikel in  besondera  Schriften  nicht  verzichtet*); 

8.  Bayr.  G.  S*  1-  Za  jeder  neaen  Auflage  ist  eine  neue  BewiUigaog  erfor- 
derlich.   Anders  OetUrr,  G.  ^  1167. 

*)  Du  BaTTiscflie  Gesett  Art.  9.  gebt  i«  ireft»  tadem  es  nicht  bloss  für  ,,lfaebifebMi>  «od 
Aiittfige'\  sendem  Mlbst  fDr  »^fatz«  und  Ahhaiidliiflfeo,  wejebein  MTfiiUiGlieaiBlltfiii 
ettcheineB'S  kein  Autorrecht  aoerkcnnt.  i  .. 
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c)  der  Autor  dak  Drmni's,  wddier  eteem  Sohauspieidireotor  seinDraroa 
mr  AMfßhnmg  tiberiftszt,  QberMgt  damit  nicht A^s Recht  xwnDruck 
md  Verhg. 

10.  Bei  Kumiu^crficH  ailsteht  die  Frage:  Ist  in  der  Veräuixerung  de$ 
Oripmiliterks  (des  Gemäldes,  der  Statue)  das  Recht  zur  VervielfäUigung 
hA  dbertragen?  Zanftchst  kommt  es  auf  die  Mänong  der  Contrahenten 
in,  und  wemi  diese  mehl  aosdrOekKch  aasgesprocheD  ist,  wird  man  ->- 
aligeiehen  von  gesetzlichen  Vermnthmigen  —  tbeils  ans  der  Sitte,  tbeils  ans 
den  Dms^den  anf  die  vorausgesetzte  Heinn^g  schlieszen  mOssen.  Wird 
ein  zur  Yervidßltigung  dientiches  Kunstwerk,  z.  B.  eine  gestochene  Kupfer- 
flotte^  verftnszerjU^so  tritt  hier  die  Meinung,  das  Autorrecht  mitzuQbertra- 
gen,  deutlich  hervor.  Wird  dagegen  ein  GemAlde  verftuszert,  so  versteht 
sidi  hier  die  üebertragong  des  Autorrechts  nicht  von  selbst,  und  doch  gibt 
es  aoch  da  Fälle,  wo  auf  solche  Absicht  geschlossen  werden  kann,  z.  B. 
wenn  ein  Gemälde  an  einen  Verleger  von  Kunstsacheo  veräuszert  oder 
wenn  ein  Portrait  bestellt  wird.  Da  indessen  die  Sitte  hier  noch  unsicher 
ond  auch  die  Gerichtspraxis  noch  schwankend  ist  (Renouärd  theilt  wider- 
sprechende Drtheile  mit),  so  ist  beiden  Theilen,  wenn  sie  sicher  sein  wol- 
len, IQ  empfehlen,  dasz  sie  das  vertragsmäszig  festsetzen.  Genaue  Bestim- 
Drangen  darflb^  enthalt  die  Preuszische  Gesetzgebung.  (9.) 

Gewisz  ist  übrigens,  dasz  der  Maler,  der  sein  Originalgemälde  ver- 
Inszert  hat,  ohne  eineCopie  zu  besitzen,  dasselbe  nie  vervielfältigen  lassen 
Unn,  wenn  nicht  der  Eigenthümer  ihm  das  Original  zur  Copie  ttberläszt, 
der  Grund  hievon  ist  aber  nicht  das  Autorrecht,  sondern  dasEigenthum  an 
der  Sache:    (Vgl.  Jotty,  &  204.  flC) 

11.  Hat  der  Urheber  einmal  seni  Autorrecht  an  einen  Verkger  über- 
fragen, so  kann  er  dasselbe,  so  lange  es  bei  diesem  bleibt,  nicht  weiter  an 
«oen  a$idem  Verleger  dbertragen.  Es  ist  das  auch  bei  einer  Herausgabe 
der  idmmüichen  Werke  eines  Autors  zu  beachten,  weldier  vorher  seine 
einzekien  Werke  bei  verschiedenen  Verlegern  hat  erscheinen  lassen.    (10.) 

Hat  er  sein  Werk  an  mehrere  Verleger  veräuszert,  so  geht  die  frohere 
IMiertragung  der  spätem  vor. 

9.  Frsustisekef  Ges.  g.  28.  Begeben  sich  der  Urheber  oder  seine  Erben  des 
BlgtoUmms  des  Kunstwerks^  ehe  mit  dessen  Verfiel fXUigang  ein  Anfang  gemacht 
worden  Ist»  so  geht,  talls  eine  aosdrücliliche  Verabredung  darüber  nicht  stattge- 
funden hat,  das  ausschlieszende  Recht  dua  gänzlich  ?erIoren.  Es  liann  aber  auf  die 
Dauer  von  10  Jahren  fortbesteh(|n»  entweder  zu  Gunsten  des  Urhebers  »der  seiner 
Erben,  indem  sie  sich  solches  Torbehalten,  oder  zu  Gunsten  des  Erwerbers,  indem  sie 
ikm  solches  übertragen,  insofern  nur  in  beiden  Fällen  gleichzeitig  mit  der  Veräusze- 
raag  eine  Verabredung  in  glaubhafter  Form  darüber  getroffen  und  davon  dem  obersten 
Cvatorium  der  Künste  die  obgedachte  Anzeige  gemacht  wird.  {Seufferi,  Arch.  IX.  72.) 

10.  EIrk.  d.  Obertrib.  y.  Stuttgart  in  Seufferi^  Arch.  IV.  80.  Ein  Schriasteller 
darl  über  eine  in  Verlag  gegebene  Schrift  keinen  Verlagsvertrag  mit  einem  andern 
Verleger  schliesien;  dieaz  geschieht  aber,  wenn  er  ein  einacln  verlegtes  Werk  wäh- 
vMd  der  Daner  dee  VerlagSfeehUt  einer  in  timtm  andern  Vertage  erseheineiidanGe- 
HaBUusgabe  seiner  Werke  eiDTcrleiben  läszt. 
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1&  WOfde  der  Yerieger  das  Wert  nkbl  oder  Ungehörig  (11.)  ver- 
öflEn^chen ,  so  steht  dem  Aotor  nichl  triosi  aus  dem  Verlagsoontnct  eine 
Klage  auf  das  Interesse  zo,  sondern  auch  in  schweren  FaBen  die  Befognisz, 
das  Autorrecht  wieder  an  sich  zu  zielien  und  darüber  neu  zu  verfbgeo. 

$.60. 
5.    Terletrana  des  Aatorreehts.    NMdraek. 

1.  Unsere  gegenwärtige  Rechtsbildung  ist  darin  noch  sehr  nnent' 
wickelt  und  mangelhaft,  dasz  sie  nicht  bestimmt  genug  unterscheidet  zwi- 
schen der  bloiz  civüreehtUchm  und  der  strafrecßuücken  Verletzung  des 
Autorrechts.  Gewöhnlich  knOpft  die  neuere  Gesetzgebung  zugldch  drei 
Folgen  an  jede  Verletzung: 

a)  die  Wegnahme  (ConBscation)  der  noch  ausliegenden  Nachdrucks- 
exemplare  zum  Behuf  ihrer  Vernichtung,  bei  Kunstwerken  Oberden 
die  Beschlagnahme  der  zur  Nachbildung  gemachten  Vorricbtungeo, 
welche  im  Interesse  des  geOihrdeten  Privaten  geschieht,  also  wesent- 
lich privatrechtlich  ist;  (1.) 

b)  eine  Forderung  des  Verletzten  auf  Schadenereatz  und  Genugtkwm^, 
die  ihrer  Natur  nach  civilrechtlich  ist,  und 

c)  eine  Beetrafung  (BuezeJ  des  Verletzers,  und  zwar  meistens  als  ofesf- 
liche  Strafe. 

Der  Gesichtspunkt  des  Yergehem  Qberwiegt  in  der  Behandlungsweile 
solcher  Streitigkeiten  noch  unverhaltniszmttszig  *),  und  richtiger  wlre  eine 
entschiedene  privatreohtliche  Behandlung.  Dieser  Hangel  ist  der  spit  erri 
erwachten  Erkenntnisz  über  die  prtvatrechliche  Natur  des  Autorrechtes 
zuzuschreiben,  und  er  wird  in  dem  Masze  verbessert  werden,  als  jenefr 


11.  Brketmtnui  des  O.ji.O,  in  Lübtck  m  SeMetters  Jahrb,  Vf.  S.  117.  Eil« 
VerpflichtODg  des  Verlegers  zur  Anxeige  mi/ Wm^fwnennBUf  des  Yerfasseis  km 
als  Selbslfolge  des  Verlagsfertrags  nicht  angesehen  werden ,  da  in  Deatscblaod  ils 
regelmXszige  Vertriebsweise  nur  die  Versendung  der  Bücher  an  die  8ortlflHnlslM84- 
lungen  zu  betrachten  Ist;  ebensowenig  aber  llszt  sieb  eine  derartige  VerpflicbiiB« 
ans  einem  Gewohnheitsrecht  ableiten. 

1.  Erk.  d.  O.-A.-G.  za  Dreidtn  in  Ackermanns  Samml.  9.  S.  142.  Als  nicbst« 
Folge  der  constatirten  Eigenschaft  der  von  dem  Beklagten  vertriebenen  (Bilder)  als 
widerrechtlicher  Nachbildung  moszte  Wegnahme  und  Vemiehtung  der  annoch  vor- 
rithigen  Eiemplare  der  Ntchbildung  ond  der  zu  ihrer  Herstellung  benutzten  Platui 
ausgesprochen  werden. 


*)  Am  weilettan  gebt  in  dieser  Richtung  das  bayrifcbe  (ieseti,  weichet  sogar  die  PoHi^ 
bebOrdeo  sowohl  über  die  Entscbadigung  als  Ober  die  Strafe  erkennen  llstt  (Art  lOj. 
Jlra«ir«rrf  (IL  8.  11)  macht  auf  den  Dnterscbfed  der  clrilreebtlicheD  und  der  stnfNcM- 
Neben  Bebandlang  aoteerksam ,  aber  er  scheut  sieb  noch  die  Consequomen  dariM  t^ 
tnleiteD.  Vgl.  ^MU§,  das  Aator-  nnd  Verlagsroeht  alt  stral^eobüieh  n  «Aitwi» 
Eeehle  in  Qerbert  ond  Ihnrings  Jahrb.  V,  S.  8^  am 
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nlchit  od  fldtuug  evhngt    Die  Antege  dner  licUigeKii  Be- 
haDdhmg  find  Oberall  lehoB  wahwuiittoen. 

2.  D^  mfMilKdbi  Gesiehtipiiiiki  M  oBenbar  ^ier  ftrnmireehUiehe ,  wie 
tan  audi  hier  efae  fteüie  der  ÜBiniten  nnd  schwierigsteo  rein  priratreeht- 
ficben  Fragen  znr  ErMorang  kommen«  Der  Natar  der  Dinge  nach  hat 
■or  ainnahmaweise  aoch  das  SIrafrecht  dann  einzogreifen,  wenn  die  Ver-* 
letzQDg  so  bedeoteod  ist,  dasi  die  OflEmtliehe  Ordnung  daranter  leidet, 
d.  b.  wenn  ein  strafbarer  bOser  Wille  (dohis)  in  jener  sieh  Aoszert  In 
den  FlOen  bh$ur  FahHäszi^teü  (culpa)  wOrde  die  dTÜrechttiche  Schadens- 
enatiU^e  Yollkommen  genOgen.  Indessen  bclianddt  die  Bundesgesetz- 
gebong  (la.  2.)  die  1)eiderlei  Fille  noch  gleich,  und  Iftszt  gegenüber  dem 
Nachdrocker  selbst  auch  in  dem  letztem  Strafe  eintreten.  Nur  gegenüber 
den  Hindlem  mit  Nachdruck  und  den  Geholfen  des  Nacbdruckers  beschrankt 
sie  die  Verfolgung  auf  die  Voranssotiung  des  dolus«  Die  Wegnahme  und 
BeicUagnahme  aber  ist  als  ein  Mittei  eine  s«diliche  Gefahr  zu  beseitigen 
und  drilrechtlichen  Schaden  zu  verhoten,  selbst  da  anwendbar»  wo  keine 
TertekuUumg  des  Druckers  oder  Händlers  vorliegt,  z.  B.  gegenüber  dem 
Verleger,  welcher  in  bona  fide  von  einem  vermeintlicben  Autor  ein  fremdes 
Werk  ibemonimen  hat.  (3.  4.) 

3.  Es  ist  ebenso  Verletzung  des  Autorrechts,  wenn  ein  Werk  ohne 
die  Zostimmung  des  Urhebers  oder  seines  Rechtsnachfolgers  zum  erslenmal 
ttrofnUUckt,  wie  wenn  es  ohne  solche  wieder  gedruckt  wird.    Nur  die 


ia.  ßmmiemUHMmn  ▼.  184S.  4)  Die  YerbiBdliebkelt  so  Toller  Sebadloshallong 
der  dorcb  NacMmek  Q.  s.  w.  Verlettten  Hegt  dem  Nachdrocker  und  demtenigeD, 
wticto  mit  Nacbdraek  wfsteiHl ich  Handel  treibt,  ob,  and  iwar  soUdarisch,  Insoweit 
Bieht  allgeroeiae  Rechlagmndsitie  dem  entgegenstehen.  5)  Die  EntsehSdigong  hat 
ia  dem  Vertaaß»p>^se  einer  richteriieh  fetlfueetxenden  Aniahl  fon  Eiemplaren  des 
Originalwerks  %n  bestehen,  welche  bis  anf  1000  Eiemplare  ansteigen  kann  ond  eine 
Boeh  hiUiere  sein  soU,  wenn  Yon  dem  Verletzten  ein  noch  grösserer  Schaden  nach- 
gewiesen worden  isU  6)  Ausserdem  sind  gegen  den  Nachdruck  and  andere  unbefugle 
Verfieiniltigiing  euf  roechanisehem  Wege  auf  den  Antrag  des  Verletsten  in  allen 
Bnadesstaaten,  wo  die  Landesgesftsgehong  nieht  noch  höhere  Strafen  forschreibt, 
Gddbnsien  bis  so  1000  Golden  zo  Terhlngen. 

t.  BmyritckM  Ges.  Art.  8.  Die  Untersochoog  ist  In  allen  Pillen  nor  aof  den 
Antrag  des  Terfftalen  eimtolelCen.  Ist  dieselbe  aber  einmal  eingdeitel,  so  findet  die 
Zsr6cknahme  des  Antrages  nor  noch  in  Besiehnng  auf  die  Eatsehidigung  ond  Con- 
•scaUon,  nicht  aber  in  letlebong  aof  die  Geldbosse  sUlt. 

S.  BunAi*nii*fa«  V.  1837.  4)  Aosier*der  Strafe  soll  in  allen  Flllen  die  Weg- 
■ahme  der  naehgedrockten  Eiemplare  ond  bei  Werfeea  der  Konsl  aoch  noch  die 
Beschlagnahme  der  zar  Nachbildung  gemachten  Vorrichtungen,  also  der  Formen. 
Platten,  Steine  o.  s.  w.  suttfinden. 

4.  Fr9unuche$  Ges.  g.  10.  Wer  das  den  Autoren,  ihren  Erben  oder  Rechts- 
nachldlgern  sustehende  aosschlieszende  Recht  dadurch  beeintrXchdgt,  dasz  er  ohne 
deren  Genehmigung  ron  demselben  Gebrauch  macht,  ist  den  Beeintrichtigten  roll- 
itiadig  SB  eotachldigtn  rerpllichtet  ond  hat  aosser  der  ConfiscaUon  der  noch  for- 
lithigen  Kiemflara  etee  GeMbosM  van  60  bis  1000  ThalerB  verwirkt. 
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letztere  kann  als  Naehdrudi  im   eigenÜiebeD   SiOBe  beseMinet   werden. 
Etwas  allgemeiner  ist  der  fraazösiaehe  Ansdrack  tomtr^&fiH^ 
4.   Nidit  als  Nachdruck  eo  behanddn  sind  (5.  6.): 

a)  der  Abdruck  einzelner  Steffen  ans  einem  fremden  Werke,  wenn  das 
nicht  im  Uebermasz  geschieht; 

b)  die  Attfinahme  einzelner  Anfeatae,  iiedichte  o.  s.  f.  in  Sämmehoerk 
mit  der  gleichen  Beschränkung; 

c)  Uebenetzungen  fremder  Werke.*) 


5.    i'r^vmiuhet  Ges.  g.  4.    Als  Nachdruck  isl  nicht  ansuseiien: 

1)  das   wörtliche  Anrühren   einzelner   Stellen  eines  bereils  gedruckten  Werkes; 

2)  die  Aufnahme  einzelner  AufsStze,  Gedichte  u.s.  w.  in  kritische  und  lilterar- 
hislorfsche  Werke  und  in  Sammlungen  zum  Schutgehrauche; 

3)  die  Herausgabe  von  UeherseUungen  bereits  gedruckter  Werke. 

0.    Oeäterr,  Ges.  Y.  1846.  g.  tf.    Dagegen  ist  als  Nachdruck- nicht  anzoseken* 
somH  gesiattet: 

a)  das  wörtliche  Anführen  einzelner  Stellen  aus   bereits  .reröffentlichten  Werkeo; 

b)  die  Aafnahme  einzelner,  einem  gröszeren  Werke,  einer  Zeitschrift  oder  sonst 
einem  periodischen  Blatte  entnommenen  AufsXtte,  Gedichte  u.  s.  w.  in  ein  naek 
seinem  Hauptinhalte  neues,  selbständiges.  ii^beiBondcre  kritiaobes  und  Ukerar^ 
historische«  Werk  oder  in  eine  zu  einem  eigenthumtichen  literarischen  Zwacke, 
sowie  zum  Kirchen-.  Schul-  und  Cnterricbtsgebraucbe  bearbeitete  Sammlung 
von  Auszügen  aus  den  Werken  mehrerer  Scfariflsteller,  oder  endlich  in  ZeH^ 
Schriften  und  periodische  BIfttter ;  nur  muaz  die  Originalquelle  au^drfieklick 
angegeben  werden»  und  es  darf  der  entlehnte  Aufsatz  weder  einen  Druckbogen 
des  Werkes,  welchem  er  entnommen  ist,  überschreiten,  noch  als  selbstfiodige 
Flugschrift  ausgegeben  werden,  ebenso  bei  Zfitschriflen  und  sonstigen  perio- 
disrhen  BUitera  im  Laufe  eines  Jahrginges  susammengenomiyen  nicht  mdir  als 
zwei  Druckbogen  ausmachen;  die  eigentlichen  potitascben  Zeitungen  sindbloa 
«0  die  Bedingung  gebunden,  die  Quelle»  aus  welcher  ein  Artikel  entlehnt  ist. 
namhaft  tu  machen  tabgesehen  von  solchen  particutsrrechtlicheB  Bescbrin- 
kungen  —  ober  wurttemb.  Recht  vgt  du  württemb.  Archiv  für  Becht  and 
Rechtsverwatiung  Y.  3.  8.  387  -*  musz  aber  das  Abdrucken  von  nnterhalteoden 
Enlhlongen,  Novellen,  Feuitleton-AufsSUen  einer  Zeitschrift  durofa  eine  aodere, 
noch  dazu  ohne  Angabe  der  Quelle,  Jedenfalls  als  Nachdruck  l>ehandelt  werden 
und  die  Häufigkeit  dieses  Miszbrauchs  kann  daran  nichts  Sndem). 

c)  die  Uebersetzung  eines  erschienenen  liierarischen  Werkes»  und  zwar  ohne  Un- 
terschied der  Sprache,  Jedoch  den  Fall  ausgenommen,  wenn  der  Berechtigte 
sich  die  Befognisz  zur  Yeranstaltnng  einer  Uebersetsung  im  Allgemeinen  oder 
fai  einer  bestimmten  Sprache  auf  dem  Titelblatte  oder  in  der  Vorrede  des  Ori- 
ginalwerkes ausdrücklich  vorbehalten  hat»  wo  sodann  Jede  innerhalb  eines 
Jahres  vom  Erscheinen  des  Originatwerkes  ohne  Einwilligung  des  Autors  — 
veröATenttichte  UeberseUnng  als  verbotener  Nachdruck  zu  behandeln  ist. 


*)  Du  Prtnn^fkt  Gesetz  g.  i.  macht  eine  Autnahme  Hir  deotfche  Uel>er8eizangen  eine«  io 
einer  'todten  Sprache  von  dem  Autor  bekaoot  gemachten  Werkt.  tien»mmrd  (|| .  S.  39) 
spricht  sich  mit  Recht  gegen  diese  Ausnahme  aus.  Ebenso  der  Engtloder  0«Am*  und 
/•//f.  Wäekitr  g.  45  venheldfgt  dagegen  die  umgekehrte  Regel,  dast  die  üefoersetzaBSea 
unter  das  Nachdrucksverbot  fallen  nnd  nur  ausnahmsweise  freltngebc«  tele«»  wena  •»* 
ihrtm  Vgrkekrmtfiki  mm*  etwas  wesentlich  Änderet  ttiea.  -^  Die  apfeahlleha  fera  itt 
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lo  dies«!  Füllen  Qberwi^en  die  selbstfindige  Geistesarbeit  des  neuen 
Werks  und  die  Beziehungen  des  benutzten  oder  übersetzten  Werks  zu  der 
literarisehen  Gemeinschaft  Ober  die  besondere  Rücksicht  auf  den  Autor 
des  letztern. 

Schwieriger  ist  es  zu  beurtheilen^,  ob  ein  zusamnoenhäDgender  Auszug 
a»  einem  gröszeru  Werk,  der  als  besonderes  Auszugswerk  herausgegeben 
wird,  ab  Verletzung  des  Autorrechts  zu  behandeln  sei.  Ein  der  Haupt- 
sache nach  wänticker  Auszug  ist  unbedenklich  als  solche  zu  behandeln  (7.)« 
ein  eigenthümlich  bearbeiteter  dagegen  kann  je  nach  Umständen  als  ein 
Bioralisch  tadelnswerthes  Plagiat  zu  betrachten  und  doch  nicht  Nachdruck 
sein.  Eher  noch  nimntt  es  den  letztern  Charakter  an,  wenn  der  Auszug 
onter  dem  Namen  des  Urhebers  des  ausgezogenen  Werks  veröfientlicht 
wird,  als  wenn  es  wenigstens  die  Autorschaft  desselben  nicht  bloszstellt**j. 

5.  Ob  die  rechtswidrige  Veröffentlichung  durch  den  Druck  oder  die 
Lithographie  oder  auf  andere  mechanische  Weise  geschieht,  ist  gleichgültig. 
Als  vollendet  wird  die  Verletzung  des  Autorrechts  betrachtet,  sobald  die 
mechanische  Vervielfältigung  begonnen  hat,  gesetzt  auch,  der  Druck  wäre 
nicht  zu  £nde  geföhrt,  noch  ein  Theil  des  nachgedruckten  Werks  heraus- 
gegeben. (8.  9.)  Eine  lauere  Behandlung  würde  leicht  dem  Schutz  des 
Autorrechts  die  nöthige  Sicherheit  entziehen.  (Renouard  II.  S.  49  ff. 
Dagegen  Wächter  §.  49.) 

6.  Bei  dramatischen  und  musikalischen  Werken  ist  die  öffentliche  Auf- 
ßmng  im  Theater  oder  Concerte  eine  eigenthümitche  Art  der  Veröffent- 


7.  Outerr,  O.  g.  4.    Dem  verbotenen  Nachdruck  wird  gleich  geachtel: 

e)  Aasiiige  ans  dem  Werke  eines  andern  Autors,  mit  oder  ohne  Veränderungen, 
wenn  sie  als  besondere  Schriften  mit  dem  Titel  des  Original  Werkes  oder  ohne  den- 
stiben  erscheinen. 

8.  Säeh*.  G.  V.  1844,  g.  i.  Wird  eine  dergleichen  VervielßUigong  durch  Un- 
behigte  reranstaltet,  so  ist  sie  für' Nachdruck  tu  erachten. 

9.  Bayrische*  G.  Art.  VI.  Wer  ein  Erzeugnis!  der  Literatur  odei-  Kunst 
rechtswidrig  TerOffentlicbt,  nachbildet  oder  auf  mechanische  Weise  vervielfJiltJgt,  hat— 
Enlschldigung  zu  leisten  and  wird  —  bestraft  vgl.  wärttembergi$che§  Archiv  für 
Reeht  and  Recbtsverwaltung  V.  3  S.  384. 


aUerüiigi  nicht  der  Gegeisland  des  Verlagsrechts,  aber  das  literarische  Werk ,  welches 
Gegenstaiid  des  VerlagsreobU  ist,  existirt  nicht  oboe  die  Sprachform  in  der  es  der  Autor 
ansgeprigt  hat.  Entscheidend  bei  Beurtbeilung  der  Nachdrucksrrai;e  ist  immer  die  Ao- 
oahroe  wirklicher,  selbständiger  Geislesarbeit:  solche  liegt  aber  gewinz  in  der  Uebertragiing 
der  Gedanken  de%  Originals  Si  eine  andere  Sprache;  man  könnte  sogar  triftig  bezwcireln, 
ob  der  Jetzt  häufig  dem  Original  vorgedruckle  ausdrikcklicbe  Vorbehalt  des  Rechts  der 
Ueberselzung  fDr  den  Verfasser  an  dem  Recht  des  Pnblicums,  dem  das  Werk  einmal  mit- 
geUieilt  ist,  etwas  Indern  kann ;  auch  hier  Ist  da»  juristisch  Strafbare  von  dem  moraliscb- 
Verwertlicben  streng  lu  unterscheiden.  Vgl.  Ober  die  Frage  Sekormmmn,  der  RecbtsschuU 
gegen  Debersetiangen,  Leipzig  1860. 
'*)  Die  «MffiMJU  iurispraden'  ist  deoAuazilgen  gttostiger  als  die  frum%ö$ncke.  VgL  Remouard  \\. 
S.  29  ir.  Wäckttr  8.  548  f. 
B 1  a  D  t  s  c  b  1  i  I  deutsches  Fti vatrecht«   3.  Aufl.  V 
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lichung,  und  daher  kann  anch  dnrch  sie,  wenn  sie  ohne  Zastimmong  des 
Urhebers  geschieht,  das  Autorrecht  verletzt  werden.  (10.) 

Es  gilt  das  nicht  blosz  von  öffentlichen  AnffOhrongen,  welche  der  Unter- 
nehmer in  der  Absicht  des  eigenen  Gewinnes,  sondern  auch  von  denen, 
welche  er  für  wohlthtttige  Zwecke  veranstaltet,  und  sogar  von  denen,  für 
welche  dem  Publicum  ohne  Zahlung  der  Zutritt  eröflhet  wird.  Dagegen 
liegt  in  der  PrivataufHihrung  in  einer  Gesdischaft  keine  BeeintrUchtigimg 
des  Autorrechts.  (Vgl.  Renouard  IL  S.  63  ff.)  Nach  früherem  deutschen 
Recht  wurde  angenommen,  wenn  der  Autor  sein  Werk  durch  den  Druck 
bekannt  gemacht  habe,  so  habe  er  damit  auch  die  Benutzung  desselben  in 
dffentlichen  Aufführungen  gestattet.  Der  Bundesbeschlusz  von  1857  aber 
erkennt  das  Recht  der  Autoren  an,  bei  Veröffentlichung  ihrer  Werke  durch 
den  Druck  sich  die  Ausschlieszlichkeit  der  Aufführung  vorzubehalten. 

Für  das  Recht  zu  ausschlieszlicher  Aufführung  is^  gewöhnlich  eine 
kürzere  Frist  bestimmt  (10.  11.) 

7.    Werke  der  bildenden  Kunst  dürfen  wohl   privatim  eopirt  werden 
ohne  Verletzung  des  Autorrechts,    aber  nicht  zum  Behuf  der  Veröffent- 
lichung ohne  Zustimmung  des  Autors  nachgebildet  und  vervielfältigt  werden. 
Die  deutsche  Gesetzgebung  l^t  ein  Gewidit   auf  die  mechanische  VerM- 
ftütigung  (§.  46  9.  §.  47  1.  §.  50  12.)  und  gestottet  daher  die  Anfertigung 
von  Copien,  selbst  zum  Verkauf.    Das  französische  Recht  schützt  in  dieser 
Hinsicht  die  productiven  Künstler  besser  und  dem  Princip  des  Autorrechts 
gemäszer,  indem  es  auch  in  der  Copie  eine  contrefafon  erkennt 
Auch  hier  kommen  einige  feine  Unterscheidungen  in  Betracht: 
a)  Wird  ein  Gemälde  durch  Kupferstich  oder  Lithographie  nachgebildet, 
so  ist  diese  Nachbildung  zwar  in  gewissem  Sinne  ein   neues  Werk, 
und  ihr  Urheber  hat  Selber  wieder  ein  Autorrecht  daran  erworben, 
aber  gegenüber  dem  Urheber  des  Gemäldes  ist  jene  dennoch,  wenn 
sie  ohne  seine  Zustimmung  geschehen,  eine  Verletzung  des  Autorrechts 
(§.  48,  5.);  denn  im  Verb&ltnisz  zu  der  Originalcomposition  erscheint 

10.  Bundetbetchlun  t.  23  Juli  1841.  1)  Die  öffeDlliche  Aurfuhrnng  eines  dra- 
matischen oder  mnsikalischeD  Werkes  im  Ganzen  oder  mit  Abkürtungeo  dtrf  nnr 
mit  Erlaubnisz  des  Autors,  seiner  Erben  oder  sonstigen  Rechtsnachfolger  slatlfiodeo, 
so  lange  das  Werk  nicht  durch  den  Druck  veröffentlicht  worden  ist.  2)  Dieses  aus- 
schlieszende  Recht  des  Autors  —  soll  wenigstens  wXhrend  10  Jahren  Ton  der  eisteo 
rechtmSszigen  AufTührung  des  Werks  an  in  simmtlichfn  Bandesstaaten  anerkaiDt 
und  gesrhützt  werden.  Hat  jedoch  der  Autor  die  AufTährang  seines  Werkes 
ohne  Nennung  seines  Familien-  oder  offenkundigen  Autor-NarofDS  irgend  femandeo 
gestattet,  so  findet  auch  gegen  andere  kein  ausschlieszendes  Recht  statt. 

11.  Preuszuches  Ges.  §.  32.  Das  ausschlieszende  Recht  diese  Erlauboisi  (iv 
öffentlichen  Aurrührung)  zu  ertheilen,  steht  dem  Autor  lebenslänglich  und  seiaeo 
Erben  oder  Rechtsnachfolgern  noch  10  Jahre  nach  seinem  Tode  zu.  Ebenso  dir 
BunäetSesehiasz  von  1857. 

12.  Säch*.  G.  von  1844  $•  1*  Das  Recht  —  Werke  der  Kunst  auf  mechaisclieiD 
Wege  zu  vervieiniltigfn.  steht  ausschlieszlich  dem  Urbf  ber  selbst  «nd  sainen  Reckt»- 
nach  folgern  zu* 
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^  Zeichnung  auf  der  Kiipferplatte  und  dem  Stein  doch  als  blosze 
Ntchbildang  und  nicht  wie  die  Uebersetzung  eines  schriftstellerischen 
Werks,  als  ein  selbständiges  neues  Werk. 

b)  Dagegen  erscheint  die  Nachbildung  einer  Zeichnung  durch  die 
Saäptur  oder  umgekehrt  als  ein  selbständiges  Werk  —  der 
Debersetzung  vergleichbar  —  so  dasz  darin  keine  Verletzung  liegt- 
(13.)  Ebensowenig  liegt  eine  Verletzung  des  Autorrechts  vor  bei 
Debertragung  eines  poetischen  Werkes  in  eine  andere  Form  der 
Poesie^  z.  B.  eines  Romans;  einer  Novelle  in  ein  Drama;  denn  schon 
die  nothwendige  Umgestaltung  des  Stoffes  nach  Maszgabe  anderer 
ästhetischer  Gesetze  und  die  Veränderungen  in  der  Technik  der 
Darstellong  erfordern  immerhin  eine  eigene  und  selbständige  Geistes- 
thätigkeit;  noch  viel  weniger  natürlich  kann  von  einer  Verletzung 
des  Autorrechts  die  Rede  sein  bei  üebertragung  eines  Stoffes,  einer 
Idee  aus  der  bildenden  auf  die  dichtende  Kunst,  oder  umgekehrt. 

c)  Ebenso  ist  die  blosze  Benutzung  von  Kunstwerken  zu  Erzeugnissen 
der  Fabricaiion  oder  Bandwerke  (14.),  z.  B.  Pfeifenköpfe  nach 
Portraiten,  Oefen  nach  Sculpturen,)  als  erlaubte  Nachbildung  zu  be- 
trachten. Dagegen  ist  die  Herausgabe  einer  Landkarte  oder  eines 
Stadtplans  in  Form  von  gedruckten  Nastüchern  ofienbar  wieder 
Nachdruck.  Bei  der  Beurtheilung  ist  vorzüglich  darauf  zu  sehen,  ob 
der  Gegenstand  im  Verkehr  eher  eine  artistische  (ideale;  Bedeutung 
oder  vorzugsweise  einen  anderweitigen  materiellen  Gebrauchswerth 
habe.  (Wächter  §.  46.) 

8.  Wer  wissenilich  mit  Nachdruck  Handel  treibt  oder  denselben  ver. 
bratet  (15.)  (z.  B.  der  Leihbibliothekbesitzer),  wird  ebenfalls  verantwortlich 
▼ie  der  Nadidrucker  selbst.  Wird  auch  nur  ein  einziges  Nachdrucks- 
oemplar  bei  einem  Buchhändler  ergriffen,  so  ist  damit  die  Verletzung  des 
Autorrechts  constatirt  Die  neuere  Gesetzgebung  unterscheidet  indessen  so- 
wohl mit  Bezug  auf  die  pnvatre<;ht]iche  Entschädigung  als  die  Strafe  nicht 
genägend,  wenn  sie  den  Händler  dem  Nachdrucksverleger  gleichstellt, 
vshreod  der  Eingriff  und  die  Schädigung  des  letztern  sowohl  als  dessen 


13.  FremMzi9ch€»  Gfs.  £•  24:  Als  eine  rerbotfne  Nachbildung  ist  es  nicht  zu 
betrichten,  wenn  ein  Kunstwerk,  das  durch  Malerei  oder  eine  der  zeichnenden 
täoste  hervorgebracht  worden  ist,  mittelst  der  plastischen  Kunst  oder  umgekehrt 
^rgestelU  wird.  $.25:  Die  Benutzung  von  Kunstwerken  als  Muster  zu  denErzeug- 
ainen  der  Manufacturen ,  Fabriken  und  Handwerke  ist  erlaubt. 

t4.  0€»terrei€hucht*  Ges.  T.  1846.  §.9:  Nicht  verbotene  Nachbildung  —  b)  wenn 
eia  Kunstwerk  als  Muster  für  die  zu  einem  wirklichen  materiellen  Gebrauche  die- 
Madeo  Erzeugnisse  der  Manufacturen,  Fabriken  uud  Handwerke  benutzt  worden  ist. 

lä.  BayrUehet  Ges.  §.  8:  Wer  widerrechtlich  verviel Rilligte  Erzeugnisse  der 
Literatur  oder  Kunst  wissentlich  zu  Verkaufe  hält  oder  verbreitet,  ist  gleich  dem 
^^M»er  der  widerrechtlichen  Verviclflltigung  ^  zu  bestrafen  und  hat  mit  demselben 
Mlidariaeh  för  die  Entschädigung  zu  haften. 

9* 
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Verschuldung  offenbar  wesenUich  gröszer  ist.  Fällt  dem  Sortimentihänäer 
keine  wissentliche  aber  inunerhin  eine  Verbreitung  von  Nachdrack  znr  Last, 
so  haftet  er  jedenfalls  nur  für  den  durch  seine  eigene  Handhing  veran- 
laszten ,  nicht  fQr  den  Gesammtschaden  (JoUy  S.  276)  und  wird  auch  voo 
dieser  Pflicht  durch  den  Beweis  frei,  dasz  ihm  keinerlei  FahrlAszigkdt  zo 
Schulden  komme. 

Die  Wegnahme  der  Nachdrucksexemplare  ist  auch  dem  vdllig  schuld- 
losen Sortimentshftndler,  nicht  aber  einem  bloszen  Privateigenthfimer  gegen- 
fiber  zulaszig. 

9.  Verpflichtung  des  Verletzers  zu  voUer  Enischädigung  des  Verletzten 
ist  die  nächste  Folge  der  Verletzung  des  Autorrechts.  (1.  16.)  Wie  ist 
der  Schaden  zu  ermitteln?  Soweit  nicht  positive  Gesetze  ein  bestimmtes 
Verhältnisz  normiren,  zunächst  nach  vernünftiger  Erwägung  der  Dmstände 
durch  richterliches  Ermessen,  JedenfaJls  hat  der  Verpflichtete  dem  Berech- 
tigten den  Verkaufspreis  —  nicht  der  Ladenpreis,  sondern  der  Verkaots- 
preis  an  die  Sortimentshändler  ist  gemeint  —  von  so  viel  Exemplaren  der 
Originalausgabe  zu  vergüten,  als  anzunehmen  ist,  dasz  von  der  ^achdrucks- 
ausgabe  verbreitet  worden  sind,  und  im  Interesse  des  Berechtigten  ist  zu 
vermuthen,  dasz  die  nicht  mehr  vorräthigen  Nachdrucksexemplare  wirklich 
abgesetzt  worden  seien.  (17.)  Die  Bestimmung  des  Bundesbeschlosses 
von  1845,  Art  5,  dasz  die  Entschädigung  auf  den  Kaufwerth  vod 
1000  Exemplaren  (eine  gewöhnliche  Auflage)  des  Originalwerks  ansteigeo 
könne  (1.),  ist  dabei  insofern  als  maszgebend  zu  beachten,  als  damit  das 
Maximum  der  zu  vermtUhenden  Anzahl  von  zu  vergütenden  Exemplaren 
festgesetzt  wird,  welches  nur  dann  überschritten  werden  darf,  wenn  ein 
gröszerer  Absatz  erwiesen  wird.   (Wächter  §.  54.) 

10.  Die  Wegnahme  der  Nachdrucksexemplare  geschieht  zur  Siche- 
rung des  Autorrechts,  nicht  im  Interesse  des  Fiscus.  Die  weggenom- 
menen Exemplare  sind  daher  zu  vernichten  j  oder  auf  Verlangen  des  Ve^ 


16.  Prensiitehe*  Ges.  §.  17:  Scheint  es  dem  Richter  zweifelhaft,  ob  eine 
Brackschrift  als  Nachdruck  oder  anerlaubter  Abdruck  zu  betrachten ,  oder  wird  der 
Betrag  der  Enlschädigang  bestritten »  so  hat  der  Richter  das  Gutachten  eines  ao5 
Sachverständigen  gebildeten  Vereins  einzuholen,  g.  11:  War  das  Werk  Ton  den 
Berechtigten  bereits  herausgegeben,  so  ist  der  Betrag  der  Entschädigung  nach  Be- 
schaffenheit der  Umstände  auf  eine  dem  Yerkaufswerthe  ron  50  bis  1000  Exem- 
plaren der  rechtmäszigen  Ausgabe  gleichkommende  Summe  richterlich  zu  bestimmen, 
insofern  der  Berechtigte  nicht  einen  höhern  Schaden  nachzuweisen  yermag.  $•  ^^' 
Die  confiscirten  Exemplare  der  un rechtmäszigen  Ausgabe  sollen  vernichtet  oder  dem 
Beschädigten  auf  sein  Verlangen  überlassen  werden.  Im  letzten  Falle  musz  sich  je- 
doch der  Beschädigte  die  von  dem  Vernrtheilten  auf  diese  Exemplare  verwendeten 
Auslagen  auf  die  Entschädigung  anrechnen  lassen. 

17.  Oesierretchiiche*  Ges.  v.  184ft.  g.  27:  —  es  ist  ihnen  als  Entschädigang 
der  Werth  der  von  der  unbefugten  Vervielfältigung  abgängigen  Exemplare  im  Ver- 
kaufspreis des  Originals  zuzuerkennen,  ohne  die  Geltendmachung  noch  weiterer 
Entschädigungsansprüche  auszuschlieszen. 
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higsberechfigten   und  gegen    AbrediotiDg    an   der  Schadenersatzforderang 
diesem  zn  überlassen.  (16.)  (Wächter  §.  53.) 

11.  Die  Strafe,  womit  der  Nachdruck  bedroht  wird,  ist  meistens  eine 
Gtldbusze^  welche  gewöhnlich  noch  als  öffentliche  Strafe,  nicht  als  Privat- 
bosie  behandelt  wird.  (Wflchter  §.  55.) 

*  Das  Autorrecht  neigt  seiner  Natur  nach  dazu^  sich  den  engen  Schranken 
der  Particulargesetzgebung  zu  entziehen ;  soll  der  Schutz  gegen  Nachdruck 
wirksam  gewährt  werden ,  so  musz  er  sich  zum  Allermindesten  auf  das  ganze 
Sprachgebiet  erstrecken:  ein  Postulat  der  Zukunft  ist  es,  dasz  ein  internatio- 
nales Autorrecht  von  allen  civilisirten  Nationen  anerkannt  werde.  Jedenfalls 
ist  aber  schon  gegenwärtig  wenigstens  daran  festzuhalten ,  dasz  nicht  das  durch 
Bondesbeschlüsse  hergestellte  gemeinsame  deutsche  Schutzrecht  gegen  Nachdruck 
durch  abweichende  Bestimmungen  in  den  Einfiihrungsgesetzen  der  Einzelstaaten 
practisch  wieder  in  seiner  Hauptwirkung  durchschnitten  werde;  treffend  daher 
eine  Entscheidung  des  Obertribunals  zu  Berlin  in  Schletters  Jahrb.  VL  S.  116: 
Der  Herausgeber  eines  Kunstwerkes,  der  in  einem  Bundesstaat  den  Schutz 
gegen  Nachdruck  dadurch  erlangt  hat,  dasz  er  die  dort  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen erfHUte,  hat  sich  alsdann  in  allen  deutschen  Bundesländern  eines 
gleichen  Schutzes  zu  erfreuen,  wie  ihn  die  Bundesbeschlüsse  allgemein  an' 
ordnen,  oder  wie  die  einzelnen  Bundesländer  ihn  besonders  gewähren.  Dieses 
10  für  ganz  Deutschland  erworbene  Recht  kann  derselbe  dann  durch  Verlags - 
vertrag  auf  einen  in  einem  andern  -  Bundesstaat  wohnenden  Verleger  über- 
tragen, so  dasz  dieser  nicht  mehr  nöthig  hat,  in  seinem  Staat  Jenes  Recht 
durch  Erfüllung  der  hier  vorgeschriebenen  Bedingungen  zu  erwerben. 
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ZWEITES  BUCH. 

DAS  SACHENRECHT. 


Erstes  Capitel. 

Arten  der  Sachen. 

§51. 

1.    Unbewegliche  uod  bewegliche  Sachen. 

1.  Der  Gegensatz  des  liegendenGuis  und  der  fahrenden  Habe,  der  unbe- 
geglichen  und  beweglichen  Sachen  ist  von  jeher  im  deutschen  Rechte  tod 
gröszter  Bedeutung.  Viele  Rechtsinsfitute  haben  einen  andern  Charakter 
und  andere  Formen,  je  nachdem  sie  sich  auf  Liegenschaften  beziehen  oder 
auf  Fahrnisz.  Heute  noch  ist  dieser  Gegensatz  so  wichtig,  dasz  fQglicb  das 
deutsche  Sachenrecht  mit  Rücksicht  auf  denselben  abgetheilt  wird. 

Das  Verhältnisz  freilich  des  Hegenden  und  des  fahrenden  Gutes  zu  dem 
Gcsammtvermögen  hat  sich  sehr  verändert  im  Lauf  der  Jahrhunderte,  ur- 
sprünglich war  das  Grundvermögen  so  sehr  die  Hauptsache,  dasz  auf  die 
fährende  Habe  nur  wenig  geachtet  wurde.  Der  gröszere  Theil  der  letztem 
—  das  Vieh  voraus  —  gehörte  überdem  gewöhnlich  zum  Grundstöcke, 
das  in  ganz  besonderem  Sinne  von  der  Sprache  „das  Gut''  genannt  ward. 
Durch  die  menschliche  Arbeit,  welche  eine  Menge  werthvoUer  beweglicher 
Sachen  hervorgebracht  und  durch  den  gesteigerten  Verkehr,  der  unzfthKge 
neue  Vermögenswerthe  geschaffen  hat,  ist  ein  Reichthum  der  fahrenden 
Habe  entstanden  und  erweitert  sich  fortwahrend,  von  welchem  die  atte 
Zeit  keinen  Begriff  hatte.  Sehr  oft  besteht  daher  heutzutage  das  H«u|yt' 
vermögen  einer  Person  nicht  in  liegendem,  sondern  in  fahrendem  Gute, 
namentlich  wenn  die  Werthpapiere  zu  dem  letzteren  gerechnet  werden. 
Aber  ungeachtet  dieser  Umwandlung  ist  der  Grundbesitz  noch  immer  als 
der  eigentliche  feste  Grundstock  des  Vermögens  zu  betrachten,  und  hat 
und  gewährt  eine  so  grosze  Solidität  der  Oekonomie  und  Sicherheit  des 
Credits,  und  ist  zugleich  der  öffentlichen  Controle  so  zugänglich  und  daftlr 
gedgnet,  dasz  die  Festhaltung  jenes  Unterschieds  der  unbeweglichen  und 
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bewegKcben  Sachen  auch  in  der  modernen  RechtsbUdung  noch  sich  recht- 
fertigt, und  dasz  es  ganz  begreiflich  erscheint,  Ti^enn  die  neueste  Gesetz- 
gebung die  Tendenz  hat,  den  durch  die  R^peption  des  römischen  Rechts 
Terwischten  Gegensatz  wieder  mehr  zu  beachten.  Insofern  aber  hat  jene 
Doiwandiung  bleibende  Folgen,  als  besonders  im  Erbrecht  und  im  Güter- 
rechte der  Ehegatten  nicht  mehr  «wie  ursprünglich  die  Liegenschaften  als 
dis  Hauptvermögen  und  die  fahrende  Habe  als  Nebensache  behandelt  wer- 
den dürfen,  daher  in  manchen  Beziehungen  jener  unterschied  in  der  Be- 
luuidlung  je  nach  der  Natur  der  Sachen  zurücktritt. 

2.  Als  liegendes  Gut  (Erbe,  ungereides  Gut)  gilt  jeder  Theil  der  Erd- 
rinde und  was  damit  von  Natur  organisch  oder  durch  Kunst  dauernd  ver- 
banden ist,  wie  z.  B.  Bdume,  Getreide  am  Halm,  Häuser.  (1 — 3.)  Die 
Zeit,  in  welcher  auch  die  Wohnhäuser  noch  als  fahrendes  Gut  betrachtet 
werden  konnten,  ist  längst  hinter  uns,  aber  aufgestellte  Marktbuden  und 
ähnliches  Gezimmer  können  heute  noch  zu  letzterem  gehören.  (2.)  Für 
das  Creditsystem  ist  es  erheblich,  dasz  die  mit  einem  Fabrikgebäude  ver- 
bundenen Maschinenwerke  ebenso  als  Theil  desselben,  nicht  als  blosze  Zu- 
behörde  behandelt  werden  (4.) 

3.  In  älterer  Zeit  wurde  der  Begriff  des  liegenden  Gutes  oft  über 
mne  natürliche  Gränze  um  des  besondern  Werthes  mancher  beweglichen 
Sachen  willen  für  gewisse  Rechtsverhältnisse  auch  auf  dergleichen  erstreckt, 
dann  iber  keinesw^  in  allen  Richtungen,  sondern  nur  in  dieser  bestimm- 
ten z.  B.  erbrechtlichen  Beziehung  darauf  angewendet.  So  wurden  z.  B. 
Gold  und  Silber*),  Harnisch  und  Geschütz  (5.),  dann  zuweilen  sogar   zins- 

1.  Öffnung  von  Stä/a  {Blunischli,  Zürcher  Rechtsgeschichte  I.  S.  262).  Aber 
sprechen  sy,  das  Korn  lig«'nd  guot  ist,  bis  dts  es  vnder  die  wid  kumpt  and  nin 
Kgeod  guot  ist,  bis  das  er  vnder  die  reiff  knmpt  Aber  sprechen  sy,  das  büser  fa- 
rend  gaod  ist  gegen  den  fründen  und  ligend  guot  ist  ftegen  dem  herrn. 

2.  Beaumanoir:  Cont.  de  Beauvoisis  {Beugnot,  I.  S  384).  Voirs  est  que  bois 
taot  comme  il  tient  ä  raeine  est  heriuge  et  si  tot  comme   il   est  copes  c*est  mueble. 

3.  Zürchtr  Gesetzb.  g.  474.  Die  Grundstucke,  femer  alle  auf  einem  Grund- 
stöcke errichteten  und  mit  demselben  dauernd  verbundenen  Gebüude  und  Wasser- 
weike  sind  LiegenschaHen.  Blosze  vorübergehend  hingestellte  StSnde  (Markt- 
stSode,  Schilderhfiuser  und  dergleichen),  sowie  das  zu  einem  Gebäude  bestimmte 
aber  noch  nicht  oder  nicht  mehr  damit  verbundene  Material  sind  als  bevegttcbes 
Got  zu  behandeln. 

4.  Zärcher  Geselzb.  S-  ^2.  Als  T^eil  einer  Fabrik,  Mühle,  Säge,  SUmpfe 
Q.  s.  w.  werden  die  damit  verbundenen  Maschinenwerke  und  Getriebe  und  als  Zu- 
Behörde  derselben  die  darin  befindlichen  und  ihrer  Construction  nach  für  das  Werk 
berechneten,  wenn  auch  nicht  damit  verbundenen  Yorrichtungen  behandelt.  Da- 
gegen sind  die  übrigen  zum  Betriebe  der  Fabrik  u.  s.  f.  dienenden  besondem  Ge- 
riihschaften  —  Rohstoffe  und  Waaren  —  weder  Theil  noch  Znbehörde  der  Fabrik. 

5.  Schwaberupiegel  c  145.  Waz  varende  guot  beizet  daz  sul  wir  sagen.  GoU 
nnde  Silver  unde  edelgesteine  unde  vie  unde  ros  unde  allez  daz  man  getrieben  unde 


*)  Bmtmd,  in  4er  Zeitich.  v.  Mittermaler  gebt  zu  weit,  wenn  er  tagt,  Gold  und  Silber  seien 
•M^cktkim  immobiüsirt 
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tragende  Capitalfordeningen  zwar  nicht  gerade  für  die  Formen  der  Eigen- 
thumsübertragung,  aber  in  Familien-  und  Erbrerhaltnissen  für  liegendes 
Gat  erklärt.  JSß  erklärt  sich  diesz  im  Allgemeinen  daher,  dasz  man,  in 
den  Städten  zuerst,  allmählich  anfing,  gewisse  Theile  der  Fahrnisz  für  d)enso 
wichtig  als  die  Liegenschaften  zu  erachten.  Besonders  aber  wollte  man, 
seit  diese  veränderte  Werthschätzung  durchdrang,  die  eigenthömlichen 
Grundsätze  des  deutschen  Erbrechts  (Primogenitur  oder  Minorat,  Zurück- 
stellung der  Töchter),  welche  sich  im  Kampf  mit  dem  gleichheitlich  thei- 
lenden  römischen  Erbrecht  in  den  Degenschaften  behauptet  hatten,  aoeh 
auf  die  werthvoUste  Fahrnisz  ausdehnen.  Diese  Ausdehnung  hat  sich  aber 
nur  ausnahmsweise  in  einzelnen  Particularrechten  erhalten,  und  richtiger 
ist  es,  statt  in  derartigen  Fällen,  wo  eine  gleiche  Behandlung  unbeweglicher 
und  einzelner  beweglicher  Sachen  in  einer  einzelnen  Beziehung  noch  wün- 
schenswerth  erscheint,  die  letztem  als  liegendes  Gut  zu  erklären  {Immobi- 
Imrung,  Verliegenschaftung  wie  Renaud  sie  genannt),  einfach  das  betreffende 
Recht  auf  Liegenschaften  und  jene  beweglichen  Sachen  zugleich  zu  beziehen. 
♦  Nicht  als  eine  Ausdehnung  des  Begriffe  der  Liegenschaft  ist  die  Zu- 
behörde  eines  Grundstücks  zu  betrachten,  wenn  sie  aus  fahrender  Habe 
besteht,  welche  dem  Grundstück  dient  und  seinem  rechtlichen  Schicksal 
in  der  Regel  folgt. 

4.  Als  fahrende  Habe  fgereides  Gut,  Fahrnisz)  werden  zunächst  alle 
beweglichen  Sachen  f fahren  heiszt  ire  und  moveri)  bezeichnet,  der  Begriff 
aber  auch  auf  Forderungen  und  Schulden  -^  mit  Ausnahme  der  Imroobi- 
liarforderungen  und  Immobiliarschulden  —  ausgedehnt.  (6.  7.)  Auch  da 
kam  es  im  älteren  Rechte  eher  als  im  neuem  vor,  dasz  in  bestimmten 
Beziehungen  wie  einzelne  von  Natur  bewegliche  Sachen  als  liegendes  (iul 
behandelt  (8.) ,  so  einzelne  Stücke  des  letztem  etwa  als  Fahrhabe  au^efaszt 

gelragen  mac.  —  Unde  pfandschaft  swie  diu  gescbafen  ist,  verworhtez  goU  unde 
Silber  unde  allei  harnasch  unde  vederwal  unde  geschüie*  dasz  wellent  die  liuie  »ülle 
erbeguot  sin ,  nach  gewanbeit.    (Es  ist  von  leUlwilliger  Verfügung  die  Rede.) 

6.  Code  cioil  %,  529:  Sont  meubles  par  la  döterroinalion  de  la  loi  les  obliga- 
tions  et  actions  qui  ont  pour  objet  des  sommes  exigibles  oa  des  efl^ts  roobiliers, 
les  actions  ou  intördu  dans  les  compagnies  de  finance .  de  commerce  ou  d*induslrie 
encore  que  des  immeubles  d^pendans  de  ses  enlreprises  appartiennent  aux  com- 
pagnies. Ces  actions  ou  int^rdts  sont  rdput^s  meubles  ä  Tftgard  de  chaque  associ^ 
seuleroent  Unt  que  dure  la  sociölö.  Sont  aussi  meubles  par  la  d^termination  de  la 
loi  les  rentes  perp^tuelles  ou  viag^res,  soit  sur  l'fitat.  soit  sur  des  parliculiers. 

7.  Erk.  des  O.-A.-G.  K^  Darmttadi  in  Seufferi*  Arcb.  VIII.  12.  Wenn  in 
einer  letztwilligen  Verfügung  nur  von  beweglichem  oder  unbeweglichem  Vermögen 
die  Rede  ist.  welches  verschiedenen  Personen  zufallen  soll,  so  sind  die  Forderungen 
zu  den  beweglichen  Sachen  zu  rechnen.  Wird  aber  z.  B.  d<»m  einen  Theile  die  fah- 
rende Habe  und  dem  andern  alles  übrige  Vermögen  vermacht,  so  liegt  kein  GrnD<l 
vor»  die  ausstehenden  Forderungen  zu  der  fahrenden  Habe  zu  rechnen 

8.  Oesterreichitche»  Gesetzbuch  g.  295:  Die  Fische  in  Teichen  und  das  Wild 
im  Wald  werden  erst  dann  (?)  ein  bewegliches  Gut,  wenn  der  Teich  geflschct  und 
das  Wild  erleget  oder  gefangen  worden  ist. 
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wurden,  z.  B.  HSuser  in  gewissen  Fallen,  errongene  Liegenschaften  im 
Gegensätze  zn  den  ererbten;  auch  diesz  hangt  mit  dem  Umschwung  der 
gesammten  LebensverhAltnisse  in  Deutschland,  mit  der  vermehrten  Beweg- 
Kchkeit  aller  GOter  zusammen.  Wenn  man  die  alten  strengen  Grundsätze 
des  deutschen  Erb-  und  Sachenrechts  bezQglich  der  Liegenschaften  im 
Interesse  der  Erhaltung  des  Sippevermögens  fOr  Stamm-  und  Erbgüter 
fest  hidt,  so  liesz  sich  doch  das  fortgeschrittene  Freiheitsgefühl  des  Hof- 
hörigen gegenüber  dem  Grundherrn  oder  des  Individuums  gegenüber  der 
Sippe  das  Recht  nicht  mehr  benehmen,  wenigstens  über  durch  die  eigene 
Thätigkeit  oder  individuelle  Verhaltnisse  errungenen  Haus-  oder  Grundbesitz 
frei  zu  verfügen,  und  da  man  diesz  bisher  nur  über  Fahrnisz  gedurft, 
sachte  man  den  Ausweg,  errungene  Liegenschaften  für  Fahrnisz  zu  er- 
klaren. Das  Sprichwort:  >,Was  die  Fackel  verzehrt,  ist  Fahrnisz^  hat  für 
unsere  Zeit  keinen  rechten  Sinn  mehr. 

Für  das  Sachenrecht  ist  durchaus  der  natürliche  Unterschied   der  un- 
bew^lichen  und  beweglichen  Sachen  festzuhalten. 

*  Renaud,  in  der  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  des  Auslandes  von 
MHttermaUr,  Bd.  XXIU.  S.  83  ff. 

S.82. 
2.   Hauptsache  und  Zubebörde. 

1.  Es  können  'einzelne  Sachen  in  ein  AbhängigkeitsverhAltnisz  zu 
einer  andern  Sache  kommen,  so  dasz  sie  gewissermaszen  angezogen  werden 
von  dieser  als  der  Hauptsache,  und  deren  Schicksal  theilen.  Es  wiederholt 
sich  in  dem  Rechtsleben  der  Menschen^  was  wir  im  groszen  Weltganzen 
in  dem  Verhältnisz  der  Planeten  zur  Sonne  und  der  Monde  zu  den  Pla- 
neten erkennen.  Die  Nebensachen  sind  dann  Zubehörde  der  Hauptsache; 
Zubehörde,  nicht  Theil,  denn  der  Theil  hat  nur  in  dem  Ganzen,  nicht 
aber  als  Sache  eine  relativ  besondere  Existenz,  wie  sie  der  Zubehörde 
zokomnit. 

2.  Die  Verbindung  der  Zubehörde  mit  der  Hauptsache  kann  vorerst 
eine  sächliche  sein,  in  der  Art,  dasz  jene  ihrer  ganzen  Beschaffenheit  und 
Bestimmung  nach  dieser  dient.  So  gehört  der  Schlüssel  zum  Schloszt 
Thüre  und  Fenster  zum  Hause,  verwandt  damit  ist  die  wirthschaftliche 
Verbindung  der  Zubehörde,  die  nicht  schon  von  Natur  ohne  weiters  ge- 
geben, aber  um  des  Gebrauchs  und  der  Verwendung  willen  hergestellt 
vnrd.  So  wird  Heu  und  Stroh  Zubehörde  des  Guts,  wird  zuweilen  sogar 
das  vorhandene  Vieh  .dazu  gerechnet,  die  Ruder  zum  Schiff,  die  Haus- 
schriften zum  Haus.  (1 — 3.) 


1.    Ooiiar   SUt    (Kraut,  g.   96.    1.)    We  en  bus  verkofl  eder  ene  boden,  vat 
dar  me  to  ertvast  und  oegbelrast,  dat  hört  dar  to,  it  ne  si  anders  gewille  köret. 


Digitized  byVjOOQlC 


138  Bach  n.    Cap.  I.    Arten  der  Saebea. 

Es  ist  eioIeocfateDd,  dasz  je  nach  der  Gewohnheit  und  besondern  Auf- 
fassung in  manchen  Gegenden  und  in  verschiedenen  Verhältnissen  einzehie 
Sachen  als  Zubehörde  betrachtet  und  in  andern  hinwieder  als  $elb$tändige 
Sachen  behandelt  werden.  Das  ältere  Recht  hatte  mehr  als  das  neoere 
die  Neigung,  die  der  Landwirthschaft  dienende  fahrende  Habe  als  blosse 
Zubehörde  des  Gutes  aufzuCeissen. 

Als  Zubehörde  im  weitern  Sinne,  genauer  als  Theil  des  Haus^,  gitt 
nach  deutschem  Gewohnheitsrecht  „uxu  Niet  und  Nagel  häU**  oder  „u>a$ 
wand',  band-j  mauer-j  niet-  und  nagelfest  isl*\  z.  B.  Wandkasten,  Gel&fer, 
feste  Oefen  und  der^^.  (1.  4.)  Dagegen  ist  der  frei  hingestellte  Kasten, 
oder  ein  tragbarer  Ofen  gewöhnUch  nicht  einmal  als  Zubehörde,  sondern 
als  eine  Sache  fOr  sich  zu  betrachten. 

Die  Verbindung  zwischen  Hauptsache  und  Pertinenz  beruht  aber  auch 
unter  Umständen  auf  juristischen  Gründen.    Von  der  Art  sind: 

a)  die  Nutzung  an  der  nicht  im  Sondereigenthum  be6ndlichen  gemeitun 
Mark  (Waldung  und  Weide) ,  welche  schon  in  uralter  Zeit  als  Per- 
tinenz der  Sondergüter  betrachtet  worden  ist;  (2.) 

b)  die  zu  einem  grundherrlichen  Hofe  gehörigen  Hof-  und  Colonengüier 
waren  um  der  Beziehung  zur  Grundherrschaft  willen  als  Zubehörde 
mit  jenem  verbunden.    Nachgebildet  ist 

c)  das  Verhältnisz  einzelner  Grundstücke,  welche  zu  einem  gesdUossenen 
Gjte  gehören.    (5.)    Hier  ist  die  Pertinenzqualität  bis  zur  Untrenn- 

%  Alamann,  Formel  des  IX.  iahrh.:  loca  cum  omnibas  ad  ipsas  perl  inen  tibos, 
id  est  mancipiis-,  juroentis,  pecoribus»  volucribas,  aedificiis,  carlilibos  et  bobis 
possessis,  agris.  pratis,  Sil  vis,  marchis,  aquis  aqoarumque  decursibas,  nemoribos 
propriis  et  usibas  saliuom  communium. 

3.  Preanuchet  Landr.  I.  2.  £•  ^:  Als  Pertinenzstucke  eines  Landguts  werden 
in  der  Reget  alle  darauf  befindlichen  Sachen  angesehen,  welche  zum  Betrieb  des 
Ackerbaues  und  der  Viehzucht  gehören,  g.  50:  Auch  das  FelUinventariom  an 
Düngung.  Pflugarten  und  Aussaat  gehört  zu  den  Perlinenzstürken  eines  Landguts; 
über  die  Begriffe  ..Hausratb".  „Möbel",  „Werkzeug,  Schilf  und  Geschirr«  hn  Ter- 
biltnisz  zu  den  Begriffen  „Zubehörde'«  beweglich  Gut  „Fahrhabe"  Tgl.  Zeitschr. 
f.  Kunde  Zürcher  Rechtspflege.  VIII.  8.  68. 

4.  Oesterreichischet  Gesetz,  g.  297:  Ebenso  gehören  zu  den  unbeweglichen 
Sachen  diejenigen,  welche  auf  Grund  und  Boden  in  der  Absicht  aufgeführt  werden, 
dasz  sie  stets  darauf  bleiben  sollen,  als  HSuser  und  andere  GebMude  mit  dem  in 
senkrechter  Linie  darüber  befindlichen  Lufträume;  femer:  nicht  nur  alles,  was  erd-, 
mauer-,  niet-  und  nagelfest  ist,  als:  Bräupfannen,  Branntweinkessel  und  einfeUni- 
merte  Schränke,  sondern  auch  diejenigen  Dinge,  die  zum  anhaltenden  Gebrauche 
eines  Ganzen  bestimmt  sind:  z.  B.  Brunneneimer,  Seile,  Kelten,  Löschgerätbe  and 
dergleichen. 

5.  Mecktenhurg.  Polic.  O.  V.  1572.  Tit.  15.  {Hraui,  g.  97.  9.)  Wir  wollen 
auch,  dasz  keine  Bürgerliche  oder  aur  dem  Lande  Pawemgüter  von  einander  gerto- 
sen oder  zerteilt  werden  sollen,  damit  in  den  Stetlen  die  wonungen  nicht  geringer! 
und  auff  dem  Lande  die  Dienste  nicht  geschwecht  und  die  Pechte  ungewisz  gemacht 
werden.  Sondern  was  hiebevor  aus  Unverstände  in  unsem  Embtern  von  einander 
gerissen,  widerumb  zusammengelegt  und  gestoszen  werden  soU 
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AorM  io  &er  Werne  gesteigert  worden,   dasz  der  Eigenthttmer  des 
Hanptgülesy  der  SokUtätte-,  äoe  •Verauszemng  des  Nebengutes  an* 
fechten  darf,  je  nach  Herkommen  oder  Gesetzen  bald  in  Form  ein- 
bcher  Ymdkaiion  (Rwocatorimklage)^  bald  in  der  des  R$tractrecht$ 
gOgen  Vergtitong  des  Preises  (BdmiiomUage)^  bald  nur  in  der  eines 
penomUehm    Vorkauf$redUi  (RtcuperatarieMageJ.    Die  neuere  Zeit 
ist  indessen  solcher  Verbindung  nicht  gOnstig,  und  hat  die  Tendenz 
die  freie  Theilbarkeit  und  Y^auszening  d^  Grundstücke  zu  schützen 
Verfiuszerliehe  Grundstücke  der  Art  wurden  wohl  auch  ^Mixende  und 
lli$gmd$  genannt; 
d)  die  FideieommisX'  and  Stiftmmg$qualität,  die  zunächst  einem  liegenden 
Hauptrermögen  yerliehen  wurde,  hat  dann  ebenso  oft  manche  "andere 
Sachen  mitumbszt  und  dieselben  zur  Pertinenz  von  jenen  gemacht. 

*  K,  T.  Hommel,  Pertinenz-  und  Erbsonderangsregister.  6te  Ausgabe. 
Ldpzig  1805. 

S.53. 
3.    Sachen  io  and  auszer  dem  Verkehr. 

1.  In  der  Regel  sind  die  einzelnen  Sachen  der  Sonderherrschaft  der 
Menschen  unterworfen  und  fallen  deszhalb  dem  Privateigenthum  und  dem 
Verkehr  anheim.  Aber  nicht  alle  Sachen.  Gewisse  Sachen  sind  schon 
von  Natur  der  individuellen  Beherrschung  entrückt,  obwohl  sie  mit  dem 
Menschen  in  wichtigster  Beziehung  stehen,  wie  die  Himmelskörper,  die 
iüDosphäre  ütid  der  innere  Kern  der  Erde.  Die  Luft  wird  wohl  theil- 
wdse  von  dem  menschlichen  Eigenthum  umschlossen  und  kann  sogar  in 
he$onderer  Fasmng  —  z.  B.  das  Leuchtgas  in  Kessel  und  Röhren  —  so 
lange  sie  so  gehalten  bleibt,  Gegenstand  auch  des  Privateigenthums  werden. 
Aber  ihre  Natur  hat  eine  so  entschiedene  Tendenz  zur  Gemeinschaft,  und 
ist  80  flüchtig,  dasz  sich  an  ihr  kein  Eigenthum  festhalten  läszt,  sobald  sie 
SOS  dem  Gef^sze  ausgeströmt  ist.  (1.) 

2.  Die  Natur  der  Gewäsxer  steht  zwischen  der  des  Grundstücks,  wel- 
ches zu  stitigem  Besitz  und  Bau  und  daher  zum  Eigenthum  der  Menschen 
^ichsam  einladet,  und  der  Luft,  die  dem  Privateigenthum  entweicht,  in 
der  Mitte.  Die  GewAsser  bedecken  einen  bestimmten  Theil  des  Erdbodens 
und  sind  nicht  so  elastisch  und  flüchtig  wie  die  Luft.  In  höherem  Grade 
ab  an  der  Luft  lAszt  sich  daher  an  ihnen  die  Herrschaft  des  Menschen 
bewAhren.  Aber  sie  sind  flüszig,  breiten  sich  aus  und  dienen  nur  aus- 
nahmsweise   dem   Einzelnen.    Sie  haben  einen  Zug  zur  Gemeinschaft  und 


1.  S*  ^-  '•  de  R  r.  Div.  et  qualil.  Et  quidem  naturali  Jure  communia  sunt 
onoium  haec:  aer»  aqa^  profluens  et  mare  et  per  hoc  litora  maris.  g.  2:  Flumina 
anteni  omnia  et  portus  publica  sunt,  ideoque  Jos  piscandi  omnibus  commune  est  in 
portu  flura  nibuaque. 
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lassen  sich  nicht  so  aosschKeszlich  ron  dem  Sonderbesitz  des  Einzdoen 
erfassen  und  halten  wie  das  Grundstück.  Je  grösser  und  bedeutender  sie 
sind,  um  so  weniger  ertragen  sie  das  Privateigenthum.  Die  Meere  sind 
Gemeingut,  nicht  einmal  der  besonderen  Staatsherrschaft  unterthan  (2.); 
an  Seen,  Strömen,  Flüszen  ist  wohl  diese  als  an  öffentHchm  Sachen  mög- 
lich, aber  auch  da  nicht  Sondereigenthum  der  Individuen.  (3 — ^5.)  Der 
Baehy  die  BrunnqueUe  und  mehr  noch  der  Teich  und  der  Canal  (3.)  sind 
zwar  wesentlich  vom  Privatgut  umschlossen  und  theilweise  Privatwerk  and 
daher  fähig  als  Privatsache  behandelt  und  Gegenstand  des  Eigenthoms- 
verkehrs  zu  werden ,  aber  sogar  auf  dieser  untersten  Stufe  regt  sich  noch 
mit  Bezug  auf  den  Abflnsz  die  ursprQnglich  dem  Wasser  inwohnende 
Neigung,  der  Gemeinschaft  zu  dienen.  Dm  deszwillen  nehmen  die  Rechte 
an  den  Gewässern,  auch  insofern  solche  ab  Privatrechte  ausgebildet  worden 
sind,  doch  einen  andern  Charakter  an,  als  die  Rechte  an  den  Grund- 
stücken; und  die  öffentlichen  Getcäezer  sind  als  Ganze  überhaupt  dem 
Privatrecht  entzogen.  Indessen  lassen  sich  auch  an  ihnen  tßuikoeise  and 
hetchränkte  'Privatrechte  herstellen,  z.  B.  Mtthlrechte,  Fischerei  u.  dgl.  (6.) 

Für  die  .Frage,  welche  Gewässer  öffentliche  und  welche  als  PriwU- 
gewäseer  zu  betrachten  seien,  hat  das  römische  Recht  wohl  eine  geistige, 
aber  nicht  eine  legale  Autorität,  denn  der  Entscheid  über  die  öf entliehe 
Eigenschaft  einer  Sache  ist  staatsrechtlich,  und  es  komn^en  fQr  unser  Recht 
sowohl  die  Beziehungen  der  Flüsse  und  Bäche  zu  dem  Staat  als  von  Alters 
her  die  zu  der  Gemeinde  in  Betracht.    Vgl.  unten  §.  59,  2   und  §.  75,  i 

3.  Auch  andere  öffentliche  Sachen  sind,  so  lange  sie  diese  Kgenschaft 
behalten,  dem  Privateigenthum  und  dem  Verkehr  entzogen,  wie  die  öffent- 
lichen Plätze,  Straszen,  Seehäfen  u.  s.  f.  Aber  dem  Staate,  beziehungs- 
weise den  Gemeinden,  ist  es  unbenommen,  soweit  die  öffentliche  Wohlfahrt 
es  verstattet,  einzelne  Straszen  eingehen,  oder  Stücke  davon  dem  Privat- 
recht zu  überlassen.  (5.  7.  8.) 


%  Erk.  des  0.*A.-G.  zu  Hiel  in  Stu/ftri»  Arch.  Yll.  144.  Weil  das  ofllBoe 
Meer  kein  GegensUnd  der  BesÜiergreifUng  and  des  Eigenlhums,  behofe  der  Aiu- 
scblieazuDg  anderer  von  der  fienutzang  desselben,  sein  kann,  sondern  dessen  Ga- 
braoch  sowohl  gemfin-  als  landesrechllich  Jedem  freisteht. 

3.  Sachsentpie^in,  28.  S*  ^'  ^^^^^  ^^ter  Strandes  vlüt.  dat  is  gemene  to 
virene  unde  to  fischene  inne.  §.  1 :  in  enes  anderen  roannes  watere  an  wilder  wage  — 
(im  Gegensatt  za)  S*  3:  in  dilten  di  gegraven  sin. 

4.  Freuttitchet  Landr.  II.  15.  $.  39:  Privatflusze  können  zum  Nachtbeile  der 
bisherigen  Eigentbümer  in  schiffbare  Ströme  nicht  verwandelt  werden. 

».  Oetterreichischet  Gesetz  §.  287:  Sachen,  welche  allen  Mitgliedern  des 
Staats  zor  Zueignung  überlassen  sind,  heiszen  freistehende  Sachen.  Jene  die  ibneo 
nur  zum  Gebrauche  verstattet  werden,  als  Landstraszen,  Ströme,  Flüsze,  Seebifea 
und  Meeresufer,  heiszen  ein  allgemeines  oder  öffentliches  Gut. 

6.  Züricher  GeseUb.  S*  ^tS6:  An  den  einzelnen  Theilen  der  öffentlichen  Sachen 
können  indessen  Privatrechte  bestellt  und  erworben  werden,  z.  B.  Wasserrechte. 

7.  Rechlsb.  Auprechi»  von  Freysm^,  II.  67:  All  Strassen  sollen  geöflinit  sda 
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In  Folge  soldier  BmögerUUehmg  Mit  dann  der  Boden  wieder  dem 
PriTatverkdire  anbeim. 

Aber  nicht  alle  Sachen,  die  dem  Staate  gdK>ren,  sind  so  dem  bürger-  ^^^'^^l//* 
üdieo  Verkehr  ootzogent  sondern  nnr  die  wahrhaft  öffentlichen,  die  ent-  '  ^'  J      ^ 
weder  dem  gmneinen  Gebrauche  oder  den  öffentlichen  Beäiirfni8$en  dienen, 
wie  z.  E  Residenzen  und  Domfinen,  Regiemngs-  und  Gerichtshäuser,  Zeug.   „ 
faioser  u.  dgL     An  andern  Gütern,    z.  B.  Waldungen  und  Bauergtttern,  (>ri^  «^  An. 
kanD  der  Staat  gewöhnliches  Privateigenthum  haben    und  diese  Sachen -^^^U^^^«^'^* 
köDnen  dem  Privatverkehr  unterwerfen  sein  *). 

Die  alten  Römer  haben  die  heiligen  Sachen,  re$  sacrae  und  die  ree 
n^fio$ae  (Tempd  und  Gräber)  als  divini  juris  betrachtet  und  um  desz- 
willen  dem  Privatverkdir  entzogen. 

Das  ältere  deutsche  Recht  schützte  diese  wie  die  eigentlichen  öfient- 
ücben Sachen  (Rath- und Gerichtshäuser,  Brücken,  im  neuern  Recht  lassen 
sieh  fiisenbahDSChienen ,  Telegraphenleitungen u. s.w.  unter  diesen  Gesichts- 
pookt  bringen)  durch  dnen  erhöhten  Frieden  und  betrachtete  dieselben  als 
befriedete  Sachen.  Im  neueren  Rechte  werden  auch  die  dem  religiösen 
Gebrauche  dienenden  Sachen  nach  Analogie  der  öffentlichen  behandelt- 
Der  Gedanke  des  besondere  Friedens  hat  aber  mehr  Bedeutung  noch  im 
Straf-  als  im  Privatrecht. 


Zweites  Capitel. 

Vom  Besitz  an  den  Sachen. 

§.54. 
i,    Alldeutsche  Gewere  an  Grundstücken. 

1.  Seit  dem  Vorgange  Albrechte,  welcher  zuerst  eine  gründliche 
Untersuchung  über  die  Natur  der  alten  Gewere  (saisine)  vorgenommen 
hat,  ist  dies^be  von  deutschen  und  französischen  Juristen  aus  den  Bechts- 
qoellen  des  Mittelalters  vielfältig,  und  man  darf  sagen  mit  mikroskopischer 
Genauigkeit,  geprüft  worden.  Diese  Arbeilen  haben  zwar  für  die  Geschichte 
des  älteren  deutschen  Bechts  einen  gröszern  Werth  als  für  die  Erkenntnisz 


lae  aller  Zeit  nyemand  sol  in  der  slrasz  pauen  noch  tzislem  graben  noch  privel 
za  dA>  Strassen  machen.  —  der  an  dy  Strassen  pawet,  der  murs  den  paw  wider  ab- 
precbeo  vnd  dy  strass  als  guet  machen  als  sy  vor  gewesen  ist  vnd  gcit  dem  ri«  hier 
LI  ood  III  Pfd.  danimb  das  man  der  Strassen  pflegen  sol  wann  ir  mannicblich  bedorf. 
8.  Sehwabenspiegel  154:  8 wer  keller  oder  ander  gruoben  grcbet.  der  sol  sie 
Biht  for  bai  seien  in  die  sirAze  denne  siben  schub,  ist  aber  diu  strSie  als  enge,  s6 
sol  er  darin  niht  seien. 


*)  BimnuOkü,  Angern.  SUaUrecbl  X.  Cap.  siv  ^  , 

I 
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und  Fortbildung  des  heutigen  Reohts.    Aber  auch  fQr  dieses  sind  sie  nieht 
unfruchtbar  geblieben,  wenn  nur  die  neuere  Wissenschaft  es  versteht,  die  < 
bleibenden  Rechtswahrheiten,  deren  Keim  in  der  Form  der  Gewere  deut- 
lich zu  erkennen  ist,  herauszufinden,  von  den  abgestorbenen  VorsteUoogeo :' 
der  mittelalterlichen  Gewere  auszuscheiden   und  in   die  Rechtssprache  an*  i 
serer  Zeit    übersetzt    zu  der  Weiterbildung  des  Besitzei  als  änes  auch  i 
juristischen  Begriffs  zu   benutzen.    Das  ganze  mittelalterliche  Sachenrecht, 
leidet  daran,  dasz  der  Gegensatz  zwischen  der  eigentlichen  dm^icken  Reehu-  , 
Ordnung   und   dem  Schutz  der   ihcUtächlichen  Herrschaft  über  die  Sachen^ 
noch  nicht  zu  völliger  Klarheit  durchgedrungen  ist.    Die  Anfllinge  dieser« 
Unterscheidung  waren  freilich  auch  in  dem  Altem  deutschen  Rechte  schon,, 
unverkennbar  da ,  aber  ihre  Ausbildung  ist  durch  die  Aufnahme  des  römi-  ^ 
sehen  Rechts,  welches  eine  scharfe  Sonderung  zwisclien  dinglichem  Rechte , 
und  Besitz  kannte,  unterbrochen  und  theilweise  aus  den  alteu  Bahnen  hin-, 
ausgedrttngt  worden.    Den  Spätem  ist  der  Gegensatz  nun  klar  geworden,, 
aber  zunächst  nur  in  römisch-rechtlicher  Form.    Damit  ist  denn  wirklich, 
eine  höhere  Phase  der  Rechtsentwicklung  betreten,  allein  diese  nicht  abge-, 
schlössen  und  eben  für  ihre  Vollendung  ist  es  nöthig,  wieder  .zurück  za 
blicken  auf  die  Altere  deutsche  Rechtsbildung.     Es    darf   uns    das   nicfat. 
stören,  dasz  die  mittelalterliche  Anschauungsweise  eine  groszentheils  „w-, 
bewuizte**^   gewesen  *).     Ist    doch    alle    ursprüngliche   Rechtsbildung   aller 
alten  Völker  unbeumszt  (nicht,   wie  die  spätere  Naturrechtslehre  DÜschlich 
behauptet  hat  „mit  bewusztem  Willen'*)  entstanden ,  ähnlich  wie  sogar  die  ^ 
organische  Körperbildung  des  Menschen  ein  unbewusztes  Werk  seiner  Seele  ist 

Der  Beruf  der  Wissenschaft  ist  es  gerade,  durch  geistige  Betrachtoog 
die  leitenden  Ideen,  welche,  wenn  auch  anfangs  unbewuszt,  in  der  Erschei- 
nung zu  Tage  getreten  sind,  zu  erkennen  und  zum  Bewusztsein  zu  erheben. 

2.  Die  Gewere  (saisiue),  insofern  sie  thatiächliche  Uerrechaft  über 
eine  Sache,  dann  auch  die  damit  verbundenen  Hechte  bedeutet,  ist  sprachlieh 
und  juristisch  verschieden  von  der  Gewähr  Tgew^re  mit  offnem  e,  garantie, 
auctoritas).  Jene  hat  im  Sachen-,  diese  im  Obligationenreclit  ihre  Steüe**]' 
Der  Ausdruck  Gewere  im  erstem  Sinne,  al^eleitet  von  wern,  (Gothfech  tor- 
jan,  vestire^  und  nicht  zu  verwechseln  mit  wern,  Gothisch  varjan^  defendert 
wehren),  wurde  zuerst  auf  die  Einkleidung,  Einweisung  in  den  Besitz  eines 
Grundstüdis  bezogen  [veslitura  fm  älteren  Sinne)  (1.).  als  Vorbild  und  Folge 


1.  CapiiaL  Anseg.  IV.  18.  et  coram  eis  il-slibus)  rffum  satrum  tradiUoneoi 
ftcial  (sar hanu  sineru  salunga  gedue)  et  fidejassores  vesUlurae  (geweri)  dooet  ei  qm 
illam  iradilionem  (sala)  accipit  vestituram  facial  (geweri  gedue). 

-)  Qerher  (D.  Privalr.  9.  7i  ff.)  bat  Ober  das  Verbiltoisi  det  rOnüscben  tarn  deotscke« 
Recht  io  dieser  Lehre  einzelne  richtige  BemerkungeD ,  aber  bricht  auch  hier  zo  rasrk 
den  SUb  Ober  die  noch  lebenskrifiigen  and  lebensAbigen  Elemente  in  leuieren. 

**)  Dorcbweg  wird  von  den  Neuem  dieser  wesentliche  Unterschied  nicht  oder  nicht  gtoug 
beachtet 
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der  Sahing  (Atiflassang);  dann  wurde  die  thatiäehikhe  Berrdchaft  über  ein 
Grundstück  so  genannt  (2.);  ferner  das  derselben  entsprechende  Recht  auf 
da»  Gut  (9.);  zuweilen  auch  das  Grundstück  selbst;  wie  ja  auch  die  Rö- 
mer Besitz  und  Besitzung  possessio  nannten.  Das  Wort  wurde  ursprUng- 
Xmh  nur  auf  liegendes  Gut  bezogen. 

3.  Die  Römer  unterschieden  in  der  possessio  ein  geistiges  Element, 
(den  annnus  domini)  und  ein  körperliches  (corpus).  Wo  jenes  fehlte,  redeten 
sie  nur  von  detentio^  nicht  von  possessio.  Die  Leutschen  achteten 
zwar,  worauf  Stein  mit  Recht  aufmerksam  gemacht  hat,  auch  auf  das 
Moment  des  WiUetis,  der  sich  in  der  Gewalt  äuszert,  welche  der  Besitzer 
an  der  Sache  behauptet  (ge\joaU  und  gewere  sind  daher  synonym);  aber  sie 
dachten  dabei  nicht  ausschliesziich  an  die  volle  Gewalt  des  Eigenthflmers, 
sondern  auch  an  die  relative  Gewalt,  welche  sich  in  dem  selbständigen 
Imiehaben  der  Sache  ttuszert  Es  konnte  daher  Jemand  Gewere  haben, 
der  wuszte  und  anerkannte,  dasz  einem  Andern  das  Eigenthum  zukomme, 
also  auch  in  manchen,  nicht  in  allen  Fallen  der  römischen  detentio.  Man 
sprach  daher  unbedenklich  auch  dem  Miether  (4.)  und  dem  Pachter  eine 
Gewere  zu,  weil  auch  in  dem  Yerhaltnisz  dieser  Personen  zu  dem  ge« 
nrietbeten  oder  gepachteten  Gute  sich  thatsächUche  Herrschaft  offenbarte* 
Das  deutsche  Recht  unterschied  aber  zwischen  der  Gewere  des  Miethers 
und  des  Eigenthflmers.  Deberhaupt  sind  die  Arten  der  deutschen  Gewere 
an  Grundstöcken  so  tnanmchfaltig  als  die  rechtHehen  Berrschaftsverhäünisse 
des  Menschen  an  dem  Gute.  Es  gibt  eine  Eigengewere  (eigenlUehe  Gewere), 
Lehensgewere,  (3.)  LeUtxuchigewere^  hofrechtUche  Gewere^  Pachtgewere^  (4.) 
Satzungsgewere  u.  s.  t,  und  sie  unterscheiden  sich  alle  von  einander  wie 
die  Rechte  des  Eigenthums,  des  Lehens ,  der  Leibzucht  u.  s.  f.  Für  das 
Leben  war  freilich  die  ledi^iche^  ledige  Gewere  die  wichtigste,  welche 
sich  in  der  ursprünglichen  und  vollen  Herrschaft  des  Gutes  zu  eigenem 
Nutzen  und  Zins  ftuszerte.   (6*  6.)    Die  Gewere  ist  somit  der  thatsächliche 


2.  Saehsenspieg^eiU, 'M  i.  i,  man  ne  sol  Diemann«  ut  »inen  geweren  wisen 
TOD  gerichtet  halven,  al  si  he  dar  mit  unrechte  ankörnen,  man  ne  breke  si  eme 
mit  rechter  klage. 

3.  Sachs,  Leknr,  38.  S*  3*  Lenes  gewere  ne  mach  nieman  getück  sin  ane  die 
ton*nie  hrrren  belent  is.  Geroener  gewere  si  getüch  jewelk  unbesculden  man  an 
sime  rechte. 

4.  Vtrm.  Sa€haen&p.  II.  2.  11.  mietet  eine  frau  ein  hans,  so  sol  ir  man  vmb 
denselben  zins  antworten,  ap  her  mit  tr  in  derselben  gewere  gewonet  hat. 

5.  Säch*.  Lehnr,  14  §.  1 :  En  gut  mach  maniges  herren  sin ,  also  dat  it  ron 
deme  anderen  hebbe;  doch  mut  enes  die  gewer  sin.  Swie  so  it  in  nut  und  in  g^^lde 
beaet  und  den  tins  dar  ut  nimmt ,  die  hevet  die  gewere  dar  an ,  und  deme  sol  man 
dar  af  antwerden ,  of  dar  iemann  nppe  misse  tut. 

6.  Sachsenspiegel  II.  57 :  AI  sie  cn  gut  manges  mannes  also  dat  dat  en  Ton 
dem  andern  hebbe,  svat  so  man  up  deme  gute  dut,  dat  sol  man  beteren  deme,  die 
in  ledichlicheo  geweren  hevet  und  anders  nemanne. 
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Ausdruck  eines  (vollstilDdigeD  oder  partiellen)  Rechtes  auf  die  Sache,  and 
hat  daher  auch  das  Gepräge  dieses  Rechtes  an  sich  und  ist  wie  dieses 
beschränkt 

Wer  unser  Volk  in  seinen  Gedanken  und  in  seinen  Sitten  beobachtet, 
der  wird  sich  leicht  <)berzeugen,  dasz  es  gerade  in  dieser  Bezi^ong  deo 
Besüai  noch  so  versteht,  wie  das  Altere  deutsche  Recht  die  Gewere  Ter- 
standen  hat,  und  dasz  ihm,  was  die  Römer  deteniio  genannt  haben,  hiofig 
noch  als  Beiüx^  freilich  nicht  als  Eigenthumsbesitz,  aber  als  eine  von 
Rechts  wegen  zu  schätzende  thatsächliche  Herrschaft  vorkommt  Dnd 
hierin  hat  das  Volk  ganz  recht,  denn  in  dieser  Beziehung  ist  das  deutsche 
Recht  in  der  That  entwickelter  als  das  römische,  welches  zu  sehr  noch 
den  Resitz  nur  als  voWummeM  Herrschaft  (dem  Eigenthume  analog)  auf- 
faszte,  mit  Bezug  auf  andere  beschränkte  Herrschaft  aber  nur  von  qwui 
possessio  zu  reden  wagte,  und  die  detentio  ganz  unberücksichtigt  liesz,  die 
deteniio,  in  der  sich  doch  in  allen  Fällen,  wo  dem  Innehaber  an  selbstän- 
diges Interesse  an  der  Sache  zukommt,  auch  eine  thalsächliche  Ordnung 
des  Menschen  zu  den  Sachen  darstellt,  und  die  eben,  weil  sie  das  ist,  auch 
eines  vorübergehenden  und  provisorischen  Schutzes  würdig  ist 

4.  Weil  die  Gewere  als  thatsächliche  Herrschaft  auf  einen  gewisse» 
Rechtsschutz  Anspruch  hat,  so  hat  sie  um  deszwillen  auch  den  Cbarakler 
eines  (wenn  auch  unvollkommenen)  RechttverhäUnisses,  und  so  ist  es  mög- 
lich geworden,  dieses  hinwieder  los  zu  lösen  von  der  Erscheinbng  der 
Herrschaft  und  unter  Umständen  einer  Person ,  welche  *nicht  leiblich  be- 
sitzt, die  Gewere  zuzugestehen  und  sie  als  zu  thatsächlicher  Herrschaft 
berechtigt  zu  schützen.  Es  ist  so  ein  Gegensatz  entstanden  zwischen  der 
reeUen  (leiblichen,  hebbenden  Gewere,  saisine  de  faü)  und  der  ideellen  Ge- 
were (auch  juristischen  Gewere,  saisine  de  droit),  ein  Gegensatz,  der  nicht 
verwechselt  werden  darf  mit  dem  römisch-rechtUchen  der  detentio  om) 
possessio.  Die  hebbende  Gewere  ist  immer  eine  leibliche,  ob  rechtmlszig 
oder  nicht,  die  juristische  setzt  einen  bestimmten  Rechtsgrund  (Auflassung, 
Drtheil,  Erbrecht)  voraus  und  genieszt  daher  in  höherm  Masze  den  öfleoL 
liehen  Schutz.  Fälle  der  ideellen  Gewere,  die  nicht  zugleich  eine  leibHcbe 
Gewere  ist,  aber  als  Bf  sitzrecht  wirkt,  sind: 

a;>  der  Erbe  hat  denselben  Rechtsschutz,  den  die  Gewere  dem  Erblasser 

gewährt  hat,  auch  bevor  er  den  leiblichen  Besitz  an  dem  Erbgut 

ergriflen  hat  (§.  188  B.  4); 

b)  wem  ein  Gut  aufgelassen  worden  ist,  der  hat  die  Gewere  (d.  h.  das 
Besitzrecht)  daran,  bevor  er  den  realen  Besitz  erlangt  hat  (7.); 

c)  wird  das  Gut  aufgelassen  und  realer  Besitz  daran  ergriflen,  so  beltalt 
der  Besitzer  sein  Besitzrecht,  ungeachtet  er  gewaltsam  entwert  worden. 


7.    Sacks,  Lehnr,  39.  g.  3:   Of  en  man   enem   anderen   gaot   apiet  vor  siv« 
harren,  tohant  so  hevet  be  die  gewere  an*nie  gude,  die  des  erren  manuea  was  die*i  ü^ 


Digitized  byVjOOQlC 


$.  54.    Alideutsche  Gewere  an  GramlstOckeii.  145 

Der  WiDe  des  Besitzers  halt  das  Besitzrecht  fest,  wenn  gleich  die 
leibfiche  Ausübung  desselben  auf  thatsdchliche  Hindernisse  stöszt 
(8-10); 
d)  wem  eine  Gewere  durch  ürlheil  zugesprochen  ist,  der  genieszt  den 
damit  verbundenen  Rechtsschutz  auch  bevor  er  den  thatsächlichen 
Besitz  erhalten  hat. 

5.  Der  Ausdruck,  die  rechte  Gewere  an  einer  Li^enschaft,  bezeichnet 
äot  durch  unangefochtene  Fortdauer  bekräftigte  potenzirte  Getoere^  welche 
eriiöhte  Sicherheit  und  festeren  Rechtsschutz  gewährt  Davon  wird  unten 
io  $  62  näher  die  Rede  sein.  Den  Gegensatz  zu  ihr  bildet  die  von  Stein 
benannte  GetDährschafisgewere,  welche  der  Berufung  auf  den  „Gewähren,'* 
den  Autor,  bedarf,  um  behauptet  zu  werden,  während  jene  in  sich  selbst 
innmcbende  B^Öndung  findet. 

6.  Die  Wirkungen  der  Gewere  sind: 

a)  wer  die  Gewere  hat,  darf  sie  auch  gegen  willkürlichen  Angriff  selber 
ichütxen,  nöthigenfalls  mit  bewaffneter  Hand.  Zu  solcher  Vertheidi- 
S^ing  des  Besitzet  bleibt  die  Selbsthülfe  dem  freien  Manne  im  vollsten 
Dmfange  verstattet  Die  Selbstpfändung  ist  eine  weitere  Ausdehnung 
dieser  SelbsthOlfe; 

b)  wer  die  ledige  Gewere  hat,  dem  kommt  wegen  Besitzstorung  eine 
persönliche  Klage  gegen  den  Störer  zu.  gerichtet  auf  Wandel  (SOhn- 
busze)  uud  wo  nöthig  Entschädigung  f Frevelsklage) ;  (6.) 

e)  wer  in  der  Gewere  ist,  darf  nur  in  Form  Rechtens  in  Folge  Dr- 
theils  des  Gerichts  ans  derselben  verdrängt,  entwert  werden,  nicht 
auf  deiB  Wege  der  Privatgewalt,  auch  dann  nicht,  wenn  er  selber 
ein  unrechtmäsziger  Besitzer,  und  der  ihn  entwert,  der  berechtigte 
Eigenthümer  wäre;   (2.  8—10.) 

d)  wird  er  durch  einen  andern  gewaltsam  entwert,  so  hat  er  gegen  den 
^itwerer  eine  Vngeriehtsklage  (meistens  eine  Klage  aus  Friedens- 
bmcb),  auf  Strafe  und  Busze.    (11.)    Dem  verurtheilten  Inhaber  der 


8.  ßmjrr.  Recbtsb.  Kaiser  Ludwigt  (Heumann  i06):  War  aber  ob  ycman  aios 
iigens  ^  aezze  bey  nutz  und  gewer  und  würd  er  des  enti»ert  mit  berrenbrief  oder 
voo  welherlay  sache  oder  —  gewalt  das  geschebe,  daz  sol  dem  unscbedlicb  sein 
u  teiner  gewer  —  so  sol  er  stien  in  allen  dem  rechten,  alz  des  tags  da  er  sein 
eitwert  ward. 

9.  Sachtenspiegei  Ih  70:  Man  ne  sol  niemanne  wtsen  von  sime  gude,  dat  be 
io  geweren  hevet,  ime  ne  werde  die  gewere  mit  recbte  afgewunnen. 

10.  Schwab.  Lehnr.  Laszb.  96:  dem  man  —  sin  lohen  (andere  Ltiartt  sine 
iwer)  mit  gewalte  nimmt,  der  verliuret  ->  weder  leben  noch  gewer. 

11  Schwubenspiegei  65:  Sprichet  ein  man  guot  an,  unde  wird  er  mit  jecbie 
^  Ton  gewiset,  er  belibet  Ane  bitoze  und  Ane  gewette  die  wlle  er  sich  des  guotes 
Bilit  vnderwindet.  linderwindet  er  aber  sich  des  guotes  Ane  geribte,  unde  ist  ein 
▼Hde  ze  den  zUen  in  dem  lande  gesworn,  so  ist  er  vridebrHohe,  unde  daz  g^t  im 
^  die  bant.  unde  ist  aber  niht  geswoorns  vrides  sd  bezer  nach  guoter  fewanbeit. 

ilMBtsebli,  dentKbes  Privatrecht.    3.  Autt.  10 
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i,raublichen   Gewere*^   wird    zunächst   der   widerreditiioh   ergriffene 
leibliche  Besitz  entzogeo,  freilich  unter  Vorbehalt  seines  Rechts  auf 
das  Gut,  das  er  nachträglich  im  ordentlichen  GerichtsTerbbren  be- 
haupten kann.    Hier  begegnen  uns  innerhalb  der  deutschen  Rechts- 
entwicklung  Ansätze  zu  der  Unterscheidung  des  possessorischen  and 
petitorischen  Verfahrens,  wie  sie  energischer  im  römischen  Rechte 
ausgebildet  worden  und  sonst  dem    deutsdien  Rechte   fremd    sind, 
welche  in  der  Regel  die  Verbindung  der  Doppelrücksicht  auf  Recht 
und  Besitz  vorzieht.  (12 — 15.) 
7.    Von  gröszerer  Bedeutung  ist  überdem  die  Wirkung  der  Gewere 
in  den  Rechtsstreitigkeiten  um  das  Gut,    Eben  hier  tritt  die  enge  Bezie- 
hung des  Rechtsschutzes   auf  den  Besitz^  worauf  sich  jener  Tornehnilich 
stützt,  entscheidend  hervor;  sowohl  in  der  Vertheidigung  des  Guts,  als  im 
Angriff  auf  dasselbe.    Um  dieser  Verbindung  willen  mit  dem  Rechtsschutz 
erscheint   die    Gewere    nicht    blosz  als  thatsächllche  Herrschaft,    sondern 
überdem  als  Recht  zum  Besitz,  wie  Bomeyer,  oder  als  Pro€eszgeu)ere^  wie 
Delbrück y  oder  als  Gutsrecht,  wie  Stein  sie  nennt. 

a)  Der  Besitzer  ,,%st  näher,  die  Sache  als  die  seinige  zu  behaupten  und 
zu    behalten,   als    ein   Anderer,   sie  ihm  abzugewinnen.^*    (16.   17.) 

12.  RechtsordDQDg  K.  /}iu£o{/>  v.  1281  für  Bafern  (Peru  lY.  427):  Swa  ein 
man  den  andern  ansprichet,  er  hab  in  sines  guts  entwert  mit  gewalt  An  reht,  mag 
de  chlager  daz  bringen  mit  zwein  der  nahsten  und  besten  in  der  pbrre  ->  den  sei 
man  in  sin  gewer  als  lang  setzen,  als  ez  im  aüzen  gewesen. 

13.  Bayr,  Laodr.  K.  Ladwigs  {ffeaauum  106):  Wer  den  andern  anspricht,  er 
hab  in  seines  eygens  oder  lehens  entwer^  mil  gewalt  on  reebt,  des  langen  sol  mao 
nemen  mit  seynero  eide,  das  er  sey  entwert  on  recht,  so  sol  tn  das  gericht  wider  setzio 
in  sein  gewer;  hat  er  (der  entwerende  Beklagte)  dann  hienacb  bintz  ime  (dem  Jetzi- 
gen Kläger)  icht  zu  sprechen  vmb  das  gut  so  sol  vmb  geschehen  was  recht  ist. 

i4.  Ewiger  Band  der  Stadt  Batet  mit  der  Schweiz  von  löOl  8-  20  {BlwU^chU 
schweizer.  Bandesr.  II.  S.  ft6):  So  sollen  ouch  wir  bede  parlhyen  msd  alle  die 
unsern  by  unsern  —  briet  siglen  gewarsamy  u;.d  dem  so  bisahar  von  yenaDd  vp 
uns  vnd  den  vnsern  In  gewerd  besessen  ist  blyben ,  und  niemant  den  anderen  ooc 
Recht  entweren,  und  ob  es  bescheb,  vnd  sich  gnuogsamlich  ertunde,  so  sol  der  leyt 
der  entwert  ist  vnd  den  andern  teyl  umb  entwerung  ersucht  of  sin  ersaochang  on 
alle  fürwort  vnd  Verzug  dess  so  er  enlwert  Ist  wider  in  gewer  gesetzt  werden»  mit 
allen  dessbalb  empTangenen  nützen  vnd  entrichlung  darumb  gelittenen  costens  and 
Schadens  und  demnach  (ob  er  Rechtverligung  nit  möcht  emperen)  darumb  recht 
pflegen  und  sich  dess  genügen. 

15.  Sachtentpiegel  II.  25   S-  ^  *  ^^^t  en  man  beklaget  nmme  roflicke  gewere. 

daz  man  die  hantharten  dat  bewisen  mach, de  richtere  sal  volgen  to  liant  und« 

richten  dem  klügere  umme  den  rof  unde  over  den  rovere.  —  Tu  hant  dar  na  sol  he 
ine  geweitigen  sinen  gewere,  of  it  icne,  uppe  den  die  klage  hat,  nicht  ne  weder 
redet  mit  rechte. 

16.  Leg.  Aethelredi  ITI.  c.  10.  c  1:  Agnunge  bidh  ner  thaem  the  haefdh  thenne 
thaem  the  aeftcr  spraecdh.  (Eignung  ist  naeher  dem  der  hat  als  dem  der  darauf  spricht.) 

17.  Richitleig  Landr.  2ö.  g.  4:  Clagestu  denne  (mit  der  Ansprache  auf  das 
Gut)  so  vraget   he:   her   richter.    ic  bidde  enes   ordels»   na  deme  dat  ic  dal  gut  in 
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Indem  er  sich   auf  seinen   Besitz  stützt,  in  welchem  das  von  ihm 
behauptetete  Recht  anschaulich  wird,  behauptet  er  sein  Recht 

b)  Da  indessen  mehrere  Personen  Besitz  behaupten  können^  wie  insbe- 
sondere der,  welcher  leibliche  Gewere  hat,  und  der,  welcher  juri 
stische  Gewere  hat,  so  bedeutet  jener  erste  Satz  doch  etwas  anderes, 
als  der  römische:  melior  est  conditio  possidentis;  und  es  wird  nöthigt 
die  f>ef$ekied9Hen  BegrUndvngen  der  Gewere  mit  einander  zu  ver- 
gleichen und  abzuwägen.  Die  bemr  begründete  Gewere  geht  der 
ithwä^ieren  vor;  also  die  rechte  Gewere  der  GewAhrschaftsgewere, 
die  auf  einen  Gewähren  gestützte  (titulirte)  Gewere  der  Gewahrloseut 
die  Altere  durch  unfreiwilligen  Verlust  entleerte  der  jüngeren  Ge- 
were, die  keine  besseren  Gründe  hat  u.  s.  f.  Dieses  Vergleichen 
und  WAgen  der  vo^chiedenen  Gründe  ist  für  den  deutschen  Pro- 
eesz  charakleristisch ,  und  paszt,  wie  Delbrück  trefflich  bemerkt,  zu 
dem  r^ativen  Charakter  des  deutsehen  Sachenrechts  überhaupt,  im 
Gegensatz  zu  der  römischen  Neigung,  überall  absolute  Begriffe  anzu- 
weodeo.  ^17.) 

c)  Die  dingBche  Khge  auf  das  Gut  kann   sich  ebenso  auf  die  frühere 
Gewere  stützen  >  wie  die  Vertheidigungr  (Vgl.  §.  73.) 

*  Alhrechly  die  Gewere  als  Grundlage  des  alten  deutschen  Sachenrechts. 
Königsberg  l«i8/  Vgl.  Kritische  Zeitschr.  f.  R.  W.  V.  S.  52.  «  Klimrath^ 
äade  historique  swr  la  saiiine  (in  den  travaux  II.  8.  338  ff.).  —  Gaupp, 
krit  UnteiBuc^iingeii  über  die  Gewere  in  der  Zeibchrift  fAr  deutsches  Recht 
I.  a  86.  —  Zi^fi,  deutsche  Staats-  und  Rechtsgesohichte  IL  S«  304  ff.  — 
loNMui»  Gewerty  in  der  Zeitschr.  £  Rechtsw.  d.  Auslands  XIX.  S.  99,  deutsches 
PHvatr.  L  $.  242  ff.  —  Homeyer,  Sachseiup.  IIL  S.  402  ff*  —  Leimhart,  zur 
Lehre  von  den  Rechtsverhältnissen  am  Grundeigenthum.  Hannover  1843.  — 
Bmns,  das  Recht  des  Besitzes  im  Mittelalter  und  in  der  Gegenwart.  Tübingen 
1848.  —  Homeyer,  Richtsteig  S.  482  ff.  —  Delbrück^  Schutz  des  Eigenthums 
und  des  Besitzes  nach  älterem  deutschen  Recht  in  der  Zeitschrift  für  deutsches 
Recht  XIV.  207 ;  die  dingliche  Klage  des  deutschen  Rechts.  Leipzig  1857.  — 
Stein,  Untersuchungen  über  die  Entwicklung  und  Fortbildung  des  deutschen 
Sachenrechts.  Erlangen  1867.  —  SUMe,  Art.  Gewere  in  d.  Encyklop.  ▼.  Ersch 
«nd  Gmber  (enthält  eine  fieiszige  Zusammenstellung  des  Qudlenmaterials). 
(Wenn  sich  Herr  Dr.  Brackenhöft  darüber  besehwert,  dasz  ich  ihn  nidbt  eitirt 
habe,  so  hat  er  vielleicht  guten  Grund  zu  dieser  Klage,  und  ich  weisz  darauf 
nur  zu  erwiedem,  dasz  ich  mich  vergeblich  bemüht  habe,  seine  Abhandlung 
zu  lesen  und  zu  verstehen.)  ^  L,  Rüekert,  Untersuchungen  über  das  Sachen- 
recht der  Rechtsbücher.  Leipzig   1860. 

iDioen  hebbenden  wercn  hebbe,  ofi  ic  mine  were  kht  neger  iu  bchaldende  si,  wen 
he  ze  mi  af  tu  wionende.  Hir  vrage  jene  (der  Klüger)  wedder,  oft  he  (der  Beklagte) 
ieht  lo  rechte  scote  segcn ,  wo  dat  gut  in  sine  were  kommen  si ,  er  me  eme  de  were 
IHIen  stole.  Dat  vintme^  8.  £.5:  8echt  he  denne,  he  hebbei  gekoft,  dar  Trage,  na 
den  dat  hei  g^keft  hct  unde  dl  geerfet  is,  weder  dus  ichl  neger  sist  te  behaldende 
dm  erlegen  edder  be  sioes  kofteii  gules.    8o  viotme  du  sistee  neger. 

10* 
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§.  55. 

2.    Gewere  an  heweglichen  Sachen. 

1.  Erst  später  wurde  aas  der  GeWere  an  Grondstüokeii  die  Geu>m 
an  fahrender  Habe  als  eine  selbständige  Gewere  ausgeschieden.  Anfangs 
dachte  man  sich  die  fahrende  Habe  Tom  Grundstück  uDKchiossen  und 
daher  auch  von  der  Gewere  am  Grundstadi  mitbeherrscht  Aber  auch  die 
spätere  Rechtsbildung  der  Gewere  an  Fabmisz  weist  immer  noch  auf 
diesen  ursprünglichen  Zusammenhang  gleichsam  mit  der  Mntlergewere  am 
Grandstück  hin. 

Daraus  erklären  sich  folgende  Rechtsansichten: 

a)  Der  Besitzer  von  Haus  und  Hof  konnte,  vorausgesetzt,  dasz  er  nidit 
ein  anderes  Recht  verletzte,  und  ein  rechtliches  Interesse  hatte, 
Sachen,  die  ein  Anderer  inne  gehabt,  die  nun  aber  im  den  Beräcb 
seiner  Wehre  gekonnmen,  einfach  ndthigenfalls  mit  Gewalt  an  sich 
nehnmi,  ohne  vorher  eine  Klage  anstellen  und  gerichükhe  Zuweismig 
des  Besitzes  begehren  zu  müssen.  So  konnte  er  aoch  dem  Dieb  die 
gestohlenen  Sachen  innerbatt)  seines  Gutes  mit  Gewalt  entreiszen. 

b)  Die  Annahme  in  zweifelhaften  Fällen,  dasz  die  Fabmisz  auf  dem 
Hofe  dem  Besitzer  desselben  gehöre. 

2.  Bei  dem  Besitze  der  Fahrhabe  wurde  auf  das  Moment  des  sinn- 
lichen, Innehabens  noch  entscheidenderes  Gewicht  gelegt,  als  bei  Immo- 
bilien, und  daher  in  der  Regel  auch  nur  einem  der  B^itz  zugeschrieben, 
nämlich  dem  der  zunächst  die  Sache  zu  seinem  Nutzen  inne  hatte.  (§.  73 
B.  2.)  indessen  war  auch  da  die  RechtsbiMung  noch  gleichsam  im  Flnsx 
und  nicht  zu  festen  Formen  gelangt.  Auf  die  Gestaltung  des  Eigenjhums 
an  fiaihrender  Habe  hat  daher  hier  wieder  der  Besitz  einen  gröszeren  Ein- 
flusz  geübt,  als  bei  dem  liegenden  Gute. 

3.  Eine  eigentliche  Besüzesidage  gab  es  auch  hier  nicht,  aber  die 
Rechtsverfolgung  der  Sachen,  sowohl  der  sogenannte  Anfang  als  die  schlichte 
Ansprache  beruhte  vornehmlich  auf  Berücksichtigung  der  Besitzverhältnisse. 
(Siehe  unten  §.  73.)  Im  Debrigen  war  der  Scku^  des  Besttzes,  d^  der 
Besitzer  in  Form  der  Sel^thülfe  übte  und  die  günitigens  Stdl^ng  desselben 
im  Proceez  analog  wie  bei  den  Immobilien. 

§.  56. 

3.    Neueres  BesiUrecht. 

1.  Während  des  XVI.  Jahrhunderts  drang  die  romische  und  canonische 
Besitzlehre  in  der  Weise,  wie  sie  von  den  italienischen  Juristen  verstanden 
wurde,  allmählich  in  Deutschland  ein,  und  unterbrach  so  die  deutsche 
Rechtseatwicklung  der  „Gewere".  Die  Deutschen  übersetzten  sie  mit 
pqssessio  and  entnahmen  groszentbeils  aus  der  Gewere  ihre  Vorstelluogeo 
von  cm^  possessio,  deutsches  und  römisches  Recht  mischelnd.  Es  kam 
dahin,  dasz  sogar  der  Ausdruck  Gewere  aus  der  Volkssprache  verschwand; 
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wd  sieber  wire  es  €Üi  vergebUcbes  BemtAen,  urollte  man  diese  Cmbilduog 
des  XVI.  Jahrhundeiis  ignoriren  und  einfach  wiedo*  die  doch  unzurei- 
chenden Rechtsvorstellangen  des  MitteMters  zu  erneuerter  Anerkennung  zu 
bringen  versuchen.  Aber  nicht  minder  irrig  ist  es,  wenn  manche  Neuem 
ton  der  Altern  deutschrechtlichen  Auffassung  &r  das  Recht  der  Gegenwart 
völlig  absehen,  und  yenneineo,  es  sei  dieses  durch  <Me  römisch-canonische 
Gestatong  absolut  abgeschlossen. oder  gar  die  alten  reinrdmischen*  Begriffe 
der  Pandekten  von  der  deutschen  Nation  recipirt  worden.  Der  Blick  in 
die  nenern  Gesetzeswerke  (1.  2.)  und  die  unbefangene  Prüfiing  der  Volks- 
•fuchauung  und  df  r  in  der  Natur  der  Dinge  sich  spiegelnden  Rechtsideen 
nötbigen  zu  der  Ueberzeugung,  6än  die  herkömmliche  Schultheorie  nicht 
genflge  «od  dasz  die  deutathen  RecUsgedanken  des  Mittelalters  nicht  ebenso 
erstorben  seien,  wie  das  Wort  Gewerew 

2.  FOr  das  neuere  Recht  ist  nun  voraus  festzuhalten  an  dem  Gegen- 
siti  von  Reehi  und  Bt$ii%.  Der  Besitz  ist  zunlchst  die  ihaUäcHiche  Herr- 
ichaß  des  Mentchen  über  eine  Sache;  und  er  wird  daher  als  —  aber  auch 
Nr  als  ihcUfächliche  Ordnung  (nicht  als  Rechtsordnung)  direct  geschützt, 
d.  h.  wieder  nur  gegen  ^ne  reehiswidrige  körperliche  Störung  oder  Zer- 
ttörvng,  nicht  aber  weder  gegen  rechftmftszige,  z.  B.  gerichtliche  Entsetzung 
(EniweroBg],  noch  gegen  blosze  ideale  Bestreitung,  und  nur  gegen  den 
Störer  oder  Zerstörer  um  seiner  Verklzniig  des  Friedens  und  der  Ord- 
oong  willen,  nicht  gegen  jeden  dritten  Besitzer.  Obwohl  der  Sachenbesitz 
IQ  dem  Saeßumrechte  in  «iner  unteriägliehen  Beziehung  steht,  so  ist  der 
lechtsschutz  des  Besitzes  seihst  doch  nicht  ein  din^icher^  sondern  ein  auf 
Vergehen  begrOadeter,  und  wird  durch  persötüiche  Klagen  gewährt.  In 
diesen  Dingen  hat  das  römische  Recht  bleibende  Rechtswahrheiten  geoffen- 
hart,  wenn  schon  die  ftuszere  Form  der  Interdicte  langst  abgestorben  ist. 

1.  Ba^ri^ehe»  Landr.  II.  4.  Chilis  (possessh),  ^  da  man  die  Sache  —  soio 
ndmo  ~  oder  €orp0re  ei  amimo  mgleich  und  zwar  tod  EigenUiuins-  oder  wenigst 
fon  eines  anderen  Rechtswegen,  z.  B,  ven  Pfandschaft,  Nutznieszung  oder  Pach- 
tnogsweise  inne  hat.  Naturalii,  da  man  die  Sache  nur  corpore  allein  —  inne  hat, 
wie  z.  B.  ein  bloszcr  Anwalt ,  Deposiiarius  (?)  oder  mere  precarins  (7).  g.  5 :  |)ie 
merklichsten  Wirkungen  der  Posaession  bestehen  darin:  Imo  kann  sich  Jeder  bei 
stinero  Inhaber  gegen  unrechtmaailge  EingrifTe  seihst  —  scbitzen  ^  Gewalt  mit 
Gewalt  abtreibea.  24o  soll  Niemand  seines  Inhabens  entsetzt  werden,  so  lange  nicht 
eil  anderer  ein  besseres  Recht  zur  Sache  genüglich  thut.  3to  ist  im  Zweifel  allezeit 
mlior  conditio  poesidentie,  4to  kann  man  ihm  regalariter  und  sofern  er  nicht  eine 
%Vkike[t  Fraeenmiionem  vel Aesisieniiam  Juri»  wiAev  sich  hat,  den  Titel  oder  Ckneam 
Foteenioni*  anzugeben,  keineswegs  zumuthen.  Ebensowenig  ist  er  5to  schaldig  den 
Beweis,  dasz  ihm  die  Sache  zogehörig  sei,  auf  sich  zu  nehmen. 

3.  Fremeueche»  Landr.  I.  7.  S*  ^t  Wer  eine  Sache  oder  ein  Recht  zwar  als 
freiDdas  Eigenthom.  aber  doch  in  der  Absieht,  darüber  für  aich  selbst  zu  verfügen« 
in  aeine  Gewahrsam  übemoromfn  hat,  der  heiszt  ein  anTollatändiger  Besitzer,  g.  7: 
Ttllstindigcr  Besitaer  helsat  der,  welcher  eine  Sache  oder  ein  Recht  als  sein  eigen 
besitzt.  S-  0:  I>«r  anrollsUlBdige  Besitzer  der  Sache  ist  vollständiger  Besitzer  des 
Hechts,  dessen  er  darüber  sich  anmaszt. 
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3.  Die  thatsfichliche  Herrschaft  des  Menschen  Aber  tlie  Sache,  wekhe 
als  thatsächliche  Ordnung  geschätzt  wird,  der  Sachenbegitz,  kann  aber  eine 
voUkommene  oder  ane  beschränkte  und  unvoUitUndige  Herrschaft  sein.  (1) 
Die  erstere  entspricht  dem  Eigenthoni,  and  kann  als  Eigtnbenitz,  toOer 
Besitz  (possessio  mit  animos  domini),  bezeichnet  werden.  Aber  atich  die 
letztere  hat  einen  natOrlichen  Anspruch  auf  denselben  Schutz,  und  darin 
ist  ein  Fortschritt  der  neueren  Rechtsentwickinng  zu  erkennen  gegenober 
dem  römischen  Rechte.    Dahin  gehören: 

a)  die  thatsächliche  Herrschaft  des  VaeaUen  an  dem  Lehen,  des  hof- 
hörigen  Bauern  an  dem  Erbe.  Da  die  entsprechenden  Rechte  sich 
später  bis  zu  dem  sogenannten  Nutzeigenrthum  ausgedehnt  haben,  so 
ist  um  so  unbedenkb'cher  hier  auch  der  Besftz  anzuerkennen. 

b)  Die  des  Colonen  (Meiers)  und  Erbpächters  an  dem  Colonat  und 
Erbpachtgut  und  des  Faustpfemdgläubigers  an  dem  Faustpfand,  Hier 
sind  wieder  zwei  Besitzarten  zu  unterscheiden:  der  Eigenbesitz 
kommt  dem  Herrn  zu,  der  den  Zins  empfangt,  der  Cokmenbesitz 
und  Erbpacbtsbesitz  dem  Colonen-  und  Erbpachter.  Schon  die 
Römer  waren  genöthigt,  in  diesem  Verh&ltnisz  den  abgeleiteten  Besfti 
auch  des  letztern  anzuerkennen. 

c)  Die  des  Nieszbrawhers  und  Leibdingbesitzers  an  dem  zu  Nieszbrauch 
besessenen  Vermögen  und  dem  Leibding.  Auch  der  beschrinkte  Be- 
sitz desselben  —  beschrankt  durch  die  Natur  des  Nieszbrauchs  und 
Leibdings  —  steht  doch  noch  factisch  dem  Eigenbesitz' so  nahe,  dase 
ein  analoger  Schutz  desselben  schon  frOhec  gewahrt  wurde.  Aber  da 
zuerst  im  römischen  Recht,  auf  einem  Umwege,  in  Form  der  jwri$ 
quasi  possessio,  offener  im  deutschen  Recht  der  Gewere  (Besitz)  zu 
Nieszbrauch  und  Leibding.  Es  ist  auf  dieser  Stufe  durchaus  nicht 
nöthig,  unter  den  Gedanken  eines  dem  Besitz  von  Rechten  zu  verlei- 
benden Schutzes  sich  zu  flüchten.  Der  Usufrurtuar,  welcher  auf  dem 
Gute  wohnt  und  dessen  FrOchte  bezieht,  steht  in  einem  auszerlich 
sichtbaren  —  wenn  auch  durch  das  Nieszbrauchsverhältnisz  be- 
schränkten BerrschaftscerhäUnisz  zur  Sache  ^  und  dieses  ist  ein  Be- 
staiidtheil  der  thatsachlichen  Ordnung  überhaupt,  die  als  solche  einen 
Anspruch  auf  Schutz  gegen  eigenmächtige  Störung  hat  Sein  Inne- 
haben, Besitzen  der  Sache  soll  vorläufig  geachtet  bleiben,  nicht  „die 
Ausübung  seines  vermeintlichen  Rechts*\  auf  das  es  zunächst  und 
abgesehen  von  jenem  Innehaben  gar  nicht  ankommt 

8.  Züricher  Gf^Hzb.  g.  490:  Wer  dpii  Niesxbraach  an  einer  Sache  ione  bat. 
der  FanstpfandglK obiger  und  andere  Personen,  welche  ihren  Be^ili  regehrSszig  vom 
EigenthOmer  ableiten,  aber  ein  selbständiges  Interesse  daran  haben,  wie  der  Pichter 
eines  Grandstückes,  der  Miether  einer  Sache  u.  s.  f.  haben  zwar  kelaen  Eigen- 
thoms-,  wohl  aber  Nirszbraoch-,  Pfand-,  Pacht-,  Miethebesftx  and  werden  in  dem- 
selben insoweit  geschätzt,  als  die  Natur  des  Rechtsverhältnisses  reicht,  welches  sie 
durch  diesen  Besitz  aasöbeQ. 
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d)  Aber  auch  der  Besitz  des  ehifechen  Pachten  m  dem  Pacbtgnte,  des 
Mulhers  an  der  Wohnaog,   des   Entlehnen  (Commodatars)   an   der 
ilnn  geliehenen  Sache?    Im  Sinne  des    römischen  Rechts  wird   die 
Frage  noch  verneint,  im  Sinne  des  Heutechen  Rechts  und  der  mo- 
dernen  Entwickehing   mnsz  sie   bej(M   werden.      Anch   das,  was 
die   Römer    detenlio  genannt,    ist,    wenn    in   eigenem    Interesse 
gefibt,     eine    thatsächliche    Herrschaft    des    Menschen    über    die 
Sache,  and  zwar,  genau  betrachtet,  nicht  ein  blosz  kärperlichee  Ver- 
hüHntsz,  sondern,  wie  Bruns  (S.  466)  richtig  gesehen,   auch    mit 
einem  besiimnüen  Willen  des   besitzenden  Theils   erMIt    Weszhalb 
sollte  sie  innerhalb  ihrer  Beschränkung  nicht  ebenso  geschUizt  werden, 
wie  in  seinem  weiteren  Umfange  der  JSigenbesitz*)?  Wer  eine  Woh- 
nung gemiethet  hat,  wird,  wenn  ein  Dritter  ihn  eigenmächtig  heraus- 
wirft oder  in  dem  ruhigen  Besitz  seiner  Zimmer  stört,  dadurch  nicht 
in  seinem   obKgatorischen  VerhäHnisz  zum  Vermiether,  sondern  in 
$ei$ier  theUsächlichen  Herrschaft  über  die  Wohnnng,  in  seiner  Besitz^ 
ruhe  verletzt >  und  wenn  er  dagegen  Schutz  verlangt,  so  thut  er  das 
durchaus  nicht  als  Steüvertreter  des  Vermiethers,  sondern  weil  er  ein 
selbständiges  Interesse  daran  hat.   Dieser  als  Eigenbesitzer,  der  durch 
die  an  seiner  Sache  verObte  Gewalt  auch  selbstfindig  verletzt  ist,  kann 
auch  klagen;  aber  der  Miether  klagt  nicht  um  jenes  willen  hoch  für 
jenen,  sondern  weil  die  factische  Ordnung,  an  der  er  Theil  hat,  ihm 
g^enüber  durchbrochen  und  er  in  seiner  Ruhe  gestört  worden  ist 
Die  neuere  Gesetzgebung   ist,  wenn   auch  nicht  immer  mit  vollem 
Bewusztsein,  diesem  Schutze  auch  des  unvollständigen  Besitzes  ent- 
schieden günstig.    Anders  freilich  ist  das  Innehaben  des  Knechtes  an 
den  Sachen  des  Herrn,  des  Fabrikarbeiters  und  des  Gesellen  an  den 
Werkzeugen  des  Fabrikanten  und  des  Meisters,  des  Anu>aUs  an  den 
Acten  der  Partei  und  wohl  auch  des  Depositars  u.  s.  f.    Diese  üben 
in  der  That  keinerlei  Herrschaft  für  sich  aus,  sondern  handeln  und 
erscheinen  auch  in  dieser  thatsächUchen  Beziehung  fortwährend  nur 
als  Diener,  Gehülfen  und  Stellvertreter  des  eigentlichen  Besitzers. 
.  4.  An  der  Stütze  des  Sachenbesitzes   hat  sich  allmählich  der  Begriff 
des  Besitzes  von  Rechten  analog  ausgebildet:   als   thatsächliche  Darstellung  ■ 
TOD  Rechtsverhältnissen,   welche  arfs  solche  schon   wieder  Anspruch  auf 
rebtiven  Schutr  hat  gegen  Eigenmacht.    Es  ist  diese  Seite  der  Besitzlehre 
Ddessen  noch  nicht  zu  voller  Klarheit  gekommen.    So  viel  steht  fest,  dasz 


*)  Aach  Brtuu  will  wieder  nur  dem»  der  wie  ein  Eigentbümer  besitit,  d.  b.  dem  Eigen- 
Wsitier,  dem  aber,  der  mii  Anerkenonng  eines  andern  als  drs  Eigenfbümers  die  Sache 
hme  hat,  nnr  als  SttU^trirtter  des  Besitzes  dieses  Andern  und  demselben  auch  dann 
BOT  Schoti  gewihren,  wenn  er  ein  C^uftiekes)  Recht  zur  Innebabung  hat.  Danebep  er- 
kennt er  aber  an,  dasz  der  Schatz  des  Senritutenbesitzes  als  solchen  fUickuriig  sei  mii 
dem  Saebenbesiti.  In  der  AunüIriiBK  dieser  Begriffe  bat  er  die  Lehre  off'enbar  gf  fördert» 
io  Jener  Beschränkung  aber  im  Verhajtnisz  zu  der  neueren  Gesetzgebung  einen  RCkck^ 
•chfitt  ange?aUieq. 
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das  neaere  Recht  de»  Besitz  der  Rechte  weiter  aasgedebnl  hat,  als  das 
römische.  Ein  Besitz  (von  den  Römern  quasi  posseuio  genannt)  wie  an 
Servituten^  so  auch  an  Realrechten  jeder  Art,  wird  uon  aUgeroein  aner- 
kannt. Aber  verwandt  damit  ist  auch  der  Besitz  von  Pertonenrethten  *)^ 
(z.  B.  des  Adels,  eines  Berufs,  des  Autorrechts]  eines  FamilienverhäUniaes 
(z.  B.  Kindesverhältnisz)^  eines  Erbrechts,  und  sdbst  bei  Forderungen  liszt 
sich  eine  feste  thatsAchliche  Darstellung  derselben  da  denken,  wo  von  Zeil 
zu  Zeit  eine  äuszere  Anerkennung  sichtbar  wird,  z*  B.  jährlich  ein  Zins 
oder  eine  Leibrente  gefordert  und  bezahlt  wird.  In  den  letzten  Bezie- 
hungen aber  ist  die  Ausdehnung  des  Besitzes  als  eines  von  Rechtes  wegen 
geschlitzten  thatsfichllchen  Zustandes  noch  unsicher» 

5.  Ueberdem  hat  sich  die  indirecte  Bedeutung  des  Besitzes  und  bezie* 
hungsweise  Besitzrechtes  fOr  den  Recktsschulz ,  wie  DeUfrück  zuerst  nach- 
gewiesen, in  höherem  Masze  erhalten,  als  man  sich  frfiher  bewuszt  war. 
Bei  Grundstücken  freilich  filllt,  insoweit  das  System  der  Grundbflcher  durch- 
geführt worden,  diese  Anwendung  groszentheils  weg.  Ab^  für  die  ding- 
liche Klage  auf  bewegliche  Sachen  ist  sie  um  so  erheblicher.  (Siehe  §.  73.) 

6.  Erhalten  hat  sich  im  neueren  Rechte  überdem  noch  die  erhöhte 
Bedeutung  des  Besitzes  an  tiahrender  Habe  für  das  deutsche  Eigenthams- 
recht,  die  Lehre  von  der  Debergabe,  vom  anvertrauten  Gute,  vom  Anriss 
und  Ueberfall,  die  Neigung,  aus  dem  Besitz  an  einem  Grundstück  oder 
einer  Wohnung  auf  den  Besitz  an  den  darin  befindlichen  beweglichen 
Sachen  zu  schlieszen,  das  Pfondungsrecht  des  Hofbesitzern  auf  eigenem 
Boden,  die  Vermuthung  aus  Besitz  für  die  Existenz  d^  in  demselben  dar- 
gestellten Rechtes,  die  Ausdehnung  der  Spolienklage  (4.)  nach  dem  Vor- 
gang der  Canonisten,  einzelne  Eigenthümlichkeiten  in  der  Verjfthmngslehre 
und  im  Erbrecht  die  Fiction ,  dasz  der  Besitz  mit  dem  Tode  des  Erblassers 
auf  den  Erben  übergegangen  sei. 


4.  Erk.  des  Ot>.-App.-Ger.  za  Dretden  {Seuferts  ArchiT  III.  9(17.  Tgl.  56). 
Der  EiRenthömer  des  dienenden  GrundstOeks  kann  anf  letzterem  irgend  eine  Hand- 
lang unternehmen,  welche  dem  Besitzstände  des  Berechtigten  entgegen  tritt,  ein 
Spolium  wird  er  aber  nar  dann  hegeben,  wenn  in  Art  und  Weise  des  Yerhültnissrs 
ein  unmittelbares  Eingreifen  in  des  Andern  Recbtshereich  vorhanden  ist,  z.  B.  wisno 
eine  Abpfündung  vorgenommen  wird  an  dem,  der  im  Besitz  der  Befugnisz  ist,  aber 
des  Andern  Grund  zu  gehen,  zu  reiten  a.  s.  w.  —  Wer  dagegen  einen  Weg  auf 
seinem  Grund  und  Boden  versperrt,  der  kann  nach  Befinden  des  Andern  Recht  oder 
Besitz  gekränkt  haben,  ein  Spolium  hat  er  darum  nicht  verübt. 


*)  Ueber  die  eigeoüicbe  NaUir  des  •tmmfrtktH^hm  BetiUes  tgl.  BImmttkli,  Allgem.  ^taatsr. 
S.  9  uod  37S. 
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Orittee  CapiteL 

Eigenthum  an  liegendem  Gut. 

I.    Erhtcs  Gtundeigentlram. 

1.  Das  Wort  Eigenthum  ist  in  unserer  Sprache  vieldeutig.  Im  wei- 
tern Sinne  wird  unter  Eigenthum  ailes  Vermögemrec/it  verstanden  (1.),  das 
einer  Person  zugehört.  Zuweilen  schweift  der  gemeine  Sprachg^rauch 
sogar  Ober  das  weite  Gebiet  des  Vermögensrechtes  hinaus  und  heiszt  auch 
Familienrechte  und  öflentliche  Rechte  Eigenthum.  Von  der  letztern  Ver- 
irrung  musz  die  Rechtswissenschaft  ganz  absehen  ^  aber  auch  jener  weitere 
B^rifT  ist  für  sie  unbrauchbar.  Sie  beschränkt  den  Ausdruck  Eigenthum 
vorerst  auf  das  Sachenrecht  und  nennt  auch  da  nur  die  voUhommene  Herr- 
Kkaft  der  Mentcken  über  die  Sachen  Eigenthum. 

2.  Dem  alteren  deutschen  Rechte  war  die  Idee  des  Eigenthums  zuerst 
in  de.  Gestalt  des  Gnindeigenthums  klar  geworden.  Das  im  Eigenthum 
befindliche  Grandstück  wurde  vorzugsweise  das  Eigen  (2 — 4.),  das  fahrende 
Gut  aber  die  Habe  genannt.  [3.)  In  dieser  verschiedenen  Bezeichnung 
wurde  schon  deutlich  auf  den  alten  Gegensatz  hingewiesen,  wonach  die 
Herrschaft  über  den  Boden  wesentlich  als  Rechtsherrschaft,  —  was  der 
Penon  eigen  ist  (2.)  —  die  Ober  die  fahrende  Habe  dagegen  zunächst  mit 
Rücksicht  auf  das  thatsächliche  Innehaben  betrachtet  ward.  Das  Grund, 
eigenthum  galt  als  das  wichtigste  Privatrecht,  und  zugleich  ruhte  auf  ihm 
auch  der  Bau  der  alten  Volks-  und  Staatsverfassung. 

Die  Gescliichte  des  Grundnigenthums  geht  daher  parallel  mit  der  Ge- 
schichte des  öfTentlirhen  Rechtes  im  Mittelalter;  jede  Veränderung  in  den 
Berrschaftsverhältnissen  zum  Boden  hatte  auch  die  Umgestaltung  der  öfTent- 
iicben  Zustände  zur  Folge  oder  war  umgekehrt  eine  Wirkung  dieser.  Das 
Eigen,  welches  in  dem  vollen  Eigenthum  des  Besitzers  stand,  hiesz  das 
Allod  (Vollgut),  echtes  Eigen,  lediges  Eigen,  Ludwigen,  Es  kam  nur  Freien 
za  und  wurde  in  dem  Volksgerichte  geschützt.  Als  später  die  freien  Güter 
der  Bauern  der  Vogteiherrschaft  unterworfen  und  von  dieser  den  Hofgtitem 
Slbnlich  bdastet  wurden,  entstand  das  vogtbare  Eigen.  Das  dem  Vasallen 
<a  fester,  aber  abgeleiteter  Herrschaft  üb^lassene  Grundstück  hiesz  im 
Gegensatze  zum  Allod  mit  B^ug  auf  jenen  Feod  (feudum,  Lshen).  Dem 
Ho^enossen  kam  kein  Eigen,  sondern  nur  Erbe  zu,  nachdem  einmal  die 
bofrechtliche  Herrschaft  dauernd  geworden  war. 


1.  OesierreichiscAes  GeseUb.  S-  3tf3:  Alles,  was  jeroaDdem  tagehört,  alle  seine 
kdrperlicke  und  unkörpeiliclie  Sachen  (?)  heisxen  sein  Eigenthum. 

%  Diplom,  a.  1323  {Kraut,  g.  99,  33):  coDtradicimus  —  plenam  proprietatem 
et  Übertaten ,  qoa  in  vqlgari  alamanoico  Egendom  dicitur. 

3.    Smeks€iupitgei  I.  31.  £•  ^*  varende  habe  —  onde  egeo. 

4»   Sadktmt^gel  I.  3S:  Nein  wif  ne  nuch  ok  to  egene  behaldcn  ire  liftacht. 
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Die  neaere  Zeit  hat  den  unmittelbaren  Zesammenhang  zwischen  dem 
G rundeigen thum  und  dem  öflentlichen  Rechte  gelöst,  und  wir  betrachten 
jenes  nun  als  ein  reines  Privalrecht,  in  der  Regel  nun  als  ecktet  Eigen, 

3.  unter  echtem  Grundeigenthum  verstehen  wir  nunmehr  die  miwr- 
lich  voUkommtne  und  ausschUeszliche  Herrschaft  des  Individuums  über  em 
bestimmtes  Grundstück,   ^5.) 

Darin  stimmt  das  neuere  Eigenthum  mit  dem  römischen  Dominiam 
wesentlich  Oberein;  in  einigen  Beziehungen  aber  sind  noch  EigenthQmlicb- 
keiten  des  erstem  zu  beachten.  Vor  allen  hielten  die  Römer  strenger  an 
dem  organischen  oder  künstlichen  Zusammenhang  fest  zwischen  den  Pflanzen 
oder  Gebäuden  mit  dem  Boden,  in  welchem  jene  wurzeln  oder  diese  fun- 
damentirt  sind.  Nach  deutschem  Recht  —  und  davon  haben  sich  bis  auf 
unsere  Zeit  Anwendungen  erhalten  —  ist  es  ausnahmsweise  möglich,  dasz 
ein  Baum  oder  ein  Haus  einem  Andern  eigenthümlich  zugehört,  als  der 
Boden,  mit  welchem  sie  verbunden  sind.  Es  kommt  sogar  vor,  dasz 
verschiedene  Stockwerke  oder  Wohnungen  (sog.  Herbergen)  eines  Hanuet 
verschiedene  Eigenthümer  hßben,  eine  Spaltung  dessen,  was  zusammen- 
gehört, welche  freilich  zur  Verwirrung  filhrt  und  nicht  begOnstigt,  aber 
auch  nicht,  wo  sie  wirklich  besteht,  um  einer  abstracten  Schultheorie 
willen  willkürlich  negirt  werden  darf.  *) 

4.  Ein  wichtiger  noch  fortwirkender  Unterschied  zwischen  der  römi- 
schen und  der  deutschen  Auffassung  des  Grundeigenthums  li^t  darin*  dasz 
jenes  dem  Eigenthümer  die  Befiignisz,  das  Grundstück  zu  t7erätK2;eni,  un- 
bedenklich zugesteht  und  auch  die  Theilbarkeit  des  Grundstücks  ohne 
Schranke  zuldszt,  während  das  mittelalterliche  deutsche  Recht  Yeräuszer- 
lichkeit  und  Theilbarkeit  der  Grundstücke  keineswegs  für  nothwendige  Eigen- 
schaften des  vollfreien  Eigenthums  ansah,  sondern  vielmehr  mit  diesem 
relative  Unvcräuszerlichkeit  zu  Gunsten  der  Familie  regelmSszig  verband 
(6.  7.),  und  auch  die  Theilbarkeit  heschrlknkie ,  d.  h.  in  manchen  Fällen 
die  Gebundenheit  zum  Princip  erhob. 

Man  hat  neuerlich  behauptet,  dasz  in  dem  ursprünglichen  deutschen 
Rechte   schon    die   Freiheit   der   Veräuszerung   als  Regel   gegolten  habe. 


5.  Züricher  Ges.  8.  85i :  In  dem  Eigenthum  an  einer  Liegenschaft  liegt  d» 
Recht  ▼ollkomroener  and  aasschliestlicher  Herrschart  über  dieselbe.  Auch  ober  d» 
Lnrtrauro  oberhalb  des  Grundstückes  und  den  Boden  anter  demselben  kann  6t( 
Eigenthümer  seine  Herrschaft  erstrecken. 

6.  Lex  Saxonnm,  15.  2:  Nulli  liceat  traditionem  herediutis  so«  facere,  pr»l^ 
ad  ecciesiaro  vel  regi,  ot  haredem  soum  exhsredero  faciat. 

7.  Lex  Bajuv,  f.  1:  Ut  si  quis  über  persona  voluerit  et  dederit  res  svas  ad 
eccifsiam  pro  redemptione  anime  su»,  licenttam  babeat  de  portfone  sua,  post^utm 
cum  filiis  partivit  nee  alla  persona  habest  potestalem  prohibendi  ei. 


•)  Vgl.  d.  Krk.  d.  O.-A.-O.  zu  IAht\  in  Sehern  Arch.  IX.  «4.    Die  „Herbergen".  TW- 
lunf;en  Eine»  Haopes»  konmen  naaaeiitlich  in  den  V^trstüdlen  nm  ponebai  Miillf  ^^ 
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Allein  dasi  daroste  schon  die  Sitte  die  Beiilcksirhtigung  der  Familien- 
interessen  dem  EigeothOmer  zur  Pflicht  machte,  und  Veräuszeningen, 
welche  jene  offenbar  verletzten ,  der  Anfechtung  der  nächsten  Erben  aus- 
gesetzt waren,  zeigen  die  Formeln  und  Urkunden  aus  der  Zeit  der  frfln- 
kisehen  Monarchie,  und  14  dem  Gmndcharakter  des  deutschen  Rechtes 
geiDlsz.  Im  M itlelaHer  hielt  es  Eyke  von  Repkow  für  gemeines  Recht  der 
Deutschen,  dasz  Niemand  sein  Eigen  ohne  Zustimmung  der  nächsten  Erben 
verluszem  d0rfe(8.);  die  Zustimmung  freilich  durfte  nicht  wiükQrlich  ver- 
weigert werden  und  Nottiftlle  waren  vorbehalten.  Seifost  mit  Zustimmung 
der  Erben  sollte  tkberdem  der  freie  Bauer  nicht  air  sein  Eigen  verauszern 
dOrfen.  Eine  Hotistene,  so  grosz,  dasz  man  darauf  einen  Wagen  wenden 
kano,  und  eine  halbe  Hufe  Land  soll  er  behalten;  wollte  er  auch  davon 
noch  ein  Stflck  oder  dieses  Land  verAuszern,  so  bedurfte  er  dazu  der  Er- 
laubmsz  des  Richters.  (9.  11.)  Das  schöflenbare  Grundeigentbum  muszte 
nmidestens  drei  Hufen  grosz  bleiben,  das  fürstliche  Eigen  wenigstens 
Mszig  Hufen.  10.)  Wurden  auch  diese  Satze  nicht  Ober^ill  in  Deutschland 
anerkannt  und  beachtet,  und  kamen  auch  mancherlei  Abweichungen  vor, 
so  sind  doch  in  ihnen  bestimmte  Typen  der  deutschen  Rechtsordnung  zu 
erkennen.  In  manchen  Gegenden  und  in  spaterer  Zeit  war  das  Einspruchs- 
recht der  Erben  ^uf  Erbgüter  (12.),  d.  h.  solche  Güter  beschrankt,  welche 
Ton  der  Familie  her  in  das  Eigentum  des  Verauszerers  gekonmien  waren, 
nnd  man  verstattete  diesem  die  freie  Verauszerung  von  Gtttem,  die  er 
9t9>$tä9idig  erwoorben  hatte. 

Die  neuere  Zeit    hat   die  Statigkeit  des   mittelalterlichen  Rechtes  zu 
Gonsten  der  individuellen  Freiheit  gelockert  und  das  Princip  des  romischen 


8.  Smeh9€iupkgel  I.  52.  S*  ^ :  Aoe  erven  gclof  ne  mut  niemra  sin  egen  Docb 
»ine  lüde  gevPD.    S*  ^^  Alle  varende  hacve  gift  de  man  aoe  erven  Ketof. 

9  Sachtenspiegel  l.  34.  $•  t:  Ane  des  richteres  orlof  mut  en  man  sin  egen 
vol  vergeven  in  ervengelof,  deste  bes  bflialde  en  balve  büve  uode  ene  word.  dar 
man  enen  wagen  app^  wenden  möge,  dar  af  sal  be  deme  Hcbtere  sines  rechten  ptegen. 

10.  Sachsenspiegel  Hl  80.  g.  i :  Erstlrft  en  egen  von  enem  biergelden  ervelos 
dre  bnve  oder  dar  beneden ,  dat  bort  in  dat  scultbaltendom  van  sveme  it  erstirft. 
Van  dritticb  baren  oder  dar  beneden,  dat  bort  in  die  grafseap.  Is  it  mer  dan  drit^ 
tich  bnv«,  80  Is  il  dem  koninge  allel  ledicb. 

ii.  Welsib.  d.  Bibrumer  ftlark  {Grimm,  W.  I.  512):  Wir  wisen  me,  das  ein 
iRlirber  gewerter  man,  der  gewert  wll  sin,  der  sal  ban  xwene  and  dryssig  morgen 
wnrn  vnd  eckir,  eine  bobestad,  vnd  off  die  bobslad  mag  er  baowen  bus  vnd  scburen, 
bacbbns,  gaden  vnd  einen  wenscbopp,  obe  er  is  bedarlT  vnd  mag  sinen  boff  befreden 
ai  der  marg. 

It.  Bamhmrger  8Ut  v.  1270.  1.  8:  8o  wor  ein  Man  und  ene  Vraowe  Erve 
Kepei,  des  sin  se  weldicb  to  gevin  und  to  seilende,  weroe  dat  se  wellet;  allerband 
Erve  offte  Gut,  dat  enem  Manne  edder  ener  Vronwen  anvallen  mag,  ofTte  anvallt 
»an  ehren  Oldcren  edcr  van  ebren  Vrunden.  dat  het  Brvegud;  alsodan  Erve  —  dat 
^  mag  neen  Mann  wedder  setten  oflTte  seilen  ane  Erven  Loff,  id  en  sy  also,  dat 
id  eme  not  do,  deme  dat  Erve  to  boret,  qnd  de  ffot  scball  be  bewysen  —  and  ver* 
lepet  id  dar  be  wi||. 


Digitized  byVjOOQlC 


156  Buch  n.    C«p.  UL    Eigentbum  an  üegeodem  Gut. 

Rechtes  (Veräuizerlichkeit  mid  ThatbarhU  des  Grmde%§mUkwn$J  als  Rag^ 
angenommen  und  eingefübrt.  Aber  in  einigen  wichtigen  Institutionen ,  aa- 
mentlich  für  Slammqüitr,  FanHlienfideicommi$$e  und  bäuerliche  Erbgüter, 
von  denen  später  besonders  die  Bede  sein  wird,  hat  die  Auflassoog  des 
altern  deutscheu  Rechtes  (Unveräu$uriichkeU  und  Gebwutenheü)  eine  blei- 
bende, zuweilen  eine  erneuerte  Anerkennung  gefunden.  Das  römische 
Italien  ist  bekanntlich  an  der  übermAszigen  Ansammhiiig  ausgedehnter 
Ländereien  in  den  Händen  wen^er  Eigentbflroer^  durch  die  U^faiidieo, 
zu  Grunde  gegangen,  für  Deutschland  ist  die  entgegengesetzte  Gefahr  <ier 
Verarmung  der  bäuerlichen  Faoülien  in  Folge  maszloser  Thetloog  mnd 
Zersplitteruog  des  landwirthschafUi*  hen  Bodens  um  so  sorgfältiger  zu  be- 
achten, als  die  deutsche  Nation  ihrer  Physis  nach  in  dem  Bauernstande 
ihre  Hauptkraft  findet,  und  nur  von  da  aus  fortwährend  erfrischt  und  er- 
halten wird.  Nur  darf  man  auch  hier  nie  das  Heil  von  abstracten  und 
willkürlichen  Regeln  erwarten,  sondern  musz  die  besonderen  Verhältnisse 
der  Bodenbeschaflenheit,  der  Sitten  und  der  Cultur  der  Bewohner,  der  her- 
kömmlichen Rechtsgebräuche  u.  s.  f.  mit  in  Betracht  ziehen. 

Diese  Bemerkung  bezieht  sich  auch  auf  die  Versuche  der  neueren 
Gesetzgebung,  einer  in  wirthscbafUicher  Beziehung  nachtheüigen  ParceUirmmg 
der  einzelnen  Theile  des  Culturlandes  in  allzu  kleine  Stücke  dadurch  zu 
begegnen,  dasz  ein  beitimmies  Ma$z  z.  B.  für  Aecker,  fVieeen,  JUbtand 
u.  s.  f.  festgesetzt  wird,  welches  nicht  weiter  zertheilt  werden  darL  Der- 
gleichen B^timmungen  können  besonders  bei  Erbtheilungen  woblthstig 
wirken,  aber  sie  dürfen  nicht  absolut,  sondern  nur  so  ^efaszt  werden,  dasz 
die  Maonichfottigkeit  örtlicher  und  individueller  Bedürfhisse  zu  den  erfor- 
derlichen Ausnahmen  gelangen  kann. 

*  „Allod^  V.  Bngmann  und  Rotteck  in  Ersch  o.  Gräbers  Encykl.  —  Im- 
hotüaye^  histoire  da  droit  de  propriöt^  foncidre  en  Oocident,  Paris  1839.  — 
PüUer^  Lehre  vom  Eigenthnm.  —  Bt$def^  Erbverträge  L  S.  48  ff.  —  WaUx^ 
die  altdeutache  Hufe.  Gott  1854.  —  Sandhaat^  Bemerkungen  über  das  Recht 
der  nächsten  Erben  bei  Verfügungen  über  das  Grundeigen thum  nach  altdeui- 
•  schem  Recht  Gieszen  1849.  —  PageMtecher,  die  römische  Lehre  vom  Eigen- 
thum  in  ihrer  modernen  Anwendbarkeit  Heidelb.  1857.  —  Hening,  die  Bauer- 
höfe  und  das  Verfügungsrecht  darüber.    Hannover  1862. 

§.58. 

IL    Geeammt-  und  Sondereigenthum 

i.    Begriff  und  Anwendang  des  Gesammteigenthoms. 

1.  Der  Gegensatz  zwischen  Gesammt-  und  Sondereige$Uhum  ist 
im  deutschen  Rechte  so  alt  als  die  ursprüngliche  Btntheilni^  <ies  Bodens 
zum  Behuf  der  Cultur  und  Nutzung.  Der  Wissenschaft  ist  es  aber  erst 
sehr  spät  und  nach  mancherlei  Verirrungen  und  lebhafUm  Kämpfen  ge- 
glückt, denselben  recht  zu  verstehen.  Nur  ein  Theil  nämlich  des  von 
einem  Vcrfke  oder  in  kleineren  Kreisen  von  einer  Gemeinde  etugenoomie- 
nen  Landes  wurde  zu  freiem  EigetUhwn  (Sondereigentkum)  imler  die 
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zdnen    Volksgenossen  vertbeilt,    oder  durch    freie   Anefgnnng  erworben. 
Andere  LAnderden  blieben   onvertheflt,   und  der   gemeimamen  Rtwirthmg 
und  Benutzung  vorbehalten.     Die  ersteroi  Güter  waren  die   SandergiUer 
und  bestanden  regelmSszig  aus  einer  1f^ohn$tlUte  (Word,  Were,  SohUtätte, 
Hof)    und  aus  Aekem   und  Wiesen.     (§.  35.  2.)      Die  letzteren  Länder- 
strecken  dagegen,  welche  nicht  in  das  Privat-  oder  Sondereigenlkum  ab- 
gegeben wurden,   wurden  vornehmlich  als  gemeine    Waldung  oder  gemeine 
Weide  benutzt     Wir   können  dieselben    unter  dem  Namen  der  Almende 
{ßemeinemark\  zusammenfassen,   und  das  Recht  daran  Abglich  zum  Unter- 
schied von  dem  Sondereigenthum  Gesammteigenthum  nennen.    Unsere  Vor- 
fahren pflegten  diesen  Gegensatz  auch  so  auszudrücken,  dasz  sie  zwischen 
Eigentfnim   (im  engeren  ^nne  als  Sondereigenthum)   und   Reclil   an   der 
Gemeinmark  unterschieden.    (1— 5a.)     Das  letztere  stand  ab^  wieder  in 
emer  doppelten  tubjeetiven  Beziehung: 

a)  zu  der  alten  Gemeinde  als  einem  Ganzen, 

b)  zu  den  einzelnen  Sondereigenthümem  in  der  Gemeinde,  die  hinwieder 
Gemeindegenossen  waren,  als  The^>erechtigten, 

Diese  Doppelbeziehung  schlosz  sich  ganz  einfach  an  die  genossenschaftliche 
Natur  der  alten  Gemeinde  an,  und  äuszerte  sich  in  zwei  Hauptanwen- 
dungen: 

a)  dasz  die  Gemeinde  die  Verhaltnisse  der  Almende  durch  Mehrheiti* 
beschlüsee  ordnete  und 

b)  dasz  die  Nutzung  der  Almende,  d.  h.  die  AueiUmng  der  Herrschaft^ 
den  einzelnen  Sondereigenthümem  zustand  und  wie  eine  Zubehörde 
der  Sondergiiter  betrachtet  wurde.  (Vgl.  oben  §.  35  und  §.  80.) 

Das  war  die   ursprüngliche  Darstellung  des    Gesammteigenthums   im 
deutschen  Recht    Später  sind  neue  Anwendungen  desselben  Grundgedan- 


i.  Alle  Zsugvimws,  (bei  MeMsptr^  Dcc.  cam.  3.  895;.  Es  haben  die  Grö- 
scblag  eigen  schoUbann  ausser  der  mark  abgesteiot,  aber  in  der  mark  nickls  das 
abgesteint  sey. 

2.  Ebenda  2.  690.  Die  schÖfTen  antworten :  wa$  mark  und  waUt  sei.  das  wollen 
sie  handfestigeD  und  helfen  es  hüten,  was  aber  sehnttband,  als  wiesen  und  äcker 
seien,  da  wüsten  sie  in  mirkergerirln  nkht  antwort  über  in  geben. 

3.  jflienhtuler  Weisth.  v.  1570  {Orimmy  R.  Allerth.  S.  82.) :  niemand  hat  in 
dem  gericht  einen  eignen  wald,  sondern  ist  dem  ganzen  gericht  zuständig,  und 
wenn  Jemand  seine  eigene  guter  Tor  wald  zu  gebrauchen  Terwacbsen  lassen  wolle, 
hecken  und  biume  so  grosz  wären,  dasz  zween  ochsen  sich  darein  verbergen  könnten^ 
sol  solches  gut  zur  gemeinen  mark  gezogen  und  gehalten  werden. 

4.  jilialam.  Form.  Nr.  10.  cum  silvis  communibus  aut  proprUt,  Nr.  16.  de  etl- 
vü  proprii  mei  jarie  \%iQhQ^  CL.  eommunem  paseuam  communetque  siivaram  neue, 

5.  Deutsches  Rech tsspr ick w,    (Uilleb.and  63.)  Almendgul  ist  nicht  Nachbargut. 
Sa.    Brfetder  Weisth.  [Orimm,  R.  A.  S.  528.)     Item   so  eigenthnmb  und  allmen 

im  feld  zu  häuf  stossen,  ob  das  Eigenthum  dem  allmen  sollfrid  geben  oder  dasafl-^ 
inen  dem  eigenthnm?  hat  der  bergschöfT  geweist,  derjenige  der  eigenthum  auf  das 
allmen  stossen  hat,  soll  sein  eigenthum  befrieden ;  so  er  das  nit  thete,  nehme  er  denn 
lebaden,  soll  ihme  niemand  kehien  noch  pflichtig  seih. 
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kens,  vorzüglich  im  Famüimrecht^  hinzugekommen,  ond  auch  heute  hit 
derselbe  noch  eine  praclische  Bedeutung. 

3.  Aber  hat  derselbe  auch  eine  innere  geistige  Haltbarkeit?  Ods 
leidet  er,  wie  manche  Kritiker  meinen,  an  einem  logischen  Widerspruch! 
Das  ist  noch  eiae  bestrittene  Frage.  Wohl  hat  Ha$u  recht,  dasz  der 
Satz  der  römischen  Juristen:  Duo  eandem  rem  in  soUdum  poaidere  non 
poiiufU,  nicht  auf  einer  eigenthOmlich-nationalen  RechtsanscbaauDg  der 
Römer  beruhe,  sondern  in  dem  Begriffe  des  Dominiams,  als  der  au$$cklie$y 
liehen  Herrschaft  des  Individuums  über  die  Sache,  eine  logische  BegrüDdong 
finde.  Er  folgerte  daraus,  und  wir  gestehen  zu,  im  Sinne  der  römischen 
Juristen,  mit  Recht,  wenn  zwei  oder  mehrere  Personen  in  einem  Herrscbaftsm- 
hftitnisz  zu  einer  Sache  erscheinen,  so  könne  das  nur  entweder  Afi(etyffUAiMi 
fcondominiumj  sein,  d.  h.  jede  von  ihnen  nur  zu  einem  ideellen  Theik 
fpro  indiviio)  ausschlieszlicher  Eigenthümer  sein,  oder  indem  man  jene 
Mehrheit  der  Personen  zusammenfasse  und  als  Eine  juristische  Person  be- 
trachte, aiuiuUieizliches  Aüeineigeuthum  dieser  Universitas.  Für  den  Be- 
griff des  Gesammteigenthums  schien  da  kein  Raum  mehr  und  so  hat  ihn 
denn  Btuse,  und  nach  seinem  Vorgange  auch  Duncker^  verworfen. 

Und  dennoch  liegt  in  der  alten  Beherrschung  der  Almende  durch  die 
genossenschaftliche  Gemeinde  eine  so  klare  Gestaltung  des  Gesammteigen- 
thums vor,  die  freilich  Hasse  nicht  gekannt  hat,  dasz  selbst  Dunckersf 
nicht  unter  die  Begriffe  Miteigenthum  und  Alleineigenthum  zu  zwingen 
weisz.    Miteigenthum  war  das  nicht,  denn 

a)  der  einzelne  Sondereigenthümer  hatte  keinen  fe$ten  aliquoten  Tkeü  in 
dem  Eigenthum  der  Almende,  über  den  er  einseitig  und  ausscbüeszHrh 
hätte  verfugen  können.  Die  Zahl  der  Sondereigenthümer  war  anfangs 
nicht  abgeschlossen,  und  jeder  konnte  nur  seinen  Verhältnissen  zn  dff 
Gemeinde  gemdsz  in  Gemeinschaft  mit  den  Naclibarn  Herrschalt  Oben. 

b)  Er  konnte  auch  nicht  auf  reale  Ausscheidung  und  auf  Theilung  dtr 
Almende  klagen.  Die  Almende  soll  als  unvertheiltesLaiid  beisanunen 
bleiben. 

c)  Der  Einzelne  muszte  sich  dem  unterziehen,  was  die  Ge»ammlheü  der 
Markgenossen,  und  selbst  was  die  Mehrheit  derselben  in  der  Gemeinde 
beschlosz,  denn  die  verbundene  Gemeinde  betrachtete  aicb  als  Herrn 
der  Almende.  {6—8.) 


6  Oberuseler  Weislh.  (Ebenda  S.  JIM)2.}  Wir  wisen  uf  uosero  eid  Bipr 
mark,  wait,  watter  uud  weide  als  wite  als  sie  begriffen  bat,  den  merkern  zu  reckl- 
Uehem  eigen  und  ban  die  von  niemand  tu  iehen  weder  von  könige  oder  ?on  keisrr 
nocb  TOD  bürgen  oder  von  sieden,  dan  sie  ir  recht  eigen  ist 

7.  Sttdtr.  f.  ffinterikur  v.  1264.  Item  Silva  dicu  Escnabech  eo  füre  eommum 
quod  viilgo  dicitur  gimeinmerche,  quemadroodum  haclenus  ab  anUquo  fuisse  dino0- 
citur.  in  usum  Tille  cedfl  abbinc  inantca  roemoralae. 

8.  Weislh.  v.  Bihrau.  {Oriuim.yf,  1.  Ö14.)  Worden  die  merker  ichl  2u  ride 
von  der  mark  wegen  vnd  sprechen,  das  en  das  beste  vnd  das  nolzesle  wer  —  so 
lisUlen  die  niusleo  den  meislen  folgen« 
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Eben  so  wenig  aber  geht  es,  der  Gmneinde  als  einer  Universüas  das 
m$$chUe$zliehe  Eigewtkum  an  der  Ahnende  zuzusprechen,  denn 

a)  die  Getammtkeü  erüiszt  wohl  Ordnungen  über  die  Benutzung  der 
Almende,  aber  sie  besitzt  und  nutzt  doch  keineswegs,  oder  nur  in 
nntergeordnetem  Hasze,  z.  B.  zum  Behuf  öffentlicher  Werke,  in  Bau 
von  Steg  und  Weg  etc.  die  Almende  für  sich.  Vielmehr  steht  die  haupt- 
Bächliche  Nutshmg  — *  und  das  ist  doch  wohl  die  realste  Seite  in  der 
Ausöbui^  der  Herrschaft  —  den  SondereigetUhümem  als  Gemeinde- 
genossen zu.  Diese  schicken  ihr  Vieh  auf  die  gemeine  Weide,  sie 
holen  Holz  zu  Bau  und  Brand  in  der  gemeinen  Waldung. 

b)  Die  in  dem  Recht  des  Ganzen  eingeschlossenen  und  sogar  mit  den 
Sondergütern  vererblichen  Theilrechte  der  Markgenossßn  können  un- 
möglich als  dingliche  Eechte  an  fremder  Sache  betrachtet  werden, 
denn  diese  Nutzungsrechte  umfassen  ja  für  immer  den  ganzen  Ertrag 
der  gemeinen  Weide  und  Waldung,  und  eine  davon  verschiedene 
und  getrennte  Herrschaft  der  Gesaromtheit  hätte  von  Anfang  an  und 
für  alle  Zukunft  keinen  realen  Inhalt,  sondern  nur  eine  formelle  Be- 
deutung, und  würde  daher  sicherlich  sehr  uneigentlich  als  wahres 
Eigenthum  der  Genossenschaft  mit  Ausschlieszung  der  Genossen 
aufgefaszt 

c)  Es  stehen  sich  überhaupt  nicht  Herrschaft  des  Ganzen  und  Herrschaft 
der  Genossen  wie  Eigenthum  und  das  Eigenthum  beschränkende 
Servituten  entgegen,  sondern  sie  gehören  innerlich  zusammen.  Die 
Gemeinde  als  Rechtsperson  schlieszt  die  Genossen  nicht  als  Rechts- 
personen aus,  sondern  besteht  eben  aus  diesen,  und  die  Herrschaft 
der  Gemeinde  offenbart  sich  ebenso  in  der  Herrschaft  der  Genossen. 

Es  bleibt  somit  nur  übrig,  nach  einer  andern  Lösung  des  Räthsels 
zu  suchen;  denn  wenn  in  alter  Zeit  die  Gemeinde  sagte:  „Die  Almende 
gehört  mir^S  und  die  Genossen  sagten:  „Die  Almende  gehört  uns'',  so 
wollten  sie  sich  nicht  widersprechen,  und  es  hatten  in  der  That  beide 
darum  Recht,  weil  eben  die  Gemeinde  als  Person  aus  den  Genossen  als 
verbandenen  Personen  bestand.  Im  VerhäUnisz  zu  dritten  Personen  auszer 
der  Genossenschaft  freilich  konnten  sowohl  die  Genossenschaft  als  die  Ge- 
nossen die  Almende,  insofern  sie  abgegränzt  war,  als  ihr  ausschlieszUches 
Eigenthum  (5.)  behaupten,  nicht  aber  im  Innern  mder  einander,   (9.) 

3.  l>iQ  Herrschaft,  und  zwar  die  voUe  Herrschaft  des  Menschen  über 
die  Sache,  zunächst  dem  Erdboden,  ist  in  zwei  Hauptformen  möglich: 
L  als  Alleinherrschaft  der  einzelnen  Individuen  über  einzelne  abgegränzte 
Grundstücke.    Sie  ist  das,  was  wir  Privateigenthum ,  im  eigentlichen 


9.  Schwyter  LaDdr.  v.  1294  (Landbuch  S.  266j:  so  smXh  sy  die  Klöster  iniden 
velt  Wasser  hoU  wanne  und  weide  det  landes,  v.  1682.  (taiidt>ucli  S.  185.)  £ioen 
aiiff  der  LandieuUn  jiUm§f^  uiuers  LmidM. 
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und  gewdbnifchen  Sinne,  oder  Sandereigenthum  heiszen,  nnd  diese 
Art  der  Herrschaft  betont  allerdings  die  AusschHeszlichkeit  mit  Nach- 
drack.    Das  Individaom  will  ßr  gkh  aUein  herrschen. 

II.  Als  Gemeinherrschaft  ^  als  Herrschaft  tu  Gemeinschaft.  Sie  legt  nicht 
auf  individuelle  Beherrschung  für  sich,  sondern  auf  die  Gemeinschaft 
der  Beherrschung  den  Nachdruck  *) ,  und  es  tritt  daher  in  ihr 
—  wenn  man  auf  das  Verhfiltnisz  der  verbundenen  Individuen 
sieht  —  die  RQcksicht  auf  AuMschliesztichkeit  ganz  in  den  Hinter- 
\  '   grund.    Das  ist  nicht  Miteigenthum  fcondaminium) ,  vielmehr  gehört 

I  das  letztere  ganz  zu  der  ersten  Art,  denn  das  Alleineigenthum  wird 
im  Miteigenthum  gespalten ,  pro  parte  aber  ist  jeder  HiteigenthOmer 
wieder  ausschlieszlicher  „AHeineigenthümer"'.  Das  ist  vielmehr  Ge- 
sammteigenthum. 

Im  römischen  Recht,  wenigstens  der  cTassischen  Periode,  findet  sich 
nur  die  erstere  Art  der  Herrschaft  anerkannt;  den  Deutschen  erschien  die 
zweite  Art  so  natürlich,  dasz  man  geradezu  sagen  darf:  das  individuelle 
Alleineigenthum  am  Boden  hat  sich  bei  ihnen  aus  dem  älteren  Gesammt- 
eigenthum  am  Boden  durch  Vertheilung  oder  Sonderbesitznahme  (Einfang) 
herausgebildet  und  dann  erst  das  Gesammteigenthum  auf  die  Atmende 
zurückgedrängt.  Die  Deutschen  sind  aber  nicht  die  einzige  Nation,  wdche 
ein  Gesammteigenthum  in  ihrem  Rechte  annahm.  Der  BegrifT  bat  eine 
viel  ausgedehntere  Bedeutung  **). 

Die  ganze  Entwicklung  des  Eigenthums  in  Europa  zeigt  übrigens  im 
Groszen  ein  unaufhörliches  Fortschreiten  des  AUeineigenthums  oder  Sondmr^ 
eigenthums  und  ein  allmähliches  Zurückweichen  und  Aufgelöstu>erden  des 
Gesammteigenthums.  Es  fragt  sich  aber,  ob  diese  Bewegung,  welcher 
auch  der  Geist  ausschlieszlicher  Selbstsucht  nicht  fremd  ist,  nicht  im  Deber- 
masz  stattgefunden  habe,  und  ob  nicht  gerade  darin  eine  Hauptquelle  der 
ökonomischen  Miszverhältnisse  unserer  Zeit  zu  erkennen  sei,  welche  hin- 
wieder zu  unsinnigen  Protestationen  gegen  alles  Alleineigenthum  und  zu 
einer  neuen  alle  individuelle  Freiheit  zerstörenden  Gestaltung  der  Gemein- 
schaft in  Form  des  Communismus  gereizt  haben. 
^  f    t~         '-  '*  ^ 


*)  Damil  ist  denn  auch  der  vermeiDUiche  logische  widersprach  gelöst,  denn  dieser  ward« 
■Dil  der  scbarfen  Scbaeide  d«r  Ausscblieüdivhkeil  dargelegt.  Mit  einer  ibiiliriien  lafcitcben 
Operation  iMszt  sich  auch  beweisen,  dasi  wenn  »»ei  Ati^en  Eine  Hache  sehen ,  aie  m»«» 
9enckieden0  Bilder  dieser  Sacljc  in  sich  aufDehmen  müssen;  und  dennoch  sieht  der  Meosch 
mit  iwei  Augen  die  Eimt  Sache  Hnfmek,  weil  die  beiden  Augen  losamaatn  gebdre«  asd 
in  QeMeimsekmfi  dem  Einen  Menschen  dienen 

*')  Er  6ndet  sich  auch  im  indiichem,  im  Mti»cken  and  »Imwhekem  Recht  und  war  wohl  aurb 
dem  keiimisekem  uod  dem  mltr*mi$€hem  Rechte  bekannt,  ertcbeint  also  als  efa  altgeoM^ 
mriteker  Rechtsbegriff.  Das  •mfti$tk«  Institut  der  j»ini-i*nmmcU  verschieden  von  der  fnMmc«« 
in  cämmcm  (Btmekiiomt,  Comm  II.  C.  XII.  Joint-tenanu  arle  Mid  to  be  seised  ^er  mtg  et  ^er 
tmmOt  welchef  von  der  neuern  Jurisprudenz  noch  anerkannt  aber  mit  Mlszgunst  beAa*- 
delt  wird ,  ist  auch  eine  künstliche  Anweaduag  des  Gesamtetetgenthutts 
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^  4.  Das  Princtp  des  Ge$ammleigenlhwM  kommt  im  heutigen  Recht  (10.) 
lloch  Yoroehmllch  in  folgenden  Verhältnissen  zur  Anwendung,  bald  deut- 
lich ausgebildet,  bald  mehr  in  verdunkelter  Gestalt: 

1.  in  der  Herrschaft  der  neuern  JUarkgenouenschaften  an  dem  gemeinen 
,     Gut;  vgl.  §.  38; 

U.  in  der  GütergemeUuehaft  der  Ebegattoi; 
ni.  in  dem  Iflstitute  der  Zu$ammentheUung  oder  Gemeinder$chaft  (11.); 

auch  iu  den  Erbverbrüderungen  und  Ganerbichaflen ; 
IV.  in  der  fortgeutzten  Gütergemeimchaft ; 
V.  zuvireilen    auch    bei    FamUien/ideicommüien    und    FamUienitiflungen 

(§.  68.  3.); 
VI.  bei  dem  Deickoerband ; 
FO.  in  dem  Bergeigenthum  der  Gewerkschaften; 

VIU.  bei  dem  Vermögen  der  Actimge$elkckaften  und  anderer  Genoeten- 
idiaftem  (§.  39}. 
In  abgeleiteter  oder  icesehllich  beschränkter  Form  ist  dasselbe  wahr- 
zooehmen: 

i.  in  der  Sammtbelehnung  (12.); 
IL  in  der  hofrechtUchen  Gemeinschaft  der  zu  Erbe  bereditigten  Bauern  ^4 

mit  Bezug  auf  die  grundherrliche  Waldung  und   Weide ;  *"^  '  f  i ; 

ni.  in  denn  Bergrecht  der  Gewerkschaften,  wo  noch  die  Regalität  gilt.     '«^vv^. .  - 

Selbst  k)ei  der  Behandlung  des  Gesellschaftsvermögens  der  modernen 
Bandelsgesel^chaft  finden  wir  Abweichungen  von  dem  Grundsatz  des 
iUeineigentliums ,  der  hier  noch  vorherrscht,  welche  sich  nur  aus  dem 
IMndp  des  Gesammteigenthums  erklären. 


10.  Züricher  Gesetib.  §.867:  Gehört  das  Grondeigentham  einer  Genossenschaft 
bHi  TheJireehten  -^  oder  sonst  einer  dauernd  organisirten  Verbindung  tweier  oder 
nebrerer  Personen,  welche  nicht  eine  Juristische  Person  im  engeren  Sinne  (nniver- 
siUs)  bilden,  so  ist  dasselbe  als  GesammteigeDthum  lu  behandeln.  §.  568:  Die 
BennUung  des  Gfsammteigenthams ,  sei  es  durch  die  gesaromtc  Verbindung,  sei  es 
^reh  die  einzelnen  verbundenen  Personen ,  wird  durch  die  Verfassung  der  Genossen- 
sebaft  und  durch  die  Art  und  Bestimmung  der  organischen  Verbindung  geregelt. 
S*  569:  In  der  Regel  enUcheidet  hier  die  Mehrheit  der  Theilrechte  über  die  Be- 
Dolzong,  Veränderung  und  Veräußerung  des  Gesammtgutes  und  bat  sich  die  Min- 
derheit diesen  Beschlössen  lu  unterziehen,  insoweit  nicht  wohlerworbene  Rechte 
eittelner  Genossen  dadurch  verletzt  werden.  S-  ^^0 :  Die  einzelnen  Mitglieder  der 
Genossenschaft  sind  nicht  berechtigt,  reale  Theilung  zu  fordern. 

li.  Grafschaftör.  ron  Hyburg,  §.  25  {Grimm^  W.  l.  20j:  Ist  aber  mer  denn 
6in  man  in  einem  hus ,  die  teä  und  gemein  mii  einandem  Aand^  die  von  tod^s  wegen 
abgand,  so  sol  doch  nur  der  eltest  gevallet  werden,  wenn  der  abgat  und  daz  ye  ?on 
dem  eltesten  an  den  fitesten  gan. 

12.  Sache,  Lehnsr.  32.  8.  1:  Man  mach  vele  bröderen  en  gut  lien  ob  sie  mit 
sammder  haut  unt?at  unde  gelike  were  daran  hebbet-  g.  3:  Die  wile  sie  en  gut  to 
samrne  hebbet  die  to  samene  belent  sin ,  ir  n^n  nc  mach  ane  den  anderen  neuen  teil 
dar  af  lien  noch  laten ,  dat  he*t  den  anderen  mede  verno. 

B 1  u  Q  t  a  c  b  i  i ,  deutachea  Prifairechi    3.  AuB.  1  i 
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In  Aüeineigentkum  wurde  dagegen  das  alte  Gesammteigenthom  an  der 
Almende  da  verwandelt,  wo  die  arsprüngliche  genossenschaftliche  Gemeinde 
sich  zu  der  modernen  yöllig  einheitlichen  Gemeinde  concentrirt  hat  Aber 
selbst  da  haben  sich  noch  einzebe  NachwiriLongen  des  frOhem  Gesamini- 
eigenthums  in  den  Nutzungsrechten  der  Bürger  erhalten «  durch  wdche  9ie 
sich  von  gewöhnlichen  Servituten  unterscheiden. 

5.  In  all  den  genannten  Anwendungen  schlieszt  sich  das  Gesammt- 
eigenthum  an  die  genossenschafiliche  Art  des  Subjectes  an*  Eine  andere 
Hauptanwendung,  die  bisher  noch  wenig  beachtet  und  verstanden  ist,  setzt 
dagegen  nicht  eine  Genossenschaft  voraus,  sondern  nur  eine  besttmnite 
objective  Ordnung  der  gemeinsamen  Beherrschung.  Es  ist  das  die  Herr- 
schaft über  die  gemeinen  Gewässer,  welche  schon  von  Natur  nicht  zn  dem 
Allein-,  sondern  zu  dem  Gesammieigenthum  grävitiren  (Vgl.  §.  53  ond 
§.  7ö). 

6.  Die  Hauptwirkungen  des  Gesommteigenthums  sind: 

a)  Die  Herrschaft  kann  sowohl  von  der  Gesammtheit  als  von  Einzelnen 
geübt  werden,  beides  nach  Haszgabe  der  Yerfassung  der  Geflossen- 
Schaft  oder  der  gemeinen  Ordnung. 

b)  Der  Grundsatz,  dasz  jeder  Miteigenthümer  jede  positive  VeHÜgnng 
des  andern  Miteigenthümers  durch  seine  Einsprache  behindern  könne, 
findet  auf  das  Gesammieigenthum  keine  Anu)endung.  Vielmehr  Ter- 
fiigt  jeder  einzelne  Gesammteigenthümer  seiner  Stellung  in  d^r  Ge- 
nossenschaft gemflsz  oder  innerhalb  der  öffentlichen  Ordnang  mft 
Freiheit;  hinwieder  musz  sich  aber  auch  jeder  Einzelne  den  An- 
ordnungen unterziehen,  welche  die  Gesammtheit  innerhalb  ihrer 
Competenz  triflt 

c)  Auch  wenn  Theürechte  bestehen  —  was  nun  oft,   nicht  immer  der 
.   Fall  sein  wird  —  so  kann   doch  der  einzelne  GesammtägenthQmer 

nicht  reale  Theilung  fordern  *). 

d)  Oefter  findet  sich  bei  dem  Gesammtdgenthum  die  fernere  BesArftn- 
kung,  dasz  der  einzelne  Theilberechtigte  sein  Theilrecht  nicht  ver- 
fiuszern  und  nicht  ein  anderes  Individuum  in  die  Gemeinschafl 
bringen  darf. 

*  J.  Ch.  Emu,  Revision  der  bisherigen  Theorie  von  der  eheUclien 
Gütergemeinschaft.  Kiel  1808.  —  Jcik.  Grimm,  Reehtsalterthttm.  8.  695  IT.  — 
6r.  Beseler,  Erbyerträge  L  S.  73  ft  —  Blunischlij  Züricher  Rechtsgeeoh.  I. 
S.  79  ff.  —  L,  DunekeTy  das  Oesammteigeathum.  Marb.  1843.  —  Ho9neyer, 
Sachsenspiegel  IL  8.  461. 


*)  In  ParCicuUrrechCen  kommt  wobl  auch  eioe  derartige ModifioaUon  des Mit«ifeBlbaais 
(Vgl.  Hmek,  Lnbiaek,  R.  111.  867),  aber  da  ist  diese  Descbrlokang  priocipwidriK  ood  die 
RecbtabilduDg  unrein.  An  solcher  unklarer  MiscbuDg  vertcbiedener  Priocipieo  leidet  «lack 
die  preuttitcbe Gesetzgebung  Über  das  gemeioscbafllicbe  Eigeotbum.  Landr.  1. 17.  |.  lO.  IT 
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§.  59. 

2.  Ton  dem  Gesammteigentliuro  an  der  Alroende  and  dem  Elgenthum  «d  Gemeinde- 
gründeD  insbesondere.    Nutzungsrechte. 

1.  Das  Eigentham  der  moderne»  Gemeinden  an  dem  unvertheiltea 
Boden  sieht  mit  dem  orsprOnglichen  Gesammteigeniham  an  der  Almende 
in  einem  so  engen  historischen  Zusammenhang  and  tuszert  sich  noch  so 
bestimmt  in  gemeinsamer  Nutzung «  dasz  in  d^  Behandlung  desselben, 
obwohl  das  Princip  des  Gesammteigenthums  dem  des  Alleineigenthums  hat 
weichen  mttssen,  dennoch  mancherlei  Nachwirkungen  des  ersteren  zu  be- 
acbleo  sind.  Indem  wir  daher  noch  einiges  Nähere  Ober  das  eigentliche 
Gesammteigenthum  der  neueren  Genossenschaften  an  der  Almende  hervor- 
heben, können  wir  zugleich  das  neue  Alleineigenthum  an  Gemeind^rOnden 
analog  berQcksicUigen. 

2.  Zu  der  Ahnende  (gemeinen  Mark)  gehören  gewöhnlich: 

a)  der  gemeine  WM,  zu  unterscheiden  von  WaMera  oder  WaldatQcken, 
die  im  Sondereigenthum  eines  Einzelnen  stehen  ($.  58.  B.  2 — 6.); 

b)  die  gemeine  Weide;  (1—3.) 

c)  zuweilen  auch  Siräuerieier ,  Möeer,  Torfmoore  etc.; 

d)  SteitUfrüehe ; 

e)  die  Gewäeeer,  Bäche;  (1—3.) 

f )  die  Gemeindewege. 

Id  der  Regel  gdbt  weäet  Pfhig,  noch  Hacke,  noch  Sense  auf  die 
Almende.  Aber  es  kann  die  Genossenschaft  oder  Gemeinde  einzelne  Stocke  ^ 
derselben  an  l^ebie  zu  zeüweisem  Bau  ausgeben,  z.  B.  neu  gereutete 
Stocke  an  arme  Gemeindeglieder  zum  Kartoflelbau  oder  selbst  zum  Ge- 
treidebau, ohne  dasz  dieselben  aufhören,  Bestandtheil  der  Almende  zu 
bleiben.  Theilt  aber  die  Gesammtheit  solche  Stücke  für  immer  ab,  und 
überträgt  sie  dieselben  einzelnen  Individuen  zu  Sondereigenthum  oder  zu 
Erbpacht,  so  yerlieren  dieselben  die  Natur  der  Almende  und  treten  aus 
6eak  Gesammteigenthum  heraus.  Dieses  wird  mindestens  verdunkelt ,  wenn 
auch  nicht  zerstört,  durch  Verstattung  dauernder  Ansiedlnng  auf  Gemeinde- 
land.    (4.^ 

1.  Weisth.  voo  Nlcdermeoding.  {Grimm,  W.  II.  492.)  watter  and  weyäe  haben 
wir  von  dem  bimllschen  vater  lu  lehin. 

S.  Wejstb.  bei  Grimm  II.  627:  ffautr  und  fVtxdt  dem  bera  von  Colne  — 
imd  den  burgern  lu  irer  gerecbtigkeit. 

3^  Ebenda  IL  372:  aqua,  a€r  et  patcaae  domino  pertineant  et  quifis  inbabitan* 
Uom  oteos  aqua  Tel  paicuis  ipais  aoIVere  debeat  precarias  —  pro  rata  bonorum 
saoram. 

4.  Sehwyttr  Landsgemeindescbluss  t.  1682  (Landbucb  S.  185) :  Dafem  Einem 
auf  der  Landleuten  Atmend  platx  ino  einem  Haus  zuo  bauwen  auch  zugleicb  ino 
einem  garten  von  bocher  oberlieit  goedig  vergont  wurde,  dasz  ein  solcher  nichzig 
hierauf  zuo  setzen  noeb  verschreiben  zuo  lassen  sich  reserviren  und  zoo  verbinden 
schuldig  sein  solle  — ist  erleutert,  dasz  die  allmenden,  so  mit  verwüssen  und  ^et- 
beiszen  der  Laodleuten  von  gesäsenem  LanUrath  —  öffentlich  verkauft  wurde  —  nit 
in  obigem  artic.  —  vermeint  seyen. 

11  * 
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3.  Die  Gemeinde  oder  Genosienschaft  ordnet  durch  ihre  Gesamoit- 
Organe  die  Wtrthschaft  an  und  yerfQgt  auch  aber  die  Art  und  die  Aus- 
dehnung der  Nutzungen  von  Seite  der  einzelnen  BQrger  oder  Gaaoasen. 
Hierin  ist  sie  aber  oft  durch  feste  Ausbildung  bestmmter  Nutsßungmreehu 
in  gewissem  Umfange  beschrankt  (k.  B.  so  viel  Klafter  9olz  jahrlich«  so 
yiel  Stücke  Vieh  zur  Weide),  und  die  neuere  Zeit  hat  das  Bestreben,  solche 
Fixirung  zu  begünstigte.  Im  Allgemeinen  kommt  dieselbe  eher  Tor,  wo 
Gerechtigkeiten  entstanden  sind,  als  wo  blosze,  sehr  oft  sogar  nur  perMii- 
Uch  gestaltete  Bürgemutzungen  verstattet  werden.  Vor  abstraeted  Regeln 
musz  sich  indessen  hier  der  Jurist  hüten,  da  die  Gestaltung  und  die  Be- 
dürfnisse des  gemeinde-  und  genossenschaftlichen  Ld^ns  überaus  mannMh- 
faltig  sind. 

Diese  Nutzungen  hat  die  neuere  Gelehrsamkeit  häufig  als  Servi$9ti€n 
des  Waldeigentkümers  erklärt,  dadurch  aber,  soweit  der  unmittdbare  oder 
mittdbare  Bereich  des  Gesanmiteigenthtrais  noch  fortwirkt,  den  wahren 
juristischen  Standpunkt  verrückt;  und  es  hat  die  falsche  Theorie  das  Leben 
vielfältig  verwirrt,  eine  Reihe  verderblicher  Processe  veranlaszl  und  den 
bauerlichen  Verhältnissen  manchen  Schaden  zugefügt 

Diese  Nutzungen  erklären  sich  vielmehr  daraus,  dasz  die  Almende 
nicht  im  Sondereigenthum  eines  Individuums  ist,  sondern  als  unvertheilles 
Land  dem  Gesammteigenthum  einer  Gemeinschaft  angehört  und  eben  desz- 
halb  nach  bestimmten  organischen  Ordnungen  von  einem  ganzen  Kreiie 
von  Mensch«]  benutzt  wird.  (5.) 

4.  Die  wichtigsten  Holznutzungen  der  Art,  in  denen  sich  vornehmlich 
die  Ausübung  des  Gesammteigenthums  darstellt,  sind: 

a)  das  Recht  auf  den  Hau  (6.  7.),  Recht  auf  Brennholz,  ursprünglich 
auch  nach  dem  Bedürfnisz  der  Wohnungen   (der  sogenannten  Notk- 


tt.  Weistli.  T.  Plammerthehn  (Grimm,  II.  8.  685):  Item  —  wfst  der  seheffeo 
vmr  recht  erffen  (Erben  des  W«ld8)  Flamroerskieim  —  die  iDgesessen  Daeberen  svUen 
desselben  walds  gebrucben  to  all  yrer  notUrffi  8|  moegfaen  in  den  wald  gain  Tod 
den  bom  äff  bauwen,  uisgraven,  reyssoi,  spijssen,  besUin,  einen  neewen  boaw 
macben  ap  dem  waldt,  up  sclaim  weder  äff  brechen,  so  roart  füeren,  Terkayffeo,  als 
weys  ind  kom  ap  irem  eygenen  erff  gewaessea,  sonder  eynfcher  berren  gebott  off 
verbott.  —  Vordt  me  so  weist  der  scbeffen  dem  anerfen  (der  Anerben  gibt  es  dort 
350}  alles  des  gheynen  zo  gebrachen  des  der  erff  gebrucht»  aisgescbeiden  ryssen 
splyssen  ind  beslain;  rordt  me  soll  der  anerff  all  boeltz,  wadt  he  als  dem  waldt« 
Tort,  sali  he  eyn  nacbt  ap  eyme  geanerfflen  faoeff  off  hoeetatt  berbergen,  dann  moichi 
bee  gebrachen,  verkayffen ,  enwecb  geaen  as  der  recht  erff. 

6.  Weistb.  von  Berühorn  {Orhnm,  II.  528):  Item  weist  der  schaff)»  dem  ge— 
hoffkier  sein  gebrauch  auf  dem  wald,  zum  baw,  zum  feoer,  zam  pflugh  und  wage» 
md  so  vil  als  ers  behuff  nach  seiner  notturfll. 

7.  Wcisth.  V.  Sieinecken  {Grimm,  II.  400):  Weyset  der  lehnman  van  den  wil— 
den  -  es  seind  daselbsten  4  boffsUdt,  so  In  den  hoff  8teineck  geboren,  die  haben 
den  haw  und  den  baw,  und  seindt  4  bofitädt,  so  zu  Winkel  gebOrig  seindi,  die-> 
selbige  haben  den  6aw  und  nicht  den  hawe. 
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dHrftJ  (6.  10.)  gemessen  and  daher  verUnderHch ,  in  neuerer  Zeit 
meistens  aaf  eine  bestimmte  Anzahl  Klafter  fixirt  (8.)  Wo  das  ge- 
schehen, da  i.«t  gewönlich  auch  kein  Gmnd  mehr,  den  freien  Verkehr, 
namentlich  auch  die  Veräuszerung  solchen  Holzes  auszer  die  Gemeinde 
zu  beschranken.  Diese  wichtigsten  Holznutzungen,  welche  nicht  selten 
den  ganzen  oder  fast  den  ganzen  Ertrag  der  Waldung  verschlingen, 
sind  übrigens  mit  Nothwendigkeit  durch  die  Rücksicht  auf  die  nach- 
haltige Ertragbarkeit  der  Waldung  beschränkt  Wenn  daher  z.  B. 
durch  Waldbrand  oder  durch  den  Borkenkäfer  oder  durch  den  Feind 
ein  Theil  des  Waldes  zerstört  und  die  Tragfähigkeit  desselben  ver- 
mindert wird,  so  müssen  auch  diese  Nutzungsberechtigten  sich,  so 
lange  die  Minderung  dauert,  einen  verhältniszmäszigen  Abziig  ge- 
fallen lassen.  Alle  Nutzungsrechte  zusammen  dürfen  nie  den  forst- 
wirthschaftlich  ermittelten  Jahresertrag  der  Waldung  übersteigen. 
Diese  Beschränkung  kann  gar  nicht  auf  dinglichem  Wege  gehoben 
werden ; 
b)  das  Recht  auf  den  Bau  .5.),  d.  h.  auf  Bauholz  für  Herstellung  oder 
Neubau  des  Hauses  der  Scheuern  und  Ställe  u.  s.  f.  Das  Bedürfnisz 
des  Bauern  und  der  Vorrath  oder  Mangel  an  Baustämmen  sind  hier 
gewöhnlich  die  Facloren,  mit  der^n  Hülfe  die  Vorsteher  (Bolzrichtery 
Förster^  Schöffen]  (9.)  das  rechte  Masz  ermitteln.  Seltener  ist  auch 
diese  Nutzung  fixirt  (10.)  Häufig  kommt  aber  hier  ein  Losgeld  vor, 
wdches  der  Baubedürftige  *an  die  gemeine  Gasse  bezahlen  musz,  und  das 
zwar  nicht  dem  vollen  Kaufpreise  gleich,  aber  doch  als  ein  zu  leisten- 
der Gegenwerth  betrachtet  und  gegen  Ueberlassung  des  Baubolzes 
baar  erlegt  wird. 
5.  Von  untergeordneter  Bedeutung  sind  manche  andere  Holznutzungen, 
deren  Art  und  Ausdehnung  aber  wieder  sich  aus  dem  Grundgedanken  er- 
klärt dasz  die  gemeine  Waldung  nicht  einem  Einzelnen,  sondern  dem  ge- 
ordneten gemeinen  Gebrauch  zugehöre.     Auch  hier  wird  häufig  der  wahre 

1  "       — —  ■■ ' 

8.  Weisilir  V.  Laugen.  (BluntecMi,  Zürcher  R.  G.  I.  S.  258.)  Es  ist  oqch 
le  wisacD«  dasz  suo  ainer  huob  gehört  IV  fueder  holzrechU  und  zuo  ainer  Schuopoee 
zwei  fmeder  bolzrecht. 

9.  WeiBtb.  V.  Cröve.  {Orimm^  II.  377.)  Weiset  der  scheffen^  so  welicb  man 
in  dieaeiD  reieh  gesessen  ist,  und  holz  bedarff  zu  bauwen  uf  dem  walde  Contei,  des 
sali  es  heischen  des  lebenberra  amptman,  der  sali  es  ime  geben»  also  dasz  er  das 
hekz  verbauwe  in  einer  Zeit,  als  der  scheffen  weiset;  thette  er  des  nit,  so  mögen 
ine  die  fursler  ptenden. 

10.  Welsth.  V.  ReichiwM,  {Orimm,  IL  7750  Hern  so  is  des  hoCDs  mann  es 
recbt,  dat  bey  up  der  gemeynden  mach  bauwen  wat  hey  wilt,  ind  zo  mairde  vairen 
iod  den  stock  fysser  der  erden  grauen,  um  dat  bey  zo  bas  synen  gerechten  bereu 
diesen  mot'gb«.  Item  bat  der  boffnian  recht  in  dem  vorst,  dat  bey  synen  bauwe 
bauwen  mach,  den  bey  np  des  boffs  ^ide  setzet  off  voeret,  hey  halt  ouch  van  rech- 
ICD  alle  Jaire  zweyune  bueme,  eynen  eichenen  ind  eynen  boecbenen,  ind  en  Tynt  bey 
des  eichen  nelt ,  so  mach  bey  zweyn  boechepen  bauwen,  das  hey  sinen  houwe  mede 
^beilde. 
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Gesichtspunkt  verschoben ,  indem  man  den  Begriff  der  Servituten  mit  ein- 
seitiger Strenge  der  Betrachtang  zu  Grande  legt.    Von  der  Art  sind: 

a)  das  Recht  der  Genossen  auf  Nutzholz  zu  Pflug  und  Wagen  (11.); 

b)  das  Recht  der  armen  Leute  (der  KöiherJ  in  der  Gemeinde,  die  kaue 
Genossen  (Erben,  Anerben,  VoUbauern,  Halbbauern)  sind,  auf  dürm 
Bolz,  Raff'  und  Leseholz.  (12.  13.)  Die  Personen  der  Nutzungs- 
berechtigten wechseln  häufig,  und  immer  erneuert  sich  zu  Gunsten 
der  heranwachsenden  und  ansiedelnden  Familien  oder  Indimduen  das 
Recht,  obwohl  es  nicht  ein  erbliches  ist.  Subjectiv  ist  es  abgdöst 
von  allem  Zusammenhang  mit  bestimmten  Gütern  und  nur  im  allge- 
meinen auf  die  Gemarkung,  den  Bann  der  Gemeinde  local  beschränkt; 
objectiv  wird  die  Waldung  dadurch  dinglich  belastet:  eine  beachtens- 
werthe  juristische  Erscheinung,  welche  indessen  auf  dem  Gebiet 
der  deutschen  Nutzungsrechte  nicht  vereinzelt  steht.  FOr  den  prak- 
tischen Werth  dieser  Nutzung  ist  es  wichtig,  ob  die  Holzer  sich  ohne 
alle  Instrumente  mit  Band  und  Fusz  behelfen  müssen,  oder  ob  sie 
wenigstens  hölzerne  Bämmer  gebrauchen,  oder  ob  sie  ein  einfaches 
Schneidinstrument,  den  Gertel,  mitnehmen  dürfen.  Dasz  ihnen  nicht 
erlaubt  ist,  ^et^e  zu  verwenden,  versteht  sich  bei  dieser  Art  der  Nutzung 
von  selbst  Auf  der  wohlgeordneten  Gestaltung  dieser  Nutzung  beruht 
im  hohen  Grade  die  Sicherheit  der  Waldung  vor  Holzfrevel  und  die 
Wohlfahrt  der  Hfluslinge  in  der  Gemeinde. 

c)  Das  Recht  auf  den  Windbruch  oder  Windfall  (11.  14.),  zuweilen  aU 
ein  Vorzugsrecht  der  Förster  -^  (dann  freilich  sehr  unzweckmäszig, 
da  eben  eine  gute  Forstwirthschaft  den  Windfall  sehr  vermindert,  eine 
schlechte  aber  ihn  vermehrt)  oder  der  Pfarrer  oder  des  Bolzgrafei^ 
zuweilen  aber  auch  der  freien  Aneignung  der  Holzgenossen  preisge- 

11.  Weistb.  ▼.  Cröoe.  {Orimm,  II.  377.)  Auch  bedarf  ein  man  oder  weibbolbe 
ZQ  seioem  wagen  und  plog-»  das  soU  er  beiscben  dem  tniptmao,  der  sali  es  ime  gebfo 
und  soll  er  das  boltz«  uf  dem  walde  folgen,  also  das  man  scbe,  dasi  es  dann  4o|e 
und  anders  wa  izu  nit.  —  Aucb  mögen  alle  dirjbeni»  die  feur  and  flamme  and  bios 
bolteo  binnent  dem  gezlrk  des  reicbs,  die  in  die  einong  borent,  wnUfeUig  fad  liges 
holtze  zu  fear  bolen  Tnd  nit  anders. 

12.  Weislb.  t.  Flammershehn  {Orimm,  II.  68d.J  Item  weist  der  gcbefen  oucb 
yeyrdebalfr  hundert  eoitter,  der  sal  nerorn  eyn  ruyten  up  sinen  halss  hid  eynen  boluea 
bammer  daer  by,  den  satt  be  myt  im  brengrn,  dae  myt  mach  bec  gain  in  den  wald 
Wat  be  myi  dem  hammer  äff  magh  tctain,  wunder  groin  holtz,  maegb  he«  myt  i« 
heym  dragben,  beboeffl  bee  einer  groynner  weit,  die  sal  be  myt  brengen. 

13.  j4Uenhiuler  Weislb.  {Grimm,  R.  A.  8.  511.)  in  des  geritbl«  wall  bibeoi 
die  inwohner  des  zirgelbaiises  die  gcrechtfgkeit  Im  w»ld.  dasz  sie  mit  einer  heai^ 
heppen  bauen  und  auf  dem  tttt  ber austragen  dorfeo. 

14.,  Sögler  Holzgeding.  {Grimm,  fi,  A.  8.  513.)  da  die  wind  bolt  omwelede, 
das  zur  zimmerunge  müge,  dasselbe  mögen  die  besitzer  des  haoaes  80glea  als 
holzgreoe  zu  sieb  nebmen  und  gebraucben.  Was  aber  ron  holz  nledergefallea»  » 
zur  zimmerunge  nicht  müge,  wer  von  den  markgenoeeen  solches  Ar  gefmiden  md 
seichnett  der  soll  ea  mücbtig  sin. 
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geben.    Ganze  durch  den  Sturm  niedergeworfene  Strecken  der  Wal-  Xx., 
dQog  werden  nicht  mehr  als  Wlndfaü  behandelt.  "^^^^^ 

d)  Das  Recht,  Baumstrtinke  auszukesseln  und  das  viel  bedenklichere  weil 
forst^irtbschartlich  schädliche  und  daher  nun  meistens  aufgehobene 
Recht  dieselben  auszugraben.  (5.) 

e)  Das  Recht,  Laub  und  Streue  zu  sammeln  (15.),  wodurch  zwar  der 
Waldung  Dünger  entzogen,  aber  pin  natürliches  Bedürfnisz  der 
tibrigen  Landwirthschaft  befriedigt  wird.  In  der  R^el  wird  daher 
die  Vermittlung  der  beiderlei  Interessen  der  einseitigen  Begünstigung 
nur  des  einen  Interesses  vorzuziehen  sein. 

6.  Ferner  haben   die  Weiderechte  sehr  oft   ihren  Ursprung   in  dem 

lAtt  Gesammteigenthum.  Indessen  sind  die  Waldungen  allmählich  befreit 

worden  von  dieser  Last  und  Gefahr,  und  die  gemeinen  Weidegründe,  die 

ejgeotlicbe  Almende,  sind   groszeniheils   vertheilt   worden   oder   sonst  ins 

Soodereigenthum   übergegangen,  so    dasz    hier    mehr    noch    als   bei    den 

Waldungen  das  Gesammteigenthum  zurückgedrängt  wurde   und   sich   nur 

losoabmsweise  noch  erhielt.    Die  älteren  Weisthümer  sind  aber  noch  voll 

Ton  Bestimmungen,   welche  die  gemeine  Weide   so  ordnen,    wie  es  die 

zwidtche  Rücksicht   auf   die  Gemeinschaft    und  die  Einzelnen  erheischt, 

ODd  beute  noch  sind  ähnliche  Gestaltungen   des  Weiderechts   nicht  selten. 

BeiTorzubeben  sind  folgende  oft  wiederkehrende  Grundzüge: 

a)  das  Weiderecht  wie  überhaupt  das  Recht  auf  die  Almende  schlieszt 

sieb   ursprünglich   regelmäszig    an   den  Besitz  der  Sondergüter  an. 

(16.  17.)    Um  deszwillen  wird  denn  die  Benutzung  der  Weide  durch 

die  Rücksicht  auf  die  Grösze  und  das  Bedürfnisz  dieser  beschränkt, 

and  häufig  treffen  wir  auf  die  Bestimmung,  dasz  jeder  Genosse  nur 

so  vid   Vieh  zur  gemeinen  Weide  schicken  darf,  als  er  auf  dem 

Sondergut  zu  überwintern  vermag.  (18 — ^SO.) 

1$.  Weistb.  von  fTarnuroih  (Orimm,  11.  186J :  Die  Warmsrotber  sollen  aucb 
■•cht  haben ,  niebt  allein  in  ibren  gemeinen  und  boben  eichenen  wülden ,  sondern 
uch  in  den  anderen  drey  gemeinen  wilden  sämbtiicb ,  das  dürre  laub  zu  scbarren 
u4  n  gebrauchen. 

46.  Weistb.  ron  Morenhofen  [Orimm,  II.  666}:  Tort  wisen  wir  wan  ein  eeker 
^dl  ap  desem  wald .  so  sullen  der  bode  mit  zweien  geschworen  —  den  wald  besien, 
Vit  her  Ton  drift  liden  möge.  —  ind  wan  dan  die  ferken  upgedreven  sjnd,  sullen  sie 
gaio  sess  wecben ,  so  verne  sie  darup  so  lang  ecker  haven ;  betten  sie  des  aucb  niet, 
M  mögen  nnse  gn.  b.  off  sin  ambtman  ind  die  anervcn  die  zit  darna  kurzen,  betten 
sieiTer  me  ecker  boven  die  sess  wecben,  so  mögen  sie  darna  die  zit  lengen. 

17.  Weistb.  von  Dalheim  {Grimm,  II.  572):  Item  ein  Iglicber  mach  so  viel 
*thwein  in  den  acker  thnn,  als  er  in  seinem  haus  ziehen  mag.  —  vnd  also  viel  einer 
Tor  8.  Jobannes  tag  kaufen  oder  bestaen  magh,  und  noch  14  tage  nach  s.  Jobannes 
lagt  mag  er  aacb  in  den  ücker  thun,  vnd  der  iril  scbwein  bette,  wan  man  in  den 
icker  fahren  soll,  der  mag  dann  zwey  kauffen  oder  den  pfacbt  von  zweyen  holten. 

18.  Hof^.  viMeggen  {Grimm,  I.  166):  Ouch  sol  man  wissen,  das  man  in 
disem  hof  was  der  man  gewintren  mag  uff  dem  tinen,  das  sol  er  ouch  ane  geqerde 
99mr9m,  fod  oucb  nüt  me. 
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b)  Später  werden  auch  diese  Nutzungen  oft  ßxirt,  so  dasz  jedem  Ge- 
nossen gestattet  wird ,  eine  bestimmte  Anzahl  Vieh  aof  die  Almende 
(z.  B.  die  gemeine  Alp  im  Gebirg)  zn  treiben.  Als  Einheit  kommt 
vor  die  Kuhweide,  oder  „Kuhesse**^  (20.),  so  dasz  z.  B.  wie  in  Schwyz, 
ein  Pferd  zo  zwei  Kuhessen,  sieben  Schafe  oder  Ziegen  zu  einer 
Kuhesse  geschätzt  wird.  Wie  die  Losgelder  bei  den  HolznutzuDgen 
finden  sich  auch  hier  Triftgelder  für  die  Nutzung  der  Weide,  welche 
in  die  gemeine  Gasse  fallen.  ' 

c)  In  der  Regel  steht  der  Versammlung  der  Genossenschaft  oder  der 
Gemeinde  das  Recht  zu ,  mit  Mehrheit  gemeinsame  Ordnungen  zo  er- 
lassen, durch  welche  die  Nutzung  der  gemeinen  Weide  genauer  be- 
stimmt, wenn  auch  beschränkt  wird,  z.  B.  Triftgelder  aufzuerlegen. 
Aber  sie  darf  nicht  nach  Willkür  die  Nutzungen  aufheben  oder  we- 
sentlich umgestalten,  sondern  nur  im  gemeinsamen  Intere$se,  also 
nicht  zur  Ausschlieszung  Einzelner,  und  mit  Beachtung  der  herkömm- 
lichen Stellung  und  Fechte  der  Sondergutsbesitzer  ^  also  nicht  ohne 
weiters  mit  Mehrheit  der  persönlichen  Stimmen  gegen  die  Hehrheit 
der  Grundeigenthümer. 

d)  Der  älteren  Auffassung  entspricht  es,  dasz  sogar  Ober  die  Sonder- 
guter  zu  gewissen  Jahreszeiten  das  gemeine  Weiderecht  erstreckt 
wurde.  (Während  der  Brachzeit,  in  der  das  Culturland  wieder  wilder 
Boden  wird.) 

e)  In  dem  Gemeindehirten,  der  das  Vieh  der  Genossen  sammelt  and 
als  Heerde  hütet,  stellt  sich  wieder  die  Gemeinschaft  der  Genossen- 
schaft dar.  (21.) 

19.  Öffnung  von  Hüchherg^  {Grimm,  I.  206) :  Item  der  Irelt  und  trfib  halb  l^l 
also,  das  man  allweg  rinder  gegen  rfnder.  kuevich  gegen  kaevicb  triben  sd  vnir- 
farlicb,  vnd  niemanfit  mer  rf  die  guot  triben  md  schlacben,  dobin  er  Irett  Tnd  trab, 
dann  so  ?il  er  gewinteret  bat:  befugte  sirb  aber,  das  ainem  ze  kurU  bcscbecbe  «a 
böw,  also  das  er  ain  fuoder  koufTe  solicbs  sol  man  nit  acbten,  sonder  güllirh  bingao 
lassen,  es  sol  ocb  niemand!  kain  ross  in  die  esch  schlacben,  anders  dann  die  res», 
so  ainer  desselben  tags  vor  dem  pfluog  brucbt  liat,  vngefarllcb. 

20.  Sc/twyter  Allmeindverwaltung  von  1849.  §.  i:  Weidpnng,  PflaDilaad, 
Waldungen  sowie  aller  übrige  Grundbesitz  der  OberaUmeindtcorporation  rerbleibeo 
ungetheiUet,  onverp  fand  bares  und  un?er8uszerljches  Eigentbum  der  CorporatiQ'^ 
geno$ien.  g.  2 :  Jeder  im  Bezirk  Scbwyz  wobnende  Oberallmeindgenosse  bat  Ao- 
sprucb  auf  einen  verbSItniszmXszigen  Allmeindnutzen  und  bezieht  denselben  in 
Natura.  §.  6 :  Zum  Zweck  der  Benutzung  des  Weidganges  ist  von  aUen  im  Beiirk 
Schwyz  gelegenen  Heimwisen  der  Winterungsertrag  In  Kühessen  auszaroitteln.  So- 
viel Kühessen  fTinUmng  das  Heimwesen  eines  Oherallmeindgeno5sen  erträgt:  für?« 
viel  Kühessen  Sömmemng  hat  derselbe  oder  ein  anderer  Genosz.  welcher  dessen 
Heu  aufhirtet,  od^r  das  selbstgewinterle  Vieh  desselben  ankauft,  Anspruch  zum 
Auftrieb  auf  die  Allmeind.  Das  mit  Wildheu  gewinterte  Vieh  eines  Genossen  \s\ 
auf  gleiche  Weise  zum  Auftrieb  berechtigL 

21.  Sach$enxpiegel  H.  54.  §.  2:  Nieman  ne  mut  ok  sunderliken  hirde  bebben, 
dar  be  dem  gemeinen  hirde  sin  Ion  mede  geminnere,  he  ne  bebbe  drie  bove  oder 
mere,  die  sin  eigen  oder  sin  len  sin. 
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7.  In  den  Gemeinden,  in  welchen  das  Recht  auf  die  Almendc  sich 
in  (bs  AUdneigenthnm  der  Univerntai  gleichsam  verdichtet  hat,  haben  die 
Nitzongen  der  Bdrger  anch  oft  jeden  dinglichen  Charakter  verloren,  und 
mid  zQ  otiig(Uori$chm  Rechten  der  einzeben  Borger  als  GIflnbiger  gegen 
fr  Gemeinde  als  Schuldnerin  verdftnnt  worden.  Man  denkt  sieh  dann, 
d«  die  fiegrOndong  dieses  ScholdverhAltnisses  anf  dem  BescMvsz  der  Ge- 
DfliKle,  d.  h.  der  frekoiUigen  Debemakme  solcher  Verpflichtungen  beruhe, 
ood  find  dieselben  auf  mbestunrnte  Zeit  geWAfart,  so  nimmt  man  an,  sie 
tan  90  lange  fort,  als  nicht  die  Gemeinde  anders  verfOge. 

Sogar  in  diesem  Falle  aber  ist  es  bedenklich ,  den  Entscheid  ganz  und 
^  in  die  Wiilkür  der  Gemeindemehrheilm  zu  legen.  (22.)  Ist  in  der 
Gdiande  das  Princip  des  allgemeinen  und  persönlichen  Stimmrechts  ein- 
geAhrt,  und  haben  die  Nichtgrundbesitzer  das  Uebergewicht,  so  sind  sie 
m  Geährdung  des  (jrundbesitzes  leicht  zu  verleiten ,  die  Nutzungen  der 
Grandbesitzer  zu  Gunsten  der  Gemeindecasse  zu  beschränken,  und  hin- 
neder,  wenn  die  Grundbesitzer  die  Mehrheit  haben,  diese  geneigt,  ihre 
NotzQogen  auch  da  zfthe  festzuhalten  und  zu  vergröszern,  wo  das  allge^ 
BKine  Interesse  darunter  leidet.  Bei  solchem  Widerstreit  der  Interessen 
inoerbalb  der  Gemeinde  ist  mit  einer  abstracten  Regel  nicht  zu  helfen, 
»adera  es  bedarf  einer  freien  Erwägung  und  Ausgleichung  der  verschie- 
taen  Interessen ,  welche  eher  auf  dem  Verwaltnngs-  als  auf  dem  Justiz- 
^  ZQ  erreichen  ist.  Es  handelt  sich  hier  weniger  um  Erkennen  des 
^ts  gewordenen  als  vielmehr  um  Gestaltung  neuen  Rechtes. 

&  Zuweilen  hat  sich  aber,  besonders  bei  Landgemeinden,  das  alte 
Mt  des  Gesammieigentkums  an  der  Almende  erhalten,  während  das 
^^  Gemeindegut,  welches  für  öflentliche  Zwecke  der  Gemeinde  diente 
ö«l  nicht  zu-  Bürgernutzungen,  verwendet  wurde,  als  AUeineigenlhum  der 
^^cmeinde  behandelt  ward.  Die  Gemeinde  stellt  sich  dann  in  ersterer  Be- 
o^^hing  noch  als  Genofsemchaft  dar,  wahrend  sie  in  letzterer  zur  Corpo- 
^^ium  m  engeren  Sinne  (universitas)  geworden  ist;  und  es  sind  in  Wahr- 
st zwei  Güter,  ein  eigentliches  Gemeindegui  und  ein  Genossengut  zu 
nntersdieiden.    (23.   24.)    Dieser  Unterschied   ist  auch  dann  zu  beachten. 


Sl  /r«MMrtfeAe  Gemeinde-Ordn.  g.  3i:  Nor  diejenigen  Gegenstände  des  Ge- 
"tHaderermögens,  deren  Nataratnutxnng ,  %.  B.  an  Brennholz,  Ot>st,  Gras,  Weide» 
^rrksmmtiek  den  einzelnen  Gemeindegliedern  oder  den  Oflsnacbbarn  überlassen 
*<irdn  ist.  nnd  nach  Oemeiitdedettktttn  ferner  überlassen  werden  soll,  dürfen  in 
dieser  Weise  aneb  femer  benutzt  werden ,  so  lange  nicbt  besonders  wichtige  und 
^riageade  Bedenken  entgegen  treten.  Aneh  die  bergebracbte  Verthcilung  der  Natural- 
Bvtznogen  mnsz  sofort  binwegfallen  oder  besehrlinlit  werden,  wenn  und  soweit  die 
Teninsang  oder  die  Tilgimg  der  Gemeindesrhaiden  sonst  nicbt  gesichert»  oder  die 
Uafmden  Anstaben  nnd  Bedürfnisse  der  Gemeinde  nach  ortsobrigkeitllelMn  Ermessen 
«wzwdem  nicht  gedeckt  sein  würden. 

13.  Pnriiem6trgi$the9  Gemetndeges.  T.  1883.  Art.  M:  In  Orten,  in  welchen 
Mfeimme  BemlgenumderethU  (Nntningen,  die  aus  beaoodem,   einer  AnMhl  t^ 


Digitized  byVjOOQlC 


170  Buch  II.  Cap.  lU.    Eigenlliwi  ao  UegaadeiD  GuU 

wenn  das  letztere  nicht  ausscbfiesilich  um  Nntmogen  der  Geootsen  ver- 
wendet, sondern  theilweise  zu  GemeindezweckeD  mit  benutzt  wird.  Man 
pflegt  die  dinglichen  Nutzungsrechte  der  Art  Reaig$meinderßcMe  zu  nennen, 
im  Gegensatze  zu  den  penönlicken  Nutzungsrechten,  und  man  kann  sich 
diese  Bezeichnung  gefallen  lassen,  wenn  man  sich  nur  stets  erinnert,  dasz 
es  wieder  zwei  Arten  derselben  gibt: 

a)  solche,  die  noch  mit  Eigentkmn  von  Sondergütem  subjectiv  ver- 
bunden sind  (Realrechte  im  eigentlichen  Sinne); 

b)  solche,  die  von  den  Sondergtttem  abgelöst  und  als  selbeifbuUge  ünf- 
liehe  Becht9ame  dem  pereonUchen  Verkehr  und  der  Vererbung  der 
Berechtigten  anheim  gegeben  worden  sind. 

Aus  der  Idee  des  Gesammteigenthums  sind  diese  Recht$ame^  verschie- 
den von  den  Servituten,  leicht  zu  erklaren;  aus  dem  Gesichtspunkt  des 
Alleineigenthums  nicht  zu  verstehen. 

Der  Geist  der  neueren  Rechtseotwickelung  ist  indessen  dieser  Doppel- 
natur der  Gemeinde  und  dieser  Verbindung  zweier  verschiedenartiger  Ge- 
meindegOter  nicht  günstig,  und  strebt  die  Sonderung  und  Ausscheidung 
an,  sowohl  in  subjectiver  Richtung  zu  der  reinen  öffentlichen  Gemeinde  auf 
der  einen  und  der  privatrechtlichen  Genossenschaft  auf  der  andern  Seite, 
als  in  objectiver  Beziehung  zu  einem  wahren  Gemeindegut,  das  im  Allem- 
eigenthum  der  Gemeinde  ist,  und  zu  einem  privatrechtlichen  Genossengvte, 
welches  im  Gesammteigenthurii  der  Rechtsamegenossenschaft  steht.  Diese 
Ausscheidung,  die  nicht  als  Auseinandersetzung  eines  Eigenthümers  nnd 
der  Servitutberechtigten  behandelt  werden  darf,  hat  auch  den  groszen  Vor- 
theil ,  dasz  die  Genossenschaft  dann  fQr  ihr  Genossengut  prkairechfUeks 
Freiheit  erlangt,  welche  sie  gar  wohl  selber  zu  Oben  befthigt  ist,  wahrend 
die  Verbindung  mit  dem  Obrigen  Gemeindegut  auch  diese  durchaus  privat- 
rechtlichen  Verhaltnisse  einer  nur  aus  GrOnden  des  öffentlichen  Rechtes  sa 
motivirenden  Staatsaufsicht  unterwirft. 


Grandeigenthümern  In  unx^rtrennter  GenMinscbafl  tostebenden  Graieiiilieilagfiiem 
bezogen  werden)  bestehen,  hat  es  in  Ansehung  der  Tbeilnahme  derjenigen  Gemeinde- 
genossen,  welche  Icein  Realgemeinderecht  besitien,  bei  der  auf  dem  Herkommen, 
auf  Vertragen  oder  andern  gültigen  Eeehutiteln  bemhenden  Localverfiuaung  aein 
Verbleiben.  ->  Bei  entsteheiidem  Streite  ist  darauf  biniowirken,  dasi  von  Jenen  Ge- 
meinhelt^gtitern  ein  bestimmter  Theil  als  wirkäekt»  O^mgimdtti^niAum  auifescliledeD. 
und  der  Ertrag  desselben  als  pertöniieke  Geraeindenutiuag  unter  simmüicbe  Ge- 
meindegenossen vertheilt  werde. 

24.  fVeimarische  Gcmeindeordnang  von  1840  $•  ^^^  Nutzungsrechte,  welche 
nitht  den  Gemeindefliedern  mU  ««/cAtfii  losieben,  welche  vielmehr  von  einzelnen 
Gliedern  in  der  Gemeinde  oder  von  einer  ^••Ummten  doit  {Oe/w^entcAa/i)  der 
Gemeindfg lleder,  e.  B.  den  Anspanngutsbesüiern  einer  Braugenossenschart  oder  aach 
von  dritten  Personen,  vermöge  erweislichen  Rechtaiilels  durch  veijihrtes  Uerkommen 
oder  durrb  Ersitxang  selbsUudig  und  anwiderranich  erwoiben  sind,  mtUerUigem 
der  Ferpiffw^  d^r  Oem9M9  und  nameotUcb  ataer  JEJnsiabuag  su  deren. Besiea  mchh 
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9.  Das  ein  eim^dmer  Gtneme  selbst  datti  nicht  Th$ümng  der  AUnende 
fordern  darf,  wenn  ihm  ein  dinglichea  Theilrecht  an  dem  gemeinen  Boden 
zustand,  ergibt  sich  als  Folge  der  dauernden  Genossenschaft  and  des  Ge- 
sammteigenlhoms  von  selbst  Die  Almend  sollte  nnvertheiltes  Land  blei- 
ben und  zur  Natrting  fQr  alle  Zukanft  der  Gesammtheit  erhalten  werden, 
das  war  der  leitende  Gedanke  schon  bei  der  ersten  Besetzung  des  Bo- 
dens.   (24a.) 

Aber  darf  nicht  die  VersaoHnhing  der  Genossen,  die  Genosi^mchaft 
oder  die  Gemeinde  Theüung  beschlieszen?  Und  gilt  hier  ein  JUehrheüs- 
besehhuz  auch  für  die  widerstrebende  Minderheit?  Wir  müssen  untere 
sctidoen  i 

a}  wo  sich  das  AUeineigenthwn  der  modernen  Gemeinde  ausgebildet  hat 
und  nur  personliche  ßürgemulzungen  bestehen,  kann  die  Gemeinde 
durch  die  gewohnten  Organe  ihres  Willens  und  in  gewohnter  Weise 
(mit  Mehrheit)  auch  die  Theilung  der  GemeingrQnde  verfügen; 

b)  wenn  dagegen  dingliche  Nutzungerechte  (Gerechtigkeiten)  an  dieser 
Art  von  Gemeindegütem  bestehen,  so  kann  nicht  ebenso  unbedenk- 
lich die  Theilungsfrage  der  Willkür  der  Gemeinde  überlassen  werden; 
denn  durch  die  Theilung  werden  auch  jene  Gerechtigkeiten  ver. 
ändert,  die  nicht  der  Gemeinde  gehören.  Ein  Theilungsbeschlusz 
der  Gemeinde  kann  daher  zunftchst  nur  die  rechtliche  Wirkung 
haben,  dasz  damit  die  Theilung  der  gemeinen  Güter  in  zwei  Theile, 
d.  h.  die  Ausscheidung  zwischen  den  Ansprüchen  der  Gemeinde  und 
denen  der  Genossenschaft  der  Gerechtigkeiisbesitzer  eingeleitet,  nicht 
aber  die  Theilung  unter  letztere  bestimmt  wird. 

c)  Gehört  die  Almende  nicht  einer  Gemeinde,  sondern  einer  Genossen- 
schaft zu,  so  ist  es  hier  wohl  dem  Charakter  der  Genossenschaften 
gemdszer,  dem  Beschlusz  der  Mehrheit  in  der  Regel  Wirkung  zu 
geben,  als  Einstimmigkeit  aller  Genossen  zu  verlangen,  nur  mit  der 
Beschrankung,  dasz  eine  Minderheit  die  Mehrheit  dann  hemmen 
darf,  wenn  sie  nachzuweisen  vermag,  dasz  die  letztere  die  dauernden 
Wirthschaflsinteressen  der  Genossen  verletze.  (25.) 

Die  neuere  Gesetzgebung  ist  in  diesen  Beziehungen  sehr  schwankend, 
tbdls  weil  ihr  durch  die  einseitige  romanisttache  Theorie  die  Einsicht  in 
die  verscfaiedenartii^e  joristische  Gestaftung  der  Rechte  an  der  Almende 
verwirrt   worden  ist,  theils    auch,  weil   sie  sich   zuweilen  ausschh'eszlich 


14a.  Eit.  dts  OtNVtribuDab  in  StnUgart  in  ^«it/er/#  Ardi.  VUI.  11:  De« 
Otrakter  der  Realgemfiaden  und  Markgenosseiisehaflcn  sutlli  sich  gerade  in  der 
Untbeilbarkdl  des  me  si  durch  GrundlM^tt  bedingten  Miteigenthmns  dar »  und.  spricht 
sieb  in  dem  fbrtdauemden  Zweclie  dieser  Veretiie  aas. 

25.  Dipl.  archiep.  Colon,  a.  1257  {Hrani,  g.  106»  Nr.  1):  bominlbus  qoi  ffol%~ 
gemote  dicuntur  sive  eontihani  indulgenius,  ut  ipsi  —  silvam  inUr  9e  eattdivHami^ 
tä  qaod  quHibet  eoram  proportiooaliter  partera  reeipiat,  et  qufod  liceat  eitdiem  tiic- 
ton  0fhain  ad  agricult^am  redocere  val  ad  alios  quosenoNiae  at«s. 
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voD  Cnttarinteressen  leiten  Vknik  und  insbesondere  die  TheSong  der  Ge- 
meindegrOnde  begflnstigen  will.  Die  preoszisehe  Gesetzgdmng  *  geht  sogar 
so  weit,  die  Theilang  von  dem  Begehren  eines  einzelnen  Genossen  ab- 
hängig zn  machen.   (26.  27.) 

♦  Jak.  Grimm,  Rechtsalterth.  S.  497  E  —  BlunUcMi,  Züricher  Rechte- 
geechichte  n.  S.  73  ff.  —  Bittrer ,  die  Realgemeinderechte ,  ihre  Entstehung 
und  Stellung  in  der  Gegenwart  Stuttgart  1844.  —  Renaud,  d ie.  Gemeinde- 
nutKungen,  insbesondere  Realgemeinderechte  ^  Zcitschr.  £  D.  R.  XL  S.  450.  — 
J.  WHflu^  über  die  Gemeindegüter  und  deren  Benntaung.  Letpsig  1849.  -- 
Pfeü^  Ablösung  der  Waldservituten.  1854.  —  Wtisx^  Zeitschr.  t  schweia. 
Recht  I.  S.  81  ff.  ~  L.  v.  Maurer,  Gesch.  der  Markenverfassung.  Erlangen 
1856.  —  Sachse^  die  Nutzungsrechte  der  Bürger  am  Gemeindegute  in  Weimar- 
Weimar  1859.  —  Chlumeckyy  die  Genesis  der  Gorporatiocsgüter  der  Bauern. 
Schaft  und  der  Gemeindegüter  in  den  mahrischen  Landgemeinden  mit  Rück- 
sicht auf  deren  ältere  Verfassung.  Brunn  1859.  —  Heusler,  die  Rechtsirerh&lt- 
nisse  am  Gemeinland  in  ünterwalden,  Zeitschr.  f.  schweizer.  Recht  X.  1. 
S.  44 — 145  und  die  üerten-  und  Theilsamenrechte  ünterwaldens  ebenda.  2- 
S.  67—220.  —  Rudioff,  Über  die  Gemeindenutzungen  nach  dem  Recht  des 
Groszherzogthums  Sachsen.    Weimar  1862. 

3.  Ober-  und  NuUeigenthum. 

1.  Bekanntlich  haben  die  Glossatoren  den  Gegensatz  eines  donUnimm 
directum  und  dominium  utile,  den  die  Deutschen  spater  Ober-  und  Nuis- 
eigentkum  genannt,  zuerst  in  die  Theorie  eingeführt  (1.)  Es  ist  nicfal 
schwer  nachzuweisen,  dasz  diese  Unterscheidung  im  römischen  Rechte 
nicht  begründet  sei ,  und  dasz  die  Glossatoren  durch  den  ihnen  nicht  ebenso 
wie  uns  verständlichen  römischen  unterschied  der  actio  directa  und  acfta 
utilis  verleitet  worden  seien ,  diesen  Sprachgebrauch  auch  auf  das  Eigenthnm 


26.  J^emni9che9  Ges.  T.  1821  8.  53:  Die  bisher  gemeiqschaftlicb  aosgefibte 
Oenutzung  ISndlicher  Grandstücke  (soweit  sie  Weide-.  Forst-  und  solche  Berech- 
tigungen betrilTt.  die  auf  Plage-»  Heide-  und  Blutenhieb  gebn)  soll  zum  Besten  der 
allgemeinen  Landcultur  möglichst  aufgehoben  werden.  Die  Theilung  findet  nur  auf 
Antrag  eines  oder  mehrerer  Tbeilnebmer  statt.  —  Jeder  MiteigenUiüttier  und  Jedes 
zur  Benulzung  (des  städtischen  oder  Dorfeigenthoms)  berechtigte  Mitglied  der  Ge- 
meine (ist)  für  die  seinem  Grondbesitt  anhängenden  TheilBebmongsrechte  auf  Aus- 
einandersetzung anzutragen  berechtigt. 

27.  Bayrische*  Gemeindeges.  S*  ^:  Die  Theilung  der  zur  Zelt  oocta  in  onge- 
tkeilter  Eigtescbafl  vorbandencn  Gemeindegriinde  §ndet  nur  wegen  naebgewiMcne« 
überwiegenden  Voriheils  für  die  Gemeinde  mit  Zustimmung  der  Mehrheit  yon  drei 
Viertbeil  sämrotlicher  wirklicher  Gemeindeglieder  der  GesammigenieiBde,  unter 
welchen  drei  Viertheilen  jedoch  die  Grrösitbegüterten  der  Gesieinde  sowie  der  ode>' 
die  Schlfereibereehtigten  begriffen  sein  mfissen .  und  mit  höherer  Curatelgeneh- 
mifung  stau. 

1.  BmrMme,  ad  L  i6w  D.  de  adquir.  poss.  (Hraui,  g.  106,  .Nr.  1):  Dootor  Aare- 
Hanns  dicit,  quod  «pum  solimi  eft  deninium^   Scd.  dno  mmt  -«-  direetmm  tt  miik. 
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Qb«rzuCragen.  Wenn  man  aber  die  Glossatoren  ond  die  grosse  Uehrheit 
der  ihnen  nachfolgenden  Juristen  beschnldigt,  sie  haben  eine  widersinnige 
Unterscheidong  kflnsUich  angebracht,  und  es  sei  das  sogenannte  Ober- 
eigenthum  ganz  einiach  Eigenihmn  zu  nennen,  das  sogenannte  Nutzeigen- 
Hiiini  aber  nur  ein  ju$  m  re  öUetM,  so  hfitte  schon  das  Andenken  an  eine 
verwandte  Dntersebeidung  der  römischen  Juristen  selbst  vor  solchem  etwas 
(^leHbichlichen  Urtheile  bewahren  sollen.  Wer  alle  wirkliche  Rechtsbildung 
jederzeit  nach  einer  logiscboi  Formel  bemiszt,  dem  wird  es  gerade  so  un- 
▼erstAndlich  bleiben,  dasz  die  Römer  in  der  daasiscben  Zeit  ihrer  Juris- 
prudenz den  Tüiu$  als  dominus  ex  jure  QuirUium  eines  fundus  haben  be-  i^.  /vf-t^o 
trachten  und  gleichzeitig  das  Eigenthum  des  Sijui,  das  sie  in  frofitt  C^^^^^^^'^'^  . 
nannten,  an  dem  nämlichen  fundus  haben  schützen  können,  wie  er  nicht '^^''^/^l'^ 
begreift,  dasz  die  Neuem  dem  einen  das  Ober-  und  dem  andern  das  Nutz, 
eigenthum  an  der  gleichen  Sache  zusprechen.  In  beiden  Fällen  wird  das 
Bigenttium  gespalten ,  und  in  beiden  Fallen  *~  obwohl  sie  im  übrigen  ver- 
sdueden  sind  -*  dem  dnen  die  formeü-ideaU  Seite  des  Eigenthums,  dem 
andern  die  reale  desselben  zugeschieden. 

Der  römische  G^^ensatz  des  ex  jure  Quiritium  und  des  in  bonis,  wel- 
cher in  den  altrömischen  und  allmählich  ihre  Kraft  verlierenden  Formen 
des  jus  dviie  seinen  Grund  hat,  war  zu  den  Zeiten  der  Glossatoren  langst 
ganz  yerschwunden  und  hatte  im  römischen  Rechte  selbst  der  hergestellten 
Einfachheit  und  Einheit  des  Eigenthums  weichen  müssen. 

Aber  den  Glossatoren  waren  aus  den  italienischen  Güterverhaltnissen 
ieuUehrechtUcke  Scheidungen  der  Herrschaft  an  dem  Boden  theils  in  lehens- 
rechtlichen,  theils  in  bäuerlichen  Verhältnissen  so  nahe  vor  Augen ,  dasz  sie 
im  Hinblick  darauf  gar  wohl  dazu  gelangen  konnten,  darin  eine  Spaltung 
des  Eigenthums  in  ein  Ober-  und  ein  Nutzeigentkum  zu  erkennen. 

So  lange  der  Vasall  an  dem  beneficium  nur  einen  mit  seinem  oder 
seines  Gefolgriierrn  Tode  endenden  Nieszbrauch  besessen,  oder  der  Bauer 
nur  einen  von  der  Gnade  des  Grundherrn  abhängigen  Besitz  an  dem  Hof- 
gote  erlangt  hatte,  so  lange  war  es  freilich  unpassend,  diese  Rechte  Eigen- 
4ium  zu  nennen.  Aber  als  das  Lehen  einerseits,  das  bäuerliche  Erbe  an- 
dererseits umfassender  und  fester  wurde,  so  konnte  es  in  Frage  kommen, 
ob  auch  das  noch  ein  bloszes  dingliches  Becht  an  fremder  Sache  oder  ob 
es  nicht  natürlicher  sei,  dasselbe  als  ein  —  wenn  auch  abgeleitetes  — 
Eigenthum  an  eigener  Sache  zu  bezeichnen,  das  man  zum  Unterschiede 
von  dem  ursprünglichen  Eigenthum  des  Herrn,  welches  zwar  der  Idee 
nach  bei  diesem  geblieben  war,  aber  doch  die  Realität  im  Ganzen  verloren 
hatte,  Nutzeigentkum  nannte.  (2.  3.)   Der  Vasall   dort  und  der  Bauer  hier 

S.    Urkunde  voo  1307.    Vgf.  onteD  S-  B6  Nr.  5. 

3.  JSayr,  Landr.  II.  S.  2:  Dominium  directum  et  utile  wird  genannt,  wenn  die 
Sache  mehr  Herren  bat  Und  einem  davon  die  Grundberrschart»  dem  andern  aber  nur 
das  BQtzbare  Eigentliaro,  wie  t.  B.  bei  Laben,  firbreebt»  Leibgediug»  Yeranleiteler 
Freyslirt  und  andern  dergleloben  Gütern  angekört. 
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hatten  doch  in  Wahrheit  nicht  Uosz  ein  einzelnes  Stück  von  Herrsebtft, 
das  als  besonderes  dingliches  Recht  aus  der  FoUe  des  Eigenthuins  heraus- 
genommen worden  war,  sie  hatten  eine  reaie  FiUU  von  Herr$chaft  selbit, 
d.  h.  eben  reales  Eigenthnm.  Dasz  diese  Auffassung  der  ftltera  Juris- 
prudenz im  Wesen  richtig  «ei,  beweist  die  Geschichte  des  GrundfigenUiuiDs 
in  Europa  unwiderleglich.  Ueberall  nftmUch  ist,  was  man  früher  als  NtUi- 
eigenthum  bezeichnet  hatte,  allmählich  zum  voüen  EigetUhum  der  Vasdlen 
und  der  Bauern  geworden  —  eine  Erscheinung,  die  sich  nur  daraus  er- 
klärt, dasz  in  dem  dinglichen  Rechte  derselben  schon  früher  die  Anlage 
zu  ToBer  Herrschaft  gewesen,  die  allmählich  zuerst  zum  Nutz-,  dann  «iin 
vollen  Eigenthum  aufgewachsen  ist. 

2.  Die  Spaltung  des  Eigenthums  in  ein  wesentlich  ideaUi  Eigentham, 
sei  es  nun  ein  nudum  jus  Qmritium  oder  da«  ObereigeHthmn,  das  den 
einen,  und  ein  wesentlich  reales  Eigenthum,  als  in  b(mi$  oder  als  NfAi- 
eigenthum  (4.  5.),  das  dem  andern  gehört,  ist  freilich  immer  bedenklich, 
und  ein  Beweis,  dasz  in  den  Eigenthumsverhftitnissen  eme  Wandimg  w 
sich  geht,  daher  nur  in  Uebergangszuständen  m()glich,  auf  die  Dauer  a^ 
unhaltbar;  denn  streng  genommen  ist  weder  jenes  noch  dieses  m^r 
icahres  Eigenthum,  welches  die  Einheit  der  Idee  und  der  ReaHläi  itr 
Herrschaft  ist.  Mit  Recht  verwirft  daher  die  neuere  Gesetzgebung  eine 
derartige  Spaltung  für  die  Zukunft  und  hat  die  Tendenz  überall  die  Zwei- 
heit,  wo  sie  noch  überliefert  ist,  zu  beseitigen.  (6 — ^9.)  Aber  die  Joris- 
prudenz  musz   dieselbe,   wo  sie  aus  den  HerrschaftsverhAltnissen  früherer 


4.  /'reofziveAM  Landr.  I.  8.  S*  ^9:  Wer  nur  die /Vo;irM<tf/ der  Stehe  otoe 
das  Nutuingsrecbt  bal.  wird  Eigner  genannt.  $.  20:  Wer  Miteigoer  der  ProprieUt 
ist  und  zugleich  das  Nutzungsrecht  hat ,  dem  wird  ein  nutz6ar*s  Eigenthum  der 
Sache  beigelegt 

5.  Ottterrtiehüchet  Ges.  g.  3K7:  Kommt  —  Einem  nur  ein  Recht  tofdl« 
Substanz  der  Sache,  dem  Andern  dagegen  nehst  einem  Rechte  auf  die  SuhaUoi  das 
ausschliesziiche  Recht  auf  derselben  Nutzungen  zu,  dann  Ist  das  Eigenthnmsrechi 
geik^itt  ond  für  beide  unvoilsfändig.  Jener  wird  Obereigenihümer^  dieser  NuU- 
eigenlhumcr  genannt. 

6.  Entw.  des  Züricher  Ges.  g.  809:  Für  die  Zukunft  ist  die  Tbeilong  des 
ürundeigenthums  in  Ober-  und  Nutzeigenthum  nicht  mehr  gestattet  g.  89S:  Der 
Nntieigenthtimer  ist  berechtigt,. das  Obereigenthum  gegen  eine  Loskaufssomme  voo 
10  Procent  des  realen  Werthcs  der  Liegenschaft  an  sich  zu  bringen  und  daderch 
volles  und  ungetheiltes  Eigenthum  ru  erwerben^  g.  896:  Dem  Obereigen ihumeriieki 
das  Recht  nicht  za,  das  Nutzeigenthum  gegen  Entschüdigung  des  Nutzeigenlhämers 
wieder  an  sieh  zu  bringen,  wenn  dieser  nicht  freiwillig  dazu  die  Hand  bietet. 

7.  Bayriechee  Ges.  v.  4.  Juli  1846  g.  1:  Simmtliche  Leben  kannen  rom 
Lehen  verbände  befreit  werden. 

8.  Bayriechee  Ges.  ▼.  4.  Juni  1818  g.  17:  Vom  Erscheinen  dieses  Gesetzes  an 
darf  keine  Verleihung  unter  Vorbehalt  des  Obereigenthams  (Leibrecht,  Neosiifit 
Fretstift»  Erbrecht)  mehr  sUttflnden. 

9.  FreuMtüekee  Ablltoungsgesetz  v.  2.  MIrz  1850:  Bei  erblicher  Ueberiassung 
eines  Grundstücks  ist  forUn   nur  die  Debertragung  des  vollen  EigenUKMUs  sollssig 


Digitized  byVjOOQlC 


$.  60.  Ober-  aod  Natreigentbaiii.  175 

Zeit  aaf  die  nnsnge  sidi  yererbt  hat,  merkennen,  bis  hinwieder  die  Ein- 
heit neu  hergestellt  sein  wird;  mid  am  wenigsten  darf  sie  jetzt  den  Nutz- 
eigenthOmer  als  einen  bloszen  dinglich  an  fremder  Sache  Berechtigten  be- 
handeln und  etwa  gar  den  BnnatOrlichen  und  sehr  nnhistorischen  Versuch 
nachen,  ein  Obereigenthnm,  das  sich  seit  iahrhanderten  imnoer  mehr  yer- 
flCkäitigt  hat,  wieder  znm  Tollen,  auch  realen  fiigenthnm  znrOck  zu  schrauben. 

3.  Zu  dem  (meistens  khens-  oder  grundherrlichen)  Obereigenihum 
gehört  (4.  5.) : 

a)  die  Erinnerung,  dasz  dasselbe  ursprünglich  volles Eigenihum  gewesen 
und  als  die  Quelle  des  davon  abgeleiteten  Nutzeigenthums  zu  achten 
sei.  Der  Idee  nach  ist  es  nodi  das  eigentliche  Eigenthum,  und  daher 
wird  auch  davon  der  Ausdruck  Proprietät  vorzugsweise  gebraucht. 

b)  Der  Obereigenthflmer  kann  daher  verlangen,  dasz  ihn  der  Nutz- 
eigenthOmer  als  den  hohem  Eigenthiimer  ehre,  und  je  nach  den  ver- 
schiedenen Bildung^  dieses  Unterschieds  geschieht  das  durch  Vasallen- 
oder Hofdienste,  durch  den  Ehrsch^tz,  Zinse  u.  dgl. 

c)  Eine  andere  Folge  davon  ist,  dasz  durch  Untergang  des  Nutzeigen- 
thums in  der  Person  des  Nutzeigenthamers  und  seines  Nachfolgers 
auch  die  reale  Seite  de^  Bigenthimis  von  Rechtes  wegen  wieder  zu 
der  idealen  zurückkehrt,  —  Heimfaü  —  und  so  durch  Consoli- 
dation  das  bisherige  Obereigenthnm  von  neuem  zum  vollen  Eigen- 
thum erstarkt. 

d)  Einzelne,  freilich  meistens  wenig  bedeutende  reale  Nutzungen  an  dem 
Gute  sind  denn  auch  zuweilen  noch  bei  dem  Obereigenthümer 
zurOckgeblieben ,  z.  B.  das  Schäfereirecht  oder  Jagdrecht  des  Grund- 
herrn, das  Recht  auf  Schätze  oder,  wie  die  altem  deutschen  Quellen 
sag^,  auf  den  Fund  u.  dgl. 

e)  Auch  das  Obereigenthum  ist  Gegenstand  des  Eigenthumsverkehrs 
und  kann  veräuszert  oder  verpfändet  werden;  ebenso  kann  der 
(^reigenthfimer  das  Gut  vindiciren,  wenn  es  in  dem  Besitz  eines 
Dritten,  Unberechtigten,  ist 

4.  Das  Nuizeigen^him  oder,  wie  es  Beseler  (Privatr.  §.  82)  schicklich 
heiszt,  das  üntereigenthum  (meistens  Lehen-  oder  bäuerliches  Erbe)  hat 
folgende  Eigenschaften: 

a)  Man  weisz,  dasz  es  abgeleitetes,  nur  allmählich  erwachsenes  Eigen- 
thum ist,  welches  m  der  Idee  dem  Obereigenthum  untergeordnet, 
dagegen  materiell  als  reede  Herrschaft  fruchtbarer  ist  denn  jenes. 

b)  Der  Nutzeigenthttmer  hat  den  Cfenusx  der  Herrschaft,  er  besitzt  das 
Grundstück,  bewohnt  das  Haus,  bestimmt  die  Cultnr,  gewinnt  die 
Früchte  wie  ein  Eigenthttmer  dauernd.  Er  vererbt  die  Herrschaft 
und  kann  darüber  verkehren  und  dieselbe  vindiciren. 

c)  Die  Verfügung  des  Nutzeigenthümers  ist  gehemmt  durch  die  Ehrer- 
bietung,  die  er  dem  Obereigenthümer  schuldig  ist,  und  beschränkt 
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durch  die  fortwährende  Rackstcht  auf  dessen  ideale  Herrsd^ 
Diese  Beschrinkungen  können,  je  nach  der  Art  der  Verbältnisse, 
sehr  verschieden  hestimmt  sein. 
d)  Geht  das  Obereigenthiun  in  der  Person  des  Herrn  und  für  immer 
unter,  z.  B.  durch  Aussterben  der  Familie,  ohne  dasz  darQber  Ter- 
fttgt  worden,  so  ist  es  dem  Charakter  des  zu  wahrem  Eigeothuin 
heranwachsenden  Nutzeigenthums  gemAsz,  anzunehmen,  das  letztere 
sei  nun  durch  Approprialion ,  Aneignung  (beziehungsweise  auch 
Alodification)  zu  vollem  Eigenthum  erweitert  worden.  Wie  bei  der 
Consolidation  die  Idee  des  urtprünglkhen  Eigenthums  nachwirkt, 
so  wirkt  hier  die  wachsende  Macht  der  Realität  und  des  toerdenden 
Rechts  *). 

*)    Duneher,   über  dominium  directum   und  uHle   in  der  Zetoohrift  tb 
deatsches  Recht  IL  S.  177  ff. 


Viertes  Capitel. 

Erwerb  und  Verlust  des  Qmndeigenüiums. 

§.61. 

L    Aelteres  Recht 

1.    Gerieb Uicbe  Aunassang. 

1.  Das  Grundeigenthum,  In  alter  Zeit  das  wichtigste  Privatvermögen, 
war  zugleich  die  Unterlage  der  Gemeindeverfassung  und  der  öffentlicbefl 
Rechte  und  Pflichten.  Es  ist  daher  naturgemflsz,  dasz,  wie  der  ursprüoi- 
llche  Eigenthumserwerb  durch  Vertheilung  des  Bodens  von  der  Gesammt- 
heit  herkam ,  auch  der  Vebergang  des  Eigenthums  theils  fest  geordnet  war* 
theils  unter  der  Controle  der  Genieinschaft  stand.  Es  gibt  daher  nur  zwei 
regelmftszige  Formen  des  EigenthumsUbergangs: 

a)  unter  Lebenden  die  gerichtliche  Auflassung  ^ 

b)  nach  dem  Tode  des  Erblassers  die  Erbfolge  der  nächsten  FMiüies- 
glieder. 

Von  der  letztern  wird  unten  im  Erbrecht  gesprochen  werden.  Die 
erstere  ist  hier  zu  behandln. 

2.  Die  Uebertragung  des  Grundeigenthnms  unter  labenden  (die  Gabt 
eines  liegenden  Gutes)  war  von  jeher  unter  den  deutschen  Völkern  nur 
unter  der  Voraussetzung  wirksam,  dasz  sie  durch  einen  öffentlichen  ood 
feierlichen  Akt  vollzogen  wurde.    Ursprünglich   wohl  nur  durch  wirkUcki 


*)  ifmmcktr,  ZciUcbr.  8.  SOS.  'i09>  der  die  obige  Folge  bettreitet .  lisxt  sich  io  tetoer  gaufi 
Abhandlung  lu  sehr  von  oeneren  SchulbegrHfen  leiten  und  ttberfiefai  den  natirlieka 
Qang  der  Dinge  und  die  Bewegung  der  Geschieht«. 
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Cekiigabe  (Vestitara,  Gewcre)  bei  und  auf  dem  Gute  selbst,  in  Gegenwart 

kr  Gmoisen,  später  aber  allenthalben  in  Deutschland  darch  symbolische 

Cekrpbe  m  der  GerichUversammlung ,  in  deren  Bereich  das  Gut  gehörte 

l),  nickt  aber  durch  bloszen  Vertrag ,  noch  durch  blosze  Besitzesübergabe. 

Die fiblicben  Symbole,  deren  man  sich  bediente,  um  die  Absicht  der  Eigen- 

taslbertragung  darzustellen,   waren:   die  Scholle  und   der  Zijoeig  oder 

Ab  als  Symbole  des   Bodens  und   der  Pflanzungen,   welche  von  dem 

Fertoszerer  dem  Erwerber  gereicht  wurden  (daher  auch  die  Ausdrücke: 

tnien  cwn  ramo  et  cespite,  mit  Torf  und  Zweig,  tor facht  eigen J,    die 

Uogabe  oder  das  Zuwerfen  des  Merkstabes  (festuca  notata).  auf  welchem  ^i<^<^',\ 

diekachnende  Hausmarke  eingeschnitten  war,   in  den  Schosz  des  Em-  '^^jj"!'^' 

pfl^gers  (daher  die  Ausdrücke  effestucatioy  scotatio)  u.  dgl.    (2 — 4.)    Die  '^-^-^^  * 

Srnbole  waren  ab^  weniger  wesentlich,  als  dasz  die  Erklärung  vor  Ge- 

rick,  d.  b.  vor  der  versammelten  Volksgemeinde  geschah.    Der  VerAuszerer 

ph  ra  Recht  auf,  und  indem  er  darauf  für  seine  Person  Verzicht  leistete, 

ob  er  dem  Erwerber  das  Recht,  und  versprach  ihm  dafür  Gewähr  zu 

MB.  Das  hiesz  in  der  alten  deutschen  Rechtssprache:  Die  Sole  oder  Saiung; 

kplima  traditio,  daher  terra  saUca ,  SaUand,  Sel^andy  salmannisch  Eigen). 

Nor  wenn  wegen  Abwesenheit  der  Parteien    es  nicht  möglich    war,    die 

Siloag  Tor  dem  beimathlichen  Gerichte  vorzunehmen,  genügte  die  ErklärunQ  • 

Giengen,  die  wo  möglich  aus  demselben  Gau  beigezogen  werden  sollten 

>ad  das  Gericht  repräsentirten.  (1.)  Am  Schlusz  der  Handlung  wirkte  der 

Kchter  Frieden. 

Von  dieser  Saiung  zu  unterscheiden  ist  die  Einweisung  in  den  Besitz 
fa  wrioszerten  Grundstücks,  welche  in  der  ältesten  Rechtssprache  die 
ftwf  (vestituraj  genannt  wurde.  (1.-  Der  neue  Eigenthümer  wurde  in 
^  GnindstOck  herumgeführt,  er  trat  in  das  Haus  ein  u.  s.  f.,  und  blieb 
^M  nach  herkömmlicher  Sitte  drei  Tage  und  drei  Nächte,  oft  die 
&^  und  den  Veräuszerer  als  Hauswirih  bewirthend,   seine  neue  Herr- 

— . — t 

L  Jmsegisi  Capii,  IV.  18:  Si  quis  res  suas  vel  ad  venerabilem  locum  vel  pro- 
W^  SBO  vel  cuilibet  alieri  trader*  {vertellan)  roluerit  et  ei  tempore  intra  iptam 
^«miUtttm  foerit  in  quo  ill«  positc  sunt,  lef^iiimam  iradiiionem  [witieiahiia  sala) 
f«trt  iiudeai  Qaod  si  eodem  tempore,  quo  illas  tradere  yuU  txira  eundem  eomi. 
'^m  foerit  ^  adbibeat  sibi  vel  de  suis  pagensibas  vel  de  aliis  qui  de  eadem  lege 
nvait  qoo  ipse  vivit  iestes  idoncos  [vrcundun  rshiliche)  vel  si  illos  babere  non  po- 
^Ht,  tuDC  de  alliis  quales  ibi  meliores  inveniri  possunt  et  eoram  eis  rerum  suarum 
^f^diäonem  isalunga)  faciat  et  ßdejassores  vestiturae  donet  {burignn  tberi  geweri 
l^ae)  ei  qui  illam  tradiiionem  (sala)  accipit  vesiiiaram  (geweri)  faciat. 

1  Pmike,  Trad.  Corb.  q.  271 :  in  pago  Husugo  secandnm  morem  saionic«  legis 
fii«  terrae  cespiie  ed  oiridi  ramo  arboris, 

3-  Diplom,  a.  1314  {Hraui,  g.  110,  Nr.  22):  vendiderunt,  (radiderunt  et  libere 
ftM|BaTeruot  per  porrectionem  ca/ami  ut  est  nioris,  qu«  more  schottaiionis  secun- 
äoni  coDsnetodinem  civiutis  et  dioecesis  Argenlin.  pro  traditione  habetur. 

4.  JmuLl.  Gaeirerb.  ad  a.  787  bei  Perlt,  I.  43.  b.  c:  Et  illuc  venit  dux  Tassilo 
^  reddit  ei  (Carolo)  ipsam  palriam  cum  bacaio,  in  cujus  capite  simililudo  ho- 
minis erat 

ila  o  tscb  1  i,  deotfches  Privatrecbt  3.  Aufl.  iä 
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Schaft  sichtbar  darzustellea.  In  einzelnen  Gegenden  genügte  die  Auflassung 
nicht,  nm  das  Eigenthum  mit  voller  Wirkung  zu  fibertragen,  sondern  es 
muszte  noch  diese  Einweisung  zur  Bestätigung  hinzukommen.  In  den 
meisten  aber  war  die  erstere  für  sich  allein  völlig  entscheidend,  und  flberall 
wird  das  Hauptgewicht  auf  sie  gelegt  Daraus  erkiftrt  sich  denn  auch,  wie 
der  Ausdruck  vestitura  oder  investitura  in  der  spätem  Rechtssprache  auf 
die  gerichtliche  Auflassung  selbst  bezogen  wurde. 

3.  Die  Salung  oder  die  gerichtliche  Auflassung,  wie  sie  später  ge- 
nannt wurde,  erhielt  sich  durch  das  ganze  Mittelalter  hindurch  (5—8.), 
und  nahm  nur  verschiedene  Formen  an,  theils  nach  den  Landesfibongeo, 
theils  nach  den  verschiedenen  Eigenthumsbeziehungen,  in  welche  die  Son- 
dergüter kamen.    Die  Hauptformen  sind: 

a)  Wenn  ein  Dynast  sein  Eigen  ver§uszerte,  so  hielt  man  es  för  über- 
flüssig, dasz  derselbe  mit  dem  Erwerber  vor  Cin  Reichsgericht  ging. 
Es  genügte  eine  mit  dem  Siegel  des  Veräuszerers ,  der  selbst  die 
hohe  Gerichtsbarkeit  besasz,  bekräftigte  Urkunde.  (9.) 

b)  Bei  den  mittelfreien  Leuten  erhielt  sich  die  alte  Form  der  gericht- 
lichen Auflassung  vor  dem  Landgerichte  am  längsten.  Auch  da  wurden, 
aber  häufiger  als  früher,  gerichtliche  Urkunden  darüber  angestellt 

c)  Analog  war  die  Form  der  Investitur  in  dem  Lehenshofe,  durch 
welche  der  Lehensherr  dem  Vasallen  das  Nutzeigenthum  an  dem 
Lehen  verlieh.  (10.) 

d^  In  den  Städten  verdrängte  der  Roth  allmählich  das  Gericht  in  der 
Befngnisz,  die  Uebertragung  des  Eigenthums  an  Häusern  und  Grand- 
stücken innerhalb  des  städtischen  Weichbildes  oder  Burgfriedeos  ZQ 


5.  Sachsenspiegel  I.  52,  g.  1 :  j4ne  echt  ding  ne  mut  nemao  sin  egen  geven. 

6.  y^erm,  Ssp,  I.  45.  1 :  Keyn  eygen  mag  man  gelassen  ane  geriehie  in  lantrechte 
und  in  wichbilde,  Wert  abir  in  keyserwichbilde  des  ricbes  stete  vor  dem  ralhe  ichl 
gelassen  odder  gegeben  — •  daz  sal  man  beiden.  Doch  so  ist  in  unsen  wichbiidco 
sächsischer  art  nicht,  wenn  alle  uATgelossen  eigen  -—  sollen  gesehen  an  geriehte. 

7.  Stadtrecht  von  Wiener  Neustadt  aus^  dem  Xlfl.  Jahrh.  §.  73:  SUtoimos  in 
civitate  centum  viros  fideliores  de  singalis  vicis  et  pnidentiores,  quorum  noniai 
notentur  specialiter.  Hos  ad  hoc  institaimos,  at  omnis  erotio  vel  venditio,  pigoo- 
ratio,  donatio  prsdionim,  domorum,  vinearam,  donatio  propter  nuptias  I.  e.  »or- 
gengab  vel  aliarnm  quarumcomqae  rerum ,  qao  sstfmaia  faerint  ultra  tria  talenia. 
et  quodlibet  negotium  ardaum  ex  lodis  vel  vadlationibas  contractam  vel  alias  aDoni- 
cumque  coram  düobus  vel  pluribus  illorom  centuro  viroram  celebretor  et  etiam 
peragator. 

8.  Sachsenspiegel  III.  889  g-  ^^  ^^^^  manne  oder  wive  glft,  dat  solen  aie  be- 
sitten  dre  dage. 

9.  Urk.  V.  1268  {Krauts  §.  110.  78):  sab  iesiimonio  scripti  praesenäs  samoi 
arbitrati  —  collatlonem  nostrara  non  minus  iyalidam  debere  existere,  quam  si  so- 
lempniter  facta  esset  fn  jndioio,  quod  vrieihine  vulgarjter  appellator. 

10.  I.  Feud.  25.  pr.  Sciendum  est  Jendum  sine  inv^tiium  nuUo  m^da  eanstitni 
posse,  etiam  sl  domino  jubente  quis  alicujus  rei  nomine  feudi  possessionem  imd' 
ciscatur  et  teneat. 
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controKi^D;  and  in  manchen  Stadien  fieng  man  an,  derlei  Rechte- 
gescbafle  in  den  Rathbüchem  vorzumerken.    (11.) 

e)  Das  vogfbare  Eigen  der  Landschaft  wnrde  Tor  dem  Vogteigericht  auf- 
gelassen. (12.)  Aber  da  dieses  Eigen  in  die  Abhängigkeit  von  dem 
V^ogteiherm  gerathen  war,  so  Snderte  sich  die  Form  der  alten  Anf- 
lassong,  welche  noch  unmittelbar  von  dem  Verfltiszerer  an  den  Er- 
werber geschehen  war,  dahin,  dasz  nun  der  erstere  sein  Recht  in  die 
Band  des  Richters  aufliesz  und  der  leztere  dasselbe  aus  der  Hand 
des  Richters  empfieng.  (13.  14  )  Es  war  das  Nachbildung  des  Verfah- 
rens in  den  Lehenhöfen  und  in  den  grundherrlichen  Gerichten.  Der- 
lei Guter  wurden  dann  wohl  wie  die  grundherrlichen  —  empßngliche 
Güter  genannt,  zum  Unterschiede  von  den  eigentlichen  freien  Gütern; 
und  die  Empfänglichkeit  erschien  gewöhnlich  mit  einer  oft  bedeuten- 
den Abgabe  zu  Gunsten  des  Richters  beschwert. 

f  Das  grundherrliche  Erbe  wurde  in  dem  Gerichte  des  Grundherrn  auf- 
gelassen, in  einer  Form,  welche  das  Bewusztsein  wach  erhielt,  dasz 
alles  Erbe  von  dem  Herrn  komme.  (15.) 

4.  Als  die  gelehrten  Juristen  anfingen,  ihre  Rechtskunde  vorzugsweise 
oder  ausschlieszlich  aus  dem  Corpus  juris  zu  schöpfen,  gerieth  auch  diese 
Lehre  für  längere  Zeit  in  Verwirrung.  Nach  justinianischem  Rechte  nflm- 
Ikh  waren  die  abgestorbenen  altrömischen  Formen  der  mancipatio  und 
io  jure  cessio   auch  für  den  italienischen   Roden   nicht  mehr  nötlug  zur 


11.  Bmmburger  Sudt  ▼.  1X70.  81.  I.  g.  6.  So  we  sfn  Er?e  Terkoirt,  de  schal 
dm  iBderea  dat  mpladen  vor  dem  ßmde  und  up  deme  Husr,  so  wen  id  em  rorgal- 
dea  is»  —  and  scall  id  darinfde  tcrivtn  taten  in  der  Stadt  Erve-Bock  und  weme  so 
Erve  upgflaten  werd»  de  schall  jemmer  Borgen  nemen,  dat  he  gewaret  werde  Jaer 
ood  Dag  and  breke  eni«  wat  in  der  Warsrhup,  det  schall  de  Borge  uprichten. 

IS.  ZusaU  xani  SehwaBenepüegel,  348.  (Wackemagel)  äne  vogtei  dink  mag  nie- 
Bio  sin  eifen  hin  gegeben,  das  es  krafl  möge  han 

13.  Offnuo«  V.  Släfa.  [Biuntschii,  Zürch.  R.  G.  I.  264.}  Aber.schpreehent  sy, 
welcher  ein  guet  köflt  in  dem  boflT  zu  sleff  n,  vogibär  guet,  der  sei  es  empfacAen 
TOB  efoem  rogt  er  sy  Jnnder  alder  vsser  in  Jars  Frist  vmb  dry  Schilling  haller,  tuet 
er  das  nit,  so  mag  ein  vogt  das  guett  ziechen  zu  tinen  harnten  vmb  die  dry  Schilling. 

14.  Weisth.  lu  Hundebrück.  {Grimm,  W.  II.  234.)  Die  scheflfen  erkennen  su 
recht,  dasx  alle  gueter  in  diesem  gericht  empfängUche  gueter  selndt,  wie  sich  die 
rtd  wie  oflt  sich  die  aus  einer  band  in  die  andere  mit  Uuschen  vnd  verkauffen 
reriodern,  sollen  alle  von  schuUbeissen  Tnd  vogt  empfangen  werden ,  die  hoffreithen 
iQff  den  achten  tag.  die  fetdtgueter  in  14  tag. 

15.  Weisth.  zu  Niederprüm.  {Grimm^  W.  II.  K33.)  Item  wan  ein  gut  verkauf! 
wird,  mag  der  kauff'an  orten  und  enden  geschehen,  woe  m^n  will,  aber  wan  man 
dessen  kauffo  eins  ist,  soll  man  vor  den  hoffechnltheitten  vnd  teheffem  erscheinei». 
aldae  kauff  vermt  Iden  vnd  eins  dem  andern  mit  mand  vnd  kalm  vbertragen  vnd  ver- 
dgk  geschehen,  und  da  die  fraw  mH  Ihren  hindern  erschiene  dero  kind  Jedem  ein 
▼en*gpfennigb  gehen,  vnd  der  f^awen  aoch  sonderlich  in  den  bofsen  stecken,  auss 
dieser  vrsachrn,  ob  kanfllgklich  sie  mehr  kinder  gehleren  würde,  dasz  dieselbe  aurk 
also  verziegen  haben. 

12  • 
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C^bertragung  des  Grundeigenthams,  sonda*n  es  genügte  die  Beiü%e$ubergabt 
{traditio)  aus  einem  auf  Eigenthumsübertragung  gerichUtm  RechUgrund 
(jnstQS  titulas).  Die  Romanisten  erkannten  daher  schon  den  als  den  Eigen- 
thümer  an,  der  so  den  Besitz  an  dem  Gute  empfangen  hatte,  ohne  sich 
um  die  hergebrachte  Auflassung  zu  bekümmern.  Aber  hinwieder  konnte 
diese  doch  nicht  — » der  veränderten  Theorie  zu  Liebe  —  aus  dem  Leben 
verschwinden,  denn  es  waren  mancherlei  sehr  reale  Interessen  an  die 
deutsche  Form  geknüpft,  wie  die  Sicherheit  der  Grundsteuer  und  der  Ge- 
meinderechte, die  lehens-  und  die  gutsherrlichen  Rechte.  £s  ist  daher 
das  römische  Recht  keineswegs  so  durchgedrumgen,  wie  es  den  Anschein 
hat,  wenn  man  sich  blosz  aus  den  Schriften  über  gemeines  römisches 
Recht  davon  unterrichtet.  (16.  17.)  Wie  grosz  aber  die  Verwirrung  ge- 
worden ist,  das  zeigen  nicht  allein  die  neueren  Werke  selbst  über  deutsches 
Recht  noch,  sondern  vorzüglich  auch  die  Gesetzgebung  des  preusziichm 
Landrechts.  (18.)  In  diesem  finden  sich  römisches  und  deutsches  Recht 
neben  einander  unversöhnt;  und  gleichsam  ein  doppeltes  Eigen thum: 

a)  eines,  das  schon  durch  die  traditio  ex  justa  causa  erworben  wird, 
aber  gegenüber  Dritten  vor  Eintragung  ins  Uypothekenbuch  in  wich- 
tigen Beziehungen,  namentlich  in  der  Belastung  mit  Hypotheken, 
nicht  als  £igenthum  angesehen  wird,  und 

b)  eines,  das  um  der  Eintragung  in  das  Hypothekenhnch  willen  als 
Eigenthum  in  jenen  Beziehungen  respectirt  wird,  obwohl  das  Gut 
einem  Andern  tradirt  ist. 

Diese  Rechts  Verwirrung  nahm  ihren  Anfang  im  XVI.  Jahrhundert  ond 
erreichte  im  XVllL  Jahrhundert  ihren  Höhepunkt  Dem  XIX.  Jahrhun- 
dert war  es  vorbehalten,  vornehmlich  im  Interesse  des  öiTentlichen  Oedites, 
hier  wieder  ein  reines  System  der  Uebertragung  des  Grundeigenthums  ein- 
zuführen, welches  zwar  in  dem  älteren  deutschen  Rechte  der  gerichtlichen 
Auflassung  wurzelt,  aber  diese  zdtgemttsz  um-  und  ausgebildet  hat 

♦  Eichhorn,  R.  G.  §.  59  a.  und  §.  358  —  Asher^  observationes  quaedtm 
in  docirinam  juris  germanici  de  investitura  allodiorum.  Bonn  1820.  —  Beitrag 
zu  der  Geschiclite  der  deutschen  Symbolik  der  Besitzergreifung  im  ArchiT  für 

16.  Kaiser  Ludwig»  Rechtsb.  {Beumann,  8.  103):  Wer  dem  andern  sein  gni  n 
kanffen  geit,  es  sey  aigen  oder  lehn,  der  sol  des  gewer  sein  vnd  im  e#  verligen  und 
vertreten  mit  dem  rechten,  ob  es  ansprach  würde,  als  des  Jandes  recht  ist  vad  der 
Grafschaft,  darin  es  gelegen  ist,  er  hab  im  es  gehaissen  oder  nicht. 

17.  Sladtr.  v.  Preybnrg  ?.  1520.  IL  9 :  AH  Contract  so  über  ligeade  güer  be 
schehen,  sollen  vor  geriebt  gevertiKt  werden. 

18.  Preutwchee  Landr.  I.  10.  S*^:  I>ie  mittelbare  Erwerbung  des  Eigenthaios 
ehier  Sache  erfordert  auszer  dem  dazu  nöthigeo  Titel  auch  die  wirkliche  Uebergabe. 
g.  6:  Wer  jedoch  über  ein  Grundstück  vor  Gerichte  Verfügungen  treffen  will,  der 
musx  sein  darauf  erlangtes  Eigenthumsrecht  dem  Richter  in  der  Sache  nachwelteD 
und  dasselbe  in  dem  Hjpothekenbuche  vormerken  lassen,  g.  7:  Der  im  Hypotbekea- 
buche  eingetragene  Besitzer  wird  in  allen  mtt  einem  Dritten  über  das  Grundstfick 
geschlossenen  Verhandtungen  als  der  Eigenthumer  desselben  angesehen. 
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Gesch.  u.  Altcrthtunfik.  Weetphalens  VIL  8.  271.  —  Mreeht,  Gewere  8.  63  flf. 
—  Jdt.  Grwm,  Rechtsalterth.  8.  554  ff.  8.  112  ff.  —  Beseler,  Erbyerträge  L 
8.  38  IL  —  ßlmit$€hli,  Züricher  R.  G.  L  8.  88  ff.  263.  ~  Mieheltm,  über  die 
tetiiea  notatft.  Jena  1856.  —  Skm^  Entwarf  des  deutschen  8achenrechts. 
S.  23  ff.  —  AnuM,  sor  Geschichte  des  Eigenihmns  in  den  deutschen  8tftdten. 
Basel  1861.  —  Landau,  das  dalgut  Cassel  1862. 

§.62. 
2.  Gewere  von  Jahr  und  Tag. 

1.  Eine  e^endiche  Enüxung  im  Sinne  der  römisdien  nsucapio,  d.  h. 
eine  Erhebung  des  wfthreod  llngerer  Zeit  fortgesetzten  Besitzes  zn  Eigen- 
tkiaD,  ist  dem  Altern  dentschen  Rechte  nicht  bekannt  Zu  dem  Systeme 
der  gerichtlidien  Auflassung,  welches  auf  die  Oeflentlichkeit  der  Eigen- 
thomsrerbSltnisse  einen  hohen  Werth  legte,  hAtte  eine  Ersitzung,  die  un- 
bemerkt und  gleichsam  insgeheim  vor  sich  geht,  nicht  gepaszt  Aber  darin 
hat  das  deutsche  Recht  doch  wieder  mit  dem  römischen  einige  Aehnlich- 
käi,  dasz  es  dem  ruhigen  Besitz  nach  Jahr  und  Tag  unter  Umstanden 
etDe  auch  das  Recht  stärkende  Kraft  beilegte.  Es  wurde  die  frühere  ein« 
fache  Gewere  nun  zu  einer  rechim  Gewere,  und  wer  diese  hat,  ist  um 
ihreticiUen  gesichert  gegen  alle  dinglichen  Klagen  eines  andern  Berechtigten^ 
wekke  im  Widerspruch  sind  mit  dem  Inhalte  jener  rechten  Gewere,  (1.) 
Dieser  tirundsatz  ist  für  jede  Art  der  Gewere,  Eigen-,  Lehens-,  Zins-  und 
Leibgedingsgewere  u.  s.  f.  anwendbar.  (2.) 

2.  Nicht  jede  Gewere  aber  an  einem  Grundstück,  nicht  schon  der 
bkwze  Besitz,  verwandelt  sich  in  eine  rechte  Gewere.  Es  genügt  selbst 
nicht  der  redlich  erworbene  Besitz  ah  solcher,  sondern  es  musz  die  Ge- 
were nnter  Beachtung  der  nttmüchen  RechCsformen  entstanden  sein,  wdche 
ein  dingliches  Recht  (Eigenthum)  zu  begründen  geeignet  sind: 

a)  unter  Lebenden  durch  geriehtliche  Auflassung  (3.  4.), 

f.  Ssp,  ir.  44.  S*  1'  8Telk  gat  en  man  in  geweren  bevet  Jar  ond  dach  ane 
rechte  wedersprake,  die  hevel  dar  an  ene  rechte  gewere. 

3.  Augtburg,  Stat.  V.  1276  (Freyb.  S.  113J:  Ist  daz  ein  man  ein  gut  hat,  daz 
ein  aigen  ist,  ]Ar  und  tak  ane  rehtc  widerspräche  —  so  sol  er  damit  fürbaz  geruet 
sin.  Ist  aber  ez  Uhen,  hat  er  ez  danne  fürst,  daz  ez  im  geliben  wirt,  jar  und  tak 
ond  sihs  Wochen  und  einen  tak  ane  rehte  widerspräche  in  nutze  und  gewer,  so  sol 
er  ez  fnrbaz  geruklichen  haben.  ~  Ist  al>er  ez  erhehhen  oder  umlehen^  swSr  daz  het 
Jar  und  tak  in  stiller  gewer  ane  rehte  widerspräche,  der  sol  fQrbaz  ein  geruet  man 
damit  sin,  mag  er  ez  bringen  mit  sinen  zwain  vingem  als  rebt  ist. 

3.  Magdeburg,  R.  {Böhme,  I.  22):  Swaz  so  ein  man  gibt  in  gehegiUm  dinge^ 
besitzt  er  domite  Jar  und  tak  ane  imandes  widerspräche  —  des  ist  er  nebir  czu  be- 
haldene  —  dan  iz  im  imand  inpfurin  möge. 

4.  Plait-Gto^ral  de  Lautanne  v.  1368.  g.  136:  Quicunque  possiderit  aliquam 
possessionem  in  civitate  et  vitla  Lausanne  per  duos  annos  continuos  paciflce  nomine 
et  titulo  emptionis  rel  donationis  quod  elapsis  ipsis  duobus  annis  ei  tunc  non  possit 
trabi  in  causam  nee  molestari  ipse  possidens  de  lila  possessione  propter  aliquas  ob« 
ligatioois  antiquiores;  ita  tarnen  quod  hoc  Sit  ntfiorium  et  publicettfr  im  curm  «tcn^ 
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b)  nach  dem  Tode  als  Erbfolge  jn  die  Verlassensrhaft  des  Verstorbenen. 

Immer  aber  ist  hier  realer  Besitz  nnd  Genusx  des  Guts  erforderlich. 

Dadurch  wird  freilich  der  Kreis  der  Anwendung  dieser  Art  von  Ve^ 
jAhrong  verengert,  aber  auch  die  Harmonie  nicht  gestört  mit  der  Obrigen 
fvehre  vom  Eigendiumsfibergang.  Die  Hauptanweiidung  war  die  noch  vor- 
kommende, dasz  der  Richter  an  wirklichem  und  vermeintlichem  erbioim 
Gute,  welches  er  in  Besitz  nahm.,  nach  Jahr  und  Tag  eine  rechte  Gewere 
erwarb,  eine  andere  der  Schutz  des  Erwerbers  gegen  die  Erben  des  Ver- 
äuszerers,  welche  die  Veräuszerung  anfeclitep.  Der  Mangel  einer  solchen 
den  Anfang  des  Besitzes  rechtfertigenden  Form  konnte  nachträglich  nor 
dtirch  gerichtliche  Kundmachungen  gehoben  werden. 

3.  Femer  ist  nöthig  FoHdauer  dieser  Gewere  ohne  Widenpraehe 
binnen  Jahr  und  Tag.  (5.)  Ohne  Widerspräche,  d.  h.  ohne  gerichUiche 
Anfechtung,  durch  welche  die  Ruhe  der  Gewere  gestört  und  die  VerjÄh- 
ruDg  unterbrochen  wird  (anders  als  im  römischen  Recht,  welches  nur  die 
thatslchliche  Besitzesentsetzni^  (usurpatio)  die  Usucapio  abbrechen  liest). 
Binnen  Jahr  und  Tag,  d.  h.  innerhalb  der  Gerichtsfrist  von  ein  Jahr  steh» 
Wochen  und  drei  Tagen  (6.),  wahrend  welcher  der  Berechtigte  in  drei  an- 
gebotenen und  in  drei  gebotenen  Gerichten  Gelegenheit  hatte ,  seine  Rechte 
zu  wahren.   (7,) 

Diese  Frist  virirkt  aber  nicht  objectiv  nach  allen  Bichtungen,  sondern 
relativ  gegentlber  der  Persony  welche  in  der  Lage  war,  die  Klage  aozn* 
stellen.  Konnte  sich  der  Beklagte  auf  seinen  GewAhrsmann  ziehen,  so 
wurde  der  Streit  zwischen  dem  KlAger  und  diesem  Gewährsmann  in 
gleicher  Weise  fortgesetzt  und  entschieden.  In  manchen  FAllen  haben  sich 
einzelne  Personen  schon  früher  verschwiegen  ^  so  die  Erben,  welche  bei  der 
gerichtlichen  Auflassung  zugegen  waren  und  keine  Einsprache  machten. 
Sie  können  auch  nicht  binnen  Jahr  und  Tag  dieselbe  nachholen,  well  ihr 
damaliges  Stillschweigen  als  Zustimmung  aufgefaszt  wird.  In  andern 
Fällen  verschweigen  sich  andere  Personen  erst  nach  längerer  Zeit,  so  die 
Unmündigen  und  die  Abwesenden  (8.),  für  welche   die  Frist  erst  nacl\  er- 

lari  jD  tribns  diebus  cootinais  quibus  leoebitur  curla  secularis,  inter  quos  tres  dies 
Sit  semper  intervallum  octo  dierum,  ei  quod  recipiatur  Uliera  de  dicia  puSltcaito^ 
sub  sigillo  curie  Lausanne  salvo  censu  Domini. 

5.  Oo9f0r  Stat.  S.  27:  Wert  en  eghen  utghesat,  de  dat  binnen  Jare  und  dafhe 
nicht  weder  ne  spricht,  de  ne  mach  dat  »eder  nicht  wederspreken  it  oe  were  of  he 
buien  lande»  hedde  ffhewesen  oder  of  it  iroe  echi  not  beneme  de  he  bewisede. 

6.  Yerm.  Sep.  I.  28.  pr.:  Jar  und  tak  ist  ein  jar  und  sechs  wochin  an«) 
drei  Uge. 

7.  Altes  Lüb.  R.  Cod.  Bach  I.  6:  ^erediUria  bona  licet  homini  litigiosa  facere 
fer  in  legitlmo  placito,  tercia  vice  vel  prevalebit  yel  deficiet. 

8.  Berner  Bandfeste  v.  1218.  Art.  22:  Omnia  bona  in  allodiis  et  de  aliis  rebus, 
que  burgensis  diem  et  annum  in  quieta  habuii  posscssione,  de  hit  non  teneiar  pott- 
modum  alUer  retpontfere,  nisf  is  qui  enm  impedierit,  probare  possit»  se  in  terra  et 
patri«  Doo  (oissei 
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rdditer  Mündigkeit  oder  nach  der  Btetmkehr  zu  laufen    anfingt    Diese 
Unbestiinintheit  besonders  gegenüber  von  Abwesenden  wurde  dann  später    . 
in  mancben  Statuten  durch  eine  längere  aber   von  Anfang  des  Besitzes  an 
laufende  Frist  beseitigt  (9.) 

4«  Die  Hau^wirkung  der  rechten  Geu>ere  ist  Sicherheit  derselben  gegen 
Anfechtung.  (10.)  Wurde  das  Grundstück  binnen  Jahr  und  Tag  von 
einem  andern  angesprochen,  der  auch  eine  Gewere  (Herrschaft)  daran  be- 
hauptete, so  standen  sich  zwei  Behauptungen  entgegen,  und  hatten  sie  beide 
einen  Grund,  so  muszte  bei  sonst  gleichen  Verhältnissen  die  äUere  Gewere 
der  jungem  vorgehen.  (11.)  Hatte  aber  einmal  der  jetzige  Inhaber  der 
Grundstücke  eine  rechte  Gewere  daran  erlangt,  so  konnte  diese  nicht  mehr  ' 
gebrochen  werden  durch  die  verschwiegene  ältere  Gewere  und  er  hatte 
nicht  mehr  nöthig,  seinen  Gewähren  herbei  zu  rufen.  Der  Sieg  der 
jungem  Gewere  war  entschieden,  wenn  sie  zur  rechten  Gewere  geworden, 
und  die  rechte  Gewere  machte  alle  Gewährsmänner  entbehrlich.  Der 
TheiDiaber  der  rechten  Gewere  kann  das  entsprechende  Recht  (Kigenthum, 
Lehensrecht  u.  s.  f.)  durch  seinen  alleinigen  Eid  erhärten.  (12*) 

*  ünierholzntr ,  Verjährungslehre  I.  S.  67.  —  Albrecht,  Gewere  S:  99.  — 
Stobbe,  Art.  Gewere  in  der  Encyklop.  von  Ersch.  §.  35  ff.  —  üeber  unvor- 
denklichen Besitz,  welcher  in  dem  deutschen  Recht  ebenfalls  bekannt 
und  eigen tbümlich  aufgefaszt  ist,  vgl.  Pfeiffer,  altgerm.  Ursprung  der 
Lehre  vom  unvordenklichen  Besitz,  Zcitschr.  f.  D.  R.  'VIII.  1.  —  SchilHng^ 
die  Lehre  voa  der  unvordenklichen  Zeit  nach  rein  römischem  Recht,  ihrer 
spätem  Ausbildung  und  gegenwärtigen  Gestalt.  München  1835.  —  Buehka, 
der  unvordenkliche  Besitz  des  gem.  D.  Civilrechts.  Heidelberg  1841. 

S.  63. 

n.   Neueres  Recht. 
1.    Feriigung  im  Grundbuch. 

1.  Das  neuere  Recht,  man  darf  wohl  sagen,  in  ganz  Europa,  hat 
einen  entschiedenen  Zug,  die  Sicherheit  des  Eigenthums  von  neuem  durch 
eine  öffeniHche  Controle  zu  befestigen.    In  einem  sehr  groszen  Theile  von 

9.  Kaiser  Lndwigt  Recbtsb.  {Beumann,  S.  105) :  Wir  wellen  auch  wer  aygen 
verkanfl  in  dem  lande  der  sol  nicbi  lenger  gewerschafl  tun  wann  Jar  vnd  tag  für 
erben  in  dem  lande,  für  erben  ausxcr  iande  zway  Jar. 

10.  SUdtr.  ▼.  IngoUiadt  {Htumuma^  8.  151):  Wer  inner  Jars  frisl  umb  aigen 
Wirt  angesprochn  der  sol  sich  auf  seinen  gewern  haben.  —  Wer  umb  aygen  wirt 
angesprochen ,  des  er  Jar  und  tag  pey  noti  und  pey  gewer  ist  gesezien  als  recht  Is, 
und  das  bereden  mag .  der  sol  fürbas  sein  aign  od  all  ansprach  bahn. 

11.  Kaiser  Ludungt  Recbtsb.  {Heuaumu,  8.  103):  Wer  angesprochen  wirt  umb 
aygen  des  er  nicht  gesessen  ist  ain  Jar  und  mer  pey  noti  und  pey  gewer,  der  mag 
•icii  des  wol  verantwnrten  mii  Meinem  ^m wem ^  ob  er  in  gehabn  mag  mM'haniuettm 
mit  hriefen  mit  erbeschafi  vnd  Ait  gewer,  der  im  es  geben  hat,  die  soll  im  bilf- 
Uch  sin. 

12.  Sache,  Lehnr,  13  g-  1^  "  o^  di<^  uian  die  rechten  gewere  daran  getögen 
nach  mit  seren  mannen,  des  lepes  gewere  sterct  he  a|  ene  uppen  hilgen  und  behalt 
datgit  aoe  gelöch. 
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DeutscMand  hat  daher  die  Gesetzgebung  die  römischen  Erwerbsformen  des 
Eigenthums  wieder  für  unwirksam  erklärt  (1.),  und  von  neuem  an  das 
filtere  deutsche  Princip  anknöpfend  das  System  der  öffentlichen  Fertigung 
des  Grundeigenthums  mit  Hülfe  der  Grund-  und  Hypothekenbflcher  and 
jetzt  noch  mit  mehr  Consequenz  ein-  und  durchgeführt.  (2 — 4.)  Es  darf 
dieselbe  heute  schon  als  die  moderne  Form  der  Eigenlkumsübertragung  für 
Grundstücke  erklärt  werden.  Mit  der  alten  Form  der  gerichtlictien  Auf- 
lassung ist  sie  darin  verwandt,  dass  sie  wie  jene  insofern  öffentlich  ist,  als 
sie  die  Mitwissenschaft  der  Gemeinschaft  (beziehungsweise  des  Staats"^  vor- 
aussetzt, somit  alle  heimliche  oder  nur  den  BetheHigten  bekannte  Eigen- 
thumsübertragung  ausschlieszt,  ferner  darin,  dasz  der  Eigenthumsübergang 
nicht  von  dem  bloszen  Vertrage  noch  von  der  Besitzesübergabe  abhangt, 
sondern  von  einer  öffentlichen  Fonn  bedingt  ist,  endlich  dasz  dabei  eine 
gewisse  Prüfung  des^FaUes  und  eine  Controle  der  Befugnisse  zur  Eigen- 
thumsübertragung  geübt  wird. 

Sie  unterscheidet  sich  aber  von  der  altern  Auflassung  dadurch,  dasz 
jene  eine  mündliche  Form  war,  diese  eine  schriftliche  ist,  dasz  vormals  die 
Sicherheit  auf  der  Erinnerung  des  Gerichts  und  dem  Zeugnisz  der  Gerichts- 
genossen beruhte,  jetzt  auf  die  Einrichtung  des  Grundbuchs  basirt  ist,  dasz 
die  Auflassung  nothwendig  vor  dem  Gerichte  geschehen  muszte,  die  Fer- 
tigung möglicherweise  auch  andern  Behörden  oder  Vertrauensmännern  (z.  ß. 
den  Gemeinderälhen,  oder  den  jNotarenJ  aufgetragen  sein  kann. 

2.  Das  Princip  des  neueren  Rechtes  ist:  Grundeigenthum  kann  unter 
Lebenden  nur  durch  Fertigung  im  Grundbuch  übertragen  werden. 

In  altern  Rechtsquellen  ist  dasselbe  oft  noch  in  der  übertriebenen  Fas- 
sung ausgesprochen  worden:  Käufe  von  übenden  Gütern  bedürfen  zu  ihrer 
Gültigkeit  der  Einschreibung  in  das  Getichtsbuch.  (§.61  B.  17.  §.  63,  B.  1- 
Uebertrieben  ist  dieselbe,  weil  kein  innerer  Grund  vorhanden  ist,  die  obli- 
gatorische Wirksamkeit  des  Kaufvertrags  von  der  Fertigung  abhängig  zu 
machen,  die  erst  für  die  dingliche  Folge  des  Kaufvertrags»  die  Eigenthums- 


1.  /ya/t.  L.  R.  163.  Tb.  II.  Tit.  7.  Dasz  binfuro  alle  Verkäiiff  —  unbeirof- 
lichcr  Güier  anders  nicht  —  gültig  sein  soUen,  sie  seien  dann  vor  Jedes  Orts  GeHdH 
ten  insiouirt  und  eingeschrieben  auch  die  JLaofbrier  daräl)er  zu  fertigen  und  zu  sie- 
geln gebeten  worden. 

St.  Oesierreich,  Ges.  £•  ^31.  Zur  Uebertragung  des  Eigenthums  unbewegücher 
Sachen  nnusz  das  Erwerbungsgeschäft  in  die  dazu  bestimmten  öffefltlich'-n  Bücher 
elogetragen  werden.    Diese  Eintragung  nennt  man  Einverleibung  (lotabalation.) 

3.  Entw.  für  das  Grosxherz.  UewetL  §.  57.  Die  Uebertragung  des  Eigeiiibsins 
an  unbeweglichen  Sachen  ist  vollzogen»  sobald  der  Erwerbtitel,  welchem  von  de« 
Richter  der  belegenen  Sache  die  Bescheinigung,  dasz  dem  Eintrage  nichts  im  Wcf* 
stehe,  beigefügt  worden,  von  der  zuständigen  Behörde  in  das  dazu  b'^stirorote  dtf^ot^ 
liebe  Buch  eingetragen  worden  ist. 

4.  Zäricher  Gesetzb.  §.  532.  Das  Eigentbum  an  Liegenschaften  gebt  Aber: 
1]  unter  Lebendep  durch  It^nzleiische  Fertigung»  %)  durch  Erbfol^  TOB  TadesvrfeOi 
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flbertragnng  zum  BedOrfnisz  wird.  Aus  dem  vorher  schon  gültigen  Rauf- 
Tertrage  wird  eben  der  Verkaufer  verbunden^  dem  Kaufer  das  Grundelgen- 
tbom  xufertigen  zu  lassen,     (§.  61  B.  16.) 

3.  Das  Grundbuch  bezieht  sich  aof  alle  Güter  eines  bestimmten  Be- 
zirks, und  die  Fertigung  kann  daher  mit  Wirkung  nur  in  dem  Grundbuch 
äer  gelegenen  Sache  vollzogen  werden.  Das  Grundbuch  und  die  beglaubig- 
ten auf  dasselbe  begründeten  Urkunden  haben  offentliehen  Glauben.  Die 
Emiehl  in  diese  Bücher  ist  jedem  gestattet,  der  ein  rechtliches  Interesse 
dlran  bat. 

Im  Einzelnen  sind  die  Beamtungen,  welchen  die  Führung  des  Grund- 
bochs  und  welchen  die  Aufsicht  darüber  aufgetragen  ist,  in  den  verschie- 
denen Landern  verschi^en  orgam'sirt  und  ebenso  die  Einrichtung  des 
(ifundbachs  selbst  verschieden  bestimmt.  Die  blo$x  chronologische  Ord- 
nung, nach  welcher  jedes  Geschäft  —  gleichviel  auf  welches  Grundstück 
es  sieh  beziehe  —  nach  dem  Datum  seiner  Anmeldung  eingetragen  wird, 
ist  för  das  eigentliche  Grundbuch  (Hauptbuch)  unpassend ,  wenn  auch  für 
de  fOfbereitende  Tagebuch  unentbehrlich.  Eine  Anordnung  ferner,  welche 
jedem  einzelnen  Grundstücke  (jedem  Acker,  jeder  Wiese  u.  s.  f.)  ein  Blatt 
des  Hauptbuches  zuweist,  würde,  was  für  den  Eigenthumsverkehr  zusammen- 
gehört, zersplittern,  die  Schreiberei  Obermaszig  vermehren,  und  die  Klar- 
heit des  Ueberblicks  zerstören.  Wird  aber  jedem  Grundbesitzer  ein  Folium 
för  all  seinen  Besitz  eröffnet,  so  wird  der  Persönlichkeit  zu  groszer  Ein* 
flos?  eingeräumt.  Die  der  Natur  der  Sache  entsprechende  und  alle  Ver- 
hütnisse  zugleich  berücksichtigende  Einrichtung  ist  die.  dasz  jeder  im  Au^ 
genblick  der  Anlegung  de$  Buches  einer  Person  angehörige  GütercompUx 
(ein  Gut,  eine  Realität,  Oekonomie)  als  ein  Ganzes  betrachtet  wird  und  in 
dem  Hauptbuche  ein  eigenes  Blatt  erhalt  (5.),  auf  welches  dann  nach  chro- 
nologischer Ordnung  alle  darauf  bezüglichen  der  Fertigung  t>edürftigen 
Rechtsgeschäfte  eingetragen  werden.  Hat  eine  Person  mehrere  Gütercom- 
plexe,  so  sind  dafür  auch  mehrere  Blatter  bestimmt.  Wird  ein  Gütercom- 
plex  zu  neuen  besondern  Oekonomien  vertheilt,  so  wird  das  frühere  Blatt 
abgeschlossen  und  neue  Blatter  für  diese  eröffnet  So  wird  in  jedem  Augen- 
blick sowohl  für  den  ganzen  Zustand  des  Grundeigenthums  eines  lindes 
ab  für  die  Reehtsverhaltnisi»e  eines  einzelnen  Gutes  ein  vollständiger  und 
klarer  Ueberblick  gewonnen. 

4.  Der  Fertigung  geht  eine  Vorprüfung  des  Fertiguugsbeamten,  be- 
ziehungsweise des  Gerichts,  darüber  vorher: 

5.  Entw.  einer  Grutulbachs-Ordnang  für  Oetierreich,  §.  7.  Das  Hauptbuch 
BlHIt  die  tur  VerbücherUDg  getlgneleD,  einzelnen  oder  moralitchen  /'ertönen,  dem 
Lindfsrörsten,  oder  dem  Staate  gehörigen  Realitäten  mit  ihren  Bettandtheilen,  die 
ffamen  der  ßigenthütner  mil  ihren  Er  wer  betiteln,  und  die  auf  den  Realitäten  haften- 
den Latten  unter  Berufung  auf  das  Urkundenbuch  im  Zutammenhange  dar  und  ist 
iw  Erwerbung  und  Aufhebung  aller  auf  unbewegliche  Sachen  sich  beziehenden  ding- 
lieben  Rechte  bestimm^ 
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a   ob  der  VerSaszerer  Eigenthümer  sei  (6.), 

b)  ob  er  handlungsfähig  und  zur  Veräusxerung  befugt  sei. 

Dieser  Ausweis  kann  durch  vormundschaftUehe  Stellvertretung  oder 
gerichtliche  Zu9pruch$erklärung ,  z.  B.  bei  Zwangsversteigerung  oder  im 
Concurse,  ersetzt  werden.  Behinderungen  aus  dinglichen  Gründen,  z.  B. 
wegen  Fideicommiszqualitdt;  Erbgutsqualität  u.  dgl.  hat  indessen  der  Führer 
des  Grundbuchs  nur  dann  zu  berOcksichtigen,  wenn  dieselben  aus  der 
früheren  Vormerkung  in  dem  Grundbuch  zu  ersehen  sind. 

Ist  der  im  Grundbuch  genannte  Eigenthümer  noch  am  Leben,  so 
musz  er  in  der  Regel  persönlich  mitwirken,  nnd  es  genügt  nicht  der  bk)$ze 
urkundliche  Nachweis,  dasz  er  sein  Recht  auf  einen  andern  zu  übertragen 
versprochen  habe,  oder  sonst  dazu  verpflichtet  gewesen  sei.  Der  Mangel 
der  persönlichen  Erklärung  kann  indessen  durch  das  Gericht  unter  um- 
ständen ergänzt  werden.  Ist  der  eingetragene  Eigenthümer  gestorben,  so 
haben  ebenso  die  Erben  desselben  mitzuwirken. 

5.  Es  ist  einleuchtend,  dasz  zu  diesem  Systeme  die  römisch*rechtliche 
Ersitzung^  welche  auch  in  Deutschland  eingeführt  worden,  nicht  paszt 
Der  eingeschriebene  Eigenthümer  und  seine  Erben  werden  fortwährend 
als  Eigenthümer  betrachtet,  so  lange  nicht  in  dem  Grundbuche  eine  Oebe^ 
tragung  des  Gutes  auf  einen  neuen  Eigenthümer  vorgemerkt  worden  ist. 
Nur  in  dem  Falle ,  wenn  etwa  die  Fertigung  irrthümlich  durch  einen 
Nichteigenthümer  (z.  B.  einen  von  mehreren  Erben)  veranlaszt  worden  ist, 
kaim  der  in  dem  Grundbuch  eingeschriebene  Erwerber  unbedenklich  den 
Mangel  durch  Ersitzung  heb^^  und  es  hat  gute  Gründe  für  sich,  wenn 
für  diesen  Fall  neuere  Gesetzgebungen  sogar  die  Osucapionsfrist  abkürxeo. 
Der  nicht  eingetragene  Besitzer  aber  in  gutem  Glauben  in  Folge  eines 
Rechtstitels  kann  bei  consequenter  Durchführung  des  Princips  nur  einei 
Ertoerbtitel  für  die  Eigenthumszufertigung ,  nicht  das  Eigenthmn  selbst 
durch  Ersitzung  erlangen.  {§.  61  B.  4.) 

Die  Ersitzung  in  diesem  Sinne  ist  eine  Fortbildung  theils  des  römi* 
sehen ,  theils  des  älteren  deutschen  Rechtes.  (7.  8.)    Die  römischen  Erfor- 

6.  Oesierr.  Gesetzt,  g*  432 :  Vor  allem  ist  zur  Eiliverleibang  in  das  Offipotlieli« 
Buch  DotbweDdig,  dasz  derjenige,  von  dem  das  Eigenthum  aaf  einen  Andero  öber- 
gehen  soll,  selbst  schon  als  Eigenthümer  einrerleibt  sei. 

7.  Oesterr,  Gesetzt.  §.  1467:  Von  unbeweglichen  Sachen  ersitzt  derjenige,  wf 
dessen  Namen  sie  den  öffentlichen  Büchern  einverleibt  sind ,  das  volle  Recht  gegen 
allen  Widerspruch  ebenfalls  durch  Verlauf  von  drei  Jahren ;  die  GrSnzen  der  Er- 
sitzung werden  nach  dem  Masze  des  eingetragenen  Besitzes  beartheilt.  $.  1470: 
Wo  noch  keine  ordentlichen  öffentlichen  Bficher  bestehen  oder  ein  solehes  Kecbt 
denselben  nicht  einverleibt  ist,  kann  es  der  redliche  Inhaber  erst  nach  dreisiig  i<hrei 
ersitzen. 

8.  Züricher  Gesetzb.  g-  SU:  Ist  die  ErSitzung  vollenifet.  so  ist  der  Besitzer  io 
Folge  derselben  berechtigt,  von  dem  Bezirksgerichte  die  Erlaubnisz  sur  EintragaDg 
in  das  Grundprotokoll  und  damit  nunmehr  voltgällige  kanzleilsche  Zufertigaig  ^ 
Eigentliums  zu  begehren. 
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demisse  der*  bona  ßde$  und  des  ju$iu$  titulus  finden  ferner.  Anwendung« 
imd  es  tritt  nur  hinzu  die  deufsch-rechüiche  Rücksicht  auf  die  von  Anfang 
an  geschehene  Ferti|;ung,  ,und  wenn  diese  unterlassen  worden,  auf  Nach- 
bolung  der  Fertigung  am  Schlusz.  Ebenso  hat  sich  aus  dem  deutschen 
Recht  der  Satz  erhalten,  dasz  schon  die  Amlellung  einer  Eigenthumsklage^ 
nicht  nur  die  thatsdchliche  Entsetzung,  die  Ersitzung  unterbricht;  zuweilen 
kommen  auch  in  den  Fristbestimmuiigen  noch  Erinnerungen  vor  an  das 
altere  deutsche  Recht  (Vgl.  Gengier  Pr.  R.  §.  55.) 

6.  Das  Eigenthum  geht  erst  durch  die  Fertigung  in  dem  Grundbuch 
auf  den  Erwerber  über.  Als  solche  gilt  nur  die  Eintragung  in  das  Haupte 
buch,  nicht  schon  die  Vormerkung  des  Einlaufs  in  dem  Tagebuch.  (9.  10.) 
Die  Fertigung  in  dem  ersteren  wird  aber,  wenn  das  Geschäft  zur  Ein- 
tragung reif  war,  gewöhnlich  durch  das  Datum  in  dem  letztem  bestimmt 
und  dann  auch  die  Eigenthumsübertragung  von  diesem  Tage  an  datirt 
hi$  dahin  ist  noch  immer  der  Yeräiuzerer  Eigenlhümer  geblieben,  auch 
wenn  er  schon  den  Kaufpreis  erhalten  und  den  Besitz  an  den  Käufer 
übertragen  hat. 

7.  Was  hat  dieser  Käufer  eines  Grundstücks  für  ein  Recht  daran 
ror  der  Fertigung?  Eigenthum  nicht ,  auch  nicht  ein  in  bonii,  noch  ein 
Natzeigenthum.  Besitz  wohl  und  sogar  Usucapiontbe$itz  in  so  weit  noch 
neuere  Rechte  eine  Ersitzung  zulassen.  (Nr.  5.)  In  Folge  dessen  müssen 
ihm  denn  nicht  blosz  die  Rechtsmittel  gegen  Besitzstörung,  sondern  auch 
eine  dingliche  Klage  zum  Schutz  seiner  zu  Eigenthum  erwachsenden  Herr- 
schaft zugestanden  werden  (die  actio  Publiciana).  Aber  es  kann  diese 
Klage  nur  gegen  dritte  Personen  helfen,  welche  nicht  ein  grundbuchlich 
gefertigtes  dingliches  Recht  an  dem  Grundstück  haben,  denn  diese  Rechte 
gehen  dem  seinigen  auch  dann  vor,  wenn  sie  später  entstanden  sind,  als 
dieses.  Wenn  daher  der  Eigenthümer  A  sein  Grundstück  zuersi  an  R  ver- 
kauft und  später  an  C,  aber  dem  C   nur  grundbüchlich  fertigen  läszt,  so 


9.  Eotwurf  einer  Grundbochsordnang  für  Oe»i*rreieh,  g.  125:  Damit  sowohl 
die  Parteien  bei  EinttchUiahine  der  öffentlichen  Bucher  als  die  Grandbuchsankter 
selbst  bei  Erthtilung  mündlicher  Auskünfte  und  schriftlicher  Eiiracte  auch  von  den 
In  Jüngster  Zeit  elngi-koromenen  aher  noch  nicht  erledigten  Grundbuchseingaben  auf 
eine  leichte  Art  und  zu  jeder  Zeit  zur  verlfiszlichen  Kenntnisz  gelangen  können,  wird 
TOD  nun  an  bei  dem  Grundbuchsarote  selbst  ein  Tagebuch  über  alle  in  Grundbuchs- 
sacben  vorkommenden  Geschäftsstucke  nach  der  Zeitordnung  ihrer  Ueberreichung 
oder  ihres  Kintragens  ^  geführt  und  zu  Jedermanns  Einsicht  offen  gehalten. 

10-  Züricher  Ges.  §.  536:  Die  Eintragung  in  das  Grundprotokoll  ist  in  der 
Regel  nach  dem  Tage  zu  datiren,  an  welchem  das  Rechtsgeschäft  als  ein  fertiges 
dem  Laodschreiber  zur  KenuUiisz  gebracht  und  von  demselben  in  das  Journal  aufge- 
nommen worden  ist.  Wenn  der  Veriuszerer  in  der  Zwischenzeit  zwischen  der  Auf- 
nahme des  Rechtsgeschäftes  ins  Journal  und  der  wirklichen  Eintragung  in  das 
Gramtbaeh  in  Concors  gerSth  und  der  Mangel  der  Eintragung  lediglich  in  der  Z5- 
gemng  des  Landschr^bers  seinen  Grund  hat,  so  soll  d|e  dirtragung  nachtriglich 
tolliogen  werden.  (Vgl.  Seof^ri,  Archiv  VI,  i4ö.> 
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ist  der  C  berechtigt,  das  Grandstück,  das  im  Besitze  des  B  ist,  zu  Tindi- 
ciren.  (11.)  Ebenso  ist  B  genöthigt,  auch  ein  Pfandrecht  anzuerkennen« 
das  D  von  A  durch  Fertigung  im  Grundbuch  auf  das  Grundstock  erlangt 
hat,  und  kann  nur  von  A  Schadenersatz  fordern.  Der  titulirte  redliche 
Besitzer  kann  sogar  gegen  den  Veräuszerer  A  selbst  mit  Erfolg  die  ding- 
liche Klage  anstellen ,  weil  der  formal  begründeten  exceptio  dominü  des  A 
die  replica  doli  im  Wege  steht  und  wohl  aus  gleichem  Grunde  auch  gegen 
den  unredlichen  Nachfolger  desselben  *). 

8.  Einzelne  Particularrechte  steigern  die  Wirkung  der  Fertigung  im 
Grundbuch  zur  absoluten,  so  dasz  die  irrthümlich  geschehene  Zufertignng 
von  Seite  eines  NichteigenthQm^rs  oder  eines  zur  Veräuszerung  nicht  b^ 
fugten  EigenthOmers  dennoch  Eigenthum  wirkt.  Das  ist  aber  eine  Deber- 
treibung  des  wahren  Grundgedankens  der  Fertigung,  welche  nur  dann  za 
rechtfertigen  ist,  wenn  eine  mit  Androhung  <les  Verlustes  geschehene 
gerichtliche  Aufforderung  (Edictalladung)  an  die  Berechtigten  vorher  ge- 
gangen ist. 

*  Bluntschli,  Züricher  Rechtsgesch.  IL  S.  93  ff.  —  Besekr,  in  der  Zeitschr. 
für  deutsch.  R.  S.  105  ff.  —  Renaud,  deutsches  Privatr.  L  J.  259.  -  Mörm^ 
das  unbewegliche  Eigenthum  nach  preusz.  Recht.  1843.  —  Lecnhardty  zur 
Lehre  von  den  Rechlsverhältnissen  am  Grundeigenthum.  1843.  —  D.  F.  AfifitMj 
Entwurf  einer  allgemeinen  Grundbuch-Ordnung  ilir  Gestenreich.  Wien  1649.— 
Wartüi&nig,  das  neue  System  der  Einschreibung  und  Umschreibung  desOrasd- 
eigenthums  und  der  dinglichen  Rechte,  insbesondere  des  Pfandrechts  in 
Frankreich  und  Belgien,  in  der  2Seitschriffc  fdr  deutsches  Recht  XIX.  S  218. 
—  Scheuermann,  über  die  Erwerbung  des  Qrundeigenthums  und  deren  Ein- 
tragung in  die  öffentlichen  Bücher  nach  französischem  und  badischem  Recht 
Heidelberg  1857. 

S-64. 
2.    Andere  Erwerb-  und  Verl ii starten. 

1.  Der  urepriingiiche  Erwerb  durch  Aneignung  herrenloser  Grund- 
stücke wird  heutiutage  in  Deutschland  selten  vorkommen,  da  schon  längst 
der   gesammte   vorhandene  Boden    von   der   sahireichen  Bevölkerung  io 

'II.  Entw.  des  Gesetzb.  f.  d.  Groszh.  ffetten.  g.  64:  Hat  ein  Eigenthunier  die 
nümliche  Sache  an  rerschiedene  Personen  nach  einander  verluszert,  so  erhilt  die- 
jenige, ohne  Rücksicht  aur  das  Altpr  ihres  Erwerblilels,  das  Eigenthum,  welche  — 
die  Eintragung  ihres  Titels  über  die  Erwerbung  der  unbeweglichen  Sache  im  OfTeot- 
lichen  Buche  güllig  für  sich  erwirkt  hat. 


*)  (Anm.)  \  gl.  Amdft  ftriu  Debertchau  V.  8  91  IT.  Ich  möchte  aber  dlctet  BetUsrecbt  doch 
Dic;|il  Smtmrmieiftntkum  neooen  im  Gegen-atz  zu  dem  graodbOchlich  legHimirleD  und  daber 
hüTferticken  Kifemtkmm,  weil  Jene  Bezeichnung  den  Grundgedank^o  des  Einen  EigeollieBt 
spaltet  üod  die  Notbweodigkeit  der  Ferligong  abscbwicbt.  Dem  redlichen  Be«hzer  wird 
geholfen*  nicht  weil  er  Eigenthum  bat,  sondern  weil  er  einen  recbtmaszigeo  Aa- 
sprucb  auf  Eigentbumserwerb  hat,  weil  die  AmUft  zum  Eigenthum,  wenn  auch  nicht  4it 
Wn klickkeil  des  Eigenthums  bei  ihm  ist,  und  nicht  gegen  die  EigentbOmrr,  sooden 
nuf  gegen  den,  der  sich  in  d^l^ttr  Weise  ihm  gegenüber  aut  sein  Eigenthum  beruft. 
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ResU  genommen  worden  und  in  den  Eigmthiimtverkehr  Qbergegangen  ist. 
Die  Urbarmachung  aber  von  onfertheilUm  Boden,  welche  in  alter  Zeit 
wobi  auch  als  BegrQndung  neuen  Sondereigenthums  vorgekorooien  ist  (capiura, 
Bnffmg),  wird  nunmehr  dem  Bebauer  für  sich  allein  nicht  mehr  Eigenthum 
Yerscbaflen,  sondern  nur  in  Verbindung  mit  der  Uebertragong  von  Seite 
der  Gemeinde  oder  des  Staates,  denen  nun  auch  an  dem  unvertheilten 
Hoden  Eigenthum  zugeschneben  wird,  d.  h.  wieder  im  Sinne  des  neueren 
Rechtes  durch  Fertigung  im  Grundbuch. 

2.  Wenn  der  GrundeigenUiOmer  auf  sein  Gut   Yerzichi  leistet,  ohne 
dasselbe  an  einen  andern  zu  übertragen  f Derelictionj ,  so  widerspricht  es 
der  deutschen    Rechtsansicht,   dasselbe  nun  als  herrenlose  Sache  zu  be* 
trachten   und   beliebiger  Aneignung    bloszzustellen.     Vielmehr   ttuszert  in 
solchem  Falle  der  Familienzusammenhang  seine  Kraft,   und  das  verlassene 
Gut  fiillt  von  Rechtes  wegen  den  nächiten  Erben  auheim.   (1.)  Nur    wenn 
äoees  nicht  wollen,  oder  wenn  keine  Erben  vorhanden,  wird  das   Gut 
kmifioi.    Werden  aber  auch   solche   herrenlose  Grundstücke  ebenso  wie 
herrenlose  Fahrnisz  der  freien  Zu-  und  Aneignt^ng  (Occupatio)  unterliegen? 
Bis  römische  Recht  bejaht,   die   neueren  Gesetzgebungen  verneinen   die 
Frage  und  nehmen  den  herrenlosen  Boden  innerhalb  des  bereits  besetzten 
Landes  für   den  Siaat  in  Anspruch ,   das   heiszt  eben  für  die  gröszte  und 
mftchtigstQ  Gemeinschaft.    (2 — 4.)    Die  letztere  Aufliassung  hat  einen  histo- 
rischen Grund  in  der  mittelalterlichen  Verbindung  und  Mischung  ölTentlicher 
Gebietshoheit    und   privatrechtlicher  Herrschaft  an  dem  Boden  des  Landes, 
welche  beide  den  Landesherren  zugeschrieben  wurden ,  wenn   nicht  andere 
Eigenthümer    bekannt    waren.    Unsere    Zeit    unterscheidet    zwar    schärfer 
zwischen  öfTentlichem  und  Privatrecht.    Aber  es  erscheint  ihr  doch  natür- 
lich, dasz  der  Staat,   welchem    die  Gebietshoheit  zukommt,  ein   näheres 
und  besseres    Recht  an   dem  Roden    habe,    der   in  keines  andern  Privat- 
eigenthum  ist,  als  ein  beliebiges  Individuum,  welches  zuzugreifen  und  da- 
durch Eigenthum  zu  erwerben  sich  anschickt. 


1.  Smchtentpiegtl  I.  A2  $.1:  jine  erven  gtlof  onöc  ane  echt  ding  ne  mul  nie- 
man  sin  egen  notb  sine  lüde  gevcn.  —  Gin  he*t  weder  rechte  sunder  erfen  gelof, 
die  erve  unterwinde's  sik  mit  ordelen  «U  of  he  dol  si  Jene  de*l  dar  gaf,  so  he*s  nicht 
genn  ne  mochte. 

S.  Oetierr,  Geselib.  g*  382:  Freistehende  Sachen  können  von  aUen  Mitgliedern 
des  Staates  durch  die  Zueignung  erworben  werden,  insofern  diese  lierugni>z  nicht 
dorch  politische  Gesetze  eingeschränkt  ist  oder  einigen  Mitgliedern  das  Vorrecht  der 
Zueignung  zusteht. 

3.  PrewL$u»eh»9  Landr.  II.  16.  %,  8:  Grundslücke»  welche  noch  niemandes 
Eigmihuin  gewesen,  kann  der  Staat  Tür  sich  selb!»t  in  Besitz  i.ehmeü  oder  auch 
an  Andere  sowohl  zum  Eigenlham  als  zur  Nutzung  überlassen.  $.12:  Wenn  der 
Eigenthümer  sein  Grundstück  verlassen  und  dabei  seinen  Willen,  sich  desselben  be- 
geben zu  wollen  —  geäuszert  hat,  so  gUt  von  einem  solchen  Grundslücke  eben  das» 
was  von  ursprünglich  herrenlosen  Gütern  verorduet  ist. 

4.  Cod»  cmii.  g.  713 :  Les  biena  qui  n*ont  pas  de  maltre  apparliennent  k  r£ut. 
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3.  Neuer  Boden  wird  vorzüglich  durch  üferanlagen  und  Uferbaulen 
öfTentlichen  (jewässern  abgewonnen,  nnd  so  tum  Gegenstand  des  Privat- 
eigenthnms  gemacht.  Dieses  wird  durch  die  volizogene  Anlage  oder  BanU 
unter  der  Voraussetzung  dem  Unternehmer  erworben,  dasz  dieselbe  recht- 
mäszig,  in  der  Regel  also  mit  Genehmigung  des  Staates  gemacht  worden 
ist,  dem  die  Hoheit  Ober  die  Gewässer  zusteht 

4.  Die  Anspülung  erweitert  das  bestehende  Grund^igenthum ,  die  Ab- 
Spülung  vermindert  dasselbe.  Verwandt  ist  die  Ansicht  des  deutschen 
Rechts,  dasz  das  trocken  gelegte  Flwzbett  dem  beiderseitigen  Grundeigenikum 
zuwachse  und  dasz  eine  Jnsef^  die  im  Flusse  entstehe,  ebenso  den  Vfer 
eigenthümem  angehöre,  und  zwar  so,  dasz  die  Mitte  des  Fluszbettes  aueh 
das  Eigenthum  der  diesseitigen  DfereigenthQmer  an  der  Insel  von  dem  der 
jenseitigen  trenne.  (5.) 

Auch  hier  begegnen  wir  aber  schon  früh  einer  andern  als  Beichsrecht 
anerkannten  Ansicht,  welche,  von  der  Hoheit  der  Obrigkeit  Aber  den 
Öfienüichen  Fhisz  ausgehend,  die  Insel,  die  aus  demselben  neu  hervorragt, 
dem  Landesherm  zuspricht  (6.) 

In  dem  neueren  Rechte  ist  die  zweite  Ansicht  für  gröszere  schiffbare 
Flosse,  die  erstere  für  kleinere  Gewässer  herrschend  geworden.  (7 — 9.) 

5.  Wird  das  Grundstock  zerstört,  z.  B.  durch  einen  Bergsturz  oder 
durch  die  Gewalt  des  Wassers,  so  geht  das  Eigenthum  daran  unter,  inso- 

tf.  Ssp,  II.  56.  §.  2:  Svat  so  dat  waUr  afschevei  d«me  lande,  dat  bevet  die 
verlorcD  des  dat  lani  is.  Briet  ist  aver  eneo  nien  agang .  dar  mede  ne  verläset  be 
sines  landes  nicht.  —  g.  2:  Svelk  werden  sik  ok  irbevet  binnen  enem  vliete,  svel- 
kerne  Stade  he  nar  fs,  to  dem  Stade  bort  die  werder;  {s  be  vormiddes  be  bort  to 
beidfn  suden.    Dat  selre  dut  die  agang  of  be  verdroget. 

6.  AdolpAi  R.  Const.  a.  1294.  e.  1:  Quodai  inaula  naU  est  in  Rheno  Tel  ali» 
flumine  io  comitatu  alicujus  comiiis,  qui  in  ipso  flumine  recipit  telonia  et  coDdac- 
tus,  babetque  comitalum  eundem  —  eadem  insula  potius  spectat  ad  imperium  etid 
ipsam  coroitem,  quam  ad  aliüm  dominum,  cujus  districtus  protenditur  ad  ripan 
fluminis  praclibati. 

7.  Oesterr,  Gfsetib.  §.  407:  Wenn  In  der  Mitte  eines  Gewässers  eine  Insd 
entsteht,  so  sind  die  Eigentbümer  der  nach  der  Länge  derselben  an  beiden  Dfem 
liegenden  Grandstücke  aasscbliesxend  befugt,  die  entstandene  Insel  in  zwei  gleiche« 
Tbeilen  sich  zuzueignen  nnd  nach  Masz  der  LSnge  ihrer  Grundstücke  unter  sitb  xa 
tbpllen.  Entsteht  die  Insel  auf  der  einen  Hälfte  des  Gewissers,  so  bat  der  Eigeo- 
thüroer  d^s  nSbero  Cferlandes  allein  darauf  Anspruch.  Inseln  auf  schiffbaren  Flässen 
bleiben  dem  Staat  yorbebalten. 

8.  Entw.  d.  Gesetzb.  f.  d.  Groszh.  Htaen.  HI.  2.  $.  34 :  Die  Inseln  im  Bette 
eines  schiff-  oder  flu«zbaren  Flusses  gehören  dem  Staate,  so  lange  nicht  einePriral- 
person  einen  besondern  Erwerbtitel  dafür  aufweisen  kann.  Inseln .  welche  io  nirlil 
schiff-  oder  flöszbaren  Flüssen  entstehen,  gehören  den  pfereigenthümem  derJeoirB 
Seite,  auf  welcher  die  Inseln  sich  gebildet  haben. 

9.  Bayrifthet  Ges.  Ober  Wasserrecbt  ▼.  1852.  %,  28:  Erderbtfhungen,  welchp 
sich  anszer  Zusammenhang  mit  dem  festen  Lande  in  einem  öffentllrbafi  Flusse  öhc 
den  mittlem  Wassersund  erheben  (Inseln,  Werder,  Wörthe),  sind,  in  Crmtnglong 
entgeg«>nstehenden  t>esonderen  Herkommen^  oder  ausdrücklicher  Yerleihong  eioM 
Anrechts  auf  dieselben,  Eigenthom  des  Staats. 


Digitized  byVjOOQlC 


8-  65.    Herrschafftljehe  Güter.  191 

fern  Dicht  eine  Wtederhergtetlung  möglich  ist  Ebenso  yerhdlt  es  sich, 
wenn  ao  Grandstück,  das  bisher  Im  Prlvateigenthtim  war,  zur  öffentlichen 
Sadie,  z.  R  zur  Landstrasze  gemacht  und  dadurch  dem  Sohderbesitz  ent- 
zogen wird.  Dagegen  darf  solche  Wirkung  der  Enteignung  f  Expropriation) 
nicht  ohne  weiters  zugeschrieben  werden.  Diese  kann  sich  vielmehr  zu- 
Dlchst  in  Form  der  Uehertragung  des  Grundeigenthnms  an  den  Staat  oder 
an  die  Gemeinde  darstellen,  und  bedarf  dann,  damit  sie  dingliche  Wirkung 
habe,  der  Fertig^mg  im  Grtmdbuch  *)• 


FdDftes  CapiteL 

Eigentbümliche  Formen  und  Beschränkungen  des  Grandeigenthnms. 

§.65. 
1.    Herrschaftliche  Güter.  |^^l^  v  i^^i^  7 

i.  Von  Anfang  an  zeigt  sich  in  der  deutschen  Geschichte  wie  ein 
[hterschied  der  Stände  so  auch  demsdben  anak)g  ein  Unterschied  in  der 
fertheHmg  des  Bodens  und  in  der  Gestaltung  und  Behandlung  des  Eigen- 
tkmu  an  denselben.  (1.  2.)  Dieser  Unterschied  ist  in  verschiedenen  Zeiten 
tMJd  schrofTer  bald  schwicher  hervorgetreten  und  hat  auch  verschiedene 
Formen  angenommen.  Aber  niemals  is(  er  ganz  verschwunden,  auch  nicht 
ia  unserer  ausgleichenden  Zeit. 

Vtber  das  Niveau  des  einfachen  freien  Grundeigenthums  heben  sich 
im  Mittelalter  die  Güter  der  Edeln  und  Mitteifreieo ,  adelige  und  Ritter- 
guter,  empor.  Schon  um  ihrer  groszen  Ausdehnung  willen:  nach  den  alten 
Ansitzen  sollten  jene  Guter  ü^er  dreiszig^  diese  über  drei  Hufen  haben. 
Dum  auch  in  den  Rechten.  Wie  im  Mittelalter  Privat-  und  öffentliches 
Recht  stets  gemischt  ist,  so  sind  mit  diesen  Gütern  auch  eigentbümliche 
öfleoüicfae  Rechte  verbunden.  Nur  die  Geschichte  der  einzelnen  Familien 
Qod  ihrer  Güter  kann  die  nähern  Verhältnisse  aufklären.  Im  Allgemeinen 
lisfen  sich  nur  einige  Hauptlinien  ziehen,  welche  als  Richtschnur  für  die 
genauere  Prüfung  im  Einzelnen  dienen: 

t)  Die  fürstlichen  Domänen  standen  in  engster  Beziehtmg  zu  der  ganzen 
Landesherrschaft  und  Landesregierung. 

i.    S9p.  I.  80.  £.  1.  Oben  g.  »7  Nr.  10. 

2.  Stp.  111.  65.  S-  2:  Mao  ne  mut  ok  nene  burch  buwen  Doofa  stat  vestenen 
mit  pltnken  noch  mit  mureii  noch  bercb  nocli  wefder  noch  turne  binne  dorpe  ane 
des  landes  richteres  orlof. 


*)  0«rh*r  (PrJTatr.  $.  90)  Um  den  EigentbamsObergaDg  schon  durch  die  eioseltige  Willem- 
erUftrang  des  Staates  erfolgen;  eine  Auffassung,  die  allerdings  in  eintelneo  Partie olar- 
rechten  Torkomiiit,  aber  dem  Princfp  der  Qmndbacher  nicht  gemlsa  ist. 
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b)  .Mit  cmdiren  Herrengütem  im  agentUchen  Sinne  war  oft  noch  jeue 
Vogteiherrschaft  und  VogleigericfUdforkeü  über  ein  Gebiet  verbunden, 
die  aus  der  alten  Centgerichtsbarkeit  ebenso  erwachsen  ist,  wie  die 
Landesherrschaft   groizen    Theils    aus   dem    Gaugrafenthum.      Wir 
^    können  dieselben  vogteiherrliche  Güter  nennen. 
^Yr^o^.^\4.  c)  Die  grundherrlichen  Höfe   und  RUtergüter,  gewöhnlich   mit  groBÖ* 
herrlicher  Gerichtsbarkeit  ausgestattet  über  die  Hofgenossen. 
Auf  diese  Güter   ^aren   denn   oft  ^udi  Umditändiiche  Rechte  basiri. 
.  Auszerdem  waren  sie  von   mancherlei  öffentlichen  Lasten  befreit  (Stemer- 
freiheit  und  Zollfreiheil)  und  gewöhnlich  auch  von  der  Getneindeverfßuwtg 
eximirt.    (3.  4.)    Nur  auf  solchem  Boden  durften  Schlösser  und  Burgtn 
erbaut  werden.    Häufig  hatten  diese  Güter  ausgedehnte  Jagd-  und   Weide- 
rechte  und  Realrechte   aller    Art   an    d^  Gütern  der  Vogteigenossen  nod 
Grundholden. 

Sie  konnten  zu  Eigenthum  im  vollen  Sinn  oder  zu  Lehen  (Nntzeigen- 
thnm)  besessen  werden.  Das  Änderte  in  der  Hauptsache  nichts  an  diesen 
Rechten  und  Privilegien. 

2.  Die  Auflösung  der  ständischen  Rechtsverhältnisse  und  die  Umge- 
staltung der  öffentlichen  und  der  Gemeindeverfassong  haben  auch  hier 
groszo  Veränderungen  zur  Folge  gehabt.  Viele  Besonderheiten  der  herr- 
schaftlichen Güter  sind  untergegangen  und  diese  der  allgemeinen  Staats- 
verfassung untergeordnet  und  auch  in  den  Kreis  der  neueren  Gemeinie'' 
Verfassung  eingeschlossen  worden.  (5.)  Manches  aber,  was  sich  noch  er- 
halten hat,  macht  heute,  weil  nicht  gehalten  und  gestützt  von  dem  Zusam- 
menhang mit  der  übrigen  Rechtsordnung,  den  Eindruck  des  Anomalm, 
zuweilen  des  Ruinartigen,  und  ist  im  Untergang  begriffen.  Aber  nicht  die 
ganze  Auszeichnung  der  herrschaftlichen  Güter  ist  veraltet.  Sie  bat  viel- 
mehr, übersetzt  in  die  moderne  Recfatsanschauung,  einen  guten  und 
dauerhaften  Grund.  Nur  ist  zunächst  von  wirthschaftliehen  und  sodakm 
Eigenschaften  auszugehen  und  darauf  der  Unterschied  in  den  Rechten  zu 
basiren. 

3.  In  wirthschaftlicher  Beziehung  läszt  sich  ein  wichtiger  Unterschied 
begründen  zwischen  zwei  Hauptarten  landwirthschaftlicher  Oekonomien: 

a)  den  eigentlichen  Bauergütem,  d.  h.  die  von  dem  Besitzer  selbst  bebaut 
t  werden,  von  ihm  mit  seiner  Familie  und  Knechten; 

3.  Drk.  T.  1327  {Hraut,  %.  318.  4):  Quod  illi  qui  impotentes  sunt  ad  pognae- 
dum  —  conlributionem  faciant. 

4.  AU  Oesierr,  Landr.  c.  B5  {Senchenberg,  Vis.  p.  263:  Dasz  soll  kein  edel- 
man  kein  maiith  nicht  geben  weder  auf  wasser  noch  auf  landt,  dasx  er  in  seinem 
haasz  essen  oder  trinkhen  will ,  dasx  soll  er  umb  den  landthirrn  dienen  mit  feioero 
Schilde. 

5.  Bayrisches  Ges.  t.  4.  Juni  1848.  I.  gl:  Die  Standes-  und  gatshcrrlich« 
Gerichtsbarkeit  und  Poliieigewalt  geht  mit  4em  1.  Oct.  1848  an  den  Staat  über. 
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b)  den  hefrschaftUchen  Gütern,  welche  nicht  von  dem  EigenthOmer  un- 
miUelbar  selbst  bebaut  werden,  sondern  nar  durch  die  Vermittlung 
Ton  Bofgenoaen  oder  nun  von  VerwaUem  und  Pächtern. 
Zwar  gibt  es  grdszere  BauerngOter,  die  sich  sehr  den  herrschaftlichen 
anoiiem,   und  HerrschaftsgOter,    die  man   wohl   den  BauerngQtem  zur 
Seite  stellen  könnte.    Die  Zwafel  aber,  zu  welcher  Classe  ein  Gut  gehöre, 
lassen  sich  in  den  meisten  FAllen  leicht  heben,  theils  im  Hinblick  auf  die 
Gesdiichte,    theils   durch   unbefangene  Berücksichtigung   der  sAmmtlichen 
Verhältoisse.    Und    selbst,    wenn    in    manchen   Ffillen  ni«'ht  ohne  einige 
WiDkOr  der  Gesetzgebung   oder   der  Praiis   die  Sonderung  durchzuführen 
ist  (6.),  so  ist  jene  besser  als  die  yöllige  Gleichstellung  zweier  Arten  von 
Oekonomien,  deren  Unterscheidung,  eobald  man  die  Dinge  im  Groszen  be- 
trachtet und  ganze  Gruppen  überblickt,  leicht  wahrzunehnM^n  und  für  das 
lÜKn  von  eingreifender  Bedeutung  Ist.    Die   ganze  $ociaU  Sulkmg   des 
Bauern,  der    seinen   Acker  selber  pflügt,  und  des  groszen  Gutsbesitzers, 
derseioe  Güter  durch  Andere  bauen  läszt,  ist   verschieden;    und    es    ist" 
aodi  fär   den   Staat    wichtig,    die  beiderlei   Verhältnisse  je  nach    ihrem 
Werthe  richtig  zu  würdigen.  £twas  anderes  ist  aber  dieu  Berücksichtigung 
Qod  etwas  anderes  die   feindulige  Schärfung  des  Gegensatzes^  welche  für 
beide  Theile  unnatürlich  und  schädlich  ist. 

4.  Die  widiligeren  Rechte,  die  sich  auf  die  herrschaftlichen  Güter 
bezidien,  und  der  Erhaltung  und  Ausbildung  fähig  sind,  gehören,  wie 
iubesoDdere  das  Recht  der  Vertretung  des  groszen  Gjrundbesitzus  in  den 
K^mem,  Landräthen  u.  s.  f.  und  etwa  auch  eine  eigenthümliche  Bethei- 
^ng  der  Grundherrn  in  der  Gemeindeverfasmng,  vorüehmlich  dem 
Staatsrecht  an.  Nur  in  untergeordneter  Weise  kommen  noch  privat- 
rrchiUche  Beziehungen  vor.  Vieles,  was  früher  Bestand  gehabt,  ist  nun- 
n»ehr  ganz  beseitigt,  oder  nur  in  einzelnen  Ueberresten  ausnahmsweise 
noch  eine  Weile  aufbewahrt    Dabin  gehören : 

a)  das  gewöhnlich  früher  mit  Grundherrschaft  verbundene  Obereigenthum 
an  den  Gütern  der  Vogteigenossen  und  Grundholden,  welches  nun 
fast  überall  aufgelöst  worden  ist.  (Vgl.  §.'  60.  !2.) 

b)  Die  Immunitätsprivilegien-  und  Exemtionsrechte  (Steuerfreiheit^  Ein- 
quartierungsfreiheit ,  Zoüfreiheit)  dieser  Güter,  in  denen  sich  öflent- 
liches  und  Privatrecht  gemischt  hatte. 


6.  Stäve,  LandgemeiDden  8.  228:  8chwfrlich  wird  d«r  Regel  Dach  eine  höhere 
Cl«ss€  (der  Bauergüter)  zu  bilden  «ein ,  als  eine  solche  von  Holen ,  die  ein  volles 
^paoD  von  4  Pferden  zu  ihrer  Bewirtii««  bafiung  verlangen.  Es  fragt  sich  dann, 
vuana  den  einzelnen  gröszern  Höfen  werden  soll?  Eben  diese  bilden  nicht  selten 
•Motbebrticbe  Anhaltspunkte  fir  vollkommene  Wirihachaft,  und  ihr«  Auflösung 
^ire  ein  reiner  Verlust.  Diesem  wlre  vorgebeugt »  vrenn  aueh  solche  Höfe  in  die 
<^l«8se  der  landtagsflhigen  Göter  eintreten»  aus  welcher  natürlich  alle  dicjeqjgen 
*^>SBekeiden  mösien ,  welche  nur  die  Grösze  des  gewöbulichen  BauerhofiB  haben. 

Bloatf  ckli,  aeuiachet  Pritatrecht.   a.  Aufl.  13 
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c)  Die  UnlÖsbarkeit  der  gutsherrlichen  Realrechte. 

d)  Die  Bannrechte.*)  ^.ff.d-^u.^Lrx^^  . 

Aber  das  acht  aristokratische  Element  des  groszen  Grundbesitzes  zu 
stärken  ist  für  Deutschland  ein  sociales  und  politischem  Bedürfnisz,  und  die 
Ausbildung  des  Privatrechts  hat  auch  ihren  Antheil  an  der  Lösung  dieser 
Aufgabe.  Nur  die  groszen  Güter  können  vorangehen  in  jeder  VerbesstTung 
der  Wirthschaft  und  die  Veredlung  und  den  Reichthum  der  Cultar  zur 
Erscheinung  bringen.  Thun  sie  das,  so  gebührt  ihnen  auch  im  l^moi- 
rechte  eine  ausgezeichnete  Stellung.  Dafür  aber  ist  nöthig,  dasz  für  Er- 
haltung einer  gröszern  Anzahl  solcher  Güter  gesorgt,  und  der  ZertrQnune- 
rung  derselben,  sowohl  in  blosze  Bauergüter  als  der  Ansammlung  Qber- 
mäszigen  Grundeigenthums  in  Einer  Hand  entgegengewirkt  werde. 

Als  derartige  Rechte  der  HerrschafUgiUer  haben  Anspruch  auf  Bestand: 

a)  das  Recht  zur  Gründung  von  gewissen  CuUuranstaUm  in  der  Ge- 
meinde>  z.  B.  von  Kirchen,  Schulen,  milden  Stiftungen  (7.); 

b)  das  Patronatsrechi  über  derlei  Anstalten,  und  die  damit  verbundenen 
Ehrenrechte; 

c)  das  Recht,  zuweilen  auch  die  Pflicht^  zu  gemeinnützigen  land-  and 
viehwirthschaftlichen  Anstalten,  z.  B.  Brennerei,  Brauerei,  Sennerei, 
Kelter,  Haltung  von  Wucherthieren.  Der  freie  Wille  wird  freilich 
hier  das  Meiste  und  Beste  thun,  aber  das  Recht  musz  die  Richtuog 
desselben  sichern  und  achten; 

d)  als  Widerlage  dafür  auch  das  Recht  zu  ausgedehnter  Weide  in  dem 
Bann  der  Gemeinde,  soweit  nicht  die  Grundsätze  guter  Wirthschaft 
widerstreben;  ferner 

e)  das  Jagdrecht  auf  eigenem  Grund,  zuweilen  auch  darüber  hinaus  in 
dem  Jagdrevier  der  Gemeinde; 

f)  die  Fähigkeit  zur  StammgtUs-  und  FideicommisqualüiU. 

7.  Bayer.  Ed.  über  die  gutsherrlicheo  Rechte  v«  26  Ifai  1818.  £.  21.  Die  Er- 
richlUDg  neuer  Schulen  steht  den  Gutsherren,  insofern  das  Bedürfnisz  daza  aus  den 
allgemeinen  Schalorganisnius  hervorgeht,  mit  Bewilligang  der  Ober-Schalbeli5rde 
XU.  Schon  bestehende  gutsherrliche  Schulen  können  ohne  eben  diese  Bewilliguog 
weder  unterdrückt  noch  versetzt  werden  §.  24.  Gutsbesitzer,  welche  als  Kircbeo- 
Patronen  gewisse  Ehrenrechte  hergebracht  haben,  werden  hierin  bestätigt. 


*)  Vgl.  Ober  die  Banorecbte,  welche  Dbrigens  keineswegs  nur  bei  herrscbartncheo  GOtero  T0^ 
kamen,  im  allg.  Dmueker  in  der  Zeitschr.  f.  d.  H.  II.  2.  S.  68.  U^mkmck  ..Zwangi-  irod  Baim- 
rechte"  in  Weitht't  aechislezikon  XV.  8.  701  Gtthtr,  System  {.  196.  Anm.  S  stellt  lie 
unter  die  Obligaiiooeo ;  vgl  ein  Erkeootnisz  des  0.  A.  G.  tu  B^uck  ioBuchka  uadiMi«'* 
Samml.  der  Boicb.  desseUten  IL  S.  ISB;  am  lSi«8ten  haben  sich  die  Bannrecklt  der  M»U^ 
erhallen;  vgl.  Rieptn,  der  Mttbleniwang,  Kiel  1830;  über  die  Erfordernisse  der  Veijibrwf 
solcher  Mahlzwaogsrecbte  ein  Erk.  des  0.  A.  G.  za  Drtidtm  in  desa^n  Aonaleo  H.  5.  S.  ^* 
Erk.  des  O.  A.  G.  zu  Leipzig  in  Ackermanns  Rechtssilien  X.  8.  19. 
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Am  ehesten  haben  sich  noch  erhalten  die  besonderen  Gutsrechte  der 
StoHdesherm  (8.)  unJ  der  vormaligen  ReichsrUtenchaft,  die  durch  die 
dealscbe  Bondesacte  gewährleistet  werden. 

§.  66. 

2.    Dia  Btaergötcr. 

1.  In  dem  späteren  MitteJallcr  waren  die  rechth'chen  Verhältnisse 
der  BauergOter  überaus  mannichfaltig.  Von  dem  vollfreien  Eigenthum  ohne 
Lasten  an  bis  zn  dem  unsicheren  und  schwerbelasteten  hofrechth'chen  Besitz 
hernieder  gab  es  eine  Reihe  von  Stufen  und  mancherlei  Modificationen. 
Denooeh  fing  man  an,  wie  die  Besitzer  und  Bebauer  unter  dem  gemein- 
samen Namen  der  Bauename  und  des  Bauerstandes,  so  auch  die  von 
ihnen  bebauten  Gütfr  als  Bauergüler  zusammen  zu  fassen. 

Die  verschiedenen  altern  Arten  der  Bauergüter  lassen  sich  unter  folgende 
Gesiditspunkte  bringen: 
i)  Toüfreie  Bauergüler   zu  Eigen  (1.),   ohne  Lasten   und  ohne  Vogtei- 
herrschaft,  welche  nicht  zu  Rittergütern  erhoben  noch  von  städtischem 
Weichbildreclit  umschlossen  worden  sind.  In  der  Vorzeit  durch  ganz 
Deutschland  sehr  verbreitet,  sind  sie  später  zur  seltenen  Ausnahme  ge- 
worden, aber  nicht  völlig  verschwunden.    Am  ehesten  haben  sie  sich 
als  vereinzeile  Höfe  auszerhalb  der  Dorfgemarkung  erhalten,  als  Einöden, 
Sonderhöfe,  bäuerliche  Sadelhöfe  oder  Sedelhöfe  im  Gegensatz  zu  den 
adeligen,  in  gröszerer  Zahl  in  den  freien  Gemeinden  der  innern  Seh weiz, 
in  den  Bergthälern  der  österreichischen   und   bayerischen  Alpen,   in 
Westphalen  und  den  Marschen  der  Friesen  und  Ditmarsen. 
b    Vogtbare  Güter  tn  Eigen,  in  Folge  der  Vogteiherrschaft  mit  mancher- 
lei den  grundherrlichen  Reallasten   nachgebildeten  Lasten  beschwert. 
Die  meisten  freien  Bauergüter  kamen  in  dieses  Verhältnisz.  (2.  3.) 

a.  DeuUthe  Bundfsacle  Art  14.  (Tgl.  oben  g.  20,  Nr.  10.  von  den  Siandet- 
htrmy,  3)  priTilegirter  Gerichtsstand  und  Befreiang  von  ftUer  Militlrpflichtigkeit  für 
sieb  and  ihre  FaroUfen.  5)  Die  AnsQbnng  der  bürgerlichen  nnd  peinlichen  Gerechtig- 
keitspOege  in  erster  and  wo  die  Besitzung  grosz  genug  ist,  in  zweiter  Instanz»  der 
Forstgerichtsbarkeit,  Ortspolizei  und  Aufsicht  in  Kirchen-  und  Schulsachen,  auch 
ober  milde  Stiftungen,  Jedoch  nach  Vorschrift  der  Landesgesetze,  welchen  sie  sowie 
der  Mlliilrrerfassung  und  der  Oberaufsicht  der  Regierung  über  Jene  Zuständigkeiten 
unterworfen  bleiben.  —  Dem  ehemaligen  ßeieheadel  werden  —  Anlheil  der  Begüter- 
ten in  Landstandschaft,  Patriroonial-  und  Forstgerichtsbarkeit,  OrtspoHzel,  Kirchen- 
pttronat  und  der  privilegirte  GerichtssUnd  zugesichert.  Diese  Rechte  werden  Jedoch 
oor  nach  Vorschrift  der  Landesgesetze  ausgeübt. 

1.    Jliee  BechUtprichwort    Frei  Mahn  frei  Gut. 

1    Vgl.  g.  «i  Nr.  U  ff. 

3.  Offhung  T.  Thürlmden.  {Orimm,  W.  L  S.  35S.)  Es  sol  och  die  flrigen  vogt- 
Michen  guter  nlenian  verkouffen,  «r  sols  vor  offnem  Jargricht  under  der  Thür linden 
'f"  bieten  8echs_Wochgn^di7  tfg  und  ein  iar.  ^ 
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c)  Freie  Zinsgüter  {Zinseigen),  in' Sachsen  schlechte  Zinsgüter  genannt, 
auf  welche  zu  Gansten  eines  Herrn,  der  weder  Vogteiherr  noch  im 
eigentlichen  Sinn  GnindheiT  war,  aber  nun  Zinsherr  ward,  ein  Zins 
gelegt  worden.    (4.) 

d)  Grundhsrrliche  Erbgüter,  eigentliches  Erbe,  auch  Zinsgüter^  Erbstift  in 
Bayern,  bei  welchen  das  ursprüngliche  Eigenthum  des  Herrn  zum 
bloszen  Obereigenthum  zusammengeschwunden  und  das  Recht  der 
Bauern  zum  Nutzeigenthum  erstarkt  war.    (5.) 

e)  Eigentliche  Meyergüter,  Cdonatgüter,  auch  Zinsgüter  (§.  107.)  (6.), 
bei  denen  sich  das  ft^en^Aum  des  Grundherrn  deutlicher  erhalten  hatte, 
iAS  dinglich  gewordene  Recht  der  Bauern  aber  durch  das  Hofrecht 
oder  die  Landesordnung  erblich  gesichert  war  und  dem  Umfange  nach 
sich  dem  Nutzeigenthum  annäherte,  auch  wohl  ^Is  solches  aufgefant 
wurde.  Von  den  tibrigen  grundherrlichen  Erbgütern  waren  sie  haupt- 
sächlich dadurch  unterschieden,  dasz  die  Verpflichtung  des  Meyers  zur 
Bewirthschaftung  des  Gutes  [sowohl  in  seinem  als  in  dem  Interesse 
der  Gutsherrschaft  und  der  Landesherrschafl)  in  ihnen  ganz  besonders 
ausgebildet  war.    Vorzüglich  in   Westphalen  und  Niedersachsen. 

f)  Erbpachtgüter  bald  im  Siüne  deutschrechtlicher  Erbleihe,  bald  nach 
Art  der  römischen  Emphyteuse  verliehen  (§.  106.)  (7.  8.) 

g)  Auf  Lebenszeit  des  Grundholden  geliehene  Güter,  Leibrecht-,  Leihgedings- 
guter  (§.  108.)  (9.),  oder 

h)  auf  Lebenszeit  des  Grundherrn  an  den  Grundholden  und  dessen  Erben 
verliehene  Güter,  Neustiftgüter.    (9.) 

4.  Urk.  V.  1393.  {JFCrmui  g.  145.  tt  )  Wy  bekennet,  dal  wy  mit  wylleo  oll  ooser 
erTen  hebbet  ferkofft  2  mark  ewiger  gulde  erflike  lo  besiUene  ut  dem  bove. 

tt.  Uric.  V.  1307.  ißlunttchii,  Zürcber  R.  G.  I.  S.  207.)  Ein  Bürgfr  verkaofl 
sein  ,Jus  herediiariwn  ten  utile  dominiam**  an  einem  Baus,  auf  Roden»  woran  der 
Propstei  Grand berrschafl  xusleht. 

6.  Sehwaherup,  70.  Ein  ieglicb  man  mag  wol  pbenden  ti  timem  guote,  da  man 
im  zins  Yon  glt.  An  des  ricbtera  arlop.  Were  aber  man  im  das  phant,  nnde  ist  dmz 
guoi  sin,  er  phendel  wol  uberboapt  mit  reble,  onde  ist  der  muin  mht  sin,  s6  so!  er 
dem  ribter  clagen,  der  sol  im  pbaol  antwtfrlen  onde  sol  der  dem  rihler  baexen  onde 
dem  berren  daz  er  im  pbanl  verseil. 

7.  Bayriiches  Landr.  IV.  7.  g.  3.  Erbrecht  kann  nur  auf  unbewegücben  Gatem, 
soweit  sie  dem  Yerlflber  zugehörig  sind,  Yon  ihm  Yerlieben  werden. 

8.  Urk.  T.  1345  [Kraut,  §.  321  Nr.  16.):  recogoovii  se  dicUm  aream  pro  se  et 
ejus  heredibus  universis  locasse  et  concessisse  diclo  N.  in  emphyteusin  pcrpttumm 
quod  vulgo  dicilur:  zu  eim  rechten  erbe,  pro  censu  annuo  XII.  solldorum  den.  argenU 
sine  qualibet  augmenUlione  census. 

9.  Bayrisches  Landr.  lY.  7.  g.  2.  Jelzlgedacbte  Verleihung  geschieht  auf  un- 
terschiedliche Welse  und  zwar  so  Imo  dass  soll  he  entweder  nur  aur  des  Grundhol- 
den  Person  und  seinen  Leib  oder  2do  auch  auf  seine  Erben  und  Nacbkommeo  oder 
3Uo  zwar  auf  beyde.  Jedoch  nur  so  lange  der  Grundherr  lebt,  oder  endlich  4lo  sich 
nicht  weller  als  bis  auf  erfolgende  Abstiftung  erstreckt.  Die  erste  Gattung  wird 
Leibrecbt  oder  Leibgeding,  die  zweite  Erbrecht,  die  drille  Neuslifl  und  endlich  die 
Tierle  Hermgunst  oder  Veranleitete  Freystifl  genannt. 
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i)  Au!b€$timmte  Zeit  geUehene  Güter,  Pachtgüter,  bald  mehr  in  deutech- 

nektUeker^  bald  mehr 
k)  in  römieeh-rechtUeher  Form ,  endlich 
I)  auf  Gnnet  geliehene  (9.)  Güter,  sog.  Herrengunet,  veranleitete  Freir 

Uift.   (9.) 

2.  Die   Mannichfaltigkeit   dieser    Verhaltnisse   ist   durch    die   neuere 

RechtsbJldang    wesentlich    vereinfacht   worden.    Die  Steuerpflicht  und  die 

aSentlicben  Lasten  Oberhaupt,    soweit   sie  jetzt  noch  anerkannt  blieben, 

lerdeo  Ober  allen  Boden  ausgedehnt.    Damit  aber  fiel  die  frühere  wich- 

tigi  ausgezeichnete  Belastung  der  BauergOter   (b  bis  1)  w^.    Durch   die 

iMafibng  der  grundheniichen  Gerichtsbarkeit  und  der' Leibeigenschaft, 

Antfa  die  Ablösbarkeit  der  ReaUasten  und  die  Beseitigung  des  getheilten 

Bgeothoms  näherten   sich   alle  Classen  derselben,  und  wo  das  Recht  des 

firaera  eine  gröszere  Festigkeit  und  Unabhängigkeit  erlangt  hatte,   wurde 

a  meist  zum  volUn  aber  einfachen  Eigenthum  erhoben. 

h  unseren  Tagen  ist  diese  Entwicklung  zu  einem  einstweiligen  Ab- 
sckhnz  gelangt. 

3.  Dessen  ungeachtet  darf  der  Begriff  des  Bauemgutee  von  der  Wissen- 
schift  nicht  aufgegeben  werden.  Es  hat  derselbe  einen  natQrlichen  Sinn, 
sobald  derselbe  als  ein  tandwirthscßiaftUchet  von  dem  Besitzer  selbst  (dem 
Bemr)  und  dessen  Familie  bebautes  Gut  verstanden  wird,  und  es  beruhen 
daratif  mancherld  Rechtsinstitute  und  Rechtswirkungen,  wefche  auch  fOr 
die  Zukunft  Bedeutung  haben.  Voraus  im  öffentlichen  Recht  sowohl  mit 
Benig  auf  die  Landesvertretung  als  die  Gemeindeverfassung.  Sodann  im 
hvxUrechL  Dahin  gehören  auszer  den  Ueberresten  der  älteren  abgestor- 
beoen  Eigenthümlichkeiten : 

a)  die  Fähigkeit  zu  bäuerlichen  Erbgütern  (§.  69); 

b)  der  AUentheü  (§.  123);  und  die  Interinuwirthechaft  (§.  252); 

c)  mancherlei  Besonderheiten  im  Familien-  und  Erbrecht  (§.  252); 

d)  der  Znsammenhang  mit  der  Nutzung  der  gemeinen  Mark  (§.  58,  59). 

4.  In  der  Folge  werden  die  BauergOter  nun  regelmäszig  im  Elgen- 
ÜHim  der  Bauern  sein,  und  zwar  entweder: 

1)  als  Eigengüter,  d.  h.   in  dem  allgemeinen  und  einfachen  Eigenthum 
des    Bauern    stehende    und    der    gemeinen    Erbfolge   unterworfene 
Banergüter.     Die  Zahl    dieser  hat  sich  während  des   XIX.  Jahr- 
hunderts ungemein  vermehrt; 
2j  als  bäueriiehe  Erbgüter  in   dem  durch  das  Recht   der  bäuerlichen 
Anerben  und  durch  Gebundenheit  beschränkten,  aber  zugleich  der 
Familie  gesicherten  Eigenthum  der  Bauern.  (§.  69.) 
Auszerdem    werden   die   Bauergüter,    die  nicht   im  Eigenthum    der 
Bauern  sind,  nun  gewöhnlich  zu  Pacht  verliehen  sein,    seltener   noch  zu 
BrbUihe  als  Meyergüter  oder  als  Erbpachtgüter,  häufiger  als  Zeitpachtgüter. 
(Cap.  XU.) 
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•  Ueber  die  Lfteratur  vgl.  Mittfrmaier,  deutsches  Privatrecht  §.  480.  — 
Eokfn,  die  Grundideen  des  Colonats  1844.  —  Pfnffer,  das  deutsche  Meierrecht 
Cossel  1848.  Dazu  kommen  seit  1848  mehrere  Qes^ze  deutscher  Staaten.  — 
WHske^  die  Gutsherrlichkeit  1850.  —  Qaede,  *  die  gutsherrJichen  blUieriichen 
Besitzverhältnisse  in  Neuvorpommem  nnd  Rügen.  1853.  —  Mnytr,  Colonats- 
recht  im  Ftirstenthum  lippe.   1854. 

§.67. 
3.   Stammgfiter. 

1.  Der  Gegensatz  zwischen  ererbten  und  errungenen  Gfltern  ist  im 
deutschen  Rechte  aralt  und  von  jeher  lag  der  Gedanke  den  Deutschen 
nahe,  dasz  dem  Eigenthümer  eher  noch  freie  Verfügung  Ober  die  letztem 
Güter  zukomme,  als  über  die  erstem.  Wir  begreifen  daher,  dasz  die  alte 
Gebundenheit  der  Güter  und  eine  fest  geordnete  Folge  in  dieselben  sich  ra 
Gunsten  der  Familie  nranchen  Ortes  langer  bei  den  Stammgütem  erhalti^n 
hat,  während  im  Debrigen  die  Rechte  der  Familienglieder  «aufgelöst  und 
das  gewöhnliche  Grundeigenthum  verftuszerlich  geworden  und  der  gemeiii- 
samen  Erbtheilung  anheim  gefallen  ist.  £s  kann  uns  auch  nicht  befrem- 
den, dasz  die  Beschränkungen  der  später  zur  Ausnahme  gewordenen 
Stammgüter  dann  um  so  fester  geworden  sind,  je  mehr  im  Uebrigen  das 
Grundeigenthum  dem  freien  Verkehr  anheim  gegeben  ward. 

Jener  Grundgedanke,  der  Familie  das  ererbte  Gut  zu  sichera,  wurde 
indessen  in  yerschiedenen  Formen  dargestellt    Die  wichtigsten  sind: 

1)  die  gemeinen  Erbgüter,  \   ^  ..      ^ 

2)  die  eigentlichen  Stammgüter,   j  ^     ' 

3)  die  FideicommisZ'  und  StiftungsgiUer  (§.  68); 

4)  die  bäuerlichen  ErbgiUer  (§.  69). 

2.  Das  Institut  der  gemeinen  Erbgüter  ist  am  ehesten  als  Bewahrung 
des  ursprünglich  gemeinen  Rechtes  aufzufassen,  es  scheint  aber  in  unserer 
Zeit  im  Verschwinden  begriCTen. 

Vorausgesetzt  werden  liegende  Güter,  welche  von  den  Blut$freunden 
her  aus  familiengründen ,  sei  es  durch  Erbfolge  oder  Ausrichtung  oder 
ähnliche  Rechtstitel,  an  den  Eigenthümer  gekommen  sind.  1.  2.  Ob  Ton 
Ascendenten  oder  Seltenyerwandten  her,  ist  gleichgültig. 

1.  LäS.  R.  I.  10.  6.  Alles  ist  nach  läbischein  Rechte  wol  getvonnen  Gut,  km 
kein  Erbgut  is ;  Erbgat  aber  wird  geheiszen  —  welches  einem  Menschen  anfallen 
mag  von  seinen  Ellern  oder  Blutfreonden.  —  Solches  Erbgut  mag  man  ohne  der 
Erben  Eriaubnifiz  nicht  alieniren  anszer  bei  luszerster  ehehafler  Noch.  —  Wann 
solches  geschieht,  so  haben  die  nehesten  Erben  den  Kauff  daran,  wann  sie  wollen, 
doch  vor  soviel  Geld,  als  der  Frembde  dafür  geben  wollen. 

2-  Lüneh,  Siadlr.  4.  1.  Es  mag  auch  niemand  —  sein  Siamtngui^  so  ihnie 
von  seinen  Vor-Eltern  erblich  angefallen  und  unbeweglich  oder  Tor  uabewegiicli 
zu  acbien  ist,  noch  einige  Nutzbarkeit  davon,  so  wenig  in  seinem  letzten  VertestireD 
oder  Vermachen,  oder  auf  den  Todesfall  vergeben,  als  wenigst  er  dasselbige  bef 
lebendigem  Leibe  aolTlassen  kan,  ohne  Erlaubnisz  der  necbsten  Erben  so  die  An* 
Wartung  ohne  Mittel  daran  haben* 
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In  der  neueren  Entwicklung  ist  an  die  Stelle  des  eigentlichen  lie- 
genden Erbgutes  oft  der  Geldwerth  desselben  {Erbgut  in  neaerem  Sinn) 
getreten  und  das  Recht  dahin  verändert  worden,  dasz  Ober  diesen  Werth 
nfchl  letztwillig  znm  Nachtheil  der  Erben  disponirt  werden  darf.  (3.)  Sind 
aber  die  ererbten  Liegenschaften  noch  vorhanden,  so  fallen  sie  den  Erben 
TOD  Rechtes  wegen  an.  Die  Verbessemng  dersdben  wichst  dem  Erb- 
gnte  zn. 

Die  jnristischen  Wirkungen  des  älteren  Begriffes,  die  indessen  theil- 
weise  aoszer  Uebang  gekommen,  sind: 

a)  der  Eigenthümer  darf  das  Erbgut  bei  Lebzeiten  nur  mit  Ztutimmung 
der  nächsten  Erben  veräuszem,  auszer  wenn  er  in  Leibesnoth  ge- 
rathen  ist.  Thut  er  es  dennoch,  so  steht  den  Erben  binnen  Jahr 
nnd  Tag  das  Recht  zu,  das  Erbgut  zu  vindiciren^  oder  nach  der 
spatern  Abschwächung  desselben  ein  Näherrecht,  welches  auch  bei 
Veräuszerungen  aus  Nolh  von  den  Erben  geübt  werden  darf. 

b)  Ebenso  darf  der  Eigenthümer  nicht  durch  ietzttoiäige  Verfügung  den 
Erben  das  Erbgut  entziehen.  Vielmehr  ist  eine  solche,  wenn  die 
Erben >  auf  ihr  Erbrecht  gestützt,  das  Gut  an  sich  ziehen,  als  un- 
gültig zu  betrachten. 

3.  Zu  eigentlichen  Stammgülern  sind  die  Erbgüter  unter  dem  Adel 
herangereift,  zunächst  unter  dem  hohen  Adel.  Weniger  energisch  und 
weniger  allgemein  auch  unter  dem  niedern.  Die  Untersuchung  Bomeyen 
aber  das  räthselhafte  Hantgemat  hat  festgestellt,  dasz  schon  dem  alten 
Rechte  eine  singulare  Stammgutsfolge  für  den  Haupt-  und  Stammsitz  der 
groszen  adelichen  Geschlechter  bekannt  gewesen  sei,  von  welchem  das 
ganze  Geschlecht  seine  eigentliche  Heimath  ableitet.  Die  Verbindung  sol- 
cher Stammgüter  mit  politischer  Herrschaft  und  Standschaft  machte  eine 
besondere  Erbfolge  auch  später  noth  wendig. 

Vor  gemeinen  Erbgütern  zeichnen  sich  die  adelichen  Stammgüter  da- 
durch aus,  dasz  sie  nicht  der  gewöhnlichen  Erbfolge hnterliegen,  und  nicht 
der  Familie  überhaupt,  sondern  dem  männlichen  Stamme  erhalten  .bleiben. 
(4.  5.)  In  ihnen  erscheint  die  Sorge  für  die  Familie  nnd  das  Blut  in  die 
Sorge  für  den  Stamm  und  das  Geschlecht  verengert:    und   es   liesz   sich 


3.  Erk.  des  Ob.-App.-Ger.  zu  Lü6eck  {Senfert,  Arch.  II.  84).  Man  siebt  Jetzt 
mehr  darauf,  dasz  der  Geldwerth  des  ererbten  Gates   beim  Erbgange  belassen  wird. 

4.  Jülich,  Landr.  v.  1537.  XXIX.  1  {/(raui,  g.  311.  7).  Item  Wunnelr  eyner 
van  der  Ritterschaften  fmme  furstendomb  GuyUch  afflyvich  wyrd  und  kynder  achter 
liest,  zo  mympt  der  aftte  son  den  j4nsedell  vor  uyst,  so  wie  derselvyge  myt  synen 
graven  und  zuynen  gelegen  ist.  und  asdan  fortan  deyüen  sy  alle  Erfllschaften  und 
gueter  gelicb  als  broeder  und  suster. 

5.  Brem,  Ritter.  I.  1.  Wann  einer  von  Adel  verstirbet,  der  ßllet,  nach  altem 
löblichem  Herkommen  —  alle  seine  Er6siammgHter  auf  seine  männiiche  Leibeserben 
und  in  Mangel  deren  wX  seine  Brüdtr^  BrUtdersöhne  oder  sonsten  auf  die  nächnten 
Jgimten  —  ungeachtet  dasz  von  dtr  Spüleeiiem  nähere  Coß^iem  —  vorhanden  seyn. 
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daher  mit  den  StammgOtern   auch  eher  die  Gebundenheü  des  ganzen  Be- 
siizthums  und   damit   eine  sichere  Giundlage  für  den  Wohlstand  und  das 
Ansehen  des  Slammeserben,  gewöhnlich  des  FamüienhaupleSj  bewahren.  Zo 
dieser  Gestaltung,  welche  dem  XIV.  Jahrhundert  angehört,  trugen  bei  das 
Bestreben  des  Adels,  das  uralte  Vorzugsrecht  der  Söhne  vor  den  Töchtern       i 
gegenüber  der  neueren   Gleichstellung   beider  Geschlechter  wenigstens  mit       i 
Bezug    auf   die   ererbten   FamiNengüter   zu   retten,  die  Analogie  mit  der       i 
Lehensfolge,  welche  nur  den  Söhnen  und  den  Agnaten  zukam,  politisclie 
Grtinde  der  Erhaltung  ungetheilter  Herrschaften  bei  dem  Geschlecht,  und 
die  Vorsorge  für  die  £hre  und  den  Reichthum  desselben.    Das  Recht  der 
Stammgüter  fand  in  der  Autonomie  der  Familie  oder  auch  ohne  ausdrfld-      e 
liehe  Beliebung  in   der  fortwährend    beachteten    Vebung,  dem  Herkommen      « 
(Familien-ObservanzJ^   eine  Stütze  und  wurde  hfluBg  durch  Verzichte  der      i 
Töchter,   die    halb  freiwillig   geleistet,  halb  durch  Familieneinflusz  abge- 
nöthigt  wurden,  gegen  Anfechtung  geschützt.  : 

In  dem  öiTentlichen  Rechte  der  Thronfolge  erhielten  die   StammgQter      r\ 
des  hohen  Adels  ihren  höchsten  dem  Privatrechte  nun  entwachsenen  Aus-      ^ 
druck.    Aber  auch  privatrechtlich  kommen  sie  noch  vor,  sowohl  bei  dem 
hohen   Adel,   dann   meistens  mit  Untheilbarkeit  und  Folge  eines  einzigen     'j 
Erben,  nach  dem  Grundsatze  der  Erstgeburt  oder  des  Majorats  (vgl.  §.  251),      i 
als    bei  dem  niedern  Adel,    hier    nun    öfter    zu  Guasten  der  männlichen 
Erben,    auch    wenn    ihrer    mehrere   sind.    Ihre  Wirkungen  äuszem  sich 
theils  in  der  Unveräuszerlichkeit  bei  Lebzeiten  des  Eigenthümers,  tbeils  in      . 
der  nothwendigen  Erbfolge   der  Söhne  und  Agnaten.    Für  die  herrschaft- 
lichen Güter  hat  das  Recht  der  Stammgüter  einen  bleibenden  Werth,  wenn 
sich  auch  keineswegs  von  selbst  versteht»  dasz  alle  Herrschaftsgüter  schon 
von  Rechtes  wegen  Stammgüter  sind.  Als  in  neuester  Zeit  die  Lehengüter,      , 
für  welche  es  eine  besondere  Lehensfolge  gegeben  hatte,   groszentheils  zu 
Eigengütern   erhoben   worden,  lag   die  Veranlassung  nahe,  dieselben  ent^     ^ 
weder  dutch  die  Gesetzgebung  in  freie  Stammgüter  umzuwandeln,  oder  in 
Form   der  Stammgutsstiftung  (§.  68;  dem  Geschlechte  zu  sichern.    Man      ^ 
begnügte   sich    aber   meistens,   das  abgestorbene  Leheusrecht   aufzuheben,      j 
ohne  zugleich  diese  Umgestaltung  zu  ordnen  *). 

*  Breuer,  de  bonis  avitis  secuDdum  leges  sazonicas.  Leipzig  1805.  — 
V.  HorntKah  vom  deutschen  Stammgutf.  Göttiugen  1818.  —  K.  W.  Pdulif 
DarstelluDg  des  Rechts  der  Erbgüter  nach  älterm  Lübischen  Recht,  Lübeck  I 
1837,  und  in  der  Zeitechr.  f.  D.  R.  X.  S.  325.  —  L.  Dreves,  Abhandlung  aus 
dem  Hamburger  Erbrechte.  L  Bd.  Das  Recht  der  Erbgüter.  Hambui-g  1844.  — 
Beyscher,  in  der  Zeitsch,  f.  D.  R.  VL  S.  257  ff.  —  Bomeyer,  über  die  Heimath 
und  das  Hantgemal  in  den  Verhandlungen  der  Berliner  Akademie.  1852.  -^ 
L.  V,  Zimmerle,  das  deutsche  Stammgutssystem.   Tübingen  1857. 


*)  Ueber  die  Folge  der  Alledlflcatioo  von  Leheogntern  in  Beyern  Tgl.  P«W  lu  dem  bijei. 
GeMU  Über  Abldtung  dee  LefaenveiiMndet  in  der  ftammlnng  f.  JMlmtum,  1.  |.  361  C 
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4.  SuinmgaUsUflang  (FamilieBfldcioominisse.  Familienstmung).     ^Tv'^^'^"^ 

1.  Die  Familienfideicommi8$e  kamen  seit  dem  XVII.  Jahrhunderte  in 
Deutschland  auf.  Man  wollte  in  Form  einer  über  den  Tod  hinauswir- 
kenden  Verordnung  des  Eigenthümers  in  Form  der  Stiftung^  den  Zweck 
erreichen,  welchen  die  Beliebung  oder  das  Herkommen  der  Famihcn  auch 
froher  schon  durch  Abschlieszung  der  Stammgtiter  angestrebt  halte;  man 
wollte  einzelne  Güter  vor  Veräuszerung,  Belastung  und  erbrechtlicher  Ver- 
(beilung  sichern  und  je  einem  Gliede  der  Familie,  gewöhnlich  wieder  inner« 
halb  des  Mannsstanunes,  von  Generation  zu  Generation  einen  ansehnlichen 
Grundbesitz  unversehrt  zurücklassen.  Von  den  römisch-rechtlichen  fidei- 
commissa  perpetua  war  das  Institut  freilich  sehr  verschieden,  theils  durch 
seinen  Grundgedanken,  theils  durch  seine  Ausbildung  und  Dauer.  Aber 
man  entlehnte  einen  Namen  von  der  römischen  Jurisprudenz ,  um  in  einer 
Zdt,  wo  deutsches  Recht  von  den  Rechtsgelehrten  verachtet  wurde,  unter 
dem  Schirm  einer  römischen  Benennung  eher  für  ein  wesentlich  deutsches 
Jostitut  Anerkennung  und  Schutz  zu  erlangen.  Heute  dürfen  wir  wohl 
wieder  deutsche  Dinge  auch  deutsch  benennen ,  und  so  ist  es  rathsam ,  den 
unpassenden  Namen  der  Familienfideicommisse  wieder  durch  deutsche 
Ausdrücke  zu  ersetzen.  Reyacher  hat  dafür  Stammgutssliftung  vorge- 
schlagen, und  das  Wort  ist  bezeichnend  für  die  regelmäszigen  Fälle.  Nur 
paszt  es  nicht  auf  alle  Fälle  —  denn  es  ist  auch  eine  Stiftung  möglich^ 
welche  nicht  dem  Stamme  folgt,  daher  bedürfen  wir  noch  auszerdem  des 
weitem  Ausdrucks  Familienstiflung. 

In  wiefern  solche  Familienstifluiigen  sich  auf  ein  unveräuszerliches 
Gut  beziehen,  und  dafür  eine  gesicherte  Folge  einzelner  Familiengiieder 
—  auch  der  weiblichen  —  anordnen,  kommt  die  Analogie  der  Slammguts- 
sUftang  zur  Anwendung.  Wenn  sie  sich  aber  auf  einen  bloszen  Familien' 
fondi  beziehen,  dessen  Erträgnisse  für  Familienzwecke  —  z.  B.  zur  Unter- 
stützung von  Familiengenossen,  für  Familienstipendien,  für  Familienfeste 
oder  Erlebnisse,  für  Heirathsgaben  u.  dgl.  —  verwendet  werden,  so  unter- 
liegen sie  keineswegs  den  Bestimmungen  des  Stammgutes  und  ist  dann  am 
natürlichsten,  das  durch  die  Statuten  näher  geordnete  und  beschränkte 
Eigenthum  an  diesem  Gut  der  Familiengenossenschaft  zuzuschreiben.  (Vgl. 
$.  39.  3.) 

2.  Zur  Errichtung  einer  Stammgutsstiflung  ist  erforderlich  (1 — 3.) :  ; 


i.  Freu9Uiche$  Landr.  II.  4.  g.  47:  Jedem  Einwohner  des  Staates  ist  erlaubt 
Fideicommisz-SubstitutioDeB'  zu  errichten.  §.  49:  Zu  beständigen  Familien-Fidei- 
comroisAen  aber  können  aur  Capitalien  und  Grundstucke,  mit  welchen  Acker- 
bau und  Yiehzucbt  verbunden  ist,  gewidmet  werden.  £  51 :  Das  Landgut  musx 
wenigstens  einen  reinen  Ertrag  Yon  2500  Thalern  nach  einem  landüblichen  Wirtb- 
ftcbaflsanachUge  gewähren.  S«  59:  Zu  einem  Geldfidelcommisz  ist  ein  Capital  von 
10,000  Ttialern  hinreichend.  , 
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a)  eine  Willensverordnung,  Stiftung,  durch  welche  bestimmte  Göter 
der  Strömung  des  gewohnten  Verkehrs  entzogen  and  nach  einer 
festgeordneten  Erbfolge  der  Familie  erhalten  werden.  Der  romani- 
sirenden  Theorie  —  an  die  römischen  Fideicommisse  denkend  — 
erschien  die  Form,  in  welcher  der  Wille  des  Stifters  sich  kund  gab, 
unerheblich,  und  sogar  eine  mündliche  formlose  Erklärung  genügte 
ihr.  Um  so  leichter  konnten  die  Juristen  für  altherkömmliche 
Stammgüter  einen  Stiftungsact  des  ursprünglichen  Stammvaters,  der 
nicht  zu  erweisen  war,  durch  Vermuthung  ergänzen.  Die  Wich- 
tigkeit des  Actes  aber  und  seine  auf  Jahrhunderte  hin  berechnete 
eigenthümliche  Wirkung  verlangt  gröszere  Sorgfalt  auch  mit  Bezug 
auf  die  Form,  und  es  ist  daher  eine  naturgemäsze  Fortbildung, 
wenn  in  neuerer  Zeit  eine  schriftliche  und  gerichtliche  Beurkundung 
gefordert  und  für  das  moderne  Creditsystem  unerläszlich ,  wenn  im 
Rechtsverkehr  die  Stiftungsqualität  der  liegenden  Gründe  nur  inso- 
fern anerkannt  wird,  als  die  Stiftung  auch  in  dem  ölfentlichen 
Grundbuch  eingetragen  worden  ist.  Gewöhnlich  wird  sogar  in 
neuerer  Zeit  für  die  eigentlichen  Stammgutsstiftungen  gerichtliche 
oder  landesherrliche  Genehmigung  gefordert. 

b)  Ein  zur  Familienstiflung  taugliches  Object,  Voraus  eignen  sich  dazu 
sowohl  ihrer  Dauer  und  der  öffentlichen  Controle  w^en  als  aus 
politischen  und  socialen  Gründen  herrschaftliche  Güter  und  ähnUchet 
Grundvermögen;  schon  weniger  Capitalien,  anderes  bewegliches  Ver- 
mögen nur  als  Zubehörde  zu  jenen,  oder  wenn  dasselbe  als  Samm- 
lung ein  bleibendes  und  abgeschlossenes  Dasein  hat 

c)  Die  subjective  Beschränkung  auf  den  Adel  findet  sich  nur  ausnahnss- 
weise  und  paszt  in  solcher  Form  nicht  mehr  zu  dem  jetzigen 
Rechtssystem.  Eher  liesze  es  sich  rechtfertigen,  wenn  mit  der 
Gründung  einer  Stammgutsstiftung  auch  für  den  Stifter  und  dessen 
Nachfolger  ritterschafllicher  Adel  als  Folge  verbunden  würde,  indem 
damit  eine  sichere  Unterlage  für  höheren  Stand  gewonnen  wird. 

3.  Die  Jurisprudenz  ist  unsicher,  wie  sie  das  Recht  an  dem  Stiftnngs- 
gute  sich  denken  und  bezeichnen  soll.  Die  einen  schreiben  der  stiftungs- 
mäszigen  Familie  das  Obereigenthum  und  dem  jeweiligen  Inhaber  das  Nutz- 


2.  Oetterreichhehet  Cks.  S*  .0*7:  Ohne  besondere  Elnwilltffang  der  geseU- 
gebenden  Gewalt  kann  kein  (Familien-)  Fideicommisz  erricblet  werdpn. 

3.  Bayrischet  Ed.  v.  1818.  §.  2.  Zur  Errichtung  —  wird  ein  Grondvennöf« 
erfordert,  von  welchem  an  Grund-  and  Dominicalstener  in  simplo  wenigstens 
25  Gaiden  zu  entrichten  sind.  §.  22:  Ein  Familienfideicoramisi  wird  erst  1}  durch 
gerichtliche  Bestätigung  und  2)  durch  die  Eintragung  in  die  (bei  den  Appellation»- 
gericbten  zu  führende)  Fidefrommisz- Matrikel  wirksam,  g.  30:  Im  Falle  der  Besti- 
tigung  wird  darüber  eine -Urkunde  ausgefertigt,  und  deren  Vormerkung  In  den 
Bypothekenbüchern  des  Orts,  wo  ein  cum  Fideicommisz  gehöriges  Gut  gelegen  Ist, 
Teranlaazt. 
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ti^hm  m.  (4.)  Die  andern  reden  von  GeiCmmteigerUkum  der  Familie, 
welches  zanichst  doreh  den  Gutsbesitzer  ausgeübt  werde.  Wieder  andere 
hAen  den  Ftdeicommisz-Inhaber  als  ü$ufruetuar  behandelt  und  das  dami- 
mm  der  Familie  zugeschrieben. 

Die  elnfiichste  und  natüriichste  Auffassung  scheint  mir  die:    Der  je- 
feiHge  Stifiungsfolger ,  welcher  das  Stiflungsgut  erworben  hat,   ist  £t^en- 
tkiimer  desselben  geworden,  aber  sein  Eigenthum  ist  nicht  ein  freies  und 
Tertoszerliches,  sondern  ein  stiftungsmäszig  beschränktes  und  unveräuszer^ 
üdies  Stiftungseigenthim.     Die    Qbrigen    Familienglieder    aber    sind    nicht 
BftfUhUmer  im  eigentlichen  Sinn  des  Worts,   aber  je  nach  ihrem  Erb- 
lerbiltnisz    haben   sie   eine    nähere  oder  entferntere  Anttartschaft  auf  die 
SHfiwig$foige,   und  dieses  Recht  der  Anwärter  musz  auch  Ton  dem  Stif- 
HrngseigenthUmer  jeder  Zeit  geachtet  werden.    Künstlicher    schon    ist    fol- 
gende Betrachtungsweise:  Die  Familie  kann  allerdings  als  eine  Genossenschaft 
gedacht   werden,    als   ein    verbundenes  Ganzes,    dessen   Lebensdauer  das 
Leben  der  einzelnen  einander  folgenden  Familienglieder  fibersteigt.    Dieser 
Fimilie   nun    wird    ein    Gesammteigenthum   an    dem   Stiftungsgute   zuge- 
schrieben, welches  theils  das  Stifhmgseigenthum  des  Inhabers  mit  umfaszt 
ond  steh  in    ihm  duszert,   theils  dasselbe  zu  Gunsten  der  Nachfolger  be- 
schrankt.   Diese  Auffassung  ist  nicht  noth wendig,   da  schon  das  Stiftungs- 
eigenthum  und   das  Recht   der  Anwartschaft  für  sich  die  vorkommenden 
Rechtsverhältnisse   genügend    erklären    werden,    aber    zulässig   und    dem 
Geiste  des   deutschen  Familienrechts  zusagend.    Dagegen  scheinen  mir  die 
flbrigen  Vorstelkingen ,  obwohl  sie  auch  zuweilen  in  die  Landesgesetzgebung 
fibergegangen  sind,  juristisch  durchaus  unbefriedigend. 

4.  Der  Stiftungseigenthümer  (Fideicommisz-Besitzer)  übt  alle  in  dem 
Bgenthura  enthaltenen  Befugnisse  aus,  sowohl  die  mit  solchem  Grundbesitz 
verbundenen  öffentlichen  und  Ehrenrechte,  als  die  des  Besitzes,  Genuszes, 
der  Wirthschaft^  der  gerichtlichen  Vertretung,  Recht  auf  Schätze  u.  s.  f. 
Die  Früchte  des  Stiftungsgutes  erwirbt  er  zu  unbeschränktem  Eigenthum, 
aoch  hier  zuweilen  AUod  genannt.  Ist  er  das  lelzte  Glied  in  der  Kette 
der  Stiftungserben,  so  f^llt  auch  die  durch  den  Stiftungszweck  gesetzte 
Schranke  seines  Eigentbnms  w^  und  es  erwächst  dasselbe  an  dem  bis- 
herigen Stiftungsgute  selbst  zu  unbeschränktem  Eigenthum. 

5.  In  der  Regel  aber  ist  das  Recht  des  StiftungseigenthOmers  durch 
^Pflicht  beschränkt,  das  Stiftungsgut  für  die  Nachfolger  in  unversehrtem 
Zustande  zu  erhalten.  (5.)  Er  darf  daher  nichts  thun,  was  die  ungeschmä- 

4.  Pireiutitches  Landr.  II.  6.  §•  72:  Dem  Jedcsmatigen  FIdcIcommlsz-BesiUer 
gebohrt  das  natibare  Eigenthum  des  Pideicommisses.  %.  73:  Das  Obereigenthom 
Mndet  sich  bei  der  ganzen  Familie.  $.  70:  In  allen  F&llen,  wenn  bei  geibeiltem 
Stgrothume  die  Einwilligung  des  Obcreigenthömers  zu  einer  Verfügung  erforderlich 
Im.  musz  dieselbe  bei  Fideicommissen  durch  einen  Familienschlusz  getroffen  werdfn. 

5.  Eric,  des  Ob.-App.-Ger.  Celie  {Seufferis  Archiv  V.  45):  Der  Fideicommisz- 
Inbaber  ist  in  der  Art  und  Weise  der  zum  FC.  gehörigen  Lündereiep  nur  in  so  weit 
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lerte  Nachfolge  der  Anwftrter  stfireo  wOrde,  also  das  Stiftoogsgut  nkhk 
v€r$chUchtem,  noch  zerstören,  noch  veräm$zem,  noch  mit  einer  Bachwerdi 
belasten,  welche  über  sdnen  Tod  hinaus  fortdauert  Eben  die  Eintragung 
der  Stillungseigenschaft  in  das  Grundbuch  gewährt  gegen  solche  Verausze- 
rung  oder  Belastung  Sicherheit  Die  Anwftrter  haben  schon  bei  Lebcdteo 
ihres  Vorgängers  das  Recht,  gegen  factische  oder  juristische  V^fQgimgeD 
des  Stiftungseigenthümers,  durch  welche  ihre  Folge  gefilhrdet  würde,  Ein- 
sprache zu  machen  und  Sicherheit  zu  fordern. 

Durch  diese  Pflicht  wird  auch  das  Recht  der  Wirthschaft  beschränkt 
Der  Stiftungseigenthümer  darf  wohl  nhauen  und  brechen,''  nicht  aber  ein- 
zelne Gebäude  blosz  niederreiszen  ohne  einen  der  Natur  des  Stiftungsgutes 
gemäszen  Ersatz.  Er  darf  auch  die  Cultur  ändern,  aber  nicht  in  der  Art, 
dasz  der  Charakter  des  Gutes  alterirt  würde,  z.  B.  nicht  gegen  den  Willen 
der  Anwärter  einen  Park  in  Aecker  verwandeln,  aus  einem  Lustschlosz 
eine  Fabrik  machen  u.  dgl.  Ist  die  Wirthschaft  des  StiftungseigentbOoiers 
verderblich  für  das  Gut,  so  kann  demselben  zur  Sicherung  der  Anwärter 
auf  deren  Begehren  sogar  die  Verwaltung  entzogen  und  einem  Andern 
(regelmäszig  einem  andern  Familienglied)  übertragen  werden.  Das  Recht 
auf  die  Früchte  und  den  Genusz  des  Stiftungsgutes  verliert  jener  desz- 
halb  nicht  (6.) 

Der  Stiftungseigenthümer  ist  um  dieser  Pflicht  willen  nicht  absolut  an 
jeder  dinglichen  Belastung  verhindert,  sondern  nur  reUuiv,  soweit  die 
Rücksicht  auf  die  Stiftungserben  es  rechtfertigt,  also  nur  so,  dasz  die 
Wirkung  derselben  mit  seinem  Tode  erlischt  Bis  dahin  aber  kann  er 
einen  Nieszbrauch  gültig  bestelleB,  das  Gut  in  Pacht  geben  u.  s.  f. 

6.  Ausnahmsweise  ist  die  Yeräutzerung  von  Stiftungsgut  oder  eine 
Umänderung  der  Substanz  gestattet,  wenn  die  Anwärter  ihre  Zustimmmg 
geben  und  das  Gericht  nach  Prüfung  des  Falles  seine  Genehmigung  er- 
theilt  In  dem  Rinverständnisz  der  sämmtlichen  Betheiligten  —  für  Minder- 


beschrSokt,  als  er  jede  Verschlechterung  des  Fldeicommiszgutes  verhiDdeni  musz.  — 
Er  ist  nicht  Terpflichtet,  Fabrikgeschafte  und  Brauereien  auf  dem  Gate  zu  anicr- 
balten,  sofern  der  Stifter  solches  nicht  ausdrücklich  Torgeschrieben  hat. 

6.  BayrUchet  £d  g.  71 :  Zeigt  sich  hei  einem  Fideicommisz-Besitter  eine  dem 
Fideicommisse  verderbliche  Wirthschaft,  so  kann  und  soll  das  Fideicommisz  auf 
Anrufen  der  Interessenten  oder  des  benannten  Fideicoromisz-Vertreters  vom  Gerichte 
in  Administration  gesetzt  werden.  —  Läszt  sich  aus  der  erwiesenen  Üblen  Wirtb- 
schaft des  Besitzers  nur  eine  Gefahr  für  die  in  dessen  Händen  befindlichen  beweg- 
lichen Zugehörungen  des  Fideicommisses  befürchten,  so  können  ihm  auf  Annitai 
der  Interessenten  diese  abgenommen  und  einem  FamiliengUede  zur  Yerwabrong  über- 
geben oder  nach  Umstanden  selbst  in  gerichtliche  Verwahrung  genommen  werden, 
g.  48:  Der  Fideicommisz-Besiuer  kann  eigenmächtig  das  Fideicommiss  mit  eiaer 
neuen  bleibenden  Bürde  oder  Dienstbarkeit  nicht  belegen,  ebensowenig  die  zum 
Fideicommisse  gehörigen  Güter  durch  Tausch,  Verkauf,  Vergleich  oder  auf  andere 
Weise  veräuszern.  Verpachtungen,  die  auf  mehr  als  neun  Jahre  abgeschlosaea  sind, 
verbinden  den  Nachfolger  nicht. 
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jihrige  handelt  der  Vormund  —  Ist  die  WUlensmeinung  der  Familien^ 
genosienschaft  zu  erkennen,  und  dieser  in  der  Regel,  wenn  das  Gericht 
darin  nicht  eine  widerrechtliche  oder  pietätswidnge  Verletzung  des  Geistes 
der  Stiftung  erkennt,  nunmehr  Folge  zu  geben.  Dann  aber  ist  auch  die 
Aenderung  von  den  nachkommenden  Generationen  als  die  That  der  Fa- 
milie zu  respectiren,  eine  spatere  Anfechtung  daher  nicht  zuläszig.  Eine 
absolute  ünveranderlichkeit  der  Stiftung,  wie  sie  von  manchen  Juristen 
behauptet  wird,  widerspricht  der  Natur  der  menschlich-irdischen  Verhtit- 
nisse  (vgl.  oben  §.  45,  6)  und  ist  daher  auch  nicht  mit  der  Unverdnder- 
lichkeit  des  ursprOnglichen  und  der  Vergangenheit  angehörigen  Stiftungs- 
ades zu  begründen.  Eher  läszt  sich  zweifeln,  ob  dem  Gerichte  zustehe, 
eine  von  dem  Stiftungseigenthümer  gewollte  Veräuszerung  auch  dann  zu 
bewilligen ,  wenn  nicht  alle  Anwärter  ihre  Zustimmung  ertheUen.  Sprechen 
erbebliche  Gründe  fOr  die  Veräuszerung  oder  Aenderung,  und  erscheint 
der  Widerspruch  einzelner  Anwärter  unpassend,  so  darf  wohl  der  ange- 
OMseDe  Familienwille  durch  das  prüfende  Gericht  ergänzt  werden.  (7.) 

7.  Wenn  der  Stiftungseigenthümer  Schulden  contrahirt^  so  haftet  er 
zQDächst  für  diese  Schulden  persönlich,  und  mit  seinem  freien  Vermögen* 
nickt  aber  mit  dem  Stiflung$gtU.  Seine  Gläubiger  können  daher  nie  zu 
ihrer  Deckung  auf  die  Substanz  des  Gutes  greifen.  Auf  die  Früchte,  die 
g^enwärtigen  sowohl  als  —  so  lange  das  SUftungsgut  nicht  auf  den  Nach- 
feier übergeht — die  künftigen  Früchte  dürfen  sie  dagegen  greifen,  jedoch 
mit  Beachtung  der  auf  dem  Stiftungsgute  haftenden  Lasten  und  Verwen- 
dungen zu  Gunsten  dritter  Personen  und  der  eigentlichen  FideicommüZ" 
ickulden^  Stiftungsschuldenj  welche  alle  vorgehen.  Als  solche  Stiftungs- 
schuMen  kommen  in  Betracht: 

a)  die  schon  ursprünglich  auf  dem  Stiftungsgute  haftenden  Schulden, 
durch  welche  der  Capitalwerth  Qie  Substanz)  des  Stiftungsvermögens 
selbst  vermindert  wird,  und  deren  ausstehende  Zinsen; 

b)  die  zwar  später  entstandenen,  aber  aus  stiftungsmäszigen  Gründen 
d^üSüßxmgßg^  auf erUgtm  Schulden^  wohin  insbesondere  die  durch 
Yeru)€ndung  (in  rem  versio)  für  das  Stiftungsgut  gedeckten  Capital- 
schulden  gehören  (z.  B.  Kaufsummen  für  Erweiterung  des  Gutes, 
Darlehen  zur  Bezahlung  der  ursprünglichen  Stiftungsschulden,  Rosten 
für  nothwendige  Herstellung  von  Gebäuden).  Die  neuern  Versi- 
cherangsanstalten  vermindern  indessen  die  Gefahr  des  Brandschadens, 
und  es  kann  daher  der  Stiftungsbesitzcr  ang^alten  werden,  aus  den 


1.  BajrrUcher  Entwurf  eines  Gesetzes  über  Familienfideicommisse  v.  1850. 
S*  10:  Das  Beiirksgericht  masz  Tor  Ertheilang  der  Bewilligung  die  Zustimmung  der 
iwei  Düchsten  Anwärter  und  —  wenn  beide  Descendenten  des  Fideicommlsz-Besitzers 
sind  —  tuszerdem  auch  noch  die  Zustimmung  des  nächsten  Anwärters  aus  der 
Seiienlinie  einholen.  Es  darf  die  verweigerte  Zustimmung  dieser  Betheiliglen  nur 
<^DD  ergänzen,  wenn  ihr  Widersprach  auf  onhtUbaren  Gründen  beruht« 
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Einkünften   des  Gots  die  Versicbernng   zu    bestreiten    und   so  der 
Belastung  des  Gutes  in  Folge  solchen  Schadens  vorzubeugen. 

c)  Schulden,  welche  zwar  nicht  von  Rechtes  wegen  auf  der  Subttanx 
und  den  Früchten  haften,  wie  die  obigen,  aber  mit  Zustimmung  der  Fa- 
milie und  Genehmigung  des  Gerichts  auf  dem  Gute  versichert  sind.  (8. 9.) 

d)  Schulden,  welche  nur  die  Früchte  des  Gutes  aus  stiftungsmäszigeni 
Gründen  belasten  dürfen,  z.  B.  wegen  Noth  des  Inhabers  oder  zur 
Versorgung  von  Kindern  und  Ausstattung  der  Töchter,  soweit  dieses 
BeUürfnisz  niclit  aus  dem  freien  Vermögen  des  Inhabers  befriedigt 
werden  kann,  und  die  Befugnisz,  Schulden  zu  contrahiren,  anerkannt 
ist.  Aus  der  Natur  der  Stiftung  ergibt  sich  zunächst  die  Freiheit 
des  Stiftungseigenthümers,  seinen  Fruchtgenusz  zu  verpfänden,  aber 
nur  auf  seine  Lebenszeit. 

8.  Der  Stiftungseigenthümer  kann,  wenn  er  will,  Verzicht  leisten  auf 
das  Stiftungsgut.  Dann  tritt  der  nächste  Stiftungserbe  von  Rechtes  wegen 
ein,  wie  wenn  jener  gestorben  wäre. 

9.  Das  Recht  musz  nach  dem  obigen  Princip  Nr.  6  auch  die  Auflösung 
der  Familienstiftung  für  möglich  erklären  (10.);  aber  es  versteht  sich,  dasi 
hiebei  strenger  noch  zu  verfahren  ist,  als  bei  bloszer  Veräuszerung  von 
Stiftungsgut  und  Aenderung  der  Substanz.  Daher  darf  hier  wohl  Ein- 
stimmigkeit aller  Betheiligten  gefordert  und  zu  besserer  Würdigung  aller 
Gründe  für  Erhaltung  der  Stiftung  ein  besonderer  Vertreter  der  Stiftungs- 
interessen  —  von  den  älteren  Juristen  wunderlich  curator  nascilurorum 
genannt  —  bestellt  und  von  dem  prüfenden  Gerichte  gehört  werden,  wie 
das  in  dem  bayrischen  Edicte  angeordnet  ist  Der  Widerspruch  dieses 
Vertreters  für  sich  allein  hemmt  dann  die  Auflösung  nicht,  wohl  aber  sind 
die  Gründe  des  Widerspruchs  sorgfältig  zu  erwägen  im  Gegen^^atz  zu  denen 
für  Auflösung,  welche  dann  gewöhnlich  von  den  Familiengliedem  vorge- 
tragen werden,  und  darnach  zu  entscheiden. 


8.  OetierreichüeAet  Ges.  g.  635 :  Der  Fide<eomiiiisz«Inh«ber  kann  ein  DriUibeil 
des  Fideicommisx-Gates  verschulden,  oder  wenn  es  in  CapiUlien  besteht,  ein  Dritt- 
theil  davon  erheben.  Hierzu  bedarf  er  keiner  Einwilligung  der  AnwUrter  oder  Cnra- 
toren,  sondern  nur  der  Genebmigong  der  ordentlichen  Gerichtsbehörde,  g.  638.  Dia 
Rürkzahlangen  einer  Fideicommiszschuld  sind  so  za  bestimmen,  dasz  Jährlich  fonf 
vom  Hundert  an  der  Schuld  getijgt  werden. 

9  ßayrüehefEA,  %.  tii9:  Mit  Jeder  Fideicommiszschuld  und  mit  Jeder  die 
Subst^z  des  Fideicomroisses  Termindernden  Handlung  ist  ein  Plan  lu  verbinden, 
wie  ans  den  Früchten  des  Fideicommisses  die  darauf  gelegten  Schulden  getilgt  oder 
die  —  Verminderungen  ^  ergänzt  werden  sollen 

10.  ErA.  des  O.-J.-O,  zu  Darmtiadt  in  Senf/eris  Archiv  XIII.  Nr.  270.  Um 
die  Auflösung  herbeizuführen,  wird  nur  vorausgesetzt,  dasi  alle  zur  Nachfolge  be- 
rechtigten lebenden  Familienglieder  ohne  Rücksicht  auf  den  Grad  ihrer  NShe  ein- 
willigen, und  wenn  sich  darunter  Minderjährige  beßnden,  deren  Zustimmung  durch 
obrigkeitliche  (soll  wohl  heiszen  obervormundschaftliche)  Autorität  (vorgXngig  die 
Untersuchung. der  Frage ,  ob  ihnen  die  Auflösung  nützlich  sei}  ergänzt  werde. 
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Die  wirthsdiaftfichen  und  Creditinteressen  sind  dem  Institute  nicht 
gfinstig:  jene  nicht,  weil  der  Tauschwerth  dieser  Güter  geringer  ist,  als  der 
der  vefSuszerlichen  Güter  und  weniger  Gewähr  für  sorgfältige  Bebauung 
wbanden  ist;  diese  nicht,  weil  der  persönliche  Credit  der  Slammguts- 
ejgenthomer  und  der  Realcredit,  auf  den  sie  sich  stützen  können,  leicht  in 
bedenkliche  Conflicte  kommen.  Die  neuere  Zeit  ist  daher  demselben  im 
Ganzen  abgeneigt  und  kann  vorzüglich  .nur  durch  politische  Gründe  be- 
wogen werden,  zur  Erhaltung  aristokratischer  repräsentativer  Elemente, 
(bssdbe  zu  bewahren. 

•  Dieck^  „Familiengttt**,  in  Ersch  nnd  Grübers  Encyklop.  —  BännUim 
od  KreUchmann,  Geschichte  der  Brandenburger  Fideicommisse  im  Staatsarchiv 
der  preasxischeo  Fürsten thümer.  L  S.  191.  —  C.  v,  SaUa  und  Lichtenau,  die 
Lehre  von  Familien-Stanim-  und  Geschlechts-Fideicommissen.  Leipzig  1838.  — 
f6ü,  bayr.  Verfassnngsrecht.  §.  52  ff.  München  1851.  —  Mothaim,  Entwicklung 
der  Verhältnisse  bei  Fideicommissen.  1816.  —  G.  Schenk  de  Schweinsberg,  de 
bonomm  stemmaticorum  et  fideicommissorum  familiarum  nobilium  origine  et 
discrimine.  Marburgi  1829.  —  0.  F,  Sieinacker,  de  jure  fideicommissorum  se- 
cundum  leges  Sazonicas.  2  T.  Lipsiae  1834.  —  Wach$muth,  Lehen,  Fidei- 
eommisz  und  Stammgut  nach  neuer  hannoverischer  Gesetzgebung.  Hannoveri- 
sches Migadn.  YU.  S.  1. 

§.  69. 

5.    Bluerlicbe  Erbguter. 

1.  Verwandt  mit  den  Stammgütern  und  den  Stammgutsstiftungen  ist 
dis  Institut  der  bäuerlichen  Erbgüter.  Dasselbe  hat  auf  dem  Gebiete  der 
Baoergflter  und  für  den  Bauernstand  die  nflmliche  Bedeutung,  welche  die 
enteren  für  die  Erhaltung  der  herrschaftlichen  Güter  und  des  Gutsadels 
haben.  Es  wird  so  der  Bauernfamilie  für  die  Zukunft  ein  fester  zu  ihrem 
Ditohalte  ausreichender  Grundbesitz  gesichert,  übermAsziger  Zerstückelung 
te  Bodens  auf  der  einen  und  Übermftsziger  Ansammhing  des  Grundeigen- 
tboiDs  ui  JSner  Hand  auf  der  andern  Seite  entgegen  gewirkt,  die  Kraft 
to  guten  Sitte  und  das  Interesse  solider  Landwirthschaft  gestärkt  und  für 
Erhaltung  eines  tüchtigen  Bauernstandes  gesorgt.  Wie  jene  auf  Allod  und 
Leben  anw^dbar  waren,  so  sind  die  erblichen  Bauergüter  nun  entweder 
eine  besondere  Art  der  eigenen  Güter  oder  Meyergüter  und  Erlfpachtgüter. 
Von  den  letzteren  wird  in  Gap.  12  noch  naher  die  Rede  sein. 

2.  Die  Eigenschaft  eines  bl^erlichen  Erbguts  beruht  entweder  auf 
Geutz  und  Herkommen  oder  auf  einer  Stiftung.  Die  Umwandlung  der 
bofrechtlichen  Erb-  und  Meyergüter  in  volles  Grundeigenthum  hat  in 
loaocben  G^enden  in  neuerer  Zeit  die  Gebundenheit  dieser  Güter  ge- 
lockert und  die  eigeiithümliche  Erbfolge  in  dieselben  verwirrt  oder  gar 
besdtigt  Die  Aufhebung  der  Grundherrschaft  hat  indessen  nicht  noth- 
^«dig  solche  Folgen.  Vielmehr  liegt  die  Erhebung  der  bisher  hofrecht-^ 
fcAe»  Erbgüter   zu   freien   Erbgütern    naher    und    ist    durchaus    natur- 
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gemäsz.  (1.)  Wo  ^mr  daher  ein  festes  Herkommen  für  die  ErhgutsqttatUät 
der  grundherrlichen  Bauergüter  finden,  da  kann  dasselbe  auch  nach 
der  Befreiung  dieser  von  der  Grundherrschaft  als  fortwirkend  betrachtet 
werden,  insofern  nicht  die  Gesetzgebung  das  System  der  Erbgüter 
ebenfalls  verworfen  und  mit  Absicht  auch  den  Zusammenhang  mit  den 
bisherigen  Zuständen  abgeschnitten  hat.  Bei  der  unleugbaren  Neigung  aber 
der  neueren  Jurisprudenz  zu  generalisiren ,  wird  es  gerathen  sein,  im 
Interesse  des  Fortbestandes  der  bauerlichen  Erbgüter,  durch  die  Gesetz- 
gebung ausdrückh'ch  zu  bestimmen,  dasz  die  Erbgutsqualitdt  fortdauern 
solle;  sonst  ist  zu  befürchten,  dasz  aus  der  Auflösung  des  grundherrlicbeo 
Verbandes  und  der  Ablösung  der  Realiasten  von  den  Gerichten  auch  die 
Einführung  der  VeräuszerKchkeit  und  der  Erbtheiiung  solcher  Güter  ge- 
folgert werde. 

3.  Es  kann  aber  auch  ein  Erbgut  neu  durch  <(en  Willen  des  Eigen- 
thümers  gegründet  werden,  und  während  die  herkömmlichen  bäuerlichen 
Erbgüter  den  Stammgütern  analog  sind,  so  gehen  die  so  errichteten  Erb- 
güter den  FamiliensliftuDgsgütern  paralleL  Die  Erbgutserrichtung  erfor- 
dert daher: 

a)  eine  darauf  gerichtete  Willenserklärung  des  Stifters; 

b)  ein  Bauergut  als  Gegenstand  der  Stiftung; 

c)  Vormerkung  der  Erbgutsqualität  in  dem  öflentlichen  Grundbuch; 

d)  regelmäszig  auch  gerichtliche  Genehmigung  nach   vorheriger  Prüfung 
des  Falles. 

Bei  letzterer  können  auch  die  Ansprüche  der  Pflichterben  zur  Berück- 
sichtigung kommen.  Förderlich  für  das  Institut  und  zugleich  den  Ver- 
hältnissen gemäszer  ist  dabei  eine  Berücksichtigung  in  der  altern  Weise 
des  deutschen  Rechts,  so  dasz  bei  dem  Widerspruch  der  Pflichterben  ledig- 
lich nach  vernünftigem  und  billigem  Ermessen  in  diesem  Momente  erwogen 
wird,  ob  der  Eigenthümer  gegen  jene  pflichtwidrig  handle  oder  nicht,  als 
die  neuere  Form ,  die  Erledigung  des  Streites  auf  die  Zeit  des  Todes  des 
Erblassern  zu  verschieben  und  dann  denselben  nach  bloszen  abstracteo 
Verhiltniszzahlen  zu  entscheiden. 

4.  Der  jeweilige  Nachfolger  in  dem  freien  Erbgut  erwirbt  EigetUhm 
daran,  nicht  blosz  Nieszbrauch  oder  Nutzeigenthum;  aber  sein  Eigentharo 
ist  beschränkt  durch  die  Rückstcht  auf  die  Familie^  besonders  auf  die  Aa^ 
erben.  (2.)    Vorzugsweise  Anerbe  heiszt  dann  der  nächste  zur  Nachfolge  in 


1.  Freuszuehe  Ctb.-Ordre  ▼.  26.  Not.  1833.  In  Bezug  auf  die  vormals  eigen- 
behörigen,  noch  dem  Heimfalie  unterworfenen  Colonate  finden  noch  jetzt  die  ßesiim- 
mungen  der  Eig.  Ordnungen  und  der  auf  die  Erbfolge  beiuglichen  particularrecbl- 
liehen  Satzungen  Anwendung. 

2  Bayriidtet  Gesetz  t.  185«.  g.  5:  Der  Jeweilige  Besitzer  eines  Erbgutes  ist 
Eigenthümer  desselben  und  hat  die  Rechte  und  Pflichten  eines  solchen ,  insoweit 
nicht  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  etwas  Anderes  verordnet  ist. 
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das  Gut  bestimmte  und  mit  einer  unvermittelteo  Anwartschaft  darauf  wa3'^ps^*3'^  ! 
gerüstete  £r6e  (3.):    in  weilerm  Sinne  werden  auch  die  (ihrigen  enlfem-^J<^/^  »/f^^i 
leren  Anwärter  Anerhen  genannt.     In  diesen  Erhgütem  hat  der  alte  Triebi^*"^^^^  ')  * 
dei  deutschen   Grundeigmthums  zu   fester   Unveräuszerlichkeit  und  zu  ge- 
sieherter  Erbfolge  eine  eigenthOmh'che  Form  gewonnen.    Daher  reicht  denn 
aupb  der  Gesichtspunkt  eines  so  eigenthomlich  beschränkten  Eigenthums 
hier  wesentlich  aus;  es   liegt    weniger   noch   als  bei    den   Familien&dei- 
coibhiissen  ein  BedOrfnisz  vor,  von  einem  Gesammteigenthum  der  Familien- 
genosseDSchafl  zu  reden^   und  es  ist  auch  das  Rechtsverhältnisz  des  Erb- 
guts weniger  als  dort  yon  der  Form   der  Begründung   desselbeii,   insbe- 
sondere von  dem  StiftungswiUen,  abhängig« 

5.  Es  sind  dann  zwei  Bestandtheile  in  dem  Vermögen  des  Bauern 
zu  unterscheiden: 

t]  das  bäuerliche  Erbgui  und  dessen  Zubehörde; 
b)  das  übrige  freie  Yerm^en^  gewöhnlich  obwohl*  nicht  glücklich,  AUo- 
difUgui  genannt 

EMier  das  letztere  kann  der  Ejgeothümer  frei  verfügen,  und  es  filllt 
dtisdbe  dem  gemeinen  Erbrechte  anheim.  Es  gehören  dazu  auch  die 
Früchte,  wenn  sie  nicht  zum  Bau  des  Gutes  und  zu  fortgesetzter  Wirth- 
scbaft  ndihig  sind,  ond  die  Forderungen  und  Schulden,  soweit  sie  nicht 
ausDahmsweise  in  nähere  Beuehung  zum  Erbgute  gebracht  sind,  die  Schul- 
deo  entweder  durch  Verpbndung  des  Bauergutes  im  Grundbuch  oder  um 
der  bereicbeindeD  Verwendung  willen  für  dasselbe. 

Oft  wird  aber  auch  das  Erbgut  ervoeitert  durch  Zuwendung  aus  dem 
Allod  (4.)«  bald  der  Sitte  gemäsz,  z.  B.  durch  die  Ehefrau,  welche  ihre 
Aussteuer  dem  Gute  einbringt,  und  dagegen  ein  Recht  auf  die  Leibzucht 
erwii-t>t  oder  durdi  den  Interiofiswirth,  bald  durch  freie  Verfügung  im  ein- 
zehieo  Fall.  Die  Erweiterung  in  Grundstücken  bedarf,  um  gesichert  zu 
'  sdn,*  Hnmer  der  Fertigung  im  Grundbuch. 

3.  Erk.  des  Obfrtrib.  za  Berlin,  {Sen/ferls  Archiv  I.  260.)  Das  Anerbenrecht 
«n  Bauergätem ,  welches  durch  Abstammung  von  einem  rrühern  Colonarbesitzer 
eotsteht,  ist  an  sich  noch  liein  unbedingtes»  kein  erworbenes  Recht  an  der  Stätte.  — 
Der  Anerbe  einer  biuerlichen  Saite  hat  an  dem  Colonalrechte  des  Besitzers  dersel- 
ben keineswegs  einen  Antheil. 

4.  Erk«  d.  Brmmmthweig.  0.-6.  (8.  A.  Ylf.  343.)  Zo  den  Pfliehten  des  auf- 
beirathenden  Ehegalten  geilört  es  nach  bauerrech  Hieben  Grundsätzen  das  erheirathete 
Easerngut  naeh  RrSften  zu  verbessern,  mithin  auch  die  auf  dem  zugefreiten  Uauern- 
tat  baflcDden  Hypoibekscholden  und  andere  Hofschulden  abzutragen.  Die  aus 
Solchen  Verbesseraogen'  des  Hofes  für  den  auflieirathenden  Ehegatten  erwachsenen 
Itechte  bestehen  nicht  sowohl  darin,  dasz  er  ein  Recht  aus  i  ützlicber  Geschüftsfüh- 
mng  auf  Wiedererstattung  der  gemachten  Auslagen  erwirbt,  als  sind  vielmehr  darein 
KU  setzen,  dass  er  für  sich  eine  bessere  Versorgung  (Altentbeil),  für  seine  Kinder 
^ber  eine  nach  den  gesteigerten  Hofkriften  zu  vermehrende  Abfindung  aus  dem  Hofe 
KQ  fordern  berechtigt  ist. 

BUntaebli,  dentKbea  Privatrecht.   8.  AolL  14 
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6.  Die  Veräutzerung  von  Erbgutsstücken  oder  desErbgots  selbst  ist  im 
Interesse  des  Bestandes  der  Bauergüter  und  der  Anerben  gehemmt  Es  bedarf 
dazu  der  Zustimmung  wenn  auch  nicht  aller  Anerben  doch  des  nächsten  Kreises 
der  Anerben  und  der  Genehmigung  des  Gerichts,  welches  jene  Zustimmung 
aus  zureichenden  Gründen  ergänzen  darf.  Fehlt  es  daran,  so  darf  die 
Veräuszerung  durch  das  Grundbuch  nicht  vollzogen  werden,  und  es  ist  auch 
wenn  sie  geschehen  sein  sollte,  der  Anerbe  berechtigt  das  Geschäft  anzo- 
fechten.  Diese  Klage  des  Anerben  {Reunionsklage)  darf  noch  bei  LebzdteD 
des  Veräuszerers  angestellt  werden. 

7.  Gewöhnlich  ist  mit  dem  ErhguUeigenihum  auch  die  Pflicht  verboada), 
theils  zu  AUmenlen  für  diejenigen  Personen,  welche  durch  ihre  Beziehung 
zum  Gute  (als  abgetretene  Bauern,  Wittwen,  unerzogene  Kinder,  gebrech- 
liche Kinder)  nöthigenfalls  auf  das  Gut  zu  ihrem  Unterhält  angewiesen 
sind,  theils  zu  angemessener  AusHaitung  der  Söhne  und  der  Töchter,  die 
nicht  auf  dem  Gute  bleiben.    (2.) 

Diese  Pflichten  erklären  sich  aus  der  Pietäts-  und  FamiUen-Yerhii^ 
düng  unter  den  Gliedern  der  Bauerfamilie.  Die  nähere  Bestimmung  der 
Ausstattung  ist  sehr  mann  ichfaltig  je  nach  Landessitte  und  Landesredt 
Soll  aber  der  Zweck  des  Inslitutes  erhalten  werden,  so  darf  das  Gol^ 
durch  nicht  zu  sehr  in  Anspruch  genommen  und  mit  Schulden  \iMi^ 
werden,  bei  welchen  der  Erbbauer  mit  seiner  eigenen  nächsten  Faflüüe 
nicht  bestehen  kann. 

Zu  unterscheiden  davon  ist  die  erbreehtliche  Frage  der  Abfmdmg  der 
Geschwister  durch  den  succedirenden  Anerben. 

8.  Die  Erbgutseigemchaft  geht  unter: 

a)  durch  Abgang  aller  Anerben.  In  der  Hand  des  letzten  Anerben  Ter- 
wandelt  sich  das  Erbgutseigenthum  in  das. gemeine  Eigenthum; 

b)  durch  Veräuszerung  des  Erbgutes; 

c)  durch  eine  auf  Auflösung  des  Erbgutsverbandes  gerichtete  WiBinf- 
erklärung  des  Erbgutseigenthümers  mit  Zustimmung  der  nächsten  An- 
erben und  unter  Vorbehalt  gerichtlicher  Genehmigung.  Damit  dieselbe 
dinglich  wirlce,  ist  wieder  Eintragung  in  das  Grundbuch  erforderlich. 

*  Danx,  Handb.  des  D.  Privatr.  V.  §.  520  ff.  B.  W.  Pfnffer,  das  deatsche 
Meyerrecht,  Casßcl  1848.  —  Graf  v.  Reigersherg^  Vortrag  in  der  Bayer.  K*m- 
mer  d.  Rieichsräthe  über  den  Entw.  eines  Gesetzes  die  landwirthschaftlich» 
Erbgüter  betr.  München  1851.  —  Bayrisches  Geeelo,  die  landwirthsckafUichefl 
Gfiter  betr.,  vom  22  Febr.  1855. 
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Sechfites  CapiteL 

Eigenthom  an  fahrender  Habe. 

Nttur  dieses  Eigentbams. 

1.  Man  htt  wohl  früher  mit  Unrecht  besiweifelt,  dasz  der  Gedanke 
des  Eigenthums  an  fahrender  Habe  dem  filtern  deutschen  Rechte  bekannt 
gewesen  sei.  Wenn  auch  der  Ausdruck  £igen  vorzugsweise  auf  Grund- 
ftöcie  belogen  wurde,  und  die  Verfolgung  der  beweglichen  Sachen  be- 
schrinkt  war,  so  unterschied  dennoch  schon  das  ältere  Recht  deutlich  zwi- 
schen den  Sachen,  die  einer  sem  nennen  durfte,  und  fremden  Sachen,  die 
er  nor  im  Be^^iCze  oder  auf  die  er  ein  beschranktes  Recht  hatte. 

1  Das  Eigentiitim  an  beweglichen  Sachen  unterscheidet  sich  von  dem 
Ggenthiim  an  liegendem  Gute  hauptsächlich  in  drei  Beziehungen: 

a)  dasz  jenes  nicht  wie  dieses  unter  der  Controle  und  dem  Schutze  der 
öffintUcken  Bücktr  steht; 

b)  dasz  das  erstere  der  Natur  der  beweglichen  Sachen  gemäsz  in  hdherm 
Grade  in  thatsäcMichan  Innehaben  sich  äuszert  und  dessen  bedarf,  der 
Besitz  daher  auf  dasselbe  viel  gröszeren  Einflusz  übt :  ein  Zusammen- 
hang des  Besitzes  mit  diesem  Eigenthum,  der  sich  in  dem  altern  deut- 
schen Reolite  aUerdmga  in  einigen  Beziehungen  bis  zur  Vermischung 
und  Verwischung  beider  BegrifRe  gesteigert  hat; 

c)  dasz  ebenso  die  bewegliche  Sache  sich  vorzugsweise  zur  vollen  und  aus* 
HklieiMlicken  IndividualherrMckafl  eignet,  daher  sowohl  die  Spaltung 
in  Ober-  und  Nutzeigenthum  als  die  Idee  des  Gesammteigenthums  auf 
bewegliche  Sachen  niemals  ursprüngliche  Anwendung  fand  und  auch 
später  nur  ausnahmsweise  und  dann  nur  auf  dieZubehörde  zu  einem 
Grundstück  odef.  auf  eine  ganze  Güter/nasse  ausgedehnt  wurde. 

Erwerb  und  Verlust  des  Eigenthums  an  fahrender  Habe. 
1.    Zoeignang. 

1.  Die  ursprOiiglicbste  Erwerbart,  Zueignung  (occupalio)  durch  Beeiix- 
ergreifung  an  herrenlosen  Sachen  kommt  noch  vor.  Sie  war  dem  älteren 
deutschen  Rechte  zwar  bekannt,  aber  weniger  geläußg  als  dem  römischen, 
indem  jenes  in  vielen  Fällen  der  Gemeinschaft,  beziehungsweise  der  Obrig- 
keit ein  höheres  Hedit  zuschrieb,  als  dem  occupirenden*  Individuum.  Ob 
die  Sache  noch  nie  im  Eigenthum  gewesen  oder  das  Eigenthum  daran  auf- 
S^geben  worden  sei,  ist  aunäehst  gleichgültig.  Verlorene  Sachen  sind  kei- 
neswegs den  herrenlosen  gleich,  und  der  Fund  darf  nicht  zur  Zueignung 
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miszbraucht  werden.  (1 — 3.)  Vielmehr  ist  der  Finder  verpflichtet,  die 
Sache  dem  Eigenthümer  zarQckzagd)en  und,  wenn  sie  ii^end  von  Bedeu- 
tung ist,  durch  öffentliche  Kundmachung  den  Eigenthümer  zur  Anmeldung 
zu  yeranlassen.  Wird  aber  der  Eigenthümer  nicht  entdeckt,  oder  begehri 
dieser  oder  ein  anderer  rechtmäsziger  Besitzer,  der  die  Sache  verloren,  die 
gefundene  Sache  nicht,  so  hatte  nach  älterem  Bechte  die  Obrigkeit  einen 
Anspruch  wenigstens  auf  den  gröszeren  Theil  des  Fundes;  die  neuere  Bechts- 
entwickfung  ist  dagegen  mit  Grund  geneigt,  die  Sache  als  herrenlos  zo 
betrachten  und  dann  dem  Finder  das  Eigenthum  daran  zuzusprechen^  oder 
wenigstens  einen  zur  Ersitzung  tauglichen  Be^tz.  (iL  3.)*j 

2.  Das  sogenannte  Sircu^reckt  {jus  naufragii)  femer,  welches  die 
Küstenbewohner  oder  die  Herren  des  Küstenlandes  an  Personen  und  Waarav 
behauptet  und  geltend  gemacht  haben,  ab  wfiren  die  von  der  See  m- 
schlungenen,  die  gestrandeten  Sachen,  herrenloses  Gut  und  die  fremdm 
verunglückten  Seefahrer  rechtlose  Lenle,  ist  wieder  eine  fafeche  oad  räu- 
berische Anwendung  der  Zueignung.     (4-^.)     Das   deutsche   Becfat  hat 

1.  Stp.  II.  S.  1.  Svat  so  Jeman  vind,  besakt  he*s  of  man  dar  na  vraget,  so  it 
it  davech.  Svat  so  ieman  vind  oder  dieben  oder  roTeren  aQaget,  dat  sar  he  m^6iedem 
vor  timen  buren  wtd  U  der  h0rken.  g.  2.  Nekomt  ^  niequm  bionen  ses  wckea. 
die  sik  dar  to  tie,  so  ninit  de  richtere  toene  dele  und  jene  behalt  den   dridden   deiL 

2.  Prentiuthet  Landr.  I.  9.  g.  43.  Hat  sieb  der  Verlierer  weder  Tor  noch  i« 
dem  bestimmten  Termin  gemeldet,  so  musz  der  Richter  mit  dem  Zuschlage  der 
Sache  verfahren,  g.  44.  Dieser  KascMag  geschieht  an  den  Finder  allein  >  weos  die 
Sache  nur  hundert  Thaler  oder  weniger  an  Werth  betragt,  g«  4I(.  Bei  Sacbcn  ««■ 
hdberm  Werthe  geschieht  der  Zoschlag  an  den  Finder  und  an^  die  Armencasse  des 
Orts. 

3.  Züricher  Ges.  g.  964.  Wird  Innerhalb  der  gesellten  Frist  der  Besitzer  nickt 
entdeckt,  so  fSllt  der  Fund  dem  Finder  In  der  Regel  lu  Eigenthum  in.  In  wichti- 
gen Fftllen  und  aus  besondern  Grdnden  lAnn  das  Gericht  den  Finder  Torertt  bw 
das  Beniitiungsrecht  lusprechen  unter  VorbehaH  der  Ersitzung. 

4.  Const.  Heinrici  VI.  a.  1196.  {PerH^  II.  200.)  —  UDi?ersos  imperii  nostrt 
mercatores  per  aquarum  decursus  cum  mercimooiis  suis  euntes  cum  rebus  suis  e« 
ab  hac  penitus  excludlmus  consuetudine  inonlinale  statuta,  ne  periculum  naufragü 
cum  rerum  suarum  dimissione  perpessi  aliquod  in  bonis  suis  idcirco  dispendiuB 
sustineant  Tel  jacturam.    Vgl.  sententia  Willelmi  regis  a.  1265.    PerU,  II.  371. 

5.  Urk.  K.  Ludwige  T.  1316.  —  wollen  wir  -^  dasi  das  selbe  reht  (der  gnut 
ruerej  daz  billiger  unrecht  heizzet,  iemer  mehre  aber  Is  rnd  Ton  dhein  man  genonMB 
werde. 

6.  P,  O,  O.  Art.  318.  Deszgleichen  an  vielen  Enden  der  Ifisibrauch  so  ein 
Schiinnann  ttM  seinem  Schiff  verlXhrt,  schiffbrüchig  würde,  daaz  er  alsdann  der  Ober- 
kdt  dessen  Ort  mit  Schiff,  JLeib  und  GöAero  verfallMi  sein  soll ;  —  dergleichen  Ge- 
wohnheit wollen  wir«  dasz  ein  Jede  Oberkeit  abschaffen  soll. 


*)  Fine  Prssumtfon  des  EigenChums  begrftndM  das  AnldrOcken,  Einbrtpnrti,  EinacbneUeato' 
Umummrlu  bei  Heerdelhieren,  laMlwirthfchalUicb«|ii  Gerith  und  ähnlicher  Fahrbatbe.  VgL 
H««ey«r,  Handgemal.  Berlin  185Z  Miekeltem,  die  Hausmarke,  Jena  1853.  Eieler  «llge«. 
MonatHschrift  1854  «Hausm.  in  SOd-D.»  Mecklenb.  Jahrb.  ^.  S.  Itt.  Haaam.  foüeckkak 
Getk,  Haus-  und  HoT-U.  MittheH.  d.  ateyer.  bist.  Yeretos  V.  ISSS.  &  M.  Wipptrmmm, 
iU>er  Haat-ll.  Zeitsohr,  t  d.  B.  XV.  ^  4SS.  Ueber  d«n  Fund:  i>«lftr««ft,  Toan  RiideB  vcr- 
lontner  Sachen  in  Gerbers  und  Iberings  JahrbOcberi^  111.  1.  8.  1—57. 
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«bon  frdb  jene  barbarische  Sitte  für  Unrecbt  erklärt,  und  es  darf  heut*- 
ntage  weder  ein  Strandrecht  noch  mit  Bezug  auf  die  auf  Flüssen  vor- 
fl^lkh  beim  Flöszen  frei  flieszenden  Sachen  ein  Grundruhrrecht  (laganumj 
aerkinnt  werden.  Dagegen  hat  das  Institut  des  Bergelohns,  welchen  die 
Köstenbewohner  fOr  die  geborgenen  Waaren  in  biUigem  Masze  fordern 
dQrfeo  und  wofür  sie  ein  Retentionsrecht  an  diesen  Waaren  haben,  noch 
eoeo  guten  Sinn  und  practische  Geltung.  (7.) 

3.  Das   neuere  humanere   Völkerrecht  erkennt  selbst  das  Eigenthum 
to  Feindes  an,  mit  welchem  Krieg  ist,  und  es  kann  daher  die  Erbeutung 
okk  mehr  in  so  ausgedehntem  Masze  anerkannt  werden ,  wie  im   römi- 
«ka  und  noch  in  dem  mittelalterlichen  Rechte.    In  der  R^el  ist  sie  nur 
dem  Heere  und  gegen  die  Ausrüstung  des  feindlichen  Heeres   gestattet  und 
wird  nur  ausnahmsweise  g^en  die  Einwohner  im  Feindeslande  aus  beson- 
dern  Grfinden,  z.  B.  bei  ErstOrmung  einer  Stadt,  erlaubt  Im  Groszen  hat 
iwar  die  Disciplin  und  Ehrenhaftigkeit  der  moderneu  stehenden  Heere  hu- 
manere  Grundsätze   eingeführt;    aber    ausnahmsweise  ragt  noch  ein  Rest 
der  frOhern    Barbarei   in    unsere   Zeit    hinein.    {Bemer  Art.  „Beute^  im 
deutschen  Staatswörterbuch.) 

4.  Das  Mittelalter  war  geneigt,  dem  Landesherrn  oder  dem  Grund- 
km  das  Recht  an  den  Schätzen  zuzusprechen,  die  in  dem  Boden  gefun- 
den wurden.  (8.)  Das  neuere  Recht  hat  meistens  hier  die  Bestimmungen 
der  römischen  Gesetzgebung  aufgenommen,  wonach  der  zuföilig  gefundene 
Schatz  dem  Eigenthümer  des  Bodens  (als  welcher  in  neuerer  Zeit  der 
ItitzdgenthOnier  bei  dem  getheilten  Eigenthum  mit  oder  gar  ausschliesz^ 
Bck  angesehen  wird),  zur  Hälfte  und  dem  Finder  zur  Hälfte  zukommt 
(Anders  9.) 

5.  Das  WUd  ist  nach  der  richtigeren  Ansicht  in  Niemandes  Eigen- 
ttram,  so  lange  es  seiner  natürlichen  Freiheit  Oberlassen  bleibt ,  oder  wenn 
es  wieder  in  dieselbe  zurückgekehrt  ist.  Es  geht  daher  erst  durch  die  Zu. 
n^Mmg  in  das  Eigenthum  des  Jägers  oder  Fischers  oder  Vogelstellers  über.  (10.) 


7.  JlamB,  St.  II.  17.  5.  So  Jemand  schiffbrüchig  Gut  berget  und  holet  es  über 
M  oder  in  der  See,  der  soll  haben  den  dritten  Theil:  es  wäre  denn,  dasz  er  es 
•kiie  sonderliche  Gefahr  |>ei  gatem  Wetter  bergete;  so  soll  er  davon  nach  Gelegen- 
heit «od  Erkeontnisz  guter  Leute,  was  die  Billigkeit  erfordert,  zu  genieszen  haben. 
Wofern  es  aber  Jemanden  xunillig  an  des  Schiffes  Boort  getrieben  käme  —  soll  ihm 
der  zwanzigste  Pfenning  allein  davon  bezahlet  werden. 

ft.  Assises  de  la  basse  Court  de  Jerusalem.  {Hautier,  c.  276.)  Toat  ce  qui  est 
de  soos  terre  mos  seignor  vif,  ci  deit  estre  tout  dou  seignor  de  la  terre  par  droit. 

9.  OtierreiehisehtM  Ges.  %,  399:  Ton  einem  Schatze  wird  der  dritte  Theii 
um  StiatsvjeriDÖgen  gezogen.  Von  den  zwei  'übrigen  Drittheilen  erhSlt  eines  der 
FiB4er,  das  andere  der  Eigenthümer  des  Grundes.  Ist  das  Eigenthum  des  Grundes 
geUidlty  so  nilt  das  Drittheil  dem  Ober-  und  dem  Notzeigen thümer  zu  gleichen 
Tbeileo  zu. 

10.  Stp.  II.  61.  $.  1:  Do  got  den  menschen  geschup,  do  gaf  he  ime  gewalt 
OTtr  vitcb«  und  To^efttv  ondo  alle  wHd^  4ier^ 
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Der  Wilderer,  der  das  Jagdrecht  eines  andern  verl^t,  erwirbt  doith 
Occupation  zwar  kein  Eigenthnm  an  dem  herrenlosen  Wild,  weil  diese 
unrechtmäszig  ist  und  daher  nicht  rechterzeugend  wirkt;  wer  aber  in 
gutem  Glauben  von  ihm  kauft  und  Besitz  ergreift,  erwirbt  Eigenthum, 
nicht  bloszen  Besitz  *). 

EigenthUmliche  Rechtsgrundsätze  hat  das  deutsche  Recht  schon  in  alter 
Zeit  über  das  Eigenthum  an  den  Bienen  ausgesprochen.  (11.)  Die  Bieiie 
ist  zwar  auch  ein  „wilder  Wurm'*,  und  tritt,  wenn  sie  den  Stock  des 
Eigenthümers  verläszt  und  sich  anderwärts  niederläszt,  auch  ans  dem 
Eigenthum  jenes  heraus;  aber  es  wird  doch  dem  bisherigen  Eigenthöroer 
gestattet,  noch  einige  Zeit  —  in  der  Regel  am  dritten  Tage  noch  —  den 
weggeflogenen  Bienenschwarm  zu  verfolgen,  auch  auf  fremdem  Boden  Ver- 
suche anzustellen,  den  Schwärm  wieder  zu  gewinnen,  und  so  weit  diesz 
gelingt,  das  Eigenthum  daran  zu  behaupten.  Es  ist  das  im  Gegensatz  zum 
römischen  Recht  Ausdehnung  des  Eigenthumsschutzes. 

Eine  ähnliche  Verfolgung  während  drei  Tagen  wird  im  deutschen 
Recht  auch  auf  anderes  Wild  angewendet,  welches  in  das  Eigenthum  des 
Menschen  gekommen  und  da  gezähmt  worden  ist,  fOr  den  Fall,  dasz  es 
sich  los  macht  und  dem  Besitze  desselben  entzieht.  (12.) 

Auch  im  übrigen  war  das  ältere  deutsche  Recht  geneigter,  als  das 
römische I  ein  Eigenthum  an  Wild  sogar  im  Zustande  der  Freiheit  anzu- 
erkennen, so  des  Herrn  an   dem   Wild  in  seinem   Wüdbann  (13.),  oder 


11.  Lex  Bajavar,  XXI.  8.  8i  apes  id  est  eiamen  alicu]us  ex  apili  elapsum 
faerit,  et  in  altrrius  nemoris  arl>orem  intravfrit,  et  ille  consecutas  füeril,  tune  iotcr- 
pellat  eum  cujus  arl>or  est,  et  cum  fumo  et  percussionibus  ternia  de  transversa  le- 
care  si  potest  suuro  ejiciat  eiamen,  veruntamen  ita  ut  arbor  Bon  Icdatur ^  et  qiio4 
remanserit,  hujus  est  cujus  arbor  est. 

12.  Schwabenapiegel  c.  158.  Diz  is  von  bilden  vederspil.  hat  ein  man  bibke 
oder  sperwfire  oder  ander  vederspil;  ande  daz  entrinnet  im  ab  der  fa'ant  unde  er  fol- 
get im  nAcb:  und  es  fliuget  üz  sinen  engen;  unde  er  geloubet  sieb  des  suocbnis 
den  tac  unde  er  suochet  den  andern  unde  den  dritten,  vnde  er  vindet  niht:  uode 
swer  ez  In  den  drin  lagen  gevAhct,  der  setz  mit  reble  wider  geben,  gevibet  erx 
aber  an  dem  vierden  tage  oder  dar  nAcb,  ez  ist  stn.  ^  SwA  vogel  nistent  üf  elaetn 
bouroe,  oder  swA  si  nistent,  daz  des  mannes  ist:  die  vile  ez  in  siner  gewalt  ist, 
so  ist  ez  sin. 

*13.  Schwaienspiegel  c.  197.  unde  ist  daz  ein  man  ein  tfer  wondet  in  sinen 
wiltpanne  unde  daz  fliubet  in  ein  andern  wiltpan:  wes  daz  wilt  si,  daz  #a11e  wir 
ia  sagen.  stirl>et  ez  in  dem  wiltpanne  6  daz  der  dar  aber  liome,  der  ez  da  gejagel 
hAt,  des  ist  es  ze  reble,  vindet  erz  lebende,  er  sol  es  lAzen  stto,  unde  -ei  ist  Jenes, 
des  der  wiltpan  ist.  Ein  irglicb  wilt  ist  mit  reble  ie  des  mannes  in  des  wfltpan 
es  danne  ist.  unde  swennc  ez  dar  üz  Icumet ,  so  ist  ez  nibt  mer  sf ti.  Im  da  ein 
man  ein  will  Jaget  unde  wundel  stn  nibt,  unde  ez  wirl  aber  so  muede.  dai  eznider 
vellel  unde  nibt  fürbaz  enmac;  unde  liumet  ez  fit  sinen  ougen,   das  er  shi  oikt  mk 


•)  Sdt§th  der  Bigentbanierwecb  an  Wildergnt  in  BMen  und  Mmtkmn  labrb.  Tl.  A.  6t 
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des  Eigenthumers  eines  Baums  an  den  Vögeln,  die  auf  dem  Baume  nisten, 
te  das  Nest  yerlassen  wird.  (13.)  Der  Baum,  der  im  Besitz,  ergreift  ge- 
wissermaszen  Besitz  für  den  Eigenthtimer  an  dem  nistenden  Gevögel.  Die 
letztere  Auffassung  ist  veraltet,  nicht  aber  das  Recht  der  Verfolgung  der 
Keoen  und  des  gezflhmlen  Wildes. 

§72- 
2.    Andere  ursprünglicbe  Erwerbsarten. 

1.  Das  Recht  des  üeberhangs  (1.)  sowie  das  an  dem  üebirfaU  (das 
kriuj  (SL),  welche  beide  noch  heute  oft  gewohnheitsrechtlich  vor- 
kannen,  sind  mit  der  Zueignung  verwandt  Sie  beziehen  sich  zwar  nicht 
nf  herrenlose  Sachen,  sondern  auf  die  Früchte  des  nachbarlichen  Baumes, 
veidie  mit  diesem  zunächst  im  Privateigeothum  stehen,  und  kommen,  auch 
Dicht  jedeni  zo,  sondern  nur  dem  Grundbesitzer,  in  dessen  Luftraum  die 
frfk:bte  Qberhdngen  oder  auf  dessen  Boden  sie  fallen.  Aber  er  darf  im 
erstem  Fall  die  überhängenden  Früchte  pOücken,  im  letztern  die  ttber- 
ge&Uenen  Früchte  einsammeln  und  sich  andren.  (3.)  Oieselbmi  werden 
gewissermaszen  von  dem  Boden  angezogen  und  folgen  der  Privatherrschaft 
Ober  diesen.  Daher  kommt  es  sogar  vor,  dasz  die  auf  die  öQentliche 
Sirasze  gefiallenen  Früchte  von  Jedermann  aufgelesen  w^den  dürfen.  In 
der  Regel  aber  werden  so  ^e  Naehbarverhlkltnisse  homan  ausgeglichen, 
mA  die  Unannehmlichkeit  und  der  Schaden  von  Luft-  und  Lichtentzug 
durch  nahe  Obstbaume  hinwieder  durch  den  Mitgenusz  an  den  Früchten 
(iersriben  aufgewogen.  (3a.)  Der  Eigenthümer  des  Baumes  ist  auch  berechtigt« 
dorch  Pflacken  die  Früchte  für  sich  zu  gewinnen  (Annes)  und  dem  des 
Nachbars  zuvor  zu  kommen.  Welcher  von  beiden  zuerst  Besitz  nimmt, 
wird  dann  Eigenthümer. 

2.  Das  Recht,  Eigenthum  an  den  natürlichen  Früchten  eines  Gutes 
(den  Feld-,  Garten-,  Weinfrüchten^  zu  gewinnen,  wird  von  der  römischen 
Rechtsansicht  durch  die  beiden  objectiven  Sätze  geordnet: 


sibt:  swer  ez  dar  nacb  findet  unde  Tibet,  des  ist  ez  ze  rebte.  unde  also  ob  er  sich 
des  Soocbes  ab  bit  getln.  Aber  diwtle  er  ez  saochet,  so  ist  ez  sin.  —  als  ein  wilt 
Az  dtoen  oogen  an  sine  vriheit  kämet,  so  ist  es  dtn  oiht. 

1.  Au^thargtr  Slat.  282.  Hanget  ein  bauro  auf  eines  andern  niannes  gut,  was 
des  Obstes  ist,  des  über  sein  gut  banget,  das  ist  sein,  dieweil  er  will. 

2.  fVendhager  Weisth.  [Grimm,  R.  A.  8.  72.)  Wie  weit  einer  das  obst,  das 
von  seinem  apfel-  oder  birnbaam  in  des  nacbbarn  bof  fällt,  langen  soll?  so  weit 
man  mit  einer  ahrrutben  reicbfn  kann  mag  er  sie  wiederbolen. 

3.  Herrscbaftsr.  v.  Elgg  v.  1835.  68.  2.  Stat  der  beimsch  nuss  ald  ops  boom 
in  einem  wingarten  oder  in  des  Flecken  Fridkreiss,  oder  in  «Inem  krutgarlen,  so 
Rimpt  ietlicber  wass  uflf  in  valt  und  gibt  dem  stan  (stamm)  berren  kein  anriss  nit 
wider.  3.  Wenn  aber  der  stan  berr  den  Boum  scbutten  wil,  das  ef  vnd  der  anriser 
thon  sol  nnd  mag,  wenn  er  wil,  so  soll  er  dem  anriser  zum  scbülten  ansagen  und 
das  knndt  tbun. 

3a.  D,  ReehUtprkhwort:  „Wer  den  scblimmen  Tropfen  trSgt,  soll  aucb  des 
guten  genieszeo.*' 
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a)  dasz  die  hängende  Frucht  ein  Theil  der  fruchttragenden  Sache  sei, 
aus  welcher  sie  herrorgewachsen  ist,  und  daher  im  Eigenthum  des 
Herrn  der  letztern  stehe; 

b)  dasz  die  getrennte  Frucht  von  sMst  dem  Eigenthum  dessen  zulaDe, 
der  an  der  fruchttragenden  Sache  Eigenthum  gehabt  hat,  wenn  nicht 
das  dinglicJie  Recht  eines  andern  diesen  Eigenthumserwerb  hemiDe 
oder  eine  berechtigte  Besitzergreifung  eines  andern  zum  Behufe  des 
Eigentbumserwerbs  für  diesen  dazwischen  trete. 

Das  deutsche  Recht  beachtet  diese  objectiven  Beziehungen  weniger 
durchgreifend  (4.):  und  ist  im  GegentheO  geneigt,  die  Früchte  als  Lolm 
des  menschlichen  Fleiszes  und  der  Arbeit  aufzufassen  und  von  diesem 
GrundgedaniLen  aus  theils  den  natürlichen  Frtichten  die  Industrialfrüehti 
zur  Seite  zu  stellen,  theils  das  Recht  auf  die  Früchte  und  das  Eigenthum 
an  den  FrOchten  zu  begründen.  Die  Frucht  wird  durch  die  Arbeit  ver- 
dient. (5.  6.)  Daher  das  Sprichwort:  Wer  säet,,  der  mähet.  Die  Fdd- 
früchte insbesondere  werden  verdient,  wenn  die  Egge  über  den  Acker 
gegangen,  Gartenfrüchte,  wenn  der  Garten  besSet  und  beharkt  ist,  Weiih 
fruchte  am  St  Urbanstag.  Auf  BaumfrOchte  findet  das  Princip  keine  An- 
wendung, weil  der  Baum  dieselben  ohne  wesentliche  Arbeit  hervorbringt 
Wurde  der  Baum  von  dem  Besitzer  selber  geflanzt,  so  kommt  jener 
Grundsatz  auch  da  zur  Geltung. 

Die  deutschrechtliche  Ausdehnung  des  Fruchtbegrifls  auf  die  Industrie- 
früchte (Zinse)  hat  sich  im  neueren  Rechte  allgemein  erhalten;  nur  in 
einzelnen  Landesrechten  und  in  einzelnen  Anwendungen  dagegen  die  An- 
sicht, dasz  die  vollzogene  Arbeit  für  die  Frucht  das  Eigenthum  an  der- 
selben nach  sich  ziehe. 

3.  Eine  Ersitzung  an  beweglichen  Sachen  hat  erst  spät  in  dem 
deutschen  Rechte  Aufnahme  aus  dem  römischen  gefunden.  In  den  meisten 
Fallen,  wo  dieselbe  nach  römischem  Rechte  zur  Anwendung  kam,  war  sie 
in  Folge  der  deutschrechtlichen  Lehre  vom  anvertrauten  Gute  (S**?^* 
überflüszig.  Ausnahmsweise  aber  ist  in  einzelnen  Statuten  eine  kürzere 
Ersitzung  von  fahrender  Habe,  z.  B.  nach  Jahr  und  Tag,  eingeführt  und 
zuweilen  nach  Analogie  der  Verstärkung  der  Gewere  an  Gnmdstücken 
durch  das  Erfordernlsz   vorheriger  öflentlicher  Aufbietung  beschrankt  und 


4.  Sehwabensp.  129.  Nimet  ein  man  eine  Witwen  di«  guot  hat  daz  nutn  mit 
dem  phluoge  bowct^unde  stirbet  si  unde  sol  dai  guot  wider  g^n;  unde  ist  ei  ge- 
sähet  unde  gebowen ,  der  man  nimet  den  nutz  mit  rebte  dar  abe. 

5.  HUUbrand.  D.  Rechtssprich w.  $.  68:  Ist  die  Henne  mein,  so  gehden  mir 
auch  die  £ier. 

6.  Stp,  II.  46.  g  1 :  Sve  so  wirkt  enes  andern  mannes  land  unwetene  —  wer^ 
be  darumme  gescöldeget  —  de  wile  he*t  eret,  sin  arbeit  verluset  er  daran,  of  it  ieoe 
behalt,  g.  3:  Svat  so  he  saiet  nnverklaget,  he  behalt  die  sat  and  gift  sinep  Uns 
Jeneme  die  dat  lant  behalt. 
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regoKii    worden.    Im  ttbrigen  beherrscht  hier   das    römische   Recht   die 
oeaere  Rechtsbildung. 

*  Jakob  Grimm  j  vom  Ueberfall  der  Früchte  und  Verhauen  überragender 
Aeste  nach  germ.  Recht  Zeitochr.  t  gesch.  R.  W.  m.  S.  349.  Rechtsalter- 
tbümer  S.  549.  —  Biüehrand,  üeberhangs-  und  Ueberfallsrecht  in  der  Zeit- 
sehrift  f.  D.  R.  IX.  S.  310  ff.  —  Heimbaeh,  die  Lehre  von  der  Frucht 
Leipzig  1843. 

Üebergabe.    Anrertrautes  Gut    Dingliche  Klage. 
1.    Aelteres  Recht 

1.  Die  regelmaszige  Form,  das  Eigentbom  an  fahrender  Habe  auf 
dnen  andon  zu  übertragen,  war  sehon  im  alten  deuisehen  Rechte  wie  in 
dem  röoiischen  and  noch  in  dem  heutigen  Recht  die  in  solcher  Absiebt 
iroQzo^ene  Üebergabe  (traditio\  Der  blosze  Vertrag  ist  auch  hier  nn^- 
nOgeod.  Eine  symboliiche  Üebergabe  aber  wflre  —  nach  Analogie  der  Auf- 
ksstmg  — -  zwar  denkbar,  und  einzelne  AnsAtze  dazu  hat  das  deutsche 
Recht  wohl  gemacht,  aber  sie  wurden  doch  nicht  ausgebildet  (1.) 

2.  Da  der  fi^enthomsschutz  aber  im  Altem  Rechte  wesentlich  von 
der  Geteert  abhangig  und  nur  ein  reloHter  war,  so  geCihrdete  die  Besitzes- 
fibergabe,  auch  wenn  sie  nicht  in  der  Absicht  geschah,  Eigenthum  zu 
übertragen,  die  Sicherheit  und  damit  mittelbar  auch  den  Bestand  deS 
Eigenthams.  Wer  sein  Recht,  die  Sache  zu  haben,  gegen  einen  Dritten 
nicht  weiter  verfolgen  kann,  hat  in  Wahrheit  kein  Eigenthum  mehr,  wer 
jenes  Recht,  die  Sache  zu  haben,  erworben  hat  und  es  auch  dinglich  gegen 
Jedermann  vertreten  kann,  ist  der  Wirksamkeit  nach  EigenthUmer  ge- 
worden. In  die  erstere  Lage  aber  kam  der  Eigenthümer,  der  seine  Sache 
freiwillig  in  die  Hand  (Gewere)  eines  andern  gegeben  hatte,  insofern  dieser 
dieselbe  nicht  zu  seiner  Verfügung  behielt,  denn  er  konnte  sie  nur  bei 
diesem  teiederholen  oder  fordern,  nicht  bei  einem  Dritten  vindiciren.  (2.  3.) 


i.  Premttuchtt  Landr.  Bd.  7.  61:  Die  üebergabe  kann  nicht  nur  körperlich» 
f»B  Band  in  Hand»  sondern  auch  dvrch  Zeichen  (symbolisch)  geschehen. 

2.  L9gt9  fVallkme  III.  §.  38:  Sei  modi  sunt,  qiribat  quiübet  a  bonis  suis  sa- 
parari  potcat.  Id  tribos  casibus  actor  bona  soa  occupare  et  f^ramento  oendicare 
|K>iest;  io  tribus  aliis  oon  potest,  nempe  in  casu  prepotiti  vel  commodaii  ye\  locati. 
AcUo  eoim  depositi  vel  commodati  vel  locati  contra  neminem  institui  potest  prster 
Uloin  qai  bona  ista  ab  actore  accepit.  In  tribus  reliqaia  caaibus  sub  Juramento  quod 
§umm  9st  repeiere  potest;  primo  in  CäSn  furii,  aecando  in  casu  ami*si  ob  negligen- 
tmm,  tertio  in  casu  rei  domino  inseio  ablatae.  Bona  autem  his  modis  ablatae  sub 
Juramento  repetere  potest,  quoniam  nemo  illa  a  soa  manu  accepit:  et  cum  nemo 
aeceperjt  quod  suum  est»  vendicare  potest  ubicumque  illud  vjdere  contigerit. 

3.  Sachsenspiegel  II.  00.  $.  1 :  Svelk  man  enen '  anderen  liet  oder  eat  perde 
oder  en  kleid  oder  Jenegerhande  varende  have,  to  evelker  wie  he  die  ui  oon  einen  ge^ 

woerem  iei  mi  §ime  wülem,  ferkoft  Sie  die,  die  sie  in  gewerea  hevet,  oder  versat  ba 
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In  die  letztere  Lage  kam,  wer  im  redlichen  Verkehr  den  Besitz  der  gdie- 
hencn  Sache  als  Eigenbesitz  erworben,  also  z.  B.  dieselbe  von  dem  un- 
redlichen Miether  redlich  gekauft  hatte.  Der  Schutz  des  Verkehres  überwog 
hier  den  Schutz  des  (absoluten)  Eigenthums.  Es  wurde  unterschieden 
zwischen  den  Fällen  des  unfreitoiUigen  Besitzesverlustes  und  den  Fallen  der 
freiwilligen  Hingabe.  Nur  in  jenen  wurde  dem  EigenthOmer  eine  dingUdu 
Klage  (der  sogenannte  Anfang  oder  die  schlichte  Ansprache)  gegen  jeden 
Dritten  verstattet,  in  diesen  nur  eine  Klage  gegen  den,  dem  die  Sache  hin- 
gegeben worden,  die  gewöhnlich  eine  persönliche  Klage  (Forderung)  auf 
Rückgabe  war,  indessen  auch  in  einer  dinglichen  Form  als  ^Anbing^ 
möglich  war.  Man  nahm  in  den  letzteru  Fällen  an:  wenn  der  EigenthOmer 
die  Sache  selbst  einem  andern  Qbergeben  und  damit  mittelbar  dessen  Macht 
anheim  gestellt  habe,  so  müsse  er  auch  die  Folgen  seines  —  vieDeieU 
ungegründeten  —  Vertrauens  tragen  und  sich  gefallen  lassen,  dasz  ik 
Strömung  des  Verkehrs,  welcher  er  selbst  seine  Sache  ausgesetzt  habe, 
dieselbe  mit  Erfolg  einem  dritten  redlichen  Erwerber  zuführe. 

Dieser  Reehtssatz  wird  durch  Sprichwörter  ausgedrückt,  ein  älteres, 
das  ursprünglich  wohl  einen  andern  Sinn  hatte:  Band  mutz  Hand  wahr 
ren  (4.).  und  ein  jüngeres:  Wo  einer  seinen  Glauben  gelassen,  da  musx  er 
ihn  tdieder  suchen.  Die  französische  Rechtsspraehe  hat  den  Satz  ao^e 
nommen:  Les  meubles  n'ont  point  de  suite. 

3.  Fälle  des  unfreiwiäigen  Verlustes,  in  dem  die  dingliche  Klage  oo- 
bedenklich  auch  gegen  Dritte  zugestanden  wurde,  waren 

a)  die  gestohlene  oder  geraubte  Sache, 

b)  die  verlorene  Sache, 

c)  das  entlaufene  Hausthier, 

d)  weggeschwemmte  Sachen,  t*^  (l.) 

4.  Fälle  der  freiwilligen  Hingabe^  in  welchen  die  Forderung  die  ge 
wohnliche  Klage  war,  der  Anfang  jedenfalls  nur  gegen  den  Empfänger 
geübt  werden  konnte,  waren  z.  B.  die  Gebrauch^Ieihe,  die  Sachenmietbe, 
die  Hingabe  zu  Pfand,  die  Hinterlegung.  (1.  2.)  Wurde  die  Sache  dann 
durch  Veruntreuung  des  Entlehners,  Miethers,  Pfandgläubigers,  Depositars 
an  einen  andern  veräuszert  und  diesem  zu  Eigenthum  übergeben,  so  wurde 
sie  wirklich  von  dem  Empfänger  erworben;  die  Uebergabe  wirkte  für  deo 
Empfänger  ein  besseres  Recht  die  Sache  zu  htdten,  als  das  des  HgcQ- 
thümers  noch  war,  der  durch  die  Besitzeshingabe  selbst  den  Veräuszerer 
in  die  Lage   gebracht  hatte,  dasz  er  die  Sache  weiter  veräuszem  konnte 


sie,  oder  verspeiet  be  sie,  oder  wert  sie  ime  vcrslolen  oder  afgcroTet;  jene  die  m- 
legen  oder  verbat  hevet  die  ne  macb  dar  nene  vorderunge  up  bebten ,  ane  uppe  if* 
deme  he  sie  /eich  oder  vertatte, 

4.  Hamburg,  Landr.  A.  64.  [Kraut,  %,  115.  30.]  Wer  dem  andern  wat  lehoet, 
de  schal  ebm  dat  vedder  afeschen ,  iveote  ffand  whai  Band  wahren,  (ffilte^t^ 
D.  R   100.) 
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oiid  sich  wegen  Mi$%brauek  des  YeriramM  nur  «n  den  Jialten  durfte,  der 
den  Miszbraadi  begangeQ  hatte.  Dem  dritten  Empf^er  gegenüber  inuszte 
sich  jener  die  Handlung  seines  objectinen  SliUvertreten  in  der  Herrtchaß 
gefolleu  lassen.  Wurde  die  Sache  aber  dem  £ntlehner  u.  s.  f.  entwendet, 
so  konnte  dieser  allerdings  sie  durch  d^  Anfang  verfolgen.  (5.)  Er  war 
auch  hier  wie  ein  Stdlvertreter  des  Eigentbümers,  dem  er  persönlich  für 
die  Rückgabe  verantwortlich  war. 

5.  Auch  das  ältere  deutsche  Recht  unterschied  somit  zwischen  der 
dinglidien  Klage  auf  das  Gut  und  der  persönlichen  auf  den  Mann.  In  der 
Auflassung  der  dlngKi'hen  Klage  zeigt  sich  ein  beachtenswerther  Unter- 
schied gegenüber  dem  römischen  Recht.  Dieses  achtet  in  seinem  Klage- 
System  vorerst  auf  den  Klctge-  und  auf  den  Bechtigrund.  Es  trennt  daher 
Eigenthums-  und  Besitzklagen  scharf,  fragt  bei  jenen  wieder  zunächst 
nach  dem  Erwerbgr^ndy  und  schliesrt  aus  der  EnUtehung  des  Eigenthums 
«af  den  Fortbestand.  Das  deutsche  Recht  sieht  zuerst  nach  dem  Zweck 
der  Klage,  m'cht  nach  dem  Grund.  Deszhalb  verdunkelt  sic^  ihm  der 
Gegensatz  der  petitorischen  und  der  possessorischen  Rechtsmittel  Deszhalb 
kennt  es  nur  Eine  Klage  für  die  verschiedenartigsten  Rechte  auf  die 
Sache.  Der  Zweck  derselben  ist,  die  Sache  wieder  zu  bekommen,  die  der 
Beklagte  inne  hat  Der  Kläger  „zieht  sich  zu  der  Sache,  unterwindet  sich 
des  Gutes,  spricht  sie  an,  will  sie  dem  Beklagten  abgewinnen/'  Die 
deutsche  Klage  ist  daher  genau  gesprochen  weder  eine  Eigenthumsklage 
noch  eine  Gewereklage  (Besitzesklage^  vgl.  §.  54,  7)  und  der  Streite  auch 
nidit  ein  Streit  um  das  Eigenthum,  sondern  die  Klage  ist  nur  darum 
dinglich,  weil  sie  in  dinglicher  Form  auftritt  und  einen  sächlichen  Zweck 
verfolgt,  und  der  Streit  ist  ein  Streit  um  das  Haben  der  Sache.  Der  Be- 
klagte will  die  Sache,  die  er  tbalsächKch  hat,  behalten,  der  Kläger  will 
sie  ihm  abgewinnen,  und  der  Richter  wägt  die  beiderseitigen  Behauptungen 
und  Rechtsgründe  ab.  Wer  die  besseren  hat,  der  gewinnt  die  Sache.  (6.) 
Es  wird  nicht  nothwendig  entschieden,  wer  Eigenthümer  sei  —  sondern 
wer  eher  die  Sache  haben  solle.  Der  ganze  Procesz  erhält  so  einen  rela- 
tiven Charakter,  und  die  grosze  Schwierigkeit  eines  absokiten  Eigenthnms- 
beweises  bleibt  vermieden. 

6.  Diese   dingliche  Klage   kommt    nach    dem   System   des  Sachsen- 
spiegels in  zwei  Formen  vor,  entweder  als  Anfangsklage  oder  als  schlichte 


5.  Sehwabentp.  101.  Unde  ist  «'ax  mir  ein  guol  verslolen  wirt,  dai  min  nihi 
i$i,  da  sol  icA  der  kloger  ambe  sin  unde  stirbe  oder  entwtcli  ich  von  der  klage»  so 
sol  der  darnach  klagen  des  ez  da  ist. 

6.  Aichitteig  d.  H,  II.  g.  1 :  De  verde  borgelike  clage  kumt  dar  von,  dat  die 
dfger  cUget  dat  N.  uoder  sie  bebbe  dat  be  bilker  bedde  wen  he.  g.  2:  Wo  die  va- 
reade  btve  ankampt,  das  na  oiacbstu  pruven,  wer  da  it  mit  rechte  bchotden  edder 
forNaea  machst.  Des  wete  dat  varende  bave  kumpt  as  tu  sesleie  wis.  Eotwer  wi 
vioden  se  edder  wi  kopen  se.  edder  se  wert  as  gedto.  edder  we  aQagen  se  diven 
edder  roferen  edder  se  wert  us  geervet  edder  we  tugen  se  selveo. 
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Ansprache,  jene  mit  körperlichem'  AngreifeQ  der  Sache  verbunden,  diese 
ohne  solches,  jene  daher  mit  Bnsze  und  Gewedde,  im  Fall  der  Abweistmg 
des  Klägers,  diese  ohne  solche.  Der  letztem  entgeht  der  Beklagte  durch 
den  Eid,  dasz  er  die  beehrte  Sache  nicht  habe,  wenn  nicht  Kläger  bin. 
wieder  die  leibliche  Beweisung  vornimmt  und  dadurch  die  Klage  in  deo 
Anfang  verwandelt,  welche  nun  aber  fQr  den  Bdclagten  geföhrlicher  wird, 
weil  er  jetzt  des  Diebstahls  oder  der  Unterschlagung  verdächtig  ist  (7.) 
Immer  aber  musz  der  beklagte  Besitzer  angeben,  wie  er  zu  dem  Gute 
gekommen  sei  (6.);  denn  kann  er  das  nicht,  so  erscheint  sein  Besitz  ab 
grundlos  oder  gar  als  verdächtig.  Behauptet  der  Beklagte  Eigentbum  an 
der  Sache,  so  ist  er,  um  seines  g^enwärtigen  Besitzes  willen,  näher, 
selbdritt  sein  Eigentbum  zu  beschwören,  als  der  Kläger,  der^auf  die  ältere 
Gewere  gestutzt,  sich  zu  demselben  Beweise  erbietet.  (8.)  Behauptet  er 
nur  Besitz,  wenn  gleich  redlichen  Besitz,  so  ist  der  Kläger  näher  zam 
Beweise  seines  besseren  Rechtes  auf  die  Sache,  und  als  solches  wird  nicht 
blosz  das  Eigenthum  des  Klägers,  sondern  jede  stärkere  Gewere  und  schon 
die  ältere  Gewere  angesehen,  wenn  sie  von  ihm  unfreiwillig  aufgegeben 
worden  ist  (9.  10.) 

II.   Neueres  Recht. 

7.  Auch  hier  hat  unsere  Rechtsbildung  eine  Mischung  der  römiscben 
und  deutschen  Rechtsideen  und  Jnstitutioneo  erlitten,  über  deren  Bedeutung 
wir  erst  in  neuerer  Zdt  vorzOglich  durch  die  Untersucbungen  von  i^mfit, 
Delbrück  und  Stein  aufgeklärt  worden  sind.    Leider  war  sich  die  Wisaeo- 

7.  Bichltteig  L.  /?.  II.  g.  3:  He  (der  Klaeger)  mach  it  anspr^eo  mit  euer 
Süchten  clage  edder  he  mach  U  anvan.  —  Woltu  aver  ene  soenden,  so  lat  ene  da 
ed  ddo  (dasz  er  die  begehrte  Sache  BiclU  inoe  habe;  unde  aoeva  darna  din  diof ,  m 
helpet  em  sin  ed  nichtes  nicht  onde  da  crigest  dat  dioc  wedder.  Wete  aver  dat  it- 
like  secgeo,  dat  aoevai>k  an  neneme  dinge  tu  rechte  gesain  möge,  weo  an  deme  dil 
Torstolen  odder  genomen  si.  Des  is  nicht,  den  en  ish'k  mat  sie  des  slnen  wol  nil 
rechte  unterwinden  war  het  süt. 

8.  RUhUtBig  L,  A.  17.  g.  2:  Wert  di  sns  anevangen  have  de  du  selTen  ge- 
logen herst,  so  kum  in  dat  dink  unde  sprek :  her  richter,  desse  have  heb  ic  sulven  ge- 
logen edder  werken-laten  •  unde  wil  dat  bewiseo,  wo  ic  tu  rechte  scal  unde  bidde 
ens  ordels,  oft  ic  mit  miner  bewisinge  icht  neger  mine  have  to  hebaldende  si  de  ic 
in  miner  gewere  hebbe,  wen  mi  ie  jeman  af  to  winnende  si.  Dar  Trage  Jene  wedder, 
na  deme  dat  eme  de  bare  vorstolen  si,  dat  he  bewisen  wil,  ot^  he  icht  mit  beterme 
rechte  sin  vorstolen  gut  wedder  tu  crigen  si,  wen  it  eme  Jene  vor  tu  behaldende  si. 
So  vintme  he  sis  neger  de  it  in  geweren  heft 

9.  Preiburg,  Stadtr.  t.  1110.  [Hraui,  %,  116.  25.]  Nemo  rem  sibi  <|aoqM 
modo  sublatam  vendicare  poterit,  nisi  Juramento  probaverit,  sibi  furto  vel  prsda 
ablatam. 

10.  Sachserup.  II.  36.  §•  ^'  Sprict  aver  Jene,  he  hebbe*!  gekofi  oppe  deme  ge- 
menen  markete,  he  ne  wete  weder  wene,  so  is  he  düve  unscüldich,  deste  he  die  sut 
bewise  unde  sinen  eid  dar  to  du.  Sine  penninge  verlfiset  he  aver,  die  her  dar  onaw 
gar,  unde  jene  behalt  sin  gut  —  of  he  sik  dar  to  flnt  «ppen  hilgen  selve  dridde  vol- 
komener  Iflde  an  irme  rechte,  die  dat  weteo  dat  ii  ime  diflfke  oder  rofllkegeloselsi* 
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sdiaft  rar  Zeit,  als  die  Hidchui^  vorgenomiiieii  ^Qrde,  darOber  nicht  be- 
wuszt,  theil  weise  trQbte  man  das  reine  römische  Redbt  durch  eine  ger- 
manische Auffassung,  und  theilwose  verkleidete  und  entstellte  man  das 
deutsche  Recht  durch  eine  römische  Terminologie.  Die  Folge  davon  war 
eine  merkbare  Verwirrung  und  mancherlei  Widerstreit  der  Doctrin  der 
SteWen  und  der  Praxis. 

Vorztiglich  in  folgenden  Beziehungen  zeigt  sich  die  Aenderung  des 
nernrn  Reehts: 

1)  Zunftcbst  scharfe  Scheidung  der  Begriffe  Ei^ntburo  und  Besitz,  sowie 
der  petitorischen  und  possessorift^en  Rechtsmittel,  nach  Anleitung 
der  römischen  Jurisprudenz; 

2)  Modificationen  dieser  Scheidung  durch  die  deotschrechtliche  Lehre 
TOTO  anvertrauten  Gut; 

3)  die  diiiglidie  Klage  aus  ftHerem  tüulirtem  BuUz; 

4)  die  dingliche  Klage  am  Verh$t  wider  Wiüen. 

&  In  einzelnen  Landesrechten  wirkt  die  Rücksicht  auf  das  anvertraute 
Gut  noch  in  dem  Sinne  fort,  dasz  wer  die  Sache  freiwillig  hingegeben^ 
dnem  andern  anvertraut  hat,  in  der  Regel  nur  gegen  den  mit  Erfolg 
klagen  kann,  welchem  er  die  Sache  gegeben  hat,  nicht  aber  gegen  den 
dritten  redlichen  Erwerber,  Wenn  der  Vertrauensmann  die  Sache  —  wenn 
auch  ohne  Ermächtigung  und  in  unredlicher  Absicht  —  verflnszert ,  so 
libertragt  er  nun  voüee  Recht  (Elgentbum)  auf  den  redlichen  Erwerber. 
Die  dingliche  Verfolgung  beweglicher  Sachen  ist  dann  auf  die  Falle  be- 
schrankt, in  denen  die  Sache  wider  den  Willen  des  EigenthUmers  oder 
des  Besitzers  aus  dessen  Besitz  gekommen  ist,  und  zwar  kann  zunächst 
nur  der  die  Klage  anstellen ,  dem  die  Sache  entkommen  ist ;  wenn  aber 
der  Entlehn^r  oder  Miether,  der  die  Sache  verloren,  oder  dem  sie  ge- 
^hlen  worden^  die  Klage  versäumt,  dann  kann  auch  der  tigenthOmer 
klagen.    Beklagter  ist  dann  jeder  Inhaber  der  Sache*  (11.) 

Dieser  Gedanke  hat  aber  zuweilen  folgende  Modificationen  erlitten, 
sowohl  in  der  Richtung  die  Vindication  auszudehnen,  als  in  der  sie  zu 
beschranken : 

a)  die  dingliche  Klage  ward  autgedehnt  auf  Falle,  in  denen  der  Eigen- 
thOmer  die  Sache  zwar  selbst  in  die  Hand  eines  andern  gegeben 
hat,  aber  nicht  aus  freiem  Vertrauen^  sondern  in  Folge  nöthigender 


11.  Code  emü.  g.  S279^  £d  fait  de  meubles  la  possession  vaut  tilre.  N^n- 
noiDS  celol  qoi  a  perdu  ou  auquel  il  a  M  vol^  ane  chose,  peut  la  revendiqaer 
pendaai  trois  ans.  k  campler  da  joar  de  la  perle  oa  du  vol,  contre  celui  dans  les 
maiaa  daqiiel  il  la  trouve;  saar  4  celui-ci  aon  r^cours  cootre  celai  duqael  il  la  tieot. 
S*  3280:  Si  le  poaseasetir  actael  de  la  ohose  vol^  ou  perdoe  Ta  achel^e  dans  une 
foire  ou  dans  nn  matcM  o«  dans  uoe  vente  publique  ou  d*an  marchand  vendaot 
des  choaes  pareillea,  le  propri^laire  originaire  ne  peot  se  la  faire  rendre  qa*eo  rem- 
boorsaal  ao  posaeaacar  le  prix  qu'elle  lul  a  coül^. 
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Verhältnisse,  z.  B.  einem  Handwerker  (ISL)  oder  Fabrikarbeker  zur 
Reparatur  der  geschädigten  Sachen.  Es  wurde  das  dann  AhnKdi 
l>ehande)t,  wie  schon  froher,  wenn  eine  Sache  den  Dienstboten  zur 
Besorgung  Obergeben  und  von  diesen,  die  keinen  eigenen  Besitz 
bekommen  hatten,  veruntreut  worden  war. 

b)  Ebenso  ward  sie  ausgedehnt  gegen  den  unredliehen  Inhaber  der  Siebe 
und  gegen  den,  der  dieselbe  ohne  GtgemUistnng  (schenkungsweise) 
erworben  hat,  auch  wenn  dieselbe  durch  Miszbrauch  von  Vertraoeo 
in  dessen  Hand  geliefert  worden  war.  Der  Nachdruck  wird  in 
neuerer  Zeit  mehr  auf  Vertrauen  and  guten  Glauben  gelegt  (13.) 

c)  Dagegen  ward  sie  im  Interesse  der  Sicherheit  des  Handekverkehrs 
beschränkt  in  den  Fällen,  wo  die  Sache  in  öffentlicher  Versteigermj 
oder  auf  öffentlichem  Markte  oder  in  einem  offenen  Magazin  eioei 
Kaufmanns  erkauft  worden  war,  und  unter  dieser  Voraussetzung 
selbst  da  nicht  mehr  gestattet,  wo  die  Sache  ursprOoglich  gestohlen 
oder  verloren  war.  (13.  14.)    Vgl.  unten  $.  151  ff. 

d  Eine  ähnliche  Beschränkung  fand  Eingang  bei  Sachen,  die  sei  es  im 
Kriege  erbeutet  oder  „über  die  salzige  See''  gekommen  waren, 
9.  In  anderen  Landesrechten  wird  die  Eigenthumsklage  frei  vindicatio) 
dem  Eigenthümer  zugestanden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Sache  mit 
seinem  Willen  oder  gegen  seinen  Willen  aus  seinem  Besitze  gekommeo 
ist;  aber  der  redliche  Besitzer  der  Sache  wird  insofern  mittelbar  gescbOtzt, 
dasz  er  zur  Herausgabe  nur  dann  verpflichtet  wird,  wenn  der  Kläger  ihm 
iciedererstattel  was  er  für  den  Erwerb  der  Sache  bezahlt  hatte.  (13.) 
Dieses  System  kommt  auch  so  vor,  dasz  der  Besitzer  in  gutem  Glauben 
nur  insofern  von  dem  Eigenthum^  Wiedererstattung  verlangen    darf,  als 


i2.  He?.  Lüh.  R.  III.  8.  17.  Verdingft  einer  Kleider  oder  eiwas  anderes  einen 
Handwerksmann  zu  machen,  und  derscibige  Terkaufft  oder  versetzt  den  Zeug,  «wel- 
chen er  bfarbeiien  soll,  so  ist  der  nihcr  dabei,  welchem  der  Zeug  gehöret  zu  blfibea, 
dann  derjenige,  dem  er  verkauffi  oder  versetzt  worden;  und  darlf  demjenigen,  bei 
Welchem  er  seinen  Zeug  Andet,  nicht  mfhr  als  den  Macherlohn  bezahlen. 

13  OesteW.  Geselzb.  §.  367:  Die  Eigenthumsklage  findet  gegen  den  redUcben 
Besitzer  einer  beweglichen  Sache  nicht  statt,  wenn  tr  beweiset,  dasi  er  diese  Sache 
entweder  In  einer  öiEentI leben  Versteigerung  oder  von  einem  zu  diesem  Verkehre  be- 
fugten Gewerbsmannc  oder  gpgen  Entgelt  von  Jemanden  an  sich  gebracht  hat,  dem 
sie  der  Klüger  selbst  zum  Gebrauche  zur  Verwahrung  oder  in  was  immer  för  einer 
anderen  Absicht  anvertraut  hatte.  In  diesen  Füllen  wird  von  den  redlichen  Besiurm 
das  Eigenthum  erworben  und  dem  vorigen  Eigenthümer  steht  nur  gegen  Jene,  die 
ihm  dafür  verantwortlich  sind .  das  Recht  der  Schtdioshaltang  zu. 

14.  Frentxitchef  Lande  I.  15.  g.  49:  Sachen,  die  von  dem  Fiseo  oder  bei 
DflTentlicben  Versteigerungen  erkauft  worden,  sind  keiner  Vlndicaüon  uaterworSäi. 
%.  43:  Ein  Gleiches  gilt  ton  Sachen,  die  in  Lüden  solcher  Kaufleate,  welebe  die 
Gilde  gewonnen  haben,  erkauft  worden.'  §.  44:  Wer  auszerdero  eine  Bache  auf 
Messen  und  MIrkten  oder  sonst  von  Leutm ,  welche  Sachen  dieser  Art  unter  obrig- 
keitlicher Erlaubolsz  öffentlich  feil  haben,  ertaafi  hat,  dem  kommen  wegen  der  nur 
gegen  Ersatz  zu  leistenden  Rückgabe  die  Rechte  eines  rtdlicbta  Besilsera  zs. 
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dieser  selbst  die  Sache  einem  andern  anvertraut  hat,  nicht  aber,  wenn 
dieselbe  ihm  sonst  entkomnoen  ist  (15.)  .Dasselbe  beruht  auf  einer  Ver- 
hndong  zweier  Ideen,  des  im  römischen  Recht  ausgebildeten  Schutzes  des 
'Bgenthums  —  der  EigenthQmer  soll  immer  seine  Sache  haben  dürfen  — 
ond  der  deutschrechllichen  BerOcksichtigung  der  Sicherheit  des  Ver» 
iehrs.  Nach  demselben  wird  der  redliche  Erwerber  nicht  £igenthQmer, 
sondern  nur  Ersitzer  der  Sache. 

10.  Die  der  vindicatio  nachgebildete  actio  PuhUciana  des  römischen 
Rechts,  durch  welche  der  Usucapionsbesitz  geschlitzt  wird,  wie  wenn  seine 
Anlage  Eigenthum  zu  werden  sich  bereits  verwirklicht  hätte,  war  vorzög- 
lich  geeignet,  in  die  deutsche  dingliche  Klage  tiberzugehen,  und  wurde  so 
zu  etner  Klage  au$  früherem  titulirtem  Besitz,  sei  es  des  Klägers  selbst,  sei 
es  seines  Erblassers.  \,16.)  Die  Klage  ist  unwirksam  gegenüber  dem  Eigen- 
thQnier  oder  gegenüber  einem  andern  tilulirten  Besitzer,  denn  das  bessere 
Recht,  die  Sache  zu  haben,  geht  vor.  Der  titulirte  Besitz  des  Beklagten 
ist  aber  ein  besserer  als  der  des  Klägers,  weil  jener  zugleich  real  ist, 
dieser  nur  in  der  Idee  noch  fortbesteht. 

11.  Die  dingliche  Klage  wird  selbst  dann  noch  mit  Erfolg  angestellt, 
wenn  der  Kläger  zwar  nicht  Eigenthum,  noch  seinen  Rechtstitel  zum  Be- 
sitz, sondern  nur  seinen  frühern  Besitz  nachweisen  und  zugleich  mindestens 
bescheinigen  kann,  dasz  er  denselben  wider  seinen  Willen  verloren  habe. 

Fälle  der  Art  sind: 

a)  Die  Sache  ist  dem  Besitzer  gestohlen  oder  geraubt  worden; 

b)  er  hat  die  Sache  verloren; 

c)  seine  Hansthiere  sind  weggelaufen; 

d)  die  weggeschwemmten  Sachen ; 

e)  die  Sache  ist  unrechtmäszig  von  der  Behörde  weggenommen  worden; 

f)  die  Sache  wird  von  einem  Dienstboten  widerrechtlich  entäuszert; 

g)  ein  Willensunföhiger  entäuszert  sich  des  Besitzes; 
h)  aus  Furcht  wird  die  Sache  fahren  gelassen. 

In  den  meisten  Fällen  wird  schon  die  Bescheinigung  genügen,  dasz 
die  Sache  gestohlen  oder  verloren  oder  entlaufen  sei  u.  s.  f.  (17.),  dagegen 


15.  Zürkher  Oeseta.  %.  651 :  WeoD  dem  Eigenibfiroer  eine  beweglicbe  Sacbe 
eütweodet  oder  so  st  gegen  seinen  Willen  aas  seinem  Besitze  gekommen  ist,  so 
ist  aucb ,  wer  diese  Sacbe  redlicb  erkauft  oder  sonst  recbtmäsxigeo  und  redlicben 
Bcsits  daran  erlangt  bat,  nieM  bereebligt,  Ersatz  für  dea  darauf  verwendeten  Preis 
so  fordern,  soodem  verpflicbtet,  dieselbe  dem  Eigeatbömer  ohne  weiteres  zurück- 
xnsleUeD. 

15.  Preun.  Landr.  I.  7.  S'  ^75:  tiegen  Jeden  Andern  (auszer  dem  Kigenlbümer) 
hat  (der  ? olbOadlge  Besitzer)  alle  BedHe  des  Eigenlburoers.  $.  7 :  VollsUndiger 
Besitzer  beiazt  der,  weleber  eine  Sacbe  oder  sein  Becbt  als  sein  eigen  besitzt.  S*  ^'77' 
Alles  Torstehende  gilt  nur  auf  den  Fall,  inenn  derBesitt  redljcb  ist. 

17.  PwU,  BuU'Ot.  O.  Hmrlt  /^,  Art.  206:  Bewise  aber  ejn  kleger  —  der 
ansprochigen  bab  halben,  die  eygenschaCTt  gnugsam,  vnd   kändt  docb  dabei  nit  be- 
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ist  die  Dnrechtmasrigkeit  der  obrigkeiüicben  Wegnahme  und  die  Willens- 
un&higkeit  xo  beweisen. 

Diese  Klage  hat  noch  einen  relativen  Charakter.  Wenn  der  Beklagtf 
ein  besonderes  Recht  auf  die  Sache  (z.  B.  Eigenthum)  oder  besseren  BesiU 
behaupten  kann,  oder  wenn  er  nachweist,  dasz  der  Kläger  die  Sache  ver- 
Äuszert  habe,  so  ist  er  näher,  dieselbe  zu  behalten,  als  der  Kläger  sie  ihm 
abzugewinnen.  (18.  19.)  Die  Einrede  des  eigenen  BesilzliteU  (z.  B-  Kauf) 
ist  aber  hier  nicht  ausreichend,  obwohl  an  sich  der  titulirte  Besitz  des 
Beklagten  besser  ist  als  der  nicht  titulirte  des  Klägers.  Der  Grund  ist  zum 
Theil  ein  historischer,  indem  nach  älterem  Recht  der  Beklagte  den  Kläger 
auf  seinen  Auctor  (Gewährer)  verwies,  und  der  Streit  um  das  Haben  der 
Sache  zuletzt  ein  Streit  wurde  zwischen  dem  Kläger  und  dem,  der  zuerrt 
die  entkommene  Sache  entweder  widerrechtlich  sich  angeeignet  (z.  B.  ge- 
stohlen) oder  doch  sie  ohne  Rechtsgrund  (z.  B.  als  Finder)  behalten  hatte. 
Zum  Theil  hat  er  den  fortwirkenden  practischen  Grund,  in  dieser  Form 
eher  den  Eigenthümer,  beziehungsweise  den  altern  redlichen  Besitzer,  der 
damit  die  Sache  als  sein  behauptet,  wider  den  unfreiwilligen  BesitzesverluU 
als  den  redlichen  ßesitzerwerber  in  seinem  freiwilligen  ßesitxeeerwerb  zu 
schützen  und  d^mit  auch  die  Gefahren  des  Diebstahls  u.  s.  f.  zu  mindern. 
(Delbrück,  §.  55.  64.)  Einzelne  Land^rechte  modificiren  übrigens  diese 
Behandlung,  indem  sie  dem  redlichen  Erwerber  eine  Einrede  auf  En^ 
schädigung  verstatten  (20.),  oder  den  mehrfachen  redlichen  Verkehr  eher 
als  den  unfreiwillig  verlorenen  Besitz  schützen.  (21.) 

weisen,  dast  jin  die  dureh  raub  oder  diebstaUl  entwent  worden  wer,  vond  die  am 
wurten  möcten  dargegen  lu  recht  gnug  nit  darbringen,  dasx  die  selbig  kriegisck 
habe  mit  gutem  rechtmessigem  tiltel  von  dem  kleger  bracht  vnd  an  sie  kommen  war, 
80  soll  dem  kleger  aoCT  sein  betewrung  mit  dem  eyde  (dasz  ]m  solche  gatter  geraubt 
oder  gestolen  worden  seien)  geglaubt  werden ,  vnd  im  dieselben  abermals  inn  masien 
als  obsteht  darauCT  volgen. 

18.  Freuit,  L.  R.  I.  7.  S*  ^^^ :  Ber  blosse  Inhaber  kann  4ie  seinem  Gewahr- 
sam entkommene  Sache  nur  von  demjenigen,  der  sie  ohne  allen  Rechtsgrand  Im 
Besitze  hat,  zurückfordern,  g.  163:  Sein  Recht  aber  ist  schwacher  al»  das  Recht 
eines  Jeden ,  der  eine  Befugnisz  zum  Besitze  nachweisen  kann. 

19.  Bayr,  Landr.  II.  2.  g.  9:  Hat  jemand  das  Got  einmal  rechtmüsziger  Weise 
inne  gehabt,  hernach  aber  den  Besitz  desselben  wiederum  verloren,  so  kann  er  sol- 
ches von  jedem  Inhaber,  der  nicht  ein  gleiches  oder  besseres  Recht  hierzu  beweisen 
mag,  vindiciren  .  .  .  indem  er  seines  Orts  weiter  nichts,  als  die  vorhin  geluble 
rechtmiszige  Possession  zu  beweisen  hat. 

ao.  Frentt.  Landr.  1.  itt.  %.  34:  Sobald  der  Kli|:er  nachgewiesen  hat,  dasz  die 
in  Ansprach  genommene  Sache  seinem  rechtmXszigen  Besitze  ohne  seineii  WiNen 
entkommen  sei,  ist  der  Beklagte  in  allen  Füllen  schuldig,  seinen  Besitztitel  —  anzo- 
geben.  ~  g.  37:  Wer  in  den  nicht  aufgenommenen  Fillen  seinen  Yorroann  ond 
Besitztitel  nicht  angeben  kann ,  muss  die  Sache  unentgeltlich  znrfiekgeben. 

21.  Lüb,  R.  Ilf.  1.  4:  Wird  ein  Pferd  für  gestohlen  angezogen,  kann  derjenigf. 
bei  dem  es  betroffen,  beieogen,  dasi  es  ihm  anfriehlig  ober  d!i%  dritte  Hand  ge- 
kommen, dasi  also  drey  Personen   and  eine  Jegliehe  derselben  einander  haben  ge- 
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♦  Albr^dU,  die  Gewere  S.  81  flf.  —  Goupp,  in  der  Zeitechr.  f.  D.  R.  L 
S.  114  ff.  —  Bmide^  Dies,  de  Tindicatione  reram  mobilinm  germanica.  Bonn 
1837.  —  Rentmä,  in  Mittermaien  Zdtaohr.  £  R.  W.XVIL  S.  137  ff.  —  Hnm- 
UkH,  in  Weiske'a  Reehtalezikon:  sab  voce  Yindication  XIH  S.  1—240.  — 
Mhrüek,  die  dingliche  Klage  des  deutschen  Rechts  Leipzig  1857.  —  Stein, 
UntersQchangen  über  das  deatsche  Sachenrecht  Erlangen  1857.  —  BluntschU, 
in  d.  Krit  Ueberschan   VL  S.  189  ff. 


Siebentes  Capitel. 

Von   den   HerrschafUrechten   des   Staats  und   den   daraus   abgeleiteten 

Gerechtsamen.  -,  -        x,r;'      ^t  -n^    b/lo"-^ 

S-74.     .  ■      ^  ^ 

Die  Regalität  im  Privatrecht. 

1.  Von  Regalien  (königlichen  Rechten)  im  Privatreeht  haben  zuerst 
im  XU.  Jahrhondert  die  gelehrten  Jaristen  Italiens  gesprochen  (1.)  Dem 
römischen  Rechte  and  dem '  Altern  deutschen  R^te  war  dieser  Rechts- 
begriff unbekannt  Dem  Geiste  des  Mittelalters  aber,  welcher  überall 
öfleotKdies  und  PriTatrecht  zu  mischen  pflegte,  schien  er  natürlich.  Das 
Mittelalter  nahm  keinen  Anstosz  daran,  dasz  dieser  Miszbegriff  amphibien- 
artig halb  Im  dflentlicben  Rechte,  halb  im  Privatrechte  seinen  Wohn- 
sitz bat 

Unsere  Zeit  dagegen,  weiche  in  der  groszen  noch  unvollendeten  Ar- 
beit begriflen  ist,  das  Gebiet  des  öffentUchen  Rechtet y  in  welchem  der 
SfMil  herrscht,  und  das  des  Privatrechte,  in  welchem  die  Individuen  und 
Familien  selbständig  walten,  sorgfilitig  auszuscheiden,  ist  dem  Gedanken 
der  Regalität  entschieden  uogtlnstig  gesinnte  und  sucht  auch  da  jene  Son- 
deroDg  zu  vollziehen.  Von  zwei  Seiten  her  wird  der  von  dem  Mittelalter 
uns  überlieferte  RegrüT  der  Regalien  bedroht:  einmal  von  dem  modernen 
Siaaitrechte ,  welches,  was  irgend  von  öfftnUicher  Redeutung  in  demselben 
eingeschlossen  ist,  ausscheidet,  und  ausschlieszlich  für  seine  rein  staats- 
rechtlich geordnete  Polizei  und  Slaatswirthschaft  anspricht    Sodann  von 

wehren  können,  so  bleibt  der  Besitter  billig  bei  seinem  Pferde.  Würde  er  aber  das 
Mcbt  thun  können,  sondern  deijenige,  welcher  es  ansprichl,  könnte  beweisen,  dasi 
er  gemeltes  Pferd  aof  seinem  Still  für  das  seine  gehalten,  gefüttert,  und  dasz  es 
ibroe  unwissend  aus  seiner  ge wehr  kommen  —  so  musz  ihm  das  Pferd  wiederum 
gefolget  werden. 

1.  Confiotti.  Friderieih  a.  1158.  [Perlt,  II.  S.  111.)  Eegalia  sunt  bec:  Ari- 
roanie,  vie  publice,  flumina  navigabüia  et  ei  quibus  fiunt  nafigabilia,  portus,  ripa- 
tlea ,  vectigalia  que  vulgo  dicuntur  tbolonea .  monele,  roulclarum  penarumque  com- 
pendia,  bona  varantia  —  ingariarum  et  parangariarum  et  plaustrorum  et  navium 
prestaliones  —  polestas  constituendorum  magistratuum  —  piscationum  redditus  et 
aalioarum  etc. 

BluDiickli,  deutiebet  Ptivauecht.    3.  AuS.  IS 
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dem  neuem  Privatrecht  aus,  welches  fQr  den  priyatreeUlicheD  Bestand- 
theil  ia  den  hergebrachten  Begalien  nach  rein  prwalrechüicken  Idem  socfat 
und  denselben  nur  insoweit  fortdauern  Idszt,  als  es  durch  diese  gerecbt- 
fertigt  wird.  In  dieser  Ausscheidung  sind  wir  gegenwärtig  begriffen;  die 
Wissenschaft  des  Privatrechts  hat  Tornehmlich  durch  Berichtigung  und 
Klärung  der  Ideen  an  dieser  Lösung  mitzuarbeiten. 
2.   Demgemäsz  sind  hier  auszuschlieszen: 

'/^»/H^v/flTy^'tsVa)  die   sämmtlkhen  organischen  Hoheüsrechte  des  Staates,  wie  Gcseh- 

J.'i^«*AX^\oj^^'gebung,  Regierungs-,  Gerichtsrechte;  aber  auch  die  Potizä-  aod 
Finanzhoheit  ( Steuerrecht J,  welche  noch  nicht  überall  scharf  genug 
aus  dem  Privatrechte  ausgeschieden  worden; 

(S^u/'^  ->^''^"^b)  die   gewöhnlichen  Vermögensrechte   des  Fiscus,    welche   diesem  fif 

^  '  ^  ''  "'  jeder  andern  Privatperson  zustehen. 

^.11  !t/>\v.\x<vx. Dagegen  bleiben  zurück  diejenigen  Vermögensrechte  des  Staates,  vekhe 
zwar  als  solche  einen  privatrechtlichen  Gehalt  haben  und  aus  dem  aodi 
zu  Gunsten  anderer  Privatpersonen  rein  privatrechtliche  Gerechtsame  abge- 
leitet werden  können,  welche  aber  aus  historischen  oder  andern  Grflndeo 
die  Herrschaft  des  Staates  als  nothwendig  und  ursprünglich  voraussetieo 
und  durch  diese  subjective  Rücksicht  eine  eigenthümliche  Gestalt  erfaalteo. 
Von  der  Art  sind  vorzüglich  die  sogenannten  grundherrschafttkhen  RegaütUf 
welche  sich  aus  der  Herrschaft  des  Staates  über  öfTentliche  Sachen  oder 
über  solche  Sachen  erklären ,  deren  Ausbeutung  in  näherer  Beziehung  to 
der  öffentlichen  Wirthschaft  steht,  weniger  die  regalen  Getoerbe  und  in- 
stalten.  Die  letzteren  nämlich  haben  entweder  eine  vorzugsweise  fmanxieBi 
Bedeutung,  wie  z.  B.  die  Salzregie  und  das  Tabaksmonapol ^  und  gdtOren 
daher  dem  öffentlichen  Steuersystem  an,  oder  sie  haben  eine  rein  sMU- 
wirthschaftliche  Bedeutung,  wie  z.  B.  das  Postregal,  Straszenregal  u.  dgL, 
und  werden  in  beiden  Fällen  von  staatsrechtlichen  Gedanken  befmcbtet 
und  bestimmt.  In  den  ersteren  dagegen  ist  der  privatrechtliche  Gehatt 
überwiegend,  und  die  Wissenschaft  ist  berufen,  durch  firkenntnisz  der  lei- 
tenden Ideen  die  Zeit  vorzubereiten  und  herbeiführen  zu  helfen ,  in  welcher 
die  veraltete  Form  der  Regalität  ohne  Schaden  abfallen  und  die  neue  rein 
privatrechtliche  Form'  schützend  an  ihre  Stelle  treten  kann.  Von  den  te- 
herigen  Regalien  rechnen  wir  dahin: 

a)  das  sogenannte  Wasserregat ,  welches  durch  die  tiefere  und  reichere 
Erkenntnisz  der  eigenthümlichen  Herrschaft  über  die  Gewässer  ond 
der  einzelnen  mannichfaltigen  Wassergerechtsame  entbehrlich  wird;  • 

b)  das  sogenannte  Bergregal  und  Salzregal,  welches  wieder  als  eine 
eigenthündiche  Herrschaft  über  die  Berg-  und  Salzwerke  in  rdn 
privatrechtlicher  Form  fortdauern  kann; 

c)  das  Jagdregal,  das  wieder  ntehr  als  in  den  letzten  Jahrhunderten  mit 
dem  Grundeigenthum  in  Verbindung  gebracht  worden  oder  als  ein 
besonders  beaufsichtigtes  und  regulirtes  Occupationsreeht  zu  einer 
neuen  Form  gelaogt  ist 
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3.  Ans  jenen  Regalien  worden  dann  eüuEelne  Gerechtsame  abgdeüel 
und  an  PriTalen  aberlassen,  ähnlich  wie  aus  dem  fiigenthnm  Servitaten. 
Das  Regal  selbst  erschien  als  Herrschaft  der  Person  Ober  die  Sache  und 
zwar  als  ursprüngliche  Herrschaft  Ober  die  körperliche  Natur,  dem  Eigen- 
thum  nahe  verwandt.  Es  unterschied  sich  aber  yon  diesem  theils  darin, 
dasz  es  nicht  jedem  Indimdwim,  sondern  ursprOngHch  nur  dem  staatlich 
höchsten  Individuum,  dem  Eonig,  oder  anders  ausgedrOckt,  der  groszen 
Gemeinschaft^  dem  Staate  zukam,  theils  darin,  dasz  es  nicht  unbeschrankte, 
sondern  wesentlich  und  von  Anfang  an  beschränkte  Herrschaft  war.  Die 
Beschränkung  war  gegeben  durch  die  Natur  der  Sachen,  auf  welche  sich 
diese  Regalien  bezogen,  durch  die  öffentlichen  Interessen,  durch  das 
eigentliche  Privateigenthum ,  Ober  welches  es  sich  wie  eine  Art  höherer 
Herrsdiafl,  aber  doch  nur  in  einer  gewissen  Beziehung,  erhob. 

Im  Mittelalter  wurden  die  Regalien  selbst  in  Form  des  Lehens  ur- 
BprQnglich  von  dem  Könige  an  die  selbständigen  Herren  und  Städte  des 
Rekdis  verliehen.  Seit  der  vollständigen  Ausbildung  des  neuern  Staaten- 
Systems  ist  die  Veräuszerung  eines  Regals  selbst  im  vollen  Umfange  durch 
pivairechtliche  Rechtsgeschäfte  nicht  mehr  möglich.  Die  öffentliche  Be-* 
deutung  des  Rechts  ist  unablösbar  mit  der  Existenz  des  Staates  verbunden, 
und  kann  nicht  einem  Privaten  zu  vollem  Rechte  Obertragen  werden. 

Aber  der  materieüe  Genusz  des  Regals,  die  privatrechtliche  Ausbeutu$%g 
desselben,  kann  je  nach  Umständen  ganz  oder  theilweise  in  Gestalt  von 
Gerechtsamen  an  Privaten  veräuszert  werden,  und  es  haben  diese  sodann 
auch  dem  Staate  gegenOber,  bei  welchem  die  Quelle  des  Beehts,  die  eigent- 
h'che  Regalität  und  die  öffentliche  Seite  desselben  zurOckbleibt,  ein  erwor- 
benes von  dem  Civil^chte  zu  schOtzendes  Privatrecht 

Anders  stellt  sich  die  Sache,  wo  der  Begriff  der  Regalität  ganz  auf- 
gegd>en  wird.  Dann  kann  die  den  Privaten  zuständige  Gerechtsame  eine 
ursprüngliche  und  selbständige  Bedeutung  haben,  und  auf  Seite  des.  Staates 
werden  dann  nur  rein  öffentliche  —  nicht  aus  Regalität  erkläcte  Oberauf- 
iichtS'  und  Steuerrechte  geltend  gemacht. 

♦  Hüllwumn,  Geschichte  des  Ursprungs  der  Regalien.  Frankfurt  1806." — 
Swchoda,  Staat,  Eigenthnm,  Regalien.  I.  Freiberg  1848.  —  K.  A.  Zaeharim, 
Regalien,  Insbesondere  Sakregal  in  der  Zeitschr.  £  D.  R.  XUL  &.  319.    . 

S.75. 

L   Herrschaft  über  di^  Gewässer. 
1.   Im  Allgemeinen 

1.  Die  von  andern  dem  Eigenthum  des  Menschen  unterworfenen 
Sachen  wesentlich  verschiedene  Natur  der  Gewässer  (§.  53.  2)  bewirkt 
eine  eigenthOmliche  von  der  Ausbildung  des  gewohnten  Privateigenihums 
Terschiedene  Gestaltung  der  menschlichen  Herrschaft  Ober  die  Gewässer. 
Der  Grundcharakter  der  Unterscheidung  ist  der,  dasz  in  dieser  der  Zug 

16* 
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zur  Gemeinschaft  der  BeButzüDg  als  der  mächtigere,  in  jenem  der  zur 
Auischlieszlichkeit  der  Benutzuog  ab  der  tiberwiegende  erscbeiot.  Je  gröszer 
mid  bedeutender  die  Gewttsser,  desto  weniger  sind  sie  der  Privatherrschaft 
miterworfen,  desto  entschiedener  der  geroeinen  Nutzong  yorbehaiten.  An 
Meeren  nnd  Seen  gibt  es  im  Ganzen  keine,  im  Einzdnen  nnr  sehr  sdtea 
Privatrecbte,  die  dflentlichen  Flüsse  sind  nicht  im  Pri?ateigentham  und 
nur  einzelne  Nutzungen  daran  möglich. 

2.  Mit  Bezug  auf  ßie$zende  Gewäiser^  die  am  ehesten  privatrecbtlicb 
benutzt  werden,  sind  folgende  Unterscheidungen  wichtig: 

1)  Schißare  Flüise.  Sie  gelten  allgemein  als  öffentliche  Sachen,  und 
die  Bedeutung  derselben  wird  von  Staats  wegen  reguUrt.  (1*  2.  3.)  Aber 
auch  an  ihnen  sind  Privatgerechteame  möglich,  z.  B.  Mahlwerke,  Fflhren- 
gerechtigkeiten,  Wiesenwftsserung  u.  s.  w.  Dem  Princip  nach  wird  die 
Gerechtsame  hier  immer  von  dem  Staate  abgeleitet^  und  es  bedarf  dazu 
einer  obrigkeitlichen  Coneeision.  Zu  den  schiffbaren  Flössen  gehören  auch 
deren  —  nicht  schiffbare  —  Arme,  nicht  aber  alle  Zuflüsse. 

2]  Flöszbare  Flüese^  (1.2.4.)  d.  h.  welche  zwar  nicht  mit  Schiffen,  aber 
doch  mit  verbundenen  Holzstämmen  (FlöizenJ  befahren  werden  köonep. 
Meistens  werden  auch  sie,  nach  französischem  Bechte  immer,  öffentliche 
Flüsse  und  gleich  den  schiffbaren  der  Staatshoheit  unmittelbar  unterworfeo 
sein.  Sprechen  keine  besondern  Gründe  für  die  hergebrachte  Herrschaft  der 
Gemeinden  oder  einzelner  Privaten  (z.  B.  Grundherrn)  darüber,  so  sind  sie 
als  öffentliche  Sachen  zu  behandehi,  im  entgegengesetzten  Falle  nach  Art 
der  Gemeinde-  oder  PrivatbAche  zu  beurtheilen. 

3)  Die  in  natürlichem  Gerinne  flieszenden  Flüsu  und  Bäehe^  welche 
weder  schiff1)ar  noch  flöszbar  sind,  werden  nach  römischem  Rechte,  wenn 
sie  beständig  flieszen  (5.)  auch  ohne  schiffbar^  oder  flöszbar  zu  sein  vob 
dem  öffentlichen  Rechte  beherrscht  Das  französische  Recht  dagegen  Ober- 
laszt  dieselben  dem  Privatrecht  Das  Altere  deutsehe  Recht  hat  die  Neigung* 
dieselben  im  Unterschiede  von  den  schiffbaren  Flüssen  entweder  als  Theil 
der  Almende  der  Beherrschung  der  Gemeinde  zu  unterwerfen  oder  anak^ 
wo  die  Grundherrschaft  sich  darüber  hin  ausdehnt,   sie  der  Verfügung  des 

1.  Code  Nap.  §.  538.  —  Les  fleaves  et  ri vieres  navigablcs  oa  flottables  ^  oe 
800t  pas  susceptibles  d'une  propri^t^  priv^e,  sont  consider^es  corome  des  d^pendanccfl 
da  domaine  public. 

2.  Bayer,  Ges.  üb^r  die  Benützang  des  Wassers,  g*  2*  Als  öffentlicbe  Flösse 
werden  diejenigen  betrachtet,  velcbe  und  soweit  sie  zur  Schifffahrt  oder  znr  Flosi- 
fabrt  mit  gebundenen  Flössen  dienen.    Die  Nebenarme  solcher  Flösse  gelten  als  ötttni- 

Jlche  Gewisser,  soweit  nicht  entgegenstehende  Rechte  erworben  sindi 

3.  Sachsenspiegel  II.  28.  g-  4.    Vgl.  oben  S-  ^'  B.  2. 

4.  Freust,  Landr.  11.  15.  S*  ^^  Ber  Staat  kann  den  Eigeothumer  eines  ancb 
nicht  schiffbaren  Prifatffusses  nttthigen,  den  Gebrauch  desselben  tum  Holzflöszeo  lo 
gestatten. 

5.  Ulpianus  in  L.  I.  g.  3  de  flumtnib.  ne  quid  in  flam,  pub.:  publicum  flu- 
man  esse  Cassius  defloit  quod  perenne  Sit. 
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Grundherrn  zu  unterstellen,  (6.)  In  beiden  Fallen  haben  dann  die  an- 
stoszenden  Gemeinde-  oder  Hofgenossen  den  durch  die  Gesammtheit  oder 
den  Herrn  beschränkten  Gennsz  des  Wassers. 

4]  Die  in  künstHehem  Gerinne,  in  Canälen  flieszenden  Gewisser  sind 
wie  (JKe  gegrabenen  Teiche,  soweit  am  Gewisser  Oberhaupt  Privateigen- 
thum  möglich  ist,  in  dem  Eigentham  dessen,  dem  der  Canal  oder  die 
Einfassung  des  Teiches  gehört  (3.) 

5)  Die  Queüen,  welche  in  eigenem  Boden  entspringen,  sei  es  indem 
sie  da  ihre  natürliche  Ergieszung  suchen«  sei  es  dasz  sie  künstlich  gegra- 
ben werden,  sind  zunächst  im  Eigenthum  des  GrundeigenthQmers  und  wer- 
den als  Theil  des  Bodens  betrachtet.  (6.)  Aber  der  Zusammenhang  des 
Gewissers  im  Boden  und  der  natürliche  Zug  desselben  zur  Gemeinscha^ 
iuszert  sogar  da  seine  Wirkung.  Hat  einmal  ein  unterhalb  wohnender 
Grundbesitzer  das  ihm  zuflieszende  Quell wasser  durch  Culturanstalten ,  z.  B. 
zu  einem  Brunnen,  Wasdi-Badehaus  bestimmt ,  und  in  erlaubter  Weise 
ach  das  ablaufende  Wasser  angeeignet  y  so  darf  der  Eigenthümer  der 
oberhalb  gelegenen  Quelle  durch  spätere  Vorkehrungen  ihm  das  Wasser 
weder  entziehen  noch  verderben.  (7.)  Er  ist  vielmehr  genöthigt,  seine 
Fassung  und  Nutzung  der  Quelle  so  einzurichten,  dasz  der  Fortgenusz  der 
älteren  Anstalt  möglich  bleibt,  d.  h.  das  für  diese  nöthige  Wasser  dem 
Ablauf  zum  untern  Nachbarn  zu  Oberlassen. 

3.  Wenn  die  Berrechaft  Ober  flieszende  Getoässer  Eigenthum  ge- 
nannt wird,  so  ist  dieses  Eigenthum  doch  von  anderer  und  beschränkterer 
Art  als  das  eigentliche  Eigenthum  an  Grundstücken,  denn  das  Wasser  — 
und  auf  dieses  kommt  es  bei  solcher  Herrschaft  doch  an,  nicht  auf  das 
zugedeckte  Bette,  in  dem  es  flieszt  —  hält  der  ausschlieszlichen  Herrschaft 
nicht  Stand,  sondern  eilt  davon,  um  sich  wieder  andern  mitzutheilen.  Das 
Gewässer  steht  von  seiner  Quelle  bis  zu  seiner  Mündung  in  einem  fort- 
während unterhaltenen  Zusammenhang,  in  einer  sich  stete  erneuernden  Ver- 
bindung. Es  empfindet  der  untere  Theil  des  Gewässers  leicht  eine  Ver- 
änderung in  dem  oberhalb  gelegenen  Wasserlauf,  aber  auch  umgekehrt  manche 
Vorrichtungen,  die  unten  an  dem  Wasserlauf  vorgenommen  werden, 
wirken  zurück  auf  die  obern  Theile.  Dieser  natürliche  Zusammenhang  des 
G^enstandes  der  Herrschaft  musz  daher  in  der  juristischen  Ausbildung 
dieser  beachtet  werden.     Um   derselben   willen  werden   die  verschiedenen 


6.  WeiSth.  zu  Bommershetm  ?.  i298  {Orimm,  W.  II.  tt1<(}:  hantdie  scheffen  vur 
▼oll  geweist,  dat  man  und  bao,  wasser,  weide,  nutz  und  vlutz,  vant  und  pruDdt  von 
dem  himell  nieder  in  den  gninlli.  —  dal  ein  abt  von  Frame  mullen  setzen  magh,  so 
wa  idt  ime  vuechl  in  4ler  apteien,  und  mach  dhoin  wasserganck  leidf  n  dnrch  wiesen, 
▼elt  and  bascb.  ^  dat  nieman  viseben  sal  in  allen  beeben  in  der  abdeien  ^  ayn  ein 
apt  and  seine  kneebt  and  sine  gescbwom  viscber. 

7.  Code  C.  g.  641.  Celai  qai  a  ane  soarce  dans  son  fonds,  pent  en  user  ä  sa 
volonte,  sauf  le  droit  qaele  propri^taire  da  fonds  inf^eor  poarrait  aroir  acqais  par 
tilre  ou  ptr  prescription. 
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Berechtigten  an  demselben  Gewisser  zu  einander  in  eine  Beziehung  gebracht 
Gemeinsame  Interessen  und  gemeinsame  Beschränkungen  entstehen  *  ge- 
meinsame Rechte  und  gemeinsame  Pflichten.  (8.) 

Die  Herrschaft  über  das  Gewisser  ist  folglich  im  Princip  beschränkt 
durch  die  fortwahrende  Bikkiieht  auf  den  natQriichen  Zusammenhang  und 
die  Bestimmung  des  Gewässers,  auch  andern  zu  dienen. 

*  Noe  Meurer,  Wasserrecht  (nach  Bartolos)  1570.  —  Canerin,  Abh.  Ton  dem 
Wasserrechte.  3  Bde.  1789—1800.  —  Ihviel,  trait6.  des  cours  d^eao.  Paris 
1837.  —  Ueber  die  neuere  Literatur  siehe  die  Motive  des  Bayer.  Ges.  über 
Wasserr.  ▼.  1852,  die  selbst  eine  gründliche  Bearbeitung  dieser  Lehre  sind. 
—  Pözl^  die  neuere  (Gesetzgebung  und  Litteratnr  über  Wasserrecht  in  der  Krit 
Vierteljahrsschrift  I.  S.  23.  —  Pösl,  die  bayer.  Wassergesetze,  erläutert,  mit  einem 
Anhang,  die  Ordnung  der  Schiff-  und  Floszfahrt  auf  den  bayerischen  FlüsBen, 
Seen  und  Kanälen  betr.  IL  Ausg.  Erlangen  1862.  —  Sarwey,  Zur  Lehre  vom 
Wasserrecht  im  württemb.  Archiv  fär  Recht  und  Rechtsrerwalt  L  2.  8.  239 
3.  S.  408.  n.  2.  S.  288.  —  SfhencK  cur  Wasserrechtsfrage.  Wiesbaden  1860.  - 
C.  de  Bo$io,  dei  consorzi  d*acque  nel  regno  Lombarde- Veneto  1855;  angezeigt 
Yon  Mittermaier  in  den  Heidelberger  Jahrb.  1859.    S.  745. 

S-76. 

2.    Natzuogen  an  den  QIDentlicheD  Gewissem. 

1.  Die  Benutzung  der  öffentKchen  Flüsse  zur  Schif-  und  Fläsxfahrt 
erscheint  als  die  der  Bestimmung  der  FlQsze  vorzugsweise  gemAsze,  gehört 
aber  wie  die  Benutzung  der  Landstrassen  dem  öffentlichen  Rechte  an.  (1.) 
Im  Interesse  derselben  wird  sogar,  soweit  es  dazu  nöthig,  die  freie  Be- 
nutzung der  Fluszufer  den  Schiffern  zugestanden  (2.),  selbst  wenn  diese 
im  Privateigenthum  der  Anstöszer  sind.  Die  UfereigenthQmer  mOssen  den 
sog.  Lempfad  {Beckweg)  gestatten,  d.  h.  Weg  zum  Aufwirtszieben  der 
Schiffe,  Raum  zu  vorflbergehendem  Landen  und  Befestigen  derselben, 
selbst  in  Nothftllen  zur  Aussetzung  der  Waaren.     Die  Kosten  des   Dnter- 


8.  Erk.  des  Dresdner  Ob.-A.-G.  bei  Seuffert,  Arch.  IL  8.  Wenn  lange  Zeit 
hindurch  das  auf  einem  PriTatgrundstticke  entspringende  Qaellwasser  in  kUDStlich 
angelegten  Canilen  oder  wenigstens  in  einem  bestimmten  Graben  xwischeo  Grand- 
stucken ft-emder  Besitzer  hindurch  geflossen  und  von  diesen  benutzt  worden,  so  ist 
anzunehmen,  dasz  in  der  gleichförmigen  Beachtung  dieses  Sachverhfiltnisses  der  Ge- 
sammtwille  der  Interessenten  sich  ausgesprochen  habe  und  daher  nanmehr  der  Statos 
quo  selbst  eine  Rechtsnorm  bilde,  gegen  welche  vom  EigenlhQmer  der  Qaelle  som 
Nachtheile  der  Adjacenten  nicht  gehandelt  werden  dürfe. 

1.  Oörliiter  Landr.  §.  B4:  Ifglich  vlizende  wazzir  heizet  des  riches  straze. 

2.  J^retuz.  Landr.  II.  15.  &.  57.  Die  Eigenthümer  der  Ufer  öCTenUicher  Flüsse 
können  den  SchifTTahrenden  nicht  wehren,  sich  des  Leinpfads  an  selbigen  zu  bedieneot 
daran  zu  landen,  die  Schiffe  zu  befestigen  and  die  JLadung  im  Notbfalle  eine  ZeitUof 
an  das  Ufer  auszusetzen.  —  Ceber  die  Fiage,  wie  weit  das  Eigenihum  der  Ufereigen- 
thfimer  in  das  Fluszbett  hineinreiche,  namentlich  wo  Floth  und  Ebbe  dasselbe  vari- 
iren,  vgl.  SehUUere  Jurist.  ZelL  1859.    8.  2. 
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baltes  solcher  Leinpfade  liegen  aber  der  Gemeioschaft,  nicht  den  Dfereigen- 
thomem  ob.  / 

Die  Schiflharmachung  eines  Flusses  steht  dem  Staate  jederzeit  frei, 
ans  Gründen  des  Öffentlichen  Rechts.  Dann  wird  derselbe  immer  zu  einem 
öfftfUHchen  Flusse,  auch  wenn  er  es  zuvor  nicht  gewesen.  (3.)  Daraus 
folgt  aber  keineswegs,  dasz  der  Staat  diese  Veränderung  yomehmen  kOnne, 
ohne  die  Privatpersonen,  welche  durch  dieselbe  an  ihren  Privatrechten, 
t.  B.  an  Mahlwerken,  Hochbauten  am  Dfer,  durch  Einräumung  des  Lein- 
pfades Schaden  erleiden,  entschädigen  zu  müssen.  Vielmehr  musz  auch 
da  das  Princip  beachtet  werden,  dasz  die  Privatrechte  dem  öffentlichen 
Rechte  zwar  aus  Gründen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  weichen  müssen,  aber 
nur  g^en  volle  Entschädigung  der  berechtigten  Privaten.  Wenn  dagegen 
das  Privatrecht  nicht  in  festen  Uferwerken,  sond'em  nur  in  einer  ander- 
weitigen Nutzung  des  Gewässers  selbst  besteht,  welche  ihrer  Natur  nach 
der  benutzung  derselben  zur  SchiflTahrt  untergeordnet  ist  —  z.  B.  die  bis- 
her^ Fischerei  wird  gestört,  oder  die  Benutzung  des  Gewässers  zu  schwim- 
menden Wasch-  oder  Badeanstalten  musz  aufhören  —  so  hat  dafür  der 
Sbat  aus  dem  Grunde  keine  Entschädigung  zu  leisten,  weil  nach  der  Natur 
der  Gewässer  ein  absohites  Recht  der  Benutzung  überall  nicht  aneriLannt 
.  wird  und  dieses  voraus  fdr  die  gemei$t$ame  und  öffentliche  Benutzung  be- 
stimmt ist.  Die  privatere  Benutzungsart,  obwohl  älter,  kann  daher  die 
allgemeinere,  obwohl  spätere,  nicht  hemmen.  Eben  darum  ist  selbst  wenn 
MOhlwerke  beseitigt  werden  muszten,  der  Staat  nur  schuldig,  den  Schaden 
den  die  Uferbaute  erleidet,  zu  vergüten,  nicht  den  übrigen  Schaden,  welcher 
das  Gewerbe  trifft. 

2.    In  der  Fähregerechtigkeit   (4.  5.)  sind  häufig    zwei  verschiedene 
Rechte  enthalten: 

a)  das  Recht,  für  sich  eine  Fähreinrichtung  zu  haben  und  zu  benutze; 

b)  das  Gewerberecht,  andere  gegen  Lohn  (Fährgeld)  über  den  Flnsz  zu 
fahren. 

3.  Bayer.  Ges.  Y.  1802.  g-  '•  ^^er  Flusz  oder  Jeder  Theil  eines  solchen  kann 
durch  die  SUttsregierung  oder  mit  ihrer  Bewilligung  in  einen  öCTenllichen  umgewan- 
delt werden,  indem  derselbe  zur  SchifTTahrt  oder  Floszrahrt  eingerichtet  wird.  g.  4. 
Die  Slattsregierung  ist  befugt,  an  und  in  den  Priratflüssen  und  Bächen  auf  ihre 
Kosteo  diejenigen  Yorrichtungen  zu  treffen,  welche  zur  Herstellung  oder  Erhallung 
des  Domialen  Zmstandes  eines  5flentlicbeD  Flusses,  dem  dieselben  zuflieszen,  error- 
derlich  sind. 

4.  Züricker  Ges.  g.  672.  Die  Errichtung  von  Führen  zu  eigenem  Gebrauch 
steht  den  Anwohnern  eines  Flusses  frei,  bedarf  aber,  wenn  die  Fähre  zu  regelmäszi- 
ger  Uebersetznng  für  Lohn  benutzt  werden  soll,  oder  wenn  dauernde  Vorrichtungen 
in  dem  Fluszbeete  selbst,  x.  B.  durch  Anker  und  Ketten,  oder  über  das  Fluszbetl  bin, 
1.  Bw  dnrch  hinüber  gezogene  Seile,  angebracht  wei'den,  polizeilicher  Bewilligung. 

5.  Bayer.  Ges.  g.  17.  Nene  Ueberfahrtsanstalten  über  öffentliche  Flüsse  mit- 
telst Fähren  oder  Nähen  (Prahmen)  oder  fliegenden  Brücken  können  nur  in  Gemäsz- 
heit  einer  Bewilligung  der  Kreisregierang  und  unter  den  von  derselben  festzusetzenden 
lettimmungen  errichtet  werden. 
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Nur  jenes  ist  aus  der  Herrschaft  Ober  oie  Gewisser  abgeleitet,  dieses  folgt 
aus  dem  Gewerbesystem  eines  Landes.  Besteht  die  Fähre  nur  aas  einem 
"Nachen  oder  Boote,  mit  welchem  in  gewohnter  Weise  ttbergeschiBl  wird, 
so  bedarf  eine  solche  Benutzung  des  Gewässers  —  abgescdien  Ton  den 
Gewerbeverhältnissen  oder  besondern  Vorschriften  —  keiner  Bewilügang, 
da  sie  nur  Anwendung  der  freien  SchiflTahrt  ist.  Sind  aber  mit  der  Fähre 
dauernde  Anstalten  in  dem  FIusz  oder  an  dem  Ufer  verbunden,  so  bedarf 
es  um  dieser  willen  einer  obrigkeitlichen  Bewilligung  auch  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte des  Wasserrechts.  Bei  Flossen  und  Bächen ,  welche  der  Ge- 
meinde oder  Privaten  zugehöred,  bedarf  das  Pährerecht  im  erstem  Sioa 
keiner  Begierungserlaubnisz. 

3.  Aus  öffentlichen  FlUssen  darf  jedermann  Waster  schöpfen  und  die- 
selben vorObergehend  zum  Baden,  Tränken,  Waschen  u.  dgl.  benutzem 
ohne  dasz  er  dazu  einer  Bewilligung  bedarf.  Vorbehalten  bleiben  die  Po- 
lizeivorschriften, z.  B.  Ober  Badeplätze  für  Menschen,  Schwemmplätze  fQr 
Vieh  u.  dgl. 

4.  Die  Verschiedenheit  der  Ansichten,  je  nachdem  mehr  die  Nator 
des  öffentlichen  Gewässers  als  gemeiner  Sache  (res  jmblicay  res  commum) 
oder  die  Herrschaft  (das  Eigenthum)  des  Staates  darüber  betont  ward, 
hatte  Einflusz  auf  die  Behandlung  der  Übrigen  Beständthetle  des  Fhiszbettes, 

c,*t^^^i  Steine,  i[ies.  Grien,  Sa$td,  Schuf  nM' andere  Pflanzen  darin.  Ist  die 
Benutzung  derselben  dem  gemeinen  Gebrauche  überlassen ,  oder  hat  der 
Staat  ein  ausschlieszliches  Recht  darauf?  Der  B^ff  des  Eigeiithaois  in 
seiner  Härte  und  Dnveränderlichkeit  läszt  sich  auch  da  nicht  durchführen; 
aber  hinwieder  liegt  eine  nähere  Ordnung  solcher  Benutzung  im  Gegensatz 
zu  willkürlichem  Zugreifen  der  Individuen  im  gemeinen  Interesse.  Daher 
suchen  die  neueren  Gesetze  den  Streit  auszugleichen,  indem  sie  die  Be- 
nutzung auch  den  Gemeinden  und  Privaten  überlassen,  aber  nach  Anordooog 
des  Staates,  zuweilen  gegen  kleine,  doch  nicht  als  wirklicher  Kaufpreis 
aufzufassende,  Gebühren.  (6.  7.) 

5.  Erfordert  eine  Benutzungsart  des  öffentlichen  Gewässers  bleibendt 
Anl<igen  an  oder  in  dem  Flusse,  z.  B.  Dämme  oder  andere  Dferbaotcn, 
SchUuszen,  Abzugsgräben,  Triebwerke^  welche  auf  den  Wasserlauf  und  die 
gemeine  Nutzung  desselben  Einflusz  haben,  so  darf  nach  der  neueren  Aus- 
bildung des  Rechtes  eine  derartige  Einrichtung  nicht  mehr  einseitig  und 
willkürlich  von  den  Anwohnern  getroffen  werden,  sondern  es  ist  im  In- 
teresse der  Gemeinschaft  die  vorherige  Prüfung  des  Falls  und  die  Maub- 

6.  Baxr.  Ges.  g.  i5:  Das  Abfährfii  von  Steinen,  8and,  Schlamm,  Erde  vod 
Pflanzen  aas  dem  Flasfbette  ist  nar  nach  Maszgabe  der  dleszAills  zu  ertheilendeB 
Erlaubnisz  und  an  den  hierzu  bezeichneten  Plauen  gesutteu  Die  SUatsregiemng 
kann  hierür  die  Entrichtung  mSsziger  Gebühren  anordnen. 

7.  Zürich,  Ges.  §.  675:  Das  Recht,  Sand  und  Kies  in  dem  Flosibette  za  be- 
nutzen, steht,  soweit  da  nicht  erworbene  Rechte  anderer  daran > bestehen,  den  Staau 
und  den  betrelVsoden  Gemeinden  zu. 
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ni$z   TOD  Seite  der  Obrigkeit  dazu  erforderlich.    Das  Nfihere  im  Hinblick 
auf  die  Triebwerke  in  §.  78. 

6.   Die  Benützung    des  Gewässers  zum  Flöizen  unverbundener  Holz- 
gtiMe  ist  nicht  dem  gemeinen  Gebrauche  hingegeben,  sondern  bedarf  einer 
besoodern  Begründung,   sei   es  dasz  ein  herkömmliches  oder  urkundlich  ^    ^    -    ' 
verliehenes  Floizrecht  fjus  arutiae)  besteht,  sei  es  dasz  in  einzelnen  Fallen nMx  c,^'  '''  ' 
die  obrigkeitliche  Erlaubnisz  zum  Flöszen   ertheilt  wird.    Aus  dem   Rechtetx^ty   ^f^'-^ 
auf  die  ZimmerOösze  folgt  nicht  das  Recht  auf  die  Scheitflösze.    Da  die'i;^  u^^tX^r 
letztere  für  eine  gewisse  Zeit  den  ganzen  Flusz  in  Anspruch  nimmt,  und^vt^. 
andere  Benützungen  dadurch  gehemmt  oder  gefährdet  werden ,  so  ist  die  Zeit  (les 
Flöszens  zuvor  öffentlich  zu  verkünden.  (8.)    Für  den  Schaden,  welcher 
um   der  Ausübung  des  Fldszerechts  willen  den  Dfereigenthümern  wider- 
fihrt,  z.  B.  an  Wuhningen,'Dflmmen,  Brücken  u.  s.  w.  hat  der  Flöszherr 
Ersatz  zu   leisten;  hat  aber  ein  ansschKeszIiches  Recht  auf  alles  geflöszte 
Holz,   auch   auf  das   ans   Dfer   geschwemmte   und  das   Senkholz.    Die 
Flöszknechte  dürfen  es  holen   und  die  Ufer  betreten.  (8.)    Die  Ansprüche 
der  (Jferbewohner   darauf  sind    meistens,   abgesehen   von    abweichenden 
Vertragsbesdnmiungen,  eine  an  die  Barbarei  des  Strandrechts  erinnernde 
Anmaszung. 

$.77. 

3.    Nationgen  an  GeoMinde-  und  Prifatgewissem. 

1.  Ob  die  nicht  öffentlichen  Flüsse  und  Bdche  im  Privateigenthtnne 
stehen  oder  nicht,  und  im  ersteren  Falle,  in  welcher  Weise  sie  als  Eigen- 
thom  der  Ufereigenthümer  zu  betrachten  seien,  sind  vielbestrittene  Fragen. 
Auch  hier  erinnert  das  Wort  Eigenthnm  an  Eigenschaften,  denen  sich  die 
Natur  des  flieszenden  Gewässers  nicht  fügt.  Wird  dasselbe  vermieden,  so 
wird  man  sich  leichter  zurecht  finden.  Gewisse  Nutzungen  sind  auch  an 
solchen  Gewissem  jedermann  gestattet,  und  zwar  nicht  als  das  Eigenthum 
beschränkende  Servitutrechte,  sondern  als  Uebung  der  wesentlich  gemein- 
iomen  Herrschaft  der  Menschen  über  die  natürlichen  Gewässer,  so  das 
Wasser  schöpfen  mit  Handgofilssen ,  Waschen,  Baden  y  Tränken. 

2.  Andere  Nutzungen  dagegen  sind  zunächst  den  Ufereigenthümern 
vcrbekaUen,  so  dasz  hier  die  Richtung  zur  Privatherrschaft  stärker  hervor- 
tritt, und  es  begreiflich  wird,  wenn  manche  neuere  Gesetze  diese  Gewässer 
als  Zvbehärde  der  Ufergrundstücke  erklären,  und  wenn  solche  Flüsse  die 


8.  ßayr.  Ges.  g.  67:  Bei  allen  Triftgewässern  sind  die  Ufereigenthunier  ver- 
pflkbtet: 

i)  sich  Jeden  Gebrauchs  des  Wassers  lu  enthalten,  welcher  die  Flöszerei  ge- 
Ahrdet, 

S)  die  xar  Beförderung  der  Floszhötzer  nOthige  Betretang  de«  Ufers  and  den 
Flösxerpfad  in  der  uhlichen  Breite  ohne  Entschädigung  zu  dulden ,  insofeme 
ein  Anspruch  hierauf  nicht  durch  ein  enrorhenes  Recht  bereits  begründet  ist« 
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Dfer  verschiedener  Grundeigenthümer  trennen,  letztere  je  bis  zar  Mitte  des 
riusses  als  EigenthOmer  de8seli)en  bezeichnen,  obwohl  auch  da  die  Herr- 
ichaft  der  Ufereigenthümer  über  dca  Gewässer  von  ganz  anderer  Art  ist, 
als  ihr  Eigenthum  an  den  anstoszenden  Grundstücken.  (1.) 

3.  Die  Ufereigen thQmer  sind  berechtigt,  das  an  ihrem  Grundstücke 
vorüberflieszende  Wasser  nocA  Belieben  zu  benutzen,  und  dafür  die  nöthi' 
gen  Einrichtungen  zu  treflen,  insofern  nicht  einem  andern  DfereigenthOmer 
oder  Wasserwerkbesitzer  durch  Ueberschwemmung  oder  Stauung  Schaden 
zugefügt  wird  und  der  natürliche  Abflusz  des  Wassers  unversehrt  bleibt, 
beziehungsweise  wieder  hergestellt  wird.  (1 — 3.) 

Derartige  Nutzungen  der  Ufereigenthümer  sind  auszer  den  Trieb- 
werken (§.  78): 

a)  Waschanslalten^  mit  der  Beschränkung  jedoch,  dasz  andere  Wasse^ 
oder  Fischereiberechtigte  an  demselben  Flusz  ein  Recht  der  Ein- 
sprache haben,  wenn  durch  die  Wäscherei  das  Wasser  verdorben 
und  zu  weiterer  Benutzung  unbrauchbar  gemacht  wird; 

b)  BadeeinricJUungen; 

c)  Fähreanlagen; 

d)  Fischhalter; 

e)  Anstalten  für  Wiesenu>ässerung. 

Ebenso  dürfen  die  Ufereigenthümer,  wenn  nicht  andere  erworbene 
Rechte  im  Wege  sind.  Steine,  Kies,  Grien,  Sand,  Schlamm,  Pflanzen  u.  s.  f. 
aus  dem  Fluszbette  nehmen.  Nur  die  Goldtoäscherei  und  die  PerUnfischerä 
nimmt  gewöhnlich  der  Staat  für  sich  in  Anspruch 


1.  Bmyr,  Ges.  g.  39:  Flüsse  ood  Blcbe,  welche  weder  rar  Schiflbbrt,  norl 
ra  Flosxfabrt  mit  gebuDdenen  Flösien  dienen,  werden  mit  Inbeffriff  des  bestebeoAi 
Genils  als  Zubehör  der  Grundstüike  betrachtet ,  xwischen  welcheo  sie  bindorcli- 
fliesxen,  nach  Maszgabe  der  Uferlfinge  ein<>8  Jeden  Grundstocks.  Der  Ufereigeotboiner 
darf  Jedoch  das  Wasser  nur  mit  Rücksicht  auf  die  Rechte  der  übrigen  Ufereigen- 
thömer  und  der  sonstigen  Wasserberechtigteo  und  unter  den  oachfolgendeo  B»- 
schrlDkungeo  besitien. 

2.  CoiL  JVap,  g.  644:  Celui  dont  la  propri^t^  borde  une  eau  courante  —  peot 
8*en  serrir  h  son  passage  pour  l*irrigation  de  ses  propri^t^  g.  645:  S'il  8*tihn 
une  contestation  entre  les  propri6taires  auxquels  ces  eaux  peurent  6tre  uliles,  lo 
tribunaui,  en  prononcant,  doivent  concilier  Pagriculture  arec  le  respect  du  lU 
propriete;  et  dans  tous  les  cas  les  riglemenis  parlicnliers  et  loeaux  sur  le  ooorsei 
Tusage  des  faux  doirent  ^tre  obsenr^. 

3.  Bayr.  Ges.  g.  64:  Sofeme  nicht  Localrerordnungen ,  Herkommen,  beson- 
dere RechtAtitel  oder  Verjährung  eine  Ausnahme  begründen  —  ist  Jeder  Ufereigefi- 
thümer  berechtigt,  das  an  seinem  Grundstucke  voruberfliesxende  Wasser  xa  Jedes 
beliebigen  Gebrauche  xu  benutzen,  unter  der  Beschrinkung :  1}  dasx  kein  einem  aa- 
dern  schädlicher  Rückstand  und  keine  Ueberschwemmung  oder  Versumpfung  r^emdff 
Grundstucke  verursacht  werden  darf,  2}  dasx  dem  Wasser  der  Abflusx  in  daft  v- 
sprüngliche  Bett  des  Flusses  gegeben  werden  musx,  bevor  dieser  das  Ofer  eine» 
fremden  Grundstückes  berührt  (über  den  Begriff  des  „Schadens"  hiebe!  fgl.Idlsckr. 
für  Kunde  ZürUher  Rechtspfl.  VII.  S.  82.) 
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4.  FOr  die  Bodencultar  sind  WäiserwigS''  und  Entu>ä$$erungsan$taitem 
Ton  so  groszem  Werthe,  dasz,  nach  dem  Vorhilde  des  lombardischen 
Rechts,  die  neueren  deutschen  Gesetzgebungen,  um  die  HersteUung  solcher 
Anlagen  zu  erleichtern,  die  genoßienschaftlicke  Verbindung  der  betheiligten 
GmnddgenthQmer  mit  autonomischen  Rechten  ausstatten ,  unter  Umständen 
Einzelne  zur  Beihülfe  verpflichten  und  zu  Gunsten  jener  Werke,  so  dasz 
aodi  aus  einem  nicht  anstoszenden  Flusz  oder  Bach  das  erforderliche 
Wasser  geholt  oder  in  einen  solchen  wieder  abgeleitet  werden  darf,  die 
GnmdsStze  tber^^  ztcangitoeise  Enteignung  im  Interesse  der  öflentlichen 
Wobltahrt  zur  Anwendung  bringen. 

♦  Canertn,  vom  Waaserrecht  Abth.  Vn.  —  RomagnoH,  vom  Wasscr- 
Idtangsrecht^  übersetzt  von  ü.  Niehuhr.  Halle  1840.  —  Pi^eusxisches  Gesetz 
aber  die  Benützung  der  Privatflüsse,  vom  26.  Febr.  1843.  —  BelUr,  Wiesen- 
coltorgesetz  im  Groszherzogthum  Hessen.  Darmst  1843.  —  Hmmoverschef 
Geeetx  über  Entwässerung  und  Bewässerung,  vom  22.  Aug.  1847.  —  LetU, 
dk  Gesetzgebung  über  die  Benützung  der  Privatflüsse.  1850.  —  Bayri$che$ 
Oesets  eben  darüber,  vom  28.  Mai  1862.  Olaa,  die  wasserrechtliche  Geeetz- 
geboo^.  1856.  —  Schede^  das  preuazische  Wasserrecht  1860.  —  Heyer^  han- 
ooTcnche  Ge8etzgdl>ung  über  Bewässerung  und  Entwässerung.  IL  Aufl.  Celle 
1861.  —  Heimbaeh,  „Wasserrecht«*  in  Weiske's  Rechtslezikon.  XIY.  8.  86—202. 
—  Endtmamn,  das  ländliche  Wasserrecht.   Cassel  1862. 

4.  Becht  auf  Triebwerke  (Möhlnirecbt). 
1.  Nach  ältestem  deutschen  Rechte  stand  es  jedem  Uferbewohner  frei^ 
das  Torbdflieszende  Gewässer  jeder  Art  zur  Betreibung  von  Wasserrädern 
far  Mflhlwerke  zu  benutzen,  wenn  nur  durch  seine  Einrichtung  niemand 
beschädigt  ward.  (1.)  Seitdem  aber  der  Grundsatz  der  Regalität  auf  öffent- 
Hch€  Gewässer  erstreckt  worden  ist,  und  ebenso  auch  nach  der  modernen 
Ansicht  von  der  Herrschaft  des  Staates  Ober  die  öffentlichen  Gewässer 
(vgl.  2.) ,  bedarf  die  durch  dauernde  und  in  den  Wasserlauf  eingreifende 
Einrichtangen  bedingte  Errichtung  von  Triebwerken  und  die  Begründung 
eines  derartigen  WasserreehU  jederzeit  einer  obrigkeitlichen  Erlaubnisz. 
Diese  wird  indessen  nicht  willkQriich  ertheilt  oder  versagt,  sondern  in  Be- 
achtung der  Rechte  der  Betheiligten  und  mit  Rücksicht  auf  die  öffentliche 
Sicherheit  Werden  jene  nicht  beeinträchtigt  und  wird  diese  nicht  gefohr- 
det,    so   wird  die  Freiheit  auch  dieser  Benutzung  vom  Staate  anerkannt. 

1.  £ex  jiimm,  83.  1.  2.  Si  qais  mulinum  aut  qualemcunque  clausuram  in  aqua 
faccre  Toluerit»  #ic  faciat  ut  nemini  noeeai,  8i  autem  Docufrit,  rampatur  usque 
dum  Don  noceat.  8i  aml>«  rip«  sa«  sunt,  licentiam  habeat.  Si  autem  uoa  alterlus 
»t»  aut  roget  aut  coroparet. 

2.  Weisth.  zu  Z^a'^en/tf/«/ ▼.  1567.  [Orimm,  W.  II.}  S.  893:  erkennen  die 
MTheffen  den  Grafen  von  Blankenbeim  vor  einen  rechten  grundt-  ?nd  lehnherren  vnd 
preiseD  iren  gnaden  gebot  und  verbot  folgends  auch  gewalt  muelen  zu  bauweu  vnd 
iaa  Wasser  zu  lailen  nach  gefallen. 
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Die  Erwägung  der  erstem  ist  privatrechtlich  und  die  Beortheilong  daröber 
steht  den  Civilgerichten  zu;  die  Bestimmungen  Ober  die  ölTentliche  Sicher- 
heit dagegen  sind  staatsrechtlich,  und  die  daherige  Entscheidung  steht  den 
Verwaltungsbehörden  zu. 

Es  kann  nicht  auffallen ,  dasz  auch  mit  Bezue  auf  Errichtung  solcher 
Triebwerke  an  Privatgewässem  die  neuere  Rechtsbildung  oft  die  nSmlicheD 
Grundsätze  ausgedehnt  hat.  Die  eingreifende  und  nachhaltige  Bedeotang 
dieser  Werke  für  den  Wasserlauf  erfordert  auch  da ,  sowohl  im  Interesse 
der  polizeilichen  Sicherheit  als  um  der  tibrigen  privatrechtlich  Betheiligteo 
willen,  eine  vorherige  umfassende  Prüfung  in  ersterer  Beziehung  von  Seite 
der  Verwaltung  und  in  letzterer  der  Betheiligten  selbst.  Im  Streitfolie  des 
Gerichts;  und  da  schon  bei  öfTentlichen  Gewässern  die  Erlaubnisz  der 
Obrigkeit  den.  formellen  Charakter  der  bloszen  Anerkennung  erhalten  hifle, 
dasz  keine  privatrechtlihen  Hindernisse  im  Wege  stehen,  so  konnte  »ch 
bei  Privatpersonen  in  gleichem  Sinne  von  Erlavbnuz  der  Verwaltaog  ge- 
sprochen werden.  (3.)  Wenn  dagegen  noch  Waavrrechtixinie  oder  andere 
Gegenleistungen  fQr  die  Coneession  eines  Wasserrechts  auferlegt  werdeo,  so 
rechtfertigt  sich  diesz  privatrechtlich  nur  für  Wasserwerke  an  dfikotticbea, 
nicht  an  Privatgewässern. 

2.    Bei  dieser  Prüfung  kommen  wesentlich  in  Betracht: 

a)  Die  Rücksichten  auf  die  übrigen  Gnmdeigenthümer ,  deren  Boden  io 
dem  Bereiche  des  Gewässers  steht; 

b)  die  Rücksichten  auf  die  übrigen  Wauerwerksbesüzer  a^  diesen  Ge- 
wässer. 

In  beiderlei  Beziehungen  reicht  der  Schutz  des  gewohnten  PrivateigeD- 
thums  nicht  aus  und  es  hat  schon  das  ältere  deutsche  Recht»  indem  es  je^ 
Schaden  womit  andere  bedroht  werden  als  Hemmungsgrund  des  MflUo- 
baues  erklärt  hat,  auf  das  Bedürfnisz  eines,  allgeaieinen  Princips  hingewie- 
sen, welches  wieder  aus  der  erörterten  der  Gemeinschaft  ztmeigenden  Natv 
des  Gewässers  sich  erklärt  Es  dürfen  durch  die  Anstalten  des  Müllen 
weder  die  Grundstücke  der  benachbarten  Elgentbümer  der  Uebersckwear 
mung  ausgesetzt  noch  denselben  das  bereits  zur  fVitsenbeu)ässenmg  verwen- 
dete und  nOthige  Wasser  künstlich  entzogen,  wohl  aber  darf  zu  Gunsten  dei 


3.  Bayer,  Ges.  Y.  1852.  g-  '73*  Wer  eine  Stauvorricbtung  an  einen  öint- 
licben  Fluzse  oder  an  einem  Privatflusse,  an  welchem  sich  Triehwerite  befinden,  od» 
wer  ein  Triebwerk  mit  gespannter  Wasserkraft  an  einem  öffentlichen  oder  Privü- 
flussc  errichten  will,  ingleichen  wer.  an  bestehenden  Vorrichtungen  und  Werken  sol- 
cher Art  eine  AbXnderuog  vomehmcD  will,  welche  auf  den  Verbrauch  des  Wass^ 
oder  die  flöhe  des  Oberwassers  Einflusz  hat,  ist  gehalten,  der  Verwaltungsbeböi^ 
eine  genaue  Beschreibung  der  beabsichtigten  Einrichtung,  soweit  sie  sieb  aof  <&• 
unmittelbare  Wasserbenutzung  bezieht,  nebst  den  erforderlichen  PIXnen  Tonolegeft 
Diese  Aclenstücke  werden  auf  Anordnung  der  Behörde  unter  amtlicher  AnfsicW 
zur  Renntnisznahme  der  Betheiligteo  aufgelegt  und  Tagsfahrt  zur  Verbandlong  t** 
geordnet. 


Digitized  by  VjOOQIC 


8.  78.    Recht  auf  Triebwerk«.    (Mäblenrecht.)  237 

Mahlwerks  aoch  die  Altere  WiesenbewAssening  in  einer  Weise  nAher  re- 
gnlirt  und  beschränkt  werden,  dasz  dadurch  die  gehörige  Betreibung  des 
Triebwerks  nicht  gefährdet  wird.  Ebenso  dürfen  die  bestehenden  Trieb- 
verki  dadurch  nicht  in  der  Benutzung  ihrer  bisherigen  Wasserkraft  ge- 
hemmt oder  beschränkt  werden.  Es  kann  den  oberhalb  gelegenen  Trieb- 
werken durch  Rückstauung  und  den  untern  durch  Hemmung  oder  Scpwä- 
chmg  des  Wasserablaufs  Schaden  zugefügt  werden. 

Es  sind  daher  im  einzelnen  Falle  oft  besondere  Bestimpiungen  nöthig, 
wekhe  die  mancherlei  Interessen  billig  ausgleichen.  Die  zuständige  Wasser- 
böhe  und  das  Gerinne,  die  Lage  und  Grösze  des  Fachbaums,  welche  von 
dem  Triebwerk  benutzt  werden  dürfen,  werden  dann  durch  den  sogenann- 
ten Aickpfahl  oder  Pegd  auf  dauerhafte  Weise  bezeichnet  und  gemessen 
und  nähere  Verfügungen  Ober  das  Schwellsystem,  die  Reinigung  des  Hühl- 
bettes  0.  s.  f.  getroffen. 

3.  In  gleicher  Weise  ist  auch  die  fernere  ÄusiUrnng  des  Triebwerks 
zu  ordnen  und  zu  behandeln.  Was  bei  der  ersten  Anlage  Berücksichtigung 
haschte,  ist  auch  in  der  Folge  zu  beachten.  Es  kommt  aber  zuweilen 
Neoes  hinzu.  Es  können  an  demselben  Gewässer  auch  neue  Wasserwerke 
entstehen,  und  es  wird  dann  auch  der  ältere  Triebwerksbesitzer  den  spä- 
tem Uüllem  gegenüber  verpflichtet,  den  fVasserlauf  nicht  mehr  zu  hemmen, 
als  es  die  gehörige  Benutzung  seines  Werkes  erfordert.  (4.  5.)  Auf  das 
Wasser,  das  er  braucht  und  durch  sein  älteres  Werk  seinem  Dienste  zugeleitet 
bat,  hat  er  ein  Recht,  das  der  neuere  Müller  seinerseits  als  bestehendes 
Privatrecht  im  vollen  Umfange  achten  musz.  Was  aber  darüber  hinaus 
an  Wasserkraft  vorhanden  ist,  das  soll  auch  von  andern  durch  dasselbe 
Gewässer  verbundenen  Anwohnern  benutzt  werden  dürfen.  Es  besteht 
unter  allen  eine  Art  Gemeinschaft.  (6.)     Auszerdem  darf   der  Müller  an 

4.  Erk.  des  Ob.-App.-Ger.  zu  Drekten  {Seuferi,  II.  9}.  Es  ist  als  allgeroei- 
Ber  Graodsatz  anzaerkeDnen ,  dasz  der  Obennüller/  wenn  er  etwas  zu  mahlen  ror- 
rlihig  bat,  aber  wegen  des  durch  Trockenheit  verursachten  Mangels  an  Wasser  ohne 
Anspannung  seines  Gerinnes  zu  mahlen  auszer  Stande  ist,  jedenfalls  lu  einer  sol- 
^n  Anspannung  ffir  befugt  zu  halten,  wie  sie  nach  dem  Ermessen  ron  gachver- 
*tUdigen  für  erforderlich  befunden  wird,  um  das  Mahlen  auf  einem  Gange  möglich 
ra  machen.  Cm  einer  stärkeren  Anspannung  als  die  hiezu  erforderliche  in  den  Weg 
>Q  treten,  brauchen  die  Untermuller  ein  besonderes  Vefbietungsrecbt  nicht  anzur 
führen.    (Vgl.   Seuffert,  Arch.  VIII.  liO.) 

5.  Erk.  des  Ob.-App.-Ger  zu  Jena  {Seuffert,  II.  144).  Allezeit  nur  danach  zu 
urtheilen,  ob  der  Obermüller  für  Einen  Gang  Wasser  hat,  ist  da  unbillig  für  die  Fälle, 
wo  etwa  der  Ot>ermäller  fiele,  der  Untermuller  nur  wenige  oder  nur  einen  einzi- 
gen Gang  bat.  Ob  das  fragliche  Gewisser  öffentlicher  Flusz  sei,  darauf  kommt  es 
Dicht  an. 

6.  Bayer.  Ges.  %,  64.  Die  Besitzer  von  Mühlen  —  sind  verpflichtet,  die 
Müblgrlben,  Wasserberde,  Gerinne  und  sonstige  Einrichtungen  in  solchem  Zustande 
zu  unterhalten,  dasz  keine  nutzlose  Verschwendung  des  Wassers  zum  ^'achtheile  an- 
derer fietheiligter  stattfinde. 
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öffentlichen  GewAssern  nichts  yornehmen ,  wodurch  der  gemeine  Gebrauch 
derselben    zur   Schiff-  und  Floszfahrt  verhindert  oder  beintrSchtigt  würde. 

4.  Der  Müller  ist  irr  der  Regel  zur  Reinigung  des  MühlgrabtM  ver- 
pflichtet, darf  dann  aber  auch,  soweit  diesz  nach  den  Umständen  nöthig 
erscheint,  das  fremde  Ufer  desselben  betreten  und  sogar  den  Schlamm 
darauf  ausladen.  Es  wird  das  Recht  der  Schaufelichlage  genannt  Aber 
hinwieder  sind  auch  die  Ufereigenthümer  nicht  verhindert,  selber  die 
Reinigung  des  Bettes  zu  übernehmen. 

5.  SchiffmühUn  sind  nach  Analogie  der  gewohnten  durch  Dferban  be- 
festigten Triebwerke  zu  beurtheilen.  Ihre  Errichtung  setzt  ebenfalls  vor- 
berlge  Prüfung  und  Erlaubnisz  voraus.  Die  Windmühlen  dagegen,  wekhe 
auf  der  Benutzung  der  freien  Luftströmung  beruhen,  können  ohne  solcbe 
von  den  Grundeigentliümern  angelegt  werden,  da  die  Luft  sogar  der  Be- 
herrschung der  Gemeinschaft  (beziehungsweise  des  Staates)  entflieht 

*  Schilling,  Handbach  des  Mühlenrechts.  Ldpdg  1829.  —  Bn  Mfthlen- 
weisthnm  bei  Heumann,  Opusc  S.  ^9.  '—  MHUrmaier,  D.  Privatr.  §.  236  ff.  - 
Schwab^  die  Ck)nflicte  zwischen  der  Flöszerei  und  den  Mühlenberechtigten.  - 
Günther y  dissertaüo  qua  tractatur  quaestio  ad  jus  molarum  pertinenfi.  Ldpxig 
1859.  Commentatio  de  jure  fossae  molaris.  Lips.  1862.  —  üeber  Conflicte  dei 
Mühlenbesitzer  und  Wiesenbesitzer,  s.  Archiv  für  Rechtswissenschaft  von 
Emminghaus.  IX  S.  282.  ~  Vgl.  eine  Reihe  von  Entscheidungen  in  Mdhlbwi 
Streitigkeiten  im  Württemb.  Archiv  für  Recht  und  Rechtsrerwaltung.  V.  ^ 
8.  388  und  Entscheidungen  des  Obertribunals  zu  Berlin.  44.  B.   Nr.  13.  8.  49. 

§.79. 
5.   Vom  Becht  der  Fischerei. 

1.  Nach  älterem  deutschen  Rechte  durfte  in  öfTentlichen  Gew^sseni 
jedermann  fischen,  (i.)  In  den  übrigen  Gewässern  wurde  die  Fischerei 
wenn  dieselben  als  ein  ßestandthell  der  Almende  galten,  durch  das  Ge- 
meinderecht  bestimmt,  und  stand  dann  wenigstens  den  Gemeindegenossei 
frei,  oder  ward,  wenn  das  Gewässer  als  Zubehörde  einer  Gutshemchaf 
oder  eines  Grundstücks  betrachtet  wurde,  ebenfalls  als  ein  zu  dem  Eugen 
thum  an  dem  liegenden  Gute  gehöriges  Recht  angesehen,  und  mit  diesen 
veräuszert.  (2.  3.)  Auf  eine  Veränderung  der  Rechtsanschaaung  wirktet 
theils  die  Ausbildung  des  Jagdregales  ein,  indem  Jagd  und  Fischerei  nah 
verwandt  schienen,  theils  die  Umbildung  der  Herrschaftsbegriffe  Ober  di 
flieszenden  Gewässer.    An  öffentlichen  Gewässern  nahmen  schon  fii^hzeiti 

1.  Sachsenspiegel  II.  28,  siebe  oben  §•  53.  R.  2. 

2.  Diplom,  a.  1063  {Kraut,  g.  124,  3j:  curtcm  —  cum  omnibos  suis  app^n 
deptiis.  id  est  ~~  aquis,  molendinis,  moHs,  piscationibus ,  silvis,  veDalioDibos - 
tradidimus. 

3.  Keure  von  Waes  v.  1241  (fFmmkönig,  Hapdr.  R.  G.  II.  6)  32.  Per  cuju» 
cunque  tcrram  aqusductus,  id  est  Watergaoc  foditur,  licebil  illi  piscari  in  illo  aqu« 
ductu  tarn  ^ocle  quam  die. 
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die  Könige  —  dann  mit  dem  Heranwachsen  der  Landeshoheit  auch  die 
Landesherm  —  ein  be$ondere$  und  höheres  Recht  in  Anspruch  (4.)«  und 
verbellen  dann  in  Lehensform  daran  begränzte  Fiichereigerechtigkeiten. 
Aocb  auf  Setn  wurden  solche  königliche  Rechte  (regalia)  und  von  da  ab- 
geleitete Fischereigerechtsanoe  erstreckt  An  andern  Gewässern  entstanden 
ebenso  oft  durc^  Verleihnng  und  Veräuszerung  der  Gemeinden  oder 
Grundherrn  (5.)  besondere  Fischereigerechtsame  ^  die  für  sich  und  losge- 
trennt Ton  dem  ursprünglichen  Zusammenhang  mit  der  übrigen  Almende 
oder  einem  Grundstock  Gegenstand  des  Vermögensverkehres  wurden. 

2.  Heutzutage  noch  hat  sich  volle  Fischerfreiheit  auf  offenem  Meere, 
sodann  gewöhnlich  die  Freiheit  für  jedermann,  in  andern  öffentlichen  Ge- 
voiieni  (in  AI eerbuchten  und  Häfen,  Seen,  Strömen,  Flüssen)  mit  der  Angel 
IQ  fischen,  erhalten,  und  ist  nur  die  Befiignisz,  mit  Netzen  oder  mit  Haken 
[GrmdangelnJ  zu  fischen,  durch  verliehene  Gerechtsame  beschränkt.  (6,7.)  An 
nitk  öffentlichen  Gewässern  wird  in  der  Regel  den  beiderseitigen  Ufer- 
fi^entkumem  das  Recht  zugestanden,  bis  in  die  Mitte  des  Flusses  auch  die 
Fischerei  zu  nutzen.  (7a.)  Auch  an  solchen  kommen  aber  oft  noch  be- 
sondere Gerechtsame  vor.  Die  Fischerei  in  künstlichen  Teichen  oder 
Conäkn  gehört  zunächst  dem  Eigenthümer  derselben  zu ;  indessen  auch  da 
besteben  von  Alters  her  zuweilen  Fischerrechte  anderer  Personen.  Das 
Herkommen  (6.)  ist  überall  hier  von  groszem  Gewichte. 

3.  In  der  Fischereigerechtsame  ist  sowohl  das  positive  Recht  enthalten, 
innerhalb  eines  bestimmten  Bereiches  das  Gewässer  zum  Fischfang  zu  be- 
Dotzen,  als  das  negative,  Vorkehrungen  anderer  in  den  Gewässern,  welche 
den  Fischfai^  hindern,  zu  untersagen.  (8.)  Indessen  geht  hier  die  haupt- 
sächliche und  öffentliche  Benutzung  des  Gewässers  vor;  so  dasz  wenn  in 
Folge  der  Ausdehnung  der  SchiflTahrt   (z.  B.  Einführung  der  DampCschiff- 


4.  Diplom.  Oiiomis  III.  Imp.  a.  994  {Kramt,  %.  iVt,  li).  Dedimus  omnem  pls- 
otioneD,  qua  ad  noslmm  reglam  Jos  perÜDet,  in  flumine  Mcyniis  vocato. 

5.  Weisth.  des  Hofs  Oondenbret  {Orimm,  W.  II.  S.  540).  Der  homnan  sal 
pflicblig  seiD,  den  deich  zweimal  tue  fegen.  —  Dargegen  sei  der  gchöffener  binnen 
dem  hoff  za  fischen  macht  haben ,  ohne  zorn  des  berrn. 

6.  Weisth.  zu  fVeUMorf  (Orimm,  W.  II.  8.  539).  Ob  sach  wcre,  dasz  ein 
b«ftinaDD  ein  kindtbetterin  hett  oder  ein  mansperson  im  haus  heite,  so  gar  krank 
lege,  soll  er  macht  haben  zu  fischen,  soll  kein  herr  ihn  darumb  straffen. 

7.  Weisth.  f.  Blikweiler  {Grimm,  II.  29).  Der  arme  man  habe  mit  einem 
fiscbbaromen  in  die  Bliesz  zu  gehen  vnd  eilt  fisch  zu  Tahen ,  aber  kein  hegengeschirr 
zo  legea. 

7a.  Erk.  d.  AppeH.-Oer.  tu  Dresden  in  Ackermanns  Samml.  9.  S.  84.  Nur 
die  Fischerei  in  öffentlichen  Gewissem  ist  in  Sachsen  Regal,  Privatflüsse  und 
Bicbe  gehören  pr&sumttv  den  Eigenthümern  der  anliegenden  Grundstöcke  und  ein 
luunittelbarer  Ausflusz  des  Eigenthums  ist  das  Recht  der  Fischerei. 

8.  Frenni»che$  Landr.  I.  9.  %,  170:  Soweit  jemand  mit  der  Fischereigerech- 
ligkeit  in  Strömen,  Seen  und  andern  GewKssern  versehen  ist,  so  weit  hat  er  ein  aus- 
schlieszendes  Recht,  sich  alle  in  diesen  Wässern  lebenden  Thierc  zuzueignen. 
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fahrt)  der  Ertrag  der  Fischerei  an  einem  Flusse  vermindert  wird,  kein 
Unrecht  geschieht  und  kein  Schadenersatz  zu  leisten  ist,  wAhrend  allerdings 
der  Fischereiberechtigte  ein  Recht  der  Einsprache  hat,  wenn  z.  B.  durdi 
Röbrenleitung  einer  Gasfabrik  oder  Wascheinrichtungen  gefärbter  TOchcr 
das  Wasser  verdorben  wird,  in  welchem  die  Fische  leben.  (9.) 

4.  Von  staatirechtlicher  Natur  (sei  es  polizeilicher^  sei  es  ttaaUwirtk' 
schafilicher)  sind  mancherlei  Beschränkungen  der  Fischerordnungen  über 
die  Zeit  des  Fischens  im  Gegensatz  zu  der  f^ich-  und  Hegezeit  der  Fische, 
über  die  Werkzeuge,  die  beim  Fischen  erlaubt  oder  verboten  sind,  Ober 
das  Enten  halten  an  Flüssen  u.  s.  f. 

*  Cancrin,  a.  a«  0.  Bd.  3.  Abth.  12.  —  Fischerweisthümer  bei  Grimm,  W. 
I.  23.  IL  281.  613.    —    Berchtold,  „Jagd  und  Fischerei"  im  Staatewörterboek 

S.80. 
6.   Tom  Uferschatz  and  Deichrecht. 

1.  Der  UferschtUz  im  eigentlichen  Sinne  ist  vorzüglich  in  Gebirge- 
gegenden,  die  Deichung  vorzüglich  in  Niederungen  von  Bedeutung.  Jener 
soll    zwar   auch    wie   diese  vor  Ueberschwemmung  des  Grundeigenthoms, 

*  mehr  aber  noch  vor  Wegschwemmung  und  Beschädigung  der  Ufer  wahren. 
In  Gebirgsgegenden  ist  der  heftige  Drang  und  Fall  des  Gewässers,  io  Kie- 
derungen  seine  Ausbreitung  von  besonderer  Gefahr. 

Die  Dferbauten  und  die  Unterhaltung  der  Ufer  haben  zugleich  eine 
mittelbare  Wichtigkeit  fOf  den  Lauf  und  die  Sicherheit  des  ganzen  Ge 
Wassers.  Insofern  stehen  dieselben  unter  der  polizeilichen  Aufsicht  des 
Staates,  und  müssen  sich  alle  Ufereigenthümer  die  Betretung  des  Ufers  zur 
Herstellung  der  erforderlichen  Schutzbauten  und  die  zur  Sicherung  nöthigen 
Bauten  an  demselben  ohne  Entschädigung  gefallen  lassen. 

2.  Die  Unterscheidung  zwischen  Wasserbau,  d.  h.  den  zur  Herstel- 
lung und  Regulirung  des  Wasserlaufs  gemachten  Bauten,  und  Uferbau  iv 
engern  Sinne,  d.  h.  den  zur  Befestigung  und  Sicherung  des  Ufers  vorge- 
nommenen Bauten,  ist  für  die  Frage  der  Bau-  und  UiUerhaliungtpptk 
von  Einflusz,  obwohl  hinwieder  nicht  übersehen  werden  darf,  dasidif 
beiderlei  Interessen  vielfach  verbunden  sind. 


9.  Brk.  d,  0,-j4,-G.  in  München  in  den  Blättern  ßir  Reehttanwendang-  Xt^- 
S.  170  (in  dem  Procesz  eines  Fischereiberechtigtea  gegen  eine  Gas«cti*'ngesellscbi(t/ 
Die  GeseUschart  ncgirt  das  behauptete  Untersagungsrecht,  weil  Art  57  des  Wasser- 
gesetzes dem  Fischereiberechtigten  jeden  Widerspruch  gegen  Anlagen  7ur  yitssK^' 
benötzung  entziehe  und  ihn  nur  als  entschüdigungsberechtigt  erkläre.  Aber  ooier 
einer  Anlage  zur  PFatterhenützung  kann  nicht  eine  känslllche  Ableitung  vn  S*h- 
stanzen  in  einen  Privatbach  k>cgriffen  werden.  Anlagen  zur  Was$€rl>enötzuiig  srin) 
solche ,  durch  welche  das  Wasser  selbst  und  unmittelbar  zur  Verwendung  kommt 
als  Verwendung  der  Flüssigkeit  selbst  oder  der  Wasserkraft,  des  GeOilles  etc.;  die 
Einmündung  von  fremdartigen  Beslaudtbeilen  in  einen  Bach  ist  aber  keine  Aolifc 
z«r  Wasserbeuülzung. 
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Der  eigentliche  Wasserball  ist  zunAchst  bei  öffentlichen  Gewissem 
Stehe  des  StaaUs  (1.)«  bei  andern  frei  flieszenden  Gewässern  Sache  der 
betbeiligten  Gemeinden  und  vorzflglich  der  dabei  zonfichst  interessirten 
B^nigtnihümer,  bei  CanAlen  der  Eigenthiimer  der  Canäie.  Bei  dem  eigent- 
lichen Dferbau  dagegen  treten  die  Interessen  der  EigenthOmer,  deren 
Grandstocke  —  seien  es  die  Ufer  selbst,  seien  dienaben  hinter  den  Ufern 
gelegen  —  bedroht  werden,  entschiedener  hervor  und  es  wird  zugleich 
ihre  Theilnahmspflicht  an  der  Unterhaltung  der  Ufer  verstärkt  Diese 
Grundeigenthümer  sind  voraus  immer  berechtigt,  auf  ihre  Kosten  die  zum 
Schutz  ihres  Eigenthums  nöthigen  Bauten  selbst  auf  fremdem  Boden  vorzu- 
nehmen. (1.  2.) 

3.  Aber  sind  sie  dazu  auch  verpflichtet?  Von  einer  privatrechtlichen 
Verpflichtung  kann  natörlich  nur  insofern  die  Rede  sein,  als  sie  als  Grund- 
besitzer betheütgt  sind.  Geben  sie  ihren  Grundbesitz  auf,  so  entziehen  sie 
sich  jiucb  solcher  Last.  Ueber  jene  Pflicht  aber  sind  die  Ansichten  der 
Junsien  verschieden.  Der  alte  Noe  Meurer  (VJI.  1 )  wollte  den  Grandsatz 
durchfahren:  l^er  den  Nutzen  hat,  soll  auch  den  Schaden  haben,  und 
je  nach  Umständen  den  Staat,  die  Granddgenthünjer  und  die  Wasser- 
werksbesitzer betheiligen.  Cancrin  (11.  §.70)  erklärt  £e  Grandbesitzerauch 
an  öiTentlichen  Flüssen  für  zunächst  verpflichtet  und  hält  es  nur  für  billig, 
dasz  der  Staat  ihnen  helfe.  Andere  bestreiten  überhaupt  die  Unterhaltungs- 
pflicht Die  Auseinandersetzung  aber  der  verschiedenen  Rechte  ist  nicht 
ohne  Schwierigkeit,  und  Säumnisz  vermehrt  den  Schaden  leicht 

Exue  Verpflichtung  kann  —  abgesehen  von  dem  Herkommen  oder 
Gesetz  -—  nur  in  Bezug  auf  nothtcendige,  nicht  auch  auf  nützliche  oder  nur 
vtrschönemde  Uferbauten  angenommen  werden.  Dann  aber  ist  es  gerecht, 
dasz  bei  schiff-  und  flöszbaren  Gewäsurn,  die  doch  zunächst  sammt  ihrem 
Ufer  dem  öfientlichen  Gebrauche  dienen,  auch  die  öffentliche  Gemeinschaft 
des  Staates  —  beziehungsweise  eines  Kreises  oder  eines  Bezirks  in  dem- 
selben —  die  Hauptlast  des  nöthigen  Uferbaues  trage.    (3.)    Die  nothige 

1.  Bayrische*  Ges.  Y.  28.  Mai  1852  g.  11 :  Fluszcorrectiooen  sowie  alle  Vor- 
lichiaDgen  und  Arbeiten,  welche  in  öffentlichen  Flössen  zur  Beförderung  der  Schiff- 
oder Flosxfahrt  und  zur  Beselligong  der  Hindernisse  derselben  notbwendig  werden, 
sind  allgemeine  Staatslast.  Dienen  dergleichen  Fluszcorrectionen,  Vorrichtungen 
and  Arbeiten  zugleich  zum  Uferschutze,  so  sind  die  Rreisfonds  nicht  f erpflichtet, 
hieza  Beitrige  zu  leisten. 

2.  Freatzisches  Landr.  JI.  15  g-^:  Ordinäre  Befestigungen  der  Ufer,  inglei- 
cbeo  Dimme,  wodurch  nur  die  zunMchst  daranstoszedden  Felder  gegen  Ueberschwem- 
inongen  gedeckt  werden  sollen,  müssen  der  Regel  nach  von  den  Eigenthümern  der 
Ufer  unterhalten  werden.  $.  (U:  Zur  Anlegung  und  Unterhaltung  von  Haupt- 
dlmmen .  die  einer  ganzen  Gegend  zum  Schutze  gegen  Ueberschwemmungen  dienen 
sollen,  müssen  dieEigenthümersümmtlicher  dadurch  geschützter  Grundslücke  beitragen. 

3.  Baxriscket  Ges.  T.  1852  g.  2:  An  Flössen,  welche  der  Schiff-  oder  Flosz- 
fahrt  dienen ,  bildet  der  Uferschutz  Torbehaltlich  der  nach  besonderen  Rechts verhfilt- 
Dl«seD  oder  Herkommen  besiehenden  Verpflichtungen  eine  Kreislast.  %.iZ:  Der 
Ulerschutz  an  anderen  Gewässern  ist  Sache  der  belheiligicn  Eigenthümer. 

BluatschÜ,  deutMhet  Prifalrecht    3.  AulL  i^ 
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Unterhaltung  der  Ufer  an  andern  frei  flieszenden  Gewissem  liegt  nator- 
gemäsz  den  betheüigten  Grundbaüzem  ob.  In  ebenem  Lande  ist  diese 
Pflicht  nach  den  Gmndsfttzen  über  die  Deiche  zn  bemessen,  indem  da  die 
Gemeinschaft  der  Gefahr  und  der  Mittel  ihr  zn  begegnen  entscheidend  ein- 
wirkt nnd  znr  Bildung  von  Genossenschaften  nOthigt  Bei  Berggewissero 
dagegen  mit  starkem  Fall  sind  mehr  die  Rnzeinen  bedroht,  nnd  die  Ab- 
hülfe ist  öfter  als  dort  eine  begränzte.  Daher  rechtfertigt  sich  hier  eber 
die  Grnndansicht,  dasz  jene  Pflicht  zunächst  anf  den  einzeinen  Grundeigei^ 
thümem  hafte  (3.),  die  Bildung  von  Genossenschaften  unter  ihneOidem 
freien  Willen  überlassen  bleibe  und  nur  derartige  Genossenschaften,  wenn 
sie  zusammengetreten  sind,  in  der  Ausführung  unterstützt  werden. 

Die  Dnterhaltungspflicht  der  Ufer  von  Canäien,  soweit  dieselbe  das 
Nöthige  belrifft,  liegt  ohne  Zweifel  den  Eigenthümem  der  Canille  ob. 

4.  Schon  frühzeitig  finden  wir  in  deutschen  Bechtsquellen  als  Haupt- 
grundsatz  für  die  Deichpflichi  den  Satz  anerkannt,  dasz  der  Gefahr  der 
Deberschwemmung  einer  angebauten  Gegend  durch  gememsames  UoM» 
der  ganzen  betheiligten  Dorfgemeinde  |entgegengetreten  werden  sdle,  ood 
dasz  insbesondere  die  Grundbesitzer  innerhalb  der  bedrohtem  Gegend, 
welche  sich  der  Mitwirkung  entziehen  wollten,  zur  Strafe  ihren  Grundbenli 
verwirken.  (4.  6.)  Die  Gemeinschaft  der  Sorge  und  die  NothioendigkeU 
geordneter  Hülfe  geben  dem  Deichrechte  die  Richtung.  Die  benachbarten 
Grundeigenthümer  sind  daher  auch  pfllchtig,  die  erforderliche  Erde  zum 
Deichbau  abzugeben,  freilich  diese  nur  gegen  Vergütung. 

Zu  dem  Deichbau  gehört  regelmfiszig  auch  der  sogenannte  SihOm, 
d.  h.  der  Bau  von  Abzugsgräben  für  das  Binnenwasser,  damit  nicht  dorch 
dieses  das  Binnenland  oder  der  Damm  beschädigt  werde. 

5.  Am  häufigsten  belastet  daher  die  Deichpflicht  eine  Gemeinschsfi, 
sei  es  die  eigentliche  Gemeinde  oder  die  Genossenschaft  der  bedrobteo 
Grundeigenthümer,  das  Deichband.  Seltener  wird  der  Deich  von  dem 
Staate  ausschlieszlich  unterhalten,  oder  ist  als  ein  Privatdeich  das  Werii 
und  die  Aufgabe  eines  einzelnen  Grundeigenthümers. 

In  den  Fällen  der  genossenschaftlichen  Deichpflicht  sind  alle  Grand- 
eigenthümer,  deren  Grundstücke  der  üeberschwemmung  ausgesetzt  sind, 
mit  verpflichtet,  auch  für  die  sonst  steuerfreien  Güter,   auch   für  die  Do- 

4.  Sachterupiegel  II.  56  g.  1 :  Svelke  dorp  bi  watere  liegei  and  fOfo  dam 
hebbet.  die  sie  vor  der  vlot  bewaret,  iewelk  dorp  sol  sinen  deil  des  dammea  vesle- 
nen  vor  der  vlut.  Kumt  aver  die  vlat  und  briet  sie  den  dooi  und  ladet  man  mit 
deme  gruchte  dar  to,  die  binnen  deme  dämme  geseten  aien,  svelk  ir  nicht  nebtlpi 
büten  den  dam.  die  hevet  verworcht  sogedan  erve  als  he  binnen  deme  dämme  beret 

5.  Sehwabenspiegel  (Wackern.  311.  Lassb.  215).  Swelbiu  dttrfer  bi  wazer  ligen. 
diu  sullen  ein  fürschranc  (Lassb.  für  slag)  haben  oder  einen  graben  machen,  dax  in 
daz  wazer  iht  schaden  tuo;  des  sallen  helfen  dia  ddrfer  und  alle  die,  hint  den  omb 
sich  versibet,  den  daz  wazer  schaden  mac  taon,  so  es  üz  g^t.  ünde  swer  sin  aikt 
tuet,  den  sol  stn  der  landrichler  noeten,  der  im  des  wider  ist,  dem  sol  man  «d 
guot  vertbeiJen  von  dein  lantrihter»  daz  er  dA  bewaren  solte  v&r  des  wazers  vioi. 
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minengOter,  der  Staat  sogar  für  die  öffentlichen  Straszen,  die  Ober  dieses 
Gebiet  fbhren.  Ruht  die  Deichlast  auf  der  Gemeinde,  so  werden  darüber 
hinaus  nach  Landesübung  zuweilen  auch  die  übrigen  Insassen  *zu  Bei- 
tragen angehalten. 

Die  DeichroUen  oder  Deichkataster  geben  Auskunft,  in  welchem  Ver- 
hältnisse die  einzelnen  Grundeigenthümer  beitragspflichtig  sind,  und  die 
besonderen  Deichca$$en  sorgen  für  die  gemeinsamen  Kosten.  Säumige 
Deichpflichtige  werden  gewöhnlich  auf  dem  Wege  polizeilicher  Execution 
zur  ErfQllung  der  erforderlichen  Arbeit  angehalten,  beziehungsweise  auf 
ihre  Kosten  dieselbe  hergestellt,  und  wenn  sie  weder  Pfand  noch  Pfennig 
haben,  werden  sie  aus  dem  Deichband  ausgeschlossen.  „Wer  nicht  kann 
deichen,  der  musz  toeichen."  (5a.)  Sie  können  sich  aber  freiwillig  durch  öffent- 
liche Verxichtleiitung  auf  ihren  Grundbesitz  Ton  der  Deichpflicht  losmachen. 
Eigene  Deichvorsteher  und  Deichbeamte  (Deichinspectoren,  Deichgrafen, 
Deicärichter,  Schleuszenmeister  u.  s.  f.)  sorgen  dafür,  dasz  die  Deichordnung 
beachtet  werde,  und  sehen  nach,  ob  die  Deichung  gesichert  sei.  (Deichschaul) 

üeber  ihnen  wacht  hinwieder  die  staatliche  Oberaufsicht  der  Polizei, 
und  greift,  wenn  es  für  die  gemeine  Sicherheit  nöthig  wird,  rasch  und 
energisch  ein.  Das  Verfahren  vor  den  Deichgerichten  ist  durchaus  sum- 
niarisch  (6.),  und  ein  besonderer  Deichfriede  verstärkt  die  Gewähr  der 
Ruhe  vor  Streit  und  Verletzung. 

6.  Das  Eigenthum  der  Deiche  gehört  der  Gemeinde  oder  der  Genossen- 
schaft, welche  die  Deichpfl'cht  trägt.  Oft  ist  aber  den  einzelnen  Grund- 
stöcken ein  besonderes  Stück  des  Dammes  zur  ordentlichen  Unterhaltung 
angewiesen,  der  sogenannte  Deichkabel,  das  Deichpfand.  Dann  kommt  auch 
die  Benutzung  dieses  Stückes  (das  Gras,  das  da  wächst)  dem  Besitzer  des 
botreflenden  Binnengrundstückes  zu,  und  eben  so  die  Nutzung  des  Vor- 
landei,  Auizendeiehlandes ,  welches  als  Zubehörde  des  Binnenlandes  behan- 
delt wird.  Anderwärts  und  in  neuerer  Zeit  häufiger  wird  aber  auch  die 
gewöhnliche  Unterhaltung  des  Deiches  auf  gemeinsame  Kosten  besorgt  (der 
sogenannte  Communionsfuiz,  im  Gegensatze  zu  obiger  Pfanddeichung),  und 
dann  hat  auch  die  Gemeimehaft  über  den  Nutzen  des  Deichkörpers  und 
Auszenlandes  zu  verfügen.  In  auszerordentlichen  Fällen,  z.  B.  bei  einem 
Deichbruch,  wird  die  NoUihülfe  auch,  wo  Pfanddeichung  Uebung  ist,  von 
der  Gemeinschaft  geleistet. 

♦,  mUermaier,  D.  Privatrecht  J.  223^229.  —  Dämmert,  das  Deich-  und 
Strombaurecht  nach  allgemeinen  und  hannoverschen  Gtesetien.  IL  Bd.  Han- 
noTer  1816.  —   Bayrisches  Geeetz  vom  28  Hai  1852  über  den  Uferschntz  und 

5a.  Tffl.  deatscbf  Beehi9tprichwörier  anter  Mitwirkung  fpn  Blutattehli  anji 
Aimnrtr  geaammeU  top  Oraf  und  DUihtrr  (Nördl.  1861,  erst  während  des  Druckes 
rracliieiien)  8.  IdO  f. 

6.  OUienhnrger  Deicbordn.  T.  1850  g.  130:  Das  Verfahren  bei  Inslraction  sol- 
cher Streitigkeiten  und  Zweifel  (vor  dem  Genossen vorsUnd  oder  der  Eegieruog)  \ix 
kvi  und  rasch  und  an  bestimmte  Formen  nicht  gebaodeii. 

16* 
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den  Schutz  gegen  üeberschwemmnngen.  —  F.  o.  Thünenf  geschichtliche  und 
rechtliche  Begründung  der  deichrechüichen  Zustände  der  Herrschaft  Jever 
von  der  ältesten  friesischen  Verfassung  bis  jetzt  Oldenburg  1847.  —  Deich- 
Ordnung  für  Bremen.  1852.  —  OldenburgUche  Deichordnnng  vom  8.  Juni  1855. 
—  Deich-  und  Siel-Ordnung  für  das  Fürstenthum  Lüneburg  und  die  vonnili 
Laaenborgischen  Landestheüe  vom  15.  April  18^ 

§.  81. 

n.   Berg-  nnd  Salinenrecht. 
1.    Geschichte  und  Grundgedanken. 

1.  Die  ursprüngliche  Rechtsansicht  der  deutschen  Völker  betrachtete 
die  in  und  unter  der  Erde  befindlichen  Metalle  und  Salze  als  einen  Thei) 
des  Bodens,  und  daher  dem  gewöhnlichen  Grundeigenthum  unterworfen 
(1.)  Bergwerke  wurden  so  als  Zubekörde  der  Grundherrschaft  mit  dieser 
vererbt  und  veräuszert.  Während  des  Mittelalters  aber  fingen  die  Könige 
an ,  ein  ihnen  zuständiges  (königliches)  Recht  auf  die  unterirdiichen  Schätze 
zu  behaupten  (2.  3.),  und  die  Fürsten  lieszen  sich  dann  von  ihnen  auch 
mit  diesem  Regale  belehnen  (4.) ,  bis  sie  -*-  unabhängiger  geworden  —  es 
als  ein  der  Landeshoheit  zustehendes  Recht  in  ihren  Gebieten  von  Rechtes 
wegen  in  Anspruch  nahmen.  Es  wirkten  mancherlei  Ursachen  zasammen« 
um  das  Bergrecht  von  dem  Grundeigenthum  zu  trennen,  und  als  Regal  zu 
gestalten  (5.  6.),  besonders 

a)  die  Wahrnehmung,  dasz  die  Natur  auf  eine  Scheidung  beider  Rechte 
hinweise,  indem  der  Lauf  der  Metalladern  unter  der  Erde  und  der 

1.  Meibom,  rer.  Germ.  I.  p.  729.  a.  »36  (Hraut,  g.  127.  4.)  Coroes  8.  -  in- 
didit  herediiaiem  »uam  ad  DOStrum  monasterium  —  cwun  —  meiaUü. 

2.  Urk.  K.  Conrad  III.  T.  1150.  Nos  —  Corbeiensi  ahbati  —  in  perpetovB 
venas  meialii  videlicet  aori,  argenti,  cupri,  plumbi  et  stanni  et  omnem  peeaniam  sive 
rudern  sive  formalam,  qu»  iotra  montem  Eresberg,  qoi  Corbeiensi  ecciesic  i^ 
proprietaria  pertinere  noscitur,  tatet  —  concedimus. 

3.  Urk.  Heinrich$  VI.  v.  1189.  Cum  omnjs  argentifodina  ad  Jura  pertineat  iffl' 
perit  et  inter  Regalia  Nostra  sit  computata  nuUi  venit  in  dabium ,  quin  ea  quc  no^ 
in  episcopatu  Mindens!  dicitur  inventa,  ad  Nostram  totaliter  spectet  distributionem, 
unde  in  ea  nulli  bominum  quicquam  juris  recognoscimus,  nisi  hoc  a  Nostra  libera- 
litate  voleat  specialiter  impelrare. 

4.  Urk.  Friedrich»  I.  v.  1189:  de  argentifodinis  apud  episcopatam  TrideoÜDOiii 
—  quas  Juri  nostro  tarn  ibi  quam  in  aliis  iroperii  nostri  finibus  repertas  antiqoc 
consuetudinis  celebritas  adjudicavit  —  argen tifodinas  in  ducatu  TrideoMno  episcopt- 
tave  —  ecclesiffi  Tridentins  -  tradimns. 

6.  Sachsenspiegel  I.  35  §.  1:  AI  schat  vnder  der  erde  begrapen  deper  den  eio 
pluch  ga,  die  bort  to  der  koningliken  gevalt.  $.  2 :  Silver  mut  ok  nenian  brekeo 
up  enes  anderen  mannes  gude  ane  des  willen  des  de  slat  is;  gift  he*s  ayer  orlof,  de 
Togedie  is  sin  dar  over. 

6.  Goldene  Bulle,  c.  9:  statuimus  —  quod  —  Boemie  Reges  nee  non  UDivetsi 
et  Singuli  Principes  Electores  —  universas  auri  et  argenti  fodinas,  atque  mineris 
stanni,  cupri,  ferri,  plumbi  et  alterius  cujuscunque  generis  roetalli  ac  etiaro  salis  um 
inventas  quam  inveniendas  in  posterum  ^  in  prindpatibus  —  suis  teoere  Joste  pos- 
sint  et  legitime  possidere. 
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ZusaDunenhang  dersdben  völUg  unabhängig  erscheint  von  der  Ver- 
theilong  der  Erdoberfläche  unter  die  Privateigenthümer; 

b)  die  Einsicht,  dasz  der  Bergbau  deszhalb  nach  Gesetzen  betrieben 
werden  mOsse,  die  Ober  die  Gränzen  des  Gnindeigenthums  hinaos- 
wirken,  und  von  dem  Bau  der  Erdoberfläche  ganz  verschieden  sei; 

c)  dieGrnndansicht,  dasz  alles  Recht  von  Oben  verliehen  werde,  daher« 
wenn  die  Fossilien  als  nicht  in  dem  Grundeigenthum  inbegriffen  an- 
gesehen werden  können,  das  Recht  darüber  zunächst  der  höchsten 
Rechtsgewalt,  dem  Könige,  zugesprochen  werden  müsse; 

d)  die  Bezugnahme  der  edlern  Metalle,  bei  denen  auch  zuerst  die  Re- 
galität aufkam,  auf  das  königliche  Münzrecht; 

e)  auch  wohl  der  grosze  Dmfang  solcher  Werke,  welchem  die  Kräfte 
der  Privaten  in  früherer  Zeit  nicht  genügten. 

2.  Die  sogenannte  Freierklärung  des  Bergbaues,  in  Folge  welcher 
jedermann  gestattet  wird,  nach  den  Vorschriften  des  Bergamts  nach 
FossiBen  zu  suchen,  zu  „schürfen"^  kam  schon  im  XIV.  Jahrhundert  vor, 
Dfld  fand  dann  mehr  und  mehr  Eingang.  Sie  ist  der  Anfang  eines  neuen 
SyttefM,  in  dessen  Fortbildung  unsere  Zeit  begriffen  ist.  Der  Gedanke  des 
BergregaU,  in  welchem  die  ökonomische  Nutzung  des  Bergwerks  durch  den 
Staat  mit  der  Berghoheit  gemischt  ist,  erscheint  in  jener  Freierklärung 
Dicht  mehr  niaszgebend;  an  seine  Stelle  ist  der  andere  Gedanke  getreten, 
dasz  der  Genusz  der  unter  der  Erde  verborgenen  Schätze  dem  von 
Rechtes  wegen  zukomme,  welcher  bergmännisch  nach'  denselben  sucht  und 
ne  findet  Wird  diesem  neuen  Gedanken  Folge  gegeben,  so  wird  dadurch 
der  Bergbau  in  höherem  Grade  wieder  dem  reinen  Privatrechte  gewonnen, 
and  auch  hier  kann  ohne  Schaden  jener  Miszbegriff  der  Regalität  auf^ 
gegeben  werden.  Die  wh-kiich  staatlichen  Elemente  darin:  polizeiliche 
Oberaufsicht  und  itacUewirthschaftliche^füege  bleiben  unyersehrt,  und 
werden  auf  das  rechte  Masz  zurückgeführt  und  von  falscher  Bevormundung 
ojxi  von  schädlicher  Ausbeutung  und  Hemmung  der  Privatkräfte  in  Capital 
and  Arbeit  gereinigt  Die  privatrechlUche  Trennung  des  Bergrechti  aber 
TOo  dem  Grundeigenthum  wird  beibehalten,  die  Ordnung  des  Baues  und 
die  EigenthünUichkeit  der  Bergnutzung  bewahrt  und  zugleich  die  Kräfte  der 
Interessenten  zu  aller  Vortheil  gesteigert 

3.  Zwei  Systeme  sind  daher  zu  unterscheiden: 

I.  Das  ältere  System  der  Legalität ^  mit  folgenden  Grundgedanken: 

1)  Dem  Staate  (Könige  ursp.)  gehören  die  Bergschätze  innerhalb  seines 
Gebietes.  Dem  Staate  allein  steht  das  Recht  zu,  dieselben  auszu- 
beuten; er  hat  das  ausschliesziiche  Recht,  auch  in  Boden,  der  im* 
Privateigenthum  ist,  darnach  zu  graben. 

2)  Aus  diesem  Bergr^al  des  Staates  werden  hergeleitet  die  Bergwerks- 
gerechtigkeiten der  Privaten,  d.  h.  die  einzelnen  verliehenen  Rechte, 
innerhalb  eines  bestimmten  Reviers  den  Bergbau  zu  eigenem  Rechte 
zu  betreiben.    Nach   Analogie    der    mittelalterKchen   Spaltung   des 
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£igenthi]ins  an  Grundstücken  spricht  man  denn  auch  hier  von  einem 
Obereigenthum  am  Bergwerk,   das    immer  dem  Staate,  und  einem 
Nutzeigenihum  daran,  das  dem  Beliehenen  zukomme. 
II.  Das   (neuere)  System  des   freien  privatrechiUchen  Bergrecht  mit  fol- 
genden Gedanken: 

1)  Die  Bergschätze  gehören  weder  dem  Grundeigeiithomer,  noch  dem 
Staate,  sondern  dem,  der  in  bergmännischer  Weise  darnach  sehwrfi 
und  die  Fundgrube  gehörig  baut.  Schürfen  und  Bau  unterliegen  der 
Aufsicht  des  Staates;  aber  das  Recht  des  Bebauers  ist  in  privatrecht- 
licher Beziehung  ein  urgprüngliches  (nicht  privatrechtlich  secondires) 
Nutzungsrecht,  Herrschaf l$recht ,  wie  es  der  Natur  des  Gegenstandes 
gemfisz  ist,  Bergrecht^  ungetheiltes  Bergeigenthum. 

9)  Dem  Staate  kommen  blosz  stacUlicfie,  keine  Privatrechte  daran  zn. 

*  Die  reiche  Literatur  über  Bergrecht,  siehe  bei  MUtermaier,  D.  P. 
g.  244.  —  /.  Weiske,  Bergbau  und  Bergrecht  im  Rechtalezikon.  Eisleben  1845. 
—  Art  Bergrecht  im  Rechtslexikon.  —  Bergrecht  des  Sachsenspiegels  iu  der  Zeit- 
schrifl  f.  D.  R.  XL  S.  254,  XU.  S.  270.  X.  8. 270.  —  Ein  Glossar  der  technischen  Aub- 
drücke  im  Bergrecht  bei  Gengier ^  Privatr.  §.  82.  —  Schmidt  Archiv  JTür  Bergwerka- 
geschichte,  Bergrecht,  Statistik  und  Verfassung  beim  Bergbau  im  Königieicli 
Sachsen  und  den  angränzenden  deutschen  Staaten,  aus  urkundlichen  Qadlen 
bearbeitet  Altenburg  1828.  —  Ear$ien^  über  den  Ursprung  des  Bergrechts  in 
Deutschland.  Berlin  1844.  ~  Böhtau,  de  regalium  notione  et  de  saÜDarom 
jure.  Weimar  1855.  —  Se^ombtir^,  über  die  neue  deutsche  Berggesetzg^oog. 
Leipzig  1858.  —  Kresxner,  systematischer  Abrisz  der  Bergrechte  in  Deutsch- 
land. Freiburg  1858.  —  Brassert,  das  Bergrecht  des  preuszischen  Landrecht^ 
Bonn  1862.  —  Zcrrener,  Lehrbuch  des  deutschen  Bergrechts.  Gotha  1862.  — 
Dazu  seit  1859  die  Zeitschrift  für  Bergrecht  von  Brassert  und  Aehevübad' 
Bonn.  —  Entwurf  eines  allgemeinen  Berggesetzes  für  die  preuszischen  Staaten. 
Berlin  1862;  für  das  Königreich  Sachsen  1863. 

§.82. 

2.  Umfang  des  Bergrechts.  Bergeigen th am. 

1.  In  der  Berghoheit,  welche  nach  beiden  Systemen  dem  Staate  zu- 
geschrieben und  nicht  weiter  verliehen  wird,  ist  das  Recht  des  Staates 
enthalten ,  Bergordnungen  zu  erlassen .  die  Berggerichtsbarkeit  zu  verwalten, 
die  Oberaufsicht  zu  üben,  nicht  allein  im  Interesse  der  polizeilichen  Sicher- 
heit für  die  Grubenarbeiter,  sondern  ebenso  in  dem  staatswirthschaftJicheo 
Interesse,  Raubbau  zu  verhüten >  und  den  gehörigen  Betrieb  des  Baues  zu 
Oberwachen,  die  dem  Bergwerk  auferlegten  Abgaben  zu  erheben. 

2.  Das  Bergrecht  erstreckt  sich  regelm^szig: 

a)  auf  aUe  Metaüadem  untcr^  der  Erde. ,  Oberflächliche  oder  vereinzeUt 
Stücke  unterUegen  dem  gewöhnlichen  Eigenthums-  und  Besitzesrecht. 
Indessen  ist  ihrer  Bedeutung  wegen  häufig  die  Goldwäscherei  an 
Flüssen  unter  den  Gesichtspunkt  der  Regalitttt  gebracht  v^^orden,  aber 
eher   aus   finandellen   Nägungen»   als   aus   innera  Gründen;  auch 
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ßemttm»  ist  an  den  Ost-  und  Nordseeküsten  Regal  (vgl.  ost- 
prensiisches  Provincialrecht  in  den  ges.  Entsch.  des  Obertribunals 
ZQ  Berlin  42.  S.  66); 

b)  auf  Sltmkohkn  nnd  ßraunkohlenlager,  die  des  Bergbaues  würdig  sind; 

c)  auf  Steinsalz  und  Salzquellen.  *) 

Dagegen  sind  gewöhnlich  nicht  dahin  zu  rechnen: 

a)  Marmor-^  Schiefer-  und  andere  Steinbrüche,  in  denen  kein  bauwür- 
diges Metall  gefunden  wird; 

b)  Mergel-,  Thon-^  Gyps-  und  Farbenerden; 

c)  Torf.**) 

Im  Debrigen  und  im  Einzelnen  sind  jedoch  die  Landesrechte  und 
OeboDgen  v^^hieden.  Die  Gesetzgebung  noch  des  vorigen  Jahrhunderts 
hatte  die  Tendenz,  das  Bergregal  auszudehnen;  die  Jurisprudenz  des  heu- 
tigen sucht  eher  den  freien  Bereich  des  Grundägenthums  in  weiterem  Um- 
lang zu  schützen.  So  z.  B.  wurde  das  Regal  in  manchen  Ländern  auch 
auf  Edelsteine  erstreckt,  offenbar  nur  aus  fiscalischen  Motiven ,  ein  5a/- 
peierregal  sogar  an  Privatbauten  angesprochen,  letzteres  offenbar  in  völliger 
Verkennung  sowohl  der  Gränzen  der  Regalitat,  als  des  Eigenthums,  von 
einem  Regal  an  Porcellanerde  geredet  und  Versuche  gemacht,  die  Regalität 
aoeh  auf  MineralqueUen  (GesundheiisbrunnenJ  auszudehnen.  Solche  Aus- 
dehnung ist  jedoch  nicht  zu  billigen. 

3.  Aus  dem  System  der  Regalität  —  im  Gegensatze  zu  der  Berg- 
hokeit  und  abgesehen  von  dem  oben  §.  81,  3.  bezeichneten  Grundcharakter 
—  flieszen  folgende  dem  Staate  zugeschriebene  Rechte: 

a)  das  Vorkaufsrecht  y  insofern  der  Bergbelehnte  das  Bergwerk  ver- 
äuszem  will; 

b)  das  Bevmf ausrecht ,  wenn  das  Recht  des  Belehnten  erlischt  oder  ver- 
wirkt wird; 

c)  der  Bergzehnte,  d..  h.  der  zehnte  Theil  der  gewonnenen  Mineralien, 
eine  von  dem  Rohertrage  erhobene  Last,  welche  den  Privatbau 
flbermäszig  drückt,  zuweilen  erdrückt,  staatswirthschaftlich  nicht 
gerechtfertigt  ist,  und  sich  nur  aus  dem  hinter  der  heutigen  Ent- 
wicklung liegenden  Gesichtspunkt  eines  vermeintlichen  Oberdgen- 
thums  des  Staates  an  dem  Bergwerk  erklart; 

d)  die  Beceszgelder,  ein  Canon  für  die  Belehnung; 

e)  die  Quatembergelder  als  Beitrag  zu  den  Kosten  des  Bergamts. 

Je  mehr  das  zweite  System  des  privatrechtlichen  Bergeigenthums  das 
üebergewicht  erlangt,  desto  mehr  wird  diese  regale  Belastung  des  Berg- 
baues einer  natürlichen  Besteuerung  Platz  machen  müssen,  welche  einen 
schwunghaften  und  fruchtbaren  Betrieb  des  Bergbaues  nicht  hemmt. 


•)  ZmeUriä  io  der  Zeilicbr.  f.  D.  R.  XUI,  S.  389  ff. 
**j  Pf^er  ia  der  ZeiUcbr.  f.  D.  R.  XIU,  g.  ttS. 
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4.  Das  BergeigetUhum  wird,  wo  der  Bergbau  frei  erklärt  ist,  von  dem 
erworben,  welcher  mit  Erfolg  geschürft  und  eine  Fundgrube  eiitde<lt  hat 
Die  Erlaubnisz  zum  Schürfen  gibt  der  Schur fzettel ,  den  das  Bergamt  ans- 
stellt.  (1.)  Wer  zuerst  einen  (lang  findet,  geht  dem  spAtem  Finder  Ton 
und  hat  das  Recht  erworben,  die  Fundgrube  zu  muthen,  d.  h.  seinen  An- 
spruch auf  bergamüiche  Bestätigung  oder  Verleihung  der  Berggerechtigkeit 
anzumelden.  (2.)  Der  Muthung  folgt  die  Prüfung  der  Sachlage,  und  wenn 
(3.)  der  Gang  entblöszt  ist  und  bauwürdig  erscheint  (4.),  die  Verleihung 
oder  Zuerkennung  des  Bergeigenthums  innerhalb  eines  bestimmten  Dmfanges 
(des  sogenannten  Grubenfeldes). 

Das  Bergeigenthum  ist  insofern  verwandt  mit  dem  GrundeigenthaiDf 
als  es  d!)enfalls  nach  dem  neueren  System  eine  nicht  abgeleitete  und  unge- 
theilte  Herrschaft  der  Person  über  einen  Theil  des  Bodens  ist:  aber  ver- 
schieden von  demselben  darin,  dasz  es  um  der  eigenthümlichen  Natur  und 
Bestimmung  des  Gegenstandes  willen  nicht  eine  volle,  sondern  eine  inner- 
lich beschränkte  Herrschaß  ist  Der  Bergberechtigte  kann  in  dem  Bodeo 
und  mit  dem  Boden  nicht  nach  Belieben  schalten  und  walten,  sondern  er 
darf  denselben  nur  zum  Bergbau  benutzen,  und  er  soll  den  Bergbau  ge- 
hörig betreiben. 

Wird  der  Bau  ungehörig  betrieben  (sog.  Baubbau)  oder  ganz  eioge- 
stellt,  so  verliert  der  bisherige  Bergberechtigte  das  Bergeigenthum.  Die 
Grube  fällt  wieder  ins  Freie  und  kann  neuerdings  von  einem  Andern  ge- 
muthet  werden. 

§.  83. 

3.   EigenlehDor,  Gewerkschaften,  Kuxen  und  PfXnnerscbafien. 

1.  Gröszere  Bergwerke,  deren  Bau  grosze  CapitaJien  erfordert,  ge- 
hören gewöhnlich  einer  Verbindung  von.  Privaten,  einer  sogenannten  Ge- 
werkschaft *)  zu.  Das  Recht  der  Gewerkschaft  ist  in  eine  Anzahl  ^h- 
artiger  Äntheilsrechte  ideal  zertheilt,  in  sogenannte  Kuxen,  welche  zu  dem 


1.  D.  Bechiwprüehe.  (Hillebrand  79 )  Es  hat  Jedermann  freies  Schurfeo. 

2.  />.  BeehUtpräche,  (HJUebraad  80.)   Der  erste  Finder,  der  erste  Matber. 

3.  Ueber  die  Wirkung  der  Abtretung  einer  Mutbung  vor  entschiedener  Prtifuiw 
der  Bergbehörde,  vgl.  ein  ErkermtnUz  det  ObertribunaU  tu  Berlin  in  Seuferli 
Archiv  XIV.  Nr.  224. 

4.  Die  Entscheidung  der  Bauflhigkeit  und  Bauwürdigkeit  eines  aufgefundneo 
Fotsilienlagers  steht  der  bergamtUchen  Behörde,  die  Entscheidung  über  die  streitig« 
Priorität  der  Flnderschafl  den  Gerichten  zu;  vgl.  Zeitschrift  für  Kunde  und  Fort- 
bildung  Züricher  Rechtspflege  IX.  S.  276;  als  rechttnäszigcr  Finder  aber  ist  w 
betrachten .  wer  mit  Bewilligung  de«  StaatfS  und  mit  einem  sog.  Schurfscbein  ver- 
sehen ein  Fossilienlager  gesucht  und  entdeckt  hat. 


*)  Vgl.  Micket,  die  Natur  und  die  RechUTerhillnisse  der  Gewerkschaften  nach  den  ösKt- 
reicbiacben  allgemeioen  Berggesetie ;  In  der  ösierreicb.  Viertellahreatcbrift  für  Becblf- 
und  Staatawiasenscbafl-y.  1.  S.  87. 
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Ganzen  ki  einem  Shnlichea  VerbäHnisz  stehen,  wie  die  einzelnen  Actien 
zur  AcHeogeseUschalt  Die  Eigentbttmer  der  Kuien,  die  einzelnen  An- 
tbäler,  heiszen  die  Gewerkm,  ihre  Verbindung  ist  die  GeweriLSchafL 
Manche  gelehrte  Juristen  haben  ihren  Scharfsinn  fergeblich  abgemüdet,  um 
die  Gewerkschaft  bald  in  dem  Begriffe  der  Societas,  bald  in  dem  der  Uni- 
lersitas  im  rdmiscben  Sinne  einzuschachteln.  Er  ist  dort  nicht  unterzu- 
bringen« weil  die  Einheit  der  Gewerkschaft  in  ihrer  Organisation  und 
Stdivertretong  zu  entschieden  ausgebildet  ist,  und  hier  nicht,  weil  doch 
lias  eine  Ganze  hinwieder  in  viele  Antheüreckle  zerteilt,  welche  einzelnen 
hdiTidQcn,  den  Gewerken,  zustehen.  Nur  der  deutschrechtliche  Begriff  der 
Gmosiemekafi  hat  Raum  genug,  um  die  Gewericschaft  zu  umfassen. 

2.  Die  Einheit  der  Gewerkschaft  stellt  sich  dar: 

a)  vorerst  in  dem  Orgoniimmi  derselben.  Die  Gewerken  einigen  sich 
zu  einer  Yef$ammlung,  in  welcher  Beschlüsse  mit  Stimmenmehrheit 
gefaszt  and  Wahlen  getroffen  werden.  Sie  haben  an  dem  Schicht- 
meiner  einen  Yorüand  des  ganzen  Baues,  zuweilen  noch  andere 
Vonteker  und  AngeitelUe^  Bergmeister,  BiUtenmeistei' ,  Bergschreiber, 
Steiger  aiit  bestimmtem  Geschäftskreise; 

b)  in  der  SieUvertretung,  Die  Gewerkschaft  hat  auch  einen  Lehenträger 
oder  AnwaU,  welcher  sie  als  Ganzes  vor  den  Behörden  und  Ge- 
richten reprftsentirt 

Die  Einheit  der  Gewerkschaft  duszert  sich  Oberdem  in  folgenden 
Wirknngen : 

a)  Sie  wh*d  zunächst  als  Bechtssubject  (Person)  gedacht,  als  Eigen- 
thOmer  der  Zeche,  d.  h.  des  Gesammtvermögens  der  Unternehmung* 
Das  Bergeigenthum  bildet  einen  Hauptbestandthdl  der  Zeche,  erfüllt 
aber  diese  nicht  Es  gehören  dazu  auch  die  Werkzeuge,  Maschi- 
nerie, Hütten,  die  Gasse,  Forderungen  u.  s.  f.  Wenn  wegen  Nicht- 
betrieb  des  Bergbaues  die  Grube  wieder  ins  Freie  fkllt,  so  geht 
dieser  zweite  Bestandtheil  der  Zeche  nicht  mit  verloren. 

b)  Die  Gewerkschaft  kann  auch  Schulden  haben,  und  es  haften  dafür 
die  einzehien  Gewerken  nicht  persönüch.  Werden  die  Gläubiger 
nicht  befriedigt,  so  wird  im  Nothfall  die  Zeche  als  Concursobject 
gerichtlich  verftuszert 

3.  Das  Gesammtsu])ject  der  Gewerkschaft  besteht  hinwieder  aus  einer 
Zeche  verbundener  Gewerken,  je  nach  der  Zahl  der  Kuxen  (oft  128  Kuxen), 
in  welche  die  Zeche  ideal  getheilt  ist.  Die  einzelnen  Kuxen  sind  hinwieder 
Gegenstand  des  Individttaivermögens,  Sie  werden  vererbt,  sie  können  ver- 
Inszert  und  verpfändet  werden.  Da  sie  sich  auf  das  Bergwerk  beziehen, 
80  werden  sie  zu  dem  liegenden  Gute  gerechnet.  Der  Verkehr  aber  mit 
<len  Knien ,  welcher  Einflusz  hat  auf  die  Bildung  und  den  Bestand  der 
ganzen  Genossenschaft,  steht  unter  der  Controle  der  Gewerkschaft.  Die 
»Dgemeine  Form  der  öffentlichen  Fertigung  durch  das  Grundbuch  wird 
^  zur  Fertigung  durch  das  Bergbuch,  welche  noihwendig  ist  zum  Ueber- 
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gang  and  Erwerb  dinglicher  Rechte  (Eigenthnm  and  Pfandrechte)  n  4er 
Kaxe  and  so  mittelbar  an  der  2^he.  In  alteren  Bergordnnngen  ist  oft 
aach,  wenn  eine  Knie  yerkauft  wird,  ein  Vorkanfe-  od^  sogar  einNiber- 
recht  der  Gewerken  anerkannt. 

Za  den  eigentlichen  Kuxen  konimen  zuweilen  noch  sogenannte  Frti- 
kuxen,  welche  Antheil  an  der  Auebeute  haben  gleich  den  andern,  aber  nicbt 
verpflichtet  sind  zu  der  Zubtuze^  welche  diese  auf  sich  genommen  haben. 
Solche  Freikuxen  werden  gewöhnlich  den  Grundeigenthümem  zugestanden, 
gewissermaszen  zur  Ausgleichung  für  die  Debel,  welche  sie  sich  am  des 
Bergbaues  willen  innerhalb  ihres  fiigenthumsbereiches  gefallen  lasen 
mOssen,  sog.  Erbkuxen.  Diese  Erbku<ren  sind  dann  mit  dem  Grundstock 
verbunden,  und  ohne  dieses  nicht  verfluszerÜch. 

4.  Zuweilen  wird  der  Bergbau  auch  einzelnen  Individuen,  sog.  fifi* 
lehnern,  auf  ihre  Rechnung  überlassen.  Es  kann  das  vorkommen  mit  Be- 
ziehung auf  ein  für  sich  bestehendes  klefneres  Bergwerk,  hftufiger  aber 
mit  Rücksicht  auf  einen  einzelnen  Stollen  in  einem  Bergrevier  der  Gewerk- 
schaft. Im  ersteren  Falle  ist  das  Bergeigenthwm  selbst  dem  Einzelnen  zu- 
gestanden^ im  letzteren  nur  efne  Stollengerechtigkeit  innerhalb  des  Berg- 
ei^enthnms  der  Gewerkschaft.  Es  koomien  auch  mehrere  Bigenleboer  Tor 
mit  Bezug  auf  das  nämliche  Object,  die  dann  unter  sich  keine  Genossen- 
schaft bilden,  sondern  als  blosze  Miteigenthümer  oder  Mitberecbtigte  zu 
betrachten  sind.  Derartige  Rechte  sind  gewöhnlich  eine  Nutzung,  die  än- 
zelnen  Bergknappen  verstattet  wird. 

,  Genossenschaftliche  Verbindungen  unter  diesen  kommen  indessen  aod 
vor.  Wenn  die  Zahl  der  Berechtigten  ein  gewisses  Masz  übersteigt,  so 
pflegt  man  einen  Gesellenbau  oder  eine  Lehemehaft  zu  begründen,  statt  der 
Einlehnerschaft,  und  diese  hat  hinwieder  genossenschaftliche  Verfassang 
und  einheitliche  Vertretung. 

5.  Manche  Salinen  in  Deutschland  bestanden  schon  zu  einer 'Zeit,  als 
der  Satz ,  dasz  die  Regalität  die  Salzquellen  beherrsche,  noch  keine  Geltwil 
hatte.  Diese  wurden  vielmehr  als  ein  Tbeil  des  Bodens  betrachtet,  ood 
von  dem  Grundeigenthum  umfaszt  Heute  aber  wird  in  den  meisten  Staaten 
das  Salzregal  in  dem  zwiefachen  und  verschärften  Sinne  behauptet: 

a)  dasz  kein  Privatmann  ein  Sßlzwerk  anlegen  und  betreiben  dai|,  ohne 
Erlaubnisz  des  Staates; 

b)  dasz  auch  der  ganze  Salzhandel  für  das  eigene  Land  Monopel  des 
Staates  ist. 

Die  grosze  Ertragsamkeit  des  Sakregals  und  die  Schwierigkeit  einer 
Auflösung  desselben  in  die  Salzsteuer  für  den  Staat  einer-  und  in  die  Afl- 
erkennung  eines  Privatrechts  andererseits  steht  hier  der  J)urchfUhnuig 
reiner  Principien  im  Wege,  obwohl  es  unbestreitbar  ist,  dasz  Privatsaliaeo 
mit  gröszerem  Nutzen  betrieben  werden  als  Staatssalinen. 

Auch  die  Salzwerke  gehören  zuweilen  Genossenschaften ,  wefehe  den 
Gewerkschaften  ähnlich  hier  Pfikmenehaften  genumt  werden.    Diese  9tA 
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hinwieder,  wie  jene  in  Kuxen,  in  eine  Anzahl  Pfannen  getheilt,  and  die 
einzelnen  Antheiler  heiszen  dann  auch  die  Pfänner,  Ebenso  finden  sich 
einzelne  EigenthOmer  von  Salzwerken,  Salzbeerbu,  zuweilen  aus  neuerer 
Verleihung  oder  Anerkennung* 

•  Jung^  de  jure  salinarnni.  Gott  1743.  —  Koch-Stemfiid^  die  deutschen, 
insbesondere  bayer.  und  österr.  Salzwerke  im  Mittelalter  etc.  München  1836. 

$.84. 

III.    Das  Jagdrecht 
1.    Geschichte  und  Sysleme. 

1.  Dem  ursprQnglicben  deutschen  Rechte  war  der  Gedanke  eines  beion- 
dem  JagdrechU  fremd.  Das  Wild  gehörte  niemanden,  und  die  Jagd  dar- 
auf stand  jedem  freien  Manne  oflen,  vorausgesetzt  natürlich ,  dasz  er  * 
ukht  das  Gnmdeigenthum  eines  andern  verletze.  Die  Rechtsbildung  trat 
aber  aehoD  frOber  in  ein  neues  Stadium,  als  einzelne  Waldungen,  vorzdglich 
kamgüche  For$te,  der  freien  Jagd  verschlossen  und  in  den  Bann  (1^4.) 
gelegt  wurden,  damit  in  diesen  gebannten  Bezirken  das  Wild  gesichert  und 
^  Jagd  des  Königs  und  seines  Gefolges  lohnender  m.  An  diesem  Vor- 
bilde erstarkte  zuerst  der  Rechtsgedanke,  —  welcher  bis  weit  hinab  in  das 
IfjtielaUer  mit  Vorliebe  fiestgehalten  und  nur  nach  langem  Widerstreite  von 
dem  spitern  System  der  Regalität  wAhrend  einer   Weile  verdrängt  ward, 

—  daaz  das  Jagi*echt  eine  Wirkung  und  Zubehörde  des  Grundeigenthums 
und  der  GnmdeigefithQmer  berechtigt  sei ,  die  Jagd  auf  eigenem  Boden  zu 
üben  und  andere  davon  auszoschlieszen.  (1.  2.^ 

2.  WAhrend  des  Mittelalters  aber  wurde  dieses  Recht  umgestaltet 
Die  Masse  der  bäuerlichen  Landsassen,  auch  der  ursprünglich  freien,  verlor 

i.  Uric.  Carli  des  Gronen  ▼.  804.  {Kraut,  $.  120.  4.)  Osnabrogensi  episcopo 
qnoddam  nemus  Tel  foresium  —  cotlaodalione  illius  regioois  potentum  cum  omni 
üUegriiate  m  porcis  tihatieis,  cervit,  avihut  it  pUeihut  omnique  venaiione,  qoae  *uS 
hanno  uMumii  ad  foretium  deputaiur  —  in  perpetaum  propriftalis  usani  dona^imus, 
ea  vMalicat  ratiooe,  qood  sl  qaisquam  hoc  ideni  nemus,  mottro  hanno  muAiium  sine 

—  fpiscopi  Ucentta  studio  venandi  vel  silraiD  eistirpandi  —  inirare  praesumserit, 
aeiat  se  —  pro  delicto  seiaginta  solidos  —  redditurum. 

3.  Crk.  V.  1294.  {Hraui,  g.  121.  8.)  castrum  et  oppidum  Durne  —  cum  suis 
pertinentiis  unirersis,  videlicet  silris,  nemoribus,  Yenationibus,  que  Wlltpann  appel- 
lantor  vulgariter. 

3.  Sach$eit9piegel  II.  61.  S*  1*  »iebe  oben  zu  g-  71*  10.  Doch  sint  drie  siede 
biDoeD  dfme  lande  to  aasaen,  dar  den  wilden  tieren  vrede  geworchl  is  bi  koninges 
banne  sunder  beren  und  wohen  und  vössen,  dit  betet  banvorste. 

4.  Sehwahenspiegel  \^.  Swer  durch  den  panforst  ritet,  des  böge  un<fe  des 
arrobrast  sol  ungespaonen  sin,  unde  sin  kocber  sol  versperrt  sin,  sine  winde  unde 
sine  braken  snllen  vf  gevangen  sin  unde  sine  Jagende  bunde  sollen  gekopelt  sin  unde 
Jaget  ein  nun  ein  wilt  mit  des  berren  urloube  Tor  dem  panforste  unde  fliuhet  et 
darin;  er  sol  den  bnnden  wider  ruefen,  unde  mac  er  si  nibt  wider  bringen,  er  sol 
in  oacb  volgen  unde  sol  stn  boren  nibt  blasen  in  dem  forste  noch  sine  bunde  nibt 
grfiezaB. 
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mit  der  Aufhebung  der  allgemeinen  Kriegspflicbt  und  der  Aosbüdong 
der  ritterlichen  Kriegskunst  die  Fertigkeit  der  Waffen:  und  bald  galt  es 
als  unschicklich,  dasz  Bauern  noch  Waffen  tragen  und  an  der  Jagd  Tbe9 
haben.  Die  Jagd  wurde  möglichst  als  ein  königlichem,  dann  in  zwäter 
Linie  als  ein  Herrenrecht  betrachtet,  und  nur  noch  in  beschrankter  Weise 
auch  den  mittleren  Ständen  verstattet,  den  untern  ganz  versagt.  Die  Vor- 
stellung von  einer  den  Landesherren  gebührenden  Jagdhoheit  Ober  ihr  gan- 
zes Gebiet,  nicht  blosz  von  einem  fcgdrecht  auf  ihren  Domainen,  schlog 
Wurzeln.  (5.)  Es  machten  sich  in  den  übrigen  Abstufungen  der  Stlode 
ähnliche  Ansprüche  geltend  und  wurden  von  der  Macht  der  LeheDshem 
geschützt  Allmählich  wurde  so  das  Jagdrecht  abgelo$t  von  dem  Grund- 
eigenthum,  und  es  kam  dahin,  dasz  jenes  auf  ein  Gebiet  bezogen  wurde; 
welches  nur  tbeilweise  oder  gar  nicht  im  Eigenthum  der  Jagdberechtigto 
war,  und  dasz  in  vielen  Fällen  den  Eigenthttmem  —  den  bäuerlichen  bA 
überall  —  die  Jagd  auch  auf  eigenem  Boden  untersagt  wurde.  (6.) 

Man  unterschied  dann  hohen  und  niedem  Wildbatm,  hohe  und  nieim 
Jagd.  Die  hohe  Jagd  ward  den  „Herren'%  dem  hohen  Adel^  aosschlieszücfa 
vorbehalten  (7.),  die  niedere  auch  der  Ritterschaft^  und  den  DienUkutm, 
gewöhnlich  den  Geschlechtern  und  den  Vollbürgem  in  den  Städten,  vor- 
aus den  Beichstädten,  zugestanden.  Die  Ausscheidung  dieser  beiden  Stu- 
fen des  Jagdrechts  war  im  einzelnen  nicht  immer  die  gleiche.  Indessen 
gehörten  Bären,  Wildschweine,  Hirsche,  Auerhähne,  Fasanen  gewöhoüefa 
zur  hohen,  Füchse,  Hasen>  Feldhuhner,  zuweilen  auch  Bebe,  zur  niedern 
Jagd.  Die  Durchführung  der  Begalität  war  ebenfalls  keine  glcichinisxige, 
und  es  erhielt  sich  oft  noch  ein  Best  des  alten  Zusammenhangs  mit  dem 
Grundeigenthum.  Die  Grundherren  behaupteten  meistens  noch  ihr  Jagdrecht 
innerhalb  der  ganzen  Grundher rschafi,  und  die  5(^(e  ebenso  innerhalb 
ihrer  Almende,  zuweilen  BiUch  freie  Markgenossenschaften  mnerhüb  öerVtsA. 
Daneben  aber  sprachen  die  Vogteiherren  ein  ähnliches  Becht  an  in  deoD 
Vogteigebiete.  Sogar  von  der  altern  gemeinen  Jagdfreiheit  zeigen  sich  noch 
verkümmerte  Spuren  zu  Gunsten  der  bedürftigen  Armuth   oder  Krankbeil. 

tt.  YerordDUDg  Herzog  AlbrechU  tod  Bayern  t.  1487.  (/traut,  %.  121.  19 ) 
Schaffen  ernstlich  mit  dir  (Unserm  Jägermeister)  dasx  du  allenthalben  in  deinem  ^^ 
alle»  Gejaid  verbieihen  lassest  —  ohne  allein  Füchse  und  Maaten  sollen  den  Bdtl- 
ieuien  erlaubt  sein.  —  Den  kleinen  fVildpann  sollst  du  füran  niemand  rerlasseo, 
daon  ein  Grub  oder  Selbstgeschosz  zu  Fuchsen  und  Wölfen  magst  du  den  Leuieo 
vergönnen. 

6.  ßayeritche»  Landpot,  Manchen  1520.  (Kraut,  g.  121.  21.)  Es  sol  aocb 
hiemit  sondern  ernst  allen  ßürgern,  die  nit  aus  den  Stellen  von  gesehlechleo  sein 
—  sambt  allem  andern  gemainen  volkh  und  sonderlich  aller  pawrechaft  die  HasfO 
und  Fuchs  zu  schieszen  oder  sonsten  in  was  weg  das  geschehen  möcht,  auch  fli^ 
gend  wiltpret  mit  den  Netzen,  Fern  und  schiltn  ze  fahcn,  in  unsern  Land  gänzlicbeo 
und  gar  verpolen  sin  und  bleiben. 

7.  Deutsche  Rechtssprüche  (Hillehrand  88.)  Wohin  der  Dieb  mit  dem  StraogTt 
dahin  gehört  der  Hirsch  mit  dem  Fange. 
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(8.  9.)  und  nicht  überall  gelang  es  den  Landesherren  die  Jagdpolizei,  auf 
welche  sie  ein  anbestreitbares  Recht  hatten,  zum  Jagdregal  zu  steigern. 
Der  Streit  der  verschiedenen  Ansprüche  und  Gewohnheiten  wurde  oft  mit 
um  so  gröszerem  Eifer  und  Hartnäckigkeit  fortgeführt,  als  es  unter  ver- 
schiedenen Ständen  immer  einzelne  Männer  gab,  in  denen  die  Jagdlust  zu 
bcAigo*  Leidenschaft  entzündet  war. 

3.  Die  neueste  Geschichte  des  Jagdrechts  ist  der  Regalität  der  Jagd 
wieder  ui^ünstig.  la  Frankreich  wurde  das  Jagdregal  im  Jahr  1789,  in 
eiDem  sehr  groszen  Theile  von  Deutchland  im  Jahr  1848  aufgehoben, 
und  man  näherte  sich  in  Deutschland  wieder  dem  älteren  Systeme,  der 
Verbindung  des  Jagdrechts  mit  dem  Grwideigenthum^  ohne  jedoch  wieder 
vollständig  zu  der  alten  Weise  zurückzukehren.  Es  konnten  vorerst  die 
HändiMchen  Gegensätze  in  der  Ausdehnung  und  Ausübung  des  Jagdrechts 
nicht  hergestellt  werden.  Vielmehr  wurden  alle  derartigen  Unterschiede 
für  die  moderne  Rechtsbildung  vollends  beseitigt  Sodann  schien  die  Staats- 
wirthschaftliche  Sorge  für  Erhaltung  eines  mäszigen  Wildstandes  und  die 
polizeiliche  für  die  öffentliche  Sicherheit  und  Wohlfahrt  mancherlei  Be- 
ichränkungen  zu  erfordern:  Reschränkungen  persönlicher  Art,  so  dasz  nur 
wer  ^ne  Jagdkarte  gelöst  hat,  zur  Jagd  zugelassen  wird,  und  dinglicher 
Art,  so  dasz  der  Grundeigenthümer  nur  innerhalb  seines  umzäunten  Gutes 
oder  eines  groszen  zusammenhängenden  Güterbesitzes  das  Jagdrecht  selber 
ausüben  darf,  die  Jagd  in  den  übrigen  Wäldern  und  Feldern  je  eines  Ge- 
meiodebannes  dagegen  von  der  Gemeinde  —  wenn  auch  zu  Gunsten  der 
EigenthOmer  —  verpachtet  wird.    (10.) 

§.85. 
2.  RechlSTerbiltDisse. 
1.    Die  sogenannte  Jagdhoheit,  früher  vermischt  und  verbunden  mit 
dem  Jagdregal,  ist  nun  als  ein  rein  staatliches  Recht  aus  dem  Privatrechte 

8.  Weisth.  v.  Feehingen,  (XV.  Jahrb.  Grimm,  W.  11.  50.)  Wer  es  das  ein  arm 
OMO  oder  Susi  die  gemein  fingent  ein  rebe  oder  einen  basen  in  unserem  vorgenann- 
ten ban  und  berlieheil  zu  Fecbingen,  ist  ron  keinen  berren  iodrag  gewesen  mil  bere 
voo  alliier  ber  usser. 

9.  Weistb.  Ton  Oalgenecheid  v.  1460.  {Grimm,  W.  II.  454.)  Und  da  in  binnen 
»olle  nymanz  flscben  oder  stricken  oder  ;einicbe  wilt  fangen  —  es  enwere  dan,  das 
eine  frauwe  swanger  ginge  mit  eime  Rinde  vnd  des  willz  gelüstet,  die  mag  einen 
man  odir  knecbte  usscbicken,  des  wilts  so  ?il  griffen  vnd  faben,  das  sie  iren  gelös- 
ten gebossen  möge  ungenerllchen. 

10.  Bayerischee  Ges.  v.  30  MSrz  1850.  g.  1.  Im  Grundeigenlbum  liegt  die  Be- 
recbtigung  zur  Jagd  auf  eignem  Boden. '  Die  Jagdgerecbtigkeit  auf  fremdem  Grund 
und  Boden  bleibt  aufgehoben,  g*  ^'  ^'^^  Ausübung  des  Jagdrecbtes  durch  den 
Grondeigentbumer  selbst  ist  nur  zulassig: 

1)  »af  aUen  unmittelbar  an  die  Bebiusung  stoszenden  Hofraomen  und  Hansgir- 
ten.  sobald  sie  durch  eine  Umfriedung  bekränzt  sind, 

2)  auf  allen  Grundstucken,  welche  mit  einer   Mauer   oder  dichten  Umzäunung 
und  Terscbireszbaren  Tbüren  rersehen  sind, 

3)  auf  einem  zosammenbingenden  Grondbesilie  fon  mindestens  240  bayeriseben 
Tagwerken  im  Flacblande  und  400  Tagwerken  im  Hochgebirge. 
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ausgeschieden.  In  |hr  werden  die  sammtlichen  gesetzgeberischeo,  polizei- 
lichen und  staatswirthschafth'chen  Befugnisse  der  öffentlichen  Gewalten  zo- 
sammengefaszt,  die  sich  auf  die  Jagd  beziehen. 

2.  Wo  das  Jagdregal  noch  besteht,  da  wird  dasselbe  aufgeiaszt  als 
das  Recht  des  Landesherrn ,  in  dem  ganzen  Lande,  also  auch  auf  Gfiteni 
die  ihm  nicht  zugehören,  die  Jagd  zu  üben^  d.  h.  sowohl  das  Wild  weid« 
mähnisch  zu  hegen^  als  es  weidmannisch  zu  verfolgen  und  zu  erlegen.  Be- 
schränkt ist  dasselbe  theils  durch  die  Rechte  der  Grumf0t^«nlAiim«r,  innerhalb 
ihres  umfriedeten  Bodens  nicht  gestört  und  in  ihrer  Landwirthschaft  nicht  ver- 
letzt zu  werden,  theils  durch  hergebrachte  oder  verliehene  Jagdrechte  Anderer, 

Aus  dem  Jagdregal  abgeleitet  werden  dann  eiruelne  Jagdgerechti^ikn, 
gewöhnlich  nur  für  die  niedere  Jagd  ertheilt,  welche  Privaten  für  ein  be- 
stimmtes Jagdrevier  verliehen  werden,  das  bei  der  Jagd  nicht  Ober- 
schritten werden  darf,  auszer  zu  der  sogenannten  Jagd  folge,  um  das  bereits 
verwundete  Wild,  das  Ober  die  Gränzen  geflohen,  vollends  zu  gewinnen. 
Dieselbe  ist  insofern  zulässig,  als  sie  als  blosze  Vollendung  der  bereits  in- 
nerhalb des  eigenen  Reviers  begonnenen  Besitzergreifung  anzusehen  ist 
Diese  Jagdfolge  hat  auch  nach  dem  neueren  Rechtssystem  noch  practische 
Bedeutung,  da  auch  dieses  Jagdbezirke  kennt  deren  Gränzen  nur  zur  Jagd- 
folge überschritten  werden  dürfen. 

3.  Nach  dem  Systeme  des  Jagdregals  und  der  daraus  abgeleiteten 
Jagdgerechtigkeiten,  welche  oft  als  erbliche  Jagdrechte  bestanden,  waren  die 
Verhältnisse  der  Jagdberechtigten  theils  zu  dem  Waldeigenthümer,  dessen 
Waldung  in  das  Jagdrevier  gehörte,  theils  ^u  den  benachbarten  Grundbeiitzem 
schwierig,  und  die  entgegengesetzten  Interessen  hatten  vielen  Streit  im  Ge- 
folge.   In  ersterer  Beziehung  kam  in  Betracht! 

a '  die  Frage,  ob  der  Waldeigenthümer  auch  jagen  dürfe,  oder  durch  das 
Jagdrecht  eines  andern  von  eigener  Jagd  ausgeschlossen  werde?  Sie 
ist  in  verschiedenen  Gegenden  und  je  nach  verschiedenen  Verhältnissen 
und  Gewohnheiten  in  ganz  entgegengesetztem  Sinne  beantwortet  wor- 
den.*) Gröszere  Grundbesitzer  hatten  oft  das  Recht  der  Mi^agd  be- 
halten, während  die  kleineren  es  verloren  hatten. 

b)  Niemals  darf  der  Jagdberechtigte  den  WaldeigenthOmer  an  der  Cidt^ 
des  Bodens  hemmen.  Dieser  ist  daher  befugt,  neu  besamte  Stöcke 
des  Waldes  „in  Schonung  zu  legen'^  und  von  der  Jagd  abzuschlieszeo. 
Selbst  wenn  der  Waldeigenthttmer  den  Wald  oder  einzelne  Tbeile 
desselben  ausreutet  und  in  Acker  oder  Wiesland  verwandelt,  so  hat 
der   Jagdberechtigte  dagegen  kein  Recht    der    Einsprache,   obwohl 

•  dnrch  diese  Benutzung  des  Grundeigenthums  mittelbar  die  Jagd  ver- 
hindert wird.  Aber  er  darf  keine  Anstalten  treffen,  deren  Zweck 
oder  Folge  lediglich  Behinderung  oder  Störung  des  Jagdrechts,  nicht 
aber  gehörige  Cultur  des  Bodens  wäre. 


*)  Vgl.  bierOb«r  Archlt  fBr  Eechlfwiiienfchaft  aL  8.  97«. 
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c)  Bei  abennSsziger  HegODg  des  Wildes  darf  der  WaldeigenthOmer  von 
dem  Jagdberechtigten,  der  jene  verschuldet  hat,  für  den  Wüd- 
tehaden  Ersatz  fordern,  den  er  an  dem  jungen  Nachwuchs  des 
Holzes  erleidet 

4.  Mit  Bezug  auf  die  benachbarten  Grundeigenthümer  war  TorzOgHch 
die  Pflicht  der  Jagdberechtigten  zum  Ersätze  des  Wildschadens,  den  jene 
erlitten,  Ton  groszer  practischer  Bedeutung.  Da  nach  der  Natur  der 
Sache  ein  freies  Ermessen  hier  entscheiden  musz,  so  übte  früher  die 
Autorität  der  vornehmen  Jagdherrn,  spater  die  Ungunst,  welche  dem 
Jagdrecht  in  der  öflentlichen  Meinung  zu  Theil  ward,  groszen  Einflusz^ 
auch  auf  die  Behandlung  dieser  Streitigkeiten  in  den  Gerichten.  In  fro- 
heren Zeiten  wurde  ^ie  übermflszige  Jagdlust  begünstigt,  in  neuerer  die 
Jagdberren  leicht  genöthigt,  grosze  Entschädigungen  an  die  klagenden 
GroodeigenthOmer  zu  bezahlen.  Eine  Ersatzpflicht  bestand  indessen  nur 
fikr  den  Schaden^  welcher  durch  übermäszige  Hegung  des  Wildes  oder 
durch  Hegung  schädlicher  Wildarten  dem  Herkommen  zuwider  an  den 
FeJdfrOchten  der  Grundeigenthümer  veranlaszt  worden  war,  und  es  waren 
diese,  wenn  sie  eine  Ersatzforderung  stellen  wollten,  auch  ihrerseits  ver- 
pflichte, die  herkömmlichen  Schutzmittel  (Umzäunungen  u.  dgl.)  nicht  zu 
TiOTiachlässigen. 

5.  Durch  Herstdhmg  des  Zusammenhangs  von  Jagd-  und  Grundeigen- 
thmm  sind  diese  Verhältnisse  in  juristischer  Beziehung  sehr  vereinfacht 
worden.  Es  stehen  nicht  mehr  Jagdgerechtigkeit  und  Grundeigenthum 
fieindlicfa  gegenüber,  und  jener  fruchtbare  Anlasz  zu  Streitigkeiten  wegen 
Wildschadens  ist  nunmehr  verschwunden. 

♦  Weiske's  Rechtslexikon  s.  v.  „Jagdrecht."  —  Ersch  und  Gruhers  En- 
cyklopädie  s.  v.  „Jagd."  —  Rolteck  und  Welcher»  Staatelexikon  s.  v.  „Jagd- 
wesen.^^ —  StieglitZy  geschichtliche  Darstellung  der  Eigenthtimsverhältnidse  an 
Wald  und  Jagd  in  Deutschland.  Leipzig  1832.  —  Smokry  historische  Blicke 
auf  das  Forst-  und  Jagdwesen,  seine  Gesetzgebung  etc.  Prag  1847.  —  Bahn^ 
dm  prenaziache  Jagdrecht  1848.  —  Eiehhöm,  D.  6t  n.  R.  G.  $.  58.  Einleitung 
in  d.  D.  Privatrecht  §.  284.  —  Walter,  D.  R.  Gesch.  §.  653.  —  Gerber^ 
Sjatem  §.92.  —  Bemng,  über  das  Jagdrecht  im  Königreich  Hannover,  in  der 
Zeitachr.  f.  d.  ges.  Staatswiasenschaft  XTTT.  S  431.  —  Weitere  Literatur  bei 
BtrchUAd  s.  v.  „Jagd-  und  Fischerei-Recht"  im  Staatswissensch.  von  Bluntschli 
und  Brater  (das  neueste  Gesetz  ist  die  hannoversche  Jagdordnung  vom 
11.  März  1859). 
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Achtes  CapiteL 

Von  den  Dienstbarkeiten. 

§.86. 
I.    Charakter  uod  Arten  der  Dienslbarkeilen. 

1.  Voraus  ist  zu  beachten,  dasz  in  vielen  Verhaltnissen,  welche  bei 
den  Römern  das  Bedürfnisz  einer  von  dem  Eigenthümer  zn  b^lleDdeo 
Servitut  weckten,  in  Deutschland  schon  von  Rechtes  wegen  gesorgt  war. 
Die  Genossenschaft  der  Familie  sowohl,  als  die  Verbindung  der  Mark- 
oder Hofgenossen  war  so  enge,  dasz  um  ihrer  willen  den  einzelnen  Glie- 
dern der  Familie  oder  den  Nachbarn  gewisse  dingliche  Rechte  zustanden 
an  den  Sachen  anderer  Familienglieder  oder  Nachbarn.  Diese  sogenannteo 
gesetzlichen  Dienstbarkeiten  im  weitern  Sinne  sind  im  deutschen  Rechte 
von  jeher  sehr  zahlreich.  Sie  sind  von  den  freiwilligen  Dienstbarkeiten 
darin  wesentlich  verschieden,  dasz  sie  nicht  auf  dem  Willen  des  Eigeo- 
thümers  beruhen  uud  daher  nicht  aus  der  Fülle  des  Eigenthums  hergeleitet 
sind.  Sie  sind  vielmehr  einzelne  Wirkungen  einer  famüienrechtliehm  Et- 
Ziehung  oder  einer  umfassenden  Rechtsgemeinschaft  der  Nachbarn  noter 
einander,  oder  cjes  Grundherrn  mit  den  Hofgenossen  u.  s.  f.,  um  deren 
willen  das  Eigenthum  der  einzelnen  Glieder  beschränkt  wird.  Kurz  sie 
sind  nicht  das  Product  willküriicher  Bestellung,  sondern  nothweodige 
Folgen  eines  umfassenden  ReehtseerhäÜnisseSy  und  erhalten  daher  auch  von 
diesem  ihren  Charakter.  Daher  sind  alle  dinglichen  Rechte  der  Art  in 
fremden  Sachen  hier  ganz  auszuscheiden,  welche:  ^  . 

a)  als  Wirkung  eines  Familienverhältnisses  zu  betrachten  sind,  und 
deszhalb  einen  familienrechtlichen,  nicht  einen  sachenrechÜicben 
Charakter  haben,  z.  B.  der  Nieszbrauch  des  Ehemannes  an  deoi 
Vermögen  der  Frau; 

b)  aus  Grundherrschaft  oder  Markgenossenschaft  (Bofgenossenschtifi, 
oder  einer  ähnlichen  Verbindung  hervorgehen ,  indem  sie  ihre  Er- 
klärung nur  im  Zusammenhang  mit  diesen  Instituten  finden;  v  fi- 
dle mancherlei  Holznutzungen ,  von  denen  oben  §.  59,  4.  die  Rede 
gewesen ; 

c)  die  nothwendige  Wirkung  eines  öffentlichen  Interesses  sind  und  daher 
aus  Gründen  der  öffentüchen  Wohlfahrt  von  dem  Staate  oder  der 
Gemeinde  den  Eigenthümern  auferlegt  werden,  ohne  dasz  es  diesen 
gestattet  ist,  dieselben  durch  Vertrag  aufzuheben  oder  abzulodem, 
z.  R  der  Leinpfad  an  öffentlichen  Flüssen  (§.  76, 1.),  die  polizeiCchen 
Beschränkungen  der  Bauten  wegen  Feuersgefahr  u.  dgl. 

Es  sind  demnach  nur  diejenigen  gesetzlichen  Dienstbarkeiten  hier  ib 
betrachten,  welche  lediglich  die  Verhältnisse  der  einzeUun  Grundbetitvf 
um  dieser  willen,  aber  abgesehen  von  der  Genossenschaft  unter  ihoeo,  von 
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Rechtswegen  regoliren.  Es  ist  daher  hier  dem  Privatwillen  der  bethei- 
ligten Personen  ein  Einflnsz  gestattet  Diesdben  können  unter  Umständen 
die  Diens^rkeit  durch  Debereinkunft  Andern  oder  ganz  besettigen.  Von 
der  Art  sind  eine  Anzahl  yan  GrunddiensilHi^keinn,  welche  bald  allgemein 
anerkannt  sind,  bald  m  beschrinkter  Anwendung  vorkommen. 

2.  Die  römische  Jurisprudenz  wird  in  ihrer  ganzen  Servitutenlehre 
▼OD  dem  Gedanken  geleitet,  dasz  die  Freiheit  de$  Eigentkume  durch  ding- 
iicfae  Beschwerden  nur  so   weit   beschrtokt   werden    dttrfe,   als   es   den 
(hoemden  Interessen  desselben  gemäsz  sei.    Es  ist  wohl  eine  Folge  dieser 
SogsÜichen  Sorge,  dasz  sie  eine  PrädialeertHut   nur   zu    Gunsten   eines 
fneäimn  dominani  bestellen  Iftszt    Dagegen  fragt  sich,  ob  wir  den  Begriff 
der  ((etflfcAan  Grtmddienitbarkeit^  wie  es  gewöhnlich  geschieht,  ebenso  enge 
ihsdiiieszen  dürfen?  In  der  Regel  freilich  sind  die  Grunddienstbarkeiten 
andi  in  Deutschland  von  der  Art,  dasz  nicht  blosz  eia  dienendes,  sondern 
tnKJffkh  ein  herrschendes  Grundstück  da  ist,  aber  es  kommen  dodi  auch 
Biemtbarkeiten  vor,  welche  mit  Nothwendigkeit  ein   (üen^fufes  Grundstück 
teehweren,  aber  anstatt  einem  Grundstücke  einer  CUuse  von  Pereanen 
ntehen,  und  die  im  Uebrigen  sich  von  den  gleichartigen  Grunddienst- 
birkeiten  zum  Besten  eines  Grundstückes  nicht  unterscheiden;   und  es  ist 
nicht  Grund    genug,   die  ZulAssigkeit  solcher   dauernder   Rechtsbildung  zu 
Qotersagen.    Schon  oben  war  von  mancherlei  erblichen  oder  sonst  dauern- 
den Holznutiungen  an  fremder  Waldung    die   Rede,    wdche   wesentlich 
gleichartig  «iod  mit  andern  Holznutzungen,   die  Grundstürken   zustehen, 
(S*  59.)    Dieselben   fanden   freilich  ihre  Erklärung  in  einem  altern  Ge- 
ttOMBtägenthum,  aus  dem  sie  entstanden  sind.    Es  gibt  aber  auch  Wege- 
rechte  in  Deutschland,  welche  z.  B.  einer  Gesellschaft  zustehen,  die  kein 
Gnindeigenthum    hat.    Dienstbarkeiten ^   dasz  nicht   höher  gebaut    werden 
dürfe,  zu  Gunsten  einer  Schützen-Genossenschaft,  Weiderechte,  welche  eine 
Innung,  z.  B.  der  Metzger,  erworben  hat  u.  dgl.  m.    Man  würde  freilich 
la  weit  gehen,  wollte  man  es  für  unerheblich  erklären,  ob  das  berechtigte 
Sobject  der  Grunddienstbarkeit  ein  bestimmter  Grundeigenthümer  oder  eine 
andere  Person  sei.    Vielmehr  bleibt  die  Regä  bestehen,  dasz  das  Gut  nur 
dem  Gute  dauernd  dienstbar  sein  darf  (1.);  aber  es   musz  die  Ausnahme 
hinzugefügt  werden,  dasz    da,   wo  besondere  Gründe  auch  eine  Bestellung 
einer  Grunddienstbarkeit  zu  Gunsten  einer  Genossenschaft  oder  einer  sich 
fortwährend  erneuernden  Classe  von  Personen  rechtfertigen,   solches  gültig 
geschehen  könne.   (2.) 

1.  Oe9ierrnchi$ehe$  Gesettb.  S*  ^74:  GranddienstbArkeitfü  setzen  zwei  Grund- 
besitzer voraus,  deren  einem  als  VerpOicbteten  das  dienstbare,  dem  andern  als  Be- 
reehtigten  das  herrschende  Gat  gehört. 

%  Zarieher  Ges.  §•  687:  Die  Grunddienstbarkeiten  setzen  mit  Nothwendigkeit 
ein  dienendes  Grundstück  voraus,  g.  688:  Das  Recht  der  Grunddienstbarkeit  steht 
io  der  Regei  dem  Eigenthömer  eines  andern  herrschenden  Grundstücke«,  und  zwar 
in  der  Art  zu,  dasi  dasselbe  nicht  von  diesem  Grundstücke  zu  trennen  ist.    Aos- 

Bluntschli,  deutMhef  Privatrecbl.   3.  Au  iL  17 
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3.  Die  BeschrankQDg  ferner  des  römisdien  Rechtes  auf  eine  bettiminte 
Zahl  Yon  znbssigen  PersonaUervituten  hat  filr  das  neuere  Recht  keine 
Geltung,  indem  unser  Berufeleben  und  unsere  Gewohnheiten  auch  andere 
dingliche  Rechte  der  Art  zu  Gunsten  Ton  Personen  henrorgebraeht  haben 
und  neu  erzengen  können,  ohne  dasz  ein  innerer  Grund  den  Bestand  der^ 
sdben  verhindert  Unter  Personalservituten  im  neuem  Sinne  im  Gegen- 
sätze zu  Grunddienstbaricäten,  welche  Personen  zustehen,  verstehen  wir 
dann  Servituten,  welche  aussclilieszlich  an  ein  Individuum  geknüpft  «mI, 
und  daher  mit  dem  Tode  dessdben  untergehen,  bedeben  sie  sidi  im 
Uebrigen  auf  fahrendes  oder  liegendes  Gut 

4.  Man  hat  gezweifelt,  ob  die  von  den  Römern  behauptete  Regel: 
servüus  m  faeiendo  cansistere  non  pote$t,  auch  im  deutschen  Rechte  gdte? 
Die  Frage  ist  zu  bejahen,  da  die  eigentliche  Dienstbarkeit  nur  als  Betehrä^ 
lamg  des  Eigenthums,  nicht  als  Auflage  auf  das  Eigenthum  zu  betraditeo 
ist,  und  sich  Beschränkungen  des  Eigenthums,  die  in  einem  Thnn  des 
EigenthOmers  bestehen,  logisch  nicht  denken  lassen.  Aber  wenn  schon 
die  Römer  in  einem  einzelnen  Falle  es-  zugelassen  haben,  dasz  der  Eigen- 
thümer  einer  lasttragenden  Mauer  angehalten  werden  könne,  die  Maoer 
herzustellen,  damit  sie  fthig  sei,  die  Dienstbarkeit  zu  erfüllen,  so  dOrfen 
wir,  da  das  deutsche  Recht  überhaupt  die  Beschränkung  des  Grundeigeo- 
thums  leichter  nimmt,  um  so  eher  den  weiteren  Satz  hinzufügen:  Der 
Eigenthttmer  des  dienenden  Grundstücks  darf  indessen  dinglich  verpflichtet 
werden,  die  Sache  in  solchem  Zustande  zu  erhalten,  dasz  sie  sich  zu  der 
Ausübung  der  nicht  in  einem  Thun  bestehenden  Dienstbarkeit  eignet  (3.  4.^ 
In  der  That  kommt  es  in  Deutschland  sehr  hflufig  vor,  dasz  der  Eigen- 


nahmsweise  aber  kann  die  Grunddienslbarkeil  auch  zu  Gansten  einer  Genoaseoscbafi 
und  selbst  einer  einzelnen  Person  bestellt  werden.  (Vgl.  Seufferl»  4rcb.  VIII.  113]* 
Arhem,  über  Grunddienstbarkeit  zu  Gunsten  Ton  Personen  nach  Züricher  R.  Andel- 
flng  1858;  vgl.  einen  interessanten  Fall  in  SeufferU  Archiv  XIV.  21S:  Ausäboni 
einer  Weggerechtigkeit  nicht  blosz  durch  die  Familie  des  Maliers,  sondem  besoaders 
auch  durch  die  MahlgSste  der  Mühle,  die  dabei  ein  Recht  der  Mühle  als  iirsdiun 
dominans  üben;  vgl.  II.  11.,  III.  11.,  XII.  231.  Erk.  d.  0.-4.-G.  zu  FTolfenhütUl, 
ebenda  XV.  205:  Das  deutsche  Recht,  insbesondere  der  Gerichtsgebrauch,  erkennt 
die  rechtliche  Existenz  solcher  Servituten  oder  servitutihnlichen  Rechte  an,  deren 
Subject  eine  Corporation,  eine  Gemeinde  oder  auch  nur  elntelne  Classeo  d^selben 
sind,  selbst  ohne  besondere  Berücksichtigung  eines  dabei  als  prcdiom  domioans 
vorausgesetzten  bestimmten  Grundstückes. 

3.  OeiterreichUchet  Ges.  S*  ^^3:  Daher  musz  auch  der  Aufwand  zur  ErbaltuoK 
und  Herstellung  der  Sache,  welche  zu  Dienstbarkeit  bestimmt  ist,  in  der  Rc^'l 
von  dem  Berechtigten  getragen  werden.  Wenn  aber  diese  Sache  auch  von  den 
Verpflichteten  benutzt  wird,  so  musz  er  VerhiltniaznOlszig  zu  dem  Auhrande  l»ei- 
tragen. 

4.  Züricher  Ges.  §•  ^90:  Nur  insofeme  die  Handlungen  oder  Vorkehrengfs 
des  belasteten  Eigentbümers  dazu  dienen ,  die  Ausübung  der  Dienstbarkeit  möglich 
zu  machen  oder  zu  erleichtern,  können  ihm  dieselben  —  mit  dinglicher  Wirknac 
auferlegt  werden. 
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ttOmer  eines  Gnindstücks,   auf  welchem  ein  Wegerecbt  lastet,  die  Pflicht 
bat,  den  Weg  im  gehörigen  Stand  zu  erhalten. 

5.  Seit  der  Einführung  öffentlicher  Grundbücher,  welche  ttber  die 
Rechtsverhältnisse  der  Grundstöcke  sichern  Aufschlosz  gewähren  sollen, 
ptszt  dazu  die  Altere  Lehre  nicht  mehr,  dasz  auch  Grunddienstbarkeiten 
dorch  bloszen  formlosen  Vertrag  bestellt  werden  können ,  selbst  dann  nicht 
mehr,  wenn  die  Bentzergreifung  hinzukommt  Vielmehr  verlangt  die 
Dorcbfbhrung  des  modernen  Systems  der  Grundbücher,  dasz  Einiragung  in 
diese  zur  nothwendigen  Form  der  Bestellung  von  Grunddienstbarkeiten  erhoben 
werde,  Ivenigstens  solcher  ^  die  nicht  durch  augenfällige  Anstalten  oflenbar 
werden.  Das  heutige  Recht,  welches  sich  jenem  System  immer  entschie- 
dener und  allgemeiner  zuwendet,  ist  daher  hier  in  einer  Umbildung  be- 
griflen,  welche  die  Nachhülfe  der  Gesetzgebung  wünschbar  macht    (5.  6.; 

§.87. 

n.    Deutsche  Granddienstbarkeiteii. 

1.    Gesetiliche  Servilaten. 

Einige  der  wichtigeren  gesetzlichen  Dienstbarkeiten,  wekhe  der  Ver- 
einbaning  der  Betheiligten  nicht  unterKegen,  sind  folgende: 
a)  der  gemeine  Grundsatz  des  neuern  Rechts,  dasz  jeder  Grundbesitzer 
verpflichtet  sei,  einem  andern  Grundbesitzer  den  Weg  zn  dessen  Grund- 
stück KU  geitatten  (Nothvoeg)  (1 — 3.),  wenn  jener  keinen  andern  W^ 
hat  und  desselben  bedarf,  um  dahin  zu  gelangen  und  das  Gut  seiner 


5.  Preiburg.  SUdtr.  von  1630.  [Krauts  g.  133.  20.)  Unser  burger  »  sollend 
oacb  die  büter  mH  keioeo  nöwen  dienstbarkeiten,  die  von  alterher  nit  gewesen  sind 
bcsebwfren.  od  unser  oder  dest  gericbts  erkantnusx.  Und  wer  das  ein  nacbpar  wider 
deo  andern  ein  die nstbarkeit  preseribiert  ond  osi  des  andern  hinlissigkeit  oder  ab- 
Wesen  ersesie,  dieselbig  gewer  oder  ersiliang  sol  nIt  rürgon  noch  kraflTt  baben,  es 
wfr  dann  das  wir  ns  arsacben  iehts  saüeszen ,  dann  wir  wollen ,  dass  die  hüser  und 
kofslftt  in  ir  volkomenbeit  and  ftibeit  wie  von  allerber  bitben. 

6.  Oe*terreUhuche$  Ges.  S  ^1*  Bas  dingliche  Betht  der  Bienstbarkeit  kann 
tnf  unbewegiiebe  Sachen  und  uberbaapt  aaf  solcbe  Gegenstände,  die  in  den  öffent- 
lieben  Bucbero  eingetragen  sind,  nnr  dareb  die  Eintragung  in  dieselben  erworben 
werden. 

1.  OOboog  von  Flaaeh  [Orimm^  W.  I.  8.  04 ):  Item  es  sol  Je  ein  vorder  gut 
dem  binter  wig  und  sUg  geben ,  das  einer  mit  dem  sinen  dar  und  dannen  komen 
mig  XU  simlieben  liten. 

S.  Code  eio.  %,  692.  Le  propri^Uire  dont  les  fonds  sor.t  enclavte,  et  qui  n'a 
aneuoe  issue  sur  la  voie  publique,  peut  r^clamer  un  passage  sur  les  fonds  de  ses 
voisins  ponr  Texploitation  de  son  b6ritage  ä  la  Charge  d'une  JnderoDit6  proportion- 
ote  au  dommage  qu*il  peut  occasionner. 

3.  Erk.  des  Lübecker  Ob.-App.-G.  [Seuferie  Archiv.  I.  321)  Jedenfalls  ist  in 
Deatscbland  ^  schon  in  alur  Zeit  und  im  weitesten  Umfange  die  GewXbrung  solchen 
NoUiwegfs  als  Gemeinde-  und  Nacbbargpflicbt  anerkannt  worden. 

17  • 
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hergebrachten  Beschaffenheit  gemäsz  zn  benutzen.  (3a.)  Es  versteht 
sich,  dasz  der  Nothweg  fOr  den  yerpflichteten  EigenthOmer  möglichst 
wenig  lastig  zn  bestimmen  ist.  (4.) 

b)  Die  Verpflichtung,  zn  BrunnenleUungen  den  erforderlichen  Raam  gegen 
volle  Entschädigung  zu  gewahren.  (5.) 

c)  Die  Verpflichtung  der  EigenthOmer  landwirthschaftUcher  Grundttüd» 
im  Interesse  der  JVte$enu)ä9$0rung  oder  von  Triebtterkm  die  offene 
Durchleitung  des  GewAssers  Ober  ihren  Boden  zu  gestatten;  aDerdings 
ein  erheblicher  Eingrifi'  in  das  Eigenthum  zu  Gunsten  einer  bessern 
Cultur,  eben  darum  aber  auch  gewöhnlich  compensirt  durch  eine  er- 
höhte Entschädigung  des  belasteten  EigenthOmers.  (6.)  In  neuerer 
Zeit  scheinen  diese  beiden  Dienstbarkeiten  der  Brunnen-  und  offina 
Wasserleitung,  welche  froher  selten  anerkannt  waren,  allgemeiner 
zu  werden. 

d)  Die  Verpflichtung  des  Nachbarn,  Bäutne,  Gebüsche  und  GrönAeebi 
nur  in  angemeesener  Entfernung  von  der  beiderseitigen  Grinze  zq 


3a.  Erk.  des  Obertribunals  zu  Stuttgart  in  SeufferU  Archiv  XIU.  Nr.  SlO.  Die 
Bestellang  des  Nothwegs  setzt  yoraos,  dasz  ohne  sie  dem  Antragsteller  seine  eigene 
Sache  annötz  würde;  es  Ist  also  der  blosze  Gewinn  eines  kürzeren  Weges  and  die 
Yermlndening  der  Caltar-Kosten  kein  aasreichender  Grand;  vgl.  I.  Nr.  177,321;  IT. 
Nr.  204.  Erkenntn.  d.  0.-A.-G.  za  Lübeck  in  Römers  Samml.  4.  8.  289.  Gfgea 
den  K liger  entscheidet  Jedenfalls,  tiasz  er  nach  seinem  eigenen  Anführen  seine  simBit- 
lichen  Grundstücke  befahren  kann,  sobald  er  nur  auf  seinem  eignen  Lande  Rampen 
anlest. 

4.  Züricher  Ges.  g*  ^7^:  I>i«  ^^^  Nothweges  bedürftigen  Eigenlhümer  lia^ 
verpflichtet,  den  Schaden,  welcher  aas  Ueberlassang  oder  Benatzang  des  Nothwegrs 
dem  Nachbarn  erwächst,  diesem  za  ersetzen  und  überhaupt  den  Noihwf  g  zu  der  Zeil 
und  in  der  Weise  zu  benutzen,  welche  für  den  Nachbar  möglichst  wenig  listig  ist. 

5.  Züricher  Ges.  %,  680 :  Im  Interesse  der  Errichtung  öffentlicher  oder  frmt- 
hrunnen  ist,  wer  eine  Quelle  erworben  hat,  berechtigt,  von  den  Elgentbümera  der 
dazwischen  liegenden  Grundstücke  gegen  volle  Entschädigung  den  nöthigen  Rion 
lur  Anlegung  einer  Brunnenleitung  oder  zur  Ableitung  des  Wassers  zn  begelirei, 
wenn  solches  ohne  besonders  erheblichen  Nachtheil  für  Gebäude  oder  Anlagen  dei 
Eigenthümers  geschehen  kann.  Bei  der  Bestimmung  des  Durchzugs  der  Wasser- 
leitung ist  auf  die  BeschafTenheit  der  betreffenden  Grundstücke  und  die  Wäoscbe 
der  Eigenthümer  derselben  gebührende  Rücksicht  zu  nehmen. 

6.  ZfiricAer  Ges.  f.  081:  Ebenso  ist  der  Eigenthümer  eines  landwirthscbifl^ 
liehen  Grundstückes  verpflichtet,  dem  Wasserberechtigten  zum  Behuf  der  Beu^basf 
eines  Wasserwerkes  oder  der  Wiesenwässerung  die  Durchleitung  über  seinen  Bodeo 
zu  gestatten.  Die  Anlage  der  Canäle  ist  auf  eine  für  den  Grundelgenthümer  mög- 
lichst wenig  lästige  Weise  zu  bestimmen  und  diesem  der  daherige  Schaden  doppHt 
za  ersetzen.  Der  nämliche  Grundsau  findet  auch  auf  die  Anlegung  von  Abuvs- 
eanälen  oder  Tollen  zum  Behuf  der  Entwässerung  von  Grundslücken  AnweodiiDg- 
Verschieden  hievon  ist  die  Verpaichtung  der  Eigenthümer,  die  über  ihre  Grund- 
stücke gebenden  Gräben  und  Canäle,  durch  die  das  Wasser  seinen  ordenilicbfn  ond 
gewöhnlichen  Ablauf  hat,  im  eigenen  und  der  Nachbarn  Interesse  In  Suod  u 
halten;  vgl.  Erk.  des  Obertribunals  zu  Berlin.  44.  Nr.  32,  S.  137.  HeUer,  die 
Wiesenculturgesetigebung  im  Groszhenogthum  Hessen.   DarmsUdt  1843. 
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pflanzeo.  (7.)  Je  höber  die  Stämme  sind  und  je  breiter  ibre  Wnrzeln 
sich  ausdehnen,  desto  weiter  ist  auch  die  Entfernung  zu  bemessen. 
Gewöhnlich  werden  indessen  Grttnhecken,  welche  zwischen  zwq 
Grundbesitzern  scheiden,  gemeinsam  8.  und  dann  auf  der  Gränze 
selbst  gepflanzt,  und  daher  darf  auch  im  Zweifel,  wenn  nicht  aus 
der  Art  des  Verschlusses  sich  die  Berechtigung  nur  des  einen 
Grundbesitzers  ergibt,  angenommen  werden,  solche  Grttnhecken  seien 
gemansam. 

e)  Die  Verpflichtung,  Abtritte,  Schweinekofer  und  andere  Obelriechende 
Einrichtungen  nur  in  etwelcber  Entfernung  von  der  nachbarlichen 
Gränze  anzubringen.   (9.) 

f)  Das  Recht  der  Anwende^  d.  h.  beim  PflQgen  auf  dem  Boden  des 
Nachbars  den  Pflug  wenden  zu  dürfen.  (10.) 

g)  Das  Hammerschlagerecht ,  d.  h.  das  Recht,  ein  fremdes  Grundstück 
zum  Behuf  der  Ausbesserung  eines  Gebäudes  zu  betreten  und  in  dem 
Luftraum  des  Nachbars  die  nöthigen  Bewegungen  vorzunehmen.  (10a.) 

b)  Das  Leiterrecht,  das  Recht,  ein  Gerüst  zum  Behuf  eines  Baues  auf 

dem  nachbarlichen  Boden  zu  befestigen. 
i)  Das  Fensterrecht,  je  nach  der  Landessitte  in  durchaus  verschiedenem 

Sinne,    bald    als   Recht,    dasz    der  Nachbar  an  seiner  Mauer  kein 


7.  Afotninger  Gerichtsb.  bei  Senckenberg  I.  2,  p.  56 :  soll  aocb  keiner  bäum 
seteeo  in  sein  Guler,  es  Eei,  wo  es  wolle,  bei  drei  Viertel  der  Meszruthen  von  an- 
tei,  damit  sein  Naehbar  neben  ibme  nit  lo  klag  verursacht  werde. — Doch  yerslebt 
^  eine  solche  Beschränkung  des  Eigenthums  weder  nach  gemeinem  Recht,  noch 
■Kb  den  meisten  Particuiarrechten  von  selbst,  sondern  beruht,  wo  sie  vorkömmt, 
tsf  Suiutarrecbt  und  loralem  Herkommen;  vgl.  ein  Erkermtnin  de»  O.-A.-G,  tu 
Omäen  in  der  eächeischen  Zeitschrift  für  Rechtepfiege  IVUI.  4.  S.  338  und 
Ackermann  9,  8.  60;  rreilich  gegenüber  dem  Ceberbangen  und  Ceberragen  der 
Zweige  des  Nacbbarbaumes  in  den  fremden  Luftraum  steht  nach  gemeinem  Recht 
eiaftcb  die  Negatorienklage  zu;  Blätter  für  Rechtsanwendung  in  Thüringen  YII.  9, 
S.  394;  nach  sächsischem  Recht  aber,  Ssp.  II.  50,  52,  und  Magdeburger  Weichbild 
125,  126  kann  der  Nachbar  nur  denUeberhang,  nicht  Beseitigung  der  überhängenden 
Aeste  fordern ;  über  Spalierbfiume  s.  Zeitschr.  f.  Kunde  und  Fortbildung  Züricher 
RechtspOege  IX,  S.  267,  über  Grün  hecken  ebenda  S.  268. 

8.  Sprichwort:  Mit  den  Nachbarn  hebt  man  den  Zaun  auf  —  im  Gegensatz  zu 
dfm  Sprichwort  [Hillebrand  70):  Dem  der  Hagen,  dem  ist  auch  der  Graben. 

9.  SacheentpiegelW,  51,  %•  ii  Oven  nnde  gang  (Kloaken)  und  swinekoben 
^olen  dre  Yote  van  me  tnne  stan. 

10.  Monzinger  Gerichtsbehörde  bei  Senckenberg  I,  2.  p.  55:  Demnach  viel- 
fältig klag  wegen  des  Zackerens  und  unordentlichen  ausschleppens  mit  den  Pflügen 
Qffdeo  ahngewandten  zu  viel  mahlen  vorkommen,  solcher  Unordnung  aber  vorzu- 
kommen—  ist  beschlossen  —  wann  einer  —  seine  drei  gewöhnliche  ordte  wie  preuch- 
lieh  off  dem  aogewender  ausgekehrt  —  soll  er  sich  begnügen  lassen  —  desgleichen 
imLeotzen  soll  ein  iedweder  hinten  bleiben  und  die  angewand  weit  nit  beschedigen. 

10a.  Auch  zu  anderen  Zwecken,  z.  B.  Zuschneiden  einer  Grünhecke»  kann  ein 
tolches  Betretungsrecht  vorkommen;  vgl.  Zeitschrift  für  Kunde  und  Fortbildung 
Züricher  Rechtspflege  IX  S.  269  und  besonders  8.  203—206. 
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Fenster  ausbreche,  aus  welchem  er  in  den  Hof  des  Berechtigten  sieht 
(11.  12.);    bald    im    Gegentheil    das  Recht,  ein  Fenster,  sei  es  in 
eigener  —  oder  zuweilen  auch  in  fremder  Maner  zu  haben, 
k)  Das  Recht  eines  Bausbesüzers ,  dasz  ihm  nicht  durch  die  Baute  des 
Nachbarn  das  Licht  in  erheblichem  Masze  entzogen  werde.  (13.) 
Derlei  Dienstbarkeiten    haben    sich    oft   in    der  Gewohnheit  erhalten. 
Weniger  hat  sich  die  deutsche  Gesetzgebung  derselben  bisher  angenommen, 
obwohl  eine  angemessene  Ordnung  der  Art  für  den  Frieden  und  die  Wohl- 
fahrt der  Nachbarn  von  hohem  Werthe  isf.    In   unserer  Zeit  hat  die  Er- 
richtang  Ton  Maschinen,  Fabriken,  Eisenbahnen  etc.,  deren  Betrieb  auf 
Gesundheit  und  Sicherheit  der  Bewohner,  benachbarter  Grundstücke  oder  aof 
das  Wachsthum  der  Pflanzen  in  mannigfacher  Weise  nachtheilig  einwirkt 
und  oft  bis  in  grosze  Entfernung  schfidliche  Einflüsse  verbreitet,  eine  game 
Reihe  von  neuen  Streitfragen  auf  dem  Gebiet  des  Nachbarrechts  ins  Leben 
gerufen ,  fQr  deren  Beantwortung  man  sich  vergeblich  in  dem  Corpus  Juris 
umsieht,   ebenso   wenig  reicht  die  polizeiliche  —  voraus  die  gesundheits- 
polizeiliche  —  Vorsorge  und  AbhCÜfe  in  allen  Fallen  aus,   da  das  Print* 
recht  voraus  darauf  Bedacht  zu  nehmen  hat>  dasz  die  Menschen  fnedGeh 
und  frei  neben  einander  bestehen  und  leben  können    und  weil  sowohl  der 
ruhige  Wohnsitz  der  EigenthOnrier,  als  der  nothwendige  Betrid)  der  heutigen 
Industrie  und  Verkehrsanstalten   zu   den  Grundbedingungen  dieses  Neben- 
einanderseins  gehört,   so   bedarf  es  der  Ausgleichung  der  widerstreitenden 
Interessen.    (14.) 

11.  Frankfurier  Ref.  VIII.  7.  2:  Wir  ordnen  —  dasi  keiner  gegen  sejpes 
Nachbarn  Haus  oder  Hof  lu  Fenster,  daraus  in  desselbigen  Nactibarn  Haus  oder  Bof 
mag  gesehen  werden,  von  neuwem  machen,  sondern  es  bei  der  vorigen  Form  und 
Geslall  wie  der  alt  Bau  gestanden  (so  viel  die  Liecht  belangt)  bleiben  lassen  solle, 
damit  sein  Nachbar  durch  das  ▼erdrlesilicb  Einsehen,  auch  etwan  Ausschätten  md 
Auswerfen  nicht  beschwert  werde. 

12.  Nürnberger  Ref.  26.  3:  Es  ist  niemand  xugelassen ,  auf  oder  gegen  seias 
Nachpauren  Gepewen  oder  Hofrait  ainiche  Liecht  oder  Tröpfen  xu  stellen  oder  <o 
machen  er  bab  dann  desselben  ain  bedingte  bewaissliche  Gerechtigkeit;  —  fibff 
Fensterrechte  Tgl.  Erkenntnis!  des  Obertribunals  zu  Berlin  44,  Nr.  53.  S.  237. 

13.  Züricher  Ges.  $.  601:  Der  Eigenlhumer  eines  Gebäudes  ist  Wagt  dem 
Nachbar  einen  projectirten  Bau  zu  antersagen ,  wenn  Jenem  Gebäude  in  solchroi 
Masze  Sonnenlicht  oder  Heiterkeit  entzogen  würde,  dasz  eines  oder  mehrere  Zimaier 
oder  Räume  zur  Erfüllung  ihrer  Bestimmung  ohne  kfinstliche  Mittel,  wie  AoifiDdrB 
Ton  Licht,  unbrauchbar  gemacht  oder  der  Werth  des  Gebäudes  um  wenigstens  tfe« 
zehnten  Theil  verringert  wurde.  Tgl.  auserlesene  Rechtsspruche  der  höheren  Ge- 
richtsstellen  In  ffüritemberg  lY.  1,  8.  122. 

14.  Wie  sehr  die  Ansichten  der  obersten  Gerichtshöfe  in  diesem  Punkt  aus- 
einandergehen, zeigen  folgende  Beispiele.  Ein  Erkenn inisz  des  Oberhofgericbts  xo 
Mannheim  spricht  sogar  einem  durch  Steinkohlenrusz  aus  den  Schornsteinen  eia^r 
Fabrik  in  Benützung  seiner  Wiesen-Bleichen  gehinderten  und  geschädigten  Ntcbban 
Jedes  Recht  auf  Beseitigung  dieses  Uebelstandes  oder  auf  Entschädigong  ab; 
Seufferte  ArchlT  XIV  Nr.  113.  Vgl.  dagegen  ein  Erk.  d.  O.-A.-G.  zu  lüieäio 
Römers  Samml.  IV    8.  600.    Die  «um  Betrieb  der  Gasfabrik  ertheilte  CoMm\9ß 
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Termag  die  eJTÜreehÜicbni  VerMltDisse  der  Nachbaro  nicht  za  alteriren,  UDd  wenn 
loch  den  Nachbarn  gegen  blosze  Unannehmlichkeiten  und  BelSstigungen  durch   den 
Betrieb  eines  concessionirten  Gewerbes  ein  cifilrecbtlicher  Einsprach  nicht  gebührt, 
so  liann  docli  die  Infection  eines  Bronnens   durch  Eindringen  von  Leuchtgas  nicht 
als  fo  dnMende  Unannehmlichkeit,  sondern  musz  als  wahre  dem  Yerbletüngsrecht 
des  Eigenthoroers  unterliegende  nachtheilige  Immission  qualiflcirt  werden,   und   die 
Behauptung  eines  besoodem  Terschuldens  der  Beklagten ,  nachlSsziger,  miszbrSuch- 
lieher  Einrichtungen  der  Fabrik   gehört  nicht  nothwendig  zum  Fundament  der  hier 
erhobenen   Klage.    Tgl.   ferner  Erkenntnisz  des  Obertribunals  zu  Beriin  40  S.  36, 
(Ersatipflichi  sogar  für  den  Schaden  durch   flitze   aus  Coaksöfen)   44  8.  K7,   41 
8.  344  (Verpflichtung,  Windmöhlen  nicht  durch  neue  Baumpflanzungen  den  Wind 
IQ  entziehen).    Besonders  interessant,  schwierig  und  wichtig  ist  das  RechtsrerhäU- 
nisz  der  Anlieger  einer  Biswnbmhn:   für  Brand ,   yeranlaszt  durch  Locomotivfanken 
einer  Eisenbahn  des  Staats  haftet  der  Fiscus  unbedingt,  obwohl   sich  der  Zug  nur 
auf  fiscaiischem  Boden  bewegt  (Erk.  des  O.-A.-G.  zu  München   in  SenfferU  Arch. 
UY  Nr.  208);  ein  Erkenntnisz  des  OberhofgerichU  zu  Mannheim  dagegen  spricht 
zwar  Entschädigung    aus    fSr  die  Erschütterung   der  Mauern   eines   Hauses    und 
Spiüoge  in  denselben,  verursacht  durch  daß  Vorbeifahren  der  Eisenbahn,  nicht  aber 
lli  Rauch-  und  Funken-Immission  (Mag.   für  badische  Rechtspflege  III    8.  441). 
Tgl.  femer  elD  Erkenntnut  det  0,'A,-G,    tu  München  in  den  Blättern  fUr  Rechte, 
ung'  XXII  8.  85.    (Grundstücksbeschädigung  durch  Absickeruog   von  Canal- 
w)  „der  königliche  Fiscus  mochte  auf  seinem  Grund  und  Boden  den  Canal  bauen, 
er  ist  aber  nicht  befugt,  das  Wasser  den  nachbarlichen  Grundstücken  zu  immittiren, 
es  mag  diese   Immission   eine  absichtliche  oder  in  der  Folge  der  Bauart  aus  der 
Baofuhrung  sich  ableitende  Tbatsache  sein.    Daraus,  dasz  diese  eine  an  sich  sach- 
ODd  kunstgemSsze  gewesen ,  folgt  nicht,   dasz  die  Wahl  der  Mittel  keine  culpose 
gewesen.  Dasz  dieses  der  Fall  gewesen ,  zeigt  der  Erfolg.«  Vgl.  ferner  die  Erkennt- 
nisse des  O.-A.-G.  zu  Caeeel  in  Heusers  Annalen  VI.  230,  Dresden  in  der  Zeitschr. 
fir  siehsische  Rechtspflege  18,  58    S.    83,    fTolfenhüttel    In  der  ZelUchrift   für 
Rechtspflege  in  Braunschweig  1858,  8.  177.    Seufferte  Arch.  III   Nr.  7,    Vin  340, 
IX  218,  XI    14,  114,  XV  1.   Sarwey,  über  das  Recht  der  Nachbarn  zur  Einsprache 
gegen  einen   ihre  Personen   und  den  Genusz  ihres  Eigenthums  wesentlich  störenden 
Gewerbsbetrieb   in  dem  Nachbargebüude   im  württerob.  Arch.  f.  Recht  und  Rechts- 
verw.    I    S.     135.     Zeitschrift    für    RechUpflege    in     Württemberg  12     8.  53. 
U  1  8.  97.     /hering^,  in  seinen  und  Oerbere  Jahrb.  VI   8.  8i:  zur  Lehre  von  de*^ 
Beschrinknng  der  Grundeigen thümer  im  Interesse  der  Nachbarn.    Sehr  richtig  sag 
ein  Erkenntnisz  des  0.-A.-G.  zu  Dresden  (in  dessen  Annalen  II    S.  330} :   zur  Be- 
artheilnng  der  Frage,  ob  eine  zu  verhindernde  Immission  schHdIicher  Stoflie  vorliege, 
gibt  das  römische  Recht  nur  Beispiele  zur  Abstrahirung  des  Princips.  —  Privatrechtl. 
Gesetzbuch    fir  Zürich,    $.  617:  Der  Eigenthümer  eines  Wohnhauses   oder  einer 
Stallung  ist  berechtigt,  gegen  eine  Benutzung  des  nachbarlichen  Bodens  oder  Hauses 
welche  der  Gesundheit  von  Menschen  oder  Vieh  tchädiich  ist,  z.  B.  grosze  Verbrei- 
MiBg  schidlleher  Dünste,  polizeilichen   und  nöthigenfalls  gerichtlichen  Schutz  zu 
begehren,  g.  018:  Eine  an  und  für  sich  erlaubte  Benutzung  des  Bodens  oder  Hauses 
^egen,  welche  bloss  die  Augen,   Ohren  oder  die  Nase  des  Menschen  unangenehm 
äffdrt,  berechtigt  noch  nicht  zur  Einsprache,  g*  019 :  Nur  wenn  dieselbe  im  Ueber« 
■Msz  oder  lediglich,  «m  den  Nachbar  zu  irgem,  geübt  wird,  kann  dieser  auch  gegen 
<iue  solche  ibermlsilge  oder  bdswIlUge  Benutzung  die  polizeiliche  und  nöthigeolalto 
<iie  gerichtliche  Hfllfe  anrufen.    $.  690:  Der  Eigenthümer  eines  landwirthschaftJichen 
Gmodstficks  kann  gegen  eine  Benotsung  von  Seite  des  Nachbarn  gerichtlicbe  Eln- 
^vncke  erbeben,    wenn    ihm  durch  dieselbe  ein    namhafter  UmdwirthschaftÜcher 
^«c2ni  erwichst,  und  ebenso  der  Eigenthümer  eines  Gebindes,  wenn  die  Bestandtbeile 
*c>M8  Gebindes  oder  die  in  demselben  beflndlieben  und  zu  dem  Gebrauch  desselben 
nrli^rderlicben  Sachen  iiii  Jener  B«trals«Bg  willen  eine  erhebliche  Schädigung  erleiden« 
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*  Württemb.  Gesetz  vom  26  März  1862  über  Feldrechte,  Tr^p-  imd 
Ueberfahrtsrechte ,  erläutert  von  Reichlen.  Stuttgart  1862.  —  Hesif,  über  die 
RechtsYerhältnisse  zwischen  Grundstticksnachbam  II.  B.  Eisenberg  1862.  — 
SchelhiUMy  das  Kacbbarrecht.   Würzburg  1863. 

§.88. 
2.   Freiwillige  Servituten.    Wegerechte  und  Weiderechte. 

1.  Die  Wegerechte  des  deutschen  Rechtes  kommen  in  Deutsehland  in 
mancherlei  verschiedenen  Formen  aus  alter  Zeit  vor;  und  da  die  man- 
cherlei Wege  nicht  nach  den  römischen  Modellen  der  via,  actus,  üer  be- 
stellt worden  sind ,  so  ist  es  auch  ein  thörichtes  Beginnen  mancher  ge- 
lehrter Juristen,  dieselben  nach  den  Formeln  und  Sätzen  untergegangener 
Zustände  beurtheilen  zu  wollen.  Abgesehen  von  den  gesetzlichen  Wep> 
dienstbarkeiten  des  Leinpfades  (§.  76.  1.),  Nothwegs  §.  87.  a),  der  >4i- 
ioende  (§.  87.  f.),  rühren  noch  aus  den  alten  MarkverhAltnisscn  und  aas 
anderer  Begründung  mancherlei  andere  Formen  von  Wegen  her,  hSufig 
mit  der  Verpflichtung  des  Eigenthümers  des  dienenden  Grundstücks  ver- 
bunden, einen  bestimmten  Weg  in  gehörigem  Zustande  zu  erhalten,  z.6.: 

a)  der  sogenannte  Braut-  und  Bahr  weg,  auch  Kirchweg  genannt,  so 
breit  und  so  hoch,  dasz  die  Leichenbahre  in  Begleitung  desLeidieD- 
zuges  zur  Kirche  getragen  werden  kann,  ohne  anzustoszen.  (1.) 

b)  Der  Heuweg ^  über  den  ein  Fuder  Heu  unversehrt  fahren  kann.  (1) 

c)  Fahrwege  mit  mancherlei  Eigenthümlichkeiten,  z.  B.  nur  im  Winter 
mit  Schlitten  zu  benutzen,  wobei  zu  beachten,  dasz  das  alte  Hast 
einer  Fahrstrasze  (insbesondere  auch  der  Landstraszen)  sechzehn 
Fusz  Breite  war,  so  dasz  zwei  Wagen  an  einander  vorbeifahren 
können.  (3.) 

d)  Die  Zeigwege,  im  Znsammenhang  mit  der  Dreifelderwirtbscbaft, 
wahrend  der  Fruchtjahre  in  beschrankter  Weise  zu  befahren,  in 
Brachjahr  als  oflene  Brachwege  frei  gegeben;  die  Verbesserung 
der  Bodencultur  sucht  dieselben  durch  feste  Feldwege  zu  verdrängen 
und  zu  ersetzen. 

e)  Das  Tretrecht,  in  Folge  dessen  das  Zugvieh  beim  Ackern  airf  deo 
fremden  Acker  übertreten  darf.  (4.) 

1.  Weistb.  V.  Lommer9mm.  {Orimm,  W.  II.  8.  724.)  Item  noch  eioeD  kirck- 
wegh,  der  sali  so  weit  sein,  dat  irer  zween  eiD  braut  leiden  und  irer  viereiaca 
toden  leicbnam  gedragen  köDoei». 

2.  Bietberg,  Landr.  %.  41:  Wie  weit  eio  weg  aelo  aoli,  dadurch  mao  kon 
and  Heu  führt?  Resp.  er  soll  so  weit  sein,  dasz  drei  Pferde  Yoravs  owl  zwei  hiatia 
mit  einem  Knecht  unbeschädigt  durchgehen  ktfnnen. 

3.  Sehwm6erupi4g9i  c  154 :  ein  ieglich  wagenstraie  sol  sehtebn  achao  aia,  ^ 
ein  wagen  dem  andern  mäge  entwichen,  ein  ieglich  man  sol  wegemafheavoBfia«* 
guote  siben  schuohe:  daz  ander  sol  diu  gemeine  machen,  (ßuprüchi  I.  116. 146.) 

4.  Offkinng  ron  Burgau.  {Orimm,  W.  I.  S.  199.)  item  die  Yoo  Burgow  baad 
trett  gen  Fkwyl  Yf  die  zeig  genannt  ebBolt,  in  ctch  Ynd  io  dit  biacli. 
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f)  Triftrtekie,  versebieden  je  nach  der  Art  des  V]eh8L(Rindirieh,  Schafe, 
Ziegen),  welches  getrieben  wird. 

g)  Gäszchen  von  bestimmter  Grösze.  (5.) 

h)    fVinierwege,  die  nur  im  Winter  zu  benutzen  sind,  wenn  der  Boden 
mit  Schnee  bedeckt  oder  gelroren  ist.  (6.) 
2.   Viele  Wetderechle  auf  fremden  Gütern  sinfl  aus  dem  früheren  Ge- 
satimUeigetUkmn  der   DorfgenossenschaAen   ($.  59,  6.)   oder  aus   der  vor« 
maltgen  Grundkimchaft  (§.  65,  4.)  über  diese  Güter  zurückgeblieben,  als 
das  Eigenthum  daran^  sich  verändert  hat.    Bei  der  fieurtheUung  derartiger 
dinglicher  Rechte  ist  daher  der  historische  Zusammenhang  zu  erkunden 
und    zu   beachten.    Weiderechte,  welche   von  Anfang   als  Servituten  ent- 
stammen sind,  kommen  weniger  htufig  vor,  konnte»  aber  wohl  nach  dem 
Vorbilde  jener  bestelii  werden.    Es  kommen  daher  wohl  etwa  grundherr- 
Behe  and  diesen  nachgebildete  Weiderechte,  zudmI  Schäfer&igerechtigkeüen 
kl  weitem  Umbi^  vor  und  nicht  beschrankt  durch  die  Zahl  der  auf  dem 
hemcfaenden   Hofe   überwinterten  Stücke.    Oeßer  noch  sind  die  Weide- 
redite  beschränkt  durch  die  Rücksicht  auf  das  Bedürfnisz  des  herrschenden 
Gnmdstfleks.    Das  Herkommen  bestimmt  gewöhnlich   das  NAhere.    Allge- 
roone  Grundsätze  sind: 

a)  Der  EigetUhümer  des  weidepflichtigm  Gryndtiücki  darf  dasselbe  be- 
UMg  bemUxm^  aber  kerne  Aenderutig  vornehmen,  durch  welche  die 
Weide  verhmdert  würde.  Er  darf  also  im  Zweifel  ebenfalls  sein 
Vieh  weiden  lassen  (ju$  composcend»,  Mühut),  wird  Indessen  durch 
das  besondere  Herkommen  allerdings  oft  darin  beschränkt.  Auch 
darf  er  die  Weide  des  .Berechtigten  in  so  weit  ausschlieszen ,  als 
diesz  zu  gehörigem  landwirthschaftlichen  Bau  nöthig  ist,  z.  B.  dn- 
zdne  neu  besamte  Stücke  einer  Waldung  in  Schonung  legen.    (7.) 

5.  Weisth.  lu  Afechemieh,  {Orimm,  W.  11.  S.  096.)  Noch  weiset  man  efn  ge- 
mein gessgen,  disselbig  sali  so  weit  offeo  und  von  den  erben  beowich  gebalten 
werden,  dasi  ein  ftraaw  mit  einer  bürden  hews  oder  ein  esei  mit  einem  mltr.  roggen 
onverletat  dadurch  gaben  knnne. 

6.  Züricher  Ges.  £•  '7i^ :  I>«r  sogenuiote  Winterweg  (Fahrweg  zn  'Wintersieit) 
ist,  wenn  nicht  besondere  Verträge  etwas  Abweichendes  festsetzen,  In  der  ZeltMst 
▼OD  Martini  an  bis  Mitte  MSn  and  in  der  Regel  nur,  wenn  der  Boden  mit  Schnee 
hedeekt4>der  geflt>ren  Ist,  ansiaöben.  Ausserdem  darf,  wenn  sich  in  milden  Win- 
tern bis  Mitte  HoniiiBg  keine  Gelegenheit  dazu  bietet,  von  da  an  auch  über  offenen 
(abem)  Boden  mit  Wagen  gefahren  werden,  insofern  kein  anderer  Weg  ohne  nam- 
hafte Erschwerung  benutzt  werden  kann. 

7.  Erk.  des  Ob.-App.-Ger.  zu  CatweL  {Seuffertt  Archir.  I  13.)  Darch  ein  be- 
stehendes Batrecht  wird  der  Eigenthümer  eines  Waldgrondes  nicht  gehindert,  den- 
selben forstmiszig  anzulegen  and  in  Schonung  zu  legen.  In  der  anter  Mitwirkung 
der  Forstbebörde  geschehenen  Besamong  und  EInhegang  eines  Waidbodens  kann 
daher  an  ond  fär  sich  eine  Störung  in  dem  Besitz  des  Hutrechts  nicht  gefanden 
werden;  Yielroehr  ist  unter  den  bemerkten  Toraussetzungen  eine  Besitzstörung  nur 
im  Falle  des  Besitzes  einer  offenen  stindigen,  d.  h.  forstmäszigen  Behandlung  der  in 
Hege  gelegten  Fliehe  ausschliesaenden  Hut  gegeben. 
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Aber  er  'darf  nicht  Brachfelder,  welche  dem  Weiderecht  dieiieii, 
oder   einen   offenen    Hotungsplatz    dnrch  Verinderong  der  Collor, 
z.  B.    durch  Waldpflanzung,   der   Weide  entziehen.    Er   ibt  somit 
hierin  stärker  beschränkt,  als  der  Gmndeigenthümer  gegenüber  dm 
JagdberechUgtf'n.    Indessen  ist  eben  um  dieser  Hemmung  der  Coltor- 
Verbesserung  willen  in  neuerer  Zeit  meistens  der  moderne  Grundsatz 
durchgeführt  worden,  dasz  alh  WeidereehU  ablösbar  seien.  (8.) 
b)  Das  Weiderecht  rousz  von  dem  Weideberechtigten  so  auegeübt  werden, 
dasz  die  Benutzung  des  Eigenthums  dabei  mo^ichtt  wenig  Hemmm§ 
und  Schaden  leidet    Er  hat  daher  gewöhnlich  für  die  HOtung  des 
Viehes  zu  sorgen,  und  ist  verantwortlich  fDr  den  Schaden,  weldieo 
dieses  auf  den  nicht  zur  Weide  gehörigen  bepflanzten  GrundstQckeo 
anrichtet    Durch  das  Herkommen  wird  indessen  zuweilen  auch  der 
Grundbesitzer   angehalten,   durch   Umzäunung   der   Goter  solcfaoB 
Schaden   zuvorzukommen  und   hat  sich   dann  sdber  den  NaditbeO 
beizumessen ,    welcher   durch   den   fehlenden  Zaun  veranlaszt  wird. 
Ebenso  finden  sich   herkömmliche  Beschränkungen  in  der  Zeit  der 
Weide  (getchtoeeene  Zeit  im  Gegensatz  zur  offenen  Zeit),   die  bffl- 
"^eder  beachtet  werden  müssen. 
8.  Die  Koppelweide  j  d.   h.    die  mehreren  Grundbesitzern  gemeinsam 
und  wechselseitig  zustehende  Weide  ist  regelmäszig  eine  Nachwirkung  der 
alten  genossenschaftlichen  Verbindung  unter  den  Genossen  einer  Goneinde 
oder  einer  Grundherrschaft,   und   b^eht  sich  dann  auf  die  Almende  oder 
die  Sondergüter  oder  beide.    Die  Einft)hrung  der  Stallfüttenmg  sowohl  als 
die  Verbesserung  der  Cultur  hat  besonders  die  Nachtheile  auch  der  Koppel- 
weide auf  Sondergütem  in  helles  Licht  gestellt,  und  es  ist  dsAier  auch  hier 
den    Grundeigenthümem    neuerdings    durch    die   Gesetzgebung   mancber 
Staaten  das  Recht  verliehen  worden,  aus   der  Weidegenossenschaft  aosm- 
treten  und  dadurch  ihre  Sondergüter  von  der  Weidepflicht  zu  befireiefi. 
Debrigens    versteht  sich  von  selbst,  dasz  die  Zahl  der  Prädialservitoteo 
keine  geschlossene  ist    Nicht  bloss  ist  -eine  grosze  Zahl   von  Servitite 
welche  dem   römischen  Recht  völlig  fremd,  aber  dem  altem  deutschen 
Recht  geläufig  war,  ebenso  gültig,   wie  irgend  eine  in   der  SammhiDg 
Justinians  enthaltene,   auch  das  moderne  Leben  erzeugt  auf  Anlasz  neoer 
Culturverhältnisse  und  Bedürfnisse  neue  Dienstbarkeiten,  weichen,  wcm 
sie  im  Uebrigen  dem  Begriff  derselben  entsprechen,    lediglich    um  ihrer 
Neuheit  willen  die  Anerkennung  nicht  versagt  werden  darf.    (Z.  B.  die 
jetzt  häufig  vorkommende  Servitut,  von  einem  Privatgewässer  täglich  nor 


8.  Bmxrünkew  Ges.  T.  3»  Mai  1852  über  die  Ausübung  und  AbiäMiof  dci 
Weiderechts.  %  8»:  Dem  Hechle  der  Weidepfllcbligen,  auf  AbUtooDg  «lOOtrtgeB. 
hünnen  weder  Verträge  noch  Yerlähning,  noch  letttwillige  VerfigaDgeii,  oocb  beftitt 
vor  dem  Bintreten  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetxes  erfolgte  recbtskrifUge  Eattcbei- 
dqngeo  eDt^en  gestellt  werdep. 
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efo  gewiMTS  Masz   zo   verbraadien,  den  Rest  unbraOtzt  zu  Gunsten  des 
Nachbars  abfUeszen  za  lassen.) 

•  Hagemann^  Handbuch  des  Landwirthschaftsrechts.  Hannover  1807.  — 
B.  W.  Pfeifl^,  Hutgerechtigkeit  in  der  Zeitschrift  f.  D.  R.  Xm  S.  165.  — 
Omgler,  Privatrecht  $.  63.  —  Mimsier,  das  Wdderecht  1804.  —  Soroex,  das 
wMtembergiseheSchüTereigesetx.  1830.  —  üti/f,  das  Schäfereirecht  auf  Grundlage 
des  gemeinen  Rechts  etc.  Cassel  1835.  Jena  1863.  — •  SefcoU,  das  Sehäfereirecht. 
1837.  —  Saeku,  über  Gresammthutung  und  deren  Ablösung  in  Weimar.  Weimar 
1860.  —  Coiten,  „Weiderecht''  in  Weiske's  Rechtslezikon  XIV  S.  473.  Vgl.  X 
8. 276  „Servituten.**. 


Neuntes  CapiteL 

Von  den  Reallasten. 

$•  89. 

L    Bistoriseber  Ueberblick. 

1.  Seit  dem  Mittelalter  finden  wir  in  ganz  Enropa  mancherlei  Lasten, 
welcbe  mit  dem  Grundbesitz  in  dem  Sinne  dauernd  yerbnnden  sind,  dasz 
der  jeweilige  Grundbesitzer  schuldig  ist,  eine  Yermdgensieistung  (z.  B.  einen 
Grondzins  oder  Zehnten)  zu  bezahlen  oder  gar  persönliche  Oirastleistungen 
(Frohnden)  za  thun,  Lasten,  welche  allerdings  in  einem  Thun  der  Grund- 
besitzer bestellen  und  daher  nicht  unter  den  Begriff  der  Servituten  passen. 

In  unserer  Zeit  erscheinen  dieselben  meistens  als  dem  Eigenthum  auf^ 
eriegU  umd  da$$eibe  drückende  Lasten,  und  schon  darum  nicht  vereinbar 
mit  der  natflrlichen  Freiheit  des  Grundeigenthums,  welche  nur  solche 
diDgüche  Beschrinkungen  auf  die  Dauer  znläszt,  die  aus  diesen  selbst  her- 
gdeitet  werden,  und  zudem  im  Interesse  des  Grundbesitzes  ihre  Recht- 
fertigung finden. 

So  war  es  ursprOnglich  keines  weg».  Jene  Zinse,  Zehnten,  Frohnden 
waren  in  der  Zeit,  als  sie  zuerst  massenhaft  verbreitet  wurden,  nicht  Lasten 
des  Grundeigenthums,  sondern  Nutzungen  des  Grundeigenthums  oder  ver- 
wandter Hoheit;  und  in  diesem  Zusammenhang  betrachtet  verschwindet 
•Qch  das  Rathselhafte  der  rechtlichen  Natur  der  sogenannten  Reallasten. 
Damals  hatten  sie  guten  Grund,  den  sie  seither  durch  Umgestaltung  der 
Bodenverhältnisse  verloren  haben.  Jenes  war  aber  auch  die  Zeit  der  Ent- 
stehung und  des  Wachsthums  jener  Rechte,  die  unsrige  ist  die  des  Ab- 
Sterbens  und  der  Ablesung  derselben. 

%  Die  iüiestm  Reallasten  sind  ohne  Zweifel  die  aus  Grundherrschaft 
entstandenen  und  Grundherrschaft  voraussetzenden,  grundherrUchm  Real- 
Uuten,  Der  Keim  derselben  ist  schon  in  der  Urzeit  der  deutschen  Völker* 
die  uns  Tacitus  in  der  Germania  schildert,  deutlich  wahrzunehmen.  Da- 
mals schon  hatten  die  Eigenen  fOr  sich  Hatten  und  Aecker  zu  besonderem 
Biu  und  Benutzung  mit  ibreii  FanoiUen  enpfiauigen,  upd  w«rep  nur  schuldig« 
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dafür  dem  Herrn  eipen  Theil  der  Früchte,  sei  es  eio  stfiodiges  Mast 
von  Früchten,  so  und  so  viel  Rom,  Häher  a.  s.  f.,  oder  einen  Verhüte 
nisztheil  (Zehnten)  zu  entrichten  and  auf  dem  vorhehaltenen  Hofgute  des 
Herrn  (der  viUa  indominicata)  gewisze  Dienste  zu  leisten,  z.  B.  beim 
Ackern,  Aemdten,  Heuen  mitzuhelfen.  (1.  2.)  Es  waren  das  damals  frei- 
lich noch  keine  eigentlichen  Reallasten,  aber  nur  weil  das  Recht  der 
Eigenen  an  den  Gütern  noch  nicht  fest  geworden  war  and  jene  Pflicfoiea 
daher  noch  nicht  darin  wurzeln  konnten.  Mit  der  Ausbildung  des  Hof- 
rechts trat  die  dauernde  Verbindung  dieser  herkömmlichen  Lasten  mit  dem 
hofrechtlichen  Besitz  deutlich  htrvor.  Der  hofhörige  Grundbesitzer  war 
der  Verpflichtete,  der  Guteherr  der  Berechtigte^  die  Reallast  des  erstem 
somit  eine  Folge  des  hohem  Eigenthume  und  der  Herrschaft  des  letztem 
an  dem  Gut  und  Ober  dessen  Bebauer.  Das  Recht  des  Herrn  erstreckte 
sich  über  die  ganze  Gutswirthschaft  seiner  Knechte.  Zu  den  eigenen  Guts- 
insassen kamen  dann  später  viele  persönlich  freie  Grundholdeo  hinzu, 
theils,  weil  auch  Freie  den  Bau  solcher  Güter  unter  Ähnlichen  Ver- 
pflichtungen übernahmen  (3.).  theils  weil  viele  kleine  Freie  ihr  Eigen 
nicbt  in  UnabhAn^gkeit  bewahren  konnten  und  es  gegen  Zusicherang  des 
Foribesilzes  an  einen  Herrn  au%aben.  Auch  die  Freien  muszten  dann 
Zinse,  Zehnten  und  zuweilen  auch  Frobnden  mit  dem  Grundbesitz  Ober- 
nehmen  oder  diesem  auferlegen  lassen,  und  noch  mehr  als  bei  den  Un- 
freien —  weil  hier  das  persönliche  Herrschaftsverhältnisz  zurücktrat  — 
erschien  die  Last  als  eine  Wirkung  des  dem  Herrn  zustdienden  fiigentbunis 
an  dem  belasteten  Boden.  Manche  Leistungen  hatten  nur  den  Sinn,  das 
Eigentbutn  des  Herrn  anzuerkennen  und  zu  ehren,  sog.  Recognüionszitue. 
3.  Nachgebildet  den  grundherrlichen  sind  die  aus  der  Vogteiherrschaß 
entstandenen  Reallasten,  die  zweite  grosze  Masse  derselben.  (4.  5.)  Audi 
sie  sind  eine  Wirkung  der  Herrschaft  der  Berechtigten  über  Leute  und 
Güter^  nämlich  der  Schutz-  und  Gerichtsherrschaft,  welche  im  Mittelalter 
zu  einer  aus  öffentlichen  »und  Privatrechten  gemischten  und  der  Grund- 
berrschaft  in  manchen  Beziehungen  Ahnlichen  Oberherrlichkeit  geworden 

1.  Tacitui  Germ.  c.  25:  Suam  quisque  sedero,  suos  Penates  regit  (serTos). 
Frumenti  moduro  dominas  aut  pecoris  aot  vestis  m  colono  iDJungit;  et  serrvs 
bacteoua  paret. 

2.  Lex  Bajuvar,  \  14  £•  ^*  Serros  aolem  eoclesis  secundain  poS§eniPia« 
saam  reddat  tribota,  opera  Yero  tres  dies  in  hebdoinada  in  dominJco  operetor,  trai 
rero  sibi  faciat.   Vgl.  anten  $.  94   B.  1. 

3.  Urk.  vun  828.  {Nengart,  Nr.  234.)  Ayus  Doster  Pippinus  quondam  rei 
aliqaos  USeros  hominet  In  pago  Brisiobaua  —  ad  monasterlum  concessit  eo  modo  «C 
idem  liberi  bomines  et  posterltas  eorum  cenmm  quod  ad  flscom  persolYi  solebaot, 
partI  prsdieti  monasterii  eiblbercnt  atque  persolTerent 

4.  Oirnong  ron  Berg,  {BiuniseMi,  Zurirber  R.  G.  I  8.  277.)  Ein  goubosmaa 
der  ze  Berg  sitzet  basihrb  ?od  bablich.  und  in  das  geriebt  da  hört,  der  sol  dem  rofl 
da  tuen  zween  tagwan  vnd  ein  Yasnachtbucn  geben. 

5.  Yogtofltaung  von  A/«iZri.  (Et>enda  I.  276.)  Abfr  so)  einem  Togi  Yoa  ieglicbar 
bosröclii  Jerlich  werden  ein  berbslbaoa  bie  in  der  Vogty. 
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war  und  daher  auch  privatrechtliche  Nutzungen  sich  aneignen  konnte. 
Besonders  sind  viele  Zinse  Vogteizinse,  aber  es  kommen  auch  Vogtei- 
frohndai  vor. 

4.  Aach  der  Ursprung  und  die  weite  Verbreitung  der  Zehnten  haben 
gewöhnlich  ihren  Grund  in  einer  realen  Oberherrlichkeit  (6.),  welche  den 
Zeimtberechtigten  Ober  die  zehntpflichtigen  Güter  zustand,  wie  in  den 
romaDiscfaen  Provinzen  der  frAnkischen  Monarchie  eine  Menge  Zehntrechte 
dem  Fiscus  als  dem  eigentlichen  ObereigenthOmer  der  ausgegebenen  Pos- 
sessiones  zukamen,  oder  in  einer  mehr  idealen  OberherrHchkeit ^  wie  bei 
Tielen  kirchlichen  Zehntai,  welche  theils  um  so  williger  auch  von  freien 
Etgenthomem  aufgenommen  wurden,  als  dieselben  zum  Dienste  Gottes 
dienten,  des  wahren  und  höchsten  Herrn  auch  der  Menschen  und  ihrer 
Güter  (7.),  theils,  wie  in  Sachsen,  von  der  siegreichen  Obergewalt  auferlegt 
worden. 

5.  OberherrUchkeit   des    Berechtigten,   Unterthänigkeit  der  Pflichtigen 
ond  ihrer  Giiier  ist  somit  die  alte  Regel  der  Reallasten  in  früherer  Zeit. 
Das  aber  änderte  sich  später  vollständig.    Schon  im  Mittelalter  kommt  es 
iQsnahmsweise  vor,   dasz   etwa  auch  derlei  Rechte  für  sich  allein  bestellt 
wurden ,  ohne  dasz  im  Uebrigen  dem  Berechtigten  Eigenthum  an  dem  Pflich- 
tigen Boden  oder  OberherrUchkeit  darüber  zugestanden  ward.    Man  nahm 
keinen  Anstosz  daran,  weil  man  gewöhnt  war,  die  in  der  Herrschaft  ent- 
haltenen Recfate  zu  theilen  und  über  die  Stücke  zu  verfügen.    Wichtiger 
aber  fAr  die  Umwandlung  des  ganzen  Institutes  war  es,  dasz  sowohl  die 
ganze  Stellung  der  früheren  Berechtigten,  als  die  der  früheren  Pflichtigen 
im  Laufe  der  Je^hunderte  eine  totale  Aenderung  erlitt.    Die  Grundherr- 
scbaft  schrunnpfte  zusammen  zu  einem  Rest  begränzter  Nutzungsrechte,  der 
hofbörige  Besitz  ^ittrkte  erst  zu  Nutz-  dann  zu  volfem  Eigenthum.    Die 
Vogteiberrschaft  ging  unter  mit  dem  Feudal-  und  Patrimonialsystem  des 
Hittelalters.     Die  Vorstellung,  dasz  Gott  als  Obereigenthümer  alles  Bodens 
Zehnten  fordere  und  die  Kirche  an  seiner  Statt  diesen  Anspruch  geltend 
iDache,  schien  den  späteren  Zeiten  unnatürlich  und  unhaltbar.  Immer  mehr 
erschienen  nun  die  Reallasten  als  Lasten  des  Eigenthums,  und  in  der  That 
das  sind  sie  geworden,  während  sie  zu  Anfang  Nutzungen  des  Eigenthmnu 
gewesen  waren.    Von  da  an  fielen  sie  als  Rechtsinstitut  in  Miszgunst,  weil 
die  alte  Begründung  ihre  Kraft  verloren  hatte,  und  nun  der  Widerspruch 
mit  der  Freiheit  der  Person  und  des  Eigenthums  bemerkt  ward. 

Die  neue  Wissenschaft  der  Volkswirthschaft  erkannte  in   ihnen  über- 
dem  ein  miszUelNges  Hemmnisz  jeder  Verbesserung  der  Bodt^ncultur  und 

6.  Lei  Wisigothor.  X.  I.  19.  Si  quis  Urram  •  pro  decimis  reddendis  -  ab 
alio  aeeeperit  possidendam. 

7.  Cap.  26  X.  de  decimis  von  1199.  —  cum  enim  Deus  cnjm  ett  terra,  — 
deterioris  condHfonis  noD  esse  det»eat,  quam  domimu  iemporaiU  —  videtur  iniqQum, 
si  deeim«  qaas  Dens  m  tignum  unweruilu  dtmimi  sibi  reddi  prftcepii  —  diminui 
TaletDU 


Digitized  byVjOOQlC 


270  Bach  II.  Cap.  IX.  Von  deo  Reallasten. 

ging  ihnen  ebeofells  mit  Eifer  zn  Leibe.  Von  allen  Seiten  wurde  die  Ge- 
setzgebung wider  die  Reallasten  angerufen,  und  es  kamen  überall  Gesetze 
zu  Stande,  welche  nicht  nur  die  Ablöibarkeü  der  Reallasten  einfftbrteo, 
sondern  gerades^u  die  Aufhebung  oder  Ablotung  aller  Reallasten  anordneten. 
Die  Gegenwart  ist  noch  mit  Beseitigung  derselben  beschfliligt;  und  es  bat 
den  Anschein,  dasz  in  kurzer  Zeit  das  ganze  Institut  nur  noch  eine  histo- 
rische >  keine  practische  Bedeutung  mehr  haben  werde.  Jetzt  schon  siod 
manche  Streitfragen,  die  sich  auf  die  Reallasten  beziehen,  als  unerheblich 
zur  Seite  zu  lassen. 

*  SchwoTM,  das  Institut  der  Reallasten.  Erlangen  1827.  —  Weichsel,  rechtshistor. 
üntenachnng  der  gutsherrlich-bäoerlichen  Verhältnisse  in  Deutschland.  XU  Tb. 
Bremen  1822—1830.  —  Duneker,  die  Lehre  TOn  den  Reallasten.  Marburg  1837.- 
Aeh.Renaud,  Beitrag  zur  Theorie  der  Reallaaten.  Stuttgart  1846.  —  Ergänzende 
Erörterangen  zur  Theorie  der  Reallasten  in  Gerbers  und  Iherings  Jahrb.  III.  2 
a  299.  —  Friedliehy  die  Rechtstheorie  der  Reallasten.  Jena  1860.  —  Gfrher, 
Reallast  oder  Realschnld  ebenda.  VI  2  S.  266.  —  iffibom»  tLber  Realschnlden 
und  Reallasten  in  Bekkers  und  Knthers  Jahrb.  IV  S.  442.  —  Die  liteiatar 
ttber  die  persönlichen  Leistnngen  und  die  Reichnisse  aus  persönlicher  Unfreiheit 
und  Oberdgentbum  s.  bei  Bahn,  ^ Leibeigenschaft*'  im  Staatswörterbnch. 

§.90. 
•       II.   Rechtliche  Nttar  der  Reallasleo. 

1.  Das  Institut  der  Reallasten  —  wenn  in  das  Licht  der  Geschichte 
gebracht,  nicht  mehr  räthselhaft  —  ist  sowohl  durch  vergebliches  Herbei- 
ziehen römischer  Begriffe,  als  durch  eine  Theorie,  welche  dasselbe  mit 
logischen  Formeln  zu  zerlegen  suchte,  wunderlich  verwirrt  worden.  Bald 
erklärte  man  die  Reallasten  als  Servituten,  „gvae  in  faciendo  eanMtuni,** 
und  meinte  die  römische  Servitutenlehre  auf  dieselben  unbedenklich  an- 
wenden zu  können,  indem  man  Übersah,  dasz  das  Bereich  der  Servituten 
als  bloszer  Beschränkungen  des  Cigenthnms  erschöpft  wird  durch  Hemmung 
des   £igenthQmers   im  Thun   oder  Nöthigung  desselben  zor  Duldung.  (1.) 

1.  Erh.  des  Obertribunals  zu  Berlin  in  dessen  ges.  Entsch.  42  S.  196.  Die  Kot- 
scheiduDg  der  Streitfrage  ob  die  (fragliche)  Verpflichtung  tim  Senritnt  oder  eine 
Reallast  sey,  hängt  von  dem  Resultat  der  Untersuchung  ah,  ob  der  Gegensuad  dfS 
Rechts  eine  negaifve  oder  positive  Handlung  erheische.  Denn  das  Wesen  der  nach 
deutschem  Recht  begründeten  Reallast  besieht  darin,  dasi  gegen  ein  Grundstack  ein 
Forderungsrecht  eiistirt,  vermöge  dessen  der  Besitzer  des  verpflichteten  Grundstocks 
positive  Handlangen  vorzunehmen  schuldig  Ist,  also  in  einem  obUgatorlscheo  Vcr- 
hiltnisz.  In  vrelcbem  die  Person  des  Schuldners  durch  den  BesiU  eines  Grund^icks 
bestimmt,  die  Obligation  mit  einer  Sache  verbunden  Ist.  Da  nan  der  Belastete  ver- 
pflichtet ist»  a)  einen  Runstmeister  ta  halten,  ond  dareh  diesen  die  Leitung  des 
Wassers  vom  Schlosse  nach  der  Stadt  beaufoichtigen  za  lassen,  und  b)  die  htUienm 
Röhren  und  die  eisernen  VerbindangsbQchsen,  welche  zu  dieser  Wasserleitung  erfor- 
derlich, aus  eigenen  Mitteln  herzugeben,  und  da  diesz  eine  positive  Handlang,  nickt 
ein  bloszes  Dulden  des  Wasserabflusses  ist,  so  erscheint  die  fragliche  VerpflichtuDg 
nicht  als  Servitut  sondern  als  Reallast. 
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Don  Miaodeite  man  diesdbeD  als  Fordeningen  mit  einem  dmgHehm  Bei- 
lau,  ab  radieirU  oder  ftmdirte  ObUgationm:  eine  Ansicht,  die  vorzOglich 
toch  Girber  yertreten  wird.  Dttmcker  persoruficirte.  geradezu  das  Grund- 
üdfc,  das  er  fOr  den  SchiMner  erklärte. 

Allan  die  Geschichte  lehrt  änerseits,  dasz  die  Reallasten  aus  einer 

Btmckaft  oder  Boheü  des  Berechtigten   Ober  die  Goter  hervorgegangen 

ml,  somit  das  dmgUche  Element  nicht  eine  Zugabe,  sondern  das  Wesen 

iit  des  ganzen  Rechtsverhältnisses,  und  acher  war  doch  anderseits  dem 

Gnmd-  oder  Vogteiherm  der  Gedanke  fremd,  die  abhängigen  Grundstöcke 

lOKS  Gebietes  als  besondere  Persona  anzusehen.    Benaud   erkannte   den 

ärtorischen  Zusammenhang  w<rfil,  liesz  aber,  von  dem  modernen  Zug  zu 

systenatisiren   verlockt,  die  Hand  der  Geschichte  wieder  fahren  und  be- 

Khiiokte  den  Begriff  auf  diejenigen  Reallasten,  die  erweislich  aus  dem 

EigtMkm   selbst   an    dem  Gut  und  den  dazu  gehörigen  Früchten    und 

Viekitand  abgelöst  sind,   wahrend  doch  die  übrigen  Reallasten  und  selbst 

die  Frohnden  In  unauflöslichem  Zusammenhange  mit  jenen  stehen.    06er- 

kmUehkeü  irgend  einer  Art  über  die  beUuUten  Güter  ist  der  Kern  dieser 

Realrechte.    Sie  bewahrt  sich  in  den  Reallasten    bald   nur   stum  Zeichen 

ibres  Ansehens ,  bald  zu  wirklicher  realer  Nutzung  (Ehrenxime  und  Ehren- 

äiemte  im  Gegensatz  zu  Nutxxmeen  und  NutzdienetenJ.   Auf  dieser  mittel- 

tlterlicben  Oberherrlichkeit  beruht  die  Dinglichkeit  des  Realrechts,   welche 

sich  immer  in  einer  Gewere  tlber  das  Pflichtige  Gut  ttuszert  (2.)  Hit  diesem 

dingüehen  Rechte  auf  da$  Gut  seihst  ist  denn  allerdings  eine  Forderung 

9erbmden^  nidit  an  das  Gut,  sondern  an  den  jeweiligen  Besitzer  desselben. 

Insofern  liegt  eine  Mischung  von  dinglichen  und  persönlichen  Elementen 

▼or,  welche   zwar  unserm  modernen  Rechtsbewusztsein  miszftllt,  dessen 

ongeaehtet  aber  nur  mit  der  Zerstörung  des  ganzen  Institutes  zu  beseitigen 

ist   In  der  alten  Zeit  war  das  dingliche  Element  —  die   so   bewährte 

Berrschaft  Ober  die  Güter  —  Jedermann  offenbar.  (2 — 5.)    Daher  auch 

die  gleichbedeutenden  Formeln;  „Das  Gut  zinset,  dient**  u.  s.  f.  und:  „Aus 

dem  Gute,   von  dem  Gute  wird  durch  den  Besitzer  gezinset,    gedient.'* 

1    Sachs.  Lehnr.  14.  i.  Oben  g-  54.  Nr.  5. 

3.  Urk.  voo  1319.  [BiwUschti,  Zürch.  R.  G.  I  S.  278.)  Ist  oaeh  dasz  der  for- 
gCMDicB  dtheine  von  sim  icile  vi  verkoaretald  übet  amb  so  fiel  rinses  das  im  de* 
goaies  ?l  belibe  ame  xm#,  der  sol  mir  (dem  Grundberro)  von  dem  teile  der  im  beli- 
bei  aae  eins,  ein  herbtihwutn  te  eime  geben,  vönd  enhein  erbe  an  tine  etmn  mug, 

4.  Sehwmbempiegel  e.  70.  Ein  ieglich  man  mag  wol  pbenden  uf  sinem  guote» 
i\  aiao  im  zins  Yon  git,  An  des  ribters  nrlop. 

5.  OflbuBg  TOD  Lauffen,  {Orimm,  W.  L  8.  104.)  Wer  aber  das  yeoMn  sum- 
siUg  wmd  an  dem  zins,  so  mag  eins  Bischofs  pfleger  ainen  rogt  —  ino  im  nemen 
Tod  mag  darum  pbenden  zuo  dem  bus  als  zao  der  boisutt,  die  in  das  gaot  gebö- 
md,  ob  er  da  pband  rindet,  rotz  daz  er  gewerl  wirt:  rwl  da  aol  denn  der  fog^  ze 
BiMsa  nemrn  V  fi  pbening  md  des  Bischofs  pbleger  III  ft  pbeniog.  Wer  aber  das 
•i  Bit  phaiMi  foDdf n,  so  mugeod  si  daz  hos  vnd  die  boflbutt,  acker,  wisan  md  win^* 
ivtcii  oder  was  denn  soo  dem  guot  gehöit  angriffen  mit  rersetsen  ald  mit  verkou^ 
(eo  4lt  ?err  rnti  das  si  der  zins  —  ynd  der  freflin  —  gensUcb  gewert  werden 
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Spater  aber  ist  eben  der  dingliche  Kern  des  Institutes  verdorret  und  ^er- 
f^uH,  und  so  jenes  E3en)ent  verdunkelt  worden.  Indessen  kann  auch  jetit 
noch  nicht  davon  abgesehen  werden,  weil  die  meisten  noch  vorhandeoea 
Reallasten  eben  aus  jent*r  Vorzeit  stammen  und  verhAKniszmSszig  oor 
ttuszerst  wenige  von  neuerem  Datum  sind. 

Für  die  letzteren  neueren  Bildungen  ist  es  nun  allerdings  möglidi 
—  und  einzelne  FAlle  der  Art  kommen  schon  im  Mittelalter  vor  ^  dan 
bei  ihrer  Entstehung  nicht  die  dingliche  Herrschaft,  sondern  -die  persön- 
liche Forderung  als  das  Wesentliche  betrachtet  wurde,  und  sie  der  iVetgimy, 
eine  Forderung  %u  fundiren,  ihr  Dasein  zu  verdanken  hatten.  Auch  sagt 
diese  Auffassung  dem  modernen  RechtsgefQhl  mehr  zu,  und  es  ist  niefat 
undenkbar,  dasz  in  Gestalt  fundirter  Schulden  auch  in  Zukunft  neue  (le- 
sentlich  persönliche)  Reallasten  sich  wieder  bilden,  wahrend  die  alten  in 
die  Herrschaft  erinnernden  (wesentlich  dinglichen)  Reallasten  allmihlich 
verschwinden.  Aber  auch  die  später  entstandenen  Reallasten  sind  doch 
meistens  den  früheren  nachgeahmt,  und  es  ist  —  abgesehen  von  dem  In- 
stitute der  Gölten,  welches  den  üebergang  aus  dem  altern  zum  neaern 
Rechte  bildet  —  nicht  zu  einer  Durchbildung  des  jtlngeren  Gedankens 
gekommen. 

Aus  jener  Umwandlung  der  Rechtsansicht  erklart  es  sich  denn  auch, 
dasz  nach  alterm  Rechte  die  Uebertragung  des  Rechts  auf  Reallast  in  der 
Form  der  Auflassung  geschehen  ist>  nun  aber  schon  die  vertragsmäsxige 
Cession  fOr  genügend  erachtet  wird. 

2.  Möglich  ist  es,  aber  nicht  noth wendig,  dasz  auch  das  Reckt  vd^ 
Reallast  an  ein  Grundstück  gebunden  ist,  somit  dem  jeweiligen  EigenthQmer 
desselben  zusteht;  gewöhnlich  aber  steht  dasselbe  nur  einer  Person  zu,  ab- 
gesehen von  einem  Haupthofe.  Die  in  der  Reallast  enthaltene  Verpflkhhmg 
aber  ist  immer  an  ein  Grundstück  gebunden,  und  kann  nur  von  dem 
jeweiligen  Besitzer  desselben,  aber  auch  von  jedem  Besitzer  gefordert 
werden.  Wenn  daher  der  Besitzer  seinen  Besitz  aufgibt,  so  wird  er  f&r 
die  Zukunft  frei  von  jeder  Pflicht  gegen  den  Realberechtigten.  (6.)  Ebenso 
haftet  der  neue  Besitzer  für  die  hergebrachten  Reailasten,  auch  wenn  die- 
selben ihm  von  seinem  Gewahren  nicht  an^^ezeigt  und  flberbunden  wonlen. 
Nach  älterem  Recht  durfte  der  Berechtigte,  wenn  der  Besitzer  mit  der 
Leistung  säumte,  auf  dem  Gute  die  Pftedung  vornehmen  und  so  sich  selber 
helfen,  im  auszersten  Fall  sogar  sich  des  Gutes  unterwinden  und  den 
Zinsmann  oder  sonst  Realpflichtigen  von  dem  Gute  vertreiben.  (4.  5.) 
Die  neuere  Rechtsentwicklung  laszt  auch  diese  Art  der  SelbsthüUe  nicht 
mehr  zu. 


6.  Erk.  d.  O.-A  -G.  lu  Drttden  in  der  ZeiUcbrifl  fär  Rechtspflege  In  8«cbwo 
XYl  S.  256.  Eine  persönliche  Verpflichtung  zur  Leistung  einer  aberoomBeiim 
ReaUast  findet  gegen  den  gewesenen  Besiuer  nach  Beendigung  seines  Besiues  Bicht 
veiter  statt. 
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3.  Wie  sind  die  Rückstände  anzusehen?  Die  Altere  ond  stra»gere 
Mdihing  laszt  dafür  aiif4i  den  $päterm  Besitzer  einstehen,  nnter  dem  sie 
nicttf  ankaufen  sind.  Dieselbe  betrachtet,  wie  Benaud  (§.  82.  ff.)  nadi- 
gewiesen,  aoch  die  einzelnen  Leistungen  als  eine  Bethätignng  des  Rechts 
in  Ganzen,  und  lllszt  daher  immer  den  Besitzer  des  Gutes,  und  nur  ihn« 
Mr  einstehen.  5.)  Aber  schon  frühzeitig  treffen  wir  auf  eine  andere 
iosicht,  nsrth  weicher  das  Recht  auf  die  Rückstände  ^  wenigstens  auf  die 
äkerm  Rückstände  — ^  nur  noch  als  eine  per$önliche  Federung  behandelt 
wird,  welche  nicht  mehr  gegen  den  Grundbesitzer  als  solchen,  sondern  nur 
gegen  den  geltend  gemacht  werden  darf,  welcher  dieselben  verschuldet  hat, 
mid  gegen  dessen  Erben.  (6.  7.  vgl.  mit  8.)  Diese  Meinung  entkleidet  dann 
dk  Forderung  auf  Leistung  der  Rückstände  des  dinglichen  Charakters  einer 
Reailast  und  schützt  dieselbe  nur  noch  als  laufende  Forderung.  (9.)  Der 
neoern  Recht^bildung  entspricht  die  letztere  Auffassung  besser,  theils  weil 
jene  fiberhai^t  geneigt  ist,  dem  persönlichen  Elemente  in  der  Reallast  eher 
als  der  dinglichen  Gewere  das  Hauptgewicht  beizulegen,  theils  weil  sie  zu 
der  Sidierheit  des  heutigen  Creditsystems  besser  paszt. 

*  Häberlin,  über  die  rechtliche  Natur  der  Reallasten  in  der  Zeitschr.  f.  D.  R. 
XYm  8.  131  ff.  Er  weist  schärfer,  als  es  bisher  geschehen,  den  Unterschied 
nach  zwischen  dem  römisch-rechtlichen  und  dem  deutsch-rechtlichen  Begriff 
der  dinglichen  Rechte.    Die  letzteren  umfassen  alle  Gutslasten. 

r 

S-  9i. 
III.    Begründung  der  Reallasten. 

1.  Die  Geschichte  gibt  uns  Aufschlnsz,  wie  während  des  Mittelalters 
im  Groszen  und  massenhaft  Reallasten  entstanden  sind.  Ob  auch  in  un- 
serer denselben  nicht  günstigen  Zeit  noch  einzelne  Reallasten  neu  entstehen 
können,  und  in  welcher  Weise,  sind  bestrittene  Fragen. 


0.  Öffnung  von  Burgan  y.  1404  {Orimm,  W.  I  197):  darnseb  was  ilns  oder 
isekMKleo  TtstundiDt  ?on  ain  Jar  md  zwayn  den  necbstsn  darfor  die  sol  mao  ouch 
▼tsrichten:  was  aber  usstünd  elter  dann  drii  jar  werl  nit  mer  zIds  sunder  ain  schuld. 

7.  Loytel  Inst.-cout.  Les  reates  sont  reelles  et  immobil laires,  les  arr^rages  per- 
soDDtls  et  mobiliaires.  , 

8.  Jm»  prov,  due.  PrnttiM  1¥  6,  3  g  1 :  Si  quis  fundum  debentem  censum 
fei  alia  ooen  emat  —  ad  onera  census  dod  sattem  futuri  —  sed  etiam  ad  ejus  re- 
iiqnm  praeaUoda  et  solvioda  ohligatur.  Census  enim  et  onera  —  realia  sunt,  quae 
pcrsonam  minime  concernunt,  sed  pum  ipsa  re  in  emtorem  transeunt. 

9.  Bay^riBthet  Lahdr.  II  10  S-  4>  ? :  Haftet  der  Gutainhaher  für  die  unter 
seinem  Vorfaliren  etwan  verfallen  —  und  rfickstindige  Zehenden  nicht,  er  seye  dann 
successor  uaiversaUs.  Vgl.  ein  Erkenntnisx  des  O.-A.-G.  zu  München  in  den  Blät- 
tern fär  ReehtsanwenduDg  XXV  8.  397,  welches  von  dem  analogen  Fall  eines  für 
ein  ^Aasgeding"  (Leibzucbt)  hypothecirten  Gutes  ausgeht  und  die  Haftung  des  dritten 
Beutaers  für  die  Ausgedinisrückstinde  seines  Vorbesitsers  ausscbliesxt. 

iloDtschli«  deuttcbes  Privatrecbt.  3.  Aufl.  1^ 
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Dem  öffeDtlichen  Rechte  geböreo  die  sogenannten  ttoadreeMidbi 
Reallasten  an,  welche  ans  öffentlichen  Interessen  von  SiatUi  wegen  oder 
dareh  die  Gemeinde  den  Grandbesitzern  aoferlegt  und  anf  fiea  Grand- 
stQcken  ftandirt  werden.  Auch  sie  sind  seltener  geworden  als  Yonnab. 
Dasz  aber  prwatrechiUehe  ReaUasten  durch  nene  Gesetze  eingeführt  werden, 
wtre  an  sich  nicht  nnmöglich,  kommt  aber  nicht  leicht  mehr  vor.  Noch 
weniger  wird  in  nnsern  Tagen  die  Gewofmheü  neue  Reallasten  hervorbrlngieo. 

2.  Kann  durch  Vertrag  des  Rerechtigten  mit  dem  EigenthOmer  des  yer- 
hafteten  Grundstücks  eine  Reallast  neu  begründet  werden?  Manche  Junsten 
bejahen  nach  dem  Vorgange  i4^eM(s  die  Frage  als  R^,  vsDAMa/uretilbrtektir 
sogar  in  der  Ausdehnung,  dasz  yjede  denkbare  Leist%mg'*  durch  Vertrag  auf 
ein  Grundstück  radkirt  werden  könne.^  Andere  verneinen  sie  mit  Renml 
Duncker  hatte  sie  früher  ebenfalls  verneint,  spftter  bejahte  er  sie.  (Zeitschr. 
f.  IX  R.  XI  S.  480  ff.) 

Der  alte  Irrthum,  dasz  nach  dem  Geiste  des  deutschen  Rechts  der 
blosze  formlose  Vertrag  alle  gewünschten  auch  dinglichen  RechtswirkongeD 
habe,  hat  auch  hier  seinen  verderblichen  Einflusz  geübt  Da  der  Vertrag 
weder  nach  römischem  noch  nach  älterm  deutschen  Rechte  stark  genug 
war,  um  für  sich  allein. Reallasten  zu  erzeugen,  so  w;fre  die  firleichteroug 
einer  solchen  Belastung  der  Grundstücke  in  unserer  Zeit  dem  Gange  der 
Rechtsentwickhmg  durchaus  zuwider.  Aber  es  scheinen  mir  auf  der  an- 
deren Seite  die  Juristen  doch  zu  weit  zu  gehen,  welche  dem  freien  Willen 
der  Betheiligten  unter  allen  Umständen  die  neue  Begründung  von  Real- 
lasten untersagen,  vielmehr  halte  ich  unter  folgenden  Bedingungen  eine 
freimüige  Begründung  einer  Reallast  für  zulässig: 

.a)  dasz  die  Fundirung  der  Schuld  in  Form  der  Eintragung  in  das  Grund- 
buch (BypothekenbuchJ  vollzogen  werde  (1.  2.); 
b)  dasz  der  inhali  der  neuen  Reallast  sich  innerhalb  der  erlaubten  Grtn- 
zen  („keine  ewigen  Lasten'*)  halte  und  entweder  zu  den  hergebrachten 
Arten  gehöre  oder,  wenn  er  neu  ist,  sich  durch  die  modernen  Agrar- 
bedürfnisse  rechtfertigen  lasse. 
In  Ländern,  welche  noch  kein  Grundbuch  besitzen,  mag  dieErkUrong 
vor  Gericht,  nicht  aber  der  blosze  Vertrag  genügen.*) 

1.  Hamburger  SUt  I.  30.  3.  Was  vor  dem  Rathe  in  offener  Audienz  an  Erb 
and  Eigen,  Hauptstal  und  Rente  verlassen  und  in  dieser  Stadt  Erbe-  oder  Rente- 
buch geschrieben  und  in  Jahr  and  Tag  nicht  angefochten  and  davon  anter  des  8e- 
cretarii  Hand  ein  Eitract  im  Gerichte  vorgelegt  wird,  dagegen  liann  niemand  einige 
Einrede  thao. 

2.  /'reit#si#M«#  Landr.  I.  22  $•  18:  Grandgerechtigheiten,  welche  denNaUangs- 
ertrag  des  belasteten  Grandstücks  schmSlern  and  gleichwohl  dorch  keine  in  die  Aogeo 
rollenden  Kennxeichen  oder  Anstalten  angedeutet  werden,  musx  der  Berechtigte  in 
das  Hypoihekenbuch  des  belasteten  Grandstucks  eintragen  laasen. 


-)  B—ek,  die  Aoerkenoong  einer  Reallait  vor  den  Biohter  der  belegenen  Stehe  gilt  sack 
deouchcr  Kecblsgewobabeit  alt  Erwerbttitel.  IbSS. 
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Diese  Grundsätze  gelten  indessen  nar  von  den  Reallasten,  welche  das 
EigeDthao)  des  Bodens  beschweren,  nicht  von  denen,  welche  ausnahms- 
läse  noch  dem  EigenthOmer  des  Bodens  selbst  von  dem,  der  diesen 
xnr  Benutzung  erworben  hat,  entrichtet  werden  müssen.  Derlei  Reallasten 
die  jedoch  heutzutage  gewöhnlich  durch  obligatorische  Verpflichtungen  er- 
Ktit  worden  sind,  können  möglicher  Weise  ohne  Fertigung  im  Grundbuch 
TOD  dem  EigenthOmer  dem  Besitzer  auferlegt  werden ,  und  ihren  ding- 
ficbeo  Charakter  darin  bewähren,  dasz  jeder  Nachfolger  in.  dem  Grund- 
besitz mit  diesem  zugleich  auch  die  Leistungspflicht  übernimmt. 

3.  Das  Vermächtniiz  gewährt  im  günstigsten  Falle  nur  einen  Titel 
lof  Bestellung  der  Reallast,  nicht  diese  selbst.  Die  entgegengesetzte  An- 
oibme  würde  das  neuere  Princip  der  durch  die  Einrichtung  der  Grund- 
bficher  geschützten  Sicherheit  des  Grundeigenthums  gefährden  und  jene 
wrwirren. 

4.  Eine  Ersitzung  der  ReaUasten  ist  dem  altern  deutschen  Rechte  un- 
bekannt, und  das  neuere  hat  nicht  Grund  genug,  sie  zuzulassen.  (3.)  Die 
ünvordenklichkeit  des  Besitzes  aber  rechtfertigt  den  Rechtsschutz  deszhalb, 
wefl  auf  sie  die  Vermuthung  gestützt  werden  kann ,  dasz  die  herkömmliche 
RetUast  ursprünglich  mit  Recht  entstanden  sei. 

§.92. 
IV.   Umwaiidliuig  und  Erlöschung  der  ReallasteD. 

I.    Die  Gegenwart    hat   die  Tendenz,    die   Reallasten    theils   umzu- 
«Mü^eiSpi,  theils  aufzuheben.    Die  Umwandlung  läszt  den  juristischen  Cha- 
nkter  der  ReaUast  fortbestehen,  aber  ändert  den  Umfang  oder  die  Art  der 
Utstong.     Die  beiden  wichtigsten  Anwendungen  sind: 
aj  dte  Fixirung  unbestimmter  Reallasten  in  beetimnUe,  _^ 

b)  die  sogenannte  adaeratio,  d.  h.  die  Verwandlung  von  NaturaUeittung€n^^'^ ''"'"'' 
in  Geidkittungen.  (1.) 
Die  neuere  Gesetzgebung  hat  häufig  diese  Umwandlung  dem  belasteten 
Grondeigenthflmer  auch  gegen  den  Willen  des  Berechtigten  gestattet  und 
zQweileo  sogar  zur  Pflicht   gemacht     Die  Vollziehung   der  Umwandlung 
geschieht  wieder  regelmäszig  durch  Eintragung  in  das  Grundbuch;  und  sie 
bedarf  —  abges^en  von  den  erleichternden  Bestimmungen   der   neueren 
Gesetze  —  der  nämlichen  Formen,  wie  die  Entstehung  neuer  Reallasten, 
indem  durch  dieselbe  eine  wesentlich  neue  Leistungspflicht  an  die  Stelle   . 
öer  alten  tritt 


3.  Die  Gerichtspraiis  ist  schwankend.  Vgl.  SeufferU  Archiv  III  192,  VI  232, 
Vit  tl4.  Ein  Erkenntnisi  des  Obertribunals  za  Berlin  in  dessen  ges.  Entscheid.  40. 
8*  \hh  bi;iabl  die  Frage:  kann  eine  «rsprünglich  ohne  RechUgrond  erfolgte  Eintra- 
goog  einer  Reallast  durch  Acquisitiv-Verjührung  convalesciren  ? 

1.  ZütUher  GerichUb.  r.  1553  (bei  Schauberg  S.  42j.  Wie  man  dhein  frücht 
buch  wfo  gölten  sonders  allein  gelt  zins  machen  solle. 

18  • 
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2.  Im  Interesse  der  Freiheit  des  Grondeigentbonu  und  der  Verbes- 
serung der  Landwirthschaft  hat  die  neuere  Zeit  den  manchenorts  schon 
früher  angestrebten  (2.)  oder  anerkannten  Grundsatz  zum  allgemeioeo 
Recht  erhoben:  Alle  auf  dem  Grundeigenthum  haftenden  ^^  wenn  auch 
ursprünglich  als  ewig  gemeinten  —  Reallasten  sind  ablösbar^  und  es  darf 
das  Grundeigenthum  nicht  mederum  mit  ewigen  ReaUasten  beschwert 
werden.  (3.)  Diese  Veränderung  des  altem  Rechtes  ist  nicht  als  Umwand- 
lung der  Reallasten  aufzufassen;  denn  es  bleibt  die  Reallast  ihrem  Inhalte 
nach  wie  zuvor,  es  ist  dadurch  nur  dem  Realpflichtigen  ein  Weg  erOflnet 
worden,  das  Grundeigenthum  von  derselben  zu  befreien.  Macht  dersdbe 
von  diesem  Rechte  Gebrauch,  so  wird  die  bisherige  Reallast  selbst  antf- 
gehoben.  Die  Ablösung  geschieht  principiell  durch  Rezahlung  eines  deo 
wahren  Werthe  des  betreffenden  Rechts  entsprechenden  Geldeapitals  foo 
Seite  des  Pflichtigen  an  den  Berechtigten,  und  wo  die  Eintragung  der 
Reallast  in  das  Grundbuch  stattgefunden  hat,  durch  die  Löschung  in  dem- 
selben. Da  indessen  über  den  Werth  jenes  Rechts  leicht  Zwdfel  entstehen, 
so  enthalten  die  neuern  Ablösungsgesetze  gemeiniglich  genauere  Vorschriften 
über  die  Berechnungsweise;  und  da  die  meisten  Reallasten  aus  alter  Zeit 
überliefert  sind  und  daher  ihre  Bestellung  nicht  durch  das  Grundlmcb 
vermittelt  worden  ist,  so  bedarf  es  zur  Befreiung  des  Grundstücks  auch 
nicht  nothwendig  der  Vormerkung  der  Ablösung  in  jenem,  obwohl  wo  ein 
solches  besteht,  der  ablösende  Eigenthümer  ein  Interesse  und  eip  Recht 
hat,  dieselbe  zu  fordern.  Eine  Erleichterung  des  letztem  ist  es,  wenn  ihm 
statt  der  Ablösung  durch  baare  Bezahlung  des  AbUmmgseeipiiaU  auf  ew- 
mal  gestattet  wird,  dieselbe  allmählich  durch  Annuüäien  zu  tilgen.  WeO 
aber  hinwieder  dem' Berechtigten  nicht  zugemuthet  werden  kann,  ach 
mit  dieser  Form  zu  begnügen,  so  bedarf  es  dann  der  VemUttlmg  dei 
Staats,  der  dem  Berechtigten  das  Capital  bezahlt,  und  von  dem  POicb- 
ligen  die  Annuituten  annimmt.  Eine  andere  Form  der  Ablösung  ist  die 
Umwandlung  der  Reallast  in  eine  Capitalschuld  mit  Pfandrecht  an  dem 
Grundstück. 

3.  Mancherlei  ReaUasten,  welche  in  dem  offentUehen  Rechte  oder  in 
der  frühern  Leibeigenschaft  ihren  Grund  hatten,  sind  in  neuerer  Zeit  dordi 
die  Veränderung  der  Verfassung  und  in  Folge  der  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft auf  gesetzlichem  Wege  und  gewöhnlich  ohne  EntschSdignng 
beseitigt  worden. 

4.  Ueberdem  bewirkt  die  Yerxiehtkiituing^  des  Berechtigten  oder  der 
Vertrag  die  Aufhebung  der  Reallasten,  welche  nicht  durch   das  Gmnd- 

2.  K.  fTenzeU  Privil.  f.  Goslar  ?.  1390.  Wer  ouch  an  der  barger  buse  golde 
oder  zinse  bette,  de  mag  der  borger  ab  kooffen,  itUche  marcb  geldes  vor  xben  mark; 
nur  en  were  dalz  er  bewisen  konde  datz  man  dat  mer  vor  gegeben  bette. 

3.  BayriMthew  Ges.  v.  Juni  184S  Art.  AI.  Alle  fixen  (es  darf  keine  twl«« 
mehr  geben)  Grundgenile  des  Staates,  der^ivaten,  der  Stiftungen  und  Coobiiidco 
sind  ablösbar. 
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boch  besteDt  worden,  and  berechtigt  in  allen  Fallen  zur  Loschimg  im 
Grundbuch. 

5.  Durch  Verjährung  geht  das  Recht  auf  du  Reattoit  unter,  wenn 
der  Pflichtige  die  Leistung  verweigert  und  der  Berechtigte  dreiszig  Jahre 
kng  sich  bei  der  Nichterfüllung  beruhigt  hat  Die  Forderung  auf  eine 
emzeUu  Leistung  dagegen  verjährt  —  wenn  nicht  eine  kürzere  Verjährung 
di^efohrt  ist  —  nach  dreiszig  Jahren  auch  ohne  anftngliche  Aufforderung 
and  Weigerung  der  Leistung.    (Seufferts  Archiv  III  3,  V  6,  IX  323.) 

6.  Ebenso  geht  regelmäszig  das  Recht  unter,  wenn  der  Berechtigte 
ngleich  zum  Realverpflichteten  wird,  oder  umgekehrt;  indessen  erlischt  das 
dingHebe  Recht,  wenn  es  im  Grundbuch  eingetragen  war,  nicht  durch  die 
Mosze  Thatsache,  dasz  der  bisher  Berechtigte  das  verpflichtete  Grundstück 
erwirbt,  sondern  es  bedarf  eines  löschenden  Eintrags,  und  wenn,  wie  die 
Last,  auch  das  Recht,  dauernd  an  ein  Grundstück  geknüpft  ist,  so  ist 
durch  die  vorübergehende  Vereinigung  der  beiden  Grundstücke  in  Einer 
Hand  kein  Erlöschen,  sondern  nur  ein  zeitweiliges  Ruhen  der  Pflichtigkeit 
herbeigeführt,  welche  sofort  wieder  aufleben  kann,  sowie  eines  der  beiden 
Grundstücke  veräuszert  wird. 

*  Von  neueren  Ablöeungsgesetzen  sind  besonders  zu  erwähnen  das  hay- 
rUdu  Tom  4  Juni  1848  mit  Erläuterungen  von  Pözlj  daß  österreichische  vom 
7  September  1848  und  4  März  1849,  das  preussiiche  vom  2  März  1850  und 
das  umrttemhergische  vom  14  April  1848  und  17  Juni  1849.  —  Werner,  die 
neuesten  Ablöaungsgesetze  fftr  Württemberg.  1850  61.  -  Judeiehy  die  Grund- 
entlastung  in  Deutschland.  Leipzig  1863. 

§.  93. 
V.   Rechtsmittel. 

1.  Da  die  ReaUasten  ursprünglich  auf  einer  Herrschaft  über  das  Gut 
Beruhen,  so  wird  die  entsprechende  Rerechtigung  im  Ganzen  regehnasz^ 
durch  eine  dingliche  Klage  geschützt,  die  von  den  Neuern  actio  confesswiOf^ 
uiiiis  genannt  wird.  (1.)    Jhre  Voraussetzungen  sind:  '^'^^       t» 

a)  auf  Seite  des  Klägers  das  eingeklagte  Recht, 

b)  auf  Seite  des  Beklagten  Resitz  des  realpflichtigen  Grundstücks,  wobei  jedes 
^tsflchliche  Innehaben  desselben  genügt,  oder  Resüz  des  Rechtes  selbst. 

Daraus  folgt,   dasz   der  bisherige  Realpflichtige  jederzeit  durch   Ver- 
ünsxermg  oder  DereUctüm  des  Grundstücks  der  Klage  entgehen  kann.  (2.  3.) 

2.  Streitig  ist  dag^en,  ob  auch  die  einzelnen  fähigen  Leistungen  mit 
jener  dinglichen  Klage  verlangt  werden  können.  *  Es   kommt  darauf  an. 


1.  Loystl  iDSt.  coul.  De  rentes  constitu^es  od  ne  peut  demander  que  cinq  an- 
D^  d'arr^rages  par  T^it  du  rol  Louis  XII. 

2.  Cüui.  de  Tour  16,  %  {Reimud,  8.  Stt.)  Le  dctentcor  d^aulcun  h^riuige  qui 
ne  serott  personelleroent  oklig«  peolt  d^Uisser  oa  qoicter  cMit  h^riUige  sans  payer 
1«  an^raiges  des  dictes  reotes. 

3.  Bamov,  Verordu.  ?.  1833  S-  *»:  W«  B»g€li*«»«r  solcher  Göl^r  können 
dieselben  ^  luidi  Gutbcflodeii  ^  auljieben. 


^V 
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wie  dieselben  anfgefaszt  werden.  (§.  90.  3.)  Insoferne  die  altere  Ansicht 
der  Dinglichkeit  noch  practisch  ist,  darf  die  ConfessorienUage  nicht  ver- 
weigert werden;  und  das  ist  meistens  der  Fall  nicht  blosz  mit  Bezug  auf 
die  Leistung  des  letzten  Jahres,  sondern  bei  Zinsen  auch  noch  mit  Bezog 
auf  die  drei  oder  vier  oder  fünf  letzten  Rückstände.  (1.  2.)  Wenn  dagegen 
die  Rückstände  als  blosze  persönliche  Forderungen  angesehen  werden, 
—  und  das  gilt  nun  gewöhnlich  von  altem  Bückständen  —  dann  können 
sie  nur  durch  eine  persönliche  Klage  eingeklagt  werden  und  nur  gegen  den 
Besitzer,  unter  welchem  sie  aufgelaufen  sind,  und  dessen  Universalsuccessor 
(Erben  oder  Concursmasse) ,  nicht  aber  gegen  den  Singularsuccessor  in  dem 
Grundstück. 

3.  Dem  Eigenthümer  des  Grundstücks,  von  welchem  eine  Reallasl 
gefordert  wird,  steht  das  Rechtsmittel  der  Negatorienklage  zu  Gebote,  uiD 
damit  die  Freiheit  seines  Eigenthums  jenem  Anspruch  gegenüber  zu  ber 
haupten. 

4.  Das  deutsche  und  das  canonische  Recht  reden  auch  von  einem 
Besitz  der  Reallasten  (4.  5.),  und  das  aus  beiden  erwachsene  neuere  Recht 
schützt  denselben  unbedenklich  sowohl  gegen  widerrechtliche  Störung  als 
gegen  Entsetzung,  Auch  hier  hat  die  gelehrte  Jurisprudenz  durch  un- 
passende Annahme  römischer  Bezeichnungen  die  einfache  Natur  dieses 
Schuta^es  verhüllt,  indem  sie  im  erstem  Fall  von  dem  interdictum  utrubi 
sprach,  und  in  letzterm  von  einem  itUerdictum  unde  vi  utile,  obwohl  die 
Bedingungen  jener  Inderdicte  keineswegs  zutrefien.  SchickUcher  Mszt  sich 
die  Klage  wegen  rechtswidriger  Besitzentsetzung  —  wohin  denn  auch  die 
Weigerung  des  Pflichtigen  gehört,  die  Last  ferner  abzutragen  —  remeditm 
spolii  nennen.  Beide  Klagen  setzen  Besitz  voraus  des  Klägers  —  Besil* 
in  dem  weitem  Sinne  des  deutschen  Rechts  als  thatsächlich  erscheinende 
Herrschaft  und  Nutzung  —  die  erstere  aber  ist  auf  Beseitigung  der  Stö- 
rung, die  letztere  auf  Wiedereinsetzung ,  beziehungsweise  erneuerte  LeMmg 
gerichtet 

§.94. 

Tl.    Grundiiose. 

1.   Die  Grundzinse  fansus,  cens)  sind    regelmäszig    wiederkehrende, 

fest  bestimmte  Fmchtleistungen ,  zu  welchen  der  Grundbesitzer  als  solcher 

verpflichtet  ist    Sie  sind  während  des  Mittelalters  aus  mancherlei  Grtlodeo 


4.  Urk.  ?.  1267.  {ßenaad,  8.  60.j  Nos  assignamus  et  prasenti  scripto  diaius 
redditas  Talentes  annuatim  viginti  marcas  —  priori  et  fratribos  in  L.  —  Tradentaa 
efsdein  fratribas  per  presens  instruroentum  corporalem  possessiODem  omfliluin  pre- 
dictoram  etc. 

5.  Instrum.  faeii  O^nahr,  5  §.  46:  Uli  vero  reditos  census,  DeeiniB»  Pen- 
fllones,  qae  Statibus  Augustan»  CoBfessioiiis  ob  —  fandatfones  ecclesiasticts  e  Ca- 
tbolicomm  provinciis  debentar,  quonimqae  in  possessione  vel  quasi  percipiandi  i 
1624  —  fueniDt,  absque  alla  excepttooe  solvantur. 
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Qberall  in  Deutschland  massenhaft  entstanden  nnd  kommen  in  den  ver- 
idiiedensten  Formen  nnd  Anwendungen  tot.  Am  häufigsten  waren  die 
frmdkenikhen  Zsose  (1.),  so  regelmSszig,  dasz  das  Rechtssprichwort  galt: 
Xem  Erbe  okne  Zim.  (2.  §.  90.  B.  S.)  Ebenso  entstanden  eine  Menge 
Vofteiiimse.  (3.)  Die  Franzosen  haben  baderlei  Suse  unter  dem  unpas- 
senden Namen  Feudalxime  auch  dem  politischen  Widerwillen  unserer  dem 
FeudaKsmns  entwachsenen  Zeit  ausgesetzt  und  sogar  ohne  Entschädigung 
beseitigt  Die  gereditere  Erwägung  der  wahren  Natur  dieser  Zinse,  wddie 
in  Deutschland  Eingang  gefunden,  erkennt  das  Priyatrecht  des  Zins- 
berechtigten  an,  und  vermittelt  durch  Ablösung  das  neue  Streben  nach 
Befreiung  des  Bodens  mit  dem  hergebrachten  Recht  Zuweilen  sind  auch 
Grundnnse  entstanden  als  Gegentoerih  gegen  die  Verstattung  gewisser 
MeckUame^  yorzQgiich  in  Wald  und  Weide,  Gewässern,  gemeinen  An- 
stalten oder  als  Anerkefmung  der  Ueberlassung  solcher  Nutzungen.  Derlei 
Zoise  kommen  oft  zu  Gunsten  einer  Gemeinde  oder  Stiftung  vor.  Seltener 
wurden  Zinse  vorbehaltm  bei  Debertragung  des  voUm  Grundeigenthwm 
Ton  dem  Snsberechtigten  an  den  ZinspOichtigen ,  od^  geradezu  von  einem 
GnuideigenthQmer  freiwillig  zu  Gunsten  eines  andern,  dem  er  sonst  nicht 
untergeordnet  war,  übernommen.  Diese  letztem  Fälle  sind  nur  Nachbildung 
der  regdmäszigen  Zinslast  Aus  welchem  Grund  ein  bestinmiter  Grundzins 
entstanden  sei,  läszt  sich  nur  auf  geschichtlichem  Wege  ermitteln. 

d.  Direm  Inhalte  nach  waren  die  Grundzinse  Oberaus  mannichfaltig. 
In  älterer  Zeit  waren  die  Natwraliime  gebräuchlicher,  Zinse  in  Früchten 
des  Guts  (1.),  und  der  ländlichen  Oekonomie,  von  Kam,  Wach$y  Hühnern 
(FastnachthOhner,  HerbsthOhner,  Martinsgänse,  Eiern,  Thier feilen,  Bier 
(daher  die  Biergelden),  Wein,  Pfeffer  u.  s.  f.  Später  sind  die  Geldzinse 
aufgekommen,  und  zuweilen  die  Errichtung  von  Fruchtzinsen  untersagt 
worden.  Ueber  die  Art  und  den  Umfang  der  Zinse  geben  die  alten  Weis- 
thümer  und  Öffnungen,  sowie  die  Zineurbarien ,  Zinerödel,  Zinebücher 
AofjMshhisz. 

3.  Dem  Zin$herm  schrieb  man  frOher  eine  Zinsgewere  zu,  d.  b.  ein 
dingliches  Herrschaftsverhältnisz  an  dem  Zinsgute.  Die  Zinsfordernng  war 
daim  nur  eine  Wirkung  und  Aeuszerung  jener  Gewere.  In  der  Folge  aber 
ist  die  Erinnerung  an  die  Gewere  groszentheils  untergegangen,  und  nur 
einzelne  juristische  Wirkungen  haben  sich  noch  erhalten ;  insbesondere  die 
dingliche  Verbindung  der  Zinsschuld  mit  dem  Grundbesitz. 


i.  L,  jiUm.  Üt.  22:  8ervi  ecclesi«  tributa  sua  legitime  reddant,  XV.  sicias  de 
cerevisia,  porcam  yaleDtem  tremisse  uno,  panem  modie  dao»  pullos  V,  ova  XX. 

X  Urk.  ▼.  1319  (BluntMchU,  Zurch.  S.  G.  I.  R.  278):  cnbeln  erbe  In  eins 
stan  mag. 

3.  Aller  Einkunflerodel  von  Hyhurg  {ßlunüchli,  Züricher  R.  G.  I.  276}:  ein 
fri  guol,  das  giltet  ze  Togtrecht  ein  nuu  keroen  —  vnd  ein  fasznachtbuon.  Vgl. 
S.  89.  fi.  4.  tt. 
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4.  Das  Zimrecht  und  die  Zinsforderung  bezieht  sich  auf  das  ^tmu 
ZimgtU,  und  der  Zinsherr  braucht  sich  keine  Theilzahlungen  grfallen  zn 
lassen.  Er  kann,  wenn  nicht  andere  BechtsgrOnde  hinzukoaimen,  die 
Theilung  des  Gutes  unter  mehrere  Grundbesitzer  mcht  hindern  (4.),  aber 
er  ist  berechtigt,  von  diesen  zu  verlangen,  dasz  sie  fQr  $ammetkafu  Ent- 
richtung des  Zinses  sorgen.  (5.)  Zu  diesem  Behuf  kann  er,  wenn  nicht 
anders  gesorgt  ist,  unter  ihnen  (den  sog.  Einxinsem)  einen  Beprasentanten 
der  Einheit  der  Snsschuld,  d.  h.  einen  Vorträger,  Träger  ernennen,  an 
den  er  sich  zunächst  fQr  das  Ganze  hAlt  (6.),  und  der  hinwieder  von  den 
Debrigen  ihre  Theilzinse  bezi^t  Es  begegnet  uns  hier  zunidist  die  den 
deutschen  Becht  auch  sonst  geUiufige  Bechtsansicht  einer  Ge$ammt$ehiiif 
die  hinwieder  in  TheiUehiMen  zerfäUt,  welche  zwar  zunächst  je  von  etnen 
einzelnen  Grundbesitzer  gefordert  werden,  aber  unter  einander  als  Thek 
eines  Ganzen  verbunden  bleiben.  (§.  111,  5.)  Jeder  TheUsehiddner  haftet 
daher  in  erster  Linie  fQr  die  von  ihm  Obernommene  Bäte,  subsidiär  aber 
für  das  Ganze.  (Einzinserei  und  Zinsirägerei.)  (6a.) 

5.  Der  Naturalzins  mtisz  in  der  herkomnäichen  Qualitäi  abgetragen 
werden.  Besteht  er  in  Früchten ,  so  genügt  regelmässig  die  mittlere  Qua- 
lität der  auf  dem  Gut  in  dem  Zinsjahre  gewachsenen  Früchte.  Die  Zeit 
der  FäUigkeit  des  Zinses  ist  gemeiniglich  durch  die  Zinstage  bestimmt,  die 
ursprünglich  mit  alten  Ding-  und  Festtagen  zusammentrefRen.  (7.)  In  Ver- 
zug geräth  der  Zinsmann  auch  ohne  Mahnung,  sobald  er  den  Zinstag 
flberwartet     Das   ältere   Becht   bedrohte   den   säumigen   Zinsmann  mit 


4.  Offbung  von  /^etenkamen  nnd  Lamgglatht  (Orimm,  W.  I.  248):  Item  xwea 
brüder  oder  mer  mOgen  gotzhusguter  tailen  untz  an  ainen  vlerden  tail ,  vnd  wortf 
ai^s  als  schwach ,  ao  sol  der  ander  den  zins  geben  vnd  den  schwachen  tail  za  U» 
nemen  oder  sinen  tail  zu  diesem  Yfgeben  oder  den  ztns  allein  geben. 

5.  Offbung  von  Hnonau  {Orimm,  W.  1.  53):  Item  es  soll  och  nieman  kein  g«t 
des  vorgenannten  hof  koffen  oder  verkoffen  an  zins ,  doch  man  es  verkoffen  mit 
zins  doch  onscheidlich  dem  gotzhus,  vnd  wenn  das  beschech,  das  ainer  ein  gut  ver- 
kofti  mit  einem  pfenning  minder  oder  me,  das  aber  vil  me  möchti  tragen,  vnd  die 
andern  göter  als  schwech  wurdend,  das  si  fr  zins  nit  möehtind  tragen,  so  mag  ehi 
amptmann  dieselben  hub  oder  schuppis  mit  einander  angriffen  vnd  tenend  lege», 
also  das  inen  ir  zins  gentzlich  wirL 

6.  Weisth.  v.  Ravengirshurg  {Ormm,  W.  II.  181):  antwort  der  scbeffen.  eia 
ieglich  empfänglich  gut,  das  von  ein.  gestockt  vnd  vertheilt  ist  in  vier  fünf  oder 
mehr,  soll  ein  ieglicher  das  sein  empfangen  vnd  soll  doch  bey  einem  bodeniins 
bleiben  vnd  aollen  dieselbigen  ein  hauptmin  stellen  den  bodenzins  ausrichten. 

6a.  Vgl.  Zeitschrift  für  Kunde  und  Fortbildung  Züricher  Rechtspflfge  VL 
S.  288.  Der  Gläubiger  hat  nur  dem  Vortrüger,  nicht  den  Theilzfnsern  zn  künden, 
und  ist  bei  dieser  Kündung  die  geseUliche  Frist  gewahrt,  so  kdnnen  sich  leUtere  «of 
▼erspätete  Mittheilung  an  sie  durch  den  Vorträger  gegenüber  dem  Gläubiger  nicht 
berufen.    Ebenda.  TU  S.  94. 

7.  Weisth.  von  Chamo.  [Orimm,  W.  II 193):  so  ist  der  pfennfngzinss  fillig  aaf 
die  iwei  angeboten  dingtage,  einen  dienstags  nach  dem  halben  maj  vnd  den  ändert 
nechaten  dienstags  nach  Remigii. 
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sdiwaren  Strafen  (z.  B.  die  Rut$cherxinie  ^  die  täglich  wachsen)  (8.),  das 
Bellte,  hierin  milder,  erkennt  doch  nun  das  Recht  des  Herrn  an,  anstatt 
des  Natnralzinses  den  Geldwerth  sammt  Interesse  za  fordern. 

6.  Der  Zinsmann  ist  yerpOichtet,  den  Zins  dem  Zinsherm  zu  Hatu  Ci,^^jf^^' 
md  Hof  m  bringen,  gewöhnlich  aber  auch  dieser  dnrch  das  Herkommen, 

den  Zinsleoten  die  nOthige  VerkoiUgung  zu  reichen,  die  sich  denn  im  Ver- 
folg der  Zeit  meist  in  ein  sogenanntes  Trinkgeld  verwandelt  hat  (9.)  Es 
kommt  indessen  hier  Vieles  aaf  das  Herkommen  an.  (9a.  >  Die  grundherr* 
liehen  Z!ns6  moszten  gewöhnlich  nur  an  den  herrschaftlichen  Hof  abge- 
geb^  werden,  würden  anch  wohl  yon  den  Beamten  des  Gutsherrn 
eingezogen,  die  Vogteizinse  an  den  Gerichtsort.  Der  Zinsherr  darf  dann 
nicht  durch  seioe  Entfernung  und  Uebersiedhmg  die  Zinspflicht  erschweren* 

7.  Unfruchtbarkeit   eines  Jahres    gibt   nicht    wie    bei    der   Erbpacht 

einen  Anspruch  auf  Zinserlasz  oder  Zinmachlasz.  (10.  11.)    Indessen  gibt 

es  onzelne  Particularrechte,  welche  in  Nothflllen  dem  Zinsmann  die  Last 

*  *-■ .  — ■ 
eneKniem. 

8.  Der  Zinsherr  hatte  froher  das  Recht,  durch  Pfändung  auf  dem 
^isgute  sich  selber  Recht  zu  schaden.  (12.)  Dasselbe  ist  nun  aber  anti- 
quirt,  imd  die  gerichtliche  Execution  an  ihre  Stelle  getreten.  Zur  Sicher- 
heit tat  den  Zins  haftet  aber  noch  das  Gut  selbst 

•  BlwnUMi,  Züricher  Rechtegefich.  I.  8.  271  ff.,  IL  S.  235  ff.,  S.  247  ff  — 
iocoÖMm,  „Zinsen  und  Zehnten**  in  Weiske's  Rechtslexikon  XY  8.  465-510. 

8.  Schwmhtntpiegel  60:  Swer  zins  voo  gQOte  geben  sol,  der  sol  in  geben  Yf 
deo  tac,  der  im  bescheiden  wjrt,  so  man  im  das  gaot  übet,  vnde  git  er  im  den  zins 
de«  tages  nibt,  muoz  en  zwivalten  gelten  des  oästen  tages  dar  nach  vnde  alle  tage 
als  Til »  die  wile  er  den  zins  Inne  bat. 

9.  Öffnung  ron  Laufftn  {Blmnischli,  Zfiricber  R.  G.  I.  881}:  Man  sol  oach 
ainein.  BIscbof  sin  zios  «eren  rnd  antworten  gen  Costenz  vff  die  |»fallentz  In  sineo 
schaden,  docb  mit  der  bescbeidenbeit,  das  er  den  keller  vnd  andere  Lüt,  die  rai| 
den  zibsen  uaren  zeren  vnd  verkosten  sol  tIT  vnd  ab  vngeuarllcb. 

Ha.  Vgl.  Zeitschrift  für  Kunde  und  Fortbildung  Züricher  Rechtspflege  IX.  8. 283* 

iO.  Weistb.  T.  JBckmgen  (Zeitscb.  f.  D.  R.  XVII  8.  155):  Wann  ain  Paur  ain 
Gat  amb  ain  Güllt  bestand  ynd  so  der  Hagel  schlage,  sey  ^  nicht  desterminder  dem 
Herrn  ?on  aollichem  Gut  die  Güllt  zu  geben  schuldig. 

11,  Oe$ierr0ieh.  Ges.  §•  1134:  Ein  Erbzinsroann  hat  auf  einen  ähnlichen  Erlasz 
kefneo  Anspruch. 

\%  Weistb.  sa  fTtllmgen  y.  1582  {Orimm,  W.  U  214):  Ust  der  obriste  yogt 
die  •cbeSini  fragen,  wie  der?ogt  dieiinss  an  körn  entpfangen  soll  7  Antw.  Zwischen 
den  zweien  n.  I.  fr.  tagen  assumptionis  und  nativitatis  sollen  die  kornpecht  ge- 
lieffert  werden;  wer  darinnen  seumich  funden  wird,  sollen  die  Tögt  den  frohnen  za 
•leb  kommen  lassen  —  so  soll  der  fron  —  ihne  unverzüglich  gereith  pfünden  lielTern 
oder  geben,  wan  der  man  aber  nicht  gereith  pfindt  bette,  soll  der  fron  alsdao  di« 
güier  bewuchen,  Tnd  sollen  alsdann  die  guter  Tl  wochen  vnd  m  tage  liegen,  kombt 
der  man  nicht  binnen  der  zeit,  solls  der  vogt  anschlagen ,  doch  III  Jar  nach  eynander 
folgender  liegen  lassen,  das  erste  Jar  dorn  vnd  distlen  tragen,  das  ander  Jar  die  wOllT 
dervber  laufen  lassen,  das  drit  Jar  sOllens  die  vtfgt  vnder  iren  pflüg  schlagen  vnd 
winoeo  Uisco  als  ihr  eigeo  gat. 
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S.95. 
VII.  Zehnten. 

1.  Die  Einführung  der  Zehnten  reicht  hinauf  in  eine  Vorzeit,  ans  der 
wir  wenig  Urkunden  besitzen.  Schon  den  Römern  war  der  Zehnte,  ab 
eine  Abgabe  des  zehnten  Theils  der  FrQcbte  eines  Gutes,  in  grosser  Aus- 
dehnung bekannt.  Die  Besitzer-  (poesessores)  von  Gütern ,  die  dem  römi- 
schen Staate  oder  römischen  Tempeln  oder  Municipien  zu  Eigenthuai  ge- 
hörten, muszten  fOr  ihren  Besitz  an  diese  Zehnten  entrichten  (1.),  und  dt 
die  groszen  Besitzungen  (possessiones)  häufig  wieder  in  kleinere  Stocke 
zerschlagen  und  an  die  Colonen  gegeben  wurden  (qui  tenebani,  tenanU  in 
Frankreich),  so  hatten  die  letzteren  meistens  zwei  Zehnten  (decinm  ä 
nonasj :  an  den  Eigenthümer  den  ersten ,  au  den  Besitzer  den  zweiten,  20 
leisten.  In  Gallien  gab  es  viele  derlei  Doppelzehnten ,  die  in  der  Folge  in 
die  französischen  Könige  oder  deren  Vasallen  fibergingen,  oft  auch  den 
Kirchen  überlassen  wurden.  Anfangs  wurde  freilich  die  Zefantpflicht  a^ 
eine  penönliche  aufgefaszt.  Wie  aber  in  dem  späteren  römischen  Reiche 
das  Verhaltnisz  der  Erbpfichter  und  der  Colonen  mehr  und  mehr  einen 
dinglichen  Charakter  annahm,  so  auch  die  Zehnten.  Nur  fiel  diese  ali- 
mfihliche  Einwurzelung  des  Institutes  in  dem  Boden  in  eine  Zeit,  in 
welcher  die  productive  Kraft  der  römischen  Jurisprudenz  erstorben  war, 
und  erst  dem  deutschen  Recht  gehört  die  volle  Ausbildung  des  Zehntens 
zur  Reallast  an. 

Auch  das  Levitenrecht  des  alten  Testaments  war  der  Ausbreitung  der 
kirchliehen  Zehntrechte  günstig.  (2.)  Die  Könige  und  weltlichen  Groszeo 
statteten  die  Kirchen  dhd  Klöster  oft  mit  Besitzungen  aus  und  überKeszen 
ihnen  auch  den  Zehnten,  welchen  sie  vormals  bezogen  hatten,  und  freie 
Grundeigenthümer,  ganze  Gemeinden  fibernahmen  willig  die  Zehntpflicht 
auf  ihre  GOter,  um  damit  eine  neue  Kirche  und  den  Gottesdienst  zu  unter- 
halten. In  einzelnen  Lflndem,  wie  in  Sachsen  von  Carl  dem  Groiszen, 
wurde  denn  geradezu  die  Zehntpflicht  als  eine  Art  Kirchensteuer  durch  die 
Gesetzgebung  auferlegt  (3.)  Keineswegs  aber  kam  es  in  Deutschland 
dahin,  dasz  aller  getbeilte  Boden  überhaupt  zehntpflichtig  wurde,  noch 
dasz  alle  Zehntrechte  der  Kirche  angehörten. 

Aber  auch  da,  wo  der  Zehnte  ursprünglich  als  eine  öflfentKchen 
Zwecken  dienende  Steuer  eingeffihrt  worden  ist,  hat  die  Zehntpflicbt  im 


1.  Lex  fTuig,  X.  I.  19,  oben  g.  89.  6. 

2.  Concil.  Tnron,  II.  a.  567  {Kraut,  %.  153.  2);  lltud  vero  insUnUssioifl 
commonemas,  vx  Abrahe  documenta  sequentes,  deeimas  ex  omni  facultale  non  pigeat 
Deo  Offerte. 

3.  Cap.  CaroH  M.  de  pari.  Sax.  c.  17:  secandum  De!  roandatum  prscipimos 
vX  omnes  decimam  partem  substanti«  et  laboris  suis  ecclesiis  et  saeerdotibos  dooent, 
tarn  nobiles  quam  ingenui  similiter  et  liti,  Juxta  quod  Deua  unicaiqae  dederit 
cbrJsUaoo»  partem  Deo  reddant. 
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Ferhnf  der  Jahrfaanderte  um  ihrer  dauernden  Verbindung  mit  dem  Boden 
wiDen,  und  wdl  sie  ab  eine  Last  des  Gutes  bei  Erbtheilungen  und  Ver- 
ioszerangen  Oberhaupt,  bei  allen  Berechnungen  der  Privatökonomie  und 
des  Goter?erkehrs  von  dem  Werthe  des  Guts  in  Abzug  gebracht  ward, 
gmz  die  Nator  einer  privatreehtUehen  Reallast  angenommen. 

Bei  gleichmdsziger  Bebauung  der  Aecker  und  Weinberge  war  diese 
Ali  der  Naturalleistung,  deren  Dmfeng  mit  der  Grösze  des  jeweiligen 
Jahresertrags  stieg  und  fiel,  keineswegs  Idstig.  In  einer  Zeit  aber,  welche 
auch  in  den  Landbau  mancherlei  Veränderung  und  Wechsel  brachte  und 
n  gesteigerter  Verwendung  von  Capital  und  Arbeit  reizte,  muszte  dieselbe 
m  90  Terhaszter  werden ,  als  jede  Verbesserung  des  Baues  zum  Schaden 
ntf  auf  Unkosten  des  guten  Landwirfhs  dessen  Zehntlast  vergröszert,  da 
deselbe  nicht  Ton  dem  Reinertrag  nach  Abzug  der  Rosten,  sondern  von 
dem  Rohertrag  berechnet  wird.  Daher  sind  denn  auch  in  unserer  Zeit  die 
Zehnten  überall  in  Deutschland  in  der  AbUhung  begriflen. 

2.  Dem  Umfang  nach  werden  unterschieden: 

a)  das  generelle  und  das  apecie/^  Zehntrecht;  jenes  umfiiszt  alle  Arten 
der  Zehnten,  dal  er  auch  die  Zehnten  von  den  durch  Einführung  der 
Wechselwirthschaft  in  den  Bf achjahren  gewonnenen  Früchten ,  dieses 
ist  auf  bestimmte  Frucbtarteo  beschrankt; 

b)  das  universelle  und  das  partictUäre  Zehntrecht;  jenes  breitet  sich  Ober 
die  ganze  Feldmark  aus  —  Aecker  und  Weinberge,  seltener  Wiesen, 
nicht  auch  Almende  und  Gärten  —  dieses  belastet  nur  einzelne  Güter. 

Die  geschichtliche  Prüfung  und  das  Herkommen,  zuweilen  auch  die 
Paiticulargesetzgebung,  geben  gewöhnlich  nähern  Aufschlusz  über  den  Um- 
fang im  einzelnen  Fall. 

3.  Der  Art  nach  unterscheidet  man: 

a)  den  groszen  Feldzehnten,  von  allen  Getreidearten  und  Wein,  seltener 
auch  von  Heu,  die  häufigste  Zehntart  (4.); 

b)  d^i  kleinen  Feldzehnt^  von  andern  Feld-  und  Baumfrüchten 
(KnoUengewächse,  Gemüsearten,  Obst)  (4.); 

c)  den  BltUzehnten  (Schmalzehnten,  Fleischzehnten)  von  Hausvieh,  das 
auf  dem  Gute  gezogen  wird,  die  seltenste  Art,  zuweilen  auch 

d)  Zehnten  von  andern  Früchten  der  Wirthschaft,  von  Milch,  Käse 
und  dgl. 

Der  sogenannte  Sackzehnte,  in  einem  bestimmten  Quantum  ausge- 
drosdieDen  Getreides  bestehend,  ist  historisch  und  seinem  Grunde  nach 
ans  wirklicher  Zehntpflicht  hervorgegangen,  hat  aber  abgesehen  davon  in 
Art  den  Charakter  eines  Zinses  angenommen. 


4.  Jura  arcMefiisc.  Trev.  Htt.  Xni.  43.  A  (Kraui,  g.  163.  21):  Item  dominus 
kabci  dechnam  magnam  ibidem  —  preter  de  campis  qai  spectant  ad  monasterium 
F.  ^  Item  domiDQS  habet  decimam  parvulam  ibidem  de  oTibas,  de  porcis,  de 
ei  de  aliis  miDOtis. 
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4.  Die  Zehntpflicht  lastet  zugleich  auf  dem  Gute  nnd  den  FrüchimL 
Daher  kann  der  Zehntholde  sich  dem  Zehnten  nicht  dordi  blosze  Ver- 
ftnderang  der  Caltar  entziehen,  sondern  mnsz  dem  Zehntherrn,  wenn  er 
anstatt  der  alten  eine  neue  Coltor  einführt,  nuq  von  den  neuen  Früchten 
den  Zehnten  lassen.  (5.)  Daher  kann  aber  auch  der  Zehntberr  den  Zehnt- 
pflichtigen nicht  zur  Bebauung  des  Bodens,  noch  zu  guter  WirOischaft 
anhalten,  sondern  musz  sich  begnügen  mit  dem  Zehnten  von  den  wirklich 
gewonnenen  Früchten.  Daher  wird  der  Zehnte  auch  von  dem  Pachter 
des  Grundstücks  begehrt,  der  die  Früchte  bezieht 

5.  Der  Bez%tg  des  Zehntens  geschieht  durch  den  Zehntherm,  dem 
daher  von  der  Ernte  Anzeige  zu  machen  ist,  damit  er  dabei  seine  Rechte 
wahre,  auf  seme  Kosten  und  Gefahr.  Lftszt  sich  der  Herr  nicht  vertreten, 
so  mag  der  Pflichtige  auszehnten ,  je  die  zehnte  Garbe  auf  dem  Felde  Ucgeo 
lassen  und  seine  Früchte  einheimsen. 

*  Ueber  die  literatur  vgl.  MiUermaier,  Privatreeht  zu  $.  181  und  182.  — 
Qengler,  Privatrecht  J.  79. 

§.  96. 
VUI.   Frohsdm. 

Die  Entstehung  der  Frohnden  oder  Frohnen,  Scharwerk,  d.  h.  der 
pertönlichen  Dienste,  für  welche  der  Besitzer  eines  Grundstücks  als  selber 
haftet,  beruht  wieder  auf  verschiedenen  Gründen,  meistens  aber  entweder 
auf  Grundherrschaft  oder  Vogteigerichtsbarkeit  des  Berechtigten. 

Anfangs  waren  in  der  R^el  nur  hörige  Leute  frohupflichtig,  spSter 
muszte  aber  auch  die  Masse  der  freien  kleinen  Grundbesitzer  sich  dem 
Frohndienst  unterwerfen.  Sie  kamen  in  mancherlei  Gestalt  vor  als  Hand- 
und  Spanndienste,  Bau-  und  Jagdfrohnen,  gemessene  und  ungemes- 
sene  u.  s.  f. 

Die  Dienste,  zu  welchen  ein  PAchter  aus  dem  Pachtvertrag  verpflichtet 
wird,  oder  welche  sonst  eine  wesentlich  obligatorische  B^ründung  haben, 
gehören  so  wenig  hieher,  als  obligatorische  Zinse.  Dem  Mittelalter  schien 
diese  Reallast  nicht  anstöszig.  War  dasselbe  ja  geneigt,  auch  poliiische 
Rechte  und  Pflichten  (z.  B.  die  Dingpflicht,  die  Kriegspflicht)  gewisser- 
maszen  in  dem  Grundbesitze  zu  radiären.  Dem  Geiste  des  neuem  Rechts 
dagegen  sind  alle  Frohnen  (Robott)  entschieden  zuwider,  mehr  als  andere 
Reallasten ,  da  sie  nicht  blosz  die  Freiheit  des  Grundeigenthums  bedrücken, 
sondern  auch  dem  heutigen  Gefühle  persönlicher  Freiheit  widerstreiten. 
Wahrend  daher  die  neuere  Gesetzgebung  sich  oft  begnügt  hat,  die 
übrigen  ReaHasten  für  ablösbar  zu  erklären,  so  hat  sie  mit  Bezug  auf 
die  Realfrohnen  geradezu  die  voUständige  (sogar  wnetUgeUUhe)  Äußebmm§ 


5.    freanueAes  UdAt.   II.  11   §,980:    Früchte,   die  im  BracbfeMe  «cbMel 
werden,  sind  der  Regel  nach  leheotfrei. 
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derselbeD  vat>rdnet.  Im  Groszen  ist  daher  dieses  Institut  nun  ab  antiquirt 
IQ  betrachten*). 

Auch  nach  dieser  Aufhebung  der  Realfrohnen  kommen  unter  dem 
Namen  Frohnen  noch  Dienste  vor,  welche  der  Staat  oder  die  Gemeinde 
(Staate-  und  GemeindefrohnenJ  den  Grundbesitzern  aus  Gründen  des  öffent- 
fiehen  Rechts  auferlegt  Sie  gehören  aber  dem  öfientlichen  Rechte  an  und 
sind  keine  privatrechtliche  Reallast  Und  wo  etwa  aus  privatrechtlichen 
GrOnden  noch  Frohnen  als  Gegenleistungen  fQr  Genüsse  der  Pflichtigen 
Hbrig  sind,  wie  z.  B.  die  Holz-  oder  Waldfrohnen,  welche  als  Gegen- 
leistang  für  den  Genusz  der  Forstberechtigung  gelten,  da  lassen  sich  die- 
selben dodi  nun  besser  als  rein  pertänliehe  Schulden  auffassen,  an  deren 
LäsiODg  eine  dmglicbe  Nutzung  geknüpft  ist 

*  Ehelf  füber  den  XJrspmng  derFrohnden.  1B23.  6.  oben  §.  89.  —  Qraiehen, 
«ber  Landeafrohnden  1849. 


Zehntes  Capital  n^jj^^' 

Vom  Rentenkau£   Gültbrief. 

I.   UrspräDfUchea  Recht  der  Grundrenten. 

• 

^  1.  Der  Rentenkauf  ist  wahrend  des  Mittelalters  in  Nachbildung  der 
Grundzinse  angekommen.  Es  schien  den  einen  (den  Bentenkäufem)  zu- 
liszig  und  nützlich,  auch  ohne  Grund-  oder  Vogteiherrschaft  zu  haben 
oder  anzustreben,  doch  ahnliche  auf  dem  Roden  haftende  ewige  Zinse  zu 
erwerben;  und  den  anderen  (den  Rentenverkäufem)^  welche  eine  Capital- 
soHune  bedurften,  dergleichen  Renten  von  ihren  Gütern  gegen  Empfang 
eines  Prdses  zu  verinszem.  (1.)    Diese  Art  einer  realen  Rentenschuid  war 

i.  Lü6.  O.  Stadtb.  Inscript.  ▼.  1289  {fault,  Erbgüter  Nr.  109):  relicU  Der- 
trami  M.  emlt  •  Johanne  de  B.  Yl  Marcas  den.  Wieb*  annoatim  in  tribns  Marcis 
wicbildea  et  in  dnabos  areis  ^  et  in  X  jugeribus  terre  —  quas  coram  Coss.  resig- 
naTll  eMem. 


*)  Doch  fiod  fie  gerade  im  ZatammenbaDg  mit  den  Ablösungsgeieueo  der  Jahre  1848—40 
dermaleo  biuBg  Ckgenttand  von  Procesfen,  insbeiondere  in  den  zahlreichen  F&llen,  in 
welchen  ihnen  aufgehobene  oder  nicht  aofgehobene  Gegenleistungen  der  Frobnberech- 
tigffen  enupreehen;  Tgl.  BUtter  für  Rechtaanwendung  XXV.  S.  53,  S  309;  eine  allge^ 
melfif  Bemerkung,  welche  nicht  nur  die  Frohnden,  sondern  alle  deutschrechlUchen  Na- 
tural- und  Periooal*LeiatoBgen  aui  Landleihe  oder  pert(»nlicher  Abhingigkeit  trifft,  ist, 
daaa  man  sich  sehr  hOten  musz,  aus  den  Namen  der  Leistungen  ohne  Weiteres  auf  die 
rechtliche  Natur  derselben  zu  schlieszen;  denn  die  Benennungen  sind  einmal  iandscbari' 
Ücb  sehr  mannicbfaltig  und  wechselnd .  und  ferner  von  der  rominisirenden  Terminologie 
der  Praktiicer  vielfach  vergewaltigt;  viel  eher  gewähren  mOndlicüe  Aussagen  Ober  die 
kerkommenmftszige  Art  der  Entrichtung  sichere  AnhalUpunkte  zur  rechtlichen  Be« 
nrtheihing. 
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den  alteren  Grundzinsen  nahe  verwandt  Sie  unterschied  sich  von  ihnen 
hauptsächlich  darin,  dasz  sie  von  Anfang  an  dem  Volks-  und  Landrecht, 
nicht  dem  Hofrecht  angehörte,  und  dasz  sie  keine  Unterthtaigkat  des 
Rentenpflichtigen  dem  Rentenkäufer  gegenüber  voraussetzte,  sondern  auf 
freiem  Gedinge  beruhte. 

Der  Rentenkauf  war  anfangs  ernstlich  als  Kauf  einer  Grundrente  ge- 
meint Es  konnten  aber  auf  diese  Weise  Geldsummen  zinstragend  angelegt 
werden,  und  man  begreift,  wenn  im  Verfolge  diese  erlaubte  Form  vielbcfa 
benutzt  wurde,  um  den  nämlichen  Zweck  zu  erreichen,  welcher  in  der 
Form  des  verzinslichen  Darlehens  wogen  des  canonischen  Verbotes  unzu- 
gänglich geworden  war. 

2.  Das  Rentrecht,  GiUtrechi,  Eioiggeldrecht  entsteht  in  der  altera  ZeÜ 
durch  gerichtliche  Auflassung,  welche  der  EigenthOmer  des  belasteten 
Grundstücks  zu  Gunsten  des  Rentenkäufers,  Goitgläubigers  oder  Gttlt- 
besitzers  vornimmt  (1.  2.) 

Der  Kaufvertrag  als  solcher  erzeugt  nur  eine  Forderung  des  Käufers 
auf  Bestellung  der  Rente.  Ebenso  begründet  das  „Geschäft"'  oder  Ver- 
mächtnisz  nur  einen  Titel  für  diese,  nicht  das  Recht  auf  die  Rente  sdbst 
In  den  meisten  Fällen  war  die  Rente  nur  auf  frenades  Elgenthum  con- 
stituirt,  nicht  bei  üeber tragung  des  Grundeigenthums  auf  den  Renten- 
schulden vorbehalten  (reservirtj^  doch  kommen  auch  solche  Fälle  vor. 

3.  Dem  Gültberechtigten  wird  daher  eine  Zinsgewere  zugeschrieben  {%), 
die  als  eine  dingliche,  aber  beschränkte,  nicht  mit  der  Eigengewere 
zu  verwechselnde  Herrschaft  über  das  renUnpflichtige  Gut  verstanden 
ward.  Daher  wurde  denn  das  Gfiltrecht  selbst  ab  liegendes  Gut  be- 
trachtet   (3.) 

4.  Die  Rente  kann  in  einer  Naturalleistung  oder  gewöhnlicher  in  Geld 
bestehen.  Naturalrenteu  wurden  später  zuweilen  verboten.  Auch  bei  der 
Geldrente  kam  es  anfangs  nicht  auf  ein  bestimmtes  Verhältnisz  zu  dem 
Preise  an,  später  aber  wurde  dieses  beachtet,  und  es  durfte  der  Preis  nicht 


%  SehwmbempiegtL  (c.  22.)  Ist  das  ein  man  sinem  friande  guot  scbafen  vU 
nach  sinem  tode,  wil  er  ez  im  sicMr  machen,  er  sol  im  scbrift  darüber  gel>en»  als 
ernacli  von  lipgedinge  gescbriben  sUt;  *oder  er  sol  Tür  ainen  rihter  varen  oder  Tör 
sinen  herren  vnde  sol  den  le  geziuge  dar  über  nernfn  unde  ander  liute  die  dibt 
sint.  Wil  er  es  at>er  gar  State  machen ,  so  seze  im  einen  zins  dar  Üz  da  mit  hit  er 
die  gewer. 

8.  ZllrH;AtfrRath8erk.T.1419.  ißiunischli,  Züritb.  R.  G.  I.  21Ü.}  Item  so  haben 
wir  uns  erkennet  amb  goot  so  man  liehet  uiT  stett,  alT  goetter  —  und  man  Jerlich 
gult  in  kouiTeswis  oder  süss  dammb  geben  sol  •-  darin  der  so  du  gelt  Urhet  und 
die  gült  koft»  rmb  das  hoptguot  oder  den  widcrkouf  nit  manen  mag,  wie  wol  der 
verkoflTer  den  widerkouflT  und  die  losung  tuon  mag ,  das  dasselb  gnot  sal  beisf n  timI 
sin  ligend  guot  und  nicht  varend  guot.  Wo  aber  Jeman  —  im  selben  vorbehept 
umb  sin  houptguot  und  den  widerkouf  se  maneu  —  sölich  guot  sol  beissen  und  sio 
varend  guot. 
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unter  den  zwinzig&chen  Werth  der  Rente  sinken,  so  dasz  diese  wie  ein 
Zins  Yon  5  pCt  des  hingegebenen  Capitals  erschien.  (4.)  * 

5.  Die  Altesten  Renten  waren  auch  auf  Seite  des  Bentenpfiichtigen 
gewöhnlich  ewig,  d.  h.  unabUkbar,  wie  ursprünglich  die  Grundzinse. 
Dann  aber  wurde  es  Qblich,  dem  rentenpflichtigen  GrundeigenthQmer  die 
Ahtötimg  jederzeit  ofien  zu  halten  (Recht  der  Wiedertösut^ ,  Wiederkauf J 
Qod  schon  fruh^  der  Grundsatz  anerkannt,  dasz  keine  unablösbaren 
Renten  errichtet  werden  dürfen.  (5 — ^7.)  Die  Ablösungssumme  besteht  in 
dem  fQr  die  Errichtung  der  Gült  bezahlten  Kaufpreis  und  darf  nicht  höher 
bestimmt  werden.  Für  nicht  gekaufte  Gülten  wird  der  zwanzigfache  Werth 
ab  Wiederlösung  angenommen. 

&  Dagegen  kann  der  Rehtenberechtigte  nicht  das  Capital  kündigen, 
d»  er  nicht  dargeliehen,  sondern  für  welches  er  die  Rente  erkauft  hat. 
Wohl  aber  kann  dieser  sein  Recht  verämtem,  zu  welchem  Rehuf 
wsprfli^lich  wieder  die  Form  der  gerichtlichen  Auflassung  nothwendig^war. 

Der  GüUherr  kann  alljährlich  die  ReZahlung  der  Rente  fordern,  und 
twir  Ton  dem  jeweiligen  Grundbtntxer  als  solchem.  Nicht  die  Person  ist 
gebooden  durch  die  Rentenschuld,  sondern  der  Eigenthümer  des  belasteten 
Gtites  ist  rentenpflichtig,  und  so  konnte  man  wohl  zu  dem  bildlichen 
Aosdrack  greifen:  ,J)ai  Gut  schuideV*  Dasselbe  haftet  auch  nicht  blosz 
Mcessorisch,  wie  zu  Pfandrecht  für  eine  persönliche  Schuld.  Vielmehr  ist 
io  diesem  VerhAltnisz  zuerst  der  Gedanke  einer  dem  deutschen  Rechte 
eigenthQmlicheQ  dinglichen  Schuld,  der  Bodenschuld  ganz  deutlich  geworden, 
in  welche  jeder  eintritt,  wann  und  insofern  er  Eigenthümer  des  belasteten 
Bodens  wird,  ein  Gedanke,  welcher  In  den  Grundzinsen  anfongs  noch  von 
der  Oberherrlichkeit  des  Grund-  oder  Vogteiherrn  umhüllt  war,  dann  aber 
•Uerdings  auch  da  hervorgetreten  Ist  DemgemAsz  kann  der  Gültherr« 
wenn  die  Rente  nicht  bezahlt  wird ,  die  auf  dem  Gute  vorhandene  Fahr. 
Mis  pfänden,  die  gewissermaszen  als  Zubehörde  desselben  gilt,  nicht  aber 
iQszerhalb   des   Gutes   andere   dem    GüUmann   gehörige   Sachen.   (8.  9.) 

4.  A.  fol,  O.  V.  1577.  Tit.  17  S-  9  •  Und  nachdem  die  Wie derkaufsgülten 
iileolhalben  in  Landen  gemein  seyn,  so  sollen  mit  hnnderi  ^üüeiff«  Hanptgeldes  nicht 
■ehr  daan  fümf  Onldtn  jährlicher  Gülten  gekanfc  werden  ond  die  LotkümUgwutg  der 
^Ufertchreibung  —  hei  dem  Verklufer,  nicht  beim  Käufer  stehen. 

6.  Grandbuchsordn.  von  M&nehem  ?.  1572.  8:  Item  es  sollen  Stadtschreiber 
and  noderrichter  — khalnen  ewiggeldbrief  aaf  onablöszlich,  wie  vor  alters  gebrluch- 
Hch  gewest,  weder  schreiben  noch  siglen,  es  geschehe  dann  mit  rhats  vorwissen  and 
erianbons. 

6.  Loh,  K.  V.  1240  Art.  195:  Na  dem  groten  brande  wart  dat  recht  gemaket, 
dhit  al  dat  wikbeldegelt ,  dat  vort  mer  to  queme,  man  wedderkopen  mochte,  Jo  am 
tlso  feie  alse  it  gekoft  wart. 

7*  Läh.  R.  III  6.  9:  Alle  verkanffle  Rente  mag  der  Verkäuffer  widerumb  lusich 
lösen  vor  Geld,  dammb  die  Rente  Terkaafft  worden  seyn. 

B.  Frey-Urg.  8UI.  20:  Welch  man  erbeciAs  hat  an  eime  hose,  der  mac  pfen- 
den  aoe  gerichte  ^  Tindet  aber  be  da  nicht  zu  pfendende  —  so  sol  man  im  teilen, 
be  »ii  J2  ufbiten  —  so  butet  be  iz  af  su  drin  dingen  und  laze  iz  im  eigenen. 
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Ebenso  darf  der  GüHherr,  wenn  er  nicht  befriedigt  wird,  das  renten- 
pflichtige  Haas  xuiperren  und  venchUiizen,  and  nöthigeofalls  nach  den 
einen  Rechten  zur  Verg€mtung  bringen,  nach  den  andern  sogar  an  sidi 
ziehen  und  sieh  aneignen.   (8—10.) 

Dm  deszwillen  wird  auch  der  GüUmann  immer  frei,  wenn  er  das 
Grunditiick  aufgibt,  gleichviel,  ob  er  dasselbe  an  ^nen  andern  yerflaszert 
oder  derelinquirt,  und  es  kann  der  Goltherr  bei  allf^lligem  Mindererkis 
auf  der  Gant  sich  nicht  mehr  an  den  vormaligen  GQltmann  halten. 

♦  AlhrecM^  Gewere.  S.  157  ff.  —  Auei\  das  Stadtrecht  von  München. 
1640.  —  Die  „rentes  fonci^res**  des  französischen  Rechts,  welche  PoBlix  in 
einem  einläszlichen  Buche,  Paris  1828,  näher  dargestellt  hat,  sind  varhtkaUem 
Renten,  nähern  sich  aber  in  ihrem  dingHehen  Charakter  der  deutschen  QOlt, 
während  die  erkaufte  Rente  des  ftraniösischen  Rechtes  einen  pereöntiekm 
Charakter  angenommen  hat  —  Stobhe,  cur  Geschichte  und  Theofk  des 
Rentenkauft  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  XIX  8.  178.  —  Orltof, 
Jahrrente  und  Geschosz.  in  Lübeck,  Bremen  und  den  schlesWig-hotetei  nischen 
Städten.  Lübeck  1863. 

§.98. 
n.  Spätere  FortbilduDg  der  Göltbrlere. 

1.  Die  Veränderung  des  Creditsystemes  —  anfangs  war  der  Credit 
lediglich  auf  die  Güter  gebaut,  später  wurde  er  in  ersterUiiie  den  Per- 
sonen zugewendet,  und  suchte  in  dem  Boden  nur  eine  Unterstützung  — 
ferner  die  Einfährung  der  verzinslichen  Darlehen  mit  Realversichemog, 
endlich  die  Einwirkung  der  römischen  Rechtsbegriffe  hemmten  theils  die 
Anwendung  der  Rentenkäofe,  theils  brachten  sie  auch  in  der  juristischen 
Auflassung  der  Gülten  mancherlei  Aenderungen  hervor.  Indessen  ist  das 
Institut  aus  dem  heutigen  Rechte  nicht  verschwunden,  und  bietet,  wo  es 
naturgemäsz  fortgebildet  worden,  wie  z.  ß.  in  dem  Stadtrechte  von  München, 
indem  es  dem  Gläubiger  erhöhte  Sicherheit  und  dem  Schuldner  die  Be- 
ruhigung verschafR,  dasz  er  nicht  durch  ungelegene  Capitalkündigung 
überfallen  werde,  vor  den  Pfandbriefen  so  bedeutende  Vorzüge  dar,  dasz 
es  noch  mit  Neigung  angewendet  wird  und  neuer  Förderung  auch  durch 
die  Gesetzgebung  in  der  That  würdig  ist 

Den  Landbauern  insbesondere,  welche  durch  die  heutige  Umwandlung 
der  unaufkündbareii  Reallasten  m  kündbare  Dariehen  mit  Grundversiche- 
rung leicht  in  neue  Bedrängnisz  gerathen,  da  es  ihnen  nicht  immer  leicht 
ist,  Geldcapitalien  aufzutreiben,  ist  dieses  Institut  sehr  zu  empfehlen«  da  sie 
durch  dasselbe  vor  der  Capitalkündigung  des  Gläubigers  gesichert  werden. 

2.  An  die  Stelle  der  gerichtlichen  Auflassung  ist  nun  auch  hier  die 
Fertigung   im   Grundbuch   getreten,    welcher    regelmässig  die  Ausstelhing 

9.  MüneKmer  St.  (bei  Amer,  8.  133):  pfenden  Sn  richter  in  scIierireB  auf  de« 
anger  und  wismat,  als  ewigs  gells  uod  des  landes  recbt  ist 

10.  Urk.  bei  jiuer,  8.  133:  ein  Badbaus  se  spcrrett  und  le  TerslacfafD  io  rieh-- 
ter  In  amptleul. 
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doer  beglaobigieD  Urkunde,  des  GüUbriefes,  Emggeldbriefei  folgt.    Ohne 
jene  kann  das  dingliche  Gültrecht  nicht  entstehen.  (1.) 

3.  Das  moderne  Princip,  dasz  der  Boden  nicht  mit  ewigen  Reallasten 
beschwert  werden  darf,  hat  nun  auch  die  Wirkung,  dasz  die  filtern  unab* 
liübiren  Renten  ablösbar  geworden  sind.  (2.)  Durch  Statut  oder  Debung 
wvd  eine  Kikuligungifrist  von  zwei  oder  mehr  Monaten  vorausgesetzt,  da- 
mit der  Gullherr  die  Gelegenheit  erhalte,  für  neue  Verwendung  der  abge- 
ahken  Capitalien  zu  sorgen. 

4.  Das  Recht  des  Gültherrn  auf  Pfilndong  des  Gültmanns  und  die 
ikeo  Formen  der  Sperrung  und  der  Aneignung  sind  nun  meist  unter- 
gingen und  durch  gerichth'che  Executionsmittel  und  die  Vergantung  ver- 
dringt,  zuweilen  aber  ein  energischeres  Verfahren  als  für  pfandbriefliche 
Forderungen  eingeführt  worden,  dessen  Strenge  vorzüglich  die  Fortdauer 
des  woUthatigen  Instituts  sichert.  Die  Münchner  Ewiggeldsordnung  z.  B* 
bszt  die  Vergantung  des  Pflichtigen  Grundstücks  nach  kurzen  Fristen 
folgen.  (Saomt  der  Gültmann  mit  der  Zahlung  der  Jahresrente,  so  kann 
14  Tage  nach  dem  Verfalltag  „gesperrtes  d.  h.  unter  Androhung  amtlich 
gemahnt,  nach  weiteren  14  Tagen  „Span  oder  Wasen'*  von  dem  Hause 
oder  Grundstück  „geschnitten'*  und  wieder  nach  14  Tagen  die  Vergantung 
Torgenommen  werden;  Einreden  werden  nur  insofern  zugelassen,  als  sie 
sofort  liquid  zu  machen  sind.) 

Die  Klage  auf  Bezahlung  der  Rente  (die  Ewiggeldklage)  hat  noch 
eioendtn^/icAfn  Charakter,  und  ist  gegen  den  gerichtet,  welcher  als  Eigen- 
thOroer  des  Pflichtigen  Gutes  in  dem  Grundbuch  eingetragen  oder  durch 
den  Erbgang  Eigenthümer  geworden  ist.  Hinwieder  hat  dieser  eine  Nega- 
torienklage gegen  «in  angemasztes  Gültrecht. 

5.  Das  Verhfiltnisz  der  GüUfardenmgen  zu  den  Uypolhekarforderungen 
wird  im  Einzelnen  von  den  Statuten  verschieden  bestimmt.  Aus  der  Natur 
der  Dinge  ergeben  sich  folgende  Hegeln: 

a)  der  später  entstandenen  Hypothekarforderung  geht  die  früher  bestellte 
Gült  auch  ihrem  CapHalwerihe  nach  vor,  denn  die  Rente  ist  dauernd 
und  musz  daher  in  dieser  bleibenden  Bedeutung  (d.  h.  zu  Capital) 
angeschlagen  werden. 

b)  Mindestens  die  letzte  Jahrrente  (in  München  die  „gefreite  Gült**  ge- 
nannt, der  aber  noch  eine  „ungefreite  Gült''  an  die  Seite  gesetzt 
wird)  einer  altern  GüH  geht  auch  den  älteren  Rückständen  der 
Hypothekarzinse  vor. 

1.  Grandbuchordn.  f.  München  v.  1572.  I:  ^  das  alle  ewiggell—  und  wilbrief 
über  tolcbe  ewiggeli  —  amb  die  beosef  und  grundstuckb  im  burckfridi  gelegen  bei 
öer  getefaworacB  stadlscbrelberri  geachrieben  und  darcb  den  stadUcbreiber  und  un- 
dnricbter  so  beede  daiu  geschworen,  mit  gemelter  sUdt  ewiggelt  —  insigeln  — ^ 
teüen  beaiglst,  «oeh  darta  in  die  grundpüecber  —  eingescbriben  werden. 

2.  FrmnA.  Ref.  IL  7.  $.3:  Da»  alle  ewige  Zinss  —  für  unablösig  bisbero  ge* 
ballen»  nan  binfäro  dorcbaus  ahlösig  —  seyn  soUen. 

B 1  n  ■  t  a  e  b  I  i ,  deotacbei  Fritatrecbt.   8.  AuiL  19 
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c)  Für  mehrere  Giütrückstände  ist  oft  das  Recht  des  GüHherm  aoerkanni, 
dieselben  durch  Bestellung  emer  H^'poftek  zu  sichern. 
6.   Das  GüUrecht  geht  unter: 

a)  durch  gänzlichen  Untergang  der  belasteten  Sache,  wohin  der  Brand 
oder  Einsturz  eines  Hauses  nicht  gehört;  vielmehr  bleibt  in  diesem 
Fall  die  Gült  auf  der  Baustfltte  haften  und  ergreift  auch  das  neue 
Gebftude. 

b)  Durch  vollst&ndige  und  unwiderrufliche  Einigung  des  Gflltrechts  und 
des  Grundeigenthums  in  einer  Person,  Consolidation, 

c)  Durch  Löschung  im  Grundbuch ,  sei  es  in  Folge  des  Verzichtes  des 
Gültherrn  oder  der  Ablösung  von  Seite  des  GüHmannes.  Weder 
der  Verzicht,  noch  die  Zahlung  können  für  sich  die  gftnzliche  Ze^ 
Störung  des  Goltrechts  bewirken,  welches  auf  der  Glaubwürdig 
des  Grundbuchs  und  des  gesiegelten  Gültbriefs  beruht,  und  daher 
noch  geachtet  werden  musz,  wenn  ein  redlicher  Besitzer  sich  darauf 
berufen  kann.  (Auer,  S.  191  ff.  neigt  sich  der  entgegengesetzten 
Meinung  zu.) 

*    A,  L   Riedel,  das  Ewiggeld-Inatitat  in  München.   Hünchen   1819.  — 
Oengler,  dentBcheB  Privatrecht  §.  78. 


Eilftes  CapiteL 

Püuidrecht 

§.  99. 

A.   An  liegendem  Gute. 
I.   Aelteres  Recht. 

1.  Alte  Satzung.  Die  Älteste  deutschrechtliche  Form,  in  welcher  der 
Schuldner  durch  Versetzung  von  liegendem  Gute  dem  Gläubiger  Sicherheit 
verschafft  halte,  war  zwar  noch  roh  und  unbequem,  enthielt  aber  doch 
schon  den  Keim  des  veredelten  modernen  Hypothekarsystems  in  sich.  Die 
altere  Satzung  ndmlich  wurde  durch  die  gerichilicfie  Auflassung  begründet 
Dadurch  erwarb  der  Gläubiger  eine  dingliche  Herrschaft  über  das  Gut,  die 
sogenannte  Satzungsgewere,  Aber  diese  ftuszerte  sich  anfangs  noch  in 
realem  Besitz,  Der  Gläubiger  übernahm  die  Wirthschaft,  und  bezog  die 
Früchte,  sei  es,  dasz  diese  als  Ersatz  für  die  Ueberlassung  des  Capitals 
(Zins)  betrachtet,  sei  es,  dasz  sie  an  dem  Darlehenscapital  at^erechn^ 
virurden.    (1.)     Die  Eigenthumsgewere    freilich    blieb    bei    dem    Schuldner 

1.  ürk.  V.  iiSTiHrani,  g.  139.  82):  Burchratioe  Colon,  eoram  SeuSmü /urü- 
dieüofwm  Comide  qne  Bargrafschaf  dicftnr  et  dommm  »mm  com  Gurte  —  de  con- 
senstt  Qioris  sne  —  per  mannm  Archiepiseopi  —  Symoni  ^  in  pignore  exposnit  et 
pro  CG  Marcis  obltgavit,  ea  Gonditione,  at  predicta  Donas  cam  Gurte  sua  et 
prefhU  Jorisdletio  ^  cum  omni  trtKin  et  utilitate  *—  per  qutluor  annaa  eontioue 
obligatam  erit  prefato  Symoni. 
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zorfick,  and  es  hatte  dieser  das  Recht,  durch  Erlegung  der  Schuld  das 
Gut  wieder  von  der  Satzung  zu  lösen,  ein  Recht,  das  indessen  zuweiTen 
so  sehr  beschränkt  wurde,  dasz  die  Satzungsgewere  des  Gläubigers  leicht 
DiH  der  Eigengewere  verwechselt  werden  und  mit  der  Zeit  in  diese  über- 
gehen konnte.  In  solcher  Form  sind  oft  auch  Grund-  und  Landesherr- 
ickaften  von  den  verschuldeten  Grund-  und  Landesherren  an  andere  reichere 
Herren  oder  Städte  zur  Satzung  gegeben  worden  und,  well  das  Wieder- 
tesungsrecht  nicht  zur  rechten  Zeit  ausgeübt  wurde,  in  das  volle  Herr- 
sehaftsrecht  der  Besitzer  tkbergegangen. 

2.  Neuere  Satzung.  Ein  groszer  und  entscheidender  Fortschritt  ge- 
schah, als  man  einsah,  dasz  der  reale  Besitz  von  Seite  des  Gläubigers  un- 
nOthig  sei  fOr  den  Zweck  des  Pfandrechts,  und  dasz  das  dingliche  durch 
die  Auflassung  begrOndete  Recht  auch  ohne  jenen  Bestand  und  Wirkung 
habe.  (2.  3.)  Was  die  römische  Jurisprudenz  jahrhundertelang  angestrebt 
und  dann  erst  auf  Umwegen  und  in  unvollkommener  Form  erreicht  hat, 
dns  war  nun  in  sicherer  Gestalt  gewonnen,  nämlich  ein  dingliches  Recht 
an  der  Sache,  dessen  Inhalt  nur  Sicherheit,  aber  auch  volle  Sicherheit  fÖr 
die  Forderung  ist,  nicht  mehr  (nicht  Eigenthum,  Besitz,  Fruchtgenusz) 
und  nicht  minder  (Jedermann  gegentiber). 

Der  Schuldner  war  nun  in  seiner  Wirthschaft  nicht  gestört,  der  Gläu- 
biger nkht  mit  fremder  Oekpnomie  beschwert.  Es  konnten  nun  auch 
iDdirere  Pfandrechte  zu  Gunsten  verschiedener  Gläubiger  ohne  Schwierig- 
keit bestellt  werden.  Ihnen  allen  gewährte  das  Recht  solcher  Satzung 
ruhige  Sicherheit,  denn  um  der  öffentlichen  Form  der  Auflassung  willen 
war  der  Rechtszustand  des  Pfandobjects  offenbar,  und  trat  wirklich  der 
vorausgesehene  Nothfall  ein,  dasz  der  Schuldner  nicht  zahlte,  so  konnten 
%\o  nnn  auf  ilas  Unterpfand  greifen  und  da  Befriedigung  suchen.  Dann 
erst  wurde  der  Gläubiger,  der  darum  nachsuchte,  von  dem  Gerichte  in 
den  realen  Besitz  gewiesen  und  zuletzt  das  Grundstück  gerichtlich  ver- 
gantet,   und   die   versicherten    Forderungen   aus   dem  Erlöse  getilgt    (4. 


2.  Rerbtsb.  K.  Lndwig$  {ffenmann^  8.  112):  Wer  dem  anderen  pfant  antwart, 
daz  aign  oder  lehn  ist  und  das  pfiint  dannoch  in  temer  gewali  bleibt  und  dal  er  es 
jenem  dem  er  es  gesetzt  hat,  —  ze  hant  nicht  ontertänig  macht,  —  da  soll  er  im 
brief  übergeben  mit  seinem  insigel  ^  und  mit  fjferif btsinsige). 

3.  Meigdeb,  Fr.  I.  6.  8  {firmut,  g.  139,  37):  Wird  einem  ein  erbe  vor  gerichi 
gesatzt,  der  hat  eine  rechte  gewer e  daran  (ob  Jener  der  es  setzt,  nu  wol  blieb  in 
dem  erbe). 

4.  Verden,  Stat.  47  [Hrmut^  g.  139,  41):  Mach  he  des  aldds  vollenkamen  mit 
dem  rade  und  richte,  dat  de  uffberiinge  also  gesehen  sy,  so  sehall  de  radt  mit  des 
rJchters  boden  den  upbeder  weidigen  uod  woeren  laten  in  dat  schall  he  dc«i  holden 
6  weken  and  3  dake,  werdt  idt  darinnen  von  dem  Schuldner  nicht  gelösct,  &o  mag 
he  dat  erre  laten  werderen  und  wat  Idt  den  beter  were  alse  sine  schuMt  dat  schold« 
he  deme  anderen  wedder  keren,  were  id  oek  ringer,  dat  möchte  he  ehme  affhianen 
■Dil  rechte  wen  he  konde. 

19  • 
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5.)  Nach  einzelnen  Rechten,  welche  hierin  der  Altern  Form  der  Satzung 
sich  anschlieszen,  darf  in  solchem  Fall  der  Gläubiger  nach  gewissen  Fristen 
das  Pfandobject  sich  durch  den  Richter  zueignen  lassen,  um  anea  be- 
stimmten Werth  oder  sogar  gegen  seine  Forderung  und  die  Ueberoahme 
der  besser  versicherten  Schulden*  (6.) 

Der  Form  der  Auflassung  bediente  man  sich  auch  wohl,  um  an  einem 
ganzen  Vermögen,  als  einer  Gesammtheit  von  Rechten  (liegendem  und 
fahrendem  Gute),  ein  Pfandrecht  zu  bestellen,  das  freilich  geringere 
Sicherheit  gewährte,  da  das  Object  trotz  dem  Pfandrecht  der  Verinderaag 
ausgesetzt  blieb.  J.) 

3.  Ingrossation.  In  manchen  Städten  kam  man  schon  frühzeitig  auf 
den  glücklichen  Gedanken ,  die  Verpfändungen  der  Grundstücke  in  ein  be- 
sonderes Buch^  das  Gerichtsbuch,  einzutragen,  und  ea  verwandelte  sich  so 
allmählich  die  mündliche  Form  der  gerichtlichen  Auflassung  in  die  der 
ichrifUichen  Eintragung  in  ein  öffentliches  Buch,  auch  Ingrossation  ge- 
nannt (8.  9.)  Die  Einsicht  in  die  Pfandrechte,  welche  auf  den  Gütern 
haften,  wurde  auf  solche  Weise  erhöht,  die  Erinnerung  sicherer  bewahrt 
und  der  Credit  befestigt  Die  organische  Foribildung  zu  dem  modernen 
Hypothekarsystem  war  vorbereitet  und  eingeleitet  Dann  aber  wurde  die 
Entwicklung  noch  einmal  vorzüglich  seit  dem  XVI.  Jahihundert  gestört 
durch  das  unverständige  Gebahren  der  gelehrten  Juristen,  welche  auch  in 
dieser  Lehre  die  Rechtsvorschriften  des  Corpus  Juris  zur  Geltung  zn 
bringen  suchten  und  dadurch  das  ganze  Creditsystem  in  seinen  Grundfesten 
erschütterten  und  verwirrten. 

Nach  ihrer  Lehre  sollte  nun  auch  ein  durch  formlosen  Vertrag  ohne 
Ingrossation  verabredetes  Pfandrecht  dingliche  Wirkung  haben  mit  Bezog 
auf  unbewegliche  und  bewegh'che  Sachen,  dem  ingrossirten  Pfandrecht  aber 
nur  die  Vorzüge  des  Pignus  publicum  der  Römer  zukommen,  vor  dem  es 


6.  Stader  Sut.  10  (Kraut,  g.  139,  39):  Wert  einen  manne  erve  lo  paode  gbesel 
bl  erer  beiden  wilkore,  dtt  scal  he  upbeden  dre  etdhage  (echttage)  and  beten  it  op 
mit  goden  luden  tbeme  manne  und  verkopent  ih^nne,  tbar  be  wille. 

6.  Preiherg.  Sut.  I,  77:  Wirt  aacb  einem  manne  ein  bus  gesalzt  oder  eigen 
and  Erbe  vor  gerfobte,  ond  wil  be  deme  nachfolgen,  —  daa  man  es  im  9iftn  sulle. 
80  sal  he  is  afbieten  drie  dinc  —  so  sol  der  richier  mit  ihm  gehn  —  ond  sprechen 
also:  set,  ich  eigene  iz  uch  vor  also  viel  geldes. 

7.  Sehöfftn  Urth,  [Hraat,  g.  139.  50):  und  de  hur  den  twen  anderen  alle  sio 
gad  beveglick  and  unbeweglick  Tor  dem  TOgede  te  pande  gesatb  hebbe. 

8.  Münchner  Stadtr.  Art.  32 :  Wer  erb  and  aigen  ce  pfant  wil  setzen ,  der  sol 
du  taon  vor  gericbls  in  ofner  sebrannen  in  den  vier  wenden ,  Tod  das  sol  man 
schreiben  in  das  gerichtbaoch. 

9.  Prtyburg,  Sudtr.  ▼.  1520.  U  8:  Welcher  ein  ligend  gut  omb  schulden 
insetzt  and  verunderpfandet ,  der  sol  desthalb  zum  wenigsten  in  das  gericbtsbuch 
insehriben  lassen,  wil  er  ab«r  ein  zinsz  vff  das  ligend  gütscblahen,  so  sol  ers 
offenlich  vor  gericht  fertigen,  sunst  wo  anders  gebandelt  würd,  sol  die  verpUndung 
nit  krafft  haben. 
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nch  doch  in  wesentlichen  Dingen  auszeichnete  (10.);  nnd  Tollends  wurde 
die  Unsicherheit  vergröszert  durch  die  Aufnahme  der  privüegirten  und  ge- 
mxKehen  Pfandrechte  des  römischen  Rechts,  zuweilen  sogar  diese  noch 
dorch  neue  ähnliche  Privilegien  vermehrt  (11.  12.) 

Nicht  Qherall  aber  in  Deutschland  ist  gleichmAszig  diese  Mischung  des 
hergebrachten  deutschen  und  des  hergebrachten  römischen  Rechts  vor  sich 
fegangen.  Die  deutsche  Ingrossation  bei  dem  Gerichte  der  gelegenen  Sache 
mit  ihren  Vorzogen  erhielt  sich  manchenorts  bald  mehr,  bald  minder  rein 
ib  das  herrschende  System.  In  unserer  Zeit  aber  sehen  wir,  wie  die 
deutschen  Principien  des  Pfandrechts  alhnähKch  in  ganz  Europa  wieder 
od  nun  in  durchgebfldeter  Form  volle  Anerkennung  erlangen  und  die 
frtiiere  Verwirrung  widerstreitender  Rechtsbegrifle,  an  welcher  das  deutsche 
Recht  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  gekränkelt  hat,  durch  ein  zusam- 
menhtogendes  System  gehoben  wird. 

*  J.  F^  Gildemeisier,  zwei  Abhandlungen  aus  dem  Pfandrechte  der 
Rdchflstadt  Bremen.  Bremen  1797.  —  AJbrecht,  Gewere  S.  130  ff.  —  ßudde^ 
in  der  Zeitochrift  f.  D.  R.  IX  S.  411  ff.  —  v.  Madai,  Satzung  des  altem  Rechts 
eboida  Vin  S.  284.  —  F9rsiert  Yerantworilichkeit  des  Satsongsglänbigers 
^Mida  IX  101,  «nd  :  De  ereditoria  pignoratitii  prasetaüonibiis'e  prsoepüs  Juris 
genn.  Yrafcial.  1843. 

$.100. 

n.    Neueres  Hypothekarsystem. 

i.  Entstehung  uad  Ende  der  Grandversieberang. 

1.  Das  BedOrfoisz  des  gesicherten  Realcredits  hat  zur  Beachtung 
nreier  Prindpien,  der  Oeffentliehkeit  und  der  SpeeiaUtät,  geleitet;  und  von 
da  ans  ist  das  flypothekarsystem  umgebildet  worden.  Um  die  Oeffentlieh- 
keit des  Pfandrechtes  zu  bewirken ,  wurde  der  alte  Gedanke  der  gericht- 
Kcben  Auflassung  in  der  neuern  bessern  Form  der  Fertigung  durch  da$ 
Grundbuch  wieder  aufgenommen.  Die  Verwerfung  aller  durch  bloszen 
Vertrag  yerabredeCen  Privaihypothehen  und  ebenso  aller  gesetzlichen  und 
fiicikgirten  Pfandrechte  war  dann  eine  einfache  Folge  jenes  Princips. 
Der  Grundsatz  der  Specialität  trat  hinzu  und  beseitigte  oder  wies  zurück 
die  froheren  generdUn  Pfandrechte. 

10.  Bmm6.  Stat.  II  5,  1:  Wann  wegen  Vorzugs  der  Gläubiger  Streit  vorffillt; 
80  soll  zuforderst,  was  vor  dem  Ratbe  verlassen,  und  in  das  Stadtbucb  vereeichnei 
worden,  allen  anderen  Verpfandungen  so  nicht  vor  dem  Ratbe  geschehen  und  einge- 
schrieben, vorgezogen  werden.  Und  unter  diesen  sollen  allewege  die  alteren  den 
Vorzug  haben. 

11.  Preyburg.  Stadtr.  V.  1520.  II,  8:  Alles  dasiben  das  vatter  und  mutter  den 
khiden  nach  unser  Stattrecht  hinusz  zu  geben  schuldig ,  umb  daz  alles  sind  Ire  ligende 
and  varende  guter  den  kinden  verschwigenlich  verpfendt. 

12.  A.  KursMchs.  Proz.  0.  Tit.  46  §•  2 :  Vornehmblich  (haben)  die  Ehe- Weiber 
deren  GOter  halben,  n eiche  sie  über  das  Ehe-Geld  ihren  Münnern  zubringen,  eine 
tUllsAweigende  Yerpfindung  ohne  Privilegium. 
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Die  Einführung  und  Einrichtung  der  Hypothekenbücher  oder  Grund- 
bücher vollendete  das  neue  System.  (§.  63,  3.) 

2.  Nach  diesem  Hypothekarsystem,  welches  wir  das  deuUche  heisien 
dürfen,  obwohl  es  auch  in  romanischen  Lflndem  Eingang  und  steigende 
Anerkennung  findet,  kann  ein  Pfandrecht  an  Liegenschaften  nur  durdi 
Fertigung  im  Grundbuch  enUteksn.  (1.  2.)  Der  noeist  voraus  gehende 
Pfandvertrag  bewirkt  dann  nur  eine  persönliche  Fordarumg  des  GUobigen 
gegen  den  Schuldner  auf  Fertigung,  nicht  ein  dingliches  Recht  an  der 
Sadie.  Ebenso  kann  in  gewissen  FAlIen  das  Gesetz  da ,  wo  es  früher  m 
gesetzUcbes  Pfiandiiecht  verstattet  hat,  wohl  einen  Rechtstiiel  zur  Eintragung 
in  das  Grundbuch  verleihen,  nicht  mehr  das  Pfandrecht  selbst  {±)  Das 
preutziiche  Landrecht  bat  zwar  auf  die  richtige  Bahn  eingetenkt,  ist  aber 
in  dieser  Beziehung  noch  nicht  zur  Reinheit  der  Principien  dureb- 
gedrungen;  die  österreichiiche,  bayrische  und  überdem  eine  Reihe  neuerer 
Gesetzgebungen  der  europäischen  Staaten  haben  dagegen  das  System  eoo- 
sequ^t  ausgebildet 

Eine  weitere  Folge  desselben  ist,  dasz  das  Daium  der  Eintragung 
nicht  des  entstandenen  Rechtstitels,  die  Ordnung  der  Pfandrechte  bestinHiit 
Die  an  dem  nttmlidien  Tage  eingetragenen  Pfandrechte  haben,  wenn  nicht 
eines  dem  andern  ausdrücklich  vorgestellt  wird,  gteichet  Recht.  {3.) 

3.  Die  Eintragung  selbst  geschieht  nach  vorgflngiger  Prüfung  des 
Falls    \.4.)«    insbesondere    der   Handlungsbhigkeit   des    Verptenders,  der 


1.  Frewittucke»  Lalldr.  I  30.  $.  411 :  Nor  dorck  wirkliche  Eintragung  in  die 
dffentlicbeo  Grundbücher  wird  das  HypolhekeDrechl  selhsl  erworben.  $.  9:  So  lange 
(diese)  nicht  erfolgt  ist,  kann  xwar  der  Gläubiger  die  seiner  Forderung  im  Gesetie 
beigelegten  Vorrechte  iuf  das  Vermögen  des  Schuldners  und  die  darin  befindlichen 
Sachen  ausüben.  %,  \0:  Er  kann  aber  dieselben  auf  Sachen,  die  rechtsgältiger 
Weise  aas  dem  Vermögen  des  Schuldners  herausgegangen  sind,  gegen  einen  dritten 
BesHser  nicht  verfolgeo. 

2.  OnterreiehtMpkßs  Ges.  S*  ^^O:  Der  Titel  «ir  Erwerbung  des  Pfandrechlei 
gründet  sich  auf  das  Gesetz»  auf  einen  richterlichen  Anspruch,  auf  einen  Vertrag, 
oder  den  letzten  Willen  des  Eigenthumers.  §•  ^^  •  ^^  ^^  Pfandrecht  wirklich  za 
erwerben,  musz  der  mit  einem  Titel  versehene  Gläubiger,  wenn  die  Sache  OBhe- 
weglich  ist,  seine  Forderung  auf  die  zur  Erwerbung  des  filgenthumea  llegenöer 
Gilter  Torgeschriebene  Art  einverleiben  lassen.  Der  Titel  allein  gibt  nor  ein  per- 
sönliches Recht  zu  der  Sache,  aber  kein  dingliches  Recht  auf  die  Sache. 

3.  Bayriich€$  Hypoth.-Ges.  ^.  23:  Jedem  Eintrag  in  das  Hypothekenbucb 
musz  Tag,  Monat  und  Jahr,  an  welchem  derselbe  geschehen,  beigesetit  werden. 
Der  Vorzug  der  eingetragenen  Forderungen  ist  blosz  nach  dem  Tage  des  Eintrages 
zu  beurtheilen;  daher  genieszen  alte  an  demselben  Tage  in  dem  Uypotbekenbuche 
eingetragenen  Forderungen  gleichen  Rang,  wenn  nicht  —  einer  Hypothek  ein  be- 
stimmter Hang  im  Voraus  zugewiesen  worden. 

4.  Pretistitehei  Landr.  g.  127:  Der  Richter  musz  in  Präfung  eines  solchen 
Eintragungsgesuches  auf  die  Qualität  der  contrahirenden  Personen,  auf  die  Beschaf- 
fenheit des  verpfändeten  Grundstücks  und  den  Inhalt  sowohl ,  ats  die  Fassnog  oad 
äoszere  Form  des  Instrumentes  Rucksicht  nehmen. 


Digitized  byVjOOQlC 


$•  100.   Neoeret  Hjpolhektrsyflteiii.  S]K( 

ReftlitM  des  Recbtslitels,  der  aus  dem  Grandbaeh  ereicbtiicben  Recbts- 
zustande  des  GnindstQcks.  Der  Führer  des  Grondbadis  ist  für  fieaditung 
der  erforderlicben  Vorsiebt  und  insbesondere  der  Alteren  die  neue  Ver- 
pfibodong  bescbrftnkenden  Einträge  in  das  Grundbuch  verantwortlidi.  Er 
darf  zwar  keine  Vormundschaft  üben  über  die  Privaten,  welche  eine  Ein- 
tragung begehren,  noch  unnötbige  Schwierigkeiten  machen,  aber  er  soll 
die  rechtlichen  Interessen  des  Realcredits  von  Amts  wegen  wahren. 
Ergebeq  sich  vor  der  wirklichen  Eintragung  Zweifel  und  Streitpunkte  unter 
den  Parteien,  so  musz  er  diese  an  den  Richter  verweisen,  und  vor  dessen 
Entscheidung  jede  Aenderung  des  dermaligen  Bestandes  des  Buches  ver- 
weigern. 

4»  Das  Pfondobject  musz  ipecieü  bezeichnet  sein.  \i.)  Es  genügt 
daher  nicht  der  Ausdruck:  ,,all  mein  liegendes  Gut'';  noch  können  Grund- 
stücke, deren  ]Erwerb  der  Verpftnder  erst  in  der  Zukunft  hofft,  gültig 
jetzt  schon  von  ihm  verpfändet  werden.  In  der  Regel  musz  auch  die 
Gröize  der  Forderung ^  für  welche  das  Pfandrecht  bestellt  wird,  bestimmt 
(nach  manchen  Rechten  in  einer  bestimmten  Geldsumme)  angegeben  sein.  (5.) 
Indessen  ist  doch  eine  eventuelle  Verpfändung  zulässig  für  Forderungen, 
die  erst  in  Zukunft  bestimmt  werden,  deren  Entstehung  sogar  ungewisz 
ist,  wenn  nämlich  schon  bei  der  Verpfändung  die  höchste  Summe  bestimmt 
ist,  für  welche  das  Grundstück  Realsicherbeit  gewährt.  (Reakautionen.) 
Da  fiberdem  das  Pfand  gewöhnlich  auch  für  die  ausstehenden  Zinse  haftet 
und  das  Masz  dieser  wechselt,  so  ist  auch  hier  eine  relative  Unbestimmt- 
heit vorhanden ,  welche  aber  regelmäszig  durch  das  Gesetz  auf  eine  be- 
stimmte Anzahl  von  Zinsen,  zwei,  drei,  vier,  beschränkt  wird. 

5.  Regelmäszig  wird  dem  Gläubiger  eine  dem  Eintrag  in  das  Grund- 
bach entsprechende  anUlicb  beglaubigte  Urkunde,  Pfandbrief,  Schuldbrief^ 
Versieherungsbriif,  ausgehändigt,  und  so  stark  ist  die  Wirkung,  welche 
die  GhubvrOrdigkeit  der  öfTentlichen  Bücher  hervorbringt,  dasz  der  Inhalt 
dieser  Briefe   zum  Nachtheile   des  Schuldners   im  redlichen  Verkehr  (5a.) 


5.  Bayruche*  Bypoth.-Ges.  %,  M:  Die  Eintragung  in  das  Hypothekenbuch 
kano  Diemals  anders  als  —  auf  bestimmte  Immobilien  geschehen.  Jede  wirklieb  er- 
worbene flipotbek  musz  demnach  eine  Specialbjpothek  sein.  S*  ^^ '  ^^^  Forderung 
kann  nur  auf  eine  bestimmte  Summe  eingetragen  werden. 

5a.  Erk.  d.  O.-A.-G.  zu  Dretden  in  Seufferts  Archiv  XIII  Nr.  239:  Im  Sinne 
des  Hjpotbekengesetzes  wird  man  den  guten  Glauben  nicht  anders  definiren  kOnnen^ 
denn  als  den  Zustand  der  Erkenntnis!  von  dem  wahren,  im  Grund-  und  Hypotheken- 
buch  aber  nicht  eingetragenen  VerbSltnisz,  und  obwohl  dieser  Zustand  nicht  schon, 
als  durch  ]edes  zu  Ohren  gelangende  Gerächt  alterirt  gedacht  werden  darf«  so  wird 
es  doch  als  Mangel  des  guten  Glaubens  angesehen  werden  müssen,  wenn  der  Han- 
delnde das  wahre  SacbyerhSlinisz  unter  Umstünden  erRhrt,  welche  ihn  ▼ernunfliger- 
wejse  zu  Zweifeln  an  'der  Berechtigung  des  Mitcontrahenten  veranlassen  mnszten. 
(Selbsiverstindlich  musz  der  Gegner  demjenigen,  welcher  sich  mala  fidt  auf  das 
Hjpothekenbuch  oder  seine  Extracte  beruft,  nachweUen^  dasz  er  den  wahren  Jedoch 
nicht  eingetragenen  Sachverhalt  gekannt.)    Zeitschrift   für  Konde   und   Fortbildung 
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al$  tDohr  gilt,  und  dieser  einem  dritten  Erwerber  in  gntem  Glauben 
gegenüber  nicht  zum  Beweise,  dasz  die  ^hnld  blosz  iingirt  oder  dasz  das 
Dariehen  noch  nicht  aasbezahlt  sei,  zugelassen  wird.  (6.)  Auch  der  ur- 
sprüngliche Glaubiger  kann  zunächst,  wenn  er  in  den  Besitz  des  Phnd- 
briefes  gelangt  ist,  diese  Glaubwürdigkeit  der  Urkunde  für  sich  in  Ansprach 
nehmen.  Ihm  gegenüber  aber  ist  es  dem  Schuldner  unbenommen,  den 
Ton  ihm  behaupteten  Mangel  des  Geschäfts  zu  erweisen  und  so  die  Schuld 
abzulehnen.  (6a.)  Es  darf  daher  nur  mit  Vorsicht  der  Brief  dem  Gläubiger 
ausgehändigt  werden.  Einzelne  Particularrechte  gehen  freilich  nicht  so  weit, 
aber  die  Consequenz  des  unter  öffentliche  Garantie  gestellten  Institutes  er- 
fordert diese  Behandlungsweise  für  die  Schuldbriefe  im  engern  Sinn,  wdcbe 
als  Pfandbriefe  für  eine  einseitige  und  von  Anfang  an  genau  bestimrote 
Geldforderung  au$  Darlehen  erscheinen. 

6.  Ebenso  zerstört  die  Zahlung  der  Schuld  nicht  absolut  die  ver- 
sicherte Forderung,  sondern  es  ist  dazu  wieder  die  Eintragung,  d.  h.  hier 
die  Löschung  im  Grundbuch  und  der  Urkunde  erforderlich.  (7.)  Ohne 
diese  könnte  der  Käufer  eines  unversehrten  Pfandbriefs,  der  denselben  io 
gutem  Glauben  erworben  hat,  nochmals  Zahlung  fordern.  Während  die 
Natur  des  Pfandrechts  im  Cebrigea  eine  accessorische  ist  und  daher  das 
Schicksal  desselben  durch  das  Schicksal  der  prineipalen  Forderung  bedingt 
ist,  so  hat  eben  jene  Glaubwürdigkeit  der  öffentlichen  Beurkundung  das 
Pfandrecht  so  selbständig  gemacht,  dasz  in  diesen  Fällen  umgekehrt  seine 
beglaubigte  Existenz  die  Forderung  nach  sich  zieht 

Züricher  Rechtspflege  IX  8.  293.  (Auf  einem  Schuldbrief  sUnd  die  Notiz:  ,/)bigeft 
Capital  ist  hexahlt/'  Jedoch  ohne  Datum  und  Unterschrift.) :  Als  Besitzer  in  gutem 
Glauben  ist  nicht  za  betrachten,  wer  zur  Zeit  der  Erwerbung  leicht  ?on  dem  wabreti 
gacbverhalt  hätte  Kenntnisz  haben  können  [Schmnhergt  Beiträge  I?  8.  47,  VII 
8.  49,  VIII  8.  243),  wer  bei  gewöhnlicher  Aufmerksamkeit  Ursache  hatte ,  an  der 
Gültigkeit  seines  Erwerblitels  zu  zweifeln. 

6.  Bayritchet  Hypoth.-Ges.  S*  25 :  Aus  dieser  (Jeffentlicbkeit  des  Bypotheken- 
buchs  entsteht  die  Folge,  dasz  Jede  im  Vertrauen  auf  dasselbe  vorgenommene  Hand- 
lung, soweit  sie  mit  dem  Hjpothekenwesen  in  Verbindung  steht,  in  Ansehung  des- 
jenigen ,  welcher  nach  den  im  Hypotbekenbucbe  beflndlichcn  Einträgen  und  im  gutei 
Glauben  gehandelt  hat,  alle  Jene  rechtlichen  Wirkungen  hervorbringt ,  welche  der 
Handlung  nach  Jenen  Eintrügen  angemessen  sind.  §•  ^^^  ^^^  Schuldner  kann  die 
Einreden,  welche  er  dem  Gläubiger  über  die  Richtigkeit  einer  eingetragenen  Hypo- 
thek forderung  entgegensetzen  kontate,  wider  den  Dritten,  der  di«  eingetragene  Hypo- 
thek durch  ISstigen  Titel  und  im  guten  Glauben  an  sich  brachte,  nur  alsdann  . 
gebrauchen,  wenn  sein  Widerspruch  gegen  die  Forderung  im  Hypothekenbuche  vor- 
gemerkt ist. 

6a.  Zeitschrift  für  Kunde  und  Fortbildung  Züricher  Rechtspflege  IX  8.  997. 
Gegenüber  dem  ersten  Gläubiger  ist  ein  solcher  Gegenbeweis  der  exceptio  non 
numeratae  pecuniae  selbst  dann  statthaft,  wenn  dieser  den  Besitz  des  ausgefertigten 
8chnldbriefes  ordnungsgemäsz  erworben  hat. 

7.  Oeeterreichitchee  Ges.  8.  469:  Zur  Aufhebung  einer  Uypulhek  ist  die  Til- 
gung der  Schuld  allein  nicht  hinreichend.  Ein  Hypothekar-Gut  bleibt  so  fange  fcr- 
haftet,  bis  die  Schuldnrkunde  aus  den  öffentlichen  Büchern  gelöscht  ist. 
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7.' Ist  das  Pfandrecht  nach  dem  Grundbuch  selbst  nur  fßr  eine  be- 
ilimnUe  Zeit  bestellt,  so  erlischt  es  mit  deren  Ablauf.  Selbst  die  ConsoU- 
dation  bewirkt  nicht  einen  absoluten  Untergang  des  Pfandrechts,  obwohl 
sie  in  der  Regd  die  Löschung  nach  sich  zieht;  denn  wird  ein  Pfandbrief 
unversehrt  einem  redlichen  Erwerber  veräuszert,  nachdem  der  Pfand- 
gläubiger  Eigenthüroer  des  verpftlndeten  Gutes  geworden,  so  lebt  in  jener 
Hand  die  Forderung  und  das  Pfandrecht  fort  (8.) 

S-ioi. 

2.   Wirkungen  der  Gnindverslcherang. 

1.  Das  dingliche  Jlecbt  haftet  an  der  ganzen  verpfändeten  Sache  ^  und 
omfaszt  auch  deren  ^utcacks  und  die  Zubehörde,  die  Hypothek  an  dem 
Gmodslfick  daher  auch  das  darauf  erbaute  Haus.  (l.X 

Dem  EigenthOmer  ist  zwar  nicht  verwehrt,  die  Liegenschaft  weiter  zu 
verpfinden  oder  zu  veräuszem,  aber  der  spätere  Pfandgläubiger  und  der 
neue  Erwerber  müssen  das  ältere  Pfandrecht  anerkennen.  Wird  das  Gut 
als  Ganzes  veräuszert,  so  kann  der  bisherige  Schuldner  freilich  gegen  den 
Willen  des  Gläubigers  sich  nicht  von  der  Schuld  l(ysen  und  den  neuen 
EigenthOmer  an  seine  Stelle  setzen:  aber  auch  wenn  jener  sich  an  den 
alten  Schuldner  für  seine  Forderung  hält,  kann  er  doch  zu  seiner  Sicher- 
heit, sobald  dieser  mit  der  Befriedigung  säumt,  auf  das  verpfändete  Grund- 
stück greifen,  und  der  neue  EigenthOmer  musz  zahlen  oder  dieses  ab- 
treten. (2.)  Gewöhnlich  wird  aber  dem  letztem  die  üebemahme  der  SchtUd 
Qberbunden  worden  sein,  und  ddnn  kann  er  sich  dem  Gläubiger  gegenüber, 
sobald  Ihn  dieser  als  Schuldner  annimmt,  nicht  mehr  durch  Abtretung 
des  Gutes  befreien;  dann  wird  auch  der  frühere  Schuldner  durch  diese 
Annahme   frei^   auf   die   aus    den  Umständen  geschlossen  werden   kann. 


8.  Züricher  Gn.  S«  ^1 :  Wenn  der  fiigenthamer  eines  PfandbrieTes  Eigen» 
thGmer  des  Unterpfandes  wird ,  oder  die  Stellung  des  Gläubigers  und  des  Schuldners 
tick  ia  derselben  Person  mischen,  so  ist  er  verpflichtet,  Jenen  kanileiisch  löschen 
m  lassen.  Kommt  derselbe  aber  unverselirt  in  die  Hand  eines  Erwerbers  In  gutem 
Glauben ,  so  kann  dieser  Forderung  und  Pfandrecht  geltend  machen.  Erkeimtnut 
de»  O^An^O.  zu  Manchen  in  den  Blättern  für  Reehteanwendung  XXTI  S.  14 : 
„Göliiger  Eintrag  einer  HjpothrkenTerprändnng  in  das  Hypothekenboch  nach  (durch 
Omrosion)  erloschener,  aber  noch  nicht  gelöschter  Hypothek." 

1.  ßuyritehee  Hyp.-Ges.  S-  34:  Als  Zu|ehörungen  sind  nicht  nur  die  geseti- 
liehen  beweglichen  oder  unbeweglichen  Pertinenz'en,  sondern  auch  diejenigen  Sachen 
tm.  betrachten ,  welche  dafür  durch  Pri¥atwillen  ausdracfclich  erklärt  und  als  Zuge- 
börungtn  in  das  Hypothekenbucb  eingetragen  worden,  g*  35:  Sind  bewegliche  Zu- 
gehörungen teriuszert  worden,  so  hat  der  Hypothekargläubiger  gegen  den  dritten 
Besitzer  derselben  keinen  Anspruch. 

2.  rremnieehee  Landr.  I  20  %,  494:  Auch  hat  der  Gläubiger,  wenn  gleich  die 
Sache  sich  \n  den  Händen  eines  dritten  Besitzers  beflndet,  dennoch  die  freie  Wahl, 
ob  er  sogleich  an  diese  oder  zuerst  an  die  Person  sehnes  Schuldners  sich  halten  wolla. 


Digitized  byVjOOQlC 


206  Bach  II.   Ctp.  XI.  PfaBdrechl. 

Schwieriger  werden  die  Verhiltoisse,  wenn  der  PCiiKbchiddiier  nur 
einen  Theil  des  Pfandobjects  verAoszert,  oder  dieses  in  Slüdse  urkji 
wird.  (3.)  Eine  Beschränkung  solcher  Theilung  versteht  sich  nicht  voo 
selbst,  obwohl  einzehie  Particularrechte  dieselbe  von  der  Zuslinunong  da 
Gläubigers  abhängig  machen.  (4.)  Vielmehr  musz  als  Regel  die  Freiheit 
auch  solcher  Veräuszerung  —  abgesehen  von  anderen  Hindernissen  — 
vermuthet  werden,  zugleich  aber  auch  das  Recht  des  Gläubigers  auf  eine 
ungetheüte  Gesammiforderung  sowohl  als  auf  ein  Pfandrecht  dafür,  das 
sich  auf  alle  Stücke  erstreckt  Auch  in  diesem  Verhältnisz  kann  der 
deutschrechtiiche  Begriff  einer  GesamnUichuld,  welche  zunächst  von  Meh- 
reren zum  Theil  zu  übernehmen  ist,  für  welche  aber  subsidiär  AUe  haften, 
Anwendung  finden  und  ebenfaii^  eine  Einzinserei  und  eine  Tragerei  vor- 
kommen. (§.  94,  4.)  Aber  das  Bedflrfnisz  vereinfachter  Verhältnisse  mscbt 
es  dennoch  wünschbar,  dasz  die  zusammengesetzte  Forderung  und  Hypothek 
in  für  sich  bestehende  kleinere  Rechte  zerl^  werde,  und  es  darf  die  Ge- 
setzgebung wohl  diese  Auseinandenetzung ,  welche  zunächst  auf  freiem 
Vertrage  der  Betheiligten  ruht,  begünstigen  "). 

Kein  Eigenthümer  darf  durch  seine  Verfügungen  gegen  den  Willen 
des  Pfandberechtigten  den  Werth  des  Pfandobjects  vermindern  und  die 
Sicherheit  des  erstem  gefährden,  z.  B.  das  Haus  niederreiszen,  den  Wald 
ausreuten,  das  Gut  mit  Servituten  belasten,  welche  dem  Pfandrecht  nicht 
nachstehen  u.  dgl.  Sobald  der  Gläubiger  ein  Interesse  nachzuweisen  ver- 
mag, so  kann  er  jede  derartige  Schwächung  seiner  Sicherheit  benmien.  (5.) 

3.  Die  Versicherungsbriefe  sind  zu  einem  Gegenstande  des  Verkehrs 
geworden,  und  auch  da  wirkt  die  Autorität  der  Urkunde  auf  das  Schicksal 


3.  Bayri$ehe9  Gcs.  g.  89:  Wird  ein  Gfitercomplei  zertrümmert,  so  ist  kdo 
Bypothekgläubiger  &cbald{g,  sich  mit  seiner  Hypothek  auf  einielDe  GrundaCOcke  an- 
weisen zu  lassen,  sondern  er  kann  die  Zabtung  fordern,  wenn  auch  die  TerfallxrU 
noch  nicht  eingetreten  ist.  S*  ^'  ^^^  ^^^^^  Gatcomplex  soll  ohoe  EinwilUgom 
der  darauf  eingetragenen  GUobiger  kein  eiatelnefl  Grandstfick  oderRealrecbt  getrcoM 
werden. 

4.  Züricher  Ges.  %.  819:  Bis  znr  gänzlichen  Tilgung  der  abzntaseodeB  ScbuU 
haften  die  Cehernehmer  einzelner  Stöcke  und  der  provisoriseh  darauf  la  Terlegendea 
Theitzahlungen  wie  Einzinser. 

5.  Bayritehet  Ges.  g*  ^^'  I>er  Schuldner  behSIt  das  Recht,  über  die  Sache  ii 
80  weit  zu  verfligen,  als  es  nicht  lum  Nachtheil  der  eingetragenen  UypoUiekeB  ge- 
reicbu  Er  kann  die  Sache  zwar  Terluszem,  aber  nicht  ohne  ConseDS  der  BifO- 
thekenglSubiger  mit  einer  den  Werth  derselben  mindernden  Last  belesen.  Ter- 
mindert  der  Schuldner  durch  Vernachlisslgung  oder  Verschl immerang  der  Sache 
ihren  Werth,  so  kann  der  BTpothekgIlubiger  seine  Befriedigung  Tor  der  Verfillialt 
fordern ,  oder  bei  Gericht  verlangen ,  dasz  dem  Besitzer  in  seinen  sebidHeheB  Vcr- 
fügungen  Einhalt  getban  werde. 


•)  Vgl.  OTnekmUi,  tut  Lthre  von  den  Vetbaadhypotbekea  der  deatsobso  Reehttt.  Ang^ 
18M. 
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der  FordeinDg  an.  Schuldbriefe  insbesondere  können  nach  der  Art  der 
beweglichen  Sachen  dnrch  Uebergabe  in  das  Eigenihum  eines  Andern  über- 
tragen oder  einem  Dritten  zu  Famtpfand  gegeben  werden  (6.),  and  der 
Erwerber  wird  im  ersten  Fall  auch  zum  Gläubiger,  im  zweiten  hat  er  ein 
Pfandrecht  an  der  Forderung.  Einzelne  Particularrechte  halten  sich  hierin 
zwar  noch  an  die  iltere  Behandlung  der  Goltbriefe.  als  liegenden  Gutes, 
und  fordern  auch  ftlr  die  Uebertragung  dar  Schuldbriefe  Vormerkung  im 
Grundprotokoll.  Andere  dagegen,  dem  Pnncip  des  freieren  und  formlosen 
aber  sächlichen  Verkehrs  mit  Werthpapieren  huldigend ,  fordern  die  Ein- 
tragung in  das  Grundbuch  in  diesem  Falle  nicht  zur  VerAuszerung  solcher 
Rechte.  (7.) 

Man  spricht  daher  auch  von  einem  Bmlz  der  Schuldbriefe,  und  es 
ist  auch  dieser  nicht  unerheblich  fiOr  die  Geltendmachung  des  in  der  Ur- 
kunde bezeichneten  Rechts,  obwohl   nicht  in  dem  Grade,   wie  bei  den 
Papieren,  die  auf  den  Inhaber  ausgestellt  süh).    Ausnahmsweise  —  beson- 
ders da,   wo  durch  Zusammentritt  zahlreicher  Grundeigenthümer  gemein- 
same Creditcaaen   g^rOndet   werden  —  kommen  aber  auch  Schuldbriefe 
wttt  Grundveriicherung  vor,  die  wirklich  auf  den  Inhaber  lauten  (8.),  und 
daher  wie  andere  auf  den  Inhaber  lautende  Werthpapiere  behandelt  werden. 
4.   Die  Realiiinmg  der  Grundversicherung  geschieht  nun  r^elmäszig 
in  Form  der  gerichlUchem  Vergantung.  (9.)    Wird  ein  Mehrerlös  Ober  die 
versieberlen  Folrderungeo  hinaus  erkmgt,  so  fidlt  dieser  dem  Schuldner  zu: 
in  Fall  eines  MimiererUkee  bleibt  die  persönliche  Forderung  des  Gläubigers 
far  den  nicbt  bezahlten  Theil  fortbestehen,  das  betreflende  Pfandrecht  aber 


6.  ZUricAer  Gfs.  g.  844:  Scbald-  uod  Pfandbriefe  köoaen  auch  ohne  Vor- 
wissen und  Zostiinmung  des  Schuldners  ?on  dem  Pfandglttubiger  t>eliebjg  verttuszert 
and  verpflodei  werden. 

7.  Erk  des  Ob.-App.-G.  Ton  Lübeck  (Seufferi,  Arch.  II  146j:  V^enn  zur  Be- 
grdudong  hypothekarischer  Sicherheit  Eintragung  in  die  öffentlichen  Bücher  vorge- 
sehrteben,  so  llszt  sich  doch  hieraus  keineswegs  folgern,  dasz  auch  die  Wirksamkeit 
fon  Uebertragungen  (Cessionen)  der  Hipothekfordermfig  durch  deren  Eintragung  in 
das  öffentliche  Biich  bedingt  sei. 

B.  Osipretux.  Landsch.  Beglem.  (Hrmai,  g.  142,  IJ :  Sie  (die  landwirthschafl- 
lieben  Pfandbriefe)  —  werden  auf  ^/s  des  —  taiirten  Werthes  eines  Gutes  angefer- 
tigt ;  den  Inhabern  ohne  Unterschied  —  Terzinset  —  sus  der  Landscbaftscassc.  Sie 
können  im  Publico  ungehindert  cireuUren ,  ohAe  dasi  es  dazu  einer  besonderen  Ces- 
sion,  Giro  oder  anderer  Weitläufigkeiten  bedarf,  also  dasz  die  blosze  Prodnction  hin- 
llnglich  ist  —  Jeden  Inhaber  —  bei  der  Landschaft  zu  legitjmiren.  Die  AMOsung 
gesctiiebt  durch  die  Landschaft. 

9.  BayrUehti  Ges.  S.  64:  Wenn  —  der  gerichtliche  Verkauf  des  h]rpotherirten 
Gutes  erliannt  worden,  so  können  weder  die  —  nachstehenden  Gläubiger  noch  der 
Schuldner  den  Binschlag  hindern,  wenn  das  bei  der  Versteigerung  geschehene  höchste 
Angebot  den  ^  SebSUungsprais  erreicht ;  aosierdam  kann  Jeder  Uetheiligte  noch  die 
zwetta — und  die  dritte  Versteigerung  verlangen.  ^  Jeder  Bjpothekgliubiger,  welcher 
dsdarcb  seine  Fordtruog  ganz  odfr  zum  Theil  Terlieren  würde,  kann  verlangen, 
dasi  ibm  das  versteigerte  Gut  am  das  geschehene  lieistgebot  zugeschlagen  werde. 
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an  der  veranszerten  Sache  geht  anter,  und  es  i$t  der  Pfandbrief  demgeinisx  ^ 

zu  löschen.  *■ 

Die  neuern  Hypothekargesetze  enthalten  Qberdem   mancherlei  sowoU  ' 
den  Eigenthümer    als    die    verschiedenen    grundversicherten  Gläubiger  in 

ihren  Interessen  schützende  n&here  Bestimmungen.  ^ 

^  a 

*  Die  neueren  HypothekargeBetee  von  Bayern,  Schweden,  Württembog,       ^ 
Genf,  Freibarg,   St  Gallen,   Griechenland  in  Vergleichung  mit  den  franiö- 
sischen,  holländischen.»  preusziBchen ,  österreichischen  und  anderen  Civilgesetz- 
gebungen    sind    zosammengestellt   in   der  Concordance  entre  les  codes  dTÜs 
^trangers  et  le  Code  Franyais  par  Saint-Joseph,   1842.    —    G.  Odiery  dee  Sj-       ' 
Sternes  hypoth^cairee.  —  iV.  7!^.  GöimeTy  Commentar  über  das  H3rpothekeQge8eti       ^ 
von  Bayern.  2  Bde.  München  1823.  —  Blunigehli,  Züricher  Rechtsg.IL  S.  224  ff-       3 
Göixe^  die  Reform  des  E}rpothekwesen8 ;  zwei  amtliche  Berichte.  Berlin  1867.-       ,\ 
Mtyhafer,  zur  Reform  des  preuszischeo  Hypofhekwesens.  Berlin  1858.  —  iVim,       , 
Entgegnung  auf  die  von  dem  k.   Obertribunale  in  Berlin  in  aeinen  Beehti-       ^ 
Sprüchen  von  dem  Wesen  der  Hypothek  aufgestellten  Ansichten.   Berlin  1858; 
der  EinfluBz  der  Hypothekenvei^fossung  auf  das  Sachenrecht    Berlin  I85&  - 
„Ueber  Löschung  von  Hypotheken,**  Nordhoff^   in   der  juristischen  Zeitschrift      '^ 
für  Hannover  1857.  —  Df/5fiic*,  üebemahme  fremder  Schulden  nach  lübischem       ' 
nnd  hamburgischem  Recht,  Zeitschrift    für    deutsches  Recht  XVL  S.  125.  — 
W.   Hartmann,    allgem.   Hyp.-Ordnung   f.    d.  preusz.  Staaten.    2.  venn.  Aiifl.       i 
Glogau  1880.  —  Philippi,  das  Hyp.-Recht  in  der  preuszlschen  RheinprovuA 
Biberfeld  1860.  —  F^gter^  Allgem.  Hyp.-Ordn.  fttr  die  g^sammten  preuniseheD 
Staaten  von  1783  nebet  den  dieselben  ergänsenden  Gcsetaen  und  Yerordnungom      ^ 
herausgegeben  mit  erläuternden  Anmerkungen  unter  Berftcksiditigung  der  lO-      \^ 
nisterial-Instructionen,  Rescripte  und  der  Prigudicate.  IL  AufL  Berlin  1861.  — 
Vgl.   übrigens    auch   im    Allgemeinen:    Demhurg,   das  Pfandrecht  nach  den 
Grundsätzen   des  heutigen  römischen  Rechts  dargestellt  L  B.  Leipzig  1800.  — 
Ämdung,   über  das  Wesen  der  Lmmobiliar-Pfandklage  des  heutigen  Rechts  io 
Heusers  Annalen  VI.  S.  193  und  den  oben  $.  63,   S.  188  angeführten  Aofiati 
von  WarfüUmig,   —   Jungermann,  Handbuch    des   bayrischen  Hypothek-  und 
Prioritätsrechtes.   München  1857.  —  iMhnen,  über  Hypothekengesetzgebung  in 
der  kritischen  Vierteljahrsschrift  L  S.  243. 

S*  109. 

B.   Pfandrecht  an  fahrender  Habe. 
ni.   Geschichtliches.   PfSndung. 

1.  Froher  als  die  Gnindversichernng  erscheint  im  deutschen  Recfale 
ein  Pfandrecht  an  fahrender  Habe,  sowohl  ein  freiwiUig  bestelltes,  F«r- 
Pfändung,  als  ein  ohne  Rücksicht  auf  den  Willen  des  Schuldners  ^enoia* 
fiienes,  Pfändung.  Immer  aber  wurde  dem  Schuldner .  der  ße$üx  der  zu 
Pfand  gegebenen  oder  genommenen  Sache  enlzogm  und  von  dem  Glftubiger 
erworben^  und  eben  darin  —  nicht  in  einem  von  dem  BesHz  getrenMeo 
idealen  dinglichen  Rechte  —  lag  die  Sicherheit,  die  der  Gliabiger  suchie 
und  fand.    Wie  bei  den  Römern  das  Pignus,  so   war  bei  den  Deutschen 
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dai  Fauüpfand,  Eistenpfand  die  regelmäszige  Form,  vie  Sicherheit  an 
fahrender  Habe  erlangt  ward.  Ohne  Besitz  kein  Pfand.  Der  Schuldner 
war  dann  sowohl  in  dem  Gebrauche,  als  in  der  Veräuszerung  der  Sache 
gehemmt  —  denn  er  hatte  sie  nicht  in  seinem  Besitz  und  konnte  sie  nicht 
Qbeigd)en  —  und  es  war  das  schon  ein  Sporn  für  ihn,  den  Gläubiger  zu 
Mriedigen,  am  so  wieder  die  Sache  in  seine  Hand  zu  bekommen.  Und 
frohe  bereits  wurde  dem  Gläubiger  verstattet,  wenn  der  Schuldner  sich 
nicht  zur  Zahlung  herbeiliesz,  das  Pfand  zu  verwerthen,  und  sich  dadurch 
bezahlt  zu  machen.  Es  geschah  das  meist  iu  Form  der  öffentlichen  ge- 
riduHchen  Versteigerung  f  Versilberung  ^  Vergantung).  Fanden  sich  keine 
Ilofer,  so  wurden  die  Pfänder  auch  wohl  dem  Gläubiger  zum  Schätzuhgs^ 
wertbe  zugesprochen  und  angerechnet. 

2.  Die  Verpfändung  geschah  durch  Uebergabe  der  Sache  in  den  realen 
Besitz  des  Gläubigers  zum  Behuf  der  Sicherung  desselben.  Der  Schuldner 
ferlor  darum  sein  Eigenthum  n^ht  an  der  Sache  (1.  2.),  wohl  aber 
konnte  er  den  Besitz  nicht  selber  üben,  und  war  sogar  in  der  Verfolgung 
der  Sache  durch  den  Anfang  gehemmt.  Der  Pfandgläubiger  haftete  ihm 
für  die  Rückgabe  der  Sache  in  unversehrtem  Zustand,  nachdem  die  Schuld 
hezMt  worden.  Nach  der  älteren  strengen  Lehre  musz  er  sogar  die 
Gefahr  des  zufälligen  Untergangs  tragen;  und  nur  wenn  das  Pfand  ein 
hbemdeM,  essendes  Ui  (im  Gegensatz  zum  Schreibpfand,  Kistenpfand),  haftet 
er  nicht  für  den  von  ihm  nicht  verschuldeten  Tod,  verliert  aber  in  diesem 
F^  doch  noch  seine  Forderung  als  Gegensatz ,  wie  der  Schuldner  dann 
leiD  Thier  verliert  (3.  4.) 

3.  Die  Pfändung  kam  in  ältester  Zeit  häufig  vor  als  eine  von  dem 
Aacfale  anerkannte  SelbsthOlfe  des  Gläubigers,  der  um  eine  fällige  und 
kmidliche  SchuM  vergeblich  wiederholt  gernahnt  hatte.  Er  nahm  dann 
fahrende   Habe   des  Schuldners    zu    seiner    Deckung    weg.     Mit   solcher 


1.  Lex.  jliam.  86.  2:  8i  dominus  ?oluntariae  pignos  dederit  pro  aliqua  re  all- 
cni,  et  iUud  pignus  quod  datum  est,  ibi  aliquod  damoum  fecerit,  donänm»  ejus  qui 
dedii,  daiDDum  quod  faclum  est  simile  restiiuat. 

S.  Lex  FriMonum  Add.  S.  IX  1:  8i  quis  in  pignus  susceperit  aut  servuni  aut 
e^nm,  et  ille  servis  aliquod  damnum  ibi  fecerit»  ad  iiium  pertineat  cujus  servus 
est*  Don  ad  eum  qui  ülum  in  pignus  suscepit. 

3.  Saehtempiegel  III  5,  4 :  Svat  man  aver  deme  maone  liet  oder  sat;  dat  sal 
ke  unoerderfi  weder  bringen,  oder  gelden  na  sime  werde.  6.  8tirrt  aver  en  perd 
oder  ve  binnen  sattunge  one  |enes  scult,  de  it  under  ime  bevet,  bewiset  l)e  dat  unda 
daro  he  dar  sin  recht  to  dun,  he  ne  gilt  is  nicht;  he  bevet  a?er  verloren  sin  gelt, 
dar  ji  ime  vore  stund ,  Ir  gelovede  ne  stünde  den  anderes. 

4.  Schwahenepiegel  212:  Versetzet  ein  man  dem  andern  ein  phert  umbe  Pfen- 
nige, Qode  stirbet  dax  in  siner  gewalt  ftne  sine  schulde,  daz  Ist  der  gemeine  tdt:  er 
sol  es  niht  gelten  er  tirlinset  aber  sine  phennige  dar  an»  die  ez  im  stuont,  ezn  sl 
danoe  ander  gedioge  dar  an  geschahen.  Er  sol  ez  ouch  minder  rtten  Ane  Jenes  ur* 
loup,  mide  rttet  erx  dar  über,  swaz  im  geschiht,  er  mnoz  den  schaden  haben  und 
geschtt  Im  niht,  er  muoz  doch  ze  bezerunge  geben,  ie  von  der  mtl  schs  phennige. 
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Selbitpfändang  aber  war  ein  geordneter  Friedens-  and  Rechtszustand  in 
der*  That  unverträglich;  und  sobald  die  Staatsgewalt  einigermaszen  er- 
starkte, so  wurde  dieselbe  auf  einzelne  Ausnahmsf^Ue  eingeschränkt,  und 
der  Grundsatz  ausgesprochen:  Niemand  darf  ohne  äe$  Richters  Urlaub 
pfänden,  (5.  6.)  Die  Regel  wurde  somit  gerichtliche  Pfändung  auf  welche 
aber  der  Glaubiger  ein  Recht  hatte,  wenn  er  nicht  befriedigt  ward,  und 
seine  Forderung  doch  unbestritten  (gichtig)  oder  von  dem  Richter  anerhamU 
und  fällig  war.  (7.)  Ausnahmsweise  kam  aber  noch  die  Selbstpflndung 
auch  im  spätem  Mittelalter  in  folgenden  Fällen  vor: 

a)  zu  Gunsten  der  Zins-  und  Giiltherrn,  welche  auf  dem  Gute,  ao 
welchem  sie  eine  grundherrliche  oder  Zinsgewere  hatten,  den  'Im- 
mann  für  die  rtlckständigen  Zinse  selber  pftnden  durften  (8.}; 

b)  wenn  das  Pfändungsrecht  vertragsmäßig  ausbedungen  war,  was  4i&n 
von  den  verbrieften  Schulden  wohl  aueh  als  selbst^erstanden  ange- 
nommen  wurde  (9.); 

c)  weiin  einer  innerhalb  seines  Gutes  durch  einen  Dritten  oder  durch 
dessen  Thiere  geschädigt  odef  in  seinem  Besitz  gestört  wurde,  und 
nun  daselbst  durch  Pfändung  sich  selber  helfen  mochte.  (10—12.) 

Die   spätere  Rechtsentwicklnng   war    auch   diesen  Ausnahmen  nicht 
gOnstig.    Die  zweite  ist  seit  dem  XVL  Jahrhundert  von  der  Doctrio  und 

5.  Lex  Bajuv.  13,  1   $.1:   Fignorare   nemini   liceat  mfii  per  ßm$Mi&nem  jadku. 

6.  Landfrieden  Friedruht  IL  von  1235,  c.  10:  Nallus  «liquem  sine  aoctoriUle 
Jodids  proTincie  pignorare  prssumai,  quod  qoi  fecerit  tarnquani  praDdo  ponlator. 

7.  Stadlr.  v.  Freybnrg  v.  1Ö20.  I  14:  Ordnen  wir,  das  umb  schuldeo  die  ht- 
kanilicÄ  sind  oder  daför  geetchi  werden,  sy  ajeut  verbriefft  oder  nit ,  der  klafeer  od 
wyter  förbott  oder  recbtvertigung  mit  erlaubnusz  des  Bargenneislers,  ScholUieifiei 
oder  obristen  meislers  ein  Stallknecht  nemen  und  den  Schuldner  er  syg  burger  o^ 
bindersatz  in  sin  husz  gan  vnd  im  gelt  oder  pfand  heyiehen  mag, 

8.  Lnndfrieden  K.  Rudolf t  von  1281 :  Va  pfendet  ein  ieglich  man  sinen  hio- 
dersauen  wol  an  fh»nboten  umb  sinen  zins  und  sin  gult. 

9.  Landfrieden  R.  fFencetlau*  von  1389  S*  0:  Auch  hette  Jemand  zu  dem  «n- 
dero  zu  sprechen  umb  hnntliehe  redliche  schuld,  der  sol  nicht  darumbe  angreifeo 
noch  beschädigen,  er  habe  dann  den,  zu  dem  er  die  Schult  fordert ,  vorhin  darum 
ersacht  und  die  an  ihn  erforderet.  Und  bezahlte  er  ihme  die  Schuld  dann  nicht,  so 
mag  er  darumb  pfänden. 

10.  Sachsenspiegel  III  20  S*  2 :  H-  mut  ok  wol  panden  up  sime  lande  den 
die  *t  eret  ane  des  richtcrs  orlof,  durch  dat  he  rechtes  mede  bekäme. 

11^  Schwabenspiegel  310.  Der  sin  vibe  tribet  üf  eins  andern  mannes  koro  oder 
gras  —  er  mac  ez  —  wol  pfenden  ane  den  rihter,  und  sol  es  triben  in  des  rihtcr» 
gewalt. 

12.  Öffnung  von  Benken  (Blumer,  Rechtsg.  d.  Schweiz.  Derookr.  I  172).  VimI 
sol  einer  Aebtissin  »  Forster  vnd  Laider  alles  das  Vieh,  das  nit  gnosaml  bat  an  de*^ 
Wcid  —  in  die  höf  triben  ^  vnd  das  soll  man  wider  bieten  denen  dero  das  Tick 
ist,  —  die  mögend  das  Vieh  dan  lOsen  omb  den  Einung.  —  Weitend  si  aber  da» 
Vieh  nit  lösen,  so  sol  man  im  Stein  in  einer  Gellen  försetzen  und  Wasser  in  einer 
Zeinen  vnd  sollend  darob  leben  als  lang  si  mögend.  War  das  si  sturbend,  so  sol 
man  sie  vszichen  als  einen  andern  Schelmen  vnd  sol  darnach  nützitgan  vnd  Niemand 
ze  antwurten  darum  habtn. 
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der  Praiis  als  nnerlaubte  SelbsthOlfe  verworfen  wordeiv^  die  erste  hat  in 
unsera-  Zeit  der  des  gerichtlichen  Rechtsschutzes  weichen  müssen.  (13.) 
Tkr  die  dritte,  fOr  welche  allerdings  noch  eigenthümliche  Gründe  sprechen^ 
lird  in  der  Gegenwart  noch  anerkannt 

Dagegen  steht  der  gerichtlichen  Pfändung   im  Interesse  und  auf  ße- 
fim  des  Gläubigers  das  moderne  Staatsprincip  nicht  im  Wege.    Dessen 
angeachtet  ist  auch  hier  die  einfache  Anwendung  derselben,  wie  das  frü- 
here deutsche  Recht  sie  gekannt  hat  und  das  schweizerische  Recht  sie  noch 
kcDot,  in  deutschen  Ländern  zum  Schaden  des  allgemeinen  Credits,  durch 
OB  hngwieriges  und  den  Umtrieben  und  Ausflüchten   der  Schuldner   und 
dser  Advocaten  zahlreiche  Abwege  und  Schlupfwinkel  eröffnendes  Procesz- 
mbhren  verdrflngt  worden,   und  es  thut   wohl   überall  noth,  eine  ent- 
jriuedeoer    und    rascher    eintretende    Pfändung    für    kundbare    Schulden 
[^tige,  verbriefte  und  durch  Urtheil  anerkannte)  durch  gerichtliche  Mit- 
wirknog  wieder  einzuführen.    Denn  die  besten  Civil-  und  Proceszgesetze 
können  nicht   frommen,   wenn  die  Execution   weitläufig  geordnet  ist  und 
ohne  Energie  gehandhabt  wird. 

•  Budde,  in  der  Zeitschr.  f.  D.  R.  IX.  S,  413  ff.  —  Wüda,  daa  Pfandungs- 
recht  Ebenda.  I.  S.  167  ff. 

Nfoeres  Recht. 

1.  Die  römische  Doctrin,  dasz  der  blosze  Vertrag  ein  Pfandrecht 
bewirke,  hat  in  Deutschland  sogar  für  bewegliche  Sachen  keine  allge- 
ttine  und  selbst,  wo  sie  eine  Zeitlang  Eingang  gefimden,  keine  bleibende 
Gekimg  erlangt  Die  neueren  Gesetzgebungen  schlieszen  sich  wieder  der 
öeotsch-rechüichen  Ansicht  an,  dasz  das  Pfandrecht  an  fahrender  Habe 
die  Uebergabe  des  Besitzes  erheische,  d.  h.  Faustpfand  sei.  (1 — 4.) 
^  Pfandvertrag  ohne  Hingabe  der  verpfändeten   Sache    bewirkt    'iann 


18  A,  Kammergtr.  Ordn.  v.  1IMS5.  Tit  22.  Wenn  «iner  eioeo  Indern  — • 
PtiBden  oder  fthen  wurde  -*-  dasz  tisdann  auf  Anrafflsn  dee^fnigen  —  dem  Thäter 
-  bei  oamhafter  Pön  ^  gebotten  worden  soll ,  ohn  Verzug  auch  einige  Einrede  die 
^odoBg  wieder  zu  geben. 

1.  FrtuniMch€$  Landr.  1  20  $•  ^^  Zur  Einräumung  des  Prandrecbts  selbst 
ist  bd  beweglichen  Saehen  die  blosze  Uebergabe  ohne  weitere  besondere  Form  hin- 
reicbend. 

2.  CodM  Nap.  $.  2071 :  Le  nantiaaement  esl  un  conirat  par  lequel  un  döbiteur 
rnaet  nne  chose  k  son  cr^ancier  pour  süret^  de  la  dette. 

3.  0etierretehi9ehe$  Gesetzb.  g.  45t:  Um  das  Pfandrecht  wirklich  zu  erwerben, 
masz  der  mit  einem  Titel  versehene  Glaubiger  die  verpfändete  Sache,  wenn  sie  be- 
^eglith  Ist,  in  Verwahrung  nehmen. 

4.  Züricher  Gesetzb.  §.  854:  Der  blosze  Vertrag  für  sich  allein  erzeugt  kein 
Pittdrecht  as  beweglichen  Sachen. 
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oor  eine  persöoliche  Forderung  auf  BesteUuug  des   Faustpfandes,  nicht 
dieses  selbst.  *)  ^ 

2.  Gegenstand  des  Faustpfandes  sind  dann  vorerst  alle  bewegückm 
Sachen^  aber  auch  die  sämmtlichen  Werthpapiere  (Ordrepapiere  und  Inhaber- 
papiere inbegriffen).  Immer  dient  hier  der  Besitz  der  Urkunde  zur  StQtze 
für  die  Verpföndung  der  Forderung.  (5.  6.)  Es  kommt  aber  sogar  doe 
Ausdehnung  des  Faustpfandes  vor  auf  Forderungen,  die  nicht  ao  den 
Besitz  einer  Urkunde  geknüpft  sind.  Hier  bedarf  es  dann,  damit  der 
Pfandgläubiger  eine  wirkliche  Sicherheit  erlange,  der. Anzeige  der  Ver- 
pftlndung  an  den  dritten  Schuldner. 

3.  Das  wesentliche  £rfordernisz  dieses  Pfandrechtes  ist,  dasz  der 
Schuldner  den  realen  Besitz  der  verpfändeten  Sache  verloren^  der  Gliubfger 
ihn  zu  Pfandrecht  erworben  habe.  Es  ist,  wo  das  deutsch  rechtliche  Prioclp 
rain  erhalten  wird,  nicht  genügend,  dasi  etwa  der  Schuldner  Im  Niomq 
d  s  Gläubigers  den  Besitz  fortsetze.  Wird  die  Sache  jenem  zu  realem 
Besitz  anvertraut,  so  ist  sie  eben  nicht  zu  Pfand  gegd)en.  (7.  8.)    Nur 


5.  Fr€U9%ische$  Landr.  I  20  $•  ^^*  Aussiebende  Forderungen  können  oor 
durch  AosbindigUDg  der  darüber  auf  einen  gewissen  Inhaber  ausgestellten  Urkonden 
gültig  verpnndet  werden.  S*  ^^^  Sollen  Activforderungen,  über  wdche  kein  In- 
stramenl  vorhanden  ist,  verpdfndet  werden,  so  ist  die  Bekanntmachung  an  dea 
Schuldner  derselben  dazu  nothwendig. 

6.  Züricher  Ges.  §.  858:  Das  Faustpfand  Uszt  sich  auch  auf  Forderungen  aus- 
dehnen, und  zwar  a)  bei  Papieren  auf  den  Inhaber  durch  blosze  Besilxesdbergabe  dei 
Schuldscheines,  b)  bei  anderen  Forderungen,  die  an  eine  Urkunde  geknöpft  sind,  wie 
bei  Schuldbrieren  oder  Wechsel o,  durch  eine  dem  Verkehr  mit  solchen  Urknodca 
entsprechende  Uebertragung.  g.  859:  Soll  ein  Faustpfand  auch  an  solchen  Forde- 
rungen bestellt  werden,  welche  nicht  an  den  Resiti  einer  Urkunde  gebunden  sind,  — 
so  bedarf  es  ^  der  Anzeige  —  an  den  Schuldner.  Dagegen  die  UelMrlassung  voa 
Ausweispapieren  (Heimathschein,  Pasz)  an  den  Gliubiger  „zu  Faustplaod**  begröndet, 
dieses  Ausdruckes  unerachtet,  kein  Pfandrecht,  da  eine  Befri^igung  aus  den 
Erlös  hier  nicht  denkbar,  sondern  gewährt  nur  dem  Gläubiger  Mittel  zur  Erzieloog 
eines  wirksamen  Fenonalarrettet,  Tgl.  Zeitschrift  für  Kunde  und  Fortbildung  der 
Züricher  RechUpflege  f\  S.  309. 

7.  K.  Ludwige  R.  b  [Beumann,  S.  1131.  Antwurt  man  einem  pfant,  das  Tarate 
hab  ist,  —  der  sol  er  sich  unterwinden  und  halmen  in  sin  gewalt;  tit  er  des  nickt 
und  lies  Jenem,  der  ims  geaniwnrt  hat,  der  mag  sich  derselben  pCaiU  mit  dem  rerM 
wol  unterwinden. 

8.  freuetieehee  Landr.  I  20  g  ^05:  Wird  die  Sache  in  der  Natoralgewahrsan 
6€9  Schuldners  gelassen  oder  dahin  zurückgegeben,  damit  er  sie  im  Namen  de» 
Gllubigers  besitzen  solle,  so  ist  kein  Pfandrecht  vorbanden. 


*)  Aninahaitweife  konoit  in  schweizeritcben  Rechten,  welche  die  rfmlaehe  Pftadibtorfe 
nlemalii  anerkannt  haben,  auch  ein  Pfandrecht  ao  fahrender  flabe  vor»  welebe«  aaf  der 
Eimtrmptnt  in  ein  efemOickf  PfmmUmck  beruht,  somit  der  Hypothek  nachgebildft  ist  Di 
aber  der  Verkehr  mit  beweglichen  Sachen  nicht  ebenso  wie  der  mit  GrundMQckcn  durch 
die  0(r«*ntlicben  BOcber  controlirt  werden  kann ,  so  bat  Jenes  Pfindrecht  nur  für  kurte 
Zeit  Geltung  and  rerliert  die  Wirkung,  wenn  der  Schuldner,  das  Vertrauen  des  <illn- 
bigtrs  mittbraoehend ,  die  Sache  an  einen  redlichen  Dritten  verinttert  und  ttbefgibi. 
Für  den  Credit  ist  dasselbe  aber  in  solch  beschrankter  Anweodnog  imnMrbin  Diltiielk 
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insofern  kann  der  Gldabiger  an  Sachen,  die  in  der  Wohnnng  oder  in  dem 
Magazin  iles  Schuldners  zurückgeblieben  sind,  ein  Faustpfand  haben,  als 
dieselben  in  einem  Verschlusze  aufbewahrt  sind,  zu  welchem  er,  und  nicht 
der  Schuldner,  den  Schlüssel  hat,  denn  da  ist  der  unmittelbare  und  reale 
Besitz  doch  bei  jenem. 

4.  Die  Sache  kaiin  nicht  blosz  von  dem  EigefUhümer  selbst  gültig  zu 
PEum)  g^eben  werden,  sondern  —  insoweit  die  Lehre  vom  anvertrauten 
Gate  zur  Anwendung  kommt  —  auch  von  dem  Nichteigenthümer,  welchem 
jener  sie  zu  realem  fiesitz  anvertraut  hatte,  z.  B.  dem  Depositar  oder 
Commodatar.  Ebenso  ist  sie  in  der  Hand  des  Gläubigers  wieder  anver- 
irauies  Gut   (9.)  (§.  73.) 

5.  Die  Sicherheit  des  Gläubigers  liegt  noch  vornehmlich  in  dem 
Btsiix.  Er  ist  daher  nicht  genöthigt,  das  Pfand  herauszugeben  ohne 
befriedigt  worden  zu  sein,  auch  nicht  einem  privUegirten  Gläubiger  gegen- 
über, auch  nicht  einem  andern,  z.  B.  pfandbrieflich  versicherten  Pfand- 
gliobiger  gegenüber,  auch  nicht  im  Concurse  des  Schuldners  zu  Gunsten 
der  Masse.   (10.  11.) 

6.  Das  Pfti^ecbt  geht  unter  sowohl  durch  Tilgung  der  Schuld  als 
durch  den  —  wenn  auch  zufiüligen  —  ferhut  des  Besitzes  von  Seite  des 
GUliibigers,  insofern  er  diesen  nicht  wieder  herzustellen  vermag.  Der 
Untergang  des  Pfandes  in  dem  Gewahrsam  des  Schuldners  zieht  aber  heut* 
lalage  nicht  mehr  den  Verlust  der  Forderung  nach  sich;  wohl  aber  haftet 
der  GUublger  dem  Eigenthümer  für  den  Ersatz,  wenn  er  nicht  seine  Un- 
sdrald  bescheinigen  kann. 

7.  Die  RecUisirung  des  Pfandrechts  geschieht  regelmfiszig  tlurch  ge- 
richtliche Versilberung  der  Pftnder. 

8.  Die  Selbstpßndung  kommt  noch  vor: 

a)  wenn  fremdes  Vieh  auf  einem  Grundstücke,  wohin  es  nicht  gehört, 
Schaden  anrichtet  (12.) ; 

9.  Loisel  Insi.  Coot.  III  7,  ö:  lleubles  n*ODt  poin(  de  Suite  par  Hypolhique, 
quand  IIa  aont  hors  la  Possession  da  Debileur. 

iO.  Fr€U9U9eh0$  Landr.  I  90  g.  119:  Durch  ein  gehörig  bestelltes  Pfandrecht 
erlangt  der  Gläubiger  die  BefügDist,  das  Pfand  so  lange  in  Besiti  und  Gewahrsam 
so  behalten,  bis  der  Hauptverbindilchkeit  —  eine  Genüge  geschehen  ist. 

11.  Z&rieher  Ges.  g.  863:  Das  FaastpCuHl  geht,  auch  wenn  es  später  ent- 
standen ist,  einer  altera  im  Pfandbueh  errichteten  bloszen  Pfand verschreibung  vor; 
es  wXre  d'  nn,  dast  der  Erwerber  desselben  Ton  der  Existenz  der  letztem  Kennlnisx 
gehabt  hatte.    {S^uffari.  A.  VUI  213.) 

13.  OfttmkhiMthei  Ges.  %,  1321 :  Wer  auf  seinem  Grund  und  Boden  fremdes 
Vieh  aDtriin,  iat  deszwegen  noch  nicht  berechtigt,  es  zu  tOdtfn.  Er  kann  es  ^  ?er* 
jage»,  odec  wenn  er  dadurch  Schaden  gelitten  bat,  das  Recht  der  Privatpftodung 
aber  so  viele  Stacke  üben,  als  zu  seiner  Entschädigung  hinreicht.  Doch  musz  ^r 
binnen  8  Tagen  sieh  mit  dem  Eigenthümer  abfinden  oder  seine  Klage  vor  den  Richter 
bringen,  wldrigenfiUt  aber  daa  gepflindete  Vieh  zurückstellen.  %,  1322 :  Das  ge- 
pfindete  Vieh  musz  auch  zurückgestellt  werden,  wenn  der  Eigenthümer  eine  andere 
angemessene  Sicherheit  leistet. 

Bluntacbii»  deutacbca  Privatrecht.   3.  AoÜ.  20 
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b)  wenn  eine  Penan  auf  fremdem  (lAndlichem)  Boden  Schaden  verur- 
sacht, z.  B.  durch  Reiten  über  angepflanztes  Land,  oder  die  Ruhe 
des  Besitzers  ungebührh'ch  stört. 

Der  beschädigte  oder  bedrohte  Grundbesitzer  darf  im  ersten  Falle  das 
Vieh  vorlaufig  ergreifen  und  pfänden  (sog.  Viehfont),  in  den  beiden  letzten 
die  Person  zur  Pfandgabe  anhalten.  Die  Pfftndung  musz  aber  auf  fritcher 
That  ausgeübt  (13.)  und  darf  nur  innerhalb  der  Gränzen  des  verletzten 
Grundstückes,  und  auch  da  nur  mit  möglichster  Schonung  des  Gepfändeten 
und  nicht  im  Uebermasz,  vorgenommen  werden.  Von  der  geschehenen 
Pfändung  ist  Oberdem  dem  Gepfändeten  ohne  Verzug  Anzeige  zu  machen 
und  ihm  Gelegenheit  zu  geben,  die  Pfänder  durch  Vergütung  des 
Schadens  oder  Genugthuung  für  die  Besitzstörung  (Bezahlung  des  sog. 
Pfandgeldes  als  einer  Privatbusze)  wieder  zu  lösen.  Manche  Particalar- 
rechte  fordern  auch  Anzeige  an  die  Ortsobrigkeit  und  Ablieferung  der 
Pfänder  an  diese.  (13.) 

Die  Vortheile  dieser  Pfändung  sind: 

a)  Erleichterung  des  Beweises  für  den  Schaden  oder  die  Besttzsiönng 
und  demzufolge  für  den  Anspruch  des  Pfänders  auf  Entschädigmi 
und  ßusze,  (14.)  Aus  der  Pfändung  nAmlich  wird  auf  die  Veranlassung 
derselben  (Schädigung,  Besitzstörung)  geschlossen;  der  Ümfiing  des 
Schadens  aber  ist  noch  besonda^  nachzuweisen.  Da  die  Pfändung 
hier  wesentlich  als  Schutz  des  Besitzes  geübt  wird ,  so  liegt  auch 
eine  Unterbrechung  der  Ersitzung  von  Servituten  darin.  (15.  16.) 

b)  Sicherheit  für  die  Befriedigung  des  Pfänders:  in  dem  iltem  Rech^ 
weniger  betont,  als  die  obige  Folge  für  den  Beweis,  im  neoero 
Recht  die  Hauptwirkung.  Der  Gläubiger  ist  nicht  schuldig,  das 
Pfand  herauszugeben,  wenn  ihm  nicht  für  seine  Ansprüche  (die 
Ftttterungskosten  für  das  gepfändete  Vieh  inbegriffen)  Zidilung  oder 
mindestens  zureichende  Sicherheit  geleistet  worden,  und  kann,  wenn 
etwa  der  £igenthtimer  der  gepfändeten  Thiere  nicht  gefunden  oder 
von  demselben  keine  Befriedigung  erhalten  wird,  Versilberung  for- 
dern ,  und  aus  dem  Erlöse  sich   bezahlt  naachen  (15.) ,  so(>akl  aber 


13.  Preattuehet  Landr.  1 14  g*  419 :  Die  PflindoDg  darf  oor  auf  frischer  Tbat. 
nachdem  die  BeschSdigang  oder  Stttmng  erfolgt  fst,  geschehen.  8*  ^31.  Der  PAn- 
der  mnsz  die  geschehene  Pnindung  den  Gerichten  des  Ortes  sofort  anieigen  va4  dir 
gepffindeten  Stücke  denselben  zur  Verwahrung  abliefern. 

14.  L.  Bajno,  X11I  12:  —  sed  recladat  enm  donec  dooiino  ejus  oslestat  da«- 
num,  et  aliqui  de  vieinis  h«c  videant,  e«  designant  loeem,  qiH  laMos  est. 

15.  Bayr,  Landr.  II  8  g*  ^^  •  ">^'  ^^^  Pignorat  inner  drei  Tagen  nach  dem 
richterilcben  Ausspruche  das  Pfand  IKseo,  oder  es  wird  solches  —  verkaofL  Ha«  ^ 
femer  nicht  schuldig,  mit  dem  Verkaufe  so  lange  zu  warten,  bis  das  Pf^nd  darck 
die  Schaden-  und  Gerichtskosten  absnmirt  ist. 

16.  Säehi.  Con»t,  (bei  SehUti$r,  8.  923):  Das  Pfood  miMt  aber  „gabirlicb". 
und  „landbriochlich"  und  dem  Gericht  übergeben  sein. 
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Ersatz  oder  Sicherheit  geleistet  ist,  inasz  der  Pfänder  die  Sache 
herausgeben. 
Der  Gläubiger  hat  an  dem  Pfand  Oberhaupt  kein  dingh'ches  Recht, 
sondern  nur  im  Verhflitnisz  zu  dem  Gepfändeten  ein  Vorenthaltungsrecht; 
hat  er  den  Besitz  verloren,  Ist  das  gepfändete  Vieh  entlaufen  zu  einem 
Dritten  oder  zu  dem  Pfandschuldner  selbst,  so  hat  der  Pfänder  nicht  ein- 
mal gegen  letzteren ,  geschweige  gegen  ersteren,  eine  hypothekarische  Klage 
Ulf  Besitzesrestitotion.  Gegen  Dritte  gewahrt  die  Pfändung  keinerlei  Recht, 
insbesondere  kein  Vorzugsrecht  im  Concurse.  (Vgl;  ein  Erk.  des  O.-A.-G. 
ZQ  Cassel  in  Heusers  Annalen  V  S.  56.) 

Gegen  um^eehtmäszige  Pfändung  steht  hinwieder  dem  dadurch  ver- 
fetzten  Berechtigten  (EigenthOmer)  die  sog.  SpoliefUdage  zu. 

*  Renaud,  über  das  Pfandrecht  an  Mobilien  in  der  krit  Zeitschrift  tob 
Mittmnoier  XXI  S.  3  ff.  und  S.  312  ff.  —  WüdOj  in  der  Zeitschr.  f.  D.  R. 
I  S.  259  ff.  —  Sarwty,  das  Pfändungsinstitut  nach  gemeinem  Recht,  ver- 
schiedenen Specialgeaetzgebungen  und  nach  dem  Entwürfe  eines  Landescultur' 
gesetses  fEir  Württemberg  ron  1853  in  dem  württembergischen  Archiv  für 
Becht  und  Rechtsverw.  L  2  B.  283. 


Zwölftes  CapiteL 

Ton  der  Leihe  ländlicher  Grundstücke. 
§.104. 

I.   Natur  der  Leihe. 

Die  deutsche  Rechtssprache  faszt  in  den  Ausdruck  leihen  mancherlei 
Rechtsgeschäfte  zusammen,  die  hinwieder  eine  besondere  Bezeichnung  und 
joristbche  Behandlung  erfordern.  Im  Allgemeinen  versteht  sie  unter  leihen 
jede  Ueberlasiung  einer  Sache  von  Seite  des  Berechtigten  an  einen  Andern, 
nicht  zu  vollem  eigenen  Rechte  des  Letzteren,  aber  zu  Besitz  und  Ge- 
brtmch.  Der  Lehnsherr  leiht  das  Lehngut  dem  Vasallen,  der  Dynast  das 
Bo%Qt  d^m  Dienstmann  zu  Hofrecht,  der  Grundherr  das  Bauerngut  dem 
Zinsmann  oder  dem  Grundholden  zu  bAuerlichem  Besitz:  und  analog  wird 
sogar  dne  bew^liche  Sache  einem  andern  (dem  Commodatar)  zum  Ge- 
brauche geliehen.  Wir  reden  aber  hier  nur  von  der  Leihe  an  ländlichen 
Grundstücken  und  sehen  dabei  von  dem  eigentlichen  Lehen-  und  Dienst- 
rechte ab.  Auch  in  solcher  Beschränkung  ist  der  Begriff  noch  weit  genug, 
am  verschiedenartige  Institute,  die  indessen  unter  einander  verwandt  sind, 
zu  umspannen.  Es  wird  dabei  vorausgesetzt,  dasz  der  Leiher  der  Volt- 
berechtigte  (in  der  Regel  der  EigenthOmer)  sei  und  bleibe,  und  dasz  aer^ 
BtUehene  nur  ein   abgeleitetes  Becht   des  Besitzes  und  Genusses   erhalte, 
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aber  allerdings  im  Sinne  des  deaUchen  Rechts  nicht  blosz  eine  pendniiche 
Forderung  gegen  den  Leiher,  sondern  ein  dingliches  Besitz-  und  Nuizungt- 
recht  an  dem  Gute.  Hat  sich  sogar  die  römische  Jurisprudenz,  welche 
anfangs  die  obligatorische  Natur  der  locatio  amductio  allein  betonte,  doch 
in  der  spätem  Zeit  dazu  verstanden,  ein  dingliches  Recht  des  Eoiphyteota 
anzuerkoonen,  und  in  dem  Colonat  (kberdem  weitere  dingliche  BeziehungeD 
des  Colonen  zum  Roden  zugdasseo,  sp  kann  der  deutschen  Rechtswissen- 
schaft um  so  eher  verstattet  werden,  die  von  jeher  in  den  germanischen 
Leihen  in  weit  gröszerem  Umfange  anerkannte  Dinglichkeit  auch  femer  zq 
schützen.  £s  ist  ein  gesunder  Gedanke,  wenn^  selbst  der  deutsche  eiih 
fache  Pächter  sich  voraus  in  einer  engen  dinglichen  Beziehung  zu  den 
gepachteten  Gute  denkt,  das  seiner  Sorge  und  Wirth^haft  anvertraut  nod 
seiner  Nutzung  überlassen  ist,  und  es  darf  dieses  natürliche  Rand  nch^ 
gelöst  werden  um  des  persönlichen  Randes  willen ,  welches  daneben  den 
Verpächter  und  Pächter  a)s  Gläubiger  und  Schuldner  verbindeL  Hat  das 
römische  Recht  zuerst  ausschlieszlich,  dann  vorzugsweise  das  letztere  be- 
achtet, so  ist  es  ein  Fortschi itt  der  Rechtsbildung,  wenn  nun  das  deutsche 
Recht  hauptsächlich  das  erstere  hervorhebt. 

Die  Arten  der  Rauerleihen  waren  im  Mittelalter  überaus  mannich- 
faltig,  und  sind  es  zum  Theil  noch,  obwohl  nun  manche  Formen  in  Folge 
der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und  der  Auflösung  der  Gutsherrschaft 
antiquirt  sind.  Dem  Herkommen  und  der  L«ndessitte  gebührt  hier  ein 
groszer  Einflusz,  und  von  jeher  haben  die  Rauern  zäher  als  andere  Stände 
dieselben  bewahrt.  Daneben  kann  auch  der  freie  Vertrag  im  Einzdnen 
mancherlei  Modificationen  rechtfertigen,  und  so  wird  der  Wechsel  der  Er- 
scheinungen noch  vermehrt  Wir  müssen  uns  daher  hier  beischränkeD, 
einige  Hauptfarmen  gewissermaszen  als  Typen  auszuzeichnai  und  in  ihren 
Grundzügen  darzusteüeo.  Diese  sind: 
a)  die  eigentliche  Erbpacht 


b)  das  Meyerrecht  ^  Erbleihe, 

c)  die  Herrengunst 

d)  das  Leibrecht  (  nicht  erbliche  Leihe. 

e)  die  Zeitpacht  ) 

Früher  gab  es  wohl  auch,  obgleich  nicht  sehr  häufig,  Bauerlehen  im 
engern  Sinn  (feudasira,  BeuteUehenJ,  welche  durch  eine  Ausdehnung 
des  Lehensrechts  über  seine  natürlichen  Gränzen  den  Lehen  ähnlich 
gedacht  wurden.  Dem  Lehenbauer  wurde  dann  ein  Nutzeigenthum  zuge- 
schrieben, welches  nun  mit  dem  Verfall  der  Lehensherrschaft  zu  voHeni 
Eigenthum  erwachsen  ist.  Man  darf  indessen  aus  dem  auf  RauergOter 
angewendeten  Ausdrucke:  ^Lehen,  Lehenmann"  durchaus  nicht  auf  jene 
Lehensform  schlieszen;  sehr  oft  wird  damit  nur  die  gewohnte  IMe 
gemeint. 

*   Himeyers  Syst  d.  Lehnr.  Sep.  III  S.  269  ff. 
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II.    Erbleihe. 

1.  Erbpacht.  Kxa*.W;^  \  frVxAv('^,cl  A\  v.;  ^1^'^,  ,  ^ 

1.  Das  hofrechtUche  Erbe,  zu  welchem  während   des  Mittelalters  der  Lu.^^♦n^^- 
orepr(kllglich  ganz   auf  der  Gnade  des  Herrn  beruhende  Besitz  der  hof-  ^ 
hörigen  Bauern  allmählich  erstarkt  ist,   hat  nun  regelmAszig  die  Natur  des 
ImdrtekUchm  Eigens  angenommen  und  fällt  somit  nicht  mehr  unter  den 
Gcrichtsponkt  der  Erbleihe. 

2.  Mit  der  römischen  Emphyieuse  ist  die  deutschrechtliche  Erbleihe 
nahe  ferwandt,  unterscheidet  sich  aber  von  derselben  nicht  allem  darin, 
dan  äe  auf  anderem  Boden  und  in  anderer  Zeit  erwachsen  ist,  sondern 
aoch  durch  mancherlei  EigenthOmlichkeiten.    Die  wichtigsten  sind: 

a)  die  Emphyteuse  entsteht  durch  Vertrag,  Vermflchtnisz ,  Ersitzung; 
die  deutsche -Erbleihe  r^elmAszig  nur  —  froher  durch  hofgericht- 
Kche  oder  spftter  durch  briefliehe  Verleihung,  Verbriefung.  Die 
Debergabe  des  Besitzes  ist  zur  Begründung  des  Bechts  nicht  erfor- 
derfich.    (1.) 

b)  Dem  Emphyteuta  schrieben  die  Glossatoren  und  die  ihnen  folgenden 
Juristen  —  freilich  nnrömisch  —  Nutzeigenthum  zu,  und  so  wurde 
denn  auch  die  Emphyteuse,  wo  sie  in  Deutschland  nach  römischem 
Rechte  bestellt  ward,  im  Ld)en  betrachtet,  und  darf  daher  auch 
jetzt,  wo  das  froher  so  geschehen  ist,  nicht  zum  Nachtheil  des 
Kmphyteuta  anders  behandelt  werden.  Bei  der  deutschen  Erbpacht 
dagegen  ist  man  sich  fortwährend  oder  doch  langer  bewuszt  geblieben, 
dasz  der  ErbpAchter  nicht  der  EigenthOmer,  auch  nicht  ein  Nutz- 
eigenthOmer  sei,  wShrend  das  deutsehe  Erbe  der  Grundholden  fast 
allenthalben  zu  Nutzeigenthum  geworden  ist. 

c)  Die  Emphyteuse  gehört  im  Tode  des  Emphyteuta  zu  dessen  ge- 
sammter  Verlassenschaft  und  geht  entweder  nach  universellem  Erb- 
recht auf  die  jeweiligen  Erben  oder  in  Folge  eines  Vermächtnisses 
auf  den  Honorirten  Ober;  die  deutsche  Erbleihe  dag^en  begründet 
regehnflszig  eine  Singularsuccession  innerhalb  der  Familie. 

d)  Das  romische  Laudemium  ist  auf  2  Procent  des  Werthes  der  Emphy- 
teuse normirt,  der  deutsche  Ehr  schätz  (Handlohn,  Lehnwaare)  da- 
gegen sehr  mannichfaltig  bestimmt,  fällt  zuweilen  auch  ganz  weg.  (2.) 

1.  Erk  des  0.-A.-6.  Lübeck  (Seufertt  Arcb.  Y  46):  Es  ist  eine  ausgemachte 
Regel  des  deutschen  Rechts,  dasz  Eigenthurosrechte  und  Rechte  an  verliehenen 
Gütern  blosi  durch  die  Terlassung  und  den  Act  der  Verleihung,  sowie  bei  Lehen- 
gotem  durch  die  Investitur  erworben  werden,  ohne  dasz  hiezu  eine  Üeberlieferung 
des  Besities  hinzuzukommen  braucht. 

1  Erk.  des  O.-A.-G.  zu  Celle  fS.  A.  VII  78) :  Bei  deutschrechtlichen  Erbzins-  | 
Sütera  ist  die  bei  der  Emphyteuse  des  römischen  Rechts  stattfindende  <^ninquage^jroJ  I 
bei  Veriuszerungen  nicht  zu  entrichten.  ' 
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e)  Eigenthümlich  dem  deutschen  Recht  waron  die  poUtUchen  Retku, 
welche  dem  Grondheim   zustanden ,    zumal    in    der  Gerichts-  und 
in    der    Gemeindeverfassung.    Diese   Seite   des    Gegensatzes  ist  ii 
unserer  Zeit  freilich  zu  groszem  Theile  wieder  in  den  Hinlergraod 
getreten. 
Ob  nun  im  einzelnen  Falle  Emphyteuse  oder  Erbleihe  gemeint  sn, ' 
kann  nur  aus  der  Geschichte  der  Güter  und  den  besonderen  Doistindeo 
ersehen  werden.    Dasz  die  Bezeichnung  Emphyteusis  gewählt  worden,  st 
nicht  entscheidend,  denn  sehr  oft  haben  sich  deutsche  Rechtsferhihoisse 
römische  Namen  von  den  Schreibern  gefallen  lassen  müssen ,  ohne  deszhalb 
die  römische  Natur  anzunehmen.  . 

3.  Auch  die  deutschen  Erbleihen  sind  sehr  manm'chfaltig  ausgdddel 
worden.  Die  eigerUUche  Erbpacht  unterscheidet  sich  von  dem  Erbreckt  odn 
Erbzinsrecht  dadurch,  dasz  in  diesem  das  dingliche  Recht  des  Baoem  \» 
zum  Nutzeigenthum,  zuletzt  zum  yollen  Eigenthum  erweitert  worden  [i»\ 
jene  aber  nur  ein  äin^ches  Nutzungtrecht  begründet  und  von  dem  eigent- 
lichen Meyergute  dadurch,  dasz  in  diesem  die  Rücksicht  auf  das  Recbl 
und  die  Pflicht  des  Meyers  zur  Bewirthschafttmg  des  Gutes  eigeothamiiclie 
Grundsätze  erzeugt  hat,  welche  der  gewöhnlichen  Erbpacht  nicht  ange- 
hören. Indessen  ist  in  manchen  Ländern,  wie  in  Oesterreich,  auch  das 
Recht  des  Erbpächters  als  Nutzeigenthum  aufgefaszt  und   der   Unterschied 

h'-^-i^t^xi'^^^^  ^^™  Erbzinsf;;ut  dann  so  bestimmt  worden,  dasz  in  jenem  die  Lo- 
/^u^^M*:^.  c.  stungen  des  Erbpächters  noch  als  Gegen werth  seiner  Nutzungen ,  in  diesem 
•tilli*,^:  '  die  des  Zinsmanns  wesentlich  nur  als  Anerkennung  des  ObereigeothiMDs 
'TÄ  u  ^  anzusehen  seien.   (4.) 

4.  Die  Erbpacht  entsteht  durch  schriftlichen  Yertrßg  des  GiUthen% 
mit  dem  Erbpächter  ( Colonen J;  nach  dem  ausgebildeten  System  der 
Grundbücher  wird  das  dingliche  Recht  erst  durch  die  Eintragung  io  diese 
erworben.  In  Ermanglung  der  Leihbriefe  oder  zur  Erklärung  oder  Er- 
gänzung ihres  Inhaltes  ist  vorzüglich  das  Herkommen  zu  beachten.  Dem 
Leihbrief,  den  der  Gutsherr  ausstellt,  entspricht  dann  oft  der  Reven-  oder 

Wiederbrief  des  Colonen.  Auch  alte  So/-,  Erbzins-,  Lagerbücher,  ürbarim, 
denen,  wenn  nicht  ausnahmsweise  besondere  Gründe  dagegen  streiten, 
Glaubwürdigkeit  zuzuschreiben  ist' (Beispiele  in  Seufferts  Archiv  I  S90, 
291.  V  77),  enthalten  oft  nähere  Bestimmungen. 


3.    Pretuzisehes  Landr.  I  18  $•  ^^  ^    Bern  CrbiiDsnMinDe  geböhreo  alle  Beekie 

des  naubaren  EigeDthümers. 

)        4.    OesUrreichuehes  Ges.  §.  1122:  Der  Vertrag,   wodurch  JemaDden  das  NaU- 

leigeoUiuin  eines  Gutes  uoter  der  Bedingung  öt>erlassen  wird,  dasi  er  die  jlbilicbei 

^Nutzungen  mit  einer  Jährlichen  im  Yerhältnisz  zu  dem  Ertrage  besiimmteo  Alü'^ 

\n  Geld,   in  Frachten  oder  fuch   in   verbal toisimäszigen  Diensten  Tergelten  sollr 

i    \mii  ein  Erbpachtoertrag.    g.  1123:  Wird  eine  geringe  Abgabe  von  dm  Besiuer 

I   our  zar  Anerkennung  des  Grandeigenfiiams  geleistet ,  so  heiszt  der  Grund  ein  ßrh- 

\   m99gui,  und  der  darüber  errichtete  Vertrag  ein  ßrbiuuo€rtrag. 
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5.  Der  Colone  hat  das  Recht,  das  Gut  sammt  Zubehörde  (auch  dem 
Antliei]  an  den  Gemeindenutzungen)  in  vollem  Umfange,  einem  Eigenthtimer 
Ihnlich,  za  benutzen.  Die  natürlichen  Früchte  fallen  ihm  zu  mit  der 
Trennung.  Der  materielle  Genusz  des  Eigenthums  wird  so  von  ihm  fast 
ganz  aufgezehrt;  doch  äoszert  sich  dieses  zuweilen  noch  in  einigen  dem 
Gotsherrn  vorbehaltenen  Nutzungen,  z.  B.  dem  Jagdrecht,  der  Schäferei* 
dem  Ansprach  auf  sog.  Nutzholz  (Hartholz),  zuweilen  auch  Bauholz  im 
Wald,  dem  Fund  von  Schätzen  u.  dgl. 

6.  Er  ist  berechtigt,  das  Gut  in  eigenem  Interesse  zu  bewirthsckaften, 
ond  darf  auch  die  CuUur  nach  seinem  Ernoessen  ändern;  aber  zugleich  ist 
ff  Terpflichtet ,  für  gehörige  Bemrth$chaftung  des  Gutes  auf  eigene  Kosten 
m  sorgen.  Der  Unterhalt  und  sogar  bei  Brandunglück  die  Wiederher- 
$ttllung  der  Wohn-  und  Wirthschaftsgebfiude ,  die  Herstellung  der  Gräben, 
Wege,  Zäune,  die  erforderliche  Düngung  der  Aecker  und  Wiesen  u.  s.  f. 
Kegen  ihm  ob.  Obwohl  er  nicht  im  Einzelnen  und  Kleinen  der  Controle 
d«  Gutsherrn  unterworfen  ist,  so  darf  er  doch  im  Ganzen  und  Groszen 
dat  Gut  nicht  schlechter  werden  lassen.  Wenn  aber  für  ordentliche  Wlrth- 
schaft  gesorgt  ist,  so  ist  er  in  der  Regel,  wo  nicht  das  Herkommen  die 
Erbpacht  dem  Meyerverhältnisz  ähnlich  ausgebildet  hat  oder  die  Leihbriefe 
anders  bestimmen,  nicht  verhindert,  die  Anbauung  an  andere  Pächter  zu 
fiberlassen. 

7.  Dagegen  hat  der  Erbpächter  an  den  Guteherrn  die  herkömmlichen 
oder  ausbedungenen  2inse,  Zehnten  und  andere  Lasten  zu  entrichten. 
Nach  älterem  Rechte  hatten  dieselben  gewöhnlich  die  Natur  von  Reallasten; 
^  neuem  Entwickhing  entspricht  eher  die  Auffassung  derselben  als  einer 
obligatorischen  Schuld  des  Erbpächters.  Früher  bestanden  sie  auch  häu- 
figer in  Naturalleistungen ,  heute  regelmäszig  in  Geldzinsen.  Die  Zeit  der 
Entrichtung  des  Erbpachtzinses  f Canon)  wird  durch  das  Herkommen  oder 
den  Vertrag  bestimmt,  und  Nichtbeachtung  des  Termins  versetzt  den 
Colonen  in  Verzug.  Insofern  derselbe  nicht  als  blosze  Anerkennung  des 
gotsberrlichen  Rechtes,  sondern  —  was  in  der  Regel  der  Fall  sein  wird  — 
als  Gegenleistung  für  den  Fruchtgenusz  zu  betrachten  ist,  so  berechtigen 
schwere  Unglücksfalle,  welche  das  Gut  betrefien  und  den  Fruchtgenusz 
aufheben  oder  wesentlich  beeinträchtigen,  z.  B.  feindliche  Verwüstung, 
Deberschwemmung,  Hagelschlag,  den  Colonen  einen  biüigen  Nachlasz  an 
dem  betreffenden  Jahreszinse  anzusprechen.  (5.) 

8.  Die  Verpfändung  oder  Veräuszerung  des  Erbpachtgutes  darf  von 
dem  Erbpächter  nur  fiit(  Zustimmung  des  Guteherrn  vorgenommen  werden. 

5.  0€9iBrreieM$ehe9  Ges.  £•  1133:  Wenn  ein  Erbpächler  durch  Ueberschwem- 
nuig,  Krieg  oder  8eachen  sein  Pachtgut  zu  bf nützen  verhindert  worden  ist,  so 
BM61  demselben  lär  die  Zeit  der  vermiszten  Benützung  ein  angemessener  Erlasz  vom 
ZiMe  gesuttet  werden.  S*  1134 :  Ein  Erbzinsraann  hat  auf  einen  «hnUchen  Erlasz 
Milien  Anspruch.  Er  musz,  so  lange  ein  Tbeil  des  Erbzingsgutes  vorhanden  ist, 
^  (estgeseuten  Erbzins  voll  entrichten. 
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Die  erstere  kann  der  Gutsherr  allemal  hindern,  wenn  nicht  etwa 
gewöhnh'che  Verwendungen  für  das  Gut,  die  nicht  anders  angebracht  and 
doch  nicht  entbehrt  werden  können,  dieselbe  nöthig  machen,  z.  B.  bei 
Haup(bauten>  die  letztere  nur,  wenn  die  Gefahr  droht,  dasz  der  Erwerber 
auszer  Stande  sei ,  das  Gut  gehörig  zu  bewirthschaften.  (6.)  Das  im  römi- 
schen Rechte  dem  Gutsherrn  gewährte  Vorkaufsrecht  versteht  sich  nach 
deutschem  Rechte  nicht  von  selbst,  obwohl  auch  in  diesem  ähnliche  Gruad- 
sätze  hie  und  da  durch  die  Gewohnheit  eingeführt  oder  ausdrücklich  ver- 
abredet worden  sind, 

Für  die  Schulden,  die  er  macht,  und  die  nicht  ausnahmsweise  auf 
das  Gut  gt*legt  (GutsschüldenJ  sind ,  haftet  der  Erbpächter  persönlich  und 
zunächst  mit  seiner  eigenen  Habe  (dem  sog.  AUodialvermogen),  Ist  er  aber 
auszer  Stande,  dieselben  damit  zu  bezahlen,  so  wird  nach  dem  eigentlicki 
Erbpachtsystem  auch  sein  Recht  an  dem  Gute  der  Vergantung  unten^'orfei 
und  es  tritt  dann  der  Käufer  als  neuer  Erbpächter  an  seine  Statt  Anden 
dagegen  ist  es  nach  dem  System  der  Meyergüter  (§.  106,  4),  aber  nach 
Landesgewohnheit  auch  bei  Gütern,  die  im  übrigen  den  gewöhnlichen 
Erbpachtgütern  gleichstehen. 

9.  Die  Ytrerbung  dieser  Güter  war  im  Sinne  deutschen  Rechts  früher 
immer  nur  als  Sing%Uar$ucce$sion  der  FamiUe  des  jeweiligen  Erbpäekm 
verstanden;  starb  dieser  ohne  Erben,  so  fiel  das  Gut  dem  Gutsherrn 
wieder  anheim,  der  aber  nach  dem  Hofrecht  oft  gehalten  war,  dasselbe 
wieder  in  Form  der  Erbleihe  einem  neuen  Colonen  zu  geben.  Die  Ein- 
wirkung des  römischen  Rechts  hat  aber  in  manchen  Ländern  für  die  Erb- 
pacht die  Aenderung  zur  Folge  gehabt,  dasz  man  anfing,  das  Recht  des 
Colonen  an  dem  Gut  als  von  seiner  Verlassenschaft  unifaszt  zu  denken 
und  auch  letztwillige  Dispositionen  durch  Erbeinsetzung  oder  VermäcbtiiBi 
darauf  zu  beziehen  und  anzuerkennen. 

♦  KrnU$nayr,  Anm.  zun  Cod.  Ifaz.  Th.  IV  Cap.  VU.  —  J.  Koch,  Ge- 
schichte und  Natur  der  Erbleihe  im  KrzstiA  Mains.  1791.  —  Demi,  D.  Priv. 
§.  517.  ~  üeber  Erbfolge  in  Erbleihgtitem  s.  Archiv  t  pracU  Recht  VUl 
S.  348.  —  Haubold  f  de  quantitate  laudemii  recte  comput  Lips.  1807.  — 
Sienxel,  Beitrag  zur  Gesch.  d.  Landern,  in  Schlesien.    1848. 

$.  106. 

2.   Meyerrerht. 

1.  Eine  eigenthOmliche  Ausbildung  hat  die  Erbleihe  .in  dem  Institute 
der  Meyergüter  erlangt,  welches  vorzüglich  in  Westphalen  allgemeine,  in 

^.  Ob.-App.-Ger.  zn  fTieibadeu  in  ^a//er/#  Archiv  VI  55:  Zu  dem  dirigUchco 
Rechte  des  Erbleihtrigers  ist  zugleich  die  BefugDisz  der  YeränazeniDg  der  Erbleibe 
ao  einen  Dritten,  g^en  dessen  Tüchtigkeit  der  Erbleihherr  keine  gegröodelen  En- 
twendungen hat,  begriflto,  dergesUlt,  dasz  die  Einwilligung  durch  riektfrUcbea 
Ausspruch  erginzt  weilen  kann;  vgl.  Sehleiter»  Jahrbücher  T  8.  37;  die  Ter- 
pfllcbtuBg,  den  Conseos  des  Gutsherrn  beizubringen,  liegt  dem  Uufer  (7)  ob. 
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aodero  deatschen  Gegenden  aber  sporadische  Anerkennung  gefunden  hat^ 
ond  in  neuerer  Zeit  sorgfältiger  als  die  anderen  Formen  der  Erbpacht  er- 
forscht und  dargestellt  worden  ist. 

Im  Groszen  sind  die  MeyergOter  ein  Werk  der  Geschichte,  an  der 
Jahrhunderte  gearbeitet  haben:  und  wenn  ausnahmsweise  noch  neue  ent- 
stehen, so  ist  das  nur  Nachbildung  eines  vorgefundenen  bäuerlichen 
Rechtszustandes.  Im  Mittelalter  waren  die  Meyer  meist  eigene  oder  min- 
destens hofh^^rige  Leute,  und  die  bäuerliche  Verfassung  und  Gerichtsbarkeit 
nibte  zu  groszem  Theile  auf  dieser  Einrichtung.  Die  Aufhebung  der 
Eigenschaft  ond  die  Umgestaltung  der  Verfassung  in  neuerer  Zeit  haben 
daher  auch  wichtige  Folgen  gehabt  für  die  neue  Ordnung  der  MeyergOter ; 
aber  kemeswegs  ist  die  Auflösung  des  ganzen  Institutes  eine  nothwendige 
Wirkung  Jener  Veränderung;  dasselbe  kann  auch  als  ein  Institut  des  freien 
Baoemrechtes  noch  fortt)estehen. 

Das  Meyergut  (die  Stätte,  der  Bof,  Meyerhof)  ist  eine  voUständige 
hSniaikke  Wirthschaft^  an  die  alten  Hufen  erinnernd,  nicht  etwa  ein 
eiozelaes  Stück  Boden.  Daher  ist  das  Meyergut  regelmäszig  untheilbar 
ood  zieht  eine  umfassende  Zubthörde  magnetisch  an.  Das  Gut  ist  „ge- 
tekloiten,"  und  was  zur  herkömmlichen  Bewirthschaftung  des  Gutes  und 
zo  dem  bäuerlichen  Haushalt  des  Meyers  gehört,  wird  als  „Hofgetoekr" 
oder  „Beschlag",  auch  wenn  es  aus  dem  freien  Vermögen  desselben  ange- 
schafft worden,  leicht  zur  Zubehörde.  Für  die  Erhaltung  des  Meyerguts 
sorgt  das  Meyerrecht;  denn  der  wohihäbige  Fortbestand  der  fiauernfamilie 
beruht  darauf,  und  das  öffentliche  und  Gemeinderecht  hat  ein  Interesse 
daran. 

2.  Die  Bemeyerung  von  Seite  des  Gutsherrn  an  den  Meyer  geschieht 
gewohnlich  durch  Verleihung  des  Meyerbriefe,  worauf  der  Nachfolger  im 
Gut  ein  Recht  hat  Indessai  gibt  es  auch  viele  Meyergtiter,  bei  welchen 
die  Heyerbriefe  nicht  in  Debung  gekommen  sind.  Meistens  miisz,  wer 
nen  ein  Meyerrecht  erwirbt,  ^jafdr  dem  Gutsherrn  den  herkömmlichen 
Wtinkauf  (EhrechatzJ  bezahlen.  (§.  108,  1.)  Ein  Recht  auf  Bemeyerung 
kann  aber  nur  haben,  wer  persönlich  tüchtig  ist,  die  Wirthschaft  zu 
führen.  In  dieser  beständigen  Rücksicht  auf  die  eigene  Wirthschaft  des  " 
Heyers,  die  sein  Recht  und  sowohl  der  Familie  als  dem  Gutsherrn  (be-  \\ 
ziefaungsweise  der  Gemeinde)  gegenOber  seine  Pflicht  ist,  liegt  die  Eigen- 
thümlichkeit  des  Meyerrechts.  (1.)  Daher  findet  sich  auch  in  den  Meyer- 
ordnungen ein  Verbot  der  Verpachtung  der  Stätte «  mit  Ausnahme  entlegener 
Stacke,  soweit  eben  wieder  das  Interesse  der  Wirthschaft  selbst  dieselbe 
rechtfertigt. 

3.  Das  Rechl   des   Meyers   am   Gute   wird    wieder  verschieden   be- 
achtet, je  nach   verschiedenen  Entwicklungsstufen  oder  Landesg^enden. 


1.    Aiehtii,  Lehnr.  SO  8*  ^  •   VR®  ^  ^^  Jrnant  eoen  liDsmaDD  hf  bbeo  möge, 
^  d«t  tinsgot  selven  niciit  baarbeidet  edder  beköstiget,  so  Vindme  be  ne  möge. 
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Die  dingliche  Natur  desselben  ist  schon  früh  und  allgemeiD  anerkannt 
worden;  aber  nicht* tiberall  ist  das  Recht  ein  eigenthümliches  und  augge- 
^dehtUei  Nutzungsrecht  geblieben,  sondern  manchenorts  bis  zum  Nutz- 
eigenthwn  erweitert  worden,  von  wo  aus  dann  der  Uebergang  zu  vollem 
Eigen  nahe  liegt.  (2.)  War  früher  der  Berechtigte  selbst  als  Höriger  an 
das  Gut  (die  Scholle)  gebunden,  so  versteht  sich,  dasz  dieses  Band  nun 
völlig  und  allenthalben  gelöst,  und  kein  Meyer  gehindert  ist,  auf  sein 
Recht  zu  verzichten  und  das  Gut  zu  verlassen.  Es  steht  ihm  somit  das 
Recht  der  Kündigung  zu. 

4.  Das  Meyergut  ist  dem  Verkehr  entzogen,  und  daher  kann  der 
Meyer  die  Stätte  ohne  Zustimmung  des  Gutsherrn  u)ed€r  verkaufen  noch 
verpfänden,  noch  darüber  durch  letzte  fVillensordnung  zu  Gunsten  &m 
Dritten  verfügen.  Mit  EinwiUigung  des  Gutsherrn  aber  kann  er  gfilüg 
in  solcher  Weise  disponiren.  Für  die  Schulden  des  Meyers  kann  daher, 
wenn  dieselben  nicht  als  Gutsschulden  zu  betrachten  sind,  das  Meyer fA 
nicht  angegriffen  noch  der  Yerganittng  unterworfen  werden;  freilich  ein 
für  die  Creditverhältnisse  höchst  bedenkliches  Herkommen,  wodurch  die 
Wohlfahrt  des  Gutsherrn  und  die  Sicherheit  der  Colonen  mehr  scheinbar 
als  wirklich  gewahrt  wird. 

5.  Fallt  das  Gut  nach  dem  Aussterben  der  Familie  des  Meyers  dem 
Gutsherrn  anheim,  oder  macht  derselbe  von  seinem  Rechte  der  Abmegeru^ 
Gebrauch  und  vertreibt  den  Meyer  von  dem  Gute,  so  ist  er  nach  der 
spätem  Meyerverfassung  keineswegs  berechtigt,  das  Gut  für  sich  zu  be- 
halten  und  sein  Eigenthum  daran  in  vollem  Umfange  wieder  auszuüben. 
Er  darf  es  auch  nicht  beliebig  mit  einem  andern  Meyergute  zusammen- 
schlagen, sondern  soll  das  Gut  neuerdings  in  herkömmlicher  Weise  an 
einen  andern  Meyer  verleihen.  Und  während  bei  der  eigentlichen  Erb- 
pacht es  dem  Gutsherrn  unbedenklich  zusteht,  die  neue  Erbpacht  unter 
beliebigen  neuen  Bedingungen  abzuschlieszen ,  so  darf  der  Gutsherr  da- 
gegen  dem  neuen  Meyer  keine  gröszeren  Zinse  und  Lasten  auferlegen,  als 
das  Herkommen  gestattet  Es  besteht  nämlich  ein  öffentliches  Interesse 
an  der  Erhaltung  eines  soliden  Meyerstandes,  und  es  kann  daher  die  Er- 
höhung auch  nicht  durch  freien  Vertrag  mit  dem  neuen  Meyer  eingeführt 
werden.  (,3.)  Gerade  diese  Beschränkung  des  gutsherrlichen  Rechts,  wekhe 
dem  Gutsherrn  für  alle  Zukunft  die  eigene  und  freie  Bewirthschaflung  des 


l.  Bremuche  Deichordn.  ?.  IftW:  Wegen  der  Meyer  lassen  wir  es  nach  An- 
leitung gemeiner  Rechte  dabei .  dasz  dieselben  als  Domini  uliles  ac  veri  Msdi  po»- 
sessores  alle  and  Jede  Deiehsonera  abhalten  müssen. 

3.  Calenbergtr  Meyer-0.  §.7:  Der  Galaherr  kann  weder  bei  neuer  Beaelxanf 
eines  Uoffs,  nofh  sonst  von  denen  dazu  gehörenden  L«iidprelen  oder  Gerechtsamen 
etwas,  ohne  dagegen  dem  Meyer,  wenn  solcher  darin  williget,  mit  Zazichong  der 
Obrigkeit,  ein  am  Werth  gleiches  Aeqaivalent,  and  zwar  an  liegenden  Gründen, 
nicht  aber  im  Gelde  zu  geben,  an  nch  nehmten,  oder  zom  Nachtbeil  den  Meyers  sel- 
bigem neuere  härtere  Bedingungen^  als  er  zu  übernehmen  schuldig  ist,  mmßegem. 
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Gutes  UDindglich  macht,  hat  wesentlich  dazu  beigetragen,   das   dingliche 
Recht  des  Meyers  nach  und  nach  zum  Eigenthum  zu  steigern. 

*  B,  W,  Pftiffetj  das  deutsche  Meyerrecht  Cassel  1848,  worin  auch 
Hichweisiiiigen  über  die  hieher  gehörige  Literatur.  —  Busch,  Beiträge  zum 
le^errecbt  1855.  —  SehliUer,  Sammlung  der  in  Bremen  und  Verden  in  Bezug 
nf  das  Keyerrecht  erlassenen  Gesetze.  Stade  1861.  —  fVcdekind,  zur  Reform 
da  Meyerrechts.  Oöttingen  1862.  —  Frank,  das  Recht  der  Kachfolge  in  die 
Meyergfiter  in  Lüneburg  und  der  Gralschaft  Hoya.  Hannover  1862.  — 
Himfyfr,  das  Meyerrecht  in  der  Gra&chaft  Hoya.  Hannover  1862.  —  Freusx, 
limeburgisches  Pro vincial-Mey errecht.   Hannover  1862. 

§.  107. 
III.   Nicht  rrbhche  Leihe. 

.4Qch  die  nicht  erbliche  Leihe  kommt  in  mancherlei  Formen  vor, 
wekhe  alle  hinwieder  das  Gemeinsame  haben,  dasz  das  deutsche  Recht 
mehr  die  dingliche  Beziehung  des  Beliehenen  zum  Gute  betont,  als  das 
finSidicke  VertragsverbAltnisz  zwischen  dem  Gutsherrn  und  dem  Be- 
Kehenen.  Im  Uebrigen  entsprechen  die  Tersohiedenen  Formen  groszen 
Thdls  den  Entwicklungsstufen,  durch  welche  im  Groszen  der  ursprQng* 
Eche,  von  der  Gunst  des  Herrn  abgeleitete  Grundbesitz  durchgegangen  ist, 
bis  er  in  neoester  Zeit  zu  freiem  Eigenthum  des  Bauern  geworden.  Das 
Berkommen  ist  daher  auch  hier  groszen  Theils  massgebend.  £in/.elne 
Arten  sind : 

1.  Auf  freien  Widerruf  gdlefaene  Güter.  Sogar  dieser  von  der  Gunst 
des  Herrn  abhängige  Besitz  ist  zu  einem  dinglichen  Nut%ung$rechi  des 
fiiDeni  erwachsen,  welches  von  dem  des  erbrechtlichen  Colonen  sich  haupt- 
iicblich  nur  dadurch  unterscheidet,  dasz  die  Fortdauer  nicht  gesichert  ist 
Wenn  aber  von  dem  Widerrufe  kein  Gebrauch  gemacht  wird,  so  geht 
•och  diese  ».veranleiteie  Freülifv  öder  .Merremguml,**  wie  sie  im  bayri- 
schen Rechte  genannt  wird,  auf  die  Erben  Ober.  Die  Abstiflung  darf  ge- 
wöhnlieh nur  durch  rechtzeitige  KOndigung  auf  einen  bestimmten  Jahres- 
termin iX^^'l^llß^^^^^^' 

2.  Autlübenneu  Bauern  geliehene  Güter,  wie  die  Schupf-  und 
FaBehen  in  Schwaben,  die  Leibgedinge  oder  LeibrechUgüler  in  Rayem  und 
Oesterreich ,  die  TodbeOände  in  Schwaben.  Zuweilen  wird  auf  zweifiaicheD 
Leib  geKeben,  insbesondere  auf  das  Leben  des  Rauern  und  seiner  Ehefrau, 

.so  dasz  erst  nach  beider  Tode  das  (jut  dem  Herrn  heimftllt.  Die  Heim- 
fillligkeit  solcher  Güter  ist  mit  der  Zeit  zu  bloszer  Form  geworden,  mit 
welcher  nur  eine  Abgabe  an  den  Herrn  verbunden  war  für  die  neue  Ver- 
leihung an  die  Erben,  so  dasz  thatsdchlich  diese  Güter  mehr  und  mehr 
die  Natur  von  Erbleihen  an^iabmen  und  dann  auch  wie  diese  zu  Eigenthum 
der  Rauern  wurden. 

3.  Verwandt  sind   die  sogenannten  Neustiftgüter,  die  auf  LebemxeH 
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des  Gutsherrn  verliehen  werden ,  mit  dem  Tode  des  Bauern  dagegen  auf 
dessen  Erben  flbergehen. 

4.  FOr  die  Leihe  auf  be$timmie  Pachtzeü  kommt  eher  die  Lehre  von 
der  Pacht  zur  Anwendung,  obwohl  auch  da  das  deutsche  Recht  dem  Pftchter 
ein  dingh'ches  Recht  und  den  entsprechenden  Besitz  an  dem  Pachtgute 
zuzuschreiben  geneigt  ist 

§.  108. 
IT.  Rechte  des  Gotsherm. 

Wie  die  Rechte  der  beliehenen  Bauern  während  des  spAtern  Mittel- 
alters immer  fester  geworden,  und  in  vielen  Fallen  bis  zum  Nutzeigenthnin 
erwachsen  sind,  so  sind  im  G^entheil  die  Altern  Rechte  der  Gutthem 
immer  mehr  geschwunden:  die  politischen,  denn  die  Gutsherrn  stehen  Dicht 
mehr  als  selbständige  Gerichtsherm  im  Centrum  der  ländlichen  Gerichts- 
und  Gemeindeverfassung,  und  die  privatrecktüchen,  denn  es  ist  häufig  ihr 
ursprüngliches  Eigenthum  zum  Obereigenthum  verdOni^t  worden  oder  ganz 
untergegangen f  und  wo  es  sich  erhalten  hat,  ist  es  doch  mancher  beson- 
derer Rechte  gegen  den  Bauern  entkleidet  worden»  welche  früher  aas 
mandierlei  Gründen  (Gerichts-  und  VogteigewaH,  Leibherrscbaft)  her- 
kömmlich damit  verbunden  waren.    Von  der  Art  waren: 

1.  Der  Ehr  schätz,  Bandiohn,  Weinkauf,  Lehnwaare,  Auf  fahrt,  Leib- 
gM  (laudemiumjy  d.  h.  eine  Abgabe,  welche  der  neu  Beliebcne  oder  auf 
.  das  Gut  auffahrende  Bauer,  zuweilen  auch  die  einheirathende  Bäuerin  an 
den  Herrn  zu  entrichten  hatte,  damit  dessen  Herrschaft  zu  ehren  und  den 
Eintritt  in  den  gutsherrlichen  Verband  zu  bestätigen^  oder  auch  als  Ver- 
geltung für  die  Verieihung.  (1.  2.)  Beiderlei  Auffossungen  kommen  vor, 
wie  denn  Oberhaupt  die  Mannichfaltigkeit  der  hofrechtUcben  Bestimmungen 
von  jeher  auch  in  Beziehung  auf  die  Bedingungen,  unter  denen  der  Btr- 
schatz  bezahlt  werden  muszte,  ak  in  Bezug  Auf  die  Art  und  GrOsze  des- 
selben grosz  war.  Ob  derselbe,  und  wie  er  gelte,  ist  nur  historisch  ni 
ermitteln.  Diese  Last  steht  allerdings  in  Verbindung  mit  dem  Bauergute, 
die  einzelne  Leistung  aber  ist  eine  Schuld  der  Penom,  welche  Nutzungs- 
rechte an  dem  Gute  erwirbt,  und  geht  daher,  wenn  sie  nicht  entrichtet 
worden,  nkht  auf  den  Nachfolger  im  Gute  Ober.  Wo  das  Nutzungsrecht 
bis  znfti  Nntzeigenthum  ausgedehnt  ist,  versteht  sich  heutzutage  die  AbUk- 
barkeit  dieser  Verpflichtung. 


1.  OffhuDg  V.  Mng^  {BluniHhlh  Zürich.  R.  G.  I  272):  Und  wer  der  ist,  dem 
der  probst  semlicba  gueter  übet  und  der  si  von  einem  probst  enpbabet ,  der  sol 
einem  probst  geben  vier  köpf  des  besten  wins. 

2.  Offhong  TOB  Nemheim  {Blumer,  E.  G.  d.  sehw.  Demokr.  I  164; :  Ifo  sin 
wir  also  herkommen ,  wer  hie  des  gotzhas  göter  koO^l,  der  sol  si  emplüifa  Ton 
minem  herren  —  und  verersehatien  als  bescheidenlich  ist. . 
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2.  Zur  Sicherung  für  seine  Forderung  des  Zinses  hatte  der  Gutsherr 
froher  das  Recht  der  Sdbstpßndung  des  Schuldners  auf  dem  Gute 
(§.  101,  3),  welches  nun  wieder  veraltet  ist.  -  Ueberdem  diente  das  Recht 
der  Äbmeyenmg  zum  Schutz  der  gutsherrlichen  Rechte  (3.  4.),  früher 
mehr  so,  dasz  der  Herr  sich  selber  Recht  schafRe,  jetzt  wenn  es  Ober- 
haupt noch  fortbesteht,  nach  vorherigem  unparteiischem  Proceszverfahren. 
Die  Bedingungen  der  Abmeyerung  sind  verschieden  je  nach  der  Art 
der  Leibe: 

a)  Bei  der  Erbpacht  finden  sich  häufig  ähnliche  oder  die  nämlichen 
Gründe  anerkannt,  an  wdche  das  römische  Recht  die  Privation  der 
Emphyteuse  knüpft,  am  häufigsten  Nichtleistung  der  schuldigen  Ab- 
gaben an  den  GÖlsbemi  während  längerer  Zeit  (nicht  gerade  2  oder 
3  Jahre). 

b)  Bei  den  eigentlichen  Meyergütem  kommt  regelmäszig  die  Rücksicht 
aof  persönUehe  Ikuüchtigkeü  des  Heyers  hinzu ,  so  dasz  der  lieder- 
liche Meyer  auch  dann  entfernt  werden  kaim,  wenn  noch  keine 
objective  Verschlechterung  des  Guts  erfahren  worden,  noch  dieZinse 
im  ROckstand  gebüebeo  sind. 

c)  Bei  der  nichi  erbUehen  Leihe  kommen  regelmäszig  vor:  Verschlech- 
terung des  Gutes  und  Nichtzahlung  des  Zinses. 


3.  Offbung  T.  freUhmiuten  {Grimm,  W.  I  352):  Und  wer  ob  keiner  den  zins 
auf  saot  Marlinitag  nicht  gSb  den  sol  man  darumb  —  mit  des  hofs  W.  gerichten 
fünieVMMB  mid  treiben,  bis  Jhm  genug  geschiebt,  —  wer  aber  steh,  das  ongewSchs, 
bagel,  froat,  relltD,  krieg  infiel  -^  so  sol  man  heilen  bis  uf  den  anderen  hl  amen, 
vnd  TOD  dem  anderen  blaroen  (ob  solches  aber  wer)  bis  auf  den  dritten,  and  aof  den 
dritten  so  mag  ein  herr  von  Auw,  die  scheaer  beschlieszen  and  schniter  and  schmid 
—  vorab  ausrichten,  and  was  ihm  daran  geprSsit,  darum  sol  er  ihm  anzugreifen 
and  SU  nOChlgen  haben,  an  allen  sinen  ligenden  und  fahrenden  gutem. 

4.  Weisth.  ra  Tmoern  {Ormm,  W.  II  265):  WfM  einer  —  sein  xinaE  nicht 
aoaricllt,  mag  der  grondberr  das  gut  angreifeiv  einem  andern  ansetien  and  es  lOi 
Jahr  —  unverlosUg  halten.  (Vgl.  Orimm,  II  315.) 
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DRITTES  BUCH. 

RECHT  DER   FORDERUNGEN  UND   SCHUU)EN. 
I.  AbtheUnBg:  Von  Fordenmgen  Und  Sekoldcn  übtrhaiipt 


Erstes  CapiteL 

Charakter  des  deutschen  Forderungsrechts. 

§.  109. 
1.    Historische  Einleitang. 

1.  Das  rechtliche  System  der  Forderungen  und  Schulden  war  in  dem 
altern  deutschen  Rechte  wenig  ausgebildet  In  den  Volksgesetzen  nehmen 
die  Forderungen  auf  Busze  und  Friedensgeld,  deren  Grund  ein  Friedensbrocb, 
und' deren  Inhalt  eine  hestimmte  Summe  Geldes  war,  die  Haoptstdie  ein. 

Erst  in  dem  spHtern  Mittelaltcfr,  als  das  stadtische  VerkdirsieheR  be^ 
wegter  und  reichhaltiger  wurde,  forderte  das  wachsende  Bedfkrfnisz  auch 
eme  sorgfoltigere  Pflege  des  Obligationenrechts. 

Es  kann  daher,  nicht  befremden,  dasz  in  diesem  Gebiete  mehr  als  in 
den  andern  die  römische  Lehre  willkommen  war  und  bald  Autorität  ge- 
wann. Denn  die  Römer  hatten  die-  mancherlei  obligatorischeD  VerhaÜBisse 
bis  in  die  feinsten  Beziehungen  hinein  mit  juristischer  Schärfe  erkannt  and 
bestimmt,  und  wenn  sie  auch  dabei  von  den  eigenthOmlichen  Formen  und 
Formeln  ihres  dvilen  und  prfttorischen  Rechtes  ausgingen,  so  war  es  ihnen 
doch  in  hohem  Grade  gelungen,  auch  die  rein  menschlichen  und  dem 
Völkerverkehr  gemeinsamen  Gedanken  auszubilden.  Das  neuere  deutsche 
Obligationenrecht  ist  daher  unter  der  I^itung  der  römischen  Jurisprudenz 
ausgebildet  worden. 

2.  Aber  auch  da  ist  ein  Stillstand  unmöglich.  Schon  in  froherer  Zeit 
wurde  der  von  den  Römern  beherrschte  Kreis  der  Obligationen  durch 
ganz  neue  Bildungen,  welche  vorzflglich  dem  Handelsverkehr  ihre  Ent- 
stehung verdanken,  bedeutend  erweitert,  und  zu  den  alteren  Obligationen 
kamen  eine  Reihe  neuer  zum  Theil  höchst  eigenthümlicher  Forderungen 
und  Schulden  hinzu,  für  welche  die  römische  Theorie  wohl  als  Yorbüd 
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beachtet  werden  konnte,  aber  nicht  mehr  ausreichte.  Die  nenere  Zeit,  in 
welcher  die  Geldgeschäfte  und  der  Verkehr  mit  Vermögensrechten  jeder 
Art  unendlich  reich  geworden,  vermehrt  fortwährend  die  Mannichfaltigkei^ 
solcher  obh'gatorischer  Verhältnisse. 

Ceberdero  aber  weicht  das  moderne  Recht  in  einigen  Grundgedanken 
Ton  der  römischen  Vorstellung  ab,  und  wenn  man  näher  zusieht,  wird 
man  erfahren,  dasz  schon  das  ältere  deutsche  Recht,  ungeachtet  seiner  ge- 
ringen Ausbildung  der  einzelnen  Forderungen,  doch  in  wesentlichen  Be- 
ziehungen den  Anstosz  zu  einer  Fortbildung  des  ObKgationenrechts  im 
Ganzen  gegeben  hat,  welche  hinwieder  von  der  neueren  Zeit  vollzogen 
nod  in  ihrer  Weise  fortgesetzt  wird. 

§.  110. 
2.   £lg<  nthüinliehe  Grandgedanken  des  deutschen  Rechts. 

1.  Die  Römer  betonen,  voraus  das  gemek^same  objedive  Rechtsband^ 
die  obUgaiio,  welches  die  beiden  verbundenen  Personen,  die  beiden  rei 
(tielur),  zusammenhält.  Die  deutsche  Sprache  hat  dafdr  nidit  einmal  eine 
entsprechende  allgemeine  Bezeichnung,  denn  der  Ausdruck  „Gedinge**  weist 
auf  die  gerichtliche  £ntstehangsform,  nicht  auf  die  Existenz  der  obligatio 
hin.  Dagegen  hebt  sie  mit  Nachdruck  die  beiden  Seiten  der  obligatio,  die 
Forderung  des  Gläubigers  und  die  Sckidd  des  Schuldners  hervor;  und  in- 
dem sie  diese  beiden  Seiten  jede  fttr  sich  zu  betrachten  liebt  und  entschie- 
dener sondert,  behandelt  sie  dieselben  auch  mit  gröszerer  Freiheit,  die 
einen  als  Bestandtheile  des  activen  Vermögens,  des  Eigenthvms  im   weitern 

.Sinn,  welche  dem  Verkehre  verfallen,  die  andern   als  Bestandtheile  des 
paMioefi  Vermögens,  und  zwar  in  der  Regel  der  fahrenden  Habe. 

Deszhalb  können  bestimm^  Schulden  auch  leicht  in  eine  nähere  Be- 
ziehung treten  zu  einem  eigenthümUchen  Vermögenssiück  oder  zu  einer 
besondem  Vermögensart.  So  folgen  z.  B.  die  Lehen-  und  die  Stammguts- 
scbulden  dem  Lehen-  und  dem  Stamnigute.  So  spricht  man  von  Handels- 
schulden, die  zunächst  auf  dem  Handelsvermögen,  von  ehelichen  Schulden, 
die  voraus  auf  dem  errungenen  Gute  der  Ehegatten  haften  u.  s.  f. 

2.  Das  römische  Recht  hält  an  dem  einfachen  Gedanken  einer  per- 
sönlichen Verbindung  bestimmter  Individuen,  des  Gläubigers  und  des 
Schuldners  fest.  Unser  neueres  Recht  dagegen  betont  mehr  den  objectiven 
Gehalt  (den  Werth)  der  Forderung  oder  Schuld,  und  behandelt  diese 
Göter  daher  auch,  analog  den  eigentlichen  SachgOtern,  als  Gegenstände 
des  Verkehrs  *).    Es  läszt  daher  leichter  eine  Aenderung  in  den  persön- 


')  Mioche  neuere  Juristen  halten  diese  AutTaatuDg  für  lu  kOosUicb  und  sogar  fQr  Jorfsliscb 
uodrokbar,  weil  die  obligatio  nicht  wie  die  Saebe  ein  luszerlicbes.  Dasein  für  sich  bebe 
sondern  nur  als  WiUensherrscbaft  des  Gllublgen  Ober  den  Schuldner,  also  der  Person 
Ober  die  Person  eiistire.  Ea  Ist  ailerdings  wabr,  dasz  obligatio  urayrünglicb  und  we- 
seoiUcb  eine  Bfithmmg  «m  ptrt^n  •«  Pm^m  and  niobi  eine  Beilebun«  von  Person  lor 
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liehen  Verhältnissen  zu,  wenn  nur  der  Inhdt  derselbe  bleibt.  Während 
daher  das  classlsche  Recht  der  Römer  die  Ueb^ragung  der  Forderung 
nur  in  der  vermittelnden  Form  einer  cesno  actionis,  nicht  obligationü 
kennt —  die  inteniio  blieb  auf  den  Namen  des  ursprQnglicben  Creditors  gestellt 
und  der  cessionarius  war  nur  ein  procurator  des  Gläubigers  —  so  llnt 
unser  Recht  ohne  Bedenken  die  Forderung  selbst  veräuszem^  so  dasz  der 
ursprüngliche  Gläubiger  auch  der  Idee  nach  aufhört  es  zu  sein,  und  ein 
neuer  Gläubiger  zu  eigenem  Recht  in  dieselbe  eintritt.  Es  geht  so  das 
Band,  das  der  frühere  Gläubiger  in  seiner  Hand  gehalten  ^  ganz  in  die 
Hand  des  neuen  Erwerbers  der  Forderung  über.  Das  deutsche  Recht 
kennt  so  eine  Uebertragung  der  Forderungen  im  eigentlichen  Sinn. 

Es  scheint  sogar  dem  neueren  Rechte  unter  gewissen  Voraussetzaqgm 
zulässig,  dasz  auf  die  persönliche  Folge  der  Gläubiger  gar  keine  oder  mir 
eine  untergeordnete  Rücksicht  genommen   und  das  obligatorische  Band  so 
vollständig  an  eine  Urkunde  geknüpft  werde,  dasz  mit  dem  bloszen  Be^tu 
dieser  zugleich  die  Forderung  übertragen  wird.    Bei  allen   Werlhpapierm 
wird  so  die  Uebertragung  der  Forderung  von  der  Uebergabe  der  Ikhmdt 
abhängig;  bei  den  Papieren  auf  den  Inhaber  insbesondere  wirkt  die  Besitz- 
übergabe der  Papiere  so  entscheidend,  dasz  die  persönliche  Kette,  wekhe 
den  jetzigen  Inhaber  mit  dem   ursprünglichen  Gläubiger   verbindet,  nicht 
weiter  nachzuweisen  ist   (§.  163,  164.) 

3.  Auf  der  Seite  des  Schuldners  läszt  sich  nicht  eben  so  leicht  ein 
Uebergang  der  SchuM  erreichen;  denn  dieser  ist  nicht  blosz  verbunden, 
sondern  gebunden,  kann  sich  daher  weder  willkürlich  losmachen  noch  einen 
andern  an  seine -Stelle  sdneben.  Indessen  selbst  da  kommt  eine  lM>er 
nähme  der  Schuld  oder  ein  Eintritt  in  die  Schuld  durch  einen  Nachfolger 
vor,  welche  durch  eine  einlache,  wenn  auch  ganz  formlose  Anerkenmmq 
von  Seite  des  Gläubigers  hinwieder  volle  Wirksamifeit  auch  diesem  gegen- 
über gewinnt. 

Es  gibt  eine  freiwillige  und  eine  nothwendige  Schuldenübemahmi* 
Die  erstere  beruht  auf  freiem  Vertrag  zwischen  dem  alten  Schuldner  ood 
dem  neuen  Uebernehmer  der  Schuld;  die  letztere  ist  Wirkung  einer  be- 
stehenden InsUtntion  oder  wird  als  selbstverständliche  Folge  eines  Rechts- 
geschäfts betrachtet.  Von  der  Art  ist  die  Uebernahme  der  Schulden 
eines  Ehegatten  durch  den  andern  Ehegatten  in  der  Gütergemeinschafti 
die   SchuldenÜbemahme   eines    neu    in    die    Firma    eintretenden    oflenen 


Sache  sei,  aber  sie  ist  doch  too  Anfong  an  heim«  rrim  ptnsuiicht  (faniUienarlige),  aoflderi 
immer  eine  Btmiekmmf —m  VermSftmmtrtk  iiit\4iittib);  sie  ist  kein  idealea.  tooderB  eil 
reales,  kein  Geiatea-^  soodern  ein  materieUet  Verhllinitz.  Et  bedarf  dabrr  um  riaer 
deaillchen  PormallniDg  dieser  malerirUfn  Sehe  des  Verbllinisses,  um  Jedermaaa  die 
O^ftmntandUehktit  suDicbsC  der  Fordernogen  klar  la  nacbeo  und  dieselben  als  Verkehn- 
gOtcr  danustellfn.  In  den  WtrtBfmj/ntrtm  (g.  164)  hat  d*as  nenire  Recht  eine  geoMJB- 
irerstlndlff  he  Fassung  dieser  Gege nsiflndlicfakelt  ansgebildrt,  and  die  darauf  angevendelea 
dem  aacbenrerkebr  analdgen  Terkebrsform^n  Uegen  hier  nflVn  tu  Tage.  Was  aber  eiasMl 
wirklich  gewerden  ist,  muss  auch  denkbar  sein. 
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Gttellichafters,  die_Debernahme  der  auf  emarn  GruodstOcke  .yetsicherten  / 
SchoMcn  dorch^jeiTErwerber  des  Gutes,  welche  iq  einzelnen  Rechtent 
tX^wTXübischen  im  Norden,  dem  Zürcherischen  im  Süden  Deutsch- 
bodr  dem  Erwerber  geradezu  zur  Pflicht  gemacht  ist.  Es  entsteht  keine 
MK  Schuld,  sondern  ein  neuer  Schuldner  tritt  in  die  alte  Schuld  ein.  (1.  2.) 
im  Gliobiffir  gegenüber  wird  der  alte  Schuldner  freilich  nur  befreit, 
iCBO  jener  diese  Debernahme  anerkennt.  *  Es  hängt  aber  nicht  mehr  von 
kr  Willkür  des  neuen  Schuldners  ab,  sich  dieser  Anerkennung  zu  ent- 


Das  deutsche  Recht  kennt  sogar  Schulden,  welche  mit  Grundbe$ü» 
so Qoaafteslich  verbunden  sind,  dasz  sie  zugleich  mit  der  (sachenrecht- 
kbea)  Debertragung  des  letztern,  und  in  Folge  dieser,  ohne  dasz  es  der 
Anerkennung  des  Gläubigers  bedarf,  von  Rechts  wegen  auf  den  Gutsnach- 
Mger  übergehen  (fundirte  Schulden  g.  90). 

4.  Von  weitgreifender  Wirkung  auf  die  Gestaltung  des  ganzen  Obli- 
gatiooenrechts  ist  die  deutsche  Regel  der  Klagbarkeü  der  Verträge,  mit 
welcher  der  römisch-rechtliche  Gegensatz  der  contractu  und  pacta  nicht 
besteben  kann,  und  eine  vertragsmäszige  Regelform  wie  die  römische 
üipidatio  unvereinbar  ist.  Neben  dieser  Regel  hat  das  neuere  Recht  ver- 
sehiedene  eigcnthünlliche  Formalobligationen  erfunden  und  ausgebildet) 
iodem  es  sich  hauptsächlich  der  schriftlichen  Reurkundung  dazu  be* 
dieote  und  nnancherlel  Werthpapiere  erzeugte.  (Ygl.  darüber  §.  112  und 
10  f.  170  f.) 

5.  Das  deutsche  Recht  kamt  ferner  ihm  eigenthümliche  Verbin- 
4qgeo  zweier  oder  mehrerer  Personen  zu  einer  Gemeinschaft  der  For- 
krmg  oder  <|er  Schuld,  wekbe  die  Einheü  der  Forderung  oder  der 
SdNild  vollständig  bew;^rt,  und  doch  eine  Mehrzahl  von  Gläubigern  oder 
Sdiuldnem  bei  derselben  betheiligt,  Geeammtforderungen  und  Gesammt. 
KMden. 

Zuerst  ist  dieser  Geilanke  wohl  schon  im  ältesten  Recht,  in  dem 
Bttihte  der  Familiengenossenschaft,  auf  das  Wergeid  für  das  erschlagene 
Familienglied  und  in  der  Wergeidverpflichtung  d^r  Familie  für  den  Todt- 
scbl&ger  hervorgetreten,  und  hat  später  auszer  der  gemeinsamen  Ver- 
pflichtung  der    Getheilen    zur   Leistung    eines  Gesammtzinses    von   dem 


1.  LühwAe  VerordDUDg  ▼.  f848  g«  ^:  ^är  alle  fn  einem  ölfeDtHcben  flypo- 
thekeaboche  (Pfandbaelif}  aaf  das  Foliinn  tines  Grundsticks  prolokollirten  Scbnldea 
and  Lasten,  sie  besieben  in  Pfaadgeldeni.  Wieboldsrenlen,  Grandhauern  oder  worin 
sonst,  haflet  derjenige,  auf  dessen  Namen  das  Grnndslflck  gesehrieben  steht,  in  der 
äfgcl  ptrtfimliehf  ohoe  Unleitcbied,  ob  die  Belaahing  wSbrend  seines  eigenen  pfand- 
bttcbmistigen  Besiues  eingetragen  worden  ist  oder  schon  vorher. 

1  Zürkkr  GeseUb.  (.  81  tf:  Wird  das  Bigenihum  eines  Grundstückes,  worauf 
Srhulden  versichert  sind,  ungetheilt  aoT  einen  neuen  Erwerber  ibertragen,  so  ist 
dieser  Terpflicbtet,  mit  der  verpAndeten  Sache  aach  die  darauf  haftenden  Schulden 
Ztt  übemehnen,. 

bUBUckll,  dastMAeaPritatrceht    %.  kiOL  21 
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getheilten  Gute  auch  in  rein  obligatorischen  Vertragen  und  in  der  erbrecht- 
h'chen  Succession  mehrerer  Erben  in  die  Forderungen  und  Schulden  des 
Erblassers  mancherlei  neue  Anwendungen  erlangt 

Solche  Gesammtforderungen  und  GesammtschuMen  können  auch  durch 
Vertrag  begründet  werden.  Dahin  gehört  das  Versprechen  oder  Gelöbnisz 
zu  gesammter  Band  (cof^ncta  manu),  welches  in  den  Rechtsquelleo  des 
Mittelalters  oft  erwähnt  und  insbesondere  auch  auf  die  BQrgscbaft  ange- 
wendet wird. 

Die  Gesammtschuld,  sei  es,  dasz  sie  von  selbst  aus  den  Institodonen 
folgt  oder  vertragsmAszig  begrOndet  wird,  kommt  in  zwei  Formen  vor: 
a)  ohne  Theüung  der  Schuld ,  so  dasz  jeder  der  Gesannntschaldner  so- 
fort fär  das  Ganze  (in  tolidmn)  haftet,  und  der  Gläubiger,  wdcbeo 
er  will,  bdangen  kann  (3.),  Solidargehulden; 
[h)  mit  Theüung  der  Schuld,  so  dasz  jeder  Antheiler  zunächst  fQr  seim 
Theil  haftet,  aber  mit  den  übrigen  ÄntheÜem  zusammen  subsidiär  fOr 
die  ganze  Schuld  verbunden  bleibt  (4.  5.),  Theüschulden. 
Beide  Formen  kommen  noch  im  heatigen  Rechte  vor.    Im  Zweifel 
aber  ist  die  Gesammtschuld  in  der  zweiten  Gestalt  (mit  Theilschulden)  ge- 
meint. (6.  7.) 

Die  Gemeinschaft  äuszert  sich  in  beiderlei  Gesammtschulden  darin: 
a)  dasz  die  eingetretene  Insolvenz  eines  Schuldners  den  andern  schadet, 
und  zwar  auch  dann,   wenn   sie  erst  nach  der  Utiscontestation  ein- 
getreten ist  (8.); 


3.  Soester  Stadtr.  c.  92  {Seiberh  II  8.  393}:  Loret  me  lade  mit  sameoder 
haot,  80  hoTet  dey  clegbere  dey  macht»  «tat  hey  bociaghen  mach,  wilkeren  hey  vil. 
und  wilkeren  hey  beghripet  mit  gberichte.  deme  mach  hey.  Tolgben  alao  ein  recht  to. 

4.  S»  ep,  85  g.  1 :  8var  mer  lüde  den  ein  geloren  to  saroene  en  weregelt  oder 
en  ander  gelt,  al  ein  $ie  U  pßichtkh  to  lesiene,  die  wile  it  anrergulden  is  und  nicht 
ir  jewelk  al,  mer  manllk  also  vele  alse  ime  geboret  ond  alse  Vera  als  man  in  dir  lo 
getTingen  nag  ron  gerichtes  halVen  die,  deme  H  dar  geloret  Is,  oder  die  Müimt 
gelovede,  of  he  it  vor  ime  vergnlden  hevet, 

tf.  Bamberger  8tadtr.  Art.  233.  234:  8lnd  zwen  —  oder  mere  —  einem  icki 
schuldig  und  ob  sie  woll  geloben  mit  einander  undterschiedenlich  darumb,  welcheD 
unter  in  man  den  für  fasset  mit  gericbt  der  soll  sein  anzahl  geben  an  hauptgelö 
und  ao  schaden,  und  soll  umb  d^  ander  dann  geroet  sitzen  aU  lang,  bis  man  den 
andern  mit  Kericht  auch  für  vasset,  und  das  soll  der  clager  —  nit  —  mit  geTerdc 
verliehen«  Entgingen  im  aber  die  anlidern,  das  si  im  nicht  recht  daftir  telen  oder 
e«twieh«i,  den  so  soH  es  der  allein  riehen,  d«n  man  vor  tu  bekennlDiisz  bracht  bau 

6.  Oeeterr.  Oesetzb.  %.  8891  Auszer  den  im  Gesetze  bestimmten  Fillen  haflel 
aas  mehrera  HHschnldnern  einer  theilbaren  Sache  Jeder  nur  fdr  seinen  Antheil. 

7.  Züricher  Gesetzb.  $•  930:  Im  Zvreifel,  wenn  nicht  aus  der  Natar  des  Ge- 
schäftes oder  aus  der  YcrabredwDg  auf  eine  andere  AufTassang  des  Verhiltiilsses  zo 
schlietsen  ist,  ist  anzunehmen,  es  sei  eine  Geaammtforderang  oder  Gesanraitscbold 
{%  935  litt.  b.  —  mit  Theilfordcrangen  und  Theilschalden  — )  gemeint. 

8.  Siume  d.  Magdßb.  Reehts  NI  96:  Globin  leute  mit  gesamptlr  hant  ein  gdU 
Btirbit  ir  ein,  dy  andern  muss^ns  leistin  nach  dem  gelubde  alz  redH  Ist  ID.  99» 
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b)  dasz  jede  Brfreiaog,  welche  der  Glfiabiger  einem  der  Mitschuldner 
zn  Theil  werden  ISszi,  in  so  weit,  ak  sie  jenem  gegeben  ist,  auch 
ZQ  Gunsten  der  andern  Mitschuldner  wirkt  (9.); 

c)  dasz  der  zahlende  Mitschuldner ,  auch  ohne  dasz  er  der  Cession  der 
Klage  bedarf,  von  Rechts  wegen  den  Regresz  hat  auf  die  Qbrigen, 
so  dasz  sich  auch  unter  den  Sofidarschuldnem  am  £nde  die  Schuld 
verlheilt.    (8.  10.  11.) 

6.  Die  reichere  Gestaltung  und  die  freiere  Behandlung  der  Forde- 
rpngen  und  Schulden  auch  als  Verkehrsgüter  eröffnete  auch  der  Stell- 
vertretung bei .  Begründung  oder  Tilgung  von  Forderungen  und  Schulden 
einen  freieren  Spielraum  als  das  römische  Recht  gewährt  hatte.  In  Folge . 
dftToii  ist  wieder  das  römische  Obligationenrecbt  bei  seiner  Aufriahme  in 
Deutschland  in  vielen  Besiehungen  unfigeändert  worden. 

Das  Prindp  der  freien  SteUvertretung  ist  in  dem  heutigen  Geschäfts-  cl^ctcrt., 
▼eikehr  allgemein  in  dem  Sinn    anerkannt,   dasz    der  ermächtigte  Stell-   -^         ' 
rertreter,  wenn  er  im  Namen  des  Vertreters  handelt,  unmittelbar  diesem 
die   Forderung  erwirbt  oder  diesen   zum  Schuldner  macht,  ohne  selber 
obligirt  zu  werden.    (12.) 

7.  Nach  dem  altrömischen  Rechte,  in  welchem  die  Schärfe  des  per- 
sönlichen Princips  entschiedener  vortritt,  haftet  denn  auch  der  Schuldner 
mit  seiner  Person  und  nicht  mit  seinem  Vermögen  für  die  Schuld ,  und  erst 
spater  wurde  ihm  gestattet,  durch  Hingabe  seines  Vermögens  sich  der 
Schnldhaft  zu  entziehen.    Nach  der  früh  entwickelten  deutschen  Rechts- 

Globin  leate  mit  gestmptjr  bant,  and  wurde  ir  ein  tbtrannig  odir  der  sacbewtlde, 
dj  andern  massin  leistin  nach  dem  all  sj  globit  hattin.  111.  100.  Globtin  leule  mit 
gesamptir  band,  and  wurde  der  burgin  ein  vorczahlt  odir  vorworcbte  er  leib  und 
ful,  df  bargin  mit  den  er  gelobit  bot  mogin  mit  ir  bewisungen  sein  gut  vorsperren 
und  sieb  ir  marczal  daran  irholen  billlcbicber  und  ee,  wen  sy  ymant  doran  gebin- 
derin  möge. 

0.  Z&Hcher  GeseUb.  g-  944:  Der  Gllabiger  ist  mit  Rücksicht  auf  seine  Ces- 
sionspflicht  daför  TerantwortHcb,  dasz  er  nicht  nach  der  Entstebnng  der  Solidar* 
▼ttrMndlichltelt  die  reditliehe  Lage  des  einen  Solidarscbnldners  tum  Schaden  der 
übrigen  besser  stelle. 

10.  ZürichT  GeseUb.  %,  948:  Wenn  ein  Theilschuldner  die  ganze  Schuld  be- 
fahlt, so  erwirbt  er  gegen  die  Milschuldner  das  Recht  auf  verbSllniszmlszigen  Ersatz. 

11.  Oetierr.  Gesetzb.  %.  890:  Ein  MItschaldner  zur  ungetheilten  Hand,  welcher 
die  ganze  Schuld  ans  dem  Seinigen  abgetragen  hat,  ist  bereohtigt,  auch  ohne  gesche- 
hene Rechtsabtretung  von  den  Uebrigen  den  Ersatz,  und  zwar,  wenn  kein  anderes 
besonderes  Verhültnisz  unter  ihnen  besteht,  zu  gleichen  Theilen  zu  fordern.   - 

12.  Zärieher  Ges.  fi*  949:  Wer  dazu  erroSchtigt  ist,  kann  auch  für  einen  an- 
dern einen  Vertrag  äbscblleszen,  so  dasz,  wenn  er  als  Stellvertreter  sieh  zn  erkennen 
gegeben  hat,  nicht  der  Vertreter,  sondern  der  Vertretene  mm  GlSubiger  oder 
Schuldner  wird.  Die  Ermichtfgung  kann  entweder  für  das  einzelne  Geschift  be- 
sonders  oder  im  Allgemeinen  für  eine  Reihe  von  GeischXfIen,  wie  z.  B.  für  den 
GeschSflsfiubrer  oder  Factor  einer  KauHiandlung,  ertheilt  worden  sein  oder  ans  den 
Vefbiltnissen,  wie  z.  B.  für  den  Vater  mit  Bezog  auf  die  Verwaltung  des  VermttgeM 
feiner  Elnder,  sich  ergeben« 

21  • 
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ansieht^  dagegen  haftet  der  Schuldner  ssunächst  mit  seiner  fakrenien  Bebe 
für  die  Erfüllang,  und  erst  dann  kann  der  Glänbiger  auf  ihn  greifen  und 
ihn  in  persönliche  Schuldknechtschaft  führen  (13.),  später  ins  ScAitU- 
gefängnisz  (SckuUUhurm)  versetzen,  wenn  dersdbe  „weder  Pfand  noch 
Pfennig"*  hat  Auch  in  diesen  Gedanken  Ober  Bealisirung  der  Fordemngen, 
welche  noch  in  der  heutigen  Rechtsbildung  fortleben,  zeigt  sich  too 
neuem  die  objective  Bedeutung  der  Forderungen  und  der  SchuMen  und 
ihr  Zasamaaenhang  mit  dem  Activ-  und  Passi?- Vermögen. 

*  Ddbrück,  die  üebemahme  fremder  Schulden  nach  gem.  und  pren«. 
Rechte.  Berlin  1853,  und  Windscheid,  in  der  krit.  Ueberschau  v.  imAi, 
BlunUchH  und  Pösl  u.  s.  f.  I  S.  27  ff.  —  BudUcOj  die  Lehre  von  der  Stell- 
Vertretung  bei  Eingehung  Ton  Verträgen.  Rostock  1852.  —  Brins,  kritiiefaB 
Bl&tter  Nr.  2,  Erlangen  185^  —  DMriUk  in  der  Zeitschr.  f .  D.  R  XV 
6.  125  ff.  — '  O.  Stohhe^  zur  Geschichte  des  deutschen  Vertragsrechts.  Ldpog 
1855.  —  Eoch,  das  Recht  der  Forderungen  nach  gem.  und  nach  preuss.  Recht 
mit  Rücksicht  auf  neuere  Gesetzgebung.  2.  Ausgabe.  Berlin  1859.  —  iMicm 
die  Lehre  Ton  den  Verträgen  im  Allgemeinen,  und  Bürgschaften  und 
Pfandrecht  nach  preusz.  Recht.  1854.  —  Kuntze,  Obligation  und  Singnltf- 
succession  des  römischen  und  heutigen  Rechts.  1856. 


Zweites  CapiteL 

Von      den     Verträgen. 

§.   111. 

1.  Gescbiehte  and  Priacip. 

1.  Das  ältere  deutsche  Recht  kennt  keine  in  der  Regel  notkwendife 
Vertragsform^  wie  die  stipulatio  der  Römer  gewesen,  sondern  hat  den 
Grundsatz,'  dasz  jedes  mit  der  Absicht  sich  zn  verpflichten  anem 
Andern  gegebene  Versprechen  auch  bindende  Kraft  habe  Qnd  eine  Kla§i 
des  Gläobigers  begründe,  gleich  Tiel,  in  weldier  Form  dasselbe  gegeben 
worden  sei.  Die  Deutschen  folgten  in  dieser  Hinsicht  ihrem  moraliseheo 
Gefühl  von  Ehrbarkeit  und  Treue,  und  beachteten  insofern  allercfingt 
weniger  den  juristischen  Werth  einer  bestinmiten  obligatorischen  Form. 
Das  alte  Sprüchwort:  ,^  Wort  ein  Mann''  drückt  diesen  Gedanken  aus.  (1.) 

13.  P^erm.  S,sp,  II  10,  2:  En  mag  der  Richter  nicht  von  eime  gebelfen  also,  dai 
her  alao  vll  piiDdiB  in  sioer  gewere  nicht  vindet,  das  her  das  gehelfen  möge,  so 
teile  man  im  mit  der  band  dem  dem  her  gellen  sal.  Her  sal  io  abir  balden  glich 
seioie'gesinde  ond  ap  her  in  an  der  schalt  wü  lassio  erbeiten,  dfs  mag  her  ihiiD. 

1.  S.  ip.  I  7:  8?e  ichl  borget  oder  lorel,  die  salH  gf  Idcn  and  tvüi  he  d9i, 
imi  9ml  he  tMe  holden.  Wil  he  is  aver  ^rersaken  dar  na  he  untvort  it  \m  mH 
aisem  ede,  sfat  he  vor  gerichte  nit  gelent  dc  heveU  Svat  he  aver  vor  gericbie  dat, 
des  vertaget  en  de  sakeweldige  mit  tven  mannen   vnd   de  richlere  sal  de  dridde  sia. 
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Aber  man  darf  nicht  sagen,  dasz  den  Deutschen  die  Vertragsform 
gieichgüäig  gewesen  sei.  Im  Gegentheil  aoch  dem  filtern  deutschen  Rechte 
ist  die  Form  von  groszer  Bedeutung.  Es  hängt  frdlich  nicht  die  Exiitenz 
einer  Forderung  davon  ab,  wohl  aber  in  hohem  Grade  der  Beweis  der- 
sdben,  ond  damit  ihre  Durchßhrung  im  Procesz. 

Es  kommen  daher  mancherlei  Vertragsformen  Ton  bestimmter,  zum 
Theil  sehr  einfluszreicher  Bedeutung  vor.    Von  der  Art  waren: 

a)  die  symbolischen  Formen  des  Halms  fstipula,  festucaj  (2.),  des  Hand- 
schlags (3.),  des  gemeinsamen  Trunkes  f  Weinkauf).  Sie  dienten 
mindestens  dazu,  den  wirklichen  Vertragsabschlusz 4m  Gegensatze  zn 
bloszer  Unterhandlung  klar  zu  machen  und  zu  fixiren,  und  waren« 
wie  der  Handschlag  heute  noch ,  bei  gewissen  Vertragsarten  allgemein 
im  Gebrauch.    ^ 

b)  Die  feierlichen  Worte  („gelehrte  Worte,  gestabte  Worte")  kamen 
auch  da  vor  in  demselben  Sinne,  nur  nicht  so  allgemein  wie  das 
ipondesne?  spondeo  der  Römer.  Das  war  indessen  nur  ein  Keim, 
der  nicht  zur  weitern  Ausbildung  gedieh. 

c)  Von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  war  der  Gegensatz  der  ausxer^ 
gerteMUchen  einseitigen  Gelöbnisse  zu  den  gerickUiehen  Gedingen^^  der 
im  ^chsischen  Rechte  vorzOgHch  ausgebildet  erscheint  Das  auszer- 
gerichtliche  Versprechen  war  zwar  klagbar,  aber  die  Wirksamkeit 
der  Klage  war  doch  von  der  Gewissenhaftigkeit  des  Schuldners  ab- 
hangig. Schwor  derselbe  den  Eid  der  Nichtschuld  („Unschuld^)«  so 
hatte  der  Kläger  kein  Mittel,  die  Biistenz  seiner  Forderung  zu  be- 
weisen. Das  gerichtliche  Geldbnisz  dagegen  fand  in.  der  Kunde  des 
Gerichtes  (des  Richters  mit  zwei  Schöffen)  eine  sidiere  Bewabrungt 
welche  den  Eid  der  Unschuld  aussdilosz.  (1.  4-^) 

d)  Nach  andern  deutschen  Reobten  dienten  die  gerichtlichen  Urksmden, 
und  dann  auch  die  schriftlichen  Privaturkunden,  welche  unter  glaub- 
würdigem Siegel  ausgestellt  waren,  in  ähnlicher  Weise  dazu,  den 
Beweis  der  Forderung  gegen  das  Läugnen  des  Beklagten  sicher  zu 
stellen,  im  Gegensatz  zu  den  blosz  mttndlichen  Versprechen,  welche 
mit  dem  Eid  der  Nichtschuld  abgeläugnet  werden  konnten:  verbriefte 
Schulden.    (4—6.) 

%   Form.  Marealf.  I  21 :  Omnes  causas  per  festacam  ei  visos  est  commeDdasse. 

3.  Die  Ausdrucke:  fides  manu  data,  mauufirmatio,  Handband,  Handfeste,  topp!  | 

4.  L€x   Rip,   59  c.  1 :    Si   quis  alteri  aliqutd  vendiderit,  et  emtor  Tenditionis ' 
testaroeDtum  accipere  voluerit,  in  mallo  hoc  facere  debet. 

0.  Lex  AUtm,  20:  Et  si  (presbyter)  concambium  fecerit  aüt  de  mancipio  aut 
de  terra,  seinper  epistolam  firmitatis  faciat,  ut  cöntentio  Aon  fiat,  nee  ecdesia  per- 
dat.  qnod  legitime  possidere  debeat 

e.  Stadtr.  ▼.  Altenburg  T.  1520  %,  20:  jJ^i^^nque  coratn  Sculteto  et  majori 
parte  eonsiUi  aliquid  spoponderit  et  postmodum  ioficiari  roluerit,  per  eosdem  coD'^ 
▼ioei  poterit  de  promfsso,  seu  etiam  debiu  magna  fuedot  site  paoca. 
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e)  War  so  anfangs  der  blosze  Zeugenbeweis  ausgeschlossen,  so  kam  man 
später  in  den  Städten  dazu,  Verzeichnisse  von  glaubwürdigen  Zeugen 
zu  machen,  und  einen  vor  zwei  oder  mehreren  dieser  «^enannteD 
Zeugen'^  fteites  nominati)  abgeschlossenen  Vertrag  für  ebenso  kundbar 
zu  erklären,  wie  das  vor  Gericht  oder  Rath  erUärte  Gedinge.  (7.) 

2.  Als  das  römische  Recht  in  Deutschland  Aufnahme  fand,  so  liesz 
sich  doch  die  Form  der  Stipulatio  nicht  in  die  Sitte  de^  Verkehrs  über- 
tragen, und  die  Jurisprudenz  suchte  zwischen  der  römischen  Vertragslebre 
und  der  einheimischen  Gewohnheit  so  zu  vermitteln,  dasz  sie  die  /ormetti 
Seite  in  jener  al;  antiquirt  ausschied,  den  ohjectiven  Inhalt  derselben  aber 
auch  in  dem  formlos  entstandenen  Vertrage,  so  weit  es  thunlich  schien, 
schützte.  (8.)  Der  Einflusz  der  neuen  Rechtsphilosophie,  des  „Naturrechts,** 
welche  auf  den  Gedanken  und  den  Willen  allen  Nachdruck  legte,  hat 
überdem  dazu  beigetragen,  die  Form  des  Vertragswillens  als  unerhMtk 
zu  erklären.  So  wurde  später  das  Obligationenrecht  formloser  noch,  als 
es  früher  auch  in  Deutschland  gewesen  war. 

3.  Sicher  lag  in  dieser  Miszachtung  der  Form  eine  Ueberspannuog 
der  Wahrheit,  dasz  der  VertragswiUe  selbst  das  entscheidende  Moment  sei, 
und  es  ist  die  Formlosigkeit  der  Verträge  ein  Uebel,  an  welchem  unsere 
Praxis  und  Jurisprudenz  vielfach  leidet,  welchem  aber  schwer  so  begegnen 
ist.  Die  Regel  ist  nun  allerdings:  Auch  der  formlose  Vertrag  bindet,  tmd 
isi  kHagbar.  Von  derselben  aber  gibt  es  eine  Reihe  wichtiger  Ausnahmen, 
In  denen  bestimmte  Formen  gebräuchlich  oder  geradezu  für  eiaß  besondere 
Art  der  Obligationen  nothwendig  geworden  sind.  ^ 

*  BasUf  in  der  Zeitschr.  f.  gesoh.  Reehtswiss.  1  8.  37  ff.  ond  im  Rhein. 
Museam  II  8.  197.  —  Beider,  Erbvertrftge  n  57.  —  0.  SiM>e,  cur  Geschichte 
des  deutschen  Vertragsrechts  L  —  Ueber  Weinkauf  a.  Jahrb.  d.  Ver.  f.  mecklenb. 
iStasoh.  ni  163.  —  Ueber  Leitkauf  thm^ps^  Künchener  Gel.  Ana.  XVIU  7& 

§.  112. 

%  Scbriftlicke  Form. 

1.  Die  Schrift  dient  nicht  blosz  dazu,  den  Inhalt  des  Vertrages  zu 
fixiren  und  den  Beweis  zu  sichern,  sondern  In  vielen  Fällen  ist  die  schrift- 
liche Form  nothwendig  für  die  Gültigkeit  des  Geschäfts.    Innerhalb  der 


7.  ffiener  Stadtr.  $.  56:  Omnis  emptio  et  venditio,  obligatio,  pignoratio.  do- 
natio prediomm,  dpmoruin,  vinearum  vel  quaramcunque  reram.  qu»  estimate  foerint 
ultra  tria  talenu»  et  quodlibei  negotium  arduum  memoria  dignum  coram  daobus  Tel 
pluribus  illoram  C.  virorum  celebretur  et  agatur. 

8.  SUdtr.  f.  Fr^burg  y.  1520  II  6:  Welcher  dem  andern  etwas  mit  bedacht- 
licheit  zusagt,  es  sig  mit  blosxen  worUn  oder  andern  zusagungen,  die  wort  syent 
wie  87  wollen,  so  sol  der  iben  der  zugesagt  hat  ain  zusagen  halten  und  mag  mit 
recht  darzu  gezwungen  werden,  denn  es  gepfirt  sich  menschlicher  erberlieit,  das  imp 
gloubep  halte,  es  wer  dann  das  zusagen  umb  ? nerlich  Sachen, 
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gebdrjgen  Schranken  ist  diese  Ordnong  der  Sitte  und  den  BedQr&iissen  des 
neuem  Verkehrs  gemllsz;  nur  darf  dieselbe  nicht  zur  allgemeinen  abstracten 
Regel  erhoben  werden,  welche  hinwieder  die  gute  Treue  und  die  Sicher- 
heit des  Verkehrs  beeinträchtigen  würde.  Das  preu$zwhe  Landrecht,  wel- 
ches für  alle  Vertrage,  deren  Gegenstand  die  Summe  Yon  50  pr.  Thalem 
erreicht  oder  übersteigt,  schriftliche  Form  fordert,  und  dem  mündlichen 
Vertrage  keine  Klagbarkeit  gestattet  (1»),  geht  hier  zu  weit  Die  franzö- 
iiiche  Gesetzgd)ung  (2.)  steht  der  altem  deutsdirechtlichen  Unterscheidung 
zwischen  auszergerichtlichen  und  gerichtlichen  Versprechen  näher,  indem 
sie  den  mündlichen  Vertrag  nicht  fQr  unwirksam  erklärt,  aber  auf  die 
Gewissenhaftigkeit  des  Schuldners  abstellt,  und  für  wichtigere  Verträge  nur 
einen  Urkundenbeweis  durch  notarialischen  oder  unter  Privatunterschrift 
▼ollzogenen  schriftlichen  Act  zuläszt  Das  englische  Recht  fordert  f&r 
manche  Vertragsarten  entweder  schriftliche  Form  oder  Annahme  der  G^en- 
kistung.  In  Uebereinstimmung  mit  der  deutschen  Sitte  ist  es,  wenn  für 
Verträge  über  Veräuszerungen  oder  Verpfändung  von  li^endem  Gut  eine 
sckriftHche  Form  gefordert  wird,  und  ganz  passend,  die  Rlagbarkeit  yon 
Scbenkungsversprechen  von  gewisser  Grösze  von  derselben  Form  abhängig 
ZQ  machen. 

2.  Wird  von  den  Contrahenten  die  Form  der  Schrift  verabredet,  so 
wird  der  Vertrag  erst  ^^daoli  wirksam«  wenn  die  schriftliche  Form  hinzu- 
gekommen ist,  auch  wenn  an  sich  dieselbe  nicW  pöthig  wäre.  (3.) 

3.  Die  gewöhnliche  Schriftform  war  im  Mittelalter  schriftfkke  Älh 
faetimg  und  Beuegekmg;  heote  ist  an  die  Stelle  der .  Resiegelung  die 
OnUrichrift  getreten,  sei  es  beider  Contrahenten  (beziehungsweise  ihrer 
beroUmäofatigten  StoUvertreler) ,  sei  es  mindestens  des  Contrahenten,  der 
sich  verpflichtet,  verbunden  mit  der  Uebergabe  der  unterzeichneten  Ur- 
kunde an  den  GlänUger.  Die  Unterzeichmuig  mit  einem  Kreuii  od^  einem 
andern  Zeichen  bedarf  im  Interesse  der  Sicherheit  der  Reglaubigung,  und 
ist  ohne  diese  in  dem  Falle  nicht  gültig,  wo  die  schriftlich9  Form  noth- 
w^ndig  ist 


1.  Proust.  Landr.  I  5  $•  ^^1:  Ein  i^^^^  Vertrag,  dessen  Gegenstand  über 
50  Tblr.  In  Silber-Courant  beUoft,  mnsi  schriftlich  errichtet  werden. 

%  Code  fr.  g.  1341 :  II  doit  dtre  passö  acte  devant  nolaires  oa  sous-signature 
pfiffe,  de  toutes  choses  exc^dant  la  somme  oq  valeur  de  cinquante  Francs,  mönie 
ponr  d^pAts  volontaires;  et  il  n*est  recu  aucune  preuve  par  t^moins  contre  et  outre 
ie  contena  tax  actes,  ni  sar  ce  qai  serAit  aU^u6  avoir  et^  dit  avant  lors  ou  depuis 
les  actes,  encore  qa'il  s'agisse  d'ane  somipe  ou  valeur  moindre  de  150  ft'ancs. 

3.  Oeiierrekhiichei  Cresetzb.  $.  884:  Haben  ^icb  die  Parteien  ausdrücklich  xu 
eiDem  scbrifUichen  Vertrage  Terabredet,  so  wird  er  vor  der  Unterschrift  der  Parteien 
nicht  för  geschlossen  angesehen.  Die  Siegelung  wird  auch  in  diesem  Falle  nicht 
wesentlich  erfordert,  g.  806:  Wer  des  Schreibens  unkundig,  oder  wegen  körper- 
lictisr  Gebffcben  zu  schreiben  unfähig  ist,  musi  zwei  Zeugen,  deren  einer  dessen 
Tfameo  anterferti|[et,  beizi^b^n  und  9e|n  ^ewöbnliches  Bandzeicbei^  beidruckepT 
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Die  Vorschrift,  sich  des  gestempelten  Papiers  zu  bedienen,  hat  nicht 
einen  privatrechtHcfaen ,  sondern  einen  fiscaliscben  Gmnd ,  daher  die  Unter- 
lassung des  Stempels  in  der  R^el  anch  keinen  Einflusz  auf  die  GQltigkeit 
des  Vertrags,  sondern  lediglich  Busze  zur  Folge  hat.  Wo  etwa  in  Particular- 
rechten  das  Gegentheil  bestimmt  worden ,  ist  das  eine  üebertreibung  der 
fiscaliscben  Vorsicht 

4.  Ist  einmal  die  schriftliche  Vertragsform  gewählt,  so  ist  um  desz- 
willen  der  Schlusz  gerechtfertigt,  dasz  die  Parteien,  so  weit  sie  sich  wirk- 
lich haben  binden  woUen,  sich  der  schriftlichen  Beurkundung  bedient 
haben.  Daher  haben  mündliche  Nebenverabredungen  in  der  Regel  keine 
Geltung.   (2.  4.) 

Aus  demselben  Grunde  bedürfen  spätere  Abänderungen  schriftTidier 
Vertrage  regelmäszig  wieder  der  schriftlichen  Form.  (5.) 

5.  Von  der  gewöhnlichen  Schriftform,  welche  den  Charakter  der  in 
der  Schrift  bezeugten  Obligatio  nicht  ändert,  ist  die  sogenannte  moderne 
Scripturobligation  zu  unterscheiden,  welche  der  Forderung  eine  veränderte 
Gestaltung  gibt  und  sich  in  Werthpapieren  darslellt.  (§.  163  f.) 

*    G,  L,  Meyer,  die  Schrift  in  ihrer  Bedeutung  nach  preuFz.  Recht  1855. 

S.   GeriohUiebe  and  BOlaritliscbe  Foras. 

1.   Die  gerichtliche  Form  der  Vertrage   kann    in   dreifechem   Sinne 
vorkommen: 

a)  so  dasz  diesdbe  nur  dazu  dient,  den  Bewm  des  abgeachkmeiien 
Vertrags  zu  »ichem,  aber  nicht  nothwendig  ist  für  dessen  GQltigkeit. 
In  älterer  Zeit  war  diese  Art  sehr  gebriochfich,  ond  es  versteht 
sich,  dasz,  wo  sie  heute  noch  geübt  wird,  dadurch  immer  auch  die 
auszergericlitliche  Schriftform  ersetz  wird; 

b)  so  dasz  sie  zur  YerbindUchMi  des  Geichäfts  notkioendig  eraoheint, 
aber  das  Gericht  sich  dabei  nur  receptiv  verhalt,  und  davon  Vor- 
merkung nimmt,  z.  B.  bei  Vertragen  über  Grunddgentham  otdi 
einzelnen  Rechten  (1.); 


4.  Lübecker  EnUcheidungsgrüDde  bei  TAöl  Nr.  38:  Mündliche  VerabredoogcD 
gelten  in  der  Regel  nicht  neben  der  schriftlichen  Abfassung. 

5.  Züricher  Gesetzb.  $•  ^^7:  Die  vertragsmäszige  Abinderong  oder  die  vff- 
tragsnSszige  Auflösung  eines  schriftlich  verfaszten  Vertrages  bedarf  hinwieder  to 
ihrer  vollen  Wirksamkeit  in  der  Regel  der  schriftlichen  Form  oder  im  letztern  Till« 
der  Enikrinung  der  Vertragsurkunde.  Vorbehalten  bleibt  diejenige  üebereinkunft.  die 
sich  in  thatsMchlichen  Verhältnissen  offenbart. 

1 .  Freust.  Ger.-Ordn.  g.  9 :  (Zu  den  Handlungen) ,  wo  die  Gesetze  zwar  die 
Vollziehung  vor  Gericht  erfordern,  den  Parteien  aber  die  Wahl  lassen,  an  welclw« 
Gericht  sie  sirh  deszhalb  wenden  wollen  —  gehören  —  Verträge  der  Blinden  and 
Taubstummen,  Erbschaftskäufe.  Verkäufe  künftiger  Sachen,  sobald  der  Kaof|preis 
100  Rtblr.  übersteigt,  Schenkungen,  wann  sie  die  Kraft  -  der  gericbtiicheii  htheo 
sollen,  —  Bürgschaften  der  Frauenspersonen. 
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e)  so  dasz  dem  Gerichte  die  Prüfung  des  Inhalts  der  Vertiüge  und  das 

Recht  der  Genehmigung  derselben  vorbehalten  wird,  wie  z.  B.  bei 

Leibzuchts-  ood  manchen  famtlienrechtlich  wirkenden  Verträgen«  (2.) 

Nor  in  den  ersten  Fällen  ist  es  gleichgültig,  welches  Gericht  die  Be* 

vkonduog  vornehme,  in  dem  zweiten  hängt  die  Frage  der  Competenz  von 

dem  Grande  abt  welcher  das  Erfordernisz  hervorgerufen  hat,  in  dem  dritten 

wird  regelmäszig  ein  bestimmtes  Gericht  das  ausschliesziich  competente  sein. 

2.  Auch  die  Wirkung  der  Verträge,  welche  der  gerichtlichen  Form 
nrar  bedürfen ,  aber  dieselbe  noch  nicht  erhalten  haben,  kann  verschieden 
besb'oiiDt  sein.    Entweder  sind  sie  noch  überall  unverbindlich^  wie  die  so- 

fEBaiuiteo  ,,Traetate;"  so  dasz  erst  die  Willenserklärung  vor  Gericht  eine  ^     , 

Scbiüd  erzeugt;   oder  sie  sind   als   sogenannte  „PunctcUiqnen^''  unter  der  '^^'  '^vv  ' 
Bedingung    gültig,    dasz    die   gerichtliche    Genehmigung    hinzu    komme.  ^>/'''  '«^f*^ , 
Ersteres  wird   bei   den   Verträgen    der    zweiten  Gattung   die  Regel  sein, 
letzteres  kann  wohl  bei  solchen  der  dritten  Classe  vorkommen. 

3.  Die  notariaU$che  Fx)rm  ist  nun  häufig  an  die  Stelle  der  altern  ge- 
nehdicben  Form  getreten,  mit  welcher  sie  die  Vorzüge  der  Oeffentlichkeit 
Qod  erhöhten  Beglaubigung  gemein  hat,  und  vor  welcher  sie  ttberdem  das 
Toriiis  bat,  dasz  sie  der  Natur  des  freien  Privatverkehrs  noch  besser  zusagt. 

*  Ss  ist  librigena  wohl  sii  beaehten,  daas  die  VorsdiTiflen  des  römischen 
Beehts  über  gerichtlicbe  Form  mancher  ReohtsgeachäAe,  sofern  sie  nicht  in  die 
hrtkolargeaetigebang  übergegangen,  nicht  gemeines  deutsches  Recht  ge- 
worden sind;  so  z.  B.  bei  der  Schenkung,  deren  römische  Theorie  überhaupt 
nr  sehr  modificirt  in  Deutschland  zu  Recht  besteht,  wie  man  schon  im  vo- 
fifea  Jahrhundert  wuszte;  vgl.  Jandtke,  de  restrictiori  usu  juris  rom.  apud 
Gennanoe  in  materia  de  donationibus.   Altorf  1764. 

4.   BeStärkungsmittel  der  Vertrüge. 

1.  Das  sog.  Darangeld  oder  Daraufgeld,  Handgeld  (die  arrha)  hat 
in  der  Regel  die  Bedeutung,  den  Abschlusz  und  die  Verbindlichkeit  des 
Vertrages  m  bekräftigen  (1.),  und  ist  nicht  mit  dem  Reuegelde  zu  ver- 
wechseln, obwohl  auch,  wo  jenes  gegeben  ist,  durch  die  besondere  Natur 
des  VeHrages  oder  durch  Nebenverabrednng  einem  oder  beiden  Contra- 
benten.eio  Recht  des  Rücktritts  vorbehalten  sein  kann,  später  auch  wohl 
die  «rfaa  die  Natur  eines  Reugekies  angenommen  bat.  Wer  seine  Ver- 
pffichtnng  mcht  erföllt,  verliert  auch,  wenn  er  zur  Erfüllung  nicht  ange- 

3.  Fr€u$t,  Ger.-Ordn.  II  1  %.  ^\  Tor  dem  ordentticben  persönlichen  Richter 
ntaen  vollzogen  werden:  1)  Die  Yertrige,  wodmrh  Gütergemeinschaft  anter  £he- 
levtfD  eingeführt  oder  aasgeschlossen  werden  sollen.  9)  Die  Aossetiüng  eines 
ANenthefls.    ü)  Yergleieh^  über  künftige  Terpflegsgelder. 

1.  L.  BMfao,  15,  iO:  Qol  arras  dederit  pro  quacmiqoe  re,  pretlum  cogstur 
iaplere»  quod  pUcait  emtorl. 
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halten  wird,  und  selbst,  w^n  er  dazu  nicht  gezwungen  werden  kum, 
jedenfalls  das  von  Ihm  bezahlte  Darangeld.  Gewöhnlich  wird  dasselbe  an 
der  vertragsmäszigen  Geldleistong  dessen  abgerechnet,  der  es  bezahlt  bat, 
oder  wenn  die  anderweitige  Leistung  von  demselben  erfallt  worden,  ihm 
zurück  erstattet  Indessen  weicht  etwa  in  einzelnen  Verträgen  die  Deboog 
davon  ab. 

2.  Der  Weinkaufy  Leitkauf  oder  Leikauf,  das  TrinkgeU  war  ursprfiog- 
lich  zu  gemeinsamem  Mahl  und  Trunk  bestimmt,  durch  welche  ebenbUs 
der  Vertragswille  bestätigt  ward.  ^2.)    SpAter  wurde  diese  bestärkende  6e-  ■ 
deutung  beibehalten,  das  Geld   aber  als  eine  Zugabe  zu  dem  Preise  oder 
Lohn  betrachtet 

3.  Der  sogenannte  Reuhauf  oder  das  ReuegM  setzt  ein  Recht  der 
Beue  und  des  Rücktritts  von  dem  Vertrage  voraus  (3.),  sei  es  innerhalb 
einer  gesetzten  Frist,   sei  es  bis  der  Besitz  angetreten  ist    Der  Reoenk 
musz  dann  das  zum  voraus  für  diesen  Fall  bezahlte  Geld  zurQcklassen,  . 
oder  wenn  er  es  empfangen  —  auch  wohl  doppelt  —  zurückgeben. 

4.  Sehr  häufig  kommen  in  neuerer  Zeit  ConveniionaU(rafen  vor, 
welche  den  Zweck  haben,  den  mit  denselben  Bedrohten  zu  genauer  Er- 
füllung seiner  übernommenen  Verbindlichkeit  anzutreiben;  denn  wenn  er 
nicht  oder  nicht  rechtzeitig  erfüllt,  so  kann  er  nach  der  Wahl  des  Gbo- 
b^iers  zur  Erfüllung  und  EntscbAdigung  oder  sur  Bezahlmig  der  verab- 
redeten Vermögensstrafe,  in  manchen  FAllen  sogar  zu  beiden  zugleich,  an- 
gehalten werden.  UebermäisUge  Conventionalstrafen  widersireiten  indessen 
der  Billigkeit  und  der  Natur  eines  ordentlichen  Verkehrs,  in  wekhem  die 
Conventionalstrafe  nur  eine  untergeordnete  Stellung  bat  und  nicht  zur 
Hauptschuld  werden  darf.  (4.) 

5.  In  Älterer  Zeit  kam  auch  eine  moralische  Einsetzung  der  persön- 
lichen Treue  oder  Ehre  zur  BestArkmig  der  Verirftge  vor,  wie  beute  nocb 
die  Formel  „auf  Ehrenworf"  in  flbnlicher  Absicht  gebraucht  wird.  Wird 
dann  die  Schuld  nicht  bezahlt,  ohne  dasz  sich  der  Schuldner  zu  recht- 


9.  Prtiberg.  St.  [Kraut,  %.  16a  Nr.  7):  Welch  man  seinen  Ka«lKteU  wil 
iM^agen  nach  der  statt  reckt,  dere  mosz  haben  seine  leikaullli  leate,  die  den  Kaiff 
getruncken.  haben. 

3.  Erk.  d.  0.-A.-G.  zq  Cassel  [SenferU  Arebi?  III  42):  Ist  bei  Abschlienoo« 
des  Vertrags  ein  ReugM  dabin  rerabredet  worden,  dasi  deijenige  Tbett,  wdcbar 
von  dem  Vertrage  abgeben  trolle»  dem  andern  eine  gewisse  Snmme  als  Entsebidlgaai 
zahlen  solle,  so  handelt  es  sich  nicht  Ton  einer  die  Erfäliong  des  Vertrages  b*-' 
iweckenden  ConveDtionalstrafe,  sondern  nur  fon  der  EiorXamang  der  altematina 
Befagnisz  des  einen  oder  beider  Contrabenten,  entweder  den  Contract  zu  erfüHet 
oder  gegen  ErJegnng  des  Reogeldes  Ton  demselben  wieder .  abeageben. 

4.  Züricher  Ges.  g.  969:  Es  hängt  sunichst  fon  der  Willkür  der  Contrabeataa 
ib,  die  Grttsie  der  ConTentionalstraÜe  lu  bestimmen.  Indessen  ist  die  Yerabred^S 
derselben  ungültig»  wenn  sie  sar  Umgebung  der  Wacbergesetae  mlssliraacbt  woNas 
lat,  und  öberdem  Ist  der  Ricbltr  bereebUgt,  übermistlge  Conrentlenalstraf»  is 
t>illiger  Erwägung  der  n#türlicbep  Terhütnisse  herabtOMUffn- 
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brtigeii  vermag,  so  wird  dadurch  inindesteii»  das  moralische  Vertranen 
in  den  Schaldner  und  sein  ehrenhafter  Ruf  geschwächt,  eine  Wirkung  die 
sich  auch  im  Personenrechi  fühlbar  macht  Dagegen  wurden  um  des 
Hiszbrauchs  willen  eigentliche  G>nYentional*£'Arenilra/m  durch  die  Reichs- 
gesetzgebung verboten.  (5.) 

6.  Auch  die  Form  des  Einiagers,  die  Leistung  (6.)«  (obstagium^  der 
GtiseUchafl),  welche  im  Mittelalter  als  eine  Conventional-FretAeüsifra/e 
ftr  HauptsclHildner  und  Borgen  in  vielfältiger  Uebung  war,  und  sowohl 
lur  YerstArkung  des  Vertrages,  als  zur  Sicherung  seiner  ErftÜlung  diente« 
aber  hinwieder  zu  mancherlei  Hiszbrflucben  und  zu  verderblichem  Anwachs 
der  Schulden  Veranlassung  gab  —  ist  nun  theils  durch  die  Gesetzgebung« 
tbeils  durch  die  Sitte  beseitigt 

*  üeber  die  Btrgsekaft  nach  deataohem  Redit  Tgl.  Q,  MtMtr^  ^^germa- 
aoache  Bürgscbaft^^  in  der  Zdtschr.  f.  D.  R.  I  S.  321.  —  P.  D.  AhOmn,  Beitrag 
la  der  lichje  Ton  der  Bürgschaft  ana  dem  nordischen  Recht  ebenda.  VI  8.  ITA- 
—  üeber  das  preoszische  Recht  /Vmüen,  oben  $.  110  S.  324.  —  Ueber  das 
Einlager  s.  FoUgiesxer,  de  obstagio.  Harburg  1772.  —  AnUm^  de  obstagio- 
Lxpaiae  1774.  —  Gnipm,  in  Spangenbergs  Beiträgen  1824  S.  77  ff.  —  Gerken 
in  den  Termischten  Abhandlungen  aus  dem  deutschen  Recht  I  S.  63  ff.  — 
Erhard,  das  Einlager  in  Hofers  Zeitschrift  für  Archiv-Wissenschaft  t  a  259.  — 
O.  Stoppe,  a.  a.  0.  S.  25  ff. 

S.  115. 
5.  Ton  der  Ersatspflldit  des  Sebuldoers  and  der  Uebernahroe  der  Ckfiihr. 

1.  Die  Ereatxp flicht  des  Schuldners,  wenn  die  Sache  in  seinem  Be- 
sitze untergeht,  oder  Schaden  leidet,  ist  im  Allgemeinen  nach  deutschem 
Rechte  strenger  und  ausgedehnter  als  nach  römischem.  Wahrend  dieses 
sorgfältig  unterscheidet  zwischen  dolus,  culpa  lata,  culpa  levis  (mit  oder 
ohne  die  Hodification  der  diligentia,  quam  suis  rebus  exhibet)  und  casus, 
stellt  jenes  vorerst  die  einfache  Frage:  Hat,  wer  die  Sache  zu  leisten  ver- 
pflichtet war,  deren  Untergang  verschuldet,  oder  nicht?  Rann  er  nicht 
seine  Unschuld  behaupten  und  beschwören,  so  musz  er  den  Schaden  er- 
setzen  ^  sd  die  Schuld  gering  oder  gross,  also  auch  in  den  FsUen,  wo  das 
römische  Recht  ihn  dieszhalb  befreit,  weil  die  culpa  nach  dem  abstracten 
Masz^b  der  diligentia  des  bonos  paterfamilias  nur  eine  levis  culpa  und 


9.  B.  PoL-Ordn.  t.  1577.  Tit.  35  $•  7:  Wann  wir  auch  berichtet  worden  sind» 
daas  in  etlichen  Landen  dieser,  -  Misybranch  eingerissen ,  da  dem  Gllubiger  aaf 
sein  Angesinnen  fon  seinem  Schuldner  oder  Bärgen  nicht  bezahlet  wird,  dasz  er 
demitwegen  dieselbigen  mit  schändlichem  GemXbId  and  Brieffen  öffentlich  an- 
scblagen,  schelten»  beschrejen  und  beraffen  lasset.  —  Solche  Gedtng  and  pacta  den 
VfTScbreibongen  einzaverhibeo,  (wollen,  wir)  hiermit  ginilich  TcrboteA  und  aufge- 
hoben —  haben. 

6.  £henäa  Tit.  17  g.  10:  Wollen  wir  hiemit  die  Leistung  In  kfinfftigen  Schuld- 
<^dcr  Gölt-V^rschreibongen  einsoTerleib  p  ginulich  ferbotten  babep. 
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das  Geschäft  von  der  Art  ist,  dasz  man  nach  römischem  Rechte  nur  für 
ctdpa  lata  haftet.    Indessen  wird  jene  gröszere  Strenge  hinwieder  dadareh 
gemildert,  dasz  die  „ünschnld^'  dorch  die  9t^jectwe  Behauptung  und  die 
eigene  Gewissenhaftigkeit  des  Schuldners  selbst  und   seiner  Eideshelfer  b^ 
stimmt  wird  (1.)«  welcher  in  der  modernen  Entwicklung  die  Ueberzeugmg 
des  Richters  entspricht    Um  deszwillen  hatte  die  Grftnze  zwischen  Schold 
und   Nichtschuld   doch   eine  gewisse  Etasticitftt,  und   es  konnte  wohl  ge- 
schehen, dasz  in  einzelnen  Fällen  von  der  Partei  die  Nichtschuld  beschworen 
oder   von  dem  Bichter   angenommen   wurde,   wo  nach  rdmischem  Recht 
vielleicht  um    der   levis   culpa   wiUen    eine  Verurtheilung  hStte  erfolgen 
mttssen.    Das  deutsche  Recht  stdite  auch  hier,  wie  so  häufig  sonst,  eine 
Reihe  von  Präsumtionen  auf,  welche ,  auf  die  Erfahrung  des  realen  Lebe» 
gegründet,  das  Gewöhnliche  als  Regd  ersebeioen  üeazen,  und  so  den  B^ 
weis  ersetzten  oder  doch   die  Vertheilung   der  Beweislast  normirten.  80 
wird  z.  B.  als  ein  Merkmal  der  Unschuld  oft   hervorgehoben,  dasz  der 
Schuldner  die  fremde  Sache  besser  gewahrt  habe  als  seine  eigenen  Sachen, 
oder  dasz  er  wenigstens  diese  zugleich  eingebOszt  habe,  aber  auch  umge- 
kehrt  als   ein  Kennzeichen  der  Schuld,   wenn  der  Schuldner  die  eigenen 
Sachen  gerettet,   die  fremden  aber  habe  untergehen  lassen.  (2.  3«)   Dis 
gilt  z.  B.  von  der  unentgeltlichen  Hinterlegung  (depositumj ,  Emptddep  auf 
Treue  (commendare)  (4.),  ebenso  von  der  Haft  des   Vommnds  bezüglich 
der  Sachen  des  MOndels. 

2.  In  manchen  Fällen  dehnte  aber  das  deutsche  Recht  die  Ersalx- 
pflicht  des  Schuldners  Ober  den  Kreis  des  verschuldeten  Untergangs  der 
Sache  auch  auf  zufälligen  Untergang  derselben  aus.  In  solchen  Fällen  hatte 
der  Schuldner  die  Gefahr  oder  das  Unglück  (casus)  oder  den  Schaden  tn 
tragen.    Es   kamen   dabei  hauptsächlich  folgende  Rücksichten  m  Betracht: 

a)  Wer  ausschlieszlich  Vortheil  hat  von  dem  Vertrag,  trägt  die  Gebhr. 

b)  Wer  sich  die  Vebtrlasiung  einer  Sache  zum  Gehrauche  bezahlen  Äwl, 
trägt  in  der  Regel  die  Gefahr,  also  der  Vermiether  bei  der  Sachen- 

1.  Saeh4en§piegel  Hl  5  g*  ^^  ^^^^  man  deme  anderen  sin  gut  dnt  to  hM- 
dene,  wirt  it  iroe  verstolen  oder  afgerovet  oder  verbrant  oder  surft  it  it  oT  fe  ia,  he 
ne  davf  dar  nene  not  amme  liden,  darn  he  dar  atn  reckt  to  dun,  dat  it  ane  sine  sealt 
geschin  si. 

2.  Sehwahentpiegel  c.  191:  ünde  übet  ein  man  dem  andern  einen  ailberteea 
napf  öder  ander  guot,  der  soll  das  bas  büeten  dan  ain  selbes  goot.  unde  wirt  ei  i* 
verstolen.  er  mnox  imz  gelten.  So  spr^chent  snmeltcbe  liate,  unde  Verliese  einer  rfa 
guot  mit  dem  mtnen.  so  sol  er  imz  nibt  gelten.    Des  enist  nibt 

3.  HunMtngoer  Landr.  (v.  Ricblbofen  S.  66):  tanc  non  oportet  ipsum  rem  fpMV 
reprssentare»  propterea  quod  nollus  hominam  alterios  rem  ultra  in  soam  costodiüB 
accipere  potest,  quam  saaro  propriam  rem. 

4.  Langenbecksche  Glosse  z.  Bamhurf^er  Recbt  (1497,  4,  9) :  Indf m  drjeone, 
dem  dat  gudt  ysx  (bo  boldende  daen»  dar  neen  fordet  van  hafft  and  neen  loeD  dir- 
van  oimpt,  so  scal  be  des  ock  oenen  schaden  bebben  devyle  dar  gbebreck  an  kompi 
boten  syne  schulde»  nnd  ysz  gbenocb,  dat  be  dat  bebbe  in  sodaner  bode  alsie  sya 
ogben  gudt. 
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mieOie.    Wer  dagegen  den  GebroMch  einer  Sache  durch  Liberalitäi 

erkäU,  masz  die  Gefahr  Qbemehmen,  z.  B.  der  Commodatar,  die 

indessai  hinwieder  gemildert  wird   durch  die  ROcksicht  auf  höhere 

Gewalt.  (5.) 

c)  Wer  sich  die  Besorgung   einer^  Sache    (deren    Aufbewahrung    (6.)« 

HQtung,  Bearbeitung  (7.)^  Transport)  bezahlen  Ift^zt,    übernimmt  die 

Gefahr,  und  wird  nur  firei  in  den  Fällen  der  höheren  Gettali.    Wer 

dagegen  die  Besorgung  einer  freoiden  Sache  unentgeiUich  Qbemimmt, 

bat  die  Gefahr  nicht  zu  tragen* 

3.  Die  neuere  Gesetzgebung   ^wrritb  ein  Schwanken    zwischen   den 

römiscbeD  und  deutschen  Ansiefaten,   obwohl   im  Ganzen  jene  nun  vor- 

herradieD.    Im  Haadelsrechte  vorzflgiich  aber  ist  sie  geneigt,  die  Ersata- 

pOielit  derer,  wekhe  die  Spedition  oder  den  Transport  der  Waare  gegen 

ProYisioQ  und  Frachtlohn  abemommen  haben,  auszudehnen,  so  dasz  diese 

die  Gefahr   Qbemehmen    müssen,   und  nur  durch  den  Nachweis  höherer 

Gewalt  {Jorce  majeure)  frei  werden.  (8.)    Diese  Unterscheidung  innerhalb 

des  Zufiills  hat  in  der  That  ein  practisches  Interesse«    In  den  FdHen  des 

gewöhnlichen  Zufalls  nSmlich  ist  es  meistens  sehr  schwer,  za  einem  sicheren 

Drtheile   zu   gdangen,  ob  durch  Sorg6dt  der  Schaden  hatte  abgewendet 

werden  können  oder  nkht;  in  den  Fallen  der  höheren  Gewalt  dagegen 

(Naturereignisse,  Feinde^iewalt)  ist  es  klar,  dasz  der  Einzdne  ihr  nicht 

widerstehen   kann.     Jrae   Unterscheidung   schneidet   daher   in   objectiver 

sicherer  Weise  die  Streit«  und  fieweisfragen  ab,   und    eignet   sich    eben 

darcon  so  TonO^ch  für  das  Handelsrecht,  ind^n  der  Handelsvei^ehr  vor 

langwierigoi  Bewe»führungen  eine  gerechte  Scheu  bat  (Vgl.  $.  155  f.) 

*  AlkreM,  Qewere  S.  136  1f,  —  Hepp^  die  Zarechnnng  auf  dem  Gebiete 
des  CivUrechis.  Tabingen  163a  -  Jladat,  Verantwortlichkeit  des  Depoaftara 
im  ftltera  R#eht  in  d.  Z^tschr.  l  D.  R.,  VIU  131  ff.  —  Förster,  ebenda  IX 
ld4  ff.  —  O.  Stoppe,  a.  a.  0.  Abtb.  UI. 

5.  jiuftb.  Sut.  213,  214:  Leihet  eio  man  dem  andern  ein  gut  bot  lohn  -^ 
TerfQset  er  das,  oder  was  im  gescbicht  aan  schulde,  des  soll  er  ihm  nit  gelten,  wan 
er  Ibms  um  lohn  geliben  hXt.  —  Leibet  ein  man  dem  andern  sein  rosi  oder  sein 
▼ieh  ^  aan  lohn  durch  lieh  und  verleurt  er  Im  das,  das  soll  er  ihm  getteB.  aun  als 
Terre  er  mög  denn  beredf  n,  dasz  es  das  gemein  mord  hab  geschlagen. 

6.  Lei  BajwHw,  XIY  c.  1  g.  i :  81  quis  caballum  aut  quodlibet  animtlium 
geoos  ad  custodiendum  mercede  placita  commendaverit,  si  perierit,  ejusdem  meriti 
itle  qui  commendata  suseepit  eisoWat;  si  tamen  mercedem  füerit  pro  custodia  con- 
jccoHis.  (.  2:  Qood  si  etiam  nuHa  plmcitm  mereede  susceperat,  e^  mortaum  esse 
prolMverit,  nee  ille  mercedem  reqairat,  nee  ab  illo  aliqnid  requiratur.  §.  3  -.  Tarnen 
niie  est,  nt  prsbeat  sacramenta  ifle  qui  commendata  susreperat  quod  non  per  soam 
ralpam  neque  negligenliam  morioa  eonsompta  sint,  et  reddat  eoHum. 

7.  JLäh,  R.  T.  1240,  184:  80  war  e«i  man  deme  atidem  gut  doit  t«  makende 
—  umnie  lohn,  verluset  degbene  dat  gut  —  mit  sineme  gute,  he  schal  deme  mann^ 
dat  gut  weder  geben  (ofle)  gelden. 

8.  C0d0  de  eommerte  103:  Le  Tofturfer  est  garant  de  la  perte  des  ob|cts  ä 
trapspoiter»  iors  le  eu  de  la  fsrce  msjeor» 
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334  Bach  m.  Cip.  m.  Blnulne  Arten  der  Yeririge.  Ktaiycrln(. 

Drittes  Capitel. 

EiDMlne  Arten  der  VertrSge.    Kanfrertmg. 

1.   Im  Allgemeinen 

1.  Hätten  die  römischen  Juristen  die  Lehre  vom  Kanhrertrage  schon 
im  Sinne  des  ju$  gentium  verstanden  und  aosgebildei,  so  konnte  dieselbe 
om  so  nnbedenklidier  in  dem  neueren  Rechte  Anerkennung  finden,  nn) 
fortwährend  ist  sie  die  Grundtage  dessdben  geblieben.  Nur  in  einigeo 
vresenUichen  Beziehungen  haben  deutachrechtliche  Grandsitze  modificireod 
eingewirkt,  und  in  andern  hat  der  moderne  Handelsverkdir  die  Theo« 
fortgebildet 

Der  Kaufvertrag  beruht  auf  dem  Comem  des  Verkäufers  and  da 
Kaufers  aber  Waare  und  /Veit,  und  bedarf  nur  ausnahmswase  einer  be- 
stimmten, z.  B.  der  schriftlichen  Form,  wie  nach  manchen  Rechten  beiiD 
Verkauf  von  Grundstacken. 

2.  BezQgUdi  des  £ati/o6^(s  ist  zu  erinnern,  dasz  sdion  nach  nrtitem 
Verbot  die  Früchte  auf  dem  Halm  ^nd  die  Trauben  an  der  Rebe  wegen 
der  Gefahr  wucherlicher  Vertheuerung  der  Lebensmittel  nur  gegen  den  lor 
Zeit  des  Vertrages  oder  vierzehn  Tage  nach  der  Bmle  oder  Weinlese  gel- 
tenden Marktpreiis,  aber  nicht  theorer,  verkauft  werden  dürfen.  (1.) 

8.  Der  Preis  musz  beHimnU^  die  Bestimmung  desselben  kann  aber 
auch,  ohne  dasz  sie  ausdrücklich  erklärt  virorden,  verstanden  sein.  So  wird, 
wenn  bei  einem  Fabricanten  eine  feste  Bestellung  gemacht  wird,  ange- 
nommen« es  sei  der  gewöhnliche  Fabrikpreis  gemeint  (2.) 

4.  HAufig  wird  ein  Lieferungstermin  verabredet  Wird  die  verkanfte 
Sache  dann  nicht  rechtzeitig  geliefert,  so  ist  nach  der  Regel  des  Kauf- 
vertrages der  Käufer  berechtigt,  Schadenersatz  für  die  Verspätung  und  die 
Lieferung  selbst  zu  fordern ,  nicht  aber  ohne  weiters  von  dem  Kaufe  SQ- 
rückzutreien«  Für  den  Handelsverkehr  paszt  aber  diese  Regel  nicht,  veV 
der  KauAnann  nicht  kauft,  um  mu  haben,  sondern  aus  SpeeuUüion,  m 
durch  Wiederverkauf  zu  gewinnen. 

•  TreÜtchke,  der  Verkaufscontracl.  Leipzig  1838.' 


1.  JhichspQi.'OräM.  t.  1677,  10  $.  3:  Dass  «leicliwol  minniglidi  dem 
Mann  in  der  Noth  —  auf  Weio,  Fracht  aad  anders  fürxuiejben  oder  laror  aos- 
uiaet^n  —  erlaubi  sein  aolle,  Jcdocb,  dasi  daaselbig  —  anders  ood  mekren  nicbt, 
als  auf  den  Schlag  and  gemeinen  Kauff.  was  nimlich  der  Wein  oder  Treid  lar  U^ 
des  Coniraets  oder  aher  vierstha  Tag  die  nechsfcen  nach  dem  Hert»t  oder  Erndtea 
gelten  wird,  beschehe. 

2  Erk.  des  0  -A.-G.  xo  Läheck  (SeuffirU  Archi?  II  166):  Bei  Fabrikea  be- 
steht rar  die  geiröhnJiche  und  eourante  Waare  regdmisxig  ein  fester  Preis,  und  daber 
Yersteht  sich  von  selbst,  dasi  derjenige,  welcher  dergleichen  Fabricate  bestellt,  des 
gtw6hnlicbcn  Fabrikpreis  besabien  musz. 
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8. 117.   lilMliwlIinchafI  wegen  Hingel  der  Siehe.  385 

§.117. 
%,  NicbwIbreekafI  wegen  MXngel  der  Stehe.   Viebkiof. 

1.  Das  ältere  deutsche  Recht  war  nicht  geneigt,  den  vollendeteo  Kauf 
lunterber  anfechten  zu  lassen,  auch  nicht  wegen  sächlicher  Mängel,  die 
Mchber  zum  Vorschein  gekommen.  Nur  innerhalb  der  ersten  drei  Tage 
oicb  der  üebergabe  der  Sache  kann  der  Käufer  eine  Sache,  an  der  er- 
hebKche  Mängel  bemerkt  werden  —  für  Thiere  werden  diese  Baupt- 
idDgel  genau  bestimmt  —  dem  Verkäufer  zurückstellen,  und  selbst  dann 
tt  dieser  nicht  verpflichtet,  den  Verkauf  zurück  zu  nehmen ,  wenn  er  mit 
fifabfilfe  beschwören  kann,  dasz  er  zur  Zeit  des  Kaufabschlusses  von 
lofeben  Mängeln  nicht  gewuszt  habe.  (1.) 

i,  Während  des  Mittelalters  wurde  auf  dieser  Grundansicht  fort- 
gebant  {±  3.),  und  dieselbe  auch  dann  noch  festgehalten,  als  im  Uebrigen 
die  Jostinianische  Gesetzgebung  von  den  Juristen  mit  Vorliebe  beachtet 
wird.  Erst  spät  drang  das  römische  Recht,  und  nur  in  einzelnen  Gegenden, 
durch  mit  seinen  dem  Edicte  der  Aedilen  entnommenen  Grundsätzen.  Der 
Handelstand  sträubte  sich  fortwährend  gegen  die  einfache  Befolgung  dieser 
Vorschriften  des  Edicts,  welche  die  Festigkeit  und  Sicherheit  des  Verkehrs 
raf  lingere  Zeit  gefährdeten  und  der  Proceszsucht  zu  viel  Anhaltspunkte 
boten.  (S.  u.  S.  14&,  150,  151.) 

3.  Besondere  Grundsätze  hat  das  deutsche  Recht  aber  mit  Bezug  auf 
die  Nachwäbrschaft  im  Bändel  mü  Vieh  —  vorzüglich  mit  Pferden^  Rind- 
viel  und  Schweinen,  zuweilen  auch  Schafen  —  aufgebracht  Im  Einzelnen 
enthalten  die  mancherlei  Particularrechte  vielfältige  Modificationen,  aber  in 
der  Regel  gelten  hier  folgende  besondere  Grundsätze: 


1.  Lex  Bmjmo.  XV  e.  9:  Nemo  —  firmitatem  venditionis  itiraropat,  nisi  forte 
vUia»  in?e»erit,  qnod  ille  veoditor  eelavit,  hoc  est  in  inaneipfo  aut  in  cibalio  aat 
fB  ^lalJcoQqiM  pemilio,  id  est  tot  reBcom  a«t  bemiotvin  aat  cadaeom  aat  leproflom. 
Si  talein  Tenditor  dixerit  vitiom,  stet  etntio.  %\  autem  non  diierK,  mntmre  potest. 
8i  plus  de  tribwu  moetibue  hehmerii,  non  potest  niatare.  NIsl  forte  eatn  invenire 
■Ol  potoerit  infra  tres  dies,  tone  qaando  invenerit,  reclpltt  qui  vitiatam  vendldit. 
Aat  li  Don  Tolt  reelpere,  Jaret  eam  sacramentali  ano,  quia  fitiam  ibi  nallum 
KJebam  in  iUa  die  qoando  negotium  fecimus:  et  stet  factum. 

1.  RuprtehU  von  Preinngen  Rechtsb.  II  78:  Wer  ein  tadlbaftlgs  gut  bin  geit 
••  tadi  vnd  IQr  gewisz,  find  ener  ain  tadl  binnacb  daran,  er  mues  im  seinen  schaden 
•Mten,  red  er  aber  bey  seinem  aid»  das  er  des  nicht  gewesst  hab  zu  der  zeit,  da  er 
iB  das  goet  gab,  des  soll  er  geniesten,  es  mög  denn  ener  pringen  mit  tzwain,  das 
er  CS  vd  gewteH  bab  daz  es  tadlbäffiig  gewesn  sey. 

a.  Hamburger  St.  T.  1299:  So  welkerhande  goet  ein  mann  Itoft  und  besuth 
■Dd  an  sine  were  bHsgbet,  dat  scal  he  gbelden.  Ware  aber  lioren  ofte  holt  an  eneme 
•cbepe,  and  boven  beter  were  denne  neden  und  nicht  geseget  wurde,  so  wat  ein  nun 
lies  goedes  en  sine  were  bringet,  dat  scal  be  gelden  und  dat  andere  nicht  und  d«  It 
vaUcbelike  in  deme  acbepe  beret  scal  it  beteren  mit  3  mark  zülvers.  Coit  ein  man 
tlttie  and  besuth  be  Id,  be  scal  Id  gelden. 
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Bach  III.  Cap.  III.  Einieloe  Arten  der  Yertrige.  Kraff ertrag. 

a)  Der  Verkäufer  solcher  Haasthiere  haftet  wegen  aner  lingeren,  durch 
Gesetz  oder  Debong  nAher  bestimmten  fVährschafttzeü  —  die  ein- 
zelnen Rechte  variiren  von  24  Stunden  bis  auf  die  alte  Gerichts- 
frist von  6  Monaten  und  3  Tagen,  und  die  neuere  Aosbildnng 
der  Thierarzneikunde  verlangt  mit  Recht  verschiedene  Fristen  je 
nach  der  Natur  der  Krankheiten  —  ffir  gewisse  in  der  Zwischen- 
zeit offenbar  werdende   Krankheiten.    Diese   Krankheiten  sind  von 

'  der  Art,  dasz  sie  bei  dem  Kauf  leicht  Übersehen  werden.  Für 
andere  leicht  erkennbare  Mfingel  gelten  die  gewohnten  allgenadnen 
Regeln. 

b)  Es  wird  vermuthety  dasz  die  Krankheit  schon  zur  Zeit  des  Verkanb 
in  dem  Körper  des  Thieres  gewesen,  aber  der  Gegenbeweis  Torhe- 
halten.  (4.)  Auch  wenn  dem  Verkäufer  der  Mangel  unbekannt  f^ 
blieben  war,  haftet  er  nunmehr  för  die  gesetzlichen  Währscbalte- 
mftngel  doch. 

c)  Es  wird  in  solchen  Währschaftstellen  nur  die  Wanddungs-^  nicht 
auch  die  Minderungsklage  gestattet  (5.) 

d)  Die  Wandelungsklage  musz  innerhalb  der  WährschAfüzeä  miodeftens 
durch  Anzeige  an  den  Verkäufer  oder  an  das  Gericht  eingeleitet  sein, 
widrigenfalls  sie  erlischt 

e)  Für  die  Behandlung  solcher  Währschaftsflllle  Ist  gewöhnlich  ein 
summarisches  Ver&hren  anerkannt 

4.  Bei  gericktHchm  Veräuszeningen  findet  keine  Nachwährschaft  statt 
D^ber  die  Grundsätze  des  Handdsrechts  s.  unten  §.  145  f. 

*  CVopp,  in  den  Jurist  Abhandl.  I  Nr.  11.  —  HUrl^  die  llachwähraehaft 
noch  bayr.  Recht  München  1853.  —  Sachatutiiaiuer,  die  Lehre  von  der  Kach- 
währschaft  für  yerkanfte  Hansihiere.  München  1857.  —  Vgl.  das  bayr.  Oesets 
Tom  26  März  1859  über  Gewährleistung  bei  ViehveränszernngeB,  erläutert  Ton 
Fdldemdor/f.  München  1860.  —  Qtrlach^  Qewährieistang  fUr  verktMifte  Btns- 
thiere.  Berlin  1860.  —  Hoffuunm,  über  Veijährungsaeit  und  Währzeit  bei  dem 
Verkauf  mangelhafter  Sachen  ^  insbesondere  bei  dem  VieUiandd  nach  rö- 
mischem und  deutschem  Recht  ArchiT  für  praclasche  Rechts^Wiasensdiaft 
IV  a  1T7. 


4.  Oetierr,  Geselzh.  S-  926:  Von  dieser  recbllichi^n  Vermutbang  kaoa  der 
fjebernehmer  eines  solchen  Stückes  Vieh  nur  dann  Gebrauch  machen,  wenn  er  dem 
Uebergcber  oder  Gewfihrsmanne  sogleich  von  dem  bemerkten  Fehler  Nachricht  gibt 
oder  in  dessen  Abwesenheit  dem  Ortsgerichte  oder  Sachverständigen  die  Aoxeig« 
macht  und  den  Augenschein  vornehmen  läsit 

5.  Meininguche*  Gesetz  V.  1844  bei  Heimbach  Lehrb.  d.  parlicul.  PrivatuecWs 
in  den  groszh.  sächsischen  Ländern  S.  455).  Art  16*.  Nur  die  rcdhibitorische  Kiage, 
Dicht  die  Minderungsklage  ist  statthaft.  12.  Der  entdeckte  Fehler  ist  noch  biooeD 
der  GewährschaHsfrist  dem  Verkäufer  oder  dem  Gericht  hei  Verlos^  des  Gewähr- 
Schaftsanspruchs  anzuzeigen. 
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S.  118.    Näberrecbi.  337 

§.  iia 

3.   NSberrfChU 

1.  Das  Näherrecht  hat  sich  in  Deutschland  etwa  seit  dem  XIIL  Jahr- 
hundert  anfangs  als  eine  Ermäszigtmg  des  alten  noch  strengeren  Systems 
der  Gebundenheit"  und  ünverduszerlichkeit  Hegender  Güter  durch  xlie  Ge- 
wohnheit entwickelt.  Nach  dem  Rechte  des  Sachs^spiegels  noch  konnten 
die  nächsten  Erben,  wenn  ihr  Verwandter  ohne  ihre  Zustimmung  sein  Gut 
pflichtwidrig  veräuszert  hatte,  sich  desselben  unterwinden,  wie  wenn  jener 
gestorben  und  so  das  Gut  ihnen  angefallen  wäre.  (1.)  In  der  Folge  nahm 
man  an,  die  Erben  können  die  Veräuszerung  nicht  als  pflichtwidrig  an- 
fechten, wenn  ihnen  das  Gut  von  dem  Eigenthtimer  zum  Kaufe  angeboten 
worden  sei  um  denselben  oder  doch^  um  einen  wenig  geringeren  Preis,  als 
der  fremde  Kaufer ~  dafür  zahlen  wolle  und  sie  den  Erwerb  ausgeschlagen 
haben.  Daraus  entstand  dann  das  Näherrecht  der  nächsten  Erben,  die  so- 
genannte Erblosung,  d.  h.  ihr  Recht,  binnen  Jahr  und  Tag  das  veräuszerte 
Gut  gegen  Uebemahme  des  Preises  yon  dem  Erwerber  zurück  zu  be-^ 
gehren.  (^2.)  Von  dem  Vorkaufsrecht  (jus  TJporj^jjVewf)  des  griechisch- 
römischen Rechtes,  mit  dem  es  schon  der  Redactor  des  alten  Gesetzes 
Kaiser  Friedrichs  1.  (V.  Feud.  13)  verwechselt  hat,  war  es  schon  dadurch 
verschieden,  dasz  die  Klage  aus  Näherrecht  gegen  den  Erwerber,  die  aus 
Vorkaufsrecht  gegen  den  Veräuszerer  gerichtet  war.  Beschränkt  wurde  die 
Erblosung  frühzeitig  auf  Erbgüter,. im  Gegensatze  zu  erworbenen  Gütern. 
Der  nimliche  Gedanke  eines  Näherreekis,  Retracies,  ZttgrtchU  fand  aber 
noch  mancherlei  weitere  Anwendungen  im  Mittelalter,  in  anderen  Kreisen, 
die  sich  hinwieder  nach  auszen  hin  möglichst  abschlössen «  so  a)  die  Theü- 
!osuti§,  das  GespUderechl  zu  Gunsten  der  GetheUen,  d.  h.  derer,  welche 
Grundstücke  t>e$itzen,  die  früher  mit  dem  veräuszerten  zu  einem  Ganzen 
verbanden  waren;  b  die  Marklosung  zu  Gunsten  der  Markgeno$sen  (Nach- 
barn, so  z.  B.  im  Lande  Kehdingen  in  Hannover)  gegenüber  den  ünge. 
ROssen  und  Fremden,  womit  denn  c)  der  Gemeinderetract  zu  Gunsten  der 
(leineindebürger  und  A)  der  Hofhörigen  im  Gegensatz  zu  dem  Hof  und  der 
GrundlierrscbaH  der  Fremden  („Aushöfeni'')  nahe  verwandt  ist;  e)  der  R»- 
tract  des  Gutsherrn  und  f;  des  Lehnsherrn  u.  s.  f. 


1.  ^S*p.  1  52  g.  1;  Gift  he't  weder  recbie  sundrr  erven  gelof,  die  erve  aoder- 
wiud^s  slk  mit  ordelcn»  als  of  lie  dot  si  Jene  de*i  dar  gaf«  so  he's  nicht  gevfn  ne 
mochte. 

2.  Freihurger  ^\Ai.  V.  Wifix  Welcher  liegende  guter  in  unser  stat  geiirck  und 
gepif  iten  gelegen  verkoufft,  so  habcnt  sin  necfasten  Syppfründ .  die  alliie  under  unser 
otKikeit  wohnbafft  sind,  oder  sin  wollen,  gewalt  solchen  H»*^  IT  in  Jar^frist  dem  nechsten 
nach  dem  es  innen  tu  wissen  wird,  an  sich  le  bringen,  so  sy  den  pfant  Schilling 
mit  sampt  gehabtem  nottHrftigen  kosten  darlegen  und  bexalen,  und  \«o  die  rechsten 
sippfrund  nit  wölten.  sollen  ander  sippfrönd,  die  nach  inen  die  nerhslen  sind,  sollichf 
fe  tbun  gewalt  haben. 

Blaataehli,  deuuicliefl  PrifatrerhC  8.  Aufl.  ^ 
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Die  neuere  Zeit  ist  diesen  Beschrinknngra  der  Verinszming  der 
Grundstöcke  entschieden  abgeneigt  Es  sind  daher  in  manchen  Landern 
aUe,  in  anderen  die  meisten  herkömmlichen  Nttherrechte  za  Gunsten  der 
Freiheit  des  Verkehrs  aufgehoben  worden. 

2.  Im  Groszen  sind  die  NSherrechte  durch  GeuH>knheÜ9reeht  und 
Gesetz  entstanden,  und  später  wieder  aufgelöst  worden.  In  einzelnen 
FAllen  aber  steht  kein  innerer  Grund  im  Wege,  auch  durch  freien  WüUn 
ein  Näherrecht  zu  Gunsten  eines  Berechtigten  zu  begründen.  Dasselbe  hat 
dann  aber  nur  insofern  eine  dingliche  Wirkung,  als  die  Beschränkung  des 
Grundeigenthums  durch  die  Fertigung  im  Grundbuch  gekräftigt  worden 
ist  (3.) 

3.  Das  Wesen  des  Näherrechts  besteht  in  dem  Rechte,  das  veräuszerte 
Grundstock  wieder  an  sich  zu  ziehen  (Zugrecht).  Der  innere  Grund  des- 
selben ist  das  nahe  Verhäitni$z  des  Näherberechtigten  zu  dem  GuU,  daher 
auch  das  Recht  nicht,  wie  viele  neuere  Juristen  behaupten,  persönlich, 
sondern  dinglich  ist,  wie  Benaud  richtig  gezeigt  hat  Worauf  sollte  denn 
auch  die  obligatio  des  Käufers  beruhen,  dasselbe  herauszugeben?  Wenn 
Gerber  antwortet,  auf  einem  „Zustand, '  so  ist  dieser  Zustand  nichts  anders 
als  ein  Verhältnisz  des  Berechtigten  zum  Gute,  d.  b.  eben  ein  dingliches 
Recht  Die  Klage  ist  daher  nicht  eine  actio  in  personam  quae  tu  rem 
scripta  est,  sondern  eine  dingliche.  *) 

4  Bedingungen  der  Autiibung  des  Näherrechts  sind : 

a)  die  vorausgegangene  kaufsweise  (4.)    Veräuszerung   des    gebundenen 
Gutes, 

b)  ein  das  Näherrecht  begrOndender,   der  Person   des  Klägers  zuste- 
hender Titel, 


3.  0€»i9rr.  Ges.  g.  1073 :  Das  Yorkaorsrecht  ist  in  der  Regel  ein  persönlicb*s 
Recht.  In  Rdcksicht  aof  onl>eweff1icli«  Gäter  kann  es  durrh  EiBtragoD^  in  dk 
öffentlichen  Röcher  in  ein  dingliches  verwandelt  werden. 

4.  Erkenntnin  des  Ober-JppelL'Oer.  zu  ff "iet baden  in  Seu/ferie  Archiv  XHI 
Nr.  51 :  Es  kann  von  dem  Näherrecht  bei  allen  Arien  des  Naafi,  also  •ui'h  wenn 
mit  dem  Kauf  ein  Alimentationsvertrag  (Letbzufht)  verbunden  ist.  Gebraorh  gemacht 
werden,  falls  nur  der  Nähergelter  die  von  dem  Küufer  elngegangt^nen  Vprpflichtangen 
la  erfüllen  im  Stande  und  bereit  ist.  Eine  gcgentheilige  Entscheidung  in  einem 
Erkenntnisi  des  Ob.-Appell.-Ger.  zu  München  in  den  Blliitern  für  Rechtsanwend. 
XXVI  8.  31. 


*)  Vgl.  ein  Erkenntnigz  des  0.-A.-G.  zu  Jena  in  Semferi»  ArchiT  IUI  Nr.  ff I  in  einfio 
Fall,  in  welchem  der  sebon  rollzogene  Kauf  wieder  rOckgingig  grn«rbt  wurde«  und  6tr 
Verkäufer  wieder  Besitz  ergrilT,  um  das  Naherri^cht  zu  eludiren,  und  ein  Krk.  des  Ober- 
tribunals za  Btrlim  in  dessen  ges.  Bntsch  39  S.  fSO.  Damit  soll  nicht  geliagnet  werde«* 
dasz  die  Theorie  einer  persdnli/shen  meti^  im  rem  »criptm  in  manchen  Grgeoden  auch  in  die 
Gerichlsprazis  und  sogar  in  die  Statuten  Qbergegangin  sei;  Über  Ver<rb:i«.hketi  des 
Beohu  s.  ein  Erk.  d.  O.^A.M}.  tu  Dreldeo  in  dessen  Annalen  I  S.  3tta. 
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%)  die  ErßUung    gewisser    Verbindlkhkeiten    Ton   Seite    des   Retra- 
henten. (5.) 
Er  darf  das  Gut  nicht,  wie  nach  dem  altern  noch  strengeren  System 
derStammgOter,  ohne  weiters,  sondern  nur  mit  billiger  Berücksichtigung 
der  VerhflUnisse  an  sich  ziehen ,  d.  h.  er  musz  dem  beklagten  Besitzer  den 
Preis  and  die  Kosten  ersetzen ,  welche  dieser  auf  den  Erwerb  verwendet 
M,  beziehungsweise  auch  dem  Verkäufer  anstatt  des  Käufers   den   tod 
diesein  versprochenen  Preis  bezahlen. 
5.  Das  Naberrecht  erlischt 

i)  wenn  der  Berechtigte  nicht  binnen  Jahr  und  Tag  sein  Recht  aui- 
geübt  bat; 

b)  durch  die  Yerzichtlti$tung  der  retractberechtigten  Personen.  Als  solche 
wird  auch  jede  Zustin^iniung  zu  der  Veräuszerung  interpretirt; 

c)  durch  weitere  Veräuszerung  des  Käufers  an  den  früheren  Eigen« 
thOmer  oder  einen  dem  Retrahenten  mindestens  gleich  Berechtigten 
(6.)  vor  angestellter  Klage  desselben. 

*  Waleh^  das  Näberrecht  Jena  1795.  --  fffnaiui,  in  der  Zdtachr.  f.  D.  R. 
nu  S.  240.  —  Gfngler,  Privatr.  §.  88.  -  Bläte,  daa  N&hcrrecbt  nach  ku^ 
llodiscbem  und  piltenschcm  Landrecbt  Dorpat  1851.  — '  LMmoMit  daa  Re- 
tndrecht  ex  jure  gentilicio  im  Fürstenthnm  Osnabrück,  neues  Magazin  für 
haonoTersches  Recht  III  2  S.  250.  —  Eeiwkack,  ^^Yorkau&recht  und  Retract^ 
in  WdBke's  Recbtslexikon  Xm  S.  259—313. 


Viertes  Capitel. 

Verträge  ttber  entgeldlicbe  BenütEung  einer  Sache. 

§.  119. 
1.   Sachenmiethe,  und  2.  Pacht 

1.  Die  römische  Recfatssprache  faszt  unter  dem  gemeinsamen  Ans- 
drock  locaiio  eondwtio  mancherlei  Institute  zusammen,  wddie  die  deutsche 
Sprache   richtiger    durch    verschiedene   Bezeichnungen    unterscheidet   und 

K.  Der  Bcirahent  musz  g^nau  äietelhwn  Pristalionen  erfüllen  ktanen  und  wolleOf 
«Hche  der  Klafer  fibernomroen  hatte.  Codex  Mai.  Bar.  IV  5  S*  t2:  ,,Da8  Ein- 
standsrecbt  bat  nicht  statt,  wenn  die  in  dem  Kaafscontract  bona  fide  bedungenen  Con- 
diiiofien  so  beschalTen  sind,  dasz  solche  von  dem  Einsteher  nicht  wohl  erfdllt  werden 
nMgen.«*  Vgl.  die  Anmerk.  IV  5  S*  '7  und  ein  Erkenntnis!  des  O.-A.-G.  tu  Celle  io 
SeuferU  Archiv  XUl  Nr.  109 ;  der  Kanf  .»mit  allen  seinen  Umständen'*  Blätter  für 
Recliisanw.  XXV  S.  150. 

S.  Bei  sog.oannlem  ..Freundschartskauf*  flllt  das  Betractsrecht  weg;  Tgl.  aber 
obff  jenen  Begriff  ein  £rk,  des  O.A.O,  tu  Jena  in  Seuf/erte  jirehro  XllI  Nr.  110 
ond  ein  Erkenotnisz  des  O  -A.-G.  za  München  in  den  Blättern  für  Becbtsanwend. 
^XT  8.  137;  andere  Fälle,  unter  deren  Voraussetzung  das  Betra^Urecht  eessirt, 
*iekt  iB  dem  bifer.  Landrecbt. 

2J* 
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welche  auch  juristisch,  obwohl  sie  unter  sich  verwaodt  sind,  dodi  besser 
gesondert  werden. 

Die  Sachenmiethe  (Gebrauchsmiethe)  insbesondere,  verschafil  dem  Miether 
den  entgeldlichen  Gebrauch,  die  Pacht  dagegen  auch  den  Fruchtgmxuz  der 
Sache.  Der  Inhalt  der  beiden  Vertragsverhältnisse  ist  daher  in  derselben 
Weise  verschieden,  wie  in  dem  römischen  Sachenrechte  der  uiva  vom 
uiusfrucius  unterschieden  wird.    1.) 

Auch  darin  weicht  die  deutschrechtliche  Auffassung  der  beiden  Ge- 
schäfte von  der  römischen  ab,  dasz  sie  nicht  blosz  das  Migatorische  Ver- 
hältnisz  der  Contrahenten ,  sondern  daneben  die  dingliche  Beziehung  des 
Miethers  und  des  Pächters  zu  der  Sache  juristisch  zu  bestimmen  *j  und 
zu  schützen  sucht.  (Vgl.  oben  $.  104  und  4b.) 

2.  Bezüglich  der  Miethe  von  Wohnungen  und  Magazinen  komiDeD 
mancherlei  bald  durch  Gewohnheitsrecht,  zumal  in  den  Städten,  bald  dordi 
Gesetz  eingeführte  EigenthOmlichkeiten  vor.    Von  der  Art  sind: 

a]  die  Nothwendigkeit  schriftlicher  Vertragsform,  insofern  die  Parteien 
von  den  hergebrachten  Grundsätzen  Abweichendes  festsetzen  wollen  (i); 

b)  nähere  Bestimmungen  Ober  die  dem  Miether  obliegenden  kUinm 
Reparaturen  und  die  dem  Vermiether  zur  Last  fallenden  gro$zen 
Reparaturen  ; 

c]  die  Anerkennung  eines  Miethebesitzei,  der  in  der  Person  des  Hieibers 
geschützt  wird; 

d]  die  Einrichtung  bestimmter  Jahresziele,  als  regelmäszige  Anfangs-  and 
Endtermine  für  den^  Miethebesitz ; 

e)  feste  Ordnungen  über  die  stUUchweigende  Erneuerung  der  Miethe  and 
über  die  Kündigungsfristen; 

f)  Beschränkung  des  dritten  Ertcerbers  des  Hauses  in  der  Be<itzQahroe 
der  vermietheten  Wohnung,  ^und  Berücksichtigung  des  Rechtes  des 
Miethers,  nicht  zu  unpassender  Zeit  verdrängt  zu  werden  (3.  4.),  im 

1.  Pren»t,  Landr.  I  21  g.  258:  Wenn  für  den  Gebrauch  der  geUefaenen  Sacbe 
ein  bestimmter  Preis  bedungen  wird .  so  heisit  das  Gesrhift  ein  Bliethangsvertrig. 
g.  2tt9:  Eine  Sache  helszt  verpachtet,  wenn  dieselbe  Jemanden  gegen  beslimmteo 
Zins,  nicht  nur  zum  Gebrauche,  sondern  auch  lur  Nutian«  überlassen  worden. 

2.  Cod,  civtL  g.  1736:  Si  le  bail  a  tit  fait  sans  6crit,  Tune  des  parties  se 
pourra  donner  cong6  k  Tautte  qu'en  obsenrant  les  d^lais  fii6s  par  l*asage  des  lieui. 

3.  yerm,  Stp,  11  4,  5:  Had  eyn  man  sin  hus  addcr  sin  eygen  vormid  asd 
Torliourt  daz  sint  der  Zeit:  der  dnt  );cmit  had,  der  hat  sin  ingedinge.  Wnide  oo  der 
ibetribe.  der  is  gekoufl  bette,  des  en  sal  nicht  sin. 

4.  Zärehtr  Ges.  g.  1495:  Ist  eine  Wohnung  oder  ein  Magaxin TennieUiei 

worden  nnd  wird  das  Haus  —  veräuszert,  so  ist  der  neue  Elgenthümer.  insofert 
nicht  die  verabredete  Miethzcit  ausgelaufen  ist.  nicht  berechtigt  den  Mielher  sofort 
ans  dem  Besitze  zu  weisen,  sondern  darf  nur  mit  Beachtung  der  regelmissigen  Köd- 


*)  Vgl    FriediUk,   die  OinglirbkeiU-Stiflang  des  Mipth>   und  Pacbtreehu  io  der  ZeitfcM 
mr  avilrechl  und  Froc«ti  19»  3  S.  43i;  •.  auf  S.  Sil. 
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Gegensatz  zu  dem  unjuristisch  ansgedrdckten  Grundsatz :  „Kauf  bricht 
Miether  (Seufferts  Arch.  Vni  42.)  *) 
g]  Erlaubnisz  zur  Kündigung  auch   innerhalb   der  Miethzeit  aus  erheb* 

liehen  Ursachen. 
3.  Ebenso  finden  wir  oft  bei  der  Pacht,  vorzüglich  von  landwirth- 
«kafilichen  Gütern,   eigenthtkmliche  Grundsatz^  durch    Gewohnheitsrecht 
oder  Gesetz  anerkannt»  vorzüglich  in  folgenden  Beziehungen: 

aj  eine  ausgedehntere  Verpflichtung  des  Pächters,  für  die  Unterhaltung 
des   Pachtgutes    zu    sorgen,   in    Dach    und   Fach,  W^  und  St^,  *  •*•' 

Wasserleitungen,  D&romen,  Zäunen,  Graben  u.  s.  f.,  und  auch  bei    »^ÜM^^i 
den  Reparaturen,  die  dem  Verpächter  obliegen,   mit  seinem  Gesinde 
und  den  Erzeugnissen  des  Gutes  mitzuhelfen; 
bj  nähere   Bestimmungen   über  die    Wirthschaftspflieht  und   selbst  die 
rechtliche  Sorge  des  Pächters  fQr  den  ungeschmälerten  Bestand  des  Gutes; 
cj  Ober  das  Gutsinventar,  das  dem  Pächter  überlassen  wird; 

d)  über  die  Dauer  der  Pachtzeit ,  wobei  der  wirthschaftHche  Zusammen- 
hang einer  Culturperiode  wesentlich  iu  Betracht  kommt,  und  den 

e)  Schutz  des  Pachtbesitzes  selbst  dem  neuen  Eigenthikner  gegenüber; 

f)  über  den  Nachlasz  an  dem  Pachtzins  in  Fehljahren   und  wegen  ge- 
störten Fruchtgenusses; 

g)  gegen  voeitere  Verpachtung  des  Pachtgutes; 

h)  Verpflichtung  des   Pächters   des   Voijahres,   noch  die  Saat  fOr  das 

folgende  Jahr  zu  liefern. 
*   Der  Ifieih-   and  Pachtvertrag   (nach   österreiehJacbem  Recht,   anonym), 
^en  1859.  —  Denxin,  über  Rechte  nnd  Pflichten  des  Miethers  and  YermietherB. 
Mwie  des  Pächters  nnd  Verpächters. 

§.  120. 
3.   Viehverstellung. 

1.  Unter  dem  Ausdruck  Viehverstellung  [bau  ä  cheptel)  werden  ver- 
schiedene Verträge  zusammengefaszt,  durch  welche  Hausvieh,  das  Nutzen 


(Hgangsfrist  aaf  das  nächste  Ziel  aus  dem  Grande  des  Eigentbunis  Räamung  der 
Wohnang  fordern.  Erk.  d.  O.-il.-G  la  ßtrlin  44  Nr.  22  S.  95:  Nach  S*  358  I  21 
<lcs  allgemeiDen  Landrechts  wird  allerdings  durch  einen  freiwilligen  Kauf  in  den 
Recblen  und  Pflichten  des  Mielhers  oder  PSchtirrs  nichts  geändert  (?gl.  39  S.  159), 
M  dtsz  dieser  sein  durch  erfolgte  Uebergabe  der  vermietheten  oder  verpachteten 
Sache  erlangtes  dingUehe»  Recht  auch  gegen  den  Käufer  verfolgen  kann.  Dadurch  , 
vird  aSer  der  Terpächter  von  seiner  contractiicben  Verbindlichkeit,  dem  Pächter 
vihreod  der  Pachtzeit  die  ungehinderte  Benatzung  zu  gewähren,  nicht  befreit. 


')  Trägtr,  aber  dieRechUparömie:  ,.Kaaf  bricht  Jttietbe"  in  der  Zeitocbrifi  fOr  Civilrecht  uad 
Procesz  XYIII  8.  53,  vgl  e.  AbbandL  gleicheo  Titels  von  C«/»«rf  in  SektrimgM  Archiv  für 
reektflW.AbhandLI  8.1— 4a;  blnfig  aucbt  sieb  dtrPäcbter  dadurch  tu  siebern,  dasz  er  die 
Yerpflicbtang  des  Verpächters,  bei  einer  Veräuszerung  dem  Erwerber  die  Ausbaltung  des 
Pachtvertrags  zur  Bedingung  zu  machen«  in  das  Grundbuch  eintragen  läszt ;  ttber  die  Wirkung 
eines  solchen  Eintrags  vgl  P»ntk  in  den  Annalen  desO.-A.-G.  zu  Dr*9d*n  1 1880  8.186. 
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abwirft  oder  zum  Gebrauche  dient,  einem  Andern  zur  EinsteHong,  War- 
tung, Fütterung  gegen  Vortheil  auf  die  Dauer  übergeben  wird.  DerUeber- 
gebende  heiszt  der  VerstelUr^  der,  welcher  die  Einstellung  abemimmt,  der 
EinsteUer.  Gewöhnlich  werden  Bauern  oder  Pachter  Einsteller  sein,  zu- 
weilen auch  Herren;  HAndler  und  Metzger  aber  Versteller.  Uro  der  Ge- 
fahr wucherlichen  Miszbrauchs  solcher  Verträge  zu  begegnen,  wird  in  ein- 
zelnen Landesrechten  die  gerichtliche  Form  vorgeschrieben,  aber  es  ist 
dieses  Erfordernisz  keinesw^  allgemein. 
il^f^  2.   Die  Viehverstellung  kommt  vor:  li  als  einfacher  Bestandvertrof, 

einfache  Pacht,  z.  B.  ein  Alpenhirte  überninimt  Kühe  zur  Weidung  Ober 
Sommer,  behält  die  Milch  und  das  inzwischen  geworfene  Kalb,  bezahlt 
aber  an  den  Versteller  einen  Pachtzins,  oder  an  dessen  Statt  ein  bestimni» 
Gewicht  Butter,  oder  eine  Anzahl  Käse.  Oder  es  wi[rd  Melkvieh  eioet- 
stellt,  ohne  dasz  das  Kalb  dem  Einsteller  zukommt  Häufiger  aber  koimni 
das  Geschäft  in  complicirter  Gestalt  vor.  (1.) 

3.  Oft  ist  die  Viehverstellung  II)  aus  Bestand  und*  GeseUschaft  g^ 
mischt.  Dahin  gehört  das  Tkeüvieh  oder  JUaiboieh,  der  „chepUl  simfk 
au  ardmaire"  des  französischen  Gesetzbuchs  (2.) ,  auch  etwa  in  der  altem 
Rechtssprache  contractu»  socidae  genannt.  Versteller  und  Einsteller  theilen 
sich  In  den  Fruchtertrag,  ohne  dasz  unter  ihnen  eine  Gemeinschaft  an  dem 
Stammvieh  eintritt,  und  so  dasz  immerhin  die  üeberlassung  desselben  lo 
den  EinsteUer  £^r  Besorgung  und  zum  Geuusz  Hauptsache  bläbt,  folglich 
die  Pacht  den  Grundcharakter  des  Geschäftes  bildet. 

Der  Versteller  musz  dem  Einsteller  das  Vieh  für  die  Vertrags-  eder 
übungsmäszige  Pacbtzeit  überlassen.  Der  Einsteller  ist  verpflichtet,  das 
Vieh  zu  verwahren,  zu  warten,  zu  füttern.  Dagegen  erhält  er  den  übongs- 
mäszigen  Gebrauch  des  Viehes  zur  Arbeit,  den  Dünger  und  die  Milch. 
Diese  Vortheile  auf  der  einen,  und  die  Verwendung  für  Futter,  Stallun^ 
und  Streue  auf  der  anderen  Seite,  gehören  re^elmäszig  zusammen.  Jene 
kommen  dem  Einsteller  zu,  diese  fallen  ihm  zur  Last. 

Das  Stammvieh  gehört  dem  Versteller.  Der  Einsteller  darf  es  daher 
irfcht  veräuszern,  aber  auch  die  Nachzucht  nicht  einseitig,  die  ihm  doch 
zur  Hälfte  gehört    Wer  von  beiden  Schaden  verschuldet  hat,  musz  den- 

1.  Entw.  d.  Züricher  Ges.  g.  1827:  Wird  Melkvieb  eingestellt,  so  Ist  als  Mei- 
Dang  der  Contrabenten  zu  vemiiitbeii,  der  Einatelfer  sei  verpflichtet  für  Wartaag, 
Futter  und  Streue  xu  sorgen,  und  berechtigt,  die  Milch  und  den  Dönger  xa  ge 
winnen;  aber  auch  die  ersten  vier  Wochen  lang  das  neugebornc,  dem  Versteller 
logehörige  Kalb  auf  eigene  Kosten  zu  nähren,  nach  diesem  Zeitraum  aber  an  in 
Yersteller  abiuliefem.  Ist  es  an  einem  Orte  Uebung,  die  Kälber  ISugere  Zeit  mit 
Milch  zu  nähren,  z.  B.  fünf  oder  sechs  Wochen,  so  gilt  die  längere  Frtbtauch  bei 
der  Yerstellnng. 

%  Code  ew.  $•  1^04:  Le  ball  ä  cheptel  simple  est  unjrontrat  par  leqa^  ^ 
donne  ä  an  autre  des  bestiaux  ä  garder,  nourrir  et  soigner,  ä  condition  qoe  le  pre 
pffofllera  da  la  nioiti6  du  crott  et  quMl  supportera  aussi  la  moitlt  de  la  perte. 
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sdben  ersetzen.  ZufiUliger  Schade,  auch  wenn  derselbe  das  Stammvieh 
triflt,  das  bei  dem  Einsteller  ist,  ist  von  beiden  gemeinsam  zu  tragen.  Es 
wirken  hier  die  Grundsätze  der  GeseUschaft  ein. 

4.  Eine  mit  der  vorigen  verwandte,  aber  eigenthtimÜch  normirte  Art 

der  ViehverstelJung  ist  der  sog.  Eisemviehverirag  (cheptel  de  fer),  welcher  Sa^ 
gewöhnlich  in  Verbindung  mit  der  Verpachtung  eines  landwirthschaftlichen 
GrundstQcl^s  vorkommt,  und  darin  besteht,  dasz  dem  PAchter  ein  Inventar 
an  Vieh  nach  vorgängiger  Taxation  in  dem  Sinne  überlassen  wird,  dasz 
nach  Ablauf  der  Pachtzeit  der  Verpächter  ein  der  Zahl,  Art  und  dem 
Werthe  der  Qberlassenen  Stücke  nach  gleiches  Inventar  mit  dem  verpach- 
teten Gute  zurück  erhalte.  In  der  Regel  bleibt  hier  der  Verpächter  Eigen- 
tbümer  des  Stammviehes  (3.)  —  die  Schätzung  ist  eine  atstimatio  taxa- 
tionis  nan  vendilionis  causa  facta  —  Der  Einsteller  übernimmt  aber  hier 
alle  Gefahr  auf  sich  allein,  auch  die  des  zuteiligen  Untergangs  des  Stamm- 
^i^ies«  hat  aber  auf  der  andern  Seite  auch  allen  Nutzen  der  Zwischenzeit 
für  sich  allein,  auch  den  Nachwuchs.  Man  kann  daher  hier  eher  noch 
von  einer  Beimischung  der  Versicherung  als-  der  Societät  zu  dem  Pacht- 
vertrag reden  Geräth  der  Verpächter  in  Concurs,  so  gehört  das  Vieh  zu 
dem  Massegut,  jedoch  mit  der  Beschränkung,  dasz  dem  Pächter  für  den 
Mehrwerth  desselben  über  die  Schätzung  hinaus  ein  Retentionsrecht  zusteht. 
Umgekehrt  kann  im  Concurse  des  Pächters  der  Verpächter  vindiciren. 

Gewöhnlich  ist  mit  dem  Eisernviehvertrag  das  Recht  und  sogar  die 
Pflicht  des  Pächters  verbunden,  an  die  Stelle  der  unbrauchbar  gewordenen 
Stocke  andere  zu  substituiren  und  überhaupt  als  g%Uer  Wirthschafter  zu 
verfahren.  So  weit  diese  Rücksicht  reicht,  ist  er  selbst  zum  Verkauf  (auch 
zum  Schlachten]  einzelner  Stücke  als  ermächtigt  anzusehen.  'Er  ist  in 
dieser  Beziehung  Wirlhschafter  an  der  Stelle  des  Verpächters,  und  wir 
shid  nicht  genöthigt,  diese  dem  deutschen  Wirthscbaftsleben  entwachsenen 
GrundsHtze  der  römischen  Mandatsform  aufzupfropfen,  um  dieselben  zu 
erhalten. 

5.  Die  Viehverstellung  kommt  vor  in  Form  einer  GeseUschaftsverbin- 
^dung.    Dahin  gehört  der  Fall,  wo  Versteller   und  Einsteller  jeder  einen 

Theil  des  Stammviehes  zubringt  —  z.  B.  die  Hälfte,  cheptel  ä  moiti^  im 
französischen  Recht  genannt  —  und  beide  sich  in  den  Gewinn  und  Ver- 
lust theilen.  Auch  hier  leistet  der  Einsteller  Wartung,  Fütterung  und 
Streue  gewöhnlich  allein  und  erhält  dafür  die  Milch,  die  Arbeit  und  den 
Dünger  der  Thiere  auch  zum  voraus.  Die  Theilung  des  Gewinns  und 
Verlustes  sind  nach  den  Grundsätzen  der  Societät  zu  regeln.  Dasz  aber 
deszhalb  die  einseitige  freie  Kündigung  unvermeidlich  sei,  ist  keineswegs 
amzanehmen.     Eine   relative  Dauerhaftigkeit   gehört   zu    den   natürlichen 

3.    Code  civ.   g.  1822:  L'estlmatioii   du   cheptel   donn^  an   feriiiier  ne  lui  en 
transftre  pas  la  propri^t^,  mais  D^nmoins  le  met  h  ses  risqaes.  (SeufferU  Arcbt ' 
VII  2830 
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Eigenschaften  aller  Viehverstellung :  und  die  römische  Societdtstheorie  hat 
im  modernen  Rechte  gerade  mit  Bezog  auf  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
noch  eingreifendere  Veränderungen  erfahren,  so  dasz  sie  in  diesem  Punkte 
durchaus  nicht  gedanken-  und  rücksichtslos  anzuwenden  ist 

•  Huck,  die  Viehverstellang,  in  der  Zeitachr.  f.  D.  R.  V  S.  !126  ff.,  ebe 
vortreffliche  Abhandlung  über  diesen  Stoff^  nur  im  Einzelnen  nuch  etwas  tu 
ängstlich  sich  an  die  röniischen  Schulbegriff^e  anlehnend. 


Fünftes  Capitel. 

Verträge  über  entgeldliche  Arbeit  und  Geachäftsbesorgung. 

1.  Lohndienstverlrag. 

1.  In  dem  Verhaltnisse  der  Dienstherrschaft  zum  Gesinde  tritt,  vo 
es  in  seiner  Reinheit  noch  geObt  wird,  der  familienrechtliche  Charakter  so 
sehr  hervor,  dasz  der  Gesindevertrag  wohl  besser  im  Familien-  als  im 
Obligationenrecht  behandelt  wird.  Dagegen  gehören  hieher  vorzüglich  die 
Verträge  ober  Lohndienst  zwischen  Meisler  und  Gt seilen,  Fabrikherm  und 
Fabrikarbeitern,  Diensiherm  und  Taglöhnem.  Als  eine  allgemeine  Be- 
schränkung im  Gegensatz  zu  der  strengeren  Dienstpflicht  der  hörigen  Leate 
im  Mittelalter  gilt  der  neuere  Grundsatz,  dasz  Niemand  sich  einem  andern 
unauflöslich  zu  Diensten  verbinden  kann,  sondern  die  Kündigung  aus  er- 
heblichen Gründen  immer  offen  bleibt  (1.),  und  dasz  auch  in  der  Art  der 
geforderten  Dienste  st^ts  die  persönliche  Freiheit  und  die  Pietätsterhäliniaf 
des  dienenden  Theiles  geachtet  bleiben  müssen. 

2.  Auf  den  Gesellenvertrag  sind  um  der  besonderen  Eigenschaften  der 
Gesellen  willen  und  mit  Rücksicht  auf  die  Handwerksbedürfnisse  roancherld 
eigenthümliche  Vorschriften  der  Handwerksordnungen  angewendet  worden. 
Allgemein  gelten  folgende  Grundsätze: 

a)  Die  Anstellung  und  der  Eintritt  der  Gesellen  geschieht  regelroHszig 
erst  auf  die  übungsgemäsze  Probezeit,  so  dasz  bis  zu  dem  Ablauf 
völlig  freier  Rücktritt  beiden  Theilen  offen  steht. 

b)  Aus  wichtigen  und  dringenden,  durch  das  Gesetz  oder  Uebung  aner- 
kannten (ehehaflen)  Ursachen  darf  der  Geselle  auch  während  der 
Vertragszeit  sofort  entlassen  werden  oder  austreten,  sonst  nur  nach 
der  üblichen  Kündigung.  (2.) 


r.  Cod,  €h,  g.  1780:  On  ne  |>eut  eogager  ses  Services  qu'li  iemps  ou  pour  im 
enterprise  d<&terniinee. 

2.  /'reo/z.  Landr.  IIB  S.^78:  Wenn  der  Meisler  einen  Gesellen  abscbitTen 
will ,  musz  er  ihm  solches  vieriehn  Tage  tuvor  ankundigen.    $.  385 :  Auch  der  6e- 
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c)  Der  Geselle  ist  der  Hautordnung  des  Meisters  nnterworfen,  insofern 
er  bei  ihm  wohnt  oder  arbeitet.  (3.) 
Ob  der  Geselle  im  Tag-,  im  Wochen-  oder  Monatüohne  stehe  oder 
nach  dem  Stücke  besohlt  werde,  hÄngt  von  dem  besondern  Vertrage,  der* 
des  Parteien  freisteht,  und,  soweit  dieser  schweigt  oder  angQltig  ist,  von 
dem  Herkommen  ab.  Deber  die  erlaubten  oder  unerlaubten  Verbindungen 
der  Gesellen  untereinander  —  zu  jenen  gehören  gewöhnlich  die  Gesellen- 
vereine zur  Unterstützung  von  Kranken  und  Nothleldenden,  zu  ünterrichts- 
ond  zu  geselligen  Zwecken,  zu  diesen  die  Vereine,  um  von  den  Meistern 
Zugeständnisse  zu  erzwingen,  und  zu  verbotenen  (z.  B.  communistischen) 
Zwecken  —  bestimmen  oft  die  Landesgesetze  und  Polizei-Ordnungen 
Näheres. 

3.  Wahrend  das  GesellenverhAltnisz  schon  von  Alters  her  beachtet 
worden,  so  ist  dagegen  das  neuere  Verhältnisz  der  Fabrikarbeüer  noch 
nicbt  hinreichend  geordnet,  ungeachtet  hier  die  Gefahr  des  Miszbrauchs 
sehr  viel  gröszer  ist  als  dort.  Vorzüglich  wichtig  sind  hier  Bestimmungen 
zum  Schutz  der  persönlichen  Rechte  der  durchweg  seht  abhängigen  Classe 
der  Fabrikarbeiter,  wie  insbesondere: 

a)  gegen  altzufrühe  Verwendung  unreifer  Kinder  zum  Fabrikdienste; 

b)  zur  Sorge  für  die  religiöse  Erziehung  und  die  fortgesetzte  Schulbildung 
auch  der  in  der  Fabrik  verwendeten  Kinder; 

cj  zur  Beschränkung  der  Arbeitszeit  für  Kinder  und  für  Erwachsene; 

d)  ßeechränkung  der  Verwendung   von  Eliefrauen  und  Müttern   in  der 
Fabrik; 

e)  gegen  ungehörige  Anrechnung  schlechter  Münzen  oder  von  NaturaXr 
leistungen  statt  des  Geldlohnes; 

f)  für  Bewahrung  der  Gesundheit  der  Arbeiter  und 
g)  für  Aufrechthaltung  der  Ordnung  und  guter  Sitten. 
Dem  Fabrikherm  steht  es  zu,  allgemeine  Vorschriften  für  die  innere 
Ordnung  in  der  Fabrik  zu  erlassen,  und  dieselben  zu  handhaben,  obwohl 
er  keine  Gerichtsbarkeit  im  eigentlichen  Sinne  besitzt.  Auch  in  dieser  Be- 
ziehung aber  ist  eine  öffentliche  Controle  zur  Sicherung  der  Privatrechte 
des  Fabrikarbeiters  noth wendig,  die  freilich  nicht  in  eine  belästigende  Ein- 
mischung in  die  innere  Wirthschaft  der  Fabrik  ausarten  darf. 


seile  kann  den  Meister  verlassen ;  er  musz  aber  demselben  vierzehn  Tage  vorher  auf- 
sagen. $.388:  Hat  der  BIfister  sieb  an  dem  Gesellen,  ohne  gegebene  dringende 
yeranlussabg .  ihatlicb  vergriffen,  so  ist  der  Geselle  sofort  aus  der  Arbelt  lu  geben 
berechtigt. 

3.  ^tfrcAtfr  Geseiib.  g.  1563:  Der  Arbeiter  ist  verpflichtet,  die  versprochene 
oder  öbungsgemisze  Arbeit  zu  leisten  und  die  Hausordnung  des  lleistera  oder  Herrn 
zu  beachten. 
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S-  122. 
2.  Freidieosuertrag. 

*1.  Der  Lohndienstvertrag  bringt  den  dienenden  Theil,  wenn  auch  nur 
vorübergehend,  in  ein  Abhängigkeitsverhältnisz  zum  Dienstherm.  Jener 
wird  diesem  auch  zu  Gehorsam  verpflichtet  Anders  der  Freidienstvertrag, 
durch  welchen  zwar  auch  gegen  Belohnung,  welche  aber  hier  gewöhnlich 
Honorar  genannt  wird,  Arbeiten  versprochen  werden,  aber  von  Hberehr 
Art.  Dahin  gehören  die  Dienstleistungen  von  Aerztm,  Advocaten^  lAkrem, 
Technikern  u.  s.  f.  In  ihrer  Dauer  sind  derlei  Verträge  weniger  be- 
schränkt als  diel^hndienstvcrträge,  obwohl  es  auch  da  keine  unauflösliehe 
Verbindung  gibt 

2.  Die  Grösze  des  Honorars  hängt  von  der  Uebereinkunft  der  Par- 
teien ab,  insofern  nicht  geutzliche  Taxen  eine  Beschränkung  auferl^en. 
Im  letztern  Falle  ist  über  die  Taie  hinaus  keine  Forderung  zulässig,  aber 
es  findet  auch  keine  Rückforderung  statt,  wenn  freiwillig  mehr  be- 
zahlt worden,  und  nicht  ausnahmsweise  bindende  Vorschriften  im  Wege 
stehen. 

3.  Sehr  oft  wird  der  Dienst  versprochen  und  geleistet,  ohne  vor- 
herige Verabredung  über  das  Honorar.  Dessenungeachtet  kann  solches  ge- 
fordert werden,  wenn  im  übrigen  derlei  Dienste  gegen  Honorar  gefordert 
zu  werden  pflegen.  Das  Masz  des  Honorars  ist  dann  durch  billige  Berück- 
sichtigung der  Umstände  nach  der  Sitte  zu  bestimmen. 

4.  Gewissermaszen  in  der  Mitte  zwischen  Lohndienst  und  Freidienst, 
obwohl  im  ganzen  mehr  dem  erstem  zugeneigt,  stehen  die  Verhältnisse 
der  Stellvertreter  und  Hülfspersonen  im  Handel.  Während  der  Handels- 
lehrling und  die  mehr  untergeordneten  Commis  und  die  Handlungsrä^enden 
entschieden  in  einem  zum  Gehorsam  verpflichtenden  Abhängigkeitsverhältnisz 
zum  Principal  stehen,  tritt  diesz  t>ei  dem  Buchhalter,  insbesondere  aber 
bei  dem  Procuristen  im  Sinne  des  Handelsgesetzbuches  (Buch  I T.  V)  mehr 
zurück,  und  das  ehrende  Vertrauen  in  die  individuelle  Tüchtigkeit,  Om- 
sicht  und  Treue  eines  solchen  den  Principal  absolut  vertretenden  und  oft 
den  Geschäften  allein  vorstehenden  Mannes  rückt  unerachtet  der  Abhängig- 
keit vom  Principal  eine  solche  Stellvertretung  dem  Freidienstvertrag  mit 
einem  Techniker  oder  Anwalt  sehr  nahe.  Vgl.  über  diese  Verhältnisse  §.  134* 

5.  üeber  andere  Arten  von  Verträgen  über  entgeldliche  Geschäfts- 
besorgun^,  Verlagsvertrag,  Commission,  Spedition,  Fracht,  welche  dem 
Handelsrecht  angehören,  s.  unten  §.  156  f. 
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Sechstes  Capitel. 

Entgeldliche  Versorgungsverträge. 

S.i23. 
1.    VerphtiDdungsvertrag.    Lfibzucbt. 

1.  IiD  weitern  Sinne  verstehen  wir  unter  Leünuchlvertrag  jeden  Ver- 
trag, durch  welchen  der  eine  (^der  Pfründner,  Leibzüchter)  gegen  die  Hin- 
gabe eines  Capitals  das  Recht  auf  persönlichen  Lebensunterhalt  und  Pfl^e 
bis  zu  seinem  Tode  erwirbt;  im  engern  SiJine  aber  nur  das  mit  der  Ab- 
tretung eines  Uegeffden  Gutes  (gewöhnlich  eines  Bauerngutes)  verbundene 
Gedinge  Ober  den  Altentheil  des  Leibzüchters,  den  sog.  Auszug,  Grqsz- 
vaterreckt.  In  jenen  we.tern.  Begriff  gehört  auch  der  eigentliche  Ter- 
ffründungsvertrag^  der  von  dem  Pfründner  mit  einer  Pfründanstalt  abge- 
schlossen und  mit  dem  nicht  selten  ein  Erbvertrag  zu  Gunsten  der  letz- 
teren combinirt  wird.  An  und  für  sich  sind  aber  beide  Arten  der  Ver- 
träge durchaus  Geschäfte  unter  Lebenden.  Auch  der  ei^^entliche  Auszug 
ist  es«  ungeachtet  allerdings  dieses  Geschäft  mittelbar  dazu  dient«  das  ganze 
bauerliche  Gut  auf  die  Dauer  beisammen  zu  halten  und  den  schädlichen 
Wirkungen  der  gleichen  Erbtheilung  unter  mehrere  Kinder  entgegenzu- 
wirken. Es  ist  dieses  Geschäft  unter  den  Bauern  mancher  Gegenden  zur 
Sitte  geworden,  und  es  suchen  dieselben  oft  so  die  Einheit  des  Gutes  vor 
dem  gesetzlichen  Erbrecht  zu  retten  und  eine  singulare  Folge  zu  sichern; 
aber  eben  um  diesen  Zweck  auf  sichere  Weise  zu  erreichen,  wählen  sie 
nicht  blosz  die  äuszere  Form  eines  Geschäftes  unter  Lebenden,  sondern 
unterziehen  sich  auch  in  IVahrheit  den  schweren  Folgen  einer  Gutsüber- 
gabe bei  Lebzeiten.  (1.)  Man  kann  daher  auch  den  Austrag  nur  in  facti- 
schem,  nicht  im  juristischen  Verstände  eine  anticipirter  Erbfolge  nennen, 
und  auch  factisch  hat  derselbe  nicht  immer  diesen  Sinn.  Der  alte  Bauer, 
der  den  Altentheil  bezieht,  wird  nicht  beerbt  wenn  er  das  Gut  übergibt, 
sondern  erst  wenn  er  stirbt,  und  der  Nachfolger  im  (jute  wird  nicht  noth- 
wendig  sein  Erbe,  noch  sein  alleiniger  Erbe.  Er  tritt  daher  auch  nicht 
in  seine  persönlichen  Schulden  ein  als  Gutsübernehmer.*) 


1.  Erk.  des  O.-A.-G.  zu  München  in  den  Blätlero  für  Recblsanwenduug  XXVI. 
S.  31.  Gatsabtretungs?erträge  können  iwar  anter  Umständen  Käufe  seyn,  sind  es 
•l>er  in  der  Regel  nicht,  nnd  es  lassen  sieb  daher  auf  dieses  eigentliürolicb  deutsch- 
rechtliche Institut  die  bei  gewöhnlichen  Kaufsgeschäften  geltenden  Bestimmungen 
nicht  in  Anwendung  bringen  (insbesondere  nicht  die  Grundsätze  über  taetio  tnar- 
müi  {9%\.  Schaff  er  in  der  unten  angefahrten  Abhandlung};  vgl.  über  die  Natur  dieser 
Golsahtretungen :  Erkcnntnist  der  Juristenfacullälen  tu  BerUn  und  Oreiftwalde  und 
des  Oberlandesgerichtes  zu  Deetan  in  den  Bl&ttern  für  Rechtspflege  in  Thüringen  und 
Anhalt  Y  4,  5  S.  It3. 


*}  Vgl.  auch  Stkäffn  in  der  unien  ao^efOhnen  Abbaodloog. 
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2.  Zar  Form  aller  dieser  Vertrage  wird  regelmAszig  die  Schrift  er- 
fordert, für  die  eigentliche  Leibzucht  (auch  hier  Leibgedinge,  Leibding  ge- 
nannt) gewöhnlich  überdena  gerichtliche  Genehmigung  nach  vorheriger  Prü- 
fung, welche  die  Handlungsfähigkeit  und  Willensfreiheit  der  Contrabenten, 
die  Klarheit  der  Vertragsbestimmungen-,  die  erforderliche  Sicherung  des 
Leihzüchters,  auch  wohl  die  nothwendige  Berücksichtigung  der  Erbver- 
hältnisse, bei  den.  Erbpacht-  oder  Meyergütern  überdem  die  Rechte  der 
Gutsherrschaft  in  Betracht  zieht.  Die  dinglichen  Folgen  des  Vertrags,  trtrfc- 
licher    Uebergang    des    Guts    und    Erzeugung   dinglicher  Nutzungt-  und 

Wohnrechte  an  dem  Gute  zu  Gunsten  des  Leibzüchters  bedürfen  aaszerdem 
der  Fertigung  im  Grundbuch,  nach  dem  ausgebildeten  Syst^  des 
(lüterverkehrs.  Die  Leibzucht  kann  sowohl  bei  freien  Gütern  vorkommen 
als  bei  Erbpacht-  und  Meyergülem.  Bei  letztern  werden  di^  Verhältnis« 
complicirter,  theils  well  es  da  auch  der  Zustimmung  des  Gutiherm  bediti, 
die  freilich  nur  aus  zureichenden  Gründen  verweigert  werden  kann,  theils 
weil  hier  auch  meistens  die  Rechte  des  Anerben  !,§.  69. 4.)  beachtet  werden 
müssen. 

3.  Bis  zur  Gutsübergabe  war  der  alte  Bauer  das  Haupt  der  Faimüii, 
und  als  Grundbesitzer  das  vollberechtigte  Glied  der  auf  dem  Grundbesitz 
ruhenden  Gemeinde.  Von  da  an  tritt  er  zurück  in  die  Stellung  eines 
untergeordneten  Famüiengliedes  und  verliert  auch  die  mit  dem  Grundbesitz 
verbundenen  Rechte  in  der  Gemeinde  und  in  den  bäuerlichen  Genossen- 
schaften. Aber  er  verliert  weder  seine  Handlungsfähigkeit  noch  diejenigen 
Gemeinde-  und  anderen  öffentlichen  Rechte,  welche  den  Pertonen  gewährt 
sind.  Sind  die  Bauerhöfe  so  grosz,  dasz  dem  Leibzüchter  ein  eigenes 
Wohngebäude  und  ein  besonderer  Gutstheil,  die  sog.  Leibzttchtskathe,  än- 
geräumt  wird,  so  kann  er  sogar  als  Häusler  oder  KiUhner  auch  unter  den 
Grundbesitzern  noch  eine  selbständige  Stellung  einnehmen. 

4.  Der  Leibzüchter  hat  ein  dingliches  Recht  der  Wohnung*)  und  de^ 
Aufenthalts  an  dem  Gute,  dessen  Ausdehnung  und  Art  theils  durch  die 
Sitte  und  die  Grösze  des  Hofes,  theils  durch  die  persönlichen  Bedürfnisse 
des  Leibzttchters ,  zuweilen  auch  durch  den  Vertrag  näher  bestimmt  wird. 
Ganz  verkehrt  ist  es .  die  Interpretationen  der  römischen  Juristen  über  den 
Sinn  der  habitatio  oder  des  usus,  hier  wie  Gesetze  auch  für  dieses  Wohn- 
und  Gebrauchsrecht  aufzufassen.    (1.  2.)    Miethsleute  darf  der  Leibzüchter 

1.  Erk.  d.  Ö.-A.-G.  Drttden.  {SeufftrU  Arch.  I  3M.)  Das  VeriiilUrisx  (der 
Wohnang)  ist  analog  efnem  Mielhvertrag.    (?) 

2.  Krk.  d.  O.-A.-G.  Dresden,  {Seuffertt  Arch.  I  280).  (Es)  kann  einen  Ai0- 
lügt^r,  welcher  eine  eigene  Ausiugswohnung  hat.  in  der  Regel  nicht  verwehrt  wer- 
den ,  sobald  körperliehe  Umstände  ihm   die  Pflege  und  Hüireleistiing  einer  andcni 


*)  Zuweilen  wird  auch  ein  ibnUcbes  Kim$ifr*cki  für  einzelot  Kinder  des  LeibtQchten  bt- 
düngen,  das  nach  dem  Tode  des  letztern  fortdauert    (VgL  Sngert»  Aich.  IX.  196.) 
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anfBauergOtern  nicht  zu  sich  nehmen«  aber  wobl«  wenn  der  ihm  zugehörige 
Rtam  es  verstattet,  eine  Person  zu  seiner  Pflege,  je  nach  Bedtkrfnisz.  Pflicht 
des  GotsObemehmers  aber  ist  es,  jenem  die  Wohnung  in  brauchbarem  Zu- 
stande zu  verschaflen  und  zu  unterhalten.  (S.)  Mögh'ch  ist,  dasz  sich  der  Leib- 
züchter auszerdem  einzelne  Stücke  l^nd  und  einen  Theil  des  Gutsinventars 
zu  fortdauernder  Benutzung  und  zum  Fruchlgenusz  vorbehalten  hat,  ja 
auch  ein  Controlrecht  bezüglich  der  ganzen  Wirthschaft,  d^n  sog.  „Regier,** 
was  aber  fast  unvermeidlich  zu  Streitigkeiten  führt.  Auch  da  sind  wieder 
die  Wirthschaftsinteressen  des  Hofes  und  das  BedUrfnisz  maszgebend. 
Diesen  gemäsz  musz  der  Gutsübernehmer  jenen  gewähren  lassen  und  selbst 
die  durch  Zufall  untergegangenen  Stücke  des  Inhabers  wieder  ersetzen. 

5.  Der  Leibzüchter  hat  femer  ein  seinem  innersten  Kerne  nach  per- 
ioniiehei,  aber  dinglich  ge$icherle$  Recht  auf  gewisse  Leistungen  des  Guts- 
fibemehmers,  insbesondere  auf  UnterhaU  und  Pflege,  zuweilen  auch  auf 
bestimmte  Naturalleistungen  (Holz,  Fleisch,  Gutsfrüchte),  oder  gar  auf 
periodische  Verabreichung  von  Geld.  Die  Reichnisse  und  Leistungen,  die 
dabei  ausbednngen  worden,  sind  von  einer  unerschöpflichen  Mannichfaltig- 
kat  und  werden  zuweilen  in  den  Vertragen  bis  ins  genaueste  Detail  be- 
stimmt (z.  B.  ein  Recht,  drei  Laibe  Brod  mitzobacken,  und  in  welcher 
Reihe  die  Wecken  im  Backofen  dabei  zu  liegen  haben,  wird  genau  be- 
stimmt). Die  Natur  dieser  Forderung  ist  höchst  penönlich  sowohl  in  sub- 
jectiver  ab  in  objecüver  Hinsicht  Sie  stehen  nur  dem  Leibzüchter  selbst 
zu  und  nur  auf  so  lange  er  lebt  Sie  können  auch  nicht  von  demselben 
veräuszert  und  übertragen  werden,  (2b  selbst  nicht  mittelbar,  ^ie  doch 
der  römische  Unafructm  einem  Andern  zur  Ausübung  überlassen  werden 
kann.  Noch  kann  der  Leibzüchter  von  dem  Uebemehmer  den  Lebensunter- 
halt auch  auszerhalb  des  Guts  fordern.  (3.)    Ebenso  objectiv,  denn  die  Ver- 


PersoD  nothweodig  machen,  ffne  solche  zu  sich  in  seine  Aoszugswohnung  aufzuneh- 
men —  Dicht  aher  ohne  ein  Bedurfniss  der  Art  gegen  den  Willen  des  Beschwerten 
eine  andere  und  fremdo  Person.  —  Es  wird  zwar  einem  Vater  oder  einer  Mutter, 
welchen  eine  abgesonderte  Auszugawohnung  vorbehalten  worden»  —  in  der  Regel  nicht 
versagt  werden  können,  ihre  unerzogenen  Kinder,  welchen  sie  UnterhaU.  Er- 
Ziehung  und  Pflege  schuldig  sind,  mit  aufzunehmen ;  allei n  auf  hertits  erwachsene,  zum 
Erwerb  ihres  Unterhalts  geeignete  kann  ein  solche  Befugnisz  keineswegs  erstreckt 
werden.  Vgl.  auch  XIII  Nr.  50. 

2|.  Das  Wohnnngsrecht  des  Leibzüchters  lebt  daher  mit  dem  Wiederaufliau  des 
abgebrannten  Pflichtigen  Gebäudes  wieder  auf;  vgl.  i^/v^rt  Archiv  für  prakt.  Wissen- 
schaft V  8.  397. 

2b.  Z&reher  Ges.  $.  1688.  Der  Leibgedingnchmer  darf  seine  Forderungen  .tuf 
Leibgeding^leistungen  nicht  cediren  noch  durch  Ausdehnung  seiner  Familirnvcrhüll- 
oisse,  z.  B  durch  Terhelrathung,  die  Last  des  Leibdingsebers  erschweren. 

3.  Erk.  des  O.-A.-G.  Lübeck,  {SeuJ/eris  Arch.  V  47.)  Es  darf  nicht  geduldet 
werden,  dasz  der  Leibzücbter  ohne  weiters  das  Haus  verliszt  und  hintei^r  nach 
Jahren  eine  Schadensrechnung  für  Alimente  machen  will.  Im  Gegentheil  wäre  bei 
dauernder  Entfernung  des  Leibzüchters  von  dem  Uof  wie  hei  nicht  rechtzeitiger  Ab- 
holang  miliger  Reichnisse   unter  Umständen   thata&chlichcr   Verzicht  anzunehmen; 
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pflichtang  des  Uebernehmers  für  den  Unterhalt  und  die  Pflege  des  Leit)- 
züchters  zu  sorgen,  ist  selten  eine  genaue  fixirte:  vielmehr  dehnt  sie 
sich  aus  und  wird  enger  und  verändert  sich  je  nach  den  wechselnden  Be- 
dürfnissen des  persönlichen  Lebens.  Die  Sicherheit  der  Forderung  ist  in- 
sofern eine  dingliche,  als  die  Schuld  mit  dem  Gute  verbunden  ist  und  auf 
demselben  haftet;  so  dasz  auch  jeder  nachfolgende  Gutsbesitzer  dafür  ein- 
stehen musz.  (4.)  Die  Dinglichkeit  ist  aber  nur  dann  nach  dem  neueren 
Rechte  vollständig  gewährleistet,  wenn  die  Fertigung  im  Grundbuch  ge- 
schehen ist  (4a.)  Geräth  dann  der  Gutsübernehmer  in  Concürs,  so  hat  der 
Leibzüchter  die  Wahl, 

a)  ob  er  auch  ferner  auf  dem  Gute  bleiben  und  von  dem  Gantkäufer 
Onterhalt  und  Pflege  fordern  wolle,  oder 

b)  Qb  er,  in  Anbetracht  dasz  doch  in  demUebergang  des  Gutes  auf  ane 
fremde  Person  eine  wesentliche  Aendemng  auch  der  persönlichen 
Beziehungen  liege,  den  Schätznngswerth  seiner  Rechte  fordern  und 
dagegen  aus  dem  Leibzuchtverhältnisz  austreten  wolle. 

6.  Durch  den  Tod  des  Leibzüchters  wird  das  VerhAitnisz  aulj^eki^t 
Die  Verlassenschaft  desselben  ist  dann  als  Erbschaft  zu  behandeln,  welche 
dem  gewohnten  Erbrechte  zufallt  Der  Gulsübernehmer  succedirt  nicht  von 
Rechts  wegen  in  dieselbe,  hat  daher  auch  —  wenn  er  nicht  zum  Erben 
des  Leibzüchters  geworden  ist  —  für  denselben  keine  Schulden  zu  be- 
zahlen. Hatte  er  schon  zur  Zeit  der  Gutsübergabe  die  Schulden  mit  über- 
nommen, so  war  das  eine  Schuldenflbemahme  unter  Lebenden,  und  kann 
daher  nicht  auf  später  entstandene  Schulden  ausgedehnt  werden. 

7.  In  der  Regel  ist  die  Leibzucht  —  abgesehen  vom  Tode  des  Leib- 
züchters —  unauflöslich.  (Indessen  kann  durch  die  Fehler  des  einen  oder 
andern  Theils  das  Zusammenleben  mögliclier  Welse  unerträglich  und  so 
aus  erheblichen  Gründen,  wenn  vergebens  Versuche  gemacht  worden  den 


vgl.  ein  Erk.  des  Oberlandcsgericbts  zu  fVolfenbüHel  fn  SeufferU  Archiv  XIII  N. 
156;  doch  darf,  wo  die  VoraosseUongen  xo  solcher  Annahme  m'cM  vorliegen,  freilich 
drr  HoHnhaber  nicht  die  von  dera  LeibzUcliter  anbenutzl  gelassene  Wohnung  ohne 
weiters  für  sich  benützen. 

4.  Erk.  des  O.-A.-G.  Hassel.  {Seufferis  Arch.  I  317.)  Das  Recht  der  Ans- 
zogsberechtiglen,  den  Natara laust ug^  auch  femer  von  de^  GantkXofer  des  Gotes  lo 
genieszen,  wird  anerkannt.  Anderseits  können  aber  freilich  auch  nach  der  richtigen 
Ansicht  die  Gläubiger  im  Concors  des  Austräglers  (Leibiürhters)  auf  die  ihm  Jährlich 
zi^  entrichtenden  Reichnisse  greifen;  vgl.  ein  Erkenntnisz  des  O.-A.-G.  zu  Afümche» 
in  den  BlXltem  für  Rechtsan Wendung  XXV  S.  286. 

4a.  Erk.  des  O.-A.-G.  zu  München  in  den  BlXltern  für  Rechtsanwendung  XXV 
8.  385.  Das  Wohnungsrecht  ist  als  Personalservitut  in  der  zweiten  Rubrik  des  By 
pothckenbuchs  einzutragen;  ist  dies  geschehen,  so  kann  ein  nachfolgender  Bypo^bek- 
gläubiger  nur  unbeschadet  dieser  eingetragenen  Dispositionsbeschränkung  auf  dem- 
selben Gut  eine  Hypothek  erlangen;  vgl.  Smrwey  in  dem  Wörttemb.  Archiv  für 
Recht  und  Rechtsverwalt.  I  3  8.  311. 
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Frieden  herzustellen,  auch  eine  Ausgcheidung  gerechtfertigt  werden.)  (5.) 
Insbesondere  ist  eine  Klage  der  Vermögensübergeber  auf  Rückgabe  wegen 
Undankbarkeit,  nach  etwaiger  Analogie  der  Grundsätze  Oberden  Widerruf  von 
Schenkungen,  unzulässig  (anders  Schäfer  in  der  unten  angeführten  Abhand- 
hing). Die  VermOgensübergabe  ist  nicht  eine  reine  Schenkung,  deren  Haupt- 
zweck die  ßereicherung  des  Beschenkten  ist,  sondern  es  waltet  dabei  eben  so 
roflchtig  die  Absicht  der  Eltern,  sich  aus  eigenen  persönlichen  Rücksichten  der 
Verwaltung  des  Vermögens  zu  entziehen,  „sich  zur  Ruhe  zu  setzen;**  es  ist 
ein  von  der  Sitte  im  Anschluss  an  die  natürlichen  Bedürfnisse  der  Bethei- 
ligten und  des  bäuerlichen  T^bens  herausgebildetes  eigenartiges  Institut, 
welches  sich  von  der  Schenkung  in  seinen  Motiven  sehr  wesentlich  unter- 
scheidet   (6.) 

•  Ch.  L,  Runde,  die  Rech tfil ehre  von  der  Leibzucht  oder  dem  A]ten- 
dieile.  Oldenburg  1805.  —  Pfeiffer^  das  deutsche  Meyerrecht,  Kassel  1848. 
8.  ^49  ff.  —  Puehia,  Wolfg.,  über  die  Natur  d.  bäuerl.  Gutsabtret.  1837.  — 
HoQfy,  über  Vermögensübergabe  und  Gutsabtretung.  1844.  —  Scheuermarm^ 
die  Lehre  ▼.  d.  Vermögensflbergabe.  1853.  —  Schäffer^  das  Institut  des  bäner- 
aehen  Gutsanachlags  in  Elverg  etc.  Archiv  für  prakt  Recht  IV  8.  491  f.  — 
Büfi  über  ^e  Kalnr  der  sogenannten  Ansatzverträge  und  Erbgelder  in  Ehen 
Archiv  V   S.  188.  —  Preuu,  d.  Ldbincht    Hamiover  1862. 

§.  m. 

2.  Der  LeibrenteDverirag, 
1.  Der  Leibrenietwerlrag  ist  ein  reines  Geldgeschttft ,  und  hat  daher 
im  Gegeosatze  zu  der  Leibzucht  weder  eine  dingliche  Beziehung  zu  einem 
Gate  noch  einen  so  speciBsch  personlichen  familienartigen  Charakter.  Der 
eine  (der  Leibrenien§eber)  wird  gegen  eine  Capüaleinlage  oder  eine  Anzahl 
TOD  Beiträgen  des  Andern  (des  Leilirentenbezügers)  verpflichtet^  diesem  eine 
periodische  {jährliche)  Leibrente  zn  bezahlen,  eine  Leibrente,  d.  h.  eine 
Rente,  deren  Dauer  nach  dem  Leben  eines  Individuums  bestimmt  wird.(l.) 


5.  Zürcher  G.  g.  1686.  Wenn  der  Leibdinggeber  seine  diesznilligen  Pflichten 
onerfiint  läszt  und  d(e  PicUitsrücksichten  für  den  Leibdingnehmer  gröblich  verletzt, 
90  dasi  die  Fortsefzung  des  LeibdingverbSItnisses  für  den  Leibdingnehmer  unertrXg- 
lirb  wird,  so  ist  das  Gericht  aaf  Klage  desselben  ermächtigt,  AuHösung  des  Ver- 
biltnisses  auszosprechen  und  den  LHbdinggeber  zu  einer  besUmmten  Entschidigang 
in  Geld,  beziehungsweise  einer  jährlichen  Leibrente  za  verurlheilen ,  ond  wenn  auf 
solche  Weise  nicht  für  den  Leibdingnehmer  gesorgt  werden  kann,  den  Leibding- 
geber unter  billiger  Berucksichtigiing  der  gemachten  und  zu  machenden  Leistungen 
z«r  ZuTDCkgabe  des  Leibgedingeapiials  anzuhalten. 

6.  Tgl.  Erk.  des  0.-A.*>G.  zu  mtbaden  in  Seufferi*  Arch.  XIII  Nr.  48  (der 
Gesichtspunkt  einer  anticipirlen  Erbfolge  der  Rinder  ist  aber  hei  der  richtigen  Ent- 
scheidung weder  richtig  noch  nötbig)  u.  Nr.  40  (Unwiderruflicbkeit  der  Auswahl  des. 
sncccdireiideo  aus  den  Söbneii  des  dennaKgen  Meyers.) 

i.  Codt  Nmp,  {.  1071.  La  renle  Tlag^re  peut  dtre  constilu^e.  soit  sur  la  t^te 
de  celui  qui  en  Touniit  le  prii,  soit  sur  la  tdte  d*un  tiers,  qui  n'a  aucon  droit  d*en 
Jottlr.  $.  1973.  Elle  peut  Itre  constitoie  au  profit  d*un  tiers,  quolque  le  prii  en 
•oit  fourni  par  «ne  aatrt  ptrtonne. 
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Dieser  Vertrag  bedarf  keiner  gerichtlichen  Form,  wohl  aber  ist  die  iehrift" 
liehe  Form  für  denselben  zur  Regel  geworden. 

2.  Die  Grösze  der  Leibrente  wird  nach  der  Wahrscheinlichkeit  der 
Lebensdauer  bestimmt,  von  welcher  sie  selbst  abhangig  gemacht  worden 
ist  Es  versteht  sich,  dasz  die  Vorschriften  über  den  höchsten  erlaobteo 
Zinsfusz  nicht  darauf  passen,  da  die  Leibrente  nur  bis  zum  Tode  beahlt 
wird,  und  das  Capital  im  Qbrigen  dem  Leibrentengeber  verbleibt  Meistens 
wird  sie  nach  der  Lebensdauer  des  Leibrentenbezügers  gemessen,  nKiglich 
ist  aber  auch,  dasz  sie  von  dem  Leben  eines  Dritten  abhangig  gemacU 
wird.  Dann  kann  die  Forderung  auf  die  Erben  des  Rentenbezügers  über- 
gehen. Kann  die  Leibrente  auch  zum  Vortheü  eines  Dritten  bestellt  wer- 
den? Allerdings  unbedenklich,  sobald  der  Resteiler  als  Stellvertreter  d^ 
Erwerbers  der  Rentenforderung  angesehen  werden  kann,  was  im  Sinor 
des  deutschen  Rechts  eher  als  nach  römischem  Recht  anzunehmen  ist 

Da  der  Leibrenten  vertrag  in  Form  und  Wesen  ein  Geschäft  unter 
Lebenden  ist  —  der  Leibrentenbezüger  will  /tir  $ich  sorgen  —  so  kann 
dasselbe  in  der  Regel  auch  nicht  von  den  nächsten  Erben  als  eine  pOicht- 
ARridrige  Disposition  angefochten  werden.  (2.) 

3.  Die  Forderung  auf  die  Leibrente  ist  objectiv ,  sei  es  zum  voraus 
fiiirt,  sei  es  durch  die  Jahresrechnung  bestimmt,  und  besteht  in  Geld. 
Daher  ist  sie  auch  nicht  an  die  Person  des  Rezügers  so  gebunden, 
dasz  sie  nicht  von  diesem  einem  andern  ük)erlassen  werden  könnte.  Sie 
ist  daher  in  der  Regel  übertragbar,  Geräth  der  I^ibrentenbezüger  in  Con- 
curs»  so  gehört  sie^zur  Masse  und  föllt  seinen  Glaubigem  zu. 

Fallt  der  Leibrentenschuldner  in  Concurs,  so  darf  der  Leibrenten- 
bezüger nicht  etwa  das  hingegebene  Capital  zurückfordern,  und  hat  xu- 
^ nächst  nur  eine  Rentenfordernng  geltend  zu  machen,  deren  B^ahlung  in- 
dessen, wenn  nicht  etwa  durch  Hypothecirung  derselben  auch  für  die 
Dauer  gesorgt  worden,  für  die  Zukunft  höchst  unsicher  geworden  ist.  Ist 
die  Masse  bereit  für  die  Entrichtung  der  Leibrente  fortwahrend  zu  sorgen, 
so  kann  jener  nicht  mehr  und  nicht  anderes  verlangen.  Im  entgegengesetz- 
ten Falle  aber  ist  der  Werth  der  Rentenforderung  T^ieder  nac)!  der  Wahi- 
scheinlichkeitsberechnung  zu  Capital  anzuschlagen  —  welches  indessen 
keinenfalls  so  grosz  sein  kann  wie  das  entsprechende  Zinscapitai  -*  und 
kann  der  Rentenbezüger  diese  Capitalforderung  nun  neben  den  übrigen 
laufenden  Gläubigern  geltend  machen.  1^3.) 

2.  OetUrr.  GfS.  §.  12B6.  Weiler  die  Gläubiger  noch  die  Kinder  deff^ir*« 
welcher  »ich  eine  Leibrente  l>edingl,  sind  berechtigt  den  Vritray  unnust^sten  Dork 
steht  den  erstem  rrei,  ihre  Rerriedigung  ans  den  Leibrenten  «u  suctifti,  den  leKtero 
aber  üleHinteriegang  eine»  entbehrlicbrn  Theiles  der  Rente  zu  rordern,  uro  sieh  de« 
ihnen  nach  dem  Gesetze  gebührenden  Unterliah  darauf  versichern  in  lassen. 

3.  Zürcher  Gesettb.  g.  1702.  GerMth  der  Leibrentengeber  in  Concvrs,  so  i^t 
der  Leibrentenglinblger,  wenn  die  Leibrente  nicht  rersichert  Ist,  bereditigt  seine  An- 
sprüche fn  Form  einer  Capitalforderung  geltend  su  machen,  deren  Hasx  darch  das 
Einsaticapltal  bestimmt  mird,  um  welchi»  derselbe  die  nämliche  Leibrente  lar  leit 
der  Concurseröiniung  bei  einer  soliden  Leibrentenanstalt  verslcliert  erhalten  k^noie. 
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4.  Nor  selten  wird  Ar  LefbreMmrertrag  MIgNeH  zwischen  twet 
fcwlividqeM  fitar  sich  abgesdilossen.  Htvfiger  und  giröte^re  Untet^hnrangeii, 
Cetebe  einer  Menge  von  Personeif  Leibrenten  Versprechen,  und  zwar  ge- 
wMuriich  80,  d«sz  diese  Personen,  insofern  sie  zu  derselben  ARersp^rrodis 
grtiOfeii  vnd  In  denisell)en  Jabre  belgetrMen  sind ,  zosamteen  je  ein6  Klasse 
l»ldeii  ond  die  Rente  der  Ueberlebenden  donh  Absterben  andc^hit  Mitglie- 
der der  Iksse  veigraszari  wird.  SoMie  TaMnen  geben  indessen  insofern 
flillliefaeii  Anstosi,  ab  die  Mitglieder  der  nAmlicheft  Klasse  gewis^rmaszete 
auf  den  Tod  ihr^  Genossen  specoliren,  ein  Debelstand,  der  dadnreh  ver- 
mieden werden  Itann,  dasz  di«  Genossen  der  oimKehen  Ck^  einander  an- 
kekannt  bleiben  oder  aocb  dadurch,  dasz  die  steigende  Grösze  der  Rente 
durch  eine  objectwe  WahneheinliehkeittberechnuHg  fixirt  und  .so  Von  den 
AiAdlen  des  wirlüichen  Todes  möglichst  unabhängig  gemacht  wird. 

Die  Unternehmung  kann  sowohl  eine  sdbstäiuligeSpeculaHan  eines  ein- 
nloen  Indiviäuums  wie  einer  AetiengeieUschaft  sein,  welche  dann  als  Leib- 
rentengeber  mit  den  Leibrenlenbezlkgem  contrahiren,  als  auf  dem  Grund- 
satz der^M^genmHgkeii  ruhen,  so  dasz  die  Leibrentenbezüger  hinwieder  in 
Oirer  Verbindung  zum  Leibrentengeber  werden.  Im  letzteren  Falle  bilden 
sie  wieder  eine  GenossemehafL  Diese  ist  als  Gesammtheit  organisirt  in 
Yorsteherschaft,  Generalversammhing,  Agenten.  Sie  hat  Statuten,  ein^o- 
micil,  meist  auch  ein  gemeinsames  Siegd.  Ihr  gehört  das  Vermögen  der 
Unternehmung.  Sie  empfingt  die  Einnahmen  und  bezahlt  an  die  einzel- 
nen BetheQigten  Stt^  Leibrenten.  Aber  diese  Gesammtheit  ist  hinwieder 
ans  einzelnen  Individuen,  den  Leibrentenbezügem,  zusammengesetzt,  und 
diese  hai>ep  auch  Thellrechte,  sowohl  Dividenden  an  dem  Gewinn  und 
Verlust,  als  Antheil  an  dem  Capital  vermögen ,  welches  bei  der  Auflösung 
der  Unternehmung  jpro  rata   unter  sie  vertheilt  werden  musz. 

Die  neuere  Zeit  ist  sehr  erfinderisch  in  mancherlei  wdteren  Combina- 
tionen,  durch  welche  der  Gebrauch  solcher  Leibrenten  eigenthOmlich  mo- 
dificirt  wird,  ohne  dasz  deszhalb  die  juristischen  Grundprincipien  des  Ver- 
tragsverhflltnisses  sich  lindem. 

♦  Rückirtf  der  Leibrentenvertrsg.     Erlangen,  1857. 


Siebentes  CapiteL 

Glücksverträge. 

1.  Spiel  f ertrag. 

1.  Die  Glücktverträge  unterscheiden  sich  von  andern  gewagten  Ge- 
ichäften  wesentlich  dadurch,  dasz  sie  nicht  durch  ein  Bedürfiiisz  des  öko- 
nonüscben  Verkehrs  erzeugt,  sondern  ihrer  Natur  nach  w^fruchtbar  und 

Blanttchli,  deutecbes  PriTatrecbt.  3.  Aufl.  ^ 
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luxuriös  sind.  Man  kann  zwar  nicht  sagen,  dasz  das  Spid  oder  die  Wette, 
die  gewöhnlichsten  GlOcksyertrllge,  unsittlich  seien,  sie  gehören  vidmehr  an 
sich  zu  den  erlaubten  Handlungen.  Aber  wenn  der  Gdst  der  Gewinnsucht 
dieselben  erfaszt,  dann  werden  sie  unsittlich,  und  diese  Gefahr  tritt  beson- 
ders bei  dem  Spiele  leicht  ein.  Ueberdem  macht  schon  die  luxuriöse  Natur 
dieser  Geschäfte  eine  vorsichtige  Beachtung  m  der  Rechtsordnung  nOthig. 

2.  Der  Spiehmirag  verbindet  die  Spidendm,  je  nach  dem  Ausgange 
des  Spieles  einen  Verlust  zu  Obemehmen,  und  gibt  ihnen  häufig  das 
Recht,  je  nach  dem  Ausgange  Gewinn  zu  ziehen.  Nur  die  Ud)emahme 
des  Verlustes  aber  ist  nothwendig  zu  dem  Vertrage.  Ob  jener  Ausgang 
wesratlich  abhAngig  sei  von  der  Thatigkeit  der  ^elenden  —  z.  B.  ihrer 
Geschicklichkeit,  wie  beim  Schachspiele  —  oder  von  dem  Zufall  —  wie 
bei  manchen  Kartenspielen  oder  der  Roulette  —  ist  f&r  den  Begriff  zwar 
unerheblich,  aber  es  ist  einleuchtend,  dasz  jene  Gefahr  des  Miszbrauchs  und 
der  Entartung  leichter  bei  den  ZufalUipiilm  als  bei  den  GescMMiehkeiU' 
spielen  eintritt,  und  es  kommt  daher  jener  Unterschied  in  dieser  BezidiUDg 
wohl  in  Betracht.  Denn  eben  in  jenen  zeigt  sich  der  allem  Spiel  inwoh- 
nende Charakter  am  deutlichsten,  dasz,  wie  WUda  (D.  Z.  II.  140.)  gut 
sagt,  „der  Spieler  das  Geschick  herausfordere,  um  ohne  Arbeit  zu  erwerben.'* 

3.  Bekannt  ist  der  Bericht  des  Tacüus  Ober  die  Spielsucht  der  Ger- 
manen und  ihren  hartnAckigen  Eifer,  die  Spielschuld  wie  eine  Ehroischnld 
abzutragen:  selbst  in  Fällen  wo  von  einer  gerichtlichen  Forderung  keine 
Rede  sein  konnte  —  weil  um  die  persönliche  Freiheit  geviUrfelt  worden 
war.  (1.)  Wir  dürfen  daher  wohl  für  die  alte  Zeit  annehmen,  dasz  der 
Spielvertrag  ebenso  rechtsverbindlich  war  wie  jeder  andere  Vertrag.  In- 
dessen finden  wir  schon  früh  Beschrftnkungen,  wie  die  im  Sachsenspiegel 
erwähnte,  dasz  die  Spielschuld  nicht  auf  die  Erben  übergehe.  (2.)  In  an- 
dern Rechtsquellen  des  Mittelalters  kommen  hAufig  noch  andere  Beschrän- 
kungen vor,  vorzüglich  die,  dasz  man  nur  so  viel  gültig  verspielen  dürfe 
als  man  an  Geld  oder  Fahmisz  bei  sich  trage.  (3.  4.) 

4.  Für  das  neuere  Recht  ist  der  Gegensatz  zwischen  den  erlaubtei^ 
und  den  verbotenen  Spielen  ausgebildet  worden.  Eriaubt  sind  die  Spiele, 
welche  wesentlich  zur  Uebung  der  Kräfte  oder  auch  zur  Erholung  und 


1.  Taeiti  Germ.  24.  Aleam,  qaod  rairere,  sobrii  ifiter  seria  exetcenl,  Unti 
lacrandi  perdendive  temeritate,  ut,  cum  omnia  defecerani,  extreroo  et  novissimojKta 
de  libertate  ae  de  corpore  contendant.    Yictos  volantariam  servilutera  adit. 

2.  S.  9p.  I.  6.  g.  20.  Dobelspel  n'is  be  (der  Erbe)  nicbt  pfliebtig  to  geldene. 

3.  jiugMb.  8t.  T.  1276.  Art.  398.  Welch  Gast  in  diese  sudt  reit,  gebt  er  ii 
ein  Leatbaus  und  spilel  darin  tages  oder  nacbts,  den  sol  nieman  weren  oder  nötcn, 
wan  als  tear  er  an  bat  oder  bei  ihm  bat  oder  berbringt  das  sein  eigen tlicb  gut  IM 
das  er  xa  Zeiten  hie  bat. 

4.  Zürcher  Richtebr.  T.  1304.  {BlunttehU  Zürcher  H.  I.  294.)  Swer  ze  ZSricb 
uf  spiel  übet,  der  sol  pfant  ban,  das  er  liehen  ald  tragen  muge,  lihet  er  ane  das,  d« 
stat  enhein  gericht  über. 
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getMger  Bdostigang  v<nrgeiioiiHnen  werden,  bei  denen  somit  Gewinn  und 
Verlost  nnr  eine  notergeordnete  Bedeotang  hat  Verboten  dagegen  sind  die 
Spiele,  bei  wekheo  die  Gewinnsucht  als  das  leitende  Motiv  henrortritt  (4  a.) 
Auf  diese  Ulszt  sich  schlieszen,  wenn  die  EineiUxe  unverhäUnitzmäezig 
sM  (5.),  and  nm  so  eher,  wenn  zugleich  die  Art  des  Spiels  dem  Zufall 
die  HauptwiriLUdg  auf  den  Anfang  Terstattet,  wie  bei  den  Hasardspielen.  (6.) 
Es  kann  auch  das  KumtegM  durch  Debermasx  der  Einsatte  zum  ver- 
botenen Spiele  werden  und  ebenso  das  Glüdsepiel^  wenn  es  zu  geselligem 
VergBtkgen  und  mit  geringen  Einsätzen  geObt  wird,  hinwieder  als  erlaubtes 
Spiel  gelten.  In  der  Regel  aber  werden  jene  zu  den  erlaubten ,  diese  zu 
deu  verbotenen  Spielen  gehören. 

S.  Auch  aus  erlaubtem  Spiel  wird  in  der  Regel  keine  Klage  ge- 
stittet  SjM  auf  Borg  ist  nicht  klagbar,  wohl  aber  gilt  för  diese 
Spide  der  Grundsatz:  Was  einer  in  baarem  Gelde  oder  in  fahrender  Habe 
bei  sich  hat  und  einsetzt,  das  kann  er  giütig  verepielen.  (7.)  Daher  wird 
aoch  wegen  dner  sofort  oder  spater  bezahlten  Spielschuld  keine  Rückfor- 
immgsidage  gestattet,  es  wSre  denn  auf  Seite  des  Gewinnenden  ein  Dolus 
rorbanden.  (8.) 

Ausnahmswelse  gelten  in  einigen  Landesrechten  einige  Spiele  sogar 
för  Hagbar ^  wie  nach  französischem  Rechte  die  Spiele  zur  Leibesübung, 
wenn  die  Spielsamme  eine  mäszige  ist  (9.) 


4  a.  Gewisz  unrichtig  ist  der  Satz  eines  Brkenninistes  des  0,'A,'0.  xn  Celle  in 
SenfftrU  Archio  XI  11,  N,  94:  Yertrtfge,  welche  in  Beziehung  auf  im,  römieehen 
Recht  nichi  epeeiell  erlaubte  (!)  Spiele  eingegangen  werden .  sind  nichtig,  so  dasz 
8ell)st  das  danach  bereits  Bezahlte  göltig  zurückgefordert  werden  kann  (!)  Diese  Vor- 
Schriften  finden  auch  gegenwärtig  noch  Anwendung  (I),  selbst  wenn  die  einzelnen 
Spiele,  namentlich  auch  das  HegeUpiel,  (!)  als  verboten  nicht  mehr  anzusehen  sein 
sollten  C)  (Vgl.  ebenda  I.Nr.  345.  U.  Nr.  291.  IX  Nr.  289).  Die  Klage  war  Tielmehr 
•bzflweisen,  weil  Gewinnsucht  als  Hauptmotir  henrortrat  —  der  Beklagte  hatte 
660  Reichsthaler  verkegelt  --  und  Spiel  auf  Borg  nicht  klagbar  ist. 

5.  Edict  des  Kurf.  Joachim  II.  für  Brandenburg  v.  Iff6tt.  Als  sich  —  zeitbero 
grosze  ungewöhnlich  Spiele  zugetragen  —  und  die  Spiele  nicht  zu  solchem  unbilli- 
gen Gewinnste  sondern  zu  ehrKther  Ergetzllchkeit  erftinden,  *  so  ordnen  wir  •  dasz 
htoruro  —  keiner  über  300  Gulden  an  barem  Gelde  oder  auf  Kreide  verspielen  sol. 

6.  Preaez.  Landr.  II.  20.  g.  1298.  Hasardspiele  sind  unerlaubt,  sobald  aus  der 
Beschaffenheit  der  spielenden  Personen,  des  Einsatzes  und  der  übrigen  CrostXnde  er- 
Mlet,  dasz  selbige  aus  Gewinnsucht  gespielt  werden. 

7.  Freuet,  Landr.  I.  ss.  g.  577.  Wegen  Spielschulden  findet  keine  geriehtliche 
Klage  statt.  8*  578.  Was  aber  Jemand  in  erlaubten  Spielen  verloren  und  wirklich 
bniblt  hat,  kann  er  nicht  zurückfordern. 

8.  Code  Nap,  8*  ^^^17.  Dans  aueun  cas  le  perdant  ne  peut  r^peter  re  qu*il  a 
Tolontalremenl  paye,  k  motns  qu*il  n'y  ait  eu,  de  la  part  du  gagnant,  dol,  supereberie 
OQ  escroqnerie. 

9.  Code  Nap,  %.  1900.  Les  Jeui  propres  k  eiercer  au  fait  des  armes,  les  courses 
ä  pied  Ott  k  cheval,  les  courses  de  cbariot,  le  Jeui  de  paume  et  autres  Jeux  de  m^me 
Batare  qui  ttenDenl  k  Tadresse  et  k  l'exercice  du  corps,  sont  except^  de  la  disposi- 
iion  preeedente. 

28* 
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6.  Ist  das  Spiel  verboten,  so  ist  das  Spielgeld  svr  Strafe  TerbDeo, 
nicht  blosz  das  auf  der  Tafd  geiiiiidene,  auch  das  im  Spiel  gewonimie 
Geld,  UDd  die  Spieler  haben  Oberdeni  eine  BrQehe  zn  bezahlen,  dercD 
Grösze  durch  richterliches  Ernwssen  bestiount  wird,  wenn  die  GeseHe 
nichts  Genaueres  anordnen.  EinROckforderungsrecht  des  bezahlten Spie^ 
des  vonSeitisdesVerspiolers  wird  daher  naeh  deutschem  Rechte  nicht  anerkannt 

7.  Der  deutsche  Grundsatz,  dasz  nidit  au/  Borg  gespielt  werden  soBt 
wirkt  sogar  so  stark  ein,  dasz  selbst  ein  Darlehn,  welches  ausdrtIckM 
zum  Spielen  oder  Wetten  gemacht  worden  war,  gerichtlich  nicht  einge- 
klagt werden  darf.  (10.) 

*  mida,  Die  Lehre  yom  Spiel  in  der  Zdttchrift  für  D.  R.  IL  133.  - 
Ck.  Lang^  die  Rechtstheorie  v.  d.Aafl8pielge8chäft  1818;  — über  SpielTerbote  in 
D.  R.  Kkim  Annalen  XXYL  3.  1.  —  ^^Rechtsgrundsätze  in  Betreff  YerboteMr 
Lotterien^  s.  ein  Erk.  d.  App.-Ger.  zu  Leipxig  in  Ackermanns  Rechtsätaen  X.  8«  61 

§.126. 
%    Dfe  Weue. 

1.  Den  Unterschied  der  Wefte  von  dem  Spiele  hatte  Thol  darin  zo 
ßnden  vermeint,  dasz  die  Spielenden  durch  ihre  ThAtigkeit  einen  Einflasz 
auf  die  Entscheidung  Oben,  die  Wettenden  aber  sich  jeder  ThAtigkeit  der 
Art  enthalten.  Aber  es  gibt  auch  Wettkämpfe,  in  denen  der  Ausgang  eben 
von  der  Kraft  und  Gewandtheit  der  Streitenden  abhAngt,  und  es  gibt  Spiele 
wie  die  Hasardspiele,  in  denen  die  ThAtigkeit  der  Spielenden  ganz  zorOek- 
tritt  und  beinahe  verschwindet.  Richtiger  hat  nun  Wäda  das  charakte- 
ristische Kennzeichen  der  Wette  darin  nachgewiesen,  dasz  die  Wettendem 
widerstreüende  Behauptungen  aufstellen,  und  ihre  entgegengesetzte  Ueber- 
zeugung  dadurch  bewähren,  dasz  jeder .  von  ihnen  einen  Vermögensnach- 
theil  zu  erleiden  sich  verpflichtet,  wenn  seine  Behauptung  sich  als  unrichtig 
erweisen  sollte,    (la.) 

2.  Bei  den  Römern  war  die  Wette  (spomio)  gewöhnlich  m  der  Fortn 
der  stipulatio  eing^angen  worden.  Ihre  Klagbarkeit  beruhte  daher  schon 
auf  der  Form  dieses  Verbalcontracts ,  und  es  bedurfte  gesetzlicher  Be- 
schrAnkungen ,  um  die  Wetten  über  Spiele  zu  untersagen  ^mit  Ausnahme 
der  von  den  Römern  allein  erlaubten  Kamptspiele).     Das  deutsche  Recht 

10.  J^mtst,  Landr.  L  11.  g.  511.  Gelder,  die  ausdritoklicli  zum  Spietea  oder 
Wetten  oder  zur  Bezahlung  des  daliei  gemachten  Verlostes  rerlangt  and  geliehea 
worden,  kdnnen  nicht  gerkbtiich  eingeklagt  werden. 

la.  Richtig  da»  $•  ^^  ^a.  angeführte  Erkenntnisz:  Die  vorgekommene  Art  dd 
Regelspiels  —  so  dasz  der  Beklagte  allein  warf  und  auf  die  zu  Anubl  zu  werfeadci 
Regel  parirt«  —  stellt  sieb  als  ein  wahrer  Spielfertrag,  nicht  aber  als  eine  Wette  dar. 
da  Dicht  die  Meiaangs Verschiedenheit  über  den  Erfolg  der  Würfe,  sondern  der  G^ 
winn  oder  Verlast  der  bestimmten  Summe  das  Motiv  des  Vertrags  gewesen  ist*  M> 
d.  O.-A.-G.  tu  Dretdem  in  dessen  Annalen  II.  8.  316.  Za  dem  rechtliekea  Begrif 
der  Wette  gehört,  &än  j^der  der  streitenden  Thdie  sich  für  den  Fall,  dass  stehaeiae 
Behauptung  als  unrichtig  erweist,  zu  einer  Leistung  verpflichiet.  EfMelligt  WeCta 
sind  bedingte  Schenkungen. 
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lud  ynm  AHen  lier  die  entschiedeiie  Teiidei»,  die  ff^te  dem  Spieh  §iekk 
m  MuHiddo,  freilich  nicht  ohne  ModttcaMonen  inzoltsseii.  (l«-8.)  Es 
arigt  Sieb  dien  in  MgMden  GnmdBfttzen: 

a)  Die  WeiU  ,,»u  GeummuHekt'  hOrt  auf  Wette  za  mn  md  wird  ah 
verboienei  SpM  betlraft.  (4.) 

b)  Andere  Wetten,  die  Dicht  des  GewioDes  wegen,  sondern  znr  Bekrif- 
tigQDg  der  Ueberzeagnng  uodBehaiiptiiogg^nacht  werden,  siod^rfan^r, 
und  es  kann  der  Eme&tM  in  baarem  GeUe  oder  in  iümodef  Habe 
^ig  venoetut  werden.  (5.)  Eine  Eloge  wird  freilich  selbst  in  diesen 
Fall^  nur  von  wenigen  neueren  Gesetzgebungen  —  wie  vom  preutzi- 
$eken  Landrecht  —  verstattet,  noch  seltener  wie  bei  den  Römern 
auch  über  den  dq)onirten  Einsatz  hinaus  gegeben ,  die  Unzulfissigkeit 
der  Rockforderung,  wenn  die  Wettsumme  bezahlt  ist,  dagegen  ailge- 
mein  anerkannt 

e)  Geschieht  die  Wette«  wenn  auch  nicht  aus  Gewinnsucht,  aber  doch 
bei  Gelegenheit  eines  Spieles  eher  zum  YergnOgen  als  zurBewShrung' 
der  Ueberzeugung,  oder    hat  sie  sonst  nur  die  Suszere  Form  der 
Wette,  aber  den  Charakter  eines  ertaubten  Spktee^  so  ist  sie  jedenfalls 
die$em  gteich  zu  behandeln, 
d)  Die  Wettsumme   musz   eine  mäexige  sein.     Im  üd)ermasz,    wobei 
natflrlich  dieVermögensverhiltnisse  der  Wettenden  in  BerOcksichtlgong 
fiillen,  liegt  ein  Hinausschreiten  Ober  die  Schranken  der  Besonnenheit 
und  desAnstandes,  innerhalb  welcher  allein  die  Wette  als  ein  erlaub- 
tes Geschäft  erscheint     War   die  Wettsumme  ObermAszig,   so  ist 
daher  jedenfalls  die  Khige  abzuweisen,  nicht  blosz  die  Summe  durch 
richterliches  Ermessen  herabzusetzen. 
3.    Es  ist  nicht  nöthig,   dasz  der  Gegenstand  der  Wette  ein  an  iieh 
ungeunsMtr  (zukünftiger)  sein  müsse.     Man  kann  auch  über  ein  gewisses 
Ereignisz,  z.  B.  das  Datum  eines  historischen  Vorfalls,  gültig  wetten:    und 
es  kann  auch  einer  wetten,  der  es  wirklich  weisz.     Man  darf  somit  auch 


1.  SUdtr.  ▼.  Regefuburg  v.  1320.  llao  richtet  auch  amb  Spilgelt,  urob  Cbo- 
gelgelt,  lirob  Wetten  and  Uebrrwettea  nicht. 

2.  Stadtr.  v.  Freibnrg  Bl.  39.  Wir  haben  aacb  ges^txt,  welche  mit  einandern 
bedacbtiich  wetten,  dieselb  wett  sol  irn  bestand  haben  ond  mag  der  überwinder  sin 
recht  suchen  and  erlangen,  es  wer  denn  die  sach  des  weltens  unerlicb,  schandbar 
oder  lesterllch. 

3.  Prenn,  Landr.  I  ss.  %.  879.  Wegen  Wetten  ist  eine  gerichtliche  Klage  nur 
alsdann  lalisslg,  wenn  die  Wette  baar  gesetzt  und  entweder  geriehtlich  oder  in  die 
Verwahrung  eines  Dritten  niedergelegt  worden. 

4.  Zürcher  Gesetzb.  g.  1774.  Wird  eine  W«*tte  in  gewinnsöchtiger  Absicht 
eingegangen  oder  erscheint  die  Wettsumme  nach  den  Personen  und  Umstünden  als 
oiNDiszIg,  so  sieht  eine  derartige  Wette  dem  unerlaubten  8piele  gleich. 

5.  Oeeterr.  G.  fi*  ^^71.  Redliehe  und  sonst  erlaubte  Wetten  sind  insoweit  ver- 
bindlich, als  der  bedungene  Preis  nicht  blosi  versprochen,  sondern  wirklich  entrich- 
tet oder  hinterlegt  worden  ist.    Gerichtlich  kann  der  Preis   nicht  gefordert  werden. 
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nicht  die  snbjective  Nichtwtssenschaft  oder  Zweifdhaftigkeit  der  Wefttenden 
▼erlangen.  Nor  darf  dabei  allerdings  kerne  ÄrgUet  yorkommen.  Es  dflrfen 
daher  keine  Zweifel  von  Seite  des  Wissenden  fingirt  werden,  um  den 
andern  Nichtwissenden  sieber  zu  macben  und  zur  Wette  zu  yerloden, 
sondern  es  mnsz  mit  ehrlicher  Offenheit  verbbren  werden.    (6.) 

*  FreyesUben^  de  sponsiODibuB  earamqae  praesertim  in  Jnre  saxonico  oblig. 
Ups.  1832.  —  Wüdßy  Die  Wetten  in  der  ZeitBchr.  f.  D.  R.  Vm.  8.  !m  ft 
über  die  aogenaimle  ^^Audobnng^^  «nd  ihr  VerhiltniBS  zur  Wette,  fliehe  SMiu, 
in  Bekkers  nnd  tfuthers  Jahrb.  V.  1.  8.  44. 


6.  Frentt,  Landr.  I.  li  %,  ttSO.  Weilen  sind  angöltig,  wenn  ein  Theil  ? od  der 
Gewiszbeit  des  Gegensuodes  der  Welle  nnterrichlcl  war,  und  dieses  dem  andern 
nicht  angezeigt  hat.  ^ 
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IL  Abfheilmig.    Vom  Handelsreclit  iiiBbesoiidere. 
Brfitosi  CapiteL 

Einleittuig.   Vom  Handel  und  Handelarecht  im  Allgemeinen. 

S-  127, 
i.  QuirAlflr  OBd  Wesea  des  findelftrechte. 

1.  Eine  ganze  Reihe  von  merkwOrdigen  Rechtsin<»titatei]  hat  seit  dem 
spatern  Mittelalter  das  Handelsleben  der  enropfif sehen  Gultunrölker  erzeugt; 
ins  dem  einheitlichen  BedOrfnisz  einer  sichern  und  doch  elastischen  Ord- 
nung des  Verkehrs  hervorgegangen,  tragen  alP  diese  Institute  ein  einheit- 
fehes  Gepräge,  und  kehren  bei  den  verschiedenen  Nationen  mit  gröszerer 
Aehnlichkeit  als  Verschiedenheit  wieder:  wie  der  Handel  selbst  ist  das 
Handelsrecht  kosmopolitischer  Natur:  die  nationale  Fdrbung  des  Rechts 
verschwindet  nicht,  aber  sie  tritt  zurück  hinter  der  Gemeinsamkeit  der 
BandelsbedOrfnisse  und  Handelsinteressen  unter  den  Völkern. 

Gleichwohl  sprechen  wir  mit  Fug  von  einem  deutschen  Handelsrecht 
als  einem  Theil  des  deutschen  Privatrechts,  im  Gegensatz  nicht  nur  zu  der 
Aasbildung  der  handelsrechtlichen  Institute  bei  den  übrigen  Nationen  der 
Neuzeit,  sondern  vornehmlich  auch  Im  Gegensatz  zu  dem  in  anderen  Ge- 
bieten massenhafter  in  das  gemeine  deutsche  Recht .  recipirten  römischen 
Recht:  es  ist  das  Handelsrecht  ein  sehr  wesentlicher  Restandtheil  des  na- 
tionalen Rechts  (s.  oben  §.1),  auf  welchen  das  römische  Recht  einen 
^'ergleichsweise  geringen,  einen  mehr  mittelbaren  Einflusz  geübt  hat.  Ein 
gemdnes  deutsches  Handelsrecht  bestand  auch  schon  vor  dem  Zustande- 
kommen einer  allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzgebung:  nicht  nur  zeigte 
skh  in  den  particularen  Instituten  und  Rechtssdtzen  derselbe  nationale 
Gmndcharakter,  es  bestand  auch  eine  dichte  Reihe  von  wirklich  gemein- 
samen Instituten  und  Rechtsr^eln,  welche  nicht  auf  fremder  Autoritflt 
bemhtoi  und  Ob^all  unter  den  Deutschen  galten.  (Vgl.  oben  §.  2.)  Und 
wefl  das  Interesse  des  Hafidels  und  die  Natur  des  Handelsrechts  mAchtig 
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zu  eiobdUielier  Gestattong  dringen,  hat  die  roateridle  Gemeinsamkat  der 
Bedflrfhisse  und  Rechtsanschauongen  nnter  den  deutschen  Stimmai  auf 
diesem  Felde  eher  als  auf  anderen  durch  CodiBcation  ihren  Ausdruck  auch 
in  formaler  Einhdt  gesucht  und  gefunden. 

2.  Die  Geschichte  des  römischen  Rechts  kennt  kein  besondeies  Han- 
delsrecht; obwohl  sich  in  dem  römischen  Weitreich  ein  im  Verbiltnin 
zu  den  damaligen  Verkehrsmitteln  sehr  groszartiges  Handelsleben  entbltetei 
erzeugte  dasselbe  doch  kein  eigentliches  Handelsrecht  als  solches.  Aber 
zur  Abschleifung  der  Hflrten  und  nationalen  Besonderheiten  des  alten  jui 
eimU,  zur  AusbOdung  desselben  in  ein  jt«f  gentium,  zur  feinen,  detaiKrten 
und  scharfnnnigen  Entwicklung  d^  OUigationenredits  hat,  wie  Oberfaaapt 
die  Erweiterung  Roms  zu  einem  Weltreich,  so  ganz  besonders  der  Welt- 
verkehr des  römischen  Handds  beigetragen.  Dieser  mittelbare  Einflosz  des 
Handels  auf  freiere  Gestaltung  des  eigenen  Rechts  war  viel  wichtiger  fOr 
die  Geschichte  des  römischen  Rechts  als  die  unmittelbare  Entlehnung  ein- 
zelner Zage  fremder,  griechischer  Rechte,  wie  z.  B.  des  rhodiscben 
Seerechts. 

3.   Und  als  nun  seit  Ende  des  elften  und  Anfang  des  zwölften  Jab^ 
hunderts  der  Handel  in   den   mächtig  aufblühenden  Städten  Italiens  imd 
Deutschlands  eine  Hauptroadit  des  Cullurlebena  wurde,  als  er  in  den  drei 
uAchstfolgenden  Jahrhunderten  seinen  rollen  Glanz  entfaltete,  war  er  sehr 
weit  entfernt  davon,  die  Formen,  deren  er  für  seinen  neuen  Lebensinhalt 
bedurfte,  ohne  Weiteres  aus  dem  wieder  erweckten  römischen  Recht  zo 
entoehmen:  das  freie  i^eben  des  Handels  ertrug  die  unnatürliche.  Fessel 
fremder  und  todter  Normjen  nicht:  auf  diesem  Gebiet  wenigstens  geschah, 
was  immer  und  Oberall  geschehen  sollte:  das  neue  Leben  erzeugte  sich 
für  sdnen   neuen  Inhalt  die  neuen  Formen  selbst:  das  römische  Recht 
blieb  nicht  ohne  Einflusz,  wie  es  denn  viel  des  Brauchbaren  auch  auf  diesem 
Feld  enthielt*),  die  assimilirbaren  Theile  desselben,   sehr  viele  Sätze  des 
Obligationenrechts,  wiewohl    keineswegs  alle,  wurden  recipirt;    aber  mit 
nicfaten  fügte  sich  das  Handelsleben  der  Legalautorität  des  Corpus  jurü  all 
solchen.    Vielmehr  war  und  blieb  bis  heute  die   bei    weitem    wichtigste 
Qiielle  des  Handelsrechts  das  GewoinfifiU$r€cht ,  die  Uebung^  die  Ob$ercans 
des  Handels  und  Verkehrs  unter  den  ^auflenten,    und   diese   (^estalteteii 
sich,    unerachtet    der    zahlFeichjen   aneip   eiiizelnen    „Platz""   oder  einer 
Gruppe  von  „verbundenen   Märkten,"^  eigentliümlictien  Sondergebräuchen 
(»llarktuso/"  „Pbtzgebrauch"')  im  Ganzen  qnd  Groszeu,  eben  vermöge  der 
kosmopolitischen    Natur   des   Handels   sßihst,   bei   all^n   handeltreibenden 
Völkern  ziemlich  gleichartig,  so  6ßs^  nian  io  der  TM  von  änem  allge- 
mpijnm  Handelsrecht  aller  Nationep  der  Erde  sp^^^n  kmn.    (Vgl.  ThSl 
I  S.  3,  5-6.) 


Vgl.    aaeb   DhUai,  rdmitche  AnalogffQ   lum  beatigdn  Hindcforeelil  Ni  AreWv  fir 
deuitdiai  HMdds-  untf  «edMlrArbi  VIL 
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S-128. 
S.  QaelleB  des  Handelsrt chts. 

1.   Lange  Zeit  waren,  wie  erwähnt,  die  Handelsgebrfiiiche  der  Kanf- 
leote  die  aasschlieszlichen  Quellen  des  Handelsrechts,  erst  spat  schritt  man 
IQ  einzelnen  Städten  zur  gchrifth'chen  Aufzeichnung  derselben,  womit  sich 
kscht  IIodi6cationen  im  Wege  gesetzlicher  Bestimmung  verbanden.  Frflher 
#Is  andere  Theile    des  Handelsrechts    wurde   in  vielen  italienischen  und 
deotscben  Städten   das    Wechukrecü   aufgezeichnet    (Vgl.  unten  §.  170.) 
Pbtze«  wie  Lübeck,  Hamburg,  Nürnberg,  Augsburg,  waren  wie  für  den 
Handel,  so  fbr  das  Handelsrecht  in  Deutschland  von  besonderer  Bedeutung. 
Eine  Codification  für  ein  mehr  als  städtisches  Gebiet,  für  einen  Staat,  er- 
folgte zuerst  in  Fratäareich,  es    ist   die   unter  Ludwig  XIV  und  Colbert 
tfkssene  „ordonnance  de  commerce"  (1673)  und  „ordonnance  de  marine" 
(1681),  welche  auch  noch  für  die  neueste  Handelsgesetzgebung  Frankreichs, 
den   Napoleontschen   „code  de  commerce"  (1808)    wesentliche   Grundlage 
UUb.    Dieiz  neue  französische  Gesetz  wurde  dann  von  vielen  Staaten  auch 
in  Deutschland  redpirt    Aiszer  diesem  Code  gab  es  m  Deutschland  nur 
noch  ftr  Preuszen  ein  eigentKehes  Handelsgesetz,  ein  besonderer  Abschnitt 
des   Landreehts  enthalt  das  Handelsrecht    (Buch  II   T.  8  Abschn.  7—14 
$.   tn — 2464.)     In  den  übrigen  deutschen  Staaten    bestand    ein   buntes 
Neb^ndnander  von  Hesz-,  Harkt-  und  Wechselordnungen  einzelner  Städte. 
Das  Bedttrfnisz  dieser  zahlreichen  und  oft  ohne  innern  Grund  differirenden 
Bechtsquellen  durch  eine  einheitliche  Ordnung  zu  ersetzen,  führte  zuerst 
im   Gebiet   des  Wechselrechts   zu   einer    Vereinbarung   der   sAmmtlichea 
deolschen  Bandesstaaten   und   die  „allgemeioe  deutsche  Wachselordnaiig^ 
irofls  Jahre  1847  bildete  das  erste  Stück  einer  gemeinsam  deutschen  Han- 
delsgeselzgebung.     Zwar    der    „Entwarf    eines   Handelsgesetzbuches    fttr 
Deutschland  von  der  dorch  das  Reichsministeriom  der  Justiz  niedergesetzten 
Commission^  (erste  Abtheilung,  Frankfurt  a.  Main,  1849)  erlangte  nicht 
die  Erhebung  zum  Gesetz.     Wohl  aber  wurde  das  Werk    einer    durch 
Bondesbeschlusz  vom  18  December  1856  zur  Ausarbeitung  eines  deutschen 
Handelsgesetzbuches  berufenen  Conferenz.    welche  vom   15  Jftnner   1857 
bis  zum  3   Mdrz   1858  zu  Nürnberg  und  vom   26  April  1858   bis   zum 
28  Februar  1859  zu  Hamburg  tagte,   zum    Bundesgesetz   erhoben,   und 
darauf  von  (fast)  all«D  Bundesgliedem  mit  geringen  Abäiulerungen  durch 
die  Particuhirgesetigebung  angenosimen.  *) 

%.   Diesz  Handelsgesetzbuch  ist  nun  zwar  die  wichtigste,  aber  keines* 
wegs  die  einzige  Quelle  des  Handelsrechts  in  Deutschland,  vielmehr  ha 
dasselbe    ausdrücklich    die   Handelsgebräuche   als   subsidiäre   Quellen    be- 


*)  Vgl.  Thsl  g.  11  und  IU«/m,  Areb.   >.    S.  t.      Lmtn,  Sammlung  der   BinfQbruDgsget fUe 
•imiDilicher  deoUcher  Staaten  xum  allgem.  deutiehen  U.-G.-B.  WQnburg  t863. 
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zeichnet,  soweit  es  selbst  keine  Bestimmungen  enthält  (1.)  Die  Frage,  ob 
das  Gesetz  nur  den  bisher  bestandenen  Handelsgebräochen  derogiren,  oder 
ob  es  auch  einem  kOnftig  sich  bildenden  Gewohnheitsrecht  die  Fflhi^eit 
absprechen  solle,  dem  Handelsgesetz  zo  derogiren,  wurde  absichtlich  unbe- 
rührt gelassen  (Sitzungsprotokolle  der  Nürnberger  Conferenz  S.  184),  und 
es  musz  daher  nach  allgemeinen  Grundsätzen  des  Rechts  und  der  Rechts- 
philosophie die  derogirende  Kraft  neuer  Gewohnheitsrechte,  da  sie  nicbt 
ausdrücklich  ausgeschlossen  worden,  — und  thaisächUch  läszt  sie  »ch  gir 
nicht  ausschlieszen ,  wie  das  Wesen  des  Rechts  es  mit  sich  bringt  und 
mehr  als  eine  Erfahrung  bezeugt,  — auch  diesem  Schriftrecht  gegenüber  an- 
erkannt werden:  die  Gefahr,  hiedurch  die  kaum  gewonnene  Rechtseinheit 
in  Deutschland  wieder  aufzuheben,  ist  mehr  scheinbar  ab  wirklich.  *} 

*  Hauptwerk:  Thöl,  das  Handelsrecht,  in  Verbindung  mit  dem  allgemeinea 
dentschen  Handelsgesetzbuch  dargestellt,  I  B.  4.  Aufl.  Göttingen  1862.  IL  Bd. 
(das  Wechselrecht)  2.  Aufl.  Göttingen  1847.  —  Vollständigste  Zusammenstdlimg 
der  literator  des  gesammten  Handelsrechts  bei  Pardesius,  coors  de  droit  eom- 
mereial  I  S.  3—232,  und  Mittermaier,  Grunds,  d.  D.  Privatrechts,  7.  Aufl.  IL  R 
(8.  auch  ThöL,  I  §.  11 )  —  Marten$,  Gnindrisz  des  Handelareebts,  HI.  Anfi. 
Göttingen  1820.  —  Pohls,  Darstellung  d.  gem.  D.  u.  d.  Hamburger  Haodds- 
rechts.  IV.  B.  Hamburg  1828—1833.  —  Morstadl,  Commentar  über  das  Han- 
delsrecht Deutschlands  und  Frankreichs!.  B.  Heidelberg  1849.  —  Brimckmamt 
Lehrbuch  des  Handelsrechts  2  Lief.  Heidelberg  1853,  2.  Hälfte  IL  Heft  1857. 
3.  Abth.  1860  (von  Endemamy  —  Dann  die  Lehrbücher  des  D.  Privatrechte 
von  MiUermaier,  Runde^  Eichhorn^  Phillips,  Maurenhrecher,  Gerher  (in  der  neuen 
(8.)  Auflage  von  1863  ist  das  Handelsgesetzbuch  bereits  berücksichtigt)  und  Gtngkr 

—  Zeitschrift  fttr  das  gesammte  Handelsrecht  von  Goldschmiät,  Erlangen,  (seit 
1858)  Zeitschr.  f.  Handelsrecht  mit  Hinblick  anf  die  Handelsrechts-Prazis  in 
Preiuzen  etc.  von  Gelpcke.  Berlin  1852.  1853.  —  Archiv  f.  D.  Wcchselreoht, 
aeit  1858  auch  Air  Handelsrecht,  von  Siebenhaar  und  TauchniU,  Leipzig  (tat 
1850).  —  Neues  Archiv  f.  Handelsrecht  von  Voigt  xmd  Heimchen  L  6.  Ham- 
burg 1858  (später  Vaigl,  Beineekm  und  fVebn},  ^  I'höl^  angewählte  Entsobei- 
dungsgründe  des  0.-A.-G.  (zu  Lübeck)  der  vier  freien  Städte.   GöUingen  1867. 

—  Raule,  Gerher  und  Husch,  Archiv  f.  Theorie  und  Praxis  des  allgem.  D. 
Handelsrechts  I.  Leipzig  1862.  —  Unentbehrlich  bei  Studium  und  Anwendung 
des  neuen  D.  Handelsgesetzbuches  sind  die  Berathungsprotokolle  der  Nürnberger 
Conferenz,  herausgegeben  von  dem  Protokollführer  Lutz^  Würzburg  1858—1861, 
und  die  Motive  zu  dem  pretissischen  den  Berathungen  zu  Grunde  gelegten 
Entunirf.  Von  den^  bereits  zahlreich  erschienenen  Commentaren  und  Kritiken 
des  Handelsgesetzbuches  mögen  erwähnt  werden :  die  Eriäuterungen  Ton 
Mackower  und   Meyer.   Berlin  1861.    —    Bahn^  L  B.  Braunaebweig  1862.   — 

.1.  Aum.  d.  D.  H-G.-B.  a.  1:  In  Handelssacben  kommen,  insoweit  diesei 
Gesetzbuch  keine  Bestimmungen  enthüll,  die  Uandelsgebräuche  und  in  deren  Er- 
manglung das  allgemeine  bürgerliche  Becht  zur  Anwendung. 


•)  Vgl.  NmUek,  die  Bandeisusaocen;  Chemnilz  1857.  -  Seuferu  Arcb.  XI  ftt.  -  UHmAx- 
r.  Handelsrecht  I  S.  151,  153.  -  Ueber  aDsISndiscbe  ttancrn  II  S.  i3k  a«»/««, 
Arch.  I  9.  li. 
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Kräwdl  186^  —  D.  aUgem.  D.  H.  G.  B.  mit  Erl.  naoh  d.  Materialien  nnd  mit 
Benatzong  der  sämmt).  Vorarbeiten  v.  Bornemann  etc.  (anonym)  Berlin  1862 *) ;  — 
Jhmhach,  das  nene  Handelsgesetz»  System.  dargesteUt,  Frankfurt  1863.  — 
Kritiken :  DiHiä  im  Arch.  t  D.  W.  u.  H.  R.  VU.  8.  247.  —  Endmaim,  der  Ent- 
wurf eines  D.  H.  6.  B.  in  seinen  drei  ersten  Büchern.  Erlangen  1856.  —  Mor, 
JfoM,  Beitr.  znr  Erörter.  d.  D.  H.  0.  B.  Stnttg.  1857.  Vgl.  femer  die  zahlrel- 
ehen  Anftfthlnngen  in  d.  Z.  f.  H.  R.  L  8.  203.  364.  617.  IL  189.  470.  641. 
in.  309.  310.  624.  IV.  114—116.  n.  Beilagenheft  1-113.  V.  203.  515.  (Während 
des  Druckes  ist  noch  viel  Literatur  nachgewachsen,  welche  nicht  mehrberück- 
aiebtigt  werden  konnte.  Kachträge  s.  am  Schlosse  des  Werkes.) 

§.  129. 
3.  Begriff  des  Handels  and  der  Handelsgescbline.    Arten  des  Handels. 

1.  Zunächst  yentehen  wir  unter  HafMlel  m  eigentlichen  Sinne  nur 

den  Umsatz  von  Waaren  in  unverinderter  Form  als  Gewerbe  betrieben. 

Waaren  aber  sind  nur  bewegliche  Sachen  —  Grundstücke  sind  ihrer  Natur 

ii»€h  nicht  Objecte  des  Handels,  nur  roiszbräuchlich  werden  sie  in  den 

Kreb  der  eigentiicben  Speculation  gezogen.  (1.)    Vertrage  Ober  unbeweg- 

iicbe  Sachen  sind  keine  Handelsgeschäfte,  selbst  wenn  sie,  wie  das  Miethen 

▼OD  Lagern  und  BodenrAumen,  sowie  der  Ankauf  eines  Etablissements  znm 

Zwecke  des  Handelsbetriebs  geschlossen  werden.  (D.   H.  G.   a.  275.  vgl. 

Prot  S.  546  u.  1301.)     Zu  den  beweglichen  Sachen  gehören  aber   nicht 

blosz  Waaren  im  engsten  Sinne,    sondern  auch  Effecten,    Staatspapiere« 

Actien    und    andere    für    den    Handelsverkehr    bestimmte   WerUipapiere 

(D.  H.  G.  9.  271.) 

Der  ^Umsatz''  erfordert  die  Combinirung  von  Kauf  und  Verkauf:  re- 
gdmdszig  wird  der  Handel,  der  ja  zwischen  Production  und  Consumtion 
vermittelt,  zuerst  einkaufen,  um  dann  zu  verkaufen;  es  kann  sich  diesz 
aber  auch  umkehren :  z.  B.  bei  dem  Lieferungsgeschäft  mit  Staatspapieren. 

2.  Es  ist  nun  aber  dieser  enge  Begriff  des  eigentlichen  Handels  schon 
froher  beträchtlich  ausgedehnt  worden  und  das  Handelsgesetzbuch  ist  nur 
eioenn  Zuge  der  Zeit  gefolgt,  wenn  es,  in  dieser  Erweiterung  stark  fort- 
schreitend, eine  ganze  Reihe  von  verwandten  Geschäften  ebenfalls  alsHan* 
delsgeschäfte  bezeichnet  und  dem  Handelsrecht  und  Handelsgericht  unter- 
worfen hat.  (Raulei  Arch.  1.  8.  &  13.) 


1.  Motive  tum  preusx.  Entw.  S.  102.  Zwar  hat  sich  in  der  Neuzeit  niit  der  üher- 
hand  nehmenden  Zerstückelung  der  Grundstücke  die  Speculation  auch  auf  den  Um- 
satz You  Immobilien  geworfen.  Für  die  Geseiigebong  liegt  aber  keine  Veranlassung 
▼or»  einen  solchen  Umsatz  dem  Handel  gleich  zu  stellen  oder  ihn  irgendwie  zu  be- 
stirken.  Auch  würden  die  gröszeren  Förmlichkeiten  ...  bei  Verträgen  über  Grund- 
aUidte,  sowie  die  meistens  verwickelten  RechtsvcrhilUiisse,  welche  durch  hypothe- 
karische oder  andere  dingliche  Rechte  Dritter  hervorgebracht  werden,  die  Anwendung 
des  Uandelsreehts  auf  derartige  Geschäfte  unihunlich  machen. 


*}  An«  dem  hier  lutammeDgeiCelUfn  Material,  Damerllicb  aus  dem  Beriebt  der  Com- 
miMlOB  des  ^preusziscbeo  Abgeordnetenhauses,  bat  die  folgende  Daratellung  vielfacb 
gescbSpft. 
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Das  Gesell  nntenGfaeidel: 

a)  solche  Geschüfte^  welche  itimer  Handelsgeschfifte  sind,  auch  wenn  »e 
weder  gewerbemAszig  betrieben«  noch  von  einem  Kaufmann  im  Betrieb 
seines  gewöhnlich  auf  andere  Geschäfte  gerichteten  Handdsgeiveii)es 
gemacht  werden:  wir  können  sie  abiolute  oder  specifische  Handels- 
geschäfte nennen. 

b).  solche  Geschäfte,  welche  nur  dann  Handelsgeschäfte  sind,  wenn  sie 
gewerbemäszig  getrieben  oder  von  einem  Kaufmann  im  Betrid»  sei- 
nes sonst  auf  andere  Geschäfte  gerichteten  Handebgewerbes  (2)  ge- 
macht werden:  relative  Handelsgeschäfte. 
3.  Äbsohtte  Handelsgeschäfte  sind  nun:  (a.  271.) 

1)  Der  Kauf  oder  die  anderweite  AnschafAmg  (Tausch,  andere  Erwerls- 
▼erträge)  von  Waaren  oder  anderen  bewQglicben  Sachen,  Ton  StaA- 
papieren,  Actien  oder  anderen  fOr  den  Handekrerkehr  bestimmtea 
Werthpapieren,  um  dieselben  weiter  zu  verftuszem*);  es  roadit  kei- 
nen Unterschied,  ob  die  Waaren  oder  anderen  beweglichen  Sachen 
in  Natur  oder  nach  einer  Bearbeitiing  oder  Verarii^eitung  wäter  ?a^ 
äuszert  werden  sollen. 

Durch  diesen  Zusatz  ist  das  ganze  Gebiet  des  Einkaufs  von  Rohsiofleo 
zur  Verarbeitung,  also  zum  Zwecke  der  FeAricaium  in  das  Gebiet  des  Han- 
delsrechts hereingezogen.  Wesentlich  ist  dabei  selbstverständlich  die  Absiebt 
zu  gewinnen,  die  für  den  Handel  characteristische  Intention,  aus  der  Preis- 
verschiedenheit beim  Umsatz  der  angeschafiten  Waaren  einen  Gewinn  zh 
ziehen  (Speculationsgeschäfte.  Mot  zum  preusz.  Entw.  S.  101 — 3.  Prot  S.  1389.) 
Die  flbngen  absoluten  Handelsgeschäfte  tragen  schon  an  sich  mehr  einen 
mercantilen  Character: 

2)  Die  Uebernahme  einer  Lieferung  von  Gegenständen  der  bezetchneteo 
Art,  welche  der  Uebernehmer  zu  diesem  Zweck  anschafft; 

3)  die  Uebernahme  einer  Versicherung  gegen  Prämie  (nicht  anch  ^ 
genseitige  Versicherungen,  wie  im  holländ.  Hand.  G.  B.  a.  4.  Nr.  10; 
solche  haben  keine  Speculation  zum  Gegenstand.  Mot  zum  pr.  Entw. 
S.  7.  4.  10). 

4;  die  Uebernahme  der  Beförderung  von  GOtem  oder  Reisenden  sif 
See  und  das  Darleihen  gegen  Verbodmung. 

2.  De*'  Kaufhnann  musz  diese  Gescbifte  eben  ,.«/#  Kaufmatm**,  nicht  abgesebei 
von  dieser  Rlirenschaft,  gemacht  haben ,  wofdr  ea  an  Merkmalefi  nicht  feh'rn  wirf 
(wenn  z.  B.  das  Geschäft  in  die  Handlungsbücher  eingetragen,  im  Comtoir.  doith  dis 
Handelspersonal  geschlossen  worden  ist) :  es  soHte  dadurch  das  Princip  gesidKrt 
werden,  dasz  sich  handelsrechtlich  das  Gewerbe  eines  Kaufmanns  nicht  anf  die  be- 
stimmte Hanptgattung  der  ifandelsgeschsrie  beschränken  läszt,  tou  denen  etwa  Ak 
Geschäft  den  Namen  führt;  tgl.  Prot.  S.  1296. 


*)  Natürlich  musz  diese  Abficht  bei  Abschlusz  des  GeschifU  luszerlicfa  erkeoibir  ge- 
worden sein;  meist  wird  dicaz  schon  durch  die  Art  oder  die  Menge  der  gekaufiei 
Waaren  sich  ergeben ;  Tgl.  die  Motive  lum  preusz.  Entw.  S.  1 03. 
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4.  MdoHoe  Hsuddbgeschlfle  sind: 
1]    Die   üebernaKme  der   Bearbeitung  oder   Verarbeitung    bewegicftef 
Sachen  flir  Andere,  wenn  der  Gewerbebetrieb  des  Uebernebmers  Ober 
den  Umfeng  des  Handwerks  hinausgeht 

Damit  ist  min  also,  wie  oben  das  Einkaufen  Ton  Material  zor  Fabricä« 
tion,  so  auch  die  Fabrication  selbst,  ja  sogar  jeder  Gewerbebetrieb,  welcher 
quantitativ  die  Grenzen  des  gewöhnlichen  Handwerks  Qberschreitet,  dem 
Begriff  des  Handebgeschifts  and  der  Herrschaft  des  Handebrecbls  anter- 
sIeDt  Das  Gesetz  hat  damit  den  Kreis  desselben  sehr  erweitert,  aber  es  ist 
fies  nar  der  letzte  oonseqnente  Schritt  aaf  einer  Bahn,  welche  em  berech- 
tigter Zug  der  Zeit  seit  lange  eingeschlagen :  die  Aehnlichkeit  der  VerhSlt*- 
nisse  und  Interessen,  die  steigende  Specuhtlon  und  die  steigende  BUdung 
stdlen  die  Fabrication  und  selbst  gewisze  in  groszem  Styl  betriebene  Ge- 
Verke  practisch  dem  Handel  an  die  Seite.  Die  Absicht  zu  gewinnen,  ist 
bä  dem  Fabricanten,  dem  Apotiieker  etc.  ebenfells  gegeben,  welcher  auch 
die  angeschafften  Stofle  zu  höherem  als  dem  Einkaufspreise  berechnet  — 
Ke  ^Bearbeitung  und  Verarbeitung  flQr  Andere^  soll  besonders  solche  Ge- 
sdiSfte  bezeichnen,  bei  welchen  die  zu  bearbeitenden  Sachen  nicht  Ton 
dem  Unternehmer  angeschafil,  sondern  ihm  Qbergeben  und  Ton  ihm  bear- 
beitet werden,  bei  welchen  abo  dieselben  Sachen  zurOckgegeben  werden, 
die  der  Unternehmer  erhielt,  bei  welchen,  wenn  auch  im  Groszen,  um 
Lohn  gearbeitet  wird  und  bei  denen  der  Ausdruck  „Fabrik^  nicht  ge- 
branchlich  ist,  z.  B.  Farbereien,  Knnstmflhlen,  Eisenhammer,  Bleichen, 
Kattundruckereien,  Appreturanstalten  etc.  (Hot  S.  6.  Prot.  S.  630.) 

Prindpidl  ist  hiemit  freilich  die  Grenze  zw»chen  Bandet,  welcher  sich 
für  die  Waare,  und  Getcerk,  welches  sich  fQr  die  Arbeit  bezahlen  laszt, 
Terrückt  und  an  quantitativer  Unterschied  an  die  Stelle  eines  begreiflich- 
qnalitativen  gesetzt  Wo  der  „Umfang  des  Handwerks"^  aufhört  laszt  skh 
nidit  abstract  vom  Gesetz  bestimmen,  vielmehr  wollte  man  diesz  der  Praxis 
Oberlassen ,  m  jedem  einzelnen  Fall  unter  BerOcksichtigang  des  characteris- 
tischen  Speculationsmerkmals  des  Handels  zu  entscheiden,  ob  ein  „Han- 
delsgewerbe'* vorliege.  Wer  also  z.  B.  für  Andere,  etwa  auf  Bestellung, 
bewegliche  Sachen  verarbeitet  hiebe!  aber  im  Wesentlichen  nur  seine  eigene 
Arbeitskraft  verwendet,  wie  Handarbeiter  und  gewöhnliche  Handwerker, 
der  kann  nicht  zu  den  Kaufleuten  gerechnet  werden.  Schneider,  Schuhmacher, 
Drechsler  etc.  können  also  bald  ein  „Handelsgewerbe"'  haben,  bald  nicht 
(Mot  S.  6.) 

Aber  auch  nach  einer  andern  Seite  hin  hat  das  Gesetz  eine  abstracto 
Grenze  nicht  gezogen,  nach  der  des  Produoenten,  der  an  sich  und  in  den 
meisten  Fallen  vom  Kaufmann  sich  bestimmt  unterscheidet,  aber  auch  in 
vielen  andern  Fallen  offenbar  das  Gebiet  der  Handelsgeschäfte  betritt.  JEin 
Gntsbesitzer,  welcher  selbstgebautes  Korn  oder  Spiritus  aus  selbstgezogenen 
Frachten  verauszert  wird  hiedurch  nicht  zu  einem  Kaufmann  (Mot  S.  S.), 
aber  z.  B.  bei  den  groszartigen  Berg-  und  Hüttenwerken,  femer  bei  ROben- 


Digitized  byVjOOQlC 


866  Bach  m.  2.  Abth.  Ca|h  I.  Eittleit  Vom  Baodel  aod  Handelsncht  Un  AUgen. 

lackerfabriken,  wdcbe  die  ans  eigenen  Landgütern  gewonnenen  Roben  ver- 
arbeiten'* (Prot  S.  1291),  yerfaült  sich  diesz  offenbar  anders. 

Gleicbwohl  hat  das  Gesetz  in  ricbtigeai  Tact  die  ^rodaoenten 
hier  im  Allgemeine^  nicht  erwähnt ,  nm  nicht  weit  über  die  natürliche 
dem  Handelsrecht  gesteckte  Grenze  hinauszugehen ,  indem  dann  jeder 
Oekonom  und  alle  Production  durch  Ausnutzung  von  Grund  und  Boden  io 
das  Handelsrecht  gezogen  wUrde.  Eine  Ausscheidung  groszer  und  geringer 
Production  erschien  hier  unthunlich  und  man  setzte  voraus,  dasz  die  Haapi- 
teile  groszartiger  Production  im  Styl  von  Handelsgewerben  aus  andern  Grflfi- 
den  ^1  das  Gebiet  des  Handelsrechts  fallen  würden,  da  solche  Produoenten 
nicht  ohne  Ankäufe  durchkommen  und  mit  Röcksicht  hierauf  als  KaoDeote 
erscheinen  würden.  (Prot  S.  1292.) 

Die  übrigen  relativen  Handelsgeschäfte  sind  nun  jene  HüUsgewerbe^ 
deren  der  Handel  bedarf: 

2)  die  Bankier-  oder  Geldwechsler-Geschäfte, 

3)  die  Geschäfte  des  Commissionairs,  (a.  360)  des  Spediteurs  nndder 
Frachtführers,  sowie  die  Geschäfte  der  für  den  Transport  von  PenoMi 
bestimmten  Anstalten  C2a.), 

4)  die  Vermittlung  oder  Abschliessung  von  Handdsgeschiften  für  andere 
Personen;  die  amtlichen  Geschäfte  der  Handelsmäkler  (§.  136)  sind  jedodi 
hierin  nicht  einbegriffen  (3), 

5)  die  Verlagsgeschäfte,  sowie  die  sonstigen  Geschäfte  des  Buch-  oder 
Kunst- Handels  (4.)  Ferner  die  Geschäfte  der  Druckereien,  sofern  nicht 
der  Betrieb  nur  ein  handwerksmäsziger  ist 

6)  Das  Gesetz  zieht  nun  aber  femer  auch  alle  diejenigen  Geschäfte  io 
seinen  Bereich,  welche,  ohne  absolute  oder  auch  nur  relative  Handds- 
gescbäfte  zu  sein,  zum  Betrieb  des  Geschäfts  eines  Kaufmanns  gebdreo: 
„es  sieht  solche  als  Handelsgeschäfte  an**  (a.  273).  Also  nicht  nur  die 
gewerbliche  Weiterveräuszerung  der  eigentlichen  zu  diesem  Zweck  ange- 
schafllen  Handels- Waaren  und  der  ihnen  gldchgestdlten  andern  beweglicbeo 
Sachen,  Werthpapiere  etc.,  fallen  in  diesen  Begriff,  sondern  auch  alle  Ein- 
käufe  von  Geräth  (z.  B.   zum  Meublement  des  Gomtoirs,)   von  Material 

2  a.  Aas  den  Prot  1293.11394.  Das  ricbterliche  Ermessen  soH  durch  das  Wort 
oAnstaltea'«  auf  einen  grösseren  UmfaDg  und  eine  mebr  kaoftninoisehe  Art  des  Be- 
triebs gewiesen  sein:  die  BeslimmuDg  findet  nicht  auf  Jeden  Lohnliutscher»  wohl  aber 
auf  Omnibus-»  Droschken-  und  ähnliche  Unternebmunsen  Anwendung,  da  die  gaaze 
Einrichtung  solcher  Geschäfte,  z.  B.  bezüglich  der  Billete,  mit  dem  Wesen  des  flao- 
dels  zusammenhängt. 

3.  Aus  den  Prot.  S.  1295  ergibt  sich,  dasz  besonders  die  Thätigkeit  der  ^^ ««^ 
hiemit  getroffen  werden  wollte,  und  aller  Personen,  welche  aus  TermlttlaDg  tob 
Handelsgeschäften  ein  Speculationsgewerbe  machen ,  dann  auch  die  unbefugten  oo4 
Pfuscbmfikler ;  vgl.  Prot.  8.  5064. 

4.  Der  Sortiraents-Buchhandel,  der  Verlag  ?on  Zeitungen,  Journalen,  ZeicbnoD- 
gen,  Musicalien  und  Kunstwerken  aller  Art,  femer  das  Commisslon^Ge^chift  der 
BuchhSndler  (Prot.  8.  535  u.  1295). 
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(l  B.  Holz,  licht,  Papier)  and  andern  beinreglich^  Sachen,  welche  bei  dein 
Betrieb  des  Gewerbes  unmittelbar  benatzt  oder  verbraucht  werden  sollen 
(t  873;  Tgl.  Prot  S.  1297  und  5117). 

Nor  die  WeiterverAuszerungen  der  eigentlichen  Handwerker  y  im  Ge- 
geosatz  zu  den  Handelsgewerb^,  sofern  sie  nur  in  Ausübung  ihres  Hand- 
werksbetriebes geschehen,  sind  ausdrücklich  ausgeschlossen,  um  nicht  auch 
du  ganze  Gebiet  des  eigentlichen  Gewerks  dem  Handelsrecht  einzuvei  leiben, 
deeeo  es  weder  fikhig  noch  bedürftig  ist  (a.  273).  Aber  für  die  von  eigentlichen 
Kaofleaten  gesohloszenen  Verträge  stellt  das  Gesetz  sogar  die  Vermutkung  auf, 
inne  im  Zweifel  als  zum  Betrieb  des  Handelsgewerbes  gehörig  gelten  soUen.  In 
da  allermeisten  Fallen  wird  der  Zweifel  gar  nicht  entstehen  oder  doch  durch 
^oere  Erwägung  aOer  Umstände  des  Geschäfts,  des  Orts,  des  Gegenstandes 
seines  Abscbhiszes,  leicht  gelöst  werden  können.  Wenn  es  z.  R  geraume  Zeit 
aicb  Abschlusz  noch  nicht  in  das  Handelsbuch  eingetragen  ist,  während  diesz 
bd  andern  Käufen  des  gleichen  Tages  geschehen,  oder  wenn  es  umgekehrt 
inflanshaltbuch  des  Kaufmanns  eingeschrieben  ist,  so  wird  diesz  die  Prae- 
soiDtion  des  Gesetzes  ausschlieszen,  welche  eben  nur  ,4m  Zweifel*'  eintritt 
Jene  Praesumtion  hat  zur  wichtigen  Folge,   dasz  nun  auch  alle  von 
eioem  Kaufmann  gezeichneten  Schuldscheine  mit  jeder  beliebigen  causa  de- 
Ml  und  über  alle  möglichen  Sachen  als  im  Betrieb  des  Handelsgeschäf- 
tes gezeichnet  gelten,  (und  zwar)  sofern  sich  nicht  au»  ihnen  selbst  das  Ge- 
gentheil  ergibt;    die  Praesumtion  ist  hier  also  dahin  gesteigert,   dasz  sie 
jeden  G^g^beweis  ausschlieszt,  der  nicht  aus  dem  Schein  selbst  geführt 
Verden  kann.    Diesz  erscheint  als  eine  bedenkliche  Uebersteigerung  eines 
nchügen  Gedankens,  welche  auch  durch  die  Erwägung  nicht  gerechtfertigt 
vird,  dasz  allerdings  viele  Schuldscheine  der  Kaufleute  (keineswegs  alle) 
acht  nur  Urkunden  und  Beweismittel,  sondern  zugleich  auch  Gegenstände 
fa  Handelsverkehrs  sind.    Das  Gesetz  wollte  im  Interesse  des  Credits  ver- 
modern, dasz,  nachdem  ein  solcher  Schein  durch  viele  Hände  gegangen  sei, 
ttebtriglich  Zweifel  und  Streit  darüber  entstehen  könne,  ob  er  im  Betrieb 
In  Handelsgewerbs  gezeichnet  worden  und  als  Handelsgeschäft  zu  behan- 
leln  sei  oder  nicht,  ob  daher  die  Bestimmungen  des  Anastasischen  Cessions- 
l»etzes,  femer  die  über  die  Incessibilität,   über  die  an  keinen  Zeitablauf 
lebtindene  Beweiskraft  etc.  auf  denselben  anwendbar  seien  oder  nicht.  Der 
Kredit  hätte  durch  unbedingte  Zulaszung^  aber  auch  Forderung  des  Gegen- 
eweises,  nicht  gelitten,  (vgl.  a.  274.  Prot  S.  1298.) 

7.  Aus  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  Handelsgeschäfte  und  die 
inen  gleichgestellten  andern  Rechtsgeschäfte  der  Kaufleute  ergibt  sich 
lit  Nothwendi^dt,  dasz  ein  und  dasselbe  Geschäft  rücksichtlich  des  einen 
OQtrabenten  ein  Handdsgeschäft  sein  kann,  rücksichtlich  des  andern  nicht 
iiiuiitiges Hand^geschäftJ ;  z.  B.  der  Kaufmann,  der  in  einem  Cigarren- 
^  zu  seinem  Verbrauch  Cigarren  kauft,  schlieszt  kein  Handelsgeschäft, 
ohl  aber  der  Cigarrenhändler;  der  Kaufmann,  der  vom  Holzhändler  Holz 
^r  seinen  Haushalt  kauft,  schlieszt  kein  Handelsgeschäft,    wohl  aber   der 
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Holzhandler,  wAhrend  ein  zweiseitiges  Handelsgeschäft  Torliegt,  wenn  da 
Holz  zur  Heitzung  des  Gomtoirs  bestimmt  ist 

Es  würde  nun  natürlich  nicht  angehen,  ein  solehe9  ehisdtiges  Handdi- 
geschaft  für  den  einen  Contrabenten  nach  Handelsrecht,  (KH*  den  anden 
nach  CiYiirecht  zu  behandeln:  yielmehi^  sind  die  Bestimmungen  des  Bm- 
delsrechts  über  HandebgeschAfte  auch  in  einseitigen  HanddsgeschSftefi  lof 
beide  Contrabenten  gleichmiszig  aufwenden,  sofern  nicht  aus  diesen  1^ 
Stimmungen  selbst  sich  ergibt,  dasz  diese  besonderen  von  dem  geWöhnBdia 
CiTÜrecht  abweichenden  Festsetzungen  sich  nur  auf  de^jenig^  ton  beidtt 
Contrabenten  beziehen,  auf  dessen  Seite  das  Geschäft  ein  HanddsgescÜl 
ist  (a.  277.  vgl.  Prot  8.  1304.) 

8.  Die  Unterscheidung  der  verschiedenen  Arten  des  Handels  war  fro- 
her, im  Hittelalter,  für  die  Gliederung  der  politisched  Rechte  der  KanOedte 
verschiedenen  Rangs  in  der  städtischen  Verfassung,  und  auch  spiter  wA 
fOr  die  Abstufungen  der  Zünfte  unter  einander,  im  Leben  ^er  Stadt  ofll 
für  die  Rechte  der  einzelnen  Zunftgenossen  an  die  Corpoifötlon  tod  M 
grOszerer  Bedeutung  als  in  unserer  alle  derartigen  üntet&cheidnngen  m 
allzusehr  nivellirenden  Zeit  ^ 

Man  unterscheidet: 

a)  Ausfuhrhandel:  inlandische  KauOepte  kaufen  oder  Produceuten  pfo- 
duciren  im  Inland  und  verkaufen  im  Ausland; 

b)  Ein  fuhr handel:  ausländische  Kaufleute  oder  Produceoten  verkavfai 
im  Inland; 

c)  Zwischenhandel:  vermittelt  nur  zwischen  zwei  ausländischen  Mirkteo, 
kauft  und  verkauft  im  Ausland; 

d)  Binnenhandel  kauft  und  verkauft  im  Inland; 

e)  Grosshandel  und^  Kleinhandel  sind  relative  Begrifle^ .  .der  KleinbliMner 
verkauft  in  beliebig  kleinen  Quantitäten,  je  nach  dem  Wunsch  der 
Nachfrage;  der  Groszhändler  setzt  ein  Minimalmasz  seiner  Waam- 
abgabe  fest  Die  Aufgabe  des  Handels,  zwischen  Production  ondCoft- 
sumtion  zu  vermitteln,  vertheiR  sich  zwischen  Groszhandel  und  Kkio- 
handel  in  der  Weise,  dasz  der  Groszhandel  von  dem  Producenten  kaofti 
aber  nicht  unmittelbar  an  den  Consumenten,  sondern  an  denDetaflliinl- 
1er  verkauft,  welcher  dann  erst  die  Waare  in  kleineren  Quantitlteo 
dem  Consumenten  mittheilt  Der  Kleinhandel  ist  nun  meistans  zagleicb 

f)  Kramhandel,  der  die  Waare  in  offenem  Laden  feil  bietet,  währeod 
der  Groszhandel  meist  nur  Magazine  und  Lager  hat; 

g)  Höckerhandel  bietet  im  Freien  oder  in  Buden  Lebensmittel  etc.  feil; 
h)  Hausirhandel  wartet  nicht  das  Herankommen  der  Nachfrage  ab,  son- 
dern sucht  seinerseits  das  Bedürfnisz  auf; 

i)     Trödelhandel  setzt  nicht,  wie  aller  andere,  frische,  sondern  schon  ge- 
brauchte Waare  voraus. 
Höcker-,  Bausir-  und  Trödelhandel  bilden  die  untersten  Stufen  des  gan- 
zen Handelsgebiets,    sie  stehen   factisch  im  socialen  Leben  dem  U^'o^ 
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werk  i4ter  «b  dem  eigeBU|clieA<Bi«del,'mid  «od  wedsr  fthig  noch  be* 

dürftig  der  scharfen  und  fOr  den  Uokoodigen  McM  geOibflichen  Biesliiii- 

miiBigm  des  Paiidekr<idM»,  wi^  sie  d/nm  aaob'  den  ObürciiAfiten  (Baeh- 

fobnuig,  IMigistrinMig  ele.)  nicht  «MhkoBMMn  ktenen,  welche  der  fiiMuiig 

ögieDtlicter  Kauflente  w^U  angemweD  werdeo  mfigeo.  Sek  deatache  Han- 

dehgea^uch  bat  deszMb  mit  Recht  amgesprooheit,  dasa  aeine  Bestim- 

muogim  ONr  die  Firfn^a»  die  HandiBtabMier^iid:dia  Proonra  auf  Höcker, 

Trödler,  Haiisirer  ,  u^^  dergleiebai  HalMkUeate  nw  -^tviagain  Geverbe^ 

betriebe,  ferner  auf  Wirthe,  gewöhnliche  Fthrfeule,  «SiWFöhallche  Schiffer 

und  Persotten»  derep^GcwerN»  nicbiflber  denUintagdea  Haadwerikaletrie- 

bes  hina^igebtt  Mie.^ifendang  findeo'sdfen«  Vereinigungen  zum. Betrieb 

eioea  aokhen  Gewerbes  gcil^  ni^bt  fllr  Handeisgeaellscbaften,  und  der.  Par- 

tknlai^esetzgebung  bleibt  anheim  gestellt,   nach  Haszgabe  der  tentterialen 

BedQrfoisse,  Gewohnheiten  und  Golturverhiltnisse   diele  aosgeoainiinenen 

Classen  genauer  festissteUen,  sie  lu  vernnehren  oder  lu  i^emaindem.  (n.  10.) 

*  Tköly  i.  n   14.  a.v^  Gerber,  &.  AafL  §.  157. 


Zweites   Capitel. 

y  e^m    U  a  D  d.  e  i'B  8  t  a  a  cL 
*  $.136.  ' 

1.    Von  dem  Recht  Handel  |v  treiben. 

1.  Das  Recht  Hapdel  z«^  treiben,  war  sowohl  i?^  AUeith^m  als  im 
Mittelalter  durch  Sitte  und  Gesetz  ständisch  beschränkt  Es  galt  der  Ban«. 
del  als  eine  „banausische*'  Beschäftigung  und  des  frcii'n  Hdkiii'n  und  Rö- 
mers unwürdig;  lange  Zeit  ward  er  nur  von  Freigelassenen,  nicht  von 
FreigdKurenen  betrieben;  später,  freiUch  lagen  die  rümischefi  Ritter  gerade 
dem  Handel  eifrig  ob,  aber 'nur  dem  Groszhandel,  dem  ßankf^eschUft  und 
der  Speculation,  z.  B.  in  Zoll-  und  St^uerpaclitgi^chäÜten,  im  grositen 
Maszstab.  Auch  das  germanische  Recht  sali  lange  Zeit  den  Handel  als 
wenigstens  dem  \4<ief  unangemessen  an.  Im  späteren  MtUelalliTlinderlen  sich 
diese  Anschauungen;  als  in  den  mächtig  aufblnhendt^n  SUdLen  der  Handel 
Reichthum,  Macht  und  ^re  brachte,  enUpgen  sich  ihm  die  städtischen 
Adelsgeschlechter,  <)ie  Patricier,  nicht  langer;  sie  ver/ichteten  dann  auch 
aof  ihre  Standesprivilegieh  und  unterwarfen  sich,  in  Handelssachen  wenig- 
stens, dem  Recht  und  der  Gerichtsbarkeit  der  Stadt.  Selion  im  XIIL  Jahr- 
hundert erwarben  die  „Innungen,^  die  corporaliven  Verbindungen  der  Han- 
delsgenossen, Antheil  am  Stadtregftnent,  hundert  Jahre  vor  den  Zünften 
oder  Gewerken.^  '     ,    . 

[    2.    Auch  g^enwäirtig  ist  noch  \n  fielen  deutschen  Staaten  ^  Recht,  > 
Handel  zu  treiben,  theils  gewiss«»  Claasen  der  Ba^MLeniBS  untersagt,  thaibi 

B 1  o  D  t  •  c  h  I  i ,  deatscbes  Privalrecht.    8.  Aufl.  ^ 
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ae  weitere  m^ehsmmgmsOgtl^  BvfoHerttkz^  geknadM.  Ei  kaaniMii  hmp^ 
siddich  folgemle  Beschrinkttngeii  in  MraOhl: 

a)  Den  AM  ist  Mofig  wenigslml  der  KldnhandH  iMofem  entKogeti, 
ids  n^lH^Mkl  der  DadüT  eiaef  Mleheii  OedcbtfbbelH^b^  die  Andre»- 
dong  der  Bechte  dei  adeügeo  8teitd(W  niAl;  (jp.  9&  4.  Amil  9.); 
Mfern  aber  der  Adelige  Hudel  tftMi  ^itw^  Orosthandd,  terslehl 
sieb  diisB  er  iti  BimdeksaeiMi  kein  StandespHf  ilegtaitl  {t.  tk  privOe* 
giften  GericMsstiHd)  ansikredito  4»t  tondem  d^m  IrOfgerKchen 
Kaufmaiiii  vMIg  gttkfa  Miaadeit  wM« 

b)  Por  tieiBtikhe  (kalholbche  und  pn)Mtantf»che)  Md  MMdJre  irirkeD 
ipoob  die  Verbote  det  rOflÜeeben  tmd  eanonlidiei}  Redites  fort; 

e)  ebenso  isl  der  Bendel  den  llllilirpereoDen  ded  stehenden  Hemi 
Mtersegl; 

d)  Ml  mandien  Verfassmgen  eo^h  6m  SlMtsbMnten; 

e)  die  ebeMtHge  AuseeUiesaMg  Aer  Juden  toni  elgeniUdien  Handel, 
welche  in  manchen  StAdten  Torkam,  ist  heatzntage  ebenso  erksdieo 
wie  die  Vorzugsrechte,  wefche  ihnen  dagegen  im  Bankgescbilt,  in 
Befretang  von  Zinsgesetzen  etc.  frQher  zukamen,  (vgl.  §.  29.  2.  c) 

Indessen  haben  alle  diese  Verbote  ihren  Grund  im  öffentlichen,  nicht 
im  Privatrecht,  und  wenn  unerachtet  derselben  ein  Geistlicher  oder  Sddit 
Handel  treibt,  so  liegt  darin  zwar  eine  Verletzung  seiner  Standesordoung, 
aber  es  besteht  kein  Grund,  Gesofaftfle,  weiche  er  in  dieser  Richtung  abge- 
schlossen, im  VerhAltnisz  zn  dritten  Personen  nicht  als  Handelsgeschäfte 
oder  gar  als  nichtig  zn  betrachten.  In  diesem  Sinn  hat  auch  das  Handels- 
gesetzbuch entschieden.    (1.) 

3.  Als  Erf&rdemi$$e  eixies  ordenfflcben  dnheittlisdien  Bandeisbetriebes 
sind  zu  erwähnen: 

a)  Das  Recht  der  Ansftssigkat  oder  Niederlassung  in  der  Gemeinde, 
Welches  durch  das  Staatsrecht  geregelt  wird; 

b)  in  manchen  Stddlen,  wo  der  Handel,  besonders  der  Kleinhandel,  noch 
zünftig  ist,  Aufnahme  m  die  Zunft; 

c)  in  mehreren  Staaten  die  besondei^e  Erlaubnüz  des  Siaai$  fOrneesiumJ^ 
sei  es  nach  vorheriger  Prüfung  Über  Flihigkeit  und  Vermügen  oder 
ohne  solche;  am  wenigsten  verirftgt  der  Groszhandet  derartige  Hemm- 
nisse, und  keinenfafts  zu  rechtrertigen  ist  die  willkürliche  Erthdloog 
oder  Versagung  der  Concession; 

d)  aus  finanziellen  Gründeri  die  Lösung  eines  Gewerbescheines,  ond 

e)  ehemals  zur  Contröfe  £inzeichnüiig  in  da^  ^Ragionenbuch,'^  „Kau^ 
mannsbuch,'*  „Handelsregister.^ 

1.  D.  H.  G.  B.  a.  276.  Die  Eigensehan  oder  Göltigkeit  eines  fUDdelsfesoblfti 
wird  dadarcli  nicht  ausgeschlossen,  dasi  einer  Person  wegen  ihres  Amtet  und  8Ud* 
des  o(9er  ans  gew«r1>epolizeirrcbeii  odef  Md^fh  llbritlcbehölraitd^ti  enC^rSagt  ist,  Aia- 
dei  m  uelbtn  edM*  llaiMMs^eikne  tut  m^¥^m 


Digitized  byVjOOQlC 


AudilitfeMrHteieUhaldas  Deoteolie  KaadelsgOMlE  dsö  Onrntettanf- 
gertritt,  dass  ein  GewhAft  gidchwohl  gütig  und  th  BaBdeh^gesehift-  aa  be» 
httdeln  sei,  wenn  anch  die  gewerbepoKzeilidien  oder  gcnrerbesteaerüciian 
BKbrderniaM  rar  BegrOndnng  4er  Bgenscbaft  eines  Kanftwattna  in  dar 
fmm  des  G>ntraliedten  nieM  gegeben  sind,  wie  andererseits  das  Geacte 
jAen  in  den  efaiaekien  Staaten  sehr  terscliiedenen  Bestimmungen  admini- 
Mtirer  Natar  in  ihrem  Gebiet  ihre  GoWgkeit  nicht  entzielMn  wollte.  (9.) 

♦  TUl^  S.  15-18.  -  Gtrhtr,  §•  157. 

$.  131. 

2,  Voa  Eaadeiilso»  ihren  Rechten  uud  PflichteiL 

1.  Ab  Kaoftnann  (im  weitem  Sinn,  Bfandelsmann)  im  Sinne  des 
Gesetibachs  ist  anzusehen,  wer  gewerbemAszig  Handelsgeschäfte  betreibt 
(i.  4;  Tgl.  Raule'B  Jahrb.  I.  S.  22.)  Nach  dem  wdten  Begriff  der  Handek- 
goAlfte,  welchen  das  Gesetzbuch  auürtdlt  (vgl.  §.  12^,  gdien  daher  als 
Kiofleute  —  abgesehen  Ton  den  im  eigentlichsten  Sinn  so  genannten  — 

a)  Fabricanten^  obwohl  sie  Tolkswirthschaftlich  von  den  Kaufleuten  zu 
trennen  sind; 

b)  wer  HOlfsgeschafte  des  Handels  treibt,  Commissionflre,  Agenten,  Schiffs- 
rheder,  Spediteure,  Frachtunternehmer,  gröszere  Personen-Trans- 
port-ünternehmer,  Wechsler,  Bankiers; 

c)  BuchhAndler,  Kunsthändler,  gröszere  Buchdrucker; 

d)  Versicherungsanstalten; 

e)  Inhaber  von  ,3ande]sgewerben''  im  Sinne  des  §.  129; 

f)  alle  Handelsgesellschaften  (insbesondere  auch  die  Actiengesellschaften, 
bei  welchen  der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  Handelsgeschäften 
besteht);  femer  die  öffentlichen  Banken,  in  den  GrSnzen  ihres  Han- 
delsbetriebs. AH  diese  Institute,  welche  ohnehin  zum  Theil  juristische 
Personen,  werden  den  natürlichen  kaufmännischen  Personen  ganz 
glach  gestellt,  (a.  Ö.)  Es  macht  dabei  keinen  unterschied,  ob  der 
Inhaber  des  Geschäfts  dasselbe  mit  persönlicher  Thätigkeit  betreibt 
oder  von  andern  auf  seine  Rechnung  ohne  eigne  Betheiligung  oder 
nur  mit  Vorbehalt  der  Controle  betreiben  läszt.  Wer  aber,  wie  z.  B. 
der  Actionär  oder  der  stille  Gesellschafter,  nur  mittelbar  durch  Capital- 
einlage  an  einem  Handelsgeschäft  betheiligt  ist,  wird  dadurch  noch 
nicht'  zum  Kaufmann;  ebensowenig  wer  auf  Rechnung  und  im 
Dienst  eines  Andern  Handelsgeschäfte  betreibt. 

2.  ^  11.  IlarehdieL«nd«6gesetie,  wtlche  in  gewerbepplizeilicber  oder  g«werbe- 
Meoerlicher  BetiehuDg  Erfordernisse  zur  Begründung  der  Eigenschaft  eines  Kauf- 
■MBDS  oder  besonderer  Gassen  ton  Raufleiilen  lufiMellefi,  wird  die  Anwendung  der 
inMmtoMieii  Alwea  GeaeitlHiebi  niebi  auageMüiseä,  obaMO  wtricB  Jena  «escue 
<««h  dieses  «aiellb«eh  niahl  bcfihrl;  vgl.  a.  376  md  «asa  Prot.  B.  1303. 

24* 


Digitized  byVjOOQlC 


an  BMh  ni.  AM*  IL  €«f.  D.  Vm  Itodftaumi. 


Der  Mar  anfcegtollte  Btagriff  «ggdwiit  jMffwHngH  ab  leiae  ftark&firwei- 
temi«  der  BegrifiUkatinaBilng  äJterer  Reebte^  x.  B;  des  .prewuseteo  Land- 
reobta,  wdches  nor  deijenigeD,  ivelcber  Handel  mit  Wmtqb  oder  Wechsdn 
ato  eiQ  fiwpl§3Bsclfift  b0(reiht<  als  Klaciteano  fasste  and  soosi.  ii«r  noob 
den  FabrkanteB,  AfMbekeni  and  Rhedera  ka^loilhniiifGhe  ftechle  bQilegt& 
(Tb.  IL  T.  8  SS«  413,  47»---7Jlv  483— 84.)    AUr  diele  JSrwettenmg  iit 
wie  die  des  BegrUK  der  Handeisgttcliafie  dsm*  der  pristfsebe. Ausdruck  te 
die  thatsSchliche  Erweiterung  des  Handels-  und   Gewerk- Wesens   der  Ge- 
genwart (vgl.  oben  §.  129),  und  immerhin  geht  das  Gesetz- noch  nicht  so 
weit  wie  das  rheinische  Gesetzbuch,  welches  in  wohl  nicht  xu  rechtferti- 
gender Weise  das  Gebiet  des  Handelsrechts  Qberschreitei,  wenn  es  auch  deo 
Kauf  in  der  Absidit  zu  vermiethen,  die  Untemefamufig'  von  Schauspielen, 
die  GeschAfte  von  Auctionsanstaltf^n .  etc.    a^  Handelsgesdi^  bezekhnet 
(a.  632  f.}    i^,  werden  freilieb  in  einzelnen  FäUep  Zweifel  ^tstehen,  ob 
der  Begriff  ein^  H^uidelsge^hlifls  oder  eines  Eaufmamis  gegeben  sei«  aber 
dajf  Qeaetz  zog  diesen  Uebelstand,  ;w^)cbem  die  Wissenschaft  nod.  die  tna 
der.  Handelsgericht  abhelfen  könnenn  dem  schliinmeren  vor,   welcbec  in 
einem  foripalen  Kriterium,   etwa  der  Eiozeichnung  in. das  Handelsregister, 
würde  gelegen  haben.     Denn  weder  könnte  man  jedem  Contrahenten  zo- 
mothen,  immer,  erst  das  Handelsregister  einzusehen,  ehe  er  sich  mit  einem 
Geschäftsmann  in  einen  Vertrag  einläszt,    noch  würde  Treu   und  Ghiiben 
gestatten  einem  Kaufmann,  der  sich  factisch  dauernd  als  solchen  dargestellt, 
nachtraglich  wegen  mangelnder  Einzeichnung  nicht   als  Kaufmann  zu  be- 
handeln. 

2.    Die  Pflichten  und  Rechte  der  Kaufleute  sind  nun  im  wesentlichen 
folgende: 

a)  Eine  bestimmte  Standesstelluna  und  Standesehre^  früher  schärfer  aus- 
geprägt als  dermalen; 

b)  die  Ttieilnahme  an  und  GerichtspOicht  zu  eigenen,  durch  kaufmännische 
Beisitzer  verstärkten  und  dem  Bedürfnisz  des  Handelslebens  näher 
gerückten  B€UMlelsgerichten  (a.  3}  und  die  vorzugsweise  ünterwer 
fong  unter  das  Handelsrecht  in  BandeUg^chSfim   (a.   1),   wekbei 

,      eine  Keihe  von  zweischneidigen  Bestimmungen  zu  Vortheil  und  zum 

.       Nachtheil  der  Handelsgeschäfte  enthält;    Nichtkaufleute    unterstehen 

d^  Handelsgericht  und  Handelsrecht  nur  ausnahmsweise: 

a)  wenn  sie  absolute  Handelsgeschäfte  schlieszen;  (§.  129.2.*3;a.  271.) 

^  ;     ^)  wenn  ein  inseitiges  riandelsgeschäft  vorliegt';  (§.  129.  7;  a.  277.) 

c)  die  Verpflichtung  zur  Führung  ordentlicher  HandeUbücher  (nach 
Haszgabe  der  a.  28 — 40;  vgl.  unten  §.  itt); 

d)  die  Verpflichtung  zur  Eintragung  gewisser  das  Geschäft  betreflender 
Thatsachep  In  das  Öffentliche  Handelsregister  (nach  llaszgabe  der 
,a*  12-^14;.  vgl.  unten  §.  146); 

e)  die  Bereditigung  aubesooderar  GkubwQrdigkeit  (die^Er^anwg  oder 
Erleichterung  des  Beweisen  durch  Prltepiti^nen)  beiOgHoh  aller  vor- 
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schriftsmasiig  in  die  Handelsbücher  und  Handelsr^ster  eingetragenen 
Daten  (nach  Maszgabe  der  a.  12—14,  2»-40  und  §.  146,  1*7). 
f),  Häufig  die  ausscbliesziiche  Befbgnisz  und  Verpflichtung  die  Börse  zu 
besuchen  und  zu  unterhstiten.  ' . 


'  .  8.132. 

3.  Ton  Handelsfrauen. 

1.  Das  männliche  Geschlecht  ist  kein  Erfordernisz  des  Handelsbe* 
(  trieb»;  erfahmngsgemäsz  bethätigen  ledige  und  verheirathete  Frauen  Umsicht, 
i  Fldsz  und  NQchtemheit  in  manchen  Handelsgeschäften  in  gleichem  Hasz 
£  als  die  Hänner.  Freilich  kdnnen  aber  dann  solche  Uandekfrauen,  Eauf- 
I  finoen  (1.)  auch  nicht  die  Rechtswohlthaten  ihres  Geschlechts,  den  Schutz 
bei  Intercessionen  und  gegen  Schuldhaft  beanspruchen;  sie  legen  vielmehr 
i  ftr  den  Kreis  ihres  Handelsverkehrs  ihr  Geschlecht  gleichsam  ab  und  haben 
lg  dlePflichten  und  Rechte  eines  Kaufmanns  (2.),  auch  k()nnen  sie,  ledig  oder  ver- 
B  limthety  in  Handelssachen  .selbständig  vor  Gericht  auftreten  (a.  9),  ohne 
^  issistenz  eines  Geschlechtsbeiständers  (§.  228)  öder  des  Ehemannes. 
i;  2.    Selbstverständlich  kann  eine  Ehefrau  eine  das  Leben  und  das  Ver- 

^       mögen  der  Ehe  so  wesentlich  berührende  Thätigkeit  wie  der  Betrieb  eines 

0  Handeisgescbäfts  ist,  nicht  ohne  Einwilligung  des  Ehemannes  anfangen  oder 
^       fortfuhren;  aber  diese  Einwilligung  musz  keineswegs   aysdrOcklich  erklärt 
,v      sein;  sie  kann  auch  aus  den^  Umständen,  aus  dem  Gewährenlassen  des  Man- 
nes, der  z.  B.  eine  Handelsfrau  heirathet,  gefolgert  werden;,  es  gilt  schon 

^      als  Einwilligung,  wenn  sie  mit  Wissen  und    ohne  Einspruch  des  Mannes 
Handel  treibt  (a.  7.)   Wird  die  Ehe  durch  Scheidung  oder  auch  nur  durch 

1  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gelöst,  so  bedarf  es  des  eheherriichen  Con- 
senses  nicht  mehr,  und  dieser  musz  auch  im  Fall  der  Verweigerung  aus 

0  Chicane  oder  aus  unstichhaltigen  Gründen  vom   Richter  supplirt   werden 

^  können.    Und  we^  dem  Manne  das  Recht  der  (nicht  chicanösen)  Zurück- 

^  nähme  des  früher  ertlieilten  Consenses  nicht  versagt  werden  kann,  so  wirkt 

0  doch  diese  Zurücknahme  gegen  Dritte  erst,  wenn  sie  gehörig  kund  gethan 

1  und  veröfl*entlicht  worden,  indem  der  Mann  etwa   den  Laden    der   Frau 


1.  Sie  sind  Wohl  zu  unterscheiden  von  Fraueti  der  Kaiineütf,  auch  wenn  sie 
'^'  in  den  Gescfkäften  ihrer  Männer  mitarbeiten  (v|^*  a.  7;  ▼•  aber  Seufferu  Arch.  XI. 
t  188),  ffib  W9n  Capitallstinnen»  welche  Hu*  Geld  in  einer  Covmandile  anlegen  (Prot* 
0!       8.  888);  das  französische  Becht  (code  de  com.  a.tf)  Taszt  die  Frau  nur  dann  als  selb- 

sUindige  KaufTrau  auf,    wenn  sie  einen  »^commerce  separ6**  treibt ;   dabei   musz  die 
Verschiedenheit  des  Etablissements,  nicht  die  der  Waaren  entscheiden. 

2.  a.  e    Eine  Ffau,  welche  gewerbemSszig  Handelsgeschäfte  betreibt  (Handels- 
^       Ana),  hat  in  dem  .Haoösisbetriehe  alle  Rechte  und  Pflicblen  tines  Sauftnanns.    Die- 
selbe kann  sich  In  Betreff  ihrer  Handelsgeschäfte  auf  die  in  den   einzelnen  Staaten 

^  geltenden  Rechtswohlthaten  der  Frauen  nicht  berufen.  Es  macht  hiebei  keinen  Unter- 
schied,  ob  sie  das  Handelsgewerbe  allein  oder  in  Gemeinschaft  mit  Andern,  ob  sie  das- 
selber  in  Person  oder  durch  einen  Procuristen  betreibt.  ' 
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scUieszt,   ihre  Fira»  im  Hafuldsr^gister  strefaben,  Ae  Bütyiihniig  seinei 
Consenses  in  den  ZeitungeD  bekannt  niachen  Utet  (Prot  S.  15.) 

3.  Hat  der  Ehemann  einmal  seine  EinwOligong  zur  Betreilraog  einei 
Handeisgeschilfts  darch  seine  Fran  gegeben,  so  hat  er  sie  in  diesem  Kieifle 
selbständig  za  handdn  ermAchtigt,  und  es  bedarf  nun  keineswegs  mehr 
seiner  EinwiHignng  zn  den  einzelnen  Geschftflen,  nm  sie  gOUig  zu  Ter- 
pflichten.  Auf  Handelsfrauen  im  Gebiet  ihrer  Handelsgesdiifte  sind  die 
Grundsatze  Ober  eheherrliche  Mundschaft  (§.  193)  nicht  anwendbar.  Ei 
haftet  die  Handelsfrau  für  Handelsschulden  mit  ihrem  geiammten  VermögeD, 
es  haftet  also  audi  ihr  zugebrachtes  Gut;  die  Verwaltungsrechte,  der  Nksi- 
brauch  und  die  Qbrigen  durch  die  Ehe  an  Ihrem  Vermögen  b^rttndeteo 
eheherrfichen  Rechte  tret^i  zurück,  und  soweit  GQtergemeinscliaft  besteht, 
haftet  das  gemeinschaftliche  Vermögen  den  HandelsglSubigem.  Es  wird 
allerdings  nicht  der  Ehemann,  nur  die  Handelsfrau,  durch  die  von  ihr  ge- 
schlossenen Geschäfte  „obligirt,'*  er  wird  durch  seinen  allgemeinen  Conse» 
nicht  Theflnehmer  an  Ihren  Geschäften;  aber  wenn  ihr  Sondergut  zur  Be- 
friedigung der  Glaubiger  nicht  ausreicht,  so  kann  als  Executionsobject  alles 
vorhandene  Vermögen  in  Anspruch  genommen  werden,  wenn  und  sofero 
es  gemeinschaftlich  ist,  also  der  Frau  mitgehört.  Einzelne  Parb'cularrechke 
lassen  sogar  im  Interesse  des  Credits  nach  dem  Huster  des  französlsdien 
Rechts  {Code  de  comm.  a.  5,  Code  civü.  a.  220)  das  persönliche  Vermögen 
des  Ehemannes,  also  sein  Sondergut  und  seinen  Antheil  am  Gemeingut, 
mithaften,  und  das  Gesetzbuch  wollte  hierin  nichts  andern.  (3.' 

4.  Die  Fragen,  ob  der  Ehemann  auch  einen  bedingten,  beschran- 
kenden Consens  geben  dflrfe,  ob  und  wie  dieser  wirke,  und  ob  er  durch 
nach  dem  ertheilten  Consens  erfolgte  Aenderung  des  GOterverbSltnisses  die 
Haftung  von  sich  abwenden  könne,  wollte  das  Gesetz  nicht  entscheiden, 
sondern  der  Wissenschaft  überlassen.  Letztere  Frage  wird  sich  erst  unten 
(§.  210)  entscheiden  lassen.    In  ersterer  Hinsicht  ist  zu  unterscheiden; 

a)  jede  nur  zwischen  Mann  und  Frau  vereinbarte,  nicht  im  Händels- 
register verzeichnete  und  veröflenUichte  Beschränkung  ist  Dritten 
gegenüber  ohne  Wirkung,  vorbehaltlich  des  Beweises  des  Dolus  des 
Dritten; 

b)  Beschränkungen  der  Haftpflicht  des  Hannes  auf  bestimmte  Ver- 
mögenstheile  oder  Summen  sind  als  dem  Wesen  des  Verkehrs  and 
dem  Sinne  des  Gesetzes  (a.  8)  widersprechend  absolut  wirkungslos, 
und  nicht  zu  registriren;  der  Mann,  der  die  Ftrau  einmal  Handel 
treiben  Iflszt,  haftet  in  dem  ganzen  vom  gemeinen  oder  Particolar- 
recht  vorgeschriebenen  Umfang; 

c)  aber  wohl  zulässig  und  wirksam  ist  der  Eintrag  im  Register  und 
die   Vertfentlichiing   Ton    solchen   Beschränkungen,   weidie   nicbtf 


3.    a.  8.   Ob  zugleich  der  Etiemaon  mit  seinem  peisönlicheo  Vermögen  btnet» 
ist  aacb  den  LaodesgeseUen  lu  beartheilen. 
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indem  «M«  ak  tMweise  KpHrietan^mi  4^91  CapMWfüi«  z.  S^  4te 
Fia«  bitte  ein  &igD99-  md  ^  |M9%^hli||,  #d«r  IfaWJyCTC^CTt» 
«0  fwei  Qrtea;  hier  kmui  der  M^n  r»^  woU  far  4a^  P^f^üir 
gßsüMt  oder  das  eine  JgtoWisfi^ipepil  m^  fliDwiUigwV  )^^>?<«99t 
fOr  dM  nodert  geifibreiu 

Z.  tE  fiL  n  a  394s  397. -^  i6irb«r,  ft,  197.  i.<rJS|flM  Wi^Cl^ 
Imt,  YonnimdficlL  U  a  3K4,  {«2. 

$.183. 
4.   Firma  upd  Etablissement. 

1.  Pie  SaQdeMeate  pflegen  m  Handelsverki^r  wUer  eipem  betmdfm 
BandeUnamen  aufzutreten»  der  Fmni  (RagionJ.  (].)  Was  aoAnglich  tr^ 
Stie  gewesen  war,  wurde  im  Verfolge  fei^  ge^etzUche  Ordnung;  4m  Han* 
(M^eseUbuch  gebt  davon  au^  dasz  alle  KaoQeute  unter  einer  Firma  baa^ 
delp  mOssen«  und  es  schreibt  die  Eäntra^ng  die$^  Firoien  in  das  öOentr 
Bebe  BandelsregiMer  vor  {%\  unter  44idrobung  vnn  Ordnungsstrafen  viiM 
oor  (a.  26),  sondern  auch  von  Pr^isumtionea  zum  Nacbtbeil  des  Säumigen» 
wlbrend  es  mit  der  gehörigen  Eintragung  beweisersparende  Verrauthungen 
IQ  Gunsten  des  ^tragenden  verbindet  (a.  25),  nach  einem  System,  wel- 
ches erst  unlen,  in  der  Lehre  vom  JBeweise  in  BandelsgeschAfien,  p^ 
cipiell  erörtert  werden  kann. 

2.  Da  nun  der  rechtmAszige  Gebranch  der  Firma  die  einaehie  Person 
oder  die  mehreren  Personen,  welche  durch  dieselbe  als  Handelsleute  be- 
»cbpet  sind,  handelsrechtUch  verpflichtet,  so  schlieszt  das  Gesetz  auch  die 
villkttrliche  Wahl  der  Firma  aus  und  trifft  Ordnung,  das?  regeloMazjg  ans 
der  Firma  der  wirkliche  Inhaber  des  Gescbüfts  entnommen  wtrden  kann ; 
sie  soll  r^elm^zig  dessen  bürgerlichen  Namen  enthalten.  Es  soll  auch 
jede  Täuschung  des  Publicums  durch  unrichtige  Firmen  vermieden  werden; 
wer  sein  Geschäft  ohne  Gesellschafter  oder  nur  mit  einew  stillen  Gesell- 
Khafter  treibt  (Einzelfirmen)  darf  nur  seinen  Fan^li^nnamen  *)  mit  oder 
ohne  Vornamen  als  Firma  It^hren, .  und  keinen  Zusatz  beifügen,  welcher 
ein  Gesellscbaftsverhältnisz  andeutet,  woh]  aber  andere  Zusätze  zur  nähern 
BeteicbnuDg  der  Person  oder  des  Geschäfts,  u  E  senior,  junior,  N.'s  Erbei), 
lUi  Nachfolger,  vormals  N»  (a*  16..)  Umgekehrt  müssen  Geselkchaftsfirmen 

■ '-^ -T r"i < > ■ —^ ' r-T- 

1.  «.  15.  Die  Firma  eines  Kaoftpaons  ist  der  Name,  unter  welchem  er  4in 
flaodel  seine  GeschSfle  betreibt  and  die  Unterschrift  abgibt. 

^.  t.  19.  Jeder  Kaufmaoi^  ist  ferpflichtet,  seine  Firma  bei  dem  Handels- 
gtrichle,  in  dessen  BexiriL  seine  Handelsniederlassung  sich  beOndet,  behufs  der  Ein- 
tniotg  hl  4asJBaiideisTegisUr  aanuneidtn;  er  hat  diesefte  oebst  stiaer  persöBttchen 
QlMenKhrilt  r^  dem  l||#dtlsgerfchi  »^  ^c^iclupen  oder  die  Zeipbnaag  deraefhen  io 
beglaubigter  Form  einioreieben. 


*>  Wlawao  Mbtn  dla  Wahl  aviioben  ibfem  fiibwi»  mi  BbasaBeo.  Prot  8.  3S. 
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offener  Hundebgesellscfaaften  ($.  187),  wenn  nicht  die  Namen  aBer 
GeseDschafter,  dodi  den  Eines  der  Gesdlschafter^  Commanditfirmen  den 
eines  pet^iilich  haftenden  Gesell^hafters  eiitlialien,  iiod  dnrch  einen  Zosatz 
(et  C,  et  Comp.)  das  Gesellschaftsrerhftltnisz  andeuten;  es  darf  abier  weder 
ein  persönlich  nicht  haftender  GeseDschafter  iki  eib^r  Firma  genannt  noefa 
eine  Gesellschaft  als  ActfengeseU^aft  bezeichnet  wenten,  die  es  nicht  ist,  nodi 
dtkrfen  in  die  Firmen  Ton  Actfengesellschaften,  wddre  sich  nach  dem  Gegen- 
stand ihrer  Untemehmong  zu  nennen  pflegen  (doch  rind  auch  AnsnahroeD 
gestattet,  z.  B.  Lloyd,  Phönix),  irgend  y^elche  Povoiiennaroen  aufgenommen 
werden  (a.  17,  18) ,  auf  dasz  weder  das  Publicunr^  verieitet  werde,  gar  oicbl 
oder  nur  mit  einem  bestimmten  Capital  haftende  Personen  far  persönlich 
haftend  zu  halten,  noch,  wer  lediglich  auf  den  Betrag  einer  Actie  zu  balteo 
gewillt  war,  Ton  persönlicher  Haftungspflicht  ergriflen  werde.  Auch  mtis 
jede  neue  Firma  sich  von  allen  an  demselben  Ort  oder  derselben  Gemeinde 
(„der  politische  Verband  aach  mehrerer  Orte  unter  Einer  Verwaltung,** 
Prot.  S.  902)  bereits  bestehenden  und  in  das  Handelsregister  eingetrageoeD 
Firmen  (nöthigenfalls  durch  einen  dem  gfeichtautenden  Vor-  und  Familieih 
namen  beigefOgten  Zusatz)  deutlich  unterscheiden. 

3.  Die  Regel ,  dasz  aus  der  Firma  auf  den  Inhaber  des  Geschäfts  soll 
geschlossen  werden  können,  erleidet  nun  aber  im  Interesse  der  Erhaltung 
altbewAhrter  Firmen  eine  Ausnahme  von  solcher  Tragweite,  dasz  jene 
eigentlich  nur  für  neuerrichtete  Firmen  absolut  gebietend  wirkt.  Da  ein 
bewährter  Handelsname  die  Kundschaft  anzieht  und  Credit  gibt,  so  haben 
die  Firmen  —  obwohl  zunächst  nur  persönliche  Namen  —  anen  oft  sehr 
hohen  Vermögenswerth  erhalten,  so  dasz  sie  selbst  Gegenstand  des  Verkehrs 
geworden  sind  und  bei  dem  Verkauf  des  Etablissements  mit  veraoszert 
werden.  (FOr  sich  allein  ohne  das  Etablissement  dürfen  sie  nicht  ver- 
luszert  werden,  a.  23.)  Damit  nun  nicht  jedesmal  bei  dem  Tod  eines  Prin» 
'Cipals  oder  auch  schon  bei  dem  Ausscheiden  eines  in  der  Firma  genannten 
Gesellschafters  die  Firma  und  damft  ein  ansehnliches  Handelscapital  unter- 
gehe, gestattet  das  deutsche  Handelsrecht  ausnahmsweise  die  Fortdauer  der 
altai  Firma  sowohl  in  dem  Fall ,  ^da^z  eiln  bestehendes  Geschäft  dorcfa 
IBrbgang  oder  Vertrag  in  andere  Hände  übergeht,  als  in  dem,  dasz  zu 
dnem  bisherigen  Emzelgeschäft  Jemand  als  Gesellschafter  beitritt  oder  dasz 
ein  GeseDschafter  einer  Gesellschaftsfirma  austritt  oder  in  die  Gesellscbaft 
eintritt.  Jedoch  bedarf  es  in  allen  Fällen  der  ausdrücklichen  EinwilligiiDg 
der  Interessenten,  also  des  bisherigen  Gesctiäftdnbabers,  der  Erben  oder 
Hiterben  und  des  austretenden  Gesellschafters;  den^.  alle  diese  Personen 
Jiaben  immer  dos  Hecht  und  oft  das  Interesse,  ihren  Namen  für  sich  ak 
.Firma  zu  führen  und  die  Nennung  ihres  Namens  in  einer  fremden  Flrmi 
zu  verwehren,  (a.  22,  24.  Daä  französischia  Recht  fordert  auch  in  solchen 
Fällen  die  Herstellung  einer  neuen  Firma.) 

4.  Das  Recht  schützt  jeden  Kaufmann  in  dem  Alleinbesitz  seiner 
Firma.    Wer  durch  den  unbefugten,  den  obigen  Grundsätzen  widerstrei- 
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tenden  Gd[>ratich  einet'  Ffitna  in  seinen  Reichten  Terletzt  fst,  also  z.  B. 
durch  AnnaKme  einer  niit  der"  seinett  T(fflg  gleieMlmtenden  odet*  durch 
Fortf&hnmg  der  nicht  mit  T^tiszdrfeiiTtHna  eines  rerkanften  Etablissements 
oAer  dorch  ibrtgesdtzte'Nenniin'g  seines  Namens  M  der  Firma  einer  Gesell- 
sdiaft,  ans  welcher  er  ausgetreten,  der  kamt  die  Unberechtigten  auf  Unter- 
fsssimg  der  wdtem  Pohrting  dei'  mrma  mid  anf  Schadenersatz  belangen. 
D«  äch  aber  Existenz' niid  Höhe  dles^  Schadens  in  fielen  FUen  schwer 
wird  Bestimmen  lassen,  so  soll  da«  8andelsg^idht  hierüber  nach  seinem 
freien  Ermessen,  d.  h.  „ohne  an  bestinmite  Beweisregeln  gebunden  zu  sein*' 
(Prot  8.  9S4)  entscheiden;  es  kann  auch  die  Verdflbnflichung  des  Erkennt- 
nisses auf  Kosten  des  Yerurtheilten  anordnen  (a.  27). 

&   Die  Firma  knOpft  sfch  an  ein  bestimmtes  EtabH$$ement^  d.  h.  die 
feste  CSnrichtung  des  Handelsbetriebs   an    einem   bestimmten  Orte.    Das- 
sdbe  kann  sich  in  einem  bflfenen  Magazin    oder  Laden   darstellen,  aber 
auch  ohne  sokhen  in  einem  bloszen  Handelscomptotr,    wie  hSuflg  beim 
Groszbandel.    Das  Etablissement  wird  durch  dfifenth'che  Kundmachung  in 
Zb'tnngen,  Anschlagzettel  oder  auch  nur  durch  thätsSchlichen  Handelsbetrieb 
TOD  einem  bestinranten  Orte  aus  bekannt  gemacht    Der  Name  des  Eta- 
hfisseroents  ist  oft    auch  von   dem  des  Hauses  genommen,  in  welchem  es 
sidi  befindet.    Es  kann  nun  ein  Kaufmann  auch  mehrere  Etablissements 
an  Terschiedenen  Orten  haben,  und  zwar  ebensowohl  mit  yerscfaiedenen 
Firmen  (Prot  S.  890;  Sehietter,  Jahrb.  VI  S.  37)  als  unter  einer  Firma, 
iD  letzterem  Fall  compeCfrt  die  „Zweigniederlassung**  bezQgHch  aller  An- 
melde- und  Eintragungspflichten  zu  dem  Handelsgericht  ihrer  eigenen  Ge- 
meinde, nicht  zu  dem  der  Hauptniederiasstmy.  (3.) 

♦  Thol,  §•  19,  19c.  —  Dietzel,  das  Handelszeielieii  und  die  Firma  in 
Bekkers  und  Muthers  Jahrb.  IV  8.  227.  —  SeufferU  Arcb.  XIII 57.  —  ITotde^ 
Areh.  I  S.  25.  —  Oerher^  §•  1^7  b.  —  Agrieola^  die  Zweigniederlassung  in 
Biebenhaars  Archiv  XII  p.  279. 


Drittes  GapiteL 

Von  den  Hülfspersonen  im  Handel. 

8.  134. 

1.   fOD  den  ^carJsten  und  HandlungstmyoMmlchtigten. 

1.  Der  Prmdpol^  der  Herr  und  EigentbOmer  des  Geschäfts,  bedarf 
bei  irgend  gröszerem  Handelsbetrieb  einer  Reibe  von  Geholfen  und  Or- 
ganen, seinen  TielseitigeB  Verkehr  mit  dem  Publicum  zu  vermitteln.    Alle 

■'  I  ■       '     ' '   I  . '' .    '  ■  '  '      '  ' 

3.  a.  Sl.  Die  SiaUngniig  bei  dam  Haodelagerickt  der  ZweigoiederUsauag  flndat 
licht  slatt,  befor  nachgewiesen  ist,  dasx  die  Eintragung  bei  dem  Handelsgericht  der 
Hauptniederlassung  geschehen  ist. 
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diese  Werkiea9e  TertreleB  «eipie  SMle  in  WB<r^  oder  giwgwdfhntewii 
M8$ze  gegepober  Dritten»  und  4iM  H^iuJMsrecjbi  M4  üA^  4t^  Susfkitrtr$tm9t 
iu  Bm4el$gMchäfun  jejgc^oipUcli^  "vii^  4ew  i^mi^cben  Aec^ht  abwetelieiidt 
GnuHisatoe  bervorgebracbt,  wi^t  wteo  (§*  149)  4a  dar  ^llgt^pfiejiHffl  JL^m 
von  de»  Haodebg^sqblftaa  «p  Zp^aipwieqjhwiy  dai;g^sNtt  w?lQd^  JniMHmr 
Hier  iMB^cUltigt  ini»  unr  die  i^erscbi^dfD  jJbgie^^uiObe  ßfa^Uwig  diaier  OfUC»' 
perseaea  ia^erbatt»  des  GesoUA«  «lod  W  dem  H^m. 

2.  Die  ojberste  Stafe  uMb  d9P  Pnooip»!  pinomt  «iq  der  aJMhI» 
Vertreter  desselben,  weteber  IrOher  Factor,  Iwstitor,  Disponent»  Vr^fotii 
genannt,  voni  HandeisgweMivich  (^41—561)  d^Ptomriff^  bezeicbnot  «dii 
Das  Gesetz  hat  hier  ein  gao^  neues  Jnstitnl  dadiux^  ge^ohaflien,  da»;  «a  die 
Granaen  der  dem  Procuriateo  ^^rU^Uen  Vollmaphl^  der  Promrc^  «nd  seine 
Si^eUmig  jEtim  Puhlicom  ein  {Qr  ^lemal  le$igeset^t  und  jed^  AeNeniW 
dnrch-Privatvertrag  zwischen  Principal  und  Prpcuristen  ept«cg^  bat»  (Vgl 
unten  §.  148.)  Wegen  der  wicbiigea  F()teen  de»*  Betfeltang  eine^  minima 
lyocuristen  fordern  Idtere  Bechte  scbnfüicbe  Form  des  ProonraTertia^^ 
das  Handelsgasetzhuch  Begistrirung  und  VeröOentlichnng  (s-  unten  $.  148); 
der  Procurist  ist  nicht  negotiorum  g$i$Qr,  er  bedarf  st^  ansdrOcUicber 
Bevollmächtigung. 

3.  Der  Procurist  haftet  geigenüber  dem  Herrn  filr  höchste  Sorg^ 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  fttr  lem$ima  01/fa  in  ohtrocto,  nkbft  bJoii 
£ar  dUigmtia  quam  9m»  rthu»;  denp  seine  ganze  Verteauensateilupg  (yf^ 
§•  122.  und  seine  pft  sehr  höbe  Bezahlung  fe^rubt  auf  dfr  Vorausaetmqg 
solcher  Auszersten  S<»*^aU;  bftuQg  hat  der  Procurist  eine  bedeutende 
Caution  zu  stellen,  deren  Einyiehufjie  4ie  Folge  einer  groben  Pflicht- 
yerleUung  ist;  auch  hat  der  Procurist  unerachtet  seiner  hohen  Vertrauens- 
Stellung  deH>  Principal  die  ihm  als  Berrn  des  Geschäfts  gebührende  Ebr^ 
erhietuag  zu  erweisen. 

4.  Der  Principal  bat  den  yeränbarten  oder  den  CnostAnden  entapre- 
chenden  ortsüblichen  Gehalt  zu  entrichten,  jegelmäszig  wird  derselbe  aus- 
drücklich stipulirt  sein  —  aber  auch  ohne  solche  Festsetzung  versteht  er 
sich  von  selbst,  ünentgeltlichkeit  wird  nicht  prSsumirt  —  und  kann  be- 
stehen in  festem  in  bestimmten  Terminen  ftUigem  Solar  oder  in  Kost  und 
Wohnung,  oder  in  einem  Antheil  am  Gewinn  oder  auch  in  einer  Com- 
binirung  air  dieser  Bestandtheile.  Die  Einräumung  von  Gevrinnantholen, 
meist  in  Procenten  des  jährlichen  Keioertrags,  macht  übrigens  den  Pro- 
curisten  nicht  zum  (stillen)  Gesetlscbafler,  sondern  ist  nur  eine  besonders 
practisch  erfundene  Art,  den  Lohn  zu  berechnen,  indem  sie  das  Interesse 
des  Organs  an  dem  Ertrag  des  Geschäfts  steigert  und  so  seine  Anstrengung 
Spornt    {„commi$  ttüdreHi.**  Prot  S.  988.) 

5.  Beendigt  kann  das  Vertiältnisz  jeden  AugenMick  werden  doRfc 
Zurücknahme  der  Procura 'seitens  des  Principals,  und  zwar  braucht  dieser 
nidit  efmnal  einen  Grand  biefiür  anzugd[>en.  Es  erklärt  steh  <dieaz  einer- 
seits aus  der  noth wendigen  Basis  des  Vertrauens,  welche  dem  Verhältnis^ 
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■teriJQgtt  ttr  iemm  aKbaHennig  «idi  oft  nin  Grand  flffyjjpjapt  aber 
oieM  amyrecbeD  UM»  n^d  andeiwwto  4m  der  hohe«  Geftbrdnpgi  welche 
■  jata  Mifibraiioh  der  Pfoeoa  för  dea  Prineijuil  lifq^  UnoiptiTirte, 
jMdicbeBQtlasiQog  kau  dem  Procnristeii  wk  Kli^j^^t  g^ge»  dea  Herrn 
af  jEaiichadigQDg  gem^knmp  aber  $elbil  ein  enlgflg^ortebendar  Vertrag, 
fmoh  &»  Procorist  beatimmte  Zeit  in  seiner  Stdkuy  zu  bleiben  sich 
«bedaageD,  ist  wirkimgatos  (im  VeriMÜtniss  zu  Dritten)  gegenüber  dem 
iMiieo  Aitlassnngs'ecbt  des  Herrn.  PagQSen  erüscbt  die  Precora  nicht 
Mht  dmh  den  Tod  des.  Piiocipfb.    (Das  N&bere  noten  §.  148») 

&  Andere  Handlnngsbivxdlinicbtiigte  unterscheiden  sich  von  dem 
Awmten  vornehmlich  dadurch,  dasz  sie  nicht,  wie  dieser,  die  Firma 
tktm  (§.  148),  und  dasa  df^  Umfang  ihrer  Stellvertretung  durch  Privat- 
iving  festgestellt  werden  kann;  auch  bedorien  sie  zw  Vornahme  ge- 
finer  besonders*  wichtiger  und  geäbrlicker  Handlungen  für  den  Herrn 
teen  ausdrücklicher  Ermächtigung«  Sie  sind  meistens  nur  für  einen 
Zwdg  des  Geschäfts,  für  einen  Theil  der  Arbeit,  für  eine  bestimmte  Reihe 
voa  Dnternehniungen  oder  gar  nur  für  ein  dnzekies  Geschäft  bevoUmflch- 
tjgL  Ihre  Verpflichtung  zur  Sorgfalt  und  die  Salarverpflichtung  des  Prin- 
qiils  sind  ähnlich  wie  im  Verhältniaz  des  Procuristen.  Antbeil  am 
Umsgewinn  wird  ihnen  selten,  häufig  aber  Antbeil  an  dem  Ertrag  des 
eioNiDeo  ihnen  übertragenen  Geschäfts  angewiesen.  Es  gehören  hieher 
ouDeotlicb  die  Handlungsrmmden  und  auch  die  Agenten/)  deren  Reclits- 
Hrbältoisse  die  Nürnberger  Conferenz  für  die  Ausbildung  zu  einem  festen 
iHtitot  noch  nicht  für  reif  hielt 
•  Gerber,  S-  158. 

S.  136, 

2.   VoD  aodereo  Baodlangsgehüiren. 

1.  Andere  Hülfapersonen  sind: 

a)  Der  BuekhAer,  BuchAihrer;  ihm  liegt  <Ke  ordnnngsmäszige  Führung 
und  Inatandhaltimg  der  HandelsbOcher  ob,  seine  Einträge  in  den- 
selben sind  ebenso  beweiskräftig,  wie  die  von  der  eigenen  Hand  des 
Prindpnls;  in  groszen  Häusern  sind  oft  für  eineehie  Bücher,  Haupte 
boefa,  Tagebuch,  Copirbvch,  besondere  Buciibalter  aufgestellt 

b)  Der  Carreipimdent,  er  steht  dem  gesammten  brieflichen  Verkehr  vor, 
er  sdireibt  und  copirt  die  abgehenden,  er  registrirt  die  einteufenden 
Brieie. 

c)  Der  Coisier   fährt   die  Schlüssel   zur  Haupte   und   Tagescasse,   in 
*grö6zeren  Geschäften  ist  er  allein  berechtigt,  Zahlungen  zu  machen 

und  Quittungen   aoszusirilen;   sehr   häufig  musz  er  eine  Gaotions- 
snmme   deponiren,   und  jeden  Augenblick   musz  er  auf  Verlangen 


*)  VgL  ÄHtrmmm,  Aechtfs.  neue  Folge  XI  8.  TC^  Z.  f.  H.  R.  1  ».  ISS,  16U.  fl  404*7. 
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des  Principals  oder  des  Procoristen  Cassasturx  Halten  and  die  Ueber- 
ein^'mmang  de$  Casstätegtandei  mit  dem  Ciusäbuch,  darthon. 

d)  Handlungzäiener,  Commü,  meist  lih  Laden  oder' Magazin  zum  Verkehr 
mit  dem  PoUicmn'bestelK,  in  einer  durch  die' Sitte  des  Handels- 
platzes, des  betreffenden  Bandes  and  Ante  Dienstvertrag  nther  be- 
stimmten Weise.  ' 

e)  HandlungsUMinge,  welche  za  geringeren  6eschafteff  nach  Mas^abe 
des  Lehrvertrags  verwendet  werden;  sie  soRen  aaf  diesem  pracUseben 
Wege  den  Handel  erlernen,  ein  Zweclf,  der  Aber  döm  Mittel,  des 
Dienstleistungen,  nicht  veräbsAomt  werden  darf;  bald  erhalten  sie 
fbr  letztere  ein  kleines  Salar,  Kost  und  Wohnung,  bald  müssen  sie 
umgekehrt  für  die  Erlaabnisz,  im  Comptoir  zulernen,  eine  Klein^ 
keit  bezahlen  (Lehrgeld),  häufig  wird  von  Salar  und  Lehrgeld  a- 
gleich  abgesehen  („Volontärs");  alles  diesz  sowie  die  Dauer  der 
Lehrzeit  richtet  sich  nach  dem  Lehrvertrag,  und  in  dessen  Er- 
manghing nach  dem  Ortsherkonimen.  (a.  61.) 

2.  Die  Natur  der  Dienste  und  die  Ansprüche  dieser  Handlung^ehoKen 
auf  Gehalt,  Unterhalt  etc.  werden  in  Ermanglung  einer  Uebereinkunft  durch 
den  Ortsgebrauch  oder  durch  richterliches  Ermessen,  nOthigenfalls  nafb 
Einholung  eines  Gutachtens  von  Sachverständigen  bestinmit  (1);  auch  wenn 
sie  durch  unverschuldetes  ünglOck  an  der  Erfüllung  ihrer  Dienstpflicht 
zeitweise  verhindert  werden  (sechs  Wochen  sollen  das  fifaiimum  sein\ 
verlieren  sie  nicht  ihre  vertragsmaszigen  Ansprüche  auf  Lohn  etc.  (a,  60); 
das  Verbaltnisz  steht  auf  beiden  Seiten  auf  freie  sechswöchentltche  Kündi- 
gung, vorbehaltlich  anderer  verabredeter  oder  ortsüblicher  Ktindigongslnst 
(a.  61.)  Ausnahmsweise  kann  aber  auch,  ohne  Einhaltung  solcher  Kün- 
dungsfrist,  aus  wichtigen  Gründen  von  jedem  Theile  sofortige  Aufhebung 
des  Verhältnisses  verlangt  werden.  Ob  die  angeführten  Gründe  wirklich 
vorhanden,  und  wichtig  genug  sind,  darüber  entsoheidet  das  Ermessen  des 
Richters.  In  folgenden  FtUen  ab»  rmun  der  Richter  dem  Antrag  auf 
Aufhebung  willfehren:  wenn  einerseits  der  Prindpai  den  gebührenden 
Gehalt  oder  Unterhalt  nicht  gewahrt,  oder  thitliche  MiszhandlaogeD  oder 
schwere  Ehrverletzuagen  gegen  den  Bandlong^efaülfen  begebt  Anderer- 
seits wenn  der  Handlungsgehülfe  im  Dienst  antreu  ist,  das  Vertraueii  misi- 
braucht,  ohne  Einwilligung  des  Principals  für  sich  oder  Andere  Handels- 
geschäfte macht,  femer,  wenn  er  seine  Di^iste  za  leisten  weigert,  oder 
ohne  rechtmäszigen  Grund  erhebliche  Zeit  zu  leisten  unterläszt,  wenn  er 
durch  eine  längere  Frdheitsstrafe,  oder  durch  anhaltende  bankheit  oder 
Kr^kKchkeit  (über  sechs  Wochen)  oder  Abwesenheit  an  der  ErfiiUoiig 
sdner  Dienstpflidit  verhindert  wird,   wenn   er  sich  «ibtttlieber  Miszhand- 


1.  a.  57.  Aber  solehe  Leute,  weiche  nur  Gesindediesste  ferricIiteD,  Markt- 
helfer,  Käfer,  Packer,  Haaskoechte  etc.  werden  nach  Gesinderecht,  nicht  nach  Ban- 
delsrecht  beurtheilt.  a.  65. 
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SiM.  ¥Mi4ra:itoHMtattlei&(8fiMl«i|«  »|: 


eHMUUbirr  ii^eii  gegn  den  Prife«i|id  MhiMg  BMMhi^ote. 
er  äeh  fioeai.BaiitÜMien  l>ohmfwfcniH  ^MerbeHer  Irmkeubeifr  6^«. 

j  3.    Afle  Atte  £erMM&  jLfiBBfiB  nun  dm  Pitec^  Tfli^Nteii  w  4«r 

^  iedcn  von  ihiipa  dnrdi  Herfcianpen  oder  V^ftnag,  gattgoMB  fitfinsea,  (4«eh 

twstohi  ritt  ihre  BrmicMigDag,  KechtfgelchiAe  «if  NaoMlk  oad  Hechiimiit 
2  tePrindfMd»  ▼oftnaeboieD«  iiMifc  Yen  salbsl  a.  58);  mannbrnid  aook 
g  auaieriialk  des  flandeUoials,  jedtafaUs <«ber«  veotk  sie  mLadaB  etc.  aage^ 
^  steBt,  tifid  vor  Augen  nod  otine  Bbu^raeh  4M  Herra.  thitig  .sittd;  i^eftt 
^    sie  Bnn  doi  Henn  mrtnalaii,  tacMMa  sie  Uhi  ahaofat,  d.  h«  fl&a  veipOidxiM 

und  berechtigen  dorch  ihre  Handlungen  nnc  ihn«  aiehir  sich^  ttbertobpeilea 
;  oder  miszbraiichen  sie  ohne  Ddns  de»  Dritten  ihre  VoiUnacht,  so  ver- 
l  pflicliten  sie  omgekehrt  nur  sich,  nicht  den  Principal.  (Das  Nähere 
'  s.  unten  §.  149.) 

p  •  Thol,  S.  20-33.  c  —  RauUn  Aixjh*  I  S.  7Ö.  —  Gerbtv,  S-  IW. 

§.  136. 
•  - 

I  3.  Tob  den  asadlunc^niililero  (SeiisaIeD).     . 

Die  Mätier  fHandeUmakler,  Sensalen,  Covrtier$)  sind  öflbntlich  auto- 
i  Ti^rte  Zwischenpersonen,  welche  HandelsgeschÄfle,  zuweilen  auch  andere 
^  Recbtsgeschäfte,  zwischen  o^tsanwesenden  Contrahenten  Tennittehi.  (1.) 
:  Das  Institut,  ursprQngKch  für  den  Handel  geschaffen,  hat  später  eine  allge- 
;  meine  Bedeutung  erlangt  =  Im  Einzelnen  haben  die  Landesrechte  die  Er- 
i  fordemisse  der  Anstellung*,  die  Form  der  Autorisatfon,  die  Ausschlieszlich- 
E.  keit  der  ihnen  zustehenden  YermHtlangsheftignisz,  den  Kreis  "der  Arots- 
r  fimctionen  und  der  Hechte  und  Pflichten  der  Makler  und  dte  Bestrafung 
^  ihrer  Pflichtverletsungen  verschieden  bestimmt,  und  das  Handelsgesetzbuch 
:  halt  an  diesen  meist  in  alten  localen  Gewohnheiten  wurzelnden  Bestim- 
>  DHiDgen  nicht  wesentlich  Andern  wollen  (a.  84j.  Die  gemeinsamen  Grund- 
.  flAge  des  Instituts,  welche  es  aufstellt,'  sind  folgende: 

f.    Die  Makler  leisten  vor  Antritt  ihres  Amtes  den  Eid,  dasz  sie  die 

Omen  obliegenden  Pfllchteii  getreu  erfüllen  wollen  *(a.  05).  Solche  Ver- 
i  eM^mig  ist  mit  RUcksIdht  auf  die  besondere  ülkubWilrdigkelt  dieser  öffent- 
I    liefien,  mit  amtlichen  Functionen  betrauten  und  den  Nötaren  vergleichbaren 

Personen  allgemein  eihgeführt.    Cautionsleistung,  welche  das   französische 

und  spanische  Reobt  unbedingt  fordern,  xu  verfangen,  steHt  daa  Gesetz  den 

Pavüeularrechten  anheim.  .   / 

2.    Maklergeschäfte  sind  vorzüglich:  die  Vermitthing  von  Kaufen  und 

Verkäufen  über  Waaren,  Schiffe  und  Schiffsparten,  ^Wedisel,  inländische 


%.    «.  ea^T«!.  IPoiire.,?rot,  loa.    ^tfo^.  Ar^h.  XIV,  ^28. 
1..  a.  Oll.    Pia  flaoMsmikler  (^Senaale)  sind  amilKh  bestallte  TermitUer  für 
Handelagaseliiina. 
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«d  9M]ämäBd^  Mtttqiipier»,  Acttm  «hI 
gMchoii  V€ftffi§e  Obef  Bwlehtof  ¥€ifl6iwfiiii9W  9  Botenrai,  volle  tfa 
Ibeflweise  Befracbtong  und  MieChe  von  Schiffen«  sowie  Ober  Laid-  mi 
WissflrtraM|N»lB  (MlMiobtdel  der  Recbto  der  «1  maoelrtn  OHea  tot- 
korameBdeB  GMttrbmtiä»,  Güunekaffnm^  wA  tadera  den  HainW  biM- 
taide  GegenalliideL  Dieie  AntoUang  (%)  M  aber  mr  eine  beiipiebwm 
weder  mikjMi»,  noch  obitdin  eosscUiestKeh,  d.  ^  es  dttrfeDCoeh  andat 
Peraonen  awier  dea  Mikleni  vMm  GeachMle  imnyiMn^  uad  m  dflrfei 
die  Mäkler  aaeh  noch  andere  Geacbiite  vermiltehi;  auch  kdenen  k 
Ifikler  8OW0M  filr  alle  AHan  von  MaUergasehdlM,  wie  bot  fftr  eianb 
derselben  angestellt  warden.  (a.  68.) 

3.   Ue  allen   Miklem    obifegenden  Pffichten   shid  insbesondere  til- 
gende (a.  89jr: 

a)  sie  dürfen  fOr  eigene  Rechnung  keine  HandelsgeschSfte  machen,  weik 
mittelbar,  noch  unmittelbar,  noch  als  Commissionire;  dien  fe^» 
der  ganzen  Stelhmg  und  Aufgabe  des  Mäklers;  er  könnte  mdAn- 
befangene  Mittelsperson  sein,  wenn  er  selbst  in  das  Getriebeier 
Speculation  hereingezogen  wttrde.  Und  zwar  hat  das  Geeeti  to 
Verbot  nicht  wie  manche  Rechte  (8.)  auf  den  ein«einenBaBddBief 
beschränkt,  fOr  welchen  der  Mäkler  bestellt  ist,  sondern  jede  Ali 
von  Handel  untersagt  (4.),  weil,  bei  der  Schwierigkeit,  die  einxehs 
Handelszweige  auszuscheiden,  eine  Umgehung  des  Verbots  sebr 
zu  besorgen  wäre;  nicht  einmal  an  dem  Ertrag  eines  Ge- 
schäfts, welches  er  selbst  vermittalt,  soll  der  Mäklo*  Theil  habeo.  (i) 
Aus  demselbea  Grunde  —  damit  nicht  ihre  neutrale  Stellung  aHeriit 
werde  —  dürfen  sie  auch  keine  Verbindlichkeit  oder  Borgschaft  k 
ErfoUnng  der  von  ihnen  selbst  vermittelten  Geschäfte  Qbeniehn» 
(Römers  Samml.  IV,  Nr.  384.  Jedoch  ist  die  Folge  einer  Oeber- 
tretung  dieser  Verbote  nicht  die  UngflMjgkeit  dör  verbotenen  (i^ 
Schäfte,  diesz  würde  gegen  den  Geisl  des  Handelsverkehrs,  den  gsla 
Glauben  und  das  Interesse  des  unschuldigen  Dritten  verstcsfci  (« 
darf  also  anch  der  Mäkler  sdbft,  nidit  nur  der  andere  Contrabeiti 
aus  dem  untersa^n  Geschäft  klagen),  sondern  nar  eine  DisdiKliB«^ 
straie  fbr  den  Mäkler,  welcbe  sich  aber  im  Wiederholungstül  bs 
zur  Entziehung  des  Mäklerpatents  steigern  kann. 
b)  In  Interesse  ihrer  Unbefangenheit  ist  ihnen  ferner  unlerssgi,  n 
einem  Kaufmann  in  das  Verhältnisz  eines  Procniisten.  bodhagi- 


2.  a.  67,  fsl*  ^roL  s:  114. 

3.  Z.  B.  das  iioinuidiscbe  H.^G.-B.  a.  Ott. 

4.  Wie  aach  4ts  rraniösisebe  Recht  Code  de  eorom.  a.  86. 

6  Prot  S.  123 ;  Sie  siad  auch  ^arcb  die  äber(ra«eae  Oesdum^fermHUans  s^ 
nicht  betollmlcbtigt»  die  Zsblans  oder  andere  Tertrigserfafloiig  in  fl^f^H  ^ 
nehmen,  a.  67. 
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(86MrtM).  888 

bivoibsMillglcii  ^t&i  wMlfeM  wü  trston,  ma  du  ste  pwföalielit 
JediT  m  Ml  alMi,  ftr  IMUmig  ikm  tenrfqXHehten  baflm, 
dOrlM  sie 

e)Mdi  mmA  bMI  «BrteNhaildw  n  genMMchilllirfieDi  Belrteb  der 
mUeilgescbifte  Terbinden  oder  sieh  rar  Abtchlieszttiig  dersdben 
eiMt  GehOMai  oder  (MiimrtrOtM  ketfeneft;  penikUkh  und  sie 
aulorislrt,  Amt  MMdMÜen  EigemehtfÜ  M  da$  Vertravensani  ttber- 
MgeiK  Md  penttalMi  Hissen  sleibrs  AmtewiiehfaMgeu  belMibeii; 
«Mb  dleSMbstfMioii^  tfaes  andern  liftktors  bt  dadnreb  aosgesohlosseii, 
dkM  «l«r  dkr  ViwwiMdiflig  i%n  >ioiistpOf#oaai  tu  Kandefgeschiften, 
JDMWgingott  (ZosMhmg  der  Sehlsuaeleii),  und  rtm  andereo  Man- 

,  dalMB  ZOT  Moeien  Votbeprilw^f  Qfid  KiMtang  von  Gesdiillen 
(Trat  a  tat); 

d)  sie  sind  in  den  Auftragen,  Verfaandliuieen  tmd'Absehhlasen  der  Ge- 
schifte zur  FsTscAtoMfanAHt  gepn  Drille  verpflicMel,  seism  nicht  • 
die  Natur  des  Gftsctofa  oder  Erlanbiw^  der  Parteien  davon  ent- 
binden« und  zur  Wahrkaftigk§ü  gegen  die  Cootraheolen;  ein  kauf- 
mAnnisch  ttbettreibendeg  Anpreisen,  der  Weans  ist  noch  kein  Brudi 
dieser  Pflicht,  wpU  aber  das  directe  Behaupten  ^iner   Unr  fehlenden 


e)  sie  sind  veipflicbtet  lu  ordnungamAsziger  Buokfiiknm§^  und  zwar 
haban  sie  aoszer  ihrem  als  sweckmteug  enpCoblenen  (Prot  S.  127) 
Bimdtmch  ein  Tagebuch  zu  halten,  in  welchem  alle  abgeschlossenen 
Geschäfte  tfiglich  eingetragen  nnd  unterzeichnet  werden;  daa  Buch 
nusz  pnginirt,  die  Zahl  der  BUtter  amtlich  bestitigt  ^m*  QBd  die 
ftesBrngyingiRn  ttber  die  Einrichtung  derflandelsbftoher  (e*  32  %  147) 
finden  auch  auf  dieses  Tagetaeb  Anwendung*  Die  Eintrige  müssen 
die  Namen  der  C^ntrahenten,  die  Ze^^  des  AbscUnszes  und  der  Lie- 
ferung» Gegenstand  und  Bedingungen  des  Geschäfts ,  Freis,  Gattung 
and  Menge  der  Waaren,  in  deutscl^r  oder  der  Gescbiftssprache  des 
Ortes  nach  Ordnqng  des  Datuma  und  ohne  leere  ZwiscbenrAume 
enthalten,  (a.  71,  72;  Prot  124,  128.)  IXm  Parteien  muu  der 
Mäkler  jederzeit  auf  Verlangen  beglaubigte  AusiQge  aus  dem  Tage- 
bach geben,  die  alles  enihalten,.  was  über  das  fragliche  Geschäft  ein- 
getamgeo  ist  (a.  74)«  und  frenn  derMikler  stirbt  oder  ans  dem  Amt 
ausscheidet,  so  ist  das  Tagdmh  bei  der  Beh<Srde  niederzulegen 
l/L  75);  Ober  4ie  Wirkung^ des  ordnnngamlsz^  geführten  MAkler- 
bodies  s.  unten  Nr.  4  b.;, 

f)  nach  vollzogenem  Eintrag  ip  das  Buch  musz  der  Mäkler  ohne 
Verzug  nach  Abschlusz  des  Geschäfts  jeder. Partei  eine  von  ihm  un- 
terzeichnete 5cAfciizno(e  sustelien,  welche  ßXnR  wesentlichen  Punkte 
des  Vertrags  enthält  Diese  Schlusznote,  welche  dann  bei  Lieferungs- 
geschäften, die  nicht  sofort  erfüllt  werden,  von  dem  Gegencontra- 
henten   unterzeichnet,   dem  «ndem  amUckgeetdU  wird«  bildet  das 
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Hioptbevreiiinittd  fi)r  Beitaiid  mid  iobalV  te  Gewlttftk   Si  miin 
daher  der  MAkler:  sofoH«  waimeiiie  Pitfitf.Aiifiatoe  odar.^^^ 
Schrift  dieser  Schlusznote  verwdgert,   der   andern   FarM  .Anzeige 
ipacben   (a.  73;  über.  Widanpraeb  deü  «cUiwMten  Z..f.  BL  R.  U 
•   S.  410);  i  ■       ■.     T     -     ^     .  .,., .    -  •    ' 

g)  der  Mäkler  innsz,  wena  oieM.  ErtauMss  der  tmOm  selM  oder 
der  Ortsgebranch  0ü  RQduioht  anf  dia'fiiitalig  4»  Waare  dara 
est^indet,  von  jeder  durah  aeitie  Venaitthmg  Jiacb  Prabe  verkanftea 
(s.  mim  %.  163)  Waare  die  Probe  bAub  «dar  WiedererkniuHig 
zeichnen  und  aufbewahren,  bis  die  Waare- ohne  EinuPttiteg  ange- 
nomipen  oder  das  UefschHit«  anderer  Weil0>erledigt  iat  (a.  80); 
.  b)  der  HandelsmttU^r  haftot  den  PMteian  fOc  hdebsle  Swgfstt  «nes 
ordentlichen  Kaufmanns  und  för  Ersatz  jedes  dnrob  letR  VerMhoUa 
berbeigefdhrten^Sobadens.  (^..810 
4.    Die  wichtigsten  Mecku  des  IfAklers  sind: 

a)  er  hat  die  Mäklergebtthr  (Sensarie)  zu  fordern,  sobald  das  voo  ihm 
vernriittelte  Geschäft  wirklich  geschlossen,  und,  wenn  es  ein  bedingtes 
war,  unbedingt  geworden  und  von  ihm  seiner  Vei^pflichtung  weg« 
Zustelhmg  der  Schlusznoten  GenOge  gesdiehen'  isi  Por  die  bkoe 
Bemühung,  das  Geschäft  zu  Stande  zu  bringen,  hat  er  nfchtä  zu  fordern; 
es  musz  wirklich  unbedingt  zu  Stande  gekon^neh  sein,  und  er  dordi 
die  Auswechslung  der  unterzeichneten  Schlusznoten  an  die  beiden 
Contrabenten  seinerseits  das  Letzte  zu  diesem  Ziel  gethan  btbeni 
aber  noch  weittt»  zu  gehen,  und  die  Sensarie  erst  dann  20  ge- 
währen,'>enn  das  abgesdilo6seneGes<^häft  aucfi  erfiUU  mkivotbogm 
ist,  würde  unbilligerwK^ise  die  Forderung  des  Mäklers  Ton  der  WiD- 
kOr  der  Parteien  und  einer  Thatsache  abhängig  machen,  welche  von 
seiner  Thätigtceit  ganz  unabhängig  Ist.  Der  Betrag  der  MäklergebOhr 
wird  durch  Verordnung  oder  Gebrauch  des  Ortes  geregelt,*)  und 
eben  dieser  entsciieidet  In  Ermanglung  einer  Verabredung  der  Pa^ 
teien  die  Frage,  wer  sie  zu  entrichten  habe;  fehlt  es  an  sokbeoi 
localen  Statut  oder  Gebrauch  hierüber,  so  zahlt  jede  Partei  ^ 
Hälfte  (a.  «2,  88);  :  »  .     ' 

b)  der  Mäkler  bat  l^r 'seine  ordhutagsmäsz^  vorgcfnommenen  lESntrige 
In  dem  Tagebuiefif  lidd  den  8chlus:^o))en  die  volle  Glaubwürdigkeit 
seines  dflbnlHcken  Tertrauensamtes  m  Anspruch  zu  nehmen;  diese 
Einträge  liefern  in  der  Regel  nicht  nur,  wie  die  Privatbücher  der 
Kaufleute  (§.  147),  halben,  sondern  vollen  Beweis  für  den  Abschhisz 
und  den  Inhalt  des  eingetragenen  Geschäfts,  und  der  Richter  kann 
Im  F^tffe  ehies  Rechtsstreits  die  Vbriegtfng  dte  Tkgebuches  nun 
Behnfe  der  Vergleichung  Wift  anderen  Be^r^stfittteln,  irudK  von  Airts- 
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HegOB,  ohne  Antrag  «teer  ParMt  TerordMD.  (a.  78,  79.)    Indexen 
Jüt  das  GeseMnoh  jene  Regel,  i^h  nicht  «Arne  Ausnahme  hingeateiü 
'nnd  Dicht,  wie  andere  Geaette,  die  MftUertooher  «haolot  als  öfient- 
Iche  IMiondan  geieazt,  welche  imtttr  eUen  Cmatinden  YdHen  Beweis 
machen,  und  dem  Gegner  nvr  noch  den  GegNibeweis  gestatten.    Es 
bat  yiehuahr,  da  in  der  Thai  die  AaMchmuigeti  der  Makler  manchar 
der   GaDintien   entbehren,   welche   wirkliche   öffentlidie   Urkunden 
bieten  (Anweaenhdt,  Afithandeb,  üqterschrift  der  Parteien  etc.),  dem 
darch  die  Erwägung  aller  Umstände  geleiteten  Ermessen  des  Richters 
anheimgesteift,  in  jedem  einzelnen  Falle   zd   entscheiden,   ob   dem 
Tagebuch  nnd  den  Noten  geringeres  Gewicht  beizulegen,  ob  anszer 
ihnen  noch  eidSche  Be^kong  des  Mäklers  oder  weiterer  Beweis  zn 
fiM'dem,  ob  insbesondere  die  Weigerung  einer  Partei,  die  Schlusznote 
anzunehiQen  oder  am  unterzeichnen,  für  Beurtheilung  der  Sache  er- 
beblich sei  (a.  77);  ebenso  hat  der  Richter  zu  ermessen,  inwieferne 
ein  Mflklerbuch,  bei  dessen  Führung  Unregelmaszigkeiten  vorgefallen 
änd,  als  Beweismittel   berflcksichtigt    werden    kann.   (a.  78.)    Das 
Gesetz  faazt  nnn  aber  die  Eintragung  ins  Mäklerbuch  und  die  Aus* 
händigong   der   Schlusmolen,   eine  Controverse   des   altem  Rechts 
richtig  entscheidend,  nur  als  BeweimrniUdr  nicht  aU  Bedingung  des 
Geschällsabscbluase8.Auf;  es  ist  also  ^icht  diese  schriftliche  Form  we- 
sentliche Voraussetzung   der   Entstehung  der   Forderung,   wie   die 
Fert^ung  im  Grundbuch  für  Entstehung  dinglicher  Rechte  an  Lie- 
gensdiaften,  sondern  nur  ein  wichtiges  Beweismittel.    J>a  vielmehr 
der  MAkler  der  amtliche  Träger  des  Willens  beider  Theile  ist,    so 
ist  der  Vertrag  schon  in  dem  AugenhUcke  vollständig  abgeschlossen 
in  wdchem  dem  Vermittler  die  beiden  übereinstimmenden  Willens- 
erklärungen  zugekommen  sind,   und  die  leehtüche  Wirkung  auch 
eines  durch  einen  Mäkler  vermittelten  Vertrages  beginnt,    wie   die 
jedes  andern,  mit  dem  AugenblidLe,  wo  er  durch  Zusammentreflen 
der  l>eiden  WiUensmeiwngen  entsteht;  es  kann  deszhalb  auch  kein 
Contrahent  mehr  zurücktreten,  wenn  die  beiden  Erklärungen  einmal 
abgegeben,  obwohl  sie  noch  nicht  in  das  Buch  eingetragen  und  die 
Schhiszzettel  noch  nicht  angenommen  sind;   vielmehr  ist  in  diesem 
Fi^  die  Weigerung,  den  Schkvzzettd  anzunehmen,  ein  Bruch  des 
bereits  verbindlichen  Vertrages.  (7.) 
5.   Das  ganze  Geschäft  des  Mäklers  beschränkt  sich  nun   aber   nach 
seiner  geschichtlichen  Entstehung,  seiner  Natur  und  dem  BedOrfhisz,  dem 
es  dient,    auf  Vermittlung   zwischen   ort$an'we$enden  Parteien;   zur  Ver- 
notthmg  zwischen  Abwesenden  dieit  die  Commi$9um  (§.  157),  deren  Aus- 
fibong  den  Mäklern  untersagt,   aber   nur   durch  Verbot  der  Vermitthmg 


7.    MoUve  dea  pitosi.  Eatw.  8.  41.'  Prot.  8.  139,  183  r. 
BUntfehli,  deutschef  PriTairecht.   3.  AuS:  25 
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«Her  Geschäfte  initer  AbweMndeo  aksoiehiniden  ist.  Es  mOsseii  die  Ver- 
tragBoUieszenden  oder  Aoch  Ihre  BeroBmlcMIgteii  ihre  EÜBwflligüiig  in 
PersM  dem  MftkJer  erkürtli;  reia  brießkh»  Aaftrige,  auch  tod  EinheL 
miseheD,  gleichtiei  ob  sie  tiir  Zeil  anwesend  oder  abwesend,  darf  der 
llliüer  also  nie  (Prot  &  138)  anneteien.  Skie  Verietztug  dieses  Verbots 
M  zw«-  nicht  DngOltigkeit  des  tieseMflsv  aber  Disciplinarstrafe  zur  Folge. 
(Prot  8.  4687.) 

*   lobohd,  die  Lehre  von  den  Mftklem.  Zeitschr.  f.  D.  R.  XX  S.  1. 


Viertes  Capitel. 

Von  den  Handelsgesellsohaflen. 

§.  137. 

1.  Gegensatz  des  neuern  Rechts  zum  römischen  Recht.  Pi^  offene  (Collectiv)  Gesellschaft. 

1.  Das  römische  Recht  fasste  die  GeselUchaft  fiociUaiJ  nar  aaf  ik 
ein  obhgatorisches  Verhaltoisz  der  GeseUiekafier  xu  einander.  Im  Ver- 
hiKnisz  zn  dritten  Personen  gab  es  ^-  abgesehen  von  der  $oeieta$  vedi- 
giUiwn,  die  eine  fmiver$iten  war  —  keine  iiemHeehafu  Daher  beruhte 
denn  auch  das  ganze  Gesellsehaftsverbttltnisz  anf  dem  gleichilel  in  wdcher 
Form  erldirten  Coneens  der  Gesellschafter.  Ueberdem  war  dttselbe  wie 
leichthin  entstanden,  so  auch  in  seinem  Bestände  yon  der  WiXUoir  der 
cinzehien  Gesellschafter  abhängig.  Die  Verbindnag  war  eine  vorOber- 
gehende  nnd  leieht  zerbrechliche  oder  lösliche.  In  der  Regel  konnte  jeder 
Gesellschafter  beliebig  kündigen.  That  er  es,  so  löste  sich  das  Band  aof, 
auch  fXPr  die  Qbrigen  Gesellschafter.  Ebenso  wirkte  der  Tod  eines  Gesdl- 
schafters  auflösend  ftlr  die  ganze  Verbindung.  In  dem  Veikefare  mit  dritten 
Personen  bandelte  nicht  die  Gesellsehaft,  und  wurde  aueh  nicht  obb'girt, 
weder  als  Glttubiger,  noch  als  SchuldBer.  Es  handelte  Immer  nur  das  ein- 
zelne Individuum.  Auf  die  Eigenschaft  desselben  als  Gesellschafter  kam 
dabei  nichts  an;  denn  diese  Eigensdiaft  hatte  nur  eine  Bedentong  in  seinem 
VerhiKnisz  zu  dea  ttbrigea  GeseUschaftmi,  für  dritte  Personen  keine. 
Daher  haftete  das  handefaide  Individnoai  auch  nur  iadividueU,  nicht  win 
noch  hinter  ihm  die  Gesellschafter,  die  nicht  gehandelt  hatten«  Sdbst 
wenn  mehrere  Gesellschafter  einen  genrnnsamen  Institor  ernannt  hatten* 
und  dieser  innerhalb  seinem»  Auftrages  eine  Schuld  coatrahirte,  so  ging  zwv 
wohl  die  actio  institoria  gegen  die  sammtlichen  Prindpale  desselben,  aber 
nicht  anders,  als  wenn  ein  Institor  von  mehreren  Dommi  angleich  bestellt 
worden  wAre,  die  unter  sich  keine  Gesellschafter  waren.  Auch  hier  iit 
die  Eigenschaft  eines  Gesellschafters  im  VerhAltnisz  zu  dem  dritten  Gläo- 
biger  ganz  bedeutungslos.  Oder  wenn  mehrere  Gesellschafter  gemeinsam 
handeln,  z.  B.  stipuliren  oder  spondiren,  so  werden  sie  zwar  corrw  eredei^ 
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oder  dibendi,  aber  nichl  anders  ah  wenn  mehrere  Persontii,  die  nMit 
Geselbelialler  sind,  damdbe  Hnin.  Es  gitt  auch  kein  GeseHschaftsgnt  im 
dgeirtlieben  Sinne  nach  r<Hntscliem' Rechte,  sondern  mir  Vermögen,  woran 
die  Gesellschafter  Mlteigenthmn  tu  ideeHen  Theilen  haben.  Abgesehen  von 
der  $oei^a$  onmiwrn  hfmorvm  wird  nicht  einmal  angenommen ,  dasz  das 
fi^tbnm,  das  ein  Gesellsohafter  innerhalb  des  Gesellschaftszwecks  er- 
tirbt,  sofort  ins  Mitagenfham  Obergehe,  sondern  es  gehört  zmiichst  ihm 
allein,  und  nrass  erst  durch  Mittheilmig  übertragen  werden.  Ans  demselben 
Grunde  kann  jeder  anch  nnr  seinen  Theil  an  den  Sachen  verauszem,  das 
Ganze  nur  insofern  er  daza  ermächtigt  ist  mid  als  Stellvertreter  han- 
deln darf. 

Eb  ist  hier  der  Ort  nicht  diese  DarsteHong  im  Binzdnen  näher  zn 
begrOnden«  Wer  es  versteht,  im  römischen  Geiste  ans  den  römischen 
QoeDen  zn  schöpfen,  wird  sich  von  der  Wahrheit  derselben  leicht  Qber- 
KQgen. 

In  diesem  Sinne  kommen  anch  heute  noch  mancherlei  geseMschaftliche 
Ferimidungen  vor,  insbesondere  die  sogenannten  €MegenkeUige$Hkehafien. 
För  diese  kann  denn  anch  in  der  Hanplsache  nnbedenklich  noch  die  römi- 
sche Theorie  zur  Anwendung  kommen. 

2.  Die  wicktigeren  GeeelUchafien  aber  des  neuem  Lebens,  nament- 
Kch  die  HandeUgeseUsehaften  ^  sind  von  einem  durchans  andern  Geiste  be- 
seelt, ind  dürfen  eben  deszhalb  nicht  aus  einem  ihnen  fremden  Princip 
benrtfaellt  "werden.  Wir  sdien  vielmehr  hier  Gesellschaften  sich  bilden, 
wekbe 

a)  einen  viel  feueren,  deummden  Bestand  haben,  daher  weder  so  form- 
'   los  erzeugt  noch  so  leicht  gelöst  werden  können,    wie  die  römischen 

Geseilschaften,  und 

b)  auch  nach  auezen,  im  Verkehr  mit  dritten  Personen,  als  siueammen* 
gehörige  GeseUschaften  erscheinen,  handein,  und  obKgirt  werden. 

Um  dieses  wesentlich  verschiedenen  juristischen  Charakter  willen  be- 
dürfen diese  Gesellschaften  daher  auch  einer  aus  ihrem  eigenen  Lebens- 
princip  abgeleiteten  Doctrin,  und  es  kann  für  t^ie  die  Theorie  der  römischen 
Juristen  nicht  mehr  maszgebend  sein. 

3.  Vielmehr  hat  das  Handelsrecht  der  europäischen  Völker  seit  dem 
spateren  Mittdalter  eine  Reihe  von  Grundsätzen  tiber  die  eigentliche  (offene) 
Handekgesellsehaft  entwickelt,  welche  sich  säromtlich  nur  aus  dem  Princip 
der  selbständigen  Persönlichkeit,  aus  der  Auffassung  derselben  als  eines  ein- 
heitlichen Recbtssubject^  mit  einem  eigenen,  von  dem  der  Gesellschafter 
▼eischiedenen  Vermögen,  mit  eignen  Rechten  und  PfHchten,  mit  einem  eig- 
nen vermögensrechtlichen  Leben  erklären  lassen.  Und  zwar  hat  die  Han- 
delsgewohnheit viel  früher  die  einzelnen  practischen  Anwendungen  dieses 
Gedankens  verwirklicht  als  die  Gesetzgebung  oder  die  Wissenschaft  zu  einer 
Uaren  Erkenntnisz  jenes  Princips  durchgedrungen  ist.  In  Italien  zuerst 
ward  die  Handelsgesellschaft  als  ein  „corpus  mysticum*'  bezeichnet;   dann 
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erkaonte  sie  die  Praxis  der  Handel^erichle  in  Fraiikrnoh  ab  eto  JIn  om- 
ral»'*  obwohl  der  Code  dieses  Princip  licbt  als  soldies  anfiialtfD*  InDentsehp 
land  hat  die  Gesetzgebung  und  die  romanisiwnde  Theorie  sich  lange  gegen 
die  priiidpieUe  AnDahoie  einer  Ansebaoimg  genUftiüM,  deren  Herrsdiaft  im 
Handelsleben  in  einer  Reihe  von  practisohen  Gonseqnenaen  äe  firaiüch 
weder  yerkennen  noch  Terhindem  konnte.  Andi  in  der  NOrnberger  Coa- 
ferenz  wurde  der  preuszische  Entwurf  welcher  die  richtige  Auffiurang  Ter- 
trat,  bei  der  ersten  und  zweiten  Lesn&g  verworfen,  man  bebUnpAe  diesdbe 
als  fremdländisch  (franiösiseh),  wahrend  sie  doch  ganz  dem  echt  denlscfa- 
rechtlichen  Begriff  der  Genossenschaft  entspricht  und  gerade  die  Oppositkm 
in  fremden,  d.  h.  römischen,  Theorien  befangen  war  —  und  erst  bei  der 
dritten  Lesung  setzte  die  energische  Forderung  von  Prenszeo,  Oesterreich 
und  Bayern  die  Aufnahme  wenigstens  aller  Coasequ^nzen  des  Priii€i|N 
dur^h,  wenn  man  es  auch  vermied  >das  Princip  sdhst:  ,4ie  Handelsgesell- 
schaft ist  eine  genossenschaftliche  Rechtsperson''  im  Gesetzbuch  auszusprecbeo. 
Es  werden  diese  Consequenzen  in  dem  Verhältnisz  der  Gesellscbaftff 
zu  dritten  Personefi,  in  der  Stellung  der  GeseUscbaft  nach  auszen  zameiat 
siditbar.  (§.  139.)  Erst  durch  Annahme  dieser  Consequenzen  des  Begrift 
der  Rechtspersönlichkeit  der  Gesellschaft  gibt  es,  wie  man  mit  Recht  bemerkt 
hat,  nicht  nur  Gesdlschafter  nach  römischem  Recht,  sondern  eine  Geselbchaft.(l.] 

4.  Die  eigentliche  Hapdelsgesellchaft  (offene  Gesellschaft,  soci^  ea 
nom  coUectif)  ist  nicht  blosz  ein  Verhältnisz  der  Gesellschafter  zu  einander, 
sondern  die  Verbindung  derselben  zu  gemeinsamem  Handelsbetriebe  stellt 
sich  auch  im  Verkehr  mit  andern  Personen  durch  die  Firma  als  ein  zU' 
sammenhftngendes  und  fortdauerndes  Ganzes  dar«     (2«^  3.) 

5.  Die  Firma  ist  der  Name  der  Gesellschaft  (raison  sociale),  die  ein 
eigenthQmliches  Dasein  und  Leben  für  den  Handelsverkehr  hat,  wekfae 
beide  unterschieden  werden  müssen  von  der  indivi^udlen  Persönlichkeit 
und  den  individuellen  Verkehrsbeziehungen  ihrer  Mitglieder.  Die  genosseo- 
schaftliche  Bedeutung  der  CoUectiv-Geselbchaft  (<rf)en  §.  39,  9)  erhtt  m 
der  Firma  einen  sichtbar^  persönlichen  Ausdruck  (über  die  Einricbtang 
der  Gesellschaftsfirmen  oben  §.  133). 

6.  Wahrend  das  französische  Recht  {ebemo  das  preuszische  Land- 
recht, s.  Anm.  2)  die  formlose  Errichtung  dieser  GeseUscÄiaft  verwirft  aod 

i.  Die  Artikel  welche  diese  BeslImmmigeD  entbaltea,  sind  beiflglieb  der  oÜBaea 
Gesellschaa  a.  111,  113,  119—122,  126;  bezäglicb  der  CommaDditeDgeselUcliaa  a 
164,  166,  169;  bezüglich  der  Actiengeseliscban  a.  213. 

2.  J'reun.  Undr.  II.  8.  g.  617.  Soll  eine  fortwlhrende  SocietStshaiidliiiig  aoter 
einer  gemeiBsehaniieben  Firmt  errichtet  werden,  so  sind  blosse  Yoroierke  ia  des 
Handlangsbaehern  dua  nidit  hinreldieDd,  sondern  die  TerbaadetteD  ndsaen  eiMS 
schriftlichen  Gontract  darüber  abfusen. 

3.  D.  H.  G.  B.  a.  86.  Eine  offene  Handelsgesellscbafl  ist  vorhandoi,  weoa 
iwel  oder  mehrere  Personen  ein  Haodelsgewerbe  unter  gemeinschaftlicber  Firma  be- 
irtiben  aod  bei  kehiem  der  Geeeltse'haner  die  Betheiligong  anr  TennögeDseiDlagea 
besehrinkt  ist. 
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irnukrifaUm  Form  des  VOTtngs  lir  demn  Yelfo  WlrkiarakeU  gegenüber 
te  GeMHiehrileni  Teriaagl,  hat  dtgegeo  dtf  dcniscbe  HflMMsgeseCxbveh 
(oMiaclilit  dria§cador  KopMihng  des  preiisiiteben  BatwvHb)  sidi  wieder 
ilr  dJeFmnioagkteii  a«eh  dkses  VertragsverhillBisses  erklärt  (4.)  Aber  es 
ferpflkbtet  die  Geselbchafter,  die  Erricfaliiiig  der  HuidebgeseHscb«!!  bei  dem 
ürnkk^miM,  in  dessen  Beufk  die  GmOkdsäk  llireft  Sitz  hat,  bebnfs  der 
BBtngOBg  in  dat.  Hnidahregister  tBKamelda»,  ebenso  dteVerttoidennig  der 
Aas,  die  Verkgoag  des  Sitzet  der  Geteitelwft  m  eioen  andern  Ort,  den 
BMt  eiMS  OesoBichalbrg,  dieftibeiliMg  oder  Botafehong  der  FinnafDb- 
mf  einet  Geseltofarfters.  (a.  «6.  87*)  Badnreh  ist  deeh  nMelbar  für  eine 
jfailiebe  Fonn  der  Bnlsttbing  und  <ler  wicMiesten  Veranderangen  im 
Ubm  dar  Getriltahait  im  intevette  des  PiAüeont  gesev^  Die  Untere 
bamig  dieser  inmeldnupn  betägKeb  der  ErrieMmg  wird  mü  Ordnongs* 
Steifen,  besflglich  der  spMeien  Vertoderongen  nbeidem  mit  relativer  Dn- 
glkigkeit  gegen  Drille  nach  dem  allgemeinen  9p^^em  des  Gesetzes 
^  14«)  geahndet  (a.  87.  8».) 

*  AMndMfUs»  CDU»  de  droit  ^mmericiAl  IV  8.  1  ff  -^  BKrsil,  des  soeia^ 
eiouDarciales,  Paais  183d.  -^  Ihök-  H^elir.  1.$.  dA^m  a.  --  MrinOmmm, 
HandeLsr.  $.  36.  —  Außrhßch,  das  QesallsohaftiNPies^lV  in  jumtisdier  and  ToUka* 
wjrthschafUicher  Hinsicht  unter  besonderer  Berüoiuichtigaiig  des  aUgemeinen 
D.  R  G.  B.  Frankfurt  a.  M.  1861.  —  Ladmhurg,  in  der  Z.  f,  H.  E.  I  Nr.  5. 
—  MötUTf  d.  recht!.  Natur  des  Vermögens  der  Handelsgesellsch.  nach  röm, 
Recht,  Z.  f.  H.  R.  iV  S.252.  —  Schäffley  Anonyme  Qesellsch.,  Erwerbsgesellsch , 
Handel»,  und  Industrie-Comp.  im  Staats-W.-B.  IV  8.  251—267,  678-689. 

%  V^HiüIciilSf  ^BT  Gesellschafter  lu  einander. 

1.  Grandhige  des  ganzen  Verhältnisses  der  Gesellschafter  unter- 
rinsnder,  fhrer  gegenseitigen  Pflichten  nnd  Rechte  ist  der  Gesellschafts- 
^wtrag,  die  freie  Vereinbarung  nntfer  ihnen  selbst;  nur  in  Ermanglung 
(iQer  solchen   komihen  die  Bestftomungen   des  Gesetzes  zur  Anwendung. 

2.  fcder  Gesellschafter  ist  jedem  andern  einzelnen  Gesellschafter  und 
der  Geseflschaft  als  einem  Ganzen  verbunden  zur  Erföllang  der  Gesell- 
sehaftspflfchten  im  weitesten  Sinne,  welche  nach  Maszgabe  des  Vertrages 
oder  des  /ieschiftszweckes  der  Geseflschaft  sehr  manichfaltig  sein  können. 
&hat  &i  allen  Angdegenheiten  der  Gesellschaft  Fleisz  und  Sorgfalt  wie  in 
eigenen  Angelegenheiten  anzuwenden,  nicht  die  höchste  Sorgfalt  eines  or- 
dentlichen Kaufmanns,  wie  der  preuszische  Entwurf  foi'derte,  denn  es  be- 
niht  die  Pflicht  nicht  auf  besonderer  Bezahlung,  sondern  auf  Gegenseitig- 
keit, und  es  hat  sich,  wie  schon  das  römische  Redht  ausspricht,  die  Folgen 
«eftsl  zazmdireiben ,  wer  steh  mit  einem  nachlassigen  Gesellschafter  ver- 

4.  a.  85.  Zur  GOlttgkell  des  Oesellscbaftsvertrags  bedarf  es  der  scbrifllichen  Ab- 
tissiaiaoder  anderer  rörmlkbkciten  nicbt;  — c^nso  bei  derBrriebloDg  derComlnaB- 
dite;  dagegen  bei  der  CoroaMiidite  aaf  Aetioi  nad  der  refnoi  AeUeDgesellsehaft  bedarf 
et  sogar  noUrieller  oder  gericbüieher  Schriftfonn.  f.  142,  143. 


Digitized  byVjOOQlC 


880  Bach  m.  Abth.  II.  C*|k  IV.   ?«• 


biadel.  (1.)  hdw  Schtdmi«  dm  4er  GisdMidtor  dnich  VeiMamg  «mt 
Sorgfali  aiirieUei«  vost  er  eneten,  md  er  lu«m  mchi  el#i  yo^eBM  die 
V«rtbeile  compenären,  wekhe  io  «oderai  F9Ubu  aein  Wläm  dar  6mil- 
scbaft  verschafll  hat,  denn  ^  hti  in  BeftMi^iu«  ^esteiheii  ledtBÜch  sehe 
Pflicht  g€KeB  die  GeseUsehnft  erteilt  (%.) 

DieBeitrigeaiKi  LeistmieMi  fiv  die  GeselsohiftlLinDeD  nach  den  ¥6iliig 
sehr  verschieden Beitt:  Geymblnngen,  WeatenBeferting»,  Ariieit,  Deheriewng 
von  Gebäuden;  aber  auch  andere  Dinge,  die  ftlr  ien  Verieehr  fon  W«ft 
alnd,  &  B.  Credit,  KenntniaB  vo»  Erfindungen,  neue  Maaefaiaen,  tieheiB' 
mittel  etc.  Dabei  gehen  GeMnmmen  Inid  andere  Terbranchbere  und  m- 
trethare  Sachen  oder  a«ieh  nnverbranehbare  und  onveitrelbare,  wem  m 
mit  dner  Schatawg,  die  niclit  bkiez  im  Zweck  d^  G^wimitbeihiag  ^ 
aehieht  (aeümaUo  vmäiü^tm  camm),  eingebr»fal  werden,  in  das  Toib 
Eigenthum  der  fieKÜacheft  Aber,  nnd  ea  aptidii  dl»  Vemmthung  drfir 
—  vorbehaltlich  dea  Gogenbcweitee  UoaEer  GebranchsQberiaaauDg,  s.  ft 
Vermlethung  einea  Hausea  (Z.  f.  H.  R.  ill  8.  SM)  -^  dasz  jede  frflher  eoa 
GeeeUacbafter  geh<^e  Sache,  welche  in  daa  von  allen  GeaeHacbaflern  oa- 
teraehriebene  Inventar  eingetragen  lat,  EigeAlhum  der  GeaeUsehaft  gewordea 
iai.  (a.  «1,  Motive  S.  M,  Prot.  &  175.)  lat  die  IMüllung  des  Beitrages 
nnmOgtich  geworden,  and  In  Folge  dessen  dte  Aufgabe  der  Gesdbcbiil 
unerreichbar,  so  kommt  die  Gesellschaft  entweder  gar  nicht  zur  Verwirk- 
lichung oder  wird  aufgelöst,  und  es  hat,  wer  den  Untergang  d^  venpro- 
ebenen  Beitrages  verschuldet  hat,  den  Qbrigen  Geaellschaftem  den  Schadea 
zu  ersetzen,  den  sie  dadurch  erlitten.  Der  zubillige  Untergang  aber  be- 
gründet keine  Entachttdigungspflicfat  '  Ist  aber  der  Gesellschaftszweck  on- 
geacbtet  der  unmöglich  gewordenen  Leistung  des  Beitrag  doch  erreichbar, 
so  wird  die  Fortsetzung  der  GeaeUsehaft  nicht  gehindert,  und  es  nmaz  der 
Beitragspflichtige,  der  den  Untergang  seihet  verschuldet  bat,  ficaatz  kisteo. 
Ist  der  Beitrag  zuMlig  untergegangen,  so  kann  der  Pflichtige  zwar  nicfat 
direct  zum  Ersatz  angehalten  werden, ^aber  indirect  insofern,  als  ihm  ia 
der  Gesellschaft  diejenigen.  Rechte,  welche  den  vollen  Beitrag  als  Grund- 
läge  voraussetzen,  nur  zugestanden  werden,  wenn  er  deiis^ben  wirklieb 
geleistet,  d.  h.  hier  den  Mangel  ersetzt  hat  (Ueber  Verwendungen  in  die 
Gesellsdiaft  vgl.  auch  Z.  f.  H.  K.  I  S.  161, 1(3.)  Nach  ^fm  aUgemeinea 
Anschauung  des  Handels  musz  jede  anberechtigte  £nizi«hung.  oder  Bebio- 
derung  von  Capitalverwendung,  welche  die  Gesellschaft  durch  einen  Gesell- 
schafter erfahrt,  von  diesem  durch  Verzinsung  des  vorenthdtenen  eder 
entzogenen  Capitals  vergütet  werden,  eine  Verpflichtung,  welche  sofort  von 
ddn  Tage  der  Entziehung  an  von  Rechts  wegen,  d.  h.  auch  ohne  Mab* 
nung  von  Seite  der  Gesellschaft  durch  die  blosze  Thatsache  der  Entziehoagi 


1.    Prat.  0.  180»  a.  94;   nadi  aHalsehem  Redn  haftet  der  GeseUactaftcr  gtr 
nur  für  IaU^m^.    H.  fiv  B;  a.  890. 

%.    a.  V4.  Vgl.  L  ftS,  M.  mg.  fTd  9oeU  17.  Q. 
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kirtodel  nM.    Hithü  gibOMn  nw^rnHiA  di«  Fitta.  ivwn  ter  GeMÜ* 

MkiAer  mIm  tieidkeiMge  Dkbt  imMaMg  MkO&i  oder  eiiipioniiiecie 

Uder  der  GweUschift  oUbt  reehliMti§  in  die  Cmbo  fiU  «der  onMiigl 

GiUer  aui  dieiw  iQr  «icb  efttoioMt    SelbiUHnltadiieii  aeUieeil  dieid 

VmifiMHigspfliehl  die  HaftBog  ttr  e^a  awtilaadeaffin  giMMren  Sokadea 

«i  Ibr  dia  Obrigao  ReeUafdgMi  ^  nahtfagjaw  Handhio«  nicbt  ms.  (a) 

&  Varsofaiedeft  «raide  tNIhar  die  fra^e  Mcb  der  Erawii«barkeii  VM 

JtbiffiAiiiiem  d.  b»  qMerar  firhdhiicig  der  ufspvtfleHeh  festgoaotoWn  SiRr 

hfBD,  behandelt    OffeiAer  ist  die.FeilaelaMiit  das  Umm  dat  Beitiige  ^ 

maUieber  BesCafiAkeil  4as^  gttnHi  (ieselbwfcaftanarlrajE^ .  qnd  haen  dahis 

«r  dareh  «ovalioB  das  Mateüi,  eiaD  dnreh  4m  Mm  Witten  aller  G^ 

«lifibaftar,  erfaöht  weldeft.  <4.)   Aa  di<Me»a4iaM4MAf  hlliiies.iieiM  fies^ 

■bedifigt  fest,  «Dd-gestaHel  Mab  mcfalidie  AesDatuoe,  wdabe  das  t»wn 

mbe  Landreohft  (I,  17  $.  190)  <br  den  Fafi-«u%ealeilt  hatte,  4uz  oboe 

lolche  Erböhong  der  Zweck  der  Gesellschaft  nicht  erreicht  werden,  bamt 

tief  luMuile  daa  wejgamde  Jiitgliad  «wn  Anabsll  «na  der  GeapHacbai  an- 

gdultea  werden.    2«Feifalhaft  ist  hienacb  aogar  die  Kra0e  (^Krelehe  i.  B« 

im  Zoricber  Gesetz«  $*.  iHIU  i^emeint)»  ob  «i»  GeaeUsahafttr  dnrcii  seinen 

Kaiprncb  anch^  die  Qbrigen  Geaallsehifter  behindern  kOnne,  znm  Zweck 

■ftUtieber  Ycrwendnngen  im  Bereich  des  Geseibchafisawacfces,  %*  B..far 

HcistelliBig    einer    xweüen   Maschine^   wenigstens    iArs  BeiMge    nnd 

dnhrch  in  entspreebenden  Masa  ibum  JlLntb9il   an  Gewipa  md  Verhist 

n  erbOhen;  so  sehr  die  billige  ftttckdaht  ainf  die  GeyellscbaAsHiteiess^ 

oad  die  unter  toi  GaseHKbaHern  zu  fordernde  Aeqoitaa  eine  solche  Ge- 

klifigkeit  misrosablieaaen  acbml;  so  iteht.dfNsb^  das  Princip  der  Eiobellig-r 

bit  enigagen,   wcdchea  das  Gesefti  fdr  aUe  Bandbingeii  (^r  Ge^lsobi^ft 

aabteüt  (a.  108)  <   wenn   sich  diesz  ^ncb   zmäehU  a|if  Sipgehung  neuer 

Geschäfte,  also  auf  die  Verhaltnisse  zu  Dritten,  bezieht  (Prot.  S.  989.) 

4.  Die  Gemdn-Gesinnnw  w^r  4sn  Gaidlsdiaftem  nnd  das  gegen- 
Mitigs  Vertranent  dass  jeder  GtseHaph^fter  .vcpr  alkap.  die  l^t^r^ssen  der 
Genikcbaft  m  fordern,  habe,  aehUeszt  i^s  als  unaqgefnessen  a^s,  dasz  ein 
Geseilscbafter«  <gleichYi(d  ob  er  dif  Geschäfte  filbrt  oder  uichtt  io  <lem 
SiBdeiKcwieig  der  GaseUsobaft  auf  eigene  Recbovi^  oder  für  einen  Dritten 
Geschäfte  iMiebe  oder  noch  einer  andern  gleichartigen  Bandelsgesellschaft 
ab  offaner  GeaaiMaifter  aqgebMe.  Der  GeiKUmMiafter  ^  nicht  der  eigenen 
GeseUschaft  eine  Gonanrrans  watiben,  die  bei  seiner  Kenntnisa  ihrer  Ver- 
IMingen  ihren  sehwaoben  Seiten  b^sond^  ge(^brlicb  wQrde.  Es  ist 
sieht  nnr  der  bemfamasju^s  Betrieb;  des  nl^piiichen  Handelszweiges,  sondern 
aack  das  Unteroebmen  einzelner  Gesdiaae  spi<sber  Art  untersagt;  gestattet 


3.  a.  05.  Prot.  S.  181.    Tgl.  Eömere  Samml.  III  Nr.  77.  79. 

4.  Btner  eoleben  ErbOhang  steht  natariieh  die  naelKriglkhe  EFglniueg  dar 
frvker  getchebenen  nnd  durch  Yeflast  rermloderten  Beitrist  vailia  gleish.  (MoUre 
8.14.) 
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aber  ist  die  Betheilignng  m  einer  andern  Oeadlflcha»  ab  aMer  Gmlk- 
schafter  oder  AetionAr.  da  in  einer  airtchen  bleuen  CapiMflriage,  ahne 
EinOwt  anf  die  GescbtfMeitang  der  tweHen  GeeeHaelitll/eiBe  Gebhrdai« 
der  kileressen  der  ersten  nfehi  leicht  Msgan  kann.  SelbstretvItoMNich  antMndek 
eine  EmwiWgnng  der  Caasiiichiit,  irddie  «nah  stilMiweigend  gesctehea 
kann  (wenn  *c«  E  die  GesaHscbafter  wnacten,  daai  einer  ^on  ihnen  schon 
efloies  M il^ied  einer  andeni  ist,  nnd  sie  seinen  Analrilt  nieht  ansdrOdüMi 
ansbedangen)«  von  dIaaoBi  Verbot  (S.)  Die  Folge  einer  Verietang  dei 
Verbots  ist  aieh  hier  nicht  IhigtitiiMt  der  ?erholenen  Gesdilfte  (t^ 
Oben  $.  IM,  IH  IMX  nber  die  Geaallsebilt  hat  die  Wahl,  inoeitaA^dnier 
Monate  nach  ihrer  Senntnisznahine  SdMdenersatK  m  fordern  oder  in  dii 
ton  dbm  Geseüachafter  gsMMoasene  Gaachift  anf  e^iene  Redimuig  cima* 
treten;  «osEOrdeni  kann  hei  grober  VeiMsmg  der  der  Geadhchi» 
geschoMelen  Treue  dem  fidnridigen  ier  Oe8dlschaltsi>ertrag  gekOadigt 
w^erden«  (a^  VIi) 

5.  Ba  der  Gesellsobaflsvertfag  mit  jedem  eini^nai  nntar  Voranssetmi 
nnd  auf  Grand  spiner  individaellen  Bgehschaften  geschlossen  irird,  so  km 
kein  Gesellschafter  einen  Fremden  an  seiner  Statt  oder  neben  sich  ia  die 
Gesellschaft  atifhfehmen  ohne  die  Binwflllgiing  der  Obrigen  Mt^eder;  alNir 
allerdings  ist  nicht  tM  teiliindern,  dasK  ein  GeseDchafter  sefnen  AntlNil  ao 
dem  Vermögen  der  Gesdischaft,  der  ja  zu  semem  PrivatTermögen  gdiört, 
freiwillig  ode^  gezwungen  (den  Gläubigem  im  Gononrse)  ganz  oder  Ifaefl- 
Weise  einem  Fremden  abtritt  Bfo  solider  Fremder  wird  aber  dadordi 
hiebt  Geseltechafter;  er  triti  zu  der  ijoseflaehaft  in  gar  kein  VerhMtnisi, 
nur  zu  seinem  Gedent^i  er  kann  desidialb  zwar  von  diesem  die  ndthigeo 
Nachweisungen  Ober  sefaien  Gewinnantheü  ^erlangeny  aber  kehieswegs  ab 
Geseüschaftsgiied  Einsicht  in  die  BOcher  nnd  fttpiere  der  Ges^scbaft  bt^ 
dorn.  (6.) 

6.  Die  Rechte  des  Gosotlachaftars-  bestebnrs 

a)  in  dem  Ansprach  airf  Ersatz- far  die  Anslagen,  weteher  In  Angdft« 
genheiten  der  GeseHsdiaft  gemuht,  ftlr  die  Verinste,  wdche  eNm* 
mitt^lbai^  durch  seine  GeschOflsflnHung  oder-  ans  von  denselben  im- 
zertrentiHcheti  Geiihten  erfahim  (das  ^eosz.  Landr.  L  17  $.  flf* 
Ygl.  13  §.  81  hatte  hier  dl^  zo  enge  Anilogie  des  Mandali)  atf  A^ 
nähme  derVerbihdlichkek^,  die  er  för  «oGesdiMihlifl  Obernonmiea, 
und  Verzinsung  tAer  ran  ihm 'vorgeschossenen  Gelder  ram  V9^ 
des  Vorschusses  an;  sonst  aber  hat  er  keine  Vergntimg  Mr  ssi» 
BemOhungen  in  d^  B^IHeb  der'  OeseUsohaftsgeschifte  zu  iMdM 
(auch  nicht  for  auäzerordentilche;  pr«nsz.  Landr.  h  e^  %.  SSM,  weieks 
practisch  schwer  ausanscheiden  sind);  wenn  er  sie  nicht  besonder! 
ausbedung^.    (a.  93.)  .  *  , 


i'i  'H'J  !■-  i'     *' — '  '    I  "     iM   n 


5;    «.  90.  Hot.  8.  O».--'''     "--*  •    '  -t'--  '" 
6.    a.  98.    Mot.  8.  50. 
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9»  ist.  TMMItBin  dir  Gftettnlwflef  iv  elMnder. 

b)  in  &BKk  AMpnreh  Mf '  dm  flmi  nscii  Mtiigilte  in  66i|rilM9liitfltsTQff* 

tra^A  und  Ertrug  der  GeMllMlMrflqgeeehafle  siriconmeiHtoii  6e^«rinii. 

Bt'diiiMi  GuwIiKliaMi  Mot  dki'*Diiier  gegfttiiA^  werden,  so   finden 

periodische  Abfeehnnngen   am  SeMane  eines  jeden  OescMAsjahres 

8MI;-ee  wird  dabei  anf  Gnmd  des  fatenten  «nd  der  Büans   der 

Gewteii  eder  Verlust  des  Jahres  etttiltteil  nnd  ^^rar  jeden  GeeellochaAer 

oer  HM  trcfleDoe  'Anuwsi  Dereciuiec* 

Deber^  die  Art  der  BeMshnong  des  fiewianes  oder  ¥erhistes  nnd  der 

Vertheihmg  der'  Antheile  gingen  im  altem  Recht  und  auch  in  der  Gon«- 

I    femz  öle  AmMiten  bedentend  auseinander.  Wihrend  das  römische  Recht 

eiaM}  nach  KopAheien  redmet,  haben  ncnere  Particidargesetse  den  An^ 

I    ÜkH  an  Qewkm  nnd  Verlost  meist  nac^   dem  VerMdlnisc   der  Capital* 

I    «Magen  bestimmt  So  bfflig  dfesz  nun  in  dem  Fall  erscheint,  dasc  aMe  Mü- 

1    ^Msr  BW  Geldbeitrige  Mefctn,  so  schwierig  wird  Ab  Sache,  wemi  ein* 

idoe  gar  keine  GeMfoeitrilgev  sondern  nur  Arbeit  Msten,  nnd  sehr  unbillig 

I     asd  der  Wahrheit  der  VerhÜMsse  widersprechend  ial  es  hiebe!,  die  Lei- 

I     «tag  emes  «Mchen  Mf^Medes  dem  geringsten  Capitaleinsatz  gleichznsteHen. 

I  Desxhalh  hat  das  Gesell  mit  Redit  einen  andern  Weg  eingeschlagen, 

^    md  fttr  BmoiMung  nnd  Vertheihmg  des  Gowhmei  eine   langst  ra   der 

I    Hmdrisweit  herrschend»  Methode  adoptirt. 

I  Der  Geadiaftsmann  spricht  so  lange  nicht  von  Gewinn,  bis  nidit  min- 
I  deiteos  (tte  gesetarmaszlgen  Zinsen  eines  in  einem  Geschäft  verwendeten 
^  CqNtak  eingebracht  sind.  Es  werden  also  vor  allem  von  den  etnzdnen 
i  bd  der  leisten  Mbna  ÜBStgealeMNi  Gapitalien  gesetsmlBzige  (4  procentige) 
9  Ztessn  bereobnet  ond  den  beUeflfenden  E^enthOanem  giatgesohsieben.  Der 
s  gcmmte  JMrag  diean*  Zinsen  wird  als  Vqrhutposten  von  dem  nach  den 
|i  Angaben  nad  Passiven  rcstireoden  Gosammteapital  abgwogen,  nnd  erst« 
was  nach  diesem  Abnig.tlbrig  bleibt»  ist  Gewimi,  der  mm  ■9t)w  in  Er- 
nsn^ng  anderweitiger  Vepriibfedaiig,  nMit  nach  den.  Eiidagen,  aondern 
^  anfath  nach  Köpfen  verlheHt  wird.  Diese  Methode  vereinigt  also  das 
fi  rOmlKbe  Prhioip  der  arithmetisehea  Glejctiheit.(bei  dem  Gewinn)  mit  deqi 
,(  oetieren  der  proportionalen  (bei  den  Zins^).  (a.  10»,  107.  Mot.  109.) 
i  St  wmien  die  Zinsen»  vpenn  sie  nicht  im  U^b  des  Jahrfi  erhoben 
ij  worden,  von  Rechtswegen  der  Einlage  des  Geadlsicliirfters  zugeschrieben 
I  uid  iertan  als  eine  Vermehrung  des  Einlagecapitals  mit  verzinst.  Und  zwar 
I  Mnen  diese  Zinsen  auch  dpan  gpt  g^sduieben  werden»  wenn  mit  Verlust 
$  Bchsqjelt  worden,  mi  es»  dasz  dnrcb  diasi  GitfselMreiben  ,der  Verlust  erst 
i  MbeigefOhrt  oder. der  schon  entstandene  venpebrt  werde,  und  es  ist  nuch 
ji  4i«». durch  die  Zinsfordeisyng^  begründete. Vfyrlxist  in  Ecmanghmg  ander- 
i  WQii^  Veieinharung  von  den  Gesellschaftern  nach  Köplea  vertbeilt  zq 
^^V^r  und  aus  dem  Privatyormögisn  zu  ersetzen,  wenn  di^  Handel^ 
.    ^'miQgai  bertiU  an%eqehrt  ist,  (Prot  S.  463äL) 

Der  Gesellschafter   kann  jedenfalls  die  auf  seinen  Antheil   fallenden 
Zimen  des  abgdaufenen  Geschaftsjal»  fdr  sioh  erl^ahen,  und  r^m|szig 
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«Mb  im  um  au gat gmtkt'mlicwm  Thiit  dM  MkratgewinnBi;  iMmiM 
er  aber  nicbt,  vefift  d»  KBtäflhnng  dteer  Snomt  der  Cewliichift  m 
difliaoi  Aügenhliok  eim  offpotoiw  Ntdilheil  (pkM  femd»  Baa^Krott,  aich 
NttthigMig  zur  AuiMhoae  too  Jtadehap  mit  bOberae  Ziomq)  geraielm 
wirde.  Md  niemidi  dflMr<  er  «Bge*  den  WiilaD  der  andeieD  fiesettidnier 
tei»e  Einlage  durch  ÜMrilweiae  Zurückgiehmg  miodern  oder  gai»  kenn- 
nehmen.  Nimmt  er  seinen  Jahreicpeviiui  idebt  herem,  so  Termehit  aadi 
dieser  wie  die  Zinsen  seinen  Antheil  am  GoseUachaftsvermfigen.  (a.  107. 
IM.) 

7.  Ueber  die  Vertbeiioag  tob  Gewinn  und  Verivst  können  die  Genl* 
sobafter  jede  belieWge  Verabrednng  traOen,  weiche  nidU  dem  Wem # 
GeseUschaft  ab  eines  oneneaen,  auf  Gegenseiügkeit  gegrOadeten  GssAlb 
wUersfMrioht  Dieaa  ist  nicbt  der  FalT,  wenn  ein  Geaellaebafter  von  4k 
Gefahr  des  Verlnstea  TöUig  befreit  wird^  was  namentlioh  in  GwataB  m 
solcben  ItttgKedeni  binig  gssobiehti  welche  der  Geseilsobaft  nur  mit  ib«r 
Arbeit,  ihrer  GesehlÜBerfibraBg  dienen,  ohnefitalagen  Yen  Gapitai,  wMe 
ihnen  vieUeiebt  T^dUg  UUL  Dagegen  widerspneht  aUat^iags  der  AoskUk 
eines  Geseilschalters  von  jedem  Gewinn  (aedetas  ieonina)  dem  Weien  te 
GeseUschaft  nnd  die  Nttoiberger  Confeitaa  bat  ein  Verbot  derselbea  ab 
«^bstverstftndlich  ond  deszbalb  wmOthjg''  (Prot.  &  1000)  beeeklmet 

*  n»,  $.  38. 

§.  139. 
3.   Ofacbiasriiiifaiü  ned  VefUMaisK  tu  Dciuen« 

1.  Die  Geschäfte  der  GeseHschalt  können  g^Wirt  werden: 

a)  von  oBm  Gesellsdiaftem  in  gleichmisziger  BereehtigoBg  -^  am 
wfa^  ptrmmthH,  wenn  nicht  ansdrUdilich  im  GeseltochaftsveHng 
oder  in  einem  späteren  Zusatz  desselben  die  Fahrung  einem  odff 
mehreren  GesellschaAern  UbeHragen  vrorden,  (5.)  und  die  Besobiti- 
kung  der  aiidern  Gesellsehafter  wirkt  DHtten  g^enOher  nur  sofen 
sie  ins  Handdtregisler  eingetragen  ist. 

b)  Von  Ges^haftsfilhrern,  Ftrmaftkhrem  welche  entweder: 

et)  Mitglieder  der  Gesellschaft  sind ,   denen  dieses  Recht  ,im  Gesell' 
schaftsvertrag  Obertragen  virorden  (a.  W^-^lOl), 
oder 

ß)  angestellte  NIchtgeseilchafter,  ProcorMen  (a.  101). 

2.  Die  gleiche  SIeDung  der  Gesefflschafter  hat  als  Rege)  die  gMd» 
Berechtigung  zur  Leitung  der  gemeinsamen  Geschäfte  zur  Folge.  Es  Mfi 
sich  nun  aber  nach  welchem  Princlp  Differenzen  in  der  Willensmekiin( 
der  Gesellschafter  gelöst,  in  vreleher  Form  der  Gesellschaftswille  aasge" 
sprochen  werden  musz.  Es  hat  nun  zwar  die  Handelsgesellschaft  eii^ä 
genossenschaftlichen  Charakter  und  erscheint  nach  Innen   und  Auszeo  ab 

5.    a.  lOS,  Tgl.  s.  80,  Nr.  4,  PrM.  8.  «79. 
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6M»  sMDBMBgeselale  Fenao.  Aber  äe  isl  dach  ttkbl  als  aine  CorpoaiH 
tk»  oder  iioe  oorporattHMiholMhe  GMCMatMcbaft  organisirt  Ihn  kauft 
tebalb  aMh  nickt  wia  das  fveMziMihe  Laodmhl  (I  17,  §.  9ü9)  tiwk, 
lai  der  pretsaiaobe  Eolworf  varsekkig,  den  nur  fOr  Goryorationen  pae*- 
MDdeo  Gnndaali  der  llekrhcitofcetcblOsae  auck  anf  die  Bandelogaaelhcbaft 
ttwenden.  Der  einbeMlttha  CeaaltehaftgwIMa  mnss  sich  taehnekr  in  der 
Begd  eken  in  der  Uekerafnkmft  der  samaitlieken  MitgKader  danteUen 
o4er  itt  Verkehr  nach  awzen  in  den  Willen  der  bevcUmfteht^ten  Ge^ 
iduiftsfbbrer  inoorkalb  des  normafeD  Kreises  ihres  Gesebäftsbetriebs;  nnr 
tk  aaszerordentBche  Handl^agon  mdssen  aoch  diese  die  einstinunl§e  Bil« 
Ugmig  der  Mitglieder  einholen.    . 

In«diesein  Sinne  hat  denn  auch  das  Gesets  die  "verschiedenen  Fälle 
saterscfiieden  nnd  entechieden.  Werden  die  Geiohifte  Ton  allen  GesaH* 
scUftenit  ohne  BeitaUiing  besanderer  FirmafBhrer«  belriebent  dann  ist  nicht 
abnisehen,  wessbalb  die  SUmmen  der  eimm,  anck  wenn  sie  die  Mehruhi 
Mdea,  den  Willen  der  Qbngen  glaichmlsiig  Berechtigten  sollen  zwingen 
tassen;  in  diesem  FaUe  muc  4aber  eine  Vertedenmg  des  jeweiligen 
ikiUadeSv  alao  die  Vomabme  der  vorgeschlapnen  Handlung,  nnterUeiben^ 
wenn  auch  nur  em  GeseUschafier  Widersprach  erhebt,  (a.  103.)  Denn 
die  Annahnip,  das«  alle  Xkeiinehmer  eines  genarinsamen  Bandelshetriebs 
sich  stilkchweigend  wie  die  Glieder  einer  Gemeinde  den  MijoriUts«- 
bescblüssen  unterwerfen«  diese  Annahme,  welche  freilich  in  der  franad*- 
sittfaen  Jurisprudenz  durchgedrungen  ist  (vgl  BrmekBumm^  Handelsrecht, 
$.  39,  Nr.  9),  ist  um  so  weniger  begrttndet,  als  diese  Unterwerfung  for 
das  Mitglied  der  offenen  Gesellschaft,  welches  solidarisch  mit  seinem  gansen 
Vermögen  und  seiper  Person  für  jede  VerbindUchkeit  der  GeseUschafl 
haftet,  äuszerst  gefilhrlich  werden  kann*  (Frankf.  &iiw«  5«  108.)  Die  Be- 
fürchtung, dasz  ein  solches  Veto  je^  Einseinen  die  lucrative  Führung  der 
Geichäike  hemmen  konnte,  ist  gegenOber  dem  gememomm  Interesse  am 
Gewino  nicht  sehr  bedeutend,  und  gßgen  chic^nOsto  Mi^zbrauch  dieses 
Rechts  bat  die  Gesellschaft  wirksame  Mittel.  Auch. ist  die  Bescbr^lnkung 
Dicht  so  gemeint,  dasz  j^r  GeseUschafier.  vorh^^  ehe  er  irgend  etwas 
QDtemimmt,  durch  Umfrage  sich  die  Zustimmung  aller  Mitglieder  versichem 
noOsse,  sondern  jeder  handelt  nach  Gütbefinden  so  lang,  bis  ihn  der  Bin- 
sprocb  der  anderen  hindert,,  wobei  er  nur  Fleisz  und  Soigfalt  (nach  Mass«- 
gabe  des  a.  94)  anzuwel^len  0^4  ^ich  jeder  absicbüicben  Verschweigung 
ZQ  enthalten  bat  (6.) 

3.  Ist  aber  die  zunächst  beitebende  glekhe  Berechtigung  aller  GeseU- 
schafier, bei  der  Leitung  der  Geschäfte  mitzuwirken,  durch  einen  Willens* 
act  derselben  aufgehoben  und  die  Geschäftsleitung  auf  besonders  bestellte 
FhmafQhrer,  gleichviel  ob  sie  der  Gesellschaft  angehören  oder  nicht,  ^über- 

6.  Tgl.  IQ  a.  102  die  Motive  des  preusx.  Eoiw.  S.  58  and  die  Prol, 
S.  lW-901  r..   8.  aev;  ßömert  Samml.  UI  Nr.  206. 
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tragen,  so  kann  nan  nicht  mehr  das  Veto  jedes  EbmiiieD  eine  HüidlBg 
ies  Gescbiftsftrtiren,  die  in  den  nonnalen  Bereteb  seiner  SMtang  liegt 
yerhiDdeni.  Vidmehr  seUiesaen  die  einnal  bestelMen  GesctatMhnr  mn 
die  Obrigen  Gesdbchflfter  Ton  der  GesciiMsMinng  ans;  diele  kMnea  tmt 
anch  dann  sieh  persönlich  ¥6n  den  Gang  der  Gesobtfte  nnleMcMen,  jedeh 
zeit  in  das  Oesdiaftslocal  liommen,  die BEandekbtlcheriind  Papi^e  einsebn, 
und  hienack  sicii  Bilanzen  za  ihrer  Uebersicht  anlegen,  Anfkürmig  mi 
Rechenschaft  ron  den  GesdMftsAkhrcn  «her  die  einzelnen  im  ifaneo  i^ 
geschlossenen  Geschifte  fordern  (7.)«  eher  ihr  Widersprach  hindert  * 
Geschäftsführer  nicht,  alle  Handlongen  Torzonehmen,  ipi^eiehe  der  gewAi- 
liche  Betrieb  des  Handelsgewerbes  der  Gesellschaft  mit  sich  bringt 

Viehneiir  handeln  jeliit  nach  anszen  nnd  innen  die  Gesehaftsfahro*  sflik 
0ie  nichtgeschAftfOhrenden  Gesellschafter  dürfen  weder  anf  fifs&ae  Fi^ 
ftlr  die  Gesdlschaft  nach  anszen  band^,  noch  in  Innem  in  die  eigeii^ 
liohe  Verwaltung  des  Vermögens  eingreifen.  Diesz  wllrde  d#m  Tertngi- 
maszigen  Recht  der  GeschiftsAlbrer  widersprechen,  weiche  vieHeidilte 
Gesellschaft  nar  anter  der  Bedingvng  beigetreten  sind,  dasz  sie  die  GeseMfc 
sdbstindig  leiten  nnd  alle  Mitglieder,  in  die  sie  kein  onhedingtes  ZotriMi 
iiaben,  von  jeder  kinniischong  aosscMieszen  dOrfen. 

Sind  mehrere  GeschiftsfQhrer  mit  Gollectiv-Procara  bestellt,  d.  h.  w^ 
der  auschllckKehen  Bestimmong,  dasz  einer  nicht  ohne  den  andern  iiandeli 
könne,  so  darf  keiner  allein  Geschifte  rornehmen,  es  sei  denn  Gebhf  in 
Verzage;  aber  auch  ohne  eine  sotehe  Cdleetiv-Clansel  kann  ein  GescMk- 
fohrer  die  Vornahme  einer  Handlang  durch  die  tlbr^n  mit  seinem  Eit- 
spruch  hindern,  (a.  MO.) 

4.  Es  liszt  sich  non  aber  keineswegs  erschöpfend  aofethlen,  wMe 
Handlangen  die  Gesdiiftsftthrer  hi  Kraft  ihrer  Vollmacfat  voiiiellroen  dflrfen, 
vielmehr  wird  sich  diesz  nach  dem  Gegenstand  des  Gewerbis  der  Gesefi- 
sdiaft  nnd  naeh'dem  marktAbHchen Herkommen  sehr  verschieden  gestaHe» 
Es  geht  nicht  an,  ihnen  etwa  Verwaltangshandhingen  zu  gestatten,  V«h 
iaszerangshandiungen  m  verwehren;  denn  Verauszertfngen  bHden  gerade 
die  Hauptaulgabe  eines  Handdsgeschifts;  ebensowenig  kmn  man,  ohne 
grosze  Ungleichheil  und  Unsicherheit  des  Rechts  herbeizufnhren,  von  Atrf- 
steUung  eines  Prindps  ganz  Umgang  nehmen  und  äDes'dem  Ermessen  des 
Richters  Oberlassen.  Vielmehr  empfieUlr  sich  als  der  ^Vflfensmeinang  aHer 
Bethetl^fen  ilnd  dem  BedQffnisz  d^r  Geseittcbaft  entsprechend  der  Siti, 
dasz  die  Geschäftsführer  alle  Handlungen,  wekhe  der  gewöhnliche  Betrieb 
des  fraglifhen  Handelsgewerbes  mit  sich  bringt,  hi  Kraft  Ihrer  VoB- 
macht  selbstlndig  ^ne  weitere  Anfrage'  bei   der  Gesellschaft  romehmeD 


7.  a.  105  iProt.  S.  (196;  ein  Yeriieht  auf  dieses  Recht  ktoo  zwar  erlUrt 
werden,  aber  er  wird  sofort^Dwirksam,  felis  eine  ÜDredlichkeit  in  der  Qescbint- 
fHbrung  naehgewfcseif  weisen  kann. 


Digitized  byVjOOQlC 


%.  la».  GeMMiltfukriuig  ood  YerhiUloitz  la  DriU«ii.  M7 

(MrieD.  (&)  Also  erstreokt  doh  ikre  Befagoisz  in  der  Segd  s.  B.  auf  Waaren- 

tiaf  nndVeckaiii^  Bestellung  YonMasehioen  bei  der  Fabrikgesellschaft,  Miethen ' 

TOD  Magazinen,  Anstellung  von  Lohnarbeiten,  Annabnie  von  Zahlungen,  selbst 

nr  Aofiaalime  von  Darlehen,   soweit   sie   fir    den  Umfang  des  Geschäfts 

gHJgDeC  scheinen  and  Vornahme  von  Liberalitäten,   sofern   sie  durch  die 

Bmdelssitte  (z.  B.  Trinkgelder)  oder  das  Interesse  der  Gesellschaft  gerecht* 

iaügt  wehlen.    £s  kann  auch  diese  Befugnisz  eines  gesobäftsfilhrenden 

GdeUsoiiaftera,  die  eine  gans  allgemeine  is^  in  ihrem  Umfong  gegenüber 

DiitteD  gar  nidit  beschränkt  vrerden;  das  Publicum  hat  ein  Recht,  voraus- 

mdmu  dass  dn  Vertreter,  den  die  Gesellschaft  dnmal  aufgestellt,  sie  un- 

Mirtakt  in  allen  Geschäften  vertreten  dürfe;  die  Gesellschaft  vrird  daher 

aä  der  Einrede  gar  nicht  gehör!,  dasz  der  Geschäftsführer  nicht  für  diese 

iitTon  Geschäften  oder  nicht  unter  diesen  Umständen  oder  nicht  zn  diestf 

M  oder  an  diesem  Ort  zur  Vertretung  befugt  gewesen  sei   (a.  116),  und 

loch  wenn  einem  Gesellschafter  die  Gesehäflsführang  von  Anfang  an  ent- 

Vgen  (a.  86,  4),   oder   später   wieder   abgenommen  worden   {i.  87),  so 

vUoi  doch  diese  Thatsachen  nur  nach  M aszgabe  der  mit  den  Einträgen 

io  das  Handeisregister   verbundenen  Präsumtionen,    (a.  46,  a%  115,  vgl 

BDten  $.  146.) 

Dagegen  zur  Vornahme  von  auszerordentüchen  Handlungen,  wdche 
licht  im  gewöhnlichen  Betrieb  der  Gesdlschaftsgeschäfte  liegen  oder  dem 
Zweck  der  Gesellschaft  fremd  sind,  reicht  die  Vollmacht  der  Geschäfts- 
hbier  mcht  aas.  Die  Aufhebung  der  ganzen  Gesellschaft,  die  Veräuszerung 
TOD  Firma  und  Etablissement,  Verkauf  oder  Verpfiindung  der  Liegen* 
«iiaiteD,  Aenderung  des  Geschäftszweiges  der  Gesdlschaft  u.  dgL  können 
i  Geschäftsführer  nur  nach  Einholung  der  nach  dem  Prindp  des  Gesetzes 
autimmigen  Erlaubnisz  aller  Gesellschafter  vornehmen.  (0.) 

5.  Die  (gesdlscbaftlichen)  Firmaführer  sind  nun  aber  kdneswegs  ab 
Uooe  Mandatare  zu  betrachten,  deren  Vollmacht  beliebig  zurückgenommen 
vwden  darf.  Vidmehr  ist  ihre  Stellung  und  Vollmacht  ein  wesentlicher 
Ibefl  des  Gesellschafisvertrages,  in  vielen  Fällen  haben  sie  sich  nur  unter 
to  BedingOBg  zu  der  Begründung  oder  Fortsetzung  der  Gesellschaft  ver- 
cUaden,  dasz  sie  als  Geschäftsführer  persönlich  den  Handd  Idten  sollen. 
Ei  kann  daher  dem  geschäftsfbhrenden  Gesellschafter  die  im  Gesellschafts- 
^«trag  übertragene  Vollmacht  („so  lange  die  Gesdlschaft  dauert''  —  denn 
aa  Recht  auch  die  Liquidation  zu  besorgen,  hat  der  FirmafOhrer  als 
»lieber  nicht  —  Prot.  S.  989)  nicht  ohne  rechtmäsnge,  in  den  Interessen 
der  Gesellschaft  sdbsl  liegende  Ursache  von  den  übrigen  Gesdlschaftem 
^B^ugen  werden. 


8.  t.  W. 

9.  a.  103 ;  nach  a.  108  versteht  sieb  sehon,  dasi  auch,  wenn  alle  Gesellsehafter 
^  Gesehifte  fahren,  la  solehen  «asserordentlichen  Handlungen  Einstimmigkeit  er- 
Merilthlst. 
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Ob  eine  solche  Ursache  roriieget  darCkber  hat  das  Ermessen  des 
Richters  zn  entscheiden;  nicht  im  Sinne  erschöpfender  Anfeahlnng,  nur 
als  Beispiele  nennt  das  Gesetz  Unredlichkeit  ro  der  Geschaftsfühmog  oder 
Rechnnngsstdinng,  NichterfMlnng  der  vertragsmaszigen  Pflichten,  Mis- 
brauch  der  Firma  oder  des  Vermögens  der  Gesellschaft  zu  Privatzweckeih 
Unfähigkeit  zur  Gescbaftsleitnng  dorch  anhaltende  Krankheit  oder  andere 
Gründe,  (a.  101,  125.) 

6.  In  wichtigen  Beziehnngen  verschieden  gestalten  sich  die  YerhsR- 
nisse,  weim  die  Geschäftsführung  Procnristen,  die  nicht  zagldch  GeselL 
schafter  sind,  übertragen  wird.  Diesz  kann  geschehen  einerseits  in  der  We«e, 
dasz  neben  dem  Procnristen  keine  geschaftsfilhrenden  Gesellschafter  stehen; 
die  sammtlichen  Gesellschafter  bestellen  entweder  Ton  Anfeng  an  oder  indes 
sie  sich  spater  von  der  Geschaftsarbeit  zurflckziehenf  einen  Procuristen. 

Natürlich  ist  zn  einer  so  wichtigen  Handinng  in  diesem  Fall  Einstim- 
migkeit der  sammtlichen  Gesellschafter  erforderlich.  Besteht  aber  andeneits 
in  der  Gesellschaft  bereits  ein  gewählter  geschaftsführender  Gesellschafter,  so 
können  nnn  diesem  nicht  gegen  seinen  Willen  die  nichtgeschaftführenden  Gesell- 
schafter einen  Procmisten  aufdrangen,  wenn  nicht  die  Voranssetznngen  des 
Widermfe  der  Vollmacht  gegeben  sind.  Vielmehr  ist  die  Bestellung  eines 
Procnristen  eine  in  den  gewöhnlichen  Geschäftsbetrieb  des  FirmafQhren 
fallende  Haszregel,  und  er  kann  diese  vornehmen,  ohne  die  Gesellschafter 
zu  fragen.  Sind  aber  mehrere  Firmaführer  bestellt,  so  musz  nach  dem 
oben  erörterten  Grundsatz  die  Bestellung  eines  Procuristen  wie  jede  andere 
Handlung  unterbleiben,  wenn  auch  nur  einer  der  FirmafOhrer  widerspridil- 

Die  Vollmacht  des  Procuristen  beruht  aber  nun  —  im  Gegensatz  zn 
der  des  gescbaftführenden  Gesellschafters  —  ausschliesziich  auf  dem  Auf- 
trag des  Principals,  also  hier  der  Gesellschaft.  Daher  hat  denn  dieser 
Prindpal  das  Recht  des  freien  Widerrufe  in  jedem  Augenblick,  ohne  eine 
rechtmaszige  Ursache  angeben  oder  gar  bewdsen  zu  müssen  (vgl.  §.  Mft 
134) ,  und  der  Procurist  verliert  sofort  im  Augenblick  des  Widerm6  die 
Fähigkeit,  die  Gesellschaft  im  Verkehr  nach  auszen  zu  vertreten,  wenn  er 
auch  gegen  die  Gesellschaft  wegen  unmotivirten  Bruchs  des  Verhältnisses^ 
eine  Entschadigungsforderung  haben  sollte.  Es  genügt  aber  zum  Wideml 
der  Procura  schon  eine  Stimme  der  zur  Ertheilung  befügt  gewesenen  G^ 
sellschafter,  also  nach  Verschiedenheit  der  oben  erwähnten  Falle  entweder 
schon  die  Stimme  eines  simpeln  oder  die  eines  gescbaftführenden  Gesel- 
schafters.  (a.  104,  118.)  So  lange  der  Procurist  die  Vollmacht  tragt,  fe^ 
tritt  er  zwar  im  Verkehr  mit  Dritten  die  Gesdischaft  in  so  absoluter  Weise, 
wie  ein  geschaftsführender  Gesellschafter  (es  gelten  hier  ganz  die  Grund- 
satze über  Vertretung  eines  einzelnen  Principals  durch  seinen  Procaristeo, 
s.  unten  §.  148) ;  aber  sein  Verhaltnisz  zu  der  Gesellschaft  ist  anders  als 
das  des  geschaftsführenden  Gesellschafters;  dieser  ist  zugleich  selbst  Prin- 
cipal, der  Procurist  nur  Stdivertreter  des  Principals;  er  hat  daher  nicht 
das  Etablissement  im  eigenen  Interesse  selbständig  zu^  leiten,  sondern  die 
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Aaftiüge  des  Principais,  etwa  der  neben  Ihm  stehenden  geschiftsfAhrenden 
Gesellschafter,  genau  ni  befolgen. 

7.  Im  Verkehr  mit  drfften  ^sonen  wird  mm  aber  die  GesellsFchaft 
ds  solche  darch  <fie  in  ihrer  Vertretnng  befugten  Personen  -*—  simple  Ge- 
leDschafter,  falls  keine  geschaftsfohrenden  gewählt  sind,  geschfiftsfdhrende 
Gesellschafter,  Proeurislen  -^  absolut  berechtigt  und  verpflichtet  nach  den 
allgemeioen  Grundsätzen  von  der  SteHvertretung  in  Handelsgeschäften  und 
der  durcb  Einträge  in  das  Handelsregfster  bewirkten  Präsumtion  (s.  unten 
$.146  und  $.  148;  Seuff.  Arch.  XIV.  93),  ganz  ebenso  wie  Einzel- 
prindpate  dnreh  Proeurislen ,  wenn  das  Geschäft  ausdrOcklich  im  Namen 
der  Gesdlschaft  geschlossen  worden,  oder  doch  aus  den  Umständen  folgt, 
dasz  es  nach  dem  WOIen  der  Contrahenten  fOr  die  Gesellschaft  geschlossen 
werden  sollte,  (a.  114.)  Diese  rechtliche  Wirkung  beginnt  mit  dem  Zeit- 
pQDkt,  da  die  Errichtung  der  Gesellschaft,  und  vorkommenden  FaHs  die 
AvbIeHang  von  geschäftsfahrenden  Gesdlschaftem  oder  von  Procuristen,  in 
das  Bandeisregister  eingetragen  ist;  wenn  aber  die  Gesellschaft  ihre  Ge- 
sdAlte  thatsächKch  schon  früher  eröffnet  hat,  so  kann  sie  sich  auf  den 
mangelnden  Eintrag  nicht  berufen,  und  eine  Bestimmung,  wonach  der 
Anfang  der  Gesellschaft  auf  einen  späteren  Zeitpunkt  als  den  der  Eintragung 
Tersdioben  werden  soll,  ist  Dritten  gegenober  ohne  Wiiiiung.  (a.  HO.) 
Von  diesem  Zeitpunkt  an  kann  nun  die  Gesellschaft  als  eine  selbständige 
Person  unter  ihrer  Firma  Rechte  erwerben  und  Verbindlichkeiten  ein- 
gehen (a.  110,  114),  Eigenthum  und  andere  dingliche  Rechte  an  Grund- 
stöcken erwerben  (unter  Yorbetialt  particularrechtlichei^  Formvorschriften 
1 120,  Prot.  S.  279  und  1001,  vgl.  a.  114;  es  wird  regelmäszig  nur  di^ 
Rnna  ins  Grundbuch  eingetragen,  wer  hhüer  der  Firma  steht,  ist  jeder- 
zeit aus  dem  gleichfalls  öffentlichen  Handelsregister  zu  ersehen),  vor  Gericht 
klagen  und  verklagt  werden,  und  zwar  ist  ihr  ordentlicher  Gerichtsstand 
bei  dem  Handelsgericht  ihres  Etablissements.  (10.) 

8.  Die  Rechte  und  Forderungen,  welche  so  von  einem  Firmaftibrer 
erworben  werden,  sind  nun  Rechte  und  Forderungen  weder  des  Firma- 
hhrers  noch  der  einzelnen  Gesellschafter,  sondern  der  Gesellschaft.  Der 
Schuldner  kann  daher  nicht  an  einen  der  Gesellschafter  gOltig  zahlen,  son* 
dem  nur  an  die  Gesellschaft,  und  er  kann  nur  solche  Gegenforderungen 
ZOT  Compensatiott  bentktzen,  welche  ihm  gegen  die  Gesellschaft,  nicht  auch 
sok^  die  ihm  nur  gegen  einzelne  Gesellschafter  zustehen ;  das  Gleiche  gilt 
wgekebrt  von  der  Gesellschaft:  nur  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  kann 


10.  a.  111.  Es  wird  dabei  die  Gesellschaft  von  Jedem  eiozelnen  Gesellschafter 
gtilUg  vertreteo,  t.  B.  auch  In  Vorladungen  und  Zustellungen,  welcbem  diese  Be- 
ftignisz  nicht  ausdrücklich  entzogen  ist,  abgesehen  von  dem  Fall  der  Collectirprocunu 
Prot  S.  1005.  Die  Frage,  wie  es  sich  mit  der  Eidableistung  im  Namen  der  Geseil- 
Hbaft  Terhalte»  Z.  f.  H.  R.  II  S.  417,  wurde  dem  gemeinen  ubd  particularen  Pro- 
eeszrecht  überlassen.  Prot  8.  315. 
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eiB  Geselbdiafter,  dem  eine  Fordenug  der  Gesellsdiaft  flberwieseo  wordeOt 
diese  gegen  die  Forderung  eines  Privatglftubigers  compenstren,  denn  mm 
ist  die  GeseUschaftrfarderiiog  seine  PriratforderuDg  geworden,  (a.  131.) 

9.  Ebenso  sind  die  von  dem  FirmafBhrer  contrahirten  Sdndden  in 
erster  Linie  Schulden  der  Gesellschaft,  in  zweiter  aber  haften  dafikr  aHe 
Collectivgesellschafter  in  BoUdvm.*}.  Der  GeseUscbaftsgUlubiger  mosz  skh 
zuerst  an  die  Gesellschaft  wenden«  uad  yon  diaser  Zahlung  fordern;  weoD 
aber  die  Firma  ihre  Schulden  nicht  zahlt,  dann  reiszt  diese  durchnohtige 
Hülle,  und  der  Gläubiger  hält  sich  an  die  einzdsen  Gesrihchafter,  weiche 
als  persönliche  Garanten  hinter  der  Firma  stehen;  diese  solidarische  Ver 
pflichtung  ergibt  sich  so  wesentlich  aus  dem  Be^fife  der  GeseUscbaft,  das 
eine  entgegenstehende  Verabredung  Dritten  geganOber  ganz  ohne  Wiikimg 
bleibt  (a.  112.)  Sie  erklart  sich  nicht  aus  einer  wechselseitigen  j^äfotHk 
inititoria  (ThölJ,  sondern  aus  dem  Grundgedanken  der  modernen  Bandeb' 
gesellschaft,  welche  nur  darum  Credit  findet  und  nur  deszhalb  im  Verkebr 
als  genossenschaftliche  Person  behandelt  wird,  weil  die  Individuen,  die  sich 
zu  ihr^  verbunden  haben,  aJs  bekannte  und  faszhare  natfirliche  Pefsooen 
hinter  ihr  stehen,  und,  sobald  die  Firma  sich  unzuveriäszig  zeigt,  henor- 
treten  mCkssen.  Dazu  ist  keineswegs  der  Ausbruch  des  Concurses  nöthig; 
sobald  nur  die  Firma  nicht  in  befriedigender  Weise  Stand  hftlt,  köouea 
schon  die  Individuen  belangt  werden.  &  kann  daher  auch  ein  später  eio- 
getretener  Gesellschafter  für  ältere  Gesellschaftsschulden  belangt  w^deo, 
sobald  die  Firma,  hinter  der  auch  er  nun  steht,  ihre  Schulden  nidit  tilgt. 
Die  Gesellschafter  sind  nicht  fiüi^en  für  eine^  fremde  Schuld,  sondern  ae 
sind  solidäre  Hauptschuldner  hinter  der  Gesellsohaft,  zu  der  sie  gehören«  (it) 

Die  Consequenzen  der  neuen  Auffassung  der  Gesellsdiaft  als  äaer 
eigenen  Person  zeigen  sich  auch  im  Concurse.  Das  römische  Recht  weisi 
nur  von  dner  Insolvenz  der  Individuen,  das  neuere  kennt  nebeneinander 
eine  Insolvenz  einzelner  Gesellschafter  und  eine  Insolvenz  der  GeseUscbait 

Wird  ein  einzelner  Gesellschafter  insolvent,  so  können  die  Privit* 
gläubiger  erst  nach  fruchtlos  in  dessen  I^rivatvermögen  vollstreckte*  £xe*i 
cution  auch  Execution  in  das  dem  Gesellschafter  bei  der  einstigen  Auf- 
lösung der  Gesellschaft  zukommende  Guthaben  erwirken,  d.  h.  also  ao^ 
denjenigen  Theil  seines  Vermögens  grdfen,  welcher  in  seinem  AntbeU  ao^ 
Vermögen  der  Gesellschaft  besteht;  aber  sie  können  nur,  nach  vorherige^ 

11.  a.  113.  Wer  in  eine  besUlhende  Handclsgetellschafl  eiou^u,  haAat  %\^ 
den  aoderen  Gesellscbaftern  für  alle  von  der  Gesellschafl  vor  seinem  Einbitt  dogc 
gangenen  VerbiDdlichkeiten,  es  mag  die  Firma  eine  Aenderang  erleiden  oder  oicht. 
Ein  entgegenstehender  Vertrag  ist  gegen  Dritte  ohne  rechtliche  Wirkung.  Z.  (.  B.  R* 
I  S.  162. 


*)  Diesz  ist  durch  alten  Handelsgebrauch  uud  Gewohnheitsrecht  acfaon  tot  dem  U.  B.  &  ^ 
in  Ueutschland  Bechten«  gewesen;  TgL  Annaleb  d.  0.-A.-G.  xu  Oreaden  H  S.  W;  ^ 
Z.  r.  a  R.  II  8.  416,  (U>er  die  Recbtawohltbat  der  Theilong.  417. 
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iaftio^oiig,  AnflMBig  ikr  Geseibobaft,  LiqaiMioii,  fordern,  und  Gegea- 
gtand  dör  Execution«  des  Arrestes,  der  Beschlagnahme  kann  fQr  sie  nur 
dasjenige  sein,  was  dem  Geseüsehafter  an  Capital,  Zinsen  nnd  Gewinn- 
intbefl^  bei  der  Aaseinandersetznng  zqkoromt,  aber  keineswegs  können 
sie  darober  bioaos  anf  zum  Ges^iBdiaflsvermögen  gehörende  Sachen,  For- 
dmogin  oder  Rechte  gretfen;  ja  auch  w«m  den  GUlnbigern  das  gesammte 
Vermögen  des  Gesellschafters  verpftndel  war,  so  erlischt  swar  dieses 
Pfndrecht  keineswegs  dnreh  den  Eintritt  des  Verm^ns  in  die  Gesellschafti 
aber  es  erstreckt  sich  auch  nicht  weiter  als  auf  den  Antheil  ihres  Schnldners 
am  VomOgen  der  Gesellscfaaft,  wie.  er  sich  bei  der  Liquidation  heraus- 
steDL  (a.  119,  120,  126,  Tgl.  aber  auch  a.  132  und  §.  141,  2.) 

Gerflth  omgdLdirt  die  Gesellschaft  in  Concurs,  so  können  die  GUa- 
biger  dirselbai  zunächst  nur  auf  das  Vermögen  der  Gesellschaft  greifen; 
mir  soweit  dieses  zu  ihrer  vollen  Befriedigung  nidit  ausreicht,  können  sie 
in  zweiter  Unie  auf  das  PriTatveimögen  der  einzdnen  Gesellschafter 
KTBÜen^  von  denen  jeder,  vorbehaltlich  des  Regreszes  an  seine  Hitgesdl- 
Miafter,  solidarisch  Mtet;  ein  Separationsrecht  der  PrivatglAubiger  bezüglich 
dei  Privatvermögens,  welches* in  manchen  Paoticularrediten  besteht,  wollte 
das  Gesetzbuch  nicht  berAhren.  (a.  122.) 

•  7^7,  S.  38,  3ÖS.  —  Otrber,  §.  195. 

•  $.140. 

4.  AdMsuog  der  Gesellschan  and  LiqiiidatioiiSYerfahren. 

i  1.  Die  Auflösung  der  Handelsgesellschaft  kann  vorerst  beruhen  auf 
wehieUeüiger  Debereinkunft ,  sei  es,  dasz  das  Ende  schon  zu  Anfang' be*  , 
:  stimoit  worden  (1.),  sei  es,  dasz  nun  ein  auflösender  Vertrag  zn  Stande 
i  iKommL  Im  ersten  Fall  erlischt  sie  zwar  im  Verhaltnisz  der  Gesellschafter 
t  untereinander  von  selbst,  doch  Dritten  gegenüber  dauert  sie  iiuch  unt^ 
1  dieaer  Voraussetzung^  fort,  bis  die  Auflösung  im  Handelsregister  eingetragen 
r  ist.  Setzen  sie  aber  die  Gesellschafter  über  jene  Zeit  hinaus  fort,  so  gilt 
i  sie  als  von  da  an  auf  unbestimmte  Zeit  eingegangen,  (a.  123,  129.7 

2.  Dagegen  bewirkt  das  Ausseheiden  eines  Gesellschafta«  durch  Tod^ 
dudi  MUmdung,  dorch  rechtliche  Unfilb^keit  zur  selbständigen  ^Ver- 
mögensverwaHung  (2.),  durch  AmsohUeeximg  und  durch  £röfihung  des 
I  C^^mwses  Ober  sein  Vermögen  nicht  mehr,  wie  im  römischen  Recht,  mü 
^mtkmmdigfmt  die  Auflösung  dier  Gesdkohaft.  Es  komm  in  jedem  Aeser  • 
I  FlBe  Auftosang  eintreten,  abw  es  miiaz  diesz  nicht,  die  Folge  sein, 
es  kann 


I.  Unter  diesen  Geskhtspankt  mit  es  auch,  wenn  TeitragsmSszig  andere  als  im 
Gesetz  bestimnite  Aufti^siuigsgrände  festgesetat  werden,  z.  B.  der  Eintritt  einer  Be- 
diagan«.  Mollfe  B.  06. 

3.    Curalelstelhing,  Prodigaljtiltserklinnig ,  Coneurseröffhong,  Zuchthausstrafe. 

11  o  ■  t  f'c  b  I  i,  deutsches  Prhratrecbt.  3.  AufL  26 
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a)  im  GeseUschaftsvertrag  bestinunt  sein,  dasz  aaeh  dem  Tode  om 
Blitgliedes  4er  Veitri^g  mit  seinen  Erben  fbrtgesetit  werde  (3.); 

b)  weDndieAafl<iaangderGeselkcbaftaq8Gi1lndeBgBfordertweideokta^ 
weldie  in  der  Person  eines  Gesellscbaft^rs  liegen  {dölm,  Dnfthigkeil), 
so  kann  statt  dessen  anf  AnsscMiesiung  dieses  Gesellschaflen  ge- 
drungen, und  die  Ge^^cbaft  von  den  Qbngen  Hitgliedera  lortgMelsi 
werden; 

c)  macht  ein  PrivatgUnbiger  eines  Gesellschafters  von  seineoi  ohM 
(S.  139)  erwähnten  Recht  Gebrwch,  so  kann  die  Gesellscbaft,  stili 
sich  aufenlösea»  diesem  Mitglied  seinen  Antheil  hinamiihlfn,  ihn 
hiermit  voq  sich  ausscheiden  und  im  Uehrigen  fortbestehen  (a.131 
Prot.  8.  4526); 

d)  endlieh  km^  ganz  allgemein  im  GeseUschaftsvertrag  oder  in  einem  sjii- 
tern  Zusate  desselben  festgesetzt  werden,  da«  die  Geselkdiaft,  mm- 
achtet  des  irgendwie  veranlasa^ten  Ausscheidens  eines  oder  mehicRr 
Mitglieder,  unter  den  Uehrigen  solle  lortgefOhri  werden  (•«.  127);  in 
diesem  Falle  dauert  auch  die  alte  Firma  fort,  felis  sie  nicht  den 
Namen  des  Ausgeschiedenen  en^U.  (Vgl  oben  §.  i^) 

3.  Immer  und  nothwendig  wird  $e  Gesdlschaf^  aufgelöst  durch  Er- 
öffnung des  Concurses  über  die  Gesellschaft  als  solche,  (a.  123.) 

4.  Die  Kündung  durch  einen  einzelnen  Gesellschafter  hat  (vorbehaltlicli 
der  Bestimmungen  unter  2.)  fQr  die  ganze  Gesellschaft  auflösende  Wir- 
kung, wenn  sie  nicht  zur  Unzeit  f tempore  non  opportunoj  und  nicht  lu 
dolus  erfolgt  Ist  eine  bestimmte  Dauer  der  Gesellschaft  oder  eine  be. 
stimmte  KOndungsfrist  vertragsmaszig  festgesetzt,  so  müssen  diese  ange- 
halten werden.  Gesellchaften  von  unbestimmter  Dauer,  und  als  solche 
gelten  auch  die  auf  Lebenszeit  geschlossenen  (4.) ,  kennen  nur  gekfiintigt 
werden  mindestens  sechs  Monate  vor  Ablauf  des  regelmäszlgen  Geschäfts^ 
Jahres  der  Gesellschaft,  um  dieser  Zeit  zu  geben,  ihre  Geschäfte  abzu- 
wickeln bis  zum  Ende  des  Jahres,  (a.  124  Prot.  S.  1008  Mot.  S.  67.)  Em 
Hauptfall  arglistiger  Kündigung  Hegt  vor,  wenn  der  Kündigende  eioeo 
Gewinn,  welcher  der  Gesellschaft  zugefallen  wftre,  filr  sich  allein  zv 
machen  gedenkt 

5.  £8  Jassen  sich  nnn  aber  gewichtige  Ursachen  denken,  unter  der» 
Voraussetzung  es  unter  Unstftnden  einzehien  Gesellschaftern  nicht  ang»- 
soMien  werdee  kann,  die  fisstgeaelzte  Da«er  der  Gesellschaft  oder  aock 
nun  die  vertragsmteige  oder  geselzHche  Kündvngsfrist  einznhaNsn.  & 
gehören  hieher  besonders  Ae  FaHe,  dasz  dte  Erreichung  des  Gesellscbaih- 
Zweckes  sich  als  unmöglich  herausstellt  (Z.  f.  H.  R.  I  S.  176),  oder  das 


3.  a.  123.  Jedeafolls  musz  dei;  Erbe  die  ^ngf raag^nen  GeschiQa  erladifes,  y^ 
fr.  40  Dig,  pro  socio  17,  2.  a.  126. 

4.  Denn   auf  das  ganze  Leben  kann  sieb   niemand   binden;   vgl.  a.  123  Prot* 
S.  285  mit  d.  preusz.  Undr.  1  17  S-  270  und  Code  ctv.  a.  1844. 
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dfewiredildie  öder  iMiigsl6m  ongeselbcliaftsiDaszIge  Geshmmig  eines  Mitglieds 
oder  audi  die  UnMiiglLeit  zur  BrftHfimg  seiner  Obiiegenheiten  gegen  die 
GeeeMschftft  es  den  andere  Ges^cliaftern  mthunlich  erscheinen  laszt,  die 
Verkifidting  mit  ihm  fortrasetzen.  In  solelien  und  ahnlichen  FAilen,  z.  B. 
auch  bei  Vemrtheüung  eines  Gesellschafters  in  eine  schwere  oder  doch  ent- 
ehrende Strafe  —  das  Ciesetz  wollte  nnd  konnte  sie  nicht  erschöpfend  auf- 
zählen,  sondern  überliesz  die  Beoriheiking  ihrer  Etistenz  nnd  Gewichtigkeit 
dem  Ermessen  des  Richters  und  beabsichtigte  diesem  nur  einen  Leitfeden, 
ntdil  eine  zr«irißg«ide  Vorschrift  zu  gebe»  (Prot  S:  237)  —  kann  jederGe- 
sdiBcbafter  die  sofbrtige  Auflösung  der  Gesellschaft  verlangen.  Das  Gesetz 
wollte  auch  in  diesen  Fällen  nicht  eine  ncfthwendige  Auflösung  von  Rechts- 
wegen Yorschreiben ,  sondern  es  der  individueHen  Empfindung  und  dem 
freien  practischen  Ermessen  aller  Verhältnisse  der  Gesellschafter  überlassen, 
ob  sie  in  sokhen  Vorkommnissen  hinreichende  Veranlassung  zur  Aufhe- 
bung der  Gesidlschaft  finden  oder  nicht  (a.  125),  und  insbesondere  soH  den 
unsdiuldigeB  Gesellschaftern  frei  stehen,  im  FaH  persönlicher  Cnwürdig- 
ksft  oder  Unfthigkeit  emes  Mitglieds  nach  ihrer  Wahl  statt  der  Auflöirung 
der  ganzen  Gesellschaft  die  Ausscheidung  dieses  Mitglieds,  z.  B.  auch  wegen 
andauernder  Nichtleistung  seines  Beitrags  (Z,  f.  B.  R.  I.  S.  176)  zu  verlangen. 
(a.  128.) 

6.  Sowohl  in  diesem  Fall  des  Auachhuies  wie  in  den  Fällen  des  Aut- 
fe^eufefu  eines  einzelnen  Mitglieds  aus  der  fortbestehenden  GeseHschalt  (Nr.  2) 
musz  das  Recht  des  Austretenden  auf  volle  Zuweisung  des  ihm  zukommenden 
Antheis  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  mit  dem  Recht  der  Gesellschaft  auf 
möglichst  ungestörten  Fortgang ihrerGeschäfleundmöglichsteBerQcksichtigung 
ihrer  bleibenden  Interessen  vereinigt  werden.  Der  Austretende  kann  verlangeut 
dasB  ihm  der  ihm  lukomniende  Antheif  an  Capital,  Zinsen  und  Gewinn 
nach  Maszstab  des  Bestandes  des  Gesellschaftsvermögens  zur  Zeit  seines 
Ausseheideiis  oder  der  Erhebung  der  Klage  auf  Aussehhisz  (5.  bereohnet 
werde.  Zieht  sich  das  AuscheidungsveHahren  Ober  die  Grenae  eines  Ge- 
schäftsjahrs hinaus,  so  kann  er  am  Schhisse  jedes  Geschäftsjahrs  Rech» 
niMgBaMage,  Nachweis  tber  den  Stand  der  Geschifte  und  AuszaMung  der 
bjcmadi  fUigen  Zinsen  und  Gewinntheile  fordern  (nach  den  Grundstttzen 
des  $.  138),  denn  noch  hat  er  nicht  aufgehört  Gesellschafter  zu  sein. 

Andererseits  aber  erfordert  die  Röcksicht  auf  die  Interessen  der  Ge- 
s^sehaft,  dasz  der  Austretende  die  Art  der  Erledigung  der  laufenden  Ge- 
schäfte nicM   vorzuschreiben,   sondern  dem  Ermessen  der  Gesellschaft  au 

5.  Nicht  die  Zeit  drr  Itecht^kran  des  Anschtuszurtheits  darf  masxgebeild  sein, 
sowoM  aadiiDBereiilogteokenUriiclMDals  aus  dem  practischen  Grund,  dem  Aasiretcoden 
die  MögUcbkeit  abj^uschaeiOen.  darcb  chican^sa  Venagerui«  ekiett  för  ftba  läDSII- 
gerea  Moment  zu  erreichen;  an  den  nac^  diesem  Zeitpunkt  eingetretenen  Rechten 
und  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  nimmt  er  nur  sofern  Theil  als  sie  unmittel- 
bare Folgen  ftCiherer  GeschSfte  sind.  a.  130  *  über  die  Folgen  verslumtef  Tertfflfent- 
liebung  des  AastHlts.  Z.  f.  H.  R.  I.  S.  1^5. 

36- 
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Oberlassen  bat;  er  kami  ferner  nur  verlangen,  daaz  ihm  der  GtUwrth  te 
ihm  gebührenden  Aotbetls  von  der  Geaelbcbaft,  also  etwa  in  baarem  Gelde, 
ausbezahlt  werde,  er  kann  nicht  fordern,  dasz  ihm  ein  verhältniszmlsziger 
^theil  an  den  Forderungen,  Waaren  etc.  derGesdbchaft  zogetheflt  werde, 
aber  er  kann  andererseits  nicht  protestiren,  wenn  die  GeseDchaft  dieteo 
Weg  der  Auseinandersetzung  wAbH,  sondern  nur  unparteiische  SchitzoDg 
der  ihm  zugewiesenen  Werthsachen  verlangen. 

Was  nun  seine  Stellung  zu  den  Gliubigem  der  GeseUschaft  anlangt,  «o 
versteht  sich,  dasz  er  für  Forderungen  aus  der  Zeit  nach  seinem  angemel- 
deten Austreten  (nach  Erhebung  der  Klage  Anm.  5.)  nicht  mehr  haftet 
Aber  für  aUe  Forderungen  aus  der  Zeit  vor  dieser  Thatsache  haftet  er  nidi 
wie  vor  den  Gläubigern,  welche  ja  bei  dem  Abechlnsz  der  Geschifte  ni 
der  Gesellschaft  auch  ihn  als  hinter  der  Firma  stehend  angenomoien  habet; 
sie  können  also  auch  den  ausgeschiedenen  Gesellschafter  noch  m  ao^tte 
belangea  und  er  musz  sie  bezahlen.  Jedoch  da  die  in  ihrem  Personalbestiod 
veränderte  Gesdlscbaft  diese  Schuld  auf  sich  ninunt,  so  kann  der  GlHlx- 
ger  auch  die  neum  Gesellschafter,  die  zur  Zeit  der  Klage  hinter  der  Fimia 
stehen,  bdangen,  und  wenn  er  der  verinderten  Geseltecbaft  als  solcher  in 
bestimmter  Weise  neu  creditirt  hat»  so  kann  er  hinterdrein  nicht  mtk 
auf  den  ttuigetretmen  Gesellschafter  zurückgreifen.  Und  jedenfalls  mua  die 
Gesellschall,  welche  ja  von  sänem  Antheil  die  Gesellschaftsschulden  schon 
einmal  abgezogen  hat,  ihn  gegen  sotehe  Klage  sicher  stellen  oder,  ialk  er 
l)eEahlen  muszte,  entschädigen.    (Mot  S.  GO.) 

7.  Weil  nun  aber  die  moderne  Handeisgesellschaft  auch  nach  Ansicii 
im  Verkehr  mit  Dritten  die  erörterten  wichtigen  Folgen  hat,  kann,  wie 
ihre  Errichtung,  auch  ihre  Erlöschung  nicht  so  leicht,  formlos  und  gleidi- 
sam  im  Geheimen  vor  sich  gehen  wie  im  römischen  Recht  Vielmehr  be- 
darf die  Auflösung  der  Gesellchaft,  ans  wekhem  Grunde  immer  sie  statt- 
hat, mit  einziger  Ausnahme  des  GesellschaftscoDCurses  (vgl.  hierober  Z.  t 
H.  R.  II.  S.  418.),  welcher  ohnehin  Ofientlich  ausgeschridien  wird,  and 
d[)enso  das  Austreten  eines  Gesellschafters,  um  Dritten  gegenober  wirbaD 
zu  sein,  der  Eintragung  in  das  Handelsregister,  zu  welcher  die  Geselbchik 
durch  Ordnungsstnrfen  und  durch  die  mit  der  VersAumnIsz  der  Eintcagaog 
nach  dem  allgemeinen  System  des  Gesetzes  veri>undenen  nachlheiligen  Prä- 
sumtionen (s.  §.  146)  angehalten  wird.    (a.  3i9.  a.  2b.)     . 

8.  Die  Auflösung  der  Gesellsohaft  hat  die  lAqmdation^  d.  h.  die  Fest- 
stellung und  Versilberung  des  GeseUschaftsvermOgens,  dann  erst  die  Ausein* 
andersetzung  der  AnsprOche  der  Gesellschafter  zur  Folge.  Erfahrungsge- 
mftsz  ist  die  gerichtliche  Auseinandersetzung  so  weitläuGg  und  kostspielig* 
dasz  der  Handelsgebrauch  seit  lange  die  mu$Mir§$ncMieke  Liquidation  ab- 
gebildet hat,  weiche  dann  auch  in  die  GesetzbOoher  Übergegangen  und  in 
dem  deutschen  Handelsgesetzbuch  zuerst  ausführlich  entwickelt  ist.  (Motive 
S.  70.)  Mit  dem  Augenblick  der  Auflösung  hat  zwar  die  Gesellschaft  als 
sokhe  eigentlich  zu  bestehen  aufgehört^  aber  im  Interesse  aUer  BetheOigteB, 
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der  Mitglieder  wie  der  Dritten,  wekhe  mit  der  Gesellschaft  iu  Beziehaugeii 
sUnden,  wird  noch  bis  zar  völligen  Anseinandersetzong  aller  Ansprüche, 
«De  Fortdaner  der  Gesdischaft,  sofern  es  eben  der  Zweck  der  Abwicklang 
der  Gescbftfte  erheischt,  angenommen.  (6.)  RegehnAszig  ist  die  Liquidation 
Siebe  der  simmtlichen  Gesellschafter  selbst;  auch  wenn  geschäftsftkhrende 
GeseOschafter  gewählt  waren,  versteht  sich  ihre  Befngnisz  zur  ansschliesz- 
liehen  Vornahme  der  Liquidation  nicht  von  selbst;  fOr  mehrere  Erben 
forferstorbener  Gesellscbafter   musz   ein   gemeinsanaer    Vertreter   bestellt 


£8  kann  aber  auch  dwreh  einstimmigen  Beachlosz  der  Gesellschafter  bei 
der  nach  dem  GesellschaAsantrag  die  Liquidation  einzehien  Gesellschaftern, 
den  Gescfaaftsfilhrern  oder  andern,  aber  auch  Nicht-Gesellschaftern  Obertragen 
werden;  können  sich  die  Gesellscbafter  nicht  einigen,  oder  liegen  andere 
gewichtige  Gründe  vor,  z.  B.  Verdacht  der  Unredlichkeit,  so  kann  auf  An- 
trag eines  Gesdischafters  der  Richter  Liquidatoren  ganz  nach  freier  Wahl 
bestellen,  doch  können  audi  s<riche  vom  Richter  bestellte  Liquidatoren,  wie 
die  vertragsmäszig  besteUten,  durch  einstimmigen  Beschlusz  aller  Gesell-^ 
Khafter  abberufen  werden  (Prot.  8.  250),  wie  denn  auch  der  Richter  aus 
wichtigen  Gründen  jeden  Liquidator  auf  Antrag  auch  nur  eines  Mitglieds 
entfernen  kann.  Da  die  GMublger  und  Schuldner  der  Gesellschaft  und  das 
Publicum  überhaupt  sich  von  dem  Augenblick  der  Auflösung  der  Gesell- 
schaft bis  zur  beendigten  Auseinandersetzung  an  die  Liquidatoren  allein  zu 
halten  haben,  so  haben  sie  ein  Interesse  und  ein  Recht,  diese  zu  kennen, 
md  es  musz  daher  da»  £in-  und  Austreten  der  Liquidatoren  auch  der  Ge- 
Khaftsfohrer  als  Liquidatoren  (bei  Vermeidung  von  Ordnungsstrafen  nnd  der 
Biit  der  Versaumnisz  gebotener  Eintrage  verbundenen  naclitheiligen  Praesum- 
liooen  (S*i46)  im  Verkehr  mit  Dritten)  bei  dem  Handelsgericht  zur  Eintragung 
in  das  Register  angemeldet  werden,  (a.  134.  135.)  Bei  einer  Mehrzahl  von 
Liquidatoren  wird  die  Collectivclausel  prisumirt.  (a.  136.)  Die  Liquidatoren 
haben  nun  die  Activen  und  Passiven  der  Gesellschaft  festzustellen  und 
letztere  zu  tilgen.  Sie  können  unter  Umstünden  auch  das  ganze  Etablisse-' 
ment  auf  einmal  um  angemessenen  Preis  veräuszern;  jedoch  wird  sich  dies 
selten  tbun  lassen.  RegelmAszig  müssen  vielmehr  die  Liquidatoren  die  lau- 
fenden GeschUfte  im  Einzelnen  abwickeln,  die  Schulden  bezahlen,  die  aus. 
stehenden  Forderungen  einziehen,  Wechsel  auf  die  Gesellschaft  oder  einzelne 
Mitglieder  ausstellen,  die  Waarenreste,  das  Gerdth,  die  Einrichtung,  auch 
die  Liegenschaften  der  Gesellschaft  verkaufen,  letzteres  aber  nur  unter  der 
Garantie  einer  öffentlichen  Versteigerung  oder  der  Zustimmung  aller  Gesell- 


6.  a.  144.  Ungeachtet  der  AuHösung  der  Gesellschaft  kommen  bis  zar  Be- 
eBdlgong  der  Liquidation  in  Bezug  auf  das  RechtsverhMItnisz  der  bisherigen  Gesell- 
sefatfler  unter  einander  sowie  der  Gesellchaft  tu  dritten  Personen  die  Vorschriften  des 
n.  und  Hl.  Abschnittes  zur  Anwendung,  soweit  sich  aus  den  Bestimmungen  des  ge- 
geowirtigen  Abschnitts  und  ans  dem  Wesen  der  Liquidation  nicht  ein  anderes  ergibt. 
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schatten  dagegai  liegt  das  Recht,  die  Geselbdiaft  tot  Gericht  zv  vertreten 
und  naiaentlicfa  Compromisse  oad  Vergleiche  ftkr  sie  zu  scblieszen  —  was 
sehr  hänßg  ihre  ersprieszlichste  Thatigkeit  bildet  -^  wesentlich  in  der  VoB- 
macht  der  Liquidatoren;  auch  neue  GeschAfke  dürfen  sie  eingehen,  aber  Mr 
zur  Beendigung  schon  schwebender  GesehAfte  und  zum  Zweck  der  Vefd- 
berung  des  Gesellchaftsvermögens.  (7.)  Dieser  Geschttflskreis  der  Liqwk. 
toren  ist  so  fest  bestimmt,  wie  der  der  Procuristen,  und  kann,  wie  dieser 
und  aus  denselben  GrOnden  des  Credits,  Drittm  gf^enüber  gar  nicht  be- 
schränkt werden  a.  138j;  die  Liquidatoren  zeichnen,  analog  den  Proco- 
risten,  indem  sie  der  »Xiquidationsfirma**  ihren  Namen  beifOgen  (a.  139); 
sie  sind  aber  in  der  Leitung  der  Geschäfte  nicht,  wie  geschäflsführende 
Gesellschafter  den  nicht  geschäftsführenden  gegenüber,  unbeschränkt,  soe- 
dem,  wie  die  Procvristen  vom  Principal,  von  dem  einstimmig  aing^ 
sprochenen  Willen  der  GeseUschafter  abhängig,  und  zwar  auch  dann,  wem 
sie  vom  Richter,  nicht  von  der  Geseilschaft,  bestellt  sind,  denn  in  jeden 
Falle  haben  ae  das  Interesse  der  Gesellschafter  nach  deren  WiUeo  n 
vertreten,  (a.  140.) 

Die  Liquidatoren  sollen  nun  aber  nach  dem  Gesetz  (a.142)  nicht  our 
die  Herstellung  des  reinen  Activvermögens  der  Gesellschaft  bewirken  (Li- 
quidation im  engem  Sinn),  sondern  auch  die  schlieszlicbe  Auseinande^ 
Setzung  unter  den  Mitgliedern  auf  friedlichem,  d.  h.  anszergerichtücheiD 
Wege.  (Schiedsrichterliche  Gewalt  für  die  über  der  AuseinanclersetzoBg 
vorkommenden  Streitigkeiten  steht  ihnen  nicht  von  selbst  zu,  kann  ihneD 
aber  zweckmäszig  von  den  Mitgliedern  eingeräumt  werden.)  Die  Art  und 
Weise,  wie  diesz  zu  geschehen  hat,  musz  bei  der  unendlichen  Verschie- 
denheit der  möglichen  Verhältnisse  ganz  dem  geschäftskundigen  und  billiges 
Ermessen  der  Liquidatoren,  nach  Erwägung  aller  Umstände  und  im  Sinne 
gleicher  Berücksichtigung  aller  Berechtigten,  überlassen  bleiben,  und  das 
Gesetz  hat  in  dieser  Beziehung  nur  einige  leitende  Gesichtspuncte  au^ 
stellt.  So  solle»  regelmäszig  die  während  der  Liquidation  entbehrlich  wer 
^  denden  Gelder  vorläufig  unter  die  Gesellschafter  vertheilt  werden;  aber  die 
Liquidatoren  thun  wohl,  darin  nicht  zu  rasch  vorzugehen,  da  sie  für  spiter 
fällige  oder  später  erst  auftauchende  Schulden  der  Gesellschaft  immer  noch 
eines  Reservefonds  bedürfen  können,  (a.  141.)  Regelmäszig  werden  dabei 
den  Gesellschaftern  vor  aMem  die  Geld-Capitalien  ihrer  Einlagen  nebst 
Zinsen  zu  gut  geschrieben.  Hat  aber  ein  Gesellschafter  eine  Sache  beige- 
tragen, welche  in  das  Eigenthum  der  Gesellschaft  übergegangen  ist,  so  iUtt 
sie  nicht  jetzt  ohne  weiteres  an  ihn  zurück,  sondern  er  hat  nur  Ansprocb 
auf  die  Summe,  für  welche  sie  gemäsz  Debereinkunft  übernommen  warde, 
oder  in  Ermanglung  einer  solchen  auf  den  Ersatz  des  Werthes  der  Sadie 
zur  Zeit  der  Einbringung,  (a.  143  Motive  S.  73.) 

7.    Leiztern  Zasatt  zu  dem  Wortlaut  des  Gesetxes  fordert  die  Nator  der  Si(^ 
und  der  Wortlaut  des  a.  137  selbst. 
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Zur  Debemthme  too  Aoütaiideti  (AclMoMeHiiigeo)  der  OcMscImÄ 
in  Abredunaiig  auf  seteen  Antheil  kann  <fcr  Q«ieliaehafter  nidil  ^«wpuHjWi 
werden,  lisit  er  sie  sidi  aber  geMkii,  m  griten  dn  Grondeitee  de^  p^ 
wöhdkfaeB  Cesskm,  wonach  der  Cedenft  mit  fita'  die  Ibdstenz,  nicM  tkt  dfe 
GMe  der  Fordemng  haftet  (Frei  S.  104.)  in  Aligeneüieo  aber  haften 
die  LiqiddalerflB  den  einiehien  Geieibehaftem,  nicht  der  GeseBsehaft, 
wdche  nicht  mehr  besteht,  fQr  die  Sorg&lt  eines  ordentlichen  Kanteanas. 
Ist  die  Uqnidation  yöDig  beendet,  so"  werden  die  BOcber  und  Schriften 
der  Gesellschaft  bd  einem  durch  Debereinkanft  oder  nöthigenfolls  durch 
das  Handdsgericht  bestimmten  GeseÜschafter  oder  auch  bei  einem  Dritten  auf- 
bewahrt Dehrigens  können  die  Gesellschafter  und  deren  Rechtsnachfolger 
ancfa  jetzt  noch  Einsicht  von  denselben  nehmen;  sollte  einem  der  Gesell- 
schafler  die  Fortftkbrung  des  Etablissements  überlassen  werden,  so  mag  er 
sich  durch  besondere  Verzichte  auf  dieses  Recht  gegen  die  Nachtheile 
Sehern,  welche  ihm  eine  Concurrenz,  die  die  Verbindungen  und  Handels« 
wege  der  Gesellschaft  aus  deren  Bfichern  kennt,  bereiten  könnte,  (a.  14S 
Ifot  S.  93.) 

9.  In  der  Veröffentlichung  der  Auflösung  der  Gesellschaft,  der  Be- 
steDung  von  Liquidatoren  liegt  für  die  Glaubiger  der  Gesellschaft  eine 
starke  Mahnung,  nunmehr  ihre  Forderungen  anzumelden.  Es  rechtfertigt 
sich  daher,  wenn  das  Handeisrecht  durch  Vorstreckung  kurzer  Verjäh- 
rungsfristen die  Gesellschafter  vor  der  Gefahr  zu  sichern  sucht,  noch  lange 
nach  Auflösung  der  Geseüchaft  aus  deren  Geschäften  belangt  zu  werden. 
Das  deutsche  Handelsgesetz  befreit  den  Gesellschafter  nach  längstens  fllnf 
Jahren  seit  Auflösung  der  Gesellschaft  oder  seinem  Ausscheiden  aus  der- 
selben (Hot  S.  75;,  nach  Maszgabe  der  Einträge  im  Register,  oder,  falls 
die  Forderung  erst  später  ftillig  wird,  nach  dem  Zeitpunkt  der  Fälligkeit 
(Prot  S.  266 j,  von  allen  auch  von  Wechselforderungen  (Prot  S.  4908), 
falls  nicht  die  Beschaffenheit  der  Forderung  eine  noch  kürzere  Verjährung 
aus  sachlichen  Gründen  (Prot  S.  265)  nach  allgemeinen  Gesetzen  mit  sich 
bringt;  ist  aber  noch  ungethdites  Gesellschaftsvermögen  vorhanden,  so 
kann  diese  fünfjährige  Frist  einem  Gläubiger,  der  seine  Befriedigung  nur 
aus  diesem  sucht,  nicht  opponirt  werden.  (8.)  Da  diese  Verjährung  tfi 
Gunsten  jedes  einzelnen  Gesellschafters  eingeführt  ist,  so  läuft  sie  auch 
za  Gunsten  eines  jeden  Einzelnen,  und  kann  durch  Handlungen  gegen  die 
Gesellschaft  als  solche  und  andere  Gesellchafter  nicht  unterbrochen  werden, 
—  Bandlungen,  von  welchen  der  Einzelne  vielleicht  gar  nichts  weisz  (a.  118 
Mot  S.  75);  wohl  aber  unterbrechen  Handlungen  gegen  die  Liquidatot^tl 


8.  a.  147,  146  Hot.  S.  75.  Diese  Bestimmaog  warde  mit  einigeD  Modificalionen 
aas  dem  fraasOstechen  Becbt  lufgeiiommen.  Codt  d9  eomm.  a.  64.  Das  preosstoche 
Laadreeht  hatte  (bei  eintäliriger  TerjShratigtfrist)  Aocli  hesondere  BekaoatmaohMia 
an  die  eioxelnen  GlSubiger  gefordert,  eioe  Bestimmang,  welche  hai  der  heutigen 
Ausdehnung  des  Handelsferkthrs  nicht  mehr  practiseh  erachtint. 
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die  Veijfthnii^  gegen  IfÜglieder,  wdehe  der  GeieVschaft  nodi  im  Aogeo- 
büek  d^  Aoflöeung  aogebdren  (»Ot  «od  es  können  Privilegien,  vekhe 
liindeijaiirigen,  Bevomnindeten,  juristischen^  Personen  beiOgfich  liDgmr 
Verjihmn^fristen  oder  Wiedereinseizong  in  den  vorigen  Stand  zimMmb, 
von  dem  glatten  and  liquiden  Handeisrecht  nicht  berOcksiditigt  werdea 
(a.  149),  vorbehaltlich  natürlich  des  Regresses  solcher  Personen  gegen  ihie 
Gnratoren. 

•  Thal,  5.  39.  —  öerber,  §.  195— 196b. 

S.  141. 

5.  Die  alte  MSiÜle  Gesellscbaft"  und  die  neue  „Commaiiditgesellschaft«* 

1.  Das  Interesse  einerseits  der  Capitalisten,  ihr  Capital  in  etnei 
Handlungs-Etablissement  anzul^en,  und  daför  in  einem  Antheil  an  den 
Gewinn  höheren  Ertrag  als  die  gewöhnlichen  Zinsen  zu  erlangen,  ohne  die 
Gefahr  eines  offenen  Gesellschafters  zu  übernehmen,  und  andererseits  das 
Interesse  der  Geschäftsleute,  die  erforderlichen  Betriebscapitalien  aufEubringen, 
hat  zuerst  in  Italien  und  Frankreich  zu  dem  Institut  der  societä  tu  occo- 
mandita,  $ociiU  m  commandite,  geführt,  welches  dann  unter  dem  Namen 
„stille  oder  Commanditen-Gesellschaft''  —  beide  Bezeichnungen  drückten 
völlig  denselben  Begriff  aus  —  auch  in  das  deutsche  Handelslebea  ond 
Handelsrecht  übergegangen  war. 

Der  Capitalist  wagte  dabei  nur  sein  Cpmmanditencapital,  nicht  sein 
übriges  Vermögen;  der  Geschäftsmann  trug  die  volle  Verantwortlichkeit 
im  Verkehr  mit  Dritten,  wie  er  allein  die  Geschäfte  zu  leiten  hatte.  Der 
Erstere  biesz  Commanditist  oder  stiller  Gesellschafter  (accomendatm, 
auocid  en  commandite,  commandüaire) ,  der  letztere  Commanditirter, 
Gomplementar,  Commanditar,  offener  Gesellschafter  (accomendaiario,  com- 
mandita).  Dieses  Institut  begründet  nun  lediglich  ein  Verhältnisz  der  Ge- 
sellschafter nach  Innen,  in  Beziehung  zu  einander;  nach  Auszen  aber,  io 
der  Bichtung  gegen  Dritte,  b^ründet  es  nicht  die  Wirkungen  einer  Gesell- 
schaft; das  von  dem  stillen  Gesellschafter  eingelegte  Capital  geht  als  ein 
Darlehen  in  das  Eigenthum  des  Geschäflsherrn  über,  es  entsteht  kein  Ge- 
sellschaftsvermögen, (i.)  Dem  gegenüber  hatte  nun  das  französische  Recht 
eine  eigenthümliche  Modification  dieser  stillen  Gesellschaft,  ein  Gebilde  ge- 
schaffen, welches  zwischen  jener  deutschen  stillen  Gesellschaft  und  der 
offenen  Gesellschaft  in  der  Mitte  steht;  die  Commandite  des  französischen 
Rechts  tritt  auch  nach  Auszen  als  eine  Handelsgesellschaft  auf,  si^  ftibrt 
eine  Gesellschaftsfirma,  die  Einlage  des  stillen  Gesellschaflers  wird  bekannt 


9.  Die  Frage,  welclie  Handlangen  zur  UnterbrecliuDg  der  Veijüliriiiig  gehörea» 
entscbeidel  sich  nicbt  nach  Analogie  der  Wechselordnung  a.  80,  sondern  nach  tilgt- 
■Minen  Grundsätzen,  Prot.  8.  4535. 

1.    So  z.  B.  aach  im  preosz.  Landr.  II  8  SS*  ^t-<^  795. 
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gegeben  —  nur  seio  Jtame  wird  vendiwiegen  —  und  diese  Eltilage  gelit 
nidil  in  das  reine  PrivttrermOgen  des  GeiehftfMierm  Ober,  sondern  bildet, 
alleui  oder  mtt  dem  Bandelseapital  des  letstem,  ein  eigenes  YemKtgen  der 
GommaDditgeseliaehafi  Diese  französische  Form  bat  vor  der  dents^^en 
derdings  nacb  zwei  Seilen  einen  Vortbeil «  einmal  Pta  das  Publicum  den 
grOazerer  Sicherungf  da  es  die  Gröaae  des  Ein'agecapitals  er&hren,  und 
danadi  das  Masz  seines  Credits  einrichten  kann,  und  zweitens  fbr  die  6e- 
teOschaft  den  der  Beförderung  des  Credits,  da  man  ach  bei  der  Offen- 
knndigkeit  ihrer  VerhAltnisse  leicbler  und  lieber  mit  ihr  ab  bei  der  Un- 
gewiszheit  der  Grösze  des  £inIagee^Mtals  mit  dem  Complementar  einer 
deutschen  stiHen  Gesdbchaft  einlassen  wird.  < 

Aus  diesen  GrOnden  hatte  der  preuazische  Entwurf  des  Handelsgeseti- 
boehes  diese  französische  Foim  an  der  Stelle  der  <feutschen  vorgeschlagen. 
Die  NOmberger  Conferens  aber  wollte  das  alte  Institut,  welches  an  viden 
Orten  seit  langer  Zeit  eingebOrgert  und  beliebt  war,  nicht  preisgeben  und 
verwarf  bei  der  ersten  Lesung  die  n^ie  Form,  an  der  alten  ausschlieszlidi 
üesthaltend.  Bei  der  zweiten  Lesnng  aber  entschlosz  man  sich,  neben  der 
deutschen  auch  die  französische  Form  au&unehmen,  aber  diese  durch 
einige  Modificationen  mdir  der  oflenen  Gesellsdiaft  anzunAhem,  und  indem 
naan  zwei  früher  gleichbedeutende  AnsdrCkke  sich  jetzt  entgegenstellte,  die 
alle  (deutsdie)  Form  des  Institutes  die  stille,  die  neue  (französisdie)  aber 
Commandit-Gesellsdiafl  zu  nennen. 

2.  Wesen  und  Unterschied  der  beiden  Arten  lAszt  sich  am  klarsten 
aufiee^en  in  einer  parallelen  Darstellung  der  Willensmeinung  der  Contra- 
benlen,  der  Formen  des  fiitstehens  und  Bestehens  und  der  Consequenzen 
der  beiden  Arten  für  das  Verh&ltnisz  zu  den  Haodlungs-  und  zu  den 
PriTaC^ubigern. 

Bei  Errichtung  der  stillen  GesellschafI  geht  die  Willensmeinung  der 
Coirtrahenten  nur  dahin,  dasz  d«r  Capitalist  sich  an  dem  Gewinn  eines 
firemden  Handelsgesdiifts  bethetligen,  der  Geschaftsherr  ein  fremdes  Capital 
als  Darlehen  zur  Förderung  seines  Geschäfte  aufnehmen  will.  (2.)  Es  ist  ein 
Geediaft  mit  gesellschaftlichen  Wirkungen  nur  fQr  die  Contrahenten ,  eine  Art 
Darlehen,  welches,  wie  alle  anderen,  völlig  in  das  Eigentham  des  Empftkn- 
gers^lbergeht  (a.  252)  und  sich  von  einem  gewöhnlichen  Darlehen  haupt- 
sftcblich  nur  dadurch  unterscheidet,  dasz  es  nicht  mit  Zinsen,  sondern  mitGe- 
winnantheilen  gelohnt  und  unter  gewiszen  Umstanden  eingebüszt  wird.  (Deber  die 
Rechte,  die  es  auszerdem  dem  stillen  Gesellschafter  gewährt  s.  unten  S.  412.) 
Dritten  Personen  gegenüber  soll  das  Geschäft  gar  nicht  wirken,  und  desz- 
halb   auch  gar   nicht  bekannt  werden;   der  Geschäftsherr  treibt  nach  wie 


2.  a.  250.  Eine  stille  GesellscbafI  ist  vorhanden .  wenn  sich  Jemand  an  dem 
Betrieb  des  HandeUgewerbes  eines  Andern  mit  einer  Yerrodgenseinlage  gegen  Antbeil 
an  Gewinn  und  Yerlusi  betbeüigt.  Zur  Gültigkeit  des  Vertrags  bedarf  es  der  schrift* 
liehen  Abfassung  oder  sonstiger  Förmlichkeiten  nicht. 
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vor  sem  Geschäft  unter  ebener  Firma  (a*  SM),  md  mir  er  alleio  wM 
aus  den  ekizeinen  Geschäften  yerpflichlet  und  berechtigt  (a.  356^)  Ik^egea 
soll  bei  der  Commanditgesdlschaft  aiidi  dem  Poblicara  bmdgigeben  werta, 
dasz  der  Geschäftsherr  sein  Geschäft  nicht  mnr  mit  setoem  eigenn  ¥««> 
mögen  treibe,   sondern  da«:  auch  andere  Personen  ftlr  die  ScholdeR  da 
Geschäfts   mit   gewissen  VermögenseiBkgen  haften,  dasz  eine  GeseiniMi 
bestehe,  welche  ein  eigenes  GeseUschaftsrermOgen  hai  nnd  onter  genott*- 
schaftlicher  GeseUschafisfirma  Geschäfte  madit  Daher  musz  die  Ffrma  te 
Commanditgesellschaft  neben  dem  Namen  des  Gesdiifisherm  noch  äoa 
Znsatz  (a)  enthalten,  der  das  besliebende  GesdlschaftsTerhällnisz  aadeotcL 
(4.)  Der'Geschftftsberr  dagegen,  der  mit  einem  CapitaHsten  eine  stille  6^ 
Seilschaft  geschlossen,   darf  bei  Ordnungsstrafe  raoht  am  deszwillen  &m 
ihnSchen  Zusatz  in  seine  Firnte  auftidimen.  (a.  251.)    Ebenso  wenig  M 
die  Errichtung  einer  stiUen  Gesellschaft  in  das  Handdsregister  et^etn^n 
werden;  der  stille  Gesellschafter  will  nicht  gekannt  sdn;   wollte  der  G^ 
Schaftsherr  gar  dessen  Namen  in  seine  Firma  aufnehmen,    so  würde  der 
Capitalist  nicht  nur  mit  seiner  Einlage,  sondern,  ganz  wie  ein  offener  Ge- 
sellschafter, persönlich   und  solidarisch   fllr  die  Handelsschulden  des  G^ 
schaftsherm   haften.    (S.)    Die  Gommandit-Gesellschaft  dagegen  wird  als 
solche  bei  dem  Handelsgericht  angemeldet    Namen  und   Betrag  der  Ba- 
lten der  Commanditisten    werden   im   Handelsregister   eingetragen  (aker 
nicht  durch  die  Blätter  veröffentlicht)  (a.  151*^156),   und  b^innt  die  Ge- 
sellschaft ihre  Geschäfte  Tor  Vollzug  dieser  Ordnungen,   so  haften  die 
Commanditisten,   vorl>ehaU}ich  des  Beweises  des   dokts  des  Gegners,  vm 
offene  Gesellschafter  für  die  aus  diesen  Geschäften  folgenden  Schulden,  (a.163.) 
Die  Commaoditge^lschaft  ist,  ganz  wie  die  offene,  eine  selbständige  Persoa, 
sie  hat  ein  eigenes  Gesellchatts vermögen,  fOr  welches  sie  unter  ihrer  Firma 
Rechte  und  Verbindlichkeiten   aller  Art  erwerben   kann.    (a.   164.)   Der 
deutlichste  und  wichh'gste  unterschied  zwischen   den  beiden  Formen  «igl 
sich  dun  aber  im  Verhäitnisz  zu  den  Privat-  und   den  HandelsglaaMgvB 
im  Concurse.    Der  stille  Gesellschafter  hat  eine  Einlage  gegeben,  welche 
in  das  Eigenthum  des  Geschäftsherm  wie  ein  Darlehen  ttbergegangen  ist; 


3.  Jedoch  nar  bei  Affoffr  Begründung  der  Firma;  eine  schon  bestehende  fiinxet- 
oder  Gesellscbansfimia  braucht  wegen  des  neu  eintretenden  Conaaanditisten  sieht 
verindert  xa  werden,  a.  17.  Prot.  8.  10^5. 

4.  a.  150.  £iDe  Commanditgesellsobaft  ist  vorhanden«  wenn  hei  einem  unter  eioff 
gemeinscbaflicbeii  Firma  betriebenen  Bandelsgeverbe  ein  oder  mehrere  Gesellsdianer 
sich  nur  mit  Vermögenseinlagen  betheiligen  (Commanditisten),  wHhrend  bei  eioem 
oder  mehreren  anderen  Gesellschaftern  dfe  Beiheiligung  nicht  in  dieser  We^  be- 
schränkt ist. 

tt.  a.  257.  Hot.  8.  77.  Wenn  der  sUlle  Gesellschafter  die  Existeoi  der  stilloi 
Gesellschaft  unter  den  Geschäftofireunden  doreb  Cirevlare  etc.  verbreitet  oder  die 
VerbreltaBg  duldet,  so  wird  die  rechtliche  Wirkung  hieron  nach  altgemeinen  Redt»- 
grandsitien  beortheili;  es  katm  darin  namentlich  ein  Creditcnnrag  Uegeii;t.  S6> 
Prot.  8.  1171,  1171. 
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er  Ist  ein  bioszer  GlMiUger   des  Gesehäftsherrn;  gerflth  also  dieser  in 
CoacoK,  so  kann  er  nieht  etwa  Sondemog  des  Privatvermögeiis  und  des 
HuidelsyermOgens  seines  Scbvüdners  fordern,   und  aas  dem  letztem  vor 
den  PH?atgldQblgern  ZarückzaMong  seiner  Einhge  verlangen,  sondern  er 
kun  nur  ans  dem  Gesammtvernidgen  eines  Schuldners  neben  den  übrigen 
hintgüobigem   Befriedigang  fordern,   (a.  258.)    Aber  selbstverständlich 
kann  er  andererseits    seine-  Einlage    nicht    erst   nach   Befriedigung   der 
BaxlelsgUiubiger  vom  SchuMner  fordern,  wie  diesz  bei  jedem  eigentiichen 
Gnellchafler,  dem  offenen  und  dem  Commandit-tiesellschafter,  der  Fall  ist 
Bk  stille    Gesellschaft    fur    sich    allein    begründet    kein    Gesdlsohafta^ 
fviDdgen,  die  Handelsgläubig^  sind   nicht  vom  stillen  Gesellschafter  auf- 
gefordert worden,  d^  Firma  des  Geschaftsherrn  in  der  W«ise  zu  credi«- 
liren,  dasz   auch   sein*  Einlagecapital  fOr  dessen   Handelsschulden  hafte. 
Sondern  der  stille  Gesellschafter  fordert  von  dem  Geschäftsherrn,   wenn  er 
ene  Einzelperson  ist,  bei  welcher  zwischen  Handels-  und   Privatvermögen 
■ebt  onterschieden  wird,  neben  sAmrotlichen  Gläubigem  seine  Beziiilung; 
M  aber   der  Geediäftsherr  eine   GeseUschaft  (offene  oder   Commandite), 
10  erlangt  er   Rückzahlung    seiner     Einlage,    welche   ein  Handelsgeschäft 
wir  ($.  129),  mit  den  Handelsgläubigem  zunächst  aus  dem  Gesellsdiafta- 
loinögen,    eventudi    auch    aus  dem   Privatvermögen   der  Gesellschafter. 
Gttx  anders  steht  nach  beiden  Seiten  der  Commanditist;  er  hat  durch  die 
Knicbtung  der  Commandite,  durch   den  Eintrag  seines  Namens  und  Ein- 
lagecapitals  ins  Handelsregister  das  Publicum  aufgefordert,  der  Commandite- 
finna  zu  creditiren,  und  haftet  bis  zuni  Betrag  seiner  Einlage  den  Handels- 
^bigem  für  die  Schulden  dieser  Firma.    Er  kann   daher  sein  Einlage^ 
eapital  nicht  eher   von   dem  Geschäftsherm   fordern,   nicht  eher  ans  dem 
Gesellschaftsvermögen  zurückziehen,  bis  dieses,  seine  Einlage  inbegriffen,  die 
GeiellschafUgläubiger  befriedigt  hat    Dagegen    haftet   seine   Einlage    den 
Prhratgläubigem  des  Geschäftsleilers  gar  nicht;  seine  Anlage  ist  ein  Theil 
des  GesdlschaftsvermögenSf  welcher   nicht  dem  Geschäitsleiter  gehört;  die 
Privatgläubiger  können  nach  §.  139  die  Auflösung  der  Gesellschaft  herbei- 
fbhren,  und  sich  aus  dem  Antheil  des  Geschäftsleiters  an  dem  Gesellschafts- 
tmnögen  bezahlt  machen,  aber  auf  das  Einlagecapital  des  Commanditisten 
können  sie  so  wenig  greifen  al»  auf  den  Gesellschaftsvermögensantheil  eines 
oflenen  Gesellschafters  ihres  Schuldners.     Complicirter   werden  die  Ver- 
bftltnisse,   wenn   zu  einer  offenen  Gesellschaft  eine  Commandite  (6.),  wd 
m  dieser  Gesammtgesellscbaft  mehrere  einzelne  stille  Gesellschafter  hinzu«^ 
treten. 


a.    t.  150.   Sind  mehrere  perstfnlkli  haftende  Gesellschafter  vorhanden,  so  ist  in  ^ 
▲oeehaDg  ihrer  die  Gesellschafi  zugleich  eine  offene.    Mehrere  stille  Gesellschafter 
stehen  ontereinander  in   gar   keiner  Beiiebung,  sondern  es  gibt  dann  so  viele  stille 
Gesellschaften  als  stille  Gesellschafter,  wHhrend  alle  Commanditisten  Mitglieder  Einer 
Gesellschaft  sind.  Prot.  8.  1094. 
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Es  sind  die  gemeiiisaiDeii  und  die  unterscheidenden  ZOge  der  beideii  Gesdt- 
schatten  hier  deszhalb  aosfQhrlicher  auseinander  gesetst  worden,  weil,  wie  man 
von  allen  Seiten  anerkennt,  dieNebeneinandersteUang  der  beiden  sehr  Ihnlidien 
und  doch  wesentlich  verschiedaien  Institute  in  der  Praxis  vielbch  tn  Zweiieto, 
Miszverständnissen  und  Verwirrungen  Anlasz  geben  kann.  Sehr  richtig  benerb 
der  Bericht  der  Conunission  des  preuszisehen  Abgeordnetenhauses  cur  Emfthroog 
des  Handekges^buches  (Si  26),  dasz,  wenn  die  Contrahenten  beiAbschlos 
der  Gesellschaftsvertrige  sich  des  Unterschieds  der  beiden  Formen  ganz  kkr 
bewuszt  sind,  und  ihre  Verabredungen  danach  genau  prfteisiren,  und  wcoi 
sie  nach  Ahschlusz   dea  Vertrags  alles  wirklich  thun,  was  sie  nach  öeo 
Gesetz  thun  sollen,  namentlich  die  Firma  oorrect  wählen  und  die  Aniaei- 
düngen  getidrig  vornehmen,  dasz  unter  Einhaltung  aller  dieser  Voraussetznnp 
die  Anwendung  dieser  Bestimmungen  ohne  Schwierigkeit  Ist.    Alleio  la 
erstere   wird    umsoweniger   regelmiazig  der  Fall  sein,  ab  das  Gesetz  ftr 
keine  der  beiden  Gesellschaften  (a.  150,  250)  schriftliche   BntstehungsforB 
vorgeschrieben  hat,  und  in  letzterer  Hinsicht  hat  das  Gesetz  selbst  scboo 
die  Falle  als  möglich  angenommen,  dasz  der  Commanditist  nicht  angemeldet 
oder  umgekehrt  der  stille  Gesellschafter  durch   einen  Zusatz  in  der  Finm 
angedeutet  wird  etc.    Entscheidend  ist  schheszlich  nur  die  Willensmeiiniiig 
der  Contrahenten;  weder  Ittszt  sich  aus  der  Nichtanmddung   ohne  weiterd 
auf  eine  stille,  noch  aus  dem  Uoszen  Wort  „Commandite'*  auf  eine  Gesell- 
schaft der  neuem  Form  schlieszen,  da  ja   beide  Ausdrucke  so  lange  Zeil 
synonym  waren. 

Wenn  man  aber  die  Vermuthung  ausgesprochen  hat,  die  stille  Gesd- 
schaft  werde  allmählich  auszer  Anwendung  kommen,  da  der  speculireade 
Capitalist  entweder  die  Commanditenform  wAhlen,  oder,  wenn  er  ungenannt 
bkdben  wolle,  fOr  ein  gewöhnliches  Darlehen  sich  statt  der  Zinsen  Gewinn- 
antheile  versprechen  lassen  werde  '—  was  allerdings  das  Gesetz  nunmehr 
gestattet  —  so  hat  man  dabei  doch  übersehen,  dasz  der  stille  GeseHscbafter 
das  practisch  sehr  wichtige  Recht  hat,  die  Gesckiiftsrechnung  seines  Schidd- 
ners  zu  controliren,  die  Bilanz,  das  Inventar,  die  Böcher  und  Papiere  des- 
selben zu  prOfen  (a.  258),  und  sich  dadurch  eine  Sicherheit  und  eine 
Stellung  gegenüber  seinem  Gesellschafter  zu  schaffen,  welche  dem  bk>szeD 
Darlehensgläubiger  in  kdner  Weise  zukommt 

Nach  Vorausschickung  dieser  Bemerkungen  werden  die  beiden  InstL 
tute  ziemlich  kurz  dargesteUt  werden  können.  Insbesondere  finden  auf  die 
Commanditgesellschaft  alle  im  vorigen  Abschnitt  vorgetragenen  Grundsätze 
von  der  ofTenen  Handelsgesellschaft  Anwendung,  sofern  dieselben  nicbt 
durch  die  soeben  erörterten  Unterschiede  in  Zweck  und  Wesen  ausge- 
schlossen sind. 

3.  Die  Errichtung  der  Commandite  musz  von  sämmtliehen  Geseü- 
schaftem  an  dem  Handelsgericht  des  künftigen  Domicils  der  Gesellschaft 
zur  Einregistriruug  angemeldet  werden.  Diese  Anmeldung  und  Einregi- 
strirung    musz    enthalten    Firma    und   Domidl   der   Gesellschaft,  Namen, 


Digitized  byVjOOQlC 


S*  Ut,  Die  «Ite  ,MIU  GesellsclMft««  u.  die  neue  „GoiiiiiMimlUgeMlIsdttft.''  413 

Stand  mid  Wohnort  aller  Gesellscbafter,  der  CommandiliflleB  wie  der  Com- 
pieiiieDUre:  erstere  mOssen  ak  sokhe  bezeichnet  und  der  Betrag  ihrer  Ein- 
lagen angegeben  werden.  Dieser  Eintrag  wird  verOOentlicbt,  ausgenommen 
NaiBen,  Stand,  Wohnort  ond  Einlagen  der  Commanditisten  (7.)  Der  Betrag 
der  Letzteren  darf  auch  auf  Verlangen  dar  Beiheiligten  meht  Tom  Gericht 
in  den  BlAtlern  veröOentlicbt  werden,  „weil  sieh  hiedarch  nar  zu  leicht 
viele  Pannen  verleiten  lassen,  grösseren  Credit  ohne  PrOfimg  der  Ver- 
biltniaze  zu  bewilligen,  obwohl  sie  wissen  könnten,  dasz  der  Richter  die 
Richtigkeit  der  Anmeldung  nicht  zu  untersuchen  hat/'  (8.)  BezQglich  der 
Form,  der  Firmazeichnung,  der  Anmeldung,  der  Zweigniederlassungen,  der 
späteren  Veränderungen  in  der  Firma,  im  Wohnort  und  Personalbestand 
der  Gesellschaft,  der  Folgen  der  VersAumnisz  dieser  Anmeldepflicht,  des 
Anfangs  der  rechtlichen  Wirkung  der  Commandite,  und  bezQglicb  des 
BechtsverhAltnisses  der  Gesellschafter  unteränander,  gelten  die  nämlichen 
Bestimmungen  wie  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  (a.  151 — 157),  aber 

a)  die  Geschäftsführung  darf  nur  von  den  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
tem  (9.)«  nicht  von  den  Commanditisten  besorgt  werden  (Z.  f.  fl.  R.  II. 
S.  422,  diese  haben  nicht,  wie  dieCollectivgesellschafter,  ein  Einspruchs- 
recht gegen  Handlungen  der  Complementare,  denen  sie  ihre  Ein- 
lagen einmal  anvertraut  haben),  auf  dasz  nicht  das  Publicum  verleitet 
werde,  sie  far  persönlich  haftende  Collectivgesellschafter  zu  halten;  doch 
gestattet  das  Gesetz  denselben  als  Procuristen  oder  Bevollmächtigte 
fOr  die  Gesellschaft  zu  handehi,  wenn  sie  diesz  ausdrücklich  erklären; 
in  Ermanglung  solcher  Erklärung,  sowie  aus  Geschäften,  wdche  vor 
Eintragung  in  das  Register  vorgenommen  worden,  oder  bei  Aufnahme 
ihres  NaiAens  in  die  Firma,  haften  sie  persönlich;  (10.) 

b)  der  Commanditist  ist  nicht,  wie  der  officio  Gesellschafler,  behindert, 
in  dem  Handelszweig  der  Gesellschaft  als  Glied  anderer  Gesellschaften 
oder  allein  für  sich  Geschäfte  zu  machen  (ll.)«  wie  er  andererseits 

c)  nicht  berechtigt  ist,  den  Geschäftsgang  in  so  umfassender  Weise  zu 
untersuchen,  wie  der  nicht  geschäftsfuhrende  offene  Gesellschafter 
(a.  105);  jedoch  darf  er  jährlich  und  auf  Erkenntnisz  des  Gerichts, 


7.  Das  firaniösiscbe  Recht  Code  de  comm.,  a.  43,  veröffe Dilicbl  Namen  und  Ein- 
lage, das  Züricher  S-  1332  nur  den  Namen  des  Commanditisten. 

8.  a.  151;  Prot.  8.  1007. 

9.  Die  Bestimmungen  über  Tertretung  der  Gesellschaft  durch  diese,  im  Ver- 
kehr und  vor  Geriebt,  Erwerbs-  und  Gerichtanbigkeit,  sowie  Gerichtsstand  der  Ge- 
sellschaft entsprechen  den  Ton  der  offenenGesellschafi geltenden  Grundsätzen;  ebenso 
die  über  das  VerliSltnisz  der  Geseliscbafis-  und  PrivatglSubiger,  vgl.  a.  163.164.  167. 
IW.  mit  a.  119—122.  110—111.  113.  114.  117. 

10.  a.  163.  167.  168.  Prol.  8.  1105.  1163.  Hot.  8.  78;  ausnahmsweise  aber 
kann  der  Name  eines  früheren  offenen ,  nunmehr  Commanditist  gewordenen  Gesell- 
scliallers  In  der  Firma- bleiben. 

11.  Ebenso  der  siMe  Gesellschafler.    Pro«.  8.^154.  5.  a.  159. 
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unter  Be9cheinigiii%  wichtiger  GrOnde,  jeder  Zeil  eine  Bilanz  fordern 
and  deren  Richtigkeit  mittelst  der  Bücher  «nd  Papiere  oontrolliren;  (12.) 
d)  die  wichtigste  EigenthQmlichkeit  der  Gommandite  liegt  in  den  Be- 
stimmungen Ober  die  Theilnahme  des  Commanditisten  an  Gewinn  imd 
Verlast  des  Geschäfts.  Zunächst  entscheiden  auch  hier  die  Verein- 
barungen der  Parteien,  cTentuell  gellen  die  Grundsätze  der  oßeneo 
Gesellschaft  über  die  Verzinsung  der  Einlage,  Ober  die  Berechnung  von 
Gewinn  und  Verlust  des  Geschäftsjahres,  sowie  über  die  Erbebung  yoo 
Zinsen  und  Gewinn  auch  in  Betreff  des  Commanditisten  (13.)  Aber 
dieser  hat  nur  für  den  Betrag  seiner  Einlage  Haftung  Ofoemommeo, 
und  nur  mit  dieser  Einlage,  gleichviel  Qbrigtns,  ob  de  schon  eio- 
gezahlt  oder  noch  rückständig  ist«  (14.)  nimmt  er  an  dem  Verloste 
Theil;  diese  Einlage  hat,  so  lang  die  Gesellschaft  daoert,  möglichst 
unvermindert  in  derselben  zu  bleiben  — *  sie  kani^  weder  ganz  oder 
theilweise  zurückbezahlt  noch  erlassen  werden  (a.  165)  —  und  wie 
wohl  der  Commanditist  nicht  zu  Nachschüssen ,  zu  späterer  Erhöhoog 
der  Einlage  aus  sdnem  Vermögen  verpflichtet  ist,  ^ebenso  der  stille 
Gesellschafter  a.  25d),  so  kann  doch  andererseits  von  Zinsen  und  Ge- 
winn keine  Rede  sein,  so  lang  die  ursprUngHclie»  dureb  Veiiaste  ge- 
minderte Einlage  nicht  wieder  hergeetdlt  ist  (15.),  keineirfalls  aber 
braticht  der  Commanditist  Zinsen  und  Gewinnantbeile,  welche  er  auf 
Grund  einer  in  gutem  Glauben  grfertigten  Bilanz  und  sdbst  in  gutem 
,  Glauben  in  Vorjahren  bezogen  hat,  nachträglich  wegen  späterer  Ver- 
luste herauszuzahlen,  denn  diesz  würde  ja  indirect  die  Haftpflicht  des 
Commanditisten  über  die  Einlage  hinauserstrecken:  er  hat  anf  die 
Chancen  des  Geschäfts  speculirt  und  musz  die  Vortheile  genieszen 
dürfen,  wie  er,  bis  zum  Betrag  seiner  Einlage,  den  Verlust  trägt  Die 
Bilanzen  über  Gewinn  und  .Verlost  sind  ihm  gegenüber  keineswegs 
nur  provisorisch.  (16.)  Hat  er  aber  in  Colliision  mit  dem  Comple- 
\  mentar  zur  Verkürzung  der  Gläubiger  oder  darch  einen  ooeot- 
schuldbaren  Irrthum  künstlich  herausgerechnete  aber  nicht  bestebeode 
Gewinnste  bezogen  oder  Zinsen  und  Gewinn3te  vor  Tilgung  früher«' 
Minderung  der  Einlage,  so  haftet  er  bis  zum  Betrage  dieser  Einlage 
solidarisch  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft,  ohne  die  Ein- 


42.    a.  160.  Ebenso  der  stille  Gesellschaftfr  a.  253. 

13.  Ebenso  des  sUlIeo  GesellschaCters  a.  255;  doch  kann  dieser  ebne  besondere 
Verabredung  keine  Zinsen  verlangen  und  der  nicht  erhobene  Gewinn  vermehrt  nicät 
ohne  weiteres  die  Einlage.  Prot.  S.  1090.  Sollte  über  die  Höhe  der  üetheiliguDg  ao 
Gewinn  und  Verlust  nichts  festgestelU  sein,  so  entscheidet  richterliches,  nötbigenfalls 
durch  Sachverstlndige  geleitetes  Ermessen,    a.  162.  254. 

14.  a.  166.  Die  räckstlndige  mnsi  er  sogar  —  nach  allgemeinen  und  besondereD 
handelsrechtlichen  Grundsätzen  —  terzinsen.  a.  05.  a.  157.  Prot.  S.  294 

15.  a.  161.  165.    Ebenso  bei  der  stillen  Gesellschaft,  a.  255.  Vot.  S.  79. 

16.  a.  161.  Das  Gesetz  hat  die  Controverse  über  diese  Rfickerslatfung.«pfliclit 
meines  Ecaehtens  richtig  entschieden;  fft.  Thöl  g.  42  N.  9;  Bfitukmmnm  %.  55. 
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rede  der  Thettaag  zq  haben  (17.),  und  svar  erstreckt  sich  diese 
fliikpflicht,  wie  die  des  offenen  Gesellsohafters ,  anch  fQr  die  -vor 
Minem    Eiolritt    eingegangenen  Verbindliehbeifen    der   Gesellschaft. 

(•.168.) 

4.  Die  Auflösung  der  Commandfte  (ebenso  der  stillen  Gesellschaft, 
1.261—263),  die  Liquidation  (18.)  und  die  Verjährung  der  Klagen  gegen 
die  GeseDscbafter  richtet  sich  im  Allgemeinen  nach  den  Bestimmungen  über 
(feofleoe  GeseUschaft,  nur  dasz  der  Tod  oder  die  Unfähigkeit  des  Com- 
nuHÜtisten  zur  selbstHndigen  Verwaltung  semes  Vermögens  die  Gesellschaft 
nidit  aufhebt,  da  es  sich  hier  nicht,  wie  hei  der  ofllenen  Gesellschaft,  um 
&  Persönlichkeit,  sondern  um  die  Einlage  des  Gesellschafters  handelt.  (19.) 
Jkm  Nachthefl,  dasz  nun  die  Rechtsnachfolger  des  Commanditisten  dessen 
Recht,  die  Bilanzen  zu  controli^en,  iAen  dtirfen,  können  sich  die  Comple- 
oentare  durch  Vertrag  oder  durch  Kündung  der  Gesellschaft  entziehen.  (20.) 

5.  Wir  haben  die  Commandite  als  das  neuere  Institut  ausführlicher 
erörtert:  die  stille  Gesdlschaft  wird  thals  von  den  allgemeinen  Grundsätzen 
der  oflenen,  theils  von  den  besonderen  geistesverwandten  der  Commanditen- 
geseOschaft  beherrscht;  nach  den  oben  entwickelten  Unterscheidungen  der- 
sdben  von  beiden  ergibt  sich  von  selbst  die  Anwendbarkeit  der  einen  oder 
todem.  Hervorzuheben  sind  nur  einige  Bestimmungen,  durch  welche 
ftbr  den  Fall  der  Auflösung  der  GeseUschaft  durch  Insolvenz  des  Comple- 
oeotars  für  den  Schutz  der  Gläubiger  desselben  gegen  Collusionen  unter 
den  Gesellschaftem  deszhalb  gesorgt  werden  muszte,  weil  ja  die  stille  Ge- 
seUschaft nicht,  wie  die  Commandite,  zur  Anmeldung  und  Veröfientlicbung 
ihrer  Errichtung  und  Auflösung  verpflichtet  ist.  Es  könnte  also  jedesnu^l 
der  ComplemeQtar  oder  der  stille  Gesellschafter,  wenn  sie  den  baldigen 
AoBbrach  des  Concqrses  voraussehen  und  die  Insolvenz  des  Geschäflsherm 
h^Üsch  schon  eingetreten  ist,  in  aller  Stille  das  Verhältnisz  lösen ,  und  die 
Ijolage  des  stillen  Gesellschafters  dem  Geschäft  und  den  Gläubigern  ent- 
gehen, wobei  sie  nur  diese  Auflösung  als  schon  viel  früher  geschebon  aus- 
zugeben brauchten,  um  die  Haftung  der  Biolage^  auf  welche  die  Gläubiger 
ein  Recht  haben,  zu  beseitigen.  Denn  es  hat  zwar  der  stille  Gesellschafter 
im  Concurs  des  Complementars  seine  Einlage,  insoweit  sie  den  9etrag  des 
ihn  nach  dem  GeaeUschaftsvertrag  treflfenden  Verhistes  ttbersleigt ,  als  Cen- 
corsgläubiger  zurückzufordern  (a.  9S8),  aber  nfcht  darf  er  vor  den  andern 
Gbobigern  sein  in  das  Eigenthum  des  Complementars  übergegangenes  Ca- 


17.  a.  165.  MoU  S.  80.  Prot.  8.  H6%  4643.  €«geii  ofHealMtre  Recbnungsfelikr 
sdiDUen  die  civHreeliiliekeii  Condktlonen ;  tu  hohe  SchMtznngen  werden  durch  Iferah- 
setniDg  aar  den  wahren  Werth  in  der  DSchsten  Bilanz  aasgegltchen.  Prot.  S.  1088. 

18.  Die  Liquidation  der  stillen  Gesellschaft  besorgt  der  GeschSflsinbaber.  a.  265. 

19.  Das  Gleiche  gilt  von  der  stillen  Gesellschaft,  a.  261. 

20.  a.  170.  Mot.  8.  80 ;  vgl.  über  die  sUUe  Gesellschaft  a.  253 ;  über  4ie  offene 
>.  160  u.  oben  g-  1"^-  Prot.  S.  308. 
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piUl  (a.  252)  zurOduieliiBen.  Das  Geaelz  stellt  desdialb  die  Frist  eines 
Jahres  vor  Aosbroch  des  Concarses  in  dem  Siniie  aof,  dasz  eine  AoBOsnog 
der  Gesellschaft,  eine  ganze  oder  theil weise  ZorOckzahlong  oder  Erlassiiiig 
der  Einlage  innerhalb  dieses  Zeitranines  die  Haftung  dersdben  gegenOber 
den  Concursgläabigem  nicht  aufheben  scdle.  Diese  können  verhageo,  dan 
die  erlassene  oder  znrQckbezahlte  Summe  wieder  vom  stillen  Gesdbchafter 
in  die  Concursmasse  eingeworfen  werde,  unbeschadet  natürlich  seineg 
Rechtes,  gleichwohl  aus  dieser  Masse  selbst  als  ConcursglAubiger  dasjenige 
zu  fordern,  was  ihm  in  dem  Zeitpunkt  der  Auflösung  der  Gesellschalt  nidi 
dem  Gesellschaftsvertrage  von  sdner  Einlage  herauszuzahlen  ist 

Wenn  jedoch  der  Commanditist  beweisen  kann,  dasz  die  VerhAltnine 
und  umstände,'  welche  den  Concurs  herbeigefohrt  haben,  erst  nach  dem 
Zeitpunkt  der  Auflösung,  Rückzahlung,  Erlassung ,  wenn  auch  iqnerhii 
Jahresfrist,  eingetiieten  sind,  so  sollen  diese  Handlungen  wirksam  und  gCdtis 
sein.  (21.) 

*  Thöl,  Handelsrecht  L  S*  ^*  Sieüm^  Dissert  de  aooietate  quam  dienol« 
eammmdik;  Monachü  1852^— irrtnckmaim,  §.142;--  Gerber,  $.  196  b  ^-J^ordkord, 
im  Arch.  f.  D.  W.  u.  H.  R.  VIL  S.  361 ;  —  Dietzel,  d.  Comm.-G€8.  u.  d.  actio 
lr<5tilorta(Z.f.H.R.L8.1);  —  Voigt,  d.  stille  R^eeellsch.  N.  Arch.  £  H.  B, 
IL  S.  424. 

S.  142. 

6.  Die  Actiengesellscban.  *) 
1.  Die  Aeiienge$eU$ehaft  ist  die  widitigste,  aber  nicht  die  einzige  An- 
wendung der  unbenannien  GeulUchaft  (soci^  anonyme)  (1),  weiche  auch 
ans  tm^tcAai  Antheilen,  die  daher  nicht  Actien  heiszen,  gebildet  sein 
kann,  wie  z.  B.  bei  den  wechselseitigen  Leibrenten  und  yersichemDg»- 
gesellschaflen  ^).  Sie  gehört  dem  modernen  europaischen  Rechte  an.  In 
ihr  stellt  sich  der  genossenschaftliche  Charakter  (^  38,  §.  39,  9)  mit  aus- 
gezeichneter Schftrfe  dar.  Sie  ist  eine  aus  den  Actionflren  zusammengesetzte 
Persönlichkeit.  Sie  erscheint  als  ein  selbstfindiges,  einheitlich  organisiiies 
Rechtssubject***),  welchem  ein  Vermögen,  das  Aclienvermögen,  zugeschriebeo 

Sl.    a.  »9.  ProU  8.  4tf58. 

1.  Code  tU  eammtree.  $.  29:  La  sodMd  aooDyme  a'existe  point  sous  oa  son 
social ;  eile  n'esi desigote  parle  ■omd'aucna  des aeeoci^.  —  g*  30:  Elle  est  qaalifite 
par  la  d^signation  de  I'objet  de  son  entreprise.  —  8-36:  Le  capital  de  la  socieie  aooojBM 
se  divise  en  actions  et  m^me  en  conpons  d*aclJon  d'ane  valear  6gale. 


*)  Das  «usfabrlicbe  ond  bedeatende  W4»rk  von  tUmmmd,  das  nccbi  der  AetiengesellfohaAta. 
Leipiig  1868»  kam  mir  erst  wlbreod  dM  Dnickes  lu. 
**)  Ueber  Legitimalion  d.  Verlreter  einer  anonymen  Ges.  §.  SUatareebl  IL  8.  US.  ^ 
***}  Man  kann  der  Annahme  einer  GenoMeoscbaft'  nicbt  dadurch  entgehen,  da«  man,  wie 
I.  B.  Qerher  die  nötbige  Einheit  in  der  Beprlsentation  durch  „Institoren"  sucht.  Denn  eiaBil 
gibt  ei  sehr  Tiele  Actlengesellschaften ,  welche  keine  lm$tiurtn  oder  richtiger  Factoren,  Pro- 
curiaten,  haben,  sondern  nur  Vorsieherschaften,  und  wo  Jene  sich  finden,  da  sind  sie  eben  aar 
SttIhwtretH'  *fa«r  Pevn,  die  /hr  rtek  in  ihrem  eigenen  Vewuaitsein  wie  nach  der  Vorsleüoai 
der  Füctoren  und  des  Publicoms  mh  mkAeit  eiistirt  (Vgl.  gegen  Z.  f.  H.  E.  II,  8.  119.  AaatL 
d.  Bad.  Ger.  1888.  N.  1».  24.) 
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wird,  das  darch  seine  Organe  und  Stellvertreter  Verträge  abschlieszt ,  For- 
deningen  erwirbt,  Schulden  übernimmt  (2.\  ond  zugleich  ist  man  sich  doch 
bewuszt,  dasz  dieses  Rechtssubject  nicht  abgesehen  von  den  Actionfiren, 
sondern  eben  aus  diesen  besteht  und  dasz  sein  Vermögen  hinwieder  objectiv 
nach  Actien  gelbeill  ist,  mithin  auch  den  ActionAren  angehört  (3.) 

Uüe  ActionAre  sind  qntereinander  allerdings  in  einem  Gesellschafts- 
ferhlltniszy  und  verpflichtet,  die  yersprochenen  Beitrtige  zu  leisten;  sie 
haben  Anthefl  an  dem  Gewinn  und  an  dem  gemeinsamen  Vermögen  Ober- 
haupt. (4.)  Aber  nach  aoszen  erscheinen  und  haften  sie  nicht  als  Gesell- 
sditfter,  und  der  Gesellschaft  selbst,  beziehungsweise^ ihren  Gläubigem 
gegenüber  im  Ccncurse  jener,  immer  nur  bis  auf  den  Betrag  ihrer  Actien, 
m  darOber  hinaus.  (5.) 

Die  AcliengeaaUschaft  hat  daher  auch  als  Person  einen  Namen  —  hier 
«Meoer  JPirma  genannt  —  welcher  jhrer  ol^tiven  Natur  gemfisz  nie  aus 
Penonen-Namen  gebildet,  sondern  meist  von  dem  ,06^1  oder  Zweck  der  Actien- 
QotenehiQuiig  hergenommen  ist  (Vgl.  oben  §.  133  Renaud^l.)  Unter  Actien 
Terstebt  man  zunächst  die  Capüalbeüräge ,  zu  welchen  die  Actionire  sich 
T^rpflichtet  haben,  und  bis  auf  welche  sie  haften,  die  unter  sich  gleieh 
grois  sind  und  daher  in  einem  gleicharligm  Verhäitnisz  zu  dem  Geeammt'* 
temögen  stehen.  Dann  heiszen  genauer  die  den  Actien  in  jenem  ersten 
Sinne  entsprechenden  JheürtcliH  an  dem  Gesellschaftsvermögen  und  an 
der  organisirten  Gesellschaftsverbindung  ebenfalls  ilc/ten;  ebenso  die  Gegen- 
stände dieses  Theilrechts,  die  Yermögensquolen.  Zuweilen  werden  auch  die 
dafür  ausgestellten  Urkunden  Actien  genannt    (Benaud  §.  5.  6.) 

2.  Die  EmleUung  zur  Bildung  der  ActiengeseHschaft  geschieht  ge- 
vöbolicb  durch  die  Ankündigung  eines  P^ojeels  von  Seite  einzelner  Unter- 
nehmer, in  welchem  der  Zweck  derselben  bezeichnet  und  die  Grösze  des 
ictjencapitals  und  der  einzelnen  Actien  bestimmt,  zuweilen  auch  die  Grundlage 
1er  künftigen  Statuten  festgesetzt  wird.  (Benaud  §.  19.)  Die  Eifizeichnung  von 
ictien  verbindet  die  Unternehmer  für  den  Fall,  dasz  die  ActiengeseHschaft 
m  Stande  komnaen  werde,  zur  Einzahlung  der  Actien  und  zur  Mitwirkung 


1.  D.  H.  G.  B.  a.  213.  Die  Aetiengesollsclian  als  solche  hat  scIhaUiDdig  ihre 
techte  and  Pflichten ;  sie  kauo  Ei^^tburo  und  andere  dingliche  Rechte  an  Grund- 
tucken  erwerben;  sie  kann  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden.  Ihr  orde  ptlicher 
«erichtssland  ist  bei  dem  Gerfcht,  in  dessen  Beiirk  sie  ihren  SiU  hat.  {ßemaud  g.  4.) 

3.  a.  207.  Das  Gesellschaflscapital  wird  in  Actien  oder  auch  in  Actienantheile 
«rifgt.  a.  216.  Jeder  ActionSr  hat  einen  verhältniszmäszlgen  Anthell  an  dem  Ver- 
Bögen  der  Gesellschaft.  « 

4.  a.  216.  Der  Actionür  kann  den  eingezahlten  Beitrag  nicht  zurfick fordern,  und 
^U  so  lang  die  Gesellschaft  besteht,  nur  einen  Anspruch  auf  den  reinen  Gewinn, 
oweit  dieser  nach  dem  Gesellschaftsvertrag  zur  Vertheilung  unter  die  Actionüre  be- 
timmt  ist. 

5.  a.  207.  Eine  Handelsgesellschaft  ist  eine  ActiengeseHschaft,  wenn  sich  die 
immtlichen  Gesellschafter  nur  mit  Einlagen  betheiligen,  ohne  persönlich  für  die 
^erbiDdlichkeiten  der  Gesellschaft  zu  haften. 

Bluntschli,  deutsches  Privatrecht  3.  AuO.  ^ 


Digitized  byVjOOQlC 


418  Buch  m.  Abth.  II.   Cap.  IT.  Von  den  Handelsgesellscbaflen. 

bei  der  Gründung  der  Actiengesellschaft.  Dabei  wird  stillschweigend  vor- 
ausgesetzt, dasz  eine  hinreichende  —  wenn  auch  nicht  die  YoUstindige  — 
Anzahl  Actien  genommen  werde.  (6.) 

Die  Projectanten  können  zugleich  Actienzeichner  sein,  aber  sie  mOssen 
es  nicht  sein.  In  ihrer  ersten  Eigenschaft  stehen  sie  zu  der  neoeo  Actieo- 
gesellschaft  in  dem  VerhAltnisz  von  negotiorum  ge$tor$$  (vgl.  Z.  f»  H.  R.  1 
S.  174),  und  sind  berechtigt,  die  Auslagen  zu  verredmen,  welche  sie  zum 
Zweck  des  Zustandekommens  der  Gesellschaft  gemacht  haben.  Oft  be- 
dingen sie  sich  überdem  besondere  Vorlbeile  aus,  gegen  deren  Uebenua 
indessen  die  allen  Gesellschaftsvertragen  inwohnende  ROcksicht  auf  aegtntei 
angerufen  werden  kann.   (Renaud  §.  36.) 

3.  Auch  die  zureichende  Einzdchnung  der  Actien  für  sich  begründet  Doch 
nicht  die  wirkliche  Actiengesellschaft.  {Renaud  §.  20 — ^25.)  Zu  ihrer  Eiisteoz  ist 
die  CoiM<ätftrufi47  derselben  nothwendig.  Diese  erfordert  wenigstens  die  Annahme 
von  Statuten  {Renaud  §.  26 — ^29),  welche  die  Ordnung  der  Gesellschaft  im  Innero 
und  im  VerhAltnisz  zu  dritten  Personen  bestimmen  und  der  neu  entstandeon 
Verbindung  ihre  Form  des  Daseins  und  einen  Namen  geben  und  bd  der 
Wichtigkeit  dieser  Bestimmungen  für  alle  Verhältnisse  der  Gesellschafter 
unter  einander  und  nach  auszen  rechtfertigt  und  gd)ietet  es  sich,  die  stehende 
schriftliche  Form  hiefiQr  zu  fordern.  (7.) 

Weil  aber  die  Wirkung  einer  Actiengesellschaft  von  sehr  grower 
Tragweite  für  den  Verkehr  ist  und  die  eigenthflmliche  Natur  dieser  Ver- 
bindung, wonach  jedes  Mitglied  nur  ftir  den  Betrag  seiner  Actien,  kein 
einziges  aber  persönlich  und  solidarisch  mit  seinem  Vermögen  haftet,  die 
Gefahr  des  Miszbrauchs  zu  Scbwindelgeschfiften,  zu  betrügUcher  Aosbeo- 
tung  des  creditirenden  Publicums,  insbesondere  bei  Inhaberactien,  sehr  nahe 
legt,  so  hat,  wie  schon  früher  die  Particularrechte,  das  Handelsgesetzbuch 
noch  weiter  eine  Reihe  von  vorsorgenden  und  sichernden  Anforderangen 
für  Errichtung  der  Actiengesdischaften  aufgestellt: 

a)  Statuten  und  Gesellschaftsvertrag  müssen  nicht  nur  schriftlich,  soDdero 
notariell  oder  gerichtlich  errichtet  werden;  dagegen  zur  bloszeo 
Actienzeichnung  genügt  einfache  schriftliche  Form  (a.  208); 

b)  landeikerrliche  Genehmigung,  schon  vorher  in  den  meisten  ParticDlar| 
rechten  verlangt  (Z.  f.  H.  R.  I  S.  172,  Seufferti  Arch.  XII  58),  ist 
nun    auch  vom  Handelsgesetzbuch   allgemein   vorgeschrieben,  n>o$ 


6.  Erk.  des  O.-A.-^G.  LüSeek,  Seuferis  Archiv  II  290.  Es  liegt  in  der  Nimt 
der  Sache,  dasz  es  hei  Jeder  ZeichmiDg  au  clDem  proJecUrles  AcUeouBtemehiM" 
immer  eine  slillschweigcDde  sich  von  seihat  verstehende  Vorausfeizuog  ist,  diu  ^ 
als  für  die  Ausführung  des  Unteroebmens  erforderlich  veranschlagte  Capital  wirkliefe 
durch  Aufifichnungen  aofgebracht  werde,  insofern  nicht  speciell  etwas  anderes  aasge- 
macht worden. 

7.  a.  208.  Ueber  die  Errichtaog  und  den  lohalt  des  Gesellschaflsvertrags  99» 
eine  gerichtliche  oder  notarielle  Urkunde  aufgenommen  werden. 
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SOcksicbt  auf  die  Geielbchaftsgliiibiger  sowohl,  als  im  allgemeinen 
Interesse,  om  die  von  jeder  bestimmten  Persönlichkeit  abgetrennte 
GeseUsehaft  als  selbstModige  Handebpersoo  ins  Leben   zq  fahren,  die 
Solidität    des    Unternehmens   za   verbargen   und   bei   der   aoszer- 
ordenlüoheB  Grösze  der  dorch  Aotien  zosaromenznbringendeQ  Capi- 
taüen    zu   verhüten,   dasz   die  Gekinaaeht  solcher  Geselischaften  in 
einer  dem   allgemeinen  Wohlstand   und   der   Landesiadustrie  nach- 
theiligen Weise  verwendet  wird.""  ^8.)  In  dessenhat  das  Gesetz  in  einer 
Schluszbestimmung    ausdrücklich   deojenigen    Staaten,    welche   eine 
solche  immerhin  lästige  und  doch  keineswegs  absolut   sichernde  Be- 
vormundung  des  Verkehrs   nicht   für    geboten  erachten,  von  dieser 
Erfordernisz  Umgang  zu  nehmen  gestattet  (a.249  Renaud$.  18. 31—33) ; 
c)  aber  nicht  nur  formale,  auch  materielle  Garantien   für  die  Solidität 
der  Gesellschall   sucht   das  Gesetz  zu  gewinnen,  indem  es  auch  in- 
haltlich an  den  Gesellschaftsvertrag  gewisse  wesentliche  Forderungen 
stellt,   In  deren   Ermanglung  die  Genehmigung  des  Staats  nicht  er- 
folgen soll,  und  zwar  soll  der  Vertrag  enthalten 
tt)  Firma  und  Sitz  ^ 

ß)  Gegenstand  des  Unternehmens  /         fi^i^u^ft. 

y)  etwa  bestimmte  Zeitdauer  >  ^^  ^esenscmn, 

d)  Höhe  des  Grundcapitals  und  der  Einzel-Actienj 
t)  Eigenschaft  der  Actien,  ob  sie  und  wie  viele  ihrer   auf   Namen 

oder  Inhaber  lauten,  ob  sie  umgewandelt  werden  dürfen; 
C]  die  Grundsätze    über   die  Bilanz  und   deren  Prüfung,  über  Be- 
rechnung und  Auszahlung  des  Gewinns,  über  Bestellung   und  Zu- 
sammensetzung des  „Vorstands''   (der  Direction)  und  der  Legiti- 
mationsform   de^elben    und    der    Beamten,    über  die  Form  der 
Zusammenberufung  der  Mitglieder,   die  Bedingungen   der  Stimm- 
rechte  und    die   Form   ihrer  Ausübung   über   die  Ausscheidung 
jener  Fragen,  welche  nicht  durch  einfache  Majorität,  sondern  mit 
Einhaltung  strengerer  Erfordernisse  entschieden   werden  müssen, 
endlich  über  die  Form  der  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  Be- 
kanntmachungen. (9.) 
d)  der  Gesellschaftsvertrag  und  die  Genehmigungsurkunde   müssen   von 
dem  zuständigen  Handelsgericht  in  das  Register  eingetragen  und  seine 


8.  Mot.  S.  91.  Die  Frage,  welche  Btharde  diese  Genehmignng  m  ertbeilen, 
nd  eb  die  Gesetzgebung  mitzuwirken  habe,  wurde  dem  particularen  Staatsrecht 
iberlassen.  Prot.  8.  1038. 

9.  Die  meisten  dieser  Bestimmungen  sind  aas  dem  prtusütchen  Gesetz  vom 
*  Nov.  1843  entnommen ;  übrigens  sollen  sie  nicht  in  der  Weise  absolat  wirken, 
^z  etwa  ein  Vertrag,  der  den  einen  oder  den  andern  dieser  Ponkte  nicht  enthielte, 
»ilreekllieh  nichtig  sei;  man  wollte  nur  die  Voraosseltangen  anllitellen,  anter 
beleben  to»  staaisrechtlicheB  Standpunkt  aoa  die  Genehnigong  so  gewirtlgea  sei. 
*rot.  8.  315. 

27* 
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wichtigsten  Bestimmangen,  namentlich  audi  die  Form,   in   welcher 
der  Vorstand  für  die  Gesellschall  zeichnet,   im  Aaszug  verOfientKcht 
werden  {Renaud  §.  34 — 34) ;  vor  der  Genehmigung  und  Eintragung  be- 
steht die  ActiengeseUschaft  als  solche  i^eht,  und  für  alle  vor  £rfiEtlhing 
jener  Vorschriften  im  Namen  d^  Gesellschaft  vorgenommenen  Hand- 
lungen haften  die  Handelnden  (nicht  die  Vorsteher  als  solche)  persönlich 
und  solidarisch  (10); 
e]  wie  die   ursprüngliche   Errichtung   bedarf  auch  jeder  Beschhisz   der 
Gesellschaft  Qber  ihre  Fortsetzung  nach  Ablauf  der  anftinglich  fiest- 
gesetzten   Zeitdauer,   und  Aber  jede  andere  Abänderung  des  Gesefl- 
schaftsvertrages,  um  rechtlich  gegen  Dritte  wirksam  zu  werden,  der 
notariellen  oder  gerichtlichen  Fertigung,  der  staatlichen  Genehmiguiy 
und  der  Eintragung  und  Veröflentlichung   durch  das  Handelsgericht 
(a.  214.) 
4.    Die  Actim,   die    möglicherweise   selbst   wieder   in   Theüe    zerlegt 
werden  (a.  204),  können  auf  bestimmte  Personen  als  Actiondre  oder  auf  den 
jetceüigen  Inhaber  der  Actienurkunde  (au  porteurj  ausgestellt  werden  (vgl 
oben  3,  c.  ().    Sowohl  jene,  die  Namenactien,  als  diese,  die  Inhaberadiei^ 
werden  als  Vermögensrechte  vererbt  und  verfluszert;  aber   die  ersteren  in 
der  Regel   nur   in   der  persönlichen  Form   der   Cession  der  Forderungen, 
diese   in  der   sächlichen  der  Uebergabe   der  Urkunde,   wie  andere  Werth- 
papiere    auf    den    Inhabei^.     (§.    165.)     Wenn   es  früher    häufig   durch 
Debereinkunft  der  Actionäre  in  den  Statuten  angeordnet  war,  dasz  Naaieo- 
actien  nur  durch  Zuschreibung  der  Urkunde  auf  den  Namen  des  Erwerbers 
und  Uebergabe  derselben  an  diesen  (Indossament)  sollten  Obertragen  werden 
können,   so  hat  das   deutsche  Handelsgesetz  im  Interesse  des  leichten  und 
doch  sichern  Verkehrs  mit  diesen  Papieren  jene  sorgsame  Form  als  Regd 
vorgeschrieben.    Es  werden  alle  Actien  in  das  Actienbuch  der  Gesellschaft 
eingetragen    mit    genauer  Bezeichnung   des  Inhabers;    der  Uebergang  des 
Eigenthums  der  Actie  auf  einen  andern  musz   unter  Vorlegung  der  Actie 
und  des  Nachweises  des  Uebergangs  ^-  dieser  kann,  musz  aber  nicht,  durcb 
Indossament  nach  Maszgabe  des  Wechselindossaments  (a.  11 — 13  der  allgeni. 
D.   Wechselordn.   §.   174)    geschehen   —   angemeldet  und  im  Actienbuch 
eingetragen  werden,  und  zwar  haben  diese  Vorschriften  und    Einträge   in 
Verhältnisz  zur  Gesellschaft  absolute  Wirkung;   nur  derjenige  gilt  ihr  ge- 
genüber als  EigenthOmer  der  Actie,  als  berechtigtes  und  verpflichtetes  Glied 
der  Gesellschaft,  welchen  der  Eintrag  im  Actienbuch  als  solchen  bezeichnet 
(Der  Cessionar  kann  deszhalb  die  Umschreibung  verlangen,  vgl.  Z.  f.  H.  R. 
n  S.  430.)    Dabei  darf  zwar  der  BuchfOhrer  die  Legitimation  des  Präsen- 
tanten, welcher  mit  der  indossirten  Actie  in  der  Hand  Eintragung  auf  seineo 


10.a.2t0,211.  Mou  8.  M.  Prot.  S.  103t.  UeberZweigniederlassaDgengelieoiMlogiNe 
BestimmuDgen  ober  ZweigDiederlassoDgeo  offener GfsellschafteD.  ä,2i%Bemudi-9i. 
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Nuneo  fordert,  prttfen,  wenn  ihm  z.  B.  die  Unterschrift  des  bisherigen 
Actieninhtbers  (Indossanten)  gefiüscbt  erscheint,  tber  er  ist  nicht, dazu  ver* 
pflicbtet,  d.  h«  die  Gesellschaft  haftet  dem  bestohlenen  Actieninhaber  nicht, 
wenn  sie  in  gutem  Glauben  und  ohne  Fabriftszigkeit  handelnd  den  Dieb 
oder  Falscher  anf  Gnmd  eines  Aoszerlich  correcten  Indossaments  als  nun- 
Debrigen  Actionär. einzeichnet,  and  dieser  non  dem  gutgläubigen  Dritten 
die  Actie  weiter  verAuszert;  in  diesem  Fall  tragt  der  Bestohlene,  nicht  die 
Gesellschaft  oder  der  Dritte,  den  Schaden,  und  jener  kann  sich  nur  an  den 
IM  oder  Falscher  halten.  (11.) 

Regdmdszig  bedarf  es  der  EinwUligung  der  Gesellschaft  zur  Ueber- 
tragong  der  frei  verauszerlichen  Actien  nicht  (a.  182,  223);  aber  so  lange 
der  Betrag  der  Actie  nicht  vollständig  eingezahlt  ist,  kann  der  Actionär 
eine  Uebertragung  nicht  mit  der  Wirkung  vornehmen,  dasz  die  Gesellschaft 
gegen  ihren  Willen  an  seiner  Stelle  nur  den  neuen  Erwerber  als  Schuldner 
6^  den  Rückstand  erhatte ;  vielmehr  bedarf  es  hiezu  der  Entlassung  aus 
setner  Verbindlichkeit  durch  die  Einwilligung  der  Gesellschaft,  und  auf  dasz 
diese  nicht  zum  Schaden  der  Gläubiger  ihre  alten  Mitglieder  entlasten  und 
Tidleicht  insolvente  Stellvertreter  annehmen  kann,  ist  vorgeschrieben,  dasz 
äk  alten  Actionäre  für  alle  bis  zum  Augenblick  der  Veräuszerung  einer 
noch  nicht  ganz  einbezahlten  Actie  eingegangenen  Verbindlichkeiten  auf  die 
Höhe  des  Rückstandes  noch  ein  ganzes  Jahr  von  der  Veräuszerung  an, 
anch  wenn  diese  mit  Erlaubsnisz  der  Gesellschaft  geschehen,  den  Gläubigern 
derselben  verhaftet  bleiben,  (a.  223  Renaud  §.  37—45.) 

5.  Denn  die  Actionäre  sind  durch  die  Einxeiehnung  ein  für  allemal 
ZOT  Einzahlung  des  Aetienbetrages  verpflichtet;  diesz  ist  ja  die  einzige  Pflicht 
Qod  das  ganze  Masz  der  Haftung  derselben.  (Ha.)  Sie  schulden  ij^her  nicht 
iHir  Verzugszinsen  von  den  nicht  rechtzeitig  eingezahlten  Actien  ohne  wei- 
tere Mahnung,  es  können  auch  Conventionalstrafen  für  jede  Säunuiisz  sogar 
io  der  Schärfe  ausgesprochen  werden,  dasz  die  Säumigen  aller  Rechte  aus 
den  geleisteten  Theilzahlungen  und  dieser  selbst  zu  Gunsten  der  übrigen 
Hitglieder  verlustig  gehen  sollen;  doch  setzt  die  Verwirkung  dieser  Strafe 
wiederholte  Aufforderung  zur  Einzahlung  in  der  ordnungsmäszigen  Form 
der  Bekanntmachungen  der  Gesellschaft  und  jedenfalls  dreimaligen  Aufruf 
in  den  hiezu  bestimmten  öflentlichen  Blättern  geraume  Zeit  (das  letzte  Mal 
i  Wochen)  vor  dem  Eiiizahlungsta-min  voraus ;  Inhaber  von  Namenactien 
können  auch  persönlich  genannt  werden.  (12.)  Besondere  Vorsicht  aber 
erheischen  in  dieser  Hinsicht  die  Inhaberactien.    Nicht   nur  der  Verpflich- 


11.  a.  182,  183.  823 ;  vgl.  unten  &.  1ÜK.  180. 

Hi.  1.  219.  Der  Actionär  ist  nicht  schuldig,  zu  den  Zwecken  der  Gesellschaft 
^  sar  Erfflllung  ihrer  VerhindlichkeiteD  mehr  beituiragen  als  den  für  die  Aciie  sta- 
luleDmisiig  ^q  leislenden  Beitrag. 

12.  a.  220.  221;  vgl.  Prot.  8.  331. 
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tang  vollständiger  Einzahlung,  auch  der  Haft  für  die  SchoJden  der  GeseO- 
schaft  kann  sich  der  Inhaber  einer  Actie  au  portear  durch  Uebertragimg 
und  selbst  durch  Zerstörung  derselben  in  jedem  Augenblicke  entziehen,  so- 
bald ihm  die  Geltendmachung  der  damit  TerknOpften  Rechte  von  zweifei- 
haftem  Werth  erscheint,  ohne  dasz  die  Gesellschaft  wmz,  an  wen  sie  sich 
nun  halten  soll.  Diese  Unsicherheit^  welcher  nicht  durch  die  fOr  NanDenactien 
anwendbaren  Cautelen  abgeholfen  und  welche  leicht  zu  schwindefhaften  Ge> 
Schäften  unter  empfindlicher  Zerrüttung  des  öffentlichen  Credits  miszbraiicht 
werden  kann,  sucht  das  Handelsgesetzbuch  (a.  222)  dadurch  zu  beseitigen, 
dasz  es  bei  InhaberacUen 

a)  vor  Einzahlung  des  ganzen  Nominalbetrags  keine  Actien,  und  fOr 
die  geleisteten  Theilzahlungen  keine  Promessen  oder  Interimsscbeioe 
au  porteur  ausgeben  läszt; 

b)  den  Zeichner  jeder  Actie  zur  Einzahlung  von  40  Procent  (particulir- 
rechtlich  facultativ  25  Proc. ;  a.  249)  des  Nominalbetrags  mibediogi 
verpflichtet:  weder  Cebertragung  seines  Rechts  auf  einen  andern 
noch  Erlasz  seitens  der  Gesellschaft,  noch  Verwirkung  seines  Anrechts 
durch  Säumnisz  befreit  ihn  von  dieser  Pflicht 

6.  Die  Actiengesellschaft  bedarf  einer  OrganUation.  {Renaud  §.  46.)  Wie 
andere  corporationsähnliche  Genossenschaften  hat  sie  gewöhnlich  zu  Organen: 

a)  eine  Versammlung  der  Mitglieder, 

b)  einen  Vorstand,  Ausschusa,  Vor  Steher  schaft,  Direction  und  auszerdem 
oft  noch 

c)  einen  Aufsichtsrath  (Verwaltungsrath) ; 

d)  bevollmächtigte  Agenten. 

7.  Die  Versammlung  der  Actionflre  besteht  nun  aber  nicht  aus  den 
Personen  iils  solchen,  sondern  aus  den  ActionSlren  als  Actienberechtigten.  (13.) 
Daher  ist  die  Regel:  jede  Actie  berechtigt  zu  einer  Stimme  und  wer 
mehrere  Actien  vertritt,  hat  mehrere  Stimmen,  wer  nur  einen  BmcbtheQ 
einer  Actie  hat,  nur  in  Verbindung  mit  den  andern  Inhabern  der  Bracb- 
thetle  eine  Stimme  geltend  zu  machen.  Diese  Regel  erleidet  freilich  man- 
cherlei Beschränkungen  und  Modificatlonen  durch  die  Statuten  der  einzelneo 
Gesellschaften:  einmal  um  die  Stimmenzahl  durch  Ausschlieszung  der  nur 
wenig  betlieiligten  Actionfire  zu  vermindern,  dann  auch,  um  zu  verhttteo, 
dasz  nicht  zu  viele  Stimmrechte  in  Einer  Hand  vereinigt  und  so  einzelneo 
Actionftren  ein  gefährliches  Uebergewicht  zum  Schaden  der  Uebrigen  ein- 
gerftumt  werde;    Berufen  wird  die  Generalversammlung 


13.  a.  224.  Die  Rechte,  welche  den  Actionärcn  in  den  Angelegenheiten  der 
Gesellschaft,  insbesondere  in  BeziehanR  auf  die  Führung  der  Geschürte,  die  Biasicbt 
und  Prnfang  der  Bilani  und  die  Bestimmung  der  Gewinnvertheilof*g  iiif^tehen.  werden 
von  der  Gesammiheit  der  AcUonäre  in  der  Generalrersammluog  ausgeübt.  Jede  Actie 
gewahrt  dem  Inhaber  eine  Stimme,  wenn  nicht  der  Gesellschansvertrag  ein  anderes 
festsetit.    [Rtnaud  §.  37—39.) 
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aj  regelmAszig  durch  den  Vorstand, 

b)  aasnahmsweise  durch  andere  Personen  nach  Maszgabe  des  Gesell- 
sehaftsvertrages  oder 

c)  des  Gesetzes;  letzteres  gestattet  und   gebietet  die  auszerordentliche 
Berofting 

a)  dem  Anfisichtsralh,  wenn  es  ihm  im  Interesse  der  Gesellschaft  er- 
forderlich scheint  (a.  225), 
ß)  einzelnen  Actionären,  deren  Actien  zusammen  den  zehnten  Theil  des 
Grundcapitals  darstellen,    wenn   sie  in  einer    namentlich  unter- 
zeichneten Eingabe  Gegenstand  und  Gründe  angeben;  der  Gesell- 
schaftsYertrag  soll  jenes  Erfordemisz  von  Vio  erhöhen  und  herab- 
setzen dOrfen.  (a.  237.) 
Auf  dasz  aber  alle  Interessenten  hinreichend  veranlaszt  sind,  bei  der 
Versammlung  zu  ers<^heinen  und  damit  nicht  eine  intrigante  Minorität  die 
Mijoritat  von  der  Versammlung  ununterrichtet   lassen    oder  in  ihr  über- 
nmipeln  könne,  musz  1)  die  Berufung  in  der  vom  Gesellschaftsvertrag  festge- 
stellten Weise  in  den  gewöhnlich  hiezu  benutzten  Bhlttern  erfolgen ;  2)  der 
Zweck  der  Versammlung  musz  dabei  vorher  bekannt  gemacht  werden :  Ober 
Gegenstände,  welche  nicht  in  dieser  Weise  angekündigt  sind,  dürfen  zwar 
Anträge  gestellt  und  Debatten  geführt,  aber  keine  Beschlüsse  gefaszt  werden; 
doch  darf  in  jeder  Versammlung  sofort  die  Berufung  einer  andern  auszer* 
ordentlichen  beschlossen  werden,  (a.  238.^ 

In  der  Regel  entscheidet  die  Mehrheit  der  vertretenen  Actienstimmen 
im  Namen  der  ganzen  Actiengesellschaft,  und  die  Competenz  der  Versamm- 
lang erstreckt  sich  gewöhnlich  auf  die  Genehmigung  der  Statuten  und  alle 
Existenzfragen  der  Actiengesellschaft  (nach  Maszgabe  der  Statuten;  über 
statutenwidrige  Beschlüsze  der  Generalversammlung  s«  Z.  f.  H.  R.  II  S.  428), 
die  Wahl  des  Ausschusses,  die  Rechnungsabnahme,  die  Entscheidung  auszer- 
ordentlicber  Fragen  oder  ordentlicher  regelmdszig  wiederkehrender  von  beson- 
derer Wichtigkeit;  für  diese  ist  manchmal  in  den  Statuten  eine  stärkere 
Majorität  (V3<  7«)  ^^^  Mitberücksichtigung  der  Kopfzahl  oder  der  Gründer 
der  Gesellschaft  vorgeschrieben,  und  das  Gesetz  verlangt  (vorbehaltlich  ver- 
tragsmäsziger  Anerkennung  der  Majorität)  Einstimmigkeit  aller  Mitglieder: 

1)  für  Aenderung  des  Gegenstandes  der  Unternehmung, 

2)  für  Verschmelzung  mit  einer  andern  Actiengesellschaft  (a.  215  Renaud 
§.  47—51.) 

8.  Der  Vorstand  oder  die  Vontandschaft  (Direction)  leitet  die  Ge- 
schäfte der  Actiengesellschaft,  verwaltet  das  Vermögen,  stellt  die  Anträge  an 
die  Generalversammlung  der  Actionäre,  welche  regelmäszig  zu  berufen  ihm 
zukommt  (a.  230),  schlieszt  im  Namen  der  Gesammtheit  Verträge  ab,  und 
vertritt  dieselbe  im  Verkehr  und  vor  Gericht  (14.);  er  ist  die  goichäftsfüb- 
rende  Behörde  der  Gesellschaft,  welche  in  der  durch  den  Gesellschaftsvertrag  fest- 

14.  ßmmeriingf  Sttinml.  I  8.  102 ;  z.  B.  auch  in  der  Ableistung  von  Kiden 
«•  332;  vgl.  aber  auch  Prot.  $•  1062.  Siu.  129.  Benmuä  $.  52-59. 
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gestellten  Form  ihre  Siegel  and  Unterschrift  fährt  (a.  229)  ond  die  Exe- 
cutive hat  im  Gegensatz  zu  jenen  blosz  berathenden  und  beaufsichtigeuden 
Organen  der  Gesellschaft,  welche  zur  Controle  der  DirecUon  bestellt  sind. 
(Prot.  S.  346,  Mot  S.  95.)  Jede  Actiengesellschaft  musx  einen  solchen 
Vorstand  haben  (a.  209.  7,  a.  227) ;  dieser  kann  aus  einer  oder  mehreren 
Personen  bestehen,  diese  können  besoldet  oder  unbesoldet,  Actionäre  oder 
andere  sein.  Wie  Procuristen,  und  aus  denselben  Erwägungen  wie  diese, 
können  sie  jeden  Augenblick  abgeruren  werden,  vorbehaltlich  ihrer  Ent- 
schädigung aus  bestehenden  Verträgen,  (a.  227.)  Die  bestellten  Vorsteher 
müssen  bei  Ordnungsstrafe  zur  Eintragung  ins  Handelsregister  angemeldd 
und  ihre  Legitimation  und  Unterschrift  beigefügt  werden  (a.*  228),  ebeofo 
jede  spätere  Aendening  im  Bestand  der  Vorsteherschaft;  die  Unterlassung 
wird  mit  den  regelmäszigen  Präsumtionen  zu  Gunsten  Dritter  nach  den 
allgemeinen  Princip  des  Gesetzbuches  (a.  46,  §.  146)  geahndet;  im  Gegen- 
sätze zu  früher  herrschender  Anschauung  präsumirt  das  Gesetz  Collcctiv- 
Vollmacht  und  fordert  Unterzeichnung  durch  alle  Vorsteher,  (a.  229.)  Die 
Gesollschaft,  nicht  der  Vorstand,  wird  durch  die  von  dem  Vorstand  aus- 
drücklich oder  nach  dem  Ergebnisz  der  Umstände  für  sie  geschlossenen 
Verträge  berechtigt  und  verpflichtet  (a.  241 ,  230) ,  und  zwar  ist  die  Voll- 
macht der  Vorsteher,  die  Gesellschaft  zu  vertreten,  so  wenig  wie  die  des 
Procuristen  durch  besondere  Uebereinkunll,  auch  wenn  diese  veröGTentlicfat 
würde,  gegen  Dritte  wirksam  zu  beschränken,  z.  B.  auf  gewisse  Geschäfte 
oder  Geschäftszweige,  bestimmte  Orte  oder  Fristen,  oder  durch  Erfordernisi 
der  Genehmigung  von  GeneralversamnUung  oder  Aufsichtsrath.  Ueberschreitet 
ein  Vorsteher  diese  Schranken,  so  wird  die  Gesellschaft  dem  gutgläubigen 
(Prot.  S.  361)  Dritten  gegenüber  nichtsdestoweniger  verpflichtet,  wenn  sie 
auch  den  Vorsteher  auf  Entschädigung  und  Abnahme  der  Verbindlichkeit 
belangen  kann  (15.)  und  dieser  gleichfalls  dem  gutgläubigen  Dritten  haftet 
(a.  241.)  Der  Vorstand  haftet  aber  der  Gesellschaft  auch  innerhalb  seiner 
Vollmacht  für  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns,  gleichviel  ob  er 
besoldet  oder  unbesoldet,  und  hat  ihr  jeden  durch  leichte  Fahrläszigkeit 
verschuldeten  Schaden  zu  ersetzen;  er  hat  insbesondere  dafür  zu  sorgen, 
dasz  ordentliche  Bücher  geführt  und  rechtzeitige  Bilanzen  gestellt  werden 
(spätestens  6,  particularrechtlich  facultativ  12  (a.  249)  Monate  nach  Ablauf 
jedes  Geschäftsjahres  (a.'239,  Prot.  S.  354  u.  1069);  er  musz  förmlich 
seiner  Verbindlichkeiten  entloitet  werden,  regelmäszig  durch  den  Aufsichts- 
rath, eventuell  durch  andere  bei  der  Geschäftsführung  nicht  betheiligte  Per- 
sonen. Diese  Entlastung  befreit  ihn  aber  selbstverständlich  nur  gegenüber 
der  Gesellschaft,  nicht  gegenüber  deren  Gläubigern;  diesen  haftet  vielmehr 
jedes  Mitglied  persönlich,  und  für  allen  Schaden,  der  daraus  entsteht, 
dasz  er  auszer  den   Gränzen   seiner    Vollmacht   oder    gegen    den   Gesell- 

15     a.  231.  Auf  Eines  der  mehreren  Etablissements  der  Gesellscbafl  kann  iber 
der  Vorstand  gültig  aocb  gegen  Dritte  beschrXnkt  werden.  Prot.  S.  4538. 
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sch«AsveHrag  oder  gegen  die  Vorschriften  .des  Gesetzes  (a.  227 — 249) 
geiiandeU  hal,  insbesondere,  wenn  er  leichtsinnig  oder  betrOglich  Zinsen 
oder  Dividenden  an  die  Actionäre  bezahlt  hat,  ehe  die  Schalden 
oder  die  Reserv^onds  berücksichtigt  sind,  oder  wenn  er  rechtswidr^ 
Actionüre  aiifnin)Hit  (Z.  f;  H.  R.  I  S.  175)  oder  noch  einzelne  Gläu- 
biger befriedigt  zu  einer  Zeit,  da  er  die  Insolvenz  der  Gesellschaft  schon 
bllte  kennen  sollen,  (a.  241.)    Namentlich  «usz  der  Vorstand, 

a)  wenn  die  Bilanz  eine  Verminderung  des  Grundcapitals  um  die  HAlfte 
darthut,  unverzüglich  eine  Generalversammlung  berufen,  und  dieser 
und  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  Anzeige  machen,  welche 
in  diesem  Fall  ausnahmsweise  (Prot.  S.  4544)  die  BOcher  einsehen 
und  nöthigenfalls  die  Auflösung  der  Gesellschaft  verfügen  kann  (16.); 

b)  im  Falle  der  bereits  eingetretenen  Ueberschuldung  musz  der  Vorstand 
bei  dem  nach  den  Landesgesetzen  zustandigen  Gericht  Anzeige  machen 
behufis  Einleitung  des  Concurses.  *) 

9.  Ein  Aufsichtsrath  kann,  musz  aber  nicht,  bestellt  sein;  er  findet 
sich  regelmilszig  nur  bei  gröszeren  Unternehmungen,  und  wird  von  der 
Generalversammlung  gewählt  zur  Controle  der  Geschäftsführung  des  Vor- 
standes in  allen  Zweigen  der  Verwaltung,  zur  gelegentlichen  Untersuchung 
der  BOcher  und  Gassen ,  und  zur  Prüfung  der  Bilanzen  und  Dividenden- 
Torschläge,  zuweilen^  auch  um  den  Vorstand  bei  Fassung  Nichtigerer  Be- 
schlüsse, um  derentwillen  man  aber  doch  noch  keine  Generalversammlung 
zu  berufen  idt  nöthig  findet,  zu  verstärken.  Ueberzeugt  sich  der  Aufsichts- 
ratb  von  einer  Fahrläszigkeit  oder  einem  Dolus  des  Vorstandes,  welche 
einen  solchen  Schritt  rechtfertigen,  so  kann  er  eine  Generalversammlung 
berufen,  den  Vorstand  anklagen,  seine  Absetzung  und  gerichtliche  Verfol- 
gung beantragen,  und  hat  alsdann  die  von  der  Versammlung  beschlossenen 
Processe  zu  führen;  bandelt  es  sich  aber  um  die  eigene  Verantwortlichkeit 
des  Aufsich  tsrathes,  so  kann  dieser  auch  ohne  und  gegen  den  Willen  der 
Versammlung  gegen  den  Vorstand  klagen.  Es  können  aber  auch  die 
Actionäre  gegen  den  Aufsichtsrath  klagen,  wenn  dieser  seiner  Pflicht,  den 
Vorstand  zu  controliren,  nicht  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
manns nachgekommen,  und  nach  eingetretenem  Schaden  der  Vorstand  etwa 
flüchtig  gegangen  oder  insolvent  ist;  in  diesem  Falle  werden  von  der  Ge- 
neralversanamlung  oder  eventuell  vom  Handelsgericht  Bevollmächtigte  für 
die  Actionäre  zur  Proceszführung  bestellt.    (17.) 

10.  Die  Agenten  sind  blosze  Beauftragte,  welche  im  Dienste  der  Gesell- 
schaft  handeln,   nicht  Organe   des   Gesellschaftskörpers.     Ihre  Befugnisse 

Ift.  a.  240.  Zu  veröffentlichen  braucht  der  Vorstand  die  VermögeosmiDderuDg 
Dicht.    Prot.  S.  336. 

17.  a.  194.  1V5,  226;  doch  könncD  sich  die  ActtonSre  auch  sofort  statt  an  deo 
Vorstand,  an  den  Aufsicbtsrath  halten;  über  Haftung  der  Gesellschaft  für  unerlaubte 
Handlungen  der  GescbMflsführer  s.  Seufferis  Areh.  XII  60.    Rtnaud  g.  59—60. 


*)  lieber  die  Haflang  des  Yorttandef  rgL  aocb  Z.  f.  H.  R.  HI  S.  559. 
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können  beliebig  beschränkt  werden  (Procnristen  pflegen  erfahnrogsgemlsz 
Ton  ActiengeseUschaften  nicht  bestellt  za  werden ;  Prot  S.  1064),  ers^^en 
sich  im  Zweifel  aber  anf  alle  Rechtshandlangen,  welche  die  AasfDhnn^ 
der  ihnen  anvertrauten  Geschäfte  gewöhnlich  mit  sich  bringt;  nnbedenklicfa 
können  anch  ActionAre  selbst  Agenten  oder  Beamte  Ihrer  Gesellschaft 
werden,  (a.  234.) 

11.  Das  Actienvermogen  ist  in  dem  Gesammteigentkum  der  GeseOsekaft 
ond  der  Actiondre,  welche  dieselbe  bilden*).  (§.  58.)  Es  wird  darchaas  Tom 
andern  Individnalvermögen  der  einzelnen  Mitglieder  nnterschieden.  Es  kann 
daher  ganz  wohl  der  einzelne  Actionär  Gläubiger  oder  Schuldner  der  Ge- 
sammtheit  werden;  aber  er  kann  in  keiner  Welse  über  Stocke  des  ge 
meinen  Guts  verfügen,  auch  nicht  zu  ideellem  Theile.  Contrahirt  die 
Actiengesellschaft  Schulden  gegenüber  Dritten,  so  sind  die  einzelnen  Acti(h 
nfire  keineswegs  persönlich  mitobligirt,  sondern  nur  mittelbar  bei  diesen 
Schulden  betheiligt,  insofern  als  die  Gesellschaftsgiflubiger  auf  das  ganze 
Activvermögen  der  Genossenschaft  greifen  können,  also  auch  auf  die  Actieo- 
beitrage  der  einzdnen  Aclionäre.  Aber  darüber  hinaus  haften  diese  nie. 
Der  Concurs  über  das  Actienvermogen  zieht  daher  die  Insolvenz  der 
Actionfire  nicht  mit  sich.  Ebensowenig  können  Gegenforderungen,  welche 
den  Gesellschaftsschuldnem  gegen  einzelne  Mitglieder  der  Gesellschaft  za- 
stehen,  von  jenen  zur  Compensation  benutzt  werden.  {Renaud  §.  63—70). 

Daraus,  dasz  den  Gesellschaftsgläubigem  nur  die  Gesammtheil  haftet 
mit  ihrem  Vermögen,  nicht  die  Actionäre  als  Personen,  entsteht  nun  aller- 
dings für  den  Verkehr  die  Gefahr,  dasz  dritte  Personen,  miszleitet  von  dem 
persönlichen  Credit  der  Actionäre,  auch  einf*r  Gesellschaft  Credit  schenkea 
die  ihn  nicht  oder  nicht  mehr  verdient,  und  dann,  wenn  jene  insolvent  ist, 
doch  nicht  von  diesen  Deckung  erhalten  können.  Dieser  Gefohr  sucht  das 
Gesetz,  wie  wir  gesehen  haben ,  dadurch  zu  begegnen,  dasz  es  die  Vor- 
steher persönlich  und  solidarisch  haften  laszt,  wenn  sie  nicht  rechtzeitig 
den  erschütterten  Stand  der  Gesellschaft  anzeigen.  {Renaud  §.  71 — ^74.) 

12.  Nicht  alle  ActiengeseUschaften  sind  auf  Gewinn  gerichtet;  es  kamt 
eine  solche  auch  gebildet  werden,  um  einen  Schaden  durch  gemeinsame 
Betheiligung  zu  vergüten**).  Aber  meistens  wird  Gewinn  beabsichtigt  und 
oft  auch  erreicht,  und  dann  hat  jede  Actie  ein  gleiches  Recht  auf  die 
Ditidendet  d.  h.  auf  Antheil  an  dem  zur  Vertheilung  kommenden  Gewinn. 
VITährend  bei  der  eigentlichen  Handelsgesellschaft  regehnflszig  vorher  die 
Zinsen  der  Einlagecapitalien  als  Schulden  berechnet  und  erst  die  reinen 
Ueberschüsse  nach  Abzug  dieser  Zinsen  ats  Gewinn  berechnet  werden 
(§.  138),  ist  hier  von  keiner  Zinsvergütung  die  Rede,  sondern  die  Frucht, 
welche  der  Actionär  von  derartiger  Verwendung  seiner  Capitalien  erwartet, 
ist  die  Dividende.    Diese  umfaszt  indessen  gewöhnlich  nicht  den  ganzen 


*)  lieber  die  JuriiUsche  Natur  der  AcliengeielUchaft ;  vgl.  Rtmmmd  $.  8»t6. 
**)  Ueber  die  Arien  der  Actlengetellscbafleo  Rtnmud  $.  16—17. 
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Mreseewinn;  ▼ieimehr  wird  ein  Theil  dessdben  von  soliden  Gesellschaften 
xor  fifldmig  eine^  Reservefonds  verwendet  und  dadurch  das  CapitaWerniögen 
der  GeseUsdiaft  theils  gesichert,  theils  erweitert.  Die  Bestimmung  darüber 
hingt  Ton  den  MajoritStebeschlOssen  der  Gesellschaft  ab.  (18.)  Was  aber 
kr  Actiondr  einmal  in  gatem  Glauben  als  Ertrag  des  Unternehmens  em- 
pfiu^en  hat,  braucht  er  unter  keinen  Umständen  wieder  herauszugeben. 
(I.  218.) 

13.  Die  Actiengesellschaft  wird  aufgelöst:  fXenaud  $.  82—88.75—81.) 

1)  durch  einen  den  Statuten  gemAsz  geizten  und  gerichüich  oder  no- 
tariell beurkundeten  Beschlusz  der  Actionäre; 

2)  durch  Zurücknahme  der  staatlichen  Genehmigung  nach  dem  in  den 
einzelnen  Staaten  geltenden  Recht  aus  gesetzlichen  Gründen  der 
öflentlichen  Wohlfahrt; 

3)  durch  Verfügung  der  Verwaltungsbehörde ,  wenn  sich  das  Grund- 
capital  um  die  Hälfte  vermindert  hat;  (a.  240.) 

4)  durch  Eröffnung  des  Concurses  über  das  Vermögen  der  Gesellschaft 
Dag^en  wirkt  der  Tod  oder  die  Insolvenz  eines  einzelnen  Actionärs 

nicht  störend  auf  die  Actiengesellschaft  in  ihrer  Existenz;  denn  für  sie  ist 
es  gleichgültig,  welche  Personen  Actionäre  sind,  wenn  ihr  nur  das  AcUen- 
cipital  bleibt;  es  geht  alsdann  die  Actie  nur  auf  die  Erben  oder  die  Con- 
corsmasse  Ober  und  kann  auch  weiter  noch  veräuszert  werden.  Ebenso 
htm  auch  jeder  Actionär  sich  beliebig  lossagen  von  der  Gesellschaft,  wenn 
er  nur  seine  Einzahlungspflicht  erfüllt  hat  und  die  Einlage  zurückläszt  Im 
Fall  der  Auflösung  (auszer  dem  ohnehin  notorischen  Concurse)  musz  die- 
sdbe  bei  Ordnungstrafe  durch  den  Vorstand  zur  Eintragung  in  das  Han- 
delsregister angezeigt  und  unter  Aufforderung  der  Gläubiger,  ihre  Forde- 
niDgen  anzumelden,  dreimal  in  den  öffentlichen  Blättern  bekannt  gemacht 
werden.  (19.) 

Durch  Beschlusz  der  Actionäre  kann  die  Auflösung  auch  mittelst  Ver- 
einigung mit  einer  andern  Actiengesellschaft  erfolgen.  Diese  Fusion,  welche 
ebenfalls  leicht  zu  Schwindelgeschäften  auf  Kosten  einer  der  beiden  Ge- 
sellschaften und  ihrer  Gläubiger  miszbraucht  werden  kann*),  soll  nur  unter 

18.  a.  217.  Zinsen  von  bestimmter  Höbe  dürfen  für  die  Actionfirc  nicht  be- 
dungen oder  ausgeiahlt  werden;  es  darf  nur  dasjenige  anter  sie  vertheilt  werden. 
was  sich  nach  der  Bilanz  und,  wenn  im  Gesellschaftsvertrag  die  Innehaltung  eines 
Beservecapitals  bestimmt  ist.  nach  Abzug  desselben  als  re«ner  Ueberschusz  ergibt, 
iedoch  können  für  den  Im  Gesellschaftsvertrag  angegebenen  Zeitraum,  welchen  die 
▼orbereituDg  des  Unternehmens  bis  zum  Anfang  des  vollen  Betriebs  erfordert,  den 
Aetionären  Zinsen  von  bestimmter  Höhe  bedungen  werden.  —  Nicht  Yerboten  ist  da- 
dorcb  übrigens,  dasx  der  Staat,  wie  z.  B.  bei  Eisenbahnen  hSufig  der  Fall,  einen 
Minimalertrag  der  Unternehmung  unter  dem  Namen  von  Zinsen  garantirU  Prot.  S.1048 

19.  a.  243.  Eine  weitere  Strafe  ward  mit  der  Verletzung  dieser  Yorsohrift  nicht 
▼erbondei»,  da  man  annahm,  dasz  die  Gesellschaft  durch  ihr  eigenes  Interesse  wurde 
la  den  erforderlichen  Maszregeln  veranlaszt  werden;  vgl.  Prot.  S.  364. 


*)  Eg  wurde  deszbalb  aacb  ihre  Aufnahme  in  daa  Gesetz  lebhaft  beantlandet.  Prot.  S.  909. 
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deo  gleichen  schotzeoden  Formen  wie  die  Neoerrichtang  geschehen.  Es  be 
darf  biezu  nicht  iiur  der  staatlichen  Geaehmigang  and  des  Eintrags  im 
Register,  es  musz  auch  im  Interesse  der  Gläobiger  der  anfisolösenden  Ge- 
sdischaft  das  Vermögen  derselben  bis  zu  deren  Befriedigung  oder  Sicber- 
stellung  getrennt  (obwohl  dar<;h  die  neue  Vorstandschaft)  und  unter  Zu- 
ständigkeit der  alten  Gerichte  verwaltet  werden,  unter  solidarischer  ood 
persönlicher  Haftung  der  neuen  Vorsteher;  vereinigt  dürfen  die  beiden  Ver- 
mögen erst  von  dem  Zeitpunkt  an  und  unter  den  Voraussetzungen  werden, 
welche  auch  die  Vertheilung  des  Vermögens  der  aufgelösten  Gesellschaft 
unter  die  Actionäre  gestotten  würden.  (Z.  f.  H.  R.  III  &  566;  a.  247.) 

Denn  wenn  auch  das  Vermögen  einer  solventen  Actiengesellschaft  nach 
der  regelmäszig  von  dem  Vorstand  besorgten  Liquidation  (a.  244)  nadi 
Tilgnng  ihrer  Schulden  unter  die  Actionäre  im  Verhfiltnisz  ihrer  Actlen  n 
vertheilen  ist,  so  erfordert  doch  die  Rücksicht  auf  die  Gläubiger  (Aeiurai 
§.  86),  welche  sich  ja  immer  nur  an  diesz  Vermögen,  nie  an  die  (jesellschafter 
persönlich,  halten  können,  hiebei  ganz  besondere  Vorsicht    Es  darf  daher: 

1)  die  Vertheilung  nicht  vollzogen  werden  vor  Ablauf  eines  Jahres 
nach  der  dritten  öfientllchen  Bekanntmachung  der  Auflösung,  um  deo 
Gläubigern  hinreichende  Zeit  zur  Geltendmachung  ihrer  Forderungeo 
zu  gewähren ;  {Renaud  §.  87.) 

2)  alle  Gläubiger,  welche  dem  Vorstand  aus  den  Handelsbüchern  er- 
sichtlich oder  sonst  bekannt  sind ,  müszen  persönlich  zur  Anmeldung 
ihrer  Forderungen  eingeladen  und  der  Betrag  der  letzteren  gericbUicb 
hinterlegt  werden,  falls  die  Geladenen  nicht  Folge  leisten ; 

3)  das  Gleiche  musz  geschehen  bezüglich  aller  noch  schwebenden  und 
streitigen  Verbindlichkeiten,  falls  nicht  den  Gläubigern  andere  Sicher- 
heit gegeben  oder  die  Vertheilung  bis  zur  Erledigung  der  Ungewiß- 
heit ausgesetzt  wird. 

4)  Alle  Mitglieder  und  Liquidatoren,  welche  diesen  Vorschriften  zuwider 
Zahlungen  an  die  Mitglieder  leisten,  haften  den  Gläubigern  persönlidi 
und  solidarisch  für  Erstattung,  (a.  202.  245.) 

5)  Die  Handelsbücher  der  aufgelösten  Actiengesellschaft  werden  an  einem 
vom  Handelsgericht  bestimmten  sichern  Ort  zehn  Jahre  lai^  aolbe- 
wahrt;  die  Gläubiger  können  auch  die  Empfänger  vorzeitig  und  ohne 
Recht  ausgezahlter  Vermögenstheile  mit  Condictionen  belangen,  (a.246.) 

6)  um  jeder  Umgehung  dieser  Bestimmungen  vorzubeugen,  soll  auch 
während  der  Dauer  der  Gesellschaft  eine  theüweise  Rückzahlung  des 
Grundcapitals  an  die  Actionäre  nur  auf  Beschhisz  der  Generalver- 
sammlung unter  staatlicher  Genehmigung  und  mit  Beobachtung  aller 
so  eben  vorgetragenen  Vorschriften  über  Vertheilung  des  Verniögens 
der  aufgelösten  Gesellschaft  vorgenommen  werden  können,  (a.  245. 248.) 

*  Marhaeh,    über  den   Rechtacharakter   der  Actiengesellschaft  iSU;  - 
JoUy,   das   Recht  der  Actiengesellschaften  in   der  Zeitscbr.   f.  D.  R.  ^i  ** 
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Brmkmam,  HandeUrecht  $.  59 ;  —  GMtchmidi^  der  Lacca-Pistoja^Aetieiwtreit, 
FrtnkAirt  t.  Main  1859;  —  Tköl,  $.  44.47  a;  —  SMeUer,  Jahrb.  VI.  8.  37; 

-  SaOm,  Z.  £  D.  E.  XVU  8.  ^;  Z.  t  H.  R.  U  &  149.  155,  UI.  S.  135;  — 
FUk,  über  Begriff  und  Geschichte  der  Actiengeaellflch.  Z.  f.  H.  R.  V 
&  1;  TgL  Renaud  $.  1.  ~  Herrmaim,  d.  Eechtscharakter  d.  Actienvereine. 
Leipzig  1859;  —  ünger,  in  der  krit  Ueberschau  VI  S.  147.  —  Ausführliche 
literaturangaben   bei  Renaud  a.  a.  0.  $.  3. 

§.  143. 

7.  Die  ComniaiHliMiescnschalt  auf  AcUea. 

1.  Dem  Streben  des  Handels,  fOr  ein  Unternehmen  auf  möglichst 
Icichle  Weise  ein  mögh'chst  groszes  Capital  herbeizuziehen  —  jedenfalls  ein 
gröszeres  als  durch  Beitritt  eines  einzelnen  Commanditisten  gewonnen  wer- 
den kann  —  und  damit  im  Gegensatz  zu  der  persönlich  nicht  haftenden 
Direction  einer  Actiengesellschaft  persönliche  Verantwortlichkeit  und  daher 
gröszere  Sorgfelt  und  Beflissenheit  in  der  Geschflftsleitung  zu  vereinigen«  hat 
zu  dem  Institut  der  Commandit-Gesellschaft  auf  Actien  geführt,  welches  die 
Voriheile  der  Actiengesellschaft  —  leichte  Heranziehung  starker  Capitalien 

—  mit  denen  der  Collectiv-  und  der  Commanditistengesellschaft  —  gröszere 
Sicherheit  —  zu  verbinden  trachlet  Zuerst  hat  das  französische  Recht 
(Code  de  comm.  a.  38)  diese  eigenthdmliche  Modification  der  Commanditge- 
seilschaft  ausgebildet,  der  Verkehr  hat  sie  eifrig  angewendet  und  dann  auch 
die  neuere  Handelsgesetzgebung  (span.  H.  G.  B.  a.  275;  Entw.  e.  H.  G.  B. 
ter  WOrtteroberg  a.  236;  Frankf.  lilntw.  HI  a.  70)  adoptirt.  Freilich  hat  die 
Erfahrung,  besonders  in  Frankreich,  gezeigt,  dasz  dieses  Institut  auch  leicht 
zo  schwindelhaften  Geschäften,  zur  Umgehung  der  für  eigentliche  Actien- 
gesellschaften  vorgeschriebenen  Prüfung  und  Genehmigung  des  Staats  misz- 
braucht  werden  kann;  leicht  können  als  persönlich  haftende  Gesellschafter 
insolvente  Speculanten  vorgeschoben  werden;  alsdann  werden  bedeutende 
Dividenden  aus  dem  Gesellschaftscapital  als  angebliche  Gewinnerträge  aus- 
bezahlt, um  die  Actien  im  Werth  hinaufzutreiben:  sind  diese  dann  sämmt- 
lich  zu  hohen  Preisen  in  fremde  Hände  übergegangen,  so  macht  die  Ge- 
sellschaft Banquerott  und  die  nunmehrigen  Actieninhaber  und  die  Gläubiger 
finden  weder  an  dem  längst  erschöpften  Gesellschaftscapital  noch  bei  den 
insolventen  Geschäftsinhabern  Befriedigung.  (Mot  S.  80  f.;  Brinckm.  S.209.) 
Diese  Gefahr  führte  in  Frankreich  im  Jahre  1838  sogar  zu  einem  Gesetz- 
entwurf, welcher  diese  Gesellschaften  ganz  verbot;  aber  der  Entwurf  erlangte 
nicht  Gesetzeskraft,  und  ein  Gesetz  vom  17  Juli  1856  sucht  die  Vortheile 
des  Instituts  zu  erhalten  und  seinem  Miszbrauch  theils  durch  amtliche  Con- 
trole,  theils,  und  offenbar  viel  wirksamer  und  angemessener,  durch  strenge 
privatrechtliche  Verantwortlichkeit  der  Betheiligten  vorzubeugen.  Und  mit 
solchen  Garantien  wurde  diese  Gesellschaftsform  denn  auch  von  dem  deut- 
schen Handebgesetzbueb,  unerachtet  vielbcber  Beanstandung  (Prot  S.  373, 
Uli),  angenommen. 
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2.  Die  Gesellschaft  ist  nicht  eine  eigentliche  Actiengesribchaft.  Denn 
^e  tritt  im  Verkehr  nach  auszen  nicht  als  eine  sdbstindige  Persönlichkeit 
auf  nnd  es  sind  auch  die  Actieninhaber  gewöhnlich  nidit  als  eine  besondere 
Commanditistengenossenschaft  gegenüber  den  persönlich  haftenden  Geschlfts- 
Inhabern  voUstflndig  organisirt  Vielmehr  ist  sie  eine  Commanditgesdl- 
schaft,  deren  Capital  in  eine  Anzahl  von  gleichen  yeräoszerlichen  Quoten, 
also  von  Actien,  zerlegt  ist.  FOr  Dritte  ist  diesz  gleichgOltig,  da  ihnen  ja 
der  Commanditist  immer  nur  mit  seiner  Einlage  haftet,  und  der  persönlidi 
haftende  Geschäftsinhaber  gestattet  in  dem  Interesse,  mögbchst  vielen  Capi- 
talisten  die  Theilnahme  an  seinem  Unternehmen  zo  ermöglichen,  dasz  der 
Commanditist  sein  Recht  und  seine  Pflicht  gegen  ihn  durch  Deberlassang 
der  Actienurkunde  frei  an  einen  Dritten  Obertragen  könne,  welcher  mit  der 
Actie  alle  Rechte  und  Pflichten  des  ursprünglichen  Commanditisten  erwirbt 
Es  besteben  also  in  dieser  Gesellschaft: 

a)  persönlich  haftende  Gesellschafter,  Geschäftsinhaber  —  dieser  kaoo 
ein  Individuum  oder  eine  ofliene  Gesellschaft  sein;  für  sie  gehen 
im  Allgemeinen  alle  Grundsätze  der  oflenen  Gesellschaft  und  der 
Commandite  in  ihrer  Stellung  zu  den  Gesellschaftsgläubigem  und  zo 
den  Commanditisten. 

b)  Commanditen-Actionäre:  für  diese  gelten  in  ihrem  Verhältnisz  zo  den 
Gläubigern  der  Gesellschaft  unter  einander  im  Ganzen  die  Grundsätze 
der  Actieiigesellschaft,  im  Verhältnisz  zu  den  oflenen  Gesellschaftern 
die  der  gewöhnlichen  Commandite. 

3.  Die  Ausnahmen  von  diesen  r^elmäszigen  Grundsätzen  der  Actien- 
und  der  Commanditgesellschaft  ergeben  sich  theils  aus  der  Eigenart  dieses 
Instituts,  theils  aus  den  erörterten  Gründen  besonderer  Vorsicht,  und  sind 
vornehmlich  folgende: 

a)  wie  bei  der  Actiengesellschaft  wird  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der 
Actien,  aber  persönlicher  solidarischer  Haftung,  gerichtliche  oder  no- 
tarielle Form,  Eintragung  in  das  Register,  theilweise  Veröflentlicbnng 
in  den  Rlättem  und  Genehmigung  des  in  seinem  wesentlichen  Inhalt 
gesetzlich  bestimmten  (§•  143.  N.  3.  a.  175;  Gesellschaftsvertrags  von 
Seiten  des  Staats  zur  Errichtung  und  jeder  wesentlichen  Veränderung 
und  bei  der  Auflösung  der  Gesellschaft  verlangt.  (1.) 

b)  Dm  aber  zu  verhindern,  dasz  eine  solche  Gesellschaft  ohne  alle  soliden 
Mittel  lediglich  aus  Speculation  auf  das  herbeizuführende  Steigen 
der  Actien  errichtet  werde,  fordert  das  Gesetz  bei  der  Anmeldung  am 
Handelsgericht  den  Nachwels,  dasz  der  Gesammtbetrag  des  veran- 
schlagten Commanditencapitals  bereits  gezeichnet  und  wenigstens  ein 
Viertel  des  von  jedem  Commanditisten  gezeichneten  Betrages  wirklieb 


1.    a.  174.  17S.  176.  178.  179.  198.  901.    Un^esgesetie  fttanea    die  staatliche 
GenebmigUDg  erlassen,  a.  206. 


Digitized  byVjOOQlC 


S.  143.    Die  Commtoditgesellschan  auf  Actien.  431 

eiiigezaUt  sei  (a.  177).  Währeod  bei  Actiengesellschaften  die  Bestel- 
loDg  eines  Aufncht$ralhi  (frOher  auch  „Verwaltungsrath*'  genannt; 
vgl.  s.  E  Z.  f.  H.  R.  III  S.  368)  der  Gesellschaft  frei  gestellt  ist, 
mu$z  bei  der  Commandite  auf  Actien  ein  aus  wenigstens  5  Comman- 
ditisten  bestehender  Aufsichtsrath  in  der  Generalversammlung  der 
Commanditisten  gewählt  werden.  Diesem  Aufsichtsrath  hat  nun  eine 
erhöhte  Verantwortlichkeit:  (a.  204.)  er  kann  das  erstemal  höchstens 
auf  1  Jahr,  später  höchstens  auf  5  Jahre  gewählt  und  für  das  erste 
Jahr  nicht  salarirt  werden,  (a.  177.  191 — 193.)  Die  Mitglieder  haben 
dieselben  Pflichten  und  Rechte  der  Controle,  theils  allein,  (heils  im  Zu- 
sammenwirken mit  der  Generalversammlung  der  Commanditisten,  und 
die  gleiche  persönliche  und  solidarische  Haftung  für  Verletzung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  oder  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns, 
wie  der  Aufsichtsrath  der  eigentlichen  Actiengesellschaft.  (a.  194.  195.) 

c)  Inhaberactien  oder  solche,  die  auf  weniger  als  200  Vereinsthaler  lauten 
(Particulargesetze  können  diese  Summe  herabsetzen),  dürfen  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit  und  der  solidarischen  Ersatzpflicht  der  Ausgeber  nicht 
geschaflen  werden;  dadurch  soll  der  Gefahr  eines  Privatpapicrgeldes, 
welche  in  dieser  Gesellschaftsform  besonders  drohend  erscheint,  vor- 
gebeugt und  namentlich  der  kleine  Verkehr  von  dem  Bereich  solcher 
gewagten  Geschäfte  fern  gehalten  werden;  geben  die  Vorsteher  gleich- 
wohl solche  untersagte  Actien  aus,  so  verpflichten  sie  dadurch  nicht 
die  Gesellschaft,  sondern  nur  sich  selbst  gegen  den  gutgläubigen,  z.  B. 
über  die  gesetzliche  Minimalsumme  getäuschten  Erwerber,  welcher 
iwar  keinen  Gewinnantheil  von  der  Gesellschaft  fordern,  aber  den 
Preis  der  Actie  von  dem  Verkäufer  condiciren  kann.  {2.) 

d)  Auf  dasz  nicht  auch  die  Einlagen  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter int  Stillen  den  Gläubigem  der  Gesellschaft  entzogen  werden 
können,  verbietet  das  Gesetz  die  Zerlegung  auch  dieser  Capitalien  in 
Actien  oder  ihre  Veräuszerung  während  der  Dauer  der  Gesellschaft.  (3.) 

e)  Um  eine  unsolide  Ceberschätzung  der  Einlagen  oder  eine  Uebervor- 
theilung  durch  einzelne  Gesellschafter  zu  verhüten,  soll  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit  die  Taxirung  solcher  Einlagen,  welche  nicht  in  baarem 
Gelde  bestehen,  oder  der  Vorbehalt  besonderer  Vortheile  auf  Seite 
eines  Gesellschafters  durch  zwei  Generalversammlungen  geprüft  und 
genehmigt  werden:  die  bewilligende  Majorität  musz  ein  Viertel  der 
Commanditisten  und  ihre  Actien  ein  Viertel  des  gesammten  Com- 
manditistencapitals  ausmachen,    (a.  180.) 

f )  Auf  Berofong  und  Befugnisse  der  Generalversammlung  der  Comman- 
ditisteo  finden  die  Grundsätze  von  der  Actiengesellschaft  analoge  An- 


2.  a.  173.    Prot.  8.  378.  f.  8iU.  4i ;  die  erlaubten  NameMCtien  werdeo  wie  die 
AeUeii  einer  elgenIlicbeD  Actieogeseltocban  behtodell.    a.  182*-185. 

3.  a.  181.  Mot.  8.  85.  Prot.  8.  1129. 
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wendang;  an  die  Stelle  des  Vorstands  treten  die  persönlich  hiftenden 
Geschäftsinhaber.  (4.) 
g)  Die  Caotelen  hezOglich  der  Einzahlung  von  ActienrQckstSaden  (i. 
184),  der  Verlheilung  des  Vermögens  vor  Tilgung  der  Schulden,  der 
Rückzahlung  der  Einlagen,  ferner  bezüglich  der  RechnungssteMong 
und  Controle  (a.  185)  sind  die  gleichen  wie  bei  der  reinen  AdieD- 
gesellschaft  (a.  197.  202.  203) ;  der  Concurs  eines  CommandiÜsUfi 
fohrt  die  Auflösung  der  Gesellschaft  nicht  herbei  —  die  PrivatgiM- 
biger  können  nur  auf  die  Actien  des  Commanditisten  greifen  (a.  900) 

•  —  wohl  aber  das  Austreten  eines  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter, welches  die  Zustimmung  der  Generalversammlung  der  Com- 
manditisten voraussetzt,  (a.  199.) 

*  Thöl  8.  47.  b ;  —  Creizmach,  d.  Inhaberactie  d.  Commandit-Ges.  Z.  l 
H.  R.  II  S.  53;  —  AnschiUx,  über  Actiencommanditgesellschaften  in  d.  Jahrb.  d. 
gem.  D.  R.  v.  Bekker  n.  Mather  J.  S.  326 ;  —  Frouarci,  de  la  soci^t^  en  eo» 
mandite  par  actions.  Paria  1857;  —  Z.  f.  H.  R.  I  8.  166;  über  d.  Einfhin  i 
Concuraea  des  Geranten  auf  die  C^esellscfa.  II  &  143,  III  8.  568. 573. 

§.  144. 

8.    VcreiniguDg  zu  einzelnen  Handelsgeaellaclianeo. 

1.  Wenn  die  Grundsatze  des  römischen  Rechts  Ober  die  ioeieliu  ini 
die  moderne  Handelsgesellschaft,  namentlich  wegen  und  in  der  starken 
Wirkung  der  letzteren  nach  auszen,  ihrer  Dauer  und  der  hiedurch  erfor- 
derten sichernden  und  öflentlichen  Form  der  Errichtung  nnd  Auflösung 
keine  Anwendung  finden,  so  entspricht  doch  die  vorObergehende  Verbin- 
dung mehrerer  Personen  zu  gemeinsamer  Unternehmung  einzelner  Handels- 
geschäfte völlig  der  römischen  $ociela$  uniu$  causae,  und  fflr  diese  Ver- 
einigung können  fast  alle  vom  römischen  Recht  entwickelten  Sfltze  Ober  (fie 
iocietas  gelten.  Von  der  eigentlichen  Handelsgesellschaft  unterscheidet  sich 
ein  solches  Unternehmen  äuszerlich  dadurch,  dasz  es  nicht  den  Betrieb 
eines  Handelsgewerbes  bezweckt,  sondern  einzelner  gemeinsamer  GescbSfte, 
welche  deszhalb  genau  festgestellt  werden  mOssen,  innerlich  aber  und  be 
grifllich  dadurch,  dasz  hier  nicht  ein  selbständiges  Gesellschaftsvermögefi, 
das  nach  Auszen  als  eine  (relative)  juristische  Person  erscheint,  gebildet 
wird;  vielmehr  bilden  die  Einlagen  der  Gesellschafter  ein  gewöhnliches  Hit- 
eigenthum  oder  sie  können  auch  einem  der  Gesellschafter  zu  voUem  AUän- 
eigenthum  übertragen  werden,  vorbehaltlich  der  persönlichen  Klage  auf 
ROckgabe  von  Capital  und  Gewinn. 

8.  Weil  nun  eine  solche  Vereinigung,  wie  die  römische  loctaToi, 
Dritten  gegenüber  ohne  Wirkung  ist,  so  hat  das  Gesetz  keinen  Grund  eo 
ihrer  Errichtung  oder  Auflösung  schriftlichen  oder  öflentlichen  Alwchlass 


4.    a.  185—190.  196—198.  Sie  bMorgeo  auch  imTerein  mit eioem odermefcrerea 
CommanditisteD  die  LiqaidalioD.  4.  206. 
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10  yerfangw;  (a.  S66.)  selhitventiiidlicfa  dflrfen  aber  die  Tbeilhaber,  aoch 
weno  ihre  Verhindung  längere  Zeit  dauern  soUte,  keine  gemeinsame  Firma 
umeluDeD.  Im  Zweifel  sind  alle  Genossen  zo  gleichen  Beitragen  und  zn 
gleicbeo)-Jkntheit  an  Verlast  nnd  Gewinn  verpflichtet  und  berechtigt:  die 
ariütmetische  Gleichheit  nach  der  Kopfzahl  entspricht  wie  dem  römischen 
Recht,  so  der  allgemeinen  Anschauung  des  Handeislebens,  (a.  267.  268.) 

3.  Wie  der  römische  soctiu  wird  der  TheÜnehmer»  der  das  Geschäft 
fohrt  und  mit  dem  Dritten  abschlieszt,  diesem  gegenüber  allein  berechtigt 
aad  verpflichtet  Haben  aber  alle  TheUnehmer  persönlich  oder  durch 
einen  Bevollmftchtigten,  der  auch  selbst  Theihiehmer  sein  kann,  gehandelt, 
so  werden  sie  nach  der  Auffassong  des  Handelsstandes  gegen  den  Dritten, 
der  bievon  ge^ruszt,  alle  solidarisch  verpflichtet  und  berechtigt  (a.  269. 
Mol.  S.  100.  Prot  S.  398.  496.) 

4.  Ist  das  gemdnsame  Unternehmen  vollstAndig  beendigt,  so  besorgt 
dojenige  TheUnehmer,  welcher  es  leitete,  die  Liquidation  und  stellt  den 
Obrjgen  Recbnong.  (a.  270.) 

*  ThSl,  S.  48;  über  das  sog.  Conto^Meta-Gesehäft;  vgl.  s.  B.  Römin 
äuunl.  IHN.  283.  284.-Z.tH.R.ILa  4U. 


Fanftes  Capitel. 

Von  den  HandelsgeschäfteD. 

§.145. 

I.    AllgemeiDe  BesUmniottgeD.  "* 

L  Die  allgemeinen  und  regelmäszigen  Grundsätze  des  deutschen  For- 
lenuigsrechts  haben  auf  dem  Gebiet  des  Handels  bei  den  eigentlichen 
hndel^eschaften  vermöge  der  binderen  Interessen  und  Bedürfnisse  des 
lufmAnnischen  Verkehrs  in  der  Rechtsanschauung  und  der  Rechtsgewohn- 
eit  des  Handelsstandes  seit  alter  Zeit,  d.  h.  seit  den  Anfingen  deseuro- 
tischen  Hand^  im  spätem  Mittelalter,  eine  Reihe  von  wichtigen  Modifica- 
onen  erfahren,  welche  zum  gröszten  Tbeile  nun  auch  die  deutsche  Han- 
dsgesetzgebung aufgenommen  hat  Der  gemeinsame  Charakter  all  dieser 
lodificationen  Iftszt  sich  bezeichnen  als  ein  Geist  freier  Billigkeit  und 
:harfer  formaler  Bestimmtheit  zugleich.  Denn  beide  Eigenschaften  fordert 
Vesen  und  Bedürbiisz  des  Handels  von  der  Rechts-Ordnung,  welche  seine 
ewegung  befördern  und  sichern  soU.  Es  auszert  sich  dieser  eigenthOmliche 
eist  des  Handdsredits  daher  nicht  minder  als  in  der  Emaneipation  von 
ormtn^  d.  h.  von  zahlreichen  ängstlichen  Beschränkungen  des  gewöhnlichen 
orderungsrechts,  welche  seinen  auf  Gewinn  gerichteten  raschen  Schritt 
emmen  würden,  in  der  Äufetellung  von  andet^,  oft  sehr  scharfen  und 
BlaBit«hli,at«lMkMl>rifatrMhl.   t.  Amfl.  28 
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spitzen  FormalinstitiUen ,  wie  sie  die  Dorchsichtigkeit  nnd  Liquiditit  und 
die  gespannte  Wachsamkeit  des  kaufinannischen  Ldbens  nicht  nur  ertragen, 
sondern  dringend  fordern.  Möglichst  freie  Bewegung  am  Inhalt,  mCgKchst 
eichere  Gebundenheit  in  der  Form  der  Geschäfte  fordert  das  Wesen  des 
Handels  von  seiner  Rechtsordnung. 

2.  Der  Begriff  der  HandelsgeschAfte  —  der  absolnten  nnd  rdaliTeo, 
der  einseitigen  und  zweiseitigen  —  ist  bereits  oben  (§.  129)  erörtert 
worden.  Ehe  einzelne  Hauptpunkte  in  diesem  Gebiet,  die  Lehre  yom  Be- 
weis und  der  Stellvertretung  in  Handel^eschäften  und  von  den  wicfatigsteB 
Arten  der  letzteren,  dargestellt  werden  können,  sind  noch  einige  von  den 
gewöhnlichen  Forderungsrecht  abweichende  handdsrechffiche  Gmndsitie 
allgemeiner  Natur,  welche  auf  alle  Arten  Ton  HanddsgeschAften  Anwenduof 
finden,  zu  entwickeln. 

3.  Trene  und  Glauben  sind  die  ersten  Voraussetzungen  alles  Handeb; 
es  musz  der  Richter  in  Handelssachen  vor  allem  jeden  Verstoss  hiegegei 
ahnden  und  nicht  dulden;  er  hat  daher  bei  Beurtheilung  und  Auslegoog 
von  Handelsgeschäften  vor  allem  die  wirkliche  Willensmeinong  der  Parteiea« 
bd  Abschlusz  des  Vertrages  zu  ermitteln  nnd  zur  Geltung  zu  bringen,  ohü^ 
dabei   an   dem   vielleicht   im  Drange  des  Verkehrs  nicht  sorgfiütig  geno|| 
gewählten  Buchstaben  des  Ausdrucks  selbst  zu  haften  oder  die  dolose  Be^ 
rufung  einer  Partei  auf  solchen  buchstäblichen,  aber  nicht  in  Wahrheit  ge^ 
wollten  Ausdruck  zu  dulden;  und  zwar  hat  der  Richter  sowohl  bei  AoH 
legung  der  Worte  als  der  Handlungen  und  Unterlassungen  besondere  ROcki 
sieht  zu  nehmen  auf  die  im  Handelsverkehr  im  Allgemeinen,  und  nameolf 
lieh   an  dem  fraglichen  Orte  oder  in  dem  fraglichen  Geschäftszweig,  gel| 
tenden  Gewohnheiten  und  Gebräuche,  (a.  278,  279.)  t 

Das  Gesetz  hat  «un  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  eine  Reibe  toH 
Vermuthungen  aufgestellt,  welche  sämmtlich  in  allen  Fällen,  in  wdches^ 
eine  besondere  Verabredung  fehlt,  als  die  wahre  Willensmeinung  der  Parteie» 
den  allgemeinen  Anschauungen  und  Bedürfnissen  des  Handels  gemäsz,  geM 
sollen.  So  sollen  mehrere  Personen,  welche  gemeinsam  in  einem  Handel 
geschäft  sich  verpflichten,  im  Zweifel  als  Solidarschuldner  gelten,  und  aM 
Solidarschuldner  und  Bürgen  (gerade  auch  die  kaufmännischen  Bargen  M 
dem  (i«{-^e<iere-Stehen  und  dem  Creditauftrag,  Prot  S.  AWS)  m  &H 
delsgeschäften  weder  die  Einrede  der  Theilung,  noch  die 
ausklage  geltend  machen  können.  (1.) 

4.  Die  Grundsätze  des  römischen  Obligationenrecbts  Ober   die 
einzelnen  Geschäften  zu  bewährende  Sorgfalt  mit  ihren  feinen  Unterschei- 


der  Vorj 
die  in  defll 


1.  8.  280.  Die  umgekehrte  Tennathang  des  gMMiiMD  uod  das  fnnMM^ 
Rechts  ^«8^11  Solidafsebalden  patit  für  deo  flaodel  so  weni^  daai  sie  io  Fnokrfick 
rar  Handalsobligatiooeo  nicht  aoerkaoot  wird ;  Jene  Einreden  aber  worden  fwiiscb 
die  Vortbeile  der  Solidarobligation  dem  Gläubiger  wieder  enUiehen.  (Tgl-  preatt* 
Landr.  I  S-  ^30;  f.  Code  eioil.  a.  1203. 
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(hmgen  von  aäpm  lata  and  ad^  letdi^  diUgmiia  diHgmtii  patrii  familias 
vindda§maiaqwm  «mm  rebus  exhibvi  ertenlem  80  spkze  Distfnclionen  und  so 
complicfrtieg  BewelsverMireti,  wie  sie  |»r  das  glatle,  ekifiiche  und  Kqoide 
HiMleiBrKbl  nicht  passen.  An  ihrer  Statt  stdlH  das  Gesetz  den  neuen 
teGfaoiscfaen  BogtUI  der  »^^gfiill  eines  ordentlichen  Kanfmanns^  auf,  nfld 
fonlert  diasc  von  jedem,  der  in  einem  BandelsgesebSft  einem  andern  zur' 
Sorgfalt  YerpKchM  ist;  es  ist  dabei  nicht  das  Mesz  eines  Kanfmantts  von 
tioherer  Bildung,  sondern  das  dnes  einfachen  ordentUehenGewerbsmanns  ange- 
egt;  m  diesen  sind  dann  aber  auch  Nicht-Kauflente^  welche  ein  absolutes 
»der  ein  Gesdiäft  schlieszen  das  wenigstens  auf  ihrer  Seite  ein  Han- 
iebgescbaft  ist,  verpflidMet  (a.  282,  Prot  S.  idm.)  Im  Zweifel 
nfissen  Sachverstttadige  entscheiden,  ob  im  einzelnen  Falte  eine  Handlung 
)dcr  Unterlassung  hinter  jenem  Masz  zurQckbieibe* 

5.  Da  das  Specnliren  auf  Gewinn  recht  eigentlich  das  Wesen  alles 
Handelsverkehrs  atsmaeht,  erblickt  die  VorsteHungsweise  der  Kanfleate  in 
^EiUgang  des  aus  einem  Geschlkft  zu  erwartenden  Gemnns  immer 
anen  wahren  V0rlm$t,  der  einer  fiinbusze  von  po^tivem  Vermögen  völlig 
[Misteht  Demzufolge  hat  wer  im  Gebiet  <des  Handelsrechts  Schadens- 
rsatz  zu  fordern  berechtigt  i^  immer  neben  der  Erstattung  des  eigentlichen 
^erhistes  auch  den  Ersatz  desjenigen  Gewinnes  zu  verlangen,  welcher 
achweisbar  gemacht  werden  konnte,  und  nun,  gleichviel  ob  durdi  leichtes 
der  grobes  VerseMden,  vereitelt  Ist  (a.  283,  Mot  S.  107,  Prot  S.  1309.) 
er  Handel  Kebt  es,  die  reditzeitige  und  compiete  Erfüllung  von  Obliegenheiten 
mihCoHveniiantdsUrafmzü  sichern,  und  da  hierdurch  unvollständige  oder  ver- 
Atete  ErftUuDg  oft  gan^  enorme  Verhiste  bereitet  werden  können,  z.  B.  bei 
mLiefernngsgeschift,  im  Seehandeletc^  so  ertrfigt  der  Handel  jene  BeschrSn- 
Ingen  nkbt,  vreklie  das  gewöhnliche  Citilrecht  aus  Besorgnisz  vor  Um- 
gang seiner  Wucftierverbote  auirtellt;  im  Bandelsredit  können  Conven- 
maktraCan  von  beHebiger  Höhe,  auch  Ober  das  Doppelte  des  Interesses 
oaus»  bednngeo  wecdte.    Und  dabei  Ist  die  Willensmeinung  der  Parteien 

der  Regel  nkhU  dasi  dor  Schuldner  willkttriich  amtatt  der  Leistnng  die 
•iventioiialstrafe  entrichten  darf;  der  Gläubiger  kan»  die  Erfiillung  fordern 
d  die  CoDvenionalsumme  ablehnen,  und  keineswegs  verzichtet  er  anderer- 
its  durch  Annahme  der  Gonventionalstrafe  aof  das  Recht,  den  Mehrbetrag 
nes  Schadens   nachweisen   und    einfordern   su   dtkrfen.    (a.  281,  Prot 

1310,  vgL  Z.  f.  tt.  R.  II  S.  141.)  Die  Gonventionalstrafe  ist  also  kein 
Qgeld,  ebensowenig^,  wenn  es  nicht  ortegei»ränchlich  oder  besonders  so 
mbredet  iet,  die  Arrka,  das  Darangeld;  über  diese  bestehen  zwar  an  ver- 
uedeaen  Handel^lAtzen  und  in  verschiedenen  Handelszweigen  sehr  man- 
hfaltige  Anschauungen,  regelmAszig  aber  darf  sie  nicht  ah  eine  Zugabe, 
h.'„a!s  eine  dem  Empfenger  zufallende  Extraleistung'^  angesehen,  sondern 
isz  bei  der  Erfüllung  angerechnet  oder  zurückgegeben  werden;  sie 
nmt    übrigens   nicht   nur   in    Geld    oder    wegen    Geklieistungen    vor. 

285,  Prot.  S.  1313.) 

28* 
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6.  Die  Natur  der  Handeiigeschftfte,  wdcbe  unter  sietar  Gdäsc  f« 
Verlost,  und  ivar  von  hohem  Verluai,  auf  Gewinn,  und  zwar  anf  höhn 
Gewinn,  speculiren  mflsaen,  seUieszt  die  ftngaliicheB  BestfenunaDgeo  des 
römischen  Obligationcoreehtt  bezQglich  flbermftsziger  Verletiung,  aaeh  Ober 
die  Hälfte,  aus,  und  zwar  können  sich  auch  Nicht^Kanfleute,  weon  se 
sich  einmal  auf  das  gefilhrliche  Gebiet  der  Handdsgeaehifte  gewa^  hika. 
nicht  mehr  auf  die  schätzenden  Besehrinknogen  des  gewöhnlichen  Qvi- 
rechts  berufen,  (a.  286,  Prot  S.  1314.) 

7.  Aus  demselben  Grunde  können  auch  die  mannichfaltigen  Cantaki 
des  Civilrechts  bezCl^ch  ttberstarken  Zinsenbeiugs  auf  kaufmimiisdMi 
Verkdir  keine  Anwendung  finden,  nicht  deszhalb,  weil  jene  Verbote  da 
römischen  und  canonischen  Bechts  zum  Theil  anf  unrichtigen  naiioiih 
ökonomischen  Vorstellungen  xßaä  einer  Verwedislung*  des  MoraliBcben  n 
dem  Juristischen  beruhen,  und  zunächst  auf  Verhütung  von  Wocher  p- 
richtet  sind,  sondern  weil  sie  der  Natur  des  Handels  und  den  BedttrfMM 
des  Geschäftslebens  widersprechen.  Der  Kaufmann,  stets  Ton  der  GeMr 
der  Einbusze  seines  Capitals  bedroht,  musz  von  diesem  seinem  Capital  ■ 
jedem  Augenblick  den  möglichst  hohen  Gewinn  berechnen,  und  er  ow 
jede  Vorenthaltung,  jede  Verwendung  seines  Capitals  durch  andere  i^ 
einen  Gewinnentgang  empfinden,  ond  dorch  mögKdist  gOnstige  Vernnin« 
einbringen.    Daher 

a)  beträgt  die  Höhe  der  gesetzlichen  Zinsen,  besonders  auch  der  Ver- 
zugszinsen, in  Handelsgeschäften  auch  fOr  Nicht-Kauileute  (Ho^ 
S.  109),  und  in  allen  Fällen,  in  weichen  das  Gesetz  nicht  ea 
anderes  Masz  bestimmt,  nichf  nur  6,  sondern  6  Procent  jährlich (i: 

b)  im  Gegensatz  zu  den  civilrechtllcfaen  Regeln  „«uiirae  nom  üuMfmdif 
und  p/lui  noffi  üUerpeUat  pro  homkuC'  werden  von  Kaoflenten  Jaks- 
einander  in  beiderseitigen  Handelsgeschäften  auch  ohne  hesnim 
Verabredung  und  ohne  Mahnung  Ton  jeder  Forderung  vom  VeriUl- 
tag  an  Zinsen  berechnet;  aber  auch  bei  einseitigen  Handelsgeschrt« 
kann  derjenige,  auf  dessen  Seite  das  Geschäft  ein  HandebgesiAi^ 
ist,  Ton  jeder  fälligen  Forderung,  wenn  er  gemahnt  hat,  wenigste» 
YÖm  Tag  der  Mahnung  an  sechsprocentige  &nsen  berechnen,  A» 
z.  B.  jeder  Kaufmann  gegenOber  seinem  nicht-kanfknänniscben  Knad« 
der  nicht  sofort  auf  die  Mahnung  hin  zahlt;  doch  gilt  die  hkm 
Debersendung  der  Rechnung  nach  allgemeiner  Anschauung  noch  luckt 
als  eine  Mahnung  in  diesem  Sinne  (a.  388,  S89;  vgl.  Samml.  der 
Entsch.  d.  0.-A.-G.  zu  Lobeck  in  Frankf.  Rechtssachen  V  S.  411 : 

2.  a.  287.  WarcD  aiadrigere  Ziosea  bcdangeo,  so  erhäheo  sie  sich  doch  Tia 
Augenblick  des  Terzngs  aof  das  geseUliche  Masi,  wibreod  umgekehrt  hähereZisi* 
•och  als  YenogsiinseD  forllaufen,  damit  nicht  der  Schuldner  Ton  seiner  Z4(ci«ig 
Vortheil  siehe ;  ist  aber  im  Vertrag  die  BOhe  der  Zinsen  nicht  festgestellt,  so  werden 
dook  nicht  Oprocentige  prisumirt,  sondern  du  Ermessen  des  Richters  eatsckddet 
Prot.  8.  1315,  1319. 
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e)  aoeh  das  Verbot,  ZinMtzinseii  za  nehmen,  erleidet  im  Handdsleben 
eine  Aosnahme  von  aehr  grosser  Tragweite;  sehr  bflnfig  unterlassen 
es  nämlich  Kanflente,  welche  miteinander  Jahraus  Jahrein  GescMfte 
machen,  nnd  daher  in  laufender  Rechnung  (Contocorrent)  *)  mit- 
einander stehen,  alljibrlidi  ihre  Guthaben  haar  auszugleichen.  Viel- 
mehr wird  denqen^en,  welcher  nach  Ausweis  der  Bilanz,  nadi  Ab- 
rechnung aller  Gegenforderungen,  Ton  seinem  Geschäftsfreund  nodi 
einen  Ueberschusz  zu  fordern  hat,  diese  Summe  einftch  gutgeschrieben, 
und  Ton  dem  Tage  des  jährlichen  Abschlusses  an  Terzinst,  obwohl 
natQrlich  in  den  meisten  FAllen  in  jener  Summe  bereits  2nsen 
stecken»  weUhe  also  nun  wieder  verzinst  werden  (3.) ; 

d)  das  dyilrechüiche  Verbot,  Zinsen  Ober  den  Betrag  des  Capiftals 
hinaus  zu  beziehen,  findet  auf  Handelsgeschäfte  keine  Anwendung 
(a-  293); 

e)  wihrend  das  gemeine  Recht  und  die  meisten  Particularrechte  fünf 
Procent  als  Zinsmaximnm  feststeUen,  können  in  allen  Handels- 
geschäften, auch  unter  Nicht-Kaufleuten,  sechs  Procent,  und  bei  Dar- 
lehen, welche  ein  Kaufmann,  gleichviel  übrigens  zu  welchem 
Verwendungszweck,  empßngt,  und  bei  aDen  Schulden,  die  er  im 
Betrieb  seines  Handelsgewerbes  contrahirt,  auch  noch  höhere  Procente 
Ober  die  sonstigen  Maximalsätze  hinaus  bedungen  werden  (a.  292,  293) ; 

f)  aber  auch  für  Dienstleistungen  und  Ueberlassung  von  Räumlich- 
keiten, welche  ein  Kaufmann  in  Ausübung  des  Handels  für  einen 
Dritten  vornimmt,  kann  er  wie  für  seine  Baarauslagen  Zinsen,  so 
Vergütungen  fordern,  welche  „Provision^*  und  „Lagergeld'^  heiszen, 
und  an  den  verschiedenen  Handelsplätzen  sehr  verschieden  fest- 
gesetzt sind.  (a.  290.) 

8.  Der  civilrechtliche  Grundsatz,  dasz  eine  cedirte  Forderung  nur  bis 
omi  Betrag  des  Cessionspreises  solle  eingeklagt  werden  können  {lex  Ana- 
itananaj^  findet  auf  Forderungen  aus  Handelsgeschäften  keine  Anwendung 
fL  299;  jener  Grundsatz  ist  neuerlich  in  manchen  Staaten,  z.  B.  in  Bayern, 
^h  für  das  Gebiet  des  Civilrecbts  aufgehoben  worden). 

9.  Ebenso  wenig  die  gemeinrechtlichen  Bestimmungen,  dasz  die  Be- 
Ireiskraft  einer  Quittung  erst  dreiszig  Tage,  eines  Schuldscheines  erst  zwei 
Eriire  nach  der  Ausstellung  beginnen  solle;  dieselben  können  sehr  leicht 
tu  unredlicher  Verletzung  von  Treu    und  Glauben   miszbraucht  werden. 


3.  a.  391.  Darcli  besondere  Terabredoog  kann  diesz  auch  für  Kaoneute  gegen 
RkbUiaoneate,  i.  B.  Banquiers  gegen  Capitalisten,  die  miteinander  in  laufender 
lecbnang  stehen,  bestimmt  werden.  Prot.  S.  1317. 


*)  OmmmmA,  d.  KaofkD.  Contocorrent  im  Arcb.  ff.  pract.  R.  W.  IV  S.  31.  —  Lmdtnbmrt, 
Aanaleo  d.  bad.  Ger.  18SS  Nr.  SS.  37,  88.  -  S^mftru  Archiv  XII  17;  ',,Saldo"  alt  Novation 
lU;  Z.  L  H.  A.  U  8.  434-7. 
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und  sind  Tieimehr  sdiadKcb  fflr  dee  Credit«  ils  tchOtzMid  fOr  «iTor- 
sichtige  Verschreibongefi ;  leUterer  Zweck  wird  durch  Vorbdiidt  des  Ge- 
genbeweises hinlänglich  gewahrt  (a.  295,  Mot  8.  113,  Prot  S.  421k  1320), 
und  zQgleioh  bat  andererseits  das  HandelsgeseU  dordi  deo  Grundsatz 
(a.  294),  dasz  die  Aoerkenming  einer  Rechoong  kdneswegs  den  spateren 
Beweis  eines  Recbmingsfehlers,  Irrthoois  oder  Betrages  an^chltesze,  daftlr 
gesorgt  dasz  nicht  der  Schuldner,  insbesondere  das  nicht  kaoftnftnniscbe 
PoMicam  gegenflber  den  Kanfienten  und  ihren  leicht  zu  miszbraychenden 
Vorrechten  mid  HAlbontteln  der  Bndi^  ond  RechoaagsCfthning  za  s^ir  in 
Nachtheil  stdie. 

10.  Das  Handebrecht  modffidrt  nicht  nur  In  manchen  Stocken  dv 
gemeinrechtliche  Lehre  vom  Faustpfend  und  Betentionsrecht,  es  liszt  aicft 
in  einer  Reihe  Ton  Füllen  Pfand-  und  Betentionsrechte  entstehen,  wekk 
nach  Civilrecht  keine  solchen  b^rOnden. 

Sehr  hflufig  ertheilt  im  Handelsleben  ein  Gläubiger  einem  Schuldner 
Credit,  nicht,  weil  er  der  ihm  vielleicht  noch  gänzlich  unbekannten  Person. 
sondern  well  er  den  Waaren  und  Werthsachen  des  Schuldners  traut, 
welche  er  ohnehin  in  Hdnden  hat  oder  von  ihm  mit  dem  ausdrOckliches 
oder  stillschweigenden,  primSren  oder  eventuellen  Zweck  der  Sichemni 
empßingt  Faustpfand  und  Vorenthaltungsrecht  spielen  in  diesem  Gebid 
eine  wichtige  Rolle,  und  der  Handel  fordert  dabei  freiere  Bewegung  A 
sie  das  Civilrecht  gewähren  kann;  es  wird  sogar  eine  Art  von  SelbsthoKe, 
wenigstens  einer  raschen  und  rücksichtslosen  Benützung  der  günstigen  Ge- 
legenheit, welche  dem  Gläubiger  Waaren  des  Schuldners  in  die  Hände 
führte,  bis  auf  einen  gewissen  Grad  gestattet.  Einzelne  Anwendungei 
dieser  Grundgedanken  sind: 

a)  wenn  unter  Kaufleuten  für  eine  Forderung  aus  beiderseitigen  Haa 
delsgeschäften  an  beweglichen  Sachen,  indossabeln  oder  Inhaber 
Papieren  ein  Faustpfand  bestellt  werden  soll,  bedarf  es  hiezu  d<) 
etwa  im  Civilrecht  verlangten  Förmlichkeiten  i^Schrift  etc.)  nicU 
sondern  es  genügt  neben  dem  Vertrag  die  Uebergabe  der  Sache  nai 
des  (indossirten)  Papieres  (a.  309);  ^ 

b)  die  schriftliche  BesteUung  des  Püandes  für  eine  solche  Forderung  h^ 
nun  aber  für  den  Gläubiger  die  besondere  günstige  Wirkung,  das 
er  sich,  sowie  der  Schuldner  in  Verzug  geräth,  aus  dem  PCande  ^ 
fort  bezahlt  machen  kann,  ohne  den  Schuldner  erst  einklagen  a 
müssen;  er  braucht  nur  dem  Handelsgericht  den  schriftlichen  Ve^ 
trag  oder  eine  andere  hinreichende  Bescheinigung,  z.  B.  den  Conto- 
corrent,  vorzulegen,  worauf  dieses  sofort,  ohne  Gehör  des  Schuldners, 
aber  auf  Gefahr  des  Gläubigers,  die  gänzliche  oder  theilweise  Ver- 
silberung des  Pfandes  anordnet;  der  Gläubiger  musz  bei  Strafe  da 
Schadenersatzes  den  angeordneten  und  vollzogenen  Verkauf  den 
Schuldner  thunlichst  bald  (Prot  S.  481,  1337)  anzeigen,  ohne  das 
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(He  Vollziehiing  des  Verkaufes  Yon  dem   Nachweis  jeoer  Anzeige 
abhioge  (4.); 

c)  ooch  rascher  kann  der  GUabiger  zur  Befriedigung  gelangen»  wenn  er 
sich  Tom  Schuldner  schriftlich  die  Befugniaz  hat  einräumen  lassen, 
sich  ohne  gerichtliches  Verfahren  aus  dem  Pbnde  bezahlt  za  machen; 
in  diesem  Fall  kann  der  Gläubiger  unter  gleicher  Anzeigepflicht  das 
PfauQd  des  säumigen  Schuldners  sofort  Öffentlich  oder,  wenn  es  dnen 
Börsen-   oder   Marktpreis   hat,   auch   nicht   öffentlich   durch  einen 
Mäkler  oder  Notar  zum  laufenden  Preise  verkaufen  lassen  oder  zu 
diesem  Preis   selbst   kaufen.  (5.)     Die   besonderen   Privilegien   der 
difentlfchen  Creditanstalten,  Banken  etc.,  weiche  fQr  diese  juristischen 
Personen  als  Pfandgläubiger  oft  noch  gOnstigere  Bedingungen  auf- 
stellen, wollte  das  Gesetz  nicht  aufheben :  ja,  es  läszt  jedem  Gläu- 
biger die  Wahl,  anstatt  des  von  ihm  aufgestellten  Systems  das  des 
herrschenden  Particularrechts  etc.  zu  wählen,  Wenn  diesz  für  Bestel- 
hmg  und  Realisirung  von  Faustpfändern  ihm  noch vortheilhafter ist;  (6.) 
d)  wichtiger   noch  als  diese  Bestimmungen  Ober  ein  ausdrQcklich  be- 
stelltes Fanatpbnd  sind  die  Grundsätze,   welche  der  Handelsverkehr 
seit  lange  bezOglich  eines  eigenartigen  Retentionsrechts  der  Kaufleute 
in  starker  Erweiterung  der  civilrecbtlichen  Lehre  befolgt  und  das 
Gesetz  nunmehr  bestätigt  hat   Während  nämlich  das  gemeine  Recht 
eine  Retention  des  Gläubigers  an  Sachen  des  Schuldners  nur  unter 
der  Voraussetzung  anerkennt,  dasz  diese  Sachen  aus  einem  mit  der 
Forderung  des  Gläubigers  in  Zusammenhang  stehenden  Grunde   in 
dessen  Besitz  gelangt  sind  (Connexität),  räumt  das  Handelsrecht  dem 
Gläubiger  ein  Vorenthaltungsrecht  ein,  abgesehen  von  aller  Connexität 
und  knflpft  es  nur  an  folgende  Voraussetzungen: 
a)  Gläubiger  und  Schuldner  müssen  EaufUuU  und  die  ßlUge  For- 
derung  des   Gläubigers   aus    einem  zu>eis9Üigm  BandeUgtichäft 
zwischen  beiden  entstanden  sein;  cedirte Forderungen  sind  dadurch 
nicht  völlig  ausgeschlossen,  wenn  z.  B.  die  Veranlassung  zum  Er- 
werb der  cedirten  Forderung  ein  Handelsgeschäft  zwischen  dem 
Cessionar  und  dem  abgetretenen  Schuldner  war;  aber  erforderlich 
ist  allerdings,  dasz  das  Geschäft,  durch  welches  der  Gläubiger  die 
Forderung  gegen  den  Schuldner  erwarb,  ein  zwiichm  dieim  beiden 
abgeschlosseiies  Handelsgeschäft  war;   wenn  also  der  A  zufUlig 
Sachen  des  B  in  Besitz  hat  und  er  läszt  sich  die  Forderung  des 
C  gegen  den  B  cediren,  so  kann  der  A  fOr  diese  Forderung  das 


4.  a.  310.  Beanstandet  das  Gericht  die  Liquidität  des  Falls,  so  masz  der  GISu- 
Uger  I5milich  Klage  erbebeo.  Prot.  8.  475,  1336. 

6.  a.  311.  Mot  8.  120;  Prot.  8.  455,  1388;  über  Börsen-  oder  Marktpreis 
8.  n.  g.  153. 

6.    a.  31S.   Prot.  8.  1420. 
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RetentioDsrecbt  an  den  Sachen  des  B  nicht  geltend  machen  (vgl. 
Prot  S.  1332.  1422.)- 
ß)  Die  Sachen  nnd  Werftpapiere  des  Schuldners,  an  denen  ein  Re- 
tentionsrecht des  GlAnbigers  gefibt  werden  soll,  mOssen  mü  WHkn 
des  £rstem  auf  Grand  Ton  Handel^eschaften  in  den  Besitz  des 
letztem  gekommen  sein  nnd  dieser  nrasz  sie  noch  in  seinem  Ge- 
wahrsam haben  oder  doch  dnrch  Conosseroente,  Lager-  oder  Lade- 
scheine (s.  §.  155.  159)  Ober  sie  yerflQgen  können.  (7.) 
y)  Dieses  Retentionsrecht  findet  nicht  statt  : 

aa)  wenn  die  Parteien  es  besonders  hinwegbedongen  haben; 
bb)  wenn  die  ZarackbehaUung  dner  von  dem  Schuldner  Tor  oder 
bei  der  Uebergabe  ertheOten  Vorschrift  oder  der  Ton  dem  GlU- 
biger    fibernommenen   Verpflichtung,   in   einer   bestimmte 
Weise  mit  den  Sachen  zu  verfahren,  widersprechen  wOrde. 
Diese  Beschränkungen  sollen  einen  Hiszbranch   des   Retentioos- 
rechts  gegen  Treue  und  Glauben  ausschlieszen ;  aber  eben  oesz- 
halb  darf  man  sie  nur  in  Fftllen  des  doUu  anwenden,  nicht  alba 
flngstlidi  auslegen,  gegen  den  Geist  kaufmännischen  Verkehrs.  So 
kann  z.  B.  nicht  etwa  schon  darin  ein  stillschweigender  Ausschlosz 
des  Retentionsrechts  gesehen  werde ,  dasz  das  Geschäft,  hi  desseo 
Folge  die  Waaren  in  den  Besitz  des  GlAubigers  gelangen,  als  ein 
bestimmter  Vertrag    bezeichnet    werde,    der    regeloiflszig    \m 
Pfand-  oder  Retentionsrecht  in  sich  schlieszt,  z.  B.  DepositoiDi 
Mandat.    Jene  Ansicht,  welche  befremdlicher  Weise  in  den  NOro- 
berger  Conferenzen  gdtend  gemacht  wurde,  wflrde  in  der  Tbai 
die  ganze  practische  Anwendung  des  Instituts  aufheben,  und  völlig 
gegen  die  kaufmännische  Denkweise  verstoszen,  wie  denn  auch  die 
kaufiniinnischen  Abgeordneten  jener   Ansicht  entschieden  wider- 
sprachen. RegelmAszig  musz  das  Retentionsrecht  au$drüMkk  hin-  ^ 
wegbedungen  werden;  stillschweigender  Ausschlnsz  kann  nur  dam 
angenommen  werden,  wenn  aus  den  Umstanden  erhellt,  dasz  sich 
die  Parteien  bei   Eingehung  des  Geschftfts   des  Retentionsrechts 
klar  bewuszt  und  Ober  seine  Ausschlieszung  bestimmt  entschkssei 
waren  (Prot  S.  462.  468.  14S3;  Z.  f.  H.  R.  IV  S.  141). 
g)  regelmaszig  setzt  die  Retention  FäBigkeü  der  Forderung  des  Glio- 
bigers  voraus;  ausnahmsweise  soll  aber  auch  für  nieht  fäUige  For- 
derungen zürOckbehalten  werden  können,  wenn 
aa)  der  Schuldner  in  Concurs  gerathen  ist  oder  auch   nur  seine 

Zahlungen  eingesteUt  hat; 
bb)  wenn  eine  Execntion  in  sein  Vermögen  fruchtlos  ausgefiülen 
oder  Ober  ihn  Schuldarrest  verhftngt  ist 

7.    a.  313.    Dasz  der  Schuldner  daram  wisse,  dasz  ond  wann  der  Besiu  des 
Gliabigers  eingetreten  sei,  ist  gleichgaitig.  Prot  S.  1349. 
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Gerade  In  diesen  Fallen  soll  nach  kaufmännischer  Anschauung  der 
Gläubiger,  unterstützt  von  der  Gunst  des  Besitzes,  eine  Art  Selbst- 
hfilfe  Oben  dürfen,  und  deszbalb  findet  die  Retention  hier  statt 
auch  unerachtet  anderer  Weisung  des  Schuldners  oder  anderer 
Verpffichtong  des  Gläubigers  bei  üebernahroe  der  Sachen  {y.  aa. 
hb.),  wenn  jene  gefahrdrohenden  Umstände  erst  nach  dieser  Ueber- 
nahme  eingetreten  oder  dem  Gläubiger  bekannt  geworden  sind 
(a.  314). 
€)  Die  starke  Whrkimg  des  Retentionsrechts  ist,  dasz  der  Gläubiger, 
Mls  der  ohne  Verzug  von  der  Ausübung  jener  Befugnisz  unter- 
richtete SchuMner  nicht  rechtzeitig  anderweitige  Sicherung  ge- 
währt, Im  Wege  der  Klage  durch  das  für  i^  $elb$t  zuständige 
Gericht  die  retinirten  Sachen  venUbem  oder  doch  die  Versilbe- 
rung anordnen  lassen  und  sich  aus  dem  Erlöse  vor  andern  Gläu- 
bigem bezahlt  machen  kann,  und  zwar  hat  der  Gläubiger  diese' 
Rechte  auch  nach  Eröffnung  des  Concnrses  gegenüber  der  Con* 
cursmasse  des  Schtddnen  (a.  315). 
9)  Für  den  durch  onzeitige,  muihwill^,  chicandse  Ausübung  des 
Relentionsrecbts  o4tr  oolerlassene  Anzeige  veruisachten  Sehaden 
ist  der  Gläubiger  dem  Schuldner  ersatzpfliditig. 
*  TkH,  S*  <KL  «.  62  b.  HO  a.  111 ;   vgl.   Zaun,  Beitr.  z.  Lehre  ▼.  Reten- 

tioDsreeht  im  Archiv  f.  pract  R.  W.  IV  8.  369;  —   Neues  Aroh.  £  Handelsr. 

L  8. 109 ;  —  Qroukefff,  d.  Lehre  v.  Retenttonsrecht  Oldenb.  185d.  —  Gerber  %.  155. 

§.  146. 

Vom  BewH$  in  Handelsgeschäften. 

i.    Tod  dem  HandeUregitter, 

1.  Der  Handel  scheut  langwierige  und  verwickelte  Beweisführungen; 
er  verlangt  die  Möglichkeit,  sich  im  Thatsächlichen  leicht  und  mühelos  zu 
Orientiren,  er  verlangt  feste,  einfache  Anhaltspunkte  für  seine  Voraus- 
setzungen, an  die  er  sich  ein  für  allemal  halten  mag,  sicher,  dasz  unter 
ihrer  Beobachtung  Treue  und  Glauben  nicht  getäuscht,  sondern  ohne  Ge- 
ftihrde  ertheilt  werden  können. 

Dieses  Bedürfnisz  hat  im  Gebiet  des  kaufmännischen  Verkehrs  eigen- 
thflmliche  Grundsätze  über  den  Beweis,  eine  Reihe  von  PraesymUiM^en  zur 
Ersparung  oder  Erleichterung  des  Beweises  erzeugt^  welche  an  die 
Institute  der  öffentlichen  Bandehregister  und  der  privaten  HandeUbücher 
anknüpfen  und  insbesondere  die  rönüsche  und  gemeinrechtliche  Lehre 
von  der  Sielhertretung  bei  der  Debemahme  und  Erfüllung  von  Verbind- 
lichkeiten im  Kreis  der  Handelsgeschäfte  modificirt  haben.  Wir  haben  als 
eine  Hauptverpflichtung  des  Handelsstandes  oben  (§.  131)  die  Führung  von 
ordent(ichen  Handelsbüchem  und  die  Eintragung  der  wesentlichsten  ihr 
Geschäft  berührenden  Thatsachen  in  öffentliche  Register  und  Bekannt- 
machung durch  öffentliche  Blätter  bezdchnet;   mit  der  Erfüllung   dieser 
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Yerpflichtniigeii  sind  gewisse  VortbeOe,  mit  der  VernachlAssigQDg  derselben 
bestiminte  Nachtheile  vom  Gesetz  "verbanden. 

2,  Die  Handelir€gi$Ur  werden  als  dflendiche  Crkoodea  von  den 
Handelsgerichten  geführt  (1.)  Sie  sind,  wie  die  Grund-  und  Hypotbdien- 
bücher,  ja  noch  leichter  als  diese,  JederBiann  zugiagltch,  ohne  dasz  ein 
Interesse  an  der  Einsichtnahme  bescheinigt  zu  werden  braucht  Regel- 
miszig  werden  die  Eintragungen  in  diesz  Register,  sofern  nicht  ausdrücklieb 
für  einzelne  Punkte  der  Eintrage  die  NichtVeröffentlichung  durch  das  Ge- 
setz selbst  bestimmt  ist^  durch  das  Haadelsgericht  in  denjenigea  öflfentlicheD 
BlAttern  bekannt  gemacht,  welche  hiezu  durch  die  Behörde  gewählt  nnd 
als  gewählt  dem  Publicum  im  Anfang  jedes  Jahres  bezeichnet  werden,  so 
dasz  der  Kaufmann«  der  auch  nur  eines  dieser  Blatter  verfolgt,  sicher  sa 
kwm,  dasz  ihm  keine  Veröffentlichung,  deren  Kenntnisz  von  ihm  verlang 
wird,  entgehen  kann  (a.  13.  14).  KejeiHgen  Thatsacben,  deren  Eintragung 
in  das  Register  und  Veröffentlicbung  durch  die  Nornud-Zeitungen*)  dis 
Gesetz  vorsdireibt,  sind  nun  die  nachstehenden: 

a)  die  Firmen  der  Einzelnen  und  der  Handelsgeselbeiiafien  und  die 
Unterschrift  der  Firmaeigenthflmer  und  Firmafährer,  sowie  jede 
Verinderung,  welche  in  dem  Bestand  der  Firma  eintritt:  Verwand- 
lung der  Einzelfirma  in  eine  GeseUschaftsfinna  oder  mD^akehrt,  Za- 
sfttze  oder  Weglassungen,  Erlöschen  6er  Firma  (a.  19.  a.SS;  Bmdt'$ 
Arch.  I.  S.  31). 

b)  Die  Ertheilung,  Veränderung,  Entziehung  der  Procura  nd>st  Unter- 
schrift des  Procuristen  (a.  45). 

c)  Die  wichtigsten  Thatsachen  bei  Entstehung,  Veränderung   und  Er- 
löschen aller  Arten  von  Handelsgesellschaften,  also  Errichtung,  Ve^ 
Änderung  in  dem  Personalbestand,  in  dem  Etablissement  in  der  Ge- 
scbäftsfOhrung  der  Gesellschaft,  Umgestaltung  und  Aufhebung  derselben . 
(a.  86.  87.  88.  129.  135.  151.  153.  155.  156.  171.  176.   901.  210.1 
212)**). 

Die  Wirkung  der  gehörig  vorgenommenen  Eintragung  und 
Veröffentlichung  einer  Thatsache  ist  die  BegrQndung  einer  Pne- 
9umtion  ßr  dieselbe:  d.h.  wer  sich  auf  das  Handelsregister  beruft,  ist 

^  1.  D.  H.  G.  B.  a.  12.  Bei  Jedem  Handelsgericht  ist  ein  HandelsregisKr  n 
fahren,  in  welches  die  in  diesem  Geselzhuch  angeordneten  Eintragungen  aafxuneliBieo 
sind.  Das  Handelsregister  ist  öffentlich.  Die  Einsicht  desselben  ist  während  der  ge- 
wöhnlichen Dienststunden  einem  Jeden  gesuttet.  Auch  kann  von  den  EintragaDgeD 
gegen  Erlegung  der  Kosten  eine  Abscfarifl  gefordert  werden»  die  aoT  Verlaasca  « 
beglaubigen  isi. 


*)  Particalargctetze  dttrfen  mv$tr4*m  aoob  BekanDtmacbaog  durch  BdraenaascUag  nt- 
•cbreibeo;  vgl.  Prot.  $.  896,  preutz.  Einfübr.-GeseU  a.  12,  §.  3. 

**)  Der  preusz.  Entw.  ju  12  halte  auch  das  ebeHcbe  GOterrecbt  eines  KaunDannt  eiuvmgea 
gefordert;  aber  das  Geaeti  hat  diesz  den  Partieularrechien  aabeiingeiiottt,  wie  es  dcaa 
einen  ganzen  Titel  des  Entw.  ,,Qber  ebellohes  GUtetrecht*'  gestrichen  hat 
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von  jeder  VerpflichioBg  zu  weiterer  Erkundiguiig,  beziehungsweise 
Beweisfäbning,  frei: 
•)  ist  eine  der  nach  dem  Gesetz  einzutragenden  und  zu  veröflentUchenden 
Tbatsachen  eii^etragen  mid  veröffentlicht,  so   mosz  sie  der  Dritte 
zoniehst  gegen  sich  gelten  lassen ;  der  Eintragende  braucht  weder  zu 
beweisen,  dafiz  es  sich  wirklidt  so  verhält,  noch  dasz  der  Dritte  von 
der  Eintragiing  Kenntniaz  gehabt;    der   Dritte    ist   verpflicßaet,   zu 
wissen,  was  eingetragen  und  bekannt  gemacht  ist; 
fi)  ist  eine   der   nach   dem  Gesetz  einzutragenden  und   zu  veröffent- 
Mchenden  Tbatsaehen  nicht  eingetragen  und '  veröffentlicht,  so  musz 
der   Nicbt-Eintragende  die  Nicht- Existenz  der   Thatsache   zunächst 
gegen  sich  gelten  lassen;  der  Dritte  braucht  weder  zu  beweisen,  dasz 
die  fragUche  Thatsache  nicht  eiistire,  noch  dasz  er  von  ihrer  Exi- 
stenz keine  Kenntnßz  gehabt;  er  ist  zunächst  nicht  verpflichtet,  zu 
wissen,  was  nidit  eingetragen  und  bekannt  gemacht  ist 
Diese  Präsumtion  ist  aber  nicht  eine  absolute,  sie  erspart  den  Beweis« 
aber  üe  schlieszt  den  Gegenbeweis  nicht  aus.  Vielmehr  wird  ausnahmsweise 
«)  im  Falle  der  gehörigen  Eintragung  der  Dritte  doch  zum  Beweise 
darOber  zugelassen,    dasz  er  den  Eintrag  nicht  gegen  sich   mQsse 
gelteo  lassen,  weil  er 
aa)  denselben  nicht  gekannt  habe,  und  -*  denn  diesz  allein  genügt 

nicht  — 
bb)  in  Folge  besonderer  Umstände  nicht  verpfiichut  gewesen   sei, 
denselben  zu  kennen  (vgl.  Protocolle  S.  929); 
ß)  im  Falle  der  ungehörigen  Nicht-*Eintragung   der  Nicht-Eintragende 
zum  Beweise  zugelassen,  dasz  dem  Dritten  gleichwohl  die  nicht  ein- 
getragene Thatsache  bekannt  gewesen. 
Die  £tatuirung  dieser  Ausnahme  war  Gegenstand  lebhafter  Bestreitung 
in  den  Berathungen  der  Conferenz.  Das  BedOrfnisz  des  Handelsverkehrs  nach 
festen,  einfachen,  alle  verwickelte  Beweisführung  abschneidenden  Normen  ist  so 
lebhaft,  dasz  man  dem  Eintrag  in  das  Handelsregister  und  der  Bekannt- 
machung in  den  Normalblättern  absolute,  jeden  Gegenbeweis  des  unver- 
schoMelen  Nichtwissens  ausschlieszende  Wirkung  beilegen   wollte.    Insbe- 
sondere bei  Zurücknahme  der  Procura  und  der  Bestellung  von  geschäfts- 
fflhreoden  Gesellschaftern  erschien  es  alkuhart,   dasz  der  Kaufmann,  der 
die  Geschäftsführung  in  der  Gesellschaft  oder  die  Procura  zurückgenommen 
nad   diese  Zurücknahme  vorschriftsmäszig   eingetragen   und   veröffentlicht 
habe,  ^eicbwohl  unter  Umständen  noch  für   Verbindlichkeiten  einstehen 
solle,  welche  der  vormalige  Gesellschaftsvertreter  oder  Geschäftsführer  oder 
Frocnrist  betrüglicherweise  noch  eing^angen. 

Aellere  Bechte,  wie  das  preuszische  Landrecht,  hatten  hier  nach  der 
Bekaanimacbuqg  noch  eine  Frist  eingeschoben,  während  deren  Lauf  noch 
der  Procurageber,  nach  deren  Ablauf  das  Publicum  unbedingt  den  Schaden 
betrüglicb^  Fortführung  einer  Procura  etc.  tragen  solle.    Das  Gesetzbuch 
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hat  diesen  rein  formalen  Answ^,  der  bei  kurzer  Frist  tias  PabKcmn,  bei 
langer  den  Eintragenden  bedeutend  benachtheiligt,  durch  das  rationelle 
Mittel  ansnahros weiser  Zulassung  yon  Gegenbeweisen  ersetzt 

In  der  That  liegt  hierin  die  wirksamste  Veraöbnuog  der  scheinbir 
widerstreitenden  Interessen  der  Kaufleute  einerseits,  welche  Procoren  geben 
und  zurücknehmen  müisen,  und  regebnftszig  yon  dem  Publicum  Kenntnisz 
ihrer  Eintrage  fordern  dOrfen,  und  anderersefts  des  Publicums,  wdcbes 
ebenfalls  mit  dem  einmal  bestellten  Procuristen  sich  einlassen,  die  Fort- 
dauer einmal  bestellter  VerhAltnisse  und  Thatsachen  aonehroen  können 
musz.  Wenn  der  preuszische  Entwurf  (a.  44,  49)  der  Bekaontmachoog 
schon  nach  drei' Tagen  absolute  Wirkung  beilegte,  so  sahen  auf  der  Nflrn- 
berger  Conferenz  gerade  die  Vertreter  der  Handelsstaaten  in  der  unbeding- 
ten Sicherstellung  der  Eintragenden  nach  Beobachtung  einer  rein  formales 
Vorschrift  eine  ungerechte  Beeinträchtigung  des  in  gutem  Glauben  hin- 
delnden  Publicums,  ane  Bedrohung  der  Sficherhdt  des  Verkehrs;  wAhreod 
die  Bestimmungen  Älterer  Gesetze,  welche  wirkliche  Bekanntschaft  des 
Dritten  mit  der  veröflentlichten  Thatsache  unter  allen  Umstanden  ferderten 
und  die  Kenntnisz  des  Inhalts  der  Register  m'cht  einmaf  als  Begd  auf- 
stellten, das  Bedürfnisz  des  Handeisyerkehrs  und  das  Interesse  der  Kaof- 
leute  absolut  yerkannten,  wollte  man  in  Prenszen  sogar  in  4er  ausnahms- 
weisen  Zulassung  des  Gegenbeweises  eine  Gefährdung  der  Kauffeote 
erblicken. 

Allen  diesen  Schwierigkeiten  ist  das  Gesetz  durch  Zulassung  ausnahms- 
weiser  Gegenbeweise  sowohl  zu  Gunsten  des  nicht-eintragenden  Kaufinoanns 
als  zu  Gunsten  des  nicht-wissenden  Publicums  begegnet,  und,  bat  insbe- 
sondere Treue  und  Glauben  ganz  im  Interesse  des  Handels  geschotil. 
Regelmäszig  soll  sich  Kaufmann  und  Publicum  auf  den  Inhalt  des  R^isters 
berufen  können;  aber  der  Kaufmann  soll  den  Beweis  fahren  dttrfen,  dasz 
der  Dritte  den  wahren  Sachverhalt  unerachtet  mangelnden  Eintrags  ge- 
kannt habe  und  sich  nur  dolose  auf  jenen  Formfehler  berufe»  und  umge- 
kehrt soll  der  Dritte  unter  Umstanden  seine  wirkfiche  und  untersehMet$ 
Unkenntnisz  der  Eintrage  nachweisen  dürfen. 

Es  genügt  nicht  der  Nachweis,  dasz  er  den  Eintrag  und  die  Bekannt- 
machung nicht  gekannt  habe;  er  musz  auch  darthun,  dasz  er  sie  nicht 
habe  kennen  „müBsen/'  d.  h.  dasz  er  aus  besonderen  Umstanden  dieszmal 
yon  der  regelmaszigen  Verpflichtung,  sie  zu  kennen,  enthoben  gewesen  sei. 

Welche  Umstände  hiezu  geeignet  seien,  hat  das  Gesetz  nicht  ange- 
geben und  nicht  angeben  können,  vielmehr  dem  sachgemaszen  firmessen 
des  Richters  in  jedem  concreten  Fall  zur  Beurtheilung  Qberlassen.  Jeden- 
falls wird  das  Handelsgericht  dabei  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kao^ 
manns  immer  voraussetzen  müssen,  der  sich  in  Kenntnisz  der  laufenden 
Veröflentlichungen  zu  halten  oder  deren  Verabsaumung  selbst  zu  tragen 
hat.  Der  blosze  Nachweis  einer  Reise,  einer  Erkrankung  wird  z.  B.  nicht 
von  dieser  Verpflichtung  befreien;  in  solchen  Fällen  musz  der  ordeotKcbe 
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KiofiiiiiiD  einan  Sldlvertreler  bnollBieBD;  eher  dürfte  eio  sehr  kurzer  Zwi* 
scbeoraom  zwischen  der  Beknontmacbaiig  und  dem  Alücbliisz  des  frag- 
Iklien  GesobIfU  mit  dem  beftrOgUeheD  Procaristen  entsobnMigeQ,  oder 
NameosAbnKchkeiten  elc  ^ 

Ke  Nachtheile,  durch  deren  Androhung  das  Gesetz  die  Befolgong^  der 
forgeschriebenen  Eintrige  erzwingen  will,  sind  dreifach  abgestuft: 
a)  In  den  leichteren  FiUen  hat  das  Handelsgericht  den  Saumigen  durch 
disdplinare  Ordnungsstrafen  yon  Amtswegen  zur  ErfQllung  seiner 
Eintragsverpflichtung  anzuhalten^  z.  B.  bei  der  Veränderung  einer 
Firma,  bei  Bestellung  eines  Procuristen,  bei  B^ündung  einer  Ge- 
sellschaft; in  diesen  Fallen  ist  die  verhängte  Ordnungstrafe  der  ganze 
Nachtheil:  weder  Ungültigkeit  des  nicht  eingetragenen  Verhältnisses, 
noch  civilrechtliche  Nachtheile  sind  die  Folge  der  Unterlassung; 

b)  in  anderen  Fallen  verbinden  sich  mit  der  Versaumnisz  civilrechtliche 
Nachtheile,  ohne  dasz  der  Bestand  des  fraglichen  Geschäfts  dadurch 
berührt  würde,  z.  B.  nach  a.  163  die  persönliche  Haftung  des  Com- 
manditisten  gegenüber  den  Gläubigern,  falls  die  Comnuinditgeseli- 
schaft  vor  gehöriger  Eintragung  ihre  Geschäfte  begonnen; 

c)  die  stärkste  Ahndung  der  Nichteintragung  liegt  in  der  für  manche 
Falle  angeordneten  Unwirksamkeit  der  nichteingetragenen  Handlung 
gegenüber  Dritten,  z.  B«  bei  Veränderungen  der  Firma,  Widerruf 
der  Procura,  Errichtung  einer  Gommandite  etc. 

Der  preuszische  Entwurf  hatte  die  civilrechtllcben  Nachtheile  und  die 
Ungültigkeit  häufiger  angedroht,  aber  eine  geringere  Zahl  von  Eintrags- 
geboten aufgestellt.  Die  Gonferenz  verwarf  aber  dieses  System,  „weil  die 
iodirecte  Erzwingung  der  schriftlichen  Beurkundung  und  Veröflentlichung 
im  Wege  der  Ungültigkeitserklärung  die  Wortbrflchigkeit  befördert  und 
hervorruft,  und  die  Erfahrung  dargethan  bat,  dasz  gleichwohl  solche  Ver- 
bältnisse nnbeurkundet  und  unveröffentlicht  häufig  ins  Leben  treten  und 
tbatsäcblich  lange  Zeit  fortdauern.  Erst  nachdem  aus  diesem  foctischen 
Bestand  die  manichfaltigsten  Beziehungen  auch  zu  Dritten  entstanden  sind, 
wird  dann  häufig  bei  Gelegenheit  irgend  einer  Streitigkeit  die  Nichtigkeit 
des  ganzen  Verhältnisses  geltend  gemacht^ 

Ebenso  wurde  ein  Antrag,  die  Strafen  durch  den  Strafrichter  ver- 
hangen zu  lassen,  von  den  Vertretern  des  Handelsstandes,  welcher  schon 
io  den  von  dem  Handelsgericht  ausgehenden  Ordnungsstrafen  mit  Misz- 
behagen  ein  „polizeiliches  Element'*  und  Jästige  Vexationen*'  beargwöhnte, 
verworfen.  Es  ist  zu  wünschen,  „dasz  die  Gerichte,  wenn  gleich  sie  von 
Amtswegen  einzuschreiten  haben,  ihre  Befugnisz  nicht  in  einem  kleinlichen 
buchstäblichen  Sinne  auflassen,  und  nur  da  eintreten,  wo  di^  Interessen  des 
Handelsverkehrs  durch  die  Nichtbefolgung  der  Vorschriften  eine  Beein- 
trächtigung vernünftigerweise  befürchten  lassen.  Allerdings  wird  die  Ein- 
haltung der  richtigen  Linie  von  Handelsrichtern  sicherer  zu  erwarten  sein, 
als   von   dem   Handelsverkehr    ferner   stehenden   juristischen    Richtern/* 
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(Bericht   der  Commissloa  des  preasitoeheii  Abgeordtietenh^ases  lur  Eia- ' 
fQhning  des  D.  H.  G.  B.  I  S.  11.) 

*  RoUfff,  das  Handelfl-  nad  Schüftnregister.  Berlin  1802.  ^  TkSi,  I  $.19d. 
—  Gerher  §.  157  b.  * 

2.  Von  dea  HaAdelsböeMra. 

Von  jeher  hat  das  Handelsrecht  ordentlich  geführten  HandelsbQchem 
der  Kaafleute  eine  erhöhte  GlaabwOrdigkeit,  insbesondere,  im  Gegensatie 
zu  allgemeinen  processualischen  Grundsätzen  fscriptura  pro  icribente  nüd 
probat),  Beweiskraft  auch  zu  Gunsten  des  Ausstellers  dieser  Urkunden  bei- 
gelegt Es  erklärt  und  rechtfertigt  sich  diesz  einmal  aus  einem  drin- 
genden BedQrfnisz  des  Handels,  andererseits  aus  der  Natur  und  Einricbtong 
dieser  BOcher  selbst.  Der  Handel  beruht  auf  Treu  und  Glauben:  „ohne 
Credit  kein  Handel;'*  er  schlieszt  die  meisten  Geschäfte  durch  mündliche 
Besprechung,  und  auch  unter  Abwesenden  nicht  durch  eigentliche  und 
vollständig  vereinbarte  Verträge  ab,  sondern  durch  kurze  briefliche  An- 
fragen, Anträge  und  Aufträge,  welchen  sehr  häufig  gar  keine  schriftücbe 
Erwiederung,  sondern  sofort  die  thatsächliche  Erf&llung  entspricht  Es 
können  daher  im  Fall  eines  Streites  nur  sehr  selten  förmliche  gegensäüg 
vereinbarte  und  von  beiden  Parteien  unterzeichnete  Vertragsurknnden  vor- 
gelegt werden;  es  möszen  vielmehr  die  allerdings  einseitig  vorgenommeoco 
kurzen  Aufzeichnungen  des  Kaufmanns  in  seinen  BOchern,  wenn  sie  ohne 
Widerspruch,  Unordnung  und  verdachtweckende  Zeichen  erfunden  werden, 
regelmäszig  als  hinreichende  Bescheinigung  seiner  Behauptung  angesehen 
werden.  Und  diesz  können  sie  fOglich,  da  Natur  und  Einrichtung  dieser 
BOcher  bedeutende  Garantien  gewähren.  Vor  allem  fQhrt  ja  nicht  der 
Producent  allein,  auch  sein  Gegner  fQhrt  Buch ,  und  controlirt  ihn  dadordi 
indirect  Alsdann  werden  regelmäszig  mehrere  BOcher,  Tagebuch,  Haupt- 
buch, Copirbuch,  Correspondenzbuch,  nebeneinander  geführt,  und  unrichtige 
Einträge  in  allen  diesen  zugleich  worden  das  ganze  Geschäft  des  Kauf- 
manns in  eine  Verwirrung  bringen^  deren  Nachtheil  den  riskirten  Vorthdl 
einer  Fälschung  regelmäszig  weit  Oberwiegt. 

Dem  entsprechend  hat  denn  auch  das  Handelsgesetzbuch  ordentiiche 
Buchführung  als  die  allgemeine  Verpflichtung  der  Kaufleute  angestellt  (1.), 
und  mit  der  Erfüllung  dieser  Obliegenheit,  welche  ttbrigens  von  Hand- 
hmgsgeholfen  ehensowohi  wie  vom  Principal  besorgt  werden  kann  (a.  96), 
wie  mit  der  der  Verordnung  Ober  Registereinträge,  wesentKcbe  Vortheilf 
in  der  BeweisfOhrung  verbunden.  Das  Gesett  hat  sich  detaillirter  Bestim- 
mungen Ober  Zahl,  Art  und  Einrichtung  der  BOcher,   wie  sie  das  fraozd- 

1.  a  28.  Jeder  RauOnann  (über  Bücher  von  Fmhrieanten,  Seuf,  Arch.  XIH 
293)  ist.  verpflichtet,  BOcher  zu  fähren,  aus  welchen  seine  Handetogesdiifle  and  die 
Lage  seines  Yermögens  vollsandig  la  ersfben  sind. 
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suche  Reebt  vorschreibt,  beinthe  vailig  enthaUcn,  mir  niQsnn  sie  die  Han- 
delsgeschflfte  und  den  Stand  des  Vermögens  vollständig  enehen  lassen. 
Vorgeschrieben  ist  nur  die  Aofbemabning  der  enffangenen  und  dfe  Samm- 
hiog  der  abgesendeten  Handdsbriefe  nach  der  Zeitfolge  in  einem  Copir- 
Inicfa  (a.  28),  die  Anfbewahmng  der  HanddsbOcber,  Correspondeozen,  Bi- 
liDzen  und  Inventare,  wArend  zehn  labren  von  der  letzten  Bintragang  an 
(a.  33) ;  es  nrasz  sich  der  Kaoftnann  bei  Fohrong  der  BQcher  einer  lebenden 
Sprache  nnd  der  Schriftzeichen  einer  solchen  t)edienen,  die  Bdcfaer  mOsseo 
gebunden,  die  Natter  paginirt  sein,  Leerlassnngen ,  Dnrcbstrekhongen  und 
alle  Verandermigen,  welche  nngewisz  lassen,  ob  sie  bei  der  ursprUnglicken 
Eintragung  oder  spSter  gemacht  worden,  dOrfen  nicht  Yorkommen  (a.  3ä). 
Aoszerdem  soll  durch  genaue  Inyentare  und  Bilanzen,  welche  zu  Anfang 
des  Geschäfts  zu  errichten  und  dann  jtthrlich  zu  wiederholen  und  aufzu- 
bewahren sind,  der  Stand  der  Actiyen  und  Passiven,  Betrag  und  Verthei- 
hDg  des  Vermögens  des  Kauftnanns  in  periodischer  Rechnung  liquid  ge- 
stellt weiilen  (a.  29 — 31).  Eat  man  schon  diese  sparsamen  Detailbestim- 
nrangen  „unrichtig,  unpractisch,  geftbrlich  und  veiatorisch'*  ftnden  wollen 
(RrotocoUe  S.  932),  so  hat  doch  das  Gesetz  jedes  Bedenken  gegen  dieselben 
dadurch  beseitigt,  dasz  es  keineswegs  die  Beweiskraft  der  Bücher  pedantisch 
an  die  buchstäbliche  Einhaltung  dieser  Vorschriften  gekntkpft  hat 

Es  wird  Tielmehr  die  Entscheidung  tkber  die  Beweiskraft  völlig  dem 
richterlichen  Ermessen  aller  persönlichen  und  gegenständlichen  Umstände 
des  Falles  tibetlassen,  und  jene  Normen  haben  nur  den  Sinn,  diesem  Er- 
messen Anhaltspunkte  zu  gewähren:  regebnäizig  sollen  HandlungsbOcher, 
UD  als  ordniingsmaszig  geführt  zu  gelten,  jenen  Bestimmungen  entsprechen ; 
unter  dieser  Voraussetzung  liefern  sie  regelmäizig  halben  Beweis,  welcher 
äe  Zulassung  zum  ErfQllungseid*)  rechtfertigt  (doch  auch  durch  andere 
Beweismittel  ergänzt  werden  kann).  Aber  diesz  bildet  nur  die  R^l:  es 
ist  das  Ermessen  des  Handelsgerichts  nicht  unbedingt  dadurch  gebunden. 
is  kann  unter  Dmstlnden  auch  einem  ordentlich,  d.  b.  mit  Einhaltung 
sbiger  Vorschriften  geführten  Handelsbuch  ein  geringeres  Masz  von  Be- 
weiskraft bemessen,  wenn  etwa  der  Leunuind  des  Producenten  getrübt 
und  ein  Stück  Gegenbeweis  erbracht  ist;  es  kann  umgekehrt  der  Richter 
dem  Handdsbuch  eines  persönlich  sehr  glaubwürdigen  Kaufmanns  so  viel 
Beweiskraft  zuerkennen,  um  den  Producenten  zum  Erfüllungseid  zu  lassen, 
)bw0M  vielleicht  eine  Rasur  oder  ein  Fehler  in  der  Paginirung  vorliegt; 
SS  kann  namentlich  der  Richter,  ^enn  die  Bücher  der  beiden  Parteien 
sieht  übereinstimmen,  nach  seiner  Wahl  von  diesem  Beweismittel  ganz  ab- 
gehen oder  dem  Buch  der  einen  Partei  überwiegende  Glaubwürdigkeit  bei- 


')  Dieser  Eid  ist  \m  dem  Oe»eU,  wie  die  Protocolle  besagen,  S.  939,  nur  deszbaU)  niclit  als 
ErfQUuDgseid  bexeiciloet  worden,  weil  dieser  in  Pirliculargesetzgeboogen  oft  an  engere 
VoraiitS€tiniigeii  gebubdeo  ist  (i.  B.  olebt  d*  eredmüMe,  nur  de  *4Ht»i0  gefchworea 
werdea  darO  •!•  »tn  Mer  acainlroa  w«Uie. 
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messeD,  ohne  sich  Mtim  yod  der  formalen  Gorrecttieit  der  Fohnrng  aleiii 
leiten  zu  lassen.  (1.) 

Die  Frage,  ob  den  HandebbQcbem  auch  g^gen  Nkhlkaofleote  sdcbe 
ansnahmsweise  Beweiskraft  zakomiEie,  wurde  i^on  den  bisherigai  Pirti- 
cnlargeseCzen  Yerscbieden  beantwortet  In  Frankfiirt,  £ayem,  Nassau  war 
die  allgemeine  Beweiskraft  angenommen,  nach  dem  Cranzösisch-deiitidMi 
Hecht  aosgeschlosseo.  Für  die  BeschrAnknog  spricht  nor,  dasz  der  NkU- 
kmfmann  nicht  in  seinen  BOch^m  ebenfalls  beweiskrftftige  Vertheidigu^ 
besitzt,  für  die  Bejahnng  spricht  entscheidend,  dasz  der  DetailhAndler  re^ 
miszig  gar  kein  anderes  Beweismittel  als  seine  BOcher  gegen  die  Kundca 
hat,  und  dasz  der  Verkehr  zwischen  Kaufleuten  und  PriYaten,  der  in  neaem 
Zeit  so  auszerordentlich  gewachsen  ist,  ohne  grosze  Erschwerung  des  Hu* 
dels  auch  im  Procesz  nicht  anders  denn  als  kaufmännisch  behanddt  werdi 
kann  (vgl.  Protocolle  S.  941).  Das  Gesetz  hat  die  Frage  nicht  gelöst,  soi- 
dem  die  Entscheidung  den  Particnlargesetzen  Oberlassen,  nicht  eben  na 
Vortheil  der  Sicherheit  des  Verkehrs,  welche  grade  in  diesem  Punkt  Redili' 
einbeit  erfordert  hätte. 

Die  Vorlage  der  Bücher  kann  der  Richter  nicht  mehr,  wie  nach 
manchen  Particularrechten,  Yon  Amtswegen  zu  seiner  Orieiitirung  forden, 
sondern  nur  auf  Antrag  des  Producenten  oder  auch  der  Gegenpaitd;  in 
letztern  FaU  hat  der  Ungehorsam  gegdi  diesen  Befehl  des  Richters  zur 
Folge,  dasz  zum  Schaden  des  Weigernden  der  Yom  Gegner  behauptete  lo- 
halt der  Bacher  als  wahr  angenommen  und  Gegenbeweis  ausgescUossa 
wird.  Es  ist  also  nicht  jedem  willkOrlichen  Bditionsantrag  des  Gegners  die 
Buchführung  des  Kaufmanns  preisgegeben,  sondern  das  richterliche  Eh 
messen  entscheidet  über  die  Zuläszlgkeit  dieses  oft  sehr  lastigen  Ansiomas 
(a.  37 ;  Ygl.  Prot.  S.  M5) ;  regelmäszig  wird  der  Inhalt  der  Bücher  aodi 
nur  so  weit  er  den  Streitpunkt  betrifll,  unter  Zuziehung  beider  Paiteiea 
dem  Richter  ( —  nöthigenfalls  ein  Auszug  durch  Requisition  des  Gerichls 
des  Etablissements,  wo  die  Bücher  liegen,  a.  39  — )  oflen  gelegt,  deV  übrige 
Inhalt  derselben  nur  gerade  soweit,  als  zur  Prüfung  ihrer  ordnungsmAszigtt 
Führung  erforderlich  ist  (a.  38).  Nur  ausnahmsweise  kann  in  folgeodei 
Fallen  die  Mittheilung  Yon  Handelsbüchem  zur  YollsMndigen  Kenn|liia^ 
nähme  von  ihrem  ganzen  Inhalt  gerichtlidi  angeordnet  werden: 

1.  a.  34.  Ordnungsmisiig  gefährte  Handelsbficher  liefern  bei  StreitlglMiteD  fito 
Haodelssaclieii  UDler  KaaÜeaUD  in  der  Regel  einen  unTollstindigeo  Beweis,  weickcr 
durch  den  Eid  oder  andere  Beweismittel  erginzt  werden  kann.  Jedoch  bat  der  Richter 
nach  seinem  durch  die  Erwigung  aller  UmsUnde  geleiteten  Ermessen  lu  entscheldeii, 
ob  dem  Inhalt  der  Bücher  ein  gröszeres  oder  geringeres  Masz  der  Beweiskraft  heits- 
legen,  ob  In  dem  Falle,  wo  die  Handelsbücher  der  streitenden  Theile  nicht  übereia- 
sllmmen,  von  diesem  Beweismittel  ganz  abzusehen  oder  ob  den  Büchern  des  doci 
Theils  eine  überwiegende  Glaubwürdigkeit  beizumessen  sei.  a.  95.  Handelshdclier. 
t)el  deren  Führung  Unregelmäszigkeiten  Torgefallen  sind ,  können  als  Beweismittel 
nur  soweit  berücksichtigt  werden,  als  dieses  nach  der  Art  and  Bedeutung  der  Ua- 
regelmlszigkelten,  sowie  nach  der  Lage  der  Bache  geeignet  erscheint. 
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1)  in  Erbschaftssachen, 

2)  in  Gotergemeinscbaftsangelegenheiten, 

3)  in  Gesellschaftstheilungen, 

4)  im  Concurse,  soweit  es  die  ßücher  des  Genoeinschuldners  betrifft. 

*  AnschiUx,  über  die  Beweiskraft  des  Copirbuches  in  Goldschm.  Z.  f.  H.  R. 
L  8.  210;  —  Endemann^  über  die  Beweiskraft  des  Handelsbuches  ebenda  II 
S  328;  —  Seufferis  Arch.  XIÜ  65,  XIV  256;  —  Z.  f.  H.  R.  H  S.  39t  398;  — 
RwWi  Arch.  I  S.  34. 

3.    Stellfcrtretiiog  in  Bindelsgeselilfteo. 

1.  Das  römische  Recht  ging  in  dem  Gebiet  der  Forderungsrechte  von 
dem  ihm  eigenthOmlichen  Begriff  der  „obligatio"  aus,  für  den  das  deutsche 
Recht  keinen  Begriff,  die  deutsche  Sprache  kein  Wort  besitzt:  es  ist  das 
bestimmte  Band,  der  besondere  nea:us,  welcher  zwischen  einer  bestimmten 
Person  als  Gläubiger  und  einer  bestimmten  Person  als  Schuldner  durch 
das  obligirende  Moment  begründet  wird;  dieses  Band  ist  höchst  persönlicher 
Nator:^  es  verbindet  eben  nur  denjenigen,  in  dessen  Person  das  obligatorische 
Moment  entstanden  ist;  bei  den  Vertragsobligationen  erwirbt  derjenige 
allein  eiu  Rechte  welchem  gegenüber  die  obligirende  Handlung  vor- 
genommen wird,  und  nur  der,  welcher  sie  vornimmt,  wird  verpflichtet. 
Eine  Stellvertretung  bei  Obligationen  und  eine  Uebertragung  der  Obligation 
war  daher  dem  römischen  Recht  principiell  fremd;  es  kennt  eine  Cession 
nur  d^r  actio,  nicht  der  obligatio,  und  Erwerb  der  Obligatio  für  und  gegen 
eine  zweite  Person  kennt  es  nur  da,  wo  die  handelnde  Person  mit  der 
zweiten  dieselbe  Rechtsperson  bildet,  beim  Sklaven  und  Uaussohn.  Nur 
sehr  langsam  hat  das  practische  Bedürfnisz  des  Lebens  dieser  Theorie  Con- 
cessionen  abzuringen,  nienuils  aber  sie  im  Princip  zu  überwinden  vermocht 

2.  Am  weitesten  hat  gerade  im  Gebiet. des  Handels  die  Möglichkeit 
der  Stellvertretung  ausgedehnt  werden  müssen;  aber  auch  hier  ist  das 
Princip  nicht  verleugnet  Aus  der  obligirenden  Handlung  des  von  dem 
Principal  (ßem  dominus  negotii)  bestellten  Geschäftsführers  (des  institor) 
wird  doch  zunächst  nicht  der  Principal ,  sondern  der  Geschäftsführer  ver- 
pflichtet und  berechtigt;  denn  nicht  der  dominus,  der  institor  ist  es,  der 
gehandelt  hat  Zwar  gibt  der  Praetor  später  wenigstens  auch  eine  Klage 
geigen  den  dominus,  aber  die  intentio  dieser  Klage  ist  entnommen  aus  der 
Person  des  Institor,  nicht  aus  der  des  dominus;  erst  in  der  condemnatio 
wird  die  Person  gewechselt  und  der  dominus  genannt.  Und  dabei  ist  doch 
immer  der  institor  auch  obligirt 

Diese  ganze  Lehre  von  der  actio  institoria,  welche  noch  Thöl  (I  §.  20 
bis  33)  sehr  ausführlich  und  mit  grpszem  Aufwand  von  Scharfsinn  als 
Grundlage  der  Lehre  von  der  Stellvertretung  im  Handelsrecht  untersucht 
*^  dargestellt  hat,  ist  unserer  modernen  Rechtsanschauung  fremd,  denn 
sie  wurzelt  in  jenem  ganz  specifisch  römischen  strengen  Begriff  der  obli- 
gatio, nod  sie  ist,  wenn  auch  noch  so  sehr  erweitert,  zu  eng,  um  dem 
BlttBttehli,  deatfchetPrHratreclit.  3.  AuO.  29 
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Bedürfhisz  unseres  Verkdirs  zu  entsprecheo:  neentiprieht  nicht,  lieioufer- 
ipricht  unserer  Bechtiüberxeugung ,  welche  sich  in  folgendem  Gnmdsatz 
ausdrücken  läszt:  „Wer  als  kaufmännischer  Vertreter  eines  Andern  bestellt 
ist  oder  als  solcher  mit  Gewfthrenlassen  des  Vertretenen  dem  Pobkom 
gegenüber  auftritt,  ist  lediglich  Werkzeug  des  Principals  und  durch  seine 
handelsgeschäfUichen  Handlungen  wird  ausschliesziich  der  Prindpai,  er 
selbst  aber  gar  nicht,  Dritten  gegenüber  verpflichtet  und  berechtigt'* 

Oiesz  allein  entspricht  der  Willensmeinung  des  Priodpals,  des  Stell- 
vertreters und  des  Publicums,  und  es  besteht  im  modernen  deutschen  Recht 
kein  Hindernisz  gegen  diese  Rechtsauffassung. 

3.  Nachdem  nicht  nur  der  Kaufmannstand,  sondern  auch  das  Publi- 
cum im  Verkehr  mit  demselben  von  jeher  diese  Auflassung  und  keine  andre 
bethätigt  haben,  ist  sie  langst  auch  von  der  Praxis  der  Gerichte  und  Hin- 
delsgerichte  geschützt,  obwohl  nicht  nur  die  Theorie,  sondern  auch  manche 
Particularrechte  sich  von  der  römischen  Denkweise  doch  nicht  völlig  geM 
hatten.  Das  preuszische  Landrecht  (Th.  II.  t  8.  §.  541  f.)  z.  B.  hielt  nodi 
im  Princip  die  römische  und  nur  mehr  factisch  die  moderne  Lehre  id- 
recht,  indem  es  dem  Dritten  die  Wahl  liesz,  den  Gontraheoten  oder  den 
Principal  in  Anspruch  zu  nehmen.  Das  deutsche  Handelsgesetzbuch  hat 
nun  mit  Entschiedenheit  die  zu  enge,  fremde,  unsern  Anschauungen  und 
Bedürfnissen  entgegenstehende  Auffassung  des  römischen  Rechts  beseitigt 
und  was  ohnehin  längst  Gewohnheitsrecht  war,  nun  auch  als  Gesetzesrecht 
ausgesprochen:  a.  52.  „Durch  das  Rechtsgeschäft,  welches  ein  Procarist 
oder  ein  HandlungsbevollmAchtigter  (vgl.  a.  298)  gemAsz  der  Procura  oder 
der  Vollmacht  im  Namen  des  Principals  schKeszt,  vnrd  der  letztere  den 
Dritten  gegenüber  berechtigt  und  verpflichtet.  Es  ist  gleichgültig,  ob  das 
Geschäft  ausdrücklich  im  Namen  des  Principals  geschlossen  worden  ist,  oder 
ob  die  Umstände  ergeben,  dasz  es  nach  dem  Willen  der  Contrahenten  f&r 
den  Principal  geschlossen  werden  sollte.  Zwischen  dem  Procuristen  oder 
Bevollmächtigten  und  dem  Dritten  erzeugt  das  Geschäft  weder  Rechte  noch 
Verbindlichkeiten.*'  Der  Principal  klagt  aus  einem  solchen  Geschäft  io 
eignem  Namen,  nicht  ex  jure  cesio,  er  erwirbt  unmittelbar  Rechte  aus  dem- 
selben (Prot  S.  78).  Es  hat  dabei  das  Gesetz  die  Voraussetzungen  einer 
solchen  Stellvertretung  genauer  bestimmt,  und  mehrere  Unterschiede  in  der 
Stellung  dieser  Bülfspersonen  theils  dem  Herkommen  nach  bestätigt,  tbeib 
neu  geschaffen.  Am  weitesten  geht  die  absolute  Vertretung  des  Prin- 1 
cipals  bei: 

I.  dem  Procuristen;  das  Gesetz  hat  diesen  Begriff  neu  geschaffen  oder  j 
doch  eine  bisher  mehr  in  Mittel-  und  Nord -Deutschland  herkömm- 
liche Erscheinung  verallgemeinert  und  fiiirt  (ßaule's  Arch.  I  S.  41> 
Es  kömmt  insbesondere  bei  gröszeren  Geschäften  häufig  vor,  dasz  der 
Principal  die  gesammte  Leitung  des  Geschäfts  einem  Vertreter  über- 
trägt, dessen  Umsicht,  Tüchtigkeit  und  Treue  er  absohit  vertraut  und 
dem  er  häufig,   obwohl   diesz  nicht  wesentlich,   Procente  ao  dem 
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Ertrag  des  Geschäfts  eiorftufnt    Es  hat  mm  d»  Gesetz  deii  Umtu^ 
der  fierechtigaag  eines  solchen  mit  absoluter  kanfiDiftDaisdier  YoU- 
i  OMcht  (Procura)  versehenen  Vertreters  (Procuristen)   gegenober  dem 

PubUcum  ein  für  allemal  festgestellt,  so  dasz  PrivatObereinkunft 
xwischen  Principal  und  Procuristen  darin  Dritten  gegenüber  be<- 
schrftnkende  Wirkung  selbst  in  dem  Fall  der  Veröffisntiicfaung  der- 
selben nicht  haben  kamu  Der  Principal  hat  nur  die  Wahl,  sich  4cs 
Instituts  der  Procura  gar  nicht  oder  genau  nach  Zeichnung  des  Ge* 
seties  zu  bedienen,  in  welcher  das  Publicum  es  immer  aufzufassea 
ein  Recht  hat 

4.  Damit  eine  kaufmännische  Vollmacht  diese  gesetzliche  Wirkung 
habe,  musz  dieselbe  ausdrücklich  als  „Procura*'  bezeichnet  oder  der  Ver- 

'  treter  „Procnrist^*  benannt  oder  ihm  die  Ermächtigung,  „per  procura''  die 
Firma  des  Principals  zu  führen,  ertheilt  werden;  es  kann  auch  mehreren 
Personen  die  Procura  ertheilt  werden.  (Gollectivprocura.)  (1.)  Ein  solcher 
Frocarist  ist  von  einem  Moszen  Handlungsverwalter,  z.  B.  dem  Vertreter 
eines  unter  Cnratel  stehenden '  Kaufmanns  oder  einem  GeneralbevoHmäch- 
t^,  dadurch  verschieden,   dasz: 

a]  nur  der  Procuri§t  per  procura  die  Firma  zeichnet; 

b)  der  Procurist  Qritten  gegenüber  in  dem  Umfang  seiner  Vertretung 
gar  mcAt  beichränkt  U)erdm  känn^  wahrend  der  Generalbevollmäch- 
tigte auch  ftlr  einen  einzelnen  Geschäftszweig,  für  einen  Ort,  für 
eine  bestimmte  Zeit  bestdit  werden  kann  (Pl*oL  S.  947.  951). 

5.  Der  Procurist  vertritt  nun  den  Principal  in  absoluter,  d.  h.  nur 
^n  Principal  verpflichtender  und  berechtigender,  Weise  in  allen  gericht- 
Echen  und  anszergerichtlichen  Geschäften,  welche  der  Betrieb  eines  Han- 
dejsgewerbes  mit  sich  bringt;  er  bedarf  hiezu  auch  in  den  Fällen  keiner 
Specialvollmacht,  in  welchen  sie  sonst  die  Landesgesetze  fordern ;  er  kann 
also  namentlich  Wechselverbindlichkeiten  eingehen,  erfüllen  und  verfolgen ; 
Processe,  die  sich  auf  das  Handelsgeschäft  beziehen,  erOflhen,  vergleichen, 
toigeben;  Handelsgehülfen,  Reisende  anstellen  und  entlassen  etc.,  und  nur 
die  Befugnisz  auch  Liegenschaften  zu  belasten  und  zu  veräuszern,  musz 
ihm  besonders  ertheilt  werden  (a.  42).  Eine  Privatübereinkunft,  welche  ihm 
einzelne  dieser  Befugnisse  entziehen  wollte,  würde  zwar  dem  Principal  eine 
Klage  gegen  den  Procuristen  gewähren ,  welcher  etwa  gegen  die  Abrede 
Wechsel  trassirt  hätte,  aber  der  Wechselnehmer  und  der  Bezogene,  der 
gezahlt  hat,  würden  sich  ganz  ebenso  an  den  Principal  halten,  wie  wenn 
jene  Ud)ereinkunft  nicht  bestände.  (2.)  Dabei  soll  in  jedem  Fall  der  Firma- 


1.  a.  41.  Wer  von  deno  Cigentbumer  einer  Handelsniederlassung  (Principal)  be- 
«Qftragt  ist,  in  dessen  Namen  und  für  dessen  RcchnuDg  das  HandelsgescbSfl  zu 
bttreiben  ond  per  procura  die  Firma  zu  zeichnen»  ist  Procurist. 

V  a.4?;—  aber  natürlich  liann  der  Principal  mehrerer  Firmen  mehrere  Procuristen 
Men  (or  nur  eine  Firma  bestellen. 

29- 


Digitized  byVjOOQlC 


I 
453  Bucb  m.  AM.  n.  Cap.  ▼•    Von  den  HandelsgeschifteD. 

zoidmung  der  Procarist  efaien  die  Prooora  andeutenden  Znsatz  (Pr.,  proP.) 
—  dessen  sich  jeder  nicht  mit  der  Procura  Betraute  zu  eniialteo  hä 
(a.  48:  -—  und  seinen  eigenen  Namen  beiftigen;  jedoch  ist  diesz  nor  eine 
Ordnungsvorschrift,  deren  Verletzung  die  Handlung  des  Procuristen  nkhl 
rechtsunverbindlich  macht,  (a.  44,  Prot  S.  953.)  Die  Ertheihmg  und  das 
Erlöschen  der  Procura,  sowie  die  Unterschrift  des  Procuristen  ist  bei  Ver- 
meidung von  Ordnungsstrafen  bei  dem  Handelsgericht  anzuzeigen  und  an- 
zuzeichnen, wobei  Erftlhmg  oder  VersAumung  dieser  Pflicht  der  Bintn* 
gang  und  Bekanntmachung  die  oben  ausgeführte  Wiitung  auf  die  Beweis- 
last üben.  (a.  45,  46.) 

6,  Weniger  ausgedehnt  dem  Uroiang  nach,  aber  innerhalb  ihres  engen 
Umfangß  ebenso  absolut  fUr  undg^en  den  Principal  wirkend,  ist  die  Vertretus 

II.  durch  einen  Handliung$bef)oUmächiigten^  welcher  ohne  die  Procun 
zu  fahren,  dem  Betrieb  änes  ganzen  Handelsgewerbes  oder  einer  be 
stimmten  Art  von  Geschäften  oder  einzelnen  Geschäften  vorgesetrt 
oder  als  Handlungsreisender  (3.)  zu  Geschäften  an  auswärtigen  Ortn 
verwendet  ist.  (a.  47,  49.)  Auch  ein  solcher  HandlungsbevollDOchtigter 
darf  ohne  Specialvollmacht  alle  Geschäfte  und  RechtshandlongeD, 
welche  der  Betrieb  eines  derartigen  Handebgeweri)es  oder  die  Aos- 
fohrung  derartiger  Geschäfte  gewöbtriich  mit  sich  bringt,  voroehment 
und  zwar  wird  dadurch  nicht  er,  nur  der  Principal  b^nechtigt  imd 
verpflichtet  (a.  52);  nur  die  folgenden  wichtigeren  Handlungen  darf 
er,  im  Gegensatz  zom  Procuristen,  ohne  besonders  er^heilte  Befi^- 
nisz  nicht  vornehmen: 

1.  Eingehen  von  Wechselverbindlichkeiteo; 

2.  Aufnahme  von  Darlehen; 

3.  ProceszfOhrung.  (a.  47.) 

7.  Das  Vertrauen,  welches  dem  Procuristen  und  dem  Handlungsberoil* 
mächtigten  ertheiit  wird,  ist  selbstverständlich  so  wesentlich  an  ihre  Indi- 
vidualität gebunden,  dasz  eine  Uebertragung  ihrer  Veriretungsbefugnisz  iitf 
einen  Dritten  ohne  Einwilligung  des  Priocipals  unstatthaft  ist  (a.  53.) 

Und  weil  nur  bei  absolutem  Vertrauen  des  Prindpals  die  Stellung  des 
P^rocuristen  und  Bevollmächtigten  einen  Sinn  hat,  musz  die  Procura  oder 
Vollmacht  in  jedem  Augenblick,  und  zwar  ohne  Angabe  eines  Grundes, 
entzogen  werden  können;  die  Umstände,  weictie  den  Principal  zu  einer 
Hinderung  seines  Vertrauens  bestimmen,  können  so  manichbltiger  und 
innerlich-individueller  Natur   $ein,    dasz  sie  eine  Auseinandersetzung  und 


3.  Di^e  dürfen  insbesondere  auch  den  Kaofjpreis  aus  tod  ihnen  gesehlossenea 
Geschälten  einziehen  oder  standen;  vgl.  Jekermawu  RecbtssiUe,  neue  Folge  IX 
d.  391 ,  XI  132 ;  Schielten  Jahrb.  V  S.  345,  346;  Z.  f.  H.  R.  I  8.  153,  155,  ü 
8.  403,  404;  aber  andere  BeTollmächtigte,  Provisionsreisende,  Agenten,  nur  fär  eis 
einzelnes  Geschäft  bestellte  Mandatare  fallen  nicht  unter  diesen  Artikel,  sondern  sind 
nach  a.  298  des  Handelsgesetzbuches,  eventuell  nach  gemeinem  CiTilreeht.  za  beor- 
theilen;  vgl.  a.  49  und  Prot.  8.  463. 
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etwa  eiiien  Beweis  vor  dem  Richter  nicht  ertragen.  Der  Principal  rousz 
der  Vertrauensstellung  des  Procuristen  gegenüber  dem  Publicum  jederzeit 
sofort  ein  Ende  machen  können;  der  Procurist  bat  nicht  ein  Recht  auf 
fortdauernde  Vertretung;  er  hat  nur  ein  Recht  gegen  den  Principal  auf 
Honorar  etc.  aus  dem  Dienstverhflltnisz,  und  diese  Rechte  werden  durch 
die  Entziehung  der  Procura  gar  nicht  berührt,  so  dasz  der  Bevollmftcbtigte, 
falls  der  Principal  das  Dienstverbältnisz  ohne  rechtfertigende  GrUnde, 
wie  Untreue,  Injurien  etc.  plötzlich  löst,  auf  Vertragsaushaltung  oder  Ent- 
schädigung klagen  kann.  Im  übrigen  gelten  die  allgemeinen  Grundsätze 
des  Mandats  für  das  Verhältnisz  w&hrend  seiner  Dauer  und  auch  über  die 
Gründe  seines  Erlöschens,  nur  dasz  der  Tod  des  Principals  nicht  die  Auf- 
hebung dieses  Mandats  zur  Folge  hat,  wie  ja  auch  schon  das  römische 
Recht  in  dem  Verhältnisz  des  Institors  zum  Dominus  in  dieser  Hinsicht 
Too  seiner  R^d  eine  Ausnahme  machte,  welche  durch  die  Erwflgung  der 
Natur  der  Handelsgeschäfte  und  der  Verwirrung  und  Nachtheile  gefordert  ist, 
die  durch  das  plötzliche  Aufhören  der  Thätigkeit  des  Geschäftsführers  oder 
sonstigen  Handelsbevollmächtigten  eintreten  würde,  (a.  54,  vgl.  a.  297.) 

8.  Es  bedarf  aber  der  Principal  der  Sicherung  gegen  jeden  directen 
nnd  indirecten  Miszbrauch  der  gefährlichen  in  die  Hände  des  Revollmäch- 
tigteo  niedergdegten  Gewalt: 

a)  Der  Procurist  soD  seine  ganze  Kraft,  Thätigkeit  und  Sorgfalt  dem 
fremden  Geschäft  des  Principals  zuwenden;  mit  dieser  Pflicht  würde 
es  sich  schlecht  vertragen,  wenn  er  daneben  ein  eigenes  Geschäft 
selbständig  betreiben  wollte,  insbesondere  in  gleichartigem  Betrieb 
dem  Herrn,  dessen  Interesse  er  fördern  soll,  Concurrenz  machen 
würde.  Deszhalb  hatten  schon  ältere  Rechte  (wie  das  preuszische 
Landrecht  Th.  II,  t.  8  §.  523)  dem  Bevollmächtigten  untersagt 
Handelsgeschäfte  gleicher  oder  anderer  Art  auf  eigene  Rechnung  zu 
machen,  und  das  Handel^esetzbuch  fügt  noch  das  Verbot  von  Ge- 
schäften für  Rechnung  eines  Dritten  hinzu,'  und  gewährt  dem  Prin- 
cipal im  Fall  einer  Debertretung  dieses  Verbots  nicht  nur  eine  Klage 
auf  Ersatz  des  verursachten  Schadens,  der  sich  in  vielen  Fällen 
nicht,  genau  wird  bestimmen  lassen,  sondern  auch  alternativ  das  viel 
wirksamere  Recht,  die  von  dem  Procuristen  gemachten  Geschäfte 
als  für  Rechnung  des  Principals  geschlossen  zu  behandeln.  (4.) 
Dieses  Recht  fällt  natürlich  weg,  wenn  der  Geschäftsherr  irgendwie 
seine  Einwilligung  zu  dem  Handeln  des  Bevollmächtigten  eriheilt  hat, 
und  diesz  kann  auch  stillschweigend  z.  B.  dadurch  geschehen,  dasz 
er  bei  Eriheilung  der  Procura  nicht  ausdrücklich  das  Aufgeben  des 


4.    Der  PriDcipal    tritt   föllig  in  den  Vertrag  mit  dem  Dritten  ein,  er  bat  nicht  < 
t>lo8z  eine  Klage  anf  den  bezogenen   Gewinn;  ob  er  gegen   den  Dritten  eine  actio 
utiiit  oder  cetta,  jind  welche  Frist  er  zur  GelteiHlmfch^D^  s^JDßf  Rechts  habe,  W9ll(4 
d«  Ge^eu  Dicht  entechfiden.  Prot.  8.  87, 
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von  ihm  gekannten  Betriebes  eigener  oder  fremder  GeschSfle  von 
Seite  des  Procuristen  ansbedungen  hat.  (5.) 
b)  Wenn  der  Handlungsbevollmächtigte  seine  Vollmacht  öberschreitel, 
z.  B.  zu    höheren  Preisen  kauft  als    ihn^    aufgetragen   war,  so  ist 
so    viel    klar,    4asz    der   Principal    durch    Geschäfte  zu  denen  er 
keinen  Auftrag  gegeben,  weder  verpflichtet,  noch  berechtigt  werden 
kann.    Es  hat  aber  der  Dritte,  welcher,  die  VollmachtOberschreitüng 
nicht  kennend,  in  gutem  Glauben  mit  dem  Bevollmächtigten  contra- 
hirte,  nun  aus  dem  Geschäft  gegen   diesen  selbst  Rechte  erworben; 
er  haftet  dem  Contrahenten  nach  Handelsrecht,  und  dieser  hat  die 
Wahl,  ob  er  ihn  zur  Erfüllung  des  auf  des  Principals  Rechnung 
geschlossenen  Geschäfts  für  eigene  Rechnung  anhalten  oder  von  dei 
Geschäft  zurücktreten  und  Schadenersatz  verlangen  will.  (6.) 
Ebenso   wird    der  Fall    behandelt,    wenn   sich  Jemand  betrfiglicb  ak 
Procurist   oder  Bevollmächtigter  gerirt,  ohne  Procura  oder  Vollmacht  er- 
halten zu  haben ;  der  angebliche  Principal  haftet  nicht,  aber  der  angebliche 
Stellvertreter   haftet  für  eigene  Rechnung  nach  Handelsrecht  dem  Dritten, 
immer  vorausgesetzt,  dasz  dieser  den  Mangel  oder  die  Ueberschreitung  der 
Procura  oder  Vollmacht  nicht  kannte,  (a.  55,  vgl.  a.  298.) 

9.   Aber  nicht  blosz  Procuristen  und  Handlungsbevollmächtigte,  auch 
HL  andere Hülfipersonen  eines  Handelsherrn  vertreten  diesen  dem  Publienm 
gegenüber  in  absoluter  Weise,  wenn  auch  innerhalb  engerer  Schranken. 
Nicht  nur  durch  ausdrücklich  dem  Publicum  mitgetheilte  Vollmacht,  auch 
durch  blosz  factisches  Gebahren  berechtigt  ein  Principal  das  mit  seinein 
Geschäft  verkehrende  Publicum  gewisse  Personen,  wenigstens  in  ein- 
zelnen Richtungen,  als  seine  Vertreter  anzusehen. 
Im  Interesse  des  Publicums  wie. des  Principals   hat  das   Herkomoien« 
und  nun  noch  bestimmter  das  Gesetz,  die  Präsumtionen  festgestellt,  welche 
sich  aus  der  Natur  der  Verhältnisse,  aus  dem  Thun  und  Gewährenlassen  de$ 
Principals  und  seines  Hülfspersonals  Dritten  gegenüt)er  ergeben: 

1)  Wer  in  einen  Laden,  in  ein  oflenes  Magazin  oder  Waarenlager 
tritt  und  hier  Angestellte  des  Geschäftsherrn  findet,  welche  das 
Publicum  bedienen,  darf  annehmen,  dasz  diese  Personen  J)efugt  sind, 
den  Principal  in  solchen  Rechtshandlungen  zu  vertreten ,  welche  ge- 
wöhnlich in  einem  derartigen  Laden  oder  Magazin  zu  geschehen 
pflegen,  insbesondere  darf  der  Dritte  an  solche  Angestellte  Zahlungen 
leisten,  Waaren  abgeben  und  von  ihnen  nehmen  u.  s.  w.,  ood  es 


5.  Vgl.  t.  tte  UDd  die  Motive  8.  30. 

6.  Eine  Theilung  der  Forderung,  so  dasz  der  Dritte,  soweit  das  Geschäft  dem 
Auftrag  des  Principals  entspricht,  diesen,  soweit  es  die  Vollmacht  fiberschritteo  ha>, 
den  Vertreter  belangen  könnte,  findet  nar  da  statt,  wo  eigentlich  mehrere  GeschlA« 
in  dem  einen  versteckt  sind,  z.  B.  der  Mandatar  hat  statt  ein^  Genuiers  iwei  ge- 
kauft;  vgl.  Prot.  8.  4MS. 
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wQrde  der  Principal  mit  der  ßehaDptung,  ein  solcher  GebQlfe  sei, 
obwohl  im  offenen  Laden  verwendet,  zu  solcher  Vertretung,  z.  B. 
zur  Annahme  einer  Zahlung,  nicht  befugt  gewesen,  und  der  Dritte, 
der  dem  Unrechten  gezahlt,  müsse  nochmal  zahlen,  gar  nicht  gehört 
werden;  vielmehr  gilt  ein  in  einem  solctien  Verkaufslocal  angestellter 
und  wirklich  in  demselben -thätiger  —  nicht  jeder  in  dem  Geschäft 
angestellte,  z.  B.  nicht  ein  im  innern  Dienst,  im  Comptoir,  mit  der 
Buchführung  oder  im  grobem  Dienst  (Verpackung  etc.)  beschäf- 
tigte —  jGehülfe  eben  um  desz willen  auch  für  ermächtigt,  daselbst 
die  gewöhnlich  vorkommenden  Verkäufe  und  Empfangnahn^en  vor- 
zunehmen, (a.  50;  Z.  f.  H.  R.  II  S.  401,  402.)  Im  Einzelnen  kann 
Ober  die  Gränzen  dieser  Vertretungsbefugnisz,  über  den  Begriff  der 
gewöhnlich  vorkommenden''  Geschäfte  nur  die  Erwägung  aller  Um- 
stände des  concreten  Falles,  insbesondere  nach  Haszgabe  des  an  dem 
fraglichen  Handelsplatz,  in  dem  fraglichen  Geschäftszweig,  ja  sdbst 
in  diesem  bestimmten  Handelshaus  sonst  geltenden  Uebung  ent- 
scheiden, z.  B.  ob  nur  Detail-  oder  auch  en  gros-Geschäfte,  ob  auch 
Verkauf  auf  Credit  in  den  Kreis  der  Stellvertretungsbefugnisz  eines 
solchen  Ladendieners  fallen  etc.  (vgl.  die  Motive  zu  a.  50.) 
2)  Auch  auszerhalb  des  Ladens  oder  Magazins  mag  das  Publicum  dem 
von  dem  Principal  angestellten  und  mit  einer  Legitimation,  wie  z.  B. 
eine  Rechnung  oder  gar  eine  Quittung  ist,  abgesandten  Handlungs- 
gehülfen  bis  auf  einen  gewissen,  allerdings  geringeren,  Grad  als  prä- 
sumtiven Vertreter  des  Geschäftsherm  vertrauen;  das  ^rkonunen  in 
der  Stadt  und  dem  Geschäftszweig  ist  auch  hier  entsdieidend.  Die 
Frage,  wetebe  ehedem  verschieden  beantwortet  wurde,  ob  der  üeber- 
bringer  der  Waare  nebst  Rechnung  als  zur  Annahme  der  Zahlung 
befugt  erscheint,  hat  das  Gesetz  für  den  Fall  der  Ueberbringung 
einer  unquütirten  Rechnung  ausdrücklich  verneint  und  bei  quittirter 
Rechnung  ausdrücklich  bejaht  (a.  51, 206),  falls  nicht  besondere  dem 
Zahknden  bekannte  Umstände  einer  solchen  Ermächtigung  entgegen- 
stehen. 

•  Tfcol,  $.  33— 33c;  —  Weigd,  Verantwortung  der  Geechäftsherm  für 
Handlungen  ihres  Htilfspersonals  in  Heusern  Ann.  V.  8.  1 ;  —  Spranger,  de  pacto 
per  procnratorem  ineondo.  lips.  1862;  —  Z.1  H.  R.IIS.  399  f.  —  Gerheri.  15ai58b. 

§.  149. 

4.    Abscblieszang  der  HtndelsgeschSfte. 

1.  Im  allgemeinen  gelten  in  dieser  Hinsicht  die  Grundsätze  des  ge- 
meinen Obligationenrechts;  nur  In  einigen  Beziehungen  fordert  das  Bedürf- 
nisz  des  Handels  ModificationeD,  in  welchen  die  bisherige  Uebung  und 
Theorie  vielfach  auseinandergingen,  und  in  wdchen  das  Gesetzbuch  nicht 
immer  die  logisch  richtige  und  practisch  glückliche  Entscheidung  getroffen  hat 
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2.  Entsprechend  der  Neigong  des  Handels  zn  freier  und  leichter  Be- 
wegung hat  das  Gesetzbuch  als  Regel  den  Grundsatz  aufgestellt,  dasz  bei 
Handelsgeschäften  die  Gültigkeit  der  Verträge  von  schriftlicher  Abfassung 
oder  anderen  Förmlichkeiten,  welche  der  Handel  mehr  als  lästige  Fessel 
denn  als  sichernden  Schutz  empfindet,  unabhängig  sein  soll,  sofern  nicht 
das  Gesetz  selbst  Ausnahmen  von  dieser  Regel  statuirL  Es  können  also 
nunmehr  auch  unter  der  Herrschaft  des  preuszischen  Landrechts,  welches 
bei  allen  Verträgen  bezüglich  bew^licher  Sachen  von  einem  Wertb  über 
50  Thaler  schriftliche  Errichtung  fordert  (l.  5  §.  131).  Handelsgeschäfte 
ohne  solche  Form  errichtet  werden.  (1.)  Das  Gesetz  hätte  aber  unbeschadet  der 
Freiheit  und  im  Interesse  «der  Sicherheit  des  Handels  für  einige  Geschäfte 
von  groszer  und  dauernder  Tragweite«  namentlich  die  Errichtung  voo 
GeseOschaftsverträgen,  immerhin  die  schriftliche  Form  vorschreit)en  sollea 
(IUI,  1  §.  58-61.) 

3.  Hinsichtlich  der  Wirkung  von  Anträgen  und  Anfhohmen  (Offerten 
und  Accepten)  in  Handelsgeschäften  stellt  das  Gesetz  die  folgenden 
Regeln  auf: 

a)  sind  die  beiden  Contrahenten  gegenwärtig,  d.  h.  findet  der  Antrag 
mündUch  und  unmittelbar  gegenüber  dem  Antragempfänger  ohu 
Zwüchenp^ionen ,  wie  Mäkler  etc^  statt,  so  musz  die  Erklärung  re- 
gelmäszig  sogleich  erfolgen,  widrigenfalls  der  Qfifereni  an  seinen  j 
Antrag  nicht  mehr  gebunden  ist,  wenn  er  nicht  ausdrücklich  dem 
Oblaten  eine  Bedenkfrist  gewährt  (2.); 

b)  unter  nicht  gegenwärtigen,  d.  h.  unter  nicht  per$önUch  »ich  bespre- 
chenden Contrahenten  (also  auoht  wenn  sie  in  derselben  Stadt  brief- 
lich verkdiren)  bleibt  der  Antragsteller  regelnsäszig,  d.  h.  wenn  er 
sich  nicht  das  Gegentheil  ausdrücklich  ausbedingt  (JreibJeibeDd,^ 
„ohne  Obligo'')  für  eine  bestimmte  Wartezeit  gebunden.  Diese 
Wartezeit  berechnet  sich  folgendermaszen: 

a)  der  Antragsteller  darf  voraussetzen,  dasz  sein  Antrag  rechiseitig, 
d.  h.  entsprechend  der  regelmäszigen  Geschwindigl^eit  des  ge- 
wählten Verkehrsmittels,  angekommen  sei; 

ß)  dasz  der  Empfänger  rechtzeitig  und  ordnungsmäszig,  d.  b.  so 
schnell,  als  bei  ordentlichem  Ge$chäft$gang  thunüch,  und  mit  Be- 
nützung des  entsprechenden  CorrespondenzmituU  antworten  werde; 

y)  die  Benützung  des  Telegraphen  als  eines  noch  auszerordentlichen 
Correspondenzmittels  oder  eines  Extracouriers  darf  er  dabei  nicht 
erwarten  (und  zwar  auch  dann  nicht,    wenn    er    selbst  seinen 

1.  Es  batle  übrigens  jenes  Recht  für  den  Handel  schon  Ausnahmen  aofkestelli 
I  ö  8-  1*Ö»  1^2,  II  8  S-  5W.  «nd  der  CiMie  de  eomm.  t.  4»,  109,  dl«  gWche  Be- 
stimmung des  Coda  eiiHl.  a.  1341  für  efoep  Hetrag  von  159  Francs  |p  B^ndelssadiei 
pans  aafgehobeo. 

SS,   f^.  3t8  Prot,  6.  9«, 
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Antrag  auf  diesem  Wege  gestellt),  er  habe  sich  denn  diesz  ans- 
drOcklich  ansbedungen  (über  Vertragsabschlusz  mittelst  des  Tele- 
graphen: Bachmann  in  Scherings  Arch.  f.  rechtswissenschafUiche 
Abhandlungen  III  S.  434); 
d)  die  Berechnung  musz  alle  Umstände   des  concreten  Falles   in  Er- 
wägung ziehen,  z.  B.  Sperrung  der  Wege  durch  die  in  dieser 
Jahreszeit  herrschenden  Witterungsverhältnisse,    aber    auch    ein 
auszerordenüiches    Ereignisz,    von    welchem    der    Antragsteller 
Kenntnisz  hat,  z.  B.  Feindesgewalt,  Wegnahme  der  Post,  musz 
er  in  Anschlag  bringen;  triül  aber  ein  solcher  auszerordentUcher 
Zufall  die  obgleich  rechtzeitig  abgesandte  Antwort   ohne    Wissen 
des  Antragstellers,  so  trägt  diesen  Schaden  der  Acceptant,  nicht 
der  OfTerent,  der  nur  an  die  normale  Wartezeit  gebunden  ist  (3.)- 
c)  Sehr  streitig  war  die  Frage  Ober   den  Zeitpunkt,    in    welchem  ein 
unter  Abwesenden  verhandelter  Vertrag  als  zu  Stande  gekommeii  gelten 
solle?    OiTenbar  müssen  hier  die  logiseben  Grundsätze  entscheiden, 
welche  einen  Vertragsabschlusz  Oberhaupt,    gleichviel   ob  unter  Ab- 
wesenden oder  Anwesenden,  bedingen;  hier  ist  nun  aber  klar,  dasz 
von  einem  ^jiconsensus,"  einem  Zusammenschlieszen  der  beiden  Wil- 
iensmeinmigen,  erst  dann  die  Rede  sein  kann,   wenn  der  Fragende 
die  Antwort  vernommen  hat;  d.  h.  also  unter  Abwesenden,  wenn  die 
Antwort   von  dem  Antragsteller  gelesen  wird,  nicht  schon  in  einem 
früheren  Augenblick,  nicht  schop,  wenn  der  Oblat  den  Antrag  er- 
halten und  in  Gedanken  bejaht  (lat,  ebenso  wenig,    wenn   er   den 
Annahmebrief  geschrieben  oder  auf  die  Post  gesandt  hat,  oder  diese 
mit  demselben  abgegangen  ist.    Denn  in  air  diesen  Fällen  bat  der 
Offerent  die  Annahme  noch  nicht  vernommen,  und  von  einem  Con- 
sens  kann  so  wenig  die  Rede  sein,  wie  wenn  z.  B.  bei  mündlichem 
Al>8chlusz  die  Antwort,  welche  schon  ausgesprochen  ist,  wegen  eines 
Geräusches  oder  w^en  Schwerhörigkeit  dem  Fragenden  nicht  zu 
Ohren  gedrungen  ist.    Gleichwohl  hat  da^  Gesetz  die  meines  Brach- 
tens  irrationeile  Entscheidung  getroffen,  dasz  schon  der  Zeitpunkt,  „in 
welchem  die  Erklärung  der  Annahme  behufs  der  Absenduug  abge- 
geben ist,  als  der  Zeitpunkt  des  Vertragsabschluszes  gelten  solle.'' 
Diese  Entscheidung  ist  auszerdem  unklar;  die  „Erklärung''  ist  „be- 
hufs der  Absendung''  „abgegeben/*  sowie  der  Annahmebrief  geschrieben 
ist;  diesz  war  aber  nicht  die  Meinung  des  Gesetzes;  sondern  erst, 
„wenn  die  Annahme-Erklärung  dem  Diener  gegeben  ist,  sie  zur  t^ost 
zu  bringen,"  soll  der  Vertrag  perfect  sein,  ein  Zeitpunkt,  welcher 
offenbar  sehr  vom  Zufall  abhängig  und  für  den  Consens  ganz  irre- 
levant ist 


3-    «t  318»  3i9;  Prot.  S,  9W,  971  f« 
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d)  Wenn  der  Antragsteller  nach  Absendong  der  Offerte  sich  anders 
besinnt,  und  dem  Oblaten  auf  auszerordentlichem  Wege,  etwa  darch 
den  Telegraphen,  vor  oder  gleichzeitig  mit  dem  Eintreffen  seines 
Antrages  den  Widerruf  desselben  zukommen  idszt,  so  ist  selbst- 
verständlich der  Antrag  als  gar  nicht  geschehen  zu  erachten.  Aber 
sehr  bedenklich  ist  (wie  Thöl  mit  Recht  nachdrücklich  hervorbebt, 
S.  372,  §.  57) ,  dasz  das  Gesetz  denselben  Grundsatz  auch  für  deo 
Widerruf  einer  Anmihme    gelten    läszt    (a.  320.)    Denn  nun  wird 

jeder,  der  einen  Antrag  erhdlt,  sofort  rein  annehmen,  und,  dadorcb 
derf  Antragsteller  eventuell  bindend,  inzwischen  die  Conjunctnr  ab- 
warten können ;  wird  sie  ihm  günstig  für  Realisirung  des  Geschäfts,  so  llsit 
er  es  bei  der  Annahme  bewenden,  wird  sie  für  ihn  ungünstig,  » 
widerruft  er  seine  Annahme  telegraphisch;  die  Folge  ist,  dasz  foite 
alle  Offerten  vorsichtigerweise  nur  „ohne  Obligo^  geschehen  köuna 
was  für  den  Verkehr  entschieden  ungünstig  ist.  (4.) 

e)  Eine  bedingte  Annahme  ist  eine  Ablehnung  in  Verbindung  mit  einen 
neuen  Antrag,  (a.  322.) 

f )  Regelmäszig  braucht  ein  Kaufmann,  der  einen  Antrag,  einen  Auftrag. 
etwa  zugleich  mit  Uebersendung  von  Waaren,  erbttlt,  wenn  er  sich 
nicht  darauf  einlassen  will,  gar  nichts  zu  thun;  er  braucht  wed«  n 
antworten,  noch  für  die  Waaren  zu  sorgen.  Steht  er  aber  mit  denj 
Antragsteller  in  Geschäftsverbindung,  oder  hat  er  sich  zur  Besorgoog 
solcher  Aufträge  speciell  jenem  gegenüber  oder  auch  nur  ganz  aü- 
gemein  dem  Publicum  g^enOber  durch  Circulare,  Zeitungsanzeigen  eto 
erboten,  so  erfordert  Treu  und  Glauben,  dasz  er  ohne  Zögern  AnÄ- 
wort  gibt;  denn  im  Falle  sein^  Schweigens  dürfte  sich  der  Mandaflt 
darauf  verlassen,  dasz  jener  seinem  Erbieten  oder  dem  rwiscb« 
ihnen  bestehenden  Verhältntsz  ent<(preohend  annehmen  und  handeM 
werde.  Ein  solcher  Kaufmann  musz,  auch  wenn  er  ablehnt,  dodi 
die  übersendeten  Waaren  einstweilen,  soweit  es  ohne  seinen  NacH 
theil  geschehen  kann,  und  soweit  er  gedeckt  ist ,^  auf  Rechnung  d* 
Mandanten  vor  Schaden  behüten,  und  .etwa  deren  Hmterlegnng  ii 
einem  öffentlichen  Lagerhaus  oder  bei  einem  Dritten  durch  das 
Handelsgericht  anordnen  lassen,  (a.  313;  Seuff.  Arch.  XIV  125,  23Ö4 


4.  Ein  Beispiel  TkäU:  A  stdli  dem  B  den  ABtrag,  ihm  das  tttf  den  Boda 
de«  B  lagernde  Korn  für  1000  Thaler  zu  verkaufen.  B  sendet  sofort  die  reine  A»- 
nahme-£rklürung  an  den  A,  und  wartet  nun  während  der  drei  Tage,  wihrwd  wek^ 
A  an  seinen  Antrag  gebunden  ist,  die  Umstünde  ab.  Wenn  am  folgenden  Tag  ^ 
Korn  verbrennt  oder  der  Preis  sinkt,  belistt  er  es  dabei,  wenn  aber  am  dritten  Ti|( 
das  Korn  noch  wohi  erhalten  und  der  Preis  gestiegen  ist,  so  telegraphirt  er  seinen  Wi- 
derruf an  den  A ;  ahnlich  ist  es  bei  Versicherungen  und  inzwischen  eintrttaadc* 
Untergang,  bei  Terlosungen  and  inzwischen  erfolgter  Ziehung  etc. ;  das  Hiszl^ 
würde  fortfallen,  wenn  nicht  der  irrationellq  a.  321  den  Verlrag  schon  milö« 
jibttndung  der  Annahme  für  perfect  erklärte. 
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*  TTUff .  I  j.  57— 57s,  6 ;  —  Becker,  yertragssehlusz  dnrch  gleichzeitige 
Offerten  und  gldehzeit  Acceptat  Jahrb.  d.  gem.  D.  R.  III  8.  116;  —  Scheuri, 
VertrfgsBcbhm  xmter  Abwesenden.  Jahi%.  f.  Dogm.  118.^)48;  —  Stvff, 
Anh.  XIV  15. 

§.  150. 
tt.  ErfOUoDf  der  'Bandelsgetokifte. 

1.  Die  Bestimmiingen  der  eiozdnen  Rechte  Qber  den  Ort  der  Er- 
MIang  sind  ziemlich  ungleich;  nach  römischem  Recht  wird  eine  tpecies 
da  tradirt,  wo  sie  sich  ohne  Schuld  des  Schuldners  befindet;  sonst  ent- 
scheidet der  Ort  der  Kfagstelhmg  oder  des  Vertragsschlusses  oder  des 
Domicils  des  Schuldners;  andere  Unterscheidungen  hat  das  französische, 
wieder  andere  das  preuszische  Recht  Diesen  Abweichungen  gegenüber 
stellt  das  Handdsgesetz  die  folgenden  einfachen  Satze  auf:  Ist  ttber  den 
Ort  der  Erfüllung  durch  ausdrückliche  oder  erkennbare  stillschweigende 
Vereinbarung  der  Parteien  oder  dnrch  die  Natur  de»  Geschäfts  nichts  be- 
stimmt, so  b«t 

a)  der  zur  Lieferung  von  Waaren  —  indossable  und  Inhaberpapiere 
eingerechnet  —  Verpflichtete  an  dem  Ort  zu  erfüllen,  an  welchem  er 
zur  Zeil  des  Vertragsschlusses  sein  Etablissement  oder  in  Ermang* 
long  eines  solchen  (1.)  seinen  Wohnort  hatte; 

b)  Geldzabhmgen  hat  der  Schuldner  dem  Gläubiger  auf  seine  Gefahr 
und  Kosten  da  zu  leisten,  wo  der  Gläubiger  zur  Zeit  der  Entstehung 
der  Forderung  sein  Etablissement,  etentuell  seinen  Wohnort,  hatte; 

c)  eine  $pecie$  wird  an  dem  Ort  übergeben,  wo  sie  sich  mit  Wissen 
der  Parteien  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  befand  (a.  824,  325) ; 

d)  der  Erfüllungsort  entscheidet  im  Zweifel  auch  über  Masz ,  Gewicht, 
Müüdtisz,  llüfizsorte,  Zeitrechnung  und  Entfernung,  (a.  336;  vgl. 
damit  Z.  f.  H.  R.  I  S.  300,  IV  400.) 

2.  Die  ErfQllungszeit  hat  das  Gesetz  durch  Bestimmungen  geregelt, 
welche  zum  gröszten  Theil  der  deutschen  Wechselordnung  entlehnt  und 
onten  (§.  189)  vorzutragen  sind.  (W.  0.  a.  30,  32,  92.)  Ist  die  Zeit 
weder  durch  Verabredung  noch  durch  den  Handelsgebrauch  festgestellt,  nochaus 
ön  Dmatindcn  zu  erkennen,  so  kann  die  Erfüllung  zu  jeder  Zeit  gefordert 
werden  (praesenti  die  debeturj;  bei  zweiseitigen  Verpflichtongen  wird  Be- 
reitschaft zur  Gegenleistung  vorausgesetzt  (a.  326),  wenn  man  vom  Gegen- 
coDtrahenten  Erfüllung  fordert.  Ist  die  Erfüllungszeit  nicht  auf  einen  be- 
«tenlen  Tag»  sondern  nach  einer  Frist  berechnet  („in  vier  Wochen^),  so 
i4  d«r  letzte  GeschAflstag  der  Frist  der  ftuszerste  Termin  der  Leistung  (2.) ; 

1.  Bas  EtablissemeDt,  nicht  der  private  Wohnort  des  Kaufmanns,  entscheidet; 
denn  wie  die  Firma  der  Handelsname,  so  Ist  das  Etablissement  das  Handelsdoroici! 
des  Kaufmanns;  dort  also,  im  Comptofr  oder  Laden,  bat  der  Gläubiger  die  Leistung 
za  gew&rtigen. 

1  a.  330.  Die  Frage,  auf  wie  lange  eine  stillschweigend  oder  ausdrücklich  ohne 
^xsUmmtcsZiel  verlingerte  Frist  im  Zweifel  sich  erstrecken  solle  —  der  preusz.  Entw. 
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es  musz  aber  der  Gldübiger  mit  der  Mahnung ,  der  Scbokkier  niil  der  Er- 
füllung die  prtsttbliche  Geschäftszeit  (Comptoirstundeo)  einhallen;  er  darf 
nicht  am  frühesten  Morgen  oder  in  der  Nacht,  vor  oder  nach  ErOflonog 
der  Geschäftsiocale  den  andern  Contrahenten  stören,  (a.  332.)  In  aUen 
Fällen  eines  bestimmten  Verfalltags  ist  in  Ermanglung  aosdrücklicher  Ver- 
einbarung aus  den  Umständen,  aus  der  Natur  des  Geschäfts  zu  folgern,  ob 
nach  der  Absicht  der  Parteien  der  Termin  sso  Gunsten  beider,  oder  nur 
zu  Gunsten  eines  Contrahenten  besteUt  worden.  Danach  beortheilt  sich, 
ob  z.  B.  der  Verkäufer  dem  Käufer  vor  der  Zeit  die  Waaren  und  ihre  oft 
lästige  Unterbringung  zuschieben  darf.  Aber  audi  wenn  die  Frist  nur  n 
Gunsten  des  Schuldners  bestellt  wurde,  so  darf  dieser  zwar  auf  sein  Redit 
länger  zu  zögern ,  verzichten  und  sofort  zahlen,  aber  nicht  darf  er  dakf 
etwa  den  dadurch  dem  Gläubiger  früher  ^fallenden  Zinsenvortheil  {k 
interusurium)  abziehen,  sofern  nicht  besondere  Uebereinkunft  oder  Handdi- 
übung  dazu  ermächtigen.  (3.) 

3.   Was  den  Gegenstand  der  Leistung  anlangt,  so  ist 

a)  bei  Waarenlieferungen  in  Ermanglung  näherer  Bestimmung  über 
Beschaffenheit  und  Güte  der  Waare,  Handelsgut  mittlerer  Art  und 
Güte  zu  gewähren;  soviel  darf  der  Empfänger  fordern,  aber  dhI 
soviel  musz  er  sich  apch  begnügen.  In  vielen  Gesdiäftszweigen  und 
Waarenarten  hat  der  Handelsgebrauch  festgestellt,  dasz  die  Güter  ia 
einer  bestimmten  Verfassung  (gereinigt  oder  ungereinigt  etc.)  ooi 
Verpackung  geliefert  werden  müssen,  ja  manchmal  setzt  er  in  E^ 
manglung  besonderer  Verabredung  nicht  nur  mittlere,  sondern  gute 
Qualität  voraus  (z.  B.  „gutes  klares  Rüböl''),  an  diesen  Uebungei 
wollte  das  Gesetz  nichts  ändern;  (4.) 

b)  bei  Geldiieferungen  entscheidet  zunächst  der  Wortlaut  des  Vertngeij 
über  die  Münzsorte;  ist  diesQ  eine  blosze  Rechnongswähmqg  (z.  I; 
Hamburger  Mark  Banco),  so  wird  natürlich  in  der  üblichen  Landen 


hatte  eine  Wiederholung  der  uraprünglicheD  oder  der  letztgewährlen  Frist  forgc- 
schlagen,  das  gemeine  Recht  nimmt  eine  uDl>e8timmie  Terlüngerung  an  —  beantwortft 
das  Gesetz  nicht,  sondern  stellt  nur  den  selbstverständlichen  Satz  auf,  dast  die  oe« 
Frist  vom  ersten  Tag  nach  Abflusi  der  alten  laufe,  a.  333. 

3.  a.  334,  AbwekhuDgen  Too  diesen  BeslimmaiigtflübCTBrfmiiuigSKeiikiM» 
für  Börsengesebäfle  durch  die  Börsenordnungen  ferfSgt  werden. 

4.  a.  335.  Mit  Ungrund  hat  man  in  der  Anforderung  des  Artikels  eine  alln 
grosze  Belastung  des  Lleferongspflichtigen  finden  wollen;  das  Gesetz  hat  nur  be- 
stätigen wollen,  was  ohnehin  Hingst  Handelsübong;  y^I.  Prot.  8.  589  f.  4580--®: 
das  franzosische  Recht»  Cod.  eioti.  a.  1246,  hat  die  gleichen  Grandsitte,  welc^ke^ 
neswegs  auf  Miszverständnisz,  sondern  auf  absicbtüeber  Abänderung  des  räniscbcs 
Rechts  beruhen;  die  Besorgnisz.  dasz,  wo  vielerlei  Sorten  besteben,  z.  B. Cal^  a^ 
ohne  Rücksicht  auf  den  vielleicht  offenbar  für  eine  niedere  Sorte  b^recbneteD  Pros 
immer  mittlere  Sorte  und  diese  von  mittlerer  Güte  werde  gefordert  werden,  erledigt 
sich  einmal  dadurch,  dasz  so  wesentlich  verschiedene  Sorten,  wie  z.  B.  Ca^  i* 
Handel  immer  als  ganz  verschiedene  Waaren  bezeichnet  werden,  und  andererseits 
dadurch,  dasz  der  PreiMiis«ts  allerdings  a|s  eloe  ,iPä|iere  Oestimmuiig''  im  Siwic  des 
Artikels  erscheint, 
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mfloze  bezahlt«  Wie  verhält  es  sich  aber,  wenn  die  fragliche 
MOnzsorte  als  reale  Münze  allerdings  anderswo,  aber  nicht  am  Zah- 
Import  in  Dmlaaf  ist?  kann  hier  der  Gläubiger  auf  der  bedungenen 
Mfinze  bestehen,  oder  fliusz  er  sich  Zahlung  in  der  LandesmOnze 
gefallen  lassen?  Wenn  der  Gläubiger  ein  Interesse  an  dem  Empfang 
der  bedungenen  Münze  hat,  und  diesz  durch  den  Gebrauch  des 
Wortes  „effectiv'^  oder  eines  ähnlichen  im  Vertrag  ausgedrückt  oder 
sonst  dem  Zahlungspflichtigen  erkISrt  hat,  so  kann  er  allerdings  die 
identische  Münzsorte  fordern  oder  Schadensersatz  (z.  ß.  er  braucht 
fremdes  Geld  zu  einer  Reise).  Ist  aber  ein  solches  Interesse  nicht 
vorhanden  oder  doch  dem  Schuldner  nicht  kundgegeben  worden,  so 
kann  der  Gläubiger  sich  nicht  weigern,  den  im  Vertrag  bestimmten 
Werthbetrag,  d.  h.  denjenigen  Preis  in  Landesmünze  anzunehmen, 
„den  man  geben  musz,  um  tlie  paciscirte  Münzsorte  an  dem  Erfüllungs- 
ort anzuschafien.^'  (5.) 
•  Tm,  I  S.  77— 87a. 

§.  151. 

6.   Vom  Handelskauf  insbesondere. 

a)  Allgemeine  Bestimroangen. 

In  den  meisten  Punkten  gelten  die  gewöhnlichen  Regeln  des  gemeinen 
römischen  und  deutschen  Rechts  über  den  Kaufvertrag  auch  für  solche 
bofe,  welche  als  Handelsgeschäfte  erscheinen.  Die  wichtigsten  Eigen- 
tümlichkeiten des  Handelskaufs  als  solchen  sind  folgende: 

1.  Ein  bindendes  Anerbieten  zum  Abschlusz  eines  Kaufes  ist  nur  da 
Keben,  wo  der  Antrag  in  allen  wesentlichen  Punkten  so  fest  bestimmt 
4,  disz  nur  die  Einwilligung  des  andern  Contrahenten  noch  an  der  Voll- 
iduog  des  Geschäftes  fehlt.  Wenn  also  ein  Kaufmann ,  wie  es  die  Han- 
«Issitte  mit  sich  bringt,  Preislisten,  Lagerverzeichnisse,  Proben  und  Muster 
flner  Waaren,  in  dea  öffentlichen  Blättern,  in  gedruckten  Circularen  oder 
•ch  io  gleichlautenden  Briefen  dem  ganzen  Publicum  oder  doch  mehreren 
öner  Geschäftsfreunde  zugleich  mittheilt,  oder  wenn  er  in  Briefen  auch  an 
Sozelne  nur  im  allgemeinen  seine  Waaren  apbietet,  ohne  nähere  Bestim- 
ming  des  Preises  oder  der  Menge  für  ein  einzelnes  Geschäft,  so  liegt  darin 

5.  a.  336.  Es  liegt  zu  Grande  der  a.  37  d.  D.  W.  0.  Lautet  ein  Wechsel  auf 
we  Mönzsorte,  welche  am  Zahlungsort  keinen  Umlauf  hat,  oder  auf  eine  Rechnungs- 
'iknitfg,  80  kann  die  Wechselsumnie  nach  Ihrem  Werth  zur  Yerfallzert  in  der 
Adesnäme  gezahlt  werden,  sofern  nicht  der  Aussteller  durch  Gebrauch  des  Wortes 
f^iir*  oder  eines  ähnlichen  Zusatzes  die  Zahlung  in  der  im  Wechsel  bestimmten 
ifozioH«  losdrückHoh  bestimmt  hat;  Tgl.  Siem  iin  Arcb.  f.  D.  W.  u.  H.  R  VI 
(•SST.  (Hot.  8.  IS9;  der  Wechseleurs  der  Münze,  nicht  ihr  innerer  Gebalt,  ent- 
Fkeidet.)  Prol.  8.  OH.  Der  Wortlaut  des  Artikels  ermöglicht  die  falsche  Annahme, 
ii  ob  m0ihwe!^dig^  durefi  einen  teehnüehen  Ausdruck  im  Vertrag  dieUnvertretbarlteit 
er  MOnzsorte  ausgesprochen  sein  müsse. 
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kein  verbindlicher  Antrag;  vielinehr  wird  dabei  stillschweigend  voraosgesetzt, 
dasz  der  Kaufmann  inzwischen  seine  Waaren  an  jeden  verkaufen  darf,  der 
sich  meidet,  ja  er  darf  auch  die  Preise  erhöhen ,  und  der  Empflüiger  einer 
solchen  Preisliste  erwirbt  damit  kein  Recht,  von  dem  Absender  die  darin 
aufgezählten  Waaren  zu  den  angegebenen  Preisen  zu  beziehen,  (a.  337; 
Prot.  S.  608,  1367;  Mot.  S.  133;  Z.  f.  H.  R.  IV  S.  130,  131.) 

2.  Der  Handel  musz  möglichst  raschen  Vollzug  der  wirklich  abge- 
schlossenen Geschäfte  wünschen;  es  kann  dem  Verkäufer  nicht  angesonneo 
werden,  noch  lange  nach  Abschlusz  des  Kaufes  die  veräuszerten  Waaren, 
die  seine  Soi^e  und  seinen  Raum  in  Anspruch  nehmen,  bei  sich  va  be- 
halten. So  lange  freilich  der  Käufer  mit  dem  Abholen  der  Waaren,  Ja 
Empfangnahme,'*  nicht  im  Verzug  ist,  musz  sie  der  Verkäufer  mit  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Ge$chäftsmanns  (1.)  aufbewahren.  Im  ei* 
zelnen  kann  das  Masz  dieser  Verpflichtung  nur  durch  den  ortsübliditt 
Handelsgebrauch  bestimmt  werden;  dieser  entscheidet  namentlich  auch  dk 
wichtige  Frage,  ob  der  Verkäufer  die  Sachen  einstweilen  für  den  Käufer 
versichern  lassen  musz. 

Ist  aber  der  Käufer  im  Verzuge,  dann  haftet  der  Veräuszero'  nnr 
mehr  für  Arglist  und  grobe  Fahrlässigkeit  in. der  Aufbewahrung.  Ja,  dieser 
kann  sich,  falls  er  seiner  Lagerräume  für  eigene  Waare  bedarf,  der  Ter- 
kauften  dadurch  entledigen,  dasz  er  sie  auf  Kosten  und  Gefahr  des  Kaufen 
in  einem  öffentlichen  Lagerhause  oder  bei  einem  geeigneten  Privaten  nie- 
derlegen läszt  Er  darf  aber  auch  nach  fruchtloser  Mahnung  und  Andro- 
hung an  den  säumigen  Käufer  r-  ist  Gefahr  im  Verzug,  bedarf  es  desseo 
nicht  einmal  —  die  Waare  öffentlich,  oder  wenn  sie  anen  Marktprdi 
(unter  Nr.  6)  hat,  auch  nicht  öffenUich  durch  einen  Mäkler  oder  Notar  ze 
diesem  Preis  versteigern  lassen,  und  musz  nur  dem  Säumigen  den  Vollznt. 
dieser  Maszregel  anzeigen.  (2.)  | 

3.  Auch  die  Folgen  des  eigentlichen  Verzugs  in  Erfüllung  der  Ver-1 
tragspflicht,  auf  Seite  des  Verkäufers  Versäumung  rechtzeitiger  Ablieferua;| 
der  Waare,  rechtzeitiger  Erlegung  des  Preises  auf  Seite  des  Käufers  müsse«  1 
beim  Handelskauf  nach  den  besonderen  Interessen  des  Handels  geordtfi 
sein;  eine  einzige  allezeit  gleiche  Regel  auf  alle  Fälle  anzuwenden,  würde 
sehr  häufig  dem  unschuldigen  Theil  mehr  schaden  als  nützen.  Das  Bao- 
delsrecht  gewährt  vielmehr  diesem  freie  Wahl  zwischen  verschiedenei 
Wegen,  die  er  zu  möglichster  Abwendung  jeden  Schadens,  zu  möglichster 


1.  a.  343.  Diesz  ist  eioe  geringere  ForderoDg  als  die  einas  ordeBtlkben  Ih^ 
maims;  nicht  allen  VeräoszererD,  die  bei  dem  Yerluaf  allerdingt  eio  BaDdelsftKbifi 
machen,  ist  die  Genauigkeit  eines  Hattfmmniu  zuzamathen.  Prot.  S.  6079. 

2.  a.  343.  Hat  der  Verlcüufer  in  besonderer  Verabredung  eine  AuTbewakrtai»' 
Pflicht  übernommen,  so  kommen  natürlich  nicht  die  obigen,  sondern  die  GrandriQ* 
desjenigen  Geschäfts  zur  Anwendung,  welehes  in  Jener  Verabrednog  steckt  and  t^ 
eine  Hinterlegung,  bald  eine  OrUleUie  (coßunodaikm  io^  bald  eine  OrUnletbe  sHi 
kann.  Prot.  S.  5078. 
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Erreichoog  des  von  ihm  bei  dem  GeschSfl  DrsprOnglich  angestrebten  Vor- 
theils  je  nach  der  besonderen  Lage  des  einzelnen  Falls  einschlagen  kann. 
Der  oicbt  sSamige  Contrahent  darf  nach  seinem  GutdQnken  fordern 

a)  ErfüOmg  des  Vertrags  und  Schadensersatz  (Z.  f.  H.  R.  V  ^), 
w^en  der  VerspStung,  oder 

bj  itatt  der  ErftHlung  Schadensersatz  (Z.  f.  H,  R.  V  285)  (Verzugs- 
zinsen und  weiteren  Ersatz)  wegen  Nichterfüllung,  oder  er  kann 

e)  Ton  dem  Vertrag  einfach  abgehen,  ohne  zu  leisten  und  ohne  zu  for- 
dern, als  ob  derselbe  nie  geschlossen  wäre  (Z.  f.  H.  R.  V  S.  279, 
289).  In  diesem  FaU  musz  er  freilich  auch  auf  Vergütung  aller 
Nebenkosten  verzichten  (Lagergelder,  Porti,  Provisionen  etc.),  aber 
unter  Umständen  wird  der  Kaufmann  diesen  kleinen  Nachtheil  gern 
um  des  Vortheils  willen  tragen,  nun  wieder  völlig  frei  Ober  die 
Waare  oder  das  Prdscapital  zu  anderweitigen  Speculationen  verfOgen 
zu  dürfen  und  von  aller  Pflicht  der  Rechenschaft  und  des  Nachweises 
der  Sorgfalt  gegenüber  dem  Gegencontrahenten  frei  zu  werden;  doch 
musz,  wer  von  diesem  Recht  Gebrauch  machen  will,  dem  Säumigen 
Anzeige  machen  und,  wenn  die  Umstände  es  ohne  Schaden  ermög- 
lichen, ihm  noch  eine  letzte  Frist  zur  Nachholung  seiner  Vertrags- 
leistung vorstrecken. 

d]  der  Verkäufer  insbesondere  kann,  wie  bei  dem  Verzug  des  Käufers 
in  Empfangnahme  (oben  2»,  a.  343)^  so  in  Entrichtung  des  Kauf- 
preises, die  noch  nicht  abgegebene  Waare  auf  Kosten  des  letztern 
verkaufen  ta$$en  und  daneben  Schadensersatz  fordern.  (3.) 

4.  Wie  oben  erwähnt  (§.  117]  hat  das  Handelsrecht  bezüglich  der 
Kochcährschaft  für  Mängel  der  Sache  und  die  Folgen  der  letztern  eigen- 
iOmliche  Grundsätze  entwickelt,  welche  von  den  gemeinrechtlichen,  ins- 
iBondere  aber  von  denen  des  aedilitischen  Edietes  wesentlich  abweichen; 
ß  sod  hauptsächlich  die  folgenden: 

a)  der  Verkäufer  hat  nur  dann  fQr  sächliche  Mängel  Nachwährschaft 
zu  leisten,  wenn  dieselben  im  Widerspruch  sind  entweder  mit  seinem 
ausdrücklichen  Versprechen  (Z.  f.  H.  R.  IV  S.    423)  oder  mit  der 


3.  a.  354—366.  Prot.  8.  1401,  f.  41(93;  ergibi  sich  übrigens  aus  deo  Umständen. 
M  der  Absiebt  der  CoDtrabentea,  aus  der  Malur  des  Gescbäfls  oder  der  Waare, 
te  die  Erfullang  auf  beiden  Seiten  eine  iAeäiare  ist,  ao  kann  wegen  nur  tbeüweiser 
ft^laog  Biebt  ganx,  sondern  ebenfills  nur  tbeilweise  Ton  dem  Vertrag  abgegangen 
«erden,  e.  30«. 
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stillschweigenden  Voraussetzung  eines  Verkaufs  von  „Kaufanannsgot,'' 
för  andere  Mängel  haftet  er  nicht  (4.) 

b)  der  Handel  musz  rasche  Abwickelung  aller  Geschäfte  und  möglichst 
baldige  Erledigung  aller  Anstände,  die  sich  bei  einem  Geschäfte  er- 
geben, verlangen;  der  Kaufmann  kann  unmöglich  fQr  jeden  Kauf  und 
Verkauf  noch  lange  Zeit  hinterdrein  in  Anspruch  genommen  werden 
dürfen.  Deszhalb  musz  der  Käufer  eine  untadelbafte  Waare  sofort 
empfangen,  falls  nicht  der  Ortsgebrauch,  der  Vertrag  oder  die  Um- 
stände eine  besondere  Frist  gestatten  (a.  346). 

c)  Aber  auch  die  Prüfung  der  Waare  und  die  Geltendmachung  der 
Mängel  musz  so  rasch  als  möglich  geschehen.  Bei  Geschäften  aoter 
Stadtanwesenden  („Platzgeschäften**)  findet  die  Untersuchung  der 
Waare  I^äufig,  obwohl  nicht  noth wendig  und  nicht  immer,  scb« 
vor  der  Empfangnahme  statt  (Z.  f.  H.  R.  IV  S.  432.)  Besoodefs 
wichtig  ist  aber  die  Raschheit  der  Abwicklung  bei  Waaren  die  ^oo 
einem  andern  Ort  übersendet  werden.  Solche  musz  der  Käufer, 
gleichviel  ob  er  Kaufhiann  oder  nicht,  „ohne  Verzug**  nach  der  Ab- 
lieferung, soweit  diesz  nach  dem  ordnungsmäszigen  Geschäftsgang 
thunlich  ist,  untersuchen  und  dem  Verkäufer  sofort  Anzeige  machen, 
wenn  sich  anfechtbare  Mängel  finden,  die  gegen  den  Vertrag  oder  die 
stillschweigende  Voraussetzung  von  ordentlichem  Kaufmannsgut  im  Sinne 
des  Gesetzes  verstoszen.  Wann  ein  schuldhafter  Verzug  eintrete, 
wird  in  jedem  einzelnen  Fall  das  billige  Ermessen  der  Handelsrichter 
zu  entscheiden  haben :  die  Art  der  Waare,  ihre  Verpackung,  ihre 
Menge  kann  unter  Umständen  die  sofortige  PrQfimg  beim  Auspacke» 
unmöglich  machen  und  erst  bei  der  Verwendung  im  Detailverkaof 
oder  bei  der  Verarbeitung  thunlich  erscheinen  lassen.  (5.)  Versäumt 
der  Empfänger  die  rechtzeitige  Prüfung  oder  Anzeige,  so  gilt  zt 
seinem  Schaden  die  Waare  als  stiUschweigend  genehmigt*)  bezüglich 


4.  a.  335,  8.  oben  §.  117. 150 ;  a.  846.  Der  Kioftsr  ist  rerpflicbtel,  die  Wa«f 
zu  empfangen,  sofern  sie  fertragsmiszig  beacbaffen  ist  oder  Jn  Bhoanglmig  beao«4em 
Yerabredang  den  gesetzlicben  Erfordernissen  entspricht;  im  Sinne  des  ilteren  dem* 
scben  Rechts  lionnte  der  YerltXufer  sieb  aacb  von  der  Haftung  in  dieser  Grinie  durcli  df« 
Nachweis  befreien,  dasz  ihm  selber  diese  Mangel  unloekannt  gewesen ;  darauf  liornnt 
aber  nach  der  reiner  entwiclLelten  Kaiiflehre  wie  schon  nach  dem  Ediet  der  Aedilf« 
nichts  an.  lieber  die  Wirltung  der  BeschSdigung  eines  Theils  der  Waaren  s.  Zcii- 
srhrift  f.  Kunde  d.  Züricher  Rechtspflege  VII.  1.  8.  3;  —  jickermamu  Rechlss.  Df«e 
Folge  IV  8.  107.  V  246.  X  198;  —  j^nnalen  d.  Dretdner  A.  O,  I  8.  476 ;  —  Lübedtr 
Entsch.  in  Prankf.  Rechtss.  V  8.  53;  —  Pick  im  Arch.  f.  D.  W.  u.  H.  R.;  Tgl.  1 1 
B.  R.  III  8.  298.  VIII  8.  2t.  129,  IV  453.  451.  -  Uebcr  d.  Bfweislast  bei  AolcoRft 
fehlerhafter  Waaren:  Krawell  A.  f.  D.  W.  n.  H.  R.  VIII  8.  415;  neue»  Arch.  f 
H.  R.  IV  8.  64;  über  heimliche  MSngel;  Z.  f.  H.  IV  8.  431  436  f. 

5.  a.  347.    Prot.  8.  646  f.  656;  Z.  f.  H.  R.  IV  8.  437-440.  441. 


•J  Dr.  hs^rmmmn,  über  ttiÜMbw.  BiUig.  d.  geluiunon  Waare.  N.  Arcb.  f.  H.  iL  il  S.  !•<' 
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aller  Fehler,  welche  bei  sofortiger  Cotersuchung  und  ordnungsnitsziger 
Sorgfalt  erkennbar  gewesen  wären  (offene  Fehler).  Bezüglich  der 
nicht  sofort  wahrnehmbaren,  der  „geheimen  Fehler,^'  gilt  dieselbe 
Pflicht  sofortiger  Anzeige  nach  der  Entdeckung  unter  demselben 
Rechtsnachtheil  für  den  Säumigen.  (6.) 

d)  Selbstverständlich  ist  in  dem  künftigen  Procesz  Ober  Nachwähr- 
schaft die  Frage,  wann  der  Schaden  an  der  Waare  eingetreten  sei, 
ob  sie  schon  beschädigt  angekommen  oder  erst  im  Besitz  des  Käu- 
fers und  vielleicht  durch  dessen  Schuld  oder  Säumnisz  verdorben 
sei,  dann  auch  der  Umfang  und  die  Art  des  Schadens  von  entschei- 
d^der  Bedeutung.  Diese  Punkte  liquid  zu  stellen,  hat  daher  sowohl 
der  Käufer  als  der  Verkäufer,  der  Anzeige  von  dem  Mangelzustand 
der  Waare  erhalten,  ein  Interesse  und  ein  Recht,  und  sie  können 
(aber  sie  müssen  nicht]  den  Zustand  der  Waare  durch  vom  Handels- 
gericht ernannte  Sachverständige  schriftlich  oder  zu  Protokoll  con- 
statiren  lassen.  Geschah  oder  unterblieb  diese  Maszregel,  immer  hat 
der  Verkäufer  die  vom  Käufer  bestrittene  Empfangbarkeit  der  Waare 
zu  beweisen.  (7.) 

e)  Unter  allen  Umständen  sollen  aber  die  Rechtsmittel,  welche  dem 
Käufer  wegen  der  Mängel  der  Waare  zustehen  —  Klage  aus  dem 
Contract,  auf  Vertragserfüllung,  auf  Schadensersatz,  auf  Herabsetzung 
des  Preises,  Einreden  gegen  den  Kläger,  der  den  vollen  Preis  fordert 
—  an  die  Frist  von  sechs  Monaten  gebunden  sein;  Mängel,  welche 
erst  sechs  Monate  nach  der  Ablieferung,  d.  h.  an  den  Käufer  selbst, 
nicht  an  den  Spediteur. oder  Frachtführer  —  denn  sonst  könnte  beim 
Handel  auf  weite  Entfernungen  die  Frist  oft  vor  der  Prüfung  der 
Waare  abgelaufen  sein  —  entdeckt  oder  dem  Verkäufer  angezeigt 
werden,  können  weder  durch  Klage  noch  durch  Einrede  mehr  gel- 
tend gemacht  werden;  sofern  Handelsgebräuche  oder  Particularrechte 
flir  einzelne  Gegenstände  noch  kürzere  Verjährungsfristen  vor- 
schreiben, gilt  der  kürzere  Termin;    längere  Haftungen  können  nur 


6.  a.  347.  Der  Antrag  die  Waare  in  allen  Fällen,  in  welchen  der  Käufer  f^er- 
ndernngen  an  ihr  vorgenommen,  als  gebilligt  anzusehen,  wurde  abgelehnt,  weil  bei 
fielen  Waaren  erst  nach  Veründerungen  in  der  Verpackung  und  bei  theil weisem  Ge- 
brauch die  Fehler  zu  entdecken  seien.  Prot.  S.  653.  Die  Parti culargesetze  über  yieh- 
handel  sollten  durch  das  Handelsgesetzbuch  nicht  berührt  werden ;  Prot.  S.  1384. 

7.  Die  Beweiskraft  des  Gutachtens  der  Sachverständigen  wird  nach  allgemeinen 
Proceszgrundsätzen  beurtheilt;  ein  Beweis  zum  ewigen  Gedüchtnisz  soll  nicht  in  der 
Maszregel  liegen  ,  da  jener  oft  an  umständliche  Formen  geknüpft  und  sein  Ergebnist 
bis  zum  Beweisverfahren  geheim  zu  halten  ist,  während  hier  Eile  und  Oeffentlichkeit 
sich  empfiehlt;  ob  der  Verkäufer,  namentlich  zur  Feststellung  der  Identität  der  bean- 
standeten mit  der  übersendeten  Waare,  beizuziehen  ist,  entscheidet  das  Ermessen  des 
Richters;  a.  348,  Prot.  1385.  654,  Mot.  8.  U2 ;  der  Empfänger  hat  für  Anfbewah- 
ning  auch  der  bea^undeten  Waare  Sorge  zu  tragen. 

BiaDlfcbli,  deutschet  Privatrecbi.  3.  Aufl.  ^ 
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darch  Vertrag  bedungen  werden  (a.  340;  Prot  S.  660  t,  1390  f.; 
Z.  f.  H.  R.  IV  S.  443.  445,  V  S.  256). 
f )  Im  Falle  eines  straf-  oder  auch  nur  civilrechtlichen  Betrvge$  des 
Verkäufers,  der  arglistig  dem  Käufer  die  Entdeckung  der  Htogel  in 
naher  Teit  erschwerte,  verschweigt  sich  der  Kaufer  nidit  durch 
ruhigen  Empfang  der  Waare,  sondern  kann  auch  spftter  noch  den 
Hangel  entdedien,  anzeigen,  und  mit  Klage  und  Einrede  gelteid 
machen  (a.  350;  Prot  S.  1461).' 

5.  Bei  der  Berechnung  des  Preises,  welcher  hfiufig  nach  dem  Gewicht 
der  Waare  bestimmt  wird,  ist  nur  das  Netto-Gewicht,  nicht  das  BnäKh 
Getoicht  maszgebend:  es  wird  also  das  Gewicht  der  Verpackung,  Em- 
ballage (Taragewicht)  abgezogen.  Indessen  hat  die  kaufmännische  Ud^uDf 
an  manchen  Orten,  je  nach  Beschaflenhdt  der  Handelsartikel,  anstatt  genauer 
Wägung  und  Ausscheidung  der  Tara  einfachere  Berechnungswdsen  einge- 
führt, die  dann  auch  stillschweigend  vorausgesetzt  werden;  sei  es,  dasz  ^ 
die  Tara  ein  für  allemal  fest  bestimmte  Procente  des  Bruttogewichts  abge- 
zogen oder  dasz  umgekehrt  gewisse  Procente  als  GtUgetoichi  zu  Gunsten 
des  Käufers  berechnet  oder  als  Vergütung  für  schadhafte  oder  unbrauch- 
bare TheUe  gefordert  werden  können  (a.  362). 

6.  Sofern  nicht  durch  Ortsgebrauch  oder  besondere  Abrede  an  An* 
deres  bestimmt  ist  trägt  der  Verkäufer  die  Kosten  der  üebergabe,  da  diese 
zu  seiner  Vertragspflicht  gehört,  also  z.  B.  des  Messens  und  des  Wägtm, 
der  Käufer  aber  die  Kosten  der  Abnahme,  die  seine  Pflicht  also  auch  s.  B. 
die  Verpackung  (vgl.  Z.  f.  H.  R.  IV  S.  447),  sofern  diese  nicht  von  der 
üebergabe,  sondern  von  der  Versendung  erfordert  wird  (a.  351;  Mot  S.  143). 

7.  In  Ermanglung  einer  besondern  Festsetzung  des  Preises  wird  bei 
Bestellungen  wie  g^enüber  dem  Fabricanten  der  Fabrikpreis,  so  gegen- 
über dem  Kaufmann  der  laufende  Markt-  oder  Börsenpreis  stiUschweigeod 
vermuthet  Der  Marktpreis  wird  für  die  an  jedem  Markt  gangbarsten 
Artikel  daselbst  regelmäszig  durch  die  Mäkler  oder  auf  andere  glaubwürdige 
Weise  durch  Sachkundige  ermittelt  notirt  und  durch  den  Curszettel  öflSsotfich 
bekannt  gemacht  Die  Bestimmung  desselben  dient  namentlich  auch  xnr 
Berechnung  der  sogenannten  Cursdifferenz,  d.  h.  der  Diflerenz  zwischen  dem 
abstracten  Maszstab  des  Marktpreises  und  dem  verabredetoi  concreten 
Preise  im  einzelnen  Kaufgeschäft.  Entscheidend  ist  in  der  Regel  der  Markt- 
preis des  Orts  der  Erfüllung,  d.  h.  der  Üebergabe  durch  den  Verkäufer 
oder  des  für  den  letztem  maszgebenden  Handelsplatzes.  Bei  nachge- 
wiesener Unrichtigkeit  oder  in  Ermanglung  der  amtlichen  Feststellung  i>t 
der  auszeramtiich  sicher  ermittelte  Durchschnittspreis  (aus  der  Verglei- 
chung  der  zur  Zeit  und  am  Ort  der  Erfüllung  über  die  gleiche  Waare 
abgeschlossenen  Kaufverträge)  entscheidend  (a.  353;  Prot  S.  4S71-*5. 
669.  1397). 

♦  2Wi  S.  ea  c  ^  67;  -  Gerher  $.  17a 


Digitized  byVjOOQlC 


{.  181    Besondere  Arten  des  Kanfet.  487 

$.152. 

Besondere  Arten  des  Kaufes. 
«}  Unterschiede  bexöglich  der  Zahlangsieit. 

1.  Nach  der  verabredeten  oder  herkömmlichen  Zeit  der  Zahlung  des 
Raufpreises  werden  unterschieden: 

a)  Pränumerationskauf,  Kauf  gegen  Vorauszahlung,  wenn  die  Entrich- 
tung des  Preises  der  Uebergabe  derWaare  Yorhergehen  soll; 

b)  Baarkauf,  per  contant,  Zug  um  Zug,  wenn  der  Preis  sofort  gegen 
EmpfiiQg  der  Waare  umgetauscht  werden  soll;  für  diesen  spricht 
wohl  im  allgemeinen  die  Vermuthung  (Z.  f.  H.  R.  IV  S.  160),  so- 
fern nicht  ausdrOckliche  Vereinbarung  oder  die  Natur  des  GeschAfts 
oder  die  HandelsQbung  an  diesem  Ort  und  in  diesem  Artikel  ein 
Anderes  bestimmt  Aber  letzteres  ist  freilich  so  häufig  der  Fall,  dasz 
die  R^el  der  Präsumtion  sehr  viele  Ausnahmen  erleidet  (a.  342). 

c)  Der  Credükauf^  Kauf  auf  Borg,  wenn  der  Kauf|>reis  erst  einige  Zeit 
nach  Uebergabe  der  Waare  soll  gefordert  werden  können.  Auf  Cre- 
ditkauf  kann  aber  nicht  sofort  aus  der  Thatsache  geschlossen  werden, 
dasz  der  Verkäufer  die  Waare  abgegeben  hat,  ohne  sofortige  Be- 
zahlung. Er  kann  das,  insbesondre  im  Kleinhandel,  in  Läden,  auf 
Märkten  etc.  in  der  Erwartung  gethan  haben,  dasz  der  Verkäufer 
doch  aldMiId,  in  den  nächsten  Tagen,  zahlen  werde.  Wenn  er  aber 
etwa  auf  den  Käufer  einen  Wechsel  im  Betrag  des  Preises  der  tra- 
dirten  Waare  mit  einem  späten  Verfalltag  zieht  oder  wenn  durch 
Handdsgebrauch  fQr  gewisse  Waaren  und  Kaufsarten  eine  bestimmte 
längere  Zahlungsfrist  eingef&hrt  ist,  so  darf  in  solchen,  meist  dem 
Grosxhandd  angehörigen  Fällen  wohl  angenommen  werden,  er  traue 
nicht  nur  der  Waare,  sondern  dem  Käufer  persönlich,  d.  h.  er 
habe  creditirt. 

2.  Denn  darin  liegt  der  Unterschied  in  der  Wirkung  der  verschie- 
denen obig^  Arten  des  Kaufes.  Wenn  der  Verkäufer  nicht  creditirt,  sucht 
er  ss^e Deckung  in  seiner  Waare;  diese  geht  durch  die  Tradition  nicht  in 
das  Eigentkumdes  Käufers  Ober,  bis  dieser  den  vollen  Preis  bezahlt  hat; 
Ms  dahin  also  kann  der  Verkäufer  einfach  vindiciren ;  hat  er  aber  Credit 
gegd)en,  so  sieht  er  seine  Deckung  nicht  in  der  Waare,  sondern  traut  dem 
Käufer  persönlich,  und  in  diesem  Fall  wird  der  Eigenthumsübergang  durch 
die  Tradition  vollzogen. 

•  Thßl,  i.  68—9. 

§.  153. 
ß)  Unterschiede  bezugUch  der  Lleferungsieit 
In  dieser  Hinsicht  unterscheidet  man: 

1)  Tageskauf^  wenn  die  Lieferung  sofort  nach  Abschiusz  des  Geschäfts 
gefordert  wird. 
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2)  Lieferungskauf,  wenn  ein  bestimmter  spaterer  Termin  für  die  Ab- 
lieferang der  Waare  festgesetzt  ist.  Diese  Geschäfte  dienen  recht  eigentlich 
der  kaufmannischen  Speculation,  welche,  auf  das  Steigen  und  Sinken  der 
Preise  rechnend,  wohlfeil  einkaufen  und  theuer  verkaufen  und  die  Differenz 
als  Gewinn  behalten  will ;  diese  Speculation,  welche  bei  allen  Waaren  vor- 
kommt, verschärft  und  steigert  sich  bei  Staatsobligationen  und  andern 
Werthpapieren,  wegen  des  häufigen ,  raschen  und  starken  Wechsels  ihrer 
Preise  d.  h.  ihres  Curses.  Daher  kommen  denn  namentlich  bei  diesen  Pa- 
pieren solche  Lieferungsgeschäfte  häufig  vor;  oft  verkauft  der  Speculant 
früher  als  er  einkauft;  er  verspricht  z.  B.  in  einem  Monat  Staatspapiere 
al  pari  zu  verkaufen,  welche  er  jetzt  noch  gar  nicht  besitzt  und  erst  in- 
zwischen einkauft;  weil  er  auf  das  Sinken  der  Curse  unter  Pari  speculiil 
Da  also  der  Kaufmann  bei  diesen  Geschäften  nicht  einkauft,  um  za  be- 
halten, sondern  um  an  einem  bestimmten  Tage  wieder  zu  verkaufen  und 
dadurch  zu  gewinnen,  so  li^  der  Werth  des  ganzen  Gesiihäfts  für  ibii 
darin,  die  Waare  auf  den  bestimmten  Termin  zu  erhalten;  kann  er  das 
nicht,  so  hat  sie  später  gar  keinen  Werth  für  ihn,  und  er  will  sie  gar  nicht 
mehr.  Daher  war  ihm  mit  der  Regel  des  gewöhnlichen  Kaufes  nicht  ge- 
holfen, welche  ihn  in  diesem  Fall  nur  berechtigt,  die  verspäte  Erfüllung 
mit  Schadensersatz  gegen  die  volle  Gegenleistung  zu  fordern,  keineswegs 
aber  ganz  von  dem  Geschäft  zurückzutreten.  Um  nun  diesen  in  sSlcbeoi 
Fall  dem  Kaufmann  einzig  erwünschten  Schritt  zu  ermöglichen,  wurde  im 
Handelsverkehr  bei  solchen  Geschäften  sehr  häufig  die  Resolutiv-Clause) 
hinzugefügt,  dasz,  wenn  die  Waare  nicht  auf  den  „fixen  Termin"  geliefert 
werde,  der  Käufer  nicht  mehr  gebunden  sei,  den  Kauf  zu  halten,  wohl  aber 
das  Recht  haben  solle,  auch  wenn  er  zurücktrete,  die  Preisdifferenz  zu  for- 
dern, d.  h.  den  Betrag,  welchen  er  im  Marktpreis  und  Börsenpreis  mehr 
bezahlen  musz,  um  am  gleichen  Termin  die  Waare  zu  kaufen,  als  er  nach 
dem  Vertrag  dem  Verkäufer  hätte  zahlen  müssen.  Dann  konnte  er  jedes 
Erbieten  zu  späterer  Erfülhing  {purgatio  morae,  Z.  f.  H.  R.  V  S.  287 1 
zurückweisen  und  einfach,  war  die  Waare,  aus  wdchen  Behindemngs- 
gründen  immer,  nicht  auf  den  Tag  geliefert,  zurücktreten  und  die  Preis- 
differenz fordern.  Diese  Clausel  entsprach  so  sehr  den  Interessen  des 
Handelsverkehrs,  dasz  sich  in  diesem  sodann  die  Uebung  ausbildete,  sobald 
ein  „fixer  Termin*'  ausbedungen  worden  sei,  diese  Verabredung  audi  dann 
im  Sinne  jener  Resolutivclausel  zu  verstehen,  wenn  diese  nicht  aiBdrOcklich 
vorbehalten  worden.  Es  wäre  nun  allerdings  gefährlich,  diesen  Grand- 
satz  auf  alle  Käufe,  namentlich  auch  auf  Nicht-Handelskäufe,  auszudehnen, 
und  das  Handelsgesetzbuch  hat  auch  für  Handelskäufe,  die  nicht  Lieferungs- 
geschäfte sind,  das  Recht  des  Käufers,  im  Fall  der  verzögerten  Waaren- 
tibergabe  einfach  zurückzutreten,  nur  unter  der  Bedingung  des  Verzichts 
auf  alle  Entschädigung  anerkannt  (§.  151).  Für  eigentliche  Lieferungsge- 
schäfte, welche  es  im  übrigen  nach  seinen  Bestimmungen  über  den 
Kauf  beurtheilt  wissen  will  (a.  338),  setzt  es  aber,  dem  erörterten  Han- 
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dehgebraach  folgend,  die  naehsteh^iden  ADsaahmssatze  fest  (a,  357.  358; 
Prot  S.  1411.  5082;  Z.  f.  H.  R.  V  S.  278): 

a)  die  Verpflichtung^  dem  Sftomigen  Anzeige  zu  machen  von  dem  be- 
schlossenen Rücktritt  und  ihm  noch  eine  Frist  qir  Nachholung  des 
Versiumten  zu  gewähren  (a.  356)  fällt  hier  weg; 

b)  der  Nichtsäumige  kann  alle  die  bei  andern  Kaufarten  vom  Gesetz 
eröffneten  Wege  einschlagen  (a.  354.  355.  §^  151),  mnsz  aber,  wenn 
er  auf  der  Erfüllung  besteht,  diesz  bei  Verlust  dieses  Rechts  unver- 
ztlglich  dem  Sflumigen  anzeigen  und  der  Verkäufer  mnsz,  felis  er 
auf  Rechnung  des  säumigen  Käufers  verkaufen  will,  diesz  unverzüglich 
nach  Ablauf  des  Termines  thun  und  anzeigen;  ein  späterer  Verkauf 
würde  nicht  als  für  Rechnung  des  Käufers  geschehen  erachtet  werden. 

c)  Fordert  der  KSufer  statt  der  Erfüllung  Schadensersatz,  so  besteht 
dieser  hier  in  der  Diflerenz  zwischen  dem  vertragsmäszigen  Kaufpreis 
und  dem  Markt-  oder  Börsenpreis*),  vorbehaltlich  des  Nachweises 
weitem  Schadens.  (1.) 

d)  der  NichtsSumige  kann  den  Verzug  des  Andern  auf  dessen  Kosten 
durch  Protest  feststellen  lassen. 

3.  An  dieses  Lieferungsgeschfift,  vorzflglich  sofSern  Werthpapiere  seinen 
Gegenstand  bilden,  knüpft  sich  eine  Reihe  von  sehr  mannichfaltigen  Neben- 
Verabredungen,  welche  in  der  reichen  Mannichfaltigkeit  der  kaufmännischen 
Speculation  unerschöpfliche  Combinationen  bilden  können.  Besonders  hat 
das  Streben,  sich  gegen  einen  möglichen  allzuhohen  Verlust,  bei  einer  ver- 
fehlten Speculation,  zu  sichern,  die  sogenannten iVdmien^e«cAa/ire  ausgebildet; 
der  Kaufer  von  Staatspapieren  z.  B.  auf  fixen  Termin  zu  fixem  Curs  be- 
hält sich  das  Recht  vor,  an  jenem  Termin  zu  wählen,  ob  er  die  wirk- 
liche Leistung  fordern  und  erfüllen,  das  Geschäft  realisiren,  oder  von  dem- 
selben zurücktreten  will.  Die  Ungleichheit  in  der  Stellung  der  beiden  Par- 
teien wird  ausgeglichen  durch  die  Bezahlung  einer  kleinen  Sunune,  welche, 
der  Wahlende  für  Gestaltung  dieses  Wahlrechts  dem  Verkäufer  entrichtet; 
diese  Summe  erscheint  auf  Seite  des  Käufers  oft  als  ein  Reugeld  für  den 
Rücktritt,  auf  Seite  des  Verkaufers  als  eine  Prämie  für  seine  richtige  Spe- 
culation und  die  Gestattung  des  Rücktritts.  Die  mannichfachen  Combina- 
tionen und  Variationen  dieser  Grundgedanken  haben  zahlreiche  Geschafts- 
formen  mit  technischen  Namen  im  Verkehr  erzeugt  (einfaches,  zusammen- 
gesetztes, zweischneidiges  Pramiengeschaft,  Stellgeschäft,  Nachgeschaft,  Wan- 
ddgeschäft,  Schlusz  auf  fest  und  offen,  Speculations-Diflerenz-Realisirungs- 
geschaft),   welche  jedoch    mehr   von    kaufmannischem    Interesse  als   von 

1.  Erk.  d.  0.  A.  G.  zu  Kiel  iu  Seu/f.  Arch.  XT.  10.  Wenn  Beklagter  den  frag- 
HeheD  Weiten  zu  rechter  Zeit  probemiszig  geliefert  hätte,  so  würden  Klager  taf  den- 
selben einen  Gewinn  von  500  Mark  Banco  gemacht  haben,  welcher  ihnen  durch  den 
Verzug  des  Beklagten  entgangen  und  daher  von  diesem  zu  ersetzen  ist. 

*)  V|^  aber  Z.  f.  H.  R.  111  S.  47,  V  370.  S86.  287.  291  293. 
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juristischer  EigeDtMinlichkcit   sind   mid   daher  tod   dieseoi  WeA  einer 
monographischen  Darstellong  des  Handelsrechts  überlassen  werdoi  mögm. 

*  literatar.  Vgl  Thöl  L  $.  70,  88—99;  —  Hanenpfug^  über  das  lie- 
feniDgsgeschäf^  1846;  —  vgl.  Ackertnannt  Reehtss.,  neue  Folge  V  S.  313. 358^ 
VI  265,  Yin  350,  X  13,  XI  32;  ~  Annalen  d.  0.  A.  G.  sa  Druden  18.21 
336.  476.  556,  II  151;  —  Lübeck.  Entsch.  in  Frankf.  Rechtos.  V  8.  12211; 
^  „Drei  gerichtl.  Entsch.  in  einer  Handels<Lieferttng9-)Saelie^  LflbeeL  1858; 
YgL  Neues  Aich.  f.  H.  R.  H  S.  40;  —  Z.  f.  H.  R.  m  a  47  —  über  Kligbu^ 
keit  d.  Differenz-Geschäfte  Z.  f.  H.  R.  lY  S.  1—119;  Stuff.  Aich.  HT 
225;  -  Z.  £  H.  R.  I  S.  314—325,  IV  423  f.  401, V260— 290;  —  Gerbff  SfÄ 

§.  154. 
y)  Kauf  nach  Probe,  auf  Probe,  auf  Besicht,  cor  Probe. 

1.  Hfiofig  wird  im  Handel  einem  Makler  eine  Probe  ttbergeba 
damit  er  dieselbe  den  Käufern  vorweise»  und  dann  nach  Probe  gdiol 
(Kauf  nach  Muster,  ä  Vdchantiüon).  Ebenso  kommt  der  Kauf  nach  Probe 
auch  ohne  Vermittlung  eines  Mäklers  vor.  Die  Probe  dient  dann  ak 
i^oats  des  Kaufantrags  und  wird  dem  Käufer  eingehändigt  Der  Knf 
nach  Prd)e  ist  kein  bedingter,  sondern  ein  fester.  (1.)  Der  Verkäufer  wird 
verpflichtet,  eine  der  Probe  gleichartige  (probemäszige)  Waare  zu  liefers, 
der  Käufer  dieselbe  anzunehmen  und  zu  bezahlen.  Es  ist  dabei  gldchgflltig, 
ob  eine  Quantität  vertretbarer  Sachen  oder  eine  Species,  z.  B.  dieser  be- 
stimmt bezeichnete  Vorrath  des  Verkäufers,  Gegenstand  des  Kaufes  ist; 
auch  in  letzterem  FaU  musz  der  Verkäufer  seine  Waare  keimen  und  sid) 
vergewissem,  dasz  sie  der  Probe  entspreche,  hat  er  aus  Arglist  oder  and) 
nur  aus  leichtem  Verschulden  eine  unrichtige  Probe  gegeben,  so  kann  der 
Käufer  nicht  nur  vom  Vertrag  ganz  abtreten  oder  Herabsetzung  des  be- 
dungenen Preises  fordern,  er  kann  auch  Schadensersatz  fordern,  wenn  er. 
wie  diesz  im  Handel,  namentlich  im  Seehandel,  häufig  vorkommt,  im  Ve^ 
trauen  auf  die  Probe  die  Waare  unbesehen  schon  vor  ihrem  Eintreffen 
weiter  verkauft  hat  und  nun  wegen  Unprobemäszigkeit  seiner  Lieferangs- 
verpflichtung  nicht   nachkommen  kann  (Moi  §.  136;  Prot.  S.  4586). 

%  Da  die  Probe  als  Maszstab  dient  zur  Beurtheilung  der  Erfülhiog 
des  Kaufvertrags  und  dem  Käufer  anvertraut  wird,  so  ist  dieser  aoch 
schuldig,  dieselbe  aufeubewahren.  Er  darf  sie  wohl  nach  Umständen  an- 
brechen und  theilweise  sogar  verbrauchen,  wenn  nur  so  viel  Qbrig  ond 
unversehrt  bleibt,  als  zu  jener  Prüfung  und  Vergleichung  erforderlich  ist 
Würde  dieselbe  uimiöglich  sein,  weil  die  Probe  zerstört,  verloren,  verdorbeo 
ist  —  wenn  auch  ohne  Schuld  des  Käufers  —  so  könnte  doch  dem  Ve^ 
käufer  der  Beweis  der  Probemäszigkeit  der  Waare  nicht  mehr  zugemutbet 


i.  a.  340.  Ein  Kaur  nach  Probe  oder  Master  ist  anbediogt.  Jedoch  aoter  der 
Verpflicbtong  des  Terkäafers  gescblossen,  dasi  die  Waare  der  Probe  oder  dem  MaHer 
gemäsi  sei. 
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werden,  sondein  es  mOszte  nun  der  Käufer  die  ünprcAemftszigkeit  der 
Waare  beweiseo,  weno  er  sie  behauptet  Aber  auch  umgekehrt  darf  der 
VerkSofer  nicht  von  dem  KAufer  den  Beweis  fordern,  dasz  die  von  diesem 
vorgelegte  Probe  die  wirkliche  Probe  sei.  Hat  er  demselben  die  Probe 
iDvertrant,  so  ist  es  eine  Wirkung  dieses  Vertrauens«  dasz  nun  der  Ver- 
sidierung  des  Käufers,  das  sei  die  Probe,  Glauben  geschenkt  wird ,  solang 
nicht  der  Verkäufer  den  Beweis  geführt  hat,  dasz  er  eine  andere  Probe 
gegeben  habe.  (SeufferU  Arch.  IX  304;  Z.  f.  H.  R.  IV  S.  424.  iäS, 
V253.) 

3.  Wird  die  Waare  probemfiszig  erfunden,  so  ist  der  Kaufvertrag 
erfüllt  Im  entgegengesetzten  Fall  hat  der  Käufer  die  dreifache  Wahl 
ob  er: 

a)  die  Waare  behalten  und  ftkr  den  Hinderwerth  einen  angemessenen 
Abzug  an  dem  Kau^eis  machen, 

b)  oder  die  Waare  zur  Disposition  des  Verkäufers  stellen  und  probe- 
mftszige  Waare  sammt  Sdiadensersatz  verlangen,  oder 

c)  ob  er  von  dem  Geschäft  zurQcktreteu  und  das  Interesse  fordern 
wolle. 

4.  Der  Kauf  auf  Probe,  auf  Be$kht  fad  guttumj  —  zwischen  beiden 
Ausdrücken  ist  kein  juristischer«  nur  ein  fiictischer  Unterschied  in  der  Art 
der  Untersuchung  der  Waare  —  ist  ein  bedingter*  Es  bestand  früher  Strdt 
in  der  Theorie,  ob  diese  Bedingung  im  Zweifel  eine  Suspensiv-  oder  eine 
Resolutivbedingung  sei;  bald  soUten  die  Umstände,  insbesondere  die  er- 
folgte TrüdiiUm^  bald  der  Ausdruck  „auf  Probe''  für  die  Resolutivbedingung 
entscheiden.  Das  Handelsgesetzbuch  hat  nunmehr  für  die  richtigere,  auch 
im  französischen  und  preuszischen  Recht  geltende,  Ansicht  entschieden,  und 
im  Zweifel  für  beide  Contrahenten  die  Suspensivbedingung  angenommen, 
nwenn  Käufer  die  Waare  näher  prüfen  und  billigen  wird,''  deren  Eintritt 
in  Willen  und  Macht  des  Käufers  liegt  (a.  339;  Mot  S.  134;  Z.  f.  H.  R. 
IV  406 — 7).  Der  Käufer  ist  vor  seiner  Genehmigung  an  den  Kauf  nicht 
gebunden;  er  kann  sich  frei  entscheiden  und  ist  nicht  genöthigt.  Gründe 
anzugeben,  wenn  ihm  die  Waare  miszfUlt  (2.)  Aber  der  Verkäufer  kann  be- 
gehren, dasz  der  Käufer  mit  Beförderung  die  Prüfung  vomdime  und  die 
entscbddeode  Erklärung  abgebe,  damit  er  wisse,  woran  er  sei;  und  wenn 
der  Käufer  sich  nidit  bis  zum  Ablauf  der  verabredeten  oder  ortsgebräuch- 
lichen  Frist  oder  in  Ermanglung  einer  solchen  auf  eine  Aufforderung  des 
Verkäufers  hin  sofort  erklärt,  ist  auch  dieser  nicht  mehr  gebunden.  Ist  die 
Waare  zur  Prftfnng  bereits  übergeben,  so  gilt  das  Stillschweigen  des  Käufers 
nach  Ablauf  der  Frist  oder  der  Aufforderung  als  Genehmigung  (a.  339; 
Mot  134.  f.;  Prot  S.  611.  1368). 

2.  Erk.  des  0.  A.  G.  lu  Lübeck  in  Seu/feris  Archiv  X  40.  Bei  dem  Kauf  auf 
Besicht  steht  es  in  der  Willkär  der  Kiafer,  die  Erkliraog  über  den  Befand  beliebig 
abxogeben,  also  auch  aus  andern  Gründen,  als  weil  ihnen  die  Qualität  der  Waare 
nicht  convenirte,  von  dem  Geschäfte  zorückintreten. 
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5.  Ein  Kauf  ,^r  Probe*'  ist  anbedingier  Kauf  mit  der  jaristisch  wir- 
kangslosen  HinzufQgung  des  Beweggrundes  (a.  341;  Hot  S.  137). 

6.  Die  Clansei  „wie  zn  besehen,'^  YorzagKch  bei  Anctionen  gd>rlliichlich, 
macht  den  Kaufvertrag  ebenso  wenig  zu  einem  bedingten,  sondern  hat  ge- 
wöhnlich den  Sinn,  dasz  der  VeriLAufer  für  keine  Mfingel  der  Sache  ein- 
steben  wolle,  weszhalb  der  KAufer  selber  genauer  zusehen  möge. 

*  litt  Crapp  in  Heiu  und  Cropp$  Abhandl.  I  N.  1^  13;  —  Thol,  1  S*  71, 
S.  72;  —  Füting  in  der  Z.  f.  H.  R.  U  S.  203,  V  79;  —  Unger  m  S.  388^ 
-  Goldsehm.  I  S.  98;  —  Hinch,  N.  Arch.  f.  H.  R.  I  N.  8;  —  ÄtmoL^d,  0. 
A.  G.  SU  Dr$$den  1  S.  555. 

§.   155. 

d)  Uebergang  des  Eigenthums  uod  der  Gefahr. 

1)  Regelmäszig  wird  bei  dem  Verkauf  von  beweglichen  Sachen  dnrdi 
die  Uebergabe  Eigentbum  erworben,  sofern  Bezahlung  oder  Creditirung  des 
Preises  hinzutritt  Und  zwar  hat  nach  deutschem  Recht  der  VerkAufer  die 
GewAhr  zu  übernehmen  nicht  nur  für  unanfechtbaren  Besitz  des  RAoiers 
(emtorem  habere  licere)  wie  nach  römischem  Recht,  sondern  für  Debergang  d» 
EigetUhrnns;  dieses  setzt  insbesondere  auch  der  Handelskauf  voraus.  Derselbe 
fordert  aber  zu  dieser  Wirkung  auch  die  wirükhe  Debergabe.  Die  biooe 
Bezeichnung  der  Waare  mit  dem  kaufmätmisehen  Zeichen^  der  Marki,  des 
KAufers*)  ist  nicht  mit  der  Uebergabe  zn  verwechsehi.  Vielmehr  kommt  es 
auf  die  Absicht,  in  welcher  jene  Bezeichnung  geschehen  und  die  Qbrigen 
UmstAnde  an.  Sie  kann  auch  die  Uebergabe  nur  vorbereiten  und  sogir, 
wenn  sie  von  der  Hand  des  KAufers  vorgenommen  werden,  kann  sie  nur 
deszhalb  geschehen  sein ,  um  die  Waare  zu  unterscheiden  und  ihre  Identitit 
für  die  spAtere  PrOfnng  bei  dem  Kauf  auf  Probe  zn  sichern.  Nicht  einmil 
die  Absendimg  der  Waare  ist  als  Vollzug  der  Uebergabe  zu  erklAreo.  Zu 
diesem  gehört  nothwendig  auch  die  Empfangnahme  j  und  eine  sokhe  liegt 
nur  dann  vor,  wenn  der  Spediteur  oder  Frachtführer  als  Stellvertreter  des 
Empfängers,  nicht  blosz  als  Stellvertreter  des  Absenders,  den  Transport 
Qbernommen  hat  Es  ist  somit  beides  möglich :  dasz  die  Waare  unterwegs 
noch  im  Eigentbum  des  VerkAufers  und  dasz  sie  schon  im  Eigentbum  des 
KAufers  sei;  welches  von  beiden  die  Wahrheit  sei,  musz  sich  aus  deo 
UmstAnden,  insbesondere  aus  dem  weitem  Verlauf  und  Ende  des  Gescbifts 
ergeben.  Hat  der  KAufer  ttber  die  Art  der  Uebersendung  Nichts  bestimmt, 
so  gilt  der  VerkAufer  fOr  beauftragt,  mit  der  Sorgfeit  eines  ordentUcben 
Kaufmanns  an  des  KAufers  Stelle  die  Bestimmung  der  Art  und  insbesondere 
auch  der  Person  zu  treffen,  durch  wdche  der  Transport  erfolgen  soll.  Es 
lAszt  sich  aber  in  diesem  Fall  nicht  um  deszwillen  allein,  dasz  der  Absender 
den  Frachtführer  wAhlt,  dieser  als  sein  Stellvertreter  fassen:  er  kann  toch 
als  Stellvertreter  des^Empfängers  gelten«  Umgekehrt  ist  auch  nicht  aus  der 


*)  8.  Di0f0i  oben  g.  133,  8.  SH. 
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Bezdcbnong  des  Fuhrmanns  durch  den  Empfänger  za  folgern ,    dasz    der 
Fohrmann  zur  Empfangnahnie  des  Etgenthums  bevollmächtigt  sei:  er  kann 
auch  nnr  zam  Transport  beauftragt  sein.    Es  entsteht  vielmehr  in  Ermang- 
lung ansdrOcklicher  Willensäuszernng  ein  schwebender  Zustand,    der  seine 
joristiscbe  Charakterisirung   erst   aus  seinem  schlieszlichen  Ausgang  erhSlt. 
Nimmt  der  Käufer  die  Waare  ruhig  in  Empfang,    so  war  die  Tradition 
möglicherweise  schon  bei  der  Absendung  vollzogen.  Widerruft  oder  unter- 
bricht dagegen  der  Verkäufer  die  schon  begonnene  Versendung,  oder  weigert 
der  Verkäufer  die  Annahme,  so  ergibt  sich  dasz  in   der  Uebergabe  an  den 
Frachtführer  nur  der  Versuch   einer  Tradition   gelegen   war.     Damit  die 
Uebergabe  des  Besitzes  zugleich  Uebergabe  des  Eigenthums  sei,  ist  der  Wille 
Bgentham  zu  geben  und  zu  nehmen,    erforderlich.    (1.)    Wenn    einzelne 
Particolarrechte  (2.)  in  der  Annahme  der  Factur  den  EigenthumsUbergang 
erblicken ,   so  ist  diesz  nur  insofern  zu  rechtfertigen ,   als  daraus  auf  den 
Willen  geschlossen  werden  kann ,  den  Empfang  der  Waare  durch  den  in 
der  Factur  genannten  Fuhrmann  als  Stellvertreter  des  Käufers  zu  vollziehen. 
Ob  aber  dieser  Schlusz  im  einzdnen  Fall  zutriflt,  ergibt  sich  aus  den  Um- 
ständen und  aus  der  Handelssitte;  an  sich  ist  die  Annahme  der  Factur  von 
der  Empfangnahme  der  Waare  zu  Eigenthum  vöDig  verschieden. 

2.  Das  Conossement,  d.  h.  die  Urkunde,  welche  der  Schiffer  dem  Be- 
frachter ausgestellt  hat,  und  in  welcher  er  verspricht,  die  Waare  an  den 
Dtilmatair  abzuliefern,  dient  dem  Käufer  zur  Legüimation,  um  die  Waare 
von  dem  Schiffer  zu  beziehen.  (3.)  Diese  Conossemente  sind  durch  den 
Verkehr  zu  wahren  Werthpapieren  geworden,  und  werden  gewöhnlich  auf 
Ordre ^  zuweilen  sogar  an  den  Inhaber^  ausgestellt;  sie  gehen  dann  auch 
durch  Indossament  Ober  (vgl.  unten  §.  174  u.  a.  302.  303),  und  die  Forde- 
rang  auf  Aushändigung  der  Waare  geht  alsdann  mit  der  Urkunde  nach  Art 
der  Ordre-  oder  Inhaberpapiere  auf  den  Erwerber  der  Urkunde  ober.  Die 
vulgäre  Sprache  der  Kauflente  nennt  das  Uebergang  des  Eigenthums  an 
der  Waare,  und  einzelne  Particularrechte  wie  manche  Juristen  legen  die 
Snccession   in   das  Papier  in  diesem  Sinne  aus.    Es  wäre  das  eine  symbo- 


1.  a.  344.    Prot.  S.  1379.  Seufferis  Arch.  IX  128. 

2.  Code  de  eomm,  a.  578.  (Les  marchandises)  ne  poarroDt  #tre  revendfqnto,  si 
ivaol  leur  arriv^e  ellea  ont  ^16  vendaea  Sans  fraade,  aar  factarea  et  coonaiasement, 
0«  lettrea  de  voitare. 

3.  Erk.  d.  O.  A.  G.  xa  München  in  Seaff,  Arch.  XY  49.  Das  Conoaseraent  hat  eine 
doppelte  Eigenschaft:  es  erscheint  einmal  als  Quittung  oder  Gestlndniss  des  Schiffers 
das  Frachtgut  in  der  ron  der  Urlcunde  selbst  bezeichneten  Quantität  und  Qualität 
empfangen  zu  haben.  Sodann  aber  stellt  es  sich  auch  als  Verpflichtungaurkunde  dar 
Qod  wirkt  als  Formal-  oder  Literalcontract ,  indem  ea  das  Versprechen  des  fracht- 
f&hrfoden  Schiffers  enthält:  an  den  künftigen  Inhaber  der  Urkunde  das  Frachtgut 
«biQlieliem.  Ygl.  Sierm  im  Arch.  f.  D.  W.  u.  H.  R.  TU  8.  31;  —  Lahand,  Z.  f. 
D.  R.  XIX  8.  121;  —  Z.  f.  fl,  R.  III  8.  207-10;  —  P'oigt,  N.  Arch.  f.  fl.  R.  II 
S-  90,  8.  368;  —  Zimmermann,  Z.  f.  Civ.  R.  u.  Proc.  Neue  Folge  XV  8.  117;  — 
CnteiKhied  rom  Frachtbrief  in  Seuff.  Arch.  XII  291. 
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liscbe  Tradition  im  Gegensatz  ond  anstatt  der  wirklidien.  Den  mtflrMieB 
Rechtsbegriffen  widerstreitet  aber  eine  solche  Auffassimg ;  denn  der  Beati 
laszt  sich  als  thatsächliche  Herrschaft  nur  thatsAchlicb  übertragen,  luid  vem 
auch  ausnahmsweise  das  deutsche  Recht  eine  Folge  in  dem  Besitze  koit 
ohne  reale  Besitzergreifung,  so  läszt  sich  dieser  Gedanke  doch  nor,  noHl 
bei  beweglichen  Sachen,  insofern  durchfahren  ab  kein  Mreades  Eragma, 
wie  der  wirkliche  Besitz  eines  Dritten,  in  den  Weg  tritt  Auch  llsii  adi 
wohl  erklären ,  dass  der  nichtjuristische  Sprachgebrauch  den  Oebeim 
der  Legitimation  zur  Besitznahme  und  der  Forderung  auf  Aushlndigai 
mit  dem  Uebergang  des  Besitzes  und  Eigenthums  sdbst  verwechseln  koaüe; 
zumal  dem  Erwerber  des  Conossements  keine  persönlichen  Einreden  m 
dem  Recht  eines  Vormannes  entgegengesetzt  werden  dürfen. 

3.  Eine  sehr  starke  Abweichung  von  der  römischen  Eigenthomslek 
welche  aber  auch  schon  dem  filtern  deutschen  Recht  der  Städte  gellrii 
,  war  (oben  §.  73.  8} ,  ist  es ,  dasz  im  Interesse  des  Credits  im  Yerkdir 
mit  Kaufleuten  unter  umstanden  der  Käufer  Eigenthum  erwerben  kaa. 
obwohl  4er  Verkäufer  nicht  Eigenthum  an  der  Sache  hatte.  Die  Voms- 
setzungen   dieser  Ausnahme  sind : 

a)  Gegemtand  des  Kaufes  mtlssen  Waaren,  Werthpapiere  oder  anden 
bewegliche  Sachen  sein ; 

b)  diese  müssen  in  dem  Handelsbetrieb  eines  Kaufmanns  verSiBieit 
und  übergeben  worden  sein;  ob  der  Kaufmann  regelmäszig  oder 
ausnahmsweise  mit  solchen  Artikeln  handelt,  ist  gleichgültig;  ebeno 
kommt  auf  die  Bestimmungen  älterer  Stadtrechte,  dasz  die  Waiie 
über  die  „salzige  See  gekommen'^  oder  in  oflhem  Laden  oder  „dkIi 
eingeläuteter  Dult^'  verkauft  sein  mussten,  nichts  mehr  an.  Inhaber- 
papiere  gehen  auch  bei  Veräuszerungen  auszerhalb  des  Handelsbetrieb 
auf  den  Käufer  über; 

c)  der  Käufer  muss  in  gutem  Glauben  gewesen  sein,  d.  h.  er  mosz  da 
Verkäufer  für  den  Eigenthümer  gehalten  haben; 

d)  die  Waaren  dürfen  weder  verloren  noch  geraubt,  noch  gestohlen  m 
ausgenommen  Inhaberpapiere. 

Sind  diese  Voraussetzungen  gegeben,  so  kann  ein  früher  begründetes 
Eigenthum,  Pfandrecht  oder  sonstiges  dingliches  Recht  zum  Nachtbeil  des 
Räufers  nicht  mehr  gdtend  gemacht  werden. 

Ganz  ebenso  wird  der  Fall  behandelt,  wenn  nicht  durch  Kauf  Eig»* 
thum,  sondern  durch  einen  Pfandvertrag  oder  durch  ein  Geschäft,  wekbes 
ein  gesetzliches  Pfandrecht  gewährt  (Commission,  Spedition ,  Fracht) ,  eio 
Pfandrecht  von  einem  Kaufmann  in  dessen  Handelsbetrieb  einem  redlicheo 
Erwerber  bestellt  wird.  (4.) 


4.    a.  306—8.  Prot  4611;  für  den  Besitzer  noch  günstigere  Particolarrecbtc  äai 
dadurch  nicht  berührt. 
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i.  Der  Uebergaog  der  Gefahr  fUlt  an  sich  keineswegs  mü  dem  üeber- 
gaog  des  Eigenthums  zosammen.  Nach  der  Ansicht  der  rimi$chm 
Juristen  (5.)  geht  die  Gefahr  des  zoföUigen  Untergangs  der  verkauften  Sache, 
ohne  Röcksicht  auf  den  Besitzes-  oder  Eigenthumsübergang,  mit  der  Per- 
fedion  des  Kaufvertrags  auf  den  Käufer  über.  Als  perfect  in  diesem  Sinne 
gilt  aber  der  Vertrag  nur,  wenn  Preis  und  Waare  abichUeszend  bestimmt  sind, 
tiso  im  Handel  mit  der  Absonderung  der  Waare  (Verpackung  fOr  den 
Käufer  u.  s.  w.)  und  bei  Waaren,  die  nach  Masz,  Zahl  und  Gewicht  ver- 
kauft sind ,  mit  der  Zumessung,  Zuzählung,  Zuwägung  derselben.  Das 
fraazösische  Recht  datirt  den  Uebergang  des  Eigenthums  und  der  Gefahr 
zugleich  von  der  Perfection  des  Kaufsvertrags.  (6.)  Dem  deutschen  Rechts- 
gefühl widerstreitet  es,  dasz  der  Käufer  den  Prds  zu  zahlen  habe ,  wenn 
gleich  die  Waare  noch  in  dem  Magazin  des  Verkäufers  zuMig  unterge- 
gangen ist,  und  es  zeigt  sich  in  den  älteren  deutschen  Rechten  und  in  der 
neueren  Gesetzgebung  die  Neigung,  den  Uebergang  der  Gefahr  nicht  nach 
der  Weise  der  Römer  obligatorisch,  sondern  sächlich  im  Zusammenhang 
mit  dem  Besitz  zu  fassen  und  den  Kauf  als  aufgelöst  zu  betrachten,  wenn 
dessen  ErfoUong,  bevor  es  zum  Anfang  des  Vollzugs  gekommen,  durch  Zu- 
fall unmöglich  geworden  ist  Es  ist  aber  dabei  nur  Besitz,  nicht  Eigenthum, 
gemeint  und  es  geht  daher  die  Gefahr  auch  dann  über ,  Wenn  die  Besitz- 
übergabe nicht  oder  noch  nicht  Eigenthum  übertragen  hat 

Es  sind  in  neuerer  Zeit  verschiedene  Versuche  gemacht  worden,  die 
entgegengesetzten  Ansichten  einander  zu  nähern,  insbesondere  der  Thöls, 
welcher  bei  Waaren,  die  erst  zu  specialisiren  sind,  auszer  der  Absonderung 
auch  die  Mittbeilung  derselben  an  den  Käufer  fordert  und  der  des  Züricher 
Gesetzes,  welches  zur  Perfection  des  Kaufvertrags  noch  verlangt  (§.  1438), 
„dasz  die  Waare  so  zur  Verfügung  des  Käufers  stehe,  dasz  er  sie  beliebig 
zur  Hand  nehmen  könne.*' 

Das  Handelsgesetzbuch  hat  die  Frage  nicht  principiell  entschieden; 
doch  hat  es,  entsprechend  der  bisherigen  Anschauung  des  kaufmännischen 
Veikehrs,  die  Regel  aufgestellt,  dasz  der  Vollzug  des  Kaufes  durch  Ab- 
sendnng  der  Waare  begonnen  haben  müsse,  dasz  also  von  der  Uebergabe 
an  den  Spediteur  oder  Frachtführer  an  die  Gefahr  den  Käufer,  bis  dabin 
den  Verkäufer  treffe.  (7.)  (Das  deutsche  Recht  macht  dabei  nicht  den  Unter- 

0.  L.  8  pr.  D.  de  peric  et  com.  (Paalus) :  Necessario  sciendam  est,  qaaudo  per- 
recta  Sit  emptio:  taue  eoim  sejeroas,  cujus  periculam  sit:  uam  perfecta  emptfoue 
periculam  ad  emptorem  respiciet.  Et  si  id  qood  Teuierit  appareat  quid,  qaale,  quan- 
tom  sU  et  pretium  et  pure  fenilt,  perfecta  est  emptio. 

<L  Cod0  €wä.  S*  ItaS-  Vobligation  de  livrer  la  chose  est  parfoite  par  le  seul 
coDseDtement  des  parties  contractautes.  Elle  rend  le  cr^ucier  propri^taire  et  met  la 
cbose  k  ses  risques  d^s  l'instant  oü  eile  a  du  6tre  lifr^e,  encore  que  la  traditioo  n'en 
lit  poiDt  €Ui  falte. 

7.  a.  S45.  Nach  Uebergabe  der  Waare  an  den  Spediteur  oder  Frachtführer  oder 
die  sonst  xnm  Transport  der  Waare  bestimmte  Person  trägt  der  Käufer  die  Gefahr, 
voB  welcher  die  Waare  hatrolfen  wM» 
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schied  des  französischen  (Code  de  eomm,  a.  100),  ob  die  Uebergabe  inner- 
halb oder  auszerhalb  des  Magazins  des  Verkiofers  erfolge).  Hat  jedoch  der 
Kfiafer  eine  besondere  Anweisung  über  die  Art  der  üebersendang  erthefli 
und  ist  der  Verkäufer  ohne  dringende  Veranlassung  davon  abgewichen,  so 
ist  dieser  für  den  wirklich  und  nachweisbar  daraus  entstandenen  Schadet 
verantwortlich^  wäre  aber  der  Schaden  auch  im  Fall  der  Befolgung  jener 
Weisung  geschehen,  ist  z.  B.  das  vom  Verkaufer  angewiesene  Schilf  M 
minder  als  das  vom  Verkäufer  benutzte  auf  der  Reise  gesunken,  so  halel 
der  letztere  nicht  (Prot.  S.  640).  Immer  aber  hat  der  Verkäufer  die  Gefak 
von  welcher  die  Waare  auf  dem  Transport  betroffen  wird,  zu  trageo,  im 
er  gemdsz  dem  Vertrage  die  Waare  an  dem  Ort  zu  liefern  hat,  wohialr 
Transport  geschieht,  so  dasz  dieser  Ort  fQr  ihn  als  der  Ort  der  ErfOte 
gilt,  und  so  häufig  ist  ferner  mit  Franco$endungen  einer  Waare  die  U 
nung  verbunden,  dasz  dieselbe  völlig  auf  Kosten  und  Gefahr  des  Verkiflli 
laufe,  dasz  einzelne  Particularrechte  im  Zweifel  för  diese  Verbindung  iola- 
pretiren;  doch  hat  das  Handelsgesetzbuch  dieser  VermuthuDg  die  Wirkai 
der  Nothwendigkeit  entzogen  (a.  345,  Prot  S.  641). 

*  Thol,  Handelsrecht  $.  73— a7a.;  —  Brinckmmm,  Handelsr.  $»  73.  77.78 
—  vgl.  SchUUers  Jahrb.  VI  S.  39;  —  Z.  f.  H.  R,  IV  S.  447,  Abacndung^' 
Gefahr  des  Käufers^'  430.  428. 

§.  156. 
7.    Der  Terlagsfertrag. 

1.  Der  Verlags  vertrag  besteht  in  der  Uebereinkunfl  eines  i«f«n 
(Schriftstellers  oder  Künstlers)  oder  eines  andern  Inhabers  eines  schrit* 
stellerischen  oder  künstlerischen  Werkes  mit  einem  Verleger,  nach  wekber 
jener  ein  Werk  der  Art  zur  Htrauegabe  liefert,  dieser  die  Herausgabe  Qber- 
nimmt,  sei  es  mit  oder  ohne  Honorarvergütung.  Der  Vertrag  setzt  kei- 
neswegs eine  vorherige  Leistung  des  einen  Theils  voraus,  noch  bedarf  er 
einer  bestimmten  Form.  Es  ist  ein  eigenthümlicher  GoosensuakxMitrKt 
des  neueren  Rechtes.  Nach  dem  Handelsgesetzbuch,  a.  272,  zAhlt  er  zu  da 
relativen  Handelsgeschäften  (vgl.  oben  §.  129,  4.  N.  3.). 

2.  Der  Autor  wird  dadurch  verpflichtet,  das  versprochene  Werk  ■ 
einer  zur  Vervielfältigung  auf  mechanischem  Wege  (Druck,  Lithographie 
geeigneten  Forrnzn  liefern.  Thut  er  es  nicht,  ohne  durch  rechtniSszjge 
Ursachen  an  der  Erfüllung  verbindert  zu  werden,  so  kann  er  zum  Sdt 
densersatz  angehalten  werden,  dessen  Umfang  freilich  in  den  meistea  FÜ- 
len  nur  durch  vernünftiges  Ermessen  zu  ermitteln  sein  wird. 

Für  die  innere  Güte  des  Werks  haftet  der  Autor  nicht,  wohl  abff 
fftr  die  versprochene  oder  vorausgesetzte  äuszere  Yoüständigkeit  des  Bocb 
und  für   rechtzeitige   Lieferung   des  Hainiscripts  und  der   Fortsetzwgea* 
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[ommt  er  dieser  Pfficht  nidit  nach,  so  ist  der  Verleger  berechtigt  Scba- 
ensersalz  zu  fordern.  (1.) 

Gewöhnlich  liegt  in  dem  Verlagsvertrage  auch  eine  üeberiragung  des 
[vtomdUs  eingeschlossen,  nnd  es  wird  daher  auch  der  Autor  durch  jenen 
erpflicbtet,  nichts  zu  thun  wodurch  das  Recht  des  Verlegers  beeintrüch- 
gt  wOrde.  Er  darf  daher  das  nAmKche  Werk  nicht  anderswo  nochmals 
nicken  lassen,  auch  nicht  in  einer  spätem  Gesammtausgabe  seiner  Werke, 
enn  nicht  die  Auflage,  fOr  welche  er  dem  ersten  Verleger  das  Werk 
treten  hat,  Yergrüfen  oder  sonst  der  Verleger  dafür  abgefunden 
orden  ist 

3.  Der  Verleger  wird  voraus  zur  Herausgabe  verpflichtet.  Darin 
?gt  die  Uebernahme  des  Drucks  in  angemessener  Ausstattung  und  die 
}rge  ftkr  die  Veröflentlichung,  den  Umsatz.  Der  Verleger  darf  gegen  den 
fiUen  des  Autors,  der  allein  den  geistigen  Gehalt  und  die  literarische 
orm  bestimmt,  keine  Aenderungen  vornehmen  und  musz  die  rechtzeitig 
^gebrachten  Aenderungen  des  Manuscripts  berücksichtigen.  Für  die  Cor- 
ttur  hat  der  Verleger  zu  sorgen,  aber  der  Autor  ist  berechtigt,  diese  oder 
)€h  die  Revision  zu  übernehmen.  Ist  die  Zahl  der  Exemplare  nicht  be- 
ingen,  so  hat  der  Verleger  in  der  Bestimmung  der  Auflage  freie  Hand; 
enn  aber  einmal  eine  bestimmte  Anzahl  von  Exemplaren  gedruckt  ist, 
»  darf  er  nicht  hinterdrein  einseitig  die  Auflage  erneuern.  (2.)  Die  Preis- 
Stimmung  steht  dem  Verleger  frei,  aber  innerhalb  der  Grdnzen,  welche 
r  beachten  sind,  damit  das  Werk  in  den  Umsatz  komme,  worauf  hinwieder 
)f  Autor  ein  Recht  hat 

4.  Die  Honorarverpflichtung  des  Verlegers  ist  nicht  wesentlich  für 
»  Begriff  des  Yerlagsvertrages,  obwohl  sie  häufig  mit  demselben  verbun- 
m  wird.  Zuweilen  kann  sie  aus  den  Umständen  geschlossen  werden  auch 
ine  ausdrückliche  Verabredung.  Der  Maszstab  der  Berechnung  und  die 
rösze  des  Ansatzes  hängt  von  der  Uebereinkunfl  der  Parteien  ab:  wo 
ese  schweigt,  von  dem  billigen  Ermessen  nach  den  Verhältnissen  des  be- 
•ndem  Falls.  Fällig  wird  die  Honorarforderung,  wenn  der  Druck  voll- 
idet  und  das  Werk  für  den  Umsatz  reif  ist,  bei  Werken,  die  auf  Vor- 
isbezahlung  gedruckt  worden,  schon  bei  der  Ablieferung  des  Manuscripts 
im  Druck.  Ob  dann  das  Werk  Absatz  finde  oder  nicht,  ist  abgesehen 
)n  besondern  Vertragsbestimmungen  unerheblich  für  die  Wirksamkeit  der 


1.  Aber  aach  dann,  wenn  der  Autor  den  feslgestellten  Umfang  des  -Manascripls 
esentlich  überschreitet,  z.  B.  vienig  Drackbogen  liefert  statt  zwaniig,  und  dadurch 
^esen  und  Yerwendbarkeit  des  Buches  vertragswidrig  alterlrt,  kann  der  Verleger  zu- 
icktreten  und  EntachädiguDg  für  die  schon  erlaufenen  Druckkosten  fordern ;  vgl. 
ütschr.  r.  Kunde  etc.  Zürcher  Rechtspfl.  IX  S.  3tfO. 

2.  Säeh*üehe9  O,  T.  1844.  S*  4-  Kann  über  die  Zahl  der  Exemplare,  in  wel- 
len die  Yerrleiniltigung  hat  erfolgen  sollen,  eine  ausdräckliche  rertragsmSszige 
Stimmung  nicht  nachgewiesen  werden ,  so  gut  dafür  als  rechtliche  Vermuthung 
ie  Zahl  von  Eintausend. 
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Vertragsfordeniog.  Diese  Cbanoe  des  Gewinnes  oder  Verlostes  hal  der 
Verleger  allein  zo  tragen,  und  kann  den  Vertrag  nicht  etwa  aas  dem  Stnd- 
punkte  der  lae$io  enormti  anfechten.  Möglich  ist  aber  auch ,  dasz  das  Ho- 
norar ganz  oder  thdlweise  auf  den  Gewinn  angewiesen  wird.  In  dieiesi 
Falle  erhalt  der  Verlagsvertrag  einen  Zosatz,  der  nach  den  Groodsttia 
der  Gelegenheitsgesellschaft  zu  benaessen  ist  FQr  neoe  Auflagen  gilt  in 
Zweifd  dieselbe  HonorarbestimnHing ,  welche  fQr  die  erste  Auflage  fenb- 
redet  war. 

5.  Der  Autor  kann  wohl  seine  Forderungen  an  den  Verleger  tber 
tragen,  aber  nicht  einseitig  seine  Verpflichtungen  durch  dnen  Andern  <t- 
follen  lassen.  Insofern  er  zu  aner  Arbeit  verpflichtet  ist,  hört  diese  PSdtf 
mit  seinem  Tode  oder  mit  seiner  eingetretenen  Dnftihigkeit  auf;  insofen 
aber  ein  fertiges  Werk  im  Manuscript  vorhanden  ist  und  die  Erben  nr 
Ablieferung  desselben  befiüiigt  sind,  geht  diese  Pflicht  auf  die  Erben  Ober. 

Der  Verleger  darf  hinwieder  wohl  die  fertige  Gesammtauflage  v^ 
üuszern,  aber  nicht  ohne  Zustimmung  des  Autors  einen  andern  VerlegR 
an  seine  Stelle  setzen,  der  die  Verpflichtung  zur  Herausgabe  an  seiner  Strfl 
übernehme.  Nur  kann  der  Autor  die  Veräuszerung  der  gesammten  Ver- 
lagshandlung nicht  hindern  und  musz  es  sich  gefallen  lassen,  dasz  d»D 
der  üebernehmer  In  die  Verlagsverbindlichkdt  eintrete.  FOr  Erftklinog 
derselben  kann  er  sich  aber  auch  in  diesem  Falle  daneben  an  seinen  nr- 
sprQnglichen  Verleger  halten.  Stirbt  der  Verleger,  so  geben  seine  Ver- 
pflichtungen desselben  auf  seine  Erben  oder  auf  die  andern  Nacbibiger  io 
dem  Etablissement  über. 

Die  Gefahr  des  Untergangs  des  Werks  trifll  vor  der  Ablieferong  des 
Hanuscripts  den  Autor,  nach  derselben  den  Verleger.   (3.) 

•  O.  Wächter,  Das  Verlagsrecht.  Stuttgart  1857  $$.  21  tL  Voll0<io- 
dige  und  gediegene  Bearbeitung  dieses  Vertrags ;  —  Gerher  $.  200.  219. 

§.  157. 
8.    Von  der  Commission. 
1.    Der  Commiitionwertrag  unterscheidet  sich  von  dem  Mandat  dorch 
den  Anspruch  des  Commssionärs  (1.),  der  den  Auftrag  des  Commütente» 

3.  Zürcher  Gesetzb.  $•  1612.  Geht  das  Manuscript  unter,  beror  es  abgeliefert 
worden,  so  trifll  der  Schaden  den  Autor  in  dem  Sinne,  dasi  er  ein  anderes  Mai«- 
Script  auf  seine  Kosten  zu  liefern  hat,  oder  wenn  diesz  unmöglich  ist,  seine  Reckte 
auf  Honorar  verliert.  Geht  dasselbe  nach  der  Ablieferung  unter,  so  trifft  der  Scha- 
den den  Verleger,  in  dem  Sinne  jedoch,  dasz  der  Autor»  wenn  er  eine  Copie  besitxt 
oder  mit  geringer  Anstrengung  den  Verlust  zu  ersetzen  im  Stande  ist,  das  pp* 
Entschidigung  thun  musz.  Ist  die  Wiederherstellung  aber  nicht  möglicli,  ohne  eü 
wesentlich  neues  Werk ,  so  ist  der  Verleger  zwar  zur  Honorirung  des  Autors  rer- 
pflichtet,   im  übrigen  aber  der  Verlagscontract  als  erloschen  zu  betrachten. 

i.  a.  300.  Commissionir  ist  derjenige,  welcher  gewerbemiszig  in  tipoen 
Namen  fSr  Rechnung  eines  AufU'aggebers  (Committenten)  Handelsgeschäfte  scbUcsit. 
Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  Qber  Commission  werden  aber  auch  auf  Kioneaie 
und  Nichtkauflente  angewendet,  welche  nur  ausnahmsweise  ein  einseines  Coaaü' 
slonsgeschlfl  machen,  a.  37S.  Prot.  8.  744. 
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erfllDt  hat,  mf  Provision.  Derselbe  gehört  zu  den  relativen  Handelsge- 
scbsSen  (a.  272,  $.  129)  und  kommt  sowohl  in  der  Weise  vor,  dasz  ein 
gioier  Geschäftszweig  der  Besorgung  eines  Commissionttrs  anvertraot  wird, 
als  10  der  Art,  dasz  demselben  nur  ein  einzelnes  Geschftft,  Einkauf  oder 
Verkauf,  flbertragen  wird.  Der  Vertrag  bedarf  zu  seiner  Entstehung  keiner 
besondem  Form  (Mot  S.  ISO);  wenn  der  eine  den  Auftrag  gibt,  z.  B. 
darch  Briefe  oder  Boten,  der  andere  ihn  annimmt,  so  ist  der  Vertrag  zu 
Stande  gekommen.  Von  dem  berufemaszigen  Commissionfir  wird  sogar  An- 
nahme des  Auftrags  vermuthet,  falls  er  nicht  ausdrücklich  dem  Gommitten- 
tcD  die  Ablehnung  meldet,  die  ihm  freilich  immer  frei  steht. 

2.  Der  Commissionär  ist  verpflichtet,  den  Auftrag  mit  der  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmanns  (Seujf.  Arch.  XI  143)  im  Interesse  des  Com- 
mitteoten  gemäsz  dem  Auftrag  (Z.  f.  H.  R.  III  S.  233)  auszuführen;  er 
bat  dem  Committenten  die  erforderlichen  Nachrichten  zu  geben,  insbesondre 
sofort  nach  der  Ausführung  des  Auftrags  davon  Anzeige  zu  machen  (a.  361), 
[aber  natürlich  bei  dem  Verkauf  eines  ganzen  Waarenlagers  nur  von  den 
das  Gesammtgeschäft  betreffenden  Handlungen),  In  zweifelhaften  Fallen ,  wo 
es  ohne  schädliche  Zögerung  geschehen  kann,  Instructionen  einzuholen, 
Dod  schlieszlich  Rechenschaft  zu  stellen  und  dem  Committenten  zu  leisten, 
was  er  aus  dem  Geschäft  zu  fordern  hat;  er  musz  insbesondere  bei  Haf- 
toog  fiir  den  aus  der  Unterlassung  entstandenen  Schaden,  wenn  ihm  zu- 
leseodete  Waaren  sich  in  einem  (auszerlich  erkennbar)  beschädigten  oder 
Dangeibaften  Zusland  befinden,  die  Re<*hte  gegen  den  Frachtführer  oder 
Schiffer  wahren,  für  den  Beweis  jenes  Zustandes,  nöthigenfalls  durch  Sach- 
rerstaodige  (a.  365),  sorgen  und  dem  Committenten  Nachricht  geben;  ist 
Sefahr  im  Verzug,  so  wird  er  die  W^aaren  vor  ihrer  völligen  Entwerthnng 
3der  Verderbnisz  öiTentlicb  verkaufen  (a.  366).  So  lang  die  ihm  anvertrauten 
Waaren  unter  seiner  Aufbewahrung  liegen,  ist  er  für  Verlust  oder  Be- 
xhidignng  verantwortlich,  nach  Maszgabe  des  W^erthes  der  Sache  am  Ort 
lad  zur  Zeit  der  Beschädigung,  vorbehaltlich  des  Nachweises  weiteren 
Sehadens;  er  musz  beweisen,  dasz  er  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
naoos  bewährt  habe. 

Da  er  für  seine  Mühewaltung  bezahlt  wird  (Mot  152)  und  auszerdem 
B^  durch  gewerbsmflszigen  Betrieb  des  Geschäfts  das  Publicum  einladet, 
ÜUD  zu  vertrauen,  so  rechtfertigt  es  sich,  wenn  er  gröszere  Sorgfalt  zu  be- 
weisen hat  als  ein  Depositar  oder  Mandatar  des  Civilrechts.  Die  früher 
bestrittene  Frage,  ob  jene  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns  die  Pflicht, 
<)ie  Waaren  zu  versichern,  einschliesze,  ist  vom  Gesetzbuch  verneinend  ent- 
schieden (a.  367)  wordoi;  er  haftet  nur,  wenn  er  gegen  den  besonderen 
Auftrag  des  Committenten  nicht  versichert  hat,  wie  er  im  allgemeinen  zum 
Ersatz  alles  Schadens  verpflichtet  ist,  der  aus  Nichtbefolgung  der  Aufträge 
te  Committenten  entspringt,  der  in  solchem  Fall  das  Geschäft  gar  nicht 
ib  ffir  seine  Rechnung  geschlossen  gelten  zu  lassen  braucht  (a.  362). 
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Dabei  ist  jedoch  zu  erwägen«  dasz  eine  bucbsUMicbe  Aoslegimg  des 
Auftrags  in  manchen  PAllen  der  wirklichen  Absicht  des  Committenten  nod 
den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  widerspräche,  und  anzuerkennen,  dasz  der 
Commlssionar^  gerade  wenn  er  als  vernünftiger  und  gewandter  GeschÜU- 
mann  in  dem  wahren  Interesse  des  Committenten  bandeln  will«  zaweäeo 
zu  einer  Abweichung  von  dem  Wortlaut  des  Auftrags  genöthigt  ist,  ja,  es 
können  die  veränderten  Conjuncturen  sogar  eine  völlige  UiUerloiimg  des 
Auftrags  im  Interesse  des  Committenten  gebieten.  DemgeroAsz  ist  deni 
auch  bei  Beurtheilung  der  Frage,  ob  er  den  Auftrag  redlich  und  gehörig 
erfüllt  habe,  zu  verfahren.  Der  Commissionar  ist  indessen  in  derarügei 
Fällen  verpflichtet,  dem  Committenten  jederzeit  beförderliche  Anzeigen 
machen.  (Prot  S.  687.) 

3.  In  der  Regel  handelt  der  Commissionar ,  indem  er  die  Comnv- 
sion  erfüllt,  in  eigenem  Namen  und  nicht  als  Stellvertreter  des  CommittenK 
darin  dem  acht  römischen  Mandatar  ähnlich;  durch  die  Geschäfte,  vekbe 
er  mit  Dritten  schlieszt,  wird  er  allein  berechtigt  und  verpflichte!;  zwiscbeo 
dem  Committenten  und  dem  Dritten  entstehen  daraus  gar  keine  Pflicfatefl 
und  Rechte.  (2.)  Gerade  darin  liegt  ein  Haupt vortheil  der  Commissioo  för 
den  Handelsverkehr,  denn  der  Committent  hat  an  dem  Wohnort  des  Coin- 
missionärs  keinen  besonderen  Credit  und  kann  dort  nur  Insofern  GescbäAe 
machen,  als  der  Commissionar  seinen  Credit  für  ihn  einsetzt.  Und  so  we-  ' 
sentlich  ist  jenes  Verhältnisz  für  den  Charakter  der  Commission,  dasz  d« 
Gesetz  keine  kaufmännische  Commission,  sondern  einen  gewöhnlichen  Auf- 
trag zu  einem  Handelsgeschäft  annimmt,  wenn  der  Auftraggeber  ausdrücklieb 
den  Abschlusz  des  Geschäfts  auf  seinen  Namen  vorgeschrieben  hat  (a.  360. 

4.  Der  CommUsUmär  ist  berechtigt  von  dem  Committenten  Ersatz  n 
verlangen  für  alle  Baarauslagen  und  für  alles,  was  er  sonst  zum  VoHzn? 
des  Geschäfts  nothwendig  oder  nützlich  aufgewendet  hat,  z.  B.  auch  Ver 
gütung  für  die  Benützung  der  Lagerräume  und  Transportmittel  des  Con* 
missionärs  und  der  Arbeit  seiner  Leute.  Zweifelhaft  erscheint,  ob  der  Com- 
missionar, der  zur  Versicherung  nicht  verpflichtet  ist  (a.  367),  andrerse^ 
zur  Versicherung  in  dem  Sinne  berechtigt  ist,  dasz  er  die  Auslage  fSr  ät 
Versicherungsprämie  als  nothwendige  oder  nützliche  Verwendung  in  Rech- 
nung stellen  darf.  In  der  Conferenz  gingen  die  Meinungen  ausdnanöer: 
die  richtigere  ist  wohl,   dem  Commissionar  die  Berechnung  der  Prämie  zQ 


2.  Vgl.  Zimmermann  im  N.  Arch.  f.  H.  R.  I ;  Seufferi*  Arch.  XI  36.  Es  kai> 
daher  der  CommiiieDt  Forderangen  aus  eiaem  Geschxn,  welches  der  CominissiMi' 
gescblossea,  dem  Schuldaer  gcgeoüber  erat  dann  geltend  roacheo ,  wenn  sie  ihn  ^ 
Commissionar  abgetreten  bat ;  doch  im  Yerbiltnisz  zwisehen  dem  Committenteo  vti 
dem  CommissiooSr  selbst  gelten  diese  Forderangen  auch  vor  der  Abtretang  als  For- 
derungen des  Committenten,  und  es  können  sie  nicht  etwa  die  Gläubiger  oder  dk 
Concursmasse  des  Commissionürs  für  sich  geltend  machen,  a.  363.  Mot  S.  154.  - 
Seaff.  Arch.  XIV  231. 
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gesC^^eo,  wenn  die  Versicherung  in  diesem  Geschäftszweig  ortsüblich  oder 
durJf  die  Lage  der  Sache  für  jeden  ordentlichen  Kaufmann  geboten  war; 
QntfT  diesen  Voraussetzungen  kommt  nichts  darauf  an,  ob  hinterher  ein 
Unfall  die  Waare  betroffen  hat  oder  nicht;  denn  auch,  wenn  die  befürch- 
tete Gefahr  nicht  wtrlüicli  eingetreten ,  kann  doch  die  Sorgfalt  eines  ordent- 
lichen Kaufmanns  Vorbeugung  erheischt  haben;  auch  hat  derCommissionär 
schon  wegen  des  ihm  an  der  Commissionswaare  zustehenden  Pfandrechts 
ein  Interesse  und  ein  Recht,  seine  Deckung  zu  versichern.  (Prot.  S.  1205.) 
Anszerdem  hat  nun  aber  der  Commissionär  noch  als  Gegenleistung  für 
seine  Gefahr,  Sorgfalt  und  Mühe  eine  Provision  zu  fordern,  wenn  das  Ge- 
schäft zur  Ausßihrung  {Seuff.  Arch.  X  43,  XIV  27.  28)  gekommen  ist; 
für  Geschäfte,  welche  nicht  realisirt  worden,  hat  der  Commissionär  sowenig 
als  6ef  Mäkler  Provision  zu  fordern,  ausgenommen 

a)  wenn  das  Geschäft  längere  Zeit  nach  dem  vollendeten  Abschlusz 
durch  Uebereinkunft  des  Committenten  und  des  Dritten  wieder  auf- 
gehoben worden  ist  (Prot  1206); 

b)  die  ortsübliche  „Auslieferungsprovifion^*  bei  der  Verkaufscommission ; 
diese  hat  der  Verkaufscommissionär  in  manchen  Märkten  zu  fordern, 
wenn  er  die  Waaren  wegen  Zurücknahme  des  Auftrags,  wegen  Ver- 
schulden qder  Zufall  auf  Seite  des  Committenten  oder  deszhalb  dem 
Letztern  zurückgeben  musz,  weil  der  Commissionär  unerachtet  aller 
Anstrengung  nicht  so  theuer,  als  der  Committent  vorgeschrieben, 
verkaufen  konnte,  (a.  371,  Prot.  S.  716,  Mot.  S.  156.) 

Die  Hohe  der  Provision  wird  in  Ermanglung  ausdrücklicher  Verabre- 
dung durch  den  Handelsgebrauch  oder  durch  richterliches  Ermessen  fest- 
gestellt,       i 

Für  alle  diese  Forderungen  nun,  für  die  Provision,  für  die  rücksichtlich 
des  Guts  gegebenen  Vorschüsse  und  Darlehen,  für  die  gezeichneten  Wechsel 
und  in  anderer  Weise  eingegangenen  Verbindlichkeiten,  sowie  für  alle  Forde- 
rungen aus  laufender  Rechnung  m  Commissionsgeschäften,  nicht  aber  auch 
zu  Gunsten  anderer  Forderungen  gegen  den  Committenten  auszerhalb  der  zwi- 
schen ihnen  laufenden  Commissionsgeschäfte,hat  derCommissionär  nach  älterem 
Recht  ein  Retentions ,,  nach  dem  Handelsgesetzbuch  auch  ein  Pfandrecht 
an  dem  Commissiansgut  (nicht  auch  an  andern  auf  sonstigem  Wege  in 
seinen  Besitz  gelangten  Waaren  des  Committenten),  sofern  er  dasselbe  noch  in 
seinem  Gewahrsam  hat  oder  sonst  durch  Conossement,  Lade-  oder  Lagerschein 
darüber  verfügen  kann.  (a.  374,  Mot.  S.  159,  Prot.  S.  1207  f.)  Und  ist 
der  Committent  in  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  im  Verzuge,  so  kann 
sich  der  Commissionär  für  jene  Forderungen  vorzugsweise  vor  dem  Com- 
mittenten und  dessen  Gläubigern  oder  Concursmasse  aus  dem  Commissions- 
gut  bezahlt  machen  nnd  dasselbe  sofort  ohne  weitere  Androhung  oder 
Klage  mit  gerichtlicher  Erlaubnisz  versilbern  lassen.  Dasselbe  darf  er  nach 
vorgängiger  Androhung  in  allen  Fällen  thun,  in  welchen  der  Committent, 
obwohl  hiezu  nach  Lage  der  Sache  verpflichtet,  es  unlerläszt,  über  das  Gut 

Bl u  D  tsc b  1  i,  deutsches  Privatrecbt.  3.  Aufl«  ^1 
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za  YcrfügeD,  dessen  der  Commissionär  ledig  werden  will ,  z.  B.  im  Fall  der 
Ablehnung  des  ganzen  Auftrags,  (a.  375.  310.  343,  366:  Prot.  S.  780;  vgl 
aber  lü^ecÄer  Enlsch.  in  FranÄ/". Rechtssachen  V  S.  132  f.;  Seuff.  Arch.  XIV 
195;  —  Z.  f.  H.  R,  IV  S.  157.) 

5.  Der  Commlssionär  ist  verpflichtet,  bei  dem  Geschäflsabschlosz  das 
Interesse  des  Committenten  zu  wahren,  also  unter  demselben  möglichst 
Tortheilhaflen  Bedingungen  für  ihn  einzukaufen  oder  zu  verkaufen,  je  nacfa* 
dem  die  Commission  Einkaufs-  oder  Verkaufscommission  fConsignalion)  ist 
Die  Consequenz  des  Princips  erfordert  es  daher«  dasz  er  im  ersten  Falle 
als  Käufer,  im  zweiten  als  Verkäufer  mit  einem  Dritten  confrahire  und 
nicht  ohne  weiteres  seine  eigene  Waare  als  Verkäufer  dem  Committenteo 
übersende  oder  die  Commissionswaare  selbst  für  sich  als  Käufer  bebalte 
Es  ist  das  nicht  ein  Vollzug  der  Commission,  sondern  ein  neuer  Kauf-  ood 
Verkaufvertrag  (was  vorliegt  kann  zweifelhaft  sein ;  Z.  f.  H.  R.  IV  S.  144, 
zwischen  ihm  und  dem  Committenten  und  daher  auch  nach  älterem  Recbt 
in  Consequenz  des  Princips  keine  Provision  hiebet  begründet.  Indessen  bat  die 
Handelssitte  und  das  Handelsinteresse  an  raschem  Umsätze  bei  Wechsek 
Werthpapieren  und  solchen  Waaren.  welche  am  Ort  oder  in  der  Nibe 
einen  Markt-  oder  Börsenpreis  haben,  zu  der  Annahme  geführt,  dasz  der 
Commissionär,  in  Ermanglung  entgegenstehender  Bestimmung,  das  Gut 
welches  er  einkaufen  soll,  selbst  als  Verkäufer  liefern  und  das  Gut 
das  er  verkaufen  soll,  selbst  als  Käufer  behalten  dürfe.  In  diesem  Fall  ist 
die  Rechenschaftspflicht  des  Commissionärs  auf  den  Nachweis  beschrloU 
dasz  er  das  Commissionsgut  in  der  That  zum  Börsenpreise  verkaoü 
oder  gekauft,  d.  h.  dem  Commissionär  berechnet  habe  ,  und  zwar  tut 
das  Handelsgesetzbuch,  der  Uebung  des  Verkehrs  entsprechend,  dabei  sogar 
die  Berechnung  der  Provision  und  der  übrigen  Commissionsunkosten  ge- 
stattet, ja  es  stellt  sogar  zu  Gunsten  des  Committenten  die  Verrouthoi^ 
auf,  dasz  der  Commissionär  selbst  Käufer  oder  Verkäufer  sei,  wenn  dieser 
bei  der  Anzeige  über  Vollzug  des  Auftrags  nicht  eine  andere  Person  als 
Käufer  oder  Verkäufer  namhaft  macht;  da  aber  der  Commissionär  doc^ 
vor  allem  als  Mandatar  den  Willen  und  das  Interesse  des  Committenten  zb 
berücksichtigen  hat,  so  ÜMt  sein  R^ht,  selbst  akr  Käufer  oder  Verkäufer 
einzutreten,  weg,  wenn  ein  Widerruf  des  Committenten  eintrifft,  bevor  die 
Anzeige  von  dieser  Ausführung  des  Auftrags  behufs  ihrer  Absendung  at)- 
gegeben  ist  Wenn  aber  der  Commissionär  einen  Einkaufscommilteotea 
nnd  einen  Verkaufscommittenten  zu  gleicher  Zeit  vertritt,  so  schadet  der 
Widerruf  des  Einen  nicht  mehr ,  wenn  der  Commissionär  schon  den  Be- 
schlusz  gefaszt  halte,  für  den  Einen  und  für  den  Andern  in  seiner  Persod 
Verkauf  und  Kauf  zu  vollziehen,    (a.  376.  377,  ProL  732.  741.  1212 ) 

Kann  der  Commissionär  wohlfeiler  einkaufen  oder  theurer  verkaafön 
als  der  Committent  vorausgesetzt  hat,  oder  Kosten  ersparen ,  welche  sonst 
bei  dem  Geschäft  zu  erlaufen  pflegen,  so  geschieht  das  zum  Vortbeil  des 
Committenten»  und  es  darf  der  Commissionär  m'cht  sich  diesen  Vortbeil  ao- 
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rechnen  —  ein  Grundsatz,  welcher  ans  dem  Wesen  des  Mandats  and  aus 
den  dem  Gescbfift  zo  Grunde  liegenden  Voratissetzungen  Ton  Treu  und 
Glaaben  folgt  und  den  das  Gesetzbuch,  unreinen  und  miszbränchlichen 
Debungen  des  Handelsverkehrs  gegenOber,  mit  Recht  bestätigt  hat  (a.372, 
Mot.  S.  156  f.) 

6.  Hat  der  Commissionär  zu  niedrigerem  Preise  verkauft  als  der  Com- 
mittent  festgestellt  hatte,  so  musz  er  demselben  den  Unterschied  im  Preise 
yergüten,  z.  B.  sich  an  der  Provision  abziehen  lassen ,  wenn  er  nicht  den 
schwierigen  Beweis  der  Negative  fibernimmt,  dasz  ein  Verkauf  zu  dem  ge- 
setzten Preise  nicht  ausgeführt  werden  konnte  und  dasz  der  Verkauf  von 
dem  Comnfiittenten  Schaden  abgewendet  habe;  der  Kaufmann,  der  auf  Ge- 
winn speculirt,  hat  aber  schon  Schaden,  wenn  er  keinen  Gewinn  hat;  esgendgt 
daher  nicht ,  wenn  etwa  der  CommissionSr  beweist,  er  habe  zu  demselben 
Preise  verkauft,  zu  dem  der  Committent  gekauft  hatte:  er  soll  nicht  ohne 
triftigen  Grund  von  seinem  Auftrag  abweichen  und  vielmehr  sich  durch 
die  Besorgnisz  vor  Verantwortlichkeit  oder  schwieriger  Beweisführung  sich 
hievon  abhalten  lassen;  hat  der  Commissionär  etwa  aus  Gefälligkeit  für 
einen  Geschäftsfreund  oder  aus  Eigennutz  an  diesen  oder  an  sich  selbst 
verkauft  und  deszhalb  eine  günstigere  Gelegenheit  aus  Arglist  oder  Fahr- 
lässigkeit nicht  benutzt,  so  kann  er  auch  hiefOr  in  Anspruch  genommen 
werden,  (a.  363,  Prot.  S.  1188.  f.  4624;  Seu/f.  Arch.  XHI  52.  167;  Ober 
Limitum  und  Beweis  desselben  XIV  155,  XV  66.)  Hat  umgekehrt  der 
Einkaufscommissionär  den  für  den  Einkauf  festgestellten  Maximalpreis 
ftberschrilten,  so  kann  der  Committent  das  Geschäft  als  nicht  für  seine 
Rechnung  geschehen  zurückweisen,  sofern  sich  der  Commissionär  nicht 
gleich  bei  der  Anzeige  des  Einkaufs  erbietet,  den  Unterschied  selbst  zu 
decken.  Indessen  kann  der  Committent  doch  auch  nicht  die  bereits  ver- 
kaufte Waare  von  dem  dritten  Käufer  zurückfordern,  sondern  ist  verpflich- 
tet, wenn  er  den  Abschlnsz  nicht  gelten  lassen  will,  diesz  dem  Commissionär 
ohne  Verzug  auf  die  Einkaufsanzeige  zu  erklären,  widrigenfalls  die  Ueber- 
schreitung  des  Auftrags  als  genehmigt  gilt.  (a.  364.) 

7.  Das  Eigenthum  der  eingekauften  Waare  geht  auf  den  Committenten 
insofern  über,  als  der  Commissionär  sie  als  Stellvertreter  desselben  in 
Empfang  genommen.  Der  Committent  ist  schuldig,  die  gemäsz  seinem 
Auftrag  gekaufte  Waare  anzunehmen,  den  Commissionär  für  den  Raufpreis 
ond  die  Zinsen,  die  dieser  schuldet,  zu  decken,  und  ihm  auch  allfällige 
Capitalvorschüsse  (nicht  aber  andere  Auslagen)  zu  verzinsen. 

8.  Die  zum  Verkauf  b^timmte  Conunissionswaare  bleibt,  so  lange  sie 
im  Besitz  des  Commissionärs  ist,  Eigenthum  des  Committenten;  aber  sie 
ist  als  anvertrautes  Gut  zu  behandeln  und  der  Commissionär  kann  das 
Eigenthum  daran  auf  den  Käufer  übertragen.  Ist  die  Waare  nicht  ver- 
käuflich, so  kann  er  auch  davon  den  Committenten  benachrichtige  und 
weitere  Instructionen  gewärtige,  nicht  aber  dieselbe,  ohne  dessen  Disposition 
zu  erwarten,  sofort  rorftekscfaicken« 
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9.  Die  Frage,  ob  der  CommissionAr  nur  gegen  baar  oder  aacfa  aufCKdit 
verkaufen  dürfe,  hängt,  abgesehen  von  den  besonderen  Auftragen,  von  dem 
Handelsgebraucbe  an  dem  Ort  des  Geschäftsabschlusses  (nicht  gerade  an 
dem  Wohnort  des  Commissioiifirs)  und  den  Umständen  ab.  Wo  Verkäufe 
auf  Zeit  Uebung  sind,  versteht  sich  das  Creditiren  von  selbst  Wenn  aber 
der  Conmiissionär  in  Ernuioglung  dieser  entschuldigenden  Voraussetzaogeo 
einem  Dritten  Vorschüsse  macht  oder  Credit  gibt,  thut  er  diesz  auf  eigene 
Gefahr  und  hat  dem  Committenten,  der  nicht  genehmigt,  sofort  als  Schold- 
ner  des  Kaufpreises  die  Zahlung  zu  leisten;  jedoch  darf  er  beweisen, 
dasz  beim  Baarverkauf  nur  ein  geringer  Preis  zu  erzieJen  gewesen  wäre 
und  die  Differenz  abziehen,  unbeschadet  des  vom  Committenten  festgestelK 
ten  Minimalpreissatzes,  (a.  369,  Mot.  S.  154.)  Für  die  Zahlung  oder  anderweitige 
Erfüllung  der  Verbindlichkeit  des  Dritten  haftet  der  Commissionär  nur  dano, 
wenn  er  in  einer  besonderen  Nebenverabredung  des  „del  credere"  (L  l 
H.  R.  III  S.  241.  242)  „de  croire^'  diese  Gewährleistung  übernommen  bat 
oder  diesdbe  am  Ort  seiner  Niederlassung  Handelsgebrauch  ist  Dieser  ver- 
schärften Verpflichtung  steht  dann  meist  das  Recht  auf  eine  besonder» 
Provision  {del  credere-Provmon)  als  Gegenleistung  zur  Seite.  (3.)  Der 
Commissionär  ist  in  diesem  bei  der  Einkaufe-  wie  bei  der  Verkauäcoffi- 
mission  häufig  vorkommenden  Fall  dem  Committenten  für  die  gehörige 
Erfüllung  im  Zeitpunkt  des  Verfalls  unmittelbar  und  persönlich  als  Selbst- 
schuklner  insoweit  verhaftet,  als  die  Erfüllung  aus  dem  Vertragsverbältnisx 
überhaupt  rechtlich  gefordert  werden  kann:  der  Commissionär  darf  ihn  nicbt 
mittelst  Abtretung  der  Klagen  aus  dem  Geschäft  an  den  Dritten  verweisen, 
aber  andrerseits  braucht  auch  der  Committent  nicht  zu  zahlen  falls  der 
Dritte  aus  materiellen  Gründen,  z.  B.  wegen  eines  Verschuldens  des  Com- 
mittenten, frei  wird;  auch  kann  der  Commissionär  etwa  nur  für  etoeo 
Theil  der  Vertragssumme  das  da  credere  übernehmen,  (a.  370,  Mot  S.  155  L 
Prot  S.  713.  1201.) 

*  TreiUchke^  Rechtagmndsätze  vomCommissionsbaDdel,  1839  j  —  Bfinckmam 
§.  107;  —  vgl.  Ackermamu  Rechtssätze,  neue  Folge  VIII  S.  90,  VI  S.  193,  l 
S.214,  XI 160;  —  Liibeeker  Entsch.  in  Frankf.  Rechtssachen  V  S.  100;  —  Römnt 
Samml.  IV  240.  2B9,  III  N.  176.  286.586 ;  —  Hiersemmzel^  zur  Lehre  v.  kaufi». 
Comm.-Geschäft.  Reichenbach  1859 ;  —  Se«/f.  Arch.  XIU  53.  226.313,  XIV  231. 
28,  XV  44.  45;  —  Z.  f.  H.  R.  I  S.  559—564,  HI  232—242  (über  thcüweiseii 
Vollzug  IV  S.  157);  —  Gerber  §.  199. 

§.  158. 
9.  Von  der  Spedition. 

1.  Die  Spedition  ist  eine  bespndeie  Art  der  Commission.  Der  Spedi- 
tionsvertrag wird  zwischen  einem  Auftraggeber   und  dem  Spediteur  abge- 

3.  Unter  Umstlnden  kann  auch  aus  der  Mheren  Profision,  die  als  del  credeie- 
Provision  erscheint,  auf  Uebernahme  der  Uaft  del  credere  geachtoatoi  werden. 
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schlössen.  (1.)  Das  Charakteristische  för  die  Thdtigkeit  des  Spediteurs  ist 
der  Abschlusz  von  Frachtgeschäften  für  fremde  Rechnung,  d.  h.  für  den 
Versender  oder  den  Destinatar:  andere  Aufträge,  die  er  nebenher  besorgt, 
vollzieht  er  als  Commissionär  oder  Handlungsbeanftragter  (Prot.  S.  751. 
1216^.  Er  Obernimmt  die  Versendung  von  Waaren  aus  Auftrag  des  Ab- 
senders an  eine  bezeichnete  Adresse,  und  hat  in  Folge  dessen  eine  Forde- 
rung auf  Provision,  hier  auch  Speditionsgebühr,  Speien  genannt;  der  letztere 
Ausdruck  bezeichnet  im  engern  Sinne  aber  nur  die  Baarauslagen,  welche 
dem  Spediteur  vergütet  werden  müssen. 

2.  Der  Spediteur  von  Beruf  ist  wie  der  gewerbsmäszige  Commissionär 
gebaUen,  den  Auftrag  zur  Spedition  ausdrücklich  und  sofort  durch  Anzeige 
an  den  Committenten  abzulehnen^  widrigenfalls  er  für  Erfüllung  haftet 
Nimmt  er  den  Auftrag  an,  so  bat  er  vorerst  den  äuszem  Zustand  der  ihm 
Obergebenen  Waare  zu  prüfen,  und  wenn  aus  der  verletzten  Verpackung 
oder  sonst  ein  Verdacht  der  Beschädigung  sich  ergibt^  eine  nähere  Unter- 
sQchung  und  amtliche  Constatirung  des  Schadens  zu  veranlassen,  diejenigen 
vorläufigen  Maszregeln  zu  ergreifen,  welche  dazu  dienen,  die  Ersatzforde- 
rang  zu  sichern,  und  dem  Auftraggeber  unverzüglich  davon  Kenntniss  zu 
geben,  damit  dieser  das  Weitere  verfüge.  Er  haftet  überhaupt  für  jeden 
Scbadm  (2),  welcher  aus  der  Vernachlässigung  der  Sorgfalt  eines  ordent* 
liehen  Kaufmanns  bei  der  Empfangnahme  und  Aufbewahrung  des  Guts, 
bei  der  Wahl  der  Frachtführer,  Schißer  oder  Zwischenspediteure  und  über- 
haupt bei  der  Ausführung  der  von  ihm  übemomnienen  Versendung  der 
Güter  entsteht^  und  zwar  hat  der  Spediteur  die  Anwendung  dieser  Sorg- 
falt zu  beweisen. 

3.  Deber  die  Ausdehnung  seiner  Verantwortlichkeit  bekämpfen  sich 
g^enseitlg  noch  zwei  Ansichten.  Nach  der  älteren  haftet  der  Spediteur 
in  der  Regel  nur  für  eigenes  Verschulden ;  nach  der  neueren,*)  welche  in 


1.  a.  310.  Spediteur  ist  derjenige,  welcher  gewerbemiszif  in  eigeneiii  Namen 
f9r  fremde  Rechnung  Güterfernendungen  durch  Frichttährer  oder  Schiffer  zu  be- 
sorgen öberaimnt;  eiBielnefipediUonsgesehlfte,  von  Kaufleulen,  die  nicht  Spediteure 
sind,  hesorgt,  werden  wie  die  ron  eigentlichen  Spediteuren  behandelt;  a.  388;  aber 
aar  solche  Personen,  welche  nur  die  yermitilun^  von  Frachtverträgen  zwischen  dem 
Absender  und  dem  Frachtführer  oder  Schiffer  bewirken,  Frachtmäkler»  Güterhesatter, 
Schiflbprocureure,  Agenten  etc.  lassen  sich  die  Grundsätze  der  eigentlichen  SpediUon 
nicht  anwenden,  a.  389. 

%  a.  380*  Doch  mnsz  der  Betrag  dea  Schadens  bewiesen  werden;  der  Spe- 
diteur (ebenso  der  Frachiführer)  haftet  nicht  ohne  weiteres,  wie  die  Post,  für  den 
vom  Versender  einseitig  declarirten  Werth.  Prot.  S.  753.  784. 


•)  Vgl  Burckardi»  über  die  yeraDtworllichkelt  des  Schaldners  fOr  wine  Geholfen  bei  Er- 
fdlluDg  von  Obligationen.  Kiel  f86l.  —  Vhhthkd*,  Ober  die  flaflong  des  GescbifU berrn  ans  der 
VeneholduDg  der  in  sehieoi  GesehUI  aogettelhen  Personen  bei  KrfilUung  ObernooBmener 
VerbindlichkeH  (Areb.  t  pract.  RecbU.-W.  Yll  8.  ffi9}. 
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das  französische  Gesetz  au^enommen  ist!,  haftet  er  aacb  liQr  den  Schadeo, 
welchen  die  von  ihm  bestellten  Zwischenspediteure  und  FrachtfObrer  ver- 
schuldet haben  und  in  beiden  Richtungen  bis  an  die  Grenze  der  höheren 
Gewalt  Der  preuszische  Entwurf  hatte  dieses  letztere  Princlp  der  unbe- 
dingten Haftung  vorgeschlagen,  aber  in  den  Berathungen  der  Conferenz, 
welche  sonst  in  sehr  anerkennenswerther  Weise  fiberall,  unbeirrt  durch 
doctrindre  Bedenken,  das  Gesetz  der  Anforderung  und  der  Auflassung 
des  modernen  Verkehrs  nach  seinen  neuesten  Fortschritten  angepaszt  bat, 
wagte  man  noch  nicht,  dieses  sowohl  dem  practischen  Bedürfnisz  als  der 
theoretischen  Consequenz  der  Stellung  des  Spediteurs  ent^sprechende  System  n 
adoptiren ;  es  wurde  behauptet,  die  Entwicklung  des  deutschen  Speditionswe- 
sens habe  noch  nicht  die  jener  Auflassung  entsprechende  Höhe  erreicht  nnd 
die  Geschäfte  derjenigen  deutschen  Spediteure,  welche  an  Ausdehnung  deneo 
der  französischen  „Entrepreneurs"'  gleich  kamen,  seien  fast  immer  Fracht- 
geschäfte, und  für  diese  stellte  auch  das  deutsche  Gesetz  den  Grundsatz 
der  unbedingten  Haftung  für  alle  Zwischenpersonen  auf*).  Nur  für  den  FiB. 
dasz  der  Spediteur  sich  mit  dem  Absender  oder  Empfänger  ttber  bestimmte 
Satze  der  Transportkosten  geeinigt  hat,  haftet  er  im  Zweifel  auch  für  die 
von  ihm  angenommenen  Zwischenspediteure  und  Frachtführer.  (3.) 
4.    Der  Spediteur  hat  von  dem  Auftraggeber  zu  fordern : 

a)  Ersatz  für  seine  nothwendigen  und  nützlichen  Auslagen  und  Ver- 
wendungen, für  Frachtlohn,  Zölle,  Lagergelder;  er  darf  aber  nur  die 
wirklich  mit  dem  Frachtführer  oder  Schifler  bedungene  Fracht  ver- 
langen, Ersparungßn  an  den  r^gelmäszigen  Sätzen  kommen  nur  dem 
Auftraggeber ,  nicht  ihm  zu  Gute.  Im  Zweifel  darf  der  Spediteur 
die  Versendung  durch  fremde  Frachtführer,  aber  mittelst  von  ihm 
für  eigene  Rechnung  gemietheter  Transportmittel,  ja  auch  ohne  fremde 
Frachtführer  selbst  ausführen.  In  letzterem  Fall  hat  er  zugleich  die 
Pflichten  und  Rechte  eines  Frachtführers,  und  in  beiden  Fällen  kaoo 
er  die  gewöhnliche  Fracht  neben  den  Speditionskosten  verlangen.  (4.) 

b)  Die  Spedüianspravüion ,  welche  aber  bei  fixen  Transportkostenan- 
schlSgen  im  Zweifel  unter  diesen  begrifien  ist  (a.  381.  384).  För 
alle  diese  Forderungen  hat  er,  ganz  wie  der  Corombsionir,  ein  Ri- 
teniioM'  und  Pfandrecht  an  dem  Speditionsgut,  nicht  aber  auch 
(wie  der  Commissionar)  für  Forderungen   aus  früheren  Speditions- 


3.  a.  380.  384,  Prot.  S.  753  f.  1223;  aber  auch  in  diesem  Fall  haftet  er  im  Zweifel  oor 
für  die  wirklich  angenommeDcn  Leute,  nicht  dafQr,  dasz  der  Transport  unter  allca 
OmsUnden  stattfinde. 

4.  a.  381,  383-5. 


*)  FQr  €^f^  imtliimio  haftet  der  Spediteur  obae  Zweifel;  vgl.  Semff.Areh,  XIV  S3,  IV 71, 
X79. 
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geschiften.  Bedient  sichrer  Spediteur  eines  Zwischenspeditenrs ,  so 
hat  dieser  auch  alle  Rechte  seines  Vornnanns  auszuüben,  insbesondere 
auch  dessen  Pfandrecht.  Soweit  der  V'ormann  wegen  seiner  For- 
derung durch  Nachnahme  von  dem  Narhmann  befriedigt  ist,  geht  die 
Forderung  und  das  Pfandrecht  des  Vormanns  auf  den  Nachmann  über. 
Dasselbe  gilt  vonForderungund  Pfandrecht  des  Frachtführers,  wenn  und 
insoweit  der  letztere  von  dem  Zwischenspediteur  befriedigt  ist.  Es  kann  sich 
also  der  Spediteur  für  seine  Forderung,  anstatt  von  dem  Auftraggeber, 
auch  von  dem  Frachtführer  bezahlen  lassen,  bei  der  Cebergabe  der 
Waare  zum  Transport,  und  es  wird  dadurch  sein  Anspruch  gegen 
den  Versender  und  den  Empßnger  in  seiner  Person  getilgt  und  auf 
den  Frachtführer  übertragen  (a.  382). 

5.  Nicht  selten  hat  der  Spediteur  sowohl  von  dem  Versender  als  von 
dem  Empfänger  des  Gutes  den  Auftrag  zur  Besorgung  der  Spedition  er- 
halten. Dann  darf  er  aber  den  Auftrag  des  letztern  erst  dann  befolgen, 
z.  B.  den  Uebergang  des  Eigenthnms  vermitteln,  wenn  er  den  des  erstem 
vorher  volkogen  hat;  er  darf  also  z.  B.  gar  nicht  ausliefern,  wenn  ein 
telegraphischer  Widerruf  des  Versenders  eintrifil  oder  nur  gegen  Baarzah- 
hing,  wenn  diese  nachtrfiglich  verlangt  vrird.  (6.) 

6.  Im  Interesse  rascher  libwicklung  der  Speditionsgeschäfte  und  in 
Erwägung,  dasz  die  meisten  Umstände,  welche  verschuldete  oder  unver- 
schuldete Verminderung,  Verluste,  Beschädigung,  verspätete  Ablieferung  des 
Speditionsguts  herbeiführen,  nach  Ablauf  längerer  Zeit  sich  gar  nicht  oder 
doch  nur  sehr  schwer  beweisen  lassen,  rechtfertigt  es  sich,  wenn  das  Ge- 
setz durch  die  kurze  Verjährungsfrist  von  einem  Jahre  die  Spediteure  gegen 
späte  Haftung  aus  ihren  Unternehmungen  schützt.  Die  Frist  b^nnt  mit 
dem  Ablauf  des  Tages,  an  welchem  die  rechtzeitige  Ablieferung  hätte  ge- 
schehen müssen  oder  an  welchem  die  verspätete  Ablieferung  oder  die  Ab- 
h'eferung  verminderter  oder  geschädigter  Waare  wirklich  geschehen  ist,  und 
die  Verjährung  trifft  die  Einreden  wie  die  Klagen  gegen  den  Spediteur; 
im  Falle  des  Betruges  oder  der  Veruntreuung,  die  der  Spediteur persoh/icA 
begebt,  kann  er  sich  auf  diese  Veijährung  nicht  berufen,  (a.  386,  Mot. 
8.  167.) 

*  Wengler^  Beiträge  zu  der  Lehre  von  dem  Speditionsgeschäft.  Chemnitz 
1860;  —  Ackermanns  Rechtas  ;  neue  Folge  V  S.  a4,  VI  366,  X  165,  XI  150; 
~  Rmers  Samml.  IV  N.  45.  46;  -  Z.  1  H.  B.  I  S.  568—571;  —  Seuff.  Aich. 
XV  TO;  —  Gerher  §.  19Ö. 


5.  Seaffertf  Archiv  V  50,  XT  48.  Die  Beklagtea  (Spediteure)  waren  den  Klä- 
Seni  tls  ihren  MaDdaDteo  schuldig,  sich  deren  Instruction  gemäss  tu  Terbalteo,  also 
Diehdem  der  Auftrag  der  Kläger  zur  Weiterbeförderung  der  Waaren  widerrufen 
worden  war,  ehe  dieselhen  Ton  Altona  abgesandt  waren,  solche  bis  auf  ntfhere  Ordre 
der  Kliger  laruckznbalten. 
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S.  159. 

10.  Vom  Frachtvertrag, 
a)  Vom  Frachtgeschäft  im  allgemeinen. 
1.  Die  Frachtführer  überaehroen  die  Besorgung  von  Gütern  tller 
^  Art  (nicht  blosz  von  Handelswaaren)  zu  Land  oder  zu  Wasser  an  den  Be- 
stimmungsort gegen  Lohn  (Frachtpreis,  Fracht).  (1.)  Der  Frachtvertreg 
wird  vollendet  durch  bloszen  Ccnsens;  das  Handelsgesetzbuch  fordert  nicht, 
wie  ältere  Rechte,  die  Debergabe  der  Waare  und  des  Frachtbriefs* )  an  deo 
Frachtführer.  Der  Frachtbrief  ist  nicht  Bedingung  der  Gültigkeit  des  Fracht- 
vertrages, sondern  nur  ßeweisurkunde ;  denn  oft  wird  er  nur  von  dem 
Versender  ausgestellt  und  hftufig  gar  nicht  unterzeichnet:  es  steht  öer 
Name  nur  etwa  gedruckt  unter  dem  Formular  (Mot  S.  169).  Der  Fracht- 
brief enthält  die  Bezeichnm^  des  Guts  nach  Beschaflenheit,  Menge,  Qout- 
tität.  Gewicht,  Zahl  der  Colli  und  Merkzeichen ,  Namen  und  Wohnort  cks 
Frachtführers,  Namen  des  Absenders  und  des  Destinatars,  den  Ort  der  Ab- 
Merung,  die  Bestimmung  des  Frachtlohnes,  den  Ort  und  Tag  der  Ans- 
steUung  und  die  besonderen  Vereinbarungen,  welche  die  Parteien  etwa 
noch  über  andere  Punkte,  namentlich  über  die  Zeit  der  Abüefemng  und 
über  Entschädigung  für  verspätete  Ablieferung,  getroffen  haben,   (a.  392.) 

Der  Frachtführer  kann  die  Ausstellung  eines  Frachtbriefs,  der  alle 
diese  Punkte  enthält,  verlangen  (2.)  und  ihn  als  Beweis  für  Eiistenz  und 
Inhalt  des  Frachtvertrages  geltend  machen  (a.  391);  aber  der  Gegenbeweis 
ist  nicht  ausgeschlossen  und  es  können  auch  neben  dem  Frachtbrief  mund- 
liche Nebenabreden  in  gültiger  Weise  getroffen  werden,  obwohl  deren  Auf- 
nahme in  den  Frachtbrief  sehr  rathsam  erscheint  (Mot  S.  169).  Der  Ab- 
sender kann  daher  auch  nach  Errichtung  des  Frachtbriefs  noch  den  Inhalt 
des  Frachtvertrags  durch  mündliche  Bestimmung  erweitern  oder  beschräiiki»ii 
und  der  Frachtführer  nur  verlangen,  dasz  diese  Aenderungen  im  Fracht- 
brief nachgetragen  werden.  (Prot.  S.  5043.) 


1.  a.  390.  Frachtführer  ist  derjenige,  welcher  gewerbemiszig  den  Transport 
von  Gütern  zu  Lande  oder  auf  Flüssen  und  Binnengewässern  ausführt;  Kaolleatf» 
welche  nicht  regelmäszig,  sondern  ausnahicsweise  ein  einzelnes  Frachtgeschifl  hesorgcs, 
ebenso  Eisenbahnen  und  andere  öffentliche  Transportanstalten,  auch  Posten,  sofera 
für  diese  nicht  besondere  Vorschriften  bestehen,  werden  in  Frachtgeschillen ,  aicbt 
aber  im  Transport  von  Personen,  wie  gewerbsmSszige  Frachtführer  beurthefit.  a  490. 
421.  Der  Fluszschiffer  ist  Jetzt  im  Gegensatz  zu  manchen  iltem  Rechten  dem  LiimI- 
fübrmann  gleich  gestellt,  der  Seeschiff^r  aber  steht  unter  Herrschaft  des  Seerechts. 

2.  Prot.  8.  783;  in  wiefern  ein  Frachtbrief,  in  dem  einer  oder  der  andere  dieser 
•Punkte  fehlt,  seine  Beweiskraft  verliert,  entscheidet  sich  nach  den  allgemeinen  Gmad- 
sitsen  ober  Beweiskraft  von  Urkunden.  Hot.  160. 


*)  Ueber  die  rechtliche  Natur  des  Frachtbriefs  s.  M.  Arcb.  f.  H.  B.  1  S.  340. 
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2.  Auszer  dem  Frachtbrief  rousz  nun  aber  der  Absender  (der  nr- 
sprüDgliche  Versender,  der  Verkaufer  wie  der  Spediteur;  vgl.  Prot.  S.  78. 
844.  4733)  den  Frachtführer  bei  Götern,  welche  vor  der  Ablieferung  an 
den  Empfänger  verzollt  oder  versteuert  werden,  in  den  Besitz  der  nöthigeh 
Begleit-  und  Legitimationspapiere  setzen,  bei  Haftung  für  allen  Schaden, 
welcher  diesen  ohne  seine  Schuld  wegen  unrichtiger  oder  unzulänglicher 
Papiere  treffen  kann  (a.  393). 

3.  Nicht  immer,  aber  häufig,  wird  anderseits  von  dem  Frachtführer 
dem  Absender  ein  Ladeschein  ausgestellt,  d.  h.  eine  Urkunde,  durch  welche 
sich  der  Frachtführer  verpflichtet  zur  Aushändigung  des  Gutes  an  den  Desti- 
natar oder  an  dess<'n  Ordre;  lautet  der  Ladeschein  nur  „an  Ordre,^^  so 
gilt  der  Absender  selbst  als  Destinatar,  d.  h.  der  Frachtführer  hat  am  Ort 
der  Ablieferung  nur  an  den  Absender  selbst  oder  an  einen  erst  später  da- 
selbst zu  bezeichnenden  Empfänger  abzugeben.  Auszerdem  enthält  der  Lade- 
schein dieselben  Punkte  wie  der  Frachtbrief,  musz  aber  mit  der  Unter- 
schrift des  Frachtführers,  eventuell  mit  dessen  beglaubigtem  Handzeichen 
(Prot  S.  849),  versehen  sein.  Diesen  Ladeschein  schickt  nun  der  Absender, 
vielleicht  unter  Zurtickbelialtung  eines  Duplicats  (Prot.  S.  1246,  4776),  an 
den  Destinatar,  und  legitimirt  diesen  dadurch  zur  Empfangnahme  gegen- 
über dem  Frachtführer,  welcher  eine  vom  Absender  unterzeichnete  Copie 
zum  Zweck  der  Conlrole  mit  sich  zu  führen  pflegt  (a.  413.  414;  Prot 
4770).  Denn  dieser  Ladeschein  ist  für  die  Rechtsverhältnisse  zwischen 
dem  Frachtführer  uud  dem  Destinatar  entscheidend ,  wie  für  das  Verhältnisz 
zwischen  jenem  und  dem  Versender  der  Frachtbrief: 

a)  der  Frachtführer  mu$z  demjenigen  abliefern ,  welchen  der  Ladeschein 
ursprünglich  oder  durch  Indossament  als  Destinatar  bezeichnet 
(a.  417.  418). 

bj  Der  Frachtführer  darf  aber  auch  an  keinen  andern  abliefern,  auch  dinn 
nicht,  wenn  der  Absender  nachträglich  einen  andern  Empfänger  he- 
zeichnet ,  ausgenommen  es  wird  ihm  zugleich  der  Ladeschein  zurück- 
gestellt; denn,  wenn  etwa  der  Versender  zuerst  dem  Einen  die 
Waaren  verkauft  und  den  Ladeschein  übersendet  hat  und  später 
einem  Andern  die  Waaren  tradiren  will,  so  müszte  der  Fracht- 
führer, der,  dem  spätem  Auftrag  des  Versenders  folgend,  diesem 
zweiten  die  Waaren  ausgehändigt  hätte,  jenem  ersten,  der  mit  dem 
Ladeschein  in  der  Hand  Ablieferung  fordert,  vollen  Ersatz  leisten 
(a.  416). 

c)  Qualität,  Quantität  Ablieferungszeit  etc.  fordert  der  Destinatar  vom 
Frachtführer  nur  nach  Maszgabe  des  Ladescheines  und  nur  soweit 
nach  Maszgabe  des  Frachtbriefs,  als  im  Ladeschein  auf  diesen  Be- 
zug genommen  ist  (a.  415); 

d)  der  Frachtführer  ist  daher  zur  Ablieferung   nur  dann  verpflichtet 
wenn  ihm  der  Ladeschein  zurückgegeben  und  auf  demselben  die  Ab-  < 
lieferung  bescheinigt  wird  (a.  418). 
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• 
4.    Die  VerantwortHcbkeit  des  Frachtführers  ist  eine  sehr  aosgeddnite. 

Er  haftet  vor  allem  : 

a)  für  rechtzeitige  Lieferuug;  er  mosz  daher,  wenn  über  die  Zat,  binnen 
welcher  der  Transport  vollendet  sein  soll,  im  Frachtvertrage  nichts 
bestimmt  ist,  die  Reise  antreten  innerhalb  der  durch  den  Handels- 
gebrauch des  Abgangsortes  oder  durch  billige  Erwägung  der  Um- 
stände des  Falls  bestimmten  Frist.  Er  musz  sie  dann  ohne  Zdgerung 
fortsetzen  und  vollenden.  Wird  der  Antritt  oder  die  Fortsetzung  der 
Reise  durch  Naturereignisse  oder  sonstige  Zufälle  zeitweilig  verhindert, 
d.  h.  tritt  eine  solche  Verzögerung  ein,  welche  weder  als  gaozoner- 
heblich  noch  auch  als  so  wesentlich  erscheint,  dasz  um  ihretwOleo 
der  erkennbare  Zweck  des  Vertrags  sich  als  vereitelt  darstellt  —  im 
ersten  Fall  hat  der  Versender  gar  keinen  Anspruch  auf  Entschädi- 
gung, im  letztern  kann  er  von  dem  Vertrag  ganz  zurücktreten  - 
so  würde  nach  gemeinem  Civil-  und  nach  älterem  Handelsrecht  der 
Versender  an  den  Vertrag  gebunden  bleiben  und  abwarten  mQssea 
bis  die  Hindernisse  gehoben  sind.  Darin  würde  nun  aber  für  den 
Versender,  welcher  bei  einer  so  verspäteten  Ankunft  der  Waare 
vielleicht  zwar  nicht  allen,  aber  doch  den  meisten  Vortheil  ans  dem 
Unternehmen  einbüszt,  eine  grosze  Härte  liegen,  und  das  Handels- 
gesetzbuch hat  für  diese  pjactisch  sehr  häufigen  und  sehr  wichtigen 
Fälle  die  billige  Auskunft  getroffen,  dasz  der  Versender  auch  bd  der 
zeitweiligen,  nicht  völligen,  Verhinderung  der  ordnungsmäszigen  Reise 
von  dem  Vertrag  zurücktreten  darf,  nicht  die  Beseitigung  der  Hin- 
dernisse  abwarten  musz;  nur  musz  er  den  Frachtführer,  wenn  diesem 
kein  Verschulden  zur  Last  f^llt,  für  die  Kosten  der  Vorberatung  and 
der  angefangenen  Reise,  der  Wiederausladung  etc.  nach  Haszgabe  des 
4  Ortsgebrauchs  oder  des  richterlichen  Ermessens  entschädigen  (a.  3di 
Prot  785  f.  4679.  4687).  Anderseits  aber  musz  der  Frachtführer  dem 
Versender  oder  Destinatar  jeden  Schaden  ersetzen,  welcher  aus  Ver- 
säumung der  bedungenen  oder  üblichen  Lieferungszeit  entstanden  ist 
sofern  er  nicht  beweisen  kann,  dasz  die  Verspätung  durch  Anwen- 
dung der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Frachtführers  nicht  abzuwendeo 
war  (a.  397);  beweist  er  diesz,  so  kann  ihm  im  Zweifel,  d.  h.  sofern 
nicht  unbedingte  Haftung  für  Einhaltung  der  Frist  unerachtet  alier 
Zufälle,  ausgenommen  etwa  höhere  Gewalt  ausdrücklich  bedungoi 
war,  weder  der  Frachtlohn  vorenthalten  oder  verkürzt  noch  die  etwa 
bedungene  Conventionalstrafe  abgefordert  werden.  (3.) 
b)  Der  Frachtführer  haftet  ferner  für  Ablieferung  ohne  Verlust  und  Be- 
schädigung, und  zwar  hat   in  dieser  Beziehung   das  Gesetzbuch  im 


3.    a.  399.    Ist  aber  eine  solche  Strafe  oder  Vorenthaltong  ausbedoogei  «od 
wirkt,  so  luDD  daneben  im  Zweifel  auch  Doch  der.  Ersati  des  Joie  Samme  ähefstd- 
genden  Schadens  aus  der  Yerspätuog  verlangt  werdeo.  a.  398. 
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wesentlichen  jene  Grundsätze  adoptirt,  welche  das  Bedürfnisz  des 
flandebverkehrs,  im  Gegensatz  zu  dem  römischen  Recht,  schon 
früher  geltend  zu  machen  gesucht  und  auch  die  französische  Gesetz- 
gebung aufgestellt  hatte.  Während  der  Frachtführer  hei  Verspätungen 
beweisen  darf,  dasz  er  auch  durch  Anwendung  aller  Sorgfalt  dieselben 
nicht  hätte  verhindern  können,  haftet  er  bei  Verlust  und  Beschädi- 
gung^ wie  für  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns«  auch  für 
jeden  gewöhnlichen  Zufall  und  wird  nur  frei,  wenn  er  beweist,  dasz 
der  Schaden: 

a)  durch  höhere  Gewalt  oder 

ß)  durch  die  natürliche  Beschaffenheit  des  Guts  (inneren  Verderb, 

Schwinden,  Leckage), 
y)  oder  durch  äuszerlich  nicht  erkennbare  Mängel  der  Verpackung 
entstanden  ist.  (4.) 
Von  seiner  Haftpflicht  wird  der  Frachtführer  auch  für  die  Zeit,  da 
sich  das  Gut  in  dem  Gewahrsam  einer  Steuer-  oder  Zollbehörde  be- 
findet, nicht  absolut  frei ;  auch  für  diese  Zeit  musz  er  alle  Siche- 
mogsmaszregehi  treffen  und  haftet,  wenn  er  eine  solche  verabsäumt, 
z.  B.  Abnahme  einer  Empfangsbescheinigung  des  Amtes;  nur  wenn 
er  den  Schaden  in  Folge  der  gebotenen  Ablieferung  in  das  Local  der 
Behörde  nicht  abwenden  konnte,  wird  er  durch  höhere  Gewalt  frei 
(Prot.  S.  4731).  Der  Frachtführer  haftet  auch  für  den  schädlichen 
Einflusz  des  Transports  selbst  und  der  Witterung  auf  den  Innern 
Bestand  der  Waare,  wenn  sie  durch  seine  Schuld  jenen  Einflüssen 
mehr  oder  länger  als  nöthig  gewesen  wäre,  ausgesetzt  war  (Prot 
S.  4704).  Für  Kostbarkeiten,  Gelder  und  Werthpapiere  haftet  er 
nur  dann,  wenn  ihm  diese  Beschaflenheit  oder  der  Werth  der  Waare 
im  Frachtbrief  oder  sonst  rechtzeitig  angegeben  worden,  widrigenfalls 
er  nicht  anmal,  wie  nach  gemeinem  Becht,  wie  für  Frachtgut  mittlem 
Werthes  zn  haften  hat  (a.  395,  Prot  S.  4717  f.).  Bei  Schaden 
durch  Verlust  wird  der  gemeine  Handelswerth  des  Guts  am  Ort  und 
zur  Zeit  der  versprochenen  Ablieferung,  nach  Abzug  der  durch  den 
Veriort  wegiallenden  Zölle  and  andern  Spesen,  vergütet,  im  Fall  der 
Beschädigung  die  Diflerenz  des  Verkaufswerths  des  beschädigten  Guts 
und  des  in  obiger  Weise  berechneten  Handels-  eventuell  des  genieirien 
Werthes  ersetzt;  bei  böslicher  Handlungsweise  hat  der  Frachtführer 
immer  den  vollen  Schaden  zu  ersetzen»  (a.  396). 
c)  Der  Frachtführer  haftet  nun  aber  bei  allem  Schaden  durch  Verspä- 
tung, Verlust  oder  Verletzung  nicht  nur,  wie  der  Spediteur,  für  seine 


4.  a.  395.  Die  Bewcislast  ober  den  Inhalt  ond  den  innern  Zustand  der  anfge- 
S<beD(D  Waarenballen,  über  die  Beschaffenheit  der  Verpackung,  über  die  Ursaeheo 
>Ml  die  Zeit  der  Beschtdigung  bestimmt  das  Ermessen  des  Richter«  nach  den  all- 
(emetofD  GrandsäUen  rom  Beweis.   Prot.  8.  4705.  4773. 
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eigenen  Fehler,  sondern  auch  für  die  seiner  Leute  nnd  aller  andern 
Personen,  auch  der  weitem  Frachtführer,  deren  er  sich  bei  Aosföh- 
rung  des  von  ihm  übernommenen  Transportes  bedient;  wie  er  sdoe 
Obb'egenheit,  die  Waare  an  den  Bestimmungsort  zu  schafleo,  aus- 
führt, ob  selbst  oder  durch  andere,  ist  für  den  Absender,  der  sich 
einfach  an  den  Frachtführer  häK,  gleichgültig.  (5.)  Wenn  mehrm 
Frachtführer  auf  einander  folgen,  tritt  der  spätere  durch  üebemabme 
des  Guts  mit  dem  ursprünglichen  Frachtbrief  in  den  Frachtfertrig 
gemäsz  jenem  Brief  ein,  übernimmt  gegenüber  allen  Berechtigten  die 
selbständige  Verpflichtung,  den  Transport  demgemäsz  aaszufiQhrai, 
und  hat  auch  in  Bezug  auf  den  von  seinen  Vormännern  b^^ts  aa«- 
geführten  Transport  für  deren  Verbindlichkeiten  einzustehen  (6.);  in 
Zweifel  liegt  in  der  Uebernahme  eines  bis  an  den  Bestinamungssrt 
lautenden  Frachtbriefs  die  Uebernahme  des  ganzen  Transports,  «4 
betheiligen  sich*successiv  mehrere  Frachtführer  an  dessen  AasHä- 
rung,  so  haftet  jeder  solidarisch  für  alle  seine  Vor-  und  NachmäDner; 
(a.  401  ,  Prot.  S.  4748.  5032) ;  jeder  solcher  ünterfrachtfiQhrer  hat 
die  Verpflichtung,  die  Waare  dem  Empfänger  nach  Maszgabe  toä 
Frachtbrief  und  Ladeschein  abzuliefern ,  so  unversehrt  wie  sie  4er 
erste  Frachtführer  empfangen;  er  kann  sich  nicht  darauf  benxfeiu 
dasz  die  Schädigung  vor  seinem  Eintritt  in  den  Vertrag  geschehen 
sei  (Prot  S.  4724) ;  will  er  diesz,  so  genügt  nicht  ein  bloszer  Pro- 
test auf  dem  alten  Frachtbrief,  sondern  er  musz  alle  bisherigen  Ver- 
luste und  Verspätungen  sich  constatiren,  d.  h.  factisch  einen  ino<fr> 
ficirten  oder  neuen  Frachtbrief  sich  ausstellen  lassen  (Prot  S.  822. 
4739.  4749]. 

5.  Der  Frachtführer  hat  auf  der  Reise  und  nach  der  Aukonft  nod 
allen  späteren  Aufträgen  des  Absenders  nachzukommen  wegen  Zarttckgabr 
des  Guts,  Sistirung  der  Reise,  Abgabe  an  einen  andern  als  den  im  Fradit 
brief  bezeichneten  Destinatar;  hat  aber  der  Frachtführer  nach  der  Ankuii 
letzterem  den  Frachtbrief  übergeben,  so  hat  er  nur  noch  dessen  Wei- 
sungen, nicht  mehr  die  des  Absenders,  zu  befolgen,  widrigenfaik  er  dem 


5.  a.  400.  401.  ProL  S.  817.  Sofern  sich  noil  dem  Frachtrertrag  lär  Hb» 
Strecke  ein  Speditionsverirag  für  eine  weitere  verbindet,  haftet  der  Frachlfubrer  fm 
die  weitere  nur  wie  ein  Spediteur/also  z.  B.  nar  för  culpa  in  eligendo ;  wie  ein  solcWr 
nach  Strecken  abgetheilter  Vertrag  zu  deuten  sei,  kann  nor  die  Erwigong  aller  er- 
stände des  einielnen  Falls  lehren.  Prot.  S.  4723.  4739. 


6.  Dagegen  hat  auch,  wenn  das  Gut  in  dieser  Weise  durch  die  Rinde  i 
Frachtführer  gegangen  ist,  der  letzte  alle  Forderungen  der  YormSnoer,  die  sieb  i 
den»  Frachtbrief  erget>en,  einzuziehen  und  alle  Rechte  derselben,  nainentlicb 
^  ihre  Pfandrechte  an  dem  Gut,  auszuül>en ;  Jeder  Yorniann,  Spediteur  wie  FracbtTährer. 
der  Tom  Nachroann  befriedigt  ist,  übertrügt  auf  diesen  von  Rechtswegen,  ohne  wet- 
tere Cession,  seine  Forderung  und  sein  Pfandrecht,  a.  410. 
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DestioaUr  für  das  Gut  haftet  (7.)  Er  darf  nur  an  den  im  Frachtbrief  be- 
zdcbneten  DestinatAr  das  Frachtgut  ausliefern  (8.),  und  dieser  kann  vor  der 
Ankunft  alle  zur  Sicherstellung  des  Guts  dienenden  Maszregelu  selbst 
trefleo  und  dem  Frachtführer  anweisen  (a.  4M.);  er  kann  nach  der  An- 
kanft  des  Letztem  aUe  frachtbriefmAszigen  Rechte  gegen  Erfüllung  der 
fnchtbrieftnaszigen  Verpflichtungen  (Zahlung  von  Kaufpreis,  Fracht,  Spesen) 
io  eignem  Namen ,  wenn  auch  kn  fremden  Interesse,  als  Commissionflr 
gegen  den Frachtftlhrer  geltend  machen;  er  kann  insbesondere  diesen  auf 
Debergabe  des  Frachtbriefe  und  des  Gutes  belangen,  solange  nicht  Contre- 
ordre  eingetroflen.    (a.  405,  Prot.  S.  5047.  5099.) 

6.  Es  gilt  aber  der  Frachtbrief  auch  als  Auftrag  des  Versenders  an 
den  Destinatar,  dasz  er  den  Frachtführer  bei  der  Ablieferung  der  Waare 
befriedige  und  nach  Maszgabe  des  Frachtbriefs  Zahlung  leiste.  Nimmt 
freilich  der  Destinatar  die  Waare  nicht  an ,  so  kann  ihn  der  Frachtführer 
aoch  nicht  zur  Zahlung  der  Fracht  nöthigeu,  sondern  sich  deszhalb  nur  an 
den  Versender  hallen  (vgl.  auch  Z.  f.  H.  R.  III  S.  222).  Nimmt  aber  der 
Destinatar  das  Gut  und  den  Frachtbrief  an,  so  übernimmt  er  damit  auch 
die  in  dem  Frachtbrief  auferlegte  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Fracht.*) 
Der  sorgfältige  Frachtführer  wird  daher  dem  Destinatar  den  Frachtbrief 
ror  der  Zahlung  nur  prAsentiren,  denselben  aber,  wie  ein  Gläubiger  eine 
Anweisung  zur  Zahlung,  erst  bei  der  Zahlung  dem  Destinatar  aushän- 
ligen  ^9.) 

7.  Wenn  der  Destinatar  nicht  aufzufinden  ist  oder  die  Annahme 
«rweigert  oder  wenn  StreR  Itber  die  Annahme  oder  den  Zustand  der 
li^aare  entsteht,  so  darf  im  ersten  Fall  der  Frachtführer,  in  dem  letztern 
och  der  Destinatar  den  Zustand  des  Gutes  durch  handelsrichterlich  beistellte 
«chverständige  schriftlich  oder  zu  Protokoll  feststellen  lassen  *)  und  dieser 
lefaod  ist  in  dem  künftigen  Procesz  ein  Hauptbewetsmittel  (Prot  S.  4736); 
inter  Umständen  kann  auch  das  Gericht  auf  Antrag  des  BetheiKgten  die 
Vaaren  in  einem  Oflentlichen  Lagerhause  oder  bei  einem  Dritten  niederlegen 
nd,  soweit  es  zur  Deckung  der  Forderungen  des  Frachtführers  erforderlich, 


7.  a.  402.  Der  Prachtfilbrer  kann  vorher  nur  Aufnahme  der  müodlicheo  Aende- 
ngeo  in  dem  Fracbtbri«r verlangen;  Prot.  S.  0043.  Eine  Uebermittlong  um  Fracht- 
rieCi  an  den  Destinatar  vor  der  Ankunft  hebt  das  Dispositioasreeht  des  Absenders 
kht  aof. 

8.  Wenn  nieht  vor  Uebergabe  des  Frachtbriefes  Conireordre  des  Versenders 
ngetroffen  (a.  403);  aber  nicht  schon  unterwegs,  erst  nach  der  Ankunft,  darf  er 
Hiefera,  abgesehen  von  besonderer  Weisung  des  Versenders,  a.  404. 

9.  a.  406.  Aber  derDestinaUr  musz  auch  dann  gemäsz  dem  Frachtbrief  zahlen» 
eon  er  zunächst  nur  die  Waaren  und  erst  spiter  den  Brief  empfangen  hat,  aber 
\e  ersleren  stillschweigend  so  lange  behalt,  dasz  er  inzwischen  Zeit  hatte  Waaren- 
Bd  Frachtbrief  zu  prüfen  und  zu  vergleichen.  Prot.  8.  5101. 


')   \%L  fiber  Eiaredea  hiegegen  Emi$€k.  rf.  Ohtririk,  zu  Beriim  39.  K.  37;   CompCDMlIoD  d. 
■UchidigUBg  gegen  die  Fracbl  Z.  f.  U.  IL  lU  S.  S21. 
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sofort  öffentlich  versteigern  lassen;    doch    ist   die  anwesende   Gegenpartei 
dabei  zu  hören,  (a.  407,  Prot  S.  807,  4761.) 

8.  Der  Destinatar  hat  ein  Interesse,  erst  nach  vorsichtiger  PrOfang 
der  Waare  die  Fracht  zu  bezahlen ;  denn  bat  er  die  Waare  eininal  •Q9^ 
nommeu  und  bezahlt,  so  erlischt  regelmftszig  jeder  Anspruch  gegen  da 
Frachtführer;  nur  ausnahoosweise  kann  derJSmpflnger  in  diesem  Fall  nod 
den  Frachtführer  in  Anspruch  nehmen,  wenn  er  beweist: 

a)  dasz  der  Verlust  oder  die  Beschädigung  bei  der  Ablieferung  losier- 
lieh  nicht  erkennbar  waren; 

b)  dasz  er  nach  deren  Entdeckung  ohne  Verzug  die  Feststellung  desZo* 
Standes  erwirkt  habe,  und  , 

c)  dasz  der  Scliaden  nicht  vor  der  Abgabe  durch  den  Versender  an  den 
Frachtführer  und  nicht  nach  der  Abgabe  an  den  Destinat&r  seU 
eingetreten  sei. 

In  jedem  Fall  aber  verjähren  die  Riagen  und  Einreden  gegen  des 
Frachtführer  wegen  Verlust,  Beschädigung  oder  Verspätung  in  denelbei 
Frist  wiedie  gegen  den  Spediteur  (a.  386,  §•  158,  6.)  und  aus  den  gleidiefl 
Erwägungen,  (a.  408.) 

9.  Anderseits  hat  auch  der  Frachtführer  ein  Interesse,  nicht  ohDeB^ 
Zahlung  abzuliefern.  Denn  sonst  verliert  er  das  Zurücld^ehaltungS'  ood 
Pfandredit,  welches  er  (analog  dem  Commissionir  und  Spediteur)  fllr  aDe 
seine  durch  den  Frachtvertrag  begründeten  Forderungen  (Fracht,  Liege- 
gelder, Steuern,  Zölle,  Provisionen,  nicht  auch  für  Forderungen  aus  frfihera 
Frachtverträgen)  an  dem  Frachtgut,  so  lange  es  von  ihm  KorOckgehihei 
oder  deponirt  ist^  hat.  Nur  soll  aus  billiger  Rücksicht  auf  Treue  mi 
Glauben,  das  Pfandrecht  auch  nach  der  Ablieferung  noch  drei  Tf 
fortdauern,  insofern 

a)  der  Frachtführer  dasselbe  in  dieser  Frist  gerichtlich  geltend  macht  uni 

b)  das  Gut  noch  vom  Empfänger  oder,  wenn  von  einem  Andern,  dock 
für  den  Empfänger  besessen  wird. 

In  Ermanglung  dieser  Voraussetzungen  erlischt  nach  drei  Tagen  oidit 
nur  das  Pfandrecht,  sondom  der  ganze  AasfMiich  des  Frachtftihren  bi^ 
der  vorhergehenden  Frachtführer  und  Spediteure  gegen  aUe  VormlnDer, 
d.  h.  den  Absender  und  die  früheren  Spediteure  und  Frachtführer:  er  W 
alsdann  dem  Empfänger  credUirt^  und  nur  dieser  bleibt  ihm  ^re^ 
hafteU  (10.) 


10.  a.  409.  Prot.  S.  845.  4765;  Z.  f.  H.  R.  III  S.  222;  wenn  dieses  PUmtrecki 
mit  dem  eines  Commissiootrt,  Spediteurs  oder  andern  Frachtführers  an  demselben  Gü 
ta^ammentrifll,  so  gehen  die  Pfandrechte  für  Yersendungs-  und  TransportiMlco  tfcon 
das  Commistlonärs  oder  Spediteurs  für  anderarlige  Vorficbatse  vor ;  «nler  i 
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•  EmmerKng,  Samml.  v.Entscli.  d.  hess.  Cass.-Hofe  I  8.  49;  —  Z.  f.  H.  R. 
ma  221  f,  210,  203;  —  Sftiffl  Arch.  XI 287,  84;  -  Gerber  §•  183- 

§.   160. 
b)  Tom  Fnichtgesdiifte  der  BtMRbtbneD  iosbesoiidere. 

1.  Die  allgemeineD  GraDdsJUtze  des  Handelsrechts  von)  Frachtvertrag 
finden,  wie  sich  von  selbst  vorsteht  und  das  Gesetz  auszerdero  ausdrück- 
lich bestimmt  (a.  421),  auch  nuf  die  Frachtgeschäfte  der  Eisenbahnen  An- 
wendung. Das  Gesetz*)  tritt  mit  bewuszter  Schärfe  dem  Bestreben  dieser 
Anstalten  entgegen,  die  strenge  Verantworthchkeit  des  regelmäszigen 
Frachtführers  in  Form  eines  Dienstxeglements  oder  durch  den  Schein 
eines  Vertrages  mit  dem  Versender  oder  £mp&nger,  im  Widerspruch  mit 
den  Bedürfnissen  des  Verkehrs,  von  sich  abzuwälzen.  Dasz  jene  Anstalten 
in  der  Regel  jede  Concurrenz  ausschlieszen  und  das  Publicum  zu  ihrer 
Benützung  gewissermassen  genöthigt  ist,  kann  die  Pflicht  jener  Verantwor- 
tung nicht  aufheben,  sondern  musz  sie  bestärken ;  andere  Transportanstalten, 
wie  Dampfschiffe,  Posten  ete.>  welche  nicht  in  gleicher  Weise  wie  die 
Eisenbahnen  ein  factisches  Monopol  zur  Ausführung  von  Frachtgeschäften 
in  einer  gewissen  Richtung  haben,  dürfen  die  Verpflichtung  zum  Schadens« 
ersatz  in  Beziehung  auf  Beweislast,  Fintritt,  Umfang  und  Dauer  der  Haf- 
tung beliebig  beschränken  und  ausschh'eszen,  Eisenbahnen  aber  mit  recht- 
licher Wirkung  nur  unter  folgenden  Einschränkungen,  (a.  423.) 

2.  Eine  Eisenbahn,  welche  dem  Publicum  einmal  förmlich  zur  Be- 
nützung für  den  Gütertransport  eröffnet  ist,  ist  berufsmiszige  Frachtführerin 
und  kann  regelmäszig  die  Eingehung  eines  Frachtvertrags  nicht  ablehnen, 
insofern  die  Güter  an  sich  und  vermöge  ihrer  Verpackung  gemäsz  den 
Reglements,  der  Einrichtung  und  Benutzung  der  Bahn  sich  zum  Transport 
eignen,  der  Versehder  sich  in  Bezug  auf  den  Frachtlohn,  die  Art  der  Auf- 
lieferung und  die  sonstigen  den  Eisenbahnen  freigestellten  Bedingungen  den 
allgemeinen  Anordnungen  der  Bahnverwaltung  unterwirft  und  die  regel- 
mäszigen Transportmittel  der  Bahn  genügen.  Die  Eisenbahn  braucht  die 
Güter  erst  anzunehmen,  wann  die  Versendung  geschehen  kann;  in  An- 
sehung der  Reihenfolge  der  Beförderung  kann  kein  Absender,  ohne  einen 
in  den  Einrichtungen  der  Bahn,  den  Transportverhäitnissen  oder  dem 
öflentlichen  Interesse  liegenden  Grund,  begünstigt  werden;  die  Zeit  der 
Vertragsschlieszung  entscheidet  unter  allen  Contrahenten  über  die  Reihen- 
folge, (a.  423.) 

Pfandrecbten  (Qr  Versendung  und  Transport  gebt  immer  das  zuletxt  eostandene,  und  ron 
mehreren  Pfandrecbten  für  Vorschüsse  das  zuerst  enstandene  vor.  a.  4ll.  Prot. 
8.  3103. 


*)  K0mpe,   d.  Entw.  d.  aUgeoi.  U.  0.  G.  B.   io    seinem   Verb.  lum  D.  Post-  und  Eisen« 
babnlransportrecht   Regensburg  1860. 
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3.  Ausnahinsweise  kann  die  Haftung  au^eschlosseo  werden  fflr  den 
Verlust  (auch  durch  Entwendung,  Prot  S.  4797)  oder  Schaden,  wdcber 
entsteht  aus  der  Versendung  in  unbedeckten  Wagen  oder  in  mangdhafUr 
Verpackung  nach  fVillen,  aus  dem  Auf-  und  Ahladen  durch  Bteorgmg  des 
Versenders;  ferner  für  solche  Güter,  deren  eigenthümliche  Natur  sie  der 
besondern  Gefahr  von  Verluei  oder  Beschädigung  aussetzt  (Pulver,  Zand- 
hOtchen,  Reibhölzchen,  Prot  S.  5020),  für  die  mit  dem  Transport  MfemUr 
Thiere  für  diese  verbundene  Gefahr  (die  Bahn  kann  Begleitung  der  Thiere 
durch  Wärter  fordern,  Prot.  S.  5016),  bei  begleiteten  Gütern  für  Schaden, 
dessen  Abwendung  die  Begleitung  bezweckte.  Ist  eine  solche  Bestimmong 
bedungen,  so  wird  vermuthet  der  eingetretene  Schaden  sei  aus  der  wegb^ 
dungenen  Gefahr  enstanden ,  wenn  er  daraus  entstehen  konnte,  vorbehalt- 
lich des  Beweises  der  Schuld  der  Bahnverwaltung  und  ihrer  Leute.  (1.) 

4.  Auf  dieses  Verschulden  kann  die  Haftung  für  nicht  zum  Transpod 
aufgegebenes  Reisegepäck  beschränkt  werden ;  für  Verlust  von  aufgegebenen 
Reisegepäck  kann  die  Haftung  durch  eine  Abforderungsfrist  von  wenigstens 
drei  Tagen  begrenzt  werden  (a.  426);  aber  auch  für  anderes  Gut  kam 
bedungen  werden,  dasz  nach  Annahme  des  Guts  und  Bezahlung  der  Fracht 
jeder  Anspruch  wegen  Verlust  oder  Beschädigung,  auch  für  nicht  gleich 
erkennbare  oder  erst  später  entdeckte  Mängel,  durch  eine  Anmeldungsfrist 
von  wenigstens  vier  Wochen  begränzt  sei  (a.  428;  Z.  f.  H.  R.  111  S.  224). 

5.  Die  Bahn  kann  NormcUsätze,  über  welche  hinaus  sie  nicht  haftet, 
aufstellen: 

a)  für  Güter  t  welche  nach  ihrer  natürlichen  BeschafTenheit  durch  den 
Transport  an  Gewicht  oder  Masz  verlieren,  vorbehaltlich  des  Be- 
weises anderer  Entstehungsursachen  des  Schadens  oder  der  Dnange* 
messenlieit  des  Normalsatzes; 

b)  für  den  Mehrbetrag  des  Schadensersatzes  über  das  im  Frachtbrief 
oder  im  Gepäckschein  angegebene  Interesse  an  der  rechtzeitigen 
Lieferung  oder  den  declarirten  Werth  des  Guts  hinaus;  in  Ermang- 
lung solcher  Angaben  kann  ein  Normalsatz  für  die  ganze  Haftung 
(z.  B.  Verlust  der  Fracht)  aufgestellt  werden. 

Im  Fall  der  Arglist  oder  groben  Verschuldens  kann  der  Normal* 
satz  nicht  geltend  gemacht  werden.  {2,] 

6.  Besondere  Vorschriften  erheischen  die  Fälle  des  Transports  durch 
mehrere  anschlieszende  Eisenbahnen  und  des  nur  theilweise  durcli  Eiseu- 
bahn  zu  vollziehenden  Transports: 

a)  im  ersten  Fall  kann  bedungen  werden,  dasz  nicht  alle  Eisenbahnen 


1.  D.  b.  aller,  bei  der  VerwaltuDg  und  dem  iusaero  Dienst,  yod  der  Bahn  frr- 
wemleten  Personen,  a.  424,  Prot.  S.  5023;  vgl.  Seuf/.  Arch.  XIII  140. 

2.  a.  426.  427 ;  aus  den  ProtocoUen  S.  5114  erhellt,   dasz  der  Ausdrock  „hd»- 
liche  Handlungsweise"  u.  a.  427  auch  grobe  Fahrllszigkeit  elnschUeticn  Mllte. 
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welche  das  Gut  mit  dem  Frachtbrief  Obernehmen ,   in   so  absoluter 
Weise,  wie  andere  Frachtfflhrer,  solidarisch  für  jeden,  auf  dem  ganzen 
Transport  vorgekommenen  Schaden  haften  sollen,    sondern   nur  die 
erste  und  die  letzte,  dasz  aber  jede  Zwischenbahn  dem  Versender  (oder 
der  Eisenbahn,  welche  diesen  befriedigt  hat)  nur  dann  hafte,  wenn 
ihr  nachgewiesen  wird,  dasz  der  Schade  auf  ihrem  Bahngebiet  stattge- 
funden habe.  (3.) 
b)  Liegt  der  Bestimmungsort  nicht  an  der  Eisenbahn,  so  mag  die  Bahn 
den  Transport  nur  bis  an  den  letzten  mit  den  Schienen  erreichbaren 
Ort  als  Frachtführerin,  den  weitem  Transport   nur  im  Wege  und 
mit  der  Haftpflicht  der  Spedition  übernehmen;  ist  von  dem  Versen- 
der auf  dem  Frachtbrief  bestimmt,  dasz  das  Gut  an  einer  Eisenbahn- 
station abgegeben  werden  oder  liegen  bleiben  soll,  so  gilt  der  Trans- 
port als  von  der  Bahn  nur  bis  an  jene  Station  übernommen,  uncrach- 
tet  im  Frachtbrief  ein  anderer  Bestimmungsort  angegeben  ist,  und 
die  Bahn  haftet  nur  bis  zur  Ablieferung  an  jenem  Ort  (a.  430.  431.) 
*  Eompe^  vom  Posttransportvertrage,  insbesondere  von  der  Scbadensersatz- 
▼erbindlichkeit  in  derZeitschr.  f.  D.  R.  XVIII  S.  301—388;  —  SinUnii  in  den 
mattem  für  Rechtsanwend.  in  Thüringen  VII  S.  132,  211;  —  RoizMri,  über 
SchftdenBOMktzpflicht  der  Eisenbahnen  im  Arch.  *t  civ.  Praxis  44,  S.  2il ;  — 
Goidschmidi,  Z.  f.  H.  R.  IV  S.  569;  —  Otto,  über  Haftpflicht  der  Eisenbahnen, 
im  württemb.  Archiv.  IV  S.  83;  —  Linde,  über  Haftverbindlichkeit  der  Poet- 
aostelten  nach  Grundsätzen    des    dentsch-österr.   Postvereines  und  den  Partie- 
Rechten,  Gieszen  1859 ;  ^  Annalen  d.  O.  Ä.  G,  xu  Dresden  II  S.  527 ;  —  Z.  f. 
E  R.  m  S.  224.  229,  I  S.  573—7  (Sfi/f.  Arch.  XU  25). 

§.  161. 

11.  YersicherungsvertrXge. 

a)  Im  allgemeinen. 

1.  Die  AssecuranZ'  oder  Versicherungsverträge  sind  in  neuerer  Zeit 
sehr  ausgebildet  und  in  mannichfaltigen  Formen  und  Anwendungen  allgemein 
verbreitet  worden.  Das  Geschäft  ist  ein  wesentlich  gegenseitiges.  Der 
Versicherer  übernimmt  die  Gefahr  eines  dem  Versicherten  drohenden  Scha- 
dens, und  verspricht  seinerseits  fflr  diesen  Fall  eine  Entschädigung  zu  be- 
zahlen; der  Versicherte  hinwieder  bezahlt  als  Gegenleistung  dafür  jenem 
2 am  voraus  eine  Prämie, 

Die  Versicherungsverträge  sind  zwar  gewagte  Geschäfte,  indem  sie  in 
Gewinn  und  Verlust  von  einem  ungewissen  Ereignisz  abhängig  gemacht  sind ; 


3.  a.  429.  Aoschlifszende  Eisenbahnen  sind  durch  einen  and  denselben 
Betrieh  Yerbundeo ;  ob  die  Schienen  in  einander  laufen  oder  durch  welche  Mittel 
die  Yerwaltang  das  Gut  ron  einer  Bahn  (vielleicht  auch  über  grössern  Zwi- 
sehenraum)  auf  die  andere  schafft,  ist  gleichgältig ;  der  Anschlosz  ist  Juristisch,  nicht 
iDechaoisch  gemeint.  Prot.  S.  5115. 

i  1  o  D  t  •  e  h  1  i ,  deotacbes  Privatrecbt.   8.  Aufl.  32 
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aber  sie  haben  einen  darcbans  iUtIkhen  Zu>eek^  indem  sie  die  Insiere  G^ 
fahr  des  Unglücks,  welches  den  einzelnen  Betroffenen  niedo^rOden 
droht,  auf  eine  grössere  Verbindang  verbreiten  und  mit  gemeinsamer 
Kraft  diesem  die  Last  tragen  helfen.  Sie  unterscheiden  sich  dadurch  von 
den  Glücksverträgen.  Das  Handelsgesetz  zählt  die  Versicherung  gegeo 
Prämie  zu  den  absoluten  Handelsgeschäften.  (Vgl.  §.  129.  3.) 

Regelmäszig  wird  die  schriftliche  Form  zur  Verbindlichkeit  dieses  Ver- 
trages vorausgesetzt.  (1.)  Dem  Inhalte  nach  müssen  die  Contrahenten  sich 
Ober  die  Gefahr  geeinigt  haben,  um  deren  willen  die  Versicherung  verbogt 
und  zugesagt  wird ,  über  den  Yersicherungswerth  des  bedrohten  Gegen- 
standes und  über  die  Versicherungsprämie.  Der  Versicherte  erhält  dann 
gegen  Bezahlung  der  Prämie  oder  der  ersten  Prämie  den  Yersichm^ 
schein^  die  sog.  Police. 

2.  Gegenstand  der  Versicherung  sind  zunächst  Sachen,  oder  andn  ' 
Dinge  von  Vermögenswerth.  Da  die  Versicherung  nur  den  Zweck  bat  k 
Gefahr  abzuwenden  und  den  Scliaden  zu  vergüten,  so  versteht  sieb,  dia 
die  Sache  nicht  über  ihren  Werth  hinaus  versichert  werden  soU,  und  der 
Versicherte  nicht  auf  seinen  Schaden  speculiren  darf.  (2.  3.)  Bei  mancbeo 
Arten  der  Versicherung,  namentlich  gegen  Feuersgetahr,  ist  diese  Bescbrlo- 
kung  für  die  allgemeine  Sicherheit  so  wichtig,  dasz  die  üebertretung  der- 
selben theils  mit  Strafe  bedroht  wird,  theils  zu^  Ungunsten  des  Versicherers 
die  Nichtigkeit  des  ganzen  Versicherungsvertrages  nicht  blosz  für  die  Deber- 
Versicherung  angenommen  wird.  Aber  auch  wo  diese  Gemeingefährlichkeit 
nicht  vorliegt,  musz  doch  dem  Versicherer  das  Recht  zugestanden  werden, 
bevor  der  Schaden  eintritt,  Herabsetzung  der  Versicherungssumme  auf  das 
richtige  Masz  zu  verlangen,  und  im  Fall  der  dolosen  Ueberversicberang 
selbst  nach  dem  Eintritt  des  Schadens  die  Bezahlung  der  Versicberoogs- 
summe  zu  verweigern. 

3.  In  neuerer  Zeit  sind  aber  auch  Va^cherungen  von  Personen  an) 
persönlichen  Eigenschaften  üblich  geworden.  Man  Versichert  ihr  Lei)eo 
gegen  die  Todesgefahr,  ihre  Arbeitsfähigkeit  gegen  Krankheitsgefahr  o.  dgL 
und  das  Recht  nimmt  daran  keinen   Anstosz,  ungeachtet  die  Ansicht  der 

1.  Preust.  Landr.  II  8.  §.  2064.  Jeder  VersicIienugSTertrag  musi  bei  M^ 
der  Ungültigkeit  schriftlich  abgefaszt  werden. 

2.  Ebenda  g.  1983.  Durch  Versicherangen  musz  der  Versicherte  sichnorgeges 
Schaden  decken,  nicht  aber  Bereichprang  dadurch  suchen.  S*  i^^*  Niemand  ^ 
eine  Sache  höher  rersichem  lassen  als  bis  <om  gemeinen  Werthe  derselben  zur  let 
des  geschlossenen  Yertrages. 

3.  Zürcher  G.  S*  1721.  In  gleicher  Weise  ist  eine  nochmalige  Tersicherapt 
desselben  Werthes  unzulissig  und  kann  auch  nachtrüglich  von  beiden  Theilen  Be- 
richtigung gefordert  werden.  Der  zweite  Versicherer,  welcher  von  der  ersteren  Ver- 
sicherung nichts  gewuszt  hat,  ist  aber  auch  dann  berechtigt,  die  Beullong  der 
Uebenrersicberungssumme  zu  verweigern,  wenn  dieser  Versicherungsvertrag  for  Eia- 
triu  des  Schadens  nicht  angefochten  worden  ist,  und  kann  nicht  rar  ErsUUnag  der 
bereits  gezahlten  Primien  angehalten  werden. 
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iMeo  Ganomen,  da»  auch  der  JUeosch  und  seine  Glieder  nach  einon 
SdiStzongswerth  in  Geld  taiiri  werden  können,  längst  als  barbarisch  auf- 
gegeben ist,  und  wir  wohl  wissen,  dasz  der  Mensch  nicht  als  Object  des 
Vermdgensrechtes  behandelt  werden  darf.  Durch  solche  Versicherung  wird 
die  Persönlichkeit  des  Menschen  auch  in  keiner  Weise  verkannt,  noch  herab- 
gewürdigt, sondern  nur  die  vermögensrechtliche  Kraft  in  ihm  —  meistens 
10  Gunsten  seiner  Familie  —  in  einem  durch  freien  Vertrag  bestimmten 
Masse  vermögensrechtlich  gewahrleistet,  d.  h.  wenn  sie  untergeht,  durch 
die  Assecuranzsumme  möglichst  ersetzt.  Daher  tritt  auch  hier  jene  Be- 
scfarankang  für  die  Versicherung  von  Sachen  nicht  ein.  Es  steht  den  Be- 
tbeil^n  frei,  das  an  sich  unschätzbare  I^ben  so  hoch  zu  versichern  als 
es  ihnen  beliebt,  und  nichts  hindert  den  Versicherten,  dasselbe  mehrmals 
ZQ  versichern.   (4.) 

4.  Die  Gefahr,  welcher  durch  die  Versicherung  vorgebeugt  werden 
soll,  kann  eine  durch  den  Vertrag  näher  bestimmte  sein,  z.  B.  Feuersgefahr, 
Wasserschaden,  Hagelschaden,  der  Tod  u.  s.  f.,  oder  es  kann  auch  für  jede 
Art  des  znfillligen  Schadens,  welcher  die  Sache  innerhalb  eines  Zeitabschnittes 
treflen  könnte,  Versicherung  verlangt  und  gegeben  werden.  Nur  darf  die 
Versicherung  nicht  miszbraucht  werden,  um  verbotene  Handlungen  vor  der 
Gefahr  der  Strafe  zu  schützen.  So  ist  z.  B.  die  Versicherung  zu  Gunsten 
des  Schmuggels  ungültig. 

5.  Es  ist  einleuchtend,  dasz  bei  diesem  Vertrage  in  ganz  besonderem 
Masze  Wahrhafiigkeit  und  Treue  erfordert  werden,  sowohl  beim  Abschlusz 
desselben  als  im  Verfolg.  {&,)  Der  Versicherte  darf  weder  unwahre  An- 
gaben machen,  noch  Erhebliches  verschweigen,  damit  nicht  dadurch  der 
Versicherer  zu  einer  ihm  ungünstigen  Versicherung  miszleitet  werde,  und 
dieser  darf  kdne  Versicherung  übernehmen,  wenn  er  weisz,  dasz  die  Ge- 
fahr, um  deren  willen  dieselbe  begehrt  wird,  schon  vorüber  ist  Der 
Hangd  an  Wahrhaftigkeit  des  Versicherten  zerstört  den  Anspruch  des- 
selben auf  die  Versicherungssumme,  und  die  Prämie  ist  dennoch  verfal- 
len. (6.)    Es  gilt  diesz  selbst  in  dem  ausgedehnten  Sinne,  dasz  der  Ver- 


4.  £6endm.  %.^2i.  In  dem  Falle  persönlicher  Versicheiuog  wird  dieGrösze  der 
Tersicherongssomme  durch  freies  Belieben  der  Conlrahenten  festgesetzt,  und  es  kann 
das  Dimliche  Interesse  auf  Tollgültige  Weise  auch  wiederholt  rcr^icbert  werden. 

5.  Preusz.  Landr.  §•  ^02i.  Bei  Schlieszung  des  Verslcherangsrertrages  sind 
beide  Tbeile  su  besonderer  Treae,  Redlichkeit  und  Aufrichtigkeit  verpflichtet. 

a.  Zürcher  Ges.  g.  1717.  Der  Versicherte  darf  den  Versicherer  nicht  durch 
unwahre  Angaben  noch  dorch  unredliche  Verschweigung  einfluszreicher  Umstände 
xa  tlascben  und  zur  Versicherung  tu  bewegen  suchen.  Fällt  jenem  eine  erbebliche 
Verschuldung  zur  Last,  so  verliert  er  allen  Anspruch  auf  die  Versicherungssumme 
uod  darf  die  bezahlten  Prämien  nicht  zurückfordern,  die  Bezahlung  der  zur  Zeit  der 
Entdeckung  seiner  Schuld  bereits  verfallenen  und  der  laufenden  Prämie  nicht  ver- 
weigern; über  Verscbweigung  von  Krankheit  bei  Lebensversicherung  vgl.  ein  Erk. 
d.  0.  A.  G.  zu  LüSek  in  fiöaurs  Samml.  III  S.  427. 
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sieberte,  welcher  durch  einen  StellTertreter  dieVersicheranghat  ahscfalieszeD 
lassen,  diese  Folgen  zn  tragen  bat,  wenn  dem  Steilyertreter  die  Verscfan)- 
düng  der  Unwahrheit  znr  Last  fUlt  (7.)  In  dieser  Beziehung  mosz  omd 
sidb  indessen  auch  bei  Auslegung  der  Statuten  und  Angaben  des  VersicherteD 
Yor  einer  kleinlichen  Genauigkeit  boten.  Es  darf  nur  wiriilich  ErhebHches 
in  Betracht  kommen. 

6.  Der  Venicherte  ist  verbunden,  die  yersprochene  Prämie  zq  be- 
zahlen. Die  Police  kann  er  nur  gegen  die  Bezahlung  der  fftlKgea  Prlmie 
erhalten  und  für  rückständige  Prämien  bat  er  Verzugszinsen  zu  eirtriehteo. 
Gewöhnlich  wird  sogar  ausbedungen,  dasz  bei  langem  Versäumnisz  der 
Prämienzahlung  die  Ansprüche  des  Versicherten  auf  die  Versicbemogs- 
summe  erlöschen.  Es  versteht  sich  diese  Androhung  aber  nicht  vonselM 
und  ebensowenig  der  gänzliche  Verlust  der  bereits  bezahlten  PrimieDiD 
diesem  Falle  auf  Seite  des  Versicherten. 

Femer  darf  der  Versicherte  nichts  vornehmen  oder  vornehmen  lawfi, 
wodurch  den  Voraussetzungen  des  Vertragsabschlusses  zuwider  die  Gtftk 
vergröszert  oder  herbeigeführt  wird,  um  deren  willen  die  Versidierong  g^ 
schehen  ist  (8.),  und  er  ist  verpflichtet,  wenn  sich  unvorhergesehene  Vor- 
fälle der  Art  ohne  sein  Zuthun  ereignen ,  deren  Kenntnisz  für  den  Ve^ 
sicherer  nützlich  ist ,  diesem  mit  Beförderung  davon  Anzeige  zu  rotcbeo. 
Ist  der  Schaden  eingetreten,  so  ist  auch  hievon  dem  Versicherer  ohne  Ve^ 
zug  Kenntnisz  zu  geben.  Erhebliche  Vernachlässigung  dieser  Pflicht  toq 
Seite  des  Versicherten  berechtigt  den  Versicherer,  der  dadurch  Naehtheä 
erlitten,  die  Bezahlung  der  Versicherungssumme  zu  verweigern. 

7.  Der  Yenicherer  ist  verpflichtet,  den  um  der  übernommenen  Gefahr 
willen  wirklich  eingetretenen  Schaden  zu  vergüten,  unter  Umständen  die 
Yeriicherungsgumme  zu  bezahlen.  Ist  die  Sache  nicht  um  dieser  Gefahr 
willen,  sondern  aus  Innern  Mängdn  oder  in  Folge  einer  andern  Gefahr, 
welche  bei  dem  Vertragsabschlusz  nicht  mitbegriflen  war,  untergegangen,  » 
haftet  der  Versicherer  nicht  Er  haftet  auch  nur  innerhalb  der  ZätCrßt, 
für  welche  er  die  Gefahr  übernommen  hat.  Die  Schätzung  des  Schadens 
wird  gewöhnlich  durch  unparteiische  Sachkundige  ermittelt  und  ist  inner- 
halb der  Versicherungssumme  ohne  Verzug  zu  vergüten.  Würde  sich  ao$ 
später  bekannt  gewordenen  Umständen  ergeben,  dasz  der  Schaden  nicht 
so  grosz  war,  als  vorausgesetzt  worden,  so  erfordert  es  die  Aequitas,  das 
der  Versicherte,  insoweit  er  dadurch  ohne  Grund  zum  Nachtheil  des  Ve^ 
sicherers  bereichert  würde,    diesem  den  Ueberschusz  wieder  erstatte. 


7.  freust.  Landr.  g-  2029.  Wird  die  Versleherong  durch  einen  BevoUoiek- 
tigten  genommen,   so  mosz  der  Versicherte  dessen  Fehler  als  seine  eignen  fertretco. 

8.  Ebenda  g.  2tl7.  Während  der  Versicherungszelt  darf  der  Versicherte,  bei 
Verlust  seines  Rechts,  nichts  vornehmen,  oder  durch  Andere  Yomehmen  lassen,  ^O' 
durch  ifie  Umstände,  unter  welchen  die  Yersichening  geschlossen  worden,  fii  des 
Versicherers  Nachtheil  geändert  werden  oder  seine  Gefahr  vergräszert  wird. 
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8.  Die  Forderung  auf  jdie  Versicheningssiiinme  ist  in  der  Regel 
üUrtra^ar,  aber  wenn  Sachen  versichert  sind,  nur  in  Verbindung  mit 
der  ütbergabe  der  Sacke  seihst  sammt  der  Police;  bd  personlichen  Ver- 
flcfaeniBgen  nur  mit  der  Uebertragung  der  Police  und  immer  nur  so,  dasz 
der  Versicherer  dem  Nachfolger  des  Versicherten  alle  Einreden  entg^en- 
setzen  kann,  welche  ihm ,  bis  er  die  Uebertragung  erfahren,  g^en  diesen 
zogestandeo  wären.  In  Folge  dessen  ist  die  Police  zu  einem  Werthpafier 
geirorden.  (§.  163  f.) 

9.  Die  Streitigkeiten  aus  Versicherungsverträgen  eignen  sich  vorzüglich 
üi  ^^n  »ehiedsricJUerUchen  Verfahren,  theils  weil  ohne  schnellen  Entscheid 
der  Zweck  der  Versicherung  groszenthdls  vereitelt  würde,  theils  weil  eben 
hier  em  billiges  und  freies  Ermessen  der  umstände  unentbehrlich  und 
da  formelles  Beweisverfahren  verderblich  ist  Es  wird  daher  in  denselben 
auch  sehr  häufig  auf  Schiedsrichter  compromittirt  Kommen  aber  derlei 
Fälle  dennoch  zur  Beurtheilung  der  gewohnten  Gerichte,  so  ist  auch  diesen 
jenes  Ermessen  unbedenklich  zuzugestehen. 

§.  162. 
b.    Besondere  Arten. 

1.  Die  V^^cherung  kann  auch  in  der  Weise  eingerichtet  wwden, 
dasz  die  Versicherten  selbst  im  Vereine  sich  wech$eUeüig  versichern.  Dann 
erscheint  der  V^sicherer  als  eine  Genassenichaft  (1.)  und  die  Versicherten 
als  die  Mitglieder  derselben.  (Vergl.  §.  39.  und  §.  124.  4.)  Auch  da 
können  fe$ie  Prämien  vorgeschrieben  sein.  Reichen  dieselben  nicht  aus, 
so  müssen  dann  fMKch  Nach8chü$se  gefordert  werden.  Wird  ein  Deber- 
schosz  gewonnen ,  so  kommt  dieser  ails  Dividende  zur  Vertheilung  unter 
die  Mitglieder,  uitd  zwar  je  nach  dem  Verhältnisz  ihrer  Betheiligung. 
Statt  der  festen  Prämien  sind  aber  hier  auch  Beiträge  möglich,  deren 
Masz  erst  durch  die  Jahresrechnung  bestimmt  wird. 

Die  Grösze  der  Prämien  oder  der  Beiträge  ist  abhängig  theils  von 
dem  Versicherungswerth,  theils  von  dem  Masze  der  Gefahr,  welche  dem 
Versicherungsgegenstande  droht  Daher  werden  je  nach  der  Verschieden- 
heit der  Verbältnisse  auch  verschiedene  Classen  und  Procente  bestimmt. 

2.  Die  Versicherung  gegen  Feuengefakr  erleidet  meistens  um  ihrer 
engen  Beziehung  zu  der  öflentlichen  Sicherheit  und  Wohlfahrt  willen  be- 
sondere gesetzliche  Beschränkungen.  In  manchen  Ländern  hat  der  Staat 
sdbst  die  Versicherung  der  Gebäude  gegen  Brandschaden  übernommen 
und  zuweilen  sogar  den  Beitritt  der  Hauseigenthümer  zur  Pflicht  gemacht. 
Bier  ist  es  vorzüglich  wichtig,  dasz  die  Versicherungssumme  mäszig  be- 
rechnet sei,  damit  nicht  der  Versicherte  Vortheil  habe,   wenn  sein  Haus 


1.  Zürcher  G.  §.  1742.  Die  Yerbladong  der  Versicherten  bildet  bei  der  wecbsel- 
seHIgni  YersiebeniDg  eine  Genosseoscbafti  welche  als  Versicherer  erseheioU 
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abbrennt,  und  dadurch  Terleitet  werde,  die  Feuersgefahr,  wenn  auch  nicht 
absichtlich  herbeizuziehen,  doch  durch  läsziges  Benehmen  zu  vergröszera. 
Die  Versicherungssumme  dient  hier  auch  zur  Sicherheit  der  ^nmdter- 
sicherten  Gläubiger.  Eher  wird  die  Versicherung  der  Fakrniiz  den  Privat- 
untemehmungen  überlassen;  aber  auch  da  rechtfertigt  sich  die  öffentBche 
Aufsicht  darüber  aus  gleichem  Grunde.  Oft  ist  vorgeschrieben,  dasz,  wenn 
die  Versicherten  wegen  Verdacht  der  Brandstiftung  i  Untersuchung  stehen, 
die  Auszahlung  der  Prämie  nur  nach  freisprechendem  Erkenntnisz  erfolgt 

3.  Am  frühesten  war  wohl  die  Seeassecuranz  ausgebildet  worden; 
schon  im  XV.  Jahrhunderte  hat  sich  mit  diesem  Zweige  des  Seerechts  die 
Gesetzgebung  einzelner  Städte  beschäftigt.  Seither  ist  derselben  auch  Ton 
allgemeinen  Gesetzen  und  von  der  wissenschaftlichen  und  practischeo 
Jurisprudenz  nähere  Beachtung  zugewendet  worden.  Im  Lichte  dieser  be- 
sonderen Anwendung  sind  dann  allmählich  diePrincipien  der  Versicherani 
überhaupt  klarer  geworden.  Ihre  nähere  Darstellung  überlassen  wir  aber 
den  Schriften  über  das  Seerecht. 

Auch  der  Waarentransport  im  Binnenland,  auf  Land-  und  Wasser- 
straszen  wird  häufig  versichert.  In  der  Regel  ist  dann  nur  die  Gefobr 
der  höheren  Gewalt  gemeint,  soweit  eben  der  Spediteur  oder  Frachtführer 
nicht  haftet.  Der  massenhafte  und  schnellem  Wechsel  unterworfene  Waaren- 
transport at)er,  der  nun  durch  die  Eisenbahnen  vermittelt  wird,  macht 
es  ausnahmsweise  nothwendig,  die  Versicherungspolicen  solcher  Anstalten 
zu  vereinfachen  und  selbst  auf  den  Inhaber  auszustellen. 

4.  Die  Urndtoirthschaftlicken  Versicherungsanstalten  beziehen  sich  ge- 
wöhnlich auf  die  Gefahren  des  Hagelschlags  für  die  FeldfrQchte  und  des 
Viehsterbens  für  die  Viehzucht.  In  den  ersteren  Fällen  macht  die  Schätzung 
des  Schadens  besondere  Schwierigkeit,  theils  an  sieh,  iheils  weil  später 
durch  günstige  Einwirkungen  der  Natur  die  vom  Hagel  getroffenen  Früchte 
sich  zuweilen  wieder  erholen  oder  durch  neue  Aussaat  der  Schaden 
wieder  zum  Theil  eingebracht  werden  kann.  Es  wird  dann  oft  eine  zweite 
spätere  Schätzung  nöthig,  durch  welche  an  der  ersten  ein  Abzog  be- 
gründet wird. 

In  den  letzteren  Fällen  wird  es  wieder  nothwendig,  die  Vergütungs- 
summe  unter  dem  Ansddagswerthe  der  Viehstücke  zu  halten,  damit  der 
Viehzüchter  immerhin  noch  einen  Theil  der  Gefahr  allein  zu  tragen  habe, 
und  dadurch  um  so  eher  zu  sorgfältiger  Pflege  des  Viehes  und  zur  Ab- 
wendung der  Gefahr  angeregt  wa-de. 

Beiderlei  Arten  beruhen  meistens  auf  Gegenseitigkeit,  und  wünschbar 
für  beide  ist  eine  so  grosze  Ausdehnung  des  Versicherungsgebietes,  das 
schweres  Unglück,  das  momentan  eine  Gegend  trifft,  um  so  eher  \on  der 
weiteren  Gesammtheit  ertragen  werden  kann. 

5.  Die  Lebensversicherungen  für  Menschen  kommen  wieder  io  man- 
cherlei Anwendungen  vor.  Bald  erstrecken  sie  sich  auf  die  ganze  Lebeos- 
dauer, bald  nur  auf  eine  bestimmte  Zeitfrist,  zuweilen  auch  als  üeberUbe^ 
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veniehenmgm  auf  zwei  yerbandene  Leben.  Man  kann  auf  sein  eigenes 
oder  auf  ein  fremdes  Leben  die  Versicherong  abschlieszen.  Jm  letzteren 
Falle  aber  ist  die  Nachweisung  eines  verwandtschaftlichen  oder  sonstigen 
moralischen  oder  ökonomischen  Interesses  des  Versicherten  an  dem  Leben 
des  Andern  erforderlich;  sonst  würde  der  Vertrag  aufhören  als  Versicherung 
za  gelten  und  die  hier  gefährliche  Natur  des  Spielvertrags  annehmen.  (2.) 
Die  Lebensversicherungen  dienen  auch  dazu,  um  die  Herten  der  be- 
sondern  Erbfolge  in  Stamm-  und  Stiftungsgater  und  in  bäuerliche  Erb- 
güter fdr  die  Obrigen  zurückgesetzten  Kinder  zu  mildern  und  auszugleichen. 
Es  kann  so  das  Familienhaupt  einen  Theil  seiner  jährlichen  Einkaufte  zu 
LebensYersicherungen  verwenden,  mit  denen  es  diese  Kinder  bedenkt,  und 
dann  um  so  beruhigter  das  liegende  Gut  einem  der  Söhne  unbelastet  zu- 
rOeklassen.  Die  Lebensversicherung  ist  aber  durchaus  ein  Geschäft  unter 
Lebenden,  und  kann  daher  nur  ausnahmsweise  von  den  Erben  wegen 
Pffichtwidrigkeit  angefochten  werden,  wenn  sich  aus  den  Umständen  ergibt, 
dasz  der  Versicherte  im  Vorgefühl  seines  nahen  Todes  die  als  Prämie  be- 
zahlte Summe  in  der  Absicht  bezahlt  hd)e,  diesdbe  auf  rechtswidrige 
Webe  seinen  Erben  zu  entziehen,  ein  höchst  seltener  Fall.  Hat  er  da- 
gegen bei  Lebzeiten  sich  selber  die  Prämien  entzogen,  um  sein  Leben  zu 
versiehern,  so  darf  er  auch  aber  die  Versicherungssumme  frei  verlogen 
ond  die  Police  abertragen  auf  yren  er  virill. 

*  Deber  Brand  -  Assecuranz  siehe  das  Feuer  -  Yersiolienmgawesen  im 
Königreich  Bayern  nach  d.  neuesten  gesetd.  u.  Yerordnangsm.  Bestimmungen. 
München,  1859 ;  —  über  Seeaasecoranz  d.  allgem.  D.  Handelsgeeetzb.  Buch  V 
Titel  11 ;  -  X  Schiffmannj  d.  Feaerveiaicheningswesen  d.  preoss.  Staats. 
Leipzig  1860;  —  Staudinger^  die  Rechtalehre  vom  Lebensversicherangsvertrag, 
Erlangen,  1858 ;  —  Jung,  die  rechtliche  Katnr  ....  der  preuszischen  Renten- 
▼ereicheningsanstalt  in  Berlin ,  Berlin  1860 ;  —  Emmerling,  Samml.  ▼.  Ent- 
scheid, d.  hess.  Cass.-Ho£9.  I  S.  81 ;  —  über  d.  Gerichtsstand  d.  Yersicher.- 
Gesellsch.  Z.  f.  H.  R.  HS.  427,  IH  S.  18t  189,  IV  S.  82;  —  Seuffert,  Arch. 
Xm   272. 


Sechstes  Capitel. 

Von  den  Werthpapieren  im  allgemeinen  und  den  Inhaberpapieren  insbesondere. 

§.  163. 
1.    Werthpapiere. 
1.    Zunächst  dienen  die  Schuldurkunden  dazu,  den   Beweis  für  dne 
bestehende  Schuld  zu  sichern.    Nur  in  diesem  Sinne  sind  sie  dem  römi- 
schen und  dem  altem  deutschen  Rechte  bekannt    Das  Interesse  des  ft^ien 

2»  Zürcher  Gesetzb.  g.  1756.  Der  Versicherte  kann  die  Versicherung  auf  sein 
eigenes  oder  auf  ein  fremdes  Leben  abschlieszen,  letzteres  aber  nur,  wenn  der  Ver- 
sicherte ein  Interesse  an  dem  Forlleben  der  Person  hat,  auf  welche  die  Versicherung 
«bi^estellt  wird.  Im  enigegengesetxten  Falle  wird  das  Geschäft  ^  ein  Spielvertrag 
Miandelt. 
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Verkehrs  mit  Forderungen  und  das  BedQrihisc  einer  erhöhten  Sicherfaeit 
der  Geltendmachung  derselben  haben  aber  in  neuerer  Zeit  zu  manm'chfal- 
tiger  Ausbildung  von  Urkunden  über  Schuld  Verhältnisse  geführt,  welche 
nicht  mehr  blosze  Beweismittel  für  eine  auch  auszer  ihnen  und  unabhängig 
von  ihnen  eiistirende  Forderung,  sondern  geradezu  zu  formeUen  Aut- 
prägungen von  Forderungen  geworden  sind,  welche  in  dieun  Urkunden 
dargestellt  und  an  dieselben  gebunden  sind.  Diese  Urkunden  fimmtUren 
und  fixiren  den  vertßpgensrechtUchem  Gehalt  der  Forderung,  nicht  blosz 
zum  Behuf  des  Beweises  für  ihre  Existenz,  sondern  überdem,  in  der  Ab- 
sicht, dieselbe  in  solcher  Gestalt  zu  vergegenständlichen,  d.  h.  zu  einem 
Verkehrsobject  zu  machen.  Sie  repräsentiren  die  Forderung;  sie  habeo 
daher  den  Forderungswerth  in  sich,  und  heiszen  deszhalb  Werthpapiere.*) 
%    Das  Werthpapier  dient 

a)  wie  der  Schuldschein  zum  Beweise  der  daria  bezeugten  Fordenu^i 

b)  wie  das  Legitimationspapier,  um  die  Geltendmachung  (ErfQUoDg)  zi 
erleichtern  und  zu  sichern; 

aber  es  unterscheidet  sich  von  Schuldscheinen  und  LegitimatioDspapierau 
indem  es  der  Forderung  einen  eigenthümlichm  formellen  Charakter  Y^leibft 
und  dieselbe  zu  einer  ScripturobUgmtion  erhebt  Die  ScripturobligatioQ  iil 
eine  moderne  Formalobligation,  in  welcher  zwei  jarisU»che  Bezidiaiigen 
mit  einander  zu  Einem  Institute  verbundeD  erscheineo,   ntailich: 

a)  das  obHgatarisehe  VerhAltnisz  eines  Gläubigers  zum  Schuldner, 

b)  das  sächliche  Verhältnisz  des  EigenthOmers  oder  des  Besitiers  zo 
dem  Papier,  welches  die  Obügatio  darstellt 

3.  Die  einen  Scripturobligationen  bezeichnen  die  materidU  Sditttdur- 
Sache  (causa  debendi)  und  schlieszen  sich  noch  näher  an  die  Terschiedeoen 
materiellen  Vertragsverhältnisse  (z.  B.  Darlehen,  Gesellschaft,  Versicherung. 
Lotterievertrag)  an,  die  andern  erwähnen  die  materielle  causa  debendi  nicht 
und  abstrahiren  völlig  von  dem  einleitenden  Vertragsverhältnisz  ^z.  B.  der 
Wechsel).  In  den  erstem  dient  die  Schriftform  nur  zu  einer  neuen 
Fassung,  Wandlung  des  zuvor  nnfonnellen  Vertragsverhältnisses.  Sie  gib! 
demselben  eine  neue  Gestalt  und  damit  einen  modificirten  Fortnalcharakter, 
den  sie  ohne  diese  Fassung  nicht  hatte.  Wie  Gold  und  Silber  durch  die 
Prägung  zu  Gold-  und  Silbermünzen  und  in  Folge  dessen  zu  neuen  Sachen 
werden  und  neue  Eigenschaften  für  den  Verkehr  erhalten,  so  werden  die 
Darlehens-,  Gesellschafts-,  Versicherungs-,  Lotterieforderungen  u.  s.  f.  durcb 
die  Formulirung  und  Fixirung  der  Warthpapiere  zu  neuen  Scripturfor- 
derungen  und  sind  in  ganz  anderer  Weise  als  zuvor  zum  Verkebrsgegen- 
stande  geworden.  In  dem  letztern  (wie  z.  B.  in  dem  Wechsel)  absorbirt 
die  neue   Gestalt    den  obligatorischen  Stoff,   der  in  dieselbe  umgewandelt 


*)  Di«  Jurif prüdem  hat  erst  in  neuerer  Zeit  angefangen,  kwei  Hauplarten  der  Werth- 
papiere,  die  Ordre-  und  die  Inbaberpapiere  zusammen  zu  stellen.  Im  Verkehr  werden  aber 
schon  seit  langem  alle  (auch  die  rein  persönlichen)  Werthpapiere  von  bloszen  Bemeistitdn 
unterschieden,  und  es  ist  nAtbig,  sich  auch  Juristisch  Ober  die  gemeinsaflae  Katur  aller  Alten 
der  Wertbpaplere  tu  orientiren. 
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wird,  vottitämdig,  und  die  neue  FormalobKgatioD  tragt  die  emzige  causa 
ddfendi  lediglich  in  ihrer  eigenen  Schriftforno. 

4.    Nach  der  verschiedenen  Bezeichnung  des  GlAobigers   können  wir 
Qoterscbeiden: 
I.    Eectapapiere  ^  d.  h.  auf  eine  bestimmte  Person   ausgestellte  Werth- 
papiere.    Von  der  Art  sind: 

er)  Gewisse  Darlehenspapiere,  mit  oder  ohne  Versicherung.  Ein  Bei- 
spiel der  erstem  Art  sind  die  auf  Namen  ausgestellten  Staatsobli- 
gationen, eines  der  letztern  Art  die  sogenannten  Gült-  und  Schuld- 
briefe in  einzelnen  Particularrechten. 
ß)  H)|)othekarbriefe  auch  aus  andern  Verträgen  als  Darlehen   (z.  B. 

KauCschuldbriefe,  Versicherungsbriefe); 
y)  Versicherungspolicen; 
d)  oft  auch  die  Namenactien. 
Am  wenigsten  konnte  sich  die  Theorie  bei  dieser   untersten  Stufe  der 
Bildang  von  dem  Gedanken  losmachen,  dasz  das  Werthpapier  nur  ein  Be- 
weismittel oder  als  Legitimationspapier  aufzufassen   sei.     Das  Bedürfnisz 
war  auch  hier  nicht  so  dringend,  wie  bei   den  Ordre-   und  den  Inhaber- 
papieren,  die  repräsentative  Bedeutung  der  Werthpapiere  anzuerkennen.  Den- 
noch gibt  es  viel  solche  Scripturobligationen ,    und   manche  Anwendungen 
sind  doch  bereits  in  die  Gesetzgebung  und  in  die  Rechtspflege  eingedrungen. 

II.  Sogenannte  Ordrepapiere,  in  denen  zwar  ein  bestimmter  Gläubiger 
genannt,  aber  zugleich  darauf  hingewiesen  ist,  dasz  nach  dessen  „Ordre^^ 
oie  Schuld  auch  an  einen  andern  Gläubiger  zu  bezahlen  sei.  Es 
wird  dadurch  die  Girirbarkeit  des  Papieres  ausgedrückt,  und  ange- 
ordnet dasz  der  neue  Gläubiger  sein  Recht  aus  der  Ordre  des  ursprüng- 
lichen Gläubigers  ableiten  müsse.  Das  Papier  selbst  gibt  über  diese 
Ableitung  Aufschlusz. 

Diese  Form  kommt  wieder  in  mancherlei  Anwendungen  vor,  zuweilen 
auch  auf  Darlehenspapiere,  Hypothekarbriefe,  Versicherungspolicen,  Connos- 
semente.  Sie  befreit  das  Papier  keineswegs  noth wendig  von  der  Rücksicht 
auf  die  materielle  causa  debendi.  In  ihrer  wichtigsten  und  bekanntesten 
Anwendung  aber,  in  dem  Wechsel,  thut  sie  diesz. 

III.  Auf  die  ungenannte  Person  des  Inhabers  oder  des  Vorzeigers  (au  por- 
teurj  ausgestellte  Werthpapiere,  Inhaberpapiere,  deren  Verkehr,  indem 
er  von  der  persönlichen  Ableitung  von  dem  ersten  Gläubiger  ab- 
skabirt  uad  sich  lediglich  an  die  Veräuszerlichkeit  des  Papiers  hält, 
möglichst  beweglich  geworden  ist 

Dagegen  rechne  ich  die  mancherlei  Eintrittskarten  (Concert-,  Theater- 
bDlets,  Post-,  Eisenbahnkarten  u.  s.  f.)  nicht  hieher,  indem  diese  keine 
eigentbümliche  Forderung  darstellen,  sondern  nur  als  Legitimation  über 
die  geschehene  Bezahlung  des  Eintrittspreises  dienen,  gebe  aber  zu,  dasz 
der  Verkehr  dieselben  zu  wirklichen  Scripturobligationen  ausbilden  kann 
und  gelegentlich  ausgebildet  hat     Eben  so  wenig    die  Banknoten,  deren 
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Forderongscharakter  zwar  einer  scharfen  Prüfang  sich  nicht  yerbirgt,  aber 
für  den  gewöhnlichen  Gebrauch  sich  ganz  yerdonkelt,  und  deren  Func- 
tion eine  Tomehmlich  sächliche  geworden  ist,  indem  sie  im  Veiiefar 
und  bei  der  Einlösung  ganz  analog  dem  eigentlichen  Papiergelde  behandek 
werden. 

5.    Allen  Werthpapieren  gemeinsam  ist: 

a)  Die  in  denselben  ausgeprägten  Forderungen  empfangen  Ihre  urkuodlidie 
Gestaltung  entweder  durch  eine  öffentliche  (notarialische  oder  gericht- 
liche) Autorität,  oder  durch  die  Privatautorität  des  berechtigten 
Äfissteliers,  der  als  Schuldner  die  Urkunde  ausgibt,  und  erlangen  ihre 
Geltung  erst  durch  das  Nehmen  des  Gläubigers. 

b)  Diese  Papiere  sind  Gegenstand  des  Besitzes  und  des  Eigenthumt,  ond 
die  Forderung,  also  auch  die  Gläubigerschaf ty  ist  —  wenn  auch  je  nach 
der  yerschiedenen  Gattung  der  Werthpapiere  in  verschiedener 
Weise  —  abhängig  gemacht  von  dem  Besitz  oder  von  demElgentbom 
des  Papieres. 

c)  Der  Verhehr  mit  solchen  Forderungen  ist  an  das  Papier  in  dem  Siooe 
gebunden ,  dasz  die  blosze  vertragsmaszige  Cession  nur  einen  Titel 
auf,  nicht  den  Debergang  der  Forderung  selbst  begrtlndet,  zu  welchem 
die  Uebergabe  des  Papiers  unerlasziich  ist  (1.) 

Um  deszwillen  gelten  diese  Papiere  im  Verkehr  als  Waare,  nnd 
hat  der  Verkäufer  in  analoger  Weise  für  die  Gote  derselben  onzo- 
stehen,  wie  bei  dem  Verkauf  von  Waaren.  (2.) 

d)  Die  Begründung  eines  Faustpfandes  ist  an  solchen  Forderungen  mög- 
lich, bedarf  aber  der  Zupfandgabe  des  Papiers. 

e)  Der  Schuldner  hat  nur  gegen  Vorweisung  des  Papiers  und  gegen 
Herausgabe  (bei  Theilzahlungen  theilweiser  Löschung)  desselben  Zah- 
lung zu  leisten. 

f)  In  der  Begel  Ugitimirt  der  ordnungsgemäsze  Besitz  des  Papiers  m 
Forderung. 

g)  Die  Zahlung  der  Schuld  wirkt  nicht  absolute  Zerstörung  der  Forderung. 
Damit  diese  eintrete,  ist  die  Entkräftung  des  Papiers  unerlasziich.  (3.) 

1.  Zürcher  GeseUb.  §.  1028.  Ist  die  Existens  einer  Forderung,  nicht  bloii 
der  Beweis  derselben,  an  eine  bestimmte  Urkunde  geknüpft,  wie  z.  B.  bei  den  Pa- 
pieren aur  den  Inhaber  oder  l>ei  den  Wechseln ,  kaufmlnniscben  Anwelsongen  oder 
bei  Schuldbriefen  n.  s.  f. ,  so  kann  die  Uebertragnng  der  Fordemog  nicht  ohne  die 
Beaitzühergabe  der  Urkunde  follzogen  werden. 

2.  Urth.  des  O.  A.  G.  zu  Darmsiadi  in  SeuferU  Arch.  VO.  306.  Es  könoes 
hiebe!  nicht  die  Grundsätze  des  römischen  Rechtes  über  die  Haftung  des  Cedeotea 
bei  der  Cession  von  Forderungen  gelten ,  sondern  es  müssen  bei  dieser  den  Römera 
unbekannten  Waare  die  Grundsätze  Yom  Raufe  körperlicher  Sachen  zur  Anwendoi« 
kommen. 

3.  Zürcher  Gesetzb.  8*  1044.  Ausnahmsweise  geht  die  Schuld  durch  dk  blos» 
Zahlung  nicht  ohne  weiters  anter,  wenn  die  Existeni  einer  Forderung  an  die  Urkunde 
geknüpft  ist. 
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§.  164. 

S.  lDhaberp«piere. 
a)  Charakter  und  Arten. 

1.  Die  Inhaberpapiere  sind  ein  Erzeognisz  des  modernen  europaischen 
Rechts,  .wenn  auch  einzelne  Ansätze  dazu  schon  im  Alterthum  zu  entdecken 
sind.  Am  frühesten  finden  sich  dieselben  wohl  in  dem  Verkehr  der  Juden 
anerkannt»  sicher  schon  im  Mittelalter;  sie  sind  dann  allmählich  durch  deren 
Vermittlang  in  den  Gebrauch  der  europäischen  Handelsvölker  übergegangen. 
Eine  Zeitlang  kommen  sie  noch  in  der  unentwickelten  Form  vor  von 
Schuldverschreibungen  auf  einen  benannten  Gläubiger  mit  der  Inhaber- 
claosel.  Im  Verfolg  aber  ist  der  Name  des  Gläubigers  ganz  beseitigt  und 
das  reine  Inhaberpapier  in  Umlauf  gesetzt  worden.  In  unserer  Zeit  hat 
dieses  Werthpapier  eine  unermeszliche  Ausdehnung  und  höchst  vielseitige 
Anwendung  erfahren.  In  ihrer  äuszern  Erscheinung  stellen  sie  sich  als 
Werthpapiere  dar,  welche  zu  Gunsten  des  jeweiligen  Inhabers  (au  porteurj 
aa^estellt  sind. 

%  Viel  früher  hat  sich  die  Sitte  in  die  neue  Erscheinung  zu  finden 
gewuszt  als  die  Rechtswissenschaft  Dieser  ist  es  sehr  schwer  geworden, 
den  rechtlichen  Charakter  dieses  Papiers  zum  Bewusztsein  zu  bringen,  und 
heute  noch  gehen  die  Ansichten  der  Juristen  darüber  weit  auseinander. 
Eine  Zeitlang  war  die  Theorie  in  der  Vorstellung  befangen,  dasz  die  Ur- 
kunde auch  hier  ein  bloszes  Beweismittel  und  nur  zur  Legitimation  vor- 
züglich geeignet  sei.  Seitdem  Gönner  und  Sckumm  Bahn  gebrochen  haben, 
ist  allmählich  das  Verständnisz  einer  eigenthümlichen  Scripturobligation 
aufgegangen,  welches  durch  die  neuesten  Arbeiten  von  Unger  und  Suntze 
wesentlich  gefördert  worden  ist*) 

3.  In  dem  Inhaberpapier,  sind  wie  in  jeder  Scripturobligation,  zwei 
Beziehungen  verbunden: 

a)  die  Obligation, 

b)  der  Besitz  des  Papiers. 

Es  unterscheidet  sich  aber   von  den  andern  Scripturobligationen  da- 
durch dasz 
a)  der  Name  des  Gläubigers  nießa  genannt  wird,   und  zwar  nicht  blosz 
wie  bei  den  Schuldverschreibungen  mit  derlnhaberclausel  der  Name 
der   nachfolgenden  Gläubiger,    sondern    ebenso  der  Name   des   nr- 
sprOnglichen  Gläubigers  absichtlich   verschwiegen  bleibt    Indem  der 

*)  Die  Auffassung  von  Smoifmg,  soweit  derselbe  eine  .»Verkörperang  der^faUgatio  in  der 
Ijrkuode«  sBBinifDt,  gvhdrt  dff^Bbar  deBMeJbeo  Gedanke«  an.  leb  habe  In  der  ersten  Auflage 
<^*«Ms  Bucbs »  daoMU  noeh  ohne  die  Tbeorie  too  Savigny  tu  kennen,  das  Intaberpapier,  „in 
«dcbeni  die  Forderung  an  die  Urkunde  gebunden  erscheine"  ebenfalls  fOr  eine  „ht»9md9r0  Gmt- 

'"H  fM  Qklifmti0Mem**    erklärt,    weiche  „mm   ihr^r  Form    Willen    einen    eiftntkAmlickem   Charakter 

^^D,"  ironiii  offenbar  dasselbe  gesagt  wurde»  was  nun  kttner  mit  dem  Ausdruck  Scrlptor- 
«bllgtUon  beiaichnet  wird. 
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Schuldner  einfach  den  Inhaber  ab  den  Gläubiger  bezeichnet,  wird 
die  völlige  Indifferenz  der  Individualität  des  Glflobigers  ausgesprochen. 
Damit  wird  die  Anwendbarkeit  des  Papiers  auf  diejenigen  Schald- 
Verhaltnisse  beschränkt,  in  d^ien  die  Individualität  des  Gläubigers  yod 
Anfang  an  gleichgültig  ist.  Die  künstliche  Vorstellung  eines  Vertrags 
mit  dem  Publicum  (Einert)  oder  mit  einer  incerta  persona  in  abUrwto 
und  mit  der  certa  persona  des  Nehmers  in  concreto  fJoUy,  Sachuj 
oder  einfach  mit  einer  incerta  persona  (Savigny)  ist,  wenn  sie  etwas 
anderes  und  mehr  sagen  will,  nicht  haltbar;  denn  das  Pubücom 
existirt  nicht,  und  einen  wirklichen  Vertrag  schliezt  Niemand  mit 
einer  Person,  von  der  er  nichts  weisz.  Die  verschiedenen  Nehmer 
sind  aber  dem  Schuldner,  obwohl  sie  Gläubiger  geworden  sind,  ge- 
wöhnlich unbekannt 
b)  Dasz  die  Gläubigerschaft  in  höherem  Grade  als  bei  andern  Werthpapierea 
lediglich  von  dem  Besitz  des  Papieres  abhängig  gemacht  wird.  Deszhafl» 
ist  diese  Scripturobligation  auch  beweglicher  gemacht  als  jede  andere 
und  öieCirculationsfähigkeit  des  Papiers  aufs  höchste  gesteigert  Kmtit 
nennt  dasselbe  gut:  Symbol  und  Organ  der  Forderung:  Symbol,  in- 
dem es  die  Forderung  ausprägt;  Organ,  indem  es  die  Geltendmachang 
desselben  sichert.  DieEigenthümlichkett  dieser  Art  von  Werthpapiereo 
aber  liegt  darin,  dasz  schon  der  Besitz  für  sich  genügt,  um  das 
Organ  zu  haben  und  zu  gebrauchen. 
4.    Die  wichtigsten  Arten  der  Inhaberpapiere  sind: 

a)  einfache  Geldpapiere  die  auf  eine  bestimmte  Summe  Geldes  gerichtet 
sind,  meistens  Darlehenspapiere.  Seltener  sind  die  Eit^zelpapiert, 
häufiger  die  sogenannten  Partialobligationen  eines  Gesammtanlehens, 
sei  es  eines  Staatsanlehens  oder  eines  Privatanlehens. 

Auch  die  den  Geldpapieren  oder  andern  Papieren  beigefügten  Zinh 
Coupons  und  Dividendenscheine  haben,  wenn  sie  auf  den  Inhaber  ge- 
stellt sind,  denselben  Charakter.  Ihre  accessorische  Natur  tritt  in  den 
Hintergrund,  und  im  Verkehr  werden  sie  einzeln  als  selbstständip 
Obligationen  behandelt; 

b)  aleatorische  Geldpapiere^  wie  Lotterieloose,  Prämienscheine  bei  Lotterie- 
anlehen; 

G)  Actienpapiere,  sowohl  eigentliche  als  Commanditactien^fiere  ($.  142); 

d)  Versicherungspolicen  (§.  161); 

e)  Connossemente  (§.  155); 

f )  PassagierbiUets  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe. 

♦  Dunker,  Z.  f.  D.  R.  V  S.  30;  —  Thöl,  I  $•  54  f . ;  —  Renaud.  Z.  £  D.K 
XIY  S.  315;  — Z.  f.  H.  IL  I  8. 461 ;  —  Krit  Uebersohau  V  8. 397 ;  ^v.Smiififh 
Obligstioneiir.  S.  62  ff. ;  —  Unger,  recbti.  Natur  d.  Inhaberpapiere^  Leipt.  1857; 
—  BecUfTy  d.  Geldpapiere  in  seinen  n.  Muthers  Jahrb.  I  8,  Tßß ;  —  Kftntse, 
d.  Lehre  v.  d.  Inhaberpap.  Leipz.  1857,  (vgl.  darüber  JoHy  in  Z.  £  H.  R.  I 
8.  175,  S.  332);  -  ferner  in  d,  Z.  f.  H.  R.  ü  8.  570,  V  8. 198;  —  EignAroit, 
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Bdtr.  EQ  d.  Lehre  t.  d.  loliaberpap.  in  Oerhert  and  Ihfrmg$  Jahrb.  II  2. 
S.  161-227;  —  Evier,  zur  Gesch.  d.  Inhaberpap.  Z.  f.  H.  R.  I  S.  63;  — 
PlatHr,  Beiträge  tu  der  Lehre  von  den  Inhaberpap.  Arch.  f.  civ.  Fraz.  42^ 
&  11t;  —  Grömng,  d.  Inhaberpap.  ebenda.  45.  S.  363;  —  Seuff.  Arch  XDl 
la  56.  56;  -  Z.  f.  H.  R.  II  S.  443. 

§.  165. 
b)  Entstehung  and  Umlanf. 

1.    Enlstekung.    Die  BegrQnduDg  der  Obligatio  setzt  zwei  Dinge  vor- 
aos:  erstens  die  AussteUung  des  Papiers,  welche  ein  schöpferischer  Act  des 
Schuldners  ist  und  mit  Recht  »Creation«  genannt  wird  (Kuntze);  zweitens 
das  Nehmen   des  Papiers    von  Seite   des  Gläubigers.    Das   ist   freilich  im 
engeren   und    eigentlichen    Sinne    kein  Vertrag  zwischen   Schuldner    und 
Glänbiger,   indem  jener  diesen  in  vielen  Fällen  gar  nicht  kennt  und  keine 
Erklärung  des  Gläubigers  vernimmt.    Im  weiteren  Sinne  aber  darf  man  das 
Vertrag  insofern  nennen,  als  der  fortwirkende  gleichsam  dem  Papier  anver- 
traute Wille  des  Schuldners  mit  dem  Willen  des  nehmenden  Gläubigers 
zusammen    triflt.    Damit  ein  obligatorisches  Verhältnisz   entstehe,  müssen 
immerhin  Schuldner  und  Gläubiger  verbunden  werden  (ohligari)^  wenn  auch 
Tielleicht  durch  zwei  einseitige  Acte  eines  jeden  von   beiden.    Das  Geben 
tind  Nehmen  des  Papiers  vermittelt  den  Formalverlrag,    Die  Creation  des 
Papiers  erzeugt  eine  mögliche,  das  Nehmen  desselben  eine  wirkliche  Obli- 
gatio.   Die  Ausgabe  solcher  Inhaberpapiere  steht,   soweit  nicht  besondere 
GrQnde  im  W^e  stehen,  zunächst  den  Privaten   frei.    Das  ganze  Institut 
ist  ans  dem  freien  Verkehrsleben  erwachsen  und  als  solches  zu  schützen. 
Wo  indessen  solche  Papiere  in  groszen  Massen  ausgegeben   und   auf  un- 
verzinsliche —  zumal  kleine!^  —  Geldposten  gerichtet  werden,  da  nähern 
sie  sich  im  Gebrauche  so  sehr  dem  Papiergelde  an,  und  üben  auf  den 
Credit  und  die  Geldverhältnisse  einen  so  starken  EinQusz,    dasz  um  desz- 
willen   eine  Beschränkung    und   das  Verbot   der  Staatsgewalt   sich    recht- 
fertigt   Die  deutsche  Wechselordnung  untersagt  daher  Wechsel  in  Form 
von  Inhaberpapieren.  (1.)  Einzelne  Landesgesetzgebungen,  z.  B.  6\e  Preuszi- 
fche  (Ges.  vom  17  Juni  1833),    die  Oeslerreichische  (Verordn.  v.  24  Dec. 
1817),  haben  weitere  Beschränkungen  eingeführt  und   öfter,  wenigtens  für 
sog.  Creditpapiere,  die  Genehmigung  der  Staatsregierung  vorbehalten.  (2.) 


1.  D^utBche  fVeth99lordfmng  §.  4.  Wesentliche  Erfordernisse  eines  Wechsels 
sjod :  ->  3)  der  Name  der  Person  oder  die  Firma  an  welche  oder  an  deren  Ordre  ge- 
uUt  werden  soll. 

2.  Zürcher  Oetttb,  %.  1100.  Die  Hinansgabe  einer  gröszem  Aniabl  von  an- 
dern Geldschaldteheinen  (aaszer  den  BtDkDOten»  welche  der  Genehmigung  des  grosten 
Baihea  bedürfen) ,  die  anf  den  Inhal>or  laolen,  bedarf  der  vorherigen  Erlaubnis!  nnd 
tnterliegi  der  Controle  der  Regierung. 
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2.  ValutaeerhäUfU$x.  Wir  nenneo  den  Gegenweriht  den  der  Gtber 
des  Papiers  Ton  dem  Nekmer  empfängt,  die  Valata.  Die  Valota  kann,  je 
nach  den  veracbiedenen  Arten  der  Inhaberpapiere,  sehr  mannidifaltig  sein, 
z.  B  in  einem  Gelddarlehen  oder  in  einer  AcUenzahlnng  oder  sie  kann 
in  einer  Schuld  bestehen,  welche  durch  Hingabe  des  Papiers  bezahlt  wer- 
den soll,  oder  als  Kaufpreis  erscheinen  für  das  Papier  als  Waare.  ADe 
diese  Valutayerhaltnisse  stehen,  so  weit  sie  nicht  auadrOcklich  in  das  Papier 
aufgenommen  und  Bestandtheile  der  neuen  Scripturobligation  geworden  sind, 
auszerßialb  dieser  Formalobligation,  und  es  ist  daher  dieselbe  wMbhäMgi§ 
von  der  Valuta  zu  beurtheilen.  Ob  das  bisherige  Valutaverhältnisz  ndm 
ihr  noch  als  gewöhnliche  Schuld,  wenigstens  r^ativ  fortbestehe,  oder,  sa 
es  durch  Novation,  sei  es  durch  in  solutum  deUio,  getilgt  sei,  ist  nach  den 
Willen  der  Contrahenten,  beziehungsweise  nach  der  Natur  des  Verkehrs 
im  einzelnen  Fall  zu  beurtheilen. 

3.  Das  Inhaberpapier  kann  durch  sogenannte  Festmachung  (FiiiruDg 
auf  einen  bestimmten  Gläubiger)  seine  freie  Circulationsf^higkeit  verlieres, 
und  auszer  Curs  gesetzt  werden.  Die  Obligation  erleidet  dadurch  nur  die 
Aendenmg,  dasz  sie  an  ein  Rectapapier  statt  wie  bisher  an  ein  Inbaber- 
papier  gebunden  ist.  Dasz  diese  Festmachung  im  Einverstdndnisz  mit  dem 
Schuldner,  dem  ausdrücklichen  oder  aus  den  DmstAnden  zu  schlieszendeo, 
geschehen  kann,  ist  unbezweifelt,  aber  bestritten,  ob  sie  dem  einseitigeD 
Belieben  des  Gläubigers  zu  überlassen  sei.  Da  auch  der  Schuldner  dabei 
betheiligt  ist,  indem  die  Einlösung  des  Papiers,  je  nachdem  es  Inhaber 
oder  Rectapapier  ist,  andere  Bedingungen  hat,  so  halte  ich  die  VemeiDong 
der  Frage  für  die  richtige  Antwort  (3.)  Jedenfalls  aber  ist  zur  Fest- 
stellung ein  detUlicher  Vormerk  auf  dem  Papier  selbst  unerifisziich  und  in 
Zweifel  eher  gegen  als  für  dieselbe  zu  interpreliren.  Die  Vindication  von 
Inhaberpapieren  aber  wird  auch  dann  durch  einen  Vormerk  erleichtert, 
wenn  derselbe  nicht  genügt,  um  es  in  ein  Beetapapier  zu  verwandeln,  in- 
dem der  Beweis  der  Identität  des  vindicirten  Papiers  und  des  unredlichen 
Besitzes  auf  Seite  des  Gläubigers  leichter  geworden  ist  (4.) 

Die  Form  der  Wtederineurssetzung  eines  auszer  Curs  gesetzten  b- 
haberpapiers,   d.  h.  die  Herstellung  des  Inhaberpapiers,    musz  der  Form 


3.  PreuMu  YerordauDg  für  das  scblesische  CredilinstUut  fom  8  Jani  1835  III 
C  8  g.  49.  Der  BesiUer  eines  Pbodbriefes  ist  zwar  tiefugt .  denselben  dortk 
einen  PrivalYermerk  ausxer  Curs  za  setzen,  dadurch  ?erliert  derselbe  aber  io  Be- 
ziehung auf  das  Creditinstitut  die  Bigenscbaft  eines  bäUt  am  p9ritmr  nicht;  letzteres 
ist  daher  auf  dergleichen  PrifatYermerlie  Räcksicht  zu  nehmen  nicht  verpflichtet. 

4.  Preu9%.  Landr.  I  15  g.  47.  Obige  Vorschrinen  (Beschränkung  der  Tiodica- 
bilitXt)  gelten  auch  fon  den  auf  Jeden  Inhaber  lautenden  Papieren  ^  so  lanff 
dieselben  nicht  auszer  Gnrs  gesetzt  werden,  g.  48.  Auszer  Curs  sind  solche  Papiere 
gesetzt»  wenn  der  Eigenthümer  aein  Reeht  daran  aaf  eine  in  die  Angen  lUleade  Irt 
auf  dem  Instrumente  selbst  Termerkt  hat. 
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der  Festmacbuiig  entsprechen.    Einzelne  Landesgesetze    fordern  fOr  jene 
weitere  Garantien. 

4  Debertragung.  Der  formelle  Uebergang  der  Fordenrag  geschieht 
nicht  in  der  obligatorischen  Form  der  Ceision,  sondern  im  Anschiasz  an 
den  ßesiix  des  Inhaberpapiers  in  der  sachenrechUichen  Form  der  Deber- 
gäbe  (traditio)  des  Werthpapiers.  Das  Institut  ist  wesentlich  in  der.  Ab- 
siebt ai^ekommen,  um  die  Beweglichkeit  und  Braochbarkeit  des  Papiers 
onabhAngig  von  dem  Nachweis  der  Gläubigerfolge  zu  machen.  Die  per- 
sönlicbe  Kette,  welche  sonst  den  späteren  Gläubiger  mit  dem  frühem  Gläu- 
biger sichtbar  verbindet,  und  noch  in  dem  Ordrepapier  deutlich  erscheint, 
rerschwindet  im  Inhaberpapier  vollständig  und  wird  durch  den  Besitz  des 
Papiers  ersetzt  Als  die  natarlichste  Auflassung  dieses  Vorgangs  erscheint 
mir,  wie  Rmaud  und  andern,  die  Singuiariuccesium.  Da  die  Forderung 
in  dem  Papier  eine  objective  Gestalt  gewonnen  hat  und  überdem  die  Person 
des  Gläubigers  indiflerent  ist,  so  ist  damit  die  Möglichkeit  gegeben,  die 
Forderung  selbst  als  ein  Object  zu  betrachten,  welches  in  und  mit  der  Be- 
sitzesObergabe  des  Papieres  übergehe.  Die  von  Unger  und  ausfdhrKcher 
TOD  Kunize  mit  vielem  Scharfsinn  vertretene  Ansicht,  dasz  das  eine  Nova^ 
tion  sei,  ist  meines  Erachtens  zu  künstlich,  und  wird  nicht  durch  das 
Bewusztsein  des  Ausstellers  und  der  Nehmer  unterstützt.  Deberdem  eignet  sie 
sieb  weniger  um  die  practisch  wichtige  Fortdauer  der  Pfandrechte  und 
anderer  occesionicAfn  AecAle  zu  Gunsten  des  neuen  Erwerbers  zu  erklären. 
Die  Forderung  bleibt  in  Wahrheit  dieselbe^  ungeachtet  ein  anderer  Gläu- 
biger eintritt;  weil  ihr  Wesen  in  ihrer  ohjectiven  Gestalt  und  in  ihrem 
Gehalte  liegt,  diese  aber  ungeachtet  des  Wechsels  der  Gläubiger  unver- 
iDdert  bleiben. 

5.  Gewöhnlich  wird  in  der  Besitzesübergabe  auch  eine  Eigenthume- 
^ibergabe  enthalten  sein,  und  sicher  gibt  es  ein  Eigenthnm  auch  an  dem 
Inhaberpapier.  Das  Verhältnisz  von  Besitz  zu  Eigenthum  ist  aber  ein  an- 
deres in  dem  Verkehr  mit  Inhaberpapieren  als  in  dem  Verkehr  mit  andern 
Sadien.  Indem  die  Form  dieser  Scripturobligation  nicht  den  Eigenthümer, 
sondern  den  Inhaber  (Besitzer)  als  Gläubiger  bezeichnet,  deutet  sie  an, 
dasz  sie.  auch  von  dem  Nachweis  des  Eigenthums  und  der  Eigenthume- 
folge  abstrahire,  und  ledigh'ch  auf  den  sinnlich  wahrnehmbaren  Besitz 
abstelle.  (5.)  Wie  das  Recht  der  Forderung  aus  dem  Papier  dem  Besitze 
desselben  folgt,  so  folgt  auch  das  Eigenthum  an  dem  Papier  lediglich  dem 
B^tz.  Der  Besitzer  wird  nicht  blosz  als  Gläubiger  vermuthet;  er  ist  der 
Gläubiger  und  der  Gläubiger   ist  Eigenthümer  des    Werthpapiers.     Eine 


5.  Erk.  des  Ob.-Trib.  zu  Berlin  {Seufferts  Archiv  III  34).  Das  Eigen- 
thom  solcher  auf  den  Inhaber  lautenden  Papiere  wird  durch  die  hiosze  Uebergabe 
ohne  förmUche  Cession  fibertrageD.  Zum  Wesen  dieser  Papiere  gehört  deren  Gnrs- 
dbi^lt 
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yermuthung  könnte  durch  den  Gegenbeweis  zerstört  werden,  dieser  aber 
ist  nicht  zulässig,  und  auch  der,  welcher  das  Werthpapier  redlich  Ton  dem 
Dieb  gekauft  und  den  Besitz  daran  erworben  hat,  ist  Gläubiger  gewordeo. 

Das  biosze  Innehaben  aber  im  ffamen  eines  andern  Besitzers  ist  nicht 
genügend.  Der  Depositar  ist  so  wenig  Gläubiger  als  der  Anwalt  oder  der 
Bote,  der  das  Papier  in  der  Hand  hat,  weil  es  ihnen  an  dem  WHien  fbhlt 
zu  eigenem  Recht  das  Papier  zu  erwerben  und  dadurch  Gläubiger  zd 
werden. 

Ist  aber  jeder,  auch  ein  unredlicher,  Besitzeserwerb  geeignet,  das  Recht 
zu  verschaflen?  Kuntze  hat  zuerst  die  Frage  bejaht,  indem  sobald  wirk- 
licher Besitz  vorhanden  sei,  beides  in  der  Person  des  Besitzers  zusammen 
treffe:  die  objective  Möglichkeit  und  der  persönliche  Wille  das  Papier  för 
sich  zu  verwerthen  und  zu  gebrauchen.  Diese  Annahme  geräth  aber  n 
Widerspruch  mit  dem  Wesen  der  Rechtsordnung,  die  es  nicht  zalSszt, 
dasz  durch  ein  Vergehen  zu  Gunsten  dessen,  der  es  begeht,  ein  wirkliek» 
Recht  —  hier  Gläubigerschaft  und  Eigenthum  —  erworben  werde.  Durdi 
Raub  und  Diebstahl  kann  man  Besitz,  aber  nicht  ein  Recht  auf  die  ge- 
stohlene Sache  erwerben.  Der  bestohlene  £igenthümer  kann'  daher  gegen- 
tiber  dem  unredlichen  Besitzer  yindiciren.  Ich  nehme  daher  nft  Fhöl  an, 
dasz  im  Verkehr  mit  Inhaberpapieren  nur  der  redliche  Besitzerwerb  zum 
Gläubiger  mache. 

Ebenso  zerstört  der  freiwillige  Besitzesterlust  die  bisherige  Gldub^- 
schaft  und  das  Eigenthum,  der  unfreimllige  Verlust  aber  nur,  wenn  der 
redliche  Besiterwerb  eines  andern  die  Wiederherstellung  des  yerlorenen 
Besitzes  unmöglich  macht 

6.  Die  Inhaberpapiere  können  auch  in  der  Form  des  Faustpfandes 
verpfändet  werden.  Der  Faustpfandgläubiger  wird  weder  Gläubiger  noch 
Eigenthümer  des  Werthpapiers.  Aber  er  hat  nun  die  Sicherheit,  dasz  das 
Papier  nicht  ohne  seine  Wirkung  eingelöst  werde,  und  kann,  wenn  seine 
Forderung  nicht  bezahlt  wird,  die  Versilberung  des  Papiers  erwirken  and 
auf  diesem  Wege  Zahlung  erlangen.  Veräuszert  er  das  Papier,  oder  zieht 
er  damit  die  Papierschuld  ein,  ohne  dazu  ermächtigt  zu  sein,  so  ist  das 
ein  Miszbrauch  des  Vertrauens,  welches  der  Pfandschuldner  in  ihn  gesetzt 
hat,  aber  der  Natur  des  Papieres  gemäsz  von  Wirkung.  Einzelne  Landes- 
rechte legen  indessen  dem  unbefriedigten  Gläubiger  das  Recht  bei,  ohne 
gerichtliche  Autorisatiou  die  hinterlegten  Papiere,  wenn  der  Schuldner  im 
Verzug  ist,  zu  dem  Tagescurse  zu  veräuszern. 

§.  166. 

c)  Geltendroacbong,  Löschung  und  Ende. 

1.  Mit  dem  Inhaberpapier  in  der  Band  verlangt  und  gegen  Zurück- 
gabe desselben  erlangt  der  Gläubiger  dem  Inhalte  des  Papieres  gemlsz  die 
Zahlung.    Der  Schuldner  ist  verpflichtet,  dem  jeweiligen  Präsentanten  («o 
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portenrj  Zahlung  zu  leMen.  Wer  in  eigenem  Namen  das  P«pier  prlteen- 
tirt,  stdH  sich  damit  dem  Schuldner  gegenüber  ab  den  Beeitxer  und  daher 
ili  den  wakren  Gtämbiger  dar,  mid  der  Schaldner  ist  nicht  berechtigt,  zu 
profen,  wie  er  zn  dem  Besitze  gekommen  sei. 

Das  Interesse  an  der  unbedingten  Klagbarkdt  dieser  Pajttere,  und  an 
der  Sicherheit,  dieselben  durch  blosze  Vorwäsung  geltend  zu  machen,  ist 
jeder  Hemmung  durch  selche  PrOfiing  feind,  und  steigert  die  Pflicht  des 
Schuldners,  sie  eineulöseii,  in  dem  Grade,  dasz  jede  weitere  Beweisfor- 
dening  des  redlichen  Besitzes  und  selbst  die  blosze  Beweisiinerbietung  des 
onredlicben  Besitzes  unterbleiben  soll.  Der  blosze  Verdacht,  dasz  die  Pa- 
piere  gestohlen  seien  und  dasz  der  Dieb  die  ^nlösung  fordere,  ist  daher 
nicht  genflgend,  um  die  Zahlung  an  den  Dieb  zu  verweigern.  Ist  aber  die 
Unredlichkeit  des  Präsentanten  zur  Zeit  der  Präsentation  offenbar  (liquid), 
so  wird  die  Zahlung  mit  Recht  verweigert .  Ueberdem  kann  in  einzelnen 
Vefdachtftllen  im  Interesse  der  strajrichterüchen  Verfolgung  des  Diebs  der 
Scholdcasse  von  der  Polizei  oder  dem  Strafgericht  dafür  gesorgt  werden, 
dasz  die  gestohlenen  Papiere,  wenn  etwa  der  vermuthlicke  Dieb  selbst  oder 
ein  GehOlfe  desselben  sich  zur  Zahlung  meldet,  vorläufig  mit  Beschlag  be- 
legt werden. 

Erklärt  sich  der  Präsentant  ausdrücklich  als  bloszen  Stellvertreter  des 
Bmtzers^  so  ist  der  Schuldner  nicht  gehindert,  von  ihm  Ausweise  über  seine 
VoRmacht  zur  Zahlungsforderung  zu  verlangen,  aber  gewöhnlich  auch  ver- 
anlaszk,  in  der  Deberlassung  des  Papiers  von  Seite  des  Besitzers  an  seine 
Stelhertreter  eine  zureichende  Legitimation  zum  Incasso  zu  erblicken. 

2.  Der  Aussteller  ist  auch  berechtigt,  an  den  Präsentanten  "zu  zahlen. 
Die  redliche  Zahlung  an  den  unredltohen  Besitzer  zerstört  in  Verbindung 
mit  der  Rückgabe  des  Papiers  die  Gläubigersrhaft  und  das  Eigenthum  des 
hestohlenen  Gläubigers  ebenso,  wie  im  Verkehr  mit  Inhaberpapieren  der 
redliche  neue  Besitzeserwerb  das  Recht  dessen  zerstört,  der  sehnen  Besitz 
anfreiwillig  verloren  hat*).  Vorbehalten  bleibt  natürlich  dae  privatrecbt- 
liche  VerMgung  dessen,  der  unberechtigter  Weise  die  Zahlung  empfangen  hat 

3.  Die  blosze  Zahhmg  für  sich  allein  befreit  indessen  den  Schuldner 
nicht  vollständig  von  seiner  Schuld;  denn  da  diese  ihre  formelle  Begrün- 
dung in  dem  Inhaberpapiere  hat,  so  kann  sie  nicht  untergehen ,  wenn  das 
Papier  unentkräftet  fortdauert.  Dem  unredlichen  Besitzer  desselben  könnte 
der  Schuldner,  wenn  er  zum  zweitenmale  damit  Zahlung  fordert,  die  eay 
eeptio  doli  entgegen  halten,  aber  nicht  einem  spätem  redlichen  Besitzer^ 
der  die  erste  Zahlung  nidit  empfangen  hat.  Diesem  gegenüber  müszte  der 
Schuldner  das  Papier  nochmals  honoriren. 

Der  Schuldner  braucht  demnach  nur  gegen  Ruckgabe  des  Papiers  Zah- 
hmg zu  leisten.    Wird  ifim  das  Papier  entkräftet  ausgehändigt  oder  das 


*)  ia  dicMT  Weite  Ittten  tlcb  die  Bedenken,   welche  Kmomt   gegen  meine  Ansteht,    dait 
Bu  der  redliche  BeeiU,  nicht  Jeder  Jurittische  Besiti»  in«  Glinbiger  mache,  erhoben  hat. 

Blnnttchli,  denuicbes  Pritatrecht.  S.  Aafl.  83 
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unentkraftet  zarOckgegebene  Papier  yon  ihm  zerstört,  dann  ist  die  SdniU 
aas  dem  Papiere  völlig  antergegangen,  und  selbst  dami  hat  die  Seriptor- 
obligatioD  aufgehört  za  existiren,  wenn  das  Papier  ohne  Zafalimg  Ton  dem 
Gläubiger  absichtlich  zerstört  oder  dem  Schuldner  eqt  Zerstömog  Ober* 
lassen  worden  ist 

Wird  aber  das  Pikier  unentkrflfltet  dem  Schuldner  zurOckgegeba 
und  von  demselben  unversehrt  besessen,  so  ist  zwar  auch  in  diesem  FiU 
der  Schuldner  frei  geworden,  indem  er  nicht  zugleich  Gläubiger  und 
Schuldner  sein  kann;  aber  da  das  Papier  noch  existirt,  so  ist  damit  die 
Asilage  zu  neuer  Emittirung  wie  bei  dem  zuerst  creirten  und  noch  nicht 
in  Umlauf  gesetzten  Papier  gegeben.  Kommt  eine  neue  Emission  dessdbeo 
hinzu,  so  wird  es  in  der  Hand  eines  neuen  redlichen  Besitzers  wieder 
voügüUig. 

4.  Aus  denselben  Gründen  wirken  auch  Theüztihlungen  nur  rdatit 
zerstörend  für  die  bezahlte  Theilschuld.  Sollen  sie  abiolut  wider  jedeo 
redlichen  Besitzer  des  Papiers  wirken,  so  müssen  dieselben  auf  dem  Inhaber- 
papier selbst  deutlich  vorgemerkt  und  dadurch  gelöscht  worden  sein. 

5.  Der  Natur  dieser  Papiere  gemSsz  stehen  dem  Schuldner  kerne 
Einreden  zu^  welche  aus  der  Person  eines  früheren  Besitzen  und  Gläubigen 
hergenommen  sind,  denn  nicht  als  Nachfolger  des  früheren,  auch  nicht  des 
ursprünglichen  Gläubigers,  macht  der  jetzige  Besitzer  sein  Recht  geltend 
sondern  als  selbständiger  lediglich  auf  den  Inhalt  seines  Papiers  sich  be- 
rufender Gläubiger. 

Eher  kann  man  zweifeln,  inwiefern  dem  Schuldner  Einreden  zustehen, 
welche  auf  persönlichen  Verhältnissen  des  gegenwärtigen  Beeüzers  beruhen. 
Unbedenklich  sind  alle  Einreden  zuzulassen,  welche  sich  auf  den  Inkak 
des  Inhed>erpapieres  selbst  gründen,  ebenso  die  auf  gesetzliche  Beschränkung 
derartiger  Forderungen  gestützten;  wohin  indessen  die  Beschränkung  der 
lex  Äneutasiana  nicht  gehört,  wohl  aber  die  Gesetze  über  Verjährung, 
welche  für  Inhaberpapiere  oft  eine  kürzere  Frist  bestimmen.  (1.)  Ferner 
diejenigen  persönlichen  Einreden,  welche  sich  auf  dieses  obligatorische  Ver- 
hältnisz  beziehen,  z.  B.  des  Dolus  des  Inhabers;  diese  aber  nur,  soweit  sie 
sofort  liq%M  gemacht  werden,  denn  die  ungehemmte  und  energische  Gel- 
tendmachung dieser  Papiere,  wie  sie  lauten,  gehört  zu  ihrem  Wesen,  und 
würde  durch  ein  aufschiebendes  Beweisverfahren  schwer  verletzt  Einreden, 
welche  auszerhalb  des  in  dem  Inhaberpapiere  bezeidmeten  GescbiAes  ihren 
Grund  haben,  wie  insbesondere  die  Gegenforderung  aus  einemandem  Verirags- 


i,  miriiemb,  Ges.  T.  16  Sept.  1852.  betr.  die  Staatsschuldscbeine.  S-  ^9.  Eü 
ZinsabschDitt,  welcher  nicht  bionen  3  Jahren,  von  dem  Yerralltift  an  gefcdiaet,  lor 
Einlösung  gebracht  wird,  tritt  awxer  KraCt 
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verhäkniix  (2.)^  sind  meiiies  Erachtens  in  der  Regd  niobt  zulisag,  theils  aas 
d^n  eben  angeMbrten  Grunde,  theils  weil  der  Inbaber  seine  Forderung 
nicht  als  eine  bestimmte  mit  dem  Schuldner  verbundene  Person,  sondern 
ledtglicb  als  indifferenter  Besitzer  wie  jeder  andere  Inhaber  geltend  macht 
Der  letztere  Grund  schlieszt  daher  sogar  die  liquide  Gegenforderung  ras, 
ausser  inwiefern  in  dem  Benehmen  des  Gläubigers  nach  den  Umständen 
ein  offenbarer  Dolus  Torlige. 

S-  167. 
d)    Yiodication  und  Amortisation. 

1.  Da  das  Werthpapier  eine  Sache  von  Werth  ist,  und  da  es  ein 
Eigenthum  daran  gibt,  so  läszt  sich  zunächst  auch  eine  dingliche  Verfolgung 
(Vindication)  des  abhanden  gekommenen  Inhaberpapiers  denken.  Aber  es 
stehen  dieser  Vindication  theils  factische  Schwierigkeiten,  theils  juristische 
Beschrlinkungen  entgegen,  welchen  die  Vindication  anderer  Sachen  nicht 
unterliegt.  Ein  blosz  thattächUchei  Hindernisz  ist  die  Schwi^igkeit  des 
dem  Kläger  obli^enden  Beweises,  dasz  gerade  diese  vindidrten  Papiere 
ihm  angehören,  weil  gewöhnlich  eine  Menge  glnchlavtender  Papiere  in 
Umlauf  gesetzt  sind.  Indessen  mag  dieser  Beweis  der  Identität  in  manchen 
Fällen  mit  Holfe  der  unterscheidenden  Nummern  und  besondern  Kennzeichen, 
z.  R  besonderer  Vormerke,  auf  dem  Papier  gelingen. 

Auszerdem  kommen  die  rechlUchen  Beschränkungen  in  Betracht  Da 
die  Glänbigerschaft  und  damit  das  Eigenthum  auf  das  Inhaberpapkr  un- 
mittelbar aus  dem  Beeiixe  folgt,  da  jeder  neue  redliche  Besitzerwerb  zugleich 
Uebergang  des  Rechtes  ist  und  da  überdem  der  jeweilige  Inhaber  auch  als 
Gläubiger  und  daher  als  EigenthOmer  des  Papiers  zu  yermuthen  ist,  so 
folgt  daraus,  dasz  der  Kläger  zwei  Dinge  zu  behaupten  und  nöthigenfalls 
zu  beweisen  hat: 

a)  seinen  frühem  Besitz, 

b)  dasz  der  jetz^  Inhaber  auf  unredliche    Weise  in  den  Besitz  dieser 
Papiere  gelangt  sei.  (1.) 

2.  Erk.  des  O.  A.  G.  zu  Castel  {Seußgrit  Archiv  III  J04X.  Bei  Staatspapieren, 
welche  auf  den  Inbaber  lauten,  erscheint  die  Compeqsationseinrede  nicht  als  tulSssig. 
Da  dieselbe  ein  zwischen  einem  bestimmten  Gliubiger  und  Schutdtier  bestehendes 
Verbältnisz  voraussetzt,  wihrend  der  Inhaber  eines  Staatspapiers  als  solcher  unter 
den  sonst  geeigneten  Voraussetzungen  die  darin  ausgedruckte  Summe  zu  fordern 
berechtigt  ist,  ohne  dasz  dabei  etwaige  RechtsverhSlinIsse,  in  welchen  er  für  seine 
Person  zum  Staat  oder  zu  der  betreffenden  Staatsanstalt  vermöge  eines  sonstigen 
faetischen  Hergangs  steht,  in  Betracht  kommen ,  da  die  auf  den  Inhaber  lautenden 
Staaupapiere  als  von  den  erwl^nten  persönlichen  Beziehungen  gSnzIfch  entkleidet 
angesehen  werden  müssen« 

1.  Erk.  des  O.  A.  G.  zu  CeUe  {Seuffert$  Archiv  Y  4).  Die  Tindicalioo  von 
sogenannten  au-porteur-Obligatiooen  findet  nur  gegen  denjenigen  statt,  welcher  die- 
selben tan  basen  Gtauben  erworben  hat.  Es  entspricht  diese  Annahme  dem  Zwecke 
und  der  elgcntMtailicbett  Natur  derartiger  Verbriefungen ;  es  soll  reit  ihrer  Ueber- 
tragong  die  verbriefte  Forderung  selbst  an  Jeden  getreuen  Inbaber  transf^rirt  werden. 

33* 
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Unter  jener  Voranssetzmig  ist  der  KIftger  ak  Eigeathflnier,  der  Be- 
klagte als  onbereöhtigter  Besitzer  zn  behandeln  oud  dieser  anzuhalten  jenem 
die  Papiere  herauszugeben.  Kann  aber  der  Beklagte  nachweisen,  dasz  der 
Kläger  sanen  Besitz  freiwillig  angegeben  habe,  so  ist  damil  die  Einrede 
hergestellt,  dasz  Kläger  aufgehört  habe  Eigenthfioier  zu  sein. 

2.  Verschieden  von  der  Vindieation  ist  die  ContractiUage  auf  ROck- 
gabe  der  deponirten,  zu  Pfand  gegebenen  oder  sonst  anyertrauten  Papiere 
Denn  der  Depositar,  Faustpfandgläubiger  u.  s.  f.  ist  als  solcher  kein  Eigen- 
besitzer. Würde  er  aber  die  Treue  verletzen  und  sich  zu  diesem  machen 
wollen,  so  läge  die  Unredlichkeit  seines  Besitzes  yor,  und  unter  dieser 
Voraussetzung  kann  ihm  der  Besitz  abgestritten  werden. 

3.  Die  Afnartisation  der  Papiere  auf  den  Inhaber  ist  wohl  aus  Bffl^ 
keitsrticksichten  zulässig,  aber  nur  mit  groszer  Vorsicht  zu  gestatten,  sei 
es,  dasz  ein  zu  Verlust  gekommener  EigenthOooer  oder  der  Schuldner  m 
begehrt    Die  Ausschreibung  der  veriorenen  Nummer  und  die  Edietalladoag 
an  deren  Besitzer  kann  nicht  genügen,   denn  es  kann  den  zahlreichen  Be- 
sitzern solcher  Papiere  nicht  zugemuthet  werden,  dasz  sie  ihre  Nuramera 
mit  den  ausgeschriebenen  vergleichen,  und   noch  weniger  dasz  auch  nach- 
her jeder,  der  solche  Papiere  kauft,  sich  der  früher  ausgeschriebenen  Num- 
mern erinnere.    Ist  daher  das  Papier  noch  unversehrt  vorhanden  und  Ge- 
genstand des  Verkehrs,   so  ist  jeder  neue  Bewerber  berechtigt,  die  daran 
geknüpfte  Forderung  geltend  zu  machen.     Es  wird  daher  zn  onbedenk- 
licher  Bewilligung  der  Amortisation  und  beriehungsweise  zur  Wiederher- 
stellung durch  neue  Urkunden  an  die  Stelle  der  amorUsirten  der  Naekwmt 
erfordert  werden,  dasz  die  ursprünglichen  Papiere  zerstört  worden  seien. 
Die  blosze  Beseheinigung  dieses  Untergangs  (z.  B.  bei  einem  Brandunglock) 
kann  nur  insofern  jenen  Nachweis  ersetzen,  als  zur  Sicherheit  des  SchoM- 
ners  die  erforderlichen  Cautionen  damit  verbunden  werden.     Die  Amorti- 
sation blosz  verlorener  oder  nicht  rechtzeitig  benutzter  Papiere  rechtfertigt 
sich  nur,  wenn   Gründe  dafür  sind,  dieselben    überhaupt  auszer  Cors  zu 


Die  Wirkung  der  Amortisation  ist  Entkräftung  und  Löschung  des 
frühern  Papiers  (2.),  beziehungsweise  die  Wiederherstellung  eines  neuen 
gleichartigen  Papiers  zu  Gunsten  des  Gläubigers. 

*  Gönner^  über  Staateschulden,  deren  Tilgungsanstalten  und  vom  Handd 
mit  Staatepapieren.  Münclienl826  \  —  Schumm^  die  Amortisation  Terlorener  oder 
sonst  abhanden  gekommener  ScLuldarkunden.  Heidelb.  1830;  —  Schuster,  du 
Amortisinmgsverfahren  bei  Staateobligationen  und  andern  Urkunden  durch  die 
Österreich.  Civilgerichte.  Wien  1859;  —  Tkol^  l  $.  56.  Zur  Lehre  von  dea 
Inhaberpapieren  (Ausstellung  und  Amortisation)    im  Wtürtt.  Arch.  t.  Kübel  «. 


2.  Bayr.  Verordn.  T.  10  Oct.  1810.  Ein  recbtskrtfftiges  AmorlisaMoiiaerkee»!- 
nisz  bat  zur  Folge,  dasz  aus  der  fSr  amorlisirt  erklärten  UrlKiiide  selbst  keine  Recfcia- 
Ansprüche  mehr  abgeleitet  werden  kOnnen» 
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8arwe7  V  3,  S.  107 ;  vgl  Aömer«  Samml«  m  N.  54.  277.  138.  278.  204.  119. 
315;  —  Voigt,  mr  Lehre  von  der  Hortification  abhanden  gekommener  Schuld- 
doenmente  im  neaen  Areh.  f.  Handelsr.  I;  —  Düring,  Zuläsdgkeit  d.  Emifision 
n.  Vindic.  *v.  Inhaberpapieren,  Z.  £.  H.  R.  US.  545;  —  vgl.  Schaff  er,  im 
Arch.  t  pract  R.-W.  V  S.  410 ;  —  Z.  £  H.  R.  ü  S.  446. 

§.  168. 
3.    Ordrepapiere. 

1.  Die  Ordrepapiere,  welche  zuerst  im  Wechselverkehr  ausgebildet 
worden  sind,  im  Verfolg  aber  mancherlei  andere  Anwendungen  erfahren 
haben,  unterscheiden  sich  von  den  Inhaberpapieren  in  mehreren  wesentlichen 
Beziebungen.  Vorerst  ist  in  ihnen  der  unprüngliche  Gläubiger  genannt, 
Too  dessen  Ordre  die  weitere  Begebung  des  Papiers  abhängt.  Damit  schon 
erhält  die  Obligatio  eine  individuelle  Bestimmtheit  auch  auf  Seite  des  Gläu- 
b^ers,  die  dem  Inhaberpapier  mangelt,  und  es  ist  damit  die  Möglichkeit 
gegeben,  auch  die  persönlichen  Verhältnisse  des  Gläubigers  zu  berücksich- 
tigen,  und  dessen  auf  dem  Papier  ausgesprochenen  Willen  zu   beachten. 

2.  Auch  die  Ordrepapiere  sind  föhig  in  Umlauf  gesetzt  zu  werden, 
aber  ebenso  wenig  durch  blosze  Besitzesübergabe  als  durch  blosze  obliga- 
torische Ce$sion,  der  etwa  das  Papier  nur  wie  eine  Beweisurkunde  nach- 
folgte. Vielmehr  ist  hier  auszer  der  Uebergabe  des  Papiers  noch  ein  per- 
tSnUehir  Act  auf  dem  Papier  unerläszlich ,  durch  welchen  der  bisherige 
Berechtigte  seinen  Will^  (Ordre)  äuszert,  das  Werthpapier  und  damit  die 
Forderung  daraus  zu  übertragen. 

In  jeder  neuen  Begebung  des  Ordrepapiers  liegt  ein  neuer  Scripturact, 
das  sogenannte  Indossament  (1.),  und  darin  auch  eine  Em^terung  der 
Qrsprfinglichen  Scripturobligation.  Der  Aussteller  hat  es  dem  Gläubiger 
überlassen,  das  Papier  weiter  zu  begeben,  aber  so  dasz  jede  wirksame  Be- 
gebung vorgemerkt  wird.  Damit  ist  die  persönliche  Kette  der  Gläubiger 
vom  ersten  bis  zum  letzten  in  der  Urkunde  selbst  ohne  Unterbrechung 
dargestellt  Nur  wer  aus  dem  Papier  sich  als  letztes  GUed  der  nicht  unter- 
brochenen Kette  darzustellen  vermag,  ist  Gläubiger.  Bei  dem  Wechsel 
genOgt  der  formelle  Zusammenhang  der  Kette.  Daraus  aber  darf  man 
nicht  schlieszen,  dasz  es  bei  allen  andern  Ordrepapieren  ebenso  sei;  vid- 
inehr  ist  die  ursprüngliche  und  eigentliche  Meinung,  dasz  der  Zusammen- 
hang wie  in  der  Form  so  auch  im  Wesen  begründet  sei.  Indessen  ist  der 
kaufmännische  Verkehr  geneigt,  andere  Ordrepapiere  dem  Wechsel  ähnlich 
zn  behandeln.  (2.) 


1.   Deutschet  Haodelsges.  a.  303.    Durch  das  Indossament gehen  alle 

Eeebte  aus  dem  indossirten  Papiere  auf  den  Indossatar  über;   vgl.  unten  S-  1*74. 

1  Das  D.  H.  G.  B.  läszt  durch  Indossament  übertragen :  Anweisungen  und 
^erpflichtungsscheine,  von  Kaufleuten  fiber  Leistungen  von  Geld  oder  einer  Quan- 
Uilt  rerlretbarer  Sachen  oder  Werthpapiere .  ohne  Erfordemisi  einer  Gegenleistung 
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um  dieses  persönlichen  Vortretens  willen  in  einem  neuen  Fomtlact 
oder  Formalcontract  Ifiszt  sich  eher  als  bei  den  Inhaberpapieren  der  Ge- 
sichtspunkt der  Novation  anwenden.  Indessen  ist  auch  hier  die  Debergabe 
des  Papiers  wesentlich  für  den  üebergang  der  Fordening,  und  stellt  »eh 
dieser  in  jener  dar.  Daher  paszt  auch  hier  die  Annahme  einer  Singular* 
saccession.  Wenn  auch  die  Person  des  Gläubigers  genannt  ist,  so  hat  doch 
auch  hier  der  Aussteller  erklärt,  die  Individualitat  der  folgenden  GUo- 
biger  sei  ihm  indiflerent,  und  ohne  sein  Wissen  werden  diese  durch  die 
Ordre  bezeichnet. 

3  In  jedem  neuen  Indossamente  liegt  zugleich  eine  Vermehrtmg  iet 
Garantie  für  die  Erfüllung  des  versprochenen  Inhalts.  Jeder  neue  Indouetd 
tritt  —  abgesehen  von  ausdrücklichen  Vorbehalten  —  als  CorreahchddMr 
den  frühem  Indossanten  und  dem  Aussteller  hinzu,  und  der  Indossatar  A 
Glfiubiger  hat  allen  Vormännem  gegenüber  ein  Recht  erworben.  De 
Inhaberpapier  ist  von  dem  Gedanken  einer  Steigerung  der  Versatilitlt,  das 
Ordrepapler  dagegen  von  dem  Gedanken  einer  Paarung  der  Versatilitit  mit 
gesteigerter  GewAhrschaft  (Garantie)  beherrscht  (Kuntze.) 

4.  Das  sogenannte  Blancoindossament,  in  welchem  der  Raum  ftlr  den 
Namen  des  Indossatars  leer  gelassen  wird,  ist  im  Grunde  nur  ein  wMm- 
geßlUes  Indossament,  das  wohl  factisch  und  vorübergehend  den  Dmlanf 
des  Ordrepapiers  einem  Inhaberpapiere  ahnlich  erleichtert,  aber  zur  Attt- 
füüung  stets  bereit  ist,  und  erst  durch  diese  vollkommen  wird.  Ob  die  Aus- 
füllung dann  ausdrücklich  geschehe,  oder  wie  bei  mehreren  folgenden  Blaooo- 
Indossamenten  durch  stillschweigende  Ergänzung  des  ungenannten  Name» 
des  Blancoindossatars  durch  den  genannten  Namen  des  nächstfolgenden 
Indossanten,  beim  letzten  Blancoindossatar  selbstverständlich  durch  den  in 
Gedanken  ergänzten  Namen  des  Besitzers,  ist  nicht  erheblich.  SobaM  aber 
die  Ergänzung  auf  dem  Papier  volbogen  ist,  was  dem  Erwerber  desselben 
inmier  zusteht,  ist  das  Blancoindossament  in  ein  regelmasziges  und  voll- 
ständiges Indossament  umgewandelt. 

5.  Dem  Schuldner  stehen  bei  Ordrepapieren  auch  diejenigen  Einreden 
zu,  welche  gegen  die  bestimmte  Individualitat  des  Indossatars  als  genaonten 
Gläubigers  erhoben  werden  können.  (3.) 

6.  Die  dingliche  Verfolgung  abhanden  gekommener  Ordrepapiere  ist 
leichter  als  die  der  Inhaberpapiere.    Seltener  werden  Ordrepapiere  massen- 


ausstellt,  Connossemente  der  Seeschiffer,  Ladescheine»  Aaslieferungscbeine»  Bodmerei 
briefe,  Seeassecaranzpolicen ,  sofern  alle  diese  an  Ordre  laaten;  a.  301.  3(tt; 
and  gestattet  den  Landesgesetzen  noch  andere  Urkunden  für  indossabel  xo  erkUUva* 
a.  304 ;  es  unterstellt  diese  Papiere  in  allen  Hauptpunkten  der  Indossimog  «ad 
Amortisation  den  GrundsXUen  der  Wechselordnung  a.  305.  s.  unten  g*  l'?^* 

3.  Ebenda  a.  303.  Der  Verpflichtete  kann  sich  nur  solcher  Einreden  bedienen, 
welche  ihm  nach  Maszgabe  der  Urkunde  selbst  oder  anmittelbar  gegen  des  jedes- 
maligen Kllger  lusteben. 
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haft  ausgegeben,  wohl  aber  dem  Einen  GlAobiger  Doplicate  der  Einen 
Forderaog  zugestellt,  and  es  ist  daher  schon  Idchter  die  Identität  des  Pa- 
piers zu  erweisen.  Sodann  ist  diese  Klage  auch  gegen  den  redlichen  Be- 
sitzer gestatte  indem  der  redliche  Besitzerwerb  für  sich  allein  und  ohne 
Indossirung  hier  nicht  zum  Gläubiger  und  Eigenthümer  macht. 

*  EunUe  a.  a.  0.  §•  104  ff.;  —  Voigt  im  neuen  Arch.  f.  H.  R.  I  S.  99.  ^ 

§.  169. 
4.    Die  kaaftninDische  Anweisung  insbesondere. 

1.  IHe  kmtfmäfUMche  ÄmDtiiung  bildet  den  Uebergang  von  den  mehr 
formlosen  Ordrepapieren  zu  dem  streng  formellen  Wechs^:  sie  hat  sich  als 
ein  milderes  und  einfacheres  Institut  früher  als  der  strengere  und  mehr 
complicirte  Wechsel  zunächst  im  Handelsgebrauch  ausgebildet;  in  neuerer 
Zeit  wurde  sie  durch  die  Gesetzgebung  bestimmter  von  der  civilrechtlichen 
Anweisung  und  dem  Wechsel  unterschieden  (1.) 

Die  Anweisung  ist  der  schriftliche  Auftrag  des  ÄssignmUen  an  den 
A$iignaten,  dem  AsngHQtar  auf  Rechnung  des  Assignanten  eine  bestimmte 
Summe  Geldes  zu  zahlen.  Dieser  Auftrag  ist  in  den  herkömmlichen  Aus- 
drücken so  kurz  als  möglich  ausgedrückt 

2.  Von  dem  kaufmänmscken  Creiithrief*)  unterscheidet  sich  die  An- 
weisung dadurch,  dasz  sie  auf  eine  bestimmte  Summe  gestellt  ist.  Von  der 
§ewök$Uich$n  AnwMung  des  Civilrechts  unterscheidet  die  kaufmännische  das 
Erfordemi9z  der  Girirfähigkeit,  wdche  ihr  ausdrücklich  durch  dm  Zutatz 
fA»  Ordn"  beigelegt  sein  musz  (Bayer.  Ges.  v.  29  Juni  1851  a.  2).  Vom 
Wechsel  unterscheidet  sie  sich  dadurch,  dasz  sie 

a)  nicht    das    Wort  „Wechsel/'  sondern  statt  dessen  die  Bezeichnung 

„Amoeisting"  in  Ihrem  Text  enthalten  musz  (bayer.  Ges.  a.  2). 
h)  dasz  sie  der  Inhaber  nichi  zur  Annahme  zu  präsentiren  braucht,  und, 
wenn  er  diesz  gleichwohl  thut,  weder  eine  Erklärung  des  Assignaten 
über  die  Annahme  nöthig,  noch  Protest  und  R^reszerhebung  statte 
haft  ist  (bayer.  Ges.  a.  3); 
c)  dasz  der  Wechselarrest  keine  Anwendung  6ndet  (bayer.  Ges.  a.  6). 
Im  übrigen  aber  finden  auf  die    kaufmännische  Anweisung  alle  ge- 
setzlichen Bestimmungen  über  den  gezogenen  Wechsiel,  welchem  sie  auch 
hl  der  Form  naehgebiMet  ist,  Anwendung   (Ladenburg,  Arch.  f.  D.  W.  u. 
H.  R.  VI  S.  347;  bayer.  Ges.  a.  1).    Indem  wir  daher  im  allgemeinen  auf 
die  nachfolgende  Darstellung  des  Wechselrechts  verweisen,  heben  wir  hier 
nur  einige  Punkte  in  dem  Verhältnisz  der  drei  bei  der  Anweisung  betheiligten 
Personen  hervor. 

3.  Die  realen  Gründe  der  Entstehung  der  Anwasung  sind  von  un- 
erschöpflicher Mannicfafahigkeit   Häufig  bedient  sich  der  Gläubiger  (Assig- 

1.    Bayerisches  Gesetz  t.   29  Jani  1851.  Kgl.  Sächsisches  Gesetz  v.  7  Jani  1849. 


*)  UeberCrdUl, Creditgeeebifte,Greditaurirag  etc.  fgL  TAJl  §.  110-111. Z.r.H.R.  IV 8.  30.191. 
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Dant)  dieser  Form,  yon  seiDem  entfernt  wohnenden  Sdiuldner  (dem  Assig- 
naten) das  Guthaben  dadurch  einzuziehen,  dasz  er  ihn  beauftragt,  in  den 
Assignatar  als  seinen  Bevollmächtigten  zu  zahlen;  dabei  kann  der  Assignitir 
als  Procurist  oder  Reisender  des  Assignanten  verpflichtet  sein,  die  Assig- 
nationssumme  einfach  in  die  Cassa  des  Assignanten  abzuliefern  (Mandit 
„zum  Incasso**).  Es  kann  aber  auch  der  Assignatar  Gläubiger  des  Assig- 
nanten sein  und  in  der  Anweisung  seine  Bezahlung  erhalten  sollen  dun 
ist  er  procur(Uor  in  rem  suam).  Oder  es  kann  auch  der  Assignant  bisher 
weder  Schuldner  des  Assignatars  noch  Gläubiger  des  Assignaten  gewesen 
sein,  sondern  erst  durch  diesz  Geschäft  sich  zum  SehuUner  des  Assignatoi 
und  zum  Gläubiger  des  Assignatars  'machen  wollen  etc. 

4.  Das  Verhältnisz  des  Assignanten  zum  Assignatar  ist  immer  sb 
solches  ein  Mandat;  aber  freilich  übt  die  materielle  Veranlassung  diesei 
Mandats  wesentlichen  Einflusz  auf  die  Gestaltung  der  weiteren  RechtsTe^ 
hältnisse  unter  den  beiden.  Ist  der  Assignatar  einfach  zum  Jncasso  beauf- 
tragt, so  gibt  ihm  natOrlich  die  Zahlungsweigerung  des  Assignaten  keinerlei 
Regresz  gegen  den  Assignanten ;  er  kann  von  diesem  nur  mit  der  oefto 
mandati  contraria  Ersatz  für  seine  Auslagen  fordern.  Soll  aber  der  Assig- 
natar procurator  in  rem  9uam  sein,  und  zwar  deszhalb^  weil  ihm  der  Assig- 
nant die  Assignationssumme  schuldete,  so  versteht  sich,  dasz  dureb  die 
blosze  Anweisung  diese  Schuld  noch  nicht  getilgt  ist  Die  Anweisung  tA 
dann  nur  ein  Versuch  der  Zahlung,  Zahlung  wäre  erst  die  Anszafahu^  der 
Assignationssumme  durch  den  Assignaten.  Wird  diese  verweigert,  so  be- 
steht die  alte  obligatio  zwischen  den  Assignanten  und  dem  Assignatar  oadi 
wie  vor  fort,  und  der  letztere  klagt  nun  gegen  den  erstem  mit  der  Klage 
ans  dem  betrefienden  Geschäft,  also  z.  B.  mit  der  Kaufkiage,  wenn  den 
Assignatar  durch  die  Assignationssumme  ein  Kaufschilling  bezahlt  werden 
sollte:  nicht  aus  der  Assignation;  diese  kann  er  höchstens  als  Beweismittel 
benutzen,  darzuthnn,  dasz  ihm  der  Assignant  die  Assignationssumme  ai» 
einem  frühern  Geschäft  schuldete.  Wenn  aber  der  Assignatar  nicht  schon 
früher  Gläubiger  des  Assignanten  war ,  sondern  erst  jetzt  in  Folge  eines 
Kaufs  oder  einer  Schenkung  aus  der  Assignation  Rechte  gegen  den  Assig- 
nanten erwerben  soll,  so  liegt  eine  Cessiou  der  Forderung  des  Assigaaaten 
gegen  den  Assignaten  an  den  Assignatar  Yor,  und  wenn  nun  der  Ass^ 
die  Zahlung  weigert,  so  kann  allerdings  der  Assignatar  als  Cessionar  gegen 
den  Assignanten  als  Cedenten  klagen,  und  zwar  hat  der  kaufmännische 
Verkehr  die  Voraussetzung,  dasz  der  Assignant  nicht  nur,  wie  ein  gewöhn- 
licher Cedent,  für  die  Existenz,  sondern  auch  für  die  Güte  und  Liquidit 
der  Forderung  hafte,  so  dasz  de/  Assignatar  (und  zwar  ohne  vorherige  Protest- 
erhebung) gegen  den  Assignanten  sofort  Regresz  nehmen  kann,  sowie  der 
Assignat  aus  irgend  einem  Grunde,  nicht  blosz  weil  er  die  Existenz  der  ab- 
getretenen Forderung  läugnet,  die  Zahlung  weigert. 

5.  Der  Assignat  ist  entweder  schon  Schuldner  des  Assignanten  oder 
er  ist  es  nicht  und  steht  nur  überhaupt  mit  jenem  ia  GeschUftsverbifldoDg: 
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keJDenblls  ändert  an  dem  bisherigen  RechtsverhAltnisz  die  blosze  Ausstel- 
long  der  Anweisung  irgend  etwas;  erst  durch  die  Annahme  der  Anwei- 
SQDg  entsteht  zwischen  dem  Assignanten  und  dem  Assignaten  ein  neues, 
und  zwar  ein  Mandatsverhftknisz.  Ao  eine  bestimmte  Form  ist  die  Be- 
grflndang  dieses  Mandats  so  wenig  wie  die  irgend  eines  andern  gebunden : 
eio  einfacher  Brief,  eine  mündliche  Erklärung,  ein  stillschweigender  Vollzug 
von  Seite  des  Mandatars  genOgt.  Hat  aber  der  Assignat  seine  Annahme- 
erkldrong  auf  der  Anweisungsurkunde  selbst  durch  Unterschrift  erklärt,  so 
können,  um  der  Liquidität  jenes  Instruments  willen,  der  Wechselannahme 
aiiak)ge  Wirkungen  eintreten.  Nach  Erfüllung  des  Zahlungsauftrags  hat 
der  Assignat  die  actio  mandati  contraria  gegen  den  Assignanten  auf  Deckung, 
wenn  er  bisher  nicht  dessen  Schuldner  war;  im  Gegenfall  rechnet  er  die 
Assignationssnmme  an  seiner  Schuld  ab. 

6.  Zwischen  dem  Assignatar  und  dem  Assignaten  entsteht  zunächst 
keinerlei  juristische  Beziehung  aus  der  Ausstellung  und  Präsentation  der 
Anweisung.  Erst  wenn  der  Assignat  die  präsentirte  Anweisung  acceptirt, 
haftet  er  dem  Assignatar  unmittelbar  auä  der  Acceptation,  und  ist  verpflichtet, 
ihm  die  assignirte  Summe  zu  zahlen.  (2.)  Und  zwar  ist  nun,  um  des 
schrifUichen  Acoepts  auf  der  Urkunde  willen,  die  Forderung  des  Assignatars 
eine  höchst  liquide ;  es  ist  auch  für  diese  aus  dem  Accept  entsprungene 
selbständige  Obligation  das  ursprüngliche  Verhäitnisz  des  Assignaten  zum 
Assignanten  gegenüber  dem  Assignatar  völlig  gleichgültig;  (/ieMtn  haftet  der 
Assignat  aui  dem  Accept,  und  kann  ihm  daher  nicht  etwa  die  Einrede  ent- 
gegenstellen :  zur  Zeit  der  Annahme  sei  er  noch  Schuklner  des  Assignanten 
gewesen  und  habe  deszhalb  angenommen;  jetzt  aber  wolle  er  nicht  zahlen, 
weil  jene  Schuld  anderweitig  getilgt  sei. 

7.  Die  kaufmännische  Anweisung  ist  auf  Ordre  gestellt  und  durch 
Indossament  (H.  G.  B.  a.  301.  304;  bayer.  Ges.  a.  2.  §.  174)  girirbar;  sie 
ist,  wie  erwähnt,  in  den  meisten  Punkten  dem  gezogenen  Wechsel  gleich- 
gestellt Die  nicht  auf  Ordre  gestellte  Anweisung  ist  keine  kaufmännische 
und  nicht  nach  Wechsel-  oder  Handels-,  sondern  nach  Civilrecht  zu  be- 
bandeln. 

»  Thöl  S.  121-127  a. 


3.  H.  G.  B.  a.  900.  Ein  Kaonnann,  welcher  eine  auf  ihn  aasgestellte  Aliwei- 
soDg  (AsaigDttion)  gegenüber  demjenigen,  xu  dessen  Gunsten  sie  ausgestellt  ist,  an- 
geiommen  lut,  ist  denaselbcn  zar  Erföllang  verpfliclitet.  Die  auf  eine  schriniiche 
Anweisong  gesebriebene  und  anterscbriebene  Annabmeerklärang  gilt  als  ein  dem 
Assignatar  geleistetes  Zahlungsversprecben.  —  Aas  dem  Prot.  §.  1415  f.  erbellt,  dasz 
loch  die  mündliche  Annahme  ntcAi  ohne  Wirkung  sein,  aber  das  ganze  Institut  zu- 
alebsi  auf  Kaufleate  besehrünkt  sein  sollte.  Senff.  Arch.  XIY  125. 
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Siebentes  Capitel. 
Vom  Wechsel  und  Wechselrecht 

I.    Einleitung. 

§.170. 
Gesrhicbtlicbe  EotstebaBg  und  rechtliche  Natar  des  Wechsels. 

1.  Der  Wechsel,  ein  eigentharoliches  kaobninnisches  Ordrepapier, 
verdankt  seine  Entstehung  dem  BedQrfhisz  des  Handeis,  an  fremden  Ortet 
aber  das^bst  gangbares  Geld  zu  verfOgen.  Dieses  Bedflrfnisz  mnszte  sieb 
im  Mittelalter  bei  der  Zerklüftung  der  Reiche,  insbesondere  Italiens  und 
Deutschlands,  in  zahllose  Mflnzterritorien  besonders  lebhaft  geltend  macboi 
Jede  Stadt,  jedes  Bisthum,  jeder  gröszere  Vasall  erwarb  und  Qbte  das 
Recht  eigener  Münze,  gegenüber  welcher  fremdes  Geld  ungünstigen  Cors 
hatte.  Daher  kam,  zuerst  in  Italien,  die  Sitte  auf,  dasz  Geldwechsler, 
cambBores,  den  Zug  der  Kaufleute,  der  von  einer  Stadt  zu  Markt  ood 
Messe  nach  einer  andern  ging^  mit  Vorräthen  der  beiderseitigen  MOma 
versehen,  begleiteten  und  dadurch  der  Nachfrage  derselben  nach  den 
fremden  und  dem  eigenen  Gelde  begegneten.  Anfknglich  geschah  dies 
durch  „Wechseln""  im  buchstäblichen  Sinne,  d.  h.  durch  Umtausch  eikr 
Münzart  gegen  die  andere:  der  Kaufmann  aus  Mailand,  der  in  Genua  Seide 
verkauft  und  genuesisch  Geld  eingenommen  hatte,  das  er  daheim  in  Mai- 
land nur  mit  Verlust  verwenden  konnte,  liesz  sich  in  Genua  von  seioeiD 
cambsor  gegen  eine  kleine  Provision  den  entsprechenden  Betrag  in  Mailänder 
Münze  auszahlen  fcambium  numwUeJ»  Bald  aber  kam  man  über  die« 
unbequeme  Form  hinaus  durch  Zuhülfenahme  der  Schrift.  Die  cambsore$ 
der  einzelnen  Städte  standen  untereinander  in  laufender  Geschäftsverbindong 
und  konnten  durch  einfache  Abrechnung  (ScorUrimng)  verwickelte  gegen- 
seitige  Forderungen  und  Schulden  tilgen.  Der  steigende  Credit  und  die 
zunehmende  Sicherheit  machten  es  nun  möglich,  dasz  der  cambsor  (oder 
auch  gleich  der  Käufer)  in  Genua  dem  Mailänder,  anstatt  ihm  mailändisch 
Geld  (oder  auch  den  Kaufpreis)  im  Baaren  zu  bezahlen,  ihm  einen  Brief 
an  einen  Geschäftsfreund  in  Mailand  gab,  der  diesen  beauftragte,  dem  io 
dem  Briefe  Genannten  die  betreffende  SunHne  in  Mailänder  Münze  aosza- 
zahlen  (camhiwn  per  lüterasj.  In  diesem  Geschäft  liegt  schon  vollständig  der 
gezogene  Wechsel,  die  Traiie:  der  cambsor  (oder  der  Käufer)  ist  derTraMaat* 
der  Kaufmann  (oder  der  Verkäufer)  der  Remütm^,  der  Geschäftsfreund  in  Mai» 
land  der  Trassat,  der  Bezogene,  Auch  der  eigene  Wechsel,  der  nicht  ein  Zak- 
lungsauftrag  an  einen  Dritten,  sondern  ein  Zahlungscersprechen  des  Ausstdiers 
selbst  ist,  kam  in  jenen  Verhältnissen  bereits  in  der  Form  vor,  dasz  etwa 
der  cambsor,  welcher  die  Mailänder  mit  nach  Genua  begleitet  hatte,  diesen 
versprach,  sie  daheim  in  Mailand  mit  mailändischem  Gelde  bezahlen  xo 
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wollen  (eigner  Wechiel,  irodmer  Weehnl,  cambiwfn  proprium  ticcumj. 
Beides  durfte  aber  nar  geschehen  „de  loeo  in  locwn",  der  Wechsel  durfte 
nicht  am  Ort  der  Ausstellung ,  wo  sich  Trassant  und  Reoaittent  befanden, 
selbst  bezahlt  werden:  wollte  man  diesz,  so  mochte  man  sich  des  cambium 
numuaU  bedienen.  Gegen  £nde  des  zwölften,  zu  Anfang  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  finden  sich  diese  Anfänge  des  Instituts  in  Italien  sdion  voll- 
ständig entwickelt  und  im  Herkommen  wohl  befestigt  yor. 

2.  Es  verband  sich  nun  aber  mit  solchen  Zahlungsaufträgen  und 
Schuldscheinen  der  vom  Handel  immer  hoch  geschätzte  Vorzug  einer 
raschen  und  energischen  Eiecntion.  Denn  die  einseitige  Forderung  des 
Remittenten  stellte  sich  als  höchst  liquid  dar,  da  der  cambsor  keinen 
eignen  Wechsel  ausstellte,  wenn  er  nicht  die  Valuta  empfangen  hatte 
and  bei  gezogenen  Wechseln  das  Zahlungsversprechen  des  Trassaten  aus 
der  Urkunde  selbst,  auf  welcher  er  die  Annahme  des  Zahlungsauftrags 
doreh  seine  Unterschrift  erkifirt  hatte,  sofort  erwiesen  werden  konnte. 
Dazu  kam,  dasz  die  Gerichtsbarkeit  Ober  diese  kaufmännischen  Schulden 
meistens,  nach  dem  germanischen  Princip  des  Genossengerichts,  kaufmänni- 
schen Richtern,  oft  „Markt-  und  Meszgericht^'*  mit  beschleunigtem  Verfahren 
zukam,  welche  im  Interesse  des  Credits  das  ohnehin  strenge  mittelalterliche 
Schuldrecht  in  diesen  FäMen  zu  rücksichtsloser  Anwendung  brachten.  Auch 
die  Kirche,  welche  wegen  der  canonischen  Wucher-  und  Zinsverbote  eine 
scharfe  Controle  Ober  alle  Geldgeschäfte  anstrebte,  hatte  Ursache,  |den 
Wechsel  zu  begünstigen,  wdcher  nicht  Wuchergeaehäften,  sondern  einem 
wohl  gerechtfertigten  BedOrfnisz  seine  Entstehung  verdankte.  Nur  die 
f^iim  Wechsel,  nanientlich  als  PUUzwechsel,  d.  h.  die  sich  nur  an  Einem 
Platz  bewegen,  konnten  leicht  zur  Verkleidung  von  Wuchergeschäften 
miszbrauchi  werden,  da  die  ursprOngliche  causa  debendi  vom  Schuldner 
gar  nicht  zur  Sprache  gebracht  werden  konnte,  und  wurden,  deszhalb  von 
der  Kirche  verboten. 

3.  So  fand  das  Institut  alsbald  Erweiterung,  Ausbildung  im  einzelnen 
and  Aufhahaie  in  alle  Handelsländer.  Der  kosmopolitische  Charakter  alles 
Handelsrechts  muszte  einem  recht  eigentlich  der  VermitUung  mehrerer 
Staaten  und  Handelsgebiete  dienenden  Institut  in  eminentem  Masze  zu- 
kommen und  das  Wechselrecht  entwickdte  sich  als  ein  wahres  jus  gentium 
fast  gleichmässig  in  ganz  Europa.  (1.)  Der  Spielraum  des  Wechsels  wurde 
nun  nach  allen  Seiten  erweitert:  nach  seinen  Zweckeny  denn  bald  erkannte 
der  Handel,  dasz  sich  der  Wechsel,  auch  abgesehen  von  seiner  ursprüng- 
lidien  Aufgabe,  Geld  um  Geld  zu  wechseln,  in  den  mannichfaltigsten  Anwen- 
dungen gebrauchen  liesz:   die  Valuta  konnte,   ebenso   gut   als  in  Geld,  in 

1.  Einzelne  nationale  Verschiedenheiten  sind  dadurch  nicht  aasgeschlosten ;  so 
ist  das  franiösische  Recht  den  PlaUwechscIn  {Code  de  eomm,  a.  110,  La  lettre  de 
chiDge  est  tir^e  d*un  Heu  k  un  autre)  und  den  eignen  Wechseln  abhold  und  kennt 
nnr  die  Tratte  de  loco  in  locnm;  so  fordert  das  deutsche  Recht  den  Ausdruck 
.»Wechsel**  in  der  Urkunde  etc. 
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Waaren  bestdien,  jedes  mögliche  obligatorische  VerhattnisK  zwMmi 
Trassanten,  Remittenten  and  Trassaten  konnte  dadurch  begrOndet,  verin- 
dert,  angehoben  werden. 

Damit  war  auch  der  enge  Zusammenhang  des  Wechsds  mit  da 
Märkten  und  Dulten  gelockert  oder  beseitigt,  und  auch  bezQgKch  der  Per- 
sonen fanden  alsbald  Erwdterungen  statt,  indem  nicht  gerade  Cambsorfi, 
sondern  alle  Kaufleute  oder  gar  alle  HandlungsAhigen  Oberhaupt  sich  des 
Wechsels  sollten  bedienen  können.  Endlich  TervieKUt^ten  sich  auch  die 
Formen  und  Arien  des  Wechsels:  neben  dem  von  einem  Ort  auf  den 
andern  gezogenen  Wechsel,  der  eigentlichen  Husterform  des  Instituts,  e^ 
kämpften  sich  auch  die  Platzwechsel  und  eignen  Wechsel  in  manichfocboi 
Combinationen  und  Modificationen  gegenober  dem  kirchlichen  Verbot  die 
Anerkennung. 

4.  Alle  diese  Fortbildungen  geschahen  lange  Zeit  nur  auf  dem  Wege 
kaufmännischer  Uebnng;  wie  das  Handelsrecht  überhaupt  wurde  auch  d» 
Wechselrecht  erst  viel  später  von  der  Gesetzgebung  gefördert  Die  erste 
schriftliche  Redaction  des  Wechselrechts  ist  eine  italienisdie,  die  Wechsel- 
ordnung von  Rologna  von  1569;  die  ersten  Wechselordnungen  der  dcflt- 
schen  Städte  stammen  aus  dem  Anfang  des  siebzehnten  Jahrhanderts 
(Hamburg  1603,  Nürnberg,  Leipzig  ieiii,  Friedrichstait  ieOS^  Bolxeni&fl. 
wichtig  für  Soddeutschland  wurde  die  von  AugÜHirg  1716,  1778)* .  Die 
grosze  Zahl  von  mehr  als  einem  halben  Hundert  Wechselordnungen  der 
deutschen  Territorien  und  StSdte  muszte  den  Credit  des  deutsdien  Wechsel- 
verkehrs wesentlich  beeinträchtigen,  und  ihre  Beseitigung  Dnd  Ersetzung 
durch  eine  gemeinsame  deutsche  Gesetzgebung  machte  sich  als  dringendes 
BedQrfhisz  geltend.  Im  Namen  der  deutschen  Zollvereinstaeten  lud  Preuszei 
durch  Denkschrift  vom  31  August  1847  die  sflmmtlichen  deutschen  Re- 
gierungen zur  gemeinsamen  Berathung  einer  deutschen  Wechselordnung  ein, 
und  am  20  Oct.  desselben  Jahres  trat  die  von  fast  allen  BundesregierungcB 
zu  diesem  Behuf  beschickte  Conferenz  zu  Leipzig  zusammen;  der  too 
dieser  am  9  Dec.  1847  abgeschlossene  Entwurf  wurde  spSter  mit  unbedeu- 
tenden Abweichungen  von  allen  Bundesstaaten  (ausgenommen  Lniemburg  und 
Limburg;  ferner  hat  in  Ungam  der  Landtagsbeschlusz  vom  32  Juni  (ond 
1  Juli  1861)  die  Altere  ungarische  Wechselordnung  wieder  eingefQhrt)  «h 
aügemehM  deutsche  Wechselordnung  angenommen.  Dazu  kommen  die  K^ 
v^ienj  welche  die  NOmberger  Conferenz  für  das  D.  H.  G.  B.  nach  Bundes- 
beschlusz  vom  19  Februar  1857  in  den  Sitzungen  vom  1 — 3  Mlrz  1858 
und  vom  1  und  9  März  1861  vereinbart  hat  und  welche  bereits  in  den 
meisten  deutschen  Bundesstaaten  recipirt  sind. 

-    5.  Was  nun  die  viel  bestrittene  iV(Uur  derWechselobligatio  anlangt,  so 
erhellt  sofort  für  jeden,  der  nicht  in  dem  Glauben  befangen   ist,   in  der 


*)  Geber  d.  Gttebiebte  d.  Wecteeb,  Tgl.  Bümtr,  Abbaodlaogen  wt  dem  Gebiel  [des  W.  K- 
N.  U  184«;  wecbselrechüiche  Abbandl.  Leipzig  18S9.  S.  1— SOS.  -  Dtdekmd,  Abritt  e.  QttA. 
der  Quellen  d.  W.  H.  —  Nnuiwm,  Gescbicbte  dei  Wtcbsels  im  BaoMgebiel,  ErUogea  1869. 
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RetlimniDg  der  Rechtsidee  bei  Einem  Volke  lägen  alle  der  Menschheit  mög- 
lidieo  Recbtsbildnngen  ein  för  allemal  abgeschlossen  vor,  dasz  es  ein  vergeb- 
liches Bemühen  ist,  den  den  eigenthQmlichen  neuem  Verkehrs  Verhältnissen  ent- 
fltammenden  Wechsel  auf  irgend  eine  Form  derContracte  (Mandat,  Inno- 
ottDatcontract)  des  römischen  Rechts  zurückzuführen.  Die  Wechselschuld 
des  Trassanten  (Indossanten)  und  Acceptanten  hat  ihre  charakteristische 
KgenthQmlichkeit  nicht  in  ihrem  Inhalt,  sondern  in  ihrer  Form.  Ed  ist 
zwar  richt%,  dasz  auch  der  Inhalt  auf  die  Liquidität  und  dadurch  auch 
auf  die  Wirkung  der  Wechselschuld  von  Einflusz  ist.  Sie  beruht  auf  einem 
Himeitigen  Summenveriffrechen»:  .(ThöL)  der  Gegenstand  der  Schuld  ist  eine 
(trta  pecumoy  und  die  Verpflichtung  des  Trassanten  und  Acceptanten  ist 
zwar  an  gewisse  formale  Voraussetzungen,  nicht  aber  an  die  materielle 
Gegenleistong  von  Valuta  und  Deckung  gebunden.  Allein  andere  einseitige 
Sommenversprechen  von  ganz  gleichem  Inhalt  haben  doch  nicht  die 
Wirkung  des  Wechsels:  z.  B.  ein  Schuldschein  Ober  ein  Darlehen,  welcher 
ja  auch  ein  einseitiges  Summen  versprechen  enthält,  abgesehen  davon ,  dasz 
nach  älteren  Wechselordnungen  nicht  noth  wendig  eine  bestimmte  Geldsumme 
Gegenstand  des  Wechsels  sein  muszte,  sondern  auch  andere  Werthe  und 
ungenau  bestimmte  Gelder  sein  konnten;  es  kann  also  die  Eigenthümlichkeit 
des  Wechsels  und  die  Ursache  seiner  Wirkung  nicht  im  Inhalt  des  Wechsels 
liegen.  Sie  liegt  vielmehr  in  seiner  Farm.  Die  Wechselschuld  wird  durch 
eine  ganz  bestimmt  formuUrte  schriftliche  Erklärung  auf  dem  ganz  bestimmt 
formidirten  WechseWrief^  verbunden  mit  einem  Geben  und  Nehmen  des 
Wechsels  contrahirt;  fehlt  eine  dieser  streng  formalen  Voraussetzungen, 
so  ist  der  ganze  Wechsel  oder  doch  die  einzelne  Wechselbandlung  nichtig. 
Es  ist  also  in  jedem  Augenblick  aus  der  Wechselurkunde  und  ihren  Bei- 
hgas  (Proteste  etc.)  selbst  Existenz  und  Inhalt  der  Wechselverbindlickeit 
ersichtlich:  es  bedarf  keiner  weitern  Beweismittel,  die  rein  formalen  Voraus- 
setzungen der  Entstehung  und  den  Gegenstand  der  Wechselforderung  dar- 
znthon.  Der  Wechsel  ist  also  im  eminenten  Sinn  ein  schriftlicher  Formal- 
contract,  ein  Ldtteralcontract^  wie  die  Einträge  in  die  Hausbücher  des 
ttem  römischen  Rechts,  mit  allen  Eigenschaften  einer  obligatio  stricti  juris. 
Mit  Recht  hat  man  darauf  hingewiesen  (2.),  dasz  dieser  schriftliche  Formal- 
comrocf  des  neueren  Rechts  völlig  dem  mündlichen  Formalcontract  der 
Römer  entspricht,  der  stipulatio;  sowie  die  mündlichen  oder  schriftlichen 
Formen  vollzogen  sind,  entsteht  um  dieser  selbst  willen  eine  strenge  Obli- 
gatio, ohne  Rücksicht  auf  das  ursprüngliche  Verhältnisz  zwischen  den 
beiden  Contrahenten.'")  Aus  dieser  formalen  Natur  des  Wechselcontracts 
Mgt  seine  Liquidität,  und    diese  Liquidität  ermöglicht  und  begründet  die 

1.    BlunUehU,  Erlliuter.  d.  allgem.  D.  W.  O.  S.  6. 


*)  Sehr  hlaflg  liegt  daher  in  der  AuMtellong  and  Uebergabe  des  Weebsflt  eine  X»M/i««  i 
Tgl.  AmmmUm  d.  0.  A.  G.  10  Dresden  I  8.  U.  75;  aber  auch  Arcb.  f.  D.  W.  a.  H.  B.  V|l  S.  86. 
-  nmmtn^mg.  Ober  d.  Einfluss  d.  Wechsels  auf  iinierliegende  Obligaiionsyerbiltirisse.  Oissel 
««8.  -  Z.  f.  a  ILIV  8.  391. 
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WechseUtrenge  in  einem  doppelten  Sinn;  nlmlich  einmal  die  Strenge  in 
der  Beurtheilung  des  Wechsels ,  die  sieh  ohne  Rflcksicht  anf  die  aimer- 
halb  des  Wechsels  zwischen  GlAobiger  und  Schuldner  obwaltenden  Ver- 
haltnisse lediglich  an  den  Bachslaben  derWeebseInrkunde  hilt,  und  sodann 
die  hiemit  zusammenhangende  Raschheit  im  Wechseiprocen  und  Schärfe  in 
der  fVechielexecution  (Wechselarrest). 

Die  formale  und  liquide  Natur  des  Wechselscontracts  erklärt  auch 
vollständig  jene  Erscheinungen,  um  derenwillen  man  sich  hin  und  wieder 
zu  der  irrigen  Auflassung  des  Wechsels  als  eines  bloszen  „kaufmannischen 
Papiergeldes**  hat  verleiten  lassen.  Wenn  auch  die  Auflassung  nnd 
der  unpräcise  Spra(*hgebrauch  des  Handels  manchmal  den  Wechsel  als 
Werthpapier  den  Banknoten  gleichzustellen  geneigt  ist,  so  tritt  doch  in  der 
logischen  und  juristischen  Betrachtung  die  obligatorische  vertragtmässift 
Natur  des  Wechsels  unverkennbar  in  den  Vordergrund;*)  allerdings  ist  der 
Wechselbrief  nicht  blosz  Beweisurkunde^  sondern  der  Entstekungs-  nnd 
Bestandgrund  der  Wechselforderung,  und  allerdings  knOpft  sich  an  den 
Btsiiz  dieses  Papieres  eine  Reihe  von  wichtigen  Folgen  auch  fOr  das 
Forderungsrecht;  aber  dieser  sachenrechtliche  Gesichtspunkt  ist  doch  nicht 
der  principielle:  auch  durch  das  Blancoindossoment  (§.  174)  wird  der 
Wechsel  nicht  zu  einem  eigentlichen  Inhaberpapier,  und  wahrend  kauf- 
männisches Papiergeld  an  keinen  bestimmten  Namen  eines  Gläubigers  ge- 
bunden sein  könnte,  schlieszt  die  Wechselordnung  Tratten  als  Inhaber- 
papiere ausgestellt,  ausdrücklich  aus  und  fordert  Angabe  des  Namens  des 
Remittenten.  Dasz  dieser  ursprOngliche  Glaubiger  ohne  Vorwissen  der 
Wechselschuldner  durch  Indossament  einen  andern  Gläubiger  vollstandi| 
an  seine  Stelle  setzen  kann  und  dasz  bei  dem  Blaneoindossameni  sogar 
die  Person  dieses  neuen  Gläubigers  eine  Zeit  lang  unbestimmt  gelassen 
werden  kann,  nöthigt  keineswegs  zur  Auflassung  des  Wechsels  als  Papier- 
geldes. Denn  bei  der  Einseitigkeit  und  Liquidität  der  WechsebehakL 
welche  alle  nicht  aus  dem  Wechsel  selbst  herrOhrenden,  aus  andern  per- 
sönlichen Verhaltnissen  der  Contrahenten  stammenden  Einreden  des  Wechsd- 
Schuldners  ausschlieszt,  ist  für  diesen  die  Person  seines  Gläubigers  völlig  gleich- 
gültig, und  die  absolute  Wirkung  der  in  dem  Indossament  liegenden  Cession, 
welche  ja  auch  bei  Inhaberactien  und  andern  Werth-Papieren,  die  gewisz 
kein  Papiergeld  sind,  den  Cessionar  völlig  an  die  Stelle  des  Cedenten  treten 
läszt,  verstöszt  zwar  gegen  die  Auflassung  der  Obligatio  im  römischen, 
keineswegs  aber  gegen  den  Begrifl*  der  Forderung  im  neueren  Handelsrecht 
Dasz  aber  auch  das  Blancoindossament  den  Wechsel  nicht  zum  Papiergeld 
macht,  sondern  die  spatere  Ausfüllung  des  Blanquets  wenigstens  in  Ge- 
danken voraussetzt  beweist,  der  umstand,  dasz,  auch  nachdem  ein  Blanco- 
indossament vorgekommen,  der  letzte  Inhaber  des  Wechsels,   um  Zahlui^ 


•)  Vgl.  auch  Bluniiehii,  ErJ.  1.  c.  -  Kmnft,  Arch.  f.  n.  W.  u.  H.  R.  VIII  S.  S«;  -  i^ 
demhmrg,  ebenda  1X8.  8i0.  XI  SM;  ~  Tgl.  X.  8.  SSft;  -  Fick,  in  d.  Z.  f.  D.  H.  B.  Ul  8. »3. 
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Too  dem  Acce|>tttiteü  zu  erlangen ,  den  uniuiterbrochenen  Zasammenhang 
mit  dem  Trassanten  durch  Namenlndossamente  oder  in  Gedanken  ansfüll- 
btre  BlaDeoindossamente  nachweisen  nrasz. 

*  a  die  reichen  Litteratomaehweisiuigen  bei  MütermaUr,  Fr.  R.  VIl.  AufL  II 
8. 151 ;  —  Thöl,  U  $.  148 ;  --  TrHUtMe^  fiandb.  d.  Weehselr.  Leipz.  1824;  alphabe- 
tische Eoeyklop.  d.  Weehselr.  und  Wechselges.  II.  B.  Leipzig  1831;  — DmMi^ 
Grunds,  d.  W.  R.  Ck)In  1827;  —  ^«nder,  Grunds,  d.  D.  W.  R.  Darmst  1828; 
-  ÄWi,  Darstell,  d.  W.  R.  Hamb.  1829;  —  Einert,  d.  W.  R.  nach  d.  Be- 
därüi.  d.  W.-Geschäfts  im  XIX.  Jahrh.  Leipzig  1839;  —  Rmaud,  Lehrbuch  d. 
gem.  D.  sowie  des  in  der  allg.  D.  W.  0.  enthaltenen  W.  R.  Gieszen  1857 ;  — 
Biener^  weehselr.  Abhandlungen.  Leipz.  1859;  —  Bleibireu,  Lehre  v.  Wechsel. 
Erlangen  1860;  —  XunUe,  D.  W.  R.  auf  Grundlage  d.  allg.  D.  W.  0.  u.  d. 
Nürnb.  Norellen.C  Ausgabe  mithist-dogmat  Excursen.)  Leipz.  1862 ;  —  Barchardt 
0.  Jactbi^  ,,Weehsel^^  u.  ^^Wechselrecht^^  in  WHskes  Rechtslexikon  (mit  reichen 
litU-Angaben);—  Barchardt,  Fortseteningen  zur  allgem.  D.  W.  0.  Berlin  1854, 
186S',  —  £rläuUrvngen  zur  D.  W.  a,  v.Lühe.  Leipz.  1848;  OrÜoff,  Jena  1848; 
ßrmur,  Erlangen  1849;  Eoch^  Breslau  1850;  Borehardt,  Berlin  1851  (III  Aufl. 
1864);  BlunticMi,  Erlangen  1852;  Hardung,  Cöln  1858;  Strasx^  Berlin  1858; 
Brentano^  Nürnberg  1858;  Eo/fmaitn, Gieszen  1859;  —  Präjudiciensammlungen  v. 
Schuster  (ger.  Entsch.  etc.).  Wien  1858;  KUike  (Samml.  v.  Pngud.),  Erlangen  1857. 

$.171. 
IL   Von  der  Wechseinhigkeit. 

1.  Die  Fähigkeit,  dorch  Ausstellung,  Annahme  und  Uebernahme  von 
Wechseln  Verpflichtungen  und  Rechte  zu  erwerben  {passive  und  active 
Wechselfähigkeit),  war  ursprünglich,  der  Entstehung  und  den  Zwecken  des 
Instituts  entsprechend ,  auf  die  cambsares,  später  wenigstens  auf  die  Kaufleute, 
welche  in  das  kaufmännische  Gildenbuch  eingetragen  waren ,  beschränkt; 
andere  Stände  oder  einzelne  Individuen  muszten  sich,  wollten  sie  sich  des 
Wechsels  bedienen,  erst  wechselfähig  sprechen  lassen.  Allmählich  wurde 
zuerst  die  active,  dann  aber  auch  die  passive  Wechselfähigkeit  in  der 
Weise  ausgedehnt,  dasz  sie  als  Regel  allen  überhaupt  handlungsfähigen 
Personen  zuerkannt  und  nur  ausnahmsweise  gewissen  Kategorien  versagt 
wDrde,  theils  um  ihre  Geschäftsunerfahrenheit  vor  den  Gefahren  dieses 
scharfechneidigen  Instituts  zu  hüten  (Frauen,  Hauskinder,  Minderjährige, 
Baaem,  kleine  Handwerker),  oder  umgekehrt  ihnen  den  Miszbrauch  zu 
entziehen,  (Juden),  theils  um  die  Nachtheile,  welche  die  Vollstreckung  der 
Wechselhaft  an  ihnen  für  das  Geweinwohl  mit  sich  bringen  würde  (Sol- 
daten, Priester,  Beamte),  abzuhalten. 

2.  Die  deutsche  Wechselordnung  hat  nun  aber  alle  diese  Beschrän- 
kungen fallen  lassen  und  die  passive  Wechselfähigkeit  für  alle  Arten  von 
Wechseln  und  alle  Arten  von  Personen  als  allgemeine  Regel  ausge- 
sprochen, (1.)  ein  Schritt  dessen  befürchtete  Gefahren  nicht  eingetroffen 
sind  and  der,    uneracbtet   einzelner  Bedenken,  im  allgemeinen   wohl   zu 

1.  D.  W.O.  a.  1.  WechselfXhig  ist  Jeder  der  sich  durch  Vertrige  verpflichten  kann. 
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rechtferUgen  war,  nicht  ans  dem  Grande  dasz  die  privatrechtliche  Gkicfa- 
heit  aller  Stftnde  ein  solches  Privilegiam  der  Kanfleote  ausschUesze  —  das 
Privilegium  ist  vielfach  auch  ein  Privüegmn  odio$mm  und  dk  Gkkbheil 
im  äoszerlichen  Recht  ist  nor  bei  Gleichheit  in  den  innerlicheQ  Vonos- 
setzungen  der  Bildung  vemQnftig  ^sondern  ans  dem  Grande,  dasz  eben  io 
der  That  die  fortschreitende  Ausdehnung  der  Specnlation  und  des  kaitf- 
männischen  Verkehrs  auf  immer  weitere  Kreise  und  niederere  Schichten 
der  Gesellschaft  auch  die  Anwendung  des  Wechselrechts  in  gröszerer 
Ausbreitung  fordert  und  die  allmählich  entsprechend  zunehmende  GeschifU- 
keniitnisz  mehr  und  mehr  unbedenklich  macht,  ganz  wie  auch  (ie 
muthigen  Fortschritte  des  Handelsgesetzbuches  in  ähnlichen  Richtungen  zu 
billigen  sind.  (2.) 

3)  Die  Wecjiselordnung  sucht  die  Gefahren,  welche  die  Verallgemdnenmi 
der  Wechselfilhigkeit  mit  sich  bringt,  dadurch  zu  beschränken,  dasz  sie 
den  Landesgesetzen  ftberläszt,  gewhse  Personen  von  der  Vollstreckmig  des 
Wechselarrests  auszunehmen;  demzufolge  haben  Particulargesetze  sokfae 
Kategorien,  welche  ehedem  überhaupt  nicht  wechselfähig  oder  doch  nicht  den 
Wechselarrest  unterworfen  waren,  von  dem  Wechselarrest  befreit  erhalleo. 
Und  die  Wechselordnung  selbst,  welche  sonst  den  Wechselschuldner  mü 
seiner  Person  und  zugleich  {Seuff,  Arch.  XIII  319)  mit  seinem  VenDögeii 
haften  läszt,  (3.)  hat  vom  Wechselarreat  befreit:  (a.  2.) 

1)  Frauen,  die  nicht  Handelsfrauen  sind  —  letztere  stehen  männlicben 
Kaufleuten  völlig  gleich  (§.  132.) ; 

2)  Corporationen,  andere  juristische  Personen,  ActiengeseUschaflen,  durch 
Curatoren  vertretrene  Personen ;  Mitglieder  einer  offenen  Gesellschaft 
haften  aber,  wenn  die  Firma  ihrer  Verpflichtung  nicht  nachkommt, 
persönlich  und  solidarisch  auch  zu  Wechselarrest  für  die  Gesell- 
schaftsschulden (§.  137),  und  es  läszt  sich  mit  Fug  bezweifeln,  ob 
die  Befreiung  der  verantwortlichen  Vertreter  einer  juristischen  Person 
von  der  Wechselhaft  logisch  und  practisch  zu  rechtfertigen  war. 

3)  Erben  eines  Wechselschuldners  (4.); 


2.  Inwiefern  Frauen  und  Minderjährige  etc.  gleichwohl  hienach  noch  immer  fin 
oder  theil weise  Wechsel nn fähig  sind,  hängt  von  der  Normirang  ihrer  allgemeinen  ^cr- 
pflichtongsnihigkeit  im  Privau^cht  ah;  vgl.  §  226.  228;  uher  d.  Wechsel lähigkeii  ^ 
Stadirenden  auf  den  deutschen  Universitäten  s.  Arch.  f.  D.  W.  u.  H.  R.  X  S.  M 
der  Ehefrauen  Seuff,  Arch,  XllI  114.  273,  des  Cridars  XIV  156,  des  Haassobos 
XV  79. 

3.  Novellen  xu  W.  O.  a.  2.  a.  I  N.  1.  „Dero  Wechselglänhiger  ist  gesuttet,  nebca 
der  Execution  gegen  die  Person  seines  Schuldners  gUkhteiiig  die  Exeeatioo  io  desiü 
Vermögen  su  suchen.*' 

4.  Die  Triftigkeit  auch  dieser  Ausnahme  läszt  sich  anfechten,  da  die  Weetoel- 
schuld  ihrer  Natur  nach  keineswegs  xu  den  höchst  persönlichen  gehört;  keloeofans 
schütxt  sIedenErhen,  der  auch  Geschäft  und  Firma  des  Wechsetschaldners  fbrtfälirt; 
die  Frage,  oh  der  Wechselschuldner,  der  sich  dolose  als  dem  Wechselarrest  DDter- 
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4)  Da  jede  Schuld  eines  Wechselschuldners  lediglich  aus  seiner  Unter- 
sdirift  auf  dem  Wechsel  hervorgeht  und  selbstsülndig  fOr  sich  besteht, 
ohne  ROcksicht  auf  die  Gültigkeit  und  Wirkung  der  Verpflichtung  der 
Qbrigen  Wechselschuldner,  so  haftet,  wenn  ein  Wechselnnfilhiger  oder 
dem  Arrest  Entzogener  einen  Wechsel  ausgestellt  hat,  gleichwohl  der  In- 
dotsant  und  Acceptant  und  der  Wechselbarge  (ebenso  der  Trassant 
ood  die  froheren  und  späteren  Indossanten,  wenn  der  Acceptant  oder 
m  Indossant  absolut  oder  relativ  wechselunflihig  ist),  mit  voller  Wir- 
kong.  (4.) 

*  Vgl.  die  Protokolle  der  Leipziger   Conferenz    (Mannheim   1848,   S.    3. 
4.  106.  106. 

§.  172. 

HL    Von  gezogenen  Wechseln. 

i.    Erfordernisse. 
1.  Die  wesentlichen  Erfordernisse  eines  gezogenen  Wechsels,  in  deren 
Ermanglung  die  Urkunde  kein  Wechsel  ist,  sind:  (a.  4.) 

a)  die  Bezeichnung  der  Urkunde  als  „  Wechsel'^  im  Text,  nicht  nur  in 
der  Ueberschrift;  ist  der  Wechsel  in  einer  fremden  Sprache  aus- 
gestellt, mit  dem  in  jener  Sprache  dem  deutschen  Wort  „Wechsel** 
entsprechenden  Ausdruck*);  diese  EigenthOmlichkeit  des  deutschen 
Wechselrechts  hat  den  Vorzug,  den  Wechsel  mit  einem  unverkenn- 
baren Merkmal  von  andern  Ordrqwpieren  zu  unterscheiden; 

b)  die  Angabe  der  zu  zahlenden  Geldetmime  fceria  peeuma);  Waaren, 
audi  Staats-  oder  Werthpapiere  (Sevlf.  Arch.  XII.  321 ;  vgl.  Z.  f. 


«orten  aasgegeben ,  am  deszwülen  dem  Wechüelarrest  unterworfen  werde,  ist  tu 
▼emfinen,  da  diese  repliea  doU  nicht  ans  dem  Wechsel  selbst  ersichtlich  und  aoszer- 
dem  die  Befreiung  meist  aus  objectiTen  Grfinden  des  öffentlichen  Wohles  eingeführt 
ist;  Tgl.  BluntMchU,  £rl.  8.  21;  Senff.  Arch.  XV.  153.  Auszerdem  gesUttet  Nof.  II 
dfr  Ifdmberger  Novellen  den  Landesgesetzen  noch  den  Wechselarrest  aoszoschlieszen 
gfgeo  a)  (He  Mitglieder  der  Stindeversaromlung  wihrend  deren  Dauer,  b)  Offlciere 
»i  Soldaten  (und  andere  MilitSrpersoDen),  und  c)  Civllstaatsdiener  im  activen  Dienst, 
<lj  ordinirte  Geistliche,  e)  Schiffer,  Scbiff^mannschaft  (a.  dergl.)  des  segelfertigen  See- 
schiflTs,  f)  wegen  früher  entstandener  Forderungen  nach  der  Coneurseröffnung  oder 
Güterabtretung,  g)  nach  einjährigem  Schnldarrest,  wegen  früherer  Forderungen  des 
deo  Arrest  Beantragenden,  f^lls  er  nicht  nachweist,  dasz  dem  Schuldner  Befriedigungs- 
mittel  zu  Get>ote  stehen. 

5.  a.  S.  Finden  sich  auf  einem  Wechsel  Unterschriften  Yon  Personen,  welche 
(ine  Wechselverbindlichkeit  überhaupt  nicht  oder  nicht  mit  vollem  Erfolge  eingehen 
können,  so  hat  diesz  auf  die  Verbindlichkeit  der  übrigen  Wechselverpflichteten  keinen 
Eioflosz. 


*)  VgL  WMUmk,  Arcb.  V.  KüM  und  Srnn^t^  V  S.  S76. 

i  1  a  n  t  K  c  b  I  i,  deutsches  Privatrecht.   3.  AufL  ^4 
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H.  R.  I  S.  592)  können  nicht  Gegenstand  der  WediselschnU  sein; 
die  Angabe  der  Geldsorte  und  des  Münzfoszes  kommt  nur  in  Be- 
tracht sofern  ihr  Mangel  die  Bestimmtheit  der  Summe  in  Frage  stellt  (1.) 

c)  Der  Name,  die  Firma  des  Remütenten;  Wechselau  portewr  sind  aus- 
geschlossen (2.)«  der  Zusatz  „an  Ordre*'  bezeichnet,  bedingt  aber 
nicht  die  Girirfthigkeit;  der  Aussteller  kann  sich  audb  selbst  als  Re- 
mittenten bezeichnen  (a.  6),  wenn  z.  B.  er  am  Ausstellnngsort 
keinen  Abnehmer  findet  und  den  Wechsel  an  anen  Ort  sendet,  wo 
er  durch  Indossament  erst  an  den  eigentlichen  Remittenten  Obergeben 
soll  (Wechsel  an  eigene  Ordre). 

d)  Genaue  Bezeichnung  der  Zahlungszeü*  Zweifellosigkeit  in  dieser  Hio- 
sicht  ist  wesentliches  Erfordemisz  der  unentbehrlichen  Wechsel* 
liquidät;  das  Gesetz  bestimmt  daher  alle  erlaubten  Arten,  die  Ja 
festzusetzen,  und  schlieszt  dadurch  einige  andere  früher  im  Handeb- 
gebrauch  anerkannte  Ausdrncksweisen,  ihrer  Unbestimmtheit  wegeo, 
aus ;  erlaubt  ist  die  Festsetzung : 

o)  auf  einen  bestimmten  Tag,  Tagwechsel,  z.  B.  d.  12  Januar  (3.] ; 

ß)  aufsieht  oder  auf  eine  bestimmte  Zeit  nach  Sicht  (4.); 

r)  auf  eine  bestimmte  Zeit  nach  dem  Tag  der  Ausstellung,  „14  T^ 
a  Dato,"  Datowechsel;  Z.  f.  H.  R.  I  S.  603;  —  Seuff.  Arch.  XIII 
160.  161 ;  —  vgl  aber  Krk.  d.  Ob.-Twb.  zu  Berlm  41  N.  40. 


1.  fl.  5.  Ist  die  Summe  in  BachsUben  and  Zahlen  ausgedrückt,  so  gilt  bei 
Abweichungen  die  in  Buchstaben  ausgedrückte  Summe»  ist  sie  mehrmals  mit  Bocb- 
staben  oder  mehrmals  mit  Ziffern  geschrieben,  so  gilt  bei  Abweichungen  die  geriifm 
Summe;  —  rationeller  wfire  gewesen,  unter  allen  Umstanden  immer  nar  die  geringen 
Summe  gelten  zu  lassen ;  vgl.  Entsch.  d.  Obertrib.  zu  Berlin  39  N.  30;  über  Zine» 
hat  entschieden,  Nov.  IV.  „Das  in  einem  Wechsel  enthaltene  Zinsversprecheo  gitlii» 
nicht  geschrieben." 

2.  g.  170  und  Conf.  Prot.  Sofern  ein  Bedürfnisz  nach  solchen  sich  gel tendnucha 
würde,  könnte  es  durch  Wechsel  an  eigne  Ordre  mit  Blanco->Indoss«ment  befriedigt 
werden. 

3.  Tagwechsel  sind  auch  „medio  Februar«'  (immer  der  15.  Monatstag)  mi  ^ 
auf  Einen  Festtag  lautenden;  Terboten  sind  Zeitbesümraungen,  die  auf  mehrere  Tip 
eines  Festes  gedeutet  werden  können ,  z.  B.  „Ostern*^  {Seuff.  Arch.  Xll  321),  odfr 
überhaupt  auf  mehrere  Tage,  z.  B.  „/»er  tuUo  ü  mese^"  (Seuff,  Arch.  Xll  63: 
Tgl.  XIII  115),  mit  einziger  Ausnahme  der  Mest-  oder  Murkiweckeel ,  t.  B. 
„an  der  Leipziger  Hichaelimesse'*;  diese  Ausnahme  ist  von  demselben  heute  oocb 
fortwirkenden  Bedürfnisz  gefordert,  aus  welchem  das  ganze  Institut  des  Wecbsds 
hervorgegangen.  Die  Meszordnungto  pflegen  den  vorletzten  oder  letzten  Tag  dtf 
Messe  als  den  präsumtiven  Zahltag  zu  bestimmen.  Ueber  l/sowechsel  s.  unten  S-iTB; 
über  Mangel  der  Jahrzahl,  Seuff.  Arch.  XI  276,  XII  61.  62.  181,  XIII  288,  XIV  51 
Nov.  III.  „Die  Zahlungszeit  kann  für  die  gesammte  Geldsumme  nur  eine  und  dieselbe 
sein.«  Nov.  YIL  „Anfang  oder  Ende  Monats*'  sind  als  der  Erste  oder  Letzte  des 
Monats  zu  verstehen. 

4.  Bei  Wechseln  „auf  Sicht"  füllt  der  Zahltag  mit  dem  Tag  der  PriseouUoo 
zur  Annahme  zusammen.  Gleich  bedeutend  sind  Wechsel  „nach  Sicht«  ohne  ZasaU. 
Seuff.  Arch.  XHI  159. 
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e)  Unterschrift  des  Namens  (der  Firma  Seuff.  Arcb.  XI  277),  des  Aui- 
suUers  (dorch  diesen  oder  seinen  Procaristen  §.  148;  Seuff.  Arcb. 
XU  182)  und  Bezeichnung  des  Namens  (der  Firma)  des  Bezogenen; 
der  Aossteller  kann  sich  selbst  auch  als  Bezogenen  bezeichnen  (a.  6), 
ausgenommen  bei  Platzwechseln  ftraseirt  eigene  Wechsel) ;  diesz  sind 
keine  eigenen  Wechsel  (Zahlungsversprechen),  sondern  Tratten  (Zah- 
lungsaufträge), und  sie  kopimen  namentlich  bei  zwei  Etablissements 
Einer  Firma  bAußg  vor  (,4rassirt  eigene  Wechsel  an  eigene  Ordre  ;^ 
Seuff.  Arch.  XIII  177). 

f)  Tag  der  Ausstellung  und 

g)  Zahlungsort.  Ist  ein  solcher  nicht  ausdrficklich  angegeben,  so  gilt  der 
dem  Namen  des  Bezogenen  beigefügte  Ort  als  Zahlungsort  und  wechsel- 
mflsziger  Wohnort  des  Bezogenen,  an  welchem  dieser  aufzusuchen, 
Protest  zu  erheben  ist  etc» ;  dasz  das  deutsche  Recht  auch  Platz- 
Wechsel  kennt,  wurde  schon  hervorgehoben. 

2.  Die  in  der  kaufmännischen  Sitte  hergebrachte  ErwAhnung  der 
Ydula,  d.  h.  des  vom  Remittenten  dem  Trassanten  geleisteten  G^en- 
werlhes  („Valuta  empfangen,"  „Werth  erhalten,"  „Werth  in  Rechnung")  und 
der  Deckung,  d.  b.  der  vom  Trassanten  dem  Trassaten  zu  gewährenden 
Gegenleistung  (^stellen  Sie  in  Rechnung,"  „laut  oder  ohne  Bericht"),  ist 
kein  wesentliches  Erfordernisz  des  Wechsels,  da  die  civilrechtlichen  Obli- 
gationen, aus  welchen  der  Wechsel  hervorging  oder  welche  er  begründet, 
für  den  Wechsel  gleichgültig  sind. 

3.  Fehlt  dagegen  eines  der  obigen  wesentUchen  Formalerfordemisse 
der  Wechselurkunde,  so  ist  kein  Wechsel  und  also  auch  keine  wechsel- 
maszige  Forderung  und  Schuld  vorhanden:  es  haftet  also  auch  der  Indos- 
sant nnd  Acceptant  eines  solchen  objectiv  ungültigen  Wechsels  nicht  (a.  7) 
wechselmAszig  (inwiefern  ein  eivilrechtlicher  Anspruch  aus  dem  unwirksafti 
aasgestellten  Wechsel  entsteht,  ist  nach  gewöhnlichem  Obligationsrecht  zu 
beortheilen;  Annalen  d.  O.  A.  G.  zu  Dresden  I  S.  441;,  während  der  In- 
dossant und  Acceptant  eines  von  einem  Wechselunßihigen  (§.  171)  ausgestellten, 
aber  nur  für  diesen  subjectiv  ungültigen  Wechsels  allerdings  haftet;  eine 
meines  Erachtens  völlig  consequente  und  logische  Entscheidung  und  Unter- 


♦  Prot.  S.  5.  7   68.  73.  94.  101. 106. 

§.  173. 

2.    VerpflicbtoDg  des  Aasstellers. 

1.    Der   Trassant,    welcher   dem  Remittenten    den    formal    richtigen 

Wechsel  übergibt,  contrahirt  dadurch  die  einseitige  Verbindlichkeit,  diesem 

und  allen  seinen  wechselmäszigen  Nachfolgern  für  Annahme   und   Zahlung 

des  Wechsels  „wechselmäszig**  zu  haften.  (1.)  Seine  Schuld  ist  einseitig,  d.  h. 

1.    a.  8.    Der  Aussteller  eines  Wechsels  haftet  für  dessen  Annahme  und  Zahlung 
vecbselmiszig. 

34* 
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die  Forderung,  welche  er  etwa  gegen  den  Remittenten  auf  Zahlung  der 
Valuta  hat,  kommt  wechselrecktlich  gar  nicht  in  Betracht ;  er  hat  nur  die 
civOrechtiiche  Klage  aus  dem  Geschäft,  welches  zur  Ausstellung  des  Wech- 
sels geführt  hat  (pactum  de  cambiando),  z.  B.  aus  dem  Verkauf  des  Wech- 
sels ;  und  wenn  der  Remittent  gegen  ihn  wegen  verweigerter  Aonahme  oder 
Zahlung  des  Wechsels  Regresz  erhebt,  kann  er  sich  nicht  etwa  im  Wechsd- 
procesz  der  Einrede  der  nicht  bezahlten  Valuta  bedienen,  sondern  musz 
erst  die  Regreszsumroe  zahlen  und  kann  nur  hinterher  mit  der  Verkaufs- 
klage  die  Valuta  fordern ;  hat  er  sich  ftlr  die  creditirte  Valuta  von  dem 
Wechselkäufer  einen  eigenen  Wechsel  oder  trassirt  eigenen  Wechsel  al$ 
Interimswechsel  ausstellen  lassen,  dann  kann  er  freilich ,  sowie  ^er  Remit- 
tent die  Regreszsumme  einklagt,  von  ihm  die  Valuta  zu  Wechselrecht  ein- 
klagen, aber  nun  nicht  als  Valuta,  sondern  als  Wechselsumme. 

2.  Der  Trassant  haftet  aber  nur  „wechselmäszig,**  d.  h.  nach  Maszgak 
des  Inhalts  des  einzelnen  Wechsels  und  des  Wechselrechts  tiberhaopt,  al» 
nur  nach  Erfüllung  der  formalen  Verpflichtungen  des  Remittenten,  nach 
Präsentation  zur  Annahme  und  Zahlung,  Protesterhebung  etc.,  nicht  sofort, 
vor  dem  Acceptanlen. 

3.  Die  Verpflichtung  des  Trassanten,  den  Acceptanten  zn  decken, 
ist  keine  Wechselschuld;  seine  Schuld  ist  eine  i?e^f<zschukl.  Der 
Acceptant  hat  nur  die  actio  mandati  contraria,  wenn  er  dem  Zah- 
lungsauftrag nachgekommen,  und  gegen  diese  kann  der  Trassant  aOe 
civilrechtlichen  Einreden,  z.  B.  Compensation,  vorschützen  (über  die  Bewer- 
fest Lübeck.  Entsch.  in  Frankf.  Rechtssachen  V  S.  370—93). 

§.  174, 

3.    Indossament*). 
1.    Der  Wechsel  und  alle  Rechte  aus  demselben   können   durch  eine 
den  Ordrepapieren  und   insbesondere  dem   Wechsel   eigenthümliche   Form 
und  Art  der  Cession  übertragen  werden,  welche /ndofiameiU  heiszt  und  sich  too 
der  gewöhnlichen  Cession  des  Civilrechts **)  in  folgenden  Punkten  unterscheidet: 
a)  das  Indossament    erheischt    itechsclmäszige    und    schriftliche    Form, 
d.  h.  es  musz  auf  dem  Wechsel  selbst,  einer  Copie  oder  einem  uA 
diesem  deutlich  verbundenen  (angeklebten)  Blatt  (Allonge)  geschrieben 
werden,  gewöhnlich  auf  der  Rückseite  des  Wechsels,  tniforso  (a.  11): 
dieser  Platz  ist  durch  das  Herkommen  so  fest  für  Indossamente  be- 
stimmt, dasz  der  hier  bcnadliche  Name  des  Indossanten  ohne  watereo 
Zusatz  als  gültiges  (Blanco-)  Indossament  angesehen  wird.  (1.) 

1.  a.  12.  Auf  der  Vorderseile  würde  der  blosse  Name  als  der  eines  Wechsel- 
bürgen,  Afal,  gellen;  Seuff  Arcb.  XIII  164.  167.  RegelmSszig  wird  im  Indossameni 
der  ursprüngliche  Zahlungsauflrag  mil  kurzen  Worlen  wiederhol l :  »»für  mich  an  dif 
Ordre  des  Herrn  X.*%  mit  der  Unterscbrin  des  Indossanten,  auch  ohoe  Datum  uBi 
Ortsangabe. 

*)  Vgl.  oben  $.  16a 
**)  Doch  kann  ein  Wechsel  auch  civibrecbüicb  cedirt  werden;   S*mg,  Areb.  XIV  158. 
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b]  Während  durch  die  Cession  der  Cessiooar  nur  als  Stellvertreter  des 
Cedenten  fprocurator  in  rem  suam)  ein  von  diesem  abgeleitetes 
Recht  geltend  machen  kann,  und  sich  deszhalb  alle  gegen  die  Person 
des  Cedenten  bestehenden  Einreden  gefallen  lassen  musz,  erwirbt  der  In- 
dossatarein  neues  selbständiges  Recht,  tritt  in  alledem  Cedenten  zustehen- 
den Wechselfordemngen  gegen  Trassanten,  Indossanten,  Acceptanten 
and  Bulben  zu  eignem  Recht  ein  (2.)  und  braucht  sich  nur  die  aus  dem 
Wechsel,  nicht  die  aus  der  Person  des  Indossanten,  geschöpften  Einreden 
gefallen  zu  lassen ;  der  Indossant  haftet  selbst  wechselmdszig  für  Annahme 
und  Zahlung,  also  nicht  nur  für  die  Existenz,  sondern  auch  für  Güte 
der  Forderung,  und  der  ndossatar  kann  nicht  nur  seinen  Cedenten, 
sondern  alle  Wechselschuldner  mit  dem  Regresz  Hangels  Annahme 
oder  Zahlung  belangen. 

^  2.  Da  der  Wechsel  seiner  Natur  nach  ein  girirfähiges  Ordrepapier  ist,  ver- 
stehtsicb  seine  Indossabilität,  auch  ohne  den  ausdrücklichen  Zusatz  „an  Ordre^S 
deomancbe  Wechselordnungen  hiefür  erforderten^  als  Regel  von  selbst;  sollxlie- 
seibe  ausnahmsweise  bei  ieinem  Wechsel  nicht  stattfinden,  so  musz  der  Aussteller 
oder  ein  späterer  Indossant  durch  den  ausdrücklichen  Zusatz  ,4iicht  an  Ordre^' 
oder  einen  gleichbedeutenden  den  Giro  besonders  hemmen ;  ein  unerachtet 
solcher  (von  dem  Aussteller  dem  Wechsel  beigesetzten)  Clansei  vorgenommenes 
Indossament  entbehrt  der  wechselmäszigen  Wirkung   nicht  blosz  gegen  den 

'  Aussteller,  der  die  Clausel  beigesetzt,  sondern  gegen  alle  Wecbselpersonen; 

'  hat  dag^en  nicht  schon  der  Aussteller,  der  dem  Wechsel  alle  seine  Neben- 
besUmmungen  absolut  vorzuschreiben  das  Recht  hat,  sondern  erst  ein  spä- 
terer Inhaber,  der  Remittent  oder  ein  anderer  Indossant,  nachdem  der 
Wechsel  bereits  circulirt,  einen  solchen  Zusatz  gemacht,  so  hat  diesz  nur 
relative  Wirkung,  d.  h.  spätere  Indossatare,  die  den  Wechsel  gegen  diesz 
Verbot  erworben,  können  nur  nicht  auf  diesen  Indossanten,  wohl  aber  auf 
alle  seine  Vor-  und  Nach-Männer  greifen  (a.  10.  15). 

3.  R^elmäszig  wird  durch  das  Indossament  eine  neue  Person  in  den 
Wechselnexus  aufgenommen.  Insofern  ist  das  Indossament  Erneuerung  der 
Tratte.  Es  kann  aber  „auch  an  den  Aussteller,  Bezogenen,  Acceptanten 
oder  einen  früheren  Indossanten  gültig  indossirt  und  von  diesen  weiter  in- 
dossirt  werden."  (a.  10.) 

a)  Der  Trassant  kann  ein  Interesse  haben,  den  von  ihm  ausgestellten 
Wechsel  als  ndossatar  wieder  an  sich  zu  bringen,  wenn  er  Ver- 
weigerung der  Annahme  oder  Zahlung  besorgt  und  das  ganze  Ge- 
schäft rückgängig  machen  will,  um  sich  dem  Regresz  zu  entziehen. 
Denn  nun  hat  er  als  Indossatar  die  We^hselforderungen  des  Remit- 
tenten und   aller  andern  Indossanten  an  sich  gebracht,   kann  aber 


S.    a.  10.    Durch  das  Indossament  gehen  aUe  Rechte  aus  dem  Wechsel  auf  den 
tadossatar  über»  inabeaondere  auch  die  BeCugnisi»  den  Wechsel  weiter  lu  indossiren« 
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natürlich  nicht  etwa  seinerseits  auf  diese  greifen,  da  er  ja  hinwieder 
ihnen  als  Trassant  haften  würde. 

b)  Wird  ein  früherer  Indossant  Indossatar,  so  werden  alle  zwischen 
ihm  als  Indossanten  und  ihm  als  ndossatar  stehenden  Schuldner  frei, 
denn  wollte  er  als  Indossatar  auf  sie  greifen,  würden  sie  auf  ihn  als 
Indossanten  zurückgreifen ;  indossirt  er  aber  den  Wechsel  weiter  ao 
einen  neuen  Indossatar,  so  kann  diei»er  auf  alle  Vormanner,  aodi 
auch  auf  den  zweimaligen  Indossanten,  greifen. 

c)  Wird  der  Trassat  Indossatar,  so  erwirbt  er,  wie  jeder  andere  Indos- 
satar, alle  Wechselrechte  gegen  die  Vonnfinner :  er  kann  sich  selbst 
den  Wechsel  zur  Annahme  und  Zahlung  präsentlren,  acceptiren  oder 
nicht  acceptiren,  zahlen  oder  nicht  zahlen,  und  in  den  letztem  Filki 
Protest  erheben  und  Regresz  nehmen. 

d)  Wird  der  Acceptant  Indossatar  (oder  acceptirt  der  Trassat  sich  als  den 
Indossatar  den  Wechsel),  so  erlischt  seine  Wechselfordernng  zunlchst; 
denn  wollte  er  als  Indossatar  von  seinen  Vormännem  Regresz  Mao^ils 
Zahlung  nehmen^  so  würde  er  diesen  hinwieder  als  Acceptant  haftet; 
indossirt  er  aber  nachträglich  weiter,  so  haftet  er  den  Nadundossa- 
taren  zugleich  als  Acceptant  und  als  Indossant  Die  Wechselforderaflg 
ruht  so  lange  er  der  WechselglAubiger  ist  und  erwacht  wieder,  weno 
ein  Anderer  Eigenthümer  des  Wechsels  wird.  {Seuff.  Arch.  XIV 
157.) 

4.  Das  Blancoindossament  ist  zunächst  und  ursprünglich  ein  «urofl- 
ständiges  Indossament,  in  welchem  der  Name  des  Indossanten  einstweiko 
ausgelassen  ist ,  weil  etwa  der  Indossant  noch  keinen  Abnehmer  in  Ao^ 
sieht  hat.  Ist  ein  solcher  gefunden,  so  mag  sein  Name  nach  Belieben 
eingesetzt  werden  oder,  präsentirt  er  selbst  den  Wechsel  zur  ADnabme 
und  Zahlung,  auch  weggelassen  bleiben :  der  Besitz  macht  ihm  ja  mög- 
lich, in  jedem  Augenblick  seinen  Namen  in  die  Lücke  zu  stellen  und 
so  legitimirt  statt  des  Namens  der  Besitz;  ebendeszhalh  kann  aber  aud) 
ein  neuer  Indossatar  den  Wechsel  mit  dem  Blanquet  erwerben,  weim 
ihm  die  genannten  Vormfinner  zur  Sicherheit  genügen  und  sein  Wecbse!- 
geber  gar  nicht  in  der  Kette  der  Wechselpersonen  sichtbar  zu  weitko 
wünscht;  es  können  so  auch  mehrere  Blancoindossamente  aufeinander 
folgen :  jeder  in  dem  zweiten  als  Indossant  genannte  gilt  dann  als  der  in 
dem  vorhergebenden  nicht  genannte  Indossatar  und  der  jeweilige  Inhaber 
als  der  letzte  Indossatar  und  als  Nachfolger  des  zuletzt  genannten  In- 
dossatars als  Indossanten;  er  darf  deszhalb  das  Blanquet  mit  sein«  m  Namen  aitr 
füllen,  ohne  dasz  ein  Wechselschuldner  den  Nachweis  darüber  fordern  dfirfie. 
dasz  der  Inhaber  des  al  blanco  indossirten  Wechsels  rechtmäsziger  Besitzer 
sei;  mag  dieser  durch  Raub  oder  Diebstahl  den  Besitz  erlangt  haben,  er 
ballet  biefür  zwar  nach  Strafrecht  und  Civilrecbt,  der  WecfaselscboMoer 
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aber  darf  ihm  nadi  Wechselrecht  nicht  den  Beweis  rediicben  fiesitzerwerbs 
abveriaDgen.  (3.) 

5.  Durch  das  Indossament  OTwirbt  der  Indossatar  nicht  nur  alle  vor- 
her l)estandenen  Wechselforderungen,  es  wird  auch  dadurch  eine  neue 
Weehselfurderung  derselben  gegen  den  Indossanten  begründet,  welcher  ihm 
för  Annahme  und  Zahlung  so  gut  wie  der  Trassant  und  andere  Vormänner 
wecbselmftszig  haftet;  es  kann  aber  ausnahmsweise  der  Indossant  durch 
besondere  auf  dem  Wechsel  selbst  angebrachte  Clausein  diese  neue 
Wechselforderung 

a)  ganz  abUhtun  durch  die  Clausel:  „ohne  Gewähr,  ohne  Obligo*^; 
ein  so  bedingtes  Indossament  überträgt  dem  Indossatar  nur  die 
Rechte  des  Indossanten,  nicht  ein  Recht  gegen  den  Indossanten.  Seuff. 
Arch.   XIV  158);  " 

b)  auf  die  Person  des  Indossatars  beschränken  durch  die  Clause!: 
,4)icht  an  Ordre.''  (a.  15  oben  N.  2.) 

6.  Nur  nach  Schein  und  Namen,  nicht  nach  Wesen  und  Wirkung 
ein  Indossament  ist  das  sog.  »Procura-Indossamenta  (a.  17);  durch  ein 
Indossament  mit  der  Clausel  ,>zum  Incasso^^*),  )nn  Procura«,  wird  das  Eigen- 
tbam  am  Wechsel  und  eine  Wechselforderung  gegen  den  Indossanten 
nicht  übertragen,  sondern  der  Indossatar  nur  ermächtigt,  den  Wechsel  als 
Stellvertreter  des  Eigenthümers  zur  Zahlung  zu  präsentiren,  zu  quittiren 
und  herauszugeben,  eventuell  Protest  zu  erheben  oder  auch  den  Acceptanten 
oder  die  Vormänner  seines  Indossanten  in  dessen  Namen  mit  der  Wechsel- 
oder R^eszklage  zu  verfolgen ;  diese  Rechte  können  vom  Procuraindossatar 
auch  durch  ein  Procuraindossament  weiter  übertragen  werden,  ein  wirkliches 
Indossament  kann  er  aber  nicht  bestellen;  seine  Rechte  und  Pflichten  ge- 
gen den  Procuraindossanten  sind  die  eines  civilrechtlichen  Handatars. 

7.  Wird  ein  bereits  verfallener  Wechsel  nach  seinem  Zahltag  noch 
weiter  indossirt,**)  so  wirkt  ein  solches  Indossament,  wenn  die  Protestfrist 
noch  nicht  abgelaufen,  ganz  wie  jedes  andere  Indossament;  der  Indossatar 
kann  nochmal  oder  zum  ersten  Mal  zur  Zahlung  präsentiren ,  protestiren 
nnd  Regresz  nehmen.  Wird  aber  der  fällige  Wechsel  nach  rechtzeitiger 
Protesterhebung  noch  protestirt,  so  überträgt  der  Indossant  hiemit  lediglich 
die  von  ihm  durch  Acceptation  und  Protest  erworbenen  Rechte  gegen  den 
Acceptanten   und  die  Regreszschuldner  auf  den  Indossatar;   er  läszt  diesen 


3.  a.  12.  Jeder  Inhaber  eines  Wechsels  ist  befugt,  die  auf  demselben  befind- 
lieben  Blanroindossamente  auszufüllen;  er  kann  den  Wechsel  auch  ohne  diese  Aus- 
railong  weiter  indossiren.  Vgl.  fFürii.  Arch.  v.  Rübei  u.  Sarwey  ¥3,  8.  250; 
-  SehkHer9  Jahrb.  VI  8.  30.  44;  ^  Z.  f.  H.  R.  III  8.  119;  -  Seuff,  Arch.  XI 
90.281. 


*)  V«l.  aber  Sckhutn  Jabrb.  Yl  8. 80;  —  Aieb.  t  D.  W.  u.  H.  R.  X  S.  38. 
**)  Vgl.  Z.  t  H.  A.  T  8.  416. 
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an  seine  Stelle  treten,  er  Obertrlgt  ihm  seine  Wechsel-  und  Regreszibr- 
derungen,  aber  keine  gegen  sich,  den  Indossanten,  selbst;  er  gew^rt  ihm 
keine  Zusicherung,  dasz  der  Acceptant  doch  noch  zahlen  werde,  und 
abemimmt  nicht  die  wechselmfiszige  Haft  für  das  Gegentheil.  Das  Ge- 
schäft nfihert  sich  der  civilrechtlichen  Cession  ond  die  Schuldner  haben 
daher  auch  gegen  den  Indossatar  alle  ihnen  gegen  die  Person  des  Indos- 
santen zustehenden  Einreden.  —  Ist  endlich  der  Wechsel  nach  Versluimng 
der  Protestfrist  noch  indossirt  worden,  so  kann  der  Indossatar  g^n  ^ 
Vormänner  seines  Indossanten  keine  Wechselrechte  mehr  erwerben,  dem 
diese  sind  durch  die  Protestversfiumung  frei  geworden.  Es  kann  also  das 
Indossament  nur  den  Sinn  haben,  dasz  der  Indossant  die  Zusicherung  er- 
theilt,  der  Acceptant,  der  ja  aus  dem  Accept  wechselmftszig  haftet,  werde 
gleichwohl  noch  zahlen,  und  dasz  er  sich  für  den  Fall  der  Zahlongs- 
weigening  seiner  Naehmflnner  dem  Regresz  unterwirft;  der  Indossatar 
musz  also  nochmal  den  Acceptanten  zur  Zahlung  auffordern  und,  falls  dieser 
die  Zahlung  weigert,  Protest  erheben,  um  den  Indossanten  mit  Regresz  zo 
belangen.  (4.) 

*  Prot  S.  9.  \%  14. 106;  —  Göix,  „Giro"  in  der  Bncykl.  v.  Endi  u.  Gmkr, 
S.  I  T.  68,  8.  1—36  5  —  über  Theilindoaaamente  &.  Arch.  f.  D.  W.  u.  H-  R.  X 
S.  176 ;  —  V.  Sicherer,  Legiümation  d.  Wechselinhabers  durch  ein  dem  Protest 
voran^gangenes  Blancogiro.  München  1862;  — '  Seuff.  Archiv  XIV  159. 

§.  175. 
4.  PrMsentation  xur  Annahme. 

1.  Der  Wechsdinhaber  war  nach  einigen  altern  Particularrechten, 
z.  B.  der  Hamburger  Wechselordnung,  verpflichtet^  den  Wechsel  sofort  znr 
Annahme  zu  prSsentiren ;  da  indessen  dieser  Schritt  zunächst  vom  Vortheil 
des  Inhabers  selbst>  nicht  ebenso  der  Wechselschuldner,  geboten  ist,  hat  die 
deutsche  Wechselordnung  jenen  nur  berechtigt,  nicht  verpflichtet,  sofort  sich 
ttber  den  Entschlusz  des  Bezogenen  zu  versichern  und  im  Fall  der  Annahme- 
verweigerung Protest  zu  erheben.    (1.) 


4.  a.  16.  Mitiermaiery  im  Arch.  von  Siebenhaar  und  TaachniU  I  8.  10;  — 
Sehleiiere  Jahrb.  VI!  8.  30 ;  -  Pick,  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  VII  S.  12i ;  -  Seujf. 
Arch.  XI  172.  XV  81. 

1.  a.  18.  Der  Bezogene,  dem  nach  a.  92  u.  91  g.  189  zur  offneo  Geschiftsieit 
in  seinem  Geschlfflslocal  prSsentirt  werden  musz,  bat  hier  alle  Gelegenheit  seine 
StelluDg  tu  dem  Trassanten  aus  seinen  Büchern  etc.  zu  prüfen  und  hienach  tofori 
seinen  Entschlusz  zu  fassen ;  nur  Mesz-  oder  Marktwecbsel  (§  172j  darf  nach  alten 
von  der  W.  O.  geachtetem  Herkommen  der  Inhaber  nicht  sofort,  sondern  erst  in  der 
an  dem  Meszort  üblichen  Präsentationszeit  zur  Annahme  vorlegen  (a.  18j.  da  solche 
Wechsel  sich  meistens  auf  erst  wührend  der  Messe  zu  realisirende  GeschäftsverblK- 
nisse  beziehen ;  in  Augebnrg  war,  abgesehen  von  MXrkten  und  Messen ,  bezüglich 
aller  Wechsel  die  Uebung  hergebracht ,  sich  erst  vierzehn  Tage  vor  Verfall  über  die 
Annahme  zu  erklären  {Aofreburfer  Mcepi)  j  eine  gesetzliche  Ausnahme  zu  GnnsleB 
dieser  Handels-Sitte ,   welche  mit  gewissen  Vortheilen  und  alten  localea  GescUlU- 
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2.  Verpflichtet  zur  Präsentation  zar  Annahme  ist  der  Wechselinhaber 
nor  aosnahnosweise,  wenn: 

a)  der  Aussteller  oder  ein  Indossant  auf  dem  Wechsel  eine  Präsentations- 
frist  vorgeschrieben  hat;  wird  in  dieser  Frist  nicht  präsentirt,  so  er- 
lischt die  wechselmäszige  Verpflichtung  jenes  Clausulanten  ^ 

b)  bei  Wechseln,  die  auf  eine  bestimmte  Zeit  nach  Sicht  lauten ;  denn 
bei  diesen  berechnet  sich  der  Verfalltag  nach  dem  Tag  der  Präsentation 
zur  Annahme*);  in  Ermanglung  besonderer  Anweisung  im  Wechsel 
musz  ein  solcher  Wechsel  binnen  zwei  Jahren  nach  der  Ausstellung 
präsentirt  werden,  bei  Verlust  des  wechselmäszigen  Anspruches  g^en 
Aussteller  und  Indossanten.  (2.) 

3.  Ist  die  Annahme  oder  die  Datirung  der  Annahme  eines  solchen 
„nach  Sicht  Wechsels*'  nicht  zu  erlangen,  so  musz  der  Inhaber  bei  Verlust 
seines  Regresses  die  rechtzeitige  Präsentation  durch  Protest  feststellen;  der 
Tag  des  Protests  gilt  dann  für  den  Tag  der  Präsentation,  beziehungsweise 
der  Annahme,  (a.  20;  —  Seuff,  Arch.  XIII  275;  —  Annalen  d.  O.  A.  G. 
zn  Dresden  V  S.  387) 

♦  Prot.  S.  14.  17.  21.  106. 

§.  176. 

5.  Annahme.  (Acceptation.) 

1.  Durch  die  schriftliche  auf  dem  Wechsel  selbst  erklärte  Annahme 
entsteht  die  neue  Wechselschuld  des  Bezogenen  als  AcceplanleH,  dem  Zah- 
lungsauftrag des  Austellers  gegenüber  jedem  Wechselpräsentanten  zn  ent- 
sprechen; gf wohnlich  enthält  die  Annahme  das  Wort  „accepHrt",    9,ange- 


bedOrfoissen  verknöpft  ist,  wurde  nicht  erxielt.  Jedoch  hätte  die  zar  Erreichung 
desselben  Zvrecks  äblicb  gewordene  Formel  „gegen  diesen  14  Tage  vor  Verfall 
accepiableo  Wechticl'*  uoerachtet  mancher  Anfechtung  (ffesz,  Archiv  f.  W.  R.  I 
8.  400)  Schatz  verdient,  da  sie  Ja  aus  dem  Wechsel  seihst  dem  Wechselnehmer 
sofort  ersichtlich  ist.  Aber  Nov.  Y.  hat  Jeder  solchen  Ucbereinkunft  wechselt echiliche 
Wirkung  entzogen. 

3.  t.  itf.  Das  Wechselrecht  des  Atuttellungsortee^  nicht  des  Zahlungsortes, 
eolscheidet  nach  allgemeinen  Grundsätzen  von  der  Statutencollision  (locus  regit  actum, 
8*  12)  über  die  Prasentationsfrist ;  wird  ein  Wechsel  im  Ausland  gezogen.  Im  Inland 
iodossirt,  so  haftet  der  inländische  Indossant  immer  so  lang  als  der  Aussteller;  denn 
das  Indossament  ist  nur  eine  Fortführung  der  ursprünglich  durch  den  Wechsel  be- 
gründeten Pflichten.  Die  Ansicht,  welche  den  inländischen  Indossatar  nie  länger  als 
zwei  Jahre  haften  läszt,  ist  nicht  consequent  und  geht  von  der  unbegründeten  Ver- 
mathang  aus,  der  Indossant  habe  sich  nur  nach  inländischem  Recht  binden  wollen; 
am  seinen  Tillen  handelt  es  sich  gar  nicht;  wenn  er  fremde  Wechsel  indossirt, 
man  er  sieh  dem  fremden  Recht  unterwerfen  oder,  wenn  er  diesz  nicht  will,  auf 
dem  fFeehsel  tioe  kürzere  Präsentation  vorsehreiben. 


*)  Vgl.  £rk.  d.  Oheitrib.  lu  Berlin  N.  ii. 
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noromen'S   mit  Namen  und  Datum ;   aber  auch  der  Name  des  Bezogenen 
allein  auf  der  Vorderseite  des  Wechsels  gilt  als  Annahmeerklärnng.  (1.) 

2.  Der  Aussteiler  fordert  den  Bezogenen  zu  einfacher,  unbeschrinkter, 
unbedingter  Annahme  seines  Auftrags  auf,  und  der  Inhaber  hat  jenem  gegen- 
über  ein  Recht  zu  erwarten,  dasz  eine  solche  erfolgen  werde,  wie  sie  ancfa 
allein  dem  Wesen  des  Wechsels  entspricht;  im  Zwdfel  wird  daher  immer 
für  unbedingte,  dem  Auftrag  gemäsze  Annahme  vermutbet  (a.  21),  ond 
consequent^  nur  der  Logik  des  Rechts  folgend,  kdme  man  zu  dem  Ergeb- 
nisz ,  dasz  der  Inhaber  sich  keine  irgend  von  dem  Buchstaben  des  Zah- 
lungsauftrages abweichende  Annahnie  gefallen  zu  lassen  braucht  und  bä 
jeder  Abweichung  sofort  Prolest  erheben  und  die  ganze  R^reszsumme  von 
seinen  Vormännem  fordern  kann.  Indessen  ist  das  practische  Interesse  des 
Inhabers  selbst,  an  dem  Zahlungsort  Geld  zu  erhalten,  in  der  Regel  so  grosz,  dasz 
das  Gesetz,  (2.)  in  Einem  Fall  der  beschränkten  Annahme  —  der  An- 
nahnie  für  nur  einen  Theil  der  WechseUumme  —  von  der  strengen  Coo- 
sequenz  abgehend,  den  Inhaber  verpflichtet,  diese  Theilacceptation  anzunehmen 
und  ihn  nur  für  den  nicht  angenommenen  Theil  zu  Protest  und  Regresz 
zu  schreiten  berechtigt;  diesz  erfordert  auch  die  billige  Rücksicht  aof  die 
Vormftnner,  deren  Zusicherung,  der  Bezogene  werde  annehmen,  wenigstens 
für  einen  Theil  sich  erfüllt  hat 

3.  Alle  andern  Beschränkungen  der  Annahme  aber,  z.  B.  Annahme 
für  einen  andern  Ort  oder  Termin  (Seujf.  Arch.  XV  22)  der  Zahlong, 
stehen  einer  Verweigerung  der  Annahme  gleich  und  berecht^en  den 
Wechselinhaber  zu  Protest  und  Regresz  gegen  die  Vormänner;  daneben 
hat  er  aber  ein  Interesse  und  ein  Aecht,  auch  den  Acceptanten,  wenigstens 
nach  Haszgabe  seines  Accepts,  als  Wechselscbuldner  in  Anspruch  zo 
nehmen,  {ß.) 


1.  a.  21.  „Die  einmal  erfolgte  Annahme  kann  nicht  mehr  xoröckgenomoeD 
werden;"  jedenfalls  käme  eine  solche  Röcknahme  nur  in  Betracht,  sofern  sie  ans  den 
Wechsel  ersichtlich ;  wenn  aber  der  Belogene  in  oder  sofort  nach  dem  Sehreiben,  sieb 
anders  besinnend,  seinen  Namen  wieder  durchstreicht  oder  hinzusetzt:  ,,mekt  ange- 
nommen" und  den  Wechsel  mit  durchstrichenem,  d.  h.unlesbar  gemachtem  Namea 
zurückgibt,  so  wird  man  doch  sagen  müssen :  es  lag  gar  nie  ein  TollendeCes  Accept  so 
Tor,  dasz  es  von  dem  Inhaber  hXtte  geltend  gemacht  werden  kOnnen.  (Vgl.  aber  Brmmer, 
die  Wirkung  des  durchstrichenen  Accept»  Z.  f.  H.  B.  I  8.  26;  >-  8.  JmeoU^  Arch.  f. 
D.  W.  u.  H.  B.  XS.  337  und  die  Litteratur  daselbst;  —  Senff,  Arch.  XIII  276.277; 
—  Erk.  d.  Ohertrib.  v.  Berlin  bei  Borchardi^  W.  O.  S.  78. 

2.  a.  22.  Der  Bezogene  lunn  die  Annahme  auf  einen  Theil  der  in  dem  Wechsel 
vorgeschriebenen  Summe  beschränken.  Z.  f.  H.  B.  II S.  595. 

3.  a.  22.  Werden  dem  Accept  andere  Einschränkungen  beigefügt,  so  wird  der 
Wechsel  einem  solchen  gleich  geachtet,  dessen  Annahme  gänzUch  verweigert  wordea 
ist ;  der  Acceptant  haftet  aber  nach  dem  Inhalt  seines  Accepts  wechsclmiwig.  — 
Inwiefern  Vormänner  und  Acceptant  eine  zweimalige  Bezahlung  derselben  Schuld  aa 
den  Inhaber  durch  Einreden  abwenden  können,  entscheidet  sich  nach  allgemeinea 
Bechtsgrundsätzen.  Eine  Schwierigkeit  bieten  6$dingt9  Annahmea  wegen  dernilfBi- 
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4.  Der  Acceptant  haftet  wechselmäszig,  nach  Maszgabe  des  Wechsel- 
anftrags  oder  nach  Inhalt  seines  Accepts,  die  acceptirte  Summe  jedem  zu 
bezahlen,  der,  mit  dem  Wechsel  in  der  Hand/)  zur  rechten  Zeit  und  am 
rechten  Ort  Zahlung  fordert;  er  haftet  nicht  demjenigen,  der  zur  An- 
nahme präsentirte  als  solchem,  sondern  dem  jeweiligen  Wechselinhaber: 
diese  Schuld  aus  dem  Accept  ist  eine  selbststdndige  („wer  acceptirt,  musz 
zahlen.*'  t>Chi  accetta,  paghi.«  Vgl.  Brauer  im  Arch.  f.  P.  W.  u.  H.  R.  VI 
S.  232).  Der  Acceptant  musz  jetzt  auch  in  dem  Fall  zahlen,  dasz  der 
Wechselaussteller  nachträglich  seinen  Zahlungsauftrag  widerruft ;  die  frühere 
Streitfrage,  ob  der  Acceptant  auch  dem  Aussteller  wechselmdszig  hafte,  ist 
von  dem  Gesetze  bejaht  (a.  23;  — vgl.  Einert,  Arch.  f.  D.  W.  u.  H.  R.  VI 
S.  113;  —  Seuff.  Arch.  XI  173)  ohne  Rücksicht,  ob  der  Bezogene  früher 
schon  Schuldner  des  Ausstellers  war  oder  nicht,  ob  er  Deckung  hat  (direct 
durch  Deposito  oder  Commissionswaaren ,  indirect  durch  Compensation) 
oder  nicht;  die  Forderung  des  Bezogenen  auf  Deckung  ist  keine  Wechsel- 
forderung (a.  23),  aber  der  Bezogene  hat  allerdings  in  dem  quittirten 
Wechsel,  den  er  sich  bei  der  Zahlung  herausgeben  läszt,  einen  sehr  leich^ 
ten  und  sichern  Drkundenbeweis  für  diese  Civilforderung  in  Hfinden. 

5.  Oft  hat  der  Aussteller  des  Wechsels  an  dem  Ort,  wo  derWechsel- 
käofer  Geld  zu  erbeben  wünscht,  keine  Geschäftsverbindung ,  weisz  aber, 
dasz  sein  in  der  Nähe  jenes  Ortes  wohnender  Geschäftsfreund  daselbst 
wohl  bekannt  und  creditirt  ist.  In  diesem  Fall  bedient  er  sich  des/>omici7- 
toechseU  (a.  24.).  d.  h.  er  bezeichnet  in  dem  Wechsel  den  Wohnort  des 
Trassaten  und  daneben  den  Zahlungsort  des  Wechsels  („Herrn  A.  in  Er- 
langen, zahlbar  in  Nürnberg'') ;  er  kann  in  diesem  Fall  den  Wechselkäufer, 
bei  Strafe  des  Verhists  der  Regreszforderung,  anweisen,  den  Wechsel  seinem 
Geschäftsfreund  (dem  Bezogenen)  an  dessen  Wohnort  zur  Annahme  zu 
präsentiren:  bei  der  Annahme  kann  dann  dieser  pure  acceptiren  (dann 
wird  angenommen,  er  selbst  werde  am  Zahlungsort  erscheinen  und  zahlen), 
oder  er  kann  auf  dem  Wechsel  einen  Vierten  als  denjenigen  bezeichnen, 
der  am  Zahlungsort  die  Zahlung  leisten  werde  („angenommen,  zahlbar 
durch  Herrn  N.'*).  £in  solcher  „Domiciliat'  („Adresse")  kann  auch  schon 
Yom  Aussteller  bezeichnet  werden,  wenn  er  denselben  als  Geschäftsfreund 
des  Bezogenen  am  Zahlungsort  kennt,  aber  voraussetzen  musz,  dasz  jener 
eher  einem  Zahlungsauftrag   des  Bezogenen    als  dem  seinen  entsprechen 


diist,  welche  der  Streit  über  Eintritt  oder  Nichteintritt  der  Bedingung  leicht  mit  sich 
bringt;  nach  der  richtigen  Auslegung  des  Gesetzes  (BlunUchii,  Erl.  W.  O.  S.  60) 
begründet  eine  liquide  Bedingung  (Mangenommen,  wenn  bis  dahin  der  Goldcurs  steigt, 
keine  Blokade  eintritt**)  eine  Wechselschuld  des  AccepUnten,  eine  illiquide  („ange- 
Domnien ,  wenn  ich  bis  dahin  hinreichende  Deckung  erhallen  habe")  nicht.  Wurtt. 
Areb.    Y.  Hübel  u.  Sarwey  V  3,  S.  255;  —  Seuff.  Arch.  XII  68,  XV  83. 


*)  Ueber  Nothwendigkeit  der  AOekgabe  d.  Wecbseli  an  d.  Remittenten  Smf.  Areb.  XIV  83, 
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werde.  Aber  auch  in  diesem  Fall  ist  nur  der  Bezogene,  nteht  auch  der 
Domiciliat,  vom  Aussteller  zur  Zahlung  beauftragt;  der  Domiciliat  ist  nicht 
Trassat,  er  steht  zu  dem  Aussteller  in  gar  keinem  und  zum  Bezogeneo 
nur  in  einem  civilrechtlichen  Mandatsverhflltnisz ;  dem  Bezogenen  an  seinem 
Wohnort,  nicht  dem  Domiciliaten  am  Zahlungsort,  ist  daher  der  Wechsel 
zur  Annahme  zu  präsentiren ;  nur  in  Ermanglung  der  Angabe  eines  Wohn- 
orts des  Bezogenen  („Herrn  A,  zahlbar  durch  Herrn  B.  in  C.**)  sucht  der 
Inhaber  den  Bezogenen  am  Zahlungsort  und  „protestirt  in  den  Wind^ 
wenn  er  daselbst  nur  den  Domiciliaten,  nicht  den  Bezogenen  findet  (a.  ^ 
Blunischli^  Erl.  S.  63;  —  TreUschke  U  S.  82.) 

♦  Prot.  S.  21.  23.  25.  101.  106;  —  Kübel,  Beitrag  zur  Lehre  vomDomicil- 
Wechsel  im  Württemb.  Arch.  v.  KüM  u.  Sarwey  V  3.  S.  59,  vgl.  S.  260 ;  - 
Ackermann^  Rechtes.,  neue  F.  X  S.  56 ;  — -  Annälen  d.  0.  A.  G.  zu  Dresden  1  S.  435 ; 

—  Römers  Samml.  UI  N.  280;  —  Northoff,  Arch.  f.  D.W.  u.  H.  R.  IX  S.  105; 

—  vgl.  Koch,  ebenda  VII  S.  8;  —  Seuff.  Arch.  XI  18^  183,  XII  71,  XUl  117. 
118,  XIV  57,  XV  85.  97—103.  155;  —  Z.  f.H.  R.  IV  S.  169.  171. 

§.  177. 

6.  Regresz  auf  Sicherstellung  wegen  nicht  erhaltener  Annahme  oder  Unsicherheit  des 

Acceptanten. 

1.  Ist  die  Annahme  des  Zahlungsauftrags  nicht  so  erfolgt,  wie  er  ge- 
geben war,  so  ist  die  vom  Aussteller  gegebene,  von  dem  Indossanten  wieder- 
holte Zusicherung,  der  Bezogene  werde  annehmen  und  zahlen,  zunächst 
nicht  erfüllt,  und  der  Inhaber  ist  berechtigt,  die  Verweigerung  der  Be- 
schränkung der  Annahme  wechselmäszig  (durch  Protesterhebnng)  zu  con- 
statiren  und  von  jedem  Vormanne  nach  seiner  Wahl  Sicherstellung  für  den 
jetzt  unsicher  gewordenen  Erfolg  des  Zahlungsauftrags  zu  fordern;  es  bedarf 
jetzt  der  besondern  Garantie,  dasz  die  nicht  angenommene  Wechsehumme, 
nebst  den  durch  die  Verweigerung  der  Annahme  bereits  erlaufenen  Kosten, 
gleichwohl  noch  am  Verfalltag  werde  bezahlt  werden.  (1.) 

2.  Diese  Sicherheit  kann  fordern  jeder  Wechselgläubiger ,  der  im 
Besitz  des  wegen  Mangels  Annahme  aufgenommenen  Protestes  ist,  also  nicht 
nur  der  letzte  Inhaber,  der  den  Protest  erhoben  hat,  sondern  jeder,  dem 
dieser  den  Protest  umsonst  oder  gegen  Sicherstellung  überlassen  hat;  denn 
ein  auf  Sicherstellung  belangter  Vormann  braucht  diese  nur  gegen  Heraus- 
gabe des  Protests  zu  leisten,  *)  um  dann  mit  diesem  ^bst  seinerseits  Sicher- 


1.  a.  25.  Die  Art  der  SicherstelluDg  bleibt  dem  richterlichen  Ermessen 
anheim  gestellt,  sie  kann  geschehen  durch  Pfünder,  Bürgen  etc.,  jedenfiills  durch  Hin- 
trrlegung  der  ganzen  Regreszsumme ;  zu  weit  ging  das  preusziscbe  Laodr.,  welches 
statt  der  Sicherstellung  gleich  Zahlung  fordern  läszt. 


'}  Ueber  die  Wirkung  unte^lattener  RQcksendtiDg  des  Wechsels  und  Prolest  Mangels  Ao- 
nabme  s.  auserl.  Civilrecbtsspr.  der  böbereo  Geriehtsatellen  in  Württemb.  t.  r«/e/  n.  IB»H^ 
tärtmm-  IV  1.  S.  76. 
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steHoBg  zo  fordern;  der  Regresznehmer  braucht  sich  dabei  nicht  an  seinen 
Dicbsten  Vormann  za  halten,  sondern  kann  auf  einen  früheren  Indossanten 
springen /'ff ^eMiM  per  udtwm),  denn  sie  haften  ja  aile  fOr  Erfüllung  der 
von  ihnen  erneuerten  Zusicherung  der  Annahnne,  und  zwar  nicht  ihrem 
indiriduellen  Nachmann,  sondern  jedem  Nachmann;  deszhalb  Itann  auch 
der  Regredient  von  dem  gewählten  Vormann,  wenn  dieser  etwa  nicht 
sicher  genug  scheint,  wieder  abspringen  und  einen  andern  wfthlen.   (2.) 

3.  Die  bestellte  Sicherheit  wird  zurückgegeben,  wenn  sie  nicht  mehr 
nöthig  ist,  weil  der  Wechsel  nachträglich  vollständig  angenommen  oder 
bezahlt  oder  die  Regreszklage  durch  Schuld  des  Inhabers  (Versäumung  des 
Protests  Hangels  Zahlung)  erloschen  oder  (nach  Ablauf  eines  Jahres  seit 
dem  Verfalltag)  verjährt  ist  (a.  28). 

4.  Die  Erfüllung  der  Zusicherung  der  Vormänner,  der  Wechsel  werde 
bezahlt  werden,  wird  unsicher,  nicht  nur  wenn  das  2a\\\enwoUen ,  ebenso 
wenn  das  T^lAeukönnen  des  Bezogenen  zweifelhaft  wird,  und  deszhalb 
ist  dem  Wechselinhaber  der  Securitätsregresz  für  den  Fall  gewährt,  dasz 
der  Rezogene  zwar  angenommen  hat,  aber  seine  Zahlungsfähigkeit  durch 
Eröffnung  des  Concurses  über  sein  Vermögen  oder  Einstellung  (vgl.  Arch. 
f.  D.  W.  u.  H.  R.  IX  S.  21)  seiner  Zahlungen  oder  fruchtlose  Vollstreckung 
eoier  Realexecution  g^en  sein  Vermögen  oder  Verhängung  des  Schuld- 
arrests Ober  seine  Person  sehr  zweifelhaft  geworden.  (3.)  In  diesen  Fällen 
^rf  der  Wechselinhaber  nach  Nov.  VI  auch  von  dem  Acceptanten  im 
Wege  des  Wechselprocesses  Sicherheit  fordern. 

5.  Ehe  der  Wechselinhaber,  nach  Maszgabe  des  Vorigen  Sicherheit 
von  den  Vormännern  fordert,  musz  er  versuchen,  solche  von  den  Noth- 
adressen  zu  erhalten  (§.  181),  deren  eventuelle  Reniltzung  die  Vormänner 
vorgeschrieben  und  deszhalb    zu    fordern    ein  Recht  haben. 

♦  Prot.  S.  26.  29.  87.  106. 

S-  i78. 

7.    Erfüllung  der  Wechselverbindlichkeit. 

a)  ZahluBgstag. 

1.  Tagwechsä  werden  an  dem  vom  Aussteller  bestimmten  Verfalltag 
bezahlt,  ausgenommen,  wenn  dieser   auf  einen    allgemeinen  Feiertag  oder 

%.  a.  26.  26.  Den  Wechsel  selbst  braucht  der  Regre<iient  nicht  dem  Rcgressar 
mit  lieraafiQgebeD:  er  behält  iho,  um  am  VerfallUg  noch  einen  Versuch  lu  machen 
die  ZahluBg  xa  crlaagen  ;  Jeder  Vormann  braucht  nur  einmal  Sicherstellung  zu  leisten, 
aber  diese  haftet  seinen  Nachmännern»  wenn  diese  Rcgresz  auf  Sicherstcllung  oder 
Zahlung  nebanen,  nicht  nur  dem  ersten  Regreainehroer ;  nur  Vervollständigung  einer 
aagenügenden  Sicher  bei  t  kann  verlangt  werden,   a.  27. 

3.  a.  29.  Die  Aofteasung  des  Bezogenen  als  eines  Bürgen  des  Ausstellers,  von 
welcher  aas  dieser  Securitätsprotest  bestritten  wurde»  ist  ganz  unrichtig 
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einen  Sonntag  oder  zwischen  die  an  dem  Zahlungsort  Qblichen  Cassiertage 
fö]lt;  in  diesen  Fällen  ist  der  nächste  Werktag,  beziehangsweise  Cassiertag 
der  Zahlangstag  (a.  30,  §.  189).  Sichtwecksel  sind  am  Tag  derVorzeiguig 
zahlbar,  müssen  jedoch,  bei  Verlust  des  Regresses  gegen  Aussteller  und 
Indossanten,  innerhalb  der  von  ihnen  auf  dem  Wechsel  bedungenen  Frist, 
eventuell  innerhalb  zweier  Jahre  nach  der  Aasstellung,  präsentirt  werden 
(a.  30.  31,  §.  189). 

2.  Nach-Sicht  oder  Dato- Wechsel  verfallen  am  letzten  Tag  der  Tag- 
Frist  nach  Sicht  oder  a  Dato  (der  Tag  der  Sicht  oder  des  Datums  wird 
nicht  mitgezählt) ;  ist  die  Frist  nach  Wochen,  Monaten,  Jahren  gestellt,  ao 
dem  durch  seine  Beneimung  oder  Zahl  dem  Tag  des  Datums  oder  der 
Sicht  entsprechenden  Tage;  fehlt  dieser  Tag  im  Zahlungsmonat,  am  letzten 
Ta^  des  Zahlungsmonats.  (1.) 

3.  Mesz-  oder  Marktwechsel  verfallen  an  dem  vorletzten,  eventoeB 
au  dem  einzigen  Tag  der  Messe   (a.  35). 

♦  Prot  S.  29.  108;   —    Hauser  im  Arch,  1  D.  H.  u.  W.  R.  VI  S.  61. 

§.  179. 

b)  Zahlung. 
1.  Berechtigt,  mit  dem  Wechsel  in  der  Hand  Zahlung  zu  fordefo, 
ist  nicht  jeder  Inhaber,  sondern  nur  derjenige  Inhaber,  welcher  sich  als 
Remittent  oder,  falls  der  Wechsel  girirt  worden,  in  der  Reihe  der  zusam- 
menhängend folgenden  Indossamente  als  letzter  Indossatar  durch  Namen- 
oder  Blanco-Indossament  aus  dem  Wechsel  selbst  ausweist;  dieser  Ausweis 
und  der  Nachweis  seiner  Identität  (Z.  f.  H.  R.  IV  S.  167)  kann  und  mosz 
verlangt  werden:  der  Aussteller  würde  dem  Acceptanten  nicht  für  Deckaog 
haften,  wenn  dieser  gezahlt,  ohne  die  richtige  Aufeinanderfolge  der  Indos- 
samente und  die  Identität  des  Wechselpräseutanten  mit  dem  letzten  Naroeo- 
Indossatar  zu  prüfen.  (1.) 


1.  a.  32.  Ein  halber  Mooal  ist  immer  gleich  15  Tagen,  „Mitle  Monat"  ist  der  15.  Mo- 
natstag, a.32,  a.31;  bei  Wechseln,  deren  Verfalltag  nach  dem  Kalender  alten  Styls  be- 
stimmt ist,  wird  dieser  Tag  eingehalten  and  nur  einfach  in  den  neuen  Styl  äber- 
setzt.  a.  34.  Ausgeschlossen  sind  die  in  illcni  Wechselordnungen  geduldeten  „/?^ 
tpecttage**  (d^lais  de  grace,  Gnadentagf),  welche  bald  zu  Gunsten  des  Prisentaoteo. 
bald  des  Bezogenen  und  des  Acceptanten  liefen  und  in  ihrer  Ungleichheit  die  Sicher- 
heit Atfi  Wechselrerkehrs  stOrten  (a.  33),  und  „l/s^tctchsei,"  d.  h.  solche,  der» 
Verfalltag  sich  nach  der  an  dem  Zahlungsort  üblichen,  von  der  Aoceptation  an  lau- 
fenden Frist  berechnet,  können  imGebiet  der  D.  W.O.  nicht  mehr  aasgestellt  werden; 
für  fremde  Usowechsel  haben  die  particularen  Einführungsgesetze  der  W.  O.  be- 
stimmte Verfallzeiten  vorgestreckt,  z.  ß.  das  bayerische  (a.  3)  14  Tage  Ton  der  Pri- 
sentation  an. 

1.  Vgl.  a.  36;  Seu/f,  Arch.  XIII  165.  167.  168.  Ist  das  letzte  Indossament  ein 
Blancoindossament,  so  gilt  der  Inhaber  ohne  weiters  als  Wechselelgentbumcr ;  aus- 
gestrichene Indossamente  gelten  bei  Jener  Prifimg  des  Zusammenhangs  als  oicki 
vorhanden. 
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2.  Aber  zu  weitergehender  Prüfung,  z.  B.  der  Echtheit  der  ünter- 
schriflen,  ist  der  Acceptant  weder  dem  Aussteller  gegenüber  verpflichtet  — 
er  kann  Deckung  fordern,  auch  wenn  er  durch  Unterlassung  solcher  Prü-^ 
fang  einen  Fälscher  und  Betrüger  bezahlt  hat  —  noch  dem  Inhaber 
gegenüber  berechtigt  —  er  darf  diesen  nicht  hinhalten  durch  die  Forderung, 
er  solle  erst  ihn  die  Echtheit  der  Unterschriften  prüfen  lassen  oder  gar 
dieselbe  selbst  beweisen.  (2.) 

3.  Der  mehrconsequente  Gedanke  des  preuszischen  Entwurfs,  dasz  der  In- 
haber keine  geringere  als  die  acceptirte  Summe,  also  keine  Theilzahlung  anzu- 
nehmen brauche,  wurde  in  der  Conferenz  der  mehr  practischen  Erwägung 
der  Rücksicht  aufdie  Vormänner  geopfert,  welche  aUe  ein  Interesse  haben  wenig- 
stens theilweise  vom  Regresse  frei  zu  werden;  der  Inhaber  musz  also  die  Theil- 
Eahlung  annehmen  und  kann  nur  wegen  des  Rückstandes  R^esz  Mangels 
Zahlung  verfolgen.  (3.) 

4.  Die  WedisdschukI  des  Acceptanten  beruht  ai^f  dem  Wechsel  (d.  h. 
auf  dem  Accept);  sie  wird  daher  auch  nur  durch  Aushändigung  des  quit- 
tirten  Wechsels,  nicht  schon  durch  die  Zahlung  an  sich  getilgt;  hätte  der 
Acceptant,  ohne  sich  den  Wechsel  quittirt  aushändigen  zu  lassen ,  an  den 
faibaber  gezahlt«  so  könnte  dessen  gutgläubiger  Nachfolger,  ja  auch  er  selbst, 
im  WeeheelpToeesz  nochmal  Zahlung  fordern  und  der  Acceptant  würde 
im  Wechselprocesz  mit  der  Einrede  einer  Zahlung  gar  nicht  gehört,  welche 
er  nicht  durch  den  quittirten  Wechsel  beweisen  kann.  (4.) 

♦  Prot  S.  32.  101. 

§.  180. 

8.    Regresz  Mangels  Zahlung. 
1.    Um  die  VQrmänner  für   Nichterfüllung    ihrer  Zusicherung,    der 
Wechsel  werde  bezahlt  werden,  wechselmäszig  in  Anspruch  nehmen,  d.  h. 


2.  a.  aft.  Oft  Echtheit  der  ladossamente  xu  prüfen ,  ist  der  Zahlende  nicht 
rerpflichtet.  Prot.  8.  . . . ;  haftet  Ja  doch  nach  (g.  186)  a.  75  der  Acceptant  aus 
seiaem  Accept,  auch  wenn  die  Unterschrift  des  Ausstellers  selbst  gefälscht  ist;  in 
wiefern  der  Acceptant  die  Zahlung  weigern  kann,  wenn  er  sich  zu  dem  sofortigen 
Beweis  einer  Fllschung,  eines  Betrugs,  Diebstahls  etc.  des  Zahlung  Fordemden  er- 
bietet oder  das  Strafgericht  den  Wechsel  mit  Beschlag  belegen  kann,  ist  eine  nicht 
nach  Wecbaelrecht  zu  beantwortende  Frage;  meist  wird  er  im  Fall  der  Einleitung 
strifrecbtllcber  Untersucbong  die  Wechselsumroe  hinterlegen  müssen. 

3.  a.  38.  Seu//,  Arch.  XII  70,  XIII  276.  Ueber  die  Munzsorte  und  die  even- 
toelie  BerecbaoBg  des  zu  leistenden  Wertbes  s.  oben  g.  150. 

4.  a.  30.  .Ohne  BetUi  des  Wechsels  kann  freilich  der  Inhaber  gar  nicht  die 
Wecbselklage  erheben  •  deszhalb  sichert  den  Acceplanten  schon  die  Aushündigung, 
auch  ohne  Quittung;  daher  ist  ^der  Wechselschuldner  auch  nur  gegen  Aushändigung 
des  quittirten  Wechsels  zu  zahlen  verpßiehtel}'*  der  Acceptant  kann  Auslieferung 
dieses  einzigen  Beweises  der  Zahlung  gegen  den  Inhak>er  und  des  besten  Beweises 
seiner  Deckong sforderang  gegen  den  Aussteller  vec langen ;  bei  TbeiUahlungen  kann 
der  Zahlende  nur  Tcrlangen «  dasz  die  Theilzahlung  auf  dem  Wechsel  abgeschrieben 
und  ihm  Quittung  auf  einer  Abschrift  des  Wechsels  ertheilt  werde. 
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„Regresz  Mangels  Zahlong  nehmen^  zn  kennen,  musz  der  Wechselinhaber 
den  Wechsel  rechtzeitig  zur  Zahhing  präsentiren  —  und  zwar  auch  weoo 
die  Annahme  verweigert  worden,  denn  der  Bezogene  kann  inzwischen 
Gründe  erhalten  haben,  doch  anzunehmen  und  zu  zahlen,  z.  B.  Deckung 
vom  Aussteller  —  und  die  Thatsache  rechtzeitiger  und  vergeblicher  Prisen- 
tation  wechselmSszig  (d.  h.  durch  Protesterhebung)  und  rechtzeitig  ooii- 
statiren.  (a.  41.) 

2.  Wahrend  nach  französischem  Recht  am  Verfalltag  selbst  norh 
nicht  Protest  erhoben  werden  darf,  sondern  Sinnesänderung  des  Bezogen« 
abgewartet  werden  musz  (Code  de  com.  §.  162\  darfnach der  D.Wechsel- 
ordnung gleich  am  Verfalltag  selbst,  auszerdem  aber  auch  noch  zwei  Werk- 
tage lang  nach  dem  Verfalltag  präsentirt  und  protestirt  werden.   (1.) 

3.  Hat  ein  Vormann  die  Clausel  „oAne  Protest,'*  ,/}fme  KoMenf'  bei- 
gefügt, so  hat  diesz  die  Folge«  dasz  wenn  der  Indossatar,  diesem  Aoftng 
gemäsz,  die  Protesterhebung  unterlaszt,  nun  jener  Vormann  seinerseits  be 
weisen  musz,  dieser  habe  nicht  rechtzeitig  zur  Zahlung  prftsentirt;  gelingt 
dieser  Beweis,  so  haftet  der  Vormann  nicht,  denn  jene  Claiisel  entbindet 
nur  von  der  Proteslpflicht,  nicht  von  der  rechtzeitigen  PrSs^itatioo.  Da 
aber  die  anderen  VormSnner  den  Protest  nicht  erlassen  haben ,  so  hat  der 
Inhaber  ein  Interesse,  gleichwohl  Protest  zu  erheben,  da  jene  in  dessen  Er- 
manglung ihm  nicht  haften  würden,  und  thut  er  es,  so  kann  sich  aotli 
jener  Clausulant  nicht  gegen  die  flafl  für  die  Protestkostea  strinben. 
(a.  42.) 

4.  Die  VersAumung  der  Protesterhebung  befreit  zwar  die  Vorminner. 
den  Aussteller  und  die  Indossanten,  nicht  aber  den  Acc^itanten  von  seiner 
Wechselschuld ;  dieser  haftet  aus  dem  Accept,  das  aus  dem  Wechsel  ohne 
weitere  Beweismaszregel  ersichtlich  ist  und  nur  durch  die  Wechselverjib- 
rung  wird  er  frei  (a.  23,  a.  44.  47 j;  ausgenommen  ist  nur  der  Fall,  dasz 
bei  einem  Domicilwechsel  der  Protest  bei  den  Domiciliaten  versüumt  wird: 
der  Domicilwechsel  musz  nimlich,  nach  seinem  Inhalt  (§.  176),  am  Wohnort 
des  Domiciliaten  zur  Zahlung  prisentirt  und  protestirt  werden;  der  Bezogene 
hat*  ein  Recht  und  ein  Interesse,  zu  fordern,  dasz  der  Inhaber  bei  dem 
Domiciliaten,  gleichviel  ob  dieser  vom  Aussteller  oder  vom  Bezogenen  be- 
stellt worden,  rechtzeitig  alle  Mittel  anwende,  den  W^echsel  bezahlt  zu  er- 
halten, und  kommt  der  Inhaber  dieser  aus  dem  Wecbsd,  der  einen  Domi- 


i,  a.  41.  Nach  der  richtigeren  Auslegung  kann  also  ein  Samatags  miliger 
Wechsel  anch  noch  im  Lauf  des  Dienstags  protestirt  werden  ;  so  BlnmiteAii,  Erl.  8. 82; 
die  Streitfrage ,  ob  höhere  Gewalt  die  yersionunisx  der  PrtaenUtions-  und  Protest- 
frist entschuldige,  Ist  fu  ie/ahen,  falls  die  Thatsache  der  höheren  Gewalt  nicht  be- 
stritten ist,  oder  sofort  durch  liquiden  Beweis  dargethan  werden  kann ,  z.  B.  dorrli 
einen  Erlasz  der  Staatsgewalt,  welcher  wegen  Krieg,  Aufruhr,  ElemeotarereigniMen  e«e. 
ausdräcklich  solche  Fristen  verlingert  hat;  aber  aach  anderer  gaai  IkfoMer  Bavc* 
ist  zullssig;  vgl.  Blantschli,  Erl.  S.  83;  ~  ßramer  und  Bineri  Hb  Arcfaif  f  W.  i. 
I  S.  273,  S.  277;  —  Miitermahr  ebenda  I  S.  147;   —  Stuff.  Anh.  D  31»,  111  H 


Digitized  byVjOOQlC 


%.  180.  Regreaz  Mangels  Zahloeg.  545 

cihaten  enthalt,  zu  entnehmenden  Verpflichtung  nicht  nach,  onter  deren 
Voraussetzung  der  Bezogene  acceptirt  hat,  so  haftet  er  nicht  aus  dem  Accept  (2.) 

5.  Die  sämmtlichen  Vormänner  haben  ein  Interesse,  so  bald  als 
möglieh  die  Nichterfüllung  ihres  Zahlungsauftrags  zu  erfahren ,  damit  sie 
abbaM  ihre  Maszregeln  treflen  und  etwa  durch  schleunige  Befriedigung  des 
Regredienten  das  Anwachsen  der  R^eszsunune  durch  Zinsen,  Porti  etc. 
?erhindem  können.  Der  Bandeisgebrauch  hatte  daher  dem  Inhaber  eines 
Mangels  Zahlung  protestirten  Wesels  die  Pflicht  auferlegt,  semen  Vor- 
ulnDem  in  bestimmter  Frist  Nachrichl-  zu  gebai,  und  einige  Particular- 
rechte  hatten  sogar  Verlust  der  Regreszforderung  mit  der  Versäumung  dieser 
,,Notification^'  verbunden.  Die  Wechselordnung  geht  nicht  so  weit:  sie 
laszt  die  Notification  als  einen  nützlichen  Gebrauch  bestehen,  straft  aber  die 
Doterlassung  nur  durch   Verpflichtung  zum  Ersatz  eines  freilich  ziemlich 

iPnbestimmtea  Schadens  und  den  wichtigeren  Entzug  von  Zinsen  und 
Kosten  neben  der  Regreszsumme.  Die  Notification  geschieht  nicht  sprung- 
weise, wie  dtf  Hegresz,  sondern  immer  an  den  nächsten  Vormann,  dessen 
Wohnort  bekannt  ist  (a.  47;  Seuff.  Arch.  XV  109),  und  nur  durch  brief- 
liebe Mittheilttng  innerhalb  zwei  Tagen  nach  der  Protesterhebung.  (3.) 

6.  Jeder  WecksebdioMDer  hi^  ein  Interesse,  sobald  als  mögMch  ms 
der  Wechselhaft  auszuscheiden  und  sänerseita  als  Wechselgbubiger  gegen 
seine  Vormänner  aufzutreten,  und  er  kann  in  jedem  Augenblick  den  Wechsd 
ODd  den  Protest  zu  diesem  Behuf  an  sich  bringen,  wenn  er  dem  bisherigen 
Weehselgläubiger  der  Wechselsunune  die  Zinsen  und  Kosten  bezahlt  (vgl. 
SekUtUn  Jahrb.  V  S.  59;  a.  48);  mit  Wechsel  und  Protest  kann  er  dann 
gegen  alle  Wechselschuldner,  welche  ja  solidarisch  für  die  Wechselschuld 
haften,  oder  gegen  einen  Einzelnen  die  Wechselklage^anstellen ,  ohne  sich 
all  die  Reihenfolge  der  Indossamente  halten  zu  müssen  und  ohne  vor  der 
völligen  Befriedigui^  durch  den  Einen  seine  Ansprüche  gegen  die  übrigen 
zu  verlieren  (a.  49) ;  denn  jeder  hatte  durch  Ausstellung  oder  Indossament 
die  Haftung  für  Honorirung  des  Wechsels  ganz  auf  sich  genommen. 

7.  Die  R^reszsumme  besteht  aus  der  Wechselsumme,  nebst  sechs 
Procent  Zinsen  vom  Verfalltag  an,  den  Protestkosten  und  andern  Auslagen 
(Porti,  Stempel  etc.)  und  einer  Provision  von  %  Procent;   wohnt  der  Re- 


2.  k.  44.  43.  Bat  der  Bezogene  erst  nicht  nur  den  Domicilialen,  sondern  auch 
das  Domicil  beigeseut,  so  liegt  darin  eine  beschrinkte  Annahme  und  der  Inhaber 
■lusi  Mangels-Annahme  protestiren,  um  seinen  Regresx  gegen  die  YormVnner  zu 
siehem. ' 

3.  a.  45.  Jeder  benachrichtigte  Yormann  masz  in  der  gleichen  Frist  weiter 
noiificiren  ;  es  genügt  der  Nachweis,  dasz  innerhalb  der  Frist  ein  Brief  an  den  Noti- 
ficanden  aufgegeben  worden;  behauptet  dieser  andern  Inhalt  Jenes  Briefes,  so  musz 
er  diesen  (durch  Vorlage  des  Briefes  etc.)  beweisen,  a.  46.  Ueber  die  Notiflcation  Tgl. 
frurttemh.  Arch.  v.  KüM  nnd  Sarwey  V  3  S.  262;  —  ßömen  Samml.  IV  N-  3110, 
in  183—6;  —  Brauer,  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  VIII  S.  1. 

Bin ntschl i,  deutachee  Privatrecht.  3.  Au fl.  3S 
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greszpflichtige  nicht  am  Zahlungsort,  so  ist  die  Summe  zu  dem  Cars  eioei 
Sichtwechsels  vom  Zahlungsort  an  seinen  Wohnort,  eventuell  nach  dem 
nächsten  Cursort,  zu  berechnen.  (4.)  Der  Regredient,  der  aber  ein  Inter- 
esse hat,  die  Regreszsumme  sobald  als  möglich  zu  erhalten,  kann  diesz  da- 
durch erzielen,  dasz  er  (als  Trassant)  einen  Bückwech$H  im  Betrag  der 
Regreszsumme  (nebst  den  Kosten  der  Ausstellung  des  ROckwechseb)  auf 
den  Regreszpflichtigen  (als  Trassaten)  zieht  und  diesen  einem  bdiebigen 
Dritten  (als  Remittenten)  sofort  am  Zahhmgsort  verkauft;  doch  mosz  der 
Rückwechsel  auf  Sicht  lauten  und  unmittelbar  auf  den  Wohnort  des  Re- 
greszpflichtigen  gestellt  sehi,  auf  dasz  nicht  (hirch  wiederholte  Ziehungen 
und  Zögerungen  die  Kosten  zum  Schaden  des  letztem  sich  vermehren.  (S.) 
8.  Der  R^reszpflichtige  wird  seiner  Wechsdschuld  nur  durch  Aus- 
händigung des  Wechsels,  nicht  schon  durch  Zahlung  ledig;  zahlt  er  tor- 
eilig,  ohne  sich  den  Wechsel  zurückgeben  zu  lassen ,  so  mOszte  er  jeden 
Regredienten,  der  mit  dem  Wechsel  Zahlung  fordert,  nocbroal  zahlen.  Er 
braucht  deszhalb  auch  nur  dann  zu  zahlen,  wenn  ihm  Wechsel,  Proteit 
und  quittirte  Retourrechnung  abergeben  werden,  da  er  ja  auch  nur  mit 
diesen  Papieren  seinerseits  von  seinen  VoritiAnnern  Regresz  fördern  kam; 
hat  er  bezahlt,  so  kann  er  sein  und  aller  wemer  Nachmtafler  IndossiiDeat 
auf  dem  Wechsel  streichen  (a.  54L  55). 

*  Prot  8.  di.  d9.  44  M.  56.  79.  84.  94.  106. 

§.  181. 

9.  iDtervention. 
a)  Ehrenannahme. 
1.  Wenn  der  AussteUer  oder  ein  Indossant  nicht  ganz  sicher  ist,  das 
der  Bezogene  annehmen  und  zahlen  werde,  wal  derselbe  etwa  insolvent  ist 
oder  in  wenig  intimer  Verbindung  mit  ihm  steht  oder  seiner  Deckung  nicht 
traut,  so  kann  er,  um  die  möglichen  Regreszkosten  zu  vermeiden,  dem 
Wechsel  dne  „Nothadresse^  beifügen,  d.  h.  irgend  einen  soliden  Geschlfis- 


4.  a.  60.  ttl.  S*  IIM).  Beim  Regreei  an  aaswVrlige  Orte  därCen  die  dort  talis- 
sigen  höheren  Sitze  gefordert  werden. 

5.  a.  53.  Das  französische  Recht  (Code  de  eomm.  a.l77  f.)  betrachtet  den  Edefc- 
wechsel  {retraile)  als  die  normale  Form  des  Regresses  und  fordert  deszhalb  BeUaie 
des  Uaoptwecbsels,  der  Retounechnang  und  desProtesls;  anders  das  deutsche  Reebu 
Hienach  hraacht  der  Remittent  des  Rück  wechseis  diese  Eigenschaft  seines  Wecitöeis 
gar  nicht  zu  kennen  und ,  wenn  der  Regreszpflichtige  den  Rück  Wechsel  nicht  accep- 
tirt  oder  zahlt,  wozu  er  nicht  verpflichtet  ist,  da  er  sich  nicht  die  Verwandlung  seiner 
Regreszschuld  in  eine  Acceptschuld  gefallen  zu  lassen  braucht,  so  kann  derTrassiot 
des  Rückwechsels  nur  auf  gewöhnlichem  Wege,  mittelst  der  Wecbselklage  aufGrood 
des  Wechsels  und  Protests,  seinen  Regresz  erwirken.  Eben  deszhalb  wird  aber  der 
Regreszpflichtige,  wenn  er  Ton  dem  Regresz  durch  Avis  des  Regredienten  Nacbricbt 
erbalten  hat,  gewöhnlich  zahlen.  Vgl.  Württemb.  Arch.  v.  Hühtl  u.  Smrwey  ▼  3 
8.  268;  -    Seuff,  Arch.  XV  litt. 
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freondam  Zahlungsort  als  eTeniuellen  Bezogenen  bezeichnen,  welcher,  falls 
der  eigentliche  Trassat  nicht  zahlen  sollte,  annehmen  and  zahlen  werde. 
Ist  diesz  geschehen,  so  musz  der  Inhaber  eines  solchen  Wechsels,  ehe  er 
Regresz  anf  Sicherstellang  oder  Zahlung  gegen  die  Yormftnner  nimmt,  noch 
den  Versuch  machen,  yon  jener  Nothadresse,  auf  welche  er  eventuell  im 
Wechsel  selbst  angewiesen  worden,  Annahme  und  Zahlung  zu  erhalten,  und 
zwar  musz  er  unter  mehreren  Nothadressen  immer  zuerst  diejenige 
angeben,  durch  deren  Annahme  die  gröszte  Zahl  Ton  Vormftnnern  befreit 
würde,  also  eine  vom  Aussteller  beigefügte  Nothadresse  vor  der  aller  Indos- 
santen (deszhalb  gilt  auch  jede  Ehrenannahme  im  Zweifel  als  zu  Gunsten 
des  Ausstellers  geschehen,  selbst  dann,  wenn  die  Nothadresse  von  einem  In- 
dossanten herrOhrt;  a.  59).  (1.) 

2.  Der  Ehrenaccq)tant  („Banorant*)  ISszt  sfch  nun  den  Protest 
Mangels  Annahme  gegen  Ersatz  der  Kosten  ausbftndigen,  die  au!  dem 
Wechsel  volizogeoe  Ehrenannahme  nachträglich  auch  im  Protest  bemerken 
und  Obersendei  dieses  mit  Notification  den  „HimaraUn*\  d.  b.  demjenigent 
zu  dessen  Ehren  er  angenommen  hat,  und  zu  welchem  er  im  VerhAltnisz 
eines  Mtmdaian  oder  negotiorum  geHor  steht.  (2.)  Es  haftet  nun  der 
Ebrenacceptant  aus  seinem  Accept  wechselmftszig  (auch  wenn  gar  kein  Pro- 
test erhoben  worden,  z,  B.  der  Inhaber  nimmt  die  Ehrenaoceptation  des 
Bezogenen  gutwillig  und  ohne  weiteres  an)  allen  Nachminnern  des  Hono- 
raten,  nicht  dem  Honoraten  selbst  (3.],  —  demi  diesen  hat  er  nur  vom  Regresz 
befreien,  nicht  zu  seinem  Wechselglflubiger  machen  wollen  —  oder  dessen 
Vorroännern,  die  ja  nur  Schuldner,  nicht  Gläubiger  seines  Mandatars  sind,  und, 
da  er  nur  die  Absicht  hat,  den  Honoraten  vom  Regresz  zu  befreien,  so  erlischt 
seine  Haft,   sowie  ihm  der  Wechsel  nicht  spätestens  zwei  Tage  nach  dem 


^        1.   a.  ttd.    Weiter  geht  aber  die  Pflicht  des  Wechaeliahabe»  aidit:   er  braocbt 

sieb  Dicbt  die  ÄDDahme  durch  einen  auf  den  Wechsel  nicht  genannten  Geschäfts- 
'  freaod  eines  Vormannes  gefallen  zu  lassen,  der  etwa  von  der  verweigerten  Annahme 
,  b5rt  und  seinem  Freund   die  Regretzkosten  ersparen  will;   denn   auf  diesen  Ist  er 

nicht  durch  den  ^<cAm/ ««^/ mgewieeen ;  vgl.  Arcb.  für  D.  W.  u.  H.  R.  IX  8.1. 
'   Die  Wecbselof dnung  hat  aber  auch  die  früher  streitige  Frage  vemeiit,  ob  der  Inhaber 

sieb  Dicht  wenigstens  die  £brenannahme  des  Bezogenen  gefallen  lassen  musz .  der 
'  iiründe  habeo  kann,  den  Zahlungsauftrag  des  Ausstellers  als  solchen  abxulehDen  (etwa 
'  weil  er  Dicht  eine  zwischen  ihnen  streitige  Schuld  vom  Betrag  der  Wechselsumme 
'  •Binerfcennen  scheinen  will),  aber  doch  ihm  die  Regreatkosten  ersparen  will ,  oder 
^   <>er  Dickt  aas  Aaflrag  des  AufsteUers,  wohl  aber  zu  Ehren  eines  der  Indoasaaten 

uinehmen  will  r  der  Inhaber  hat  allerdings  ein  Recht,  absolute,  nicht  Ebrenamiahroe, 
'  <u  erwarten,  doch  wird  er  wohl  io  den  meisten  Fällen  die  Ehrenannahme  des  Be- 
>    logeoen,  die  ihm  alsbaldige  Zahlung  rerheisit,  dem  weitläufigea  Regresz  vorzuziehen 

selbst  ein  Interesse  haben. 

3.   a.  08.    Er  haftet  deszbalb  auch  ffir  den  Sehaden  aus  seiner  Versiumnisi  der 

NolificatloD ;  diese  geschieht  analog  der  Notification  des  Protests  Mangels  Zahlung. 

S.1S0. 

3.   a.  60 ;    wihrend  d<rr  Acceptant  auth  dem  Aussteller  weebselmMszig  haftet. 

85* 
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VerfaHtag  zur  Zahlung  vorgelegt  wird;  denn  geschieht  diesz  nicht,  so  ist 
der  Wechsel  entweder  vom  Bezogenen  bezahlt  oder,  da  ein  zu  Ehren  accep- 
tirter  Wechsel  auch  beim  Honoranten,  nicht  nur  beim  Bezogenen,  Mangds 
Zahlung  protestirt  werden  musz  (a.  62),  präjudicirt  und  in  beiden  Flllen 
sein  Honorat  vom  Regresse  frei. 

3.  Die  Absicht  der  Ehrenannahme  ist,  den  Honoraten  vom  Sidia- 
heitsregresz  zu  befreien;  der  Inhaber  hat  jetzt  ohnehin  eine  Sicherheit  auf 
welche  ihn  der  Wechsel  eventuell  angewiesen  oder  die  er  freiwillig  ange- 
nommen hat;  er  kann  also  keine  weitere  Sicherheit  l)eanspruchen,  wohl 
aber  kann  der  Honorat,  dem  der  Ehrenannehmer  die  Papiere  gesendet, 
mit  diesen  von  seinen  Vormdnnern  (natürlich  nicht  von  seinen  Nachmännern, 
denen  er  ja  selbst  wieder  haften  würde)  nun  Sicherheit  fordern:  diese 
können  sich  nicht  auf  die  Handlung  des  Honoranten  berufen,  die  ja  nv 
zum  Vortheil  des  Honoraten  geschehen.    (4.) 

♦  Prot  S.  63.  56.  108.  —  Üeber  Regreaz  bei  ausbleibender  EhreMahlmg 
L.  Wächter  im  Arch.  f.  D.  W.  u.  H.  R.  IX  S.  3X7 ;  —  über  den  AnarteUer 
aifl  Nothadresse  Seuff.  Arcb.  XV  118.  119. 

§.  182. 

b)  Ehrenzahlung. 

1.  Die  Ehrenzahlung  (d.  h.  die  Zahlung  nicht  aus  dem  ursprflng- 
Uchen  Zahlungsauftrag,  sondern,  in  Ermanglung  eines  solchen,  zu  Ehrra 
eines  Vormannes)  kann  geschehen  von  einer  Nothadresse  oder  einem  nicht 
auf  dem  Wechsel  genannten,  aber  vom  Inhaber  freiwiOig  angenommenen 
Ehrenacceptanten,  oder  endlich  von  einem  Intervenienten,  welcher,  ohne 
acceptirt  zu  haben,  erst  in  diesem  letzten  Stadium  sich  zur  Zahlung  meldet, 
um  den  Regresz  Mangels  Zahlung  von  einem  Vormann  abzuwehren  oder 
auch  um  die  R^reszforderung  selbst  geltend  zu' machen. 

2.  Den  auf  dem  Wechsel  genannten  Nothadressen  oder  freiwiDig  an- 
genommenen Ehrenacceptanten  musz  nun  der  Inhaber  ^  falls  er  vom  Be- 
zogenen keine  Zahlung  erlangt,  innerhalb  der  Protestfrist  den  Wechsel  zur 
Zahlung  vorigen,  ehe  er  Regresz  Mangels  Zahlung  nirnntl;  versSumt  er  diese 
Frist,  so  werden  nicht  nur  die  Honoraten  —  denn  diese  haben  ein  Recht 
darauf,  dasz  er  beim  Honoranten  Befriedigung  suche,  und  haften  keines- 
wegs, wenn  er  nur  beim  Bezogenen  protestirt  —  sondern  auch  deren  Nach- 
mdnner,  —  denn  sonst  mttszten  die  Honoraten  doch  wieder  diesen  zahlen 
—  und  auch  die  Ehrenacceptanten  werden  frei  (a.  60  §.  181);  denn  diese 
haben  ja  nur  den  jetzt  ohnehin  erloschenen  Regresz  gegen  die  Honoraten 
abwenden  wollen;  die  Vormänner  der  Honoraten  aber  haften,  wenn  der 
Inhaber  auch  nur  teim  Bezogenen  protestirt  hat:  sie  können  aus  der  Biren- 

4.  a.  61.  Der  Uonorant  selbst  kann  auch  keine  Siclierheit  Tom  HoDorateo  for- 
dern, in  dessen  Interesse  er  als  HaadaUr  oder  ntf^oUarum  ge^tor  gebändelt. 
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anpabfue,  die  nicbt  zq  ikrm  Gunsten   geschehen»   keine  Rechte  fär  sich 
ableiten. 

3.  Tritt  erst  jeCztein freiwilliger,  bisher  nicht  auf  dem  Wechsel  genannter 
Ebrenzahler  hervor,  so  möszte  conseqoent  der  Inhaber  ohne  irgend  wdchen 
Nachtheil  diese  Zahlung  abweisen  können:  er  hat  das  Recht,  nur  vom 
Bezogenen  und  den  Noth-  oder  freiwillig  angenommenen  Ehrenaeceptanten 
Beiahlung  annehmen  zu  müssen ;  nur  auf  sie  ist  er  laut  dem  Wedisd 
hingewiesen.  Indessen  hat  der  Inhaber  regelmäszig  ein  Interesse,  die  Ehren- 
zahlung auch  eines  solchen  Intervenienten  anzunehmen;  weist  er  sie  ab,  so 
verbindet  das  Gesetz  hiemit  inconsequenterweise  den  Nachtheil,  dasz  er 
den  R^gresz  gegen  die  Nachmflnner  des  Honoraten  (nicht  gegen  diesen 
selbst,  der  ja  auch  dem  Ehrenzahler  haften  würde)  verliert  (1.) 

4.  Der  Ehrenzahler  iSszt  sich  den  Wechsel  und  den  Protest  Hangels 
Zahlung  herausgeben  und  tritt  m  alle  Rechte  des  Inhabers  (a.  50.  52)  gegen 
den  Äcceptanten,  die  Vormdnner  des  Honoraten  find  diesen  selbst.  Denn 
der  Ehrenzahler  will  nicht,  wie  der  Ehrenannehmer,  den  Honoraten  völlig 
befreien:  er  willihn  nur  befreien  von  dem  Regresz  seiner  NachmSnner 
ond  des  Inhabers,  er  selbst  aber  will  nun  die  Regreszfordemng  zu  eignem 
Recht  gegen  den  Honoraten  und  alle  Vormdnner  erwerben,  und  zwar 
maoht  es  hiabei  keinen  Unterschied,  ob  der  Ehrenzabler  als  Nothadresse 
beieidiDet  war  oder  freiwillig  vom  Inhaber  als  Ebrenacceptant  aägeoomnaien 
worden  oder,  ohne  Aocepiant  zu  sein,  erst  jetzt  zur  Zahlung  herange- 
treten ist  (2.) 

♦  Prot  a  56.  60.  108. 

§.  183. 

10.    VervieinUtigoDg  eines  Wechsels. 

a)  Wechselduplicate. 

1.    Wechselduplicate  sind  vervielftltigte  Originalexemplare  des  Wech- 

9ds  selbst  und  tragen  die  Originalunterschrift  des  Ausstellers;  sie  dienen 


1.  a.  62.  iBConseqnent  ist  diesz,  da  der  Inhaber  keinerlei  Pflicht  hat»  solchen 
Inlervenienlen  anzunehmen ;  wiewohl  die  Nachmümier  durch  die  Ajinahme  frei  ge- 
worden wären,  haben  sie  kein  Recht,  diese  in  verlangen ;  übrigens  ist  die  ganze  Be- 
sUmmong  practisch  ziemlich  unwichtig»  da  die  Intervention  meist  wird  angenommen 
«erden  und  die  Nichtannahme  durch  Protest  muszte  constatirt  werden. 

2.  a.  63.  Es  kann  also  unter  UmsUnden  der  Honorat  von  der  Ehrensahlung  gar 
keinen  besondern  Yortheil  haben ;  regelmiszig  aber  ist  der  Ehrenzahler  ein  mit  ihm 
in  laufender  Rechnung  stehender  Geschirtsfreund,  der  die  Forderung  durch  einfache 
Abrechnung  (Scontrirung)  tilgt;  unter  mehreren  sich  anbietenden  Ehrenzahlern  hat 
(lerleDige  des  Ausstellers  und  ]e  des  frühern  Indossanten  den  Yorzug;  eine  Ter- 
letzoog  dieser  Regel  entzieht  dem  Intervenienten  den  Regresz  gegen  Jene  Tormänner, 
welche  durch  deren  Einhaltung  wären  befreit  worden ;  ein  Ebrenacceptant,  der  nicht 
lor  Zahlung  gelangt,  weil  der  Bezogene  oder  ein  anderer  Intervenient  bezahlt,  kann 
seinem  Honoraten  oder  dem  Bezahlenden  für  seine  Mtihwal tu ng  i^  Procent  Provision 
^»«rechnen»  wie  wenn  er  wirklich  bezahlt  hätte  (a.  50.  66). 
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dazn,  den  Wechselverkefar  zu  vervielftltigen  (es  wird  z.  B.  das  erste 
Exemplar,  die  jPHma,  as  den  Bezogenen  zur  vorUtafigen  Nachricht  und  zur 
Annahme  versendet,  wahrend  die  Secunda  in  Giro  gesetzt  wird)  und  zu 
sichern  (es  wird  ftr  den  Fall  des  Verluistes  des  einen  Exemplars  ein  an- 
deres vom  Aussteller  oder  Remittenten  in  Verwahmng  gehalten);  das  Ge- 
setz giht  (a.  66)  dem  Remittenten  and  jedem  Indossatar  das  Recht,  too 
seinem  Vormann  solche  Dnplicate  zu  fordern,  ausgenommen  das  erste 
Exemplar  ist  als  Solawechsel  bezeichnet;  die  Duplicate  mOssen  ab  Prima, 
Secunda,  Tertia  im  Text  deutlich  bezeichnet  sein,  widrigenfalls  sie  aDe  ah 
selbständige  Wechsel  gelten. 

2.  Dnerachtet  der  Mehrheit  der  Duplicate  besteht  doch  objectiy  mir 
Eine  Wechselschuld  des  Ausstellers,  des  Indossanten  und  des  Accq^tanten; 
bat  letzterer  die  Prima  allein  aeceptirt  und  bezahlt,  so  braucht  er  nicht  die 
Secunda  nochmal  zu  zahlen;  hat  aber  ein  Indossant  zwei  Exemplare  ia- 
dossirt,  so  haftet  er  auch  den  verschiedenen  Inhabern  beider  (wie  er  regei- 
mAszig  auch  yoo  zwei  Indossataren  die  Valuta  genommen  haben  wird), 
und  bat  der  Bezogene  unyorsicbtigerweise  die  Prima  und  die  Secunda 
aeceptirt ,  so  haftet  er  aus  beiden  Accq)ten  den  gutgläubigen  Prisentanteo 
(a-  67).. 

8.  Gewöhnlich  wird  die  Prima  an  einen  Geschiftsfreimd  des  Aas- 
Stiers  oder  eines  Indossanten  am  WechseMomidl  versendet,  mit  dem  Auf- 
trag, sie  dem  Bezogenen  zur  Annahme  zu  prftsentiren  und  die  acceptiiie 
aufzubewahren,  bis  der  letzte  Indossatar  sich  mit  der  Secunda  meldet  und 
durch  die  Reihenfolge  der  Indossamente  auf  derselben  sich  als  berechtigt 
zum  Empfang  der  Prima  und  zur  Erbebung  der  Wechselsumme  answeisL 
Der  Geschäftsfreund  musz  einem  solchen  legitimirten  Inhaber  der  Secanda 
die  Prima  herausgeben,  und  sein  Mandant,  der  Deponent  der  Prima,  der 
ihm  contremandirt  hat,  weil  er  etwa  noch  die  Valuta  nicht  empfangen,  kann 
ihn  nicht  mit  der  actio  mandati  oder  depotiii  belangen  w^en  einer  Hand- 
lung, die  dem  Gebot  des  WeehsdreehU  entspricht;  er  musz  Ihn  aber  na- 
tOrlich  entschädigen,  wenn  er,  seiner  Contreordre  gehorsam,  dem  Gebot 
des  Wechselrechts  nicht  folgt  und  die  acceptirte  Prima  dem  legitimirten 
Inhaber  der  Secunda  vorenthält  Dieser  wird  in  der  Regel  von  dem  Be- 
zogenen, der  bereits  die  Prima  angenommen,  liicht  buch  noch  Acc^ytation 
der  Secunda  erlangen  können,  und  hat  er  diese  Weigerung  des  B^ogenen 
und  die  Weigerung  des  Aufbewahrers  der  Prima,  diese  herauszugeben, 
durch  Protest  constatirt,  so  kann  er  Regresz  Mangels  Sicherheit  gegen  alle 
Vormänner  nehmen.  (1.) 

♦  Prot  6a  64. 


i.  Nicbl  oar  gegen  deo  Deponenteo  der  Prima  oder  dessen  Nacbminaer;  vgL 
Bluninhih  Erl.  8.  113*  —  a.  68.  69.  Aaf  dem  girireiiden  Exemplar  ist  der  Naaic 
de»  ▲aft>evahrers  des  acceptirten  aozugeboi. 
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S-  184. 

b)  Wechsekopieo. 

1.  Die  Copie  nntersdicidet  rieh  todd  Doplicat  des  Wechsels  dnroh 
den  Mangel  der  Originalanterschrift  des  Ausstellers;  sie  masz  den  gannsQ 
hbsä  des  Origtotls,  aNe  lodossaiDeDle,  Claosdn  etc.  entbalten  und  sich 
durch  deD  Zusatz  ,>is  hieber  Copie^'  als  solche  heseichnen  (a.  70). 

S.  Von  da  ah  kauft  sie  aber»  ganz  wie  ein  Dupücat,  neue  Original- 
iodesauwnte  (a.  71)  au6iebnien  und  deszhalh  anstatt  einer  Secuuda  girirt 
werden,  während  das  einzige  Originakxeinplar  zur  Annahine  versendet 
und  depoDirt  ist 

3.  Auch  mit  der  Copie  kann  sich  daher  der  letzte  Indossatar  heino 
Deporitar  legitimiren  und  Heraosgahe  des  Originals  yerlangen;  wird  diese 
Terweigert,  so  kann  er  von  jenen  VormAnnern  Regresz  auf  SicbersteHung 
ond  Zahlung  nehmen,  welche  auf  seiner  Copie  als  Originalindossanten 
stehen ;  Annahme  und  Zahlung  kann  er  vom  Bezogenen  auf  Grund  der 
Copie  nicht  fordern ,  da  diese  ja  nicht  die  Originalunterschrift  des  Aus- 
stellers enthalt  (a.  72). 

*  Prot.  6.  eo.  108;  —  Smiff^  Jütch.  XU  T% 

S-  185. 

11.    AbhaDdeDgekeroroene  Wechsel. 

1.  Die  Amortisation  abhanden  gekommener  Wechsel  ist  leichter  als 
die  von  Inhaberpapieren  (§.  167),  da  die  Namen  des  Ausstellers,  der  In- 
dossanten und  des  Bezogenen  feste  Anhaltspunkte  gewähren.  Das  dabei  zu 
beobachtende  Verfahren  ist  für  Wechsel  wie  für  andere  Werlhpapiere  meist 
TCO  den  Particulargesetzgebungen  geordnet 

2.  Durch  den  Verlust  des  Wechsels  geht  nicht  das  Eigenthum  an 
der  Wechselforderong,  wohl  aber  die  Möglichkeit  ihrer  Geltendmachung 
zunächst  verloren.  Das  Amortisationsverfahren  bezweckt  nun,  den  Misz* 
brauch  der  verlorenen  Urkunde  durch  Unberechtigte  zu  verhindern;  com- 
petent  zur  Einleitung  desselben  ist  das  Gericht  des  Wechseldomicils^  an 
welchem  die  Zahlung  vor  sich  gehen  sollte. 

ä.  War  der  verlorne  Wechsel,  z.  B.  die  Prima,  noch  nicht  ange- 
nommen, so  genügt  es,  den  Bezogenen  aufzufordern,  nicht  die  Prima,  von 
wem  sie  auch  präsentirt  werde,  sondern  die  dem  berechtigten  Inhaber  etwa 
nea  ausgestellte  Secunda  zu  acceptiren.  Wollte  der  gutgläubige  Erwerber 
der  gestohlenen  Prima  Regresz  Mangels  Annahme  nehmen,  da  der  Bezo- 
gene, der  die  Secunda  angenommen,  die  Prima  zurückweist  so  wflrendoi^b 
die  Vormänner  (nach  a.  67)  frei  voq  der  Regreszpflicht;  hat  der  Bezogene, 
nicht  angenommen,  so  müssen  sie  für  liquiden  Beweis  des  in  Mitte  liegenden 
Verlustes  sorgen. 

4.  War  der  Wechsel  bereits  acceptirt,  so  wird  und  kann  nach  dem 
Gesetz  der  Bezogene,  um  nicht  zweimal  zahlen  zu  müssen,  sich  weigern, 
ein  Dttplicat  auch  zu  acceptiren  und  zu  zahlen,  wenn  nicht  das  Amorti- 
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satioDSverMren  bereits  eingeleitet  and  Sicherheit  dafär  gestdtt  ist,  dasi 
man  ihn  g^enüber  dem  Präsentanten  des  verlorenen  Äccepts,  dem  er  auch 
zahlen  musz,  schadlos  halten  werde;  ohne  soldie  Sicherbeit  braucht  er 
nur  die  acceptirte  Summe  zu  deponiren  (a.  73). 

5.  Meldet  sich  nnn  der  Inhaber  des  verioreoen  Wecbsds  zarZaMang 
mid  erscheint  er  durch  die  Reihenfolge  der  Indossaaiente  legitimirt,  so 
kann  weder  der  Aceq)tant  ohne  weiteres  die  Zahhing  weigern,  noch  der 
frühere  Inhaber  Zurückgabe  des  Wechsels  fordern.  Vielmehr  mosi  den 
Präsentanten  nachgewiesen  werden,  dasz  er  mit  Arglist  oder  grober  Falv- 
lässigkeit  (z.  B.  obwohl  er  Anlasz  hatte  Diebstahl  oder  FAlschong  aim- 
nehmen)  den  Besitz  des  Wechsels  erworb^  habe,  und  bis  zor  Entschei- 
dung dieses  Prooesaes  muaz  der  Acoeptant  die  acceptirte  Summe  bMa- 
legen  (a.  74). 

*  Prot.  S.  64.  108. 

§.  186. 
13.    Falsche  Wechsel. 

1.  Ist  die  Unterschrift  des  Ausstellers  fahck  (d.  h.  nicht  von  ihn 
oder  seinem  Beyollmttchtigten  herrührend)  oder  geßUefa  (d.  h.  dorch 
einen  falschen  Zusatz,  z.  B.  et  Comp,  verändert),  so  haftet  der  wirkidie 
Aussteller  nicht  (wechselmftszig),  weil  er  nicht  genannt  ist,  und  der  ge- 
nannte nicht,  well  er  nicht  der  wirkliche  ist;  ist  nur  ein  falscher  Zusatz 
gemacht,  so  haftet  der  echte,  nicht  aber  der  hinzugesetzte  Aussteller,  sofern 
dieser  unterschied  aus  detn  Wechsel  liquid  ist;  ebenso  haftet  der  Ads- 
steller,  wenn  die  Tratte  bezüglich  des  Inhalts  gefälscht  wurde  (z.  B.  durch 
Zusatz  einer  Null),  für  den  erkennbar  echten  Inhalt. 

2.  Wird  aber  die  falsche  oder  gefälschte  Tratte  indossirt  und  accep- 
tirt,  so  haften  Indossanten  und  Acceptanten  aus  ihren  echten  Unterschriften 
den  Wechselgläubigern  vollständig  und  selbständig.  (1.) 

3.  Ist  das  Accept  falsch,  so  haftet  der  genannte  Acceptant  nicht,  weil 
er  nicht  der  wirkliche  ist,  und  der  wirkliche  Schreiber  des  Accepts  nicht 
(wechselmäszig),  weil  er  nicht  genannt  ist ;  wird  die  Fälschung  entdeckt,  so 
kann  der  Bezogene  zur  Annahme  und  Zahlung  aufgefordert  und  diese  be- 
liebig gewährt  oder  geweigert  werden;  im  letztem  Fall  steht  gegen  den 
echten  Aussteller  und  Indossanten  Regresz  Mangels  Annahme  und  Zahlung 
frei.  Die  fälschlich  genannten  Indossanten  haften  nicht,  weil  sie  nicht 
wirklich  indossirt  haben,  und  der  Fälscher  nicht  [wechselrechtlich;,  weil  er 
nicht  genannt  ist ;  die  echten  Indossanten  haften  auch  jenen  Nachmäonem, 
welche  von  dem  Fälscher  erworben  haben,  falls  ihnen  nicht  Arglist  oder 
grobe  Fahrlässigkeit  nachgewiesen  wird  (a.  76). 


i.  a.  75.  Die  Indossanten  werden  gewttfanlich  Valuten  enni^iDgen  haben;  a^ 
auch  der  AccepUnt,  der  keine  Deckung  von  dem  angeblichen  Auasteller  erlaogaa 
kann,  haftet  aus  seinem  unvorsichtigen  ACcept. 
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•  Prot  S.  64.  108;  —  Hoffmmm,  im  Arch.  f.  D.  H.  u.  W.  R.  VI  S.  236; 
-  Sfn/f.  Arch.  Xm  169;  Z.  f.  H.  R.  I  S.  603. 

§.187. 
13.  Wecbselverjihroiig. 

1.  Wesen  und  Bedürfnis^  des  Wechselyerkebrs  setzt  rasche  Ahwick- 
loog  aller  WechselverhäHnisse,  baldiges  Erlöscheo  aller  Wechselverbind* 
üchkeiteD  voraas;  am  längsten  haftet  der  Acceptant  (3  Jahre  nach  dem 
Verfalltag),  om  auch  bei  langwieriger  Verschleppung  des  Regresses  wegen 
Zahlung  dem  Aussteller  oder  dem  Indossatar ,  der  gezahlt  hat,  noch  die 
Möglichkeit  zu  lassen ,  sich  an  den  Acceptanten  zu  halten,  der  sein  Zah- 
luQgsversprechen  nicht  erfüllt  bat  (a.  77.) 

3.  Die  Regreszansprüche  des  liüwben  gegen  den  Aussteller  und  die 
lodossanten  verjähren  In  18  Monaten,  wenn  der  Wechsel  auszer  Europa 
diu!  in  Island  oder  den  Faröern,  in  6  Monaten,  wenn  er  in  den  Küsten- 
ländern von  Asioi  und  Afrika  längs  des  mittelländischen  und  schwarzen 
Meeres  oder  in  den  dazu  gehörigen  Inseln  dieser  Meere,  in  3  Monaten,  wenn  er 
in  Europa  zahlbar  war,  immer  vorausgesetzt,  dasz  der  Regreszpflichtige 
im  Gebiet  der  deutschen  Wechselordnung  wohnt;  die  Verjährung  läuft 
gegen  den  Inhaber  vom  Tag  der  Protesterhebung  an;  ganz  analog  ver- 
jibren  die  Regreszansprüche  des  Indossanten  von  dem  Tag  an,  da  g^en 
ihn  Klage  anf  Regresz  gestellt  worden  ist  oder  tv  ohne  Klage  bezahlt  hat 
(a.  78.  79.) 

3.  Cnterbroehen  wird  der  Lauf  der  Wedisdverjährung  durch  keinea 
ausiergerichtlichen  Act,  nur  durch  Khgstdluiig  oder  StreitverkQndiiiig 
und  nur  zum  Nachtheil  dessen,  gegen  den  diese  Actegericlilet  sind.  (a.  80.) 
Vgl.  Schielten  Jahrb.  V  &  60. 

Prot  S*  64.  84.87.  94.  111.  Vgl  Areh  L  B.  H.  n.  W.R.  VIS.  2^4, 1X8.61, 
X  S.  17;  —  Seuff.  Arch.  XU  187,  XIU  6.  172,  XIV  108.  162,  XV  120,  156. 
157;  -  Z.  t  H.  R.  I  8.  605,  UI  575. 

§.  188. 
14.  Ktagfreeht  des  WediselglaQbigers. 
1.  Der  Wechselgtäubiger  hat  Eine  bestimmte  Forderung  auf  Zahlung 
der  Wechsel-  oder  Regresz-Summe ,  welche  er  aber  von  verschiedenen 
Personen,  dem  Acceptanten  (auch  dieser  haftet  nicht  nur  für  die  Wech- 
sdsumme,  sondern  auch  für  den  durch  seine  Schuld  entstandenen  Mehr- 
betrag der  Regreszsumme*),  den  Indossanten ,  dem  Aussteller  und  jedem 
Mitunterzeichner  der  verpflichtenden  Wechselunterschrift  (des  Wechsels, 
der  Copie,  des  Accepts,  des  Indossaments);  ein  solcher  Mitunterzeichner 
(a.  81;  Seuff.  Afch.  XIII  116.  170;  —  LSwy,  neues  Arch.  f.  H.  R.  IV  1) 
gilt  im  Zweifel  als  Wuheeibürge ,  Aval,  der  aber  weder  Vorausklage  des 
Hauptschuldners  noch  Theilung  fordern  kann ;  alle  Wechselschuldner  haften 
dem  WechselglAubiger  solidarisch,  nach  seiner  Wahl,  auch  sprungweise 
und  bis  zu  seiner  vollen  Befriedigung. 

")  VgL  AMttoii  d.  O.  A.  «.  la  Drtiieii  U  S.  489»  V  S.  SSO  l 
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2.  Der  Wechselschuldner  kann  sich  Im  Wechsdprocesz  nur  soMwr 
Einreden  bedienen,  welche  ans  dem  Wechsel  selbst  oder  doch  aos  dem 
Wechselrecht  hervorgehen  (also  z.  B.  Berufung  auf  die  Clausein :  ,i^>hne 
Gewähr/*  „nicht  an  Ordre,"*  auf  Versflumung  der  Nothadressen,  derNotifi- 
cation,  auf  Wechselverjahrung)  oder  welche  zwar  nicht  wechselrechtlidu 
aber  völlig  liquid  und  g^en  die  Person  des  Wechselklägers  begründet 
sind.  (1.) 

3,  Ist  der  Wechsel  präjudicirt  oder  die  Wechselklage  verjährt,  so 
kann  auch  dvilrechtHch  kein  Anspruch  mehr  gegen  die  Indossanten,  welche 
Valuta  wie  empfangen  so  gegeben  haben,  auch  w^en  angeblicher  Be- 
reicherung nicht,  erhoben  werden ;  nur  gegen  den  Aussteller  und  Acceptan- 
ten,  welche  als  Endglieder  der  Kette  vielleicht  Vahita  und  Deckung  ohne 
Gegenleistung  empfangen  haben,  steht  der  civilrechtliche  Anspruch  aif 
Herausgabe  ihrer  Bereicherung  auf  Kosten  des  Wechselgläubigers  zun 
Beweis  oflen.  (a.  83.) 

♦  Prot  S.  64.  84  111. 

§.   189. 

15.    Auslindiacbe  GeeeUgebuB«.  Protest.  Ort  uod  Zeil  lir  Wechaelhan^lmiien. 
Mangelhafte  Unterschrift. 

1.  Auch  im  Gebiet  des  Wechselrechts  gelten  Im  aHgemeiDen  die 
regelmässigen  Grundsätze  Aber  Collision  der  Statuten  (§.  IS) ;  die  Weehtd- 
ßhigkeü  richtet  sich  daher  nach  dem  Gesetz  des  Vaterlandes  des  Auslän- 
ders und  Inländers.  Eine  starke  Ausnahme  von  dieser  Regel  ist  aber  in 
Interesse  des  Credita  von  der  Wechselordnung  (übrigens  nach  VorgaBg 
des  englischen  und  franzCaischen  Rechts)  durch  den  Grundsats  aufgestcHt, 
dasz  auch  der  nach  seinem  Heimathrecht  wechselunfMiige  Aosläoder 
wechsehnäszig  vollständig*)  (auch  zu  Personalarrest)  durch  seine  während 


1.  a.  82.  Zulässig  ist  nach  überwiegendem  Uandelsgebraach  die  völlig  liqaiir 
BInrede  der  Compensation  einer  fälligen  Geldforderang  gegen  den  Kläger  selbst  (nicht 
gegen  dessen  Aator)  aus  irgend  einer  anefa  nicht  handelsreehtlichen  Schuld ,  ausgt- 
schlosaen  die  der  Simulaiion;  —  Oüpeke^  Z-H^ohr.  für  Handelsr.  I  10;—  ^ti^  Arch. 
XII  \9(i\^BmerUng9,  8aroml.  ▼.  Entscheid,  d.  hesß.  Ca88.-Hof!i,  I  S.ÜO;  — iberd. 
Einrede  d.  Pättchnng  EnUch.  d.  Obertrib.  xu  Berlin  39.  N.  33  u.  oben  g.  186.  185; 
—  der  Confutiony  ebenda  43.  N.  31 ;—  vgl.  Sehhiiwr;  Jahrb.  VII  8. 120  f. ;  —  aber  L 
Statthaftigkeit  von  Einreden  in  Wechselsachen  Oberhaupt.  Bl.  fiir  Rechtsanweod.  XXTI 
S.  113.  f.  22tf.  369;  -^  über  den  Einansx  des  Concqrsea  naf  die  Wechselebliialia 
8.  Benaud  u.  Ladenburg  im  Arch.  f.  D.  W.  u.  H,  R.  Vlfl  S.2T7  u.  S83;  - 
Sorchardi,  Z.  f.  H.  R.  II  S.  80;  vgl.  III  S.  575.  577;  —  über  andere  Eioiedei 
Senf.  Arch.  XI  292  172  (Zwang).  183  (Wucher] ;— ferner  87.  91.  (Zahlung  Xl|  73); 
297.  298.  200,  XIII  274;  (Abschlagsxahlung  171.)  XIV  16.  161.  163.  59.  6a  187. 
XV  121.  122;  —  Z.  f.  H.  R.  II  S.  455;  •-  Strmihi^i'H,  Arch.  Ul  S.  280. 


•)  Anmalen  dcf  0.  A  G.  xa  BrttdHk  \  S.  73;  —  Vgl.  Eioach.  d.  Obectrib.  n  Berlin  H 
fl.  36;  über  die  Bedeutuog  des  Wortes  Ausland  in  a.  8i~86»  t.  Z.  f.  H.  R.  V  S.  64;  —  . 
Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  ?!  S.  336;  -  Senf.  Areb.  XÜ  299,  XHl  5.  HS»  XIV  164-166.  106. 
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seines  danenideii  oder  auch  nar  vorObergehenden  Aufenthalts  im  bland 
eingegaogoien  Wechselverbindlichkeiten  verpflichtet  v^ird,  wenn  er  nach 
inländischem  Recht  wechseHähig  ist.  (a.  84.) 

2.  Fflr  die  Form  der  WechsderkUrungen  ist  entscheidend  das  Recht 
des  Ortes,  an  dem  sie  vorgenommen  werden  (locus  regit  actum),  z.  Q.  ein 
von  einem  Deutschen  in  London  anf  Deutschland  trassirter  Wechsel  ist 
gültig,  obwohl  das  Wort  ^ Wechsel^'  darin  fehlt;  (1.)  aber  auch  von  dieser 
Regel  statuirt  die  Wechselordnung  im  Interesse  des  Credits  und  der  Er- 
haltung der  Wechselgeschftfte,  Ausnahmen.  Es  sollen  im  Ausland  vor- 
genommene, nach  auslandischem  Recht  nichtige  Wechselerkldrungen  gleich- 
wohl Grundlage  zu  wirksamen  Wechselerklärungen  im  Inland  werden 
können,  wenn  jene  den  inländischen  Gesetzen  nach  nicht  ungültig  sind 
(z.  B.  ein  in  Paris  ohne  Erwähnung  der  Valuta  oder  ohne  den  Zusatz 
ä  rordre  ausgestellter  Wechsel  kann  in  Deutschland  doch  gültig  acceptirt 
und  girirt  werden),  und  es  sollen  ferner  Wechselerkldrungen  von  Deutschen 
Im  Ausland  fßr  deutsche  Gerichte  Wechselkraft  haben,  wenn  sie  auch 
nar  der  deutschen,  nicht  auch  der  ausländischen  Wechselordnung  ent- 
sprechen, (a.  85.) 

3.  Der  Protest  Mangels  Annahme  oder  Zahlung  musz  durch  einen 
Notar  oder  Cierichtsbeamten  aufgenommen  sein,  um  im  Wechselprozesz 
beweiskriftig  zu  sein.  (2.)  Musz  mehreren  Personen  gegenüber  protestirt 
werden,  z.  B.  den  Nothadressen  neben  dem  Bezogenen,  so  können  die 
mehreren  Proteste  in  einem  Act  und  in  einer  Urkunde  geschehen,  (a.  89.) 
0er  Protest  enthält  eine  wörtliche  Abschrift  des  Wechsels  nach  seinem 
ganzen  Inhalt,  die  Namen  der  Personen,  fUr  und  gegen  welche  protestirt 
wird,  die  Veranlassung  des  Protests,  d.  h.  die  von  dem  Pl'otestaten  geforderte 
Leistung*)  (AoMboie,  Zahlong)  die  Antwort  oder  Antwortverwageruag 
oder  Dnauffiodbarkeit  deaselbe»,  Abgabe  &es  Orts  und  Datums  6er  ver- 
snchlen  oder  voOzogenen  Aufforderung,  bei  Interventionen  die  Namen  des 
Honoranten  und  des  Honoraten  und  die  Art  der  JatervenAien,  endlieh  Ün*- 
terscfarift  und  Stogel  des  Protestbeamtem  (3.) 

4.  Der  normale  Ort  für  alle  gegenttber  oder  von  einer  Wechselperson 
vorzonebnenden  Handlungen  ist  deren  GescbSflstocal  (Comloir,  Laden), 
in  Ermangkuig  eines  soMien  deren  Wohnung;  der  Kaufmadn  Ist  als  '6e- 


1.    a.  89 ;  vgl.  Seuff,  Arcb.  XV  123.  Ebenso  verhüll  es  sich  mit  den  zur  Er- 
haltang  des  Wechselanspmchs  erforderlichen  Protesten»  Notiflcationen  etc.  a.  86. 
9.   a.  87,  Ein  weiterer  Zeuge  o^er  Protocpllf obrer  wird  nicht  gefordert.       , 
3.    a.  88;  vgl.  Schleiien  Jahrb.  VI  S.  31  Die  Protestbeamteo  hab^  die. Protest« 
nach  der  Reihe  der  Daten  in  paginirte  Register  einzutragen,  a.  90. 


*1  Wthttemb.  Arcb.  v.  K^M  u.  Swmei  V  9  S.  858;   Ober  d)e  Legitimation  tat  Protester 
b«bstig  ».  n$men  Stmoil.  11)  If.  tSti  —  Aber  d.  Form  des  Protest«.  Entscb.  d.  Obertrfb.   iti 
A«rMi,  81.  N.  R5;  -  Tgl.  M'ner  £.  W^sUm-  Im  Ireb.  f.  D.  W.  o.  H.  R.  Vtl  8.  881;  -^  S4uj: 
Anh.  XI  888»  80»  Ul  74^  XiU  19IL  174*^76^;  -*  Z.  f.  B.  R.  1  8.  88». 
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schäftsmann  zunächst  nur  in  seinem  Geschäftslocal  aufzosacheo,  wo  ersicfa 
durch  seine  Bücher  und  Correspondenzen,  den  Bestand  seiner  Casse,  die 
Aussagen  seines  Personals  etc.  orientiren  und  danach  seine  Beschlüsse  ein- 
richten kann.  (4.) 

5.  Alle  Wechselgeschäfte  sind  an  Werk-  und  Geschäftstagen  vorza- 
nehmen;  föllt  eine  sonst  nicht  mehr  verschiebbare  Handlung  (Präseotatioo 
zur  Annahme,  letzter  Protesttag)  auf  einen  Sonntag  oder  allgemeinen  Feie^ 
tag,  so  können  sie  auch  am  nächsten  Werktag  noch  yorgenomn« 
werden.  (5.) 

6.  Der  Wechselcontract  beruht  auf  der  Schrift,  namentlich  der  Un- 
terschrift; kamen  in  Folge  der  Ausdehnung  der  Wechsel&higkeit  auf  alle 
Handlungsfähigen  Analphabeten  in  die  Lage,  Wechsel  zu  unterschreiba; 
so  bedürfen  ihre  Handzeichen  öffentlicher  Beglaubigung,  (a.  94;  Entscb.i 
Obertrib.  zu  BerUn.  39.  N.  34.  -*  Seuf  Arch.  XU  75,  XUI  229.) 

7.  Wer  unbefugt  als  Bevollmächtigter  eines  Andern  Wecbselerkläniiigei 
unterzeichnet,  z.  B.  ein  Commis,  der  seine  Vollmacht  Oberschreitet  oder 
ein  nur  angeblicher  Procurist,  aber  auch  ein  Curator  oder  Vormund,  ver- 
pflichtet nicht  den  unbefugt  Vertretenen,  wohl  aber  sich  seihst  dvilrecfat- 
licb  und,  ist  sein  Name  beigefügt,  sich  selbst  auch  wecbsehecbtlich  ak 
Aval.  (a.  95.) 

♦  Prot  a  64.  68.  111. 

§.  190. 

lY.  Von  eigeoeo  Wechseln. 

1.  Der  eigeiie,  trockene  Wedisel  ist  nicht  em  ZaMuogsauftrag,  sookn 
ein  Zablungsversprechen  des  Ausstellers  an  den  Weehseioehmer;  er  k- 
grttndet  eine  einseitige,  formale,  weohseimäszjgeSdiidd  des  Aoastdiers,  wem 
er  alle  Erfontonisse  des  trockenen  Wechsels  enthält;  enthält  er  diese  «cht, 
so  kann  die  Schuldverschreibung  nicht  durch  den  Willen  der  Betheiägleii, 
etwa  durch  die  Clausel  „nach  Wechsehrecht,^  zum  Wechsel  gemacht  oder 
nach  Wechselrecht  bebandelt  werden«  Diese  Erfordernisse  sind  ganz  analog 
denen  der  Tratte  bestimmt;  (vgl.  a*  96  mit  a.  4.  N.  1—6;  Ikber  Dor 
wiszheit,  ob  ein  Wechsel  Tratte  oder  eigner  W.  siehe  WOrtt  Arch.  v.  BM 
u.  Sarwey  V  3.  S.  249;  —  vgl-  Arch.  f.  D.  W.  u.  H.  R.  VI  S.  296. 
76.)  das  Wort  „Wechsel''  darf  auch  hier  nicht  fehlen;  die  Zahlungsieit 


4.  a.  91;  Tgl.  ßoffmtum,  Arch.  f.  pnct.  R.  W.  ▼  8.1;  —  Seuff.  Arch-XITSi 
Mit  EiDVilligung  beider  BetbeiligteD  können  aber  diese  Handlungen  auch  ander- 
w&ris  vorgenomnen  werden. 

5.  a.  92.  lieber  die  CassierUge  s.  a.  93,  «.  oben  g.  178;  bei  8icbtwecbselB  nai 
für  die  Protestfrisl  kommen  sie  aber  nicht  in  Betracht;  ~  über  VerfaUzeii  ciac» 
Wechsels,  Ort  und  Tag  der  Ausstellung  s.  Württemb.  Arch.  v.  HäM  u.  Särmtf 
y  3.  8.  247;  -  Priientationatag  bei  8i€htwechseln »  ebend.  8.  253;  — OrtderProM- 
erhebung.  ebenda  8.  279,  280  u.  Bllitteff  f.  R.  Anw.  in  Bayern  1857.  Erg.  Hl.  N.  U 
*^  Stuff.  Archi  XI  290>  XUI  117»  XIY  (Mi 
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niiisz  ebenso  bestiiiunt  sein,  daher  sind  Sicbtwechsel  znlftszig  aaf  „Wieder- 
sjcht*"  {Seuff.  Arch.  XU  294) ,  Kündangswechsel  unzalflszig.  Die  Bestimmt- 
beit  der  WeGhselsnmme  schlieszt  eigene  Wechsd  mit  Zinsversprechen  ans*); 
der  Name  eines  Trassaten  kann  hier  nicht  beg^nen. 

2.  Als  Ort  der  Zahlung  gilt  der  Ort  der  Ansstellang;  soll  an  einem 
todem  Ort  gezahlt  werden  (eigener  domicilirter  Wechsel),  so  musz  dieser 
ZiMungsort  ausdrOdtlich  angegeben  sein;  daselbst  prflsentirt  und  protestirt 
der  Inhaber,  wenn  kein  Domiciliat  bezeichnet  ist,  beim'  Aussteller  selbst 
wegen  Zahlung^);  yersfiumt  der  Inhaber  die  Präsentation  und  Protesterhebung 
beim  I>omiciliaten,  so  verliert  er  den  wechselmftszigen  Anspruch  gegen  den 
Aussteller  und  die  Indossanten,  (a.  97.  99;  Seuf  Arch.  XI  293,  XIII 118.) 

3.  Im  üebrigen  finden  alle  nach  der  Natur  der  Sache  von  einem 
Zahlungsauftrag  auf  ein  Zahlungsversprechen  Qbertragbaren  Bestimmungen 
Ober  die  Tratte  auch  auf  den  Eigenwechsel  Anwendung;  also  namentlich 
die  Ober  Form  des  Wechsels  (a.  5  u.  7),  über  Indossament,  Präsentation 
zQr  Annahme  und  Zahlung  (Seuff.  Arch.  XII  77.  78.  —  Arch.  f.  pract 
R.  W.  VI  &  51,  f.  D.  W.  u.  H.  R.  VII  221,  VIII  29),  Regresz  auf  Sicher- 
heit und  Hangds  Zahlung  gegen  die  Indossanten,  Ehrenzahhmg,  Copien 
(DupHcaU  vom  Eigenwechsel  werden  nicht  ausgestellt),  abhanden  gekom- 
mene und  falsche  Wechsel  und  Wechselverjahrung;  nur  haftet  der  Aus- 
steuer, der  ja  zugleich  die  Stelle  des  Acceptanten  vertritt,  gleich  diesem 
drei  Jahre  vom  Verfalltag  an.***)  (a.  98.  100.) 

•  Prot  S.  68.  73. 


'j  Vgl.  Aeksrmmmm,  RechlM.  neae  Folge  VII  S.  301,  IX  8.  190.  287;  -  Ammmiem  d.  0.  A.  6. 
nDrtidtm  1  8.  435;  —  Biemer^  Über  Zinsenversprecben  fn  eigenen  Wechseln.  Arch.  f.  D.  W.  u. 
B.  a.  VI  6.  1;  -  S««f.  Areb.  XI  93,  XII  MS. 

**)  8.  Jedoch  Nr.  8  in  a.  W :  ^bei  Dkbl  doiftidlirteo  eignes  WocbMln  bedtff  e«  tar  Er- 
ktJioog  dee  WecbtelrecbCs  gegen  den  Aussteller  weder  der  Prisenutioo  am  Zabliingstag  nocb 
^  Erbebung  eines  Protestes  ** 

*")  Heber  teine  Hafipfliebt  mrRegr««[kotteD  s.  tctHtk^  im  Areb.  f.  W.  a.  H.  R.  IX  S.  4i7. 
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VIERTES    BUCH. 

FAMILIENtlBCHT. 


Erstes  Capitei 

Charakter  des  deotschen  PamilienrecfatB. 

s.  iw. 

1.    Die  Familie. 

1.  AHe  germaniscben  Rechte  zeichnen  sich  ßchon  in  der  vorchrist- 
li(!hen  Zeit  durch  eine  sehr  wQrdige  AufTasscmg  der  Familieayerhfiltnisse 
aus.  Ursprünglich  schon  wurde  die  Ehe  heilig  gehalten.  (1.)  Sie  galt  aocb 
als  die  Quelle  alles  übrigen  Familienrechts.  Nur  die  eheliche  Geburt  ge 
wfihrte  Antheil  an  dem  Familienverband.  Und  wie  die  einzelne  Famlii 
(die  Haushaltung)  im  engeren  Sinne  aus  Vater,  Mutter  und  Kindern  bestand, 
so  dachte  man  sich  auch  die  Familie  im  weiteren  Sinne  (die  Sippschaft, 
Freundschaft]  wie  einen  groszen  aus  Einzelfamüien  zusammengesetzten  Gt- 
sammtkörper  (2.),  dessen  Häupter  die  bereits  verstorbenen  allen  gemdo- 
Samen  Stammesekem  seien,  und  dessen  noch  lebende  Glieder,  die  Nach- 
kommen jener,  immer  noch  unter  einander  je  nach  dem  organischen  Verbllt- 
nisse  verbanden  werden,  in  wdchem  sie  durch  Vermittlung  ihrer  Eiuel- 
familienhaupter  mit  den  ursprünglichen  Stammeshäuptern  stehen.  Auf 
dieser  Auffassung  beruht  das  System  der  PareiUelen^  eine  Grundlage  alles 
deutschen  Erbrechtes.    Der  Begriff  der  deutschen  Sippschaft  hat  einen  itO- 


1.  TacUu9  Genn.  18.  Quaroqaam  severa  iilic  roatrimoola;  nee  aUain  morua 
parteiD  magis  laada?erls.  Nam  prope  soll  barbarorum  singulls  aiorlbas  cooleaU 
sunt»  eiceptis  admodum  paucis,  qoi  non  libidine,  sed  ob  Dobilitatem  plnrimis  nop- 
tils  arobluntur. 

3.  S,  9p,  I.  3.  g.  3.  Nu  merke  wie  ok  war  de  sibbe  begiune,  vnde  war  seiend«. 
In  dorne  bovede  is  besceldeo  mau  vnde  wlf  to  stände,  die  elike  vnde  echtlike  te 
samene  komen  sin.  In  des  balses  lede  die  kindere.  —  Yngetveider  brnder  kindere 
de  sut  an  deme  lede,  der  scölderen  vnde  arm  to  samene  gat;  also  dvt  de  sfitter 
kindere.  DU  is  de  irste  sibbe  tale,  die  man  to  roagen  rekenet ,  bruder  kindere  fad 
suster  kindere.  In  dem  ellenbogen  statt  die  andere.  In  dem  lede  der  baut  de  dritte. 
In  dem  ersten  lede  des  middelsten  vlngeres  de  vierde.  In  dem  anderen  lede  die  feAe. 
In  dem  dridden  lede  des  vingeres  de  seste.  In  dem  seveden  stal  ein  nagel  vnd  Bicki 
ein  let,  dar  umme  lent  man  da  sibbe  unde  betet  nagel  mage. 
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Hekerm  Gehalt  als  der  der  römischen  eognatio,  indem  er  nicht  den  bloszen 
physischen  Blntszusammenhang,  sondern  den  ehelichen  Bluttverband  voraus- 
setzt, und  ist  am  der  organischen  Gliederung  der  Parentelen  willen  auch 
der  rOoüschen  Anschaaang  vorzuziehen,  welche  im  übrigen  rücksichtslos 
nur  die  Zahl  der  Zeugungen  abzählt,  die  zwischen  zwei  Cognaten  liegen. 
Die  Sippschaft  umfaszt  auch  die  Eltern  und  die  Kinder.  Der  engere 
Begriff  der  Magschaft  dagegen  umschlieszt  nur  die  Seitenvencandten,  nach 
dem  Sprachgebrauch  des  Sachsenspiegels  (3.)  erst  von  den  Geschtoisterkindem 
an,  die  dann  das  erste  Glied  der  Magschaft  bilden,  nach  dem  des  Schwaben- 
spiegels (3.)  schon  von  den  Geschtoistem  an,  als  den  ersten  Magen. 

2.  Gehen  schon  hier  die  verschiedenen  Volksrechte  auseinander,  so 
zeigt  sich  noch  gröszere  Mannichfaltigkeit  in  der  weitem  Ausbildung  der 
RQcksichten  auf  das  Geschlecht  und  die  Abstammung.  Das  Weib  hat  durch- 
weg geringere  Rechte  in  der  Familie  als  der  Mann.  Wie  es  im  öflentlichen 
Rechte  zurückgesetzt  ist,  so  hat  es  auch  keine  Befähigung,  den  jenem 
Terwandten  Familienschutz  auszuüben.  Weiber  können  in  der  Regel  nicht 
VormOnder  sein.  Vielmehr  bedürfen  sie  selber  zu  manchen  Rechtsge- 
schäften des  Schutzes  eines  Vormundes.  Im  Erbrechte,  das  in  der  filtern 
Zeit  einen  rein  familienrechth'chen  Charakter  hat,  und  in  dem  Anspruch 
auf  das  Wergeid  treten  sie  hinter  den  Männern  zurück.  Aber  im  Einzel- 
nen treffen  wir  in  den  verschiedenen  Stammes-  und  Landesrechten  auf  sehr 
Terschiedene  Darstellungen  und  Stufen  dieses  Unterschiedes. 

Auszer  dies^  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  fsexusj  kommt  auch  die 
Rücksicht  auf  die  Abstammung  vor,  das  Geschlecht  im  Sinne  d^  gens^  und 
es  treten  dann  neue  Unterscheidungen  hervor ,  die  in  den  einen  Rechten 
so,  in  den  andern  anders  verstanden  und  berücksichtigt  werden.  Dahin  ge- 
hören die  Unterscheidungen  zwischen  Schwertmagen  und  SpiUmagen,  und 
zwischen  Vatermagen  und  Muttermagen. 

3.  Schwertmagen  (Speermagen^  Germagen)  heiszen  die  Männer,  die 
dorch  lauter  männliche  Zeugungen  unter  einander  verbunden  sind.  (4 — 6.) 
Es  sind  das  die  Geschlechtsvettern  im  eigentlichen  Sinne,  auf  denen 
auch  die  Fortpflanzung  des  Geschlecbtsnamens  und  Wappens  beruht 
In  der   neueren    Reehtssprache   werden   sie   auch    die   Agnaten   genannt 


3.  ScAw.  sp.  ünde  thia  kint  »  sind  beieicIiDet  an  das  DÜheste  gelit  bi  dem 
bonbet.  Das  lU  heizet  diu  absei ,  onde  geswisteride  kiod,  diu  hefent  die  anderen 
Sippe  die  men  ze  den  magen  rechent,  dia  sint  oach  bezeichent  an  daz  ander  lit:  daz 
hrizei  ellenboge. 

4.  S,  tp,  III  15.  g.  4.  S?e  so  berwede  Torderet,  die  sal  al  ut  von  sverd  balven 
^  to  geboren  sin. 

I.  Lei  Aur.  7.  S«  9.  Qui  dehinctas  non  ftlios«  sed  Alias  reliquerit  —  tuiela  — 
^*nMn  fratri  ?«1  proiinio  paterni  generis  depntetur. 

<).  f^erm.  S.  tp,  I,  33.  pr.  Wirt  ein  man  czu  tode  gesfagen,  die  Fordernnge 
crbit  her  uf  sine  nehsten  swertroagen»  das  ist  landrecht  und  wicbbilde. 
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aber  in  aoderni  Sinne  als  die  Römer  den  Ausdruck  verstandeB  biben; 
denn  die  römische  agnatio  beruhte  auf  der  patria  potesUUy  und  iun{uite 
auch  Weiber,  während  die  Schwertmagschaft  sich  um  die  väterliche  Vor- 
mundschaft nicht  kümmert,  sondern  nur  eheliche  Zeugung  durch  Viter 
fordert  und  die  Weibier  ganz  ausschlieszt  Den  Gegensatz  dazu  bikkn  die 
Spillmagen  (Spindelmagen,  Kunkelmagen)  ^  d.  h.  alle  Übrigen  Magen,  dereo 
Verwandtschaft  entweder  in  auf-  oder«  in  absteigender  Linie  durch  die  Ge- 
burt von  einer  Frau  vermittelt  wird  (7.)«  oder  welche,  obwohl  durch  laoter 
männliche  Zeugungen  verbunden,  doch  um  ihres  weiblichen  Gesdikchtes 
willen  nicht  zu  Schwert  und  Lanze,  sondern  zur  Spindel  geboren  sind.  (8.) 
4.  umfassender  als  der  Begriff  der  Schwertmagen  ist  der  der  YeUr 
mögen  (9.  10.),  d.  h.  der  Magen  vom  Vater  oder  vom  vaterlichen  SianuBe 
und  Geschlecht  her  (patema  generatio  im  vollen  Sinn) ,  indem  dersdk 
auszer  jenen  mindestens  noch 

a)  die  unmittelbar  von  den  Vätern  erzeugten  Weiber  einschlieszt,  lB. 
die  Schwester  (consanguinea)  (IL),  oder  die  Tante  von  dem  vlter- 
lichen  Groszvater  her; 

b)  oder  Qberdem  auch  die  in  der  absteigenden  Linie  durch  Weiber  m- 
mitteilen  Magen,  die  aber  immerhin  deszhalb  noch  zu  den  Vateroiagen 
gerechnet  werden,  weil  in  der  aufsteigenden  Linie  nur  VSter  an  der 
Spitze  der  Parentelen  stehen.  (12.) 

7.  Säehs.  DUt,  (Ptflman  I  14.  3.)  Tod  Weibes  halben  sol  kein  Maoo  Vomüiie 
sein»  obwol  die  Sippe  unterweileo  neher  isl,  aomleni  es  folgei  alles  des  VKcn 
schwertmagea. 

8.  L.  Angl^  €t  fTer.  6.  1.  Herediiatem  defiincti  fillus  non  flila  soseipiat  8i 
filios  non  habuit  qui  defanctus  est,  ad  filiam  pecunia  et  mancipia,  terra  Tero«i 
proiimum  pateme  generationis  consangulneom  pertineat.  2.  8i  aatem  nee  (Oiia 
habuit»  soror  ejus  peconiam  et  mancipia:  terram  proxiraos  pateme  generatioDisicci- 
piat.  8.  Usque  ad  quintam  generationem  patena  generatio  saccedat.  Post  qaiaiiB 
aolem  fllia  ex  toto^  sive  de  patris  aire  matris  parte,  in  herediCatem  snoeedat,  et  tue 
demam  hereditas  ad  fusam  a  lancea  transeat. 

9.  Sehw.  9p,  c.  235  von  dem  unmündigen  Erbschöffen:  so  sol  er  sines faltr ak 
an  sine  stat  seien  vnde  hit  er  des  niht,  ho  neme  er  siner  muoter  mic 

10.  jiuf^h.  Stadtr.  (Prtibrg  8.  109.)  Ob  chint  «int,  diu  weder  Vater  nocb  bukt 
habest  —  der  pfliger  soll  sin  —  ihr  nXhster  fater  mak.  Hant  si  kainen  ?ater  wä, 
3wär  danne  ihr  nister  muter  mak  ist,  der  soll  ihr  phliger  sin. 

11.  Zürcher  Brbr.  t.  1419.  Darnach  soll  ein  geschwftstergit  das  ander.  *> 
sygend  knaben  oder  töchtem,  die  vatter  halb  eeliche  geschvfistergite  sind,  oQcb  di 
anderen  erben,  vnd  soll  ein  Muoter  ir  kind  nitt  erben.  —  Item  ¥nd  winn  die  8i^ 
Schaft  da  fürhin  kompt,  wer  dann  des  todten  mentschen  Tatt«r  aller  nechst  sipp  ist 
der  soll  denselben  todten  Menschen  erben,  Tssgenommen  ein  Ana  die  soll  Bit  ertet 
(auch  die  Titerliche  Crroszmutter  nicht).  Item  aber  darnach,  das  ein  vatter  nag  ^ 
der  fünften  rnd  ein  muoter  mag  zno  der  Yierdten  lynien  zno  glychem  erb  gao  sdllcf 

12.  Landb.  r.  fTerdenb^rg  t.  1639.  So  sollend  Yatter  und  Mutter  Ihre  lii^ 
Erben,  '-  der  Yatter  die  zween  und  die  Mutter  den  dritten  TheU,  ob  aber  der  Vaitrf 
abgangen  wire,  soll  sein  (des  Kindes)  Verlassenschaffl  die  zween  Theilan  setee  seefe- 
sten Erben  Vattermag  und  der  dritte  Theil  an  die  Mutter  oder  ob  sj  auch  ab9sag«> 
were  an  ihre  nechsten  Erben  fallen. 


Digitized  byVjOOQlC 


%.  m.    Di«  FaMili«-  561 

c)  oder  noch  weiler  so,  dasz  aUe  Bhtseerwandlen  des  Yatir$,  ako  auch 
öle  iNtterlidieGrosziiHiUer,  und  dieaosscblieszlich  durch  diese  vermiUel- 
ten  Sippen,  mithiii  die  gaaze  Vaterseite  der  Verwandtschaft  ohne 
ROdisicht  auf  das  Geschlecht  Inbegriffen  werden.  (12.) 

Ans  dem  Gegensatze  zu  den  Vaterniagen  erklärt  sich  der  Begriff  der 
i^aurmagm;  d.  b»  der  Magen,  die  durch  die  Mutter  oder  nach  Dm- 
stlnden  auch  durch  eine  Mutter  vermittelt  werden.  Der  gewöhnliche 
Sprachgebrauch  ist  Übrigens  der  in  htt.  b.  bezeichnete,  wdcber  die  Nach- 
kommen aller  väterlichen  Parentelen  nrofaszt. 

Das  Familienband  der  Vatermagen  erscheint  dann  in  manchen  Rechten, 
Torzfiglich  den  schwAbKch-^lamannischen ,  als  das  engere  und  bedeut- 
samere, und  es  gehen  ftn  Vormnndschafts-  und  Eii>recht  die  Vatermagen 
—  zumal  der  (vier)  nächsten  Parentelen  —  den  Muttermagen  vor. 

5.  Je  höher  wir  in  die  deutsche  Vorzeit  hinaufisteigen,  desto  energischer 
zagt  sich  die  Macht  des  Familienzusammenhanges  auch  in  der  Ordnung 
der  Rechtsverhältnisse.  Zunächst  wohl  schon  in  dem  Wohnorte  —  es  ist 
beachtenswerth ,  dasz  die  ältesten  Ortsnamen  häufig  patronymisch  (»ing«) 
gebildet  sind  —  woran  sich  dann  die  Verbindung  der  Familiengenossen 
in  der  Kriege-  und  in  6er  Friedensverfaesung  anschlieszt  (13.);  ohne  Zweifel 
auch  in  der  Gemeinschaft  des  religiösen  Opferdienstes  —  der  Stammherd 
war  allen  heilig  — ;  dann  in  dem  Schutzverband  zur  Vertheidigung  gegen 
Gewalt  in  der  Blutrache,  den  fVergeldsverhältnissen  und  In  der  Fehde  {iZ.); 
ferner  in  dem  Schutz  der  unmündigen  Glieder  und  anderer  schutzbedürf- 
tiger Familiengenossen  durch  die  familienrechtliche  Vormundschaft,  und  in 
der  Kdeshülfe  vor  Gmcht  (14,);  in  der  Gebundenheit  der  Erb- und  ^amm- 
guter  (15.);  In  dem  ganzen  ^^reeAle;  In  der  UnUrstütumgspflicht  m  Ver- 
armnngsiail ;  endMch  in  der  GemelnschiA  des  Geschtecktsnamens  und  Ge- 
Khlechtswappens. 

Später  aber  wurde  das  Familtenband  gelockert,  die  Staats-  und  Kriegs« 
Verfassung  ohne  Rücksicht  darauf  geordnet ,  die  Blutrache  und  das  Fehde- 
recht  verdrängt,  die  Obervornsundschaft  ausgebiMet,  durch,  die  Befreiung 
des  Individuums  und  des  individuellen  Verkehrs  und  durch  die  mannlch- 
bltigen  EinflOsze  der  verschiedenen  Berufsweisen  die  Gemeinschaft  der 
Familienglieder  vielfUUg  gelöst  und  zerrissen.  Es  traten  die  Gegensätze 
zwischen  den  beiden  G^chleehtern  mehr  zurück,  und  die  Abgeschlossenheit 
der  Gesehlechtsvettem  oder  der  Vaterniagen  verlor  ihre  Bedeutung. 

13.  TaeUu»  Germ.  7.  Quodqae  prscipuum  fortitadinis  iDcitamentam  est,  non 
casus,  nee  fortuiU  conglobatio  Uirroam  aut  cuneum  facit,  sed  familiae  et  propinqui- 
tates.  21.  Suseipere  tarn  inimicitias  seu  palris  seu  propinqaf,  quam  amicitias  ne- 
f««e  est. 

14.  L.  Orimoaldi  7.    Prsbeal  sacramenUim  cum  parentibtts  suis  legitimis. 

15.  L.  Sml.  63.  8i  quis  de  parentilla  tollere  se  voluerit,  in  mallum  —  ambulet 
~-  et  ibi  dicere:  ut  et  de  iuramenio,  et  de  hereditaU  et  de  iota  illorum  se  ratione 
tollat :  et  si  postea  aliquis  de  parentlbus  suis  moritur  am  occlditor,  nibft  ad  eum  de 
ejus  hmär0diiaie  vel  de  composiiUne  pertiaeat. 

ft  1  a B t g € hli ,  deutacbes  Privatrecbt.  B.  Aufl.  36 
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Dessen  angeachtet  sind  auch  in  dem  gegenwärtigen  FamOienrecfaie  noch 
immer  die  GmndzQge  der  nrsprfinglichen  Auffassung  zu  erkennen,  und 
es  ist  im  ganzen  hier  wieder,  im  Gegensatze  zu  der  Theorie  der  Ro- 
manisten, das  deutsche  Recht  bis  auf  unsere  Tage  in  dem  Faaiillenkben 
des  Volkes  (reu  bewahrt  worden.  Am  YoUstandigsten  hat  sich  der  genosMn- 
schaMiche  Verband  der  Familie  beim  Adel  (%.  39.  3.)  und  die  alte  Famflien- 
sitte  unser  dem  Bauernstände  erhalten. 

*  Skk^  disaertatio  de  consangnlHitatiB  ratione  ac  indole  ad  eraendaa  notiooes 
juris  germanid:  Sippe,  Sippzahl,  Sippzahl-recht.  Tübingen  1802;  — ittntnr,  in 
der  KritUeberschaavonilnMttf,  BlunisehH  and  PöülB.  bZS.^  —  C.  E,  SctatA, 
dtts  preoBziache  Familienrecht  1843  \  —  Wackemmgd,  Familienrecht  a.  Familienle- 
ben der  alten  Germanen.  Süddeut  Taschenbuch  1846 ;  —  SfrilmgH,  dieBedeutniif 
der  Ausdrücke  Vater-  und  Muttermagen.  Zürich  1850;  —  Eönigswarter,  hiaUm 
de  rorganisation  de  la  famille  en  France  depuis  les  temps  les  plus  recul^  jnaqu'i 
no8  Jours.  Memoire  couronn^.  Paris  1851;  —  Jfaurer,  Art  Familie  im 
deutschen  Staatswörterbuch. 

Soweit  durch  die  sorgfältige  neue  PrOfung  Spriingld  meine  frohere 
Ansicht  eine  Berichtigung  erfahren  hat,  habe  ich  es  im  Text  angedeutet 
Im  ganzen  aber  faszt  Sprüngli  den  Ausdruck  Muttermagen  jedenfalls  zo 
eng.  Seitdem  hat  Fr.  y.  Wysz  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  IV  S.  111  Ad) 
die  Frage  genauer  aus  den  Quellen  beleuchtet 

§.  192. 

3.  Die  deutsche  Yormundschaft 

1.  Der  wichtigste  Begriff  des  deutschen  Famillenrechtes  ist  der  der 
Vwtmmdeeliap  (mmidium^  Munt,  MunipurtJ.  Auf  AhnKche  Weise  wie  bei 
den  Römern  die  potettoi  alle  FamilienTerhaltnisse  beherrscht  hat,  wird  die 
deutsche  Familie  und  noch  gleichmAsziger  in  allen  Richtungen  durch  das 
Institut  der  Vormundschaft  geordnet,  geschützt  und  geleitet  At>er  die 
deutsche  Vormundschaft  ist  in  ihrem  Grundgedanken  wesentlich  yerschie- 
den  von  der  römischen  poie$ia$.  Ist  die  letztere  bis  zur  abaofaiteo  Herr- 
schaft des  Ehemannes  Ober  die  Ehefrau,  und  des  Vaters  über  die  Kinder 
gesteigert  worden,  ganz  ähnlich  der  Herrschaft  des  Herrn  über  die  Sdiuld- 
knechte  und  über  die  Sklaven,  so  dasz  die  Berechtigung  der  unterworieoeo 
Person  aufgezehrt  ward  von  dem  Rechte  des  Gewalthabers  und  dieses 
gegenüber  die  abhangige  Person  als  rechtlos  galt,  so  setzt  im  GegeotfacO 
die  deutsche  Vormundschaft  voraus,  dasz  die  ickutzbedürftige  Per$<m  wie 
persönliche  Freiheit  so  auch  eine  eigene  Rechtstphäre  habe  (1.),  und  nur 
auszer  Stand  sei  sich  und  ihr  Recht  seWstständig  zu  vertreten  und  n 
eehützen.  Ihre  Persönlichkeit  wird  vollständig  anerkannt,  und  nur  (he 
Mangel  derselben  —  Unmündigkeit,  Unwehrhaftigkeit  —  werden  durch  den 
Vormund  {mundiburdus,  Vogt,  Pfleger)  gehoben.    War    die  poteetas    vor- 


1.  S,  9p,  I.  t6.  S*  2.  rechtlose  lade  ne  solen 
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logsweise  eine  Bemehaft  des  Gewalthabers,  so  ist  der  Charakter  der  Yor- 
mnndschaft  mehr  Sorge,  SdMx  und  Vertretung  des  HflltsbedOrftigen,  und 
daher  weseuUich  Pflicht  der  Familie  und  des  Vormundes.  (2.) 

2.  Das  organische  Verhältnisz  in  der  Familie  bestimmt  znnflchst,  wer 
im  änzehien  Falle  die  Vormnndschaft  zo  Oben  habe:  der  Ehemann  über 
die  Fran,  der  Yater  über  die  Kinder,  der  nächste  mündige  Sehwertmag  fiber 
die  unmündigen  Waisen  und  die  ledigen  Weiber  (§.  191.);  aber  die 
ganze  Familie  gewährleistet  gewissermaszen  als  ein  weiterer  genossen- 
schaftlicher Kreis  die  Debung  derselben.  (3.) 

Wenn  es  aber  an  dem  Familienschutz  gebrach,  dann  trat  in  der  alten 
Zeit  ergänzend  der  Schutz  des  Königs  (4.  5.)  (oder  in  den  nichtköniglichen 
Gemeinwesen  der  Beamten)  ein,  dessen  Bedeutung  und  Ausdehnung  sich 
bald  erweiterten.  Es  galt  für  eine  heilige  Pflicht  der  Könige,  die  Wittwen 
Dod  Waisen,  Kirchen  und  Geistliche,  die  alle  sich  nicht  mit  den  Waflen 
selber  schützen  konnten,  wider  Gewalt  und  unrecht  zu  schirmen.  So 
bildete  sich  im  Verfolge  der  Zeit  aus  diesen  Anfangen  die  Obervormund- 
Schaft  ans,  welche  dann  auch  neben  dem  Familienschutz  und  über  diesem 
ausgeübt  ward  (6.),  und  vor  welcher  sich  der  Vormund  der  Familie  ver- 
antworten muszte.  Zuletzt  wurde  durch  die  immer  weiter  um  sich  grei- 
fende Obervormundschafi  die  Familie  grösztentheils  aus  ihren  Vormund- 
schaftsrechten über  die  Waisen  verdrängt,  und  die  Gestaltung  dieser  Vor- 
mundschaft ganz  zu  einer  obrigkeitlichen.  .  Dagegen  erhielt  sich  der 
selbständige  Familiencharakter  der  Vormundschaft  in  den  engern  Verhält- 
nissen des  Ehemannes  und  Vaters  zu  der  Frau  und  den  Kindern. 

*  Hauptwerk:  Kraut,  die  Vormundscliaft  nach  den  Grundsätzen  des 
deutschen  Rechts.  11  Bände.  Göttingen  1847.  IIL  Band  Gott  1859;  —  Rive, 
Gesch.  d«  D.  VormundBch.  L  B.  Braunschweig  1862. 


2.  Sehw.  Lehnr,  (Laszb.  48.)  die  friunde  muozen  dem  kinde  einen  vormun  geben. 

3.  S,  9p.  I  43.  gat  de  klage  to  kampe  wart  —  so  mut  —  (der  vrouwen)  Tor- 
munde  sin  en  Jewelk  ir  erenburdige  srerlmacb,  of  se  irs  rechten  Tormonden  nicht 
ne  hebbet  to  hant. 

4.  Mmrculf  form.  I  24.  Rectom  est  at  regalis  potestas  Ulios  tultionem  im- 
pertiat  quorum  necessitas  comprobatur. 

5.  KL  KaiMtrr.  3.  32.  der  Keyser  (bat)  gebodin  — ,  dat  die  nestin  von  der  kinde 
Tater  »  sollen  der  kinde  formunde  sin  an  ero  docz  —  und  sollin  euch  wissin, 
tbeden  se  dez  nicht,  daz  se  er  lip  und  er  gut  betten  gegebln  in  des  Kejsers  geweit, 
ob  d|  kind  worden  versömet  met  kejnerley  sacbe. 

0.  Schw,  9p,  54.  Toot  ein  phleger  den  kinden  daz  er  in  ze  rebte  sol  nibt  taon, 
daz  roac  ir  muoter  oder  ander  ir  mäge  an  in  vordem  oder  der  lantrickter  ob  ez  üf 
dem  lande  Ist;  oder  ist  ez  in  einer  stat,  sd  roac  es  vordem  der  stete  herre  oder  ir 
toget  und  dem  muoz  er  dar  umbe  antwürten. 
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Zweites  OtpiteL 

Die    Ehe. 

I.   Geflchichlliche  Einleitong. 

1.  Schon  beyor  die  Germanen  das  Christenthnm  empfingen,  zeichneten 
sie  sich  vor  den  übrigen  Völkern,  auch  den  civilisirten,  ans  darch  die  sitt- 
liche Reinheit  ond  Energie,  mit  welcher  sie  die  Ehe  ab  die  innigste  Lebeu* 
gemdnschaft  von  Mann  nnd  Frau  anffaszten,  die  in  ihr  für  ihr  ganzes  Lebes 
zu  Einem  Leben  und  Einem  Leihe  geeinigt  werden.  (1.  2.)  Eben  dasz  dff 
Ausdruck  Ehe  (^wa,  ^),  ursprünglich  jede  Rechtsordnung  und  jedes  Recbb- 
band  überhaupt  bedeutend,  später  auf  den  Ehebnnd  beschränkt  ward,  zeigt 
wie  sehr  dieser  als  ein  festes  Rechtsverhältnisz  geachtet  wurde. 

Die  Germanen  fanden  daher  in  der  christlichen  Lehre  von  der  Ehe 
nur  die  religiöse  Bestätigung  und  HeiVgung  ihres  nationalen  Gefühls,  und 
wurden  leicht  überzeugt,  dasz  die  Ehe  in  der  göttlichen  Ordnung  ihre  Be- 
gründung habe. 

Es  kam  freilich  neben  der  Ehe  bis  spät  ins  Mittelalter  hinab  nodi  eine 
laxere  Geschlechtsverbindung  vor,  in  dem  Schwabenspi^el  passend  die 
Unehe  genannt,  in  welcher  das  Weib  keine  Genossin  des  Mannes  ward 
und  deren  Kinder  nicht  die  Rechte  ehelicher  Kinder  besaszen,  aber  and) 
nicht  so  tief  wie  die  „Hurkinder*'  gestellt  waren,  freilich  fast  nur  zwischen 
Männern  der  höchsten  Stände  und  Weibern  der  untersten;  ond  die  Kirche 
erlangte  doch  am  Ende  den  Sieg  über  dieses  immerhin  unreine  Verhalt- 
nisz,  das  aus  der  Rechtsordnung  völlig  verdrängt  ward. 

2.  Der  Ehe  ging  regelmäszig  ein  Verlöbnisx  vorher,  welches  in  Ge- 
genwart der  Familie  abgeschlossen  wurde,  und  in  Verbindung  stand  mit 
derEntäuszerung  der  vormnndschaiUichen  Rechte,  die  bisher  dem  Vater  der 
Braut  zugehört  hatten,  in  Zukunft  aber  dem  Ehemannc  gebühren  sollten.  (3. 
Um  dieser  Debergabe  der  Vormundschaft  willen  wurde  —  wenigstens  bei 
den  Franken  —  die  Debereinkunft  sogar  vor  dem  Gerichte  (mdliiiii)  ab- 
geschlossen, woher  die  Ausdrücke  Gemahl  und  vermählen.    Daf&r  bezahle 


1.  Taeitnt  Germ.  c.  18.  Ipsis  inclpieotis  matrimoDil  auspiciis  admoneCor  (m- 
Her) :  renire  se  U6ontm  ptrUwUommqiu  sociam,  itUm  im  paee  idem  im  proeä9  pmmttrtm 
auturaaujue,  c.  19.  unam  accipiuot  maritam,  quo  modo  umum  eorput  mmm^ 
vitam^  ne  Ulla  cogitatio  ultra,  ne  longior  capidltas,  oe  tamqaam  roaritom  sed  un- 
qaam  roatrimonium  ament. 

a.  Sekw.  tp,  3.  (in  eiDZ.  Handschr.)  dir  reht  mde  redlichen  ler  €  cbomeo  liiL 
da  ist  nit  zweionge  an  si  sint  wan  ein  lip.  die  chraft  bant  si  ron  der  hetligeB  &  wn 
div  heilige  €  ist  der  siben  heilicbeit  einiv  der  hobsten  die  gel  baL 

3.  L,  fVi^ig,  III  4.  3,  Si  inter  sponsam  ei  sponsae  parentet  —  dato  predo  e( 
sicat  consnetudo  est,  ante  testes  facto  placito  de  futoro  coqiiigio  —  ISicU  Aitfit 
definitio. 
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der  BrtutigaB  einen  Prai  (die  M$ta,  MmUektits),  der  dann  spiler  aber 
der  Fna  mBmI  —  wen^istens  zum  gröszien  Tbeil  —  tttierlaasen  ward. 

Schon  das  Verlöbnisz  erzeugte  ein  per$(mlieh€$  FamiUenband  unter 
den  Verlobten.  Der  Britaitigam  durfte  die  Braut  nieht  willkQrlioh  verstoazen, 
ohne  in  Bosae  zu  veriallen.  (4.)  Im  Debrigen  gab  es  auch  keinen  Zwang 
die  Ehe  zu  vollziehen. 

Wurde  von  gehörig  Teriobten  Personen  ein  Kind  erzeugt,  so  wurde 
dasselbe,  nach  dem  alten  Rechte  geradezu  als  ein  in  der  Ehe  erzeugtes 
Kiod,  nicht  ab  Brautkind  angesehen;  denn  zur  Eingebung  der  Ehe  war 
noch  nicht  eine  bestimmte  Form  erforderlich,  und  es  waren  die  Verlobten 
in  dem  Augenblicke  i^n  Ehegatten  geworden,  wo,  wie  das  alte  SprOchwort 
sich  ausdrückt,  die  Decke  Mann  und  Weib  beschlagen  hatte.  (5.  6.) 

Das  gilt  aber  nur  von  den  ordentlidien  Verlöbnissen^  die  öffentlich  vor 
der  Familie  abgeschlossen  worden,  nicht  von  heimikhen  Eheversprecheo. 
Insbesondere  bedurfte  die  Tochter  der  Zustimmung  ihrer  Eltern  oder,  wenn 
sie  keine  mehr  hatte,  ihrer  Sippen,  vorzOglich  des  Vormundes.  Heirathete 
sie  ohne  diese  Zustimmung,  so  wurde  das  als  ein  Bruch  ihrer  Familien- 
ond  Pietitsverhaltnisse  betrachtet,  und  sie  büszte  deszhalb  ihr  ganzes  Fa- 
milienerbrecbt  ein.  (7.) 

3.  Auf  die  Ausbildung  des  Eberechts  übten  sodann  die  GrundsHtze 
der  Kirche  einen  so  starken  Einflusz  aus,  dasz  bald  das  ganze  Rechts« 
verfaaltnisz  der  Ehe  als  ein  Theil  des  hrchüehm  ReclUe$  angesdien  und 
alle  Streitigkeiten  darüber  vor  der  kircMichen  GericMibarkeit  verhandelt  und 
von  ihr  alldn  verurtheilt  wurden.  Für  die  Umgestaltung  des  Eherechtes 
selbst  kommen  hauptsächlich  folgende  Momente  in  Betracht: 

a)  Mehr  als  der  rechtliche  wurde  nun  der  religiöse  (8.)  und  insbesondere  ^ 
der  $(McratnentaU  Charakter  der  Ehe  hervorgehoben,  wie  der  Schwaben- 
spiegel es  bezeichnet,  als  »einer  göttlidien  Arznei  für  die  Seele  und 
den  Leib.t 

4.  Lex  jiiam,  53.  8i  qois  filiam  alienam  despoDsatam  diiniseril,  et  allam  duxe- 
rit,  componat  eam  qoam  desponsavit  et  dimisit  cuin  quadraginta  solidis  et  com 
duodedm  sacrameiitalJbQt  jaret,  —  «t  pro  duUo  vitio  nee  tenlatam  eam  baboiaset, 
nee  fltloni  in  illa  iDveoisset,  sed  amor  de  alia  eom  addaxit  ut  illaai  dimisiaaeL 

5.  j4emeM  SyhiuM  in  bist.  Friderici  III.  p.  36.  {Hrami  g.  199.  38.)  Josalt  (Fri- 
deriOM  ni.)  teatonieo  nore  Stratum  apparari  Jacentique  sibt  Leonoram  in  ulnaa  com- 
plexusquedarl,  ac  praesente  rege  eanctisqae  proceribos  astantibus  saperdaci  calcitram. 
Naqae  aHod  actum  est,  aisi  datom  oscolam.  Erant  aotem  amba  vestiti,  moique 
inde  aarrexcnmt.  Sicque  consuetudo  teutonieoram  se  habet,  com  priocipes  primo 
JoDgantur. 

e.  Recbtssprüchwort  bei  Ei9€mkmrt  8.  134.  Wenn  die  Decke  aber  den  Kopf  ist, 
M>  sind  die  Ebeleate  gleicb  reieb.  Vgl.  das  franxösisebe  bei  Loiml  I  9.  6.  L'on 
diaott  Jadis,  Boire  manger  coudMr  eosemMe,  est  mariage  ce  me  semble,  Baals  i)  faul 
qoe  KEglise  y  passe. 

7.  Lex  AngU  et  fferm,  10.  S.  8i  libera  foemina  sine  voluDtate  pafris  aat  totorfs 
ciiilibet  napserit,  perdat  omnem  sutiataDtiam  qoam  bebet  rel  habere  debuit. 

8.  CmpU.  VII  c.  179.  8aneltom  est,  at  poblk»  napti»  ab  bis,  qni  oubere 
capint,  flaut.  Mos  conveDlendna  est  sacerdos,   im  d^us  parocbia  napti«  fletf  de- 
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b)  Den  verlobten  Christen  wurde  es  zur  PlReht  gemacht,  die  Ehe  ia 
kircMieher  Form  einzugehen,  d.  h.  in  der  Kirche  öffentlich  die  ehe- 
liche Gesinnung  zu  eriillrto  und  den  Segefi  des  Priesters  zu  empto- 
gen.  Heimliche  Ehen  wurden  miszbilligt  und  untO'sagt,  aber  nidit 
ohne  weiters  als  nichtig  angesehen.  (9.)  Noch  lange  aber  eriiidt  «eh 
die  Altere  Ansicht,  dasz  der  entscheidende  Anfang  der  Ebe  io  der 
fleischlichen  Beiwohnang  der  Ehegatten  und  nicht  in  dem  Homcnl 
der  kirchlichen  Trauung  liege,  welche  im  Mittelalter  eher  auf  jene 
folgte,  nicht  wie  heutzutage  ihr  vorausging.  Das  TridenÜnische  Coe- 
dlium  machte  die  GOHigkeit  der  Ehe  wenigstens  von  der  Erfcliraig 
in  Gegenwart  des  leqüimirten  Pfarrers  und  von  mindestens  zw« 
Zeugen  abhängig.  (10.) 

c)  Sehr  ausgebildet  wurde  und  wahrend  des  Mittelalters  immer  strenger 
und  enger  die  I^re  von  den  Ehehindemi$$en,  wegen  Blutverwandl- 
schaft,  Schwägerschaft,  geistlicher  Verwandtschaft  und  aus  noch  an- 
dern Ursachen. 

d)  Endlich  wurde  die  Idee  der  ünauftosUchkeü  der  ehelichen  Verbiodoog 
auch  mit  Bezug  auf  das  innere  eheliche  Band  zum  absoluten  RecMi- 
grundsatz  erhoben,  die  eigentliche  Eheicheidung  vöüig  untenagt^  rnid 
nur  eine  Trennung  der  Ehegatten  mit  Bezug  auf  die  iuszere  Lebens- 
gemeinschaft und  deren  Folgen  [guoad  forum  et  menstmi)  zugelassen. 

4.  Seit  dem  XVT.  Jahrhundert  wurde  in  den  protestantischen  lin- 
dem die  bischöfliche  Ehegerichtsbarkeit  beseitigt;  und  wenn  auch  noch 
den  Geistlichen  eine  Betheiligung  bei  der  Rechtspflege  über  Ehesachen  «h 
gestanden  blieb,  so  stieg  doch  fortwährend  der  Einflusz  weltlicher  Richter 
auch  auf  diesem  Felde,  bis  zuletzt  die  Ehesachen  ganz  in  die  wekOcht 
Gerichtsbarkeit  kamen. 

Das  protestantische  Eherecht  betrachtete  die  Ehe  mehr  als  ein  bürger- 
liches RechtsverhäUnisz  (11.),    obwohl  dasselbe  anerkannte,    dasz   die  Ehe 


bent,  Id  eoelesia  ooran  popolo.  Et  tibi  inqvirere  una  com  populo  ipse  sKcrd« 
debet,  si  qais  propinqaa  sit  an  dod,  aat  alleriQfl  mor,  vel  aponsa,  Tel  adalten.  St 
si^  Ucita  et  hoDeata  omnla  pariter  Infenerit,  taue  per  consiUum  et  benedittiaaciB 
aaeerdotla  et  conavlto  alioram  booonnii  boaninuni  eam  apoBsare  et  legitime  4oun 
debeL 

0.  Seiw,  9p.  Zos.  345.  Und  Dimmt  ein  omb  ei»  frauwen  xer  rechten  % ;  4sb  beert 
nach  siebt  Diewan  wan  ai  iwei ;  wll  er  dea  loognen  her  aAch,  so  es  in  gertawet  m 
bebebt  si  im  selb  dritt  mit  recbt  uf  dem  Itör  des  bistdmes,  dl  si  in  sind. 

10.  Com:,  TrüL  Sess.  94.  c.  I.  Qai  allterqaam  praeseote  parocbo  vel  aiiosacer- 
dote,  de  ipsius  paroebi  seo  ordinarii  lieeatia,  et  duobos  fei  tribos  testibus  matriaKH 
nivm  contrabere  attenubant,  —  tanUoaroodi  coalraclus  {S,  Synodos)  irrltoa  et  naUa* 
ess«  decernit. 

11.  M.  LuiAerliMhT.  (Zeitscb.  f.  D.  R.  IT  907.)  Der  Ebestand.  woHa  Maaa 
and  Weib  ordentlicb  und  gdttlieb  tosamoMDgelögt  Verden.  ^  Doctor  Hartia  Latber 
ward  gefragt:  ^r  iren  dieEbesaehen  gehörten  uad  nach  weleben  Recbtea  sie  M^ 
ent^hiedeo   werden Y    Da  spracb  er:    leb  balle,  data  afte  fir  die  JviitflB  gebinai 
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aof  Gottes  Ordnong  herute  und  daher  cUe  formlose  usd  heimliche  Ehe 
■oiolAMig  weil  dieser  Ordniuig  zuwider  sei,  and  obwohl  jenes  strenger  als 
das  katholische  Eherechl  die  kirekUche  Trammg  (EiuMgnuMgJ  als  eine  noth- 
weod%e  Eingehvogsform  derselben  forderte.  Im  Uebrigen  aber  wurde 
doreh  das  protestantische  Eherecht  die  frohere  Strenge  gemildert  BSne 
Reihe  von  Ehehindemissen  des  canonischen  Rechtes  wurde  fQr  unerheblich 
erUirt  und  die  volle  Eheicfmdwng  wieder  mindestens  um  des  Ehebruches 
willen,  meistens  aber  aus  andern  wichtigen  Ursachen  erlaubt 

5.  Verschieden  Yon  der  protestantischen  ist  noch  die  rati(maU$tiiche 
Ansicht  von  der  Ehe,  welche  im  vorigen  Jahrhundert  auch  auf  die  Ge- 
setzgebung und  nicht  blosz  in  protestantischen,  sondern  theilweise  auch  in 
katholischen  Ländern  groszen  Einflusz  gewann. 

Noch  mehr  betonte  sie  die  bürgerliche  Bedeutung  der  Ehe  und  er- 
klärte dieselbe  geradezu  als  ein  bloszes  auf  dem  freien  Willen  von  Mann 
and  Frau  beruhendes  VertragsverhäUnüz,  einem  Gesellschaftsvertrage  ähn- 
Hcb,  und  nicht  viel  minder  lösbar. 

6.  Der  modernen  Entwicklung  entspricht  die  Sonderung  der.Beligion 
und  des  Rechts  und  daher  die  Ausbildung  eines  gemeinsamen  bürgerlichen 
Eherechts  im  Gegensatze  zu  einem  confessionellen  und  daher  halb  oder  ganz 
kirchlichen  Eherecht 

*  Ayrer,  diaeertatio  de  jure  connubiarimn  apnd  '  veteres  Germanos.  Gott 
1738;  ~  Böhmer  y  über  die  Ehegesetze  im  Zeitalter  Karls  des  Groszen.  Gott. 
1826;  —  Wilda,  in  der  Zeitschrift  f.  D.  R.  IV  S.  165  ff.;  —  GengUr,  Deut- 
aches  Privatr.  IV  2,  7 ;  —  Blunt$chli^  Art  Ehe  im  deutschen  Staatswörterbnch ; 
Uiekkr,  ,,Ehe^^  in  £rs^  und  Grubers  Encyklopädie. 

§.  IM. 

n.   Neueres  Recht 
1.    Etnsehong  der  Ehe. 

1.  Die  neuere  Rechtsbildung  hat  Oberall  die  Tendenz,  das  gesammte 
Privatrecht  als  bargerliches  Recht  der  Gesetzgebung  und  der  Gerichtsbarkeit 
des  Staates  unterzuordnen,  und  der  Kirche  nur  moralische  Einwirkungen, 
keinen  auszem  Rechtszwang,  zu  überlassen.  Diese  Strömung  der  Zeit  hat 
denn  auch  auf  das  Eherecht  einen  unverkennbaren  Einflusz. 

In  Folge  dessen  wird  zwar  das  Princip  der  kirchlichen  Zucht  nicht  be- 
^ttee,  aber  die  kirchliche  Ehegerichtsbarkeit  entweder  völlig  beseitigt  oder 
doch  mehr  und  allgemeiner  als  froher  beschränkt)  und  es  beginnt  wieder 
^e  selbständige  weltliche  Bearbeitung  des  Eherechtes. 

Die  Ehe  ist  zunächst  kein  kirchliches  Institut  im  engern  Sinne,  denn 
ioch  die  Beiden  und  die  Juden  können  in  der  Ehe  leben,  und  der  Staat 
h*t  diese  Ehe  zu  schOtzen  wie  die  christliche.  Aber  ebenso  sicher  bat  die 
christHehe  Ehe  einen  religiösen  Charakter,  und  es  hat  die  Kirche  die  Pflicht 
Qnd  das  Recht,  innerhalb  ihres  Rereiches  die  Reinheit  und  Heiligkeit  der 

d^B  ortbeilen  sie  und  ricbteo  sie  von  Valer,  Mutter,  Rindern,  KDecbUsn  u. «.  it», 
waniM  solltea  sie  BkbC  auch  Yom  Lehen  der  Eheleute  urtbeileD? 
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Ehe  mit  den  ihr  anverlraQten  Mitteln  allen  Ernstes  za  tertheidigen  und 
vor  jedem  Yerderbnisz  zn  bewahren.  Daraas  ergibt  sich  Ton  seHist  der 
Gegensatz:  Die  mordUschen  Anforderung  der  Kirche  werden  dem  Ided 
der  Ehe  voUkommener  entsprechen  al$  die  Vorschriften  des  hürgerUeken 
Rechtes,  welches  die  Getrühtheit  der  realen  Zustände  berO^ssichtigen  mitis. 
Jene  hält  den  Christen  die  Heihgkeit  der  Ehe  vor  die  Seele,  dieses  ntmml 
auch  ROchsicht  atif  die  H ftngel  und  Schwachen  des  natOrlichen  Menseben, 
und  ermäszigt  für  diesen  seine  Anforderongen. 

2.  Das  Verlöbnisz  ist  nun  abgelöst  von  dem  üebergang  der  ?or- 
mundschaftlichen  Rechte,  und  als  reines  Eheversprechen  a^ifzufassen.  (1.) 
Aber  noch  haben  sich  —  im  Gegensatze  zu  den  römischen  Spoosalien  — 
die  germanischen  Grundsätze  wenigstens  theilweise  erhalten,  dasz  nur 
dem  geordneten  und  in  öffentlicher  Form  —  vor  der  Familie  oder  den 
Ortspfarrer  oder  vor  Gericht  oder  vor  einem  Notar  —  erlLlärlen  Verlöb- 
nisz volle  Wirksamkeit  zugestanden  wird,  und  dasz  das  Verlöbnisz  ein  enges 
Pietäts-  und  Familienverhdltnisz  unter  den  Verlobten  begründet.  Eine 
rechtliche  Nöthigung  zur  ErfOllung  der  Ehe  ist  allerdings  nicht  gestattet, 
oder  nur  ausnahmsweise,  wenn  die  Braut  geschwängert  worden:  und  der 
Rücktritt  kann  von  dem  einen  oder  andern  Theile  in  beliebiger  Form  er- 
klärt werden;  aber  der  durch  den  Bruch  der  Treue  verletzte  Theil  hat  einen 
Anspruch  auf  Entschädigung.  (1.)  Brautkinder,  d.  h.  Kinder,  welche  nach 
vorausgegangenem  Eheversprechen  ^fceugt  worden  sind,  stehen  noch  in 
wesentlichen  Beziehungen  den  ehelichen  Kindern  gleich.  (2.  3.)    (§.  191.  3.) 

3.  Die  freie  WiUensHbereinstinmung ,  welche  sich  in  der  Eingebung 
der  Ehe  äuszert,  ist  allerdings  ane  Grundbedingung  jener,  und  es  darf 
hier,  da  die  ganze  Persönlichkeit  des  Mannes  und  der  Frau  an  dem  Ade 
mit  fortdauernder  Nachwirkung  betheiligt  ist,  keinerlei  Zwang,   auch  nicht 


1.  /'retttz,  Landr.  II.  1.  g*  91.  Ehegelöbnisse,  k»ei  welchen  die  geseUliche  Fona 
nicht  beohachtet  worden,  sind  fär  blosze  Unterfaandlangen  zu  achten.  $.  119.  Wtr 
ohne  rechtlichen  Gnmd  die  Erroilung  eines  Ehegelöbnisses  beharrlich  verweigert  * 
der  verliert  die  dem  andern  Theil  gemachten  Geschenke ,  nrasz  die  von  demselbea 
erhaltenen  zurückgeben  und  alle  wegen  des  Ehegelöbnisses  aufgewendeten  Kosten  er- 
setzen. S*  114»  (überd^m)  den  Unschuldigen  mit  dem  vierten  Theil  desjenigen,  was  ii 
dem  Ehegelöbnisse  oder  in  einem  besonderen  Ehevertrage  als  Mitgabe  oder  als  Gegct- 
Termichtntez  ausgesetzt  worden,  abfinden.    (Vergl.  SenfftHt  Arch.  V  136.) 

2. '  Zürcher  Gesetzb.  g.  64.  Braotkinder  gelangen  nicht  ohne  weiters  in  ^ 
väterliche  Yormundschart  ihres  Vaters,  haben  aber  in  allen  übrigen  Beziehungen  dt« 
Rechte  ehelicher  Kinder,  insbesondere  stehen  sie  diesen  im  Erbrechte  gleich. 

3.  Erk.  des  O.  A.  G.  zu  Darmttadt  {Seuff.  Arch.  VTIl  «5.)  BranUMrr  - 
nicht  aber  solche,  welche  bereits  erzeugt  gewesen ,  bevor  das  Eheversprecben  stan- 
gefunden  hat.  Erk.  d.  O.  A.  G.  zu  Jena  in  Seuff.  Arch.  XV  143.  Da  der  Valf 
den  Sohn  ausdrücklich  anerkannt  und  erklärt  hat,  ihn  durch  die  nachfolgende  Ehe 
legitimlren  und  ihm  alle  Rechte  eines  ehelichen  Kindes  elnriumen  zu  wollen,  koimnt 
diesem  Sohn  die  Eigenschaft  eines  Brauikindes  und  somit  auch  das  diesen  nacfc 
ganz  constanter  Praiis  am  vaterlicfaen  ^Oichlasz  eiogerlumte  Erbrecfai  iu. 
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der  .EKero,  noch  der  Obrigkeit  gedbt  werden.  (4.  5.)  Der  römische  Rechts- 
mk:  „comemm  faeü  »tipluW  ist  insofern  richtig,  als  er  die  concrete  Ehe 
ab  fl'ne  freie  Willenseinigong  der  Ehegatten  begreift,  aber  insofern  on- 
gcMgeod,  als  er  den  sittlichen  Grondcharakter  der  ehdichen  Institution, 
wriche  auf  der  seelischen  and  leiblichen  Anlage  nnd  ErgftBzangsbedflrftig- 
keit  der  menschlichen  Natmr  beruht,  nicht  einmal  andeutet 

4.  Eme  Btkmienmg  der  Ehe  rechäertigt  sich  nnr  aas  höheren  GrOn* 
den.  Als  solche  kommen  vorerst  in  Betradit  die  welche  aas  dem  We$en 
der  Ehe  ielbst  hervorgehen,  wie: 

a)  mit  Rücksicht  daraaf,  dasz   beide  Theile  Udig  säen,  indem  nar  die 
Monogamie  anerkannt  wird; 

b)  das  Erfordemisz  eines  gewissen  Alien,  mindestens  der  Mündigkeit  {5.)j 
die  nach  manchen  neueren  Gesetzen  hier  indessen  nicht  genügt  (6.) ; 

c)  die  Hindemisse  wegen  zu  naher  Biutsverwandtichafi.  Allgemein  wird 
anerkannt,  dasz  die  Ehe  zwischen  Personen,  deren  eine  ihr  Blat  von 
der  andern  hat,  die  also  in  aaf-  and  absteigender  Linie  verwandt 
sind,  and  ebenso  die  Ehe  zwischen  Geschwistern,  welche  ihr  Blat 
schon  von  demselben  nächsten  Stamme  ableiten,  absohit  verwerflich 
sei.  (7.)  Gewöhnlich  ist  auch  noch  in  der  dem  erstem  Verhältnisz 
analogen  Verwandtschaft  zwischen  Onkel  und  Nichte,  Tante  und  Nefie 
wie  schon  im  römischen  Rechte  (8.  9.)  —  die  Ehe  verboten.  In-  { 
dessen  lAszt  hier  schon  d%spreuizi$che  Landrecht  die  Ehe  des  Onkels 
mit  der  Nichte  unbedenklich  zu,  und  beschränkt  blosz  die  Ehe  zwi- 
schen dem  Neflen  und  einer  Altern  Tante.  (9.)  Mehrere  neuere  Gesetze 
gestatten  die  Ehe  zwischen  Geschwisterkindern,  auch  ohne  Dispensation, 
während  andere  hier  noch  die  Analogie  mit  dem  Verhältnisz  der  Ge- 
schwister als  ein  Hlndemisz  beachten.  (10.)  Das  österreiehieehe  Gesetz 

4.  Can,  36.  C.  27.  Qu.  2.  In  omni  matrimonio  coojunctio  intelligitur  spiritoa- 
lis,  quam  confirmat  et  perficit  conjunctonim  commistio  corporalis. 

5.  Can,  an.  C.  30.  Qu.  2.  CJbi  non  est  consensus  utriusque  non  est  conjugiuni. 
Ergo  qui  pueris  dant  puHlas  in  cunabulis  et  e  converso,  nihil  faciunt,  nisi  uterque 
paerorom  poslquam  fenerit  ad  annos  discretionis  consentiat,  etiamsi  pater  et  mater 
koc  rolaeriDt  et  feeerini. 

5.  Premtu  Landr.  II.  1.  §.  37.  Mannspersonen  sollen  rot  zurückgelegtem  acht- 
xfbiiteo  und  Personen  weiblichen  Geschlechts  vor  zurückgelegtem  vierzehnten  Jahre 
■icht  heirathen. 

7.  L.  53.  D.  de  Bita  Napi.  {Oaja».)  Nuptiae  consistere  non  possant  inter  eas 
personas.  qnae  in  nuroero  parentum  liberorumque  sant,  sive  proiiml  sive  ulterioris 
gradus  sint. 

8.  L.  39.  D.  eod.  {Pmultu.)  Sororis  proneptero  non  possam  ducere  uxorem, 
qooniam  parentis  loco  ei  sum. 

9.  Freu9t.  Landr.  II.  1.  g.  8.  Nur  wenn  jemand  die  Schwester  seines  Taters 
»der  seiner  Mutter  od«r  eines  weitern  Verwandten  in  aufsteigender  Linie .  die  an 
Jahren  Mlter  ist,  heiratben  will,  masz  er  dazu  di«  Kriaobnisz  d«s  Staats  nachsuchen. 

10.  CodB  eio,  162.  En  ligne  collat^rale  le  mariage  est  probib^  entre  le  Mre  et 
la  soeuT  legitimes  ou  naturels  et  les  alli^SNiu  m€roe  degr^  g.  163.  Le  mariage  est 
encore  prohib^  entre  Toncle  et  la  niice,  la  tante  et  le  neveo. 
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($.  66)  setet  Me  Grenzen  der  EheModeraisse  ans  MuCBverwaiidtsdial 
nach  den  Geschwisterkindern.  Die  kaiholi$eke  Kirehe  hatte  iwar  mA 
Innocenz  III.  die  Ehe  in  viel  weiteren  Kreisen  der  VerwandtidMA 
—   bis    zum  vierten  GMede  —   gehemmt,    aber  jenseits  der  Ge- 
schwisterkinder doch  später  so  leicht  von  dieser  Beschriokong  dii- 
pensirt,   dass    selbst    die   noch  kircUich-scbene  Gesetzgebong  dei 
Staates  auch  fOr  die  KatboMken  ohne  Bedenken  die  Ehe  der  Ceneren 
Verwandten  anerkennen  nnd  schätzen  dorfta 
d)  Die   Schwägerichaft  begründet  eine  ähnliche,    (ri>woh]   schwidiere 
PietAtsverbindong,  wie   die  Blutsverwandtschaft.    Sie  hindert  daher 
analog,  aber  in  geringerem  Masze  die  Ehe,  immer  —  wie  das  audi 
im  mosaischen  and  im  römischen  Rechte  schon  anerkannt  worden — 
der  in  gerader  Linie  verschwägerten,  schon  weniger  in  der  SeiteDlinie. 
Die  ÄQsdehnnng  der  Analogie  der  Eheverbote  wegen  Blotsverwaiutt- 
scbaft  auf  die  SchwAgerschaft  hatte  im  Mittelalter  den  weitesten  Um- 
fang erlangt;  ist  aber  heotzatage  sehr  a*heblich  beschränkt  worden. 
Es  gibt  aber  auch  andere  BehindemngsgrOnde,   welche,   wenn  audi 
nicht  ans  dem  BegrilT  der  Ehe  selbst,  doch  ans  der  sittlichen  Ordnung  der 
Famüie  oder  aas  der  kirchlichen  Gemeinechaft  oder   ans    der    Gemmk- 
nnd  Staalsordnung  hergeleitet  werden.  Dahin  gehören : 

a)  die  Noth wendigkeit  der  Zuetimmung  der  EUem  (11.)  oder  wenigstens 
des  Vaters  (12.),  nnd  wenn  dieser  nicht  mehr  am  Leben  ist,  des  Vor- 
mundes, jedoch  wieder  mit  mandierlei  Modificationen  der  Landesredite 
(13.),  und  mit  Vorbehalt  frder  EntschlieszongfOr  reif  gewordene  Kinder; 

b)  das  Verbot  einer  Ehe  zwischen  Personen  die  eines  frfihern  Ehebruchs, 
den  sie  mit  einander  begangen,  Oberwiesen  sind ; 

c)  die  Bebindernng  einer  Ehe  wegm  disparater  Religion,  insbesondere 
der  Ehe  zwischen  Christen  and  Juden  oder  Christen  und  Bädm, 
welche  indessen  iu  neaester  Zeit  in  einzelnen  Landesgesetzgebongen 
wieder  beseitigt  worden  ist  (14.) 


11.  Coda  eio,  g.  148.  Le  fils  qoi  D*a  atteint  Plge  de  ringt-cinq  aos  aoeotapliii 
la  Alle  qol  D*a  pas  atteint  l'lge  de  ringt-aa  ans  acconiplls  ne  penvent  cootradcr 
anariage  saus  le  consentenieDt  de  leim  p^e  et  m^e:  en  cas  de  dissentimeat  le  eoa- 
sentement  da  p^re  suffit.  g.  151.  Les  enfans  de  famille  ayant  atteint  la  m^^riU 
fii^  par  Part.  148  sont  leoos»  ayant  de  cootraeter  roariage»  de  deoMnder»  par  aa 
acte  respectaeni  et  formel,  le  conseil  de  leur  p^re  et  de  leor  m^re,  oo  celai  de  lests 
aüeals  et  aVeales,  lorsque  lear  p^re  et  leur  ni^re  sont  decedes. 

la.  Prtutt,  Landr.  tl  1.  g.  46.  Kinder  aos  einer  Elie  zar  rechten  Hand  kda- 
nen  sieb,  ohne  Einwilligung  ihres  leiblichen  Taters,  nicht  galtig  verbeiratlien. 

13.  OetUrr,  G.  g.  St.  Wird  einem  Minderjährigen  oder  Pflegebeldhienea  die 
Einwilligung  zur  Ehe  versagt,  and  halten  sich  die  Ehebewerber  dadarch  beschwert, 
so  haben  sie  das  Recht,  die  Hülfe  des  ordentlichen  Richters  aniasochea. 

U.    Oefitrr,  G.  g.  64.    EhevertrSge  zwischen  Christen   and  Personea,  wekfe« 
sich  nicht  sur  christlichen   Religion  bekennen.    Können   nicht  göltlg 
werden. 


Digitized  byVjOOQlC 


S.  IM.   Ifeams  Itehi.  571 

d)  Die  kaUioKscfae  Kirolw  belraebtet  auch*  das  fnerikfae  Gdübde  der 
KeoscfaheH  der  Kleriker  und  RdigioseD  als  ein  trennendes  Ehehinder- 
vkt;  das  wdtlielM  Bhereeht  aber  bat  guten  Grand,  die  Wirksamkeit 
dieser  Beschrftaknng  dem  Gewissen  der  Individuen  und  den  kirch- 
Kdien  Zocbtnaittdn  aabeimiustellen ,  oboe  derselben  eine  absolute 
Reehtskraft  ascb  für  den  Fall  beizulegen,  dasz  sieb  die  Individuen 
von  der  Gemänsehaft  mit  ibrer  Kirche  lossagen. 

e)  Da  die  Ebe  eine  neue  Familie  begründet  und  diese  hinwieder  auch 
einen  Tbeil  hat  an  dem  Gesammtleben  der  Gemeinde  und  des  Staates, 
so  begreift  man,  wenn  manche  deutsche  Landesrechte  auch  den  Nach- 
iceis  der  Wahrscheinlichkeit  für  nöthig  erklären,  dasz  die  Ehegatten 
im  Stande  seien,  ohne  Belästigung  der  Gemeinde  die  Existenz  der 
Familie  zu  erhalten.  (15.)  Aber  man  kann  in  solcher  Beschränkung 
der  individuellen  Freiheit,  die  hier  immerhin  als  Grundprincip  zu 
achten  ist,  leicht  zu  weit  gehen. 

5.  lieber  die  Form  der  Eingehung  der  Ehe  war  man  im  vorigen 
Jahrhunderte  noch  ziemlich  einig  gewesen,  während  wir  heute  in  verschie- 
denen Ländern  auf  verschiedene  Systeme  und  auf  einen  lebhaften  Wider* 
streit  der  Meinungen  treuen.  Die  regehnäszige  IdrehUche  Form  der  Traumng 
(länsegnungj  durch  den  ordentlichen  Pfarrer  oder  dessen  Stellvertreter  vor 
Zeugen  —  nach  vorhergegangenem  Aufgebote  in  der  Kirche  —  hat  zu- 
nächst freilich  einen  religiösen  Ursprung  (16.)  und  eine  religiöse  Bedeutung ; 
aber  sie  eignet  sich  zugleich  die  Interessen  des  weltlichen  Rechtes  zu 
wahren;  sie  gewährleistet  die  Oeffentiichkeit  und  die  Sicherheit  des  Actes 
und  sorgt  für  dessen  Würde,  Mit  diesen  Vorzügen  ist  indessen  der  Nach- 
tbeil verbunden,  dasz  sie  den  Kirchenbehörden  eine  Handhabe  gewährt,  ihre 
kirchliche  Autorität  den  weltlichen  Gesetzen  entgegen  zu  setzen  und  die 
iodividueUe  Gewissensfreiheit  (vorzüglich  bei  gemischten  Ehen)  zu  bedrücken. 
Nor  eine  untergeordnete  Verschiedenheit  ist  die  zwischen  der  katholischen 


15.  Zürcher  Gesetzb.  g.  861  Die  Eltern  and  Vormünder ,  ebenso  diejenigen 
Verwandten  der  Verlobten,  welche  im  Verannungsfall  derselben  :ear  Onlerstiitzang 
•Bgebalten  werden  könnten,  und  die  Ueimalbgemeinde  des  Bräutigams  sind  berecb- 
^iU  gegen  eine  Ehe  gerichtliche  Einsprache  zu  erheben,  und  dieselbe  zu  hemmen, 
insofern  sie  es  dem  Gerichte  wahrscheinlich  machen,  dasz  die  Ehegatten  oder  deren 
allfillige  Kinder  der  Familie  oder  Gemeinde  zur  Last  fallen  werden.  Bei  der  Prüfung 
solcher  Einsprachen  ist  vorzugsweise  auf  die  moralische  Befähigung  und  die  Arbeits- 
QDd  Berafstuchtigkeit  der  Verlobten  zu  achten.  Das  Gericht  ist  in  diesem  Falle  be- 
rechtigt, die  Ehe  von  Minderjährigen,  auch  wenn  die  Zustimmung  des  Vaters  oder 
Vormundes  vorifige,  bis  zur  erlangten  Volljährigkeit  derselben  und  bis  auf  2  Jahre 
darüber  hinaus,  von  Volljährigen  bis  auf  2  Jahre  zu  hemmen  und  Insofern  nach  Ab- 
lauf der  angesetzten  Frist  die  Gründe  zur  Hemmung  noch  fortdauern,  diese  je  für 
neue  3  Jahre  zu  verfügen. 

16.  /'retuz.  Landr.  II.  i.  g.  136.  Eine  vollgültige  Ehe  Uvird  durch  diepriester- 
liebe  Traaang  vollzogen. 
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Lehre,  die  denn  auch  in  die  bOrgeriichen  Gesetze  ttt^enomnen  wurde  (17.18.V 
dasz  schon  die  Anwesenheit  des  Pfarrers  nnd  der  Zeugen,  auch  wen  jener 
sieh  der  Einsegnung  enthalten  sollte,  bd  der  ErklArnng  der  Ehegatten  ge- 
nüge; nnd  der  protestantischen,  die  in  andere  Gesetsgebongen  Qbergjng, 
dasz  die  Einsegnung  sähst  nothwendig  sei,  zumal  jene  Erleichteniog  der 
Form  doch  auch  unter  den  Katholiken  nur  in  seltenen  AusnahmsUko 
geOht  und  meistens  die  vollkommene  Trauung  gewfthrt  wird. 

Im  Gegensatze  dazu  hat  die  neue  französische  Gesetzgebung  tod  der 
kirchlichen  Form  der  Eingehung  der  Ehe  völlig  Umgang  genommen,  und 
die  legale  Geltung  der  Ehe  ausschlieszlich  von  dem  dvilen  Act  eioer  & 
klärung  der  Ehegatten  vor  der  Ortsobrigkeit  abhängig  gemacht  (19.)  Die 
Bevölkerung  pfl^  dann,  wo  dieses  System  eingeführt  ist,  die  Imdei^  For- 
men, die  weltliche  um  der  bargerlichen  Wirkung  willen,  und  die  kirdh 
liche,  um  der  religiösen  und  sittlichen  Weihe  willen,  zu  verbinden.  Die 
erstere  gibt  allerdings  auch  alle  erforderlichen  Garantien  fOr  die  OeM- 
lichkeit  und  Sicherheit  des  Actes,  und  weil  sie  von  geisUichem  EinfluK 
völlig  unabhängig  ist,  dient  sie  ttberdem  dazu,  die  Ehe  auch  in  soicbee 
Fällen  möglich  zu  machen  und  zu  schützen,  wo  kirchliche  Bedenken  in 
Wege  stehen,  oder  für  Individuen,  welche  auszerhalb  der  kirchKcben  Ge- 
meinschaft sind.  Sie  entspricht  insbesondere  dem  Rechtscharakter  der  Ehe. 
Dagegen  ist  sie  weniger  geeignet,  die  sittliche  Würde  der  Ehe  zn  Teno- 
schauKchen. 

Auch  wenn  man  sich  noch  nicht  entschlieszen  kann,  die  kirddidie 
Eheform  als  Regel  zu  beseitigen,  so  sind  doch  ausnahmsweise  wenigste« 
in  unserer  Zeit  andere  weltliche  Formen  nöthig.  Vorerst  für  Ehegatten, 
die  einer  andern  als  der  chriitlichen  Religion  zugehören  (20.);  sodann  ftr 
die  Dissenters,  die,  obwohl  zu  den  Christen  gerechnet,  doch  nicht  an  einer 
der  anerkannten  Kirchen  Theil  haben :  denn  es  wäre  eine  Verkennung  der 
allgenoeinen,  auch  für  die  Heiden  wirksamen  Natur  der  Ehe,  wenn  diese 
Personen  deszhalb  für  der  Ehe  unfähig  erklärt  würden,  weil  die  Kirdie 
nicht  auf  sie  ihre  Heilmittel  auszudehnen  vermag;  endlich  in  allen  des 
Fällen,  wo  die  weltliche  Gesetzgebung  die  Eingehung  einer  Ehe  gestattet 
während  die  Kirche  ihrerseits  Bedenken  dagegen  erhebt,  und  ihren  Segeo 
oder  ihre  Mitwirkung  verweigert;  denn  der  Staat  ist  verpflichtet,  das  voii 

17.  Cons.  Trid,  Sess.  XXIV.  c.  1.  8i  qais  dixerit,  mairimonium  dod  esse  T«ff 
et  proprie  anuin  ex  Septem  legis  Erangelicae  SacraroeDtis,  a  Christo  Domino  iesüta- 
tam,  sed  ab  boroinibus  In  Ecciesia  inventum,  neque  gratiaro  conferre,   anatbeina  sH. 

18.  Oetterr.  G.  S-  '7^.  Die  feierlicbe  Erklärung  der  Einwilligang  musi forde« 
ordentlichen  Seelsorger  eines  der  Braatleate  ~  oder  Tor  dessen  Stell rertreter  lo  G^ 
genwart  zweier  Zeugen  geschehen. 

19.  Code  civil  §.  165.  Le  mariage  sera  ceiebr^  publiqucment  derant  rolBci« 
civil  du  domicile  de  Pune  des  dem  parties. 

20.  Prensz,  Landr.  U.  i.  g.  137.  Zwischen  Personen  fremder  im  Staate  ^^ 
deter  Religionen  wird  die  Vollziehung  einer  Tollgöltigeo  Ehe  lediglich  nach  des  G^ 
brauchen  ihrer  Religion  beurtbeilt. 
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ihm  erkannte  Recht  auch  dann  ra  achOtzeo ,  wenn  seine  Anwendung  nicht 
den  idealen  moraliscben  Anforderungen  der  Kirche  entsprechen  soHte. 
Diesem  BedOrfnisse  kann  entweder,  wie  das  in  den  Fallen  der  ersten  Gat- 
tang  ton  jeher,  in  denoi  der  zweiien  in  neuerer  Zeit  manchen  Ortes  (aoch 
tti  EnkgUmd  durch  ein  Gesett  Ton  18S7)  geschehen  ist  (21.),  dorch  Zolas- 
soDg  einer  AutfMkmefc^nth  oder  wie  es  gegenwärtig  in  Premzm  tersncht 
wird,  dnrch  EinfMining  einer  facvUaiiom  Cmlform  entsprochen  werden. 

*  Süsxkind,  die  Stellnng  der  Civilehe  in  Staat  und  Kirche  1849;  - 
E,  FriMerg ,  cur  Qeechiehte  der  Eheechliesznng  in  Dove'B  Zeitschrift  f. 
Kirchenrecht  HL 

§.  195. 
3.   PersöDliebe  WirlungeD  der  Ehe.    Misaheirath.    Ehe  tar  Unken   Hand. 

1.  Die  Ehegatten  werden  von  dem  Momente  der  Eingehung  der  Ehe 
(der  Trairang)  an  zn  voller  $kelicher  LsbtmgemebMchaft  nnd  Treue  in  GlOck 
and  Onglfick  Ar  ihr  ganzes  Leben  verbunden.  (1.  2.)  Das  Wesen  c^eser 
VarlMndong  ist  die  fitnigung  in  der  eheliche  Gesinnung,  welche  woU  im 
Leben  auch  ttuszerlich  bewtthrt,  aber  nicht  in  Form  einer  erzwingbaren 
Rechtspflicht  ausgebildet  werden  kann.  Eine  Aeuszerung  derselben  ist  die 
fleischliche  Ge$ckUckisg$meinsehafU  Da  aber  die  eheliche  Liebe  zwar  ge- 
weckt, aber  nicht  befohlen  werden  kann,  so  werden  auch  nShere  Recbts- 
verschriilen  Ober  die  eheliche  Beiwohnung  unnütz  sein.  Das  Privatredht 
kann  nur  erhebliche  Miogd  —  z.  B.  die  beharrliche  Weiga*ang  der  Bei- 
wohnung —  angemessen  berücksichtigen,  mosz  sich  aber  vor  jedem 
plumpen  Eingriff  in  das  Gebiet  der  individuellen  Freiheit  hfltra. 

2.  Eine  fernere  Wirkung  der  ehelichen  Lebensgemeinschaft,  welche 
im  deutschen  Rechte  schon  früh  erkannt  worden,  ist  die  Rechtsgenossen- 
tehaft  der  Ehegatten  (3.  4.)  Die  Frau  tritt  in  das  Recht  des  Mannes 
ein,  in  sein  Volks-  und  Landesrecht,  in  sein  Gemeinderecht,  in  sein  Standes- 


21.  Zürcher  G.  §.  110.  Wenn  die  beiden  Verlobten  —  lu  PrololioU  eröflTlnen, 
dasi  sie  xwar  eine  echte  Ehe  einzugehen  wünschen,  aber  aus  ernsten  religiösen  Grün- 
den sich  der  kirchlieben  Form  nicht  unterziehen  können,  so  ordnet  der  Gerichtsprä- 
sident die  —  Bekanntmacbung  an,  welche  die  Stelle  des  Aufgebotes  vertritt.  8ind 
im  Uebrlgeo  keine  Behinderuagsgründe  rorhanden,  so  wird  dieselbe  dnreh  eine  feier- 
liche Erklärung  der  eheliehen  Gestenung  vor  dem  Bezirksgerirbt  vollzogen. 

1.  Prenn,,  Landr.  II.  1.  S-  1^1»  Zur  ehelicben  Treue  sind  beide  Ehegatten 
«echselseitig  verpflichtet«  §.  182.  Die  Verletzung  derselben  von  Seite  des  einen 
Ehegatten  berechiigt  den  andern  nicht  zu  gleichen  Vergehungen. 

2.  Co4e  ewü,  g.  212.  Les  ^ux  se  doivent  mutuellement  fid^lil6,  secours, 
assisCaBce. 

3.  ^.  j|K  I.  45.  t»  1.  AI  ne  si  ea  man  aime  wive  nicht  evenburdich,  he  is 
doch  Ire  Vormunde,  und  se  is  sin  genotinae  und  trit  in  sin  recht,  svenae  se  in  sin 
hedde  gat. 

4.  FrMurger  Sladtradal  §•  ^  Omnls  mulier  est  genos  viri  lui  in  hac  elvi- 
Ute  et  vir  mulieris  similiter. 


Digitized  byVjOOQlC 


674  Bo€b  IV.  Cap.  O.  Bielke. 

reckt  (5.  6.)     Sie  nimmt  sein«!  Geickke/Ummmm  an  ttid  hat  TMI  in 
seinem  Range  and  an  der  Ehre  seiner  Ti$d  und  WUrdet%. 

Das  neuere  Recht  bat  das  Streben,  dieses  wichtige  Prindp  voUiliMig 
ins  Leben  zn  rofen,  nnd  ist  deszhafi)  weder  denn  ttberlieferten  Priadp  6bc 
MüzheiriUh  noch  dem  Institute  der  Ehe  M»r  tinkem  Ikmd  gOnstig,  wdche 
die  ehdiche  Genossenschaft  verbindenK  Die  Kirche  hatte  schon  frtdNr 
von  christlichem  Boden  aus  gegen  ein  derartiges  Miscrerhiltnisz  unter  te 
Ehegatten  gekAmpft:  die  moderne  Recbtswissenschaft  tbut  es  ebenso  im  Be- 
wusztsein  des  inneren  Widerspruchs,  in  welchem  eine  solche  hinkende  & 
mit  dem  menschlichen  Wesen  der  Ehe  steht. 

3.  Der  Begriff  der  Miszheirath,  welcher  als  eine  schwache  Nadh 
Wirkung  des  ursprünglichen  kastenartigen  Verbotes  der  Ehe  zwischen  An- 
gehörigen verschiedener  Stande  zarCrckgeMieben  ist,  hat  in  unserem  beo« 
tigen  Rechte  nur  noch  eine  auf  den  hohen  Adel  beschrinkte  Anweadoog. 
Zwischen  allen  übrigen  Ständen,  dem  mederm  Adel,  dem  hohem  und  lie- 
dem  Bürgerüamd  und  dem  BammeUmd  besteht  voUkommene  Ehegemutm- 
ichaft,  und  es  tritt  die  Frau  von  Rechtes  wegen  in  Folge  der  Verheiratlnng 
auch  in  den  Stand  ihres  Mannes  ein,  sei  dieser  nun  h<^er  oder  niedriger 
als  ihr  angebomer  Stand.  Der  hohe  deutsehe  Adel  dagegen  hat  bis  atf 
unsere  Zeit  hinab,  ungeachtet  er  dadurch  zu  seinem  Schaden  in 
schroflen  Zwiespalt  mit  dem  NationalgefOhle  gerathen  ist  und  sieh 
die  Quellen  der  noth wendigen  Erfrischung  seines  Blutes  abgesperrt  bat  ntt 
Ängstlichem  Sinne  an  dem  Grundsatze  fe^tgehalfeeii,  dasz  nur  in  der  «6«- 
^örit^en  Ehe  auch  vollkommene  Siandeegenoeeeneehnift  sich  finde.  (7.)  WHi- 
rend  des  Mittelalters  war  dieser  Grundsatz  bei  weitem  weniger  bedenklidi 
als  jetzt,  theils  weil  der  Kreis  der  ebenbürtigen  dynastischen  Familien  eine 
viel  reichere  Erfaliung  hatte^  theils  weil  der  Kaiser  den  Mangel  der  äusK- 
reu  Abkunft  heben  und  insbesondere  Frauen,  die  ihm  um  ihrer  natüriicbefl 
Vorzüge  willen  so  hoher  Lebensstellung  würdig  erschienen,  zu  gkicheo 
Stande  mit  ihrem  Gemahl  erheben  konnte.  (8.)  Seitdem  aber  jene  Fami- 
lien immer  mehr  ausstarben  und  das  Recht  des  Kaisers    zu   helfien  zoerst 


5.  OßsUrr.  G.  g*  M*  t^ie  Gattin  erhMIt  den  Namen  des  Mannes  und  geoiesii 
die  Rechte  seines  Standes. 

6.  Zürcher  Ges.  g.  ^ ^*  Die  Fran  wird  d«rch  die  Traamg  die  Genossin  ikrfs 
Mannes  und  erwirbt  seinen  Geschleebissanifn  wmI  sein  Börgerreeht 

7.  ScAw.  9p.  57.  Oben  S-  21*  i- 

8.  Url(.  Kön.  Rudolphs  Ton  1279.  {Hramt  g.  89.  43)  NoTerint  —  nnifersi  - 
quod  nos  —  (Hfinricl  marcbionis  Misneosis)  supplioationibus  indinaü  Elisabeili  (^ 
Maltitz)  legitimam  tliori  sul  conaortem,  Fridericnoi  natum  legitimom  ntrinsqoe  et 
uniyersos  liberos,  si  quos  ab  eisdem  par^ntibus  procreari  contigerit,  in  CntnnMi^ 
omni  la60  terviät  teu  mmüt9rialu  comUHonu  respeetu  de  plenitudine  rcfie  Malast^ 
eximHnns  et  ingenuitatis  ae  liberi  partns  heoore  et  titulo  insigninos»  valenlet  tm 
sie  semper  in  ingenuomm  ae  nobüiwun  sorte  et  nnmero  recenseri,  ae  si  de  vcsin 
libero  nati  essent,  ita  qnod  ad  suecessionsm  bonorum  fandaUnm  et  aüemi  qointfH 
Übet  pari  forma  sicut  ingenui  et  nobiies  admitUntor« 
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auf  die  Fille  nicki  noi<ni$eher  llisiheirath  (9.)  —  als  notorische  Miszhei- 
ralb  galt  denn  (Me  Ehe  mit  einer  Baoern-  oder  einer  niedem  Bdrgers- 
tocfater,  nicht  aber  die  mit  einer  Tochter  eines  Ritters  oder  «ines  höhern 
fieamtea  —  bescfarinkt  worden  und  mit  der  Anfldsang  des  deulschen 
ReiolKS  eriosehen  ist,  so  »eigt  sich  die  tiebhr«  wdche  für  die  geistige  nnd 
iöbliobe  Gesnndheit  dieses  Standes  Aok  aus  jenem  Grundsatz  aufsteigt, 
immer  deutlicher. 

FOr  das  heutige  Recht  lassen  sich  folgende  Grundsitze  aufstdlen: 

a)  Auch  üQr  die  Mitglieder  des  hohen  Adels  ist  die  Ehe  mit  Personen, 
welche  dem  niedern  Adel  oder  einer  diesem  gleichen  Classe  (z.  B. 
Töchter  von  höh»n  Beamten)  angehören,  nur  insofern  noch  als  Misz- 
heirath  anzusehen,  als  diesz  durch  staatsrechtliche  Beschränkungen 
oder  durch  Hausgesetze  und  festes  Herkommen  jener  Familien  so 
bestim^ot  ist 

b)  Die  Familien  des  hoben  Adds  simi  berechtigt,  auf  dem  Wege  der 
Autonomie  das  allgemeine  Recht  auch  bei  sich  einzufahren  und  das 
Ausnafameinstitut  der  Miszfaeirath  für  sich  abzuschaffen,  ohne  damit 
irgend  auf  ihre  Adelsrechte  zu  verzichten ,  wie  denn  auch  die  eng- 
lische hohe  Aristokratie  das  natürliche  Recht  der  Ehe  voUstindig  an- 
erkennt 

c)  Hat  eine  Familie  des  hohen  Adeb  den  Grundsatz  freier  Ehegenossen- 
schaft angenommen,  so  treten  auch  die  niedriger  geborene  Frau  und 
ihre  Kinder  vollständig  in  den  Stand  des  hochgeborenen  Hannes  und 
Vater«  em»  Wenn  daher  solche  Kinder  sich  mit  GKedem  einer  Fa- 
milie verheirathen,  welche  noch  an  dem  Institut  der  Miszheirath  fest- 
hält, so  ist  eine  solche  Ehe  dennoch  eine  Genossen*  nicht  etwa  eine 
Dngenossenehe.  Diese  Folgerung  wird  auch  in  den  souveränen  Hau- 
sem anerkannt 

d)  Ausserhalb  des  hohen  Adeb  darf  das  Institut  der  Miszheirath  überall 
nicht  mehr  anerkannt  werden,  wenn  nicht  und  soweit  nicht  ausnahms- 
weise bestimmte  pariicularrechtliche  Vorschriften  dazu  nöthigen.  Es 
darf  insbesondere  den  übrigen  Familien  nicht  zugestanden  werden, 
dasselbe  durch  die  Autonomie  bei  sich  einzuführen,  wohl  aber  können 
sie,  auch  wo  dergleichen  früher  mit  Erfolg  geschehen  ist,  jederzeit 
zu  dem  allgemeinen  Recht  zurückkehren  oder  fortschreiten. 

4.  Die  Miszheirath  hat  ihren  Grund  in^  einem  von  dem  Willen  der 
Ehegatten  unabhängigen  Miszverhältnitz  ihres  Standes,  (»ewöhniich  wollen 
beide  eine  vollkommene  Ehe  eingehen,  aber  sie  sind  daran  gehindert  durch 
das  jus  singulare  der  Ongenossenschaft  gewisser  Stände.  Die  Ehe  zur  lin- 
kem Hamd  dagegen  setzt  voraus,  dasz  die  Ehegatten  selbst  eine  Ungenossen- 
ehe  mit  mangelhaften  Wirkungen  woHen,  denn  sie  beruht  auf  einem  Ehe- 
vertraget  welcher  die  ungleichen  Verhältnisse  des  Mannes   und  der  Frau 

9.    frahiempümlmäom  t.  174St  Oben  g.  21.  2. 
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oiher  bestimmt.  (10.)    Sie  ist  dabef   eine  dureb  den  nibjecfheQ  WiDa, 
eine  mangelhafte  eheliche  Gesinnong«  ptnmxirU  MitzkgrtUh. 

Die  einzige  Anwendung,  fflr  wdche  a«ch  in  nosern  Tagen  noch  crute 
Gründe  angeführt  werden  können,  ist  die  anf /ürUltdba  Personen  ans  lonwiraiai 
Häasom.  Da  dieselben  staatsreditlich  in  der  Eingebung  einer  voDkoiNDe- 
nen  Ehe,  welche  der  Gemahlin  den  öflentlichen  Rang  des  Mannes  sichert 
and  auf  die  Kinder  Tbronfolgerechte  Qbertrflgt,  beschrinkt  sind,  so  Hot 
sich  begreifen,  dasz  ihnen,  insofern  sie  für  Frau  nnd  Kinder  auf  die  sUats- 
rechtlichen  VorzOge  ihrer  Stdlang  verzichten,  die  Privatfreiheit  ventittet 
wird,  in  Form  der  Ehe  zur  Knken  Hand,  doch  im  übrigen  ein  wahies 
eheliches  VerhAltnisz  mit  einer  Frau  einzugeben,  die  nicht  zu  vc^Iot  Staado- 
gleichheit  beftihigt  wftre. 

Auf  die  Form,  daaz  die  Frau  dem  Manne  nor  zur  linken,  nicht  nr 
rechten  Hand  angetraut  werde,  kommt  es  nicht  gerade  an  (11.)^  obwofal 
dieselbe  das  Schiefe  dieses  Verhältnisses  gut  darstellt.  In  älterer  Zeit  be- 
tonte man  eher  die  Hinweisung  auf  die  Morgengabe,  Diese  empfing  ät 
Frau  als  Zeichen,  dasz  ihre  weibliche  Ehre  geachtet  werde,  und  sie  dodi 
als  Frau,  nicht  als  blosze  Concubine  gelten  solle.  Aber  üfatr  das  bei  der 
Verlobung  Bestimmte  hinaus  erhielt  sie  keine  anderen  Vermögensrecbte 
und  nicht  die  volle  Gleichstellung  der  echten  Frau.  Man  nannte  daher 
diese  Abart  der  Ehe  auch  die  morganaiiiehe. 

Die  Hauptwirkungen  derselben  sind: 

a)  die  Frau  wird' nicht  zur  Standes-  und  Rangesgenossin  des  Mannes  (li|; 

b)  die  Kinder  folgen  nicht  dem  Stande  des  Vaiers,  und  sind  von  der 
Thronfolge  —  sowie  von  dem  Erbrechte  in  Slammgfiter  und  lAßt 
guter  —  ausgeschlossen. 

Im  übrigen  wird  die  Frau  doch  zur  Ehegenossin  und  ihre  Kinder 
sind  eheliche  Kinder  des  Mannes. 

6.  Die  Stelhmg  der  Ehegenossen  ist  indessen  auch  in  der  voUkoO' 
menen  Ehe  nicht  eine  absohit  g-eicbe,  sondern  so  organisch  geordnet,  äa 


10.  II.  Fead  29.  Quidam  babens  filium  ei  nobili  conjoge ,  post  morten  (j« 
Don  volens  cootinere,  aliam  niioas  nobilem  duxil:  qui  Dolens  existere  in  peceiio. 
eara  desponsavit,  ea  lege,  ut  nee  ipsa  nee  filii  ejus  amplius  babeant  de  bonis  pairb 
quam  dixerH  tempore  sponsaliornm :  verbi  gratia  decem  librts  vel  qoaniinR  voliieni 
dire  quando  eam  desponsavH ,  qnod  Mediolaiieiises  dicunt  accipere  uforem  »d  mar 
ganaticam,  aljbi  lege  SalUa. 

11.  Cod,  Max,  Bawtr.  I.  6.  §.  45.  Die  zwischen  ungleicben  SUndespetsosa 
vorgehenden  VerebelichuDgen  werden  obne  Unterschied  ,  ob  die  Antrauung  sar  liak- 
oder  rechter  Hand  geschehen,  sowohl  nach  geistlich-  als  weltlichen  Rechten  for  dv 
wahre  Ehre  geachtet,  und  seynd  miibfn  auch  quoad  BIfrctns  CiTiles  von  der  wMwi»- 
eben  Würkuag.  auszer  soweit  durch  besondere  Gedlag»  HerkoBinen  oder  Statati 
ein  anderes  versehen  ist. 

12.  Prettit.  Undr.  II.  1,  $.  865.  Die  Hausfrau  (in  der  Ehe  lur  linken  Hao^; 
tHtt  nicht  In  die  Familie  des  Mannes  und  darf  sieb  seines  Titels  und  Wappens  aickt 
bedienen. 
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der  Mmm  ab  das  Haupt  der  Ehe  and  des  Hauses  Yortritt  (13 — 15.)  Fs 
wird  das  auch  da  noch  anerkannt,  wo  die  Form  der  ehelichen  Yormand- 
sehall  aufgehört  hat  oder  nicht  ausreicht  Es  ist  eine  Folge  dieses  Prin- 
cips,  dasz  die  Frao  als  Genossin  des  Mannes  in  dessen  Stand  und  Familie 
eintritt  und  nicht  umgekehrt  Eine  fernere  Folge  ist,  dasz  das  DomkU  des 
Mannes  auch  die  Wohnung  der  Ehe  ist  und  die  Frau  dem  Manne  dahin 
folgen  rousz.  (16.)  Nur  sehr  erhebliche  Gründe,  insbesondere  Gefahr  fdr  (He 
Moralität  oder  die  Gesundheit  oder  die  standesmäszige  Existenz  der  Frau 
können  es  rechtfertigen,  wenn  auf  deren  Anrufen  das  Gericht  sie  der  Pfliclit 
entbindet  dem  Manne,  der  z.  B.  einem  vagirenden  Leben  sich  hingeben 
oder  in  ferne  Weltgegenden  hinziehen  will,  zu  folgen.  Aus  demselben 
Princip  folgt  auch  der  Satz,  dasz  in  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Ehe- 
gatten, wenn  sie  sich  nicht  sonst  verständigen  können  und  doch  ein  Ent- 
scheid nöthig  wird,  das  entscheidende  Wart  dem  Manne  gebührt 

6.  Dagegen  hegt  dem  Manne  auch  die  Pflicht  ob,  der  Frau  sanen 
Schutz  zu  gewähren,  sie  zu  vertheidigen.  (14.)  Er  ist  ihr  rechtmÄsziger 
Beistand,  beziehungsweise  Vertreter  vor  Gericht  und  im  Verkehr.  (15.)  Er 
hat  auch  für  den  Unterhalt  der  Frau,  je  nach  Verhältnisz  des  Vermögens 
und  Standes  zu  sorgen,  und  überhaupt  die  Kosten  der  Haushaltung  zu 
tragen.  (17.)  Der  letztere  Grundsatz  ist  zwar  ebenfalls  im  römischen  Rechte 
anerkannt;  das  deutsche  Recht  ergftnzt  aber  denselben  richtig  dadurch, 
dasz  es  hinwieder  die  Frau  yerpflichtet  je  nach  ihrem  Stande  und  ihren 
Krftften  mitzuketfm  und  mitzuarbeiten.  (18.)  Diese  Pflicht  der  Frau  tritt  in 
den  höchsten  Kreisen  der  Gesellschaft  mit  der  Sorge  für  die  hAusliche 
Oekonomie  zurück,  aber  sie  Huszert  sich  doch  auch  da  als  Sorge  für  die 
standesmftszige  Erscheinung  des  Hauswesens,  fn  dem  niedern  Adel  rnd 
dem  höhern  Bürgerstande  dehnt  sie  sich  gewöhnlich  bis  zur  Besorgung  dur 
eigentlichen  Haushaltungsbedürfnisse  —  in  Kleidung ,  Speise,  Gerflthschaf* 
ten  —  aus,  in  dem  vierten  Stande  steigert  sie  sich  regelmSszig  zu  persön- 
licher Handarbeit  und  BeihUlfe  in  dem  Berufe  des  Mannes. 

13.  Preu9%.  Landr.  II.  1.  g.  184.  Der  Mann  ist  das  Baupt  der  ehelichen  Ge- 
sellschaft, und  sein  Entschlusx  gibt  in  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  den  Aasschlag. 

14.  Code  c.  g.  213.  Le  mari  doli  protection  k  sa  femme,  la  femme,  ob^issance 
h  son  mari. 

15.  Preatt.  Landr.  II  1.  S-  ^88.  Der  Mann  ist  schuldig  und  befugt,  die  Per- 
son, die  Ehre  und  das  Vermögen  seiner  Frau  in  und  austcr  Gerichten  xu  Teribeidigen. 

15.  Zürcher  Ges.  g.  130.  Die  Frau  hat  dem  Manne  in  seine  Wohnung  xu 
rolgen.  Ausnahmsweise,  insoweit  dringende,  die  Wohlfahrt  der  Frau  ernstlich  ge- 
Tihrdende  Gründe  es  rechtfertigen,  kann  das  Gericht  der  Ehefrau  die  .Yerpflichtung 
d<'m  Manne  nachzufolgen  erlassen. 

17.  O09ierr.  G.  g.  lA.  Der  Mann  ist  das  Haupt  der  Familie.  In  dieser  Eigen- 
schaft steht  ihm  vorxüglich  das  Recht  zu,  das  Hauswesen  xu  leiten;  es  liegt  ihm 
aber  auch  die  Verbindlichkeit  ob,  der  Ehegattin  nach  seinem  Vermögen  den  ans(5n- 
iigea  Unterhalt  xu  Terschaffen,  und  sie  in  allen  Vorfällen  tu  vertreten. 

18.  Prtuix,  Landr.  U.  1.  g.  194.  Sie  (die  Frau)  ist  schuldig,  dem  Hauswcsrn 
des  Mannes  nach  dessen  Stande  und  Range  vorxusleben. 

Btunticbli,  deutucbet  Privatrecbl.  3.  AaO.  37 


Digitized  byVjOOQlC 


578  Bach  lY.  Cap.  IL    Die  Ehe. 

*  PiUter^  über  die  Mifizheirathen  deutscher  Fürsten  nnd  GrosieiL  Qdt- 
tingen  1796  ^^Gährum,  Lehre  von  der  Ebenbürtigkeit  Tübingen  1846. 2 Bde.; 
—  ZöpfL,  über  Miszheirathen.  Stuttgart  1858.  Letzterer  erklärt  es  für  uuriditii^ 
dasz  der  Herrenstand  schon  im  XTIT.  Jahrh.  von  dem  niedem  Adel  imd  dem 
Bürgerstand  in  der  Ehegenossenschaft  getrennt  gewesen^  und  hält  den  Begrif 
der  morganatischen  Ehe  für  älter  als  den  der  Miszheirath)  die  Lehre  von  dieser 
nur  für  ein  Product  des  XVUL  Jahrhunderts.  Noch  im  XVL  und  XVU.  Jahr- 
hundert sei  das  Prindp  der  Ehegenossenschaft  gemeines  Recht  in  Deutschlaod 
gewesen,  römisch  und  deutsch  zugleich.  Der  Schwabenspiegel  habe  nur 
alematmische  Besonderheit  behauptet  —  In  allen  diesen  Bedehungen  halte  ich 
den  Beweis  für  nicht  geleistet,  wohl  aber  in  der  practisch  wichtigen  Be- 
ziehung seine  Beweisführung  für  überzeugend,  dasz  die  Ehe  eines  hohen  Ad^ 
liehen  mit  einer  niedern  Adelichen  oder  einer  Frau  aus  den  hohem  Rang- 
classen  der  Gesellschaft  nicht  als  „notorische  Miszheirath  ,^  sondern  in  der 
Regel  als  Qenossenehe  gelte,  und  nur  die  Ehe  mit  einer  Frau  der  vitfln 
Qassen  unter  jene  Bezeichnung  fiEdle.  —  Generier,  D.  Frivatr.  IV  %  1. 

§.  196. 
III.  Aufliteung  der  Ehe.    Scheidung. 

1.  Da  die  eheliche  Verbindung  die  voUe  Einigung  and  Lebensgeoiea- 
schaft  der  Ehegatten  hervorbringt,  so  versteht  sich  die  Unauflöüiekkeü  der 
Ehe  als  eine  ideaU  Eigenschaft  dersdben.  Wo  irgend  eine  auch  inoerlich 
wahre  Ehe  entstanden  und  ungebrochen  da  ist,  da  kann  «e  nur  durch  da 
Tod  des  einen  oder  des  andern  Ehegatten  gelöst  werden.  Der  Gedanke 
der  Scheidung  ist  in  einem  logischen  Widerspruch  mit  den  Begriff  der 
Ehe,  und  setzt  nothwendig  einen  Abfall  von  der  Idee  der  Ehe  und  mei- 
stens ttberdem  eine  moralische  Verschuldung  oder  wenigstens  einen  HaB- 
gel  an  sittlicher  Energie  voraus. 

Wir  begreifen  es  daher,  wenn  die  iatholische  Kirche,  die  im  Hittel- 
alter die  persönliche  Seite  des  Eherechtes  ganz  beherrscht  hat,  die  Ekt 
Scheidung  Überall  untersagte,  und  halten  es  für  einen  Vorzog  des  caoooi- 
sehen  Rechtes,  dasz  es  mit  Ernst  die  leichtfertige  Trennung  der  Hie  be- 
kämpfte. Sie  vertrat  hier  das  moralisch-ideale  Prindp,  obwohl  sie  allerdiogf 
den  Fehler  beging,  sittlich  strenger  sein  zu  wollen,  als  Christus  gewesen, 
der  den  Ehebruch  als  einen  moralisch  gerechten  Grund  der  Scheidung 
anerkannt  hatte,  wahrend  sie  auch  in  diesem  Falle  die  ToUe  ScheidoDg 
zwar  nicht  zu  verdammen  wagte,   aber  so  viel  an  ihr  lag  behinderte,  (i- 

Das  tceltliche  Eherecht  hat  von  jeher  mehr  die  realen  ZMMtände  be- 
rücksichtigt nnd  da  läszt  sich  nicht  verkennen,  dasz  manche  wirklicbe 
Ehe  den  idealen  Anforderungen   an  die  Ehe  geradezu  widerspricht,  ruA 

1.  Conc.  Tn'd,  g.  24.  can.  7.  8i  quis  dixerit,  ecclesiam  errare,  cum  docaftei 
docet»  juxta  evangelicam  et  apostoh'cam  doctrinam  propter  adulterium  tlCerios  cov* 
jugum  matrimonii  vinculum  non  posse  dtssolvi  et  utrnmque  vel  etiam  innoceiitMi» 
qui  causam  adulterio  non  dedit,  non  posse,  altero  conjuge  virente,  aliud  nutriin«' 
nium  conirabere  etc. 
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die  Scheidui^  einer  solchen  Ehe  als  ein  geringeres  Debel  als  die  Fort- 
setzung jener  zerrissenen  nnd  unglQcklichen  Zostdnde  erscheint.  Es  kann 
daher  auch  nicht  befremden,  wenn  der  Staat  nicht  das  Moralprincip  in 
seiner  vollen  Strenge  zum  Rechtsprincip  zn  erbeben  wagt,  sondern  —  nm 
der  ^Herzenshflrtigkeit**  der  Individuen  willen  ^-  zugesteht,  dasz  wenn  eine 
bestimmte  Ehe  thatsächHeh  gebrochen  ist  nnd  der  Bruch  unheilbar  er- 
scheint, dann  diese  Thatsache  auch  vom  Recht  anerkannt  und  durch  ge- 
richtliches Drtheil  die  innerlich  zerstörte  Ehe  auch  äuszerlich  geschieden 
werden  könne. 

2.  Im  aitrömischen  Reiche  war  auch  nach  der  Einfährung  desChristen- 
thoms  die  Ehescheidung  durch  die  staatliche  Gesetzgebung  geordnet  worden. 
Im  Mittelalter  ging  sodann  die  Ehegerichtsbarkeit  und  die  Ehegesetzgebung, 
tn  äe  Kirche  Ober.  Die  neuere  Zeit  neigt  sich  wieder  der  Ansicht  zu, 
disz  die  moralische  Einwirkung  auf  Reinheit  und  Festigkeit  der  Ehe  der 
Sirche  vornehmlich  zukomme,  die  Ordnung  des  Eherechtes  und  die  Erlaub- 
Disz  zur  Scheidung  aber  Sache  des  Staates  sei.  In  den  protestantischen 
Undern  trat  diese  Ansicht  am  frühesten  hervor,  und  es  artete  sogar,  von 
dem  Einflüsse  der  etwas  frivolen  Philosophie  des  XVIU.  Jahrhunderts 
bewegt,  die  auch  anderwärts  nachgeahmte  Gesetzgebung  des  preuszischen 
Laadrechts  (3 )  und  mehr  noch  die  Gerichtspraxis  zu  verderblicher  Be- 
schtktzung  leichtsinniger  Scheidungen  aus.  Aber  auch  in  den  katholischen 
Ländern  zeigt  sich,  und  nicht  erst  seit  der  französischen  Revolution,  die 
Neigung  der  staatlichen  Gesetzgebung,  selbständig  auch  über  die  Eheschei- 
dung Bestimmungen  zu  erlassen,  in  einzelnen  sogar,  ungeachtet  des  Wider- 
spruchs der  katholischen  Kirche,  die  Tendenz,  die  Ehescheidung  wegen 
Ehebruchs  und  aus  diesen  ähnlichen  Gründen  zu  gestatten.  (3.)  Eben 
weil  auf  diesem  Gebiete  die  beiden  Autoritäten  des  Staates  und  der  Kirche 
sich  begegnen,  und  leicht  auf  beiden  Seiten  Befangenheit  und  Leidenschaft 
den  Streit  entzünden  und  verbittern,  hat  eine  richtige  Lösung  und  Aus- 
schädung  grosze  Schwierigkeiten ,  und  unsere  Zeit  ist  noch  so  wenig  dazu 
gelangt,  dasz  wir  für  einmal  noch  es  vorziehen,  die  einläszlichere  Darstel- 
iuog  des  Capitds  von  der  Scheidung  der  Disciplin  des  canonischen  Rechts 
ZD  überlassen,  obwohl  das  schwerlich  mehr  lange  geschehen  darf. 

*  ^(rtppeliiuiim,  d.   EhescheidungBrecht   nach  gemeinem  und  insbesondere 
nach  hessischem  Recht  Kassel  1854. 


%  Prentx,  Landr.  II.  1.  g.  669.  Doch  sollen  Ehescheidungen  nicht  anders  als 
iu  sehr  erhehlichen  Ursachen  sUitfinden.  8*  ^t(«  Ein  Ehegatte,  welcher  derch  sein 
Betragen,  bei  oder  nach  der  Beiwohnung  die  Erreichung  des  geselzroäszigen  Zweckes 
derselben  vorsätiüch  hindert,  gibt  dem  andern  lar  Scheidung  rechtroäsilgen  Anlasz. 

3.  Code  c.  S-  ^29'  ^*^  niari  pourra  demander  le  divorce  pour  cause  d'adalt^re 
öe  sa  femme.  (Ges.  ▼.  1816.  g.  1.  Le  diforce  est  aboll.) 
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Drittes  CapiteL 

IV,  Das  ältere  Güterrecht  der  Ehegatten  und  seine  Geechiehte. 

§.  197. 
1.  Urspröngliches  System. 

1.  Alle  deatschen  Rechte  waren  in  alter  Zeit  Ober  den  Grandgedankci 
einig,  dasz  der  Ehemann  der  natürliche  Vormund  Meiner  Frau  sei.  (1.  i; 
Die  eheliche  Vormondschaft  kam  ihm  zu,  weil  er  das  rechtmaszige  Hnpt 
der  Ehe  und  der  Familie  geworden  war.  Sie  war  daher  nicht  die  bloss 
Fortsetzung  der  früheren  TAterHchen  Vormnndschaft,  die  der  Mann  hatte 
aoskaafen  müssen,  sondern  worde  mit  anderem  Charakter  erfdllt  Der 
Ehemann  ward  anch  dann  Vormund  seiner  Fran,  wenn  sie  ihm  ludit 
ebenbürtig  war. 

Daraus  folgt,  dasz  im  Rechtsverkehr  der  Mann  eine  andere  and  böbere 
Stellung  hat  als  die  Frau.  Die  Frau  darf  ohne  Zustimmung  ihres  Mannes 
nichts  von  ihren  Sachen  verfluszern:  noch  braucht  er,  wenn  sie  ohne  m 
Wissen  und  seinen  Willen  Sdiulden  macht,  dieselben  anzuerkennen.  (1  3.) 
Der  Mann  dagegen  kann  auch  Sachen  der  Frau  gültig  verAusiem;  Okr 
ihre  beweglichen  Sachen  verfügt  er  so  frei,  wie  über  seine  eigenen,  wi 
nur  zur  VerAuszerung  des  liegenden  Gutes  der  Frau  mOssen  beide  n- 
sammenwirken.    Der  Mann  ist  der  Vertreter  der  Frau  auch  vor  Gencü 

Die  ganze  Verwaltung  und  Leitung  des  ehdichen  Haushalts  ist  Aber 
haupt  in  dem  Manne  Concentrin.  Alle  Einnahmen^  woher  inomer  diesellMi 
kommen,  von  Früchten  der  Güter  oder  von  dem  Erwerb  der  Ebegittea 
flieszen  in  seiner  Gasse  zusammen,  alle  Ausgaben  für  das  ganze  Hausve» 
werden  von  ihm  bestritten.  Die  Frau  genieszt  mü  und  wirth$eht^  mä 
und  insofern  erscheinen  die  Ehegatten  neben  einander  und  unter  sidi  ^' 
bunden,  aber  fdr  die  Einheit  der  ehelichen  Wirthschaft  ist  hinwieder  dinfc 
die  höhere  Stellung  des  Mannes  gesorgt 

2.  Die  meisten  deatschen  Rechte  unterscheiden  innerlich  zwiscbes 
den  beiden  Vermögen  des  Mannes  und  der  Frau  auch  während  der  Ehe, 
obwohl  alle  die  äuszerUche  Verbindung  der  beidersätigen  Güter  zu  Einer 
Vermögensmasse  anerkennen.    Das  ist  der  Sinn  des  alten  Reims:  »lb0 


1.^  S.  sp.  III  45.  S.  5.  Die  man  is  ok  formäDde  sioes  wiaes  to  haot  ab » 
Ime  geträwet  wert 

2.  Schw,  6p,  59.  Ein  wtp  mac  An  irs  mannes  ariop  ir  guotes  nlht  hin  gcge^ 
weder  eigen  jDOCh  Itpgedinge,  noch  xinsguot  noch  varende  gaot.  Dat  ist  dlfoa  dtf 
er  ir  voget  ist 

3.  Stadtr.  von  IngoUUdt  {ffeumämn  g.  149.  10)  Kbain  — frtw  mag  an  inwirt- 
tes  willen  nichts  tan  damit  man  gelts  schuldig  wirt. 
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und  Weib  haben  kein  gezweües  Gut  zu  ihrem  Leibe^ti  (4.)  Diese  Ver- 
bindoDg  der  Vermögen  zu  gemeinsamem  Genüsse  der  Ehegatten  nnd  iu 
eiobeitlicher  Verwaltung  des  Manns  entspricht  in  der  That  der  ehelichen 
Genossenschaft  der  Personen  und  der  Deberordnung  des  Manns  als  des 
Hauptes  der  Ehe  vollständig,  und  es  ist  nur  eine  Steigerung  dieses  Ge- 
dankens, wenn  einzelne  deutsche  Rechte  auch  eine  innere  Verbindung  der 
ebelicben  Güter  zu  yoUer  Gütergemeinschaft  angenommen  haben,  wie  ja 
Mann  und  Weib  hinwieder  Ein  Leib  sind.  In  unseren  Alteren  Rechtsquel- 
leoistdas  erstere  System,  der  innerlich  unterschiedenen,  äuszerlich  geeinig- 
ten  Gflter,  das  allgemein  herrschende;  aber  im  skandinavischen  Norden 
6ndet  sich,  wie  mir  der  Kenner  des  nordischen  Rechts,  Maurer,  ver- 
sichert, schon  in  der  altern  Zeit  das  System  wirklicher  Gütei^emeinschaft 
Terbfeitet 

3.  Die  beiden  Hauptformen  des  germanischen  Güterrechts  der  Ehe- 
gatten, unter  sich  nahe  verwandt,  stimmen  mit  dem  Wesen  der  Ehe  vor- 
trefllich  zusammen  und  erscheinen  als  ein  groszer  principieller  Fortschritt 
der  menschlichen  Rechtsbildung,  wenn  wir  dieselbe  mit  dem  hierin  noch 
weit  zurückstehenden  römischen  Rechte  vergleichen,  welches  in  seiner 
Altern  Gestalt  des  ehelichen  Güterrechts  die  Einheit  der  Güter  so  sehr  über- 
trieben  hat,   dasz   die  Frau   geradezu   aufhörte  eine  vermögensrechtliche 

•  Person  zu  sein,  und  welches  in  dem  spätem  Dotalsystem  die  Zweiheit 
beider  Güter  so  schroff  auseinandergehalten  hat,  dasz  die  beiden  Ehegatten 
sich  juristisch  wie  zwei  einander  fremde  Personen  mit  zwei  auch  äuszer- 
lich  getrennten  Vermögensmassen  gegenüber  stehen,  die  nur  durch  die 
Dos  in  beschränkter  Weise  mit  einander  verbunden  werden. 

4.  Mannichfaltiger  aber  als  das  Güterrecht  der  Ehegatten  bei  ihren 
Lebzeiten  war  das  Güterrecht  nach  dem  Tode  des  einen  oder  andern  aus- 
gebOdet.  Für  das  System  der  unterschiedenen,  aber  ungezweiten  Güter  ist 
hauptsächlich  folgendes  hervorzuheben: 

A)  Wenn  der  Mann  zuerst  starb,  so  erhielt  die  Wittwe  ihr  Hegendes 
6r«r,  welches  bisher  in  der  vormundschaftlichen  Verwaltung  des  Mannes 
gestanden,  zu  selbständiger  Wirthschaft  und  Nutzung  regelmäszig  zurück* 
ihre  fahrende  Habe  konnte  sie  ebenso,  soweit  diese  noch  vorhanden  war, 
wegnehmen,  für  das  nicht  mehr  Vorhandene  aber  ursprtinglich  keinen  Er- 
satz fordern.  (5.)  Indessen  wurde  dieselbe  in  den  abgegangenen  Stücken 
durch  die  neu  während  der  Ehe  angeschafllen  wieder  ergänzt  Als  dann 
später  die  fahrende  Habe  wichtiger  wurde,  kam  es  in  den  Städten  vorzüg- 
lich auf,  das  Recht  der  Frau  auf  Wiedererstattung  derselben  dinglich  zu 

4.  S.  rp,  I  31.  S*  1*  älan  unde  wif  ne  hebbet  oein  getveiet  gut  to  irme  live. 

5.  L,  Alam,  55.  1.  2.  8i  quis  über  mortaus  fuerit  et  reliquit  axorem  sine 
filUs  ayt  filiabus,  el  de  itla  bereditate  exire  voluerit/ nubere  sibi  alio  coaequali,  se- 
qoatar  eam  dotis  legitima,  et  quicquid  parentfs  ejus  ei  legitime  placitaverint,  et 
qaicquid  de  sede  patenia  secum  adtulit,  omnia  in  potestate  habeat  auferendi,  quod 
Boo  manducavit  aut  non  rendidit. 
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veftsichern,  indem  dieselbe  »an  Eigen  und  Erbe  gelegt«  ward  (6.);  nnd 
es  entstand  daraus  manchenorts  das  Gewohnheitsrecht ,  dasz  die  Frau  da- 
für schon  von  Rechtswegen  ein  Vorrecht  habe  vor  andern  Gläubigem  des 
Manns. 

Eine  eigenthflmh'che  Form  erhielt  die  der  Frau  zugehörige  Fahrhibe 
in  dem  sächsischen  Institute  der  Gerade,  (7.)  Diese  wurde  ohne  Rodsicbt 
auf  die  besondere  Zubringung  im  einzelnen  Falle  durch  objectiTe  Recbts- 
regel  so  bestimmt,  dasz  der  Frau  das  Eigenthum  an  gewissen  Arten  too 
Sachen,  die  sich  in  dem  ehelichen  Vermögen  vorfanden,  mochten  diesdben 
von  ihr  oder  von  dem  Manne  zugebracht,  oder  spater  angeschafil  worden 
sein,  zugeschrieben  und  so  daraus  ein  besonderes  weibliches  VemiO^ 
eine  weibliche  Ausstattung  gebildet  wurde.  Die  Gerade  nahm  sie  dannoKl 
dem  Tode  des  Mannes  weg,  Wittwengerade.  (§.  207,  1.) 

Die  Schwierigkeit  einer  genetischen  Ausscheidung  der  mfiDDÜd« 
und  der  weiblichen  Fahrhabe  wurde  in  andern  Landesrechten,  wo  die 
Gerade  nicht  Oblich  war,  dann  auch  so  gelöst,  dasz  man  die  gesarnnte 
eheliche  Fahrhabe  als  Eine  Masse  behandelte,  (8.)  nnd  der  Wittwe  dam 
eine  bestimmte  Quote,  in  den  einen  Rechten  die  Hfilfte  (9.),  andervSrts 
einen  Drittheil  (10.)  als  Antheil  zusprach:  auch  wohl  so,  dasz  sie  die 
Wahl  hatte,  entweder  ihre  zugebrachte  Fahrhabe  herauszulesen,  oder  mit 
einer  Quote  der  gesammten  Fahrhabe  sich  abfinden  zu  lassen. 

Dazu  kam  die  Morgengabe,  die  der  Mann  der  Frau  gegeben  oder  Ter- 
sprochen,  und  oft  auch  ein  Leibgedinge^  welches  er  ihr  durch  Auflassong 
an  seinem  liegenden  Gute  bestellt  hatte,  oder  eine  schon  durch  Lando- 
Bbung  eingefOhtie  Nutznieszung  an  solchem. 

Bei  manchen  deutschen  Stammen  wurde  der  Wittwe  auch  ein  ADtfaefl 


6.  Urk.  T.  1389.  (Hy-M,  Zürcher  Concarsproe.  8.  63.)  dat  selb  gut  alles  ba* 
heimstär  und  morgengab  ligen  sot  in  allem  dem  recht,  als  ob  es  lig  an  eigea  ni 
erb ;  und  setzte  ocb  derselb  Heinr.  Utzwile  der  obg.  siner  elichen  wirtin  die  Yorge 
seiten  Ir  heimstfir  und  Ir  morgengab  uff  alles  sin  gnt  beide  ligendes  and  rareadcs 
das  er  Jetxt  bat  oder  noeb  gewinnet. 

7.  L€x  SmxoH.  9.  De  eo  qood  vir  et  nraller  almal  conqulaierlnt  malier  neäm 
portionem  accipiat:  hoc  apud  Westfalaos.  Apad  Ostfolaos  et  Angrarioa  nihil  KCipUi 
8ed|contenta  sit  dote  (Gerade). 

8.  Sehw,  9p,  e.  127.  Stirbet  einem  wibe  fr  man ,  —  so  nimt  diaf  Trove  ^ 
morgengabe  for  erdan  vnde  hat  si  Yarende  guot  da  mit  ir  man  niht  geachafiH  batai 
dem  tode ,  so  aol  man  der  Seele  ir  teil  geben  Tnde  dat  ander  gelicbe  teilen  raier 
wip  Ynde  tnder  kint. 

9.  Offtoang  y.  AUorff.  {Bluni9chit\  Z.  R.  I  288.)  Stirbt  aber  der  man  tot  den 
wib,  wil  denn  die  fröw,  so  mag  si  erben  die  va^enden  hab  halh  te  eigen,  md  pH 
halben  teil  siner  geltschuld.  vnd  mag  halben  teil  des   llgenden  guots  niessen  ze  ro^ 

ir  wil  mit  ?erbandnem  sak. vnd   wttit  die  ft-ow  den  not  sUn  le  gfilt  und  ff 

erb,  —  so  mag  si  dk#  ir  nemen»  wo  si  das  enöigt  nach  des  hoff  recht  rnd  mag  da- 
mit varn  wohin  si  wil. 

10.  Capit.  V.  c.  295.  Volamos,  ut  mores  defunftomm  post  obitam  mariteraA 
tertiam   partem   conlaborationis  qoam  simul  in  beneflcio  conlaboraTenuit,  acdpüal- 
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ao  der  hinterlasseDen  ehelichen  Emmgenschaft  zn  Eigentham  zugesprochen. 
Die  eheUehe  Efrungenichaft'{7.)  oder  Eroberung  (coüaboraiio)  nmfaszt  allen 
Tennögen$%uu>aehi ,  welcher  nicht  eingebrachtes  Gut,  sondern  durch  die 
Aeliche  Wirthschaft,  durch  Erwerb  nnd  Ersparnisz  an  Früchten  und  Lohn 
gewonnen  worden  ist.  Erbschaften  und  Schenkungen,  welche  einem  der 
Ehegatten  zugekommen,  gehören  zum  eingebrachten  Gute,  dagegen  Zinse 
▼on  dem  beiderseitigen  Vermögen,  nnd  der  Verdienst  beider  Eh^atten  zu 
der  Errungenschaft. 

5.  ß)  Starb  die  Frau  vor  dem  Manne,  so  waren  die  Rechte  des  über- 
lebenden Mannes  früher  ausgedehnter  als  die  der  Wittwe  im  entgegen- 
gesetzten Fall.  (11.)  Das  Uegende  Gut,  welches  der  Frau  gehört  hatte,  fiel 
imo  an  deren  ßlutsfreunde  und  Erben.  Frühe  schon  behielt  aber  in 
manchen  Stammes-  und  Landesrechten  auch  daran  der  Mann  die  Nutz- 
nieszung  bis  zu  seinem  Tode.  Die  fahrende  Habe  der  Frau  blieb  gewöhn- 
lich in  Alterer  Zeit  bei  dem  Manne  zurück,  jetzt  als  dessen  Eigenthum.  (12.) 
Nor  die  Gerade  muszte  er  nach  sachsischem  Rechte  an  die  nächste  Niftd 
der  Frau  herausgeben.  Spater  wurde  er  aber  auch  anderwArts  gehalten, 
ein  Erbrecht  der  Blutsfreunde  der  Frau  in  der  Fahrnisz  anzuerkennen. 
Die  eheUehe  Errungenschaft  freilich  verblieb  auch  in  diesem  Falle  aus- 
schlieszlieh  dem  Manne. 

*  Uasse^  Skizze  des  Güterrechts  der  Ehegatten  nach  einigen  der  ältesten 
deutschen  Rechtsquellen  in  der  Zeitschrift  f.  gesch.  Rechtswiss.  lY  S.  160  ff.; 
—  Kraut^  Vormnndscb.  II  §.  77  ff.;  —  über  die  Gerade  s.  Barth,  ausfUhrl. 
Beweis  von  der  G.  Leipz.  1721;  —  Hofmann^  Beschreib,  der  Gerade  und  des 
Heergeräthes  in  Sachsen  1721 ;  —  Schildener,  über  die  (Gerade  in  den  Beiträgen 
mr  Kenntnisz  des  german.  Rechts  1822,  Anhang  2. 

§.198. 
2.  Spätere  Verinderaogen.   AufliommeD  der  Gütergemeinscbaft. 

1.  Wenn  auch  sdmn  in  der  Urzeit  Keime  d^  Gütergemeinschaft  zu 
entdedien  sind,  so  flllt  die  Ausbildung  und  Ausbreitung  dieses  zweiten 
Hauptsystems  deutscher  Güterrechte  der  Eh^atten  doch  in  die  Zeit  des 
spätem  Mittdalters.  Am  frühesten  scheint  dieselbe  unter  der  fränkischen 
Bevölkerung  vor  sich  gegangen  zu  sein,  und  da  wieder  vorzugsweise  in 
den  Städten  und  unter  dem  Bürgerstande,  weniger  bei  dem  Adel.  Die 
Entstehung  und  das  Wachsthum  des  neuen  Institutes  wurde  durch  ver- 
schiedene Momente  gefördert.    Die  Idee  von  der  Ehe,  dasz  die  beiden  Ehe- 

11.  SeinrUi  II.  const.  a.  1019.  Quicumque  ex  quacumque  natione  legitimam 
axorem  accepit  vel  acceperit,  si  eam  mori  contigerit  sine  filiis  eorum  amboruin  vir 
saae  uxori  succedat  et  omnia  bona  ejus  pereipiat. 

12.  Offb.  ▼.  Dürnien  ▼.  1480.  —  Wenn  die  frow  zuo  ir  man  nider  an  daz  bett 
kompt  und  sich  entgürt,  was  sj  dann  zemal  varentz  guot  bat,  so  bald  sy  sieb  ent- 
gurt,  das  ist  des  maos  und  stirbt  sie  vor  dem  man  ab,  so  erbt  der  man  von  iro  alles 
Jr  varent  guot.  Wer  aber  daz  der  man  vor  der  frowen  abstürbe ,  so  sol  die  frow 
des  ersten  nemen  iro  verschrotten  gewand  vnd  iro  heimstür,  was  sy  zuo  irem  man 
bracht  bat,  das  sye  ligend  oder  varent  guot. 
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gattcn  zusammen  Ein  Leib  seien  (§.  197.)«  könnte  an  sich  schon  den  Ge- 
danken erzeugen,  dasz  es  auch  in  ihrem  Vermögen  keine  Sondemng  gebe; 
und   hatte   schon   früher   überall   eine  äuszere  Dngezweitheit  im  Genon 
und  in  der  Verwaltung  der  beiden  Güter  gegolten,   so  konnte  leicht  unter 
dem  Lichte  jener  Idee  auch  eine  innere  volle  Gemeinschaft  gefolgertwerdea, 
so  dasz  daim  die   völlig    geeinte  Masse  in  der  That  beiden  Ehe§aUm  f- 
meinsam  (1.  2.\  nicht  jedem  von  beiden  zu  ausschliesziichem  Rechte  n- 
gcschrieben  wurde.    Eher  konnte  aber  diese  Vorstellung  auf  die  fahrenii 
Habe  oder  auf  die  Errungenschaft   übertragen  werden,    weniger  auf  d» 
liegende  Gut  und  am  wenigsten  auf  das  Erbgut  im  engem  Sinn.    Denn  es 
sträubte  sich  die  Festigkeit  des  Grundeigenthums  gegen  eine  Aenderong  m 
der  Person  des  Eigenthümers ,  die  nicht  durch  die  Auflassung  bekräftigt 
würde,  und  die  alte  Ansicht,   dasz  das  Erbgut  der  Familie  erhalten  werde 
und  auf  die  Blutsfreunde  des  letzten  Eigenthümers  erblich  tibergehen  sole, 
war  einer  solchen  ebenfalls  ungünstig.  Dagegen  schien  eine  Unterscheidoiig 
innerhalb  der  ehelichen  Fahrhabe  um  so  weniger  nöthig,  als  schon  Toriier 
der  Ehemann  freie  Verfügung  über  beiderlei  Fahrhabe  besessen  hatte,  ood 
man  nach  der  Auflösung  der  Ehe  doch  manchenorts  gewohnt  war,  statt 
nacli    der  Herkunft  der  verschiedenen  Stücke  zu  fragen,    die   gesammte 
Fahrhabe  als  Eine  Masse  zu  behandeln.    Auch  die  Errungenschaft,  wie  sie 
durch  gemeinsames  Haushalten  (Erwerb  und  Sparsamkeit)  entstanden  wir, 
schien  sich  bequem  dem  Gedanken  zu  fügen,  dasz  sie  schon  wahrend  der 
Ehe  ein  gemeinsames  Gut  sei,  mochte  man  sich  daran   ideel'e  Theile  vor- 
stellen, oder  selbst    von  diesen    abstrahiren.   (3.)      Durch    Gedinge  (Ehe- 
Stiftungen)  bestimmten  dann  häufig  die  Ehegatten  unter  einander  solche 
Gemeinschaft  der  Fahrnisz  oder  der  Errungenschaft;    und  wurden  dabd 
Verträge  zur  Ortssitte,  so  ging  die  Tendenz  derselben   ohne  Schwierigkeit 
in  das  Stadtrecht  über,   und  wurde  wohl  auch  in  dem  Statutenbuch  airf- 
gezeichnet.    Ebenso  entlehnten  viele  Stftdte  Yon  angesehenen  Matterstidten 
ihre  Stadtrechte,    und    mit   diesen   ging  auch  die  Gütergemeinschaft  iroo 
einem  Orte  zum  andern  über.    Es  erklärt  sich  daraus  auch  ihre  durchan 

1.  Berner  Handveste  v.  1218.  §.  40.  De  cornmunione  bonorum.  Preterea  - 
statuimus,  ut  quicunque  burgensis  in  urbe  Tel  eitra  contraxerit  (matrimoniam}, 
cujuscanque  fuerlnt  cooditionis,  pares  sini  in  omni  jure,  et  uno  defuneio  alUr 
omnta  6ona  ipsitUy  (jue  reliqwtil  jure  hereditario  Uhere  et  qniete  poMideBii.  S*  ^'* 
8i  duo  contraxeriot  et  filios  geDuerint,  liberi  eorum  |iost  mortem  utriusque  parenti» 
omnia  bona  parenturo  jure  hereditario  —  possidebunt. 

2.  Schw.  ep.  c.  33.  ein  vtp  mac  ir  guot  nit  hin  gegeben  An  ires  roannes  willeo» 
noch  ein  man  äne  sines  wtbes  willen,  c.  10.  Gtt  dem  manne  stn  wtp  ander  gaot  wn 
Yarcnd  guot,  da  enmac  er  nibt  von  vergelten  wan  nach  ir  willen. 

3.  Lüb,  R.  Cod.  Hach.  III.  240.  ^or  en  man  und  en  wyf  in  echtescbop  i« 
samcnde  koment  mit  gode,  wo  vele  des  sy»  en  wynnet  se  nene  kindere  to  saniendf 
und  vorarmet  se,  und  ae  van  bloter  band  gut  weder  wcrven,  stervet  dat  wylT/  de 
man  schal  gheven  eren  erven  den  balven  brutschat,  den  se  to  em  brocbte.  Sth'Tet 
over  de  man  erst  de  vrouwe  nemet  eren  gantzen  brutschat  to  voren  dar  na  dat  ander 
gut  balir. 
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sporadische  ErsdieiniiDg  in  eiozelnen  Städten  mitten  in  weiten  Gebieten, 
wo  ein  anderee  Ooterrecht  gilt 

In  den  ^dten  wurde  Qberdem  das  VerhAltnisz  des  fahrenden  Gates 
miiD  Hegenden  ein  ganz  anderes  als  es  auf  dem  Lande  und  frOher  ganz 
aHgemein  gewesen.  Das  Vermögen  der  Handwerker  bestand  wesentlich  aus 
dem  Werkzeug,  den  Vorräthen  an  Stoffen  und  yerarbeiteten  Artikeln,  aus 
Geld  und  Forderungen ,  und  die  BandeUleute  legten  auf  ihre  Waaren- 
naagazine  und  ihre  Handelscapitalien  grösseren  Werth  als  auf  ihre  Woh- 
nung. Was  die  Tochter  als  Ausstattung  empfangen  oder  was  sie  von  ihren 
Kitern  ererbt  hatte,  darüber  verfagte  der  Ehemann  frei  in  dem  Interesse 
der  efaelidien  Wirthschaft  und  seines  Berufes,  auf  welchem  jene  ruhte:  und 
war  einmal  die  Gemeinschaft  des  Rechts  und  die  Einheit  der  Verwaltung 
mit  Bezug  auf  alles  fahrende  Gut  aneiiannt,  so  kam  man  leicht  dazu,  sie 
auch  auf  das  liegende  auszudehnen  und  so  allgemein  anzunehmen.  X)ie 
CnditverhäUnisee  unterstützten  in  manchen  Handelsstädten  diese  Vorstel- 
lungen; denn  waren  die  Güter  beider  Ehegatten  gemein,  so  wurde  der 
Credit  des  Ehemannes  gewissermaszen  verdoppelt;  indem  die -Gläubiger  nun 
ebenso  auf  das  von  der  Frau  zugebrachte  Vermögen  greifen  könnten  als 
auf  das  Gut,  das  zuvor  ausschHeszUch  dem  Manne  zugehört  hatte. 

Die  Ausdehnung  solcher  Einigung  auch  auf  das  liegende  Gut  ward 
endlich  da  erleichtert,  wo  das  Emspruchsrecht  der  Erben  gegen  Veräusze- 
rtingen  auf  die  Erben  im  engsten  Sinne,  d.  h.  die  Nachkommen,  be- 
schränkt wurde,  und  für  den  Fall  der  beerbten  Ehe  dafür  gesorgt  ward, 
dasz  die  säunntlichen  ehelichen  Liegenschaften  dem  überlebenden  Ehegatten 
—  mindestens  zum  Genusz  —  verbleiben,  den  Rindern  aber  als  verfiyigenes  A£t-^*'W<^N  ^*i 
Gut  zugesichert  werden.  Während  der  Ehe  war  dann  jeder  Ehegatte  ge- 
hindert, ohne  Zustimnrang  des  andern  über  das  liegende  Gut  zu  verfügen. 
Die  Veräuszerung  geschah  „mit  gesammter  Hand,'^  ohne  Rücksicht  auf  den 
Ursprung  des  Gutes:  und  nach  dem  Tod  blieben  wieder  ohne  Unterschied 
ihres  Ursprungs  die  liegenden  Güter  in  Einer  Hand.  Da  lag  es  offenbar 
nicht  fem,  auch  die  liegenden  Güter  als  „Sammtgut''  zu  betrachten,  und 
demgemäsz  dne  allgemeine  Gütergemeinschaft  anzunelimen. 

2.  Die  Einführung  des  römischen  Bechts  brachte  hinwieder  bedeutende 
Veränderungen  hervor,  theils  in  den  Principien  über  das  eheliche  Güterrecht, 
theils  in  der  Behandlung  desselben.  Freilich  lieszsich  das  Leben  nicht  so  leicht 
umgestalten,  wie  die  Theorie,  und  es  ist  das  römische  DotaUystem  viel  weniger 
ein-  Qod  durchgedrungen,  als  man  gewöhnlich  meint  Der  Grundgedanke  des- 
selben :  völlige  Getrenntheit  beider  Güter  als  stillschweigende  Voraussetzung 
und  Bestellung  einer  Dos  von  Seite  der  Frau  oder  ihrer  Verwandten  undUeber- 
gang  derselben  in  das  Eigenthum  des  Manns  zum  Zweck  der  ehelichen  Oeko- 
nomie  ist  dem  deutschen  Familienleben,  welches  von  der  entgegengesetzten 
Voraussetzung  gemeinsamer  Wirthschaft  ausgeht,  völlig  fremd,  und  wir  haben 
in  unserer  Sprache  keinen  Ausdruck  für  die  Dos,  denn  bei  den  Worten 
Aussteuer,  Ausstattung,  Heirathsgut  u.  s.  t  denken  wir  immer  die  Frau 
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als  das  eigentliche  Subject,  während  der  Römer  bd  der  Dos  sofort  darai 
dachte,  dasz  sie  dem  Ehemann  zu  Eigenthum  gegeben  sei. 

Die  Vermuthnng,  dasz  das  römische  Doialrecht  in  Deotschland  sob- 
sidiAres  Recht  sei,  ist  daher  aner  von  den  IrrthQmem,  tu  welchen  eine 
durchaus  falsche  Theorie  Ober  die  Reception  des  römischen  Rechts  vericild 
hat,  und  endlich  au&ugeben.  Und  selbst  in  den  LUndem,  wo  das  römische 
Dotalrecht  wirklich  eingeführt  worden  ist,  hat  es  doch  steh  so  grosze  Ver- 
änderungen geCdllen  lassen  mOssen,  dasz  es,  bei  Lidit  besehen,  dem  dea^ 
sehen  System  der  äuszerlich  ungezweiten  GOter  Ahnlicher  erscheint*)  ab 
dem  Achten  System  der  Pandekten. 

Auch  die  Auflösung  der  eheUehen  Varmundickaft  wurde  durch  du 
Ansehen  des  römischen  Rechts,  welches  dieselbe  nicht  kannte,  sehr  ge- 
fördert. Ihre  Folgen  sind  aber  wieder  geringer,  als  man  erwarten  softe. 
Denn  es  blieb  der  Gedanke,  dasz  der  Ehemann,  wenn  auch  nicht  oiefar 
Vormund  der  Frau,  doch  Baupt  der  Familie  und  als  solcher  nach  wie 
Yor  berechtigt  sei,  das  beiderseitige  wie  das  gemeinsame  Vermögen  zu  Te^ 
walten  und  darüber  zu  verfOgen. 

8.  Die  Mannichfaltigkeit  der  Güterrechte  in  Deutschland  ist  sehr 
grosz,  und  auszer  VerhAltnisz  sowohl  zu  den  wirklichen  GegensAtzeo  m 
der  Auffassung  der  Deutschen  von  der  Ehe  und  von  ihren  Wirknogeo 
auf  das  Vermögen  als  zu  den  Redürfhissen  des  Credits.  Sie  ist  grosKO- 
theils  die  Folge  der  particularistischen  Spaltung  und  Sonderbildung  des 
Rechts  im  spAtern  Mittelalter,  und  rein  zubillige  Einflüsse  haben  hier  gir 
nicht  selten  ihr  Spiel  getrieben.  Eine  Vereinfachung  der  Goterrechte,  wie 
sie  Frankreich  erlangt  hat,  ist  daher  auch  für  Deutschland  ein  RedOrfiuiz* 
welches  in  dem  Masze  steigt,  als  sich  eine  gleichmAszige  GuHur  und  gleicb- 
artige  Ideen  über  alle  deutschen  LAnder  und  StAmme  ausbreiten^). 

Für  jetzt  können  wir  noch  folgende  Grundformen  unterschdden: 

I.  Das  System  xvoeier  kmerlich  unlenchiedener  aber  äuizerUek  m§t 
zweiter,  durch  die  Verwaltung  und  NutJMUixung  dei  Mannet  geeinter  Güter; 
System  der  GiUerverhi$uiung***).  Ursprünglich  war  dasselbe  in  Deutsdh 
land  allgemein,  und  gegenwArtig  noch  gilt  es  in  einem  sehr  groszen  Tbed 
von  Deutschland,  in  Oesterreich  und  der  Schweiz  fort 

II.  Das  System  des  innerlich  zu  Einem  Gemeingut  geeinten  Vermdgeoi. 
Gütergemeinschaft,  in  vielen  StAdten  und  in  manchen  Landesgegenden  aas- 
gebildet, auch  in  Frankreich  anerkannt    Dasselbe  kommt  wieder  vor 

*)  Wenn  z.  B.  die  Praxis  ohne  weitert  scblieszt,  dasz  aHes  Veraögen,  was  die  Bbeftaa  ii 
die  Ebe  bringt,  Dotalgut  sei  (S*mferu  ArcbiT  U  304.),  so  ist  diese  VorausseUasf  mt 
deszhalb  richtig,  weil  die  deutschen. Ehegatten  nicht  Yon  den  römischen  Gedanken  geieilft 
werden,  und  im  Sinne  des  deutschen  Famiüenrecbts  es  allerdings  sich  Yon  selbst  versieH 
dasz  das  ganze  Ton  der  Fran  zugebrachte  Gut  der  ebcUeben  WirtbsebafI  diese. 
**)  Vielleicht  erfordern  die  socialen  Unterschiede  der  SUnde  eine  besondere  BerflcksicbtigaB^ 
indem  auch  das  VerhSltnisz  der  Frau  und  die  eheliche  WirthM^haft  Je  nach  den  soaalca 
Schichten  der  Bevölkerung  sich  modiflcirt 
***)  Der  Ausdruck  GOtenrerbindung  scheint  mir  das  leitende  Gikterrechtsprioeip  richtiger  oa^ 
YenUndlichec  zu  bezeichnen,  als  die  von  Andern,  vorgeschlagenen :  „äuszere  GOtergesMia- 
sehaft*'  oder  „Gfiiereinheiu" 
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1)  entweder  als  aUgemeine  Gütergemeinschaft,  wenn  (in  der  Regel)  alles 
eheliche  Vermögen  umfaszt  wird; 

2)  oder  als  theüweise  fpariiculärej  Gütergemeinsehaft,  wenn  nur  gewisse 
Bestandtheile  des  Vermögens,  wie  insbesondere  die  fahrende  Habe 
oder  das  errungene  Vermögen  Gemeingut  sind. 

IIT.  Das  römische  System  zweier  getrennten  Güter,  welches  durch  die 
Dos  fttr  den  Zweck  der  Ehe  brauchbar  gemacht  wird.  In  Deutschland 
durch  Gedanken  modificirt,  die  dem  ersten  System,  der  Goterrerbindung 
angehören. 

Wir  werden  uns  auf  die  Darstellung  der  beiden  ersten  Systeme  be- 
schränken und  das  eben  um  der  Verwechslung  mit  dem  Dotalsystem 
willen  bisher  vernachlässigte  System  der  Gttterverbindung  zu  Grunde  legen. 

*  C.  W,  Hofmmm,  d.  ehel.  G.  G.  1837;  —  Siemann^  das  Güterrecht  der 
Ehegatten  im  Gebiete  des  jütischen  Lot*8.  Kopenhagen  1857 ;  —  Runde,  DenU 
sches  eheliches  Gütenrecht.  Oldenburg  1841 ;  —  P,  Odier,  Trait^  du  Contrat  de 
mariage.  m  tomes.  Paris  1867 ;  —  Gengier,  Deut  Privatrecht  §.  179  und  182 ; 
—  A,  Sduoarz,  Die  Gütergemeinschaft  der  Ehegatten  nach  fränkischem  Rechte. 
$.4;  —  Uathmann,  über  eheL  G.-R  nach  heutigem  gem.  Recht  in  Deutsch- 
land. Chemnitz  1859;  —  Welter,  theor.  pract.  Handbuch  über  d.  eheL  G.-R. 
in  Weat&len  u.  d.  rhein.  Kreisen  Essen,  Duisburg  und  Rees  nach  d.  alten 
Prov.-Gesetzen,  Statuten  u.  Gewohnh.  u.  nach  d.  neuen  Prov.  G.  G.  Gesetz  ▼. 
16  Apr.  1860  nebst  d.  Lehre  v.  d.  Einkindsch.  etc.  Paderborn  1861;  —  Suiro, 
d.  ehel.  G.-R  in  (den  eben  aufgef.  Gegenden)  nach  d.  Ges.  ▼.16  Apr.  1860. 
Münster  1861.  i 


Viertes  CapiteL 

V.    System  der  Güterverbindung. 

§.  199. 

I.    Anasleoer  und  Heiratlisaat.    Zogebrachtea  Gut. 

1.  Die.  Brautgabe  der  ältesten  Zeit  (auch  dos  genannt)  (1.),  welche 
der  Mann  der  Frau  bei  Eingehung  der  Ehe  zu  geben  pflegte»  kam,  wie 
der  Kaufpreis  für  die  Mundschaft  (2.),  womit  dieselbe  w(M  zusammenhing, 
früh  auszer  Gebrauch.  Dagegen  hat  sich  aus  uralter  Zeit  in  der  deutschen 
Familie  die  Sitte  erhalten,  dasz  die  Tochter,  welche   ordentlicher    Weise 

1  Lex  Stifuo.  VII.  14.  Mulieri  (dimissae)  autem  dotem  suara  secundum  ge- 
"«ilogiam  soam  aolrat  legiüroe.  Et  qaiequid  Ula  de  rebus  parentam  ibi  abduiii, 
omnii  reddantur  mulieri'illi. 

%  Lex  RethtLr.  199.  yidua  (rfgressa  in  domum  patris  post  mortem  mariti) 
^«beat  sibi  morgengab  et  roetbium ;  de  faderfio  autem,  id  est  de  alio  dooo  quantom 
Pater  aut  frater  dederit  ei,  qoanto  ad  maritum  ambulaverit,  mitut  in  confusum  cum 
•lüs  soreriboa. 
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io  die  Ehe  tritt,  yoq  ihren  Eaterii  oder  Geschwistern,  je  nach  ihrem  Steide 
und  Vermögen,  auigesteuert  wird.  (1.  2.)  Muszte  sich  die  Tochter  do 
armen  Mannes  mit  dem  KleiderbOndel  begnOgen,  so  erhielt  die  Tochter 
des  kleinen  Baumn  schon  ,3ett  nnd  Kasten  ;'*  nnd  es  setzte  der  Vollbtiier 
seinen  Stolz  darauf,  in  einem  stattlichen  „Brautliider''  oder  ,3raotwagai*' 
die  Aussteuer  seiner  Tochter  in  die  Ehe  zuzul&hren.  Handweiier  md 
Kaufleute  in  den  Städten  gaben  zu  den  Kleidern  Geräthschaften  und 
Mobilien  mit;  in  den  höchsten  Ständen  umfaszte  die  Mitgift  selbst  Liegeo- 
schaften.  In  allen  diesen  Dingen  ist  fortwährend  die  Landes-  und  StaDdo- 
sitte  wohl  zu  beachten. 

Diese  Aussteuer  (MügiftJ,  die  nicht  mit  der  römischen  Dos  fw- 
wechsdt  werden  darf,  obwohl  sie  in  den  lateinischen  Urkunden  auch  De* 
genannt  wird,  gehörte  zu  Eigenthum  der  Ehefrau,  aber  sie  wurde  der  Ter- 
waUung  und  Verfügung  des  Marmes  unterworfen  (3.  4.)i  indem  sie  ebei 
einen  Bestandtheil  der  ehelichen  Wirthschaft  bildete;  an  welcher  zwar  die 
Frau  mitbetheiligt,  deren  Oberleitung  aber  in  dem  Manne  concentrirt  war. 
Ganz  in  derselben  Weise  gehörte  auch  die  Gerade^  wo  diese  gebräuchüdi 
war,  während  der  Ehe,  der  Frau,  aber  es  erstreckte  sich  darüber  die  tot- 
mundschaftliche  Gewere  des  Mannes. 

2.  Schon  in  der  alten  Mitgift  sind  indessen  zwei  Bestandthdle  n 
unterscheiden,  und  ^je  reicher  die  Vermögensverhältnisse  geworden  sind, 
desto  erheblicher  zeigt  sich  dieser  Unterschied,  nämlich : 

^'^^^JA'^^^^  a)  die  dem  unmittelbaren  Gebrauch  der  Frm  und  der  Familie  zudienende 

v^^i^£X^  -.  eigentliche  Fahrhabe,  wie  Kleider,  Schmuck,  Möbeln  u.  dgl.;  diei«- 

AvV  \svcHc_         Steuer  im  engem  Sinn  oder  die  Gerade,  und 

a^^|4^ivuv^v\vC.jjj  ^j^g  jjj  Liegenschaften,  Forderungen,  Kaufmannswaaren,  Geld  beste- 
hende Capit€Uvermogen  der  Frau,  das  Heirathsgut,  die  Ehesteuer  io 
engem  Sinn.  (5.  6.) 

3.  K.  Lndwigs  Rechteb.  II.  14.  {Heumann  8.  82.)  Ein  yeglich  omd,  der  n 
elichen  beyrat  greift,  was  dem  haym  sieur  geben  wirt,  es  sey  aygen  oder  leben  odc' 
▼amtu  bab,  der  bat  gewalt  damit  ze  schaffen  and  ze  tun,  was  er  will,  es  sey  dann 
ob  im  die  baymstear  mit  besooderm  gedinge  gfibeu  werde.  11.  17.  Stürb  ein  mai 
vor  sein  baasfrauen  —  derselben  frauen  sol  ir  und  iren  erben  ir  kaimsieur  folgeii 
die  sie  zu  irem  wirt  pracht  bat 

4.  Sehw,  tp,  e.  126.  Unde  wirt  ein  wtp  mit  rebte  Yon  ir  manne  gescheida, 
si  behebet  ir  Itpgedinge.  —  8waz  si  zuo  Im  brahte,  daz  sei  si  wider  hio  beim  fäxxf% 
ob  es  da  ist 

5.  Oesierr,  Gesetzb.  %,  1228.  Besteht  das  Heirathsgut  in  unbeweglichen  Gü- 
tern, in  Rechten  oder  Fahrnissen,  welche  mit  Schonung  der  Substanz  benutzt  wefdea 
können  ,  so  wird  die  Ehegattin  so  lange  als  Eigentbümerin  und  der  Mano  als  FracM* 
nieszer  desselben  angesehen,  bis  bewiesen  wird,  dasz  der  Ehemann  das  Heinibsgat 
för  einen  bestimmten  Preis  übernommen  und  sich  nur  zur  Zurödtgabe  dieses  Geld- 
betrages verbunden  bat 

6.  Zürcher  GeseUbuch  $•  1^8-  Fcir  den  Fall  dasz  die  ebelictae  Yonnundschift 
aufhört,  haftet  der  Mann  der  Frau  für  die  ongesebroaierte  Herausgabe  des 
Weibergutes.  Liegenschaften  und  anderes  CapitalTermögen  (s.  B.  Scbuldbrielc,  Gntö- 
inventar),  welches  nicht  mehr  in  Natura  vorbanden  ist,  hat  er  insofern  rollsltodif  n 
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Beide  Bestandtheile  können  anch  wihrend  der  Ehe  yennebrt  werden, 
insbesondere  durch  Erbschaften,  die  der  Fran  anfallen,  nnd  es  setzt  sich 
so  der  orsprüngliche  Gegensatz  fort  All  dieses  V^mögen  znsarameo  ist 
das  xugebraehte  Frauengui.  (1—4.) 

3.  Der  erstere  Theil  ist  mehr  als  der  letztere  der  Veränderung  unter- 
worfen, und  da  derselbe  zu  dem  ehelichen  Gebrauche  bestimmt  ist,  so 
versteht  sich,  dasz  der  Mann  in  den  Falten,  wo  er  das  Weibergut  heraus- 
geben musz,  nicht  schuldig  ist,  den  Minderwerth  noch  die  untergegangenen 
Stflcke  zu  ersetzen.  Die  Frau  musz  sich  in  dieser  Beziehung  mit  der  noch 
vorhandenen  Fakrhahe  begnUgen.  (6.)  Aber  hinwieder  erfordert  es  die 
Bfliigkeit,  dasz  was  ron  derartigen  Sachen  wahrend  der  Ehe  zur  Ergän- 
zung des  Abganges  oder  zur  Ausstattung  der  Frau  und  Befriedigung  ihrer 
BedQrfnisse  yon  dem  Ehemann  neu  angeschafft  worden,  ebenfalls  der  Frau 
zugehört  und  von  ihr,  soweit  es  noch  vorhanden  ist,  bei  der  Ausscheidung 
der  Güter  angesprochen  werden  kann.  Die  Debung  des  Lebens  beachtet 
diese  Grundsätze  trotz  der  falschen  Theorie  von  einer  vermeintlichen  Do$, 
mit  welcher  sie  nicht  stimmen.  Nur  wenn  'die  Aussteuer  in  einem  be- 
stimmten Geldwerth  geschätzt  worden  ist,  so  hat  diese  Schätzung  gewöhnlich 
den  Sinn,  dasz  der  Mann  für  die  Schätzungssumme  ebenso  einstehe,  wie 
ter  das  Capitalgut  der  Frau. 

4.  Von  dem  eigentlichen  Heiraihsgut  gilt  in  höherem  Masze  der 
sprtich  wörtliche  Satz:  „Weibergut  soll  nicht  schwinden  noch  wachsen"  {7.8.); 
d.  h.  der  Mann  hat  für  den  Capitaibestand  zu  haften,  beziehungsweise  für 
den  Capitalverbrauch  Ersatz  zu  leisten,  wogegen  die  Früchte  und  Zinse 
dieses  Vermögens  während  der  Ehe  ihm  zukommen.  (5.  6.  7.  9.)  Ver- 
mehrt sich  aber  der  innere  Capitalwerth  selbst,  oder  vermindert  er  sich  in 
Folge  äoszerer  Ursachen,  oder  durch  gerechtfertigte  Verwendung  im  Fami- 
lieninteresse (6.),  ohne  dasz  dem  Manne  eine  Verschuldung  zur  Last  f^llt, 
z.  B.  das  Haus  der  Frau  steigt  oder  teilt  im  Preise,  weil  der  Häuserwerth 


erseueD,  als  er  Dieht  narhiaweiseD  vermag,  dasz  dassellM  ohne  seine  Schuld  durch 
ZbCiII  aBtergegaDgen  oder  im  Interesse  der  Frau  und  ihrer  PieUtsbeziehimgeD  and 
ohne  YemachUssigung  der  Ihm  obliegenden  Pflichten  verwendet  worden  sei.  g.  159. 
Für  andere  Fahrnisz,  als  namentlich  Hausgerithe  und  Kleid angsstücke,  welche  durch 
den  Gebrauch  in  der  Haushaltung  an  Werth  verloren  haben  oder  zerstört  worden 
sind,  hat  der  Mann  der  Frau,  abgesehen  von  besondern  Vertrigen.  in  der  Regel 
keinen  Enats  zu  leisten.  Dagegen  ist  die  Frau  berechtigt,  die  noch  Torhandenen 
von  ihr  eingebrachten  Sachen  der  Art  und  solche  während  der  Ehe  angeschaffte  Stücke 
anzusprechen,  von  welchen  aniunehroen  ist,  dasz  dieselben  zum  Ersatz  der  inzwi- 
schen verbrauchten  Sachen  der  Ehefrau  angeschalTt  worden  seien. 

7.  Osifriet,  Landr.  c.  165.    Dat  Wyve-Guet  kan  nich   vormindern   noch  vor* 
meren. 

8.  Öffnung  v.  Mätnuieh  {Blumer,  Schweiz.  Demokr.  I.  178).   Und  sol  oech  einer 
frowen  guot  weder  schwinen  noch  wachsen  on  ira  wüssen  noch,  willen. 

9.  Freust,  Landr.  II.  1.  g.  231.     In  Ansehung   des  eingebrachten  Vermögens 
der  Frau  hat  der  Mapn  alle  Rechte  und  Pflichten  eines  Niessbrauchers. 
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in  einer  Stadt  anwächst  oder  abniBunt,  oder  der  Curs  ihrer  ebgebracbton 
Staatspaptere  in  der  Zwischensseit  ist  gestiegen  oder  gesunken,  oder  eio 
Theil  ihres  Vermögens  wird  vom  Feind  zerstört,  so  betreflen  diese  Schwan- 
kungen, abgesehen  von  besonderen  Verabredungen,  die  Frau  als  Eigeo« 
thOmerin,  und  nur  mittelbar  der  Früchte  w^en  den  Mann.  Speculirt  aber 
der  Mann  mit  den  Effecten  der  Frau  und  setzt  dieselben  um,  so  ist  der 
Gewinn  oder  Verlust  ein  Resultat  seiner  Verwaltung,  und  er  hat  nur  für 
das  ursprüngliche  Capital,  aber  für  dieses  auch  vollständig,  der  Frau  ein- 
zustehen. 

5.  Nach  dem  System  dieser  Güterverbindung  können  die  GiäMger 
des  Ehemannes  nicht  auf  das  Vermögen  der  Frau  greifen,  und  es  ist  diese 
berechtigt,  in  dem  Concurse  des  Mannes  ihr  ganzes  zugebrachtes  Gut,  soweit 
es  vorhanden,  zu  vindiciren,  und  für  das  nicht  vorhandene  Heirathsgot 
Ersatz  zu  fordern. 

§.  200. 
2.    Rechte  des  Ehemannes. 

1.  Die  eheliche  Vormundschaft  des  Mannes  über  die  Frau  und  ihr 
Gut,  in  welcher  wir  den  vollen  Ausdruck  der  männlichen  üeberordnong 
erkennen,  hat  sich  in  manchen  deutschen  Landesrechten  erhalten,  und  es 
darf  aus  der  Aufhebung  der  Geschlechtsvormundschaft  nicht  auf  Beseitigang 
der  ehelichen  Vormundschaft  geschlossen  werden.  Sie  beginnt  mit  der  Ein- 
gehung der  Ehe,  und  hört  in  der  Regel  nur  mit  dieser,  ausnahmsweise 
aber  auch  auf,  wenn  der  Mann  in  Concurs  geräth  oder  wenn  dieselbe  zom 
Schutze  der  Frau  vor  dem  Miszbrauch  des  Mannes  durch  die  Obenror- 
mundschaft  oder  das  Gericht  diesem  entzogen  wird.  Der  neueren  Rechts- 
bildung gemäsz  ist  die  Einwirkung  der  Obervormundschaft  in  den  Fällen, 
wo  aus  besondern  Gründen  die  Frau  gegen  den  Mann  des  Schutzes  bedarf. 

In  andern  deutschen  Ländern  ist  die  Form  der  ehelichen  Vormund- 
schaft untergegangen;  aber  die  hervorragenden  Rechte  des  Mannes  (Ver- 
tretung, Verwaltung,  Nutznieszung)  sind  doch  auch  da  geblieben  und  theil- 
weise  noch  ausgedehnt  worden.  Der  Mann,  der  aufgehört  hatte,  Vormmi 
(mainbour,  ball)  zu  sein,  blieb  noch  das  Haupt  der  Ehe  und  der  Herr 
(mattre)  der  ehelichen  Wirlhschaft  (§.  148.  5).  Wenn  Kraut  eine  scharfe 
Gränzlinie  zieht  zwischen  den  einen  Rechten,  die  aus  der  ehelichen  Vor- 
mundschaft folgen,  und  den  andern,  welche  aus  der  Herrschaft  des  Mannes 
im  Hause  abzuleiten  sind,  so  scheint  mir  diesef  Gegensatz  nicht  natürlich, 
indem  jene  Vormundschaft  und  diese  Herrschaft  den  nämlichen  Grand- 
gedanken über  die  Gemeinschaft  der  ehelichen  Wirthschaft  und  die  her- 
vorragende Stellung  des  Mannes,  jene  nur  in  geschärfter  Fassung,  ausdrücken. 
Auch  das  Vertretungsrecht  des  Manns  —  fast  die  einzige  Befugnisz,  wekfae 
Kraut  als  Wirkung  ehelicher  Vormundschaft  anerkennt  -^  hat  sich  häufig 
erhalten,  obwolil  die  Vormundschaft  desselben  untergegangen  ist,  und  wenn 
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er  das  Vermögen  der  Fran  rerwaltet,  so  thnt  er  das,  wo  die  Vormnnd- 
scbaft  geblieben  ist,  als  ehelicher  Vormnnd ,  der  ja  zugleich  als  Herr  im 
Hanse  waltet,  nnd  wo  ^e  aufgehört  hat,  noch  in  der  gemilderten  Eigen- 
schaft eines  Hansherm. 

2.  Der  Ehemann  ist  voraus  berechtigt  zur  Verwaltung  des  Frauenguts. 
Dieses  Verwaltungsrecht  ist  nicht  etwa  von  der  Frau  auf  den  Mann  über- 
tragen, und  beruht  nicht  auf  einem  Mandat,  sondern  es  folgt  aus  dem 
ehelichen  Verhaltnisz  (1.)  und  ist  zugleich  Recht  und  Pflicht  des  Ehe- 
mannes. Es  erstreckt  sich  daher  in  der  Regel  auf  alles  Gut,  welches 
die  Frau  in  die  Ehe  gebracht  oder  wahrend  der  Ehe,  z.  B.  durch  Erb- 
folge, erwirbt 

In  Folge  dessen  dehnt  der  Mann  seine  Wirthschaft  auf  das  ganze 
Vermögen  der  Frau  aus,  entscheidet  aber  die  Cultur  ihrer  Güter,  nimmt 
ihre  Capitalbriefe  in  seinen  Gewahrsam  u.  s.  f.  Aber  mit  Bezug  auf  die 
Yeräuixerung  ihres  Eigenthums  treten  mancherlei  Unterscheidungen  hervor: 

a)  Die  Verloszerung  (die  Verptendung  inbegriffen)  von  liegendem  Gute 
der  Fran  war  dem  Manne  in  alterer  Zeit  fast  überall  in  Deutschland 
nur  mit  Zustimmung  der  Frau  gestattet  (2—4.)  Nach  manchen 
Rechten  bedurfte  es  überdem  der  Zustimmung  ihrer  Blutsverwandten, 
wenigstens  für  Erbgüter.  (2.)  Obwohl  die  spätere  Entwicklung  im 
allgemeinen  die  VerfQgungsrechte  des  Mannes  eher  erweitert  hat  (2. 5.), 
so  findet  diese  Beschränkung  doch  noch  eine  weitverbreitete  Anwendung 
nnd  hat  in  dem  System  der  gmndbüchlichen  Fertigung  eine  neue 
Garantie  gewonnen.  Daneben  war  aber  schon  in  alter  Zeit  in  ein- 
zelnen Stadtrechten  dem  Manne  ein  völlig  freies  Veräuszerungsrecht 


1.  Sckw.  sp.  33.  ENi  wtp  nitc  ir  guot  nit  hio  gegeben  an  ires  niiones  wiUeo, 
■och  ein  mao  aoe  sines  wihes  wUleo. 

2.  Lüheek  R.  v.  1240.  Art  7.  (Westphalen  III  610.)  Nen  man  mach  rorsetten 
noch  Torkopen  torfacht  egen,  dat  he  mit  sinem  wive  hefl  geoomen  suDder  sines  wires 
willen  und  erer  hindere  —  it  ne  do  eme  echt  not. 

3.  Frensu  Landr.  II,  1.  £.  232.  Grundstücke  und  Gerechtigkeiten,  welche  zum 
Eingehrachten  gehören ,  kann  der  Mann  ohne  die  ausdrückliche  Einwilligung  der 
Fran  weder  feriuszern  noch  verpRUiden,  noch  sonst  etwas  dahei  vornehmen,  wodurch 
denselben  eine  bleibende  dingliche  Last  aufgelegt  würde. 

4.  Zürcher  Gesetzb.  g.  140.  Liegenschaften,  welche  der  Frau  zngehören,  darf 
der  Ehemann  Dur  mit  ihrer  Zustimmung  verüuszern  oder  verpHioden.  g.  141.  Ein 
der  Frau  zustehendes  Erbrecht  oder  verfangenes  Gut  darf  der  Mann  nur  veräuszern 
oder  ferpfünden  oder  eine  generelle  Pfandverscbreibung  über  ihr  Vermögen  oder  einen 
Theil  ihres  Vermögens  nur  vornehmen,  insofern  sie  selber  und  ein  zu  diesem  Behuf 
bestellter  auszerordentlicher  Vormund  ihre  Zustimmung  dazu  geben  —  firk.  d.  O. 
A.  G.  zu  Lübeck  in  Römers  Samml.  III  8.  227.  Der  Frankfurtiscbe  Ehemann  ist, 
wenn  gleich  ihm  ein  wirkliches  Mundium  über  seine  Ehefrau  nicht  zusteht  und  er 
hubesondere  nicht  berechtigt  ist  über  deren  unbewegliche  Güter  zu  verfügen ,  der 
legiUme  Verwalter  des  ihr  zusUndigeo  bewegUchen  Vermögeos. 
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aach  an  den  Liegenschaften  der  Fraa  zugestanden  worden  (5.),  und 
es  kommt  diese  Befügnisz  noch  hier  nnd  da  vor. 
b)  Schon  frühe  finden  wir  dem  Mann  mit  Bezug  auf  das  fohretM  Gui 
der  Frau  freie  Verfügung  verstattet  (6.  7.)«  und  seihst  wo  die  Zu- 
stimmung der  Frau  als  nöthig  galt,    gieng   dennoch  das  EigeothuiD 
oder  das  Faustpfandrecht,  auf  den  dritten  Erwerber  Ober,  wenn  der 
Mann  auch  ohne  Wissen   und  Willen   de^  Frau  deren  Sachen  ihm 
gegeben  oder  versetzt  hatte.    Es   haftete  dann  der  Mann  nur  tar 
den  Ersatz  des  Werthes.    Die  Beweglichkeit  des  Verkehrs  mit  Fahr- 
habe und  die  Creditsverhältnisse  tragen  bei,   die  Rechte  des  Mannes 
hier   auszudehnen.    (6  a.)    Es   ist  eine  Steigerung  dieser  Befugnisi 
des  Mannes,  wenn  einzelne  Rechte   die  von   der  Frau  eingebrachte 
Fahrhabe  oder  gewisse  Bestandtheile  geradezu  in  das  Eigenthum  des 
Mannes    übergehen    lassen:    eine    BShandlungsweise,  auf   die   hin- 
wieder die  römiischen  Lehren  von  der  Dos   und  dem  Quasi-Dm- 
fructui  eingewirkt  haben. 
3.    Ueberdem  hal  der  Mann  die  NutxniesMung  an  dem  Vermögelf  der 
Frau  (u9u$fructut  marüalxs,  ehelicher  Nieezbrauch.)  (8.)  Es  kann  uns  fricbt 
sehr  befremden,  dasz  die  gelehrten  Juristen  auch  hier  einfach  den  römischen 
Begriff  des  usu$fructus  zur  Anwendung  brachten  und  den  ususfruäut  in 
dotem  datus  wieder  zu  finden  meinten.    Dennoch   unterscheidet  sich  der 


6.  Läi.  R.  Cod.  Bach.  11 17.  Nlmpt  on  man  en  echte  hosfrawen  mit  erre  di( 
ere  vruDt  eme  ghevet  mit  ere  like  copscbatte,  de  man  schal  —  weldich  weaoi  des 
er?e8  to  vorcopende  und  to  seilende  weme  he  wil  like  anders  sime  copschatte. 

6.  Schw.  9p,  10.  Stirbet  eioero  manne  stn  vtp,  und  sol  er  gelten  and  bit  er 
niht  ze  gelten,  und  nimt  er  ein  ander  wtp  und  gtt  im  diu  verende  guot:  er  giltetToi 
dem  guote  vrol.    Daz  ist  däron,  das  der  man  des  wtbes  voget  ist  und  ihr  meister. 

6  a.  Erk.  dat  ObartribwnmU  in  Simii^art  in  Sauf.  Arthw  XIV  N.  kl 
Der  Ehemann  kann  aus  dem  seiner  Verwaltung  anterliegeoden  Vermögeo  der  Ehdrai 
sogar  remun§rmiorUch§  Schenkwutgen  machen;  denn  es  läsxt  sich  keine  allzaschirfe 
GranzUnie  ziehen  zwischen  eigentlichen  Schulden  der  Frau,  zu  deren  Bezahlaog  er 
unzweifelhart  ihre  Activcapilalien  verwenden  darf,  und  den  sogenannten  nalurlicbeo 
YerbindUchkeiten  und  Ehrenschulden  derselben;  es  würde  diesz  dem  ehelichen  Ver- 
haitniss ,  namentlich  dem  Verwaltungsrecht  des  Mannes*  so  wenig  als  dem  Charakter 
solcher  Ehrenschulden  und  der  Art  und  Weise  wie  sie  im  Leben  mit  Recht  aoge- 
sehen  und  behandelt  werden,  entsprechen,  ....  vorausgesetzt,  dasz  nach  Abwlgmig 
aller  Verhältnisse  wirkliche  Ehrenschulden  gegeben  scheinen  ....  und  der  Maaa 
ein  biHiges  Masz  nicht  fiberschreitet. 

7.  Preuei.  Landr.  II  1.  $•  347.  Ueber  die  eingebrachten  Mobilien  hat  derMna 
die  freie  Verfügung.  Vgl,  g.  333.  Beschrankung  bezuglich  der  CapiUlieii.  „Die 
Einwilligung  der  Ehefrau,  ein  ihr  gehöriges  CapiUl  zum  gemeinsamen  LebensQDler- 
halt  zu  verbrauchen ,  enthalt  keinen  Verzicht  auf  Forderung  drr^WiederersUttiiBf 
nach  aufgelöster  Ehe.«'  (?  ?)  O.  A.  O.  tu  Dresdem  eäehe.  Zeiieeknfi  flu-  ümAIh 
pflege  Xiy  5.  80. 

8.  Zürcher  G.  $.  142.  Der  Ehemann  hat  das  Recht»  das  Vermögen  seiner  FrH 
tu  gebrauchen  und  zu  genieszen.  Die  Zinsen  und  übrigen  Früchte  desselben  on' 
wa9  die  Frau  durch  ihre  Arbeit  erwirbt,  gehören  ihm. 
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ebeKcfae  NieszbraDch  des  deutschen  Rechts  von  dem  römischen  uiusfruelut 
in  wesentlichen  fieziehangen.  Jener  entsteht  von  Rechtes  wegen  mit  der 
Entstehung  der  Ehe  und  hört  von  Rechtes  wegen  auf,  wenn  die  Ehe  auf- 
hört. Dieser  bedarf  der  Bestellung  von  Seite  des  Eigenthümers ,  geht 
erst  an,  wenn  diese  geschehen  ist  und  dauert  —  abgesehen  von  dem  Tode 
des  Usufructoars  —  bis  zur  Rückgabe.  Jenef  ist  somit  die  regelmäszigi 
Folge  eines  familienrechtlichen  Institutes,  der  Ehe,  dieser  die  Wirkung 
eines  individuellen  sachenrechtlichen  Willens.  Jener  hat  daher  auch  einen 
famüienrechUichen  Charakter,  dieser  zunächst  nur  einen  sachenrechtlichen. 
In  jenem  einigen  sich  Mann  und  Frau ,  in  diesem  stehen  der  Proprietär 
und  der  Fructuar  mit  entgegengesetzten  Interessen  sich  gegenüber.  Der 
Nieszbrauch  des  Ehemannes  ist  daher  insofern  ausgedehnter  als  der  usui- 
fmctut  eines  Dritten,  als  der  Ehemann,  der  überhaupt  an  der  Spitze  des 
ganzen  Hauswesens  steht,  freiere  Verfügung  hat,  z.  B.  auch  die  Cultur 
der  Güter  ändern  darf,  und  nicht  ebenso  wie  dieser  zu  Cautionen  ver- 
pflichtet ist. 

Der  Ehemann  darf  sogar  nach  einer  in  manchen  I^ndesrechten  aus- 
gebildeten Ansicht,  die  mir  consequent  scheint,  Capitalien,  welche  der  Frau 
gehören,  aufkfinden,  erheben  und  umgestalten,  und  so  in  der  That  die  Sub- 
stanz des  Vermögens  selbst  umwandeln  (9.  10.) :  und  man  braucht  keines- 
wegs, um  diesz  zu  rechtfertigen,  zu  der  unhaltbaren  Vorstellung  seine  Zu- 
Hocht  zu  nehmen,  dasz  er  an  jenen  Capitalien  einen  quaH-ususfructus  habe. 
Die  Effecten  können  auf  den  Namen  der  Frau  gestellt  sein  und  ihr  eigen- 
thOmlich  gehören,  und  selbst  die  neuen  Capitalbriefe  wieder  auf  ihren 
Namen  ausgestellt  werden,  und  dennoch  das  Recht  des  Ehemannes  zur 
Veränderung  anerkannt  sein.  Hat  die  Frau  selbst  einen  Nieszbrauch  an 
einem  Vermögen,  z.  B.  an  der  Verlassenschaft  ihres  früheren  Ehemannes, 
so  tritt  der  jetzige  Ehemann  auch  in  dieses  Recht  derselben  in  dem  Sinne 
eku  dasz  der  UebersclMMz  jener  Früchte  nicht  etwa  das  Weibergut  im 
Capital  vermehrt,  sondern  zu  der  ehelichen  Errungenschaft  der  zweiten 
Ehe  gehört. 

Auf  der  andern  Seite  ist  der  eheliche  Nieszbrauch  aber  auch  nicht  ein 
so  einseitiges  Genuszrecht  wie  der  gewöhnliche  uiusfructus.    Vielmehr  ge- 


9.  (hwierr,  GeseUb.  %.  1337.  Alles,  was  sich  Terluszero  und  notzen  IMszi,  ist 
!■«  Heinthsfate  geeignet.  So  lange  die  eheliche  Gesellschaft  fortgesetzt  wird,  ge- 
bort di»  Frocbtnieszang  des  Heirathsgntes  und  dessen  was  demselben  zuwichst, 
dem  Manne.  Besteht  das  Heirathgul  in  baarem  Gelde,  in  abgetretenen  Schuld- 
forderongeo  oder  Terbrauchbaren  dachen,  so  gebührt  ihmdas^vollstäDdige  Eigentham. 

10.  Erk.  des  O.  A.  G.  lu  Jema  {StufftriM  Arch.  II  301).  Es  würde  gegen  die 
Natur  der  ehelichen  Yormundscbaft  sein ,  wenn  man  die  Rechte  des  Ehemanns  auf 
ErhebuDf  der  Zinsen  besclirinken  wollte.  Als  Verwalter  hat  der  Ehemann  das  Recht, 
die  P0icbt  sogar,  die  Forderungen  einzucassiren,  ohne  dasz  es  erst  eines  besondem 
Auftrags  bedfirfle,  weil  er  alles  thun  musz,  was  eine  gute,  zweckmäszige  Verwaltung 
erfordert. 

ilaotacbll«  deottche«  PriTatrecbt.  3.  Aufl.  88 
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bührt  auch  der  Fran  der  ihrer  ehelichen  Stellung  gemäsze  Mitgmwz,  nnd 
es  könnte  nicht  etwa  der  Mann  die  Ausübung  seines  Nieszbrauchs  loro 
Nachtheil  der  Frau  und  des  Familienlebens  an  einen  Dritten  flbertra- 
gen.  (10,  a.) 

Geräth  der  Ehemann  in  Concurs,  so  frdgt  es  sich,  ob  der  eheliche 
Nieszbrauch  desselben  an  dem  Frauengute  noch  fortdaure,  und  ob  und  in 
wie  weit  die  Gläubiger  darauf  greifen  und  sich  denselben  zu  Nutze  madien 
können.  Die  Ansichten  der  Juristen  und  die  Bestimmungen  der  Gesetze 
gehen  in  der  Beantwortung  dieser  Fragen  auseinander.  (11.  12.)  Ich  halte 
es  för  eine  begründete  Forderung  des  Familienlebens,  dasz  nicht  fremde 
Gläubiger  sich  in  den  Genusz  eines  Gutes  eindrängen  dürfen,  welcher  dem 
Manne  nur  darum  gebührt,  weil  er  durch  die  Ehe  mit  der  Frau  verbanden 
ist  und  die  Leitung  und  Sorge  der  ganzen  häuslichen  Wirthschaft  auf  sirh 
genommen  hat.  Zugleich  aber  scheint  es  mir  gerechtfertigt,  dasz  derCon- 
curs  des  Ehemannes  auch  den  Nieszbrauch  desselben  auf  so  lange  saspen- 
dire,  bis  er  sich  wieder  rehabilitirt  hat,  weil  eben  durch  den  &)ncurs  und 
die  nun  beständig  drohende  Verfolgung  von  Seite  der  Gläubiger  es  klir 
geworden  ist,  dasz  er  auszer  Stande  sei,  der  Familienökonomie  mit  Sicher- 
heit vorzustehen.  Es  hindert  das  gar  nicht,  dasz  auch  der  faDife  Mann 
noch  mit  seiner  Frau  lebe  und  die  Früchte  ihres  Gutes  mitgeniesze,  aber 
seine  Stellung  ist  verändert.  Er  ist  in  ökonomischer  Beziehung  nicht  isehr 
das  freischaltende  Haupt  der  Frau ,  und  diese  nun  hinreichend  veraolaat, 
ihr  Vermögen  selbst  oder  mit  Hülfe  eines  andern  Vormundes  zu  verwalten 
und  ihre  Einkünfte  zunächst  für  sich  und  ihre  Kinder  zu  genieszen. 


10.  a.  Erk.  d.  Obertribunals  zu  Berlin  in  dessen  ges.  Entscti  43  S.  195.  Keiner 
der  Ehegatten  darf  durch  Verfagong  über  die  Haaptbestandtheile  des  yeitnögens  dir 
Zwecke  der  Gütergemeinschaft  vereiteln.  Er  darf  nicht  das  ganie  Vermögen  9kt 
quote  Theile  desselben  in  der  Weise  an  einen  Dritten  veriuszern ,  dan  die  foi 
diesem  zu  entrichtende  Getcenleistong  oder  der  vorbehaltene  Nieszbrauch  und  Besiti 
nur  ihm,  dem  Yerüuszerer,  allein  mit  Ansschlusz  des  andern  Gatten  zukomme;  ww 
aasgedehnt  auch  sich  dieVerfSgungsgewalt  des  einen  Gatten  dber  das  Vermögen  a»- 
gebildet  haben  mag,  sie  mosz  doch  immer  nach  dem  Wesen  der  ebeliehen  Gemeia' 
Schaft  benrtheilt  and  darf  nicht  zu  deren  thatsichlicber  Auflösung  roisabraocht 
werden. 

11.  yreotz.  Landr.  II  1.  g.  2G1.  Die  VerwaHung  und  Nutzung  des  ans  den 
Concurse  geretteten  Eingebrachten  täWi  an  die  Frau  zurück.  S*  ^^  ^^^^  "^ 
aas  den  Einkünften  desselben  der  nöthige  Unterhalt  des  Mannes ,  Bebst  der  T(^ 
pflegnng  und  Erziehung  der  —  Kinder  —  besorgt  werden. 

13.  Entw.  d.  K.  Sachs.  Gesetzbuches  §.  1438  Von  dem  eheweiblicben  VemiH^ 
woran  der  Ehemann  den  Nieszbrauch  hat,  können  Glaubiger  des  Ehemannes  torß^ 
friedigung  wegen  ihrer  Forderungen  lediglich  die  Nutzungen,  und  zwar  nur  iosorem 
in  Anspruch  nehmen,  als  nicht  davon  die  Kosten  zur  Erhaltung  der  Sache  la  1^ 
streiten  und  dieselben  nicht  zum  anstindigen  Unterhalte  der  Familie  nöthig  siii 
Auch  kann  nicht  etwa  das  Verwaltungsrecht  des  Ehemanns  an  dem  Vennöfti  der 
Frau  auf  den  Pfleger»  der  ihm  wegen  Verschwendung  bestellt  ist,  überfehen;  v^t. 
auserlesene  Civilrecbtssprüche  der  höheren  Gerichtsslelleo  in  ßFürtUm^.  IV  f.  S*  M 
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4.  Mit  dem  ehefichen  Nieszbranch  an  dem  Franengnte  verbonden  ist 
das  Recht  des  Ehemannes  auf  den  Arbeitserwerb  fLohn)  der  Frau.  (13.  f4.) 
Was  die  Frau  durch  ihre  regelmäszige  Arbeit  verdient,  z.  B.  der  Fabrik- 
lohn, der  Lohn  fflr  Stickerei  u.  dgl,  gehört  zu  den  laufenden  Einkünften 
der  ehelichen  Wirthschaft,  und  diese  flieszen  in  der  Casse  des  Hannes  zu- 
sammen, von  wo  aus  hinwieder  alle  Ausgaben  für  die  Familie  bestritten 
werden.  Das  gilt  freilich  nur  unter  der  Voraussetzung,  dasz  der  Mann  wirk- 
lich fär  Frau  und  Kinder  sorge.  Versäumt  er  diese  Pflicht,  so  ist  die 
Frau  vollständig  berechtigt,  ihren  Lohn  zurückzubehalten  und  selbst  zu  ver- 
wenden: und  auch  sonst  kommen  Vorbehalte  und  Ausnahmen  vor.  So 
kann  eine  ungewöhnliche  Anstrengung  einer  Frau,  die  nicht  auf  den  tag- 
lichen Lohnerwerb  angewiesen  ist,  wofür  ihr  ein  Honorar  bezahlt  wird 
—  z.  B.  die  Frau  schreibt  einen  Roman,  der  von  einem  Verleger  ange- 
kauft wird  —  ihr  eigenes  Weibergut  vermehren. 

5.  Aus  der  bisherigen  Darstellung  scheint  sich  von  selbst  zu  ergeben, 
dasz  auch  die  eheliche  Errungemchaft  zunächst  dem  Manne  gehöre  und 
sein  Vernoögen  erweitere,  und  in  der  Tbat  ist  diese  Auffassung  die  vor- 
berrscbeode  in  den  Ländern,  wo  das  System  der  Güterverbindung  (des 
ehelichen  Nieszbrauchs)  gilt  Sie  wird  auch  keineswegs  dadurch  beein- 
trächtigt, dasz  manche  Landes-  und  Stadtrechte  der  Frau,  für  den  Fall, 
dasz  sie  ihren  Mann  überlebt,  einen  Antheil  an  der  ehelicheo  Errungen- 
schaft zusprechen.  Zwar  beruht  dieser  erbrechtliche  Vortheil  der  Frau 
offenbar  auf  dem  Gedanken,  dasz  die  Ersparnisse  in  der  Ehe  nicht  das 
aosschlieszliche  Werk  des  Mannes,  sondern  theilweise  auch  der  häuslichen 
Sorge  der  Frau  zuzuschreiben  seien;  aber  es  ist  nicht  nöthig,  dasz  um 
deszwülen  schon  während  des  Zusammenlebens  der  Ehegatten  eine  Thei- 
lung  der  Errungenschaft  zwischen  Mann  und  Frau  vorgenommen  und  so 
die  Einheit  der  ehemännlichen  Wirthschaft  und  ihrer  Resultate  gestört 
werde.  Ueberdem  ergibt  sich  gewöhnlich  erst  am  Schlusz  der  Ehe,  was 
in  Wahrheit  als  Vermögensenparnisz  —  nach  Abrechnung  auch  der  lau- 
fenden Ausgaben,  die  aus  den  Einkünften  bestritten  werden  müssen  —  zu 
betrachten  sei.  Indessen  gibt  es  auch  einzelne  Rechte,  welche  schon  wäh- 
rend der  Ehe  die  Errungenschaft  in  ideelle  Theile  getheilt  denken. 


13.  Preun.  Landr.  II  1.  S*  ^tl.  Was  die  Frau  in  stehender  Ehe  erwirbt,  er- 
wirbt sie  der  Regel  nach  dem  Manne,  g-  ^^^  Was  sie  aber  während  der  Ehe  dorch 
Erbschaft,  Geschenke  oder  Gläcksfltlle  überkommt,  wird  dem  Eingehrachten  beige- 
rechnet. 

14.  Entw.  d.  K.  Säeh»,  Gesettb.  g.  1433.  Was  von  der  Frau  durch  Dienste, 
welche  sie  Im  Hauswesen  oder  für  das  Gewerbe  des  Ehemanns  leistet,  erworben 
wird,  gehört  dem  Eheroanne.  Dasselbe  gilt  Ton  dem,  was  sie  durch  Aasübung  einer 
Kansl  oder  eines  eigenen  Gewerbes  gewinnt,  sofern  sie  sich  die  Erlrage  derselben 
nicht  ▼orhehalten  hat,  oder  sofern  Ihr  dieselben  Tom  Ehemann  nicht  aasdrücklieb 
tur  freien  Verfügung  überlassen  worden  sind. 
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6.  Der  Ehemann  hat  ferner  das  Recht  der  SUOurtretut^  der  Fria 
im  Verkehr  and  vor  Gericht  (15.)  Wenn  daher  dritte  Glftabiger  der  Frtn 
diese  belangen,  oder  hinwieder,  wenn  die  Fraa  za  klagen  hat,  so  ist  der 
Ehemann  als  ihr  natürlicher  Beschützer  und  Vertreter  anzaerkenoen,  auch 
wenn  er  nicht,  was  doch  gewöhnlich  der  Fall  ist,  selbst  als  Verwalter  und 
Nntznieszer  ihres  Vermögens  dabei  betheih'gt  erscheint 

Aber  allerdings  ist  diese  Vertretung  nicht  in  einer  Weise  anszoddiiieD, 
durch  welche  die  relative  Selbständigkeit  und  das  eigene  Recht  der  Fraa 
miszachtet  würde.  Diese  ist  doch  nicht  wie  ein  unmündiges  Kind,  Dodi 
wie  ein  minderjähriges  Familieoglied  einar  Vormundschaft  bedürftig  ood 
unterworfen,  wie  sie  dem  Vater  odar  dem  obrigkeitlichen  Vormund  zo- 
kommt.  Sie  ist  an  sich  reif  und  erfahren  genug,  um  filr  sich  selber  za 
handeln,  und  steht  nur  deszhalb  unter  der  Leitung  und  dem  Schutze  des 
Mannes,  weil  dieser  das  Haupt  der  Familie  und  die  Oekonoroie  der  Hanf- 
haltung  in  ihm  concentrirt  ist  Sie  ist  zugleich  dem  Manne  untergwr^ 
und  seine  Genossin.  Daher  darf  der  Mann  die  Frau  auch  nicht  gegen 
ihren  Willen  und  ohne  ihr  Wissen  zur  Schuldnerin  machen,  noch  tir 
Vermögen  verpßnden,  noch  sie  wiükürlich  zum  Erbantrüt  nothigen.  (16.) 
Einzelne  Fahrhabestflcke  kann  er  wohl  gültig  ohne  ihre  Hitwirkung  zo 
Faustpfand  geben,  aber  nur  weil  und  insofern  er  auch  berechtigt  ist,  des 
Resitz  daran  wirksam  zu  übertragen  und  das  Eigenthum  zu  veriuszero. 

*  Runde,  Eheliches  Güterrecht  8,  105  ff.;  —  Kraut,  Vormundaeli.  E 
8.  3T7  ff.,  a  445  ff. 

S.aoi. 

3.    Rechte  der  Frao. 

1.  Die  Ehefrau  ist  in  einer  doppelten  Stellung,  einmal  indem  sie  dem 
Manne  untergeordnet  und  um  deszwillen  in  ihrer  Handlungsfilhigkeit  zu- 
rückgesetzt ist^  sodann  indem  sie  des  Mannes  Genossin  ist  und  daher  hin- 
wieder in  gewissen  Beziehungen  ein  erweitertes  Recht  zu  handeln  hat 

fn  ersterer  Beziehung  ist  die  Frau  nicht  berechtigt  ohne  Zustimmung 
ihres  Ehemannes  von  ihrem  liegenden  Gute  oder  von  ihr^  fahrenden 
Habe  etwas  zu  veräuszem.   (1.  2.  3.)    Thut  sie  es  dennoch,    so  kann  der 

15.  J'retut.  Landr.  II  1.  g*  i88.  Der  Mann  tot  sehaldig  «ad  befugt,  die  Penoa. 
die  Ehre  and  das  Vermögen  seiner  Frau,  io  ond  aoszer  Gerichten  xa  vertheidigeB. 

16.  £rk.  des  0.  A.  G.  za  Lüierk  (Seufferti  Arch.  IX  301).  Es  widenpricbl 
dem  Geist  des  deutschen  ehelichen  Güterreehta,  wenn  man  der  Fraa  gestatten  wolltet 
sich  der  Antretnng  einer  ihr  deferirten  Erbschaft  gani  willkarlleh  ~  also  aacb  oboe 
alle  haltbare  Gröode  und  aas  bloszem  Eigensinn  —  sa  weigern. 

1.  S,  9p.  I  45.  S*  2.  En  wif  ne  mach  ok  ane  irs  mannes  galof  nicht  ires  gat^ 
vergeTen»  noch  egen  verkopen,  noch  Unacht  apiaies,  dureh  dat  he  mit  ihr  ia  dea 
geweren  sit. 

2.  Schw,  tp.  c.  59.  Ein  wip  mac  An  irs  mannes  arlop  ir  goolea  nibt  bis 
geben,  weder  eigen  noch  ttpgedinge,  noch  sinsguot  noch  farende  gnot  Das  ist  dl 
fon»  du  er  ir  voget  ist 
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Mann  die  verSoszerte  Sache  znrttckbegehren,  wogegen  er  auch  zugeben 
ronsz,  dasz  der  von  der  Fran  empfangene  Gegenwerth  znrflckerstatteC 
werde.  Lflszt  sich  aber  der  Mann  die  Verauszerung  gefallen,  so  wSre  es 
gegen  d^  guten  Glanben,  wenn  etwa  die  Frau  nach  seinem  Tode  ihre 
eigene  Verduszerung  aus  dem  Grunde  anfechten  wollte,  dasz  der  Mann 
seiner  Zeit  nicht  darein  gewilligt  habe. 

S.  Den  Veräuszerungen  an  den  Mann  selbst  steht  natürlich  der  Mangel 
seiner  Zustimmung  nicht  im  Wege,  wohl  aber  das  Bedenken  ,  dasz  der 
Mann  bei  derartigen  Rechtsgeschäften  schicklicher  Weise  nicht  zugleich 
sein  eigenes  und  das  Interesse  der  Frau  vertreten  und  so  die  Stellung 
zwei«*  Contrahenten  einnehmen  kann.  Daher  bedarf  die  Frau  in  solchen 
Fallen,  wo  die  eheliche  Vormundschaft  im  Qbrigen  noch  gilt,  eines  auszer- 
ordentlichen  Vormundes,  der  ihr  beisteht  und  seine  Zustimmung  gibt  (4.) 
Nach  andern  Rechten  wird  dagegen  jenem  Bedenken  durch  die  Annahme 
begegnet,  dasz  hier  die  Ehefrau  «elbstAndig  für  sich  handeln  könne.  (5.) 
Die  Vorschrift  des  römischen  Rechtes  aber,  dasz  die  Schenkungen  unter 
Ehegatten  ungültig  seien,  hat  in  Deutschland  nur  ganz  sporadische  Auf- 
nahme gefunden,  und  selbst  wo  für  die  Rechtsgeschäfte  unter  Ehegatten 
jene  formelle  Beschränkung  besteht,  sind  doch  durch  die  Sitte  mancherlei 
wechselseitige  Geschenke  der  Ehegatten  -^  z.  B.  an  Festen  —  vollstttn- 
dig  gebilligt  und  bedürfen  zu  ihrer  Golt^keit  keiner  Zustimmung  eines 
Dritten.  i6.)*) 

3.  Ebenso  ist  die  Ehefrau  in  der  Befugnisz  beschränkt,  Schulden  zu 
contrahiren.  Der  Mann  hat  nur  die  Schulden  der  Frau  anzuerkennen  und 
aus  ihrem  Gute  zu  bezahlen,  welche  sie  demselben  zugebracht  oder  zu 
denen  er  seine  Zustimmung  gegeben  hat.  (7.)  Sind  aber  torsAe/icAe  Schulden 


3.  K.  Lndwi$9  Rechtsb.  (Heoroann  8.  86.)  Es  mag  chain  fraw  an  ihrs  Wirtes 
willen  nichts  hingeben.  —  Wirt  der  wirl  daromb  angesprochen,  es  sei  mit  seinem 
willen  geschehn »  mag  sich  der  wirt  davon  gencmen  mit  seinem  aide,  daz  es  mit 
leiDcm  willen  nicht  geschehen  sei,  des  soll  er  genieszen  und  ist  der  kauf  ab,  und  sol 
nan  Jenem  sein  Pfenning  widergeben. 

4.  Zürcher  Gesetzb.  %.  147.  Um  mit  ihrem  Ehemanne  ein  Rechtsgeschäft  ab- 
loscblieszen,  durch  welches  die  Frau  an  denselben  Rechte  abiritt  oder  Schuldter* 
pflichtnngen  eingeht,  ebenso  zu  Processen  mit  ihrem  Manne  —  bedarf  die  Frau  des 
Beirathes  und  der  Zustimmung  eines  auszerordentlichen  Vormundes,  g.  148.  Tor- 
behalten sind  die  unter  Ehegatten  fiblichen  kleineren  Geschenke,  z.  B.  bei  Fanlilien- 
anUasen  und  an  Festen. 

5.  Entw.  d.  K.  Sachs.  Gesetzbuches  g*  1446.  Ehegatten  können  unter  einander 
göltig  Rechtsgeschifte  abschlieasen. 

6.  Frcutt,  Landr.  U.  1.  g*  310.  Geschenke  unter  Eheleuten  sind  wie  unter 
Fremden  gültig. 

7.  Handf.  v.  Prciburg  im  Uechüand  v.  1249.  g-  27.  (Gaupp  II.  87.)  Cxor 
bnrgensis  non  potest  dare  nee  aliquid  alienare,  nee  aliquem  contractum  facere,    nisi 


*)  Tgl.  J.  fL  Bsktm^,   de  fUtu  doaauoniim  later   Timm  et  tnorem  antfqiio  et  hodieroo, 
EirrdU  ad  Paod.  N.  TS. 
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der  Frau  da,  oder  eheliche  Schulden,  za  denen  der  Mann  die  Erbaboisz 
gegeben,  dann  haftet  dafür  nicht  etwa  nur,  wie  Kraut  annimmt,  das 
ursprünglich  eingebrachte  oder  damals  vorhandene,  sondern  auch  das  spiUt 
der  Frau  angefallene  Gut;  denn  sie  in  Person  ist  Schuldnerin,  und  haltet 

^^^^J^^^rt wahrend  mit  ihrem  Vermögen  für  diese  Schulden,   und  die  Rechte  des 
Mannes  an  dem  Frauengut  sind  nur  mittelbare.  Ueberdem  versteht  »ich,  dasz 

$>Jt-k  lc\  ^®''  Mann  herausgeben  musz,  was  etwa  als  Gegen werth  der  von  der  Fr» 

\^\  U^x  ^v^hne  sein  Wissen  eing^ngenen  Schuld    noch   in  seinem  oder  ihrem  Be- 

UJi^^X^  sitze  ist  (8.) 

:.  v.vv  .li.fx  Ob  die  von  der  Frau  ohne  Willen  des  Mannes  contrahirten  Schukk» 

L<  u»vtU  überhaupt  nichtig  oder  nur  relativ  in  dem  Sinne  ungültig  seien,  dasz  die- 
\  T/^.  selben  nicht  zum  Nachtheii  des  Mannes  eingeklagt  werden  dürfen,  insofem 
aber  gültig,  dasz  sie  nach  dem  Tode  des  Mannes  gegen  die  überlebeode 
Frau  selbst  geltend  gemacht  werden  können,  ist  die  Aage.  Emzelne  vor- 
züglich ältere  Quellen  sprechen  für  die  letztere  Meinung  {9.)^  welche  voe 
Kraut  damit  gerechtfertigt  worden  ist,  dasz  jene  Beschränkung  der  Frao  im 
Schuldenmachen  ihren  Grund  nicht  in  einer  persönlichen  Handlungs- 
unfähigkeit, sondern  lediglich  in  der  Sorge  für  die  Rechte  des  Mannes  in 
ihrem  Gute  habe.  Die  neuere  Rechtsbildung  ist  im  Gegeiiltheil  für  die 
absolute  Ungültigkeit  solcher  Schulden  (10 — 13.),  nnd  aus  dem  guten 
Grunde,  weil  jene  Unterscheidung,  die.  erst  nach  der  Auflösung  der  Ehe 
und  auch  da  nur,  wenn  die  Frau  die  Ehe  überlebt,  wirken  soll,  aDzu 
künstlich  ist,  und  leicht  zu  miszbräuchlichem  und  unsittlichem  Schuldenver- 
kehr Veranlassung  gibt. 

4.  Hat  die  Frau  ein  Vergehen  begangen,  so  wird  sie  persönlich  vod 
der  Strafe  betroOen,  und  besteht  diese  in  einer  Geldbuss^e,  so  haftet  daför 
zunächst  ihr  vorbehaltenes  Gut,  im  übrigen  musz  der  Mann  dieselbe  ans  dem 
Frauengute  bezahlen.  Dasselbe  gilt  auch  von  den  Delictsichulden  der  Frau. 


de  volUDtate  roariti  sai,  nisi  ad  qaataor  denarios.  g.  28.  Si  autem  illa  sit  roemtrii, 
ita  qaod  manifeste  eroat  et  vendal ,  tanc  ipsa  tenetar  solvere  qaod  debet  et  (jts 
maritQs,  quicquid  faerit  illad. 

8.  P^erm,  S.  *p,  II.  16.  11.  Ab  eine  frauwe  ich  geburget  ane  eres  roaDBCi 
wis>in  die  ein  angeroten  wip  ist,  adir  nicht  gatis  wizen  bot,  tbar  der  min  beweni 
mii  aeynem  eide.  das  is  im  unwissende  ist,  das  burgin  kan  im  nicht  gescbaden.  ane 
als  vil  funde  man  noch  icht  des,  das  so  geburgtt  bot,  in  eren  geweren,  das  inus 
der  man  wider  gebin. 

9.  Ifamb,  Stat.  v.  1603.  II.  8.  1.  Hatte  sie  —  ohne  consent  ihres  TomioiHlts 
etwas  auffgeborget  oder  gekaufft,  sol  dem  Gläubiger  verstattet  werden,  ihr  das  oberste 
kleidt  abzanehmen,  biss  das  er  bezalet  ist. 

10.  freusz,  Landr.  II.  1.  §.  320.  In  Ansehung  des  eingebrachten  Teraidfen» 
sind  alle  von  der  Frau,  während  der  Ehe  ohne  Bewilligung  des  Mannes  ^eauclitei 
Schulden  nichtig. 

11.  Zürcher  Gesetzb.'  g.  146.  Hat  die  Frau  ohne  diese  ZusUmroung  (des  Elie- 
mannes  oder  eines  auszerordentlichen  Yormundes)  Schulden  übernommen,  so  htflei 
dafür  auch  ihr  Spargut  nicht. 
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5.  Die  Ehefrau  hat  aber  als  Genossin  ies  Ehemannes  wieder  unter 
gewissen  Voraussetzungen  und  in  bestimmten  Beziehungen  eine  hervor- 
ragende Stellung  in  dem  Hauswesen,  um  deren  willen  ihre  sonst  be- 
scbrftnkte  Handlungsfähigkeit  in  eine  erweiterte  Befugnisz  umschlägt.  So 
erscheint  sie  voraus,  wie  der  Manu  an  der  Spitze  der  ganzen  Oekonomie 
steht,  als  die  natürliche  Besorgerin  der  fdeinen  tägtichm  ßaushaltungs- 
bedürfnisse.  In  diesem  engern  Lebenskreise  waltet  die  Frau  selbständig  — 
als  Hauiwirlhin,  und  ihre  Verfügungen  darüber  haben  dieselbe  Kraft,  wie 
wenn  der  Mann  uU)$t  dieselben  getroffen  hätte:  d.  h.  die  Rosten  dafür 
lasten  auf  dem  Manne.  (7.  14 — 16.)  Wenn  die  Frau  dafür  Schulden 
contrahirt  hat,  so  hat  nicht  sie  mit  ihrem  Vermögen,  sondern  der  Mann 
mit  dem  seinigen  dafür  einzustehen.  Die  älteren  Rechtsquellen  haben 
wohl  versucht,  die  Gränze  dieser  Befugnisz  der  Hausfrau  objectiv  so  zu 
bestimmen,  dasz  sie  sagten,  die  Frau  dürfe  dem  Manne  nur  so  und  so 
viel  Pfennige,  Kreuzer,  Schillinge  u.  s.  f.  „verschlagen."  (7.  14.)  Aber  es 
ist  einleuchtend,  dasz  eine  solche  Schranke  für  arme  Leute  ganz  passend 
sein,  für  reiche  geradezu  lächerlich  werden  kann.  Wie  die  eine  Wirth- 
schaft  in  kleinen,  die  andere  in   groszen   Verhältnissen  sich   bewegt,  und 


13.  Entw.  des  K.  SäcAt.  G.  8-  l^^^  »<•  Ei^f^u  kann  —  ohne  ErmäcliUgang 
des  Ebemannes  —  weder  eine  £rl)6cbafl  annehmen»  noch  unter  Lebenden  gegen  dritte 
Personen  Verbindlichkeiten  eingehen. 

13.  Erk.  des  Obertr.  za  Stuttgart  (Seuffart*  Arch.  III  179).  Der  Gerichts- 
bor erkannte  auf  Abweisung  der  Klage,  der  Ansicht  beipflichtend,  dasz  die  Eherrau 
duKb  einen  Vertrag,  durch  welchen  sie  ohne  Zustimmung  ihres  Ehemannes  eine  Ver- 
biodlichkeii  auf  das  der  Verwaltung  des  letztern  unterworfene  Vermttgen  übernehme, 
sich  selbst  so  wenig  als  ihren  Ehemann  rechtsgültig  verpflichte.  Vgl.  aber  auch  ein 
Erk.  d.  Obertribunals  zu  Berlin  43  S.  30;  die  Frau  hatte  ohne  Zusicherung  des 
Mannes  einen  Vertrag  üt>er  gemeinschaftlichen  Erwerb  eines  Lotterietbeil-Looses  mit 
einem  Dritten  geschlossen  und  es  waren  auf  ihren  Theii  12,500  Thaler  gefillen;  zwei 
Instanzen  wiesen  die  Klage  ab,  die  dritte  erkannte  auf  Beweis,  da  aus  dem  Vertrage 
der  Fraa  weder  für  sie  noch  für  den  Ehemann  Pflichten,  wohl  aber  für  sie  Rechte 
erwachsen  könnten. 

14.  Schwxxer  Landr.  II.  23.  Jede  Frauw  in  unserem  landt  soll  bevogtet  sein 
—  und  ohne  den  (Vogt)  hat  sie  dan  keinen  Gewalt  nichts  zu  thuon  noch  zu  bandlen 
daran  etwas  gelegen  ist,  noch  nichts  hin  zu  giben  —  dan  5  pfd.  Schw.  Währung 
und  Iro  bestes  angeschnittes  Haupt  Loch. 

15.  Ifam6,  Stodtr.  II.  8.  1  Die  (Frau)  —  kann  ohne  ihres  Mannes  oder  Uirer 
Vormünder  Wissen  und  Vollbort,  auscerhalb  Leinwand  und  Flaehs,  zn  des  Hauses 
Nothd«rft  gehörig,  nichts  beständiglich  contrahiren. 

16.  Lippitche  Verordn.  %,  \\,  Da  jedoch  rermuthet  wird ,  dasz  der  Mann  Ihr 
die  Besorgung  des  innem  Hauswesens  überlassen  habe,  so  kann  sie  die  nlHhigen 
Contracte  gültig  schlieszen,  und  zu  deren  Behuf  bewegliches  Vermögen  verMuszern, 
also  weibliches  Gesinde  miethen,  HausgerStbc,  Kteidungsslöcke  und  was  zum  Essen 
und  Trinken  erforderlich  ist,  anschaffen ,  dagegen  das  in  der  Haushaltung  Ueber- 
flüssige  oder  Entbehrliche  Yerkaofen  und  überhaupt  in  dergleichen  hSuslichen  und 
wirthschaftlichen  Angelegenheiten  contrahiren.  die  sich  nicht  allgemein,  sondern  nur 
nach  Beschaffenheit  jeder  Familie  und  ihrer  Haushaltung  bestimmen  lassen. 
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die  Landes-  nnd  Standessitte  die  Art  des  ehelichen  Tisches,  der  Kleidang, 
die  Bedarfnisse  der  Famih'englieder ,  die  gesellschaftlichen  GeoOsse  o.  dgL 
groszentheils  nnd  verschieden  bestimmen,  so  mnsz  aoch  das  Recht  diese 
Verschiedenheit  beachten.  (17.)  Das  Princip  ist,  dasz  die  Frao  je  nach 
der  Sitte  in  diesem  Kreise  (17  a.)  als  Herrin  zu  schalten  und  zu  watten 
befugt  sei  und  der  Mann  ihre  Handlungen  auch  in  den  Rechtswirknng^n 
80  zu  respectiren  habe,  als  hätte  er  selbst  gehandelt ,  wenn  nur  die  Fnn 
sich  Innerhalb  der  Schranken  der  natürlichen  Verhältnisse  und  einer  ange 
messenen  Wirthschaft  gehalten  hat 

Da  indessen  der  Mann  das  übergeordnete  Haupt  der  Familie  ist,  so 
hat  er  auch  das  Recht,  der  Frau  für  die  Verwaltung  ihres  Kreises  nlben 
Vorschriften  zu  geben  und  sogar  aus  zureichenden  Gründen,  z.  B.  wenn  sie 
liederlich  wirthschaftet,  ihr  alle  Befugnisz  zu  freier  Verfügung  zu  entziehen. 
Im  Verhältnisz  zu  dritten  Personen,  die  mit  der  Frau  contrahiren,  kann 
aber  eine  solche  Beschränkung  oder  der  Entzug  ihrer  Wirthschaftsbefagnia 
nur  insofern  wirken,  als  sie  davon  gehörig  unterrichtet  worden  sind.  (18.) 

6.  Ebenso  ist  die  Frau  in  dem  Falle  von  Leibetnoth  oder  einer 
andern  ernsten  Noth,  welche  sie  oder  ihre  Kinder  betroffen  hat,  wenn  der 
Mann  abweseniS  oder  sonst  auszer  Stande  ist,  zu  sorgen  und  zu  beUeo, 
berechtigt,  soweit  die  Abwendung  solcher  Noth  es  erfordert,  die  Y$räu$%arm§ 
von  Sachen,  die  zu  der  ehelichen  Wirthschaft  gehören,  nicht  gerade  nor 
von  solchen,  die  ihr  Eigenthum  sind,  sondern  auch  von  Sachen  des  Mannes 
vorzunehmen  mid    Schulden   zu  contrahiren.    (19.    20.)      Der   Geist   des 

17.  /^reun.  Landr.  IT.  1.  $.  32i.  Hat  die  Fraa  la  gewöhnliehen  HaushalloBg»- 
gescbinen  oder  Notbdarrten  Waaren  oder  Sachen  auf  Borg  genommen»  so  nosi  der 
Mann  dergleichen  Schuld  als  die  seinige  anerkennen. 

17  a.  Ein  Erkunntnitz  des  O.^A.O,  tu  Dretden  lo  Seuffert»  Archiv  XIV  M.  W 
spricht  der  Fraa  eines  Landwirths  z.  B.  das  Becht  zn,  Federvieh,  aber  nicht  ge- 
mfi^tete  Schweine  zu  rerkaofen ;  es  wird  dabei  die  Entselieidnng  stets  von  der  Br- 
wXgang  aller  UmstSnde  abhXngen  und  die  Sitte  desselben  Standes  local,  landschafttick, 
zeitlieh  wechseln;  sehr  ausgedehnt  ist  das  Yerfügungsreeht  der  Frau  über  das  Ge- 
meingut nach  A/£i/v#/er*schem  Slatutar  und  Gewohnheitsrecht,  sie  steht  den  IUbm 
fkst  gleich ;  vgl.  die  Entsch.  d.  Obertrfbunals  zu  Berlin  ebenda  fl.  13. 

18.  Zürcher  Oesetzb.  %,  ISS.  Sind  besondere  Grönde  torhanden,  efne  fn\ 
ausnahmsweise  in  ihrer  SteUung  als  HausTrao  zu  beschriAken,  so  ist  eine  solche 
Beschränkung  oder  der  Entzug  ihrer  dieszAlllgen  Yerrdgungsfreiheil  für  dritte  Per- 
sonen, die  mit  der  Frau  in  Verkehr  treten »  nur  Insofern  vtrhiodUeh,  als  der  tfaaa 
fdr  eine  öffentliche  Kundmacbmig  uDd  YerwariNing  gesorgt-  hil. 

19.  Verm,  S,  ep.  I.  11.  8.  Entwtrt  ein  man  sime  wibe  se,  4asber  tti£ht  irleci, 
doran  se  Ire  notdurflt  gehablo  mochte,  der  erbeguth  hat,  das  se  czu  im  brocht  bot, 
adir  das  se  mit  eoandir  irworben  han,  das  mag  se  wol  vorkummen,  das  se  ir  lol- 
durft  doran  habe  nach  redetichin  dingen;  das  sol  aber  die  frauwe  dem  gerichte  nad 
dingpflichtigen  czu  wissen  thun  und  zu  den  heiligen  shwereu,  das  se  das  roo  leibes 
Dot  nicht  enperen  mochte,  und  dornoch  so  ledige  es  der  roaur  ab  er  welle,  und  der 
hübet  doch  ane  noth,  der  is  von  der  frauweii  also  empfangin  hot.  Das  ist  gcoMiae 
lantrecht  und  Keiserrecht. 

20.  freuet,  Landr.  II.  1  £.  32a  Hat  der  Mann  sich  enifemt»  ohne  wegen  des 
Unterhalls  seiner  Familif  oder  des  Betriebes  seines  Gewerbes  hinreichende  Terräfua- 
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deuteeben  Familienlebens  ist  Oberall  geneigt,  soweit  das  natürliche  BedOrf- 
nisz  der  Familie  es  begehrt,  die  Fraa  als  Hauswirthin  in  Behinderungs- 
fällen des  Mannes  in  seine  wirthschaftlichen  Rechte  eintreten  zu  lassen 
and  die  diesem  entzogene  oder  entfallene  Leitung  vorübergehend  ihr  anzu- 
verh^uen,  und  das  FamiTienrecht  musz  diesem  Zuge  folgen. 

7.  Schlieszlich  sind  noch  die  der  Frau  zustehenden  SicherungtmiUel 
fttr  die  Erhaltung  des  eingebrachten  Gutes  zu  erwähnen.  Die  wichtigsten 
»od: 

a)  die  Yerncherwng  des  Frauengates  durch  den  Mann,  i^21 — ^23.) 

b)  die  Beschränkung  der  Verwaltung  des  Mannes, 

c)  die  Vorzugsrechte  der  Frau  vor  den  Gläubigem  des  Mannes  im  Con- 
curse.  (24.) 

Die  Versicherung  des  Frauengutes  auf  den  Gütern  des  Mannes  kann 
freiwillig  von  diesem  gewährt,  im  Sinne  des  älteren  Rechtes  von  der  Frau 
aber  nur  onter  der  Voraussetzung  begehrt  werden,  dasz  die  Wahrschein- 
lichkeit einer  Gefährdung  vorliegt  Einzelne  neuere  Rechte  geben  der  Frau 
ganz  allgemein  die  Befugnisz,  Sicherheit  zu  verlangen  —  nicht  aber  ein 
ebenso  ausgedehntes  Recht  ihren  Anverwandten  — ;  und  es  läszt  sich  dafür 
sagen,  dasz  eine  Frau  nicht  leicht  es  wagen  wird,  dieses  Beehren  zu 
stellen,  wenn  nicht  in  den  Verhältnissen  eine  Nöthigung  oder  mindestens 
eine  erhebliche  Veranlassung  dazu  zu  finden  ist,  und  dasz  es  dann  wünsch- 
bar sei,  weitere  Beweisführung  über  die  Gefährdung  und  Procesae  unter 
den  Ehegatten  abzuschneiden.  Auf  der  andern  Seite  aber  sprechen  gegen 
dieses  Recht  der  Frau  die  theilweise  Abhängigkeit  des  Mannes  von  dem 
guten  Willen  der  Frau  und  die  Unsicherheit  desselben  in  der  freien  Be- 
natzung des  Weiberguts  für  seinen  Beruf,  sowie  die  Gefahr,  dasz  gerade 
eine  boshafte  oder  miszleitete  Frau  am  ehesten  von  dieser  Befugnisz  Ge- 
brauch machen  würde.  In  der  Art  der  Sicherstellung  ist  auf  die  natür- 
lichen Interessen  auch  des  Ehemannes  Rücksicht  zu  nehmen  und  derselbe 
nur  insoweit  i«  der  freien  Bewegung  zu  beschränken,  als  es  ohne  Schaden 


gen  tu  treffen,  so  musz  er  diejenigen  Sehvlde»,  welche  die  Frau  zu  solchem  Behüte 
litt  aoroehmeo  müssen,  als  die  seinigen  anerkennen. 

21.  Ebenda  II.  1.  $.  255.  Aaszer  diesem  Falle  (wenn  der  Mann  Grundstöcke 
besitzt)  kann  die  Frau  besondere  SicherhettsbestelhHig  —  nur  alsdaan  (brdern,  wenn 
sieh  Umsttade  eieignen,  welche  die  wahrschemNche  Besorgnist  eines  berorstebeiKleo 
Verlustes  begründen. 

22.  Oetierr.  G.  g-  1^^  Wer  das  Heiratbsgut  übergibt,  ist  berechtigt  bei  der 
Cebergabe  oder  wenn  in  der  Folge  Gefahr  eintritt,  Ton  demjenigen,  der  es  empfingt, 
eine  angemessene  Sicherstellirog  zo  fordern. 

23.  Hansrodel  tob  Bubikon  y.  1483  {BlutU$chU  R.  G.  I.  429.  Vgl.  /f>-#z,  Gescb. 
des  Concursprocesses  v.  Zürich  S.  66  ff.)  Wellicher  eigen  des  iiuses  ein  elich  wib 
uiropt,  an  alle  geding,  das  deren  guot  •—  an  eigen  md  erb  liggen  vnd  geleit  werden 
vnd  das  weder  scbwinnen  noch  wachsen  sol.  es  were  denn  des  libs  nottorft. 

24.  freutz,  Landr.  II.  1.  %•  259.  In  welcher  Ordnung  die  Frau  aus  der  Masse 
befriedigt  werden  müsse,  wird  in  der  Concursordnung  bestimmt. 
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der  ehelichen  Wirthschaft  zulässig  erscheint  In  floszersten  FlUen  kann 
allerdings,  wenn  er  auszer  Stande  ist  Sicherheit  zu  leisten ,  das  Capitalgnt 
der  Frau  seiner  unmittelbaren  Verwaltung  entrOckt,  und  wenn  Gründe 
vorhanden  sind,  ihm  die  Verwaltung  seines  eigenen  Vermögens  zu  ent- 
ziehen, z.  B.  wenn  er  als  Verschwender  gerichtlich  veirufen  worden,  ihm 
zugleich  die  ganze  Verwaltung  des  Frauengutes  untersagt  werden. 

8.  Schon  bevor  das  römische  Recht  in  Deutschland  bekannt  gewor- 
den, ist  manchenorts  zur  Sicherung  der  Ehefrauen  ein  Vorzugsrecht  der- 
selben fOr  ihr  Frauengut  vor  andern  Gläubigern  des  Ehemannes  aufgdLomnien. 
In  einzelnen  Städten  besonders,  wo  Handwerk  und  Handel  den  Werth 
und  die  Bewegung  der  fahrenden  Habe  steigerten,  damit  aber  auch  die 
Gefahr  des  Verlustes  erhöhten,  war  es  Sitte  geworden,  dasz  der  Eheniann 
das  Weibergut  auf  sein  ganzes  Vermögen  versicherte,  ^an  eigen  und  erbe 
setzte,''  (23.)  oder  „in  Ehesteuerweise  anlegte"  (Basel)  und  daraus  war  denn 
das  statuarische  Recht  entstanden,  dasz  die  Ehefrau  auch  ohne  ausdrflck- 
liches  Gedinge  ein  sUUschtoeigendes  Pfandrecht  an  dem  jeweiligen  Vermögen 
des  Mannes  habe,  durch  welches  dieser  freilich  nicht  in  seinen  einzelnen 
Verfügungen  (Veräuszerungen ,  Verpfändungen)  gehemmt  werde,  welches 
aber  im  Concurse  der  Gläubiger  doch  die  Frau  vor  den  unversicherten 
Gläubigern  schOtze. 

um  so  weniger  Bedenken  hatte  dann  die  spätere  romantstische  Praiis, 
das  stillschweigende  Pfandrecht  und  die  Privilegien,  welche  die  römische 
Gesetzgebung  zu  Gunsten  der  Dotalforderung  eingeführt  hatte ,  auf  das 
ganze  eingeb.  achte  Frauengut  auszudehnen,  welches  zwar  keine  Dos  war, 
at)er  auch  sonst  mit  der  römischen  Dos  verwechselt  und  ihr  gleichgestellt 
wurde.  Durch  dieses  System  wurde  allerdings  der  Credit  der  Ehegatten 
im  Verkehr  wesentlich  auf  das  Vermögen  des  Ehemannes  beschränkt,  aber 
auf  der  andern  Seite  auch  der  grosze  Vortheil  erhalten,  dasz  das  Vermögen 
der  Frau  vor  den  Gefahren  des  industriellen  Lebens  besser  gesichert,  ftr 
die  Familie  eines  verunglOckten  Geschäftsmannes  eine  Vermögensresenre 
bewahrt  und  diesem  selbst  die  Aussicht  eröffnet  ward,  im  Verfolg  durch 
neue  Anstrengung  sich  wieder  emporzuarbeiten. 

$.902. 

4.  Morgengabe.  6.  Bochzeilsgescbenke. 
i.  Die  Sitte  der  Morgm§abe,  d.  h.  einer  Gabe,  wdche  der  Mann 
der  neuvermählten  Frau  am  Morgen  nach  der  Hochzeit  verehrte,  wurde 
ursprünglich  von  allen  germanischen  Völkern  und  unter  den  verschiedenen 
Ständen  geübt.  Sie  galt  als  ein  Zeichen,  dasz  die  Frau  als  Jungfrau  in  die  Ehe 
getreten  sei  und  wurde  als  eine  ehrenvolle  Gegengabe  für  das  Opfer  be- 
trachtet, welches  me  dem  Manne  durch  Hingabe  ihrer  Jungfräulichkeit 
gebracht   hatte.  (1.  2.)     Die  Wittwe,  welche  sich  wieder  verheirathete, 

1.    L.  j^lam,  56.  c.  2.    Si  —  femina  dixerit :  marttus  meus  dedit  mihi  Horgen- 
gaba,  coroputet  quantum  valet  in  aaro,  aut  in  argenlo  aul  in  mancipiis  aut  in  eqoo. 
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erhielt  daher  keine  Morgengabe  inebr  (höchstens  eine  „Abendgabe'').  (3.) 
Die  Morgengabe  bestand  gewöhnlich  in  beweglichen  Sachen ,  die  der  Fran 
entweder  sofort  gegeben  oder  versprochen  wurden,  nnd  die  Grösze  dersel- 
ben richtete  sich ,  wie  das  Wergeid ,  nach  dem  Stande  der  Ehegatten : 
im  Hitterstande  und  beim  Patricier  auch  wohl  in  Liegenschaften,  bei  Forsten 
sogar  in  Herrschaften.  Deber  die  BeweisfOhrung  galten  eigenthOmliche  Ge- 
wohnheiten oder  Vorschriften.  Kam  es  etwa  gegenOber  den  Erben  des  Mannes 
in  Frage,  ob  die  Frau  eine  Morgengabe  empfangen  habe,  und  in  welcher  Aus- 
dehoung,  so  tertraute  man  dem  Wort  der  Frau  selbst,  wenn  sie  „auf  Brust 
und  Zopf"  oder  „bei  ihrer  wabUchen  Ehre**  den  Empfang  beschwor. 

In  unserer  Zeit  kommt  das  Instüut,  das  sich  am  Ittngsten  im  Adel 
and  mter  deo  Bauern  erhalten  hat^  nur  selten  mehr  vor,  und  wir  dürfen 
es  nichl  bedauern,  dasz  dassett)e  zur  Antiquitit  geworden  ist,  da  der  wahre 
Grand  seines  Untergangs  nicht  in  zunehmender  Sittenlosigkeit,  sondern  in 
einem  eiMhten  Zartgefühl  zu  finden  ist,  welches  sich  scheut,  die  Keusch- 
heit der  Frau  mit  Geld  oder  Geldeswerth  zu  bezahlen. 

2.  Verschiedeu  davdn  sind  die  vfechs$Ueüig$n  Ge$chenke,  welche  die 
Verlobten  einander  zu  machen  pflegen.  Dieselben  gehen  mit  der  Uebergabe 
in  das  E^entbura  des  Beschenkten  ttber ;  aber  weun  das  Verlöhnisz  wieder 
aD%eldst  wird,  bevor  es  zur  Ehe  konunt,  oder  wenn  die  Ehe  selbst  durch  Nich- 
t^erklarung  oder  Scheidung  au%ehoben  wird,  so  smd  diese  Gaben  Jbeidenseits 
znrOckzuerslatten,  (4.)  es  wdre  denn,  dasz  auf  einer  Seile  eine  besondere 
Verschuldung  filge,  denn  der  Schuldige  darf  die  von  ihm  gemachten  Ge- 
schenke nicht  wieder  fordern  und  musz  die  empfangenen  herausgeben. 

3.  Die  neuvermählten  Ehegatten  pflegen  von  ihren  Verwandten  und 
Freunden  bei  oder  nach  der  Hochzeit  beschenkt  zu  werden.  Diese  Hoch- 
zeüsgesdunke  gehen  nach  natürlichen  Rechtsgrundsätzen  in  das  Eigenthum 
des  Ehegatten  Ober,  dem  sie  bestimmt  sind,  und  es  ist  im  Zweifel  anzu- 
nehmen, dasz  die  besonderen  Verwandten  oder  Freunde  des  einen  Theiles 
diesem  haben  schenken  wollen.  Wo  aber  diese  Rücksichten  nicht  ent- 
scheiden, da  ist  anzunehmen,  es  seien  die  Hochzeitsgeschenke  beiden  Ehe- 
gatten gemeinsam  gemacht  worden.   (5.) 

*  Gundling,  de  emtione  uxorum,  dote  et  morgengaba.  Heimst  1721;  — 
GrngUr,  de  morgengaba.    Bamberg  1843. 

—  TuBc  liceat  Uli  mulieri,  Jorare  per  pecuis  suum  •  et  dicat :    qood  marilus  meus 
mihi  dedit  io  potestate  et  ego  possidere  debeo. 

2.  Zürcher  Rathserk.  v.  itFJ6:  sidtroalen  ain  morgengaab  ansUtt  des  bluomens 
einer  tocbter  fry  eigen  guot  desz  ersten  morgens  so  der  byscbUr  beschicht  heiszt  und  ist. 

3.  Offta.  r.  JlfünchaUorf  y.  1439.  [BlunUchU,  Zürch.  R.  G.  I.  119.)  Des  gelicb 
so!  einer  wittwen  ir  abentgab  Yotgen. 

4.  Bayr.  Geseizb.  I.  6.  g.  17.  (Der  Mahlschatt)  «üt  —  wicdcrnm  weg ,  wenn 
die  Ebe  nicbt  zu  Stande  kommt  oder  annullirt  wird,  aasgenommen  wenn  solehes  — 
aus  Verschulden  geschiebt. 

5. '  Zürcher  G.  g  213.  Die  übrigen  Hocbzeitsgaben  sind ,  soweit  sie  nicht  von 
den  Terwandten  oder  besondern  Freunden  Je  des  einen  Theiles  diesem  gemacht  wer- 
den sind,  zu  gleichen  Tbeilen  unter  beiden  Ehegatten  za  tbeilen. 
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§.203- 
6.    Spargat.    7.    VorbehalteDes  Fraoeogat. 

1.  Das  Spargut  unterscheidet  sicfa  insofero  tod  dem  varbtkaiUm 
Frauengut,  dasz  jenes  auf  dem  Herkommen  oder  der  Sitte,  dieses  auf 
einem  ansdrdcklichen  Vorbehalt  der  Frau  beruht  Jenes  besteht  daher  im 
aus  Geld,  Kleinodien,  Forderungen  oder  anderer  fahrender  Habe,  dieia 
kann  sich  auch  auf  Liegenschaften  erstrecken. 

Das  Spargut  wird  oft  schon  in  die  Ehe  mitgebracht  ab  ein  iaim- 
duellerer  Vermögenskreis,  als  das  flbrige  Frauengut;  und  es  Tersleht  adi 
dann,  dasz  dasselbe  nicht  mit  diesem  unter  die  Verwaltung  und  den  Nmi- 
brauch  des  Mannes  komme,  sondern  der  Frau  zu  ausschliesilicbeni  Ge 
brauche  verbleibe.  Es  kann  aber  «sieh  im  Verfolg  durch  ZoflOsse  Yermefart 
werden,  so  wenn  der  Mann  ihr  z.  B.  ein  Spiel-  oder  Nadel-  oder  TrüftifM 
aussetzt  od^  sonst  zu  demselben  Beitrl^  gibt  Die  Frau  hat  die  lel^ 
stSndige  Verwaltung  Ober  ihr  Spargut,  und  kann  darüber  auch  ohne  Wtm 
und  Willen  des  Mannes  wirksam  veHÜgen.  Deberliszt  sie  dem  Manne  die 
Verwaltung  desselben,  z.  R  der  CapitaMbrderangen  des  Spargutes,  loirt 
diese  Verwaltung  nicht  als  eine  TormondschaftHche  oder  hausherrücbe  h- 
fügnisz  des  Ehemannes,  sondern  ans  dem  Gesichtspunkte  des  Mandates  oder 
der  negotiorum  gestio  aufrafassen,  und  die  Frau  kann  das  Spai^  wieder 
an  sich  nehmen,  sobald  es  Ihr  geMlt  Wenn  aber  die  Frau  nidit  m 
Stande  sein  sollte,  ihr  Spargut  gehörig  z«  rerwaken,  dann  darf  der  Man 
seine  Sorge  auch  darüber  erstrecken. 

2.  Vor  Eingehung  der  Ehe  kann  sich  die  Frau  auch  einen  TM 
ihres  jetzigen  oder  zukünftigen  Vermögens  zu  eigener  YerwaUung  und  Gf- 
nuez  vorbehalten.  Nach  dem  Vollzug  der  Ehe  bedarf  es  der  ZustimmiBi 
des  Ehemannes,  wenn  ein  Theil  z.  B.  einer  der  Frau  zugefallenen  Er^ 
Schaft  zu  vorbehaltenem  Gut  derselben  werden  soll.  Soweit  dieses  W. 
auch  Einhandsgut,  Sondergut  der  Frau  genannt,  reicht,  so  weit  erschall 
diese  als  selbständige  Wirthin,  und  es  ist  im  Zweifel  anzunehmen,  d» 
sie  Stücke  davon  gültig  veräuszem  und  fiit(  Bezug  darauf  Schulden  maekn 
dürfe.  (1.)  Erzeigt  sich  die  Ehefrau  als  Verschwenderin,  so  ist  sie  bü 
Rücksicht  auf  das  Einhandsgut  gleich  einem  anderen  Verschwender  ooter 
Vormundschaft  und  nicht  gerade  nothwendig  unter  die  des  Mannes  n 
setzen.  (2.) 


1.  FreMz.  Landr.  II.  1.  g.  221.  In  Aosehong  des  vorbehaltenen  yemUfP^ 
gebühret  der  Frau  die  Verwaltang»  der  Nieszbraucb  ond  die  freie  Dispositioa,  v«i 
sie  sioli  olcht  des  einen  oder  des  andern  ausdracklich  begeben  bat. 

2.  Ebenda,  g.  224.  Ilacbt  die  Fraa  in  Ansebang  des  geseUllcb  rorbebtltati 
Yermögens  sieb  eines  anwirtbicbafUicben  Betragens  verdicbtig,  so  ist  der  Mi* 
befugt,  Massregtln  tu  dessen  Yerbütang  xu  treffen.  %,  22tt.  In  Ansehnof  des  dvcl 
Vertrag  vorbehaltenen  Yennögens  aber  (g.  226.)  —  musz  ihr  —  ein  Curator  fcricM- 
lieb  bestellt  werden. 
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rooftes  CapiteL 

TL     Sorge  Kr  den  ftberlebenden  Ehegatten  bei  eheUcher  Oflterverbindung. 

1.    Altes  Leibgedloge.    S.    Neueres  Wittham. 

1.  Bas  deutsche  Recht  ist  reich  an  Instituten,  welche  aus  Sorge  fQr 
den  Oberiebenden  Ehegatten  entstanden  und  üblich  geworden  sind.  Es 
wirkt  in  denselben  die  Innigkeit  des  ehelichen  Lebens  und  die  liebende 
Sorge  der  Ehegatten  för  einander  auch  nach  dem  Tode  des  einen  Ehegatten 
zu  Gansten  des  Oberiebenden  nach.  Die  einen  Institute  setzen  ein  beson- 
deres Rechtsgeschäft  unter  den  Ehegatten  voraus,  die  andern  beruhen  auf 
einer  allgemeinen  Sorge  der  Rechtsordnung  selbst 

2.  Zq  den  erstem  gehört  das  alte  Leibgedinge  (in  der  mittelalterlichen 
Rechtssprache  auch  dos  und  Leibzueht  oder  fVidem  genannt),  das  schon 
in  den  Urkunden  aus  der  Periode  der  Karolingischen  Monarchie  oft  er- 
wähnt wird.  Der  Mann  bestellte,  sei  es  noch  als  Rräutigam  oder  wahrend 
der  Ehe,  in  diesem  Gedinge  für  den  Leib  (das  Leben)  der  Frau  in  Form 
der  gerichtlichen  Auflassung  dieser  ein  dingh'ches  Nutzungsrecht  (Niesz- 
brauch)  an  seinem  Grundstock,  zuweilen  auch  an  den  dazu  gehörigen 
Knechten,  Mflgden  und  dem  Vieh,  damit  er  so  fOr  den  Fall  ihres  Wittwen- 
standes  ihr  eine  sichere  Existenz  bereite.  (1.)  In  derselben  Weise  konnte 
auch  die  Frau  zu  Gunsten  ihres  Mannes  ein  Leibgedinge  an  ihren  Gütern 
besteflen. 

Es  erhielt  dann  der  bedachte  Ehegatte  schon  bei  Lebzeiten  des  Leib- 
dingbestellers ein  dingliches  Recht  an  dem  Gute,  welches  freilich  um  der 
gemeinsamen  ehelichen  Wirthschaft  und  der  Vormundschaft  des  Mannes 
willen  während  der  Ehe  gewöhnlich  ruhte,  und  nur  ausnahmsweise  dann 
sich  auszerte,  dasz  jener  einer  Verfluszerung  des  Leibgedinggutes,  die  nicht 

1.  jilamann,  Formel,  (^^«z,  S.  36.)  —  Dedi  eidem  sponsae  meae  fatoraeqac 
Qiori  dotis  Domine  cortem  sepe  elDCtam  in  pago  —  et  In  eadem  mareha  de  arvea 
terra  Jaehos  C.  —  de  pratis  juebos  tolidem  —  de  Silva  proprii  met  Juris  CL. ,  com- 
DmaeiD  paseuam  conununcsqae  süTarum  usus,  introitom  et  exitam,  aquas  aquaram- 
que  deearsus,  moünum  Optimum  — ,  mancipia  LX.,  cavaliura  cum  essedo  et  alium 
pedissequom  ejus,  io  armenlo  capita  XX.  cum  tauro»  in  equaritia  capita  XXX.  cum 
emmissario,  in  ovili  capita  CXX.,  in  grege  caprarum  capita  LXXXI.  cum  canibusacer^ 
rtmis,  in  grege  porcorum  capita  XC,  anseres  et  aoates  atque  pullos  sufBcienter,  pa- 
vooes  Yll,  columbas  et  omnia  utensilia  sorficienter.  Haec  omnia  eo  pacto  ipsi  »ponsae 
meae  contrido,  ut  si  eam  in  conjugium  —  accepero,  baec  omnia  cum  ceteris  rebus 
meis  mecum  pariter  —  babeat  et  possideat  et  augmentarestudeat:  siautem  ego  quo- 
«nmque  casu  praereptus  fuero,  sive  filii  ex  nobis  nascantnr  aut  non,  supr&lictas  res 
~-  abaque  contradictione  ulllus  proximorum  aut  Ticinomm  meorum  diebus  ?itae  suae 
possideat  et  inde  pro  me  annuam  memoriam  in  annivefsario  die  depositionis  meae 
Uciat.  ^ 
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darch  die  Noth  gerechtfertigt  war,  widersprechen  durfte.  Fflr  die  Wittie 
aber  oder  den  Wittwer  worde  nach  dem  Tode  des  Bestellers  das  Leibdiog 
(die  Leibzocht)  recht  lebendig.  In  Folge  dessen  hatten  sie  die  frae  Be- 
nutzung und  Bewirthschaftnng  des  Gutes  und  durften  sogar  in  NothUb 
zur  Fristung  ihres  Lebens  Stücke  davon  veräuszern.  Das  EigeotiMiB 
daran  gehörte  allerdings  nicht  ihnen,  aber  solange  sie  lebten,  wardtfGga- 
thum  der  Erben  doch  sehr  beschränkt  (2 ),  mehr  noch  als  nach  römisch« 
Rechte  die  proprietoi,  wenn  etw.a  der  u$usfruciu$  legirt  war;  denn  es 
wurden  die  Befugnisse  des  überlebenden  Ehegatten  eben  durch  die  Rod- 
sieht  auf  die  Familienpietät  ausgedehnt. 

3.  Aus  dem  alten  Leibgedinge  ist  das  neuere  Wüthum  (viduditim, 
douairej  hervorgegangen.  Es  kam  später  auszer  Debuiig,  der  Wittwe  sdioD 
bei  Lebzeiten  des  Mannes  ein  dingliches  Recht  an  dem  Gute  zu  Terschafti. 
Vielmehr  schien  die  eventuelle  Sorge  für  den  Fall,  dasz  die  Frau  die  Bie 
wirklich  überleben  sollte,  d.  h.  eben  die  Zusicherung  eines  Witthoms  n 
genügen.  Es  bedurfte  daher  auch  dieses  nicht  nothwendig  der  geridit- 
liehen  Auflassung  mehr,  sondern  konnte  durch  den  Ehevertrag  oder  lib- 
rend  der  Ehe  durch  einfachen  Vertrag  oder  durch  Vermächtnisz  besteft 
werden.  Die  Fertigung  im  Grundbuch  hat  dann  nur  die  stArkende  Kraft 
dasz  die  Wittwe  sowohl  einer  späteren  Veräuszerung  durch  die  Erben  öes 
Mannes  g^enüber  als  gegen  die  spätem  Pfandgläubiger  gesichert  wird. 
War  in  einer  Stadt  oder  in  einer  Gegend  eine  derartige  Verstattung  dos 
Witthums  Uebung  geworden,  so  konnte  sie  geradezu  zu  einer  particalira 
Rechtsregel  werden  (3.),  und  verstand  sich  dann  als  ein  gesetzUcber  Erb- 
ansprach  der  Wittwe  von  selbst. 

Auch  die  Gegenstände  des  Witthums  wurden  mannichfaltiger.  Ds- 
selbe  kann  in  dem  Genusz  einer  Wohnung  ( WitltcentüzJ  (4.),  oder  io 
dem  Nieszbrauch  eines  Grundstückes,  oder  in  dem  Zinsgenusz  von  CapUBen 
oder  in  Alimenten,  oder  in  Leibrenten  bestehen.  Das  Recht  der  Wittve 
(in  den  selteneren  Fällen  des  Wittwers)  wird  dann  aber  erst  nach  (kr 
Auflösung  der  Ehe  wirksam :  vor  derselben  kann  die  Ehefrau  eine  Ver- 
äuszerung des  Gutes ,  woran  ihr  ein  Witthum  zugesichert  worden ,  nidit 
anfechten,  wenn  nicht  ein  besonderer  Vertrag  imd  die  grundbüchlicbe  Ver- 
sicherung desselben  sie  ausnahmsweise  dazu  berechtigt 

Ist  das  Witthum  zwar  nicht  bedungen  aber  gebräuchlich  und  deszM 


2.  S,  #/>.  I.  21.  g.  2.  Liftucht  ne  kan  den  vrowen  neman  breken,  oev«^ 
oaborne  erve  noch  neman  uppe  den  dat  gut  irsiirft.  se  ne  verwirket  selve. 

3.  Brem,  Rilterr,  Tit.  7.  %,  1.  Der  Mann  ist  schuldig  seiner  ehelicben  Hio^ 
Frauen  «  eine  Leibzucbt  oder  Leibgeding  zu  verordnen  mit  einer  bequenlicbei 
Wohnung,  Hans  und  Hofe,  Acker,  Wische,  Weyde  und  Lande,  davon  sie  sieb - 
in  ihrem  Stande  erhalten  kann. 

4.  Bayr.  Landr.  I.  6.  fi.  15.  Wenn  (in  den  Hcirathspactcn)  von  deroWiUibsitt« 
nichts  enthalten  ist,  so  kann  solcher  auch  nicht  gefordert  werden.  Andereobll«  g^ 
bührt  solcher  nur  den  adelich  Gebomen.  * 
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zu  begehren,   so   richtet  sich  die   Art   und  Grösze  desselben   nach  der 
Landes-  und  Standessitte.  (5.) 

4.  Streitig  ist,  ob  das  Witthum  nur  mit  dem  Leben  der  Wittwe  oder 
auch  dann  endige,  wenn  sie  in  eine  zweite  Ehe  trete.  Die  einen  Juristen 
Termuthen  für  die  erste,  die  andern  für  die  zweite  Regel,  und  widersprechen 
sich  ebenso  in  der  Annahme  von  Ausnahmen.  Schon  in  der  ältesten  Zeit 
finden  wir  beide  Auffassungen  neben  einander  unter  den  deutschen  Stäm- 
men (6.)  9  und  da  jede  innere  Grfinde  für  sich  hat,  so  wiederholt  sich  der 
Zwiespalt  der  Meinung  und  der  Rechtsübung.  Die  Frage  läszt  sich  daher, 
solange  nicht  ein  allgemeines  Gesetz  entscheidet,  nur  nach  den  besonderen 
Gewohnheiten  eines  Landes  je  für  dieses  beantworten ;  aber  allerdings  neigt 
sich  die  neuere  Gesetzgebung  eher  der  zweiten  Ansicht  zu.  (7.  8.) 

*  F.  W,  Eckhardt,  Das  Witthum  in  d.  Zeitsch.  f.  D.  R.  X  S.  437  ff. 
—  Blumer^  Rechtsg.  d.  Schweiz.  Demokr.  II  2,  S.  181. 

§.  205. 

3.  Die  Wlderlage.    4.  Neueres  Leibgeding. 

1.  Mit  Bezugnahme  auf  das  Heirathsgut,  welches  die  Frau  dem 
Manne  zubrachte,  und,  wenn  diese  in  der  Ehe  starb,  ihm  vertragsmäszig 
oder  nach  Gewohnheitsrecht  verblieb,  wurde  zuweilen  auch  umgekehrt, 
für  den  Fall,  dasz  der  Mann  vor  der  Frau  sterbe,  oder  diese  die  Ehe 
Qberlebe,  ihr  von  jenem  eine  Widerlage  (contrados)  aus  seinem  Vermögen 
zugesichert,  welche  mit  dem  Heirattisgute  (der  Heimsteuer)  an  die  Wittwe 
herausgegeben  werden  solle.  (1.  2.)  Der  Gedanke  war  offenbar  ähnlich 
dem  römischen  der  donatio  propter  nuptias,  aber  das  deutsche  Recht  be. 
wegte  sich  freier  in  der  Verwirklichung  desselben  als  die  Gesetzgebung 
der  römischen  Kaiser,   die  übrigens  in  diesem  Stücke  in  Deutschland  nie- 


K.  Freust,  Ld.  II.  1.  £.  462.  Ist  die  Summe  des  Witthums  im  Venrage  unbe- 
stimmt gebliel»en,  so  musz  der  Richter  dieselbe  auf  den  nach  Vcrb&ltnisz  des  Standes 
der  Frau  nothdürrtigen  Unterhalt,  soweit  die  Nutzungen  ihres  eigenen  Vermögens 
dazu  nicht  hinreichen,  bestimmen. 

0.  Lei  Surgknd.  66.  l^am  si  ad  alias  nuptias  traosierit,  omnia  perdat,  dote 
tarnen  sua,  quam  a  marito  accqierat,  quamdia  vizerit,  utatur,  filio  proprietate 
serTata. 

7.  Pretuu  Ldr.  II.  1.  S-  471.  Auch  hören  Leibgedinge  und  Witthum  auf, 
wenn  die  Frau  sich  wieder  verheiratbet. 

8.  OeiUrr.  Ges.  g.  1244.  Wenn  die  Wittwe  sieb  verehelichet,  so  verliert  sie 
das  Recht  auf  den  Wittwengebalt. 

1.  K.  Ludwigs  R.  b.  11,  17.  (Heum.  83.)  Stürb  ein  man  vor  sein  hausfrauen 
und  liezze  ir  nicht  kinde,  derselben  frauen  Sol  ir  und  iren  erben  ir  haimsteur  volgen, 
die  sie  zu  irem  wirt  pracht  hat  —  und  auch  ir  Widerlegung,  ob  al^  vil  da  ist. 

2.  Sehw,  sp,  23.  Gibt  jemant  sinem  wibe  zc  helmstiure  varentguot.  oder  ander 
guot,  das  guot  mac  er  ir  nimmer  4ne  werden  die  wlle  er  ander  guot  bdt.  Twinget 
in  at»er  dhaft  not,  er  wirt  ez  wol  Ane  mit  rebte.  Gtt  si  im  oucb  sögeiikn  guot,  er 
sol  daz  sine  6  ane  werden  6  daz  Ire. 
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mals  recipirt  worden ,  es  yerstattete.  Es  kam  weder  eine  Nöthigong  auf 
zur  Bestellang  eiaer  Widerlage  (S.)«  noch  muszte  diese,  wenn  sie  gewahrt 
ward,  gleich  grosz  sein  mit  dem  Heirathsgut,  das  im  entgegengesetzten  FaQe 
dem  Manne  zufiel.  Die  Beziehung  auf  ein  solches  war  Oberhaupt  weniger 
enge,  so  dasz  eine  Widerlage  sogar  denkbar  war  ohne  Heirathsgut 

In  neuerer  Zeit  kommt  die  Widerlage  am  ehesten  noch  vor  in  addicbeo 
Familien.  Sie  hat  aber  auch  da  mehr  den  Charakter  einer  freien Erweiteroog 
der  Heimsteuer  zu  gehöriger  Ausstattung  und  Unterstützung  der  Wittwe 

2.  Vorzüglich  in  sächsischen  Ländern  hat  sich  unter  dem  Ade)  das 
Institut  des  neueren  Leibgedinges  (Doicdiiium)  ausgebildet.  Durch  die  Wider- 
lage wird  für  die  Wittwe  gesorgt,  indem  das  Capital  ihrer  Heimsteoer 
vergröszert  wird  durch  dieses  neuere  I^ibgedinge,  so  dasz  statt  desCapiUis 
ihr  eine  Leibrente  verschafll  wird.  Die  Grösze  der  Rente  wird  nach  den 
Capitalbetrage  der  Heimsteuer,  zuweilen  auch  der  Widerlage  bestimmt  om) 
ist  gewöhnlich  dem  doppelten  Zinse  dieser  Capitalien  gleich.  (4.)  Es  kaoa 
daher  der  Wittwe  auch  die  Wahl  eröflhet  sein,  ob  sie  die  Heimsteoer  ond 
die  Widerlage,  oder  ob  sie  statt  derselben  diese  Leibdingsrente  wolle.  (5. 
Zieht  sie  diese  vor,  so  verliert  sie  ihren  Anspruch  auf  jenes  Capital,  daher 
das  Sprichwort:  »Leibding  schwindet  Haaptgut.«  Ob  ihr  jenes,  ob  diesem 
vortheilhafter  sei,  hängt  groszentheils  von  der  noch  ungewissen  Dauer  ihres 
Lebens  und  davon  ab,  ob  ihre  Familienbeziehungen  die  Erhaltung  des 
Capitals  wünschbar  oder  entbehrlich  machen. 

Das  Recht  auf  die  Leibrente  wird  durch  Vertrag  mit  dem  Ehemann 
begründet,  kann  aber  auch  auf  Landesgebrauch  beruhen.  Insofern  dieselbe 
an  die  Stelle  der  Heimsteuer  getreten  ist,  welche  den  Erben  des  Manoes 
zu  eigen  anfällt,  kann  dann  das  Recht  der  Wittwe  auf  die  Rente  nicht 
schon  durch  die  Wicderverheirathung  derselben,  sondern  nur  durch  den 
Tod  erlöschen. 

Dm  diese  Forderung,  die  an  die  Stelle  des  Heirathsgutes  tritt,  besser 
zu  sichern,  hat  die  Jurisprudenz  die  nämlichen  Schutzmittel ,  welche  für 
die  Dotalforderung  gewährt  sind,  auch  darauf  ausgedehnt  G^enwlrtig 
scheint  übrigens  auch  dieses  Institut,  wie  das  der  Widerlage,  in  Abnahme 
gekommen  zu  sein,  und  es  wird  das  um  so  begreiflicher,  als  durch  Be- 
nutsung  sowohl  der  neueren  Lebeosversicherungs-  als  der  Letbrentenanstalten 
der  Zweck  solcher  Wittwenversorgung  noch  besser  erreicht  werden  kann. 


3.  Oe§terr.  G.  g.  1231.  Weder  der  BrHuUgam  noch  seine  Eltern  sind  Terbu- 
den  eine  Widerlage  zn  bestimmen. 

4.  ConsU  für  Hinterpommern  von  1691.  Tit.  17.  $•  i-  {Kraut,  g.  206.  8.j  Eil 
Leibgeding  musz  also  beschaffen  sein,  dasz  eine  Wittwe  daraus  doppelte  Zioseo  odff 
10  pro  Cent  wegen  ihrrr  eingebrachten  Dotis  nach  Abzug  der  Conlribulion  und  aa* 
derer  onerura  genieszen  könne.  Es  musz  aber  prohatio  dotit  f//«iifr#  ? orher  gebe«,  cke 
ein  Leibgeding  conslitnirt  werden  kann. 

8.  Säeht.  CoDSt.  c.  44.  P.  II.  Es  sol  in  der  Frauen  Willkür  stehen,  ihr  eiir 
gebraahl  Ehegeld  wieder  zu  fordern  oder  aber  das  Leibgedinge  anzonebmeo. 
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*  Danx,  IX  Privat  VI  S.  589,  5d4,  ff.;  —  Eokharäty  in  d.  Zeitsch.  t  D. 
R.  X  S.  479  ff. 

§.  206. 
5.  Eherecht  des  Mannes  (statutarische  Portion)  nach  dem  Tode  der  Frau. 

1.  AUeo  deatschen  Rechten  Ist  der  Gedanke  gemeinsam,  dasz  dem 
Oberkbaiden  Ehegatten  von  Rechte^  wegen  gewisse  Vortheile  in  dem 
Nachlasse  des  Verstorbenen  gebühren,  aber  die  nähere  Restinomung  dieser 
Vortheile  ist  in  den  verschiedenen  Landes-  und  Stadtrechten  in  sehr  ver- 
schiedener Weise  gesehehen.  Die  'WillkOr  hatte  hier  ein  Feld  zu  freier 
Bewegung  vor  sich  und  brachte  in  der  That  eine  Menge  eigentirtimficher 
Formen  hervor. 

Erbe  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  ist  zwar  der  Qberldiende 
Ehegatte  nicht,  vielmehr  wird  er  den  nErbents  ^les  Verstorbenen  von  der 
Sprache  entg^^  gesetzt.  Die  Erben  sind  die  Rhitsverwandten ,  die  Eom 
Nachlasz  berufen  sind.  Aber  wfthrend  der  Rlutszosammenhang  das  eigent- 
liche Erbrecht  begrOndet,  so  b^rtlndei  die  eheliche  Famflieoverbindniig 
mancherlei  rechtmftszige  Ansprüche  auf  theilweisen  Erwerb  oder  auf  Ge^ 
nosz  der  Verlassenschaft,  die  unter  dem  allgemeinen  Ausdruck  (erbUch$$) 
Eherecht  zusammengefaszt  werden  können.^) 

2.  Nach  dem  Recht  des  Mittelalters  war  das  Ehereekt  des  Wittwers 
meistens  sehr  ausgedehnt.  Die  fahrende  ffode,  welche  der  Frau  zugehört 
hatte,  behielt  er  zu  eigen.  (1.  2.)  Nur  die  Gerade  muszte  er,  wo  sie  ge- 
bräuchlich war,  an  die  nächste  weibRche  Rlutsverwandtin  der  Frau  heraus- 


1.  3, 9p.  I.  3t.  g.  1.  Man  «nde  wir  ne  hebbct  nein  getreiet  gut  to  irme  live. 
8iirfi  aver  dat  wif  bi  des  mannes  live»  se  ne  erfl  nene  verende  have  wenne  rede  unde 
egen,  of  se  dat  bevet,  in  den  nesten. 

2.  Offn.  ▼.  Dürnten  v.  1480.  [BlnnUchli,  Z.  R.  I.  287.)  Stirbt  (die  frow)  vor 
dem  man  ab,  so  erbt  der  man  von  ire  alles  ir  vareni  guot. 


*)  Der  Auidroek  ,,Eber«cbt<'  komint  in  den  iliern  RechiaqueUen  laweilen  auch  in  dem 
eDgtm  Sinne  vor,  dasx  damit  dat  Recht  der  Wittwe  oder  aoch  des  Wittwers  an  bestimmten 
8ittel[M  des  htntertassenen  Htiisrathea»  wie  namentlleb  aoeh  an  dem  Bette,  beieicbnet  wird. 
(TgL  Bkmimkii,  Z.  R.  6.  f..  439  ff.)  Er  lUsit  sich  aber  wohl  in  der  obigen  weiteren  Bedeotang 
gci^aoeheo  und  istjedenfaUs  dem  Ausdruck:  ,3tatut«rporlion"  vorsuziehen.  Das  D.  R.  ist  aller- 
diogs  etwas  ins  Kraut  geschossen  in  dieser  Naierie ;  es  ging  aber  dabei  von  dem  sehr  berech- 
tigten Gedanken  aus,  die  Consequenz  seiner  Auffassung  von  der  Ehe  auch  noch  nach 
dem  Tode  des  einen  Gatten  darzustellen  und  dessen  präsumtiven  Willen,  in  Ermanglung  des 
Tesumenu,  durch  das  Gesetz  hinauszuführen :  das  Recht  des  Yerwfttwelen  und  der  Wille  des 
Erblassers  sollte  fegen  dessen  Erben  und  gegen  die  Unnatur  des  rdmiscben  Rechts,  welches  bei 
der  Intestaterbfolge  den  Galten  erst  hinter  dem  letzten  Teller  rufu  durch  das  Gesetz  geschtttat 
Verden;  ftbrigens  findet  sich,  gerade  zur  Errekbung  dieses  Zweckes,  auch  sehr  frahe  die 
Duldung  grgenseitiger  Testamente  von  Ehegallen.  Vgl,  J,  O,  jid»lphi,  de  successione  conjugum 
■DUM  See.  ordin.  prov.  Solmensis.  Giesien  177U;  —  J.  Schml;  d.  Intestatrechte  d.  Ehegatten 
auf  a  Bmergülerii.  Braonecbwoig 't8S7.  OU  erhalt  d.  überlebende  Gatte  bei  der  Auseinander- 
•etzung  mit  den  Erben  ein  Pridpuum,  den  „Voraus";  -  P/i««r,  Ober  d.  Voraus  d.  ttberl. 
Kheg.  180». 

Bluntschli,  deutscbee  Privatrecbt.  8.  Aufi.  39 
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geben.  {Niftelgerade.)  Eben  um  auch  filr  diesen  Fall  das  beweglicbe  Ver- 
mögen der  Frau,  zumal  wo  es  in  Capitalien  bestand,  ihren  Anverwandten 
zu  sichern,  wurde  dann  oft  durch  Gedinge  das  eigentliche  Heirathsgnt  »an 
Eigen  und  Erbe  gelegt,«  und  so  dem  liegenden  Gute  der  Frau  gleichgestelU, 
welches  nach  ihrem  Tode  ihren  Erben  anfiel.  Häufig  erhielt  aber  der 
Wittwer  schon  von  Rechtes  wegen  an  dem  liegenden  Gute  doch  deo 
Nieszbrauch  auf  Lebenszeit  Die  eheKche  Errungenschaft  blieb  unter  dieser 
Voraussetzung  meistens  dem  Manne.  (3.) 

3.  Die  spätere  fiechtri>ädung  in  den  Kreisen,  wo  die  Gütarverbindong 
nicht  darch  die  Gtttergeoieinscbaft  verdrtogt  wurde,  war  dem  Hanae 
weniger  günstig.  Die  fahrende  Habe  hatte  an  innerem  Werthe  im  Ve^ 
hältnisz  zu  dem  liegenden  Gute  so  sehr  zugenommen,  dasz  es  bedenklicher 
sciiien  als  früher,  jene  ganz  den  natürlichen  Erben  der  Frau  zu  entzieben 
ttod  dem  Manne  zuzuwenden;  ond  selbst  die  Nutznieszong  der  Erbschaft 
wurde  dem  Wittwer  nun  oft  nicht  mehr  Tollstflndig  überlassen.  Man  fiog 
an,  auf  genauere  Unterscheidungen  einen  Werth  zu  legen :  ob  Kinder  da 
seien»  oder  nicht,  ob  nahe  oder  entfernte  Verwandte  als  Erben  erscbeioeo, 
ob  die  Frau  in  erster  oder  in  zweiter  Ehe  gelebt  habe,  u.  s.  L  Auch 
unter  den  Gegenständen  der  Erbschaft  kamen  weitere  Unterscheidungen  in 
Betracht  In  Erinnerung  an  das  älta*e  Recht  wurden  wohl  noch  hier  und 
da  die  eigentliche  Aussteuer  oder  doch  einzelne  Stücke  dersdben,  wie  das 
Bett  der  Frau,  oder  ihre  Morgengabe,  oder  die  Hoehzeitsgescheoke  den 
Wittwer  zu  Eigenthum  überlassen.  (4.)  Die  übrige  Erbschaft  (Heirath^! 
dagegen  wurde  ihm  dann  oft  nur  zu  einem  ideellen  Theile  (z.  B.  zor 
Hälfte,  oder  einem  Drittheil,  Kindstheil  u.  s.  f.)  zur  Nutznieszung  verstattet 
zuweilen  daran  aber  allerdings  auch  zu  ideeHem  Theile  Eigenthum  gege 
ben.  Die  Mannichfaltigkeit  derartiger  Bestimmungen  ist  überaus  grosi, 
und  es  ist  unmöglich,  dieselbe  auf  allgemeine  Grundsätze  zurückzufahren 
oder  aus  inneren  Gründen  zu  erklären.  Sie  sind  grösztentheils  wiNkür- 
lieber  Festsetzung   zuzuschreiben,    und    es    wäre  sicherlich  kein  Schaden, 


3.  Grafsehiftsr.  Y.  Hyburf^,  (Ebenda  S.  438.)  Wo  dann  die  frow  vor  ircs 
man  todes  abgAt,  so  ist  sOlicb  obgenanler  froiren  Tersebrotten  gewaad  Tod  ander  Ir 
varcnd  guot  des  mans  eigen  gaot,  sy  babind  kind  bl  einandern  oder  niC;  das  ander 
ir  gaot  vnd  beirostör  es  sy  wenig  oder  vll,  das  ist  Ats  mans  Hbding ,  dwit  er  lebt, 
vnd  ist  den  liinden  nacb  ander  der  frowen  frund  nutidarYon  schuldig,  er  wolle  öidb 
gern,  vnd  mag  ein  mann  slllich  libUiog  sins  wjbs  guot,  ob  er  sanst  nät  haue  vad 
Im  liba  not  tat,  angnllen,  ob  Inn  die  zins  darvon  nit  betragen  möchleo,  allweg  uiab 
fftnf  schilttng,  so  dick  sin  nottnrft  das  erheischt,  als  das  #ch  von  alten  harkonea 
vnd  gebracht  ist,  vnd  ob  dar  in  einich  geflird  understanden  wurde,  aol  ein  berr  im 
kybarg  gwalt  haben  dieselben  gcferd  und  mlsibnich  abiostellen. 

4.  Alt  Bayr,  L.  R.  (Freib.)  iffl.  mbent  si  (Mann  undi  Frau)  siebt  brief,  •• 
sei  die  haimstewer  ewiklich  dem  manne  volgen  nnd  seinen  erben»  ob  ein  Iraw  v*r 
dem  manne  stirbt  und  nicht  chint  lat. 


Digitized  byVjOOQlC 


8«  Wt.   Eherecbt  der  Wittwe  ete.  611 

wenn  durch  eine  aNgeroeine  Geseizgebang  —  vielleicht  mit  BerOcksich- 
tignng  der  yerschiedenen  Standessitten  und  Standesbedflrfhisse  —  gleich- 
DiAszige  Rechtsnormen  eingeftkhrt  wOraen. 

Das  Verhaltntsz  des  Wittwers  zu  den  GlAubigem  und  den  Erben  der  Frau 
wird  besser  im  Zusanmienhang  mit  dem  Eherechte  der  Wittwe  erwogen. 

S.  207. 
t,  Eherechl  (stalutiritche  Portion)  der  WiUwe.    BeisiU.    WUtwengeradt. 

1.    Manichfacher   noch   sind    die  Bestimmungen   tkber  das   Eherecht 
der  Witttoe  in  der  Verlassenschaft  des  Mannes.  Schon  in  uralter  Zeit  finden 
wir   unter    demselben   Volksstarome    verschiedene  Grundsätze.    Bei    den 
WeHphalen   erhftk   sie  die  Hfilfte  der  ehdichen  Errungenschaft,   bei   den 
Ottphalen  musz  sie  sich  mit  ihrem  zugebrachten  Gute  (und  dem  Witthum) 
begnügen.    (1.)    Das   bayerische   Volksrecht   verstattet  der  Wittwe   einen 
Kindstheil  zu  Nieszbranch,   und  ebenso  die  HftHte  des  Vermögens,  w«nn 
keine  Kinder  da  sind.  (2.)  Nach  dem  Saehsempiegel  bekommt  die  Wittwe 
ihr  Beiraihi^t  wieder,  sodann  die  Morgengt^e,  die  ihr  gesetzte  Leibzuchi, 
den  sogenanntai  Mueiheil^   d.  h.   einen  Theil   an  den  SpeisevorrSthen  des 
Hofes  (gemastete  Schweine  gehören  auch  dazu)  und  alle  Gerade  fWUtwen- 
gerade Jy  die  sich  vorfindet.  (3 — 6.)    In  der  Gerade  liegt  dort  ihre  Baupt- 
ausstattang.    Sie  bildet  ein  ausgezeichnetes  Frauengut    Anfangs  bestand 
sie  vornehmlich  aus  der  weiblichen  Kleidung  und  dem  weiblichen  Schmuck. 
Dann  wurden  immer  mehr  andere  Sachen,  vorzQglich  solche,  die  dem  Ge- 
brauche  der  Frauen  dienten  oder  ihrer  Wirthschaft  anheimfielen,    in  den 
Kreis  der  Gerade  herbeigezogen :    und   es   wurde  nicht  unterschieden,   ob 
derlei  Sachen  von  der  Frau  in  die  Ehe  gebracht  oder  von  dem  Ehemann 
angeschafft  worden  waren.    Was  sich  davon  in  der  ehelichen  Wirthschaft 
vorfand,  gehörte  nun  alles  als  Gerade  der  Frau.    Der  Schwabenspiegel,  in 

1.  Lei  Sojf.  9.  De  eo,  qaod  vir  et  malier  simul  conquisierint,  mulier  mediam 
portionem  accipiat  —  apad  Westfalaos.  Apud  Oslphalaos  et  Angrarios  nihil  acripial 
sed  conienU  Sit  dote  sua. 

2.  Lei  Bajuv,  XIV.  6.  Vidoae,  si  post  mortfm  mariti  in  fiduitate  permanoant, 
aequaleni  inter  fllios  suos  —  usufk'uctuariam  habeant  portionem.  —  9.  De  eo  qui 
sjne  filiis  et  filiabas  mortüns  est,  mulier  accipiat  medielalem  pecmniae. 

3.  S.  9p.  1,  22.  S*  3.  Dar  na  mut  die  vrowe  Jegen  den  erven  musdelen  »He 
boyede  spise,  die  na  dem  drittegesten  overblift  in  jewelkeme  bore  irs  mannes.  I.  21. 
g.  1.  Na  deme  berwede  (das  die  Wittwe  dem  nScbsten  Scbwertroagen  des  Mannes 
abgeben  mnsi)  sal  dat  IrtT  nemen  ir  morgengabe.  —  g.  2.  Meste  sain  aver  boret 
Co  der  mosdele,  vnde  alle  gebovet  spise.  —  §.  3.  So  nimmt  se  allet  dat  to  der  rade 
bort ,  dat  sin  alle  scap  nnde  gense  unde  kästen  mit  vpgehavcnen  leden,  al  gam, 
bedde,  pole,  kflssene,  lilakene,  discblakene,  dvelcn.  badelakene,  beckene,  Idcbtere, 
lin  unde  alle  winicbe  kfedere,  ringerne,  armgolt,  tzapel,  saUere  tmde  alle  büke  die  to 
;odes  deneste  boret,  die  vrowen  pleget  to  lesene,  sedelen,  lade,  teppede,  ommehenge, 
dcirelakene  unde  al  gebende.  Dit  is  dat  to  vrowen  rade  bort  —  AI  laken  nnge- 
^nedcn  to  vrowen  kleidete  unde  goU  unde  silver  angewercbt,  dat  ne  bort  den  vrowen 
Dicht. 
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welchem  das  Instittit  der  Gerade  nicht  einheimisch  erscheint  (1.),  gibt  der 
Wittwe  —  welche  ihr  liegendes  Gut,  die  Heimsteuer  und  Widerlage,  uod 
ihre  Morgengabe  wegnimmt  —  das  Recht  mit  den  unausgesteuerten  Rindeni 
die  gesammte  fahrende  Habe^  die  welche  sie  zugebracht  hat  inbegrifleo, 
zu  theiUn,  so  dasz  sie  die  eine  Hälfte  (5.jt  die  Kinder  die  and^e  Hälfte 
erhalten.  Sind  die  Kinder  vorher  ausgesteuert  worden,  so  behält  sie  die 
fahrende  Habe  allein.  Sind  keine  Kinder  da,  so  scheint  zwischen  ihr  mid 
den  Erben  eine  Theilung  der  Fafamisz  je  nach  der  Natur  derselben  vor- 
genommen worden  zu  sein. 

2.  Sehr  oft  wurde  aber  eine  derartige  Ausscheidung  des  VermOgess 
und  der  A;u|ftrüGbe  der  Wittwe  von  der  Erbschaft  nicht  sofort  nach  des 
Tode  des  Hannes  vorgenommen,  sondern  es  blieb  eine  Zeit  lang  noch  di 
Verlassenschaft  ungetheilt  und  die  Wittwe  genosz  öenBeisüz  in  derselben,  (i 
Am  häuBgsten  geschah  diesx,  wenn  Kinder  da  waren.  Die  ganze  Oelo- 
oomie  der  Haushaltung  wurde  dann  fortgesetzt,  und  die  Wittwe  stand  in 
ähnUcber  Weise  derselben  vor,  wie  sdion  während  der  Ehe  als  Htoslno. 
Ihre  selbständige  Tbätigkeit  wurde  noch  erhöht,  weil  an  der  Steile  des 
Ehemannes  jetzt  nur  ein  dritter  nicht  in  derselben  Haushaltung  lebender 
Vormund  über  die  Kind^  und  deren  Vermögen  die  Vormundschaft  Obtt 
Manche  Rechte  gaben  der  Wittwe  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  sokbeo 
Beisitz,  auf  so  lange  bis  alle  Kinder  selbständig  geworden  waren  und  sieb 
absonderten,  oder  bis  sie  selber  in  eine  zweite  Ehe  trat  Die  Ausschädon^ 
selbst,  die  so  verschoben  wurde,  ging  dann  nach  Maszgabe  des  Zeitpunktes 
vor  sich,  in  welcher  sie  vorgenommen  wurde,  so  dasz  der  Hustheil  [ü^ 
Hofepeise),  die  Gerade,  die  fahrende  Habe,  wie  sie  dannzumal  sieb  To^ 
fanden,  zur  Grundlage  dienten. 

3.  Später  wird  die  Mannichfütigkeit  der  statutarischen^fiestimmuogeB 
geradezu  unObersehbar.  Hatte  früher  die  Wittwe  die  Hälfte  der  gesaounlei 
fahrenden  Habe  erhalten,  so  wurde  nun  oft  schärfer  unterschieden  zwisciM 
ihrer  eigenen  Fahrnisz  und  der  des  Mannes,  und  ihr  dann  an  letxtem 
häufig  ein  Drittheil  oder  ein  Viertheil  verstattet  (7.):   und   war  ihr  Wbef 


4.  Schw.  9p,  8.  Ist  der  vater  Adc  gescbarede  verrarn,  daz  er  nit  gesebifeo  kt. 
von  dem  varenden  guote»  man  sol  der  sele  ir  teil  geben,  unde  dar  nach  geUchei«i'> 
vnder  wip  ynde  vnder  kind  diu  unuzgestiuret  sind,  c.  127.  unde  bat  si  rareiKle  p 
da  mit  ir  man  niht  geschafet  bat  an  dem  tode,  so  sol  man  der  sele  ir  teil  g<^ 
unde  daz  ander  geiiche  teilen  vnder  wip  unde  vnder  kint. 

5.  Schwyitr  Landr.  v.  1294.  So  sin  wir  euch  vber  ein  konunen,  das  enkeiiff 
unser  lantmann  sinem  wibe  mache  me  dann  halbes  sin  gvot. 

6.  «S.  #/»•  Ul.  76.  g.  1.  Slirft  eneme  wive  ir  man,  unde  blift  sie  in  des  BUMfr 
gude  ungetveiet  mit  den  kinderen  lange  wile  oder  körte,  svenne  si  sik  treiit^ 
na,  $0  nemet  die  vrowe  ire  morgengave  unde  ire  musdele  unde  ire  rade  an  alleö^ 
gude  dat  dar  denne  is,  als  sie  neroen  solde  to  der  tiet  do  ire  man  starf. 

7.  PrBU9u  Landr.  II.  1.  S*  ^^>  Hinterläszt  der  Verstorbene  Verwandu  it  <^ 
steigender  Linie,  so  ist  der  überlebende  Ehegatte  nur  Erbe  zum  vierten  Tbeile.  {-^ 
Hinterläszt  der  Verstorbene  nur  Verwandte  in  aufsteigender  Linie,   Geschwism  ^ 
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bald  Efgenthmn  bald  nur  Nieszbrauch  gegeben  worden,  so  vervielföltigten 
sich  non  die  mancherlei  möglichen  Formen  und  Bedingungen  ihrer  Vortheile. 
4.    Ueber  das  juristische  VerhäUnisz  des  fiberlebenden  Ehegatten  zn 
den  Erben  und  den  Gläubigern  gelten  folgende  Grundsätze : 

a)  Der  fiberlebende  Ehegatte  und  dessen  Eherecht  ist  von  den  Erben 
(regelmäszig  den  Blutsverwandten}  und  der  eigentlichen  Erbfolge  zu 
unterscheiden.  In  den  meisten  Fallen  tritt  der  Unterschied  sehr 
bestimmt  schon  deszhalb  hervor,  weil  die  Snccesslon  des  erstem 
gewöhnlich  eine  blosze  Singularsuccession ,  die  des  letztem  aber 
Cniversalsuccession  ist.  Aber  selbst  da  ist  der  Unterschied  zu 
beachten,  wo  jenem  ein  ideeller  Theil  der  fahrenden  Habe  oder 
sogar  der  ganzen  Verlassenschaft  eingeräumt  wird.  Der  Antheil 
nämlich  den  der  Wittwer  oder  die  Wittwe  erhält,  ist  meistens  ohne 
Rficksicht  auf  die  Zahl  und  selbst  auf  die  Nähe  oder  Entfernung 
der  Erben  fixirt.  Dann  stehen  sich  jene  und  diese  so  gegenfiber,  dasz 
wenn  schon  einer  der  Erben  seinen  Theil  ausschlägt,  der  vacante 
Theil  nur  den  fibrigen  Erben,  nicht  auch  dem  fiberlebenden  Ehegatten 
anwächst.  Nur  wo  jener  Antheil  sich  nach  der  Zahl  der  Erben 
richtet,  z.  B.  einen  Kindstheil  beträgt,  da  ist  dann  das  Wegfallen 
eines  Erben  allerdings  auch  von  Einflusz  auf  die  Grösze  jenes 
Eherechtes, 
b)  Wenn  dem  überlebenden  Ehegatten  eine  Quote  der  Verlassenschaft 
eingeräumt  ist,  so  versteht  es  sich,  dasz  die  Schulden  vorherabgezogen 
werden  mfissen.  Es  folgt  aber  nicht  nothwendig  daraus,  dasz  er  um 
deszwillen  den  Erbschaftsgläubigera  auch  persönlich  wie  ein  Erbe 
hafte.  (8.)  Vielmehr  läszt  sich  wohl  denken,  dasz  sein  Recht  dem 
römischen  legatum  partüionis  ähnlich  betrachtet  werde.  Indessen 
scheint  eine  derartige  Unterscheidung  zu  spitz,  als  dasz  sie  zu  dem 
Geiste  des  deutschen  Rechtes  paszte,  und  die  Auflassung  natürlicher, 
dasz  unter  jener  Voraussetzung  allerdings  der  Ehegatte  in  Gemein- 
schaft mit  den  fibrigen  Erben  den  Erbschaftsgläubigera  hafte.  Durch 
Verzichtleistung  auf  seinen  Erbantheil  kann  er  sich  aber  dieser  Ver- 
bindlichkeit entziehen.  (9.) 
Verschieden  von  diesem  erbreehtlichen  Uebergang  der  Schulden  auf 
d&ok  überlebenden  Ehegatten  ist  die  Verpflichtung  desselben,  für  Schulden, 


Geschiristerkinder  ersten  Grads,  so  Ist  der  überlebende  Ehegatte  Erbe  zu  einem 
Drittel,  g.  626.    Sind  nar  Verwandte  in  entferntem  Graden  Yorbanden,  —  die  Hälfte. 

8.  Hofrecbt  von  Brüiten  {BlnnUehli,  Z.  R.  G.  I.  S.  435.)  Stirpt  der  mann  ab, 
vDd  wil  sy  den  by  den  kinden  nit  syn,  so  nimpt  sy  den  drittentbeyl  in  varender  hab, 
6n  alle  geltschald. 

9.  Offo.  v.  Stäfa  g.  14.  {Grimm,  W.  I.  8.  46.)  Wer  aber  das  ein  man  abgatt 
Tor  der  f^owen,  so  ist  der  frowen  gefallen  ein  dritteil  als  sins  farents  gut  Tnd  ir  ver- 
scbroften  gewand,  sy  sol  aber  daby  gelten  den  dritteil  aller  siner  schuld,  doch  hat 
sj  darin  die  wal,  sölichen  dritteil  also  zno  nemen  oder  nit> 
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die  der  Verstorbene  contrahirt  bat,  aus  dem  Grunde  der  eheüchm  WvrthK^ 
einzosteben,  z«  B.  die  Verpfliditting  des  Hannes,  SchqldenfQrNahnmgiiDd 
Kleider  zu  bezablen,  welcbe  die  Frau  in  ibrer  Eigenschaft  als  Besorgeria 
des  täglicben  Hansbaltes  gemacht  hat 

5.  Damit  das  Eberecht  dem  überlebenden  Ehegatten  gesichert  bleibe, 
werden  in  manchen  Statuten  letztwillige  Verfügungen,  durch  welche  dassdbe 
zum  Nachtheil  des  Ehegatten  beeinträchtigt  wird,  für  ungültig  erklärt,  and 
es  erhält  dann  das  Eherecht  ganz  oder  zum  Theil  die  Natur  eines  Pfi/M- 
theiU.  (10.)  Jene  Ungültigkeit  ist  eine  nelative,  so  weit  der  überlebeode 
Ehegatte  sie  gelten  machen  will  und  bis  zur  vollen  Befriedigung  da 
Pflichttheils.  Die  Gründe  der  Unwürdigheil  aber,  welche  einem  Erbet 
oder  Bedachten  jeden  Anspruch  auf  den  Pflichttheil  oder  das  Vermächtnis 
entziehen,  kommen  auc^  für  das  Eherecht  zu  analoger  Anwendung. 

6.  Das  Eherecht  kommt  nur  dem  Yiberlebenden  EhegaUm  zu,  nicbt 
aber  schon  dem  Verlobten  —  für  diesen  haben  indessen  einzelne  Rechte 
besondere  dem  Eherecht  ähnliche^Ansprüche  auf  die  Verlassenschaft  dei 
andern  Verlobten  eröffnet  —  noch  einem  auf  die  Dauer  geschiedenm 
früheren  Ehegatten.  Stirbt  aber  ein  Eh^atte  während  der  zeitwährenden 
Trennung  zu  Tisch  und  zu  Bett,  so  sind  dem  überlebenden  seine  AnsprOche 
auf  das  Eherecht  noch  erhalten. 

*  l^rufifier,  de  usofructu  cosjugiB  snperstitis  in  bonis  coDJ.  defdncti  insti- 
tutione  separatae  oeconomiae  vel  nuptüs  liberorom  jure  Norimb.  non  taUeado 
1800;  —  Finster,  de  obligatione  uzoris  solvendi  xnariÜ  debita  secundum  jus 
germanicum.  Gott  1822 ;  —  Laspeyres^  de  debitis  conjngiun  ex  liberanun  ge^ 
man.  dvitatam  Hanseat  jure.  1867 ;  —  Festatoxti,  über  den  Pflichttheil  der 
Erben  nach  Zürcher  Recht  neben  dem  überlebenden  Ehegatten,  Zeitschr.  L 
Kunde  n.  Fortbild.  d.  Züricher  Rechtspflege.  YUI  S.  1. 


Seclistes  CapiteL 

VL    System  der  Gütergemeinschaft 

§.  206. 

1.    Juristische  Natar  der  GätergemeinschafL 

1.    Von  Gütergemei$i8chaft  im  eigentlichen  Sinne  (innerer,  nuUerielkr 

(jütergemeinschaft)  reden  wir  nur  da,  wo  schon  wfthrend  der  Ehe,  sei  es 

alles  Vermögen,  das  die  Ehegatten  zusammengebracht,   seien  es  einzdoe 

Bestandttheile  desselben,  zu  Einem  Gute  verwachsen  sind.  So  hinge  nur  die 


10.  Magd.  Landr.  cap.  44.  §.  39.  Und  stehet  dem  Manne  so  weni«  als  da« 
Weibe  frei,  durch  ein  testamentam,  fideicommissum,  donation  oder  in  andere  Wege 
des  Ehegatteas  abgesetzte  portionem  sutatariam  ohne  des  andern  Einwilligaog  n 
benehmen. 
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YerwaUong  ood  Nutzung  als  eine  ungez weite  erscheiiit,  hat  das  Recht  noch 
den  Charakter  der  Güterverbindung.  Erst  wenn  die  Einigung  auch  innerlich 
iu  dem  Eigenthum  selbst  vollzogen  ist,  so  ist  Gütergemeinschaft  da.  Es 
ist  wohl  zu  begreifen,  wie  man  zu  dem  Gedanken  der  innerlichen,  Eini- 
gung kommen  konnte.  Der  Weg  von  der  äuszerea  Gemeinschaft  des  alten 
Rechts  £U  der  innern  in  spätem  Stadt-  und  Landrechten  war  nicht  sehr 
weit.  —  Sobald  man  erwog,  wie  schwer  es  oft  ward,  die  verschiedenen 
Bestandtheile  der  Güter  wieder  genetisch  auszuscheiden  und  der  Idee,  dasz 
die  Ehe  eine  volle  und  innige  Lebensgemeinschaft  sei,  mit  Eifer  nachging, 
so  gelangte  man  bald  und  leicht  an  jenes  Ziel.     Aber  nun  ist  allerdings  ^ 

die  Schwierigkeit,  das  Verhdltnisz  der  Person  oder  der  Personen  zu  diesem 
Einen  gegenständlichen  Vermögen  juristisch  zu  bestimmen,  nicht  gering. 
Darüber  gingen  und  gehen  die  Meinungen  der  Juristen  sehr  auseinander, 
und  die  Statuten  und  Gesetze  sowie  die  Gerichtsstube  wiederhallen  noch 
von  dem  Streit  der  Doctrin,  obwohl  allerdings  die  practischen  Wirkungen 
desselben  weniger  erheblich  sind,  als  die  schroffen  Gegensätze  der  Theorie 
erwarten  lassen.    Es  kommen  folgende  Auffassungen  in  Betracht: 

a)  Den  Uidm  EhegtUUn  wird  MiteigetUkum  zu  ideelUn  Tksüm  an  dem  ^^(a^^jj^u^  ^ 
gemeinen  Gute  zugesprochen.  et^^^^^wv^^vo  ^ 

b)  Dem  Ehemann  wird  aUeiniges  Eigmtkum  an  dem  geeinten  Gute  zu- 
geachriebeo. 

c)  Die  Ehe  wird  als  jurütüche  Penon  im  engeren  Sinne  (umversitas) 
aufgefaszt  und  ihr  —  im  Gegensatz  zu  den  einzebien  Ehegatten  — 
das  AUeineigentkum  an  dem  gemeinen  Gute  beigelegt. 

d)  Die  Ehegatten  werden  als  Ehegenossenschaft  betrachtet,  und  es  wird  ^^^vct ,^hcuu4 
an  ein  Gesammteigenthum  an  dem  gemeinen  Gute  gedacht. 

2.  A.  Miteigenthum,  Man  kann  sich  vorstellen,  dasz  die  beiden  Ehe« 
gatten,  jeder  z.  B.  zur  Hälfte,  Miteigenthum  haben  an  dem  gemeinen  Gute, 
ohne  dasz  man  um  deszwillen  genötbigt  wird,  einen  Gesellschaftsvertrag 
unter  ihnen  anzunehmen.  Die  Ehe  selbst  kann  diese  Wirkung  mit  Rechts- 
nothwendigkeit  hervorbringen.  In  der  Tbat  kommt  diese  Auffassung  in 
einzelnen  Statuten  vor.  (1 — 3.)  Man  setzt  dabei  eine  wechselseitige  üni- 
versalsuccession  jedes  Ehegatten  je  in  die  Hälfte  des  Vermögens  des  andern 
voraus,  welche  bei  Eingehung  der  Ehe  sich  von  selbst  ergebe:  und  zieht 


1.  Aasit.  de  Jerusaism  B.  C  177 :  sar ei  que  par  la  stiote  asaise  de  J^rusale m 
ail  la  ferne  la  mite  de  tous  les  biens  que  son  baron  gaigne  o  luj  despuis  que  il  la 
prent.  « 

2.  TemgUry  Laiensp.  fol.  36.  Aast  gewolmait  werden  an  mer  enden  alle  hab 
und  guter  so  Eeleut,  die  leib  an  leib  und  gut  an  gut  zusammen  geheyrat  haben ,  ~ 
für  jr  beider  samptliche  bab  udd  guter  versianden,  daran  Is  Jeden  in  der  £e  der 
halb  teyl  lugehörig  werden. 

3.  fTürtem.  Landr.  Tb.  III.  Tit.  7.  Wann  ^Eheleot  ohne  sondere  PactioD  - 
In  4ie  Ehe  lusammen  kommen,  soll  an  allen  in  wehrender  Ebe  errangen  nnd  gewon- 
nenen Gülten  ^  Jedem  Ehogeioäcbt  der  halb  Tbeil  zugehörig  seyn. 
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anch  wohl  die  Analogie  einer  Gesellschaft  zu   Hülfe,  nm  das  Rechtsrer- 
haltnisz  wahrend  der  Ehe  za  erklären.     Nur  ist  man  geneigter,  ak  bei 
dieser,    eine  dauernde  und   stärker  wirkende  Gemeinschaft  anzundimen. 
Indessen  bedarf  es  einigen  Zwanges,  um  den  Gedanken  des  MiteigenÜiums 
mit  der  Idee   und   den  Bedürfnissen    der  Ehe   in  Harmonie   zu  bringen. 
Das  Miteigenthum  ndmlich   setzt  dem  Begriffe   nach  eine   ideelle  Tbeiliing 
des  Vermögens  und  den  Gedanken  voraus,    dasz  jeder  Miteigenthümer  ao 
jenem  Theile,  z.  B.  der  Hälfte,   Alldneigentbümer  sei.    Die   Innigkeit  des 
ehelichen  Lebens  aber,    welche  in  der  Gütergemeinschaft  ihren  Aosdrud 
sucht,  will  umgekehrt  überall   keine   Theilung  des   ehelichen   Vermögens 
und  kein   Alleineigenthum  der  einzelnen   Ehegatten  je  an  ihren  Th^ 
sondern  volle  Gemeinschaft  beider.    Während  der  Ehe   zeigen  sich  andi 
solche  Theile  nicht,  weder  bei  Veräuszerungen  von  Sachen  noch  bei  den 
Erwerb  von  Forderungen  und  der  Cebernahme  von  Schulden:   erst  nadi 
der  Auflösung  der  Ehe  und  ihrer  Gemeinschaft  tritt  die  Theilang  ein,  ond 
es  verändern  sich  dann  zuweilen  die  Theile  selbst,  je  nachdem  der  Mar 
oder  die  Frau  die  Ehe  überiebt     Am   wenigsten  Bedenken   hat  immerhin 
jene  Vbrstellung,  wo  nur  mit  Bezug  auf  die  eheUehe  Errungentdiafi  eine 
Gemeinschaft   der  Güter  eintrat.    Wäre  man  aber  bei  dieser  stehen  ge- 
blieben, so  wäre  es  überflüssig,  von  einem   besondern  System  der  Güter- 
gemeinschaft zu  reden.    Dafür  würde  die  Analogie  der  Handel^gesellschalt, 
welche  auch  eine  vollere  Gemeinschaft  an  dem  Handelsvermögen  begründet, 
vollständig  ausgerächt  haben. 

3.  B.  AUeimigefUhum  des  Mannes.  Erst  in  neuerer  Zeit  bat  Ihmdstr 
(Gesammteigenth.  S.  218  ff.)  nach  dem  Vorgange  von  Sarauw  (in  Fakh 
staatsb.  Magazin  VI  S.  122)  die  Ansicht  der  deutschen  Jurisprudenz  lu 
empfehlen  versucht,  dasz  das  ganze  zusammengebrachte  and  während  der 
Ehe  erworbene  Vermögen  als  Eigenthum  des  Mannes  anzusehen  sei,  und 
sich  dabei  vorzüglich  auf  die  Autorität  der  französischen  Juristen  bemfen. 
Allein  dieser  Vorstellung  steht  entgegen: 

a)  die  Grundidee  des  deutschen  Familienrechts ,  welches  die  Persönlich- 
keit der  untergeordneten  Familienglieder  nicht  aufhebt,  sondern  aner- 
kennt und  schützt,  womit  sich  wohl  verträgt,  dasz  die  Verwaltaog 
und  die  Verfügung  über  das  Frauengut  an  den  Mann  übergehe,  nicht 
aber  dasz  die  Frau  ihr  Vermögen  selbst  verliere  und  nun  als  Te^ 
mögenk)ses  Wesen,  ähnlich  der  römischen  uxar  in  manu  marüi,  deo 
Mannes  absolut  unterworfen  werde; 

b)  die  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts,  welche  dnen  Uebergang 
aus  der  Güterverbindung  zur  Gütergemeinschaft  erklärt,  nicht  aber 
den  Sprung* von  jener  zu  dem  Alleineigenthum  des  Mannes; 

c)  die  volksthümHche  Sprache  und  die  Quellenzeugnisse,  welche  auf  äe 
Gemeimchaft  (communaui^)  den  Nachdruck  legen  ^,,mtt  gesamUtt 
Band,  nicht  mit  Eines  Hand"  wird  über  die  Uegensdiaften  verfOgt 
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nach  den  alten  fränkischen  Rechten)  und  damit  eine  einseitige  Ein- 
heit aosschlieszen  (4.  5); 
d)  manche  practische  'Wirkongen ,  die  sich  nur  ans  der  Gemeinschaft, 
nicht  ans  solcher  Einheit  erklftren,  z.  B.  die  Besehrl^ang  der  Folge 
der  Confiscation  wegen  Verbrechen  des  Mannes  auf  einen  Theil  des 
gemeinen  Gutes,  das  Recht  der  Frau,  bei  Miszverwaltung  auf  Güter- 
trennung zu  dringen,  ihre  Befugnisz  in  Nothfällen  dem  Manne  Ähnlich 
über  gemeines  Gut  zu  disponiren,  das  Recht  beider  Eh^atten,  je  über 
ihren  NachJasz  letztwiUige  Verordnungen  zu  treffen. 

Es  ist  auch  nicht  richtig,  dasz  jene  Meinung  die  der  französischen 
Jurisprudenz  sei.  Vielmehr  haben  französische  Juristen  wie  namentlich 
Odier  (Trait^  du  contrat  de  mariage  I.  p.  206  ff.)  gründlich  nachgewiesen, 
dasz  dieselbe  aus  der  Verwechslung  der  Begriffe  des  mattre  und  ieigneur, 
in  dem  das  Recht  der  Leitung  des  ehelichen  Haushaltes  enthalten  sei,  mit 
dem  Begriffe  des  propri^taire  entstanden,  aber  nicht  zu  billigen  sei. 

4.  C.  Um  den  logischen  Widerspruch  zu  vermeiden,  der  in  der  Dar- 
steUang  alterer  Juristen  lag,  welche  jedem  der  beiden  Ehegatten  das  volle 
(ausschlieszliche)  Eigenthum  an  allem  gemeinen  Gute  zuschrieben  (6.),  und 
zugleich  der  Annahme  ideeller  Theile  zu  entgehen,  gerieth  Hasse  auf  den 
Ausweg,  das  gemeine  Vermögen  nicht  als  Vermögen  der  einzelnen  Ehe* 
gatten,  sondern  als  Vermögen  der  Ehe  als  einer  joristischen  Person  im 
engem  Sinne  aufzufassen.  So  weit  in  dieser  Vorstellung  ein  Stück  Wahr- 
heit ist,  ist  dieselbe  in  die  vierte  Auffassung  aufgenommen.  Die  künstliche 
Darstellung  von  Hasse  aber,  welcher  Deiters  gefolgt  ist,  kann  vor  der 
Kritik  unmöglich  bestehen.  Die  FicHon  einer  von  den  Ehegatten  verschie- 
denen Person  der  Ehe,  an  welche  jene  ihr  Vermögen  abgeben,  und  welche, 
man  weisz  nicht  in  welcher  Form,  der  Succession  nach  dem  Tode  des 
einen  oder  andern  Ehegatten  wieder  einen  Theil  an  den  überlebenden  Ehe- 
gatten, einen  andern  Theil  an  die  Erben  des  Verstorbenen  zurückgibt,  ist 
so  unnatürlich  und  dem  Volksverstande  so  unb^reiflich ,  dasz  das  Ver- 
stilndnisz  der  Gütergemeinschaft,   welche  überdiesz  dannzumal  gar  nicht 


4.  Beawunanoir  57.  2.  11  maris  de  droit  communs  est  sires  de  9^  biens  ei  des 
bieDs  k  sa  feine. 

5.  Code  cioil,  g.  1421.    Le  mari  idniinistre  seul  les  bieos  de  la  communauU. 
e.  Justui  reraeim,  (?)  Lib.  consaei.  pHnc  Bamb.  1681.  Tit.  Comm.  bon.  qa. 

1.  Argumentam  hoc  commonioDis  bonormn  proprio  sie  dictum  Bin  Torsamlet  Baab 
DDd  Gael  nostra  in  pairia  longo  alio  sensu  qaam  in  Jare  Romano  accipi  ac  tractari 
solei:  Romanis  entm  —  communio  reroro  alind  nihil  est,  qoam  si  plures  rem  onam 
pro  indiviso  possident,  iu  tarnen  nt  Jore  ipso  res  divisa  ei  nemo  posseaeonuu  in 
solldom,  sed  pro  parte  tantnm  rei  dominos  sit:  qoaeomnia  alia  snnttn  nostra  com- 
mnnione  bonorum:  per  eam  enim  sie  atriosque  ooojvgis bona  confondoBtur,  atqaivis 
eoraro  totlos  patrimonii  in  solidara  dominus  sit  et  quae  uioris  fuenint  Jam  et  ejos- 
dem  et  mariti  sant;  vicissim  qoae  maritus  habuerai,  jam  sua  et  uioris  soae  slnt, 
uno  verbo  et  maritus  et  uior  Jure  dleere  polest,  totun  Patrimonium  meom  est. 
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vorhanden»    sondern  durch    eine   volkUlndige   Güitreinheü  erselxt  wlie, 
darauf  nicht  basirt  werden  kann. 

5.  D.  Ehe^enouemehaft  mcT  GnmnmUigmOkmu  Die  juristischen 
Schwierigkaten  lösen  sich  aHe,  wenn  man  sidi  nur  erinnert,  dasi  <fie 
Ehe  den  Mann  und  die  Frau  zu  iimigster  Gemeinschaft  und  Biuheit  irar- 
bindet  ^^7 — ^9.)  und  so  allerdings  eine  Genossenschaft  hervorbringt,  dereo 
Glieder  nicht  auflidren  auch  selbst  Personen  zu  bleiben.  Sie  ist  eine  wahre 
Zweieinigkeit  (10.)  (Vgl.  %  39.  2.)  Dm  dieser  Leben^eneinscbaft  wiOeo 
verstehen  wir  es,  wenn  keiner  von  beiden  Ehegatten  dem  andern  gegen- 
über ein  au$$Mie$zliche8  Eigenthum,  SondereigerUhum  haben  wiO,  weder 
an  dem  ganzen  gemeinen  Gute,  noch  an  einem  Theile  dessdben,  wenn 
aber  beide  und  jeder  von  beiden  gemeinsames  Eigenthum  an  dem  ge- 
meinen Gute,  d.  h.  eben  GeeammUigenthumy  haben  und  üben  wollen  (11 
§.   58.)     Die    Schwierigkeit   solcher   gemeinsamen    Herrschaft   wird  ge- 


7.  Freihurger  Sudir.  v.  1120.  €.  25.  Omnis  molier  est  geooz  viri  sni  ia  ku 
civitate  ei  vir  mulieris  simüiter.  Vgl.  g.  39   Bei.  1.  2.  . 

8.  LoUel  Inst.  Coalum.  1.   2.  9.   Et  Bont  les  Mariei  communs  en  tous  bieai, 
'^^                  meobles  et  conquest  iroroeuhles  da  Jonr  de  leur  B^n^diction  nopüale. 

9.  DeuUehe  BeehUeprUehwörier  [Euenhari,  g.  18  ff.).  Wenn  die  Decke  tter 
dfD  Kopf  ist,  80  sind  die  Eheleute  gleicb  rekh.  Leib  an  Leib,  Gut  ao  Gut  Mm 
and  Weib  sind  in  gleicher  Gewer.  [HUlebrand  171.)  —  But  bei  Scbleier.  [M»ikr 
in  Ereth  und  Orubere  EncfklopHdie.) 

10.  Beriebt  der  CleoeUchen  Regieroag  v.  1787  {Deiiere  g.  153).  Yon  der  eigent- 
licben  Natur  (der  dortigen  Gütergemeinschaft)  —  beben  wir  uns,  soweit  wir  ans 
turück  erinnern  können,  beständig  die  Vorstellung  gemacht,  dasz  das  gante  anxer- 
trenn  liehe  Vermögen  beyäen  Ehegatten  zusammen  alt  einer  geeetttioKem  Ftrtm 
zustehe. 

11  Bargerm,  und  Rath  yod  Brakel  {Beeeler,  Privatr.  IL  8.  431)  bezeugen  1661 
dasz  nach  alter  hergebrachter  Gewohnheit  post  contractum  matrimonium  conuDostf 
bonorum  conjugnm  altiua  statt  habe  und  die  Gnther  hinc  inde  allerdings  gemeii 
seyen,  dannenhero  man  niemals  anders  erlebet,  dann  dasz  die  von  beiden  Eheleoüiea 
zusabmen  gebrachte  Güter  dieselbe  beidereeite  insgemein  besitzen,  und  sowohl  <lcr 
Ehemann  über  seiner  Ehefrauen  ihme  zugebrachten  Heyrathsgui  ein  Herr  und  Be- 
sitzer, als  auch  hingegen  dessen  Ehefrau  über  ihres  Ehemannes  eine  Herrscherio  iia4 
Besitzerin  sey,  wird  gestattet  werden.  —  Erkenntn.  d,  O.-jf.-G.  zu  München  in  dta 
Blättern  fikr  Rechteamoendmmg  XXV.  S.  146.  Da  die  ehcUdie  Gtttergemeiosekin 
nach  EichstXdter  SUtutarrecht  und  Observanz  ein  rein  deutsches  Institut  ist,  dieses 
aber  .  •  .  die  aus  dem  römischen  Recht  entnommenen  Grundsätze  über  Soctetät  naJ 
condoroinium  auf  die  ehelichen  Güterverhältnisse  nicht  anwendet,  so  folgt  sekoa 
hieraus,  dasz  bei  der  ^^erömUen  Ehe'*  des  Eicbstidter  Rechtes  an  eine  Societtt  oder 
ein  Eigenthum  mit  ideellen  Antheilen  nicht  gedacht  werden  kann;  .  .  .  erwägt  nu 
nun,  dasz  nach  dem  Tode  des  einen  Ehegatten  der  Deberiet>ende  das  ganze  VennSfea 
erbätt  und  dasi  dabei  von  einer  Inventur  oder  Vermögensregulirong  bis  zur  Wieder^ 
verebelichung  keine  Rede  ist,  so  weist  dlesi  mit  aller  Basliiiuntbeltauf  ein  GesamiBir 
eigenthnm  hin,  wonach  Jeder  Ehegatte  während  der  Dauer  der  Ehe  voller  Eigaa- 
thümer  des  ganzen  Vermögens  beider  Ehetheile  ist  und  der  Mann  vermöge  seiacs 
Mmdium  die  Verwaitnngsrechte  hal  und  nur  bei  Veränsserung  und  VerpflüidaBC 
unbeweglicher  Güter  an  die  Einwüligung  der  Ehefrau  gebunden  ist. 
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hoben  theib  iq   der  Regel  durch  die  G^neinschaft   der  Gesinnang   and 
der  loteresseo,  theils  in  Ausnahme&üen,  wo  dennoch  der  Wille  der  beideo 
.  Individuen  aa$  einander  geht,  durch  die  überragende  Stellung  des  Ehe- 
maones  als  des  Hauptes  der  Ehe. 

*  Schtrer,  die  verworrene  Lehre  von  der  ehelichen  Gütergemeinschaft 
%  Th.  Mannk  1799.  1800;—  J.  H,  Müller,  Versuch  einer  Entwicklung  des  frän- 
kißchen  Gewohnheitsrechts  von  der  ehel.  G.  G.  Nürnberg  1801 ;  •—  Roggenhau, 
G.  G.  zwischen  Ehegatten  nach  lübischem  und  rostockschem  Recht  1801 ;  — 
RoU,  über  die  allgem.  ehel.  G.  G.  nach  bremischen  Stadtgesetzen.  Hannover 
1802;  —  Ucuse,  Beitrag  zur  Revision  der  Theorie  von  der  ehe],  G.  G.  Kiel 
180^'  _  NeuiX,  die  Lehre  von  der  ehel.   G.  G.  im  H^'zogthum  Berg.    1808; 

—  WelUr^  die  münster'sche  ehel.  G.  G.  Münster  1829;  — i^tY^tpi«  die  Lehre  ron 
d.  thei  G.  G.  mit  besonderer  Rüchaicht  auf  preusi«  Recht  Berlin  1830;  — 
Ifehnt  das  ehel.  Güterrecht  nach  den  altera  Codicen  des  lübischen  Rechts.  1830; 

—  Dtitersy  die  ehel.  G.  G.  nach  dem  münster'schen  Provincialreeht  und  dem 
preusz.  Landr.  Bonn  1831 ;  —  Beck,  Über  das  bremische  Güterrecht  der  Ehe- 
gatten. 1832;  —  Boffmamj  d.  ehel.  G,G.  nach  Frankfurter  Statutarrecht  1837; 

—  Nierop,  de  bonorum  communionis  inter  conjuges  origine.    Amstelod.  1839; 

—  Runde,  deutsches  ehel.  Güterrecht  Oldenb.  1841;  —  GinouUhiae,  histoire 
du  regime  dotal  et  de  la  communaut^  en  France.  Paris  1842 ;  —  Schmidthennerj 
Deutsches  Güterrecht  der  Ehegatten,  mit  bes.  Rücksicht  auf  Ostpreuszen.  Neu- 
wied 1842;  —  Härder,  Beiträge  zu  den  eheL  Verhaltn.  nach  Hamburger  Stadt- 
recht; —  Göisnumn,  d.  Lehre  t.  d.  allgem.  ehel.  G.  G.,  mit  bes.  Rücksicht  anf 
foldaasches  Reckt.  Fulda  1847;  —  Odier^  treliA  du  contrat  cle  manage.  Paris 
1847 ;  —  Mi^rgensUm,  Grundzüge  d.  münster.  ehel.  Güterrechts.  Siegen  1849 ; 
ScKe^  systemat  Darstellung  der  lippstädtischen  G.  G.  1857  ;  —  Ockel,  ehel. 
G.  G.  nach  d.  pommer'schen  Bauer-Ordnung.  1857;  —  Stemann,  Güterrecht  d. 
Ehegatten  in  Schlesien.  1857 ;  —  Ä.  Sckwarx,  d.  G.  G.  d.  Eheg.  nach  fränk.  R. 
Erlangen  1858;  —  Geck,  d.  ehel.  G.  G.  nach  d.  preusz.  Ges.  v.  16  Apr.  1860 
für  Westfalen.  Soest  1861  ;  —  Eveit,  d.  ehel.  G.  G.  in  d.  Provinz  Westf,  (nach 
demselben  Ges.)  Paderborn  1861;  —  Cropp,  Grunds,  d.  Hamb.  Rechts.  Abh. 
n  N.  16;  —  Euler,  fränk.  ehel.  Güterrecht  in  d.  Zeitschr.  f.  D.  R.  X  S.  1;  — 
Zeitachr.  f.  geech.  R.  W.  II  318 ;  —  PäuUen,  Darstell,  d.  Gütcrverh.  d.  Eheg. 
nach  jütischem  Low  in  Fakks  staatsb.  Magaz.  n  309 ;  —  d.  ehel.  G.  G.  in 
Minden  und  Ravensberg  im  Arch.  für  Gesch.  und  Alterthumsk.  Westf.  V  3. 
8.  274;  —  Pinersy  G.  G.  nach  d.  Nassau-Eatzenellenbogen'schen  Landes-Ordn. 
im  neuen  Archiv  L  preusz.  R.  lY.  1837; —  Gatipp,  G.  G.  in  Schlesien,  Zeitschr. 
£  D.  R.  m  40 ;  —  HeusleTy  d.  eheL  Güterr.  in  Wallis,  ebenda  XVII  1;  — 
Nichaus,  d.  Grundprincipien  d.  ehel.  aUg.  G.  G.,  mit  bes.  Bezieh,  anf  d.  mün- 
ster. Polizei-Ordn.  u.  d.  Lingen'sche  Landrecht  im  neuen  Magazin  f.  hannov. 
R.  m  2  S.  178-239 ;  —  Peter ssen,  zur  Lehre  von  d.  im  Lande  Wursten  gel- 
tenden eheL  G.  G.,  ebenda  S.  239;  —  Strieihorst,  Arch.  m  S.  29.  225.  228. 

§.  209. 
2.   Arten  der  Gütergemeinschaft 
Man  unterscheidet: 

1.     Die  Mgemeine  Gütergemeinschaft  (communio  bonorum  universaUsJ. 
In  der  R^el  wird  alles  Gut,  sowohl  das  in  die  Ehe  zugebrachte  als  das 
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wahrend  der  Ehe  erworbene,,  liegendes  und  fahrendes,  zu  einer  gemeinm 
Masse,  in  welcher  keine  Bestandtheile  genetisch  unterschieden  und  an 
welcher  keine  ideellen  Tbeile  gedacht  werden.  Nur  ausnahmsweise  haben 
dann  einzelne  Vermögensrechte  eine  besondere  und  ausscblieszltche  Be- 
ziehung zu  einem  der  beiden  Ehegatten.  Das  gemeine  Gut  filllt  nadi  dem 
Tode  eines  Ehegatten  nach  den  einen  Rechten  an  den  überlebenden  Ehe- 
gatten, nach  den  andern  wird  es  dannzumal  unter  diesen  und  die  Erben 
t  des  Verstorbenen  getheilt. 

Die  allgemeine  Gütergemeinschaft  ist  vorzüglich  in  fränkiscken  und  in 
niedersächsischen  (westphälischenj  Gegenden  verbreitet  (ebenso  in  HoUami 
und  in  Belgien). 

2.    Die  particuläre  Gütergemeinschaft,   nach  welcher  nur  gewisse  Be- 
standtheüe  der  ehelichen  Güter  zu  gemeis^em  Gate  werden,  andere  dageg« 
in  dem  ausschlieszlichen  Eigenthum  des  einen  oder  andern   Eh^atten    ab 
deren  Sondergüter  verbleiben.      In  dieser  Beziehung   sind   vorzüglich   (fie 
Gegens&tze  zwischen  liegendem  und  fahrendem  Gute,    und   zwischen  zuge- 
brachtem Gute  und  ehelicher  Errungenschaft  wichtig  geworden,  und  mH 
Rücksicht  darauf  hat  sich  die  Mannichfaltigkeit   der. Rechtsbildung   wieder 
vermehrt    Die  wichtigsten  Unterarten  sind: 
'V         ^  n  "f      a)  die  Gemeinschaft  der  fahrenden  Hohe,  welche  gewöhnlich  auch   auf 
^Hvvxvüvuc^k^     "^^^    die  ijoährend  der  Ehe  errungenen  Liegenschaften  erstreckt  wird,  also 
'^^^    /  /  A^  7  ^^  ganze 'eheliche  Errungenschaft  in  Liegendem  und  Fahrendeoiffiit 
*^*-^*^  itt    ^   ^^Änfaszt,  wahrend  die  ererbten  und  zugebrachten  Liegenschaften  Soo- 
^b  tvM,    -^    ^    ^^dergüter  bleiben.    Sie  ist  in  das  französische  Gesetzbudi  aufgenom- 
cc<.yc^v     tA  "men,  und  findet  sich  auch  in  Deutschland  in  manchen,  besonders  in 

fränkischen  Städten. 
b)  Die  blosze  Errungenschaftsgemeinschaft,  welche  nur  die  ehelichen  Bn- 
künfte  und  den  Vorschlag  der  ehelichen  Wirthschaft  gemein  madit, 
im  übrigen  abe^  die  zugebrachten  Güter,  liegende  und  Cahr^ide,  ak 
Sondergüter  behandelt,  kommt  vorzüglich  in  Bayern  und  in  Oestor- 
reich  vor. 

$.  210. 

3.  Entstehung  and  Ende  der  Gütergemeinschaft. 
1.  Die  Gütergemeiiüschaft  setzt  die  Ehe  voraus.  Erst  wenn  diese 
zum  Vollzug  gelangt  ist,  kann  jene  entstehen.  Sie  wird  aber  gewöhnlich 
zugleich  mit  der  Ehe  entstehen,  wo  die  Gütergemeinschaft  gemeine  Uebong 
oder  Vorschrift  ist.  (1.)  Wenn  manche  Statuten  und  das  SprOchwortdie 
eheliche  Beiwohnung  als  Anfangsmoment  hervorheben,  so  wird  damit  doch 
nur  der  wirkliche  Anfang  der  Ehe  in  alterthümlichem  Volksstyl  bezeichnet 

i.  Lippe^tche  Verordn.  v.  1786.  $•  1*  (Hraui,  g.  210.  3.)  Diese  Gütergemeto- 
schafl  nimmt  gleich  nach  Vollziehung  der  Trauung  ihren  Anfang  und  ist  daia  die 
Beschreitung  des  Ehebettes  nicht  erforderlich« 
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Es  gibt  aber  einzdne  Rechte,  welche  von  Anfong  der  Ehe  an  das 
System  der  Goterverbindong  für  ausreichend  halten,  und  erst  nach  Jahr 
and  Tag  {2.\  oder  wenn  Kinder  in  der  Ehe  geboren  werden  (3.),  die  engere 
Gotergemeinschaft  eintreten  lassen;  ein  Wedisel  im  Recht,  der  sogar  mit 
dem  Tode  der  Kinder  während  der  Ehe  sich  zuweilen  wieder  erneuert, 
aber  auch,  wo  das  nicht  geschieht,  mancherlei  Verwicklung  nach  sich 
zieht  Ist  die  Mannng  nur  die,  dasz  für  den  FaU  der  beerbten  Ehe,  d.  h. 
wenn  Kinder  hinterlassen  werden,  Gotergemeinschaft  gelten  solle,  für  den 
Fall  aber  der  unbeerbten  Ehe  das  System  der  unlertchiedenm  Giä$r,  so  ist 
im  Zweifel  anzunehmen,  es  habe  diese  Unterscheidung  nur  einen  erbreehl- 
lichen  Einflusz  und  je  nach  ihr  werde  die  Folge  in  die  Verlassenschaft 
oder  die  Ausscheidung  der  GOter  bestiomit,  wahrend  der  Ehe  selbst  aber 
gelte  dann  das  System  der  Güterverbindong.  Indessen  finden  sich  auch 
darüber  abweichende  Vorschriften  in  einzelnen  Statuten,  und  wieder  er- 
fahren wir,  dasz  die  deutsche  Nation  in  der  That  alle  möglichen  Gedan- 
ken über  ehelichea  Güterrecht,  gute  und  schlechte,  die  einen  hier  die  an- 
dern dort,  zu  Recfatsregdn  ausgeprägt  hat. 

2.  Das  eheliehe  Güterrecht  wird  natürlich  nach  dem  Rechte  des  Ortes 
bestimmt,  wo  der  Mann  seinen  Wohnsüx  hat,  denn  der  ist  zugleich  der 
Wohnort  der  Ehe.  Aber  da  erhebt  sich  die  sehr  schwierige  und  viel  be- 
strittene  Fragte*):    Wie,   wenn  dieser  Wohnort  verändert  wird  und  Ehe- 

%  Sudtr.  f.  Landahnt  T.  1341  §•  1*  Wann  zway  WirthUith  mit  hfurath  lu 
ainander  khereat,  was  sye  dann  Hearat-Gaetes  zu  eiaander  bringeDt,  md  furgebent. 
da  soll  ain  Gueth  seyn,  Es  wHr  denn,  dass  ains  vor  dem  andern  in  Jahrsfrist  abgieng, 
so  soll  desselben  heuratbgnetb  halbs  dem  lebendigen  bleiben  md  folgen  ynd  balbs 
soll  Es  hinwieder  erben  auf  des  abgangen  Hiebst  freund,  davon  es  her  kommen  ist ; 
Vergieng  sich  abar  das  Jare  md  dass  sy  beide  lebten,  vud  daan  ains  vor  dem  aadem 
abgieng,  so  soll  dem,  das  dannoch  lebendig  ist,  desselb  ir  beyder  Heiratbgnet  und 
Fertigung  grenelich  ganz  beleyben,  vnd  volgen,  hatten  oder  gewünen  sye  aber  leiblich 
Erben  mit  einander,  da  soll  es  auch  bei  beleyben  vnd  ain  guet  sein. 

3.  fWuraitr  Landr.  I.  1.  S-  1.  Wann  in  einer  Ehe  lebendige  Kinder  —  zw 
Welt  geboren»  so  wird  dadurch  eioe  Gemeinschaft  aller  Güter  eiBgefährt  „IXe  ehe- 
liche Gütergemeinschaft  entsteht  nach  ffürzhwgar  Recht  1)  durch  eheliche  Kinder, 
2)  durch  Einkindscbaft,  3)  durch  Condonation."  Blätttr  J&r  RechUmnwendung  XXVI 
S.  273.  Dortmunder  StatutarreeHt,  „Manq  und  Wyff»  die  echte  Lüde  sind  und 
neune  lebendige  Kindern  bebt,  stervet  der  Mann  oder  dat  Wyff,  eschet  des  doden 
Mannes  Erten  eine  sehichtiBge  von  dem  andern,  mag  de  wysen  mit  tween  unbe- 
sprokenen  Personen,  Manen  oder  Frauen,  dem  dat  wetlich  und  kundllch  sy,  dat  se  ein 
Kind  tosammen  hebt  gehabt,  dat  in  echtschap  gethogen  und  getMren  sy  und  de  wende 
bescbreen  hadde,  so  enis  de  Mann  oder  Frowe  der  da  lebendig ,  des  doden  Erven 
keine  scUchtinge  to  doea  schuldig,  man  möchte  dai  brechen  mit  bitterem  Rechte'*  in 
der  SammL  der  Entscb.  d.  Ohertribunals  zu  Berlin  41  ^  M6,  wo  die  Frage  ver^ 
aeint  wird ,  ob  auch  durch  ein  vor  der  Ehe  gebornes  and  durch  die  Ehe  legitimirtes 
Kiod  die  Gülergemeiascbaa  hergestellt  werde. 


*)  nie  Beseele  Bearbeitung  dieeer  F^ge  von  BrtwMr,  die  Wtoddhcrkell  des  ebel.  GQter- 
recbu,  in  d.  Zeitschr.  f.  D.  B.  XVIII  S.  iOO,  spricht  sich  fitr  die  Wandelbarkfli  aas.  Vgl.  die 
Eaticbeidungen  in  ^nif«Hf  Archiv  1  N.  161,  VII  N.  187.  138,  X.  H.  SSI,  XIV  106. 
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gatten,  die  von  Anfang  ihrer  Ehe  an  einem  Orte  gelebt  haben,  wo  die 
GOterrerbindnng  R^el  war,  nnn  an  einen  Ort  ziehen,  wo  die  Gflter- 
gemeinschaft  gilt ,  oder  umgekehrt ,  verSndert  sich  dann  das  Gflter- 
recht  auch  ?  Die  Beantwortung  dieser  Frage  ist  groszentbeHs  davon  ab- 
hängig, ob  das  GOterrecht  der  Ehegatten  wesentlich  als  eine  naikwendigt 
Hechlmirhmg  der  Ehe  oder  als  das  Prodact  des  freien  Veriragi  der  Ehe- 
gatten angesdien  werde.  Nach  der  ^rsteren  Vorstelhing  stellen  sidi  die 
vertragsmftszigen  Abweichungen  als  Ausnahmen  dar,  die  einer  besonderen 
Begründung  bedürfen  und  keineswegs  aus  dem  bloszen  willkflrlicben  Be 
lieben  der  Ehegatten  hervorgehen;  nach  der  letztem  ist  die  geltende  Rechts- 
regel  nur  eine  subsidiäre  Interpretation  des  gewöhnlichen  Willens  der  Ehe 
gatten.  Das  Altere  Recht  huldigte  oflenbar  der  ersteren  Ansidit  Darm 
kam,  besonders  seitdem  in  der  gemeinrechtlichen  Theorie  verschiedene 
Gntersysteme  neben  einander  Aufnahme  fanden  ,  das  Prindp  der  freien 
Wahl  im  einzelnen  Falle,  d.  h.  des  freien  Vertrages,  auf.  Gegenwärtig 
zeigt  sich  wieder  ein  ßedOrfhisz  und  Streben  nach  Vereinfachung  des 
Systems,  und  deszhalb  ein  Schwanken  zwischen  den  beiden  Meinungen. 
Wären  nur  die  Ehegatten  selbst  dabei  bethdiigt,  so  hätten  wir  nicht  Gmnd 
genug,  eine  Beschränkung  der  frden  Beliebung  zu  wünschen,  obwohl  aodi 
in  den  Grundzügen  des  Güterrechts  der  sittliche  Charakter  der  Ehe  sich 
offenbart;  aber  es  sind  dabei  die  Erben  und  die  Gläubiger  mitbetheiHgt, 
und  die  Handhabung  der  Rechtspflege  wird  fast  umnOgKch  in  jeder  gröszem 
Stadt,  wenn  man  annimmt,  desz  die  Ehegatten,  welche  von  hundert  ve^ 
schiedenen  Orten  dahin  ziehen,  auch  hundert  verschiedene  Güterrechte 
dahin  mitbringen  und  darnach  in  ihren  ökonomischen  Verhältnissen  bear- 
theilt  werden  sollen.  Wie  die  Dinge  geg^wärtig  stehen ,  wird  schwerfiel) 
ohne  die  Autorität  der  Gesetzgebung  eine  der  beiden  Ansichten  zu  al)g^ 
meiner  Herrschaft  kommen.  Aber  wo  die  Regel  Eingang  gefunden,  dasz 
das  einmal  entstandene  Güterrecht  der  Ehegatten  keine  Veränderung  e^ 
leide  (4.),  wenn  die  Ehegatten  sich  später  an  einem  Orte  niederlassen,  wo 
ein  anderes  Güterrecht  gilt,  ist  doch  notfarwendig,  mindestens  die  Beschria- 
kung  beizufügen,  dasz  dritte  Personen  im  Verkehr  mit  diesen  Ehegatten 
so  lange  berechtigt  sind  anzunehmen,  dieselben  leben  nach  dem  Güterrecht 
ihres  jetzigen  Wohnprtes,  bis  ihneti  von  jener  Abweichung  Kenntnisz  ^ 
geben. worden.  (4.)   Ebenso  wo  die  Regel  zur  Anwendung  kommt,  dag 


4.  Premn.  Landr.  II.  i.  §.  351.  Die  Yeränderiitig  dieses  erslen  Wohnslli« 
verändert  in  der  Regel  iriclils  an  den  Rechten,  welchen  sirh  die  Eheleute  voriwr 
unterworfen  haben,  g.  352.  Haben  Jedoch  Eheleute  ihren  Wohnsiti  iFon  einem  Orit 
wo  Iceine  Gütergemeinschaft  obwaltet,  nu  einem  andern  Ort  wo  dieselbe  stattfindrt. 
Terlegt,  so  müssen  alle  von  ihnen  an  diesem  letttern  Orte  forgenomroenen  Handlon- 
gen  in  Reziehong  auf  ehien  Dritlea  nach  den  Regeln  der  GdtergemeiBsebaA  beur- 
theiU  werden« 


L 
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der  neue  Wohnort  auch  »efe  Güterrecht  Ober  die  hergezogenen  Ehegatten 
aasbreite  (5.),  ist  doch  darauf  Bedacht  zu  nehmen: 

a)  dasz  den  Ehegatten  die  Möglichkeit  offen  gelassen  werde,  durch 
Vertrag  ihr  frQhereres  Güterrecht  beizubehalten;  nur  bedarf  dann  ein 
solcher  Vertrag,  um  gegenüber  Dritten  zu  wirken,  der  öffentlichen 
Kundmachung,  und  überdem  ist  hier  die  Nothwendigkeit  einer  ge- 
richtlichen Prüfung  und  Genehmigung,  welche  auch  die  Creditver- 
bältnisse  schützt,  ganz  am  Platz  (6.  7.]; 

b)  dasz  der  Ehefrau^  welche  um  der  Veränderung  des  Wohnorts  willen 
Schaden  für  ihre  Vermögensrechte  fürchtet,  unverwehrt  bleibe,  sichernde 
Maszregebfi  zu  ergreifen; 

c}  dasz  den  Gläubigem,  welche  unter  Voraussetzung  des  früheren  Wohn- 
ortes and  seines  Güterrechtes  creditirt  hatten,  der  erforderliche  Schutz 
gewährt  werde^  wenn  sich  die  Ehegatten  ihren  eing^angerien  Ver- 
bindlichkeiten durch  Uebersiedlung  an  einen  andern  Ort  zu  ent- 
ziehen suchen. 


5,  XAppt'tche  Yerordn.  r.  1786  S-  1*  Alle  in  dieser  GraEschtfl  ^  domicilirte 
Eheleute  —  (leben)  in  einer  gesetzlichen  allgemeinen  Geroeinschaft  der  Güter,  (wenn 
sie  sich  auch)  erst  nach  Vollziehung  der  £he  in  diese  Grafschaft  begeben  haben. 
Fär  Sehletwig  und  HoUUin  Tgl.  S.  A.  Yll  137. 

6.  Crapp  (Abb.  II  S.  490).  Es  ist  in  der  Hamburgischen  Praxis  eia  anerkanntes 
Princip,  dasz  eine  Ehefrau  sich  nicht  gegen  die  Gläubiger  des  Mannes  auf  geschlos- 
sene Ehepacteo  berufen  kann ,  wenn  auch  solche  Ehepacien  zur  öffentlichen  Eunde 
gebracht  sein  sollten.  Milder  und  der  modernen  Rechtsanscbauung  entsprechender 
ehi  Erk.  d.  Ob.-Tribunals  tu  BerHn  in  SeufferU  Arehir  XIV  N.  IM:  Wenn  Par- 
tieularreolite  die  Ausscblieszung  der  GitergemeinschafI  durch  Vertrag  vor  oder  nach 
der  Ebeschlieszung  gestatten,  aber  öffentliche  Bekanntmachung  dieses  Vertrags  vor- 
schreiben, so  sind  die  Eheleute  nach  auszcn  als  in  der  Gütergemeinschaft  des  Ortes 
lebend  zu  behandeln,  bis  die  VeröflTcntlicbung  des  Vertrages  erfolgt  ist;  öbereinstim- 
mend  Erkenntn.  d.  Hamburger  Gerichte  in  Schlettert  Jahrb.  VII  8.  97.  Eine  ver- 
tragsmäszige  auch  von  dem  Recht  des  Domicils  abweichende  Feststellung  der  Güter- 
rechte ist  tnlissig,  sofern  nicht  Prohibitivgesetze  des  ursprünglichen  (?)  oder  späteren 
Domicils  entgegenstehen.  —  Selbstverstlndlich  haben  die  Eheleute  die  etwaige  mtila 
ßdtt  des  GläatHgers,  d  h.  seine  EJenntnisz  von  dem  unter  ihnen  vereinbarten,  von 
der  Gewohnheit  des  Ortes  abweichenden  Güterrecht  zu  erweisen;  es  genügt  aber 
biebei  der  Nachweis  der  Kenntnisz,  ohne  Unterschied  der  Entstehungsart  derselben ; 
vgl.  ein  Erk.  d.  Oberlribunals  zu  Berlin  in  dessen  gesammelten  Entscb.  40.  S.  174. 
—  Der  Antrag»  im  deutschen  Handelsgesetzbuch  das  eheliche  Güterrecht  der  Kauf- 
leote  und  dessen  Einflusz  auf  die  Stellung  zu  den  Gläubigern  Jedes  der  Gatten  zu 
ordnen,  scheiterte  an  der  Scheu  vor  der  Mannichfaltigkeit  der  parti|;ularen  und  sta- 
tutarischen Bestimmungen.  Eine  einzelne  schon  oben  g.  132  aufgeworfene  Frage  löst 
sich  jetzt,  da  das  Princip  erörtert  ist ,  von  selbst.  Die  Eheleute  haben ,  wo  nicht 
Prubibitivgesetze  entgegenstehen,  immer  das  Recht  ihr  Güterverhältnisz  durch  Ver- 
trag zu  ändern:  dieses  Recht  fällt  durch  den  einer  Handeisfrau  von  ihrem  Mann  er- 
theilten  Bandelsconsens  nicht  weg  ;  es  musr  nur  die  Aenderung.  um  gegen  Drflte  zu 
wirken,  gehörig  veröffentlicfat  sein  und  sie  darf  weder  von  den  EheleuCcn  noch  von 
deren  Gläubigem  dohee  benutzt  werden.  Es  kann  aber  die  Aufhebung  der  Gemein- 
schaft (Qr  sich  allein  nicht  als  Entziehung  des  Consenses  zum  Handel  gelten. 


Digitized  byVjOOQlC 


694  Bach  IT.  Ctp.  Tl.   System  der  Gfitergemeinsekafl. 

3.  Auch  durch  Vertrag  der  Ehegatten  kann  die  GOtergemdosdiaft 
an  einem  Orte  aasbedangen  werden,  wo  dieselbe  als  R^el  nicht  gQt,  sd 
es  vor  der  Fingehang  der  Ehe  oder  erst  während  derselben;  aber  es  darf 
die  Ansicht,  dasz  hierin  volle  Vertragsfreiheit  herrsche,  nicht  als  eine 
natürliche  and  nicht  länger  als  gemeines  Recht  anerkannt  werden.  (6.) 
Die  Giäabiger  des  Mannes  freilich  werden  sich  darOber  nur  dann  zn  be- 
schweren haben,  wenn  etwa  darch  den  Vertrag  die  sonst  geltende  Güter- 
gemeinschaft auf  einen  engern  Kreis  des  gemeinen  Gutes  beschränkt  werden 
soU,  in  den  andern  Fällen  gewinnen  sie  an  Sicherheit.  Aber  die  Gläubiger 
der  Frau  könnten  leicht  unter  jener  Voraussetzung  geflihrdet  werden. 
Und  ebenso  die  natürlichen  Erben  beider.  Ceberdem  verdient  die  Meinaug 
den  Vorzug,  dasz  das  Eherecht  in  seinen  Grundzügen  ein  nothwendiger 
Ausdruck  der  Denkweise  und  der  Sitte  einer  Bevölkerung  sa.  Daher  be- 
dürfen solche  abweichende  Verträge,  wenn  sie  überhaupt  gestattet  werden, 
einer  gerichtlichen  causae  cognitio  (7.),  und  jedenfalls,  wenn  sie  Dritten 
gegenüber  wirken  sollen,  der  Bekanntmachung. 

4.  Die  Gütergemeinschaft  hört  auf  : 

a)  wenn  die  Ehe  aufhört,  um  derenwillen  sie  besteht,  also  sowohl  mit 
dem  Tode  eines  Ehegatten  als  mit  der  Scheidung;  nicht  aber  mit 
der  bloszen  temporären  Scheidung  von  Tisch  und  Bett; 

b)  auch  während  der  Ehe,  in  Folge  einer  Aenderung  des  Woknorla 
(oben  2.)  oder  durch  Vertrag  der  Eh^atten  (oben  3.  8.),  überdem 
auch  in  Folge  eines  begründeten  Begehrens  der  Ehefrau  auf  gerieki- 
liehe  Trennung  der  Güter. 

Eine  einseitige  Aufkündigung  der  Gütergemeinschaft  ist  nicbt  n- 
lässig.  (9.)  Einzehie  Statuten  gestatten  jedem  der  beiden  Ehegatten  in  den 
ersten  Zeiten  der  Ehe  auf  Trennung  zu  dringen,  wenn  es  ihm  zuerst  be- 
kannt geworden,  dasz  das  Vermögen  des  andern  bedeutend  verschuldet  sei. 


7.  Frenn,  Landr.  II.  1.  $.  366.  Jeder  Vertrag,  wodordi  eine  GüterfeaeiasckaA 
eatstehen  soll»  must  gerichtlich  volltogeD  werden.  S*  ^^7.  Dabei  ist  in  der  Befri 
die  Znxiehung  des  Vtlers  der  Ehefram  erforderiicb.  g*  358.  In  dessen  EmaBghHig 
musz  der  Frta  ein  rechtskundiger  Beistand  sogeordaet  werden. 

8.  Brk.  d,  OSer.^AppelLOen  tu  ffiesbaden  in  Senff,  Archiv  XIII  N.  4t 
Eine  Verabredung  uoter  Ehegatten,  welche  In  G.G.  leben,  Ihr  Vermögen  auf  Gnnd 
eines  Inventars  unter  Vermittelang  des  Theilungsbeamten  so  abzutheUen,  als  ob  ^ 
Ehe  aufgelöst  sei,  Ist  an  sich  nicht  gegen  den  Fortt>esund  der  Ehe  und  ihre  wesent- 
lichen Zwecke  gerichtet,  auch  weder  durch  gemeinrechtliche  Grundsätze,  noch  darch  das 
Particularrecht  untersagt  und  daher  —  abgetehen  von  den  ßFirkungen  dieser  Ueherwm^ 
hnnfi  an}  das  Reehtsverhälinin  der  Contrahenien  %a  dritten  Ptrtonen  —  zar  Be- 
gründung von  Rechten  und  Verbindlichkeiten  zwischen  ihnen  vollkommen  geeignet, 

9.  Code  cio.  g.  1443.  La  Separation  des  biens  ne  peut  6tre  poursolvle  qn'cn 
Justice  par  la  Cemme  dont  la  dot  est  mise  en  p6ril|  et  lorsque  le  desordre  des  nIMres 
du  mari  donne  lieu  de  craindre  que  les  biens  de  celui-ci  ne  soient  point  soffistM 
pour  rei»|itir  les  droiu  et  reprises  de  la  femme.  Toute  Separation  volontaire  ett  niilJe. 
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Die  oiasten  Rechte  aber  lassen  nur  auf  Seite  der  Fraa  einen  Antrag  auf 
GOtertrennoog  zu,  wenn  der  Mann  durch  ungehörige  Wirthsdiaft  Sein  und 
ihr  Gut  dennaszen  gefährdet,  dasz  sie  besorgen  musz,  um  das  Ihrige  zu 
kommen.  Der  Coneurs  des  Mannes  löst  die  Gatergemeinschaft  zwar  nicht 
schon  fQr  sich  auf,  aber  wenn  der  Mann  in  Concurs  gerathen  ist,  so  wird 
der  Frau  der  Nachweis  nicht  schwer  fallen,  dasz  sie  Grund  habe,  Gflter- 
trennung  zu  verlangen.  (10.) 

§.  211. 

A.  Allgemeine  Gütergemeinschafl. 
1.  Gemeines  Gut. 

1.  Das  gemeine  Gut  umfaszt  zunächst  die  sfimmtlichen  AcHven  der  ^Jy'itT^ 
Ehegatten  (1.):  vorerst  auch  das  beiderseits  zugebrachte,  sowie  das  während 
der  Ehe  erworbene  liegende  Gut.  Es  entsteht  daran,  wo  sich  ideelle  Theile 
erkennen  lassen,  ein  um  der  ehelichen  Verbindung  willen  modificirtes  Hit- 
eigentham,  wo  nicht,  Gesammteigenthum  beider  Ehegatten.  (2.)  Indessen 
erfordert  das  System  der  Fertigung  der  Liegenschaften  im  Grundbuch  in 
seiner  Consequenz,  dasz  die  Verfindeping  in  dem  Eigenthum  selbst  erst  in 
dem  Momente  der  yollzogeneh  Fertigung  vor  sich  gehe,  bis  dahin  aber  nur 
ein  Recht  auf  diese  bestehe.  (3.) 

Ferner  die  betoeglichen  Sachen,  ohne  dasz  es  einer  Uebergabe  der  ein- 
zelnen Stocke  bedarf,  in  gleicher  Weise.  Ebenso  andere  Sachenrechte, 
iosoweit  sich  an  denselben  eine  Gemeinschaft  denken  läszt 


10.  ßbemda  §.  4SI.  (Aof  den  einseitigen  Antrtg  einfs  Ehegatten  kann  die  Aof- 
brlNing  der  Gemdnscbtft  erfolgen)  wenn  der  eine  Ehegttte  in  Concurs  versanken  ist, 
und  der  andere  von  der  Gemeinschaft  ffic  die  Zukunft  wieder  abgeben  will.  —  Erk, 
d,  O.  A,  O.  ztt  München  in  d.  ßläiiem  für  Rechisanwend,  XXYI  S.  231.  Die 
in  T.  VII  S*  3  <)cr  Bayreuther  Landesconstltution  vorgesehene  Separation  des  ehe- 
weiblichen  Vermögens  scblieszt  nicht  nur  die  Aufhebung  des  eheherrlichen  Mnndioms, 
sondern  die  gimliche  Aufhebung  der  Gütergemeinschaft  in  sich.  —  Vor  diesem 
luszeratea  Schritt  lassen  manche  Rechte  einen  Antrag  der  Frau  auf  Stcherttellung 
ihres  Vermögens  durch  Hypothecirung  desselben  auf  den  Liegenschaften  des  Mannes  zu; 
vgl.  Zeilschrift   f.  Kunde  u.  Fortbild,  der  Züricher  Rechtspflege  VL  S.  231  n.  133. 

1.  Hadeler  Landr.  Th.  III.  T.  17.  Alsbald  Eheleute  in  dem  Ehestand  beysam- 
roen  kommen,  werden  ihre  Güter  unter  ihnen  gemein,  ungeachtet  die  Güter,  so  sie 
zasammen  bringen,  ungleich  sein. 

2.  Lippeeche  Verordn.  g.  8.  Beide  Eheleute  (erhalten)  dadurch  ein  gemein- 
scliaflliches  ongetheiltes  Eigenthum  über  die  ganze  Vermögenssubstanz.  Keines  von 
beiden  kann  daher,  ohne  Einwilligung  des  andern,  davon  willkürlich  verSussern  oder 
—  Todes  hi^lber  disponiren,  sondern  dlesi  kann  nur  durch  ein  unter  ihnen  wechsel- 
seitig errichtetes  Testament  geschehen. 

3.  Freuet,  Landr.  II.  1.  %,  365.  Besitzt  einer  der  Ehegatten  Grundstücke  unter 
einer  andern  Gerichtsbarkeit,  wo  sonst  keine  Gütergemeinschaft  staltfindet,  so  musz 
das  nach  den  Gesetzen  des  Wohnorts  dem  andern  Ehegatten  angefallene  Itfiteigen- 
thom  im  Hypothekenbuche  vermerkt  werden. 

g  1  tt  D  t  s  6  hl  i ,  deatKhes  Privatrecht«  8«  Aafl«  40 
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Endlich  die  Forderungen.  Da  darf  aber  nicht  an  eine  TheOmig  der 
Forderungen  gedacht  werden,  so  dasz  die  Zahl  derselben  rerdoppelt  wttrde. 
Vielmehr  bleibt  die  Einheit  einer  jeden^  Fordening  erhalten ;  and  selbst  in 
dem  persönlichen  Verhältnis!  zn  dem  Schuldner  bleibt  man  sich  bewnszt, 
dasz  zunächst  der  Mann  oder  die  Frau  der  GlSubiger  der  ron  jedem  der 
t>eiden  contrahirten  Forderungen,  und  je  der  andere  Hi^atte  nor  an  dem 
gegenständlichen  Gehalt  der  Forderung  mitbetheiligt  worden  seL  Nnr  die 
Werthpapiere  machen  eine  Gemeinschaft  des  Eigenthums  nKSgücb. 

2.  Eine  Ausnahme  machen  diejenigen  Vermögensrechte,  welche  ihrer 
Natur  nach  ein  Individmm  als  die  ausschlieszlich  berechtigte  Person  yonos- 
setzen,  wie:  ^a/) 

a)  das  Autorrecht,  t)  '^=^^^^' 

b)  der  Nieszbrauch, 

c)  das  Recht  an  einer  Famüiemtiftung, 

d)  auch  Stammgüter  und  Lehengiiter. 

Indessen  tritt  die  Gemeinschaft  auch  hier  ein,  soweit  es  möglicfa  ist, 
<rf)ne  die  EigenthQmlichkeit  dieser  Rechte  zu  verletzen,  also  mit  Bezog  «nf 
den  Verkehrswerth  des  Autorrechts,  den  Gebrauch  und  die  FrOchte  solcher 
GQter  u.  s.  f. 

3.  Deberdem  können  einzelne  Vermögensrechte  als  Einhandtgui§r 
von  dem  einen  oder  andern  Ehegatten  durch  Vertrag  vorbehalten  worden 
sein,  und  es  können  solche  GQter  auch  durch  Liberalitäten  des  andern 
Ehegatten  vermehrt  werden,  nur  darf  dergleichen  nicht  in  fraudem  eredi- 
torum  geschehen. 

4.  Auch  auf  die  Passiven  der  Ehegatten  wird  die  G^neinschafl  so 
weit  als  möglieh  ausgedehnt  (4.  5.)  Obwohl  sich  die  pereönKeheBeuebuBg 
der  Schuld  dagegen  sträubt,  werden  die  sänmitlichen  SdiuMen  doch  in 
ihren  objectiven  Wirkungen  als  gemeine  Schulden  behandelt  Es  bezieht 
sich  das: 

a)  auf  die  vorehelichen  Schulden  beider  Ehegatten.  Sie  werden  nnn  ge- 
meinsam getragen  und  aus  dem  gemeinen  Gute  bezahlt  (6.)  Aas 
Schonung  gestatten  aber  manche  Rechte  dem  gefilhrdeten  Ehegatten 
innerhalb  der  ersten  oder  der  zwei  ersten  Jahre  der  Ehe  auf  Goter- 
trennung  anzutragen,  wenn  sich  da  erst  zeigt,  dasz  das  zugebrachte 
Gut  des  andern  überschuldet  sei; 


4.  Loysel,  GoaU  I.  2.  8.  Qui  ^pouse  le  corps  iponse  les  deUes:  slnoa  qa*il 
Mit  tutrement  coDveou  et  h  cette  fin  ftit  inventaire. 

5.  DeuUehtM  Sprücbwort  {HUUnbrand  175):  Die  dem  Manne  trauet,  die  Uaoei 
auph  den  Schulden. 

6.  Prenn.  Landr.  II.  1.  %,  39i.  Auch  solche  Schulden  beider  Ehegatten,  welche 
schon  Yor  vollzogener  Heirath  gemacht  worden,  werden  der  Regel  nach  dergestalt  ge- 
meinschaftlich, dasz  die  GlSubiger  sich  deszwegen  an  das  gemeinschaftliche  Yer* 
mttgea  halten  können. 
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b)  anf  die  wihreod   der   Ehe  enstandenen,   die  sogenanntea  eh$lichen 

ScMdeii.    Selbst  die  DdUtMMkMm  (EntschAdiguiig  und  Bosze)  des 

Mamiet  oder  der  Fran  werdeo  nach  manchen  Rechten  zanAcbsl  aus 

dem  gemeinen  Gute  bezahlt  (7.  8.)    Indessen  wirkt  in  diesen  die 

persönKche  Beziehung  der  VersdioMiuig  so  stark,  dasz  bei  zokOnftiger 

TbcUong  des  gemeinen  Gutes  derartige  Schulden  dem  dafOr  verant- 

iportlichen  Ehegatten   in  Abzug  gebracht  werden  dürfen.   (7.)   Die 

Qmfiication  trifft  nicht  das  gesammte  Gut,  sondern  nur  den  Antheil 

des  SehoMiKen  daran.  (9.) 

5.    Ungeachtet  so  eine  gtgimllkidUekeGemeinsehuÜ  auch  der  Schulden 

erreicht  wird,  so  bläht  man  sich  doch  bewuszt,   dasz  persötUkh  meistens 

BOT  emer  der  Ehegatten  als  der  eigentliche  Sckuldmer  verbunden,  nicht 

aber  beide  Ehegatten  als  carrei  debmdi  zu  betrachten  seien.     Juristische 

Wirkimgen  dieses  Gedankens  sind  die  Rechtssätze: 

a)  Der  PertotuUmrrea  (die  Leibhaft)   kann  nur  den   persönlich  schul- 
digen Thei)  treffen. 

b)  Nur  dieser,   nicht  auch  der  andere  Ehegatte,  haftet  audi  mit  dem 
forbehaltenen  EinhandiguU  ftkr  seine  Schulden. 

c)  Das  AbdieaiumireeM  der  Wittwe. 

Schon  frQhe  nflmlich  und  selbst  in  einer  Zeit,  wo  die  GQtergemein- 
schaft  noch  nicht  ausgebildet  war,  galt  in  Gegenden,  wo  auch  sonst  die 
Wittwe  mit  ihrem  fahrenden  Gute  für  die  ehelichen  Schulden  in  der  Ver- 
lassenschaft  des  verstorbenen  Mannes  einstehen  muszte,  der  Grundsatz, 
dasz  sie  sich  vor  allen  weitem  Verfolgungen  der  Glaubiger  sicherte,  wenn 
sie  vor   (9  a.)   oder  unmittelbar   nach  dem  BegribnisBe   alle  vorhandene 


7.  Ebemda  g.  384.  Geldstrafen,  in  welehe  der  Mann  rerortheilt  wird ,  inglei- 
elm  die  ihm  inr  Last  folleoden  Kosten  einer  —  Untersuchung  Itönnen  aas  dem  ge- 
neiBBAafttielMi  Yermagen  Mgetrieben  werden.  {.  385.  Doch  nriissen  (dieselhen) 
—  bei  evfalaeadfMr  Aufhebung  der  Oeaeinsduft  auf  den  AnUieil  des  Mannes  ange- 
rechnet werden.' 

8.  Uppeteh9  Verordn.  %,  18.  Beyde  Eheleute  (haben)  zur  Bezahlung  der  auf 
ihrem  heiderseitigen  Vermögen  haftenden  Schulden  gleiche  Verbindlichkeit,  g.  14. 
Auch  die  Ton  einem  Ehegalten  wegen  eines  Yerhrechens  oder  Vergehens  Terwürfcten 
Geldstrafen  und  deszhalb  ihm  aufgelegten  Gerichtskosten  und  Entschidigungsgelder 
müssen  ans  dem  gemeinschaftlichen  Vermögen  hezahlt  werden. 

9.  Code  eiv.  g.  1425.  Les  condamnations  prononc^  contre  l'un  des  deui 
^IMux  poar  crime  emportant  mort  civile,  ne  frappent  que  sa  part  de  la  communautö 
et  ses  biens  personnels. 

aa.  Landrecht  Ton  iSauMn/Ao/ (Schweiz.  Zeitsch.  IX  S.  221).  Wan  ein  fröw 
deuzmal,  so  ir  man  verscheiden  ist,  ire  kleider  •  so  vil  sy  für  einmal  anzulegen  ge- 
wonet,  an  Iren  Ijb  anlegt  und  vor  ond  ee  die  lych  us  dem  hus  getragen  wirt,  usdem 
bas  hinnwtg  gat  und  Dutsit  weder  irs  emaas  noch  irs  guts  mit  ira  nimt  und  be- 
haltet aldann  sol  sy  von  allen  gelten  fTy  und  keinem  nützit  ze  antworten  pflichtig 
syo.  naangeaeehen»  oh  sy  schon  die  geltschulden  by  und  mit  einanderen  gemacht 
heuiod. 

40* 
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Fahmisz  den  GlSubigern  überUesz.  (10.)  Als  in  der  Folge  die  Gcmm- 
Schaft  der  Schulden  noch  gesteigert  ward,  so  blieb  doch  diese  BesdirinkaDg 
bestehen  nnd  wurde  in  einfedoen  Rechten,  wie  in  dem  LSbüdm,  onter 
dem  Aasdmck  ,^Bergm  wui  Daehdingsauftragen'*  noch  aaf  eine  llngm 
fiedenkfrist  Yon  6  Monaten  znr  Sicherang  der  Wittwe  aosgedefaiL  (ILi 
Die  Form  der  Verzichtleistang  ist  nun  gewöhnlich  dne  Erktoroag  der 
Wittwe  an  das  Gericht  (12.),  dasz  sie  alle  Ansprüche  aaf  das  Gesaülpit 
aafgebe.  Die  Wirkung  derselben  ist,  dasz  die  Wittwe  nicht  bkn  är 
jetziges  Sondergat,  sondern  ebenso  ihren  zukünftigen  Vermegenseiwert  w 
den  Glflubigem  sicher  stellt  und  diesen  sich  für  immer  entzidit  Diaefte 
Recht  hat  auch  die  geschiedene  Ehefrau  onmittelbar  nach  der  SMäK% 
Dagegen  gestatten  nur  wenige  Rechte  der  Ehefraa  eine  ähnliche  Befagn 
in  dem  Falle,  wenn  der  Ehemann  wlhrend  der  Ehe  in  Concors  gefltk 

Der  Mann  hat  kein  derartiges  Recht  Würde  auch  er  nacb  lin 
Tode  der  Frau  auf  das  Samrotgut  verzichten,  so  könnte  er  damit  die  t« 
ihm  gemachten  Schulden  nicht  abschütteln,  und  die  Ton  der  Frau  wihrd 
der  Ehe  gemachten  braucht  er  auch  mit  dem  Sammtgute  nidit  zd  le- 
zahlen. 

*  Bereh,  über  das  Bremische  Güterrecht  der  EäegaOen  mit  booai 
Rucks,  auf  das  hewf»  äbdieaiumis  der  Wittwe.  Bremen  1832;  —  Sdmm 
firtUikische  Gütergemeinschaft  S.  34  ff. 


10.  HmUerreeht  11.  50.  Der  Keyser  hat  gesaczt,  daz  ein  wip  dy  met  erme  wm 
hat  seholt  gemacht  dyse  nicht  gelden  sal  med  solichem  anderacbeide.  Also  sev« 
dem  grabe  get  von  eres  man  begriTen  bat,  so  ensal  se  nicht  weder  gen  in  d»  Hü^ 
do  se  eren  man  bod  lassin  ustragen  vnn  sal  ane  argelist  allez  daz  lossin  legis  ni 
sten  daz  in  dem  buse  ist.  Unn  findet  me  se  an  disser  bescbeydenbeit  gana  n  m^ 
se  nicht  geldin  dy  seholt  noch  des  keysers  rechte.  Oach  sal  se  em  wedenen  Mk 
behalden  ane  allerley  sache  bindernisse. 

11.  Lüb.  R.  C.  II.  bei  Brokes  AddiUm.  1.  StenFet  einer  Frowea  ebr  MM'  ■ 
Schulden  vordupet ,  unde  de  Froawe  mit  dem  Manne  beemet,  ere  G«edcr  leNfl 
bescbreven  uth  Vorloeve  des  Rechten  in  Jewardicbeit  erer  Vormander,  des  ftickl^ 
schrivers,  twe  beseten  Borger;  darna  let  de  Froawe  samt  eren  VormandereB  tB<f^ 
richte  apenbaren,  dat  er  Man  in  Schulden  Yordapet,  ande  se  eme  beervei,  4tt  v 
moye  Luebisch  Recht  geneten,  ande  dragen  up  den  Scbuldeneren  Borgen  on^«  N* 
dingk ;  des  gifft  er  den  Ordel  und  Recht,  da  se  schall  nemen  den  Ricbtescbri^cr  n^ 
nemen  nicht  den  slimsten  ok  den  besten  Hoyken  nemen  ere  Kinder  by  der  Hu^ 
unde  taten  sick  dar  so  mhleiden,  so  is  se  des  Mannes  Schulden  nicht  mehr  tfcoai^ 
werdende  plichtich,  noch  se,  ofTte  ere  Kinder,  edder  Erven. 

12.  Loytel,  Inst.  Cout.  II.  2.  30.  Femme  reuve  renon^nt  4  la  comffiow>^ 
Jettoit  Jadis  sa  ceinture,  sa  Bourse  et  ses  Gfefs  sur  la  fosse  de  son  mari.  MiiDtn>^ 
11  faot  renoncer  en  Justice  et  l^irelnTentaire.  Vgl.  eine  Entscheid,  d.  CassitioKk«* 
zu  Darmstadt  in  der  Sammlung  von  JSmmerltng^  1860  S.  121:  das  GeseU  fesMlBt 
der  Wittwe  die  Wohlthat,  aus  der  ehelichen  Gätergemeinschaft  anch  nochai^^ 
lauf  der  gesetzlichen  Frist  von  drei  Monaten  nach  dem  Tode  des  Ehemanns  aisi*' 
treten,  d.  h.  darauf  zu  verzichten,  nur  unter  der  Bedingung,  dasz  dieselbe  iii^ 
halb  gedachter  ieit  ein  genaues  und  treues  Inventar  errichte.  (Art.  1466  des  barp*^ 
tieseuhuchs,  s.  die  rranzösisch-recbtlicben  Quellen  desselben  S.  123  f ) 
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§.  212. 

2.  Stellung  ond  Rechte  der  beiden  Ehegatten. 

1.  Wo  die  Gütergemeinschaft  gilt,  hat  sich  die  eheliche  Vormundschaft 
des  Hannes  (^  200.)  gewöhnlich  in  Wirksamkeit  erhalten:  und  wo  das 
nicht  geschehen,  sind  doch  dem  Manne  ausgedehnte  Rechte  der  Verwalt%mg 
geblieben.  (1.  2.)  Auf  der  andern  Seite  aber  ergeben  sich  auch  oft  in  den 
Stdtaten  Beschränkungen  seiner  Disposition  im  Interesse  der  Frau.  So 
wird  die  Befugnisz  des  Hannes,  Sachen  des  gemeinen  Gutes  zu  ver- 
loszern,  bald  auf  den  Kreis  der  ehelichen  Wirthschaftsinteressen  einge- 
grenzt, und  es  werden  blosze  Liberalitäten  davon  ausgeschlossen  (3.),  bald 
wird  dieselbe  nur  mit  Bezug  auf  die  fahrende  Habe,  nicht  auch  ftlr  das 
liegende  Gut  anerkannt  (4.),  bald  der  Frau  Oberhaupt  das  Recht  der  Inhi- 
bition zugestanden,  wo  sich  eine  Gefährde  ihrer  Interessen  zeigt  (5.) 

2.  Obwohl  die  Frau,  die  in  der  Gütergemeinschaft  lebt,  dem  Eigen- 
tbaine  nach  als  gleichberechtigt  mit  dem  Manne  angesehen  wird,  so  ist 
sie  doch  in  der  Regel  auch  bei  diesem  Gütersystem  in  der  Verfügung  Ober 
das  gemeine  Gut  beschränkt,  und  diese  wie  die  Vertretung  der  Wirth- 
scbaftsinteressen  in  dem  Manne  als  dem  Haupt  der  £he  concfntrirt.  Sie 
darf  daher  ohne  Erlaubnisz  des  Mannes  weder  Sachen  veräuszern  noch 
Schulden  eingehen.    (§.  201.)    Wenn   aber  die  Frau    für  Haushaltungs- 


1.  £rk.  des  0.  A.  6.  Manchen  {SeuferU  Archi?  I.  240.)  Bei  der  allgemeinen 
Gätergemeinscbaft  ist  es  gemeinrechtliche  Regel,  daai  während  der  Ehe  dem  Mann 
allein  volle  Verfügungsgewalt  über  alle  Theile  des  GemeinschaflsvermÖgens  lostebe. 
-  Erk.  d.  Obertribunals  xu  Berlin  in  dessen  ges.  Entsch.  41.  S.  aoo.  Die  Gemein- 
schaft musx  zurückgeben,  was  zu  Uinden  (des  Ehemannes)  ihres  gesetzlichen  Vertreters 
gelangt  ist,  der  zur  Empfangnahme  der  Einwilligung  der  Frau  nieht  bedarf,  und 
diese  kann  sich  nicht  darauf  berufen,  dasz  eine  für  sie  eingetragene  Forderung  ohne 
ihre  Einwilligung  eingezogen  wurde,  wenn  aus  dem  gemeinschaftlichen  Vermögen 
erstattet  werden  soll,  was  der  Mann  Ton  dem  Schuldner  erhalten.  {Jktünetersehee 
Recht)  Dagegen  39.  8.  180  (preuet.  Lanär.):  Die  Kündigung  eines  Gemeincapitals 
bat  dem  Schuldner  gegenüber  nur  dann  verbindende  Kraft,  wenn  sie  mit  Bewilligung 
der  Ehefrau  erfolgt ;  er  darf  daher  den  Machweis  dieser  Bewilligung  fordern.  (?) 

2.  aiiämL  Ges.  v.  1832.    Der  Ehemann  ist  Herr  der  Guter  der  Gemeinschaft. 

3.  Code  ciu.  g.  1482.  II  ne  peut  disposer  entre  vifs  h  titre  gratuit  des  im- 
neubles  de  la  communautö  ni  de  rnniTersalit^  ou  d'une  quotit^  du  mobilier,  si  ce 
i'est  pour  r^tablissement  des  enfans  communs. 

4.  Beniheim.  Landr.  Th.  4  Tit.  2.  Kein  derer  Eheleute  mag  unbewegliche 
iöter  wie  auch  stehende  Renthen  verüussern,  verpfinden,  weniger  für  einen  dritten 
mrgfrlich  einlassen,  denn  mit  beiderseits  Belieben. 

5.  Sladtr.  ▼.  Mühihaueen  B.  3  Art.  8.  Wobei  wir  denn  femer  Terordnen, 
latz  zwar  der  Mann  als  Havpt  der  Familie  aus  redlichen  Ursachen  zu  beider  Ehe- 
eute  und  ihrer  Kinder  wahren  Nutz  und  Hothdurft  Ton  den  gemeinschaftlichen  — 
iätem  woU  etwas  Terkaufen  und  TerMuszern  mag,  doch  so  die  Frau  besorget,  dasz 
s  ihr  zu  Schaden  gereichet,  kann  sie  solches  an  uns  gelangen  lassen  und  Erklnnt- 
lisz  darüber  erbitten. 
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bedOrfnisse  eine  Schuld  contrahirt  hat,  so  wird  di^eselbe  regdroisilg  ak 
eine  persönliche  Schuld  des  Hannes  behandelt,  und  nicht  blosz  das  gemeiiie 
Gut,  sondern  nöthigenfalls  auch  das  Einhandsgut  des  Mannes  kann  lor 
Befriedigung  derselben  angegriffen  werden.  (201.  5.) 

Ueberdem  kommt  es  hier  wohl  vor,  dasz  ausnahmsweise  in  Behinde- 
rungsfäUen  des  Mannes  die  Ehefrau  gerichtlich  ermächtigt  wird,  einzelne 
durch  die  Umstände  gerechtfertigte  Verfügungen  über  das  gemeine  Got 
mit  derselben  Wirkung  vorzunehmen,  wie  wenn  der  Mann  gefatnddt 
hätte.  (6.) 

3.  Ganz  verschieden  wird  die  Frage  in  den  Rechten  beantwortet,  io- 
wiefern  die  in  der  Gütergemeinschaft  lebenden  Eh^atten  mit  Bezog  aof 
das  gemeine  Gut  testirm  dürfen.  Wird  Miteigenthum  angenommen,  so 
steht  nichts  im  Wege,  dasz  jeder  Ehegatte  über  seinen  Antheil  letztwiDig 
verordne.  Aber  auch  wo  es  ein  Gesammteigenthum  gibt,  läszt  sich  wobl 
begreifen,  dasz  jedem  Ehegatten  gestattet  wird,  auf  den  Todesfall  bin  Ober 
einen  Theil  des  gemeinen  Guts  zu  verordnen;  denn  im  Tode  hört  ja  die 
Gemeinschaft  auf,  und  nur  für  diesen  Fall  werden  dann  Theile  gedadi 
Die  Ansicht,  dasz  dem  Ehegatten  die  Testirungsbefugnisz  zustehe,  ist  daher 
überwiegend.  (Für  Bremen,  Ansbach  und  München  vgl.  Seu/f.  Arch.  IX 181.) 
Nicht  aber  darf  er  über  das  ganze  Gesammtgut  testiren;  denn  dadnrdi 
würde  er  die  Interessen  und  Rechte  seines  Ehegenossen  daran  verletzen 
Viele  Rechte  beschränken  indessai  hier  die  TestirfreUieit  mehr,  vorzQgÜdi 
in  der  Absicht,  den  überlebenden  Ehegatten  und  oft  auch  die  Kinder  besser 
zu  sichern.  (7 — ^9.) 

§.  ai3. 

3.  ReehtsTerhilUiisse  nach  der  Auflöamig  der  Bhe.   Fortgeaetate  GötergemeioadHft. 

1.  Unbeerbte  Ehe.  Wird  die  Ehe  durch  den  Tod  eines  Ehegafteo 
aufgelöst,  und  sind  keine  BSnder  desselben  am  Leben,  so  erhält  der  über- 
lebende Ehegatte 


6.  Code  cm.  g.  1427.  La  femme  ne  peut  8*obliger  ni  eogager  lea  bieas  de  b 
eonimuaaat^,  m^me  poar  lirer  son  mari  de  prison,  ou  poar  rtebliaaement  de  aes  eatei 
^  en  caa  d'absence  da  marl»  qu'aprte  y  avoir  M  aatoriste  par  Justice. 

7.  Ltppetehe  Verordn.  S*  &•    Oben  S*  ^^t. 

8.  Dorniger  Willkür  Th.  2.  K.  6.  Art.  6.  Wefl  hiesige  Eheleute  Temigc 
FUmiacher  Erbgerechtigi&eit  nnd  Culmischer  Freibett  in  ungetheilter  Gemeioacfeift 
aller  ihrer  Gäler  stehen  und  nach  des  einen  Ehegatten  Absterben  der  Pebcilfboa» 
aus  dem  hinterlassenen  gemeinschaniichen  Vermögen  die  Hälfte  zu  sieh  niaBoit,  i* 
kann  diese  portio  sututaria  van  einem  Ehegatte»  dem  andern  keiaeewega  i 
oder  geschmälert,  wohl  aber  durch  ein  oder  beider  EhegalteD  erriehletea  l 
reciprocnm  vermehrt  werden. 

9.  Code  cio,  §.  1423.  La  donation  teatamenuire  foite  par  le  nati  ne  peat  es« 
ceder  sa  part  dana  la  communaulö. 
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•)  nach  den  einen  Statoten  die  Bälfte^  (1.)  oder  auch  etwa  einen  gröszem 
Theü  des  gemeinen  Guts,  ond  es  fällt  der  andere  Theil  den  Erben 
des  Verstorbenen  zn.  Dann  ist  der  Gesichtspunkt  der  Auseinander- 
setzung der  beiderseitigen  Ansprüche  auf  die  gemeine  Masse  masz- 
gebend  und  wird  nur  durch  die  Rücksicht  auf  das  Eherecht  (§.  206) 
des  Wittwers  oder  der  Wittwe  erweitert    Oder 

b)  der  Ueberlebende  behält  nach  andern  Gesetzen  das  ganze  gemeine 
Gut  und  wird  zum  Erben  des  Verstorbenen.  (2.  3.)  Es  wird  das  auch 
durch  die  Sprichwörter  ausgedrückt :  „Längst  Leib,  längst  Gut'' -^  oder: 
„Der  letzte  macht  die  Thüre  zu."  In  diesem  Sinne  fassen  auch  die 
Rechtsquellen  die  Succession  auf,  und  es  ist  das  gewisz  natürlicher, 
als  die  Vorstellung  einer  sogenannten  Consolidation,  welche  auch  bei 
der  Annahme  des  Gesammteigenthums  nicht  nöthig  ist 

c)  Nach  einigen  Statuten  wird  nun  doch  wieder  aus  der  gemeinen  Masse 
ausgeschieden,  was  von  dem  überlebenden  Ehegatten  zugebracht  worden, 
und  dieses  zum  voraus  dem  Wittling  überlassen,  oder  auch,  was  der. 
verstorbene  Ehegatte  zugebracht  hat,  und  daran  seinen  Blutserben  ein 
Antheil  bestimmt  Diese  genetische  Ausscheidung  paszt  indessen  nicht 
zu  dem  Princip  der  Gütergemeinschaft. 

d)  Oft  wird  das  Recht  des  Wittlings  noch  dadurch  modificirt,  dasz  ihm 
gewisse  Sachen  als  Voraus  (z.  B.  das  Ehebett,  der  Trauring,  Kleider 
u.  dgl.)  zugestanden  werden. 

2.  Beerbte  Ehe.  Sind  Rnder  rorhanden*),  so  kann  das  natürliche 
Erbrecht  dieser  nicht  ebenso  durch  die  Ansprüche  des  überlebenden  Ehe- 
gatten verdrängt  werden.  Wohl  aber  wird  es  in  sehr  verschiedenen  Formen 
berücksichtigt: 

a)  so  dasz  die  eine  Hälfte  des  gesammten  Gutes  (3  a.)  den  Kindern 
ab  Erben  zuftltt,    die   andere  Hälfte   dem    überlebenden  Ehegattai, 

1.  CoDSt.  d.  Korr.  Joaehbm  L  v.  1527  f.  Brtmienh.  I.  M.  Welches  vod  den 
Ehleoleii  des  andern  Todt  erlebt,  Jiehell  nach  alter  gewonbeit  das  halbe  Gut  tn 
liegenden  Gründen  und  fahrender  Habe. 

8.  Onmhrüek,  Sut.  {Runde^  ehel.  Gütern  8.  27.)  Der  lestlevende  is  aller  des 
Terstorbenen  nageladene  Godere  vnllen  komen  and  gewisse  negeste  rechte  Erve. 

3.  Lippe9eh9  Verordn.  S*  i^*  (D^i  kinderloser  Ehe)  mit  das  alleinige  Eigen- 
tham  aUer  bisher  gemeinschaftlichen  Güter  mit  Tölliger  Aosschlieszung  der  Verwand- 
ten des  Verstorbenen  sowohl  in  aufsteigender  als  der  Collaterallinie  —  auf  den 
Ueberlebenden. 

3  a.  Auch  die  eheliche  Errungenschaft  wird  zwischen  dem  Wittwer  und  den 
Kindern  getheilt,  nicht  jenem  allein  zugesprochen.  Vgl.  ein  Erk,  d,  O,  A.  O.  zu 
München  in  d.  Blättern  für  Rechteanwendung  XXVI  8.  215.  (nach  Bayrenther 
Recht). 

*)  Das  ReehttTirhiltaisi  des  fiberlebeBdea  EhegalieD  in  den  Eindern  beatimmt  sich 
prinlr  naeh  dem  Kbeyeitrag  (und  dem  Recht  des  Erricbtuogsortes  iU>er  dessen  GQltigkeit 
•od  Wirknng),  eventueU,  d.  h.  in  ErmaDgluog  eines  Eheyertrages,  nach  dem  Recht  des  letsten 
Ebedomidls;  Tgl.  die  tum  Tbeil  abweicbendeo  Eatsch.  d.  0*  A.  G.  lu  Lflft«cA  o,  d.  Bmmhmrftr 
Gerichte  in  ackUiUn  Jahrb.  Vll  8.  97. 
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zDweilen  mit  der  Modification,  dasz  diesem  auch  der  Nieszbraoch 
an  der  ersten  Hälfte  verbleibt  (4.]; 
bj  so  dasz  der  überlebende  Ehegatte  zwar  aoszer  seiner  Hälfte  auch  noch 
Yon  der  andern  Hälfte  wieder  die  Hälfte  als  ^e-  and  Erbrecht, 
oder  dasz  er  zwei  Drittheile  des  Ganzen  erhalt,  die  Kinder  aber  doch 
einen  Viertheil  oder  einen  Drittheil  des  Ganzen  erben  (5.); 

c)  dasz  man  sich  ftlr  jetzt  keine  Theilung,  auch  nicht  in  ideellai  Quoten, 
denkt,  sondern  die  ganze  Hasse  auch  ferner  als  Em  innerlich  gemein- 
sames Gut  behandelt,  woran  sowohl  der  überlebende  Ehegatte  als  die 
Kinder  Gesammteigenthum  haben  (6.  anders  4.  u.  12.); 

d)  dasz  dem  überlebenden  Ehegatten  zwar  das  Gesammtgut  alleim  m 
Eigenthum  zugesprochen,  aber  den  Kindern  eine  feste  erbreehükk 
Anwartschaft  darauf  vorbehalten  und  daher  dieVerÄgang  des  erstero 
über  die  Güter  wesentlich  beschrankt  wird  (7.  8.); 


4.  Stadtr.  y.  BUden  Art.  41.  Ts  dtt  also,  dat  eyn  vrowe  efftbe  tjn  man  — 
kyodere  hebbet,  stenret  der  eyn,  so  saleo  de  kyndere  den  halTen  deyl  des  gotes  be- 
halden  ande  den  anderen  haWen  deyl  sal  de  Yader  eftbe  de  moder  wylicb  er  lebea- 
dicb  blybet  bebalden.  —  Fornmer^che  Bautrordnung  v.  1751.  g.  2.  T.  4.  Yersthlii 
ein  Bauer  oder  dessen  Ehefrau,  so  soll  der  überlebende  Theil  von  allen  Gutem,  weoa 
zuvor  die  Schulden  abgetogen  sind,  die  HXIfte  haben  md  die  andere  Hilfle  die 
Rinder  xu  gleichen  Tbeilen  oder  sonsten,  da  keine  Kinder  Torhtndem  die  Blchslea 
Freunde  des  Verstorbenen  erlangen.  Erk.  d.  Obertribunals  lu  Berlin  in  dessen  g«s. 
Entscb.  8.  S.  41(8.  Nach  Paderbornseber  Gütergemeinscbafi  tritt  bei  beerbter  Ebe 
durch  den  Tod  des  einen  Galten  keine  ginzliche  Vereinigung  der  Rechte  beider 
Eheleute  an  dem  Gesammtgut  in  der  Person  des  Oel>erlebenden  ein,  sondern  die 
Kinder  gelangen  sogleich  zum  Miteigentbum  des  ihnen  gebührenden  Antbeils  nni 
die  Rechte  des  Wittlings  an  diesem  Erbtbeil  der  Kinder  kbnoen  nur  als  ein  aiisge> 
dehnte  Verwaltungs-  und  Miessbrauchsrecht  angesehen  werden. 

5.  Nürnberg.  Ref.  Tit.  33.  G.  5.  Wann  in  unverdingten  Heyratben  ains  tot 
dem  andern  on  Geschefft  und  on  Erben  in  absteigender  Linien  mit  Tod  abgeet,  st 
soll  dem  pleibenden  Ehegenossen,  zusampt  seinem  gebürenden  halben  Teil  aller  Ter- 
sammenten  Haab  von  des  Verstorbnen  andern  Teil  noch  drr  halb  Teil  im  Algen* 
thumb  und  Geniesz  Tolgen.  —  Es  soll  auch  der  pleibend  Ehegenosi  fon  (dem  ao4era 
halb)  Teil  sein  Lebenlang  den  Beysitz  und  Geniesz  haben. 

6.  Lippeeehe  Verordn.  $•  1^*  ^7.  Sind  —  Kinder  vorhanden,  so  setzt  der  n- 
rückgebliebene  Ebegcnosse.  so  lange  er  nicht  zur  2len  Ehe  schreitet .  die  Gemein- 
scbift  —  mit  diesen  Kindern  fort,  auf  die  alsdann  das  —  ungetbeilte  Miteigenthnm 
(des  Verstorbenen)  rällt.  Dem  Lüngstlebenden  —  gebührt  —  die  alleinige  DisfKKition 
(zum  Besten  der  Familie)  —  und  ist  deszhalb  zu  keiner  Inventariums-Errichiung. 
Rechnungsablage  und  Sicherheitsleistung  schuldig. 

7.  Schweinfnrt.  St.  54.  g.  2.  —  das  überlebende  —  bleibet  in  allen  Goten 
sitzen,  hat  dieselben  seinem  Gefallen  nach  zu  gebrauchen  und  zu  geniessen.  auch 
damit  zu  tbun  und  zu  lassen,  als  mit  seinem  eigenen  Gut,  ohne  Verhinderung  man- 
niglicb,  und  haben  die  Kinder  an  des  verstorbenen  Vaters  oder  Mutier  Gnt  keinen 
benannten  Theil,  so  lang  und  viel  bis  die  Theilung  von  dem  überlebenden  Bbeft 
nossen  verwirkt  oder  angeboten  ist.  Diesz  ist  auch  nach  einem  Erkmmitän  #ar  O. 
A,  O.  tu  München  in  den  Blättern  für  Rechtanwendnng  XXVI  8.  149  die  dem 
JSichtiäUer  Recht  zu  Grunde  liegende  Auffassung.   Der  überlebende  Ehegatte  bat 
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e)  oder  gar  in  ümkehnmg  der  natOrlichen  Verhältnisse,  dasz  den  Kin- 
dern als  Erben  das  Eigenlkum  an  dem  gesammten  Gate  verliehen, 
dem  überlebenden  Ehegatten  aber  nnr  der  Genusz  desselben  zage- 
sichert  wird.    (Vgl.  §.  238.) 

3.  Die  nach  dem  Tode  des  einen  Ehegatten  von  dem  andern  mit 
den  Rindern  fortgesetzte  gemeinsame  Wirthschaft  wird  fortguetzte  Güter- 
^ememtekaft  (comnmnio  bonorum  prorogata)  genannt  Ans  den  eben  aaf- 
geOhlten  Formen  ist  es  klar,  wie  mandierlei  verschiedene  Rechtsverbält- 
nisBe  unter  dem  Einen  Namen  zusammengefoszt  werden.  Die  fortgesetzte 
Gütergemeinschaft  wurzelt  schon  in  dem  alten  Eherechte  des  Vaters  und 
dem  Beisitze  der  Matter  (§.  206  und  207);  auf  ihr  Wachsthum  aber  übte 
aach  die  Ausbildung  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  einen  Einflusz  aus. 
Man  suchte,  so  gu4  es  ging,  die  gemeine  Wirthschaft  nach  wie  vor  fort- 
zusetzen. (9.   10.)  Der  überlebende   Ehegatte   stand    dann  als   Haupt    der 


nameDtlich  weder  Caalion  za  stelleo.  Doch  InTeniar  la  errichten;  vgl.  Erk*mtni$z 
det  O,  A.G,  za  Jena  in  Seujf,  Archiv  XIY  N.  W\^  Bücker i,  Charakter  der  fortge- 
seUten  GfitergemeiDschafl  nach  Coharger  Statotarrecht  In  den  Blättern  /.  Hechte- 
pßege  in  Thüringen  und  Anhmlt  Y.  8.  327;  es  steht  dahei  der  Matter  als  Wlitwe 
ein  eheoso  selbsttediges  and  anhescbrüBlites  Yerwiltungsrecht  wie  den  Yater 
als  Wittwer  zu,  Torbebaltlich  der  GeschlechtsYormundschaft.  Erk.  d.  O.  A.  G.  zu 
IMeck  in  Schüttere  Jahrb.  Vll  S.  249 ;  vgl.  aach  „die  Yerfügong  über  die  Sub- 
stanz eines  Yermögens  bei  furtgesetzter  allgemeiner  Gütergeroeinscbaft'*  im  Archiv 
fQr  Rechtswissenschaft  von  Emmtnghaue  II  S.  302;  ober  Tragung  der  Gefahr» 
ErkeaotBist  des  0.  A.  G.  zu  Läbeck  In  iiömtr»  Samml.  4  S.  498. 

8.  Afähihäaser  St.  lY.  20  g.  1.  2.  Erzeugen  (zwei  Personen)  in  der  Ehe  — 
Kinder  —  stirbet  alsdann  derselben  Eheleute  eins ,  so  (bleibet)  das  überbleibende  — 
ein  Herr  aller  Güter.  —  welche  sie  beyde  —  mit  einander  zusammengebracht,  er- 
worben, ererbet  and  besessen  haben.  —  und  haben  die  Rinder  keine  würklicbe  An- 
forderung an  solchen  Gütern,  so  lange  der  überbleibende  Yater  oder  Mutter  am  Leben 
and  im  YYittwenstande  bleibet. 

9.  Stadtr.  v.  Freybmrg  im  Uechtland  v.  1249.  g.  29.  {Oampp  II.  87)  Si  qais 
matrimonialiter  contraxerit  cua  aliqua.  et  eontlgerU  vlram  mori,  oxor  ejus  suprt 
onniia  bona  que  vir  ejus  sibi  et  liberis  suis  reliqaerit»  sine  dissipatione  rerum  illo- 
ran  liberoram.  dum  est  absque  roarito.  domina  debei  esse;  si  autem  maritari  volue- 
rit,  porcionem  suam  in  mobilibiis  qnicqoid  sont  accipere  debet  et  in  allodiis  etiam 
ei  habere  dum  vixerit,  sed  post  ejus  mortem  ipsa  portio  allodii  ad  legitimos  beredes 
debet  reverti.  nee  Ipsa  illam  porcionem  allodii  rendere  poteat  nee  dare  nee  alienare. 
—  Et  si  contigit,  uiorem  mori,  ipse  vir  omnia  bona  tarn  mobilia  quam  immobilia. 
que  vivente  uzore  habebat,  et  que  lucrabltar,  libere  pacifice  et  sine  contradictione 
aliqua  usque  ad  mortem  soam  possidebit  et  erit  dominus  omniam  bonorum  illorum. 
et  si  uxorem  duxerit  eciam  sicut  predictum  est,  usque  ad  mortem  erit  dominus 
omnlum  bonorum  illorum. 

10.  A.  Lüb,  R.  Ilach,  II.  27.  So  war  en  man  und  en  wif  kindere  tosamene 
hebben  ^  stervet  de  man.  de  vruwe  besit  mit  sodaneme  ghude  so  se  badden.  Dat 
ghut  ne  mach  se  noch  vorcopen  noch  vorsetten  noch  vorgbeven  sunder  erven  lof,  it 
ne  si  dat  se  des  bedorve  to  erer  liflacht.  (Ygl.  8.  A.  YIL  63.) 
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Familie  an  der  Spitze  des  Ganzen  und  Qbte  die  Rechle  der  Verwattong 
und  Verfügung.  Weniger  Schwierigkeit  hatte  das,  wenn  der  Mam  ik 
Frau  überlebte  (11.)^  etwas  bedenklicher  war  es^  wenn  die  Wittw  nun 
an  die  Stelle  des  verstorbenen  Ehemannes  treten  sollte.  Indessen  vertranteD 
auch  ihr  manche  Rechte  diese  Befugnisse  an;  andere  aber  beschrinktn 
sie  doch  mehr.  (10.)  So  lange  diese  Gemeinschaft  dauert,  sind  aoA  die 
Interessen  daran  gemeinsam.  Das  gemeine  Gut  aoäehgi  oder  sehmniit  n 
aller  Gewinn  oder  Schaden.  Sie  sitzen  zusaomien  „xu  Gedeih  fmd  Vtr- 
derb.*'  (12.)  Aller  Erwerb  des  Wittlings  und  der  Erwerb  der  in  derHa»- 
haltung  zurOckgebiiebenen  Kinder  fheszt,  wie  wAhrend  der  ehelicbenWirth- 
schaft,  dem  gemeinen  Gute  zu:  (12a.)  Was  dag^en  die  Kinder  erwerben, 
welche  eine  gesonderte  eigene  Oekonomie  gegründet  haben,  das  bleibt  aiKh 
ihnen  allein. 

Schwieriger  ist  es  die  Frage  zu  beantworten,  ob  auch  em  spiter  den 
Wittling  oder  den  Kindern  angefaUmee  CapUalhermögen ,  vorzüglich  eine 
Erbschaft,  zu  gemeinem  Gute  oder  zu  Sondergut  des  bezüglichen  Erben 
werde.  Betrachtet  man  die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  vomehmfid) 
ans  dem  Gesichtspunkte  einer  Fortsetzung  der  gemeinsamen  Haushaitang 
in  Einnahmen  und  Ausgaben,  so  genügt  es,  wenn  die  Früchte  auch  sökber 
Güter  gemein,  diese  selber  aber  Sondergüter  werden.  Uebertrigt  man  aber 
die  Vorstellung  einer  voUstftndigen  Innern  Lebensgemeinschaft  der  FamOien- 
^ieder  auch  auf  die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft,  so  wnxl  es  begreiffid^ 
wenn  einzelne  Rechte  vorzüglich  die  derartigen  Capitalerwerbungen  des 
Wittlings  und  die  der  Kinder  wenigstens  insofern,  als  dieselben  von  der 
Seite  des  verstorbenen  parem  herkommen,  dem  gemeinen  Gute  zuredmea. 
(13.)  Die  erstere  Auffassung  ist  die  natürlichere  und  entspridit  besser  des 


11.  Erk.  des  Obertrib.  lo  Siuiigart  {Seuffiris  Arcb.  IV.  235.  6).  Bei  forlsi- 
setzter  GötergemeiDScbafl  masz  dem  Vater  jedenfalls  dasselbe  YerfQgiiastreckt 
über  das  GesammtvemiögeD  zasteheo,  welches  er  schon  vor  Trennung  der  Ehe  hlU^ 

±%  Lüneburg.  Ref.  VI.  19.  SiUl  ein  Mann  nach  seines  Weibes  Tode  nit  Mi- 
nen Kindern  in  angeschiedenem  Gat  und  das  Gut  bessert  sieh  In  der  gua— iw 
Hand»  so  sollen  die  Kinder  neben  dem  Vater  den  Frommen  mit  haben;  ergert  sicfc 
auch  das  Gut  In  der  gesammten  Hand,  so  sollen  sie  den  Schaden  mit  tragen.  /•■- 
wurtehe  Brnmereränwutg  siehe  o6em  4.  Wenn  ein  Baoer  oder  dessen  Ehefran  stlrK 
so  masz  Tier  Wocb^'n  nach  dem  Ableben  ein  In?entarlam  errichtet  werden ,  vofed 
aber  dennoch  der  überlebende  Ehegatte  In  Geroeinscbaft  der  Gfiter  auf  gemeinschdl- 
llchen  Gewinn  und  Verderb  sitzen  bleibet,  bis  er  lor  anderweitigen  Ehe  schreital. 

13a.  Erk.  d.  O.-A.-G.  zu  Beriin  in  dessen  ges.  Entsch.  40  8. 19S.  Der  Witt- 
ling kann  ohne  Zaziehong  di^r  Erben  Fordernngeh  des  Nachlasses  einklagen. 

13.  Lippeeehe  Verordn.  %.  19.  Alles  was  der  Ungstlfbende  erwirbt,  koan« 
ohne  Unterschied  in  die  Gemeinschaft,  und  ebenso  alles,  was  die  Kinder  mit  den  ge- 
meinschaftlichen Verrottgen  acquirireu  oder  was  miUelst  ihres  Terstorbenen  Vatao 
oder  —  Mutter  —  auf  sie  von  Ascendenten  —  oder  Seitenverwandten  durch  natir- 
liebes  Erbgangsrecbt  vererbt  wird ;  alles  Vermögen  (hingegen  nichts  was  sie)  aliosM 
erwerben  —  (oder  von  ihren  Anverwandten)  geethemkt  oder  durch  leUlen  Wüles 
vermaehi  erhalten. 
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Ittereo  B«cbt  Die  BinigDog  im  letetem  Siime  hat  elwas  Oatrirtes  an 
sich,  da  sie  nicht  dem  GoterverhAltnisz  der  Eltern  zu  den  Kindern,  son- 
dern dem  der  Ehegatten  nachgebildet  ist,  wahrend  doch  nun  anstatt  des 
verstorbenen  Ehegatten  dessen  Kinder  da  sind.  Oft  ist  der  Ueb^lebende 
in  der  Verfügung  über  den  ihm  zugefallenen  Vermögenstheil  nicht  nur, 
sondern  auch  Ober  seine  Errungenschaft  als  Wittling  unter  Ld)enden  und 
auf  den  Todestall  beschränkt ;  eine  Vergabung  des  Ganzen  von  ihm  ver- 
walteten Vermögens  an  einen  Dritten  ohne  Zuziehung  der  Kinder  kann  er 
so  wenig  gOltig  Yomehmen,  als  der  Mann  wahrend  der  Ehe  das  ganze  ge- 
meinsame Gut  ohne  Zustimmung  der  Frau  vergeben  kann.  (13  a.) 

Wahrend  der  Gemeinschaft  versteht  es  sich,  dasz  der  UfUerhaH  und 
die  Erziehung  der  Kinder  aus  dem  gemeinen  Gute  bestritten  werden  soll. 
Aber  auch  die  Auutattung  der  Tochter,  die  aus  der  elterlichen  Haushaltung 
heraus  in  die  Ehe  tritt,  oder  die  Ämrichtung  des  Sohnes,  der  sich  absondert 
und  ein  eigenes  Hauswesen  gründet,  lastet  auf  dem  gemeinen  Gut  (14.) 
Ob  darin  zuglach  &BeAbfmdung  Hege  für  die  Ansprüche  des  abgesonderten 
Kindes  auf  das  gemeine  Gut,  hangt  von  der  Art  der  Absonderung 
($.223)  ab. 

Der  überlebende  Ehegatte  kann  gewöhnlich  am  der  Gemeimchaft 
treten,  sobald  er  wiH,  nicht  aber  ebenso  die  Kinder.  (15.)  Diesen  steht  ein 
Recht  auf  Theilung  und  Ausscheidung,  auf  Schichtung  zu  dringen,  nur  aus 
bestimmten  Gründen  zu.    Solche  Gründe  sind: 

a)  die  Wtederverheiraiktmg  des  WittUngs,  indem  durch  die  zweite  Ehe 
neue  engste  Familienbeziehungen  entstehen,  welche  leicht  die  In- 
teressen der  bisherigen  Gemeinschaft  überwiegen;  (13.  15.) 


13 1.  Erk.  d.  ObertribUDals  zu  Berlm  in  dessen  ges.  Entsch.  39  8.  211.  Die 
Oebertragong  des  gesammlen  Vermögens  seitens  des  letitlebenden  Parens  darch  einen 
▼italitienvertrag  ohne  Zaziebong  der  Kinder  kann  nor  vorbebaltlieb  des  VIteigen- 
Uionis  derselben  an  dem  bei  dem  Absterben  des  erstverstorbenen  Parens  vorhandenen 
gemeinen  Vermögen  geschehen. 

14.  Mmm6.  SUL  III.  3.  3.  —  bleibe!  der  Mann  Wittwer  and  stehet  seinen 
Dingen  recht  vor,  so  mag  er  nicht  genöthiget  werden,  bei  Leben  die  Güter  mit  sei- 
aen  Kindern  m  thellen,  jedoch  soll  er  schaldig  sein  denselbigen  nothwendige  Ali- 
menta,  so  wohl  aoch,  wenn  es  die  Zeit  und  ihre  Jahre  erfordern,  ein  billiges  Heyrath- 
Gat  und  Aossteoer,  GesUlt  und  Crelegenhelt  der  Güter  nach  zu  geben. 

15.  HoUiem.  Vorm.  Ord.  1743.  %.  4.  Die  Wittwe  (soll)  mit  ihren  Kindern  ia 
angethellten  Gütern  zu  bleiben  befugt  sein,  so  lange  sie  nicht  selbst  auf  die  Thei- 
lung dringet,  oder  zur  andern  Ehe  schreitet ,  oder  auch  die  mundig  gewordenen 
Kinder  aus  der  Gemeinscbafl  gehen  und  ihr  viterliches  Erbe  fordern,  und  sie  über- 
haupt in  der  Haushaltung  als  einer  getreuen  Mutter  geziemet»  f erüdiren  wird.  Freun. 
Ltmärteki.  $•  1004.  T.  1.  Th.  II.  Bis  den  Kindern  ihr  VemUigen  gehörig  nach- 
gewiesen und  ausgeantwortet  oder  versichert  worden»  kann  ^der  neue  Ehegatte  in  den 
Gütern  des  Andern  kein«  Recht«  lum  Machtheile  dieses  Vermögena  der  Kinder  aus 
voriger  Ehe  erlangen. 
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b)  die  Gefährdung  des  gemeinen  Guts  durch  unordentlicke  Wtrthtduift 
des  Wittlings;  (15  a.) 

c)  nach  einigen  Statuten  auch  die  Toüjährigkeii  aüer  Kinder.  (15.) 
Nach  den  mehrern  gibt  aber  diese  nur  einen  Grund,  die  Ausstattung 
zu  verlangen.  (14.) 

Die  Theilung  ist  auch  dann  voüständig,  wenn  sie  blosz  dem  Capital 
nach  geschieht,  der  Nie$zhra%ich  aber  dem  Wittling  an  dem  ganzen  oder 
einem  Theil  des  Vermögens  der  Kinder  verbleibt,  denn  dieser  Nieszbrauch 
ist  dann  nicht  mehr  als  eine  Wirkung  der  Gemeinschaft,  sondern  aus 
andern  Rechtsgründen  zu  erklären.  Die  Grösze  der  Theile  wird  verschieden 
bestimmt,  je  nach  dem  besonderen  Ehe-  und  Erbrecht  eines  Ortes.  Zu- 
weilen erhält  der  Vater  eine  gröszere  Quote  als  die  Mutter,  am  häufigsten 
aber  erhalten  der  Wittling  die  eine  und  die  Kinder  die  andere  Hälfte. 

4  Wird  die  Ehe  durch  Eht$cktidung  gelöst,  so  werden  gewöhnlich 
aus  dem  gemeinen  Gut  wieder  die  ursprünglichen  Bettandtheile  genetisch 
ausgeschieden,  und  der  Mann  erhält  dann  sein  eingebrachtes  Gut  und  die 
eheliche  Errungenschaft  und  die  Frau  ebenso  ihr  zugebrachtes  Gut,  zu- 
weilen auch  einen  Theil  der  Errungenschaft  (16.)  Die  Möglichkeit  einer 
derartigen  Sonderung  der  Goter  ist  ein  Zeichen,  dasz  die  innere  Goter- 
gemeinschafk  doch  nur  eine  relative  Wahrheit  hat 

Andere  Rechte  lassen  aber  in  diesem  Fall  das  Gesammtgut  in  zwei 
Hälften  unter  die  geschiedenen  Ehegatten  theilen.  (17.) 

§.  214. 

B,    Particaläre  GQterganeinaehaft 
1.    Geneinacbafl  der  teteenden  Habe. 
1.    Es  bilden  sich  drei  verschjedene  GOtermassen: 
a)  das  liegende  Gut  des  Mannes,  das  er   eingebracht  oder   ererbt  oder 
während  der  Ehe  erworben  hat;  das  letztere  wird  indessen  öfter  auch 
als  ein  Theil  der  Errungenschaft  in  die  Gemeinschaft  gezogen; 

15  a.  Erkenntn,  d.  O.^A.-G,  zu  Lübeck  in  BruhnU  Samml.  o,  Enisch.  S.  27ft. 
Der  überlebende  Ehegatte,  welcher  mit  seinen  Kindern  in  fortgesetzter  Göterge- 
meinschafl  lebt  und  dabei  sein  Yerwaltungs-  und  Nieazbrauchsrecht  zur  Geflhrde  des 
Rindervermögens  miszbraucht,  kann  zur  äicherheitsleistung  and  nöthigenfalls  aellMi 
zur  Aufbebung  der  Gemeinschaft  gewangen  werden. 

16.  Freuiz.  Landr.  II.  1.  g.  755.  Hat  unter  den  geschiedenen  Eheleuten  Ge- 
meinschaft der  Güter  obgewaltet,  so  nimmt  Jeder  Theil  sein  in  die  Ehe  gebraiebtes 
oder  während  derselben  durch  Erbschaften,  Vermichtnisse ,  Geschenke  oder  blosze 
Gläektnile  erlangtes  Yermögeo  zurück  und  das  übrige  wird  unter  beide  Eh«leaic 
gleich  getheilt. 

17.  0.  A.  G.  zu  CelU  {Seufferit  Arch.  YII.  193).  Tritt  bei  bestehender  unge- 
meiner G.  G.  eine  Ehescheidung  ein,  so  werden  dadurch  die  VermögensveiliiltBisse 
der  geschiedenen  Eheleute  nicht  wieder  in  den  Rechtszostand  zurück  rersetzt,  irHeber 
zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  bestanden  hat.  Es  kommen  Tlelmebr  io  efnen 
solchen  Falle  die  für  di^  Theil ungsklage  geltenden  gesetzlichen  BestimmoDgen  tor 
Anwendung,  nach  welchen  Jeder  Ehegatte  die  Halbscheid  des  Torbandenen  gemete- 
scbafilichen  Vermögens  la  fordern  berechtigt  isL 
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b]  das  Uegmdi  Gut  der  Frau,  worauf  sich  aber  die  Verwaltung  und  der 
Niessbraoch  des  Ehemannes  gewöhnlich  erstreckt; 

c)  die  fahrmde  Babe,  welche  als  gemekus  Gut,  sei  es  beiden  Ehegatten 
ZB  Miteigeothuni ,  oder  wenn  nan  sich  keine  idedlen  Theile  denkt, 
£U  Gesammleigenthnm  zugehört 

Diese  Gfiteraiassen  können  unter  einander  in  AbrechnungsrerhaUoissen 
lieben,  so  öasz  auf  dem  einen  zu  Gunsten  des  andern  eine  Schuld  lastet 
fOr  Verwendungen,  die  aus  dem  letzteren  an  das  erstere  geschehen  sind.  (1.) 
Wir  sind  aus  den  kaufmAnnischen  Ansätzen  in  verschiedenen  Conti  derlei 
An-  und  Abrechnungen  sogar  da  gewöhnt,  wo  das  nflmliche  Individuum 
als  das  eigentliche  Subject  zweier  oder  mehrerer  G>nti  erscheint,  dasz  wir 
ohne  Bedenken  solche  objeetwe  Forderungen  oder  Schulden  eines  Sonder- 
gutes  an  das  gemeine  Gut  oder  umgekehrt  uns  zurecht  legen.  Das  ein- 
fache Prindp  ist:  Es  darf  nicht  das  eine  Gut  ohne  Ersatzpflioht  aus  dem 
andern  bereichert  werden,  und  wird  es  zu  Gunsten  des  andern  belastet;, 
so  hat  es  dafQr  eine  Entschädigungsforderung  an  dieses.  Die  französische 
Jurisprudeaz  hat  die  zum  Theil  schwierige  Anwendung  dieses  Princips  mit 
Scharfsinn  erörteH. 

3.  Die  VeruHMung  des  Mannes  erstreckt  sich  Ober  alle  drei  Güter; 
darin  ze^  sich  wieder  die  Einheit  der  ehelichen  Wirthschaft;  aber  die 
Rechte  des  Mannes  sind  doch  verschieden,  je  nach  den  Gütern«  (2.)  5etfi 
eigm$$  Sondirgut  verwaltet  er  als  freier  Eigenthimer  und  ist  deszhalb 
Niemandem  verantwortlich.  Das  Sondergut  semer  Frau  aber  verwaltet  er 
—  soweit  nicht  ein  Theil  desselben  als  varbekattenee  Gut  auch  dieser  Ein- 
wirkung entzogen  ist  —  als  Vormund  der  Frau  oder  doch  als  Baupt  der 
Ehe.  Er  bedarf  dazu  keiner  besonderen  Vollmacht^  aber  er  bandelt  hier 
wesentKch  als  Vertreter  der  Frau  und  ihrer  Rechte,  und  ist  derselben  für 
seine  Verwaltung  verantwortlich  und  in  derselben  beschrankt.  Er  darf  in 
ihrem  Namen  Klagen  anstdien,  zum  Schutz  ihres  Sonderguts,  aber  er  darf 
ohne  ihre  Zustimmung  ihre  Güter  nicht  verfiuszern,  und  wenn  er  ihre 
Interessen  vernachlässigt,  so  darf  sie  ihm  wohl  entgegentreten  und  Einhalt 
begehren.  Seine  Verwaltung  des  gemeinen  Gutee  endlich  ist  freier,  da  sie 
ihm  nicht  blosz  in  seiner  Eigenschaft  als  Haupt  der  Ehe  und  Vormund 

1.  Cüde  cwiL  $.  1433.  8*il  est  ?eiidu  an  imnieable  tppaneotDl  li  Ton  des 
^01  —  ei  que  le  prii  en  lii  M  verse  daas  la  commaDtaU,  le  tout  sans  remploi, 
il  I  a  liea  an  pr^l^Tement  de  ce  prix  sur  It  coramooauU  au  profit  de  l'^poui  qui 
^Uit  propri^Uire.  g  ^^^'^'  ~~  Toutes  les  fois  que  Tun  des  6poux  a  tir^  un  profit 
persoonel  des  biens  dr  la  communaut^.  il  en  doit  la   r^compense. 

%  Ebenda  $.  1428.  Le  mari  a  radminisfration  de  tous  Irs  biens  personnels  de  ia 
femme.  n  peal  «xtrcer  seul  loutes  let  acüons  nobili^res  et  possessoires  qui  appar- 
UeBaem  k  la  fonme.  11  oe  peut  aliöner  les  iromeubles  personnels  de  sa  femme  saus 
aon  coDsentement.  11  est  responsable  de  tout  d^p^rissement  des  biens  personnels  de 
sa  femme,  caus^  par  d^faut  d*actes  conservatoires. 

3.  Ebenda  g.  1421.  Le  mari  administre  seul  les  biens  de  la  communaut^.  II 
peut  les  Temlre,  ali^oer  ei  hjpotb^quer  saus  le  concours  de  la  femme. 
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der  Frau  zukommt,  sondern  auch  weil  er  an  dem  Eigeotirom  dieies 
Gutes  mitbetheiligt  ist.  (3.)  In  der  Regel  darf  er  anoh  Stöcke  denelbeo 
verAuszem  und  yerpfilnden,  ohne  und  gegen  den  WtDen  der  Frau:  imd 
selbst  wo  Miteigenthuro  angenommen  wird,  ist  es  doch  gegen  den  Gebrauch, 
bei  solcher  Verftnszerung  ideelle  Theile  daran  so  unterscheiden.  Auch 
einzelne  Sachen  zu  verschenken,  ist  er  wohl  befugt;  nur  das  ganze  gemetne 
Gut  oder  eine  Quote  desselben  darf  er  nicht  einseitig  versdienken,  dean 
die  Verfügung  Qber  einzelne  Sachen  filllt  innerhalb  den  Bereidi  freier 
Wirthschaft,  die  Veriuszerung  aber,  die  sich  auf  das  Ganze  bezieht,  greifl 
die  Existenz  des  gemeinen  Gutes  selbst,  ab  einer  Masse  an,  woran  auch 
die  Frau  bestimmtes  Recht  hat 

3.  Das  Verhiltnisz  der  Sekuldm  wird  bei  diesem  Systeme  verwickelter, 
ab  bd  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft.  Gewöhnlich  wird  der  Gegeosali 
des  liegenden  Gutes  und  der  fahrenden  Habe  auch  auf  die  SckmUtn  aber- 
tragen. In  der  Regd  werden  diese  wie  die  Forderungen  zu  der  füktmim 
HfU>e  gerechnet;  aber  es  gibt  gewisse  Schulden,  weldie  um  ihrer  engerea 
Beziehung  zu  dem  liegenden  Gute  willen,  im  Gegensatz  zu  den  ifofrüisr- 
ichulden  als  Immobiliarichulden  zu  qualificiren  sind.  Was  fdr  Sehoideo 
aber  diesen  Charakter  haben,  ist  wieder  in  verschiedenen  Landesrechteo 
und  Statuten  verschieden  angesehen  worden.  Es  gehören  jedenfalls  dahia: 

a)  die  RedUa$im,  die  auf  dem  Sondergnte  haften,  freilich  nicht  insofera 
sie  zu  einzelnen  Leistungen  von  Geld  oder  Früchten  verpflichteD  — 
diese  Verpflichtungen  sind  viehnehr  Mobiliarschulden  —  sonden 
insofern  sie  den  Capitahrerth  des  Grundstücks  yexmiodem; 

b)  die  auf  demselben  (grtmdbüeUiekJ  hypotktckim  Ca^iUdiekMm; 

c)  die  durch  RechUterlimdiMiig  d$m  GiOsbeiüx  und  der  GMUfotge  mf- 
erUftm  Verpflkktuiigm  (z.  B.  zur  Ausstattung  der  Tochter,  zur  Ab- 
findung anderer  Erben,  zur  Apanage); 

d)  so  weit  der  Gutsübemehmer  f&r  Yerwendut^gen  (in  rem  versio)  eio- 
zustehen  hat 

Dagegen  zeigen  sich  abwächende  Meinungen  darüber  ob  auch 

e)  die  auf  Abtretung  eines  Grundstücks  gerichteten  Schulden, 

f)  die  Kau&chuld  für  ein  Grundstück,  auch  wenn  sie  nicht  hypothedrtiil, 
ab  Immobiliarschulden  zu  betrachten  seien. 

Die  Mobiliarschulden,  und  zwar  die  vor  der  Ehe  entstandenen  wie  die 
wahrend  der  Ehe  contrahirten,  belasten  das  gemeine  Gut,  die  Immobfliar- 
schulden  aber  beschranken  die  Immobilien  der  Sondergflter.  Snzelne 
Ausnahmen  steigern  die  Verwicklung,  und  zuweilen  wirkt  auch  ein  anderer 
wesentlich  dem  System  der  Errungenscbaflsgemeinschaft  angehöriger  Ge- 
danke ein ,  welcher  je  nach  der  Beziehung  der  SchuMen  auf  die  gemeiii- 
same  eheliche  Wirthschaft  oder  auf  die  besondern  Verhaltnisse  eines  eio- 
zekien  Ehegatten  unterscheidet 

4.  Wird  die  Ehe  aufgelöst,  so  werden  vorerst  die  drei  Gotermassen, 
die  beiderlei  Sondergüter  der  Ehegatten   und   das   gemeine  Gut  bereiiiigl* 
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Was  die  anzdnen  Ehegatten  an  dieses  scfanMen,  mOssen  sie  nnn  einwerfen 
oder  sich  an  ihrem  Anthefle  abrechnen  lassen;  was  sie  an  dasselbe  zo 
fordern  haben,  wird  ihnen  nun  znm  voraus  herausgegeben.  Das  Schicksal 
des  so  bereinigten  Samnitgutes  ist  denn  ebenso  mannichfaltig  ab  das 
Schicksal  des  gemeinen  Gutes  bei  der  allgemeinen  Gotergemeinschaft.  (4.) 
Die  SondergOter  aber  verbleiben  den  einzekien  Individuen,  oder  ihren 
Erben.  Indessen  kommen  auch  da  Nutznieszungsrechte  des  Qberlebend^ 
Mannes  und  Beisitz  der  Wittwe  vor.  Ebenso  begegnen  wir  wieder  dem 
Rechte  der  Wittwe,  auf  jeden  Antheil  an  dem  gemeinen  Gute  zu  verzichten, 
mid  dadurch  sich  von  allen  darauf  haftenden  Schulden  zu  befreien. 

Alle  Verhaltnisse  dieses   GOtersystems  sind  vorzOglich   von  der  fran- 
zösischen Jurisprudenz  sorgfilltig  erörtert  worden. 

§.  215. 
2.  EmiDgenschanagenieiDSchaft. 
1.  Die  Brrungensehaftsgemeinschaft  scheint  dem  deutschen  Charakter 
besser  zuzusagen  als  die  Fahrhabegemeinschaft  Der  Gedanke,  dasz  an 
die  thdiche  Errungenschaft  beide  Ehegatten  einen  gerechten  Anspruch 
haben,  da  dieselbe  das  Resultat  ihrer  gemeinsamen  Wirthschaft  ist,  findet 
sich  schon  in  den  alten  Volksrechten  ausgesprochen  und  ist  mit  dem 
Systeme  der  Gttterverbindung  sehr  wohl  vereinbar.  (§.  200.  5.)  Zu  einer 
particulflren  Gütergemeinschaft  hat  derselbe  erst  in  der  spateren  Zeit  ge- 
führt, seitdem  man  anfing,  aus  der  Theilung  der  ununterschiedenen  Masse 
nach  aufgelöster  Ehe  und  aus  der  ftuszeren  Ungezweitheit  der  GOter  bei 
Lebzeiten  der  Ehegatten  auch  auf  eine  innere  Einheit  des  Gesammtgutes  zu 
schlieszen,  ohne  dasz  dadurch  das  Rechtsverhflltnisz  eine  Verbesserung  er- 
fahren hat  Wir  werden  dann  wieder  genöthigt,  wahrend  der  Ehe  drei 
Gotermassen  zu  unterscheiden: 

a)  das  Sondergut  des  Manns^  das  ganze  angebrachte  Vermögen  desselben 
in  liegendem  und  fahrendem  und  ebenso  alles  umfassend,  was  er 
wahrend  der  Ehe  ererbt  hat; 

b)  ebenso  das  Sandergut  der  Frau,  wieder  nach  den  Grundsätzen  der 
GQtcrverbindung,  der  Verwaltung  und  Nutznieszung  des  Hannes  unter- 
worfen; 

c)  die  Errungeneehaft^  als  gemeines  Gut.  (1.) 


4.  Nmi9amMch9  Landesordirang  lY.  6.  S-  1*  Wann  Ebelcath  ohne  —  Kinder 
▼on  einander  absterben,  dasi  alsdann  das  letitlebende  gegen  Entrichtung  aller  der  von 
<l€ai  Verstorbenen  binterlassenen  Schulden  alle  Fahrnusi  and  dann  die  HSIfte  derer 
la  stabender  Ehe  mit  einander  errungenen  Gnter  liehen  und  behalten  soll. 

1.  Alte  fränküeh»  Landgerichtsordn.  S*  ^*  {Seherer^  II.  123.)  Wann  zwey 
^  Lenth  schlechtlich  susammen  kommen,  ohne  einige  sonderlich  lugebracbte  Haab 
^Dd  guetter,  ligende  oder  fahrende,  waas  sie  dann  dcro  fttrtber  Instehender  Ehe  bey 
einander  erzeugten,  erkauften,  eroberten  Tnd  Tberkommen,  die  heissen  und  seind  ihr 
Mes  Hanndt  versamelte  und  gewonnen  gaeter  zugleich  des  Mannes  md  der  Frawen. 
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2.  Der  Begriff  der  Brrungemehaft  wird  nicht  ttberaD  glrifhmiiiig 
gefaszt  Am  weitesten  gehen  die  Rechte,  welche  die  Vermothang  an- 
sprechen, dasz  alles  ehdiche  Vermögen  als  Errungenschaft  anzusehea  sei 
bis  nachgewiesen  worden^  was  davon  zugebracht  sei  (2.},  eine  Vermutbiiog, 
welche  zu  der  Erfahrung  des  Lebens  wenig  paszt,  dasz  die  Grundlage  der 
meisten  ehelichen  Güter  zugebracht  worden.  Ueberhaupt  ist  es  sehr  be- 
denklich, wenn  man  der  Schwierigkeit,  die  verschiedenen  Gotermasaeo  ii 
dem  ehelichen  Vermögen,  welche  oft  Jahrzehnte  in  der  vielfitltigsten  V<f- 
bindung  gewesen  und  gemeinsam  benutzt  worden  sind,  wieder  tu  sonden, 
durch  formelle  Rechtsvermuthungen  und  Beweisauflagen  zu  entgeheo  lodi 
Sie  läszt  sich  nur  durch  ein  freies  richterliches  Ermessen  Qberwinden, 
welches  die  allseitig  beigebrachten  Thatsachen  oder  sonst  bekannten  Dm- 
stAnde  unbefangen  würdigt,  mit  den  Behauptungen  der  Ehegatten,  oder 
ihrer  Erben  vergleicht,  und  so  eine  den  Verhältnissen  gemftsze  Auseinander- 
setzung triflt 

Nicht  zu  der  Errungenschaft  gehören: 
a)  die  von  einem  der  Ehegatten  in  die  Ehe  gebrachten  (3 — 4.]  oder 
wahrend  der  Ehe  durch  Erbfolge  oder  durch  eine  mit  Rücksicht  auf 
die  persönliche  Anwartschaft  vollzogene  Gutsabtretung  erworb^ieo 
Liegenschaften,  während  ein  von  beiden  Ehegatten  oder  auch  nur  toq 
dem  Ehemanne  angekauftes  Gut  gewöhnlich  errungenes  Gut  sein  wiri 
A*r*t^v^«U  Die  [nnerliche  Erhöhung  oder  Verminderung  des  Capital werthes  jener 
Güter  ist  von  denselben  nicht  zu  trennen,  und  hat  daher  keioei 
andern  Einflusz  auf  die  Grösze  der  Errungenschaft,  als  dasz  dieselbe 
die  damit  verbundene  Vermehrung  oder  Verminderung  der  Früchte 
(Zinse)  empfindet. 

2.  Maimuckei  Landr.  XI.  Tit.  3.  g.  4.  Ueberbaupt  soll  alles  Vermögen  deres 
Ebe  Leuten  för  errungen  geacbtet  werden,  bis  das  erwiesen  werde,  was  zugebracM 
seye. 

3.  Reforni  v.  fVetüar  IV.  g.  6.  Zu  dem  andern,  wo  eines  unter  Eheleatei 
sein  liegend  Gut  oder  das  so  für  liegend  Gut  geacbtet  wird,  verkaufen  oder  ftr- 
iuszem,  und  dasselbe  Geld  wiederum  an  liegend  Gut  oder  an  solches  so  für  liegfi^ 
Gut  geachtet  wird,  anlegen  würde,  so  soll  doch  solch  Gut  nicht  gemein  sein. 

4*  Frankfurter  Reform  Y.  5.  §•  2.  Dass  solche  Güter  so  swey  Ebeleat  ii 
stehender  Ehe  bey  einander,  es  seye  durch  ihr  eins  (doch  dass  dasselbig  Bhageoiicbt 
kein  eignen  sondern  Handel  fahre)  oder  sie  bejde  mit  mühsamem  Fleisi^  guter  trea- 
lieber  Haushaltung  ?nd  fürsichtiger  Geschicklichkeit  über  dasjenig ,  so  sie  beider- 
seits zusanmien  gebracht  haben,  durch  den  Segen  Gottes  erobern,  md  an  sich  briof^ 
für  erzeugte  Güter  sollen  verstanden  vnd  gehalten  werden.  £•  3*  Oanus  dann  folgt. 
dasz  die  Güter  so  einem  oder  dem  andern  Ehegem&cht  in  werendem  Ehestandt  roo 
seinen  Eltern  oder  andern  Gesipten  Freunden  durch  Testament  oder  auch  oba  Te^ 
tament  auferstorben  oder  insonderheit  ges^etst  oder  sonst  geschenkt  worden,  nickt  l&r 
erzeugte  Güter  geachtet  werden  sollen.  S*  ^'  Deszgleicben  auch  die  Güter  nicht  s« 
anstatt  derselben  aufererbten  Güter  (wenn  sie  verkaulTt  vnd  za  Gelt  gemacht)  uft^ 
erzeugt  worden,  g.  5.  Also  auch  nicht  die  Güter,  wann  Mann  oder  Weib.  Je  eins 
allein  Handthierung  oder  Kaufbandel  Ueiben  vnd  auss  demselben  Handel  namkafte 
Güter  gewinnen  vod  erolMfrn. 
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b)  Die  in  die  Ehe  gebrachte  oder  in  derselben  ererbte  fahrende  Habe 
eines  der  Ehegatten.  (4.)   Gerade  hier  wird  die  Ausscheidung  später 
oft  schwierig.    Sollen  alle  Veränderungen  der  fahrenden  Habe  durch 
Umsatz  oder  neue  Anschaffung  von  Sachen   oder  Forderungen  jeder 
Art  die  Errungenschaft    erweitern,    oder   soll    nicht    vielmehr,    was 
lediglich  zum  Ersatz  abgegangener  Stöcke   des   zugebrachten  Gutes 
angekauft  worden,  zu  dem  Sondergute  gerechnet  werden?  Soll  nur 
was  in  der  eigentlichen  und  gemeinsamen  Haushaltung  vorgeschlagen 
worden,  als  Errungenschaft  behandelt  werden,  oder  richtiger  —  ebenso 
was  durch  den  Handelsgewinn  oder  durch  sonstigen  Arbeitsverdienst 
eines  einzelnen  an  Vermögen  erworben  worden  ist?  Sollen  Geschenke 
und  Vermächtnisse,  die  einem  Ehegatten  gemacht  worden,  immer  zu 
dessen  Sondergut  oder  besser  nur  dann  gerechnet  werden,  wenn  sich 
aas  dem  Motiv  und  der  Art  des  Geschenkes  auf  einseitige  persönliche 
Bereicherung  schlieszen  läszt?    Wohin   gehören  zufällige  Gewinnste, 
z.  B.  Lotteriegewinnste? 
Man  begreift  es,  wenn  über  derlei  Fragen  die   Ansichten   sich  leicht 
trennen,   und  je  mannichfaltiger  der  Vermögensverkehr  und  Erwerb  ge- 
worden ist,    desto  mehr  Zweifel  werden  Über  die  Auseinandersetzung  ent- 
stehen. Deberdem  kann  von  einer  Errungenschaft  nur  da    die  Rede    sein, 
wo  die  Oekonomie  der  Ehegatten  sich  verbessert,  wo  sie  aber  zurück  geht, 
nicht,  und  wenn  sie  —  ein  praktisch  häufiger  Fall  —  zwischen  Fortschritt 
und  Rückschritt  schwankt,  so  wird  consequent  damit  auch   die  Errungen- 
schaftsgemeinschaft bald  erscheinen,  bald  wieder  verschwinden  müssen. 

Es  ist  daher  wohl  einfacher,  diese  Art  der  Gütergemeinschaft  für  die 
Zeit  der  Ehe  aufzugeben,  und  sich  darauf  zu  beschränken,  dasz  die  Er- 
rungenschaft erst  nach  Vollendung  der  Ehe  ermittelt  und  in  Form  des 
Ehe-  und  Erbrechts  berücksichtigt  werde.  Das  ist  denn  auch  der  wahre 
Sinn  mancher  Statuten,  auf  welche  nur  irrthümlich  der  neuere  Begriff 
der  Gütergemeinschaft  angewendet  worden  ist  und  welche  richtiger  aus 
dem  Systeme  der  Güterverbindung  erklärt  werden.  (Vgl.  Seuffert's  Arch. 
VII.  330.) 

3.  Nicht  geringere  Schwierigkeit  macht  die  Behandlung  der  Schulden 
bei  diesem  Systeme.  Dasz  die  vorehelichen  Schulden  dann  zunächst  die 
Sondergüter  belasten,  und  dasz  diejenigen  ehelichen  Schulden,  bd  deren 
Eingehung  beide  Ehegatten  zusammengewirkt  haben,  zunächst  auf  dem 
errungenen  Gute,  subsidiär  aber  auf  beiden  Sondergütern  (je  zur  Hälfte) 
haften,  darüber  sind  die  Rechte  so  ziemlich  einig.    (5.)     Die  Consequenz 


5.  fTürtUmberg,  Landr.  Th.  IV.  Til.  4.  Wenn  die  Schulden  von  beeden  Ehe- 
leaten  gemacht,  sollen  dieselbige  too  dem  gemeinen  in  solcher  Ehe  durch  beede  Ehe- 
gemacht  errungnem  und  gewonnenem  Gut:  und  da  sich  solches  so  weit  nicht  er- 
streckt, von  jedes  Ehegem&chts  anderem  eigenthumlichen  Gut  zum  halben  Theil  er- 
lUttet  werden.     Wo  aber  selbige  Schulden  nicht  von   beeden   sondern  allein  dem 

Bloatsehli,  deutiicbef  Privatrechl.  3.  Aafl.  41 
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verlangt,  dasz  auch  die  aus  dem  gemeüuamen  BaushaU  entstandeneo 
Schulden,  die  Gewerh$ch%ddm  iub^ffen ,  vorerst  ans  der  Ermngenschaft 
bezahlt  werden,  wenn  auch  nur  der  Mann  als  Haupt  der  £he  oder  die 
Frau,  soweit  sie  für  die  Haushaltung  zu  handeln  beftigt  war,  dieselben 
contrahirt  hat  (6. 7.)  Aber  da  schon  kann  es  sich  fragen,  ob,  wenn  dieses 
nicht  ausreiche,  auch  die  Frau  mit  ihrem  Sondergute  oder  nur  der  Mann 
mit  dem  seinigen  einstehen  mtlsse.  Für  die  erstere  Auflassung  spricht  der 
Grundsatz,  dasz  der  Mann  voraus  die  Kosten  des  gemeinen  Haushalts  za 
bestreiten  habe,  für  die  letztere  die  Analogie  der  Handelsgesellschaft  onit  der 
^^"t^t^ic  r  Errungenschaflsgemeinschaft.  Die  letztere  ist  vorherrschend  geworden  (7.) 
und  gewöhnlich  nimmt  man  an,  dasz  die  Ehegatten  je  nach  Verbältnisz 
ihres  Antheils  an  dem  ehelichen  Gewinn  auch  mit  ihren  SondergOteni 
subsidiär  und  eventuell  wieder  solidarisch  einstehen  müssen.  Schulden, 
die  auszerhalb  der  ehelichen  Wirthschaft  und  sogar  im  Widerspruch  mit 
derselben  von  einem  Ehegatten  gemacht  worden,  wie  die  Delictschulden, 
haften  zunächst  wieder  auf  dem  betrefTenden  Sondergut.  (6.) 

4.  Bei  Auflösung  der  Ehe  wird  die  Errungenschaft  im  Zwdfel  zu 
gleichen  Theilen  unter  den  überlebenden  Ehegatten  und  die  Erben  des 
^  Verstorbenen  vertheilt,  zuweilen  auch  zu  ungleichen  Theilen.  Manchenorts 
bleibt  jenem  die  ganze"^ Errungenschaft  allein,  wenigstens  unter  bestimmten 
Voraussetzungen.  Auch  da  kommen  wieder  Nutznieszungsrecht ,  Beisitz, 
das  Recht  der  Wittwe  zum  Verzicht  in  mannichfaltigen  Formen  und  An- 
wendungen vor. 

*  J,  Held,  d.  ehel.  Errungensch.  nach  d.  Volksrechten  und  Rechtsbüchem 
d.  Mittelalters.  Mtinchen  1839. 


einen  Ehegemücht,  mit  seinem  Terthonischen,  lehrhaften,  prächtigen  and  öhmiaizeB 
Wesen  oder  sträflichen  Handlangen  und  dergleichen  Excessen  ohne  des  anderen  Kbe- 
gemScbts  Zuthun  verursacht,  sollen  solche  Schulden  nicht  ?on  dem  gemeineo  er- 
rungeoen,  sondern  desjenigen  Ehegemficbts,  welches  beröhrte  Schulden  verarsacht  ^ 
Angebuhrnusx  des  ErruDgenen  und  Gewonnenen:  and  wo  sich  dasselb  soweit  nidit 
erstreckt,  von  desselben  Ehegemlichts  öbrigeDs  eignem  Gut  —  beuhlt  werden. 

6.  Maynzer  Laodr.  Tit.  4  §.  1.  Alle  Schulden ,  die  wXhrender  Ehe  gemacbl 
werden,  es  seye  von  Mann  oder  Weib,  die  sollen  ohne  Unterschied  aus  der  Erraogen- 
Schaft  bezahlt  werden;  wann  sich  aber  Errungenschaft  soweit  nicht  erstrecket,  so  sofl 
jedes  Ehegenosz  diejenige  Schuld,  die  es  währender  Ehe  absonderlich  gemacht  uad 
nicht  in  gemeiner  Nahrung  verwendet  —  von  seinem  Zugebrachten  und  Ererbten 
allein  bezahlen. 

7.  Erk.  d.  0.  A.  G.  Manchen  [SenfferU  Archiv  lY  60).  Jeder  Ehetheil  bat 
aus  sei  Dem  eigenen  von  Particulargutergemeinschaft  nicht  bestrickten  Vermögen  fär 
die  Hälfte  jener  Schulden  zu  haften,  welche  entweder  von  einem  Ehegatten  oder  von 
beiden  Ehegatten  zum  Betriebe  des  gemeinsamen  Hauswesens  oder  der  Gewerbe  des 
Ehemannes  contrahirt,  oder  deren  Beträge  wirklich  dahin  i^erwendet  worden  sin^. 
Ein  Verzicht  der  Ehefrau  auf  die  weiblichen  Rechtswohl thaten  wird  dabei  niebt  er- 
fordert, sowie  sie  mit  dem  Manne  notorisch  in  Errungenschaftsgemeinschaft  lebt. 
Vgl.  ein  Erk.  des  0.  A.  G.  zu  Cassel  in  Hemers  Annalen  VI  S.  103. 
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Siebentes  Capiiel. 

Rechtsrerhältnin  der  Eltern  und  der  Kinder. 

§.  216. 
I.  Die  Titarlicbe  MaodscbafL    Geschichtlicbes. 

1.  Die  Rechte  des  Vaters  über  seine  ehelichen  Kinder  waren  vor 
Zeiten  grOszer  als  gegenw&rtig,  aber  sie  hatten  doch  immer  den  Charakter 
der  deutschen  Mnndschaft  oder  Vormundschaft  (1.  2.)  (§.  145.),  nicht 
den  der  römischen  potestas.  In  der  vorchristlichen  Periode  durfte  der  Vater 
das  neugeborne  Kind ,  das  er  nicht  aufgenommen  und  dadurch  anerkannt 
hatte,  ungestraft  aussetzen;  erst  durch  das  Christenthum  wurde  diese  Bar- 
barei beseitigt  (3.)  Noch  während  des  christlichen  Mittelalters  galt  es  für 
gerechtfertigt,  dasz  ein  Vater  aus  ehehafter  Noth  —  z.  B.  aus  Hungers- 
noth  —  sein  Kind  sogar  in  die  unfreie  Knechtschaft  verkaufen  durfte.  (4.) 
Erst  die  humane  Fortbildung  des  neueren  Rechtes  hat  die  Unzulässigkeit 
eines  jeden  Kindervetkaufs  klar  gemacht  Femer  tibte  der  Vater  in  Ge- 
meinschaft mit  der  Mutter  und  in  wichtigeren  Fdllen  auch  der  übrigen 
Familie  ursprünglich  die  Strafgerichtsbarkeit  über  die  Kinder  aus,  die  nach 
und  nach  durch  die  gewohnte  öffentliche  Rechtspflege  verdr&ngt  und  er- 
setzt worden  ist  (5.) 

Das  Kind  konnte  aber  von  Anfang  der  deutschen  Geschichte  an  eigenes 
Vermögen  haben,  und  der  Vater  halte  darüber  wesentlich  nur  die  Ver- 
waltungs-  und  Nutznieszungsrechte,  die  ihm  heute  noch  zustehen.  (6.) 
Die  Persönlichkeit  der  Kinder  war  somit  im  deutschen  Privatrecht  von 
jeher  geachtet 

5L  Bekanntlich  hatte  die  patria  poieitas  der  Römer  in  der  Kaiserzeit 
viel  von  ihrer  ursprünglichen  Härte  und  Energie  eingebttszt  und  ist  in  der 
abgeschwächten  und  wesenilid)  modifidrten  Gestalt,  wie  sie  in  dem  Ge- 
setzeswerk Justinians  erscheint  der  deutschen  Mundschaft  des   Vaters  so 


1.  Ootlar  Stat.  S.  19.  Z.  21.  Heft  en  man  sine  kindere  inr  sinem  brode  und  in 
tiner  vomounseap. 

2.  Cout.  de  JJmbonrg,  Art.  101.  un  pere  doil  etre  roambour  de  8on  enfant. 

3.  Lei  fVuigoth.  IV.  4.  at  pro  exposito  infantulo  ingenuo  serfiat  (parens)  qui 
projecit. 

4.  Sehw,  9p,  291.  Ein  man  verkonfel  stn  kiDt  wol  mit  rehte,  ob  in  ^haft  not 
dar  zao  twingft,  (Glosse:)  er  sol  es  aber  nicht  verkaulTen  in  den  toi  noch  in  die 
beJdeoschaft  noch  rn  dehein  horhaus,  er  mag  es  einem  herm  vol  zu  eigen  geben. 

5.  j4ug9bttrg.  St.  T.  1276.  S.  84.  Swaz  ein  chinl  getut,  daz  ze  ainen  tagen 
nibt  chomen  ist,  daz  sol  —  rihten  —  sin  vater  und  sin  muler, 

6.  S.  9p,  I.  11.  Hall  ok  de  Tader  sine  kinder  in  Tormundscap  na  ir  mader 
dode,  sveone  se  sik  fon  ime  scedet,  he  aal  en  weder  laten  und  wider  given  al  ir 
mader  gui,  it  ne  al  ime  von  ungelücke  and  ane  sine  scult  gelotet* 
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nahe  gekommen,  dasz  die  gelehrten  Joristen  seit  dem  XV.  und  XVI 
Jahrhundert  wenig  Anstosz  erregten,  wenn  sie  auch  in  diesen  Verhlltnissen 
sich  auf  römische  Begriffe  und  Gesetze  beriefen.  Indessen  gab  es  doch  der 
Verschiedenheiten  noch  manche  und  erhebh'che,  und  das  Leben  des  Volks 
in  den  Familien  änderte  sich  doch  nicht  ebenso,  wie  die  neuen  Theoneo 
in  den  Hörsälen  und  Böchem  aufkamen.  Die  hAusliche  Sitte  blieb  deotseb, 
und  der  noch  immer  frische  und  gesunde  Grundgedanke  der  deotscheD 
Hundschaft  wurde  keineswegs  in  den  der  allmählich  verkommenen  römiscba 
poteitas  umgewandelt,  wenn  schon  die  Ausdrücke  patria  pat€$ta$  nd 
„väterliche  Gewalt'*  seitdem  häufig  zur  Bezeichnung  des  väterlichen  Recht» 
gebraucht  worden.  Die  deutsche  Jurisprudenz  hat  die  Pflicht ,  in  der  Be- 
arbeitung dieses  Institutes  sich  neuerdings  des  lebendigen  seinem  wahni 
Charakter  nach  deut$ehm,  nur  in  untergeordneten  Beziehungen  römisck- 
modificirten  Rechtes  anzunehmen  (6  a.)  und  die  Wissenschaft  von  des 
Schnörkeleien  einer  ganz  verkehrten  Gelehrsamkeit  wieder  zu  reinigen. 
Es  ist  diesz  um  so  leichter,  als  die  Principien  desselben  ganz  einfach  um) 
natürlich  sind. 

3.  Der  Mutter  kam,  so  lange  der  Vater  lebte,  nach  dem  ftlten 
deutschen  Rechte  keine  vormundschaftliche  Autorität  und  Gewalt  zu.  Ei 
wäre  dadurch  die  Einheit  der  Familienordnung  und  der  Haushaltoog  ge- 
stört worden.  Wohl  aber  nahm  sie  an  der  Sorge  für  die  Kinder  ondaa 
der  Erziehung  Theil,  in  Gemeinschaft  mit  dem  Vater,  und  es  waren  aocb 
ihr  die  noch  nicht  ausgeschiedenen  Kinder  Gehorsam  und  Ehrerbietung 
schuldig.  Bei  einigen  deutschen  Völkern  erhielt  die  Mutter  sogar  wirkliebe 
Vormundschaftsrechte  über  die  Kinder,  wenn  der  Vater  starb.  (7—9.)  Die 
entgegengesetzte  Ansicht  aber,  dasz  die  vaterhalb  verwaisten  Kinder  äoes 
männlichen  Vormundes  bedürfen,  war  und  blieb  die  vorherrschende  Ib 
Deutschland.  (10.) 


6a.  Erk.  d.  0.  A.  G.  cu  Rottoek  tto  Seuff,  Areh.  XV  113.  Ungeachtet  der  B(- 
ceptioD  des  römischen  Rechts  bähen  sich  die  Grandsätxe  des  altern  deatsehea  Recbu 
über  das  dem  Vater  rücksichtUch  seiner  Kinder  lustehende  Mundiam  Insoreni  ■■ 
practiscben  Rechtslehen  erhalten,  als  auch  gegenwärtig  noch  eine  vSterliche  Vormood- 
Schaft  anerkannt  und  dem  Vater  auf  Grund  solcher  Tormundschafllichen  Stellanf  die 
Vertretung  des  wegen  minderjährigen  Alters  oder  sonst  unselbständigen  Kindes  einge- 
räumt wird. 

7.  Lex  fVitifoth.  IV.  2.  13.  Patre  mortuo  filii  in  matris  polestate  coDsisUot 

8.  Lex  Burgund,  85.  1.  Si  matpr  tutelam  suscipere  Toluerit,  nulla  ei  pareateU 
proponatur. 

9.  Berner  Handf.  v.  1218.  g.  44.  De  potestate  ac  tutela  materna.  ~  Si  ciris 
moritur,  et  uxori  sua  rouUa  bona  reliquerit,  potest  omnia  bona  sua  dare  ac  veod«rr 
cuicunque  voluerit,  praeter  allodia,  etiam  contra  voluntatem  liberorum.  Et  quimdi« 
sine  viro  fuerit  et  pueros  volacrit  nutrire,  si  nihil  habet  praeter  allodia  et  probare 
potuerit  hoc  testibus  et  juramento,  etiam  allodia  Tarne,  urgente  partim  expendcrf 
potpst  et  obligare. 

10.  Sehw,  9p.  26.  SwÄ  di  süne  ze  Iren  jaren  nit  komen  sint,  da  sol  der  diw 
bruoder  sines  Talers  swert  nemen  ze  tOlleibe  unde  ist  der  kinde  Toget  bis  df  den  tat 
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4.  Die  Obervormundschaft  der  Obrigkeit  nimmt  sich  subsidiär  auch 
der  Kinder  an,  welche  unter  der  Vormundschaft  des  Vaters  stehen;  al>er 
ihr  Verhältnisz  zu  dieser  ist  doch  ein  ganz  anderes  als  das  zu  dem  obrig- 
keitlichen Vormunde.  Soweit  der  Schütz  und  die  Sorge  des  Vaters  waltet, 
hat  jene  sich  überall  nicht  einzumischen,  noch  Aufsicht  zu  tiben  t>ber  die 
Art,  wie  der  Vater  seine  Rechte  und  Pflichten  ausübt  Die  Freiheit  des 
indiridueHen  und  Familienlebens  darf  nicht  durch  staatliche  Einmischung 
gestört  werden.  Nur  in  NothfUlen,  wenn  ein  offenbarer  Rechtsconflict 
zwischen  den  persönlichen  Interessen  des  Vaters  und  des  Kindes  da  ist, 
folglich  das  letztere  in  dieser  Beziehung  nicht  durch  den  Vater  vertreten 
werden  kann,  hat  die  Obenrormundschaft  durch  Ernennung  eines  ausser- 
ordentUehen  Vormundes  für  die  nöthige  Vertretung  des  Kindes  zu  sorgen. 

Ebenso  tritt  die  schützende  Sorge  der  CH)ervormundschaft  ein,  wenn 
der  Vater  überall  auszer  Stande  ist  die  Vormundschaft  zu  üben  oder  seine 
Vormundschaflsrechte,  z.B.  in  Folge  des  Concurs  Verfahrens,  eingebüszt  hat 

♦  Kraut,  VormuDdsch.  II.  S.  586  ffl;  --  Lehzeriy  d.  Lehre  von  d.  Vor^ 
mnndsch.  nach  d.  besetzen  Westphalens.    Hannover  1810. 

§.  217. 

IL    Entstehung  der  väterlichen  Yormiindsohaft 
A.  Eheliche  Gehurt.    B.  Legitimation. 

U  Das  Altere  Recht  kannte  nur  Einen*)  Entstehungsgrund  der  väter- 
lichen Mundschaft,  die  eheliche  Zeugung  tnuf  die  eheüehe  Geburt  (1.)  des 
Kindes  bei  Lebzeiten  des  Vaters.  In  dem  heutigen  Rechte  ist  dieselbe  noch 
der  regelmdszige  Fall.  Dasselbe  ist  aber  überdem  geneigt,  auch  der  Geburt 
wahrend  der  Ehe  für  sich  allein  (2.)  die  nämliche  Wirkung  zuzuschreiben« 
ungeachtet  die  Zeugung  vor  der  Eingehung  der  Ehe  und  auch  vor  dem 
Verk^nisz  (vgl  §.  146.  2.)  geschehen  ist,  und  verstattet  in  solchen  Fallen 
nur  etwa  dem  Hanne,  wenn  er  die  Anerkennung  eines  zu  früh  geborenen 
Kindes  verweigere,  einige  Erleichterung  in  der  Beweisführung  für  die  Un- 


ön$i  ze  Iren  j4ren  komen,  b6  sol  er  ei  in  wider  geben  unde  alles  ir  guot,  er  en- 
kunne  inz  denne  gereiten,  war  erz  hin  getln  habe ,  oder  ob  es  von  ungeluke  ver- 
loren si  Ane  sine  schulde.  Er  ist  ouch  der  witwen  vormünde,  di  wtle  si  Aoe  man  ist. 

1.  S,  sp,  f.  36.  g.  1.  STenue  dat  wlf  erst  man  oimt,  wint  se  kint  er  ir  rechten 
tiet,  dat  dat  kint  levep  möge,  man  mach  ir  bescelden  an  sime  rechte,  went  it  to  vro 
gel>om  ist. 

2.  /'rea^z.  Landr.  IL  2.  S-  1*  Bie  Gesetze  gründen  die  Yermuthung,  dasi 
Kinder,  die  während  einer  Ehe  erzeugt  oder  geboren  worden,  fon  dem  Bfanne  er- 
zeugt sind. 


•)  Tgl.  aber  %.  17S.  1. 
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möglichkeit  seiner  Vaterschaft.  (3.)  Ebenso  kommt  das  nach  der  Ehe- 
scheidang  geborene  aber  während  der  Ehe  gezeugte  Kind  in  die  Vormund- 
Schaft  des  Vaters.  (4.) 

Der  römisch-rechtliche  Satz,  dasz  das  eheliche  Kind  eines  noch  nidii 
emancipirten  Vaters  in  die  Gewalt  des  Gro$xvaters  gelange,  widerstrdtel 
dem  Charakter  des  deutschen  Familienrechts  and  der  Sitte  des  deotsdn 
Familienlebens,  und  darf  dah^  nur  da  noch  als  geltendes  Recht  gehand- 
habt  werden,  wo  die  Beception  des  römischen  Rechtes  in  diesem  Pnakte 
ausnahmsweise  eine  Aenderong  der  Sitte  hervorgebracht  bat,  und  nodi  Ib 
derselben  nachwirkt 

2.  Die  auszer  der  Ehe  geborenen  und  nicht  von  VeHobten  erseogteo 
Kinder,  wuheUche  Kinder  im  dgenüichen  Sinne,  konnten  ursprOnglich  nick 
der  strengen  Ansicht  des  deutschen  Familienrechts  nur  mit  Zustimmmi 
der  Erben  ,iin  das  Geschlecht"  aufgenommen  und  zu  ehelichen  Kinden 
erhoben  werden,  ohne  diese  Zustimmung  nicht;  auch  nicht  durch  nadh 
folgende  Ehe  der  Eltern.  Die  Kirche  aber  fing  an,  dem  Sacraroent  der 
Ehe  eine  so  heiligende  Kraft  zuzuschreiben,  dasz  auch  die  vor  der  Ehe 
erzeugten  Kinder  davon  ergriffen  und  von  da  an  (als  ManieOnnder)  den 
ehelichen  gleich  gestellt  wurden  (5.  6.),  vnd  mit  Hülfe  der  geistlichen  Ge- 
richtsbarkeit setzte  sie  diese  Ansicht  allmählich  in  persönlicher  Bezieboog 
durch,  weniger  mit  Bezug  auf  die  wichtigen  Folgen  des  Erbrechts.  (7— 9.] 


3.  Code  do,  g.  914.  L'enfanl  n€  avant  le  cent-qaatre-TiDgtitoe  Jonr  di 
mariage  ne  poarra  dtre  dösavoa«  par  ie  marl ,  dans  les  cas  saivans :  1.  s'il  •  eu 
connaissance  de  la  grossesse  avant  le  mariage;  %  s'il  a  assisU  k  l'acte  de  nainaocc 
et  si  cet  acte  est  8ign6  de  lai ;  3.  si  Tenfant  n'est  pas  d^clar^  viable. 

4.  Zürcher  G.  S-  1^2.  FMIlt  der  Zeitpaokt  der  Geburt  eines  Kindes  ionerbAlb 
dreihandert  Tage  nach  der  Aafhebang  der  Ehe,  so  besteht  die  Yermathong ,  dtft 
dasselbe  noch  während  der  Ehe  eneugt  worden  sei. 

5.  Beeret.  jiUxMdri  UI.  t.  117Ä.  (Zeltsch.  f.  D.  R.  IV  288).  TanU  est  Tis 
matrimonU,  at  qai  antea  sant  geniti,  post  contractom  matrimonlain  habeaatv 
legitim!. 

6.  Olo99e  zum  S.  sp.  I.  37.  (Wenn)  ein  Man  ein  Fraw  bey  ihm  hat  —  aosier- 
halb  der  Ehe  and  zenget  Kinder  mit  ihr»  wenn  er  sie  darnach  zu  der  Ehe  nimU, 
wieviel  sie  der  anehelichen  Kinder  betten,  ehe  sie  in  die  Ehe  traten,  dieselben  werdet 
darnach  alle  ehelich  und  erben  eigen  und  leben  gleich  als  wol  als  die,  so  siedareaek 
in  der  Ehe  gewonnen. 

7.  Sehw.  9p.  332.  Es  hat  ein  man  eine  vrowen  ze  ledlcllchen  dingen  kurz  oder 
lanc,  unde  hat  kint  M  Ir,  and  nimet  er  sl  dar  nach  zer  6:  das  sint  immer  fokn 
ekint,  swaz  si  vor  kinde  habent  gehabet  als  reht  als  disiu  diu  si  dar  nAch  gewinncit; 
unde  erben  eigen  unde  lÄhen  mit  den  gescbwlstersiden  zallemrehte.  —  das  wid«r- 
rettc  man  ctwA  üf  werthlicbem  gerihte:  Wan  die  ungelerten  Hute  wizzent  dirombc 
niht.  swen  aber  ez  an  gd,  (S  das  der  sin  ölich  reht  Verliese,  so  behabe  ez  uf  do 
blstuoms  köre  dA  er  inne  wonhaft  st. 

8.  RechUh.  n.  Duünct.  (OrUoff.  I.  5.  d.  4.)  Nach  der  kinder  gebart  nemeo  sich 
fly  Hut  zca  der  ee,  dy  kinder  sint  von  gotes  wesen  and  von  bebestlicben  goecK 
geeet,  ande  nemen  erbeteyl  an  ores  vater  unde  muter  gute«  —  Dieselben  kinder 


Digitized  byVjOOQlC 


S*  217.    EDtstehnng  der  TXlerlichen  Yormundscbaft.  647 

Jahrhonderte  hng  widersetzten  sich  dieser  mildern  —  und  wenn  man  an 
die  WüDschbarkeit  der  Heilang  sittltchkranker  Zustande  und  an  die  Un- 
natOrüchkeit  denkt,  welche  in  völliger  Scheidung  der  Kinder  derselben 
Eltern  liegt,  je  nachdem  sie  vor  oder  nach  der  Ehe  geboren  worden,  vor- 
züglicheren —  Ansicht  die  spröde  Macht  des  sittlich-strengen  deutschen 
Familiencharakters,  und  die  egoistischen  Interessen  der  ehelich  geborenen 
Erben,  welche  sich  unter  jenem  in  moralischem  Schein  erglänzenden 
Schilde  bargen.  Endlich  ist  dieselbe  im  neuem  Rechte  als  Regel  mit  Hülfe 
der  römischen  Jurisprudenz  und  der  neueren  Gesetzgebung  in  Deutschland 
durchgedrungen.  (10.  11.)  Der  sogen,  legititnatio  per  subsequens  matri- 
monium  ist  nun  die  Wirkung  zugestanden  worden,  dasz  sie  die  früher 
Qoehelichen  Kinder  nun  als  eheliche  in  die  väterb'che  Vormundschaft  bringe 
Qod  denselben  volles  Familienrecht  von  da  an  gewähre.  Indessen  sind 
jetzt  noch  einige  ßeschränkungen  dieser  Regel  beizufügen,  die  sich  an  das 
ältere  deutsche  Recht  anschlieszen : 

a)  der  hohe  Adel  erkennt  für  sein  Familienrecht  die  legitimatio  p.  s.  m. 
überhaupt  nicht  an,  und  am  wenigsten  wird  den  Mantelkindern  die 
Thronfolge  oder  überhaupt  eine  Folge  in  ein  Stammgut  eröffnet 

b)  Ebenso  werden  die  durch  nachfolgende  Ehe  Legitimirten  nicht  zur 
Lehensfolge  zugelassen  (12.),  wo  nicht  ausnahmsweise  auch  das  Lehen- 
recht eines  Landes  nach  der  römisch-canonischen  Ansicht  modificirt 
worden  ist 

c)  Für  die  Folge  in  StammgutMtiftungen  (Familienfideicommisse)  wird 
noch  eheliche  Geburt  als  regelmftsziges  Erfordemisz  vorausgesetzt. 
Freilich  kann  der  Mangel  der  Geburt  durc4i  die  Observanz  der  Familie 
oder  ihre  freiwillige  Anerkennung  im  einzelnen  Falle  gehoben  werden. 
Immerhin  musz  aber  anerkannt  werden,  dasz  auch  diese  Beschrän- 
kungen, wo  nicht  staatsrechtliche  Gründe  dieselben  stützen,  den  neuem 
Ansichten  über  die  Gebote  der  Humanität  allmählich  zu  weichen  scheinen. 


DogeD  aber  on  ores  eldervatter  odder  orer  eldermutter  gut  kejD  erbeteylunge  ge- 

klhan 


9.  Weisth.  t.  Diimanehen  v.  1488.  Eflle  ein  Mann  ein  Kint  tügete  mit  der 
Frawen  ehe  se  tho  slnen  echten  Bedde  gei£amen,  dat  kint  mag  des  Yaders  Eme  nicht 
mlcbtig  syn,  wen  gelike  de  Moder  to  des  Mannes  echten  Bedde  gekamen. 

10.  ^ürtiemb,  Landr.  lY.  17.  pr.  Dasi  solche  vermittelst  nachfolgender  Ver- 
mählang  legitimirte  Kinder  den  andern  —  in  aUen  —  gleich  gebalten  werden  sollen. 

11.  OtMterr,  G.  %,  161.  Kinder,  welche  auszer  der  Ehe  geboren  iind  durch  die 
nachher  erfolgte  Verehelichung  ihrer  Aeltem  in  die  Familie  eingetreten  sind,  werden 
so  wie  ihre  Nachkommenschaft  unter  die  ehelich  erzeugten  gerechnet. 

12.  Erl.  des  Herz.  v.  fTürth,  v.  1756:  die  Vasallen  daran  zu  erinnern  wie  es 
schon  vor  uralten  Zeiten  bei  dem  wörtemb.  Lehnhof  legis  et  observantiae  gewesen» 
dasz  die  Yon  den  Vasallen  auszer  der  Ehe  erzeugten  Kinder,  wenn  auch  gleich  solche 
p.  s.  m.  oder  sonst  legitimirt  worden  wären,  vor  unfühig  aller  Succession  in  denen 
von  dem  HochfmrsUichen  Haus  und  dem  Uerzogthum  relevirenden  Lehen  zu  achten. 
(Dagegen  SeufferU  Archiv  X  72.) 
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3.  Die  deutschen  Könige  übten  das  R^ht,  uneheliche  Kinder  auf  An- 
suchen des  Vaters  für  eheh'ch  zu  erklären,  m  Nachbildung  der  römischen 
legitimatio  per  rescriptutn  principis.  In  der  Regel  hatte  diese  LegUiroatio 
(minus  plenaj,  zu  welcher  denn  auch  die  Pfalzgrafen  von  dem  Könige 
ermächtigt  worden,  nur  die  Wirkung,  die  Makel  der  Geburt  zu  tilgen 
und  dem  Legitimirten  die  persönlichen  Ehren-  und  Standesrechte  zu  Ter- 
leihen,  nicht  aber  die,  ihnen  volles  Familienrecht  und  acum  Nachtheil  der 
ehelich  geborenen  Kinder  und  Agnaten  Erbrecht  zu  gewähren.  (13.  11.) 
Später  haben  auch  die  Landesherren  in  derselben  beschränkten  Weise 
legitimirt.  (14.)  Sollte  die  landesherrliche  Legitimation  stärker  wirken  und 
volles  Familien-  und  Erbrecht  begründen,  so  war  die  Zustimmung  der 
Familie,  wenigstens  der  betheiligten  Familienglieder,  nöthig.  (15.) 

Die  eingreifenden  römisch-rechtlichen  Wirkungen  der  legitimatio  p.  r*  p. 
sind  auch  im  neueren  Recht  nur  ausnahmsweise  in  einzelnen  Landern 
recipirt  worden,  durchaus  nicht  so  allgemein,  wie  diesz  von  den  Romanisten 
als  sich  von  selbst  verstehend  vorausgesetzt  wird. 

*  Wilda  in  d.  Zeitech.  f.  D.  R.  IV  S.  262  ff.  und  XV  S.  257  IL ;  — 
Hefßer,  die  Erbfolgerechte  der  Mantelkinder,  Brantkinder  nnd  der  Kinder  &os 
Gewissensehen.    Berlin  1836. 

§.218. 

C.  Annahme  an  Kindesstatt.  Adoption. 

i.  Es  war  ein  glücklicher  und  edler  Gedanke  des  römischen  Rechtes, 
dasz  das  Verhftltnisz  des  Vaters  zum  Kind  auch  ohne  Zeugung  durch  einen 
individuellen  Willensact  nacligebildet  werden  könne.  Zwar  kannten  schon 
in  uralter  Zeit,  lange  vor  der  Berührung  mit  den  Römern  und  dem 
römischen  Recht,  die  Germanen  ebenfalls  eine  Annahme  an  Sohnes  Statt,  zu- 
nächstuuter  fürstlichen  Personen  und  mit  politischen  Zwecken;  es  wurde  durch 
diese  Wahlkindschaft  ein  besonderes  Pietätsverhältnisz  zwischen  dem  Wahl- 
vater  und  Wahlsohn  begründet,  und  unvermeidlich  verbanden  sich  mit  dieser 
persönlichen  und  familienrechtlichen  auch  erbrechtliche  Wirkungen;  die 
dabei  üblichen  Symbole  des  Bartabnehmens,  des  Ueberreichens  von  Waffeo 


13.  Görlitz.  Landr.  32.  g.  5.  Wedir  der  babist  noch  der  Kaisir ,  die  ne  maogia 
Ton  ir  muotwiUin  von  eime  unechtin  Kinde  einen  ecbtin  suon  nicht  gemachiu,  waade 
si  mit  in  die  echten  suone  und  die  erbin  irs  erbis  roabitin. 

14.  Freust,  Ldr.  II.  2.  g.  603.  Durch  diese  Legitimation  (des  Landeshcrro) 
erhält  das  Kind  den  Stand  des  Taters  und  in  Ansehung  seiner  alle  Rechte  and 
Pflichten  eines  ehelichen  Kindes,  g*  ^^*  ^  ^ritt  aber  nicht  in  die  Familie  des 
Vaters,  g.  605.  Soll  es  auch  in  diese  aufgenommen  werden,  so  musi  solches  durck 
einen  FamilienTertrag  geschehen. 

15.  Oesierr.  G.  g.  162.  Nur  die  Aeltem  können  um  solche  (Leg.  des 
Landesfürsten)  ansuchen,  wenn  sie  das  Kind  gleich  einem  ehelichen  der  Siandes- 
Torzüge  oder  des  Rechtes  an  dem  frei  Tererblicheii  Vermögen  theilbaft  machen  wollen, 
in  Rücksicht  auf  die  übrigen  FamilieDglieder  hat  diese  Begünstigung  keine  Wirkuag. 
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(adaptio  per  arma)  (1.)  beweisen  zugleich  das  Aller  und  den  rein  gernva- 
nischen  Ursprung  der  Sitte.  Indessen  ist  die  wesentlich  privatrechtliche  An- 
nahme an  Kindes  Statt  dort  vorzüglich  durch  das  römische  Recht  ausge- 
bildet worden.  Allein  unrichtig  ist  die  romanistische  Lehre,  dasz  nun  die 
römische  Adoptio  so  gelte,  wie  sie  in  der  Gesetzgebung  Justinians  geordnet 
worden.  Das  ist  gar  nicht  möglich,  weil  dem  deutschen  Familienleben  der 
Gedanke  der  römischen  pcUria  potestas  und  der  Gegensatz  der  homines  sui 
juris  und  alieno  juri*subjecli  fremd  geblieben  sind,  und  damit  ja  die  for- 
melle Gestaltung  der  römischen  Adoptio  verwaclisen  ist  Es  ist  nur  der 
Grundgedanke  einer  Begründung  der  Vater-  und  der  Kindschaft  durch 
Wahl  aus  dem  römischen  Rechte  in  die  neuere  Rechtsbildung  aufgenom- 
fnen,  darm  aber  dem  deutschen  Familien-  und  Erbrecht  gemdsz  umge- 
bildet worden. 

2.  Die  deutsche  Annahme  an  Kindesstatt  weisz  vorher  nichts  von 
dem  römischen  Gegensatz  der  arrogatio  und  adoptio  im  engern  Sinn. 
Eher  noch  unterscheidet  sie  zwischen  Kindern,  die  noch  minderjährig 
und  solchen  die  volljährig  sind  (3.),  und  nimmt  wohl  Rücksicht  darauf, 
ob  der  natürliche  Vater  der  Rinder  noch  lebe  oder  nicht,  indem  im  ersten 
Falle  dessen  Zustimmung  gewöhnlich  erfordert  wird,  die  indessen  durch 
die  Obervormundschaft  im  Nothfall  ergänzt  werden  kann.  Ferner  kann 
nicht  blos  der  Vater^  sondern  ebenso  die  Mutter  ein  Wahlkind  annehmen  (4.), 
so  dasz  das  elterliche  Verhältnisz  nach  beiden  Seiten  hin  in  solcher  Weise 
begründet  wird. 

3.  üeber  die  Erfordernisse  im  Einzelnen  gehen  die  verschiedenen 
Landesrechte  und  die  Uebung  auseinander.  Einzehie  erhebliche  Gesichts- 
punkte sind: 

a)  höheres  Alter  des    Wahlvaters   oder    der  Wahlmutter,    gewöhnlich 
50  Jahre;  (5.  6.) 

1.  Ein  anderes  Symbol  aus  späterer  Zeit  Ouiberi.  Gest.  Dei  3.  13.  —  adopüoDis 
•aiem  Ulis  pro  gentis  consoetudioe  dicitur  faisse  modus  ^  intra  lineam  interulam. 
quam  dos  vocamus  camisiam,  Duduro  eoro  faciens  sibi  adstrinxit  et  haec  omoia  osculo 
lilMilo  firmavit»  idem  et  mulier  fecit. 

2.  Preibnrg,  Stadtr.  v.  1520.  Rl.  78.  b.  (Die  adoptio)  io  unser  Statt  biszhSr 
nit  Tiel  gebnicht  ist. 

3.  Oeiterr,  Ges.  g.  187.  Die  Annahme  an  Kindesstatt  kann,  wenn  das  Kind 
miDderjährig  ist,  nur  mit  Einwilligung  des  ehelichen  Täters  oder  in  dessen  Ermang- 
lang  mit  Einwilligung  der  Matter ,  des  Vormundes  und  des  Gerichtes  zu  Stande 
kommen. 

4.  Freust.  Landr.  112.  §.674.  Auch  Personen  weiblichen  Geschlechts  können  an 
Kiodesstatt  annehmen. 

5.  Code  civ.  g.  343.  L*adoption,  n'est  permise  qu'aux  personnes  de  Tun  ou  de 
Tautre  sexe  Ag6es  de  plus  de  cinquante  ans  qui  n*auront  ä  T^poque  de  Tadoption  ni 
enfans,  ni  descendans  legitimes  et  qui  aurmt  au  moins  quinze  ans  de  plus  qne  les 
indlYidus  qu'elles  se  proposent  d*adopter. 

6.  SUdtr.  V.  Preyburg  v.  1520.  III  7.  Welcher  in  unser  Statt  jung  lut  an 
kindsstatt  annemen  wil,  der  soll  zum  minsten  25  jar  alt  sin.  Er  sol  auch  solich 
•HDemoiig  vor  unserm  Rat  and  mit  unser  verwilligung  than. 
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b)  ein  geringeres  Alter  des  Wahlkindts  (am  18  Jahre  nach  röuuschem 
and  österreichischem,  um  15  nach  französischem,  ohne  nähere 
Bestimmung  nach  preaszischem  Recht);  v 

c)  der  Mangel  ehelicher  Nachkommenschaft  aaf  Seite  der  Wahldtem  io 
dem  Zeitpunkte  der  Adoption; 

d)  in  der  Regel  Zustimmung  des  andern  —  obwohl  nicht  mit  adoptireo- 
den  Ehegatten; 

e)  persönliche  Pflege  während  längerer  Zeit  vorher  oder  andere  die 
Entstehung  eines  so  engen  Familienverbandes  rechtfertigende  periM- 
liche  Gründe:  (7.  8.)  ein  Erfordernisz,  welches  am  ehesten  gegeo 
Jdiszbrauch  des  Instituts  schtitzt,  aber  in  der  deutschen  Gesetzgebomg 
noch  zu  wenig  beachtet  worden. 

4.  Zur  form  der  Kindesannahme  gehört  nun  immer  die  obrigkeütkk 
(sei  es  die  landesherrliche  oder  die  obervormundschaftliche  oder  gerichtlichei 
Genehmigung,  welcher  regelmäszig  die  Prüfung  des  Falls  vorausgeht  (6.9., 
Es  genügt  nicht  mehr,  wie  bei  der  römischen  adoptio^  ein  bloszer  Privatad 
der  Betheiligten. 

5.  Die  Wirkungen  derselben  sind  wieder  in  wesentlichen  BeziehoDgen 
anders  zu  bestimmen,  als  nach  dem  römischen  Rechte.  Von  der  BegrOo- 
dung  einer  patria  potestas  im  Sinn  der  Römer  kann  keine  Rede  mehr 
sein,  eben  so  wenig  von  einer  Universalsuccession  des  Wahlvaters  in  das 
Vermögen  des  Adoptivkindes,  wie  bei  der  alten  arrogatio.  Die  Hauptwir- 
kungen sind  vielmehr  folgende: 

a)  Das  Wahlkind  erhält  den  Geschlechtsnamen  der  Wahleltern,  nnt 
welchem  jedoch  gewöhnlich  der  angebortne  Geschlechtsname  verboDÖeo 
wird. 

b)  Die  natürlichen  Erbbeziehungen  des  Wahlkindes  mit  seinen  Bktts- 
verwandten  und  ebenso  die  wechselseitige  Unterstützungspflicht  blethen 
unverletzt  (10.) 

c)  Das  Wahlkind  tritt  in  die  väterliche  Vormundschaft  des  Wahheten 
wie  ein  eheliches  Kind  desselben  ein  und  wird  auch  der  Wahlmutter 


7.  Cod0  cw.  g.  345.  La  facalt^  d'adopter  ne  poarra  <lre  exerc^  qa*efiTers 
rindlvida  k  qui  l'oo  aura  dans  sa  minorit^  et  pendaot  six  ans  au  moios  roumi  des 
secoars  «l  donn^  des  soios  oon  interrompus,  ou  envers  celui  qui  aarait  saor^  U  fie 
k  radoplaot  soit  dans  ud  combat,  soit  en  le  retirant  des  flammes  ou  des  flots. 

8.  Zürcher  G.  £•  ^38.  Ist  das  (Kind)  volljibrig,  so  ist  erforderlich,  dasx  er- 
hebliche Grunde  för  eis  derartiges  FamilieoTerbältoisx  sprechen  und  xogleich  die 
betrelTenden  Personen  während  wenigstens  drei  Jahren  entweder  in  gemeinschaftlicher 
UaoshalUing  gelebt  oder  der  eine  Theil  dem  andern  während  dieser  Zeit  besoodere 
Pflege  and  Aufmerksamkeit  gewidmet  habe. 

9.  Oeeterr,  G.  g.  181.  Die  mit  der  erforderlichen  Einwifligang  versehene  Aa- 
nabme  an  KindessUtt  ist  der  Landesstelle  zur  BesUtigung  und  dem  Gerichtsstaode 
der  Wahleltem  und  des  Wahlkindes  lur  Eintragung  in  die  Gerichts-Acten  rorialeget. 

10.  FreuMz,  Landr.  II.  2.  §•  "^H-  Dagegen  rerbleibt  das  angenommene  Kind  di 
BlitgUed  der  Familie,  in  welcher  es  geboren  worden. 
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gegenüber  dnem  IdbHchen  Kinde  gleich  geachtet  (11.)    Im  Verhält- 
nisz  zu  denj  nicht  adoptirenden  Ehegatten  aber  findet  die  Analogie  des 
Stiefvaters  und  der  Stiefmutter  Anwendung. 
d)  Es  erwirbt  das  Erbrecht  eines  ehelichen  Kindes  in  die  Verlassenschaft 
der  Wahleltern,  aber  mit  den  Obrigen  Blutsverwandten  dieser  (auszer 
den   später   geborenen    ehelichen   Nachkommen  derselben)   entsteht 
weder  Erbnexus  noch  Familienverbindung.  (11.  12.) 
Durch  den  Adoptionsact  oder  besonderen  Familien-  oder  Erbvertrag 
können  indessen  abweichende  Bestimmungen  im  einzelnen   Falle  getroffen 
werden,  insofern  dadurch  nicht  das  Wesen  des  Institutes,  noch  erworbene 
Rechte  verletzt  werden.  (13.) 

6.  Auch  die  Aufhebung  des  Adoptivverhältnisses  bedarf,  wie  die  Ein- 
gehung, der  Prüfung  und  Genehmigung  der  Obrigkeit,  sei  es  dasz  der  Wahl- 
vater und  das  Wahlkind  sie  begehren,  oder  sei  es,  dasz  nur  der  eine 
Theil  aus  erheblichen  Ursachen  sie  verlangt. 

§.219. 
D.  Einkindscbaft. 
1.  Das  Institut  der  Einkindschaft  koihmt  nur  sporadisch  in  einzelnen 
Orten,  vorzüglich  in  Franken,  Schwaben,  hier  auch  unter  dem  Namen 
Morgengabskinder  (Freyburger  Stadtr.),  und  am  Rheine  und  am  häufigsten 
in  dem  Büi^rstande  vor.  Es  beruht  aber  auf  dem  natürlichen  Gedanken, 
dasz  Ehegatten,  welche  mit  Kindern  aus  erster  Ehe  in  eine  zweite  Ehe 
treten,  diese  auch  dem  Stiefvater  oder  der  Stiefmutter  zu  voller  Familien- 
gemeinschaft zubringen,  als  wären  sie  auch  deren  natürliche  Kinder.  Es 
ist  dann  nur  eine  consequente  Durchführung  dieses  Gedankens,  wenn  die 
Vorkinder  auch  den  in  zweiter  Ehe  erzengten  Rindern  gleich  gestellt  wer- 
den. Es  wird  dadurch  zugleich  einer  Theilung  des  hergebrachten  Vermö- 
gens mit  den  Kindern  aus  erster  Ehe  vorgebeugt  und  die  Verbindung  oder 
Gemeinschaft  der  Güter,  wie  sie  bis  dahin  bestanden,  auch  in  Zweiter 
Ehe,  nur  in  erweitertem  Masze  fortgesetzt     Auf  die  Ausbildung  des  Insti- 


11. Oest9rr.  G.  g.  183.  Zwischen  den  Wahlfiltern  and  dem  Wablklnde  und 
deseen  Nachkommen  findcD,  insoweit  das  Gesetz  keine  Ausnahme  macht ,  gleiche 
Rechte  wie  zwischen  des  ehelichen  Aeltern  and  Kindern  sutt  Der  Wahlvater  über- 
Dinuni  die  vSterliche  Gewall.  Auf  die  übrigen  Mitglieder  der  Familie  der  Wahlältem 
hat  das  Verh&ltaisz  zwischen  den  Wahlältem  und  dem  Wahlkinde  keinen  Einflusz ; 
dagegen  yerliert  das  Wahlkind  auch  die  Rechte  seiner  eigenen  Familie  nicht. 

12.  Code  ciü,  g.  350.  L'adopt^  n*acqaenra  aucun  droit  de  successibilit^  sur  les 
biens  des  parens  de  Tadoptant,  mais  il  aura  sur  la  succession  de  Tadoptant  les  ro^mes 
droits  que  ceui  qu'y  aorait  Tenfant  d^  en  mariage,  mdme  qaand  il  aorait  d'autres 
eoCins  de  cette  derni^re  qualit^  nte  depnis  Tadoption. 

13.  Frmn,  Landr.  II.  2.  g.  705.  SoHen  die  geseUlichen  Bestimmungen  in  An- 
sehung des  Termögens  durch  den  Vertrag  geändert  werden,  und  ist  das  anzuneh- 
mende Kind  noch  minderjährig,  so  musz  das  yormundschaftliche  Gericht  dergleichen 
Aenderungen  besonders  prüfen. 
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tutes  hat  denn  die  Bekanntschaft  mit  der  römischen  Ädoptio  spSter  ooen 
unverkennbaren  Einflusz  geflbt,  ungeachtet  die  Einkindschaft  einen  «gen- 
thOmlichen,  von  der  Adoption  verschiedenen  Charakter  ond  einen  eoger 
begränzten  Kreis  der  Anwendbarkeit  hat*). 

2.  Die  Einkindschaft  entsteht  aus  einem  Vertrag  der  in  die  zweite 
Ehe  eintretenden  Eltern  unter  sich  und  mit  den  Kindern  aus  erster  Ehe. 
beziehungsweise  mit  ihren  Vormündern,  einem  Vertrag,  welcher  eine 
famüien-  und  erbrechtliche  Natur  hat,  indem  er  ein  neues  Familienverhik- 
nisz,  das  der  Kindschaft  der  Vorkinder  gegenüber  den  Stiefeltern,  und  zn- 
gleich  als  Folge  davon  ein  erbrechtliches  Verhältnisz  begründet  (1.  i) 
Um  seiner  tief  in  die  natürlichen  Familienverhältnisse  eingreifenden  Wir- 
kung willen  bedarf  derselbe  aber  immer  der  obrigkeitlichen  (gerichtlicbca 
oder  obervormundschaftlichen)  Genehmigung,  nach  vorheriger  Prüfung  (kr 
Umstände  und  Berathung  mit  der  Familie.  (3.  4.) 

3.  Die  nähere  Bestimmung  der  Wirkungen  der  Einkindscbaft  ist 
zunächst  von  dem  VertragsmUen  der  Betheiligten  abhängig;  nur  versteht 
es  sich,  dasz  dieser  die  natürliche  Bestimmung  und  die  gesetzlichen  Schnih 
ken  des  Institutes  beachten  musz.  Verfügt  aber  der  Vertrag  nicht  näheres, 
und  sind  den  besonderen  Gesetzen   oder  der  Landesübung  über  den  T0^ 


1.  Dipl.  a.  1296.  ^aden  I.  89».)  Nos  Heinricas  de  H.  Mües  et  A.  relieta  < 
dam  S.  militis  de  H.  conjages  tenore  preseDtimii  recognoscimus  ^  —  quod  comni- 
Dicata  manu,    ananimi  consensu  et  libera  voluntate  omnia  bona  nostra  mobiUa  (t 

immobilia, liberis  oostris,  quos  ipso  tempore  coDtractus  matrimonii  babaimos, 

videlicet  mei  H.  qaatuor  liberis  et  mei  A.  tribas  pueris  tradiroas ,  donainiis  et 
assigDamus,  ui  ipsa  bona  omnia  et  singala  post  mortem  nostram  eqaaliter  dividot 
et  possideant  tamqaam  veri  fratres  et  sorores  et  legitiml  eoheredes;  nisi  tlios  paens 
Deo  volente  procreaverirnns. 

2.  Ooflar  Recbtserk.  bei  Brnnt  Beitr.  S.  193.  Nr.  29.  Wan  eyn  der  dden 
starft,  und  de  ander  sek  voranderweidet,  so  schal  he  deilen  mit  den  kinderen ,  et  ei 
sy,  dat  se  mit  willen  af  beident  siden  in  samden  gode  Sitten  willen  und  dat  mofei 
se  don,  de  wile  se  wütet  af  beident  siden. 

3.  Preusi.  Landr.  II.  2.  S-  721,  Die  Einkindscbaft  kann*  nar  durch  einen  ge- 
richtlich vollzogenen  und  bestätigten  Vertrag  errichtet  werden. 

4.  Lippe*9c^  Yerordnang  über  Göterg.  r.  1786.  §•  26.  (Zar)  Erriditang  eiaer 
Einkindscbaft  —  ist  erforderlicb,  dasz  alle  di^enigen»  die  dabei  interessirl  sind»  darü 
consentiren ;  -^  ein  getreues  Yerzelchniss  aller  Güter ,  die  beiderseitige  Eheleate  ii 
die  neue  Ehe,  bringen,  aufgenommen  werde;  *—  dasz  die  competente  Obrigkeit  dm 
consentire;  —  dasz  aach  die  nächsten  Blutsverwandten  der  zu  vereinigenden  Uodcr 
von  Seite  ihrer  abgestorbenen  filtern zu  Rathe  gezogen  werden. 


*)  Eine  elgentbOmliehe  Modification  der  ElDklndtchaft  kennt  das  Freyburger  Stadtrceht  tw 
ISaO  (III.  i.)  unter  dem  Namen  der  Mmrgmfohskimdm:  Im  Beisein  der  Freunde  and  oacfc  4« 
Ratbs  Erkeootnisx  vird  ein  Kind  von  dem  natOrlicken  Valer  oder  der  Matter  dem  uOen 
Ehegatten  zugebracht  und  von  diesem  angenommen.  Hat  das  Kind  eigen  Gut»  io  wird  das- 
selbe aurgescbrieben  und  bleibt  ihm  zu  Eigenthum  gesickert,  wird  aber  rar  VenraJlong  oid 
Nutzung  inzwischen  in  die  flausbaltung  eingebracht.  Das  liorgengabsklnd  hat  gleiches  Erbncfcl 
mit  den  Kindern  zweiter  Ehe  auch  in  der  Verlassenschaft  des  morgengablichen  Yatert  oder  dtf 
Uutter. 
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ausgesetzten  Sinn  der  Einkindschaft  ebenfalls  keine  festen  Bestimniangen 
zu  entnehmen,  so  kommen  folgende  auf  die  Natnr  des  Institutes  und  den 
regelmäszigen  Gebrauch  gestützte  principielle  Wirkungen  in  Betracht: 

a)  die  Haoptwirkung  ist  die,  dasz  die  Vorkinder  auch  gegenüber  dem 
Stiefvater  oder  der  Stiefmutter  in  das  Famllienverhältnisz  leiblicher 
Kinder  eintreten.  (5.)  Die  erstem  gewinnen  elterliche  Rechte,  der 
Stiefvater  auch  die  väterliche  Vormundschaft  im  Sinne  des  deutschen 
Rechts  —  ausnahmsweise  hindern  einzelne  Statuten  den  Uebergang 
der  Vormundschaft  auf  ihn  — ;  zugleich  aber  werden  sie  auch  den 
elterlichen  Pflichten  für  Erziehung,  Unterhalt,  Ausstattung  u.  s.  f. 
unterworfen. 

b)  Die  zuMimmengehrachten  Rinder  erwerben  weder  unter  sich,  noch 
mit  den  übrigen  Blutsverwandten  der  Stiefeltern  die  Rechte  der  Ver- 
wandtschaft noch  der  Erbverbindung.  (6.) 

c)  Das  Vermögen  der  Vorkinder  wird  —  abgesehen  von  besonderen 
Vorbehalten — von  dem  Stiefvater  während  der  Fortsetzung  der  gemein- 
samen Haushaltung  in  derselben  Weise  verwaltet  und  benutzt  wie  das 
Vermögen  seiner  natürlichen  Kinder  (7.),  und  das  System  der  Güter- 
verbindung oder  der  Gütergemeinschaft  darauf  ausgedehnt,  wie  es 
sonst  besteht  (8.)  Mit  Bezug  auf  die  Veräuszerungsbefugnisz  des 
Vaters  finden  sich  aber  hier  eher  Beschränkungen,  als  wenn  es  sich 
um  das  Vermögen  leiblicher  Kinder  handelt  (6.  9.) 


5.  Landsg.  Ordn.  des  Herzogth.  Franken.  Tit.  118.  §.  2.  (Der)  gemachte  Vater 
oder  Mutter  (bekommt)  diese  Kinder  gleich  ihren  rechten  und  nttüritehen  Kindern 
in  Gewalt,  Zucht  und  Gehorsam. 

a.  Mainzer  Landr.  Tit  2.  g.  18.  Soll  auch  der  Vatter  und  Mutter  diese  unirte 
Kinder  nebst  ihren  rechten  Yollbürtigen  Geschwistern  erben;  die  stieft  oder  verein- 
kindscharten  Geschwister  aber  erbe«  einander  nicht. 

7.  Lippe^eehe  Yerordn.  g.  28.  (Die)  Verwaltung  siebet  ihm  selbst  dber  das  Prih- 
eipuun  uod  sonstige  priTatire  Vermögen  der  angenommenen  Kinder,  jedoch  unter 
Aufsicht  der  —  Vormundschaft  zu,  und  yerblelbet  ihm  und  der  Mutter  auch  von 
beiden  die  Natiniesznng  bis  tu  Jener  Ckos^ührigkeit,  Verhelrathung  oder  Anstellung 
eigener  Oekonomie.  Der  Voraus  bildet  ein  Sondergut  des  Kindes,  kann  im  Concors 
der  Eltern  fon  deren  Vermögen  getrennt  und,  unerachtet  der  Nutznieszung  und  Ver- 
waltung der  Eltern,  schon  bei  Lebzeiten  dieser  von  dem  groszjährigen  Kinde  geltend 
gemacht  werden,  sofern  er  in  Forderungen  gegen  Dritte  besteht;  vgl.  ein  Erk.  d. 
O.-A.-G.  zu  Dmnmtadi  In  Seuff.  Arch.  XV  29. 

8.  Erk.  des  O.  A.  G.  Läbeek  {SeufferU  Arch.  IV  134).  Die  allgemeinen  ans 
der  Natur  und  dem  Zwecke  des  Institutes  der  Einkindsehaft  flieszenden  Grundsütze 
bringen  es  mit  sich,  dasz  das  bisherige  Sammtgut  der  Eheleute  unabgelhellt  bei  dem 
Ehegatten  der  zweiten  Ehe  bleibe  und  die  Kinder  hinsichtlich  des  ehelichen  Ver- 
mögens in  dasselbe  Verhiltnisi  gesetzt  werden,  als  wenn  sie  leibliche  Kinder  aus  der 
zweiten  Ehe  wSren. 

9.  Sponheim.  Landr.  v.  1IW8  [Hraui,  g.  220.  8.)  Von  Einklndsch.  105.  g.  1. 
—  das  die  Kinder  voriger  Ehe  mit  denen,  so  in  nachvolgender  Ehe  gezielet  werden, 
in  erblicher  gerechtigkeii  gleiche  Kinder  sein  sollen,  als  weren  sie  alle  von  Ir  beiden 
leiben  geboren. 
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d)  Vorzüglich  wichtig  aber  ist  das  ErbverhäUnisx^  in  welches  die  Vor- 
kiiider  zn  den  Stiefeltern   eintreten    gleich  deren  ehelichen  Kindern, 
Es  ist  diese  Wirkung  so  bedeutend,  dasz   sie  oft  last  aüsschlieszlidi 
Beachtung  gefunden    hat     Das  Stiefkind   wird  Erbe  des  Siiefvateri 
oder  der  Stiefmutter  wie  wenn  es  deren  leibliches  Kind  wäre,  also 
mit  einem  Anspruch  auf  einen  Pflichttheil  (9  a.)  und  auch  mit  Bezog 
auf  das  nach  Auflösung  der  Ehe  erworbene  Vermögen  derselben.  (10.) 
Das  Recht  der  Eltern  zu   testiren  wird  aber  auch  nicht  mehr  be- 
schrankt, als  um  der  leiblichen  Rinder  wUlen:  und  insofern  unter- 
scheidet sich  das  Recht  des  Stiefkindes  von  dem  eines  gewöhnlicba 
Vertragserben.    Modificirt  wird  dieses  Erbrecht  zuweilen  durch  Ter- 
tragsmSszige  Vorbehalte,   theils   den  sogenannten  VorcMS,  d.  h.  die 
Zusicherung  eines  Theils  des  von  dem  verstorbenen  Eltemtheil  aos 
erster  Ehe  herkommenden  Vermögens,  der  dem  Stiefkind  zum  voraos 
anfallen  soll  (7.),  theils  durch  den  sogenannten  Reservat  des  Stief- 
vaters oder  der  Stiefmutter,  der  ebenso  einen  Theil  seines  Vermögens 
zum  Vortheil  seiner  natQrlichen  Kinder  oder  Erben  ausnimmt  *)  Im 
übrigen  theilen  sie  mit  den  aus  der  zweiten  Ehe  geborenen  Kindern 
die  elterliche  Erbschaft,  wie  wenn  auch  sie  leib'iche  Kinder  virau 
und  schlieszen  in  Ermanglung  solcher   Kinder  die  Seitenverwandten 
aus.  (11.)  Einzelne  Landesrechte  (z.  B.  das  Württembergische  IIL  9. 
§.  8.)  heben  indessen,  wenn  in  zweiter  Ehe  keine  Kinder  geboren 
werden,  die  Einkindschaft  auf. 

e)  Das  entgegengesetzte  Erbrecht  der  StiefeUem  in  die  Verlassenschift 
der  Stiefkinder  ist  zweifelhaft.  FOr  die  Bejahung  der  Frage,  beson- 
ders da  wo  die  allgemeine  Gütergemeinschaft  gilt,  scheinen  mir  die 
gewichtigeren  Gründe  zu  sprechen  (Ha.) 

9a.  Erk.  d.  Obertrib.  xn  ßertin  in  Senff.  Arcb.  XV.  230.  Die  Te^KreibcU 
des  Parens  Ist  gegenüber  dem  SUenElnd  wie  gegenüber  den  eigenen  Kindern  aber 
nicht  weüer  bescbrSnkt,  d.  h.  es  musz  ihnen  der  PfllchUheil  hinterlassen  werdet, 
falls  nicht  die  Dispositionen  des  Vertrages  noch  ein  Weiteres  erfordern. 

10.  Erk.  des  Ob.  Trib.  Berlin  {SeufferU  Arch.  II  82).  Nach  gemeinem  deat- 
sehen  wie  nach  preusziscfaem  Recht  erstreckt  sich  das  durch  Elnkindschaft  hegrondete 
Erbrecht  der  Stiefkinder  auch  auf  dasjenige  Vermdgen,  welches  der  Stiefrateroderdk 
Stiefmutter  erst  nach  dem  Tode  des  leiblichen  Parens  der  Stiefkinder  erworben  Int 
»  SelbstYerstindlich  erstreckt  sich  der  Erbanspmch  auf  die  eheliche  firrangensdialt 
und.  da  diese  immer  ungewisz  ist,  finden  die  GrundsXtie  des  römischen  Rechts  älw 
enorme  Verletzung  auf  die  Binkindschaft  keine  Anwendung;  Tgl.  ein  Erk.  des 
O.  A.  G.  zn  Jenm  in  SeufferU  Archiv  Xill  N.  148. 

11.  Upp.  Verordn.  $.  28.  7.  Die  Einkindscbaft  (wird)  nicht  aufgehoben,  weil 
gleich  aus  der  neuen  Ehe  keine  Einder  entstehen.    (Vgl    SeufferU  Arcb.  VII  188.) 

11  a.  Preuei.  iAindreeht  Tb.  II.  T.  2.  g.  720.  Die  Absicht  der  Einkindsciuft 
ist,  dasz  zwischen  den  Stiefeltern  und  Stieniindern  die  persdnlichen  Rechte  und 
Pflichten  wie  zwischen  leiblichen  Eltern  und  Kindern,  ingleichen  weeheeUeUigeS^C' 
cessionsrechte,  hervorgebracht  werden  sollen. 

•)  Für  die  eotgegeogesetzle  Ansicht  eines  Vertragserbrechts  vgl.  Se^itru  Arch.  XIU,  108. 
QDd  Gtriet,  Privair.  %.  262. 
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Die  Einkindschaft  hört  auf: 

a)  durch  den  Tod  der  StiefeUem  oder  der  Stießindery  nicht  aber  durch 
den  Tod  der  natürlichen  Eltern  noch  durch  den  Tod  der  Kinder  aus 
zweiter  Ehe; 

b)  durch  einen  das  Verhältnisz  auflösenden  Famäienvertrag,  der  wieder 
der  obrigkeitlichen  Genehmigung  bedarf; 

c)  durch  die  Scheidung  der  zweiten  Ehe; 

d)  in  Folge  eines  befindeten  Restüutionsgesuchs  der  Kinder. 

4.  Das  ganze  Institut  ist  in  manchen  Landesrechten  ausdrticklich 
verboten  (12.  13.),  und  scheint  auch  wo  es  hergebracht  ist,  in  Abnahme 
zu  gerathen.  Wenn  dasselbe  auch  durch  natürliche  Motive  unterstützt  wird, 
so  leidet  es  doch  auf  der  andern  Seite  theils  an  der  künstlichen  Mischung 
and  Verwicklung  verschiedenartiger  natürlicher  Interessen  und  Stimmungen, 
die  leicht  im  Leben  trotz  der  vollzogenen  Einigung  in  schroffen  Gegen- 
sätzen aus  einander  treiben,  theils  auch  an  der  Unsicherheit  des  Rechtes 
selbst,  die  sogar  bei  einer  umfassenden  Gesetzgebung  schwer  zu  vermeiden 
ist,  weil  dem  Vertragswillen  doch  ein  gewisser  Spielraum  gelassen  werden 
musz.  Soweit  das  Bedürfhisz  die  gemeinsame  Wirthschaft  fordert,  oder 
einen  engeren  PietAtsverband  der  Stiefeltern  und  der  Stiefkinder  wünsch- 
bar macht,  Uszt  sich  doch  auch  ohne  Einkindschaft  durch  Debertragung 
der  Vormundschaftsrechte  oder  Erbvertrag  oder  Kindesannahme  sorgen. 
Ist  dieselbe  daher  in  einem  Lande  nicht  üblich ,  so  kann  sie  anch  nicht 
durch  einen  bloszen  Privatwillen  eingeführt  werden. 

*  Ringehnaim,  über  die  histor.  Natur  und  rechtliche  AusbilduDg  der  Ein- 
kindschafl.  Würzb.  1826;  —  Gerher,  de  unione  proliom  observationis.  Jena 
1844;  —  ScMttinger^  Einkindsch.  nach  Bamberger  Recht  1857;  —  vgl.  Weiter^ 
8.  oben  §.  151  S.;  —  Striethorst,  Arch.  VI  S.  10;  —  Beseler,  Erbverträge  II. 
§.  150;  —  MiUermaier,   Privatr.  §•  368  ff. 

§.220. 

m.    Elterliche  Rechte. 
A.    Rechte  beider  Eltern. 
1.    Wahrend  das  römische  Recht  alle  elterlichen  Rechte  in  der  ab- 
soluten  Faroiliengewalt  des  Vaters  zusammenfaszt,  beachtet  das  deutsche 
Recht  voraus  das  natürliche  Recht  und  die  Pflicht  beider  EUem  zur  Sorge 
und  Erziehung  der  noch  unreifen  Rinder.  (1.)    Die  Mutter   nimmt  daran 


12.  Bayr.  Landr.  I.  5.  S«  13.  Gleichwie  (die  Einkindschaft)  in  hiesigen  Landen 
bJshero  ganz  iint>ekannt  —  gewesen,  also  anch  in  Zukunft  um  Vermeidung  deren 
kieraus  besorglieher  Streitigkeiten  nicht  eingeführt  werden  soll. 

13.  Oetierr.  G.  g.  1259.    Die  Einkindschaft  —   hat  keine  rechtliche  Wirkung. 
i.    Bayruche*  Landr.  L  4   g.  3.    Die  Eltern  sollen  ihre  Kinder  christlich  nod 

ehrlich  inni  Dienst  Gottes  und  des  geroeinen  Wesens  erziehen,  mögen  sie  auch  hier^ 
unter  nöthlgen  Zwangs  und  allenfallsiger  Züchtigung  mit  Vernunft  und  Miszigkeit 
gegen  sie  gebrauchen.  —  Dahingegen  sind  die  Rinder  »  ihren  Eltern  nicht  nur  zu 
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in  Gemeinschaft  mit  dem  Vater  Theil,  wid  in  den  ersten  Ld)ensjahren  des 
Kindes  und  auch  später  noch    im  Verhältnisz    zu    den  Töchtern  ist  die 
mütterliche  Pflege  und  Sorge  sogar  die  überwiegende.    Aber  die  henor- 
ragende  Steliang  des  Ehemannes  als  des  Hauptes  der  Familie  offeokii 
sich  wieder  darin,  dasz  im  Widerstreit  der  Eltern  über  die  Erdehuog  der 
Kinder,  z.  B.  über  die  Berufsbildung  derselben,  der  Wille  des  Yalen  ent- 
scheidet   Es  gilt  das  zunächst  auch  von  der  religiösen  und   confeuiondin 
Erziehung  der  Kinder.    Wo   aber  die  Ehe   selbst    eine    confessiondl  ge 
mischte  ist,  erheben  sich  eigenthümliche  Bedenken,  theils  weil  in  rdigiOs« 
Dingen  das  Gemüthsleben  bestimmend  waltet,    und  daher  dem  Herzender 
Mutter  ein  erhöhter  Einflusz  gebührt,   theils   weil  in  dem  Dasein  der  g^ 
mischten  Ehe  selbst  die  zwei  Confessionen  neben  einander  zu  Anerkeimi» 
gelangt  sind,  und  daher  in  der  Erziehung  der  Kinder  nicht  sc}iick1ich  ale^ 
von  dem  Entscheide  des  einen  Theiles  abhängig  gemacht  wird.    Ceberdn 
stehen  sich  hier  die  beiden  Kirchen,  die  beide  mit  gleichem  Grunde  wQnscho 
müssen,  dasz  alle  Kinder  je  in  ihrer  Confession  erzogen  werden,  theils  einander, 
theils  dem  Staate  entgegen,  welcher  die  Pflicht  hat,  zugleich  für  das  friedlidie 
Nebeneinanderstehen  der  Kirchen  und  für  die  individuelle  Bekenntniszfm- 
heit  zu  sorgen.    Dieser  letztern  widerstreitet  denn  der  Gedanke,  dasz  dnnh 
einen  bindenden  Vertrag  oder  durch    bindendes   Versprechen   der  VerJobtes 
oder  der  Ehegatten  die  confessionelle  Erziehung    der  Kinder    für  die  Zo- 
kunft  festgesetzt  werde  (2 — 5.) :  denn  wenn  sich  später  die  religiöse Debfi- 

gebührenden  Gehorsam,  Ehrfurcht  und  Dankbarkelt,  sondern  aacb  so  lang  stein 
Unterhalt  von  ihnen  genieszsn,  inr  gewöhnlich  und  anständiger  DiensUeistinig  rv- 
bunden,  ohne  dasx  sie  derwegen  eine  besondere  Belohnung  tu  fordern  bitten.  ' 
Der  Gebrauch,  nach  welchem  die  Kinder  ihre  Eltern  ohne  vorgÄngige  Erlaobais 
nicht  für  Gericht  laden  dürfen,  ist  zwar  wohl  den  Römischen,  nicht  aber  den  Test- 
sehen  Rechten  gemäss. 

2.  Freuti.  Landr.  II.  2  g.  76.  Sind  die  Aeltem  Yerschiedenen  Glaobe»«' 
bekenntnissen  zugethan,  so  müssen  bis  nach  zurückgelegtem  I4ten  Jahre  die  Sibv 
in  der  Religion  des  Vaters,  die  Töchter  aber  in  den)  Glaubensbekenntnisse  der  Matifr 
unterrichtet  werden  S*  *^^  '^^  Abweichungen  von  diesen  geseizlirben  Yorscbriftn 
kann  keines  der  Aeltem  das  Andere  auch  nicht  durch  Verträge  terpflicbten.  %  1& 
So  lange  jedoch  die  Aeltern  über  den  ihren  Kindern  zu  ertheilenden  ReligioBsaniff' 
rieht  einig  sind ,  hat  kein  Dritter  ein  Recht  ihnen  darin  zu  widersprechen.  (V;' 
dagegen  die  K.  Preusz.  Declar.  y.  21.  Nov.  1803:  Eheliche  Rinder  sind  Jedesmal» 
der  Religion  des  Vaters  zu  unterrichten.) 

3.  Bayr,  Relig.  Ed.  v.  1818.  %.  12.  Wenn  in  einem  gültigen  Ehevertrage  m- 
sehen  Aeltern,  die  verschiedenen  Glaubensbekenntnissen  zugethan  sind,  besUntf 
worden  ist,  in  welcher  Religion  die  Kinder  erzogen  werden  sollen,  so  bat  es  \k¥S^ 
sein  Rewenden.  §.  14.  Sind  keine  —  Verträge  hierüber  errichtet  — ,  so  folgen  i^ 
Söhne  der  Religion  des  Vaters,  die  Töchter  werden  in  dem  Glaubensbekenntnis!  ^ 
Mutter  erzogen. 

4.  ffannov,  G.  v.  1826  g.  1.  Dem  Ehemanno  —  soll  die  uneingeschrinit' 
Defugnisz  verbleiben,  blosz  nach  eigener  Ueberzeugung  zu  bestimmen,  in  welrhf« 
Glaubensbekenntnisse  seine  ehelichen  Kinder  zu  erziehen  sind.  g.  2.  Jeder  VertraX' 
wodurch  der  —  Vater  auf  sein  obiges  freies  Recht  —  verliebten  würde,  soll  oictiii«. 
mithin  unverbindlich  sein. 
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zeogDng  der  Eftem  verändern  oder  der  momentan  verläugnete  Glanbe 
wieder  Macht  über  ihr  GemOth  gewinnen  sollte,  so  kann  die  frühere  Zu- 
sage doch  die  ßethdtignng  des  jetzigen  Glaubens  nicht  hindern.  Der  reli- 
giöse Glaube  ist  kein  Object  des  bürgerlichen  Vertrags  und  läszt  sich  durch 
die  Formen  des  Civilrechts  weder  fassen  noch  bewahren.  Aber  auch  das 
hat  Bedenken,  dasz  der  Staat  anstatt  der  Eltern  durch  Gesetz  die  Frage 
entscheide  (2 — 4.),  die  doch  zunächst  dem  individuellen  und  Familienleben 
angehört  Nur  wenn  die  Eltern  nicht  einig  sind  in  der  Bestimmung  dar- 
über, dann  erfordert  es  die  Rücksicht  auf  die  obigen  Gründe,  dasz  hier 
nicht  der  Vater  allein  den  Entscheid  habe  (4.  5.),  sondern  das  bürgerliche 
Recht  för  eine  angemessene  Theilung  zwischen  den  Eltern  sorge,  das  heiszt 
die  Sohne  der  Confession  des  Vaters,  die  Tochter  der  der  Mutter  zu- 
weise, (2.  3.) 

2.  Der  Glaube  aber  ist  so  individuell,  dasz  das  Kind  von  der  erreich- 
ten Mündigkeit  an,  wenn  es  auch  im  übrigen  noch  der  elterlichen  Erzie- 
hung unterworfen  bleibt,  doch  berechtigt  ist,  nach  eigener  Veberzeugung* 
sich  für  eine  Confession  zu  entscheiden. 

Ebenso  ist  auch  bei  der  Bestimmung  und  Erziehung  des  Kindes  für 
einen  Lehensberuf  dessen  individuelle  Fähigkeit  und  Neigung  zu  beachten. 
Gegen  eine  offenbar  verkehrte  Nöthigung  des  Vaters  darf  das  mündige 
Kind  wohl  auch  den  Schutz  der  Obervormundschaft  anrufen  (6.  7.)  und 
diese  das  Nöthige  anordnen,  aber  immer  mit  sorgfältiger  und  gewissenhafter 
Achtung  der  vaterlichen  Erziehungsrechte,  die  nur  wo  augenfälliger  Misz- 
branch  vorliegt,  beschrankt,  keineswegs  aber  durch  obervormundschafUiche 
Kfgiererei  verdrftngt  werden  dürfen. 

3.  Den  Eltern  steht  im  Interesse  der  Erziehung  ihrer  Kinder  auch 
das  Recht  zu,  die  erforderlichen  Zücktigungi-  und  Zii)ang$miit€l  anzuwenden. 


5.  Zürcher  G.  S*  ^9.  Stnd  Täter  und  Mutter  über  die  Erziehung  ihrer  Kinder 
oder  die  Bestfimming  lu  einem  Berufe  verschiedener  Meinung ,  so  gebührt  dem 
Yiter  dis  entscheidende  Wort.  g.  260.  Derselbe  Grundsatz  gilt  auch  für  die  reli- 
giöse Erziehung  der  Kinder  aus  confessionell  gemischten  Ehen.  VertrSge  der  Ehe- 
gatten ober  die  Erziehang  in  einer  bestimmten  Confession,  seien  sie  vor  oder  wShrend 
der  Ehe  abgeschlossen  worden,  haben  keine  bindende  Rechtskraft. 

6.  Frenn.  Landr.  If.  8.  g.  112.  Bei  —  fortdauernder  günzlicher  Abneigung 
des  Soliiies  gegen  die  Yon  dem  Vater  gewihlte  Lebensart  musz  das  Tormundschaft- 
liche  Gericht  mit  Zuziehung  eines  oder  zweier  —  nXchsten  Verwandten ,  und  der 
Lehrer  des  Sohns  die  beiderseitigen  Grunde  prüfen,  g.  113.  Das  Gericht  musz  solche 
Rinriehtangen  zu  treffen  bemüht  sein,  dasz  die  der  Neigung  und  Fihigkeit  des 
8ohneft,  sowie  dem  Stande  und  Vermögen  des  Vaters  gemäszesie  Lebensart  gewählt 
werde. 

7.  Zürcher  G.  g-  ^0*  Wenn  der  Vater  seine  väterliche  Pflicht  dauernd  nicht 
erfüllt  und  die  Unterhaltung  und  Eniehung  der  Kinder  gröblich  vernachlässigt,  so 
iianii  ihiii  durch  die  Obervormundschaft  die  vSterliche  Vormundschaft  entzogen  und 
die  Kinder  als  Minderjährige  unter  obrigkeitliche  Vormundschaft  genommen  werden. 

B I  u  n  t  n  c  b  I  i,  deattches  Privatrecbt.  3.  Aufl.  42 
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und  sie  können  nach  umständen  zu  diesem  Behnfe  die  BeihOUe  der  Polizei- 
gewalt begehren.  Dasz  hiebei  Masz  gehalten  werden  soll,  venteht  sidt, 
und  gegen  Miszbrauch  jener  Befügnisz  können  sowohl  die  Obervormond- 
scbaft  als  die  Gerichte  einschreiten.  Das  französische  Recht  gestattet  dem 
Vater  sogar  monatliche  Gefängniszstrafe  zn  verfügen.  Das  deutsche  Recht 
aber  verlangt  immer  gerichtliche  Benrthetlong,  wenn  öOentliche  Stnien 
verhängt  werden  sollen. 

4.  Werden  die  Eltern  geschieden,  so  ist  gleichzeitig  die  Frage  xo 
beantworten,  welchem  von  beiden  die  Kinder  znr  Erziehung  zn  OberlasseD 
seien.  Die  natürliche  Regel  ist  wohl  die,  dasz  dieselben  in  den  mtn 
Jahren  (4  oder  6)  der  Mutter^  später  dem  Vater  zukommen  (7  a.),sojedod 
dasz  der  Vater  auch  im  erstem  Falle  zu  den  Kosten  des  Unterhalts  beizutraga 
habe.  Diese  Regel  darf  aber  nicht  absolut  verstanden  werden.  Vielmek 
sind  gerade  hier  die  persönlichen  Eigenschaften  der  Eltern  wohl  zu  e^ 
wägen  und  wo  es  das  Interesse  der  Kinder  erheischt,  auch  eine  Abwä- 
chung  davon  zu  verfügen.  (7  b.)  Auch  ist  das  Recht  je  des  andern  Eltero- 
theils  anzuerkennen,  die  Kinder  von  Zeit  zu  Zeit  zu  sehen  und  u 
sprechen.  (8.  9.) 

§,221. 

B.    Rechte  des  Täters. 

1.  Nur  dem  Vater,  nicht  auch  der  Mutter,  gebührt  das  Recht  der 
Vormundschaft  Ober  die  Kinder  und  ihr  Vermögen.  Da  ist  es  denn  end- 
lich an  der  Zeit,   den  nie  in  das   deutsche  Familienleben   aufgenommenen 


7a.  Erk.  d.  O.  A.  G.  xu  Dresden  in  dessen  Annalen  I.  1860  8.  49.  Die  UeßUt 
hat  dem  Täter,  dem  xanächst  das  Recht  der  Erxiehang  seiner  eheliehen  Kinder  to- 
steht,  insofern  dieselben  nicht  wegen  ihres  zarten  Alters  noch  der  mütterlichen  Pflcfe 
bedürfen,  was  nach  einem  constanten  and  wohlbegrflndeten  Gerichtsgebranch  bis  na 
erfüllten  sechsten  Lebenijahre  angenommen  wird,  die  aas  der  geschiedenen  Ehe  her- 
vorgegangenen  Kinder  xo  überlassen. 

7  b.  Tgl.  ein  Erk.  In  d.  Zeitschr.  f.  Kunde  Zürcher  Rechtspflege  VUI  8.  M. 
Das  Rind  Ist  weder  dem  Vater  noch  der  Matter  zur  Erziehung  zu  überlassen,  aoa- 
dem  an  einem  dritten  Ort  unterzubringen,  wobei  dem  Vater  zwar  die  roromd- 
schaftlicben  Rechte  Yerbleiben,  aber  in  dem  Sinne,  dasz  in  dem  Falle  ungehdriffr 
Aasübung  derselben  die  Vormundschaftsbehörden  weitere  Yormondschaniiche  llaa- 
regeln  zum  Schatz  des  Kindes  anordnen  mögen. 

8.  Freuet,  Landr.  II.  2.  g.  101.  Sind  beide  Aeltem  oder  eins  derselben  voi 
der  Erziehung  der  Kinder  ausgeschlossen  :  so  soll  ihnen  doch  der  Zutritt  zo  des 
Kindern  nicht  gXnzlich  versagt  werden. 

9.  Erk.  des  O.  A.  G.  zu  Dresden  In  Seufferie  Arch.  VII  327.  Der  eheUck 
Vater  eines  Kindes  Ist  nach  Trennung  der  Ehe  ^  berechtigt,  die  Sorge  für  dicie 
Kinder,  die  Erziehung  derselben  —  selbst  zu  äbemehmen.  Die  Erxiehang  der  Kind« 
kann  allerdings  dem  ehelichen  Vater  von  der  competeoten  Rehörde  entweder  zeH- 
wellig  oder  für  immer  genommen  und  der  ehelichen  Matter  oder  auch  einer  dritln 
Person  übertragen  werden.  Vgl.  XIV  N.  43 ;  über  die  Wirkung  einer  Prifatüberein- 
kunft  der  Eltern  hierüber  s.  Erk.  d.  O.  A.  G.  zu  LüSeek  in  Römers  Samnl.  IT. 
S.  294. 
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und  von  imsereni  Volke  nie  Terstandenen  römischen  Begriff  des  pecuUum*) 
aas  der  Darslelhing  des  heatlgen  Privatrechts  völlig  aasznscbeiden ,  und  in 
die  römische  Rechtsgeschichte,  in  welcher  ihm  ab  einem  Entwicklnngs- 
momenl  in  der  Vergangenheit  noch  eine  Stelle  gebohrt,  zu  verweisen. 
Das  Kind  ist  nach  der  deutschen  Rechtsansicht  ein  individuelles  Vermögens« 
sobjeet,  wie  der  Vater,  aber  es  ist  diesem  untergeordnet,  weil  es  noch  ein 
Glied  seiner  Haushaltung  und  persönlich  noch  unreif  ist  Der  Vater  hat 
daher  voraus  das  Recht  der  Virwaltung  des  Vermögens  seiner  Kinder  (1.)» 
ohne  deszhalb  dner  regelmfiszigen  Controle  der  Obervormnndschaft  unter- 
worfen ZQ  sein.  Auch  zur  Veräuszerung  der  fahrenden  Habe  —  die 
Capitalforderungen  inbegriffen  —  ist  er  befugt  (2.)  Häufig  aber  finden 
sich  in  den  Rechten  Beschränkungen  seiner  Verfügungsbefugnisz  aner- 
kannt, wenn  es  sich  um  liegende  Güter  oder  ganze  Vermögenscomplexe 
der  Kinder  handelt  Auch  ist  es  ein  Grundsatz  der  neuern  RechtsbUdung, 
dasz  in  Fallen,  wo  die  Sicherheit  des  Vermögens  der  Kinder  ernstlich  ge- 
f^Jirdet  erscheint,  namentlich  wegen  Miszverwaltung  des  Vaters,  die  Ober- 
Vormundschaft  berechtigt  sei,  einzuschreiten  und  denselben  zur  Sicherstä- 
hmg  anzuhalten. 

%.  Ueberdem  hat  der  Vater  das  Recht  des  Nieizbrauehs  an  dem 
Vermögen  der  Kinder,  ganz  ähnlich  wie  an  dem  Vermögen  der  Fhefrau. 
(3 — 5.)    Wohl    steht  diesem  Genüsse   auch    die  Pflicht  zur  Seite,  fdr  die 


1.  Oeslerr.  G.  g.  149.  Alles  was  die  Rinder  auf  was  immer  für  eine  gesetx- 
niaazige  Art  erwerben,  ist  ihr  Eigenthmn ;  so  lange  sie  aber  unter  der  Ylterliehen 
Gewalt  auben,  kommi  dem  Vater  die  Verwaliang  tu.  Nor  wenn  der  Vater  zur  Ver^* 
waltang  anmhig  oder  Yon  denjenigen,  die  seinen  Kindern  das  Vermögen  logewendet 
haben,  Ton  derselben  ausgeschlossen  worden  ist,  ernennt  das  Geriebt  einen  andern 
Verwalter. 

%'  Zürcher  Ges.  g.  217.  (Der  Vater)  ist  befugt,  das  fahrende  Gut  der  Kinder 
gältig  ZB  Yeriwsiem  oder  zu  verpAnden.  Liegenschaften  oder  Erbschaften  oder  rer- 
faogeiies  Gnl  der  Kinder  darf  der  Vater  nnr  YerinSzem  oder  verpnind«n  oder  etoe 
generelle  Pfandverscbreibaog  über  ihr  Vermögen  oder  einen  Tbell  des  Vermögens 
nur  beslellen,  wenn  ein  xa  diesem  Behuf  bestellter  auszerordenllicher  Vormund  für 
die  Kinder  seine  Zustimmung  gibt. 

3.  L.  fTuigoth,  IV.  2.  13.  [Hrant  Vorm.  II.  S.  612.)  Fructos  tarnen  omnes 
cum  flliis  suis  pro  soo  Jure  percipiat,  et  una  cum  ipsis  filils  suis  tommunibus  con- 
somat  expensis. 


*)  Das  peculium  profectiUum  ist  in  neuerer  Zeit  bereiu  auch  von  den  Roaunhten  alt  un« 
practifch  aufgegeben.  (Vgl.  Sfmftrtt  Pandektenrecht  g.  iSS,  und  DoUmmmu  in  den  Bl.  fDr 
Reebta-Anwendong  XIV  8.  13S  IT.)  Damit  OllU  aber  lugleicb  das  gaaie  Peculienayatem.  In 
dem  peculium  prof  war  in  den  Zeiten  Justinians  der  letzte  Best  des  alten  wahren  peculium, 
der  schon  zuummengescbriimpfte  Bern  des  ganien  Insliiuls  noch  gerettet  worden.  Die  andern 
Peculien  alle  sind  Abweichungen  und  Ausnahmen  von  dem  alten  Perullenprincip,  und  indem 
sie  allmählich  herangewachsen  sind  und  sich  ausgebreitet  haben,  haben  sie  luleut  die  Begel 
■ufigexebrt  und  erdrOekt.  Ba  ist  nun  aber  fOr  das  neue  Bechl  besser ,  Ton  dem  entgegenge- 
netsten  Priodp  eines  wirklichen  VtrmSfrm  d»  KhuUr  als  modemer  Beekurtfti  auszugehen,  als 
mmt  dem  Umwege  der  erweiterten  PeouUattfeebte  der  Binder  langer  tu  ineo« 
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Kinder  gehörig  za  sorgen  and  die  daherigen  Kosten  zn  bestroten;  tber 
es  ist  eine  positive  Abweichung  von  dem  ein&chen  deotscben  Prindp  * 
mit  dem  überdem  in  der  Hanptsache  das  römische  Gesetz  Qber  den  Nies»- 
branch  der  Ädventüien  zusammenstimmt«  —  weim  das  österreidusche  Ge- 
setzbuch (§.  150)  bestimmt«  dasz  der  Deberschnsz  der  EinkQnfte  des  Rind«- 
Vermögens  über  (tie  Erziehui^kosten  zur  Va>roehrang  des  Kindesve^ 
mögens  anzulegen  sei. 

3.  Auch  der  laufende  Arbeitslohn  der  Kinder  gehört,  wie  Qbertiaa|il 
die  laufenden  Einnahmen  der  Haushaitang,  in  die  Casse  des  Vaters  als 
des  Hauptes  der  ganzen  Famihe,  vorausgesetzt  freilich,  dasz  das  Kind  toq 
dem  Vater  gehörig  ernährt  und  besorgt  werde.  Musz  es  fQr  seinen  Unter- 
halt selber  sorgen,  so  kann  es  auch  zunächst  seinen  Verdienst  ftkr  sidi 
selber  behalten  und  verwenden  (6.);  so  z.  B.  minderjährige  Dienstbobs, 
Fabrikkinder,  die  anszer  dem  elterlichen  Hause  lebm  und  dorgleicbeB. 
Was  dagegen  das  Kind  für  auszergewöhnliche  Arbeit  zur  Belohnung  em- 
pfängt, so  z.  B.  PreisnnedaiUen ,  das  gehört  ihm  und  vermehrt  sein 
Spargut. 

4.  Ausnahmsweise  können  auch  einzelne  Güter  des  Kindes  der  Yer- 
Wallung  und  der  Nutznietzung  oder  doch  der  letztern  des  Vaters  enizogm 
sein.  In  den  erstem  Fällen  wird  dann  die  Verwaltung  einem  obrigkeit- 
lichen ausserordentlichen  Vormunde  übertragen,  z.  B.  wenn  dem  Kind  eiD 
Vermächtnisz  oder  eine  Erbschaft  hinterlassen  wird,  mit  der  Torsorglichen 
Bestimmung,  dasz  dieselbe  dem  Vater  nicht  anvertraut  werde.  Nor  die 
Nutznieszung,  nicht  aber  die  Verwaltung  des  Vaters  fällt  bei  dem  soge- 
nannten Spargut  der  Kinder  weg.  Die  römischen  Begriffe  des  peenikm 
castrense  und  quasi  eastrense  passen  um  so  weniger  in  unser  heutiges 
Rechtssystem,  als  sie  nur  unter  der  uns  völlig  fremden  VorsteUung,  dasz 
auch  die  erwachsenen  und  in  öffentliche  Staatsämter  eingetretenen  S()hne 
fortwährend  privatrechtlich  vermögenslos  und  absolut  dem  Vater  unte^ 
werfen  seien,  wenn  nicht  durch  Privilegien  für  gewisse  Kreise  wenigstens 
ihnen  eine  tingirte  Selbständigkeit  gewahrt  werde,  entstanden  sind  and 
Bedeutung  haben. 

5.  Der  Vater  hat  das  Recht  der  Stellvertretung  (7.)  des  Kindes;  so- 
wohl im  Verkehr  als  vor  Gericht    Der  Schutz,  den  der  Vater  dem  Kinde 


4.  Prenn.  Landr.  %  $.  168.  Von  dem  nicht  freien  TermögeD  der  Kinder  ge- 
bührt dem  Yater,  so  lange  die  Täterliche  Gewalt  daoert,  die  Yerwaltong  und  der 
Niesxbrauch. 

5.  Code  eiü,  g.  Sgl.  Le  p^re  darant  le  roarfage,  et  sprka  1a  dfssolution  do 
mariage  le  survivant  des  p6re  et  m^re  auront  la  Joaissance  des  biens  de  lears  enfios 
]usqu*ä  l'Age  de  dix-buit  ans  accoraplis. 

6.  Zürcher  G.  §.  205.  Wenn  das  Kind  fär  seinen  Unterhalt  selber  sorgt,  m 
gehört,  was  dasselbe  durch  seine  Arbeit  verdient,  ihm  in  eigener  Yerwendong. 

7.  Erk.  des  O.  A.  G.  tu  OUembarg  in  Semfferte  An^.  VII  106.  Der  Bans- 
Vater  hat  w&hrend  der  Dauer  der  vMterlicben  Gewalt  dieselbe  Vertretongsberogaiu 
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gewahrt,  wird  gesteigert  zur  Befiignisz,  im  Namen  des  Kindes    und  mit 
Wirkung  fQr  dasselbe  zu  handeln. 

Die  Handlungsfähigkeit  des  Kindes  ist,  so  lange  die  väterliche  Vor- 
mundschaft dauert,  wesentlich  beschränkt.    Das  mündige  Kind  kann  zwar 
wohl  Rechte  erwerben,  nicht  aber  auf  seine  Rechte  verzichten,  noch  Schulden 
eingehen.  (8 — 11.)  Gibt  aber  der  Vater  seine  Erlaubnisz  zu  der  Abtretung 
von  Rechten  von  Seite  des  Kindes,    dann    wird  diese  eben  so  gültig,   wie 
wenn  er    als  Stellvertreter  für  dasselbe  allein  gehandelt  hatte.    Contrahirt 
das  Kind  mit  Zustimmung  des  Vaters  eine  Schuld,  so  steht  der  einfachen 
Anwendung  der  nflmlichen  Grundsätze  das  Bedenken  im  V^ege,   dasz   der 
Vater  auf  seine  Kosten  für  die  Bedürfnisse  des  Kindes  zu  sorgen  verpflichtet, 
und  in  der  R^el   keine  rechtmäszige  Veranlassung  da  sei,    das  Kind  mit 
Schulden  zu  belasten.    Daher  ist  im  Zweifel  anzunehmen,  der  Vater  habe 
das  Kind  ermächtigt,    für   ihn   und    <mf   seine  Rechnung   die  Schuld    zu 
contrahiren,  und  deszhalb  er  als  der  wahre  Schuldner  anzusehen,  nicht  das 
Kind.  (9.  11.)    Die  Analogie  der  actio  quod  jussu  darf  wohl  noch  beachtet 
werden;  aber  auch  da  musz  sich  die  Jurisprudenz  bewuszt  werden,  dasz 
die  Grundlagen  der  römischen  Klageform  schon  längst  untergegangen  sind 
und    durch    keine   theoretische  Kunst    wieder    hergestellt  werden  können. 
Yfenn  indessen  aus  den  Verhältnissen  sich  ausnahmsweise  ergibt,  dasz  die 


welche  ihm  für  sein  unmüDdiges  flauskind  zusteht  auch  hiosicbtiich  des  mündigen 
Kindes  his  zu  dessen  VoUjährigkeit.  —  Des  Vaters  Befugnisz  kann  weiter  aber  un~ 
möglich  tieschrlokter  sein  als  die  des  Yormandes.  Soll  doch  der  Yormund  gerade 
Vaters  Stelle  vertreten.  • 

8.  Bemer  Handfeste  v.  1218.  §.  49.  Quamdiu  filios  est  sub  patris  potesUte, 
et  sine  azore  nee  patre  rebus  v^l  matrimonio  fuerit  juste  et  legitime  separatus,  quic- 
quid  promlserit  aut  eipenderit  vei  ei  commissum  füerit  sine  patris  conscientia  et 
fdiinlate,  nee  pater  nee  flttns  tenentnr  hoc  sol?ere»  vel  alicui  super  hoc  respondere. 

9.  Freun,  Landr.  II.  2.  g.  127.  Wenn  ein  Yater  sein  Kind  zu  einer  gewissen 
Bestimmang  auszer  seinem  Hause  widmet ,  so  genehmigt  er  eben  dadurch  alle  Hand- 
lungen and  Yertrige  desselben,  ohne  welche  das  Kind  diese  Bestimmung  nicht  er- 
füllen kann.  S  ^^l*  In  <^IIen  Fällen,  wo  die  Handlungen  und  Yerträge  (|er  Kinder 
in  Ansehung  des  Yaters  unverbindlich  sind,  sind  sie  auch  in  Ansehung  ihrer  selbst 
der  Regel  nach  angültig. 

10.  Oeiierr.  Ges.  g.  152.  Die  unter  der  vXterUcben  Gewalt  stehenden  Kinder 
k'öBueu  ohne  ausdrückliche  oder  doch  stillschweigende  Einwilligung  des  Yaters  keine 
gültige  Verpflichtung  eingehen. 

11.  Ztaxhr  G.  209.  Wenn  das  Kind  ohne  Erlaubnisz  des  Yaters  Schulden 
eingeht»  so  kann  in  der  Regel  weder  es  noch  der  Yater  angehalten  werden,  dieselben 
zu  befriedigen,  es  wir«  denA ,  dasz  eine  Bereicherung  des  Kindes  oder  Yaters  yor- 
lige.  Wevden  dieselben  mit  Erlaabnisz  des  Yaters  eingegangen,  so  haftet  in  der 
Regel  der  Ytter  allein  und  nicht  das  Kind.  Ebenso  sind  dipjenigen  Fülle  zu  be- 
haodelD»  wo  zwar  eine  ausdruckliche  Ermächtigung  d«i  Yaters  nicht  vorgelegen  hat, 
aber  die  Eüiwllligang  desselben  Ternünfliger  Weise  vorausgesetzt  werden  konnte, 
namentlich  weil  die  Yerwendung  eine  nothwendige  oder  nützliche  war. 
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Verbiodlicbkeit  aus  wlrthschafUichen  GrOnden  mit  dem  Vermögen  des 
Kindes  yerbonden  ist  —  z.  B.  bei  Verwendangen  für  die  Sachen  öes 
Kindes  — ,  dann  haftet  fOr  derlei  Schulden  allerdings  das  Kind  mit  seinem 
Vermögen. 

Contrahirt  das  Kind  eine  Schuld  ohne  Zustimmung  des  Vaters,  so  wird 
der  Sohn  nicht  zum  Schuldner,  weil  er  nicht  handlungsfähig  ist,  ond  der 
Vater  nicht,  weil  er  sich  nicht  hat  verpflichten  wollen.  Ist  aber  der  Vater 
oder  der  Sohn  in  Folge  jenes  Geschfifles  bereichert  worden,  so  wird  jener 
oder  dieser  aus  der  Bereicherung,  und  soweit  diese  reicht^  auf  Rückerstat 
tung  verbunden.  (11.) 

6.  Da  das  deutsche  Recht  die  Persönlichkeit  des  Kindes  keineswegs 
in  der  des  Vaters  aufgehen  Idszt,  sondern  anerkennt,  so  steht  auch  eton 
Vertrage  zunicken  Vater  und  Kind  nichts  entgegen.  (12.)  Mur  bedarf  dm 
das  Kind,  insofern  es  dadurch  verpflichtet  wird,  des  Schutzes  ond  der 
Vertretung  durch  einen  auszerordentlichen  Vormund. 

7.  Die  Mutter  ist  nur  ausnahmsweise  in  einzelnen  Landesrechteo 
nach  dem  Tode  des  Vaters  berechtigt,  die  Vormundschaft  über  die  Rinder 
zu  übernehmen  und  die  Nutznieszung  ihr^  Vermögens  —  schon  in  der 
Eigenschaft  als  Mutter  und  abgesehen  von  ihren  WittwengeoQssen  — 
fortzusetzen. 


IV.  Ende  der  väterlichen  Vormundschaft 
A.    Grunde  der  Aufhetmog. 

1.    Die  väterliche  Vormundschaft  ist  nicht,   wie  die  patria  potal» 
gewesen,  ein   dem  Vater  auf  Lebenszeit  zugehöriges  Recht,    soodem  sk 


12.  £axr.  Ltodr.  L  tt.  g-  3*  Obschon  nach  Röiniacbeo  Rechteo  VaUer  wti 
Kinder  dergestalt  für  eine  Persoo  geachtet  werden,  dasx  «wischen  ihnen  weder  ciM 
Schenkung»  noch  Coniract,  Procesx,  oder  andere  Handlung  Platz  greiffet,  so  ist  d»ck 
solches  —  nicht  mehr  In  Gebrauch,  sondern  es  stehet  ihnen  mit  einander  zu  haoddi 
und  zu  wandeln  ebenso  wie  anderen  frey.  wenn  nur  die  Kinder  —  w&hreod  öcr 
IMIindeirjShrigkeit  mit  einem  Curatore  ad  actum  specialem  versehen  sejod.  Vgl.  5«bJJ 
Arch.  vn  195.  196,  XIII  N.  267.  u.  XIV  N.  44.  -  Brk.  d.  ObentpelU-GtrUhU  a 
Oldtnhurg.  Die  in  dem  Verhältnisz  väterlicher  Gewalt  gefundene  sogeoanntePersoaet- 
liiilieft,  ein  in  seiner  gewöhnlichen  Auffassung  sogar  al«  unrömiscb  angerochieoff 
Begriff,  In  welchem  anerkannt  ein  zu  strengen  Folgerungen  geeigneter  Grandsab 
Oberhaupt  nicht  zu  finden  und  dessen  Bedeutung  schon  nach  römischem  Recht ' 
mehr  und  mehr  gear hirun^en  ist,  steht  der  völligen  RechtsgMtigkeit  eines  Veitnr 

zwiacheo  Vater  und  Kind  überall  nkht  mehr  entgegen,  nach  der in  Rcchi»- 

lehre  und  Aeehtsanwendung  unverkennbar  dcrchdringendefi  nicht  rein  röasisch  rt^- 
liehen,  sodera  mehr  deutschreehtlichen»  AuffluetVBg  der  vKterlicheo  Gewalt  als  dtff 
voruMndieliaCtlichen  Schutzherrschaft,  welche  eigne  Venattgensrihigkeit  des  Kiid0 
gar  ^ehi  hindert  und  Rechtsgescharte  swisffhflD  Vater  uBd  Kind,  und  zwar  ia  des 
Fall  der  VoUJihrigkeit  des  Letitereo  aooh  ohne  beaoodefe  VartreUuf 
gesuttet. 
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findet  ihr  natürliches  Ende^  wenn  das  Kind  ihrer  nicht  mehr  bedarf  (1-), 
d.  h.  wenn  das  Kind  zur  Selbstfindigkeit  gereift  ist  oder  in  eine  andere 
Vormundschaft  Obergeht.  Bei  solcher  Grundverschiedenheit  der  deutschen 
ond  der  römischen  Denkweise  musz  man  sich  für  das  eine  oder  das  andere 
Princip  entscheiden ,  nnd  da  ist  es  offenbar,  sowohl  dasz  das  deutsche  Princip 
in  unsem  Sitten  fortwährend  fortgelebt  hat,  trotz  der  Verkennung,  die  es 
zuweilen  bei  den  gelehrten  Juristen  erfahren  hat,  als  dasz  dasselbe  gegenüber 
dem  römischen  einen  Fortschritt  in  der  humanen  Rechtsbildung  bezeichnet, 
indem  es  die  Freiheit  und  Würde  des  Individuums  schützt,  ohne  das 
moralische  Band  des  Familienzusammenhangs  zu  verletzen,  welches  im 
römischen  Recht  zu  einer  despotischen  Gewalt  des  Vaters  auch  über  den 
völlig  gereiften  Sohn  erstarrt  ist. 

2.  Die  v&terlicbe  Vormundschaft  hört  nach  älterem  deutschen  Recht, 
meRraui  gezeigt  bat,  wohl  schon  von  Rechtes  wegen  mit  der  Volljährigkeit 
der  Kinder  auf.  (2.)  Der  Einflusz  der  Jurisprudenz  hat  aber  die  Anwendung 
dieses  Qrundsatzes  in  manchen  deotsdien  LAndem  in  den  Fallen  gebindert, 
wo  d^  Kind  nicht  zugleich  aus  der  väterlichen  Haushaltung  heraustritt 
Indessen  sprechen  die  neuern  Gesetzgebungen .  mit  gutem  Grunde  die 
Wiederanerkennung  des  deutschen  richtigen  —  jetzt  auch  auf  die  Töchter 
anwepdbaren  —  altern  Recbtssatzes  aus.  Die  Harmonie  unseres  gesammten 
Bechtssystems,  und  die  Analogie  mit  d^r  obrigkeitlichen  Vormundschaft 
insbesondere  erfordern  das  (3.  4.),  und  der  öffentliche  Credit  wird  augen- 
scheinlich gef^hidet,  wenn  in  den  freien  und  sicheren  Verkehr  mit 
volljährigen  Personea  durch  die  Ausnahme  der  noch  in  der  Haushaltung 
des  Vater  lebenden  nicht  abgesonderten  volljährigen  Söhne  ein  Risz  ge- 
macht wird. 

3.  Auch  wo  die  Volljährigkeit  des  Kindes  für  sich  allein  noch  nicht 
die  väterliche  Gewalt  beendigt,  hört  diese  nun  doch  auf,  wenn  die  Abson- 
derung des  Kindes  aus  dem  väterlichen  Haushalt,  bezietiungsweise  die 
Begründung  eines  eigenen  Baushalts,  hinzukommt ,   wozu  das  voHjfthrige 


1.  Sfp,  I.  11.  Halt  ok  tfo  Ttder  sine  kindere  in  yormantscap  na  ir  müder 
dode.  sveone  se  sik  von  ime  scedet,  he  sol  eo  weder  taten  unde  weder  geven  al  ir 
iirader  gut,  it  ne  si  von  ongläcke  nnde  tne  sine  scult  geloset. 

%  MüMhatu.  SUdtr.  {Zöpß,  R.  G.  III  8.  266 )  Ejn  iclich  man  demi  sin  bus- 
rrowi  stirblt,  nnde  ume  kinder  lezit  — -  sol  sine  kindere  mit  deme  gute  zie ,  daz  ami 

sin  husvrowe  gelazin  heit bis  daz  sv  rrin  iarin  kummin  Tnde  sieb  seibin  Tirste 

kunnen. 

3.  Oeiier/\  G.  g.  172.  Die  väterliche  Gewalt  bort  mit  der  Groszjibrigkeit  des 
Kindes  sogleich  auf»  wofern  nicht  aus  gerechter  Ursache  die  Fortdauer  derselben  auf 
Ausachen  des  Vaters  von  dem  Geeichte  verwilliget  und  ttffentlich  bekannt  gemacht 
worden  ist« 

4.  Code  eh,  %.  972.  (L'enfant)  reste  sous  leur  autorit^  (de  ses  p^re  et  m^re) 
Jotqu'k  st  m^orit^  ou  son  ^mancipation. 
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Kind  jederzeit  berechtigt  ist.  (1. 5.  6.)  Ob  der  SohD  zu  diesem  Behofe  too 
dem  Vater  ausgestattet  und  ausgerichtet  werde,  oder  ob  er  lediglidi  rail 
eigner  Kraft  seine  Selbständigkeit  behaupte,  ist  in  jener  Beziehung  gläch- 
gültig.  Auch  ist  es  unerheblich,  ob  derselbe  durch  Heirath  eine  neoe 
Familie  gründe,  oder  als  lediger  Mann  ein  eigenes  Geschäft  errichte,  ob  er 
völlig  selbständig  einem  Berufe  vorstehe  oder  in  einer  abhängigen  Lebens- 
stellung einem  Andern  diene,  z.  B.  als  Schreiber  oder  als  Handwerksgeselle, 
oder  als  Fabrikarbeiter.  Das  entscheidende  Moment  liegt  darin,  dasz  er 
für  seinen  Lebensunterhalt  und  für  sein  Fortkommen  selber  sorge  (5.  7.), 
und  so  immerhin  dem  Vater  gegenüber  eine  selbständige  Existenz  behaupte. 
Ein  Beitrag  des  Vaters  an  die  Kosten  des  Haushaltes  hebt  die  Selbständig- 
keit desselben  nicht  auf,  sondern  setzt  sie  voraus  und  fördert  sie.  Das 
gilt  auch  von  volljährigen  Töchtern,  die  z.  B.  als  Handelsfrauen  oder  ik 
Erzieherinneo  oder  Schneiderinnen  oder  Dienstmägde  für  sich  selber 
sorgen,  insofern  nicht  an  einem  Orte  die  Geschiechtsvormandschaft  noch 
fortbesteht 

4.  Zweifelhaft  ist  es,  ob  eine  derartige  Absonderung  oder  Begründng 
einer  selbständigen  Existenz  auch  für  misuUrjährige  Kinder  der  VonDond- 
schaft  des  Vaters  ein  Ende  mache.  Die  Meinungen  der  Juristen,  die  Vo^ 
Schriften  der  Statuten,  und  das  Herkommen  an  verschiedenen  Orten  sind 
darüber  im  Streit  Ich  stimme  Kraut  bei,  der  zu  so  eingreifender  Wirkung 
mindestens  dfe  Zustimmung  des  Vaters  verlangt,  die  freilich  auch  aus  den 
stmUohweigenden  Gewährenlassen  gefolgert  werden  kann,  (7  a.)  hafte  es  aber 
für  dem  jetzigen  Rechtsbedürfinisz  gemäszer,  wenn  dieselbe  überhaupt  nicht 
mehr  als  eine  selbständige  Aufliebungsform  der  Vormundschaft  anerkannt, 
sondern  nur  als  ein  Bsstimmungsgrwnd  aufgefaszt  wird  zur  Yol^ährigerldär»^ 
des  Kindes.  (8.  9.)    Diese  aber,  für  welche  der  römische  Name  der 


5.  Stidtr.  V.  Freyburg  v.  1520.  III.  3.  Die  Nieszung  so  by  dem  Tatter  sUt. 
bbrt  Dil  er  uff,  dann  bist  die  kind  Yssgestört  werden  Tnd  vsz  des  vatters  handes 
and  gewalt  kommen  und  in  eigner  husibaltung  sind»  ir  eignen  gnts  gehaben  müsm. 

6.  yyariemb,  Landr.  Y.  1610.  II.  18.  —  bort  die  väterlicbe  Gewalt  auf,  wim 
die  Kinder  ihre  Mannbaren  Jahr  erreicht  and  von  dem  Yatter  mit  Anstellung  eigner 
Haushaltung  sich  absondern  oder  auch  vom  Yatter  Bieht  mehr  unterhalten  werdca. 

7.  Bayr.  Landr.  I.  5.   g.  7.     Die  vXtterliche  Gewalt  bbrt  auf,   —  wenn  4ic 
•Kinder  sich  von  YXtterlicher  Haushaltung  so  weit  absondern,  dasz  sie  dem  Talicr 

nicht  mehr  auf  dem'  Brod  und  Unterhalt  stehen. 

7  a.  Keinenfalls  kann  der  Yater,  der  das  minderjährige  Kind  im  Betrieb  eiae» 
Berufes  hat  gewähren  lassen,  sich  den  Bern fsg laubigem  des  Kindes  gegenüber  «if 
dessen  Mindeijährigkeit  oder  auf  den  Mangel  seiner  ausdruck liehen  EinwiJIigail 
berufen,  haftet  vielmehr  diesen,  wenn  er  kraft  seiner  väterlichen  Mundscbifl  das 
Kind  an  Erfüllung  seiner  Obliegenheiten  hindert.  Ygl.  Zeitschr.  f.  Kunde  Zürkht 
ReihtspOege  YUI  8.  45. 

8.  Oeiterr,  Ges.  g.  174.  Kinder  kOnnen  aach  vor  Zurucklegong  des  24sIcb 
Jahres  aus  der  väterlichen  Gewalt  Ueten,  wenn  der  Yater  mit  Genebmhaltnog  des 
Gerichtes  sie  ausdrücklich  entläsit  oder  wenn  er  einem  zwanzigjährigen  Sohne  ^ 
Führung  einer  eigenen  Haashaltung  gesuttet. 
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cipaUo  sehr  une  entlieh  angewendet  wird,  nnd  welche  in  analoger  Weise 
auch  die  obrigkeRliche  Vormundschaft  beendigt,  moaz  nun  allerdings  als 
ein  besonderer  neuer  Grund  der  Beendigung  der  väterlichen  Vormundschaft 
anerl^aunt  werden.  Eine  Prüfung  und  Genehmigung  detObertormimdschaft 
scheint  mir  auch  bei  dieser  ganz  am  Platz,  und  da  die  Schutzbedürftigkeit 
des  Kindes  der  Hauptgrund  der  väterlichen  Vormundschaft  ist,  so  versteht 
es  sich  dasz  der  Vater  nicht  durch  willkürlichen  Verzicht  auf  seine  Redite 
das  Kind  hülflos  lassen  darf.  Eben,  wo  der  Vater  seine  vormundschaftliche 
Pflicht  aufifallend  misachtet,  tritt  die  Obsorge  der  Obervormundschaft 
rettend  ein. 

5.  Wenn  die  Tochter  heirathet,  so  tritt  sie  nun  inuner  aus  der  väter- 
lichen Vormundschaft  heraus  (10.],  sei  es  dasz  sie  unter  die  Vormundschaft 
des  Ehemannes  konmie  oder  nicht.  Und  wenn  auch  die  Tochter  noch  im 
Aller  der  Minderjährigkeit  wieder  zur  Wittwe  wird,  so  lebt  dennoch  die 
Vormundschaft  des  Vaters  nicht  wieder  auf.  Nach  dem  neuem  Recht  ist 
diese  Form  der  Aufhebung  auch  auf  Söhne  anwendbar  (10.) ,  welche  eine 
Ehe  epigehen  und  so  als  selbständige  Häupter  einer  neuen  Familie  er- 
scheinen. Mit  Recht  wird  eben  der  Ehe  eine  sokhe  Wirkung  beigelegt, 
theils  weil  in  ihr  der  Uebergang  aus  der  elterlichen  Familie  in  die  neuge- 
stiftete sich  deutlich  darstellt,  theils  weil  die  Ehe  auch  die  Erkenntnisz  des 
menschlichen  Daseins  und  Lebens  vollständig  entfaltet. 

*  Kraut,  Vormundsch.  IL  S.  59  ff.,  S.  643  ff.;  SeufferU  Arch.m  268.  269, 
V30. 

§.  223. 
B.  Wirkungen  derselben.    Ausrichtung. 

1.  Schon  im  Mittelalter  stehen  sich  zwei  Hauptansichten  gegenüber: 
die  eine,  dasz  es  von  dem  freien  Willen  des  Vaters  abhänge,  ob  er  den 
Soknj  der  sich  absondert,  zu  diesem  Behuf  mit  Vermögen  ausstatte,  „mit 
ihm  theilf  (1.  2.),  und  die  andere,  dasz  der  Vater  zur  AbtheUung,  A6- 
tchichtung,  Äuerichtuny*)  verpflichtet  sei.  (3.) 


9.  Zürcher  G.  $.  Ü76«  Die  Yol(Jihrigerk1ftraDg  setxt  in  der  Regel  die  Zosiim- 
mung  des  Vaters  voraus  und  gescliiebt  wie  die  VolIJähriglieltserkUrang  der  obrig- 
keitlich bevormundeten  Minderjährigen  durch  die  Obervormundschaftsbehörden. 

10.  Code  eio.  g.  476.    Le  mineor  est  ^nitncip6  de  plein  droit  par  le  mariage. 

1.  Bandr.  V.  Burgdorf  y,  1316.  g.  74.  Nullus  bnrgensis  portionein  suis  liberis 
dablt,  dum  vixerit,  ni  voluerit. 

2.  Stadtr.  ?.  Brauntchweig  g.  37.  Neues  mannes  kint  ne  mach  sinen  vader 
to  delinge  twingen  de  wile  de  vater  leuet. 

3.  S€hw,  tp,  159.  Ein  vater  soll  sinen  sun  von  im  scheiden  als  er  fünf  unde 
xwenzig  JIr  alt  wirt  mit  als  vil  guotes  als  er  geleisten  mac,  also  daz  ihm  daz  mörer 


•)   Vgl.  Andre,    Bedeatung  der  Abtcbicbtung    bei  der  ehelichen  GOtergemeinschaft  im 
Füntenthum  Osaabrück  in  der  ZeitfcbrHI  fOr  Deaiaehaa  Beeht  UX  S.  89S. 
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£ine  Verpflichtung  des  Vaters,  dem  absondernden  Sohne  Capitaker- 
mögen  Ton  dem  seinigen  zu  geben,  wird  im  neueren  Rechte  nickt  meAr 
atierkannt^  wo  nicht  ausnahmsweise  besonderes  Local-  oder  FamiKenstatot 
dieselbe  noch  schützt  Gegen  dieselbe  sprechen  auszer  der  Autorität  des 
römischen  Rechts  auch  der  natürliche  Rechtsgrund,  dasz  das  Vermögen 
eben  dem  Vater  gehört,  und  die  Pflicht  desselben  für  den  Sohn  ökonomisdi 
zu  sorgen  aufhört,  wenn  dieser  den  Haushalt  des  Vaters  verlflszt  und  retf 
geworden  ist,  mit  eigenen  Kräften  fdr  sich  zu  sorgen. 

2.  Anders  verhalt  es  sich  mit  der  Verpflichtung  des  Vater$,  die 
Tochter,  welche  mit  Beachtung  der  Familienordnung  sich  yerheirathet 
angemessen  au$zu$tatten.  Die  Sitte  wird  zwar  auch  hier  regelmftszig  besMr 
sorgen,  als  die  Rechtsvorschrift  es  vermag.  Jene  ist  aber  so  fest  gewordea, 
und  überdem  durch  das  Ansehen  des  römischen  Rechts,  welches  des 
Vater  zur  Dos  verpflichtet,  so  verstärkt  worden,  dasz  diese  Rechtsregel 
heutzutage  wohl  ziemlich  allgemein  gilt  Abgesehen  von  besonderen  Landes- 
oder Familienstatuten  ist  indessen  auch  diese  Pflicht  auf  die  Äusstener  im 
engem  Sine  beschränkt  die  freilich  nur  sehr  uneigentlich  als  Dos  be- 
zeichnet wird,  und  nicht  auf  das  Beirathsgut  auszudehnen.  (§.  199.) 

3.  Die  Äusstattwig  des  Kindes  mit  Vermögen  des  Vaters  wurde  im 
alteren  Rechte  gewöhnlich  als  Abfindung  desselbai  {Auericktung  im  eugera 
Sinne)  au^efaszt  und  zerstörte  den  Erbnexus  mit  dem  Vater  wenigstens 
relativ,  zu  Gunsten  der  nicht  ausgerichteten  Kinder.  (§•  238.  2.)  I^ 
neuern  Rechtsvorstellung  aber  ist  dieser  Gedanke  fremd  geworden.  Diesdbe 
ist  überhaupt  ein  Rechtegeschäft  unter  Lebenden;  denn  die  Absicht  des 
Vaters  ist,  bei  seinen  Lebzeiten  dem  Sohne  filr  dessen  HaosbaH  oder  der 
Tochter  für  ihre  Ehe  eine  ökonomische  Existenz  zu  verschaflen,  oder 
wenigstens  zur  Begründung  ihres  Haushaltes  einen  Beitrag  zu  geben,  und 
in  demselben  Sinne  empfingt  das  Kind  die  Ausnchtungssumme.  An  deo 
Tod  denken  beide  zunächst  gar  nicht  Uebrigens  sind  die  AbweichongeB 
in  den  einzelnen  Rechten  bezüglich  dieses  Geschäfts  so  zahlreich,  dasz  sich 
eine  allgemeine  Regel,  eine  Präsumtion  für  die  eine  oder  andere  Auflassung 
nicht  aufstellen  last:  die  Willensmeinung  der  Contrahenten,  wie  sie  sich 
aus  unbefangener  Abwägung  aller  Umstände,  insbesondere  aus  dem  Ve^ 
hältnisz  des  Abschichtscapitals  zu  dem  Gesammtvermögen,  der  fntestatportioo 
und  dem  Pflichttheil  ergibt  musz  immer  maszgebend  sein.  (3  a.) 


teil  beliebe,  unde  tuot  ers  nibt  gerne  er  bebabet  es  im  mit  rebte  tn,  onde  bit  der 
▼ater  niwtn  ein  kind,  dem  gtt  er  mit  rebte  wan  daz  fünftbeil  stoes  fruotes.  unde  hit 
er  m6r  kind,  ad  tbeilet  er  mit  rebte,  daz  den  Kiodero  diu  zwei  teil  werden  aodf 
dem  vater  diu  driu  teil. 

3  a.  Vgl.  Erk.  d.  Obertribanals  zu  Berlin  in  dessen  ges,  Entsch.  43.  S.  St7. 
Der  freiwilligen  Abscbicbtung  eines  Kindes  Ton  dem  gütergeroeinscbafUicbeB  Tenndgci 
der  beiden  Eltern  seitens  des  überlebenden  Ehegatten,  während  die  übrigen  Kiidv 
unabgescbicbtet  in  der  fortgeseixten  Gütergemetosebaft  verbldbea,  ist  (nach  Padv* 
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4.  Das  Vermögen  de$  Kindes,  welches  aus  der  vttterKchen  Vormund* 
schafk  heraustritt,  niusz  der  Vater  ao  dasselbe  herausgeben.  (4.)  Weon 
dem  Vater  nicht  daran  etwa  andere  vorzüglich  erbrechtUche  Nutzungen 
«istefaen  (§.  213.),  so  hört  auch  zugleich  mit  der  Vormuadscbaft  der  Niesz- 
brauch  des  Vaters  auf.  Das  sogenannte  pruemium  emane^jHUionis  des 
römischen  Rechts  hat  keinen  Grund  in  dem  deutschen  Familiensystem 
und  hat  nur  einen  Sinn  unter  der  Voraussetzung  einer  lebenslänglichen 
Gewalt  des  Vaters,  wie  sie  eben  von  unserm  Rechtsbewusztsein  verworfen 
wird.  Sogar  das  Bayerisdie  Landrecht,  dessen  Redactor,  sicherlich  einer 
der  g^treichsten  KOpfe  und  der  besten  Juristen  jener  Zeit,  dennoch 
sich  von  dem  juristischen  Zopfetyl  des  XVIII.  Jahrhunderts  nicht  frei 
machen  konnte,  hat  doch  in  dieser  Beziehung  sich  der  Gesetzgebung 
Justinians  nicht  angeschlossen.  (5 )  \ 

§.  224. 

y.  Uneheliche  Kinder. 

1.  Werden  nnehdiche  Kinder  geboren,  so  ist  wohl  die  Mutter  ge- 
wöhnlich sicher.  Der  Vater  aber  wird  dann  weder  von  der  Natur  noch 
durch  ein  organisches  FamilienverhAKnisz  bezeichnet  und  ist  daher  zunächst 
ungevnsz.    Diese  Ungewiszheit  kann  gehoben  werden 

a)  durch  freknlUges  BekenMtnisz  des  unehelichen  Vaters, 

b)  durch  die  Beweisführung  der  Vaterschaft 

Die  freiwUUge  Anerkennung  geschieht  gewöhnlich  bei  der  Eintragung 
des  neugeborenen  Kindes  in  die  Standesregister  oder  dsATaußueh.  Bekennt 
sich  der  Vater  bei  dieser  Gelegenheit  ausdrücklich  zu  der  Vaterschaft,  und 
wird  die  Gültigkeit  dieser  Erklärung  nicht  durch  erhebliche  Grflnde  ge- 
hemmt, so  ist  jeoer  auch  als  Vater  zu  behandeln.  Die  Anerkennuag  kann 
aber  auch  später  erfolgen,  und  es  ist  kein  Grund,  wenn  dieselbe  in  un- 
zweifelhafter Form  geschieht  ihr  die  Wirksamkeit  zu  versagen.  (1.) 

borner  Rechl)  im  Zweifel  die  Wirkoog  beitulegeo.  dasx  die  nldit  tbgeseblehtetefi 
Geschwister  dieses  «bgeschiebtete  Kind  yod  den  weitereu  Ansprachen  an  die  gfiter- 
gemeinachtrtUche  zur  Thdiang  gekommene  Masse  anch  dann  völlig  ansscfalieszen, 
wenn  der  Schiehtgeber  ohne  weitere  Disposition  verstorben  ist. 

4.  Erk.  d.  O.  A.  G.  PFie*6aden  {SeufferU  Archiv  II  61).  Sehr  verschieden  von 
dieser  Pflicht,  eine  sich  verbeirathende  Frauensperson  ansznstaiten ,  welche  nach 
röadsebein  Recht  dem  Vater  —  obliegt,  ist  aber  die  Verbindlichkeit,  welche  nach 
deutschen  Rechtsprincipien  dem  öbertebenden  Parens,  sei  es  Vater  oder  Motter, 
obliegt»  einem  eine  eigene  Hausbaltong  beginnenden  Kinde  einen  Theil  des  Vermögens 
beraosmgeben,  welches  dieses  von  dem  verstorbenen  Parens  ererbt  hat  and  der  über- 
lebende für  die  Danrr  seines  ganien  Lebens  leibzüchtig  besitzt  und  benutzt 

5.  Bayr.  Ldr.  I.  ft.  S*  ^»  ^°f  ^^^  Pecnlio  Regniari  —  stehet  ihnen  (den 
Kindern)  zwar  das  Kigenlhum,  dem  Vater  aber  sowohl  die  Administration  als  Nulz- 
niesznng  so,  welche  jedoch  nach  Erlösohong  der  väterlichen  Gewalt  auch  wiederom 
aoDiört. 

1.  Code  eä>,  g.  334.  La  reconnaissance  d*un  enfant  naturel  sera  fait  par  an 
acte  authentiqoe,  lorsqu*elle  ne  Taara  pas  €U  dans  son  acte  de  naissanee. 
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2.  Ist  aber  auch,  wenn  der  Vater  nicht  freiwillig  sich  zu  dem  Kinde 
bekennt,  ein  Nachweit  der  Vaterschaft  zulässig?  Die  Gesetzgebung  unserer 
Zeit  beschäftigt  sich  sehr  mit  dieser  practisch  üuszerst  wichtigen  Frage, 
hat  aber  dieselbe  in  ganz  verschiedenem  Sinne  beantwortet  Es  stehen 
sich  folgende  Hauptansichten  gegenüber,  die  im  Einzelnen  wieder  mancherlei 
Hodificationen  erfahren  haben: 

a)  Die  aU-römische  fingirte  geradezu,  die  unehelichen  Kinder  haben 
keinen  Vater  (2.),  und  nur  zu  Gunsten  der  Concubinenkinder  f Uteri 
naturales)  wurden  in  den  spatem  Kaisergesetzen  beschränkte  Aus- 
nahmen zugestanden.  Auch  diese  Kinder  kamen  nicht  unter  die 
TAterKche  Gewalt,  noch  erhielten  sie  den  Namen  des  Vaters,  aber 
sie  hatten  doch  auf  UnterstQtzung  desselben  Anspruch. 

b)  Verwandt  damit  ist  die  modem-französisehe  Rechtsansicht,  dasz  zwar 
die  Anerkennung  dem  Vater  frei  stehe,  aber  jede  Nachfartchm§ 
nach  der  Vaterschaft  (mit  Vorbehalt  der  Entführung)  untersagt 
sei.  (3.) 

c)  Die  canonische  Ansicht  des  Mittelalters,  wefehe  die  Nachforschm^ 
nach  dem  unehelichen  Vater  wenigstens  in  einzelnen  Fallen,  —  bei 
Verleitung  zur  Unzucht  von  Seite  des  Hannes  —  billigte,  and  geneigt 
war,  die  Bestimmungen  des  römiscben  Rechts  Ober  die  Concubinen- 
kinder auf  die  unehelichen  Kinder  Oberhaupt  auszudehnen.  Sie  bildet 
den  Debergang  zu  der 

d)  deutschrechtUchen  Anffässmxg^  dasz  zwar  die  unehelichen  [Kinder  TölUg 
zurückgesetzt  seien  in  der  Rechtsordnung  (4.),  aber  die  Sksge  cmf 
Vaterschaft  regelmfiszig  gestattet  werde  (5.); 

e)  das  neuenglische  (seit  1834),  wdches  die  Klage  auf  Vatersdiaft  dein 
Kirchspiele,  welches  für  die  Mutter  und  das  Kind  in  Ansprach, ge- 
nommen worden,  nicht  diesen  gestattet; 

2.  Gaji  Con^rn.  I.  64.  si  qais  nefarias  atqoe  incestas  nuptias  contraierit,  neqne 
uiorem  habere  videtur  neqne  liberos,  hi  enbn,  qnl  ex  eo  coHu  nascuntor»  matrem 
qnidem  habere  videntnr,  patrem  Tero  non  ntiqne :  —  qaales  sunt  ii  qnos  mater  vnlgo 
concepit,  nom  et  hi  patnem  habere  non  intellignntnr,  cum  pater  incertus  sH:  unde 
solent  spurii  filii  appellari  vel  a  Gr»ca  Toce  quasi  cnogaifip  concepti.  Fei  quasi  sine 
patri  filii. 

3.  Code  eioä.  g.  340.    La  recherche  de  la  patemit«  est  inteidile. 

4.  Sckw.  »p.  334.  Hit  ein  ledic  man  bt  einem  ledigen  wibe  ein  Kind  oderai^ 
danne  eins,  unde  nimet  er  dar  nich  ein  dwip,  onde  gewinnet  bt  der  Hcint:  swai  er 
dem  uneheliehen  gtt  mit  gesundem  übe,  dax  mögen  diu  £kint  nimmer  widerspreehw 
mit  rehte  noch  mugcn  imx  mit  rehte  nimmer  genemen.  an  sinem  tödbette  gtt  er  im 
wo!  Tamdez  guot,  Ine  erbegoot.  hit  aber  er  das  undlcint  b1  einem  £wibe,  oder  was 
er  selbe  ein  toon  — :  diu  leint  beizzent  huorkint  nnde  habent  lieln  reht. 

5.  Bayr.  Ldr.  I.  4.  g.  9.  Bei  nnehelichen  Kindern  wird  deijenige ,  welchir 
sich  zu  dem  mit  ihrer  Mutter  beygepflogenen  Beyachlaf  einbekennt  oder  dessen  sonit 
genugsam  überwiesen  ist,  so  lange  für  den  Vater  geachtet,  bis  er  das  Gegeatbeü 
dartbun  oder  wenigst  so  Tiel  zeigen  kann  dass  die  Mutter  auch  andern  in  Unebrea 
fleischlich  bejgehallen  habe. 
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f)  die  in  oeoere  deutsche  Rechte  aofgenomaiene  Meinung,  dasz  wohl 
eine  Klage  aof  AUmmte  gegen  den  unehelichen  Beischiäfer,  aber 
nicht  eine  Klage  auf  Vaterschaft  zulftszig  sei.  (6.) 

Die  ersteren  Ansichten  (a  und  b)  werden  als  System  der  Matemüätf 
die  mittleren  (c,  d  und  e)  als  System  der  Paternität  bezeichnet  Die  letzte 
(f)  beruht  auf  dem  Gedanken  einer  obligatio. 

In  Deutschland,  wo  die  Zahl  der  unehelichen  Kinder  im  Verhältnisz 
zu  den  ehelichen  leider  aufiallend  grosz  Ist  —  groszentheils  übrigens  eine 
Folge  der  Schwierigkeit  sich  zu  verheirathen  —  ist  noch  das  Princip  der 
Paternität  vorherrschend  >  obwohl  das  der  Haternität  in  neuester  Zeit 
einige  Fortschritte  gemacht  hat  Man  kann  nicht  Qbersehen,  dasz  mit  der 
Matemitat  auch  mancherlei  Vortheile  und  mit  der  Paternität  die  Gefahr 
mannlchfaltlgen  Hiszbrauchs  verbunden  ist  Aber  entscheidend  In  dieser 
Frage  scheint  mir,  dasz  der  Grundsatz  der  Matemitat  mit  dem  natürlichen 
Gesetz,  dasz  alle  Kinder  sowohl  einen  Vater  als  eine  Mutter  haben,  und 
mit  dem  Princip  der  sittlichen  Weltordnung,  welches  die  wirklichen  Eltern 
mit  den  von  ihnen  stammenden  Kindern  verbindet,  und  auch  dem  Vater 
Pflichten  gegen  die  Kinder  auferlegt,  die  seiner  Zeugung  ihr  Dasein  schul- 
den —  in  Widerspruch  geräth.  Aus  demselben  Grunde  halte  ich  auch 
die  beiden  letzten  Systeme  (e  und  f)  fQr  verwerflich,  weil  in  ihnen  Suszere 
ökonomische  Rücksichten  in  den  Vordergrund  treten  und  das  sittliche  Ver- 
hältnisz  von  Vater  und  Kind  vernachlässigt  wird. 

3.  Auch  wenn  der  uneheliche  Vater  durch  Anerkennung  oder  Beweis 
ennittelt  worden  Ist,  und  so  der  Grundsatz  der  Vaterschaft  zur  Anwendung 
koount,  so  folgt  daraus  keines weigs,  dasz  das  uneheiche  Kind  nun  auch 
dem  Vater  im  Land-  und  GemeindMirgerrecht^  Stand,  Geschlecht  folge. 
Vielmehr  ist  die  entgegengesetzte  Regel  in  Uebereinslimmung  mit  der  Ge- 
schichte und  dm  natürlichen  Rechtsgrundsfitzen,  dasz  das  uneheliche  Kind 
in  allen  diesen  Dingen  der  Mutter  folge.  (7 — 10.)  Wird  daran  fest- 
gAalten    und    zugleich  die  eigentliche  Deflorationsklage   (Ansprache    »um 


6.  Bescbl.  d.  Obertrib.  tu  BerUn  (Seuf/eris  Arcbi?  III.  854).  Die  QoeUe  des 
selbsUJDdigen  Rechts  des  Kindes  gegen  seinen  Erzeuger  liegt  nicht  in  einem  Quasi- 
delict,  sondern  Ist  eben  der  Act  der  Zeugung,  der  wie  bei  der  ehelichen  Geburt  so 
•ocb  hier  das  natürliche  YerhälUiisz  lu  dem  Vater  begründet. 

7.  S.  sp,  I.  51.  S-  2.  Man  seget  dat  nen  kint  siner  müder  keves  kiot  ne  si, 
des  n*is  doch  nicht.    Ein  wif  mach  winnen  echt  kind  ^  unde  keres  kint. 

8.  Loysei,  Inst.  Cout.  I.  1.  g.  23.  Naturellement  les  Enfans  n^s  hors  mariage 
soirent  la  condition  de  la  m6re. 

9.  Oe0terr.  G.  §.  165.  Uneheliche  Kinder  sind  überhaupt  von  den  Rechten  der 
FamHie  und  der  Yerwandtschaft  ausgeschlossen,  sie  haben  weder  auf  den  Familien- 
Namen  des  Vaters  noch  auf  den  Adel,  das  Wappen  und  andere  Vorzüge  der  Aeltem 
Anspruch ;  sie  führen  den  Geschlechtsnamen  der  Mutter. 

10.  Zürcher  G.  S*  304.  Die  unehelichen  Kinder  tragen  den  Geschlechtsnamen 
itt  Matter  und  gehören  der  Heimathsgemeinde  dieser  als  Bürger  an.  g.  305.  Ist  die 
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dm  Blumma  (11.)  in  den  schweizerischen  Rechtsqnellen  genannt)  —  die 
ohnehin  unpassend  persönlichen  Schaden  mit  Geld  ersetzen  wfll  —  ver- 
weigert, so  werden  die  Bedenken  gegen  die  Paternitätsklagen  groszentheils 
beseitigt. 

4.  Da  die  unehelichen  Kinder  nicht  zu  der  rechtmäszigen  Familie 
des  Vaters  gehören,  so  kommen  sie  auch  nicht  in  seine  Vormundschaft. 
Sie  bedürfen  daher  wahrend  ihrer  Unmündigkeit  und  MinderjAhrigkeit  der 
obrigkeitlichen  Vormundschaft,  und  nur  um  so  dringender  als  eheliche 
Waisenkinder,  weil  sie  nicht  wie  diese  von  ihren  Blutsverwandten  anerkannt 
ond  gehalten  werden.  Sie  sind  nicht  GUeder  einer  Familie,  denn  diese 
beruht  nicht  auf  der  Zeugung  überhaupt,  sondern  auf  sittlich-oi^aniscber 
Fortpflanzung. 

Zum  Unterhalte  aber  der  unehelichen  Kinder  sind  beide  EUen 
(keineswegs  die  Groszeltern,  vgl.  Seufferts  Arch.  IV  50.)  verbunden,  zur 
Pflege  und  Sorge  voraus  die  Mutter,  und  nur  insoweit  die  Gemeinde,  als 
dieser  die  Armenpflege  obliegt  Die  Mutter  kann  den  Vater  anhalten,  dasz 
er  ihr  einen  —  nöthigenfalls  durch  richterliches  Ermessen  zu  bestim- 
menden —  Alimentationsbeitrag  zahle;  aber  nicht  minder  können  bade 
Eltern  von  dem  Vormunde  des  Kindes  auf  Erfüllung  ihrer  Pflicht  be- 
langt werden. 

Persönlich  sind  sie  nun  ehren-  und  rechtsfähig.  (§.  32.  1.) 

*  GfU,  Rechtsverhältnisse  aus  der  aaszerehelichenOeschlechtsgemeinschaft 
1836 ;  —  Geti,  Theoretisch-practische  Ausführungen  zur  Lehre  über  die  rechtL 
Verh.  bz.  d.  aaszerehel.  Kinder.  1851;  —  Wilda,  von  den  unehelich  gebomen 
Kindern.  Zeitechr.  f.  D.  R.  XV  S.  277  ff.;  —  FriedenMbutg,  d.  Lehre  v.  d. 
rechtl.  Folgen  d.  aaszerehel.  Schwängerung  18Ö4. ;  —  Joti  Weber,  d.  Recht  d. 
pnehel.  Geburt  in  der  Schweiz.  Zürich  1860.  (üeber  das  Erbrecht  der  Conen-  - 
binenkinder  gegen  ihren  Vater  nach  römisohem  Recht  und  deasen  Fort^ 
dauer  im  heutigen  Rechte  im  Gegensatz  fen  andern  Unehelichen,  siehe  die 
widersprechenden  Entscheidungen  in  den  Blättern  für  Rechtsanwendung  XV 
S.  348,  XXVI  317  n.  SeufferU  Archiv  I  N.  87.  8S.  Das  Richtige  ist  die  Gleich- 
stellung der  Concubinenkinder  mit  allen  andern  Unehelichen  durch  das  canonische 
Recht  und  die  Reichspolizei-Ordnungen  v.  1530  T.  33,  1548  T.  25,  1577  T.  % 
und  folgeweise  Absprechung  jenes  Erbrechts.) 


Mutter  eine  Wittwe,  so  enrirbt  das  Eind  den  aDgebomen,  nicht  den  aDgehefratiKte« 
Geschlechtsnamen  der  Jlf  utter. 

11.  Landb.  ▼.  JViäwaläen  v.  1023.  {Blumen,  Demokr.  II.  2.  S.  188).  Waaii  elae 
einen  urob  den  Blaomen  ansprachen  wil,  soll  solches  in  Eioesi  Jahrs  Frist  oacbdea 
sie  verfalt  ist,  beschecben  mögen. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


8-  325.   Charakter  des  neaereo  Tormniidseliaflarectits.  671 

Achtes  Capifel. 

L  Obrigkeitliehe  Vonnundflchaft. 

§.  225. 
1.  Charakter  des  neaereo  YonnandschartsreGbta. 

1.  Die  Vormundsehaft  des  neneren  Rechtes  unterscheidet  sich  sowohl 
voo  der  römischen  tutda  nnd  cwra,  als  von  der  alteren  deutschen  Vor- 
mandschaft  wesentlich 

a)  durch  die  AasbiMung  der  Obervormundschaft  (1.),  welche  eine  Umge- 
staltung des  ganzen  Institutes  nach  sich  gezogen  hat,  und 

b)  durch  das  Zurücktreten  der  6/osjs/brme//6n  Rücksichten  auf  Ergänzung 
des  Mündels  im  Rechtsverkehr  und  vor  Gericht  und  Hervorheben 
der  materielkn  Sorge  für  denselben. 

2.  Das  altere  deutsche  Recht  übertrug  der  Familie  die  vormund- 
schaftliche  Sorge  in  den  Fällen  (2.),  wo  die  Vormundschaft  des  Vaters  oder 
Ehemanns  durch  den  Tod  des  Hauptes  der  Haushaltung  geendigt  worden. 
Der  nächste  männliche  und  wehrfohige  Erbe  —  meistens  der  nächeie 
Schtoertmag  oder  VtUermagöes  Vaters  — r  war  der  „geborene"  oder  „recÄle" 
Vormund  seiner  Wittwen  und  Waisen«  und  die  Blutsverwandten  übten  die 
Controle  aus  über  dessen  Verwaltung  und  Thätigkeit  (3.)  Aber  schon  früh 
wurde  auch  der  Konig  als  der  Schützer  aller  Waisen  und  Wittwen  verehrt, 
die  keinen  Erbvormuod  hatten.  Seine  Vorsorge,  durch  die  Richter,  in  den 
Städten  die  Räthe,  geübt,  erweiterte  sich  dann  zu  fortgesetzter  Obervor- 
mundschaft,  und  die  Rechte  der  FamiUe  wurden  in  eine  secundäre  Stel- 
lung zurückgedrängt  (3.  4.) 


1.  Cap.  n.  a.  805.  c.  24.  Ut  Tidais  et  popHlis,  orphanis,  caeds  et  claudis  tui- 
tionem  atqae  admiDiealam  imperiiamos  juita  possibllitatem  oosiram  Tel  rires. 

2.  jiu^sS.  Sudtr.  ▼.  1276.  {Hraui.  Vorm.  I.  S.  63.)  8ol  auch  der  phiager  als 
wol  geraten  sin  und  als  gewis,  daz  die  friunde  des  sicher  sin,  daz  er  den  chinden 
ir  gattes  lebt  ane  würde;  wäre  aber  des  niht,  so  ningentdie  friunde  wol  einen  andern 
nämen,  der  in  and  den  chinden  der  beste  wäre. 

3.  Schw.  sp,  64.  Tool  ein  phleger  den  Rinden  dai  er  dieze  rehte  sol  niht  luon» 
daz  mac  ir  mooter  oder  ander  ir  mlge  an  in  rordem  oder  der  Landrihter  oh  ez  üf 
dem  Lande  ist:  oder  is  es  in  einer  sut,  sÄ  mac  ez  fordern  der  stete  herre  oder  ir 
▼oget,  ande  dem  muoi  er  dar  nrobe  antwurden,  onde  nac  man  in  öberkome  daz  er 
in  übel  hat  getln  an  irem  guote,  man  sol  in  palmaoden,  das  er  niht  m€r  voget  noch 
phleger  mag  gestn. 

4.  Vormnndscbaftsordnong  tob  1376  zu  HöttmUr  {OengUr,  Stadtr.  8. 204)  %.  4: 
Stervet  eyn  man,  rnd  de  rrawe  und  de  hindere  leuendich  hüben  de  hinnen  iren 
iaren  sind,  der  kindere  rormunden,  he  ay  dar  to  gehören  oder  gekoren,  de  scal  den 
kinderen  und  deo  rechten  eroen  dat  gut  vorwissenen »  wo  deme  rate  dunket,  dat  se 
des  bewahret  hlinen;  ouk  so  seolen  de  TornMinden  Ton  der  Jerliken  ghulde  des  gutes 
der  kindere»  eft  se  dai  hebheni  nemen  alse  Yel  vor  kost  und  ror  cledere  ie  des  )ares» 
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3.  Es  darf  die  Erweiterung  der  OberYonnandschaft  in  der  Haupt- 
sache wohl  als  ein  Fortschritt  der  neueren  Rechtsbildang  betrachtet  werden. 
Die  Pflicht  zu  guter  Sorge  und  Verwaltung  wurde  nun  kräftiger  betont, 
als  das  Recht  der  Verwandten  zur  Vertretung,  die  Controle  wurde  sorg- 
ftltiger  und  geregelter,  und  die  Garantie  für  eine  gewissenhafte  VerwaHnng 
des  Vermögens  der  Mtlndel  ausgedehnter  und  vernnehrt 

Aber  wie  in  den  öfTentlichen  Dingen  Oberhaupt,  sehen  wir  auch  hier 
jene  Vorzüge  zuweilen  durch  die  Uebel  bureaukratischer  Vielscbreiberd 
und  Vielregiererei  und  einer  blosz  formalen  Geschllftserledignng  verdeckt 
und  aufgezehrt.  Die  neuere  Gesetzgebung  hat  angefangen,  den  VormQndeni 
wieder  einige  grüszere  Freiheit  der  Bewegung  zu  gestatten  und  den  m- 
dividuellen  Besonderheiten  durch  einen  erneuerten  Einflusz  der  Familie  auf 
das  Vormundschaftswesen  Rechnung  zu  tragen. 

4.  Römisches  und  deutsches  Recht  waren,  als  sie  sich  noch  in  ge- 
schiedenen Bahnen  bewegten,  in  der  Auflassung  des  Zwecks,  in  der  WaU 
der  Mittel  und  in  der  Geschichte  der  Vormundschaft  nahe  verwandt  Die 
Entwicklung  und  allmähliche  AbschwSchung  und  der  Untergang  der  Ge- 
schlechtsvormundschaft und  ebenso  das  später  erkannte  und  befriedigte 
Bedürfnisz  eines  Schutzes  auch  der  zwar  mündigen  aber  noch  minder- 
jährigen Kinder  nahmen  in  Deutschland  einen  aufl^allend  Uinlichen  Gai^, 
wie  viele  Jahrhunderte  früher  in  Rom,  ohne  dasz  dabei  die  römische  Recfats- 
geschichte  gekannt  und  nachgeahmt  wurde.  Es  mischten  sich  daher  gerade 
in  dieser  Lehre  die  beiden  Rechte  früher  und  vollständiger  als  io  an- 
dern Gebieten,  und  diese  Mischung  ward  denn  zur  Grundlage  des  neueren 
Rechts. 

§.  226. 

IL    Vormandschaft  über  Minderjährige. 

1.    EntsteboDg  und  Ende. 

1.  Eines  Vormundes  bedürfen  Unmündige  und  Minderjährige,  (§.  16. 
2.)  die  nun  gewöhnlich  zusammengefaszt  und  geroeinsam  unter  diesdbe 
Vormundschaft  gestellt  werden.  (1.  2.)  Wir  erkennen  darin  eine  Verbes- 


alse  deme  rade  und  den  erven  dunkel  moghelik  wesen,  mö  scolen  alle  iar  voo  d«inr 
gute  den  kinderen  rekennen,  deme  rade  viid  den  rectoten  erven,  wai  en  boven  kod 
und  kledere  ouerlopeo  mach,  und  scolon  on  dal  gut  Tort  na  ereme  rade  belege«  aad 
vorstan  alae  bett  kunneo  and  moghen. 

i.    ScAw,  sp.  54.  Oben.  §.  16.  B.2. 

2.  fi.  Pol.  O,  T.  1548.  Tit.  31  §.  1.  Daaz  den  Papillen  and  mindefjibrix» 
Kindern  jederzeit,  bisz  sie  la  ihren  voglbaren  und  mannbaren  Jahren  kommen,  Vor- 
roClnder  and  Vorsteher,  so  die  ilmen  von  ihren  Bliern  in  Testamenleo  ni^ht  Terontort 
oder  ihre  angebome  Freund  and  Verwandten  sich  der  VormandschafI  aast  recht- 
misiigen  Ursacben  nicht  anleniehen  wollten  oderdartu  täglich  and  gesrhickt  wifn, 
gegeben  werden. 
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seroDg  des  Recblszoslaiidesy  das2  es  nicht  mehtf  wie  nach  ilterem  deat* 
sehen  und  nach  älterem  rdmiseheo  Rechte,  in  das  Belieben  des  Minder- 
jährigen  gesetzt  wird,  ob  er  einen  Vormnnd  erbitten  wolle  oder  nicht,  and 
halten  es  für  wohl  begründet,  dasz  die  römischen  Dnterscheidangen 
swnchen  tuteia  and  cura,  audorüßt  und  eatummuy  welche  unsem  Sitten 
and  unserer  Denkweise  fremd  sind,  ans  dem  neueren  Vormundsdiafts- 
rechte  verschwunden  sind.  (S.  A.  VII.  143.j  Aber  die  natürliche  Ab- 
stofong  der  Unmündigen  and  der  MindeijAhrigen  sollte  doch  wieder  in 
dem  Sinne  mehr  geachtet  werden  (3.),  dasz  den  letztern  verstattet  würde, 
in  ihren  eigenen  Angdegenheiten  ihre  Meinung  zu  äusz^m,  nicht  als  masz- 
gebend,  aber  doch  zur  ErwAgung. 

2.  Durch  Rekhigeietz  ist  schon  im  XVi.  Jahrhundert  das  neuere 
Princip  aasgesprochen  worden,  dasz  alle  vormundschafUiche  Befugnisz  auf 
der  Ermächtigung  der  Ob$rvormund$ehaft  beruhe.  Die  verwandtschaftliche 
Vormundschaft  hat  in  Folge  desselben  den  Charakter  der  obrigkmtUchen 
angenommen.  Die  Bezeichnung  eines  Vormundes  von  Seite  des  Vaters  im 
Testament  oder  In  einem  Familien-  oder  Erbvertrag,  oder  die  natürliche 
Anwartschaft  der  nächsten  dazu  filhigen  Verwandten,  oder  die  Wünsche 
der  Familie  oder  des  Hindeijährigen  sind  daher  nicht  mehr  Air  sich  allein 
geeignet,  vormundschaftliche  Rechte  zu  übertragen,  sondern  nur  als  Be- 
stimmungsgründe zu  beachten  (4.),  welche  die  Emennui^  der  (Hiervor- 
mundschaft leiten,  wenn  im  übrigen  die  bezeichnete  Person  nadi  den  um- 
ständen als  tauglidi  erschdnt  Dem  neuen  Pnncip  entspricht  die  freie 
Erwägung  der  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  am  besten,  welche  den  Begehren 
des  Vaters  und  der  Familie  wohl  ein  bedeutendes  moralisches  Gewicht  ein- 
räumt, aber  keine  formelle  Nöthigung  mehr  damit  verbindet  (5.) 

Die  römischen  Juristen  heben  die  Gründe,  welche  der  Ernennung 
einec  Person  zom  Vormund  im  Wege  stehen ,  oder  die  Ablehnung  der 
Vormundschaft,  die  im  übrigen  als  eine  öflentKche  Pflicht  aufgefaszt  wird, 
rechtfertigen,  ausführlich  besprochen,  und  ihre  aus  der  Beobachtung  des 
Lebens  geschöpfte  Theorie  verdient  noch  Beachtung,  darf  aber  wieder  nicht 

3.  ZMrgker  €t,  S«  343.  Ein  «Dwesender  möndiger  YögUing  soll  sowohl  zar 
AsfMbme  und  ADerkeDOung  der  loTeotur  als  la  allen  wichtigen  Berathongen  über 
seine  Angelegenbetten  zogezogen  nnd  seine  Ansicht  darüber  ▼emommeD  werden.  Der 
Vomrand  vnd  die  Yormamllschaflsbehörden  sind  indessen  an  diese  Ansicht  nicht 
gebnndeD. 

4.  Hekht.  P9L  O.  v.  1577  Tit.  3i  $•  ^*  Dasz  ein  jeglicher  Vormünder,  er  sei 
gleich  in  Testamenlsweis  verordnet,  oder  dorch  das  Recht  oder  Richter  gegeben, 
sich  der  Vormondschaft  nicht  unterziehen  soll,  die  Verwaltong  sei  ihm  dann  zuvor 
dnrch  die  Obrigkeit  4ecemfrt  worden. 

5.  Hmnäcka.  Vorm.  T.  1783  C.  5  g.  7.  Ks  kann  aber  ein  Vater  einen  Vor- 
moml  nicht  allein  durch  ein  Testament  oder  andern  letzten  Willen ,  sondern  auch» 
wenn  er  gleich  auszerdem  gar  nicht  testlret,  durch  eine  —  gcaehriebene  oder  — 
mündliche  Erkllrnng  —  verordnen,  c.  4.  g.  1.  Bei  Bestellung  der  Vormünder  hat 
der  Riebter  voraehmlich  darauf  zu  sehen,  ob  in  denen  von  den  Eltern  — *  geschlos- 
seoen  Ehevertrigen  deshalber  etwas  bedungen  worden« 

B 1  u  n  ts c h  1  i,  deutsches  Privatreckt  3.  Aufl.  ^ 
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als  ein  nnverflnderliches  Gesetz  pedantisch  angewendet«  sondern  man  der 
Natur  des  heutigen  Lebens  gemftsz  fortgd>ildet  werden. 

3.  Bevor  dnrch  fgerichtHehes)  9bervomHind$chafüiche$  Deent  die 
Vormundschaft  dem  Vormunde  aufgetragen  worden,  ist  derselbe  niobt  be- 
rechtigt, im  Namen  des  Mttndels  zu  handdn.  Wohl  aber  ist  der  emniite 
Vormund,  auch  wenn  er  AMdmungsgrQnde  geltend  macht,  bis  zur  Erhdi- 
gung  derselben  verpflichtet,  provisorisch  dem  erhaltenen  Aufbipge  gemta, 
die  dringlichen  und  nothwendigen  Geschftfte  des  MOndels  zu  besorgen. 

Die  Beeidigung  des  Vormundes  wird  durch  Reichsgesetz  vorgeschrieba 
(6.)f  vnrd  aber  nach  den  Vorschriften  vieler  Landrechte  durch  ein  blos» 
Bandgelübde  ersetzt,  welches  denn  auch  der  neueren  Sitte  besser  zusagt 

Die  Errichtung  eines  Inventars  Ober  das  Vermögen  des  HQd(Ms, 
welches  die  Reichspolizeiordnung  dem  Vormunde  sur  Pflicht  macht  (7.), 
geschieht  nun  regelmAszig  auf  Veranstaltung  und  unter  der  Aubidit  der 
Obervormundschaft. 

Die  römisch-rechtliche  Verpflichtung  des  Vormunds  zur  ConftoiMMcl- 
lung  ist  nun  gewöhnlich  aufgegeben  und  dagegen  die  Einrichtung  eing^ 
führt  worden,  dasz  werthvolle  Papiere  und  Kostbarkeiten  vbn  der  Ober- 
vormundschaft in  anuUche  Verwahrung  genommen  werden.  Wo  dkst&t 
noch  besteht,  vrird  sie  dann  auf  die  Sicherung  des  Mündels  für  die  den 
Vormund  anvertraute  Fahrnisz  beschrankt  (8.) 

4.  Die  Vormundschaft  wird  beendigt: 

a)  durch  die  YoUßhrigkeit  des  Mündels, 

b)  durch  die  VolljährigerkUirung  oder 

c)  durch  Heirath  desselben. 

Durch  die  eingetretene  Mündigkeit  im  engem  Sinne  wird  die  Vor- 
mundschaft weder  unterbrochen  noch  wesentlich  verändert  Der  Vornrand 
bleibt  nach  wie  vor  in  seiner  Stellung,  und  der  Mündel  wird  nidit  hand- 
tangsfkhig.  Die  Volljährigkeit  aber  begründet  für  sich,  indem  der  Grand 
dieser  Vormundschaft  nun  wegfällt ,  Befreiung  von  deradben,    auch 


6.  Ji.  Fol.  O.  Y.  1577  Tit  32  $•  3.  dasi  (der  Vormand)  nach  befohlener  ?er- 
waltaog  —  mit  Gelübden  nnd  Eyden  beladen  werde,  dass  er  seinen  Pflegkinden  ni 
ibren  Gütern  felrenlicb  und  erbarlicb  vorsein,  ibre  Personen  und  Güter  verielieB 
und  rerwabren ,  die  Güter  niobt  in  seinen  eigenen  Nutten  kehren  —  oder  wendea. 
noch  dieselbigen  obn  Vorwissen,  Erkenninisz  und  Decret  der  Obrigkeit  verinsmB. 
verpüloden  oder  beacbweren,  und  Jtfhrlicb,  nit  allein  aaf  Erforderung  der  Obrigkeit 
sonder  auch  selbst,  vermög  seines  anbefoblenee  Ampts  ooefa  geleister  Pflicht  mA 
Eyds  gebührliche  Rechenschaft  anbieten  «nd  thun  u.  s.  f. 

7.  fi,  Pol.  O,  a.  1548  Tit.  31  g.  3.  dasz  (der  Vomnnd)  nach  befohlener  Ver- 
waltung von  allen  Gütern  liegend  ond  fahrend,  Sebnlden-Brief  nnd  Raflstem  eia 
Inrentarinm  aufrichte. 

8.  Bayr.  Hf  poth.  Ges.  t.  1822  £•  20.  Der  Vormund  ist  bei  dem  AntriU  4m 
Vormundschaft  nur  für  di^enlgen  Theile  des  beweglicben  Vermfigens,  welche  ihfli 
in  USnden  gelassen  werden,  mit  einer  —  bestimmten  Summe  Sicherheit  tn  leisMs 
verbunden.  ^ 
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«eh  die  fonnelle  EoUaming  des  Vonmindes  und  die  AblegQog  der  Sddusz- 
redurang  noch  eine  WeOe  rerziehen  sollte. 

Die  Vol^rigerUärung  (Jahrgebtmg,  Mündigtpruhwug,  venia  aeiatit) 
geschiebt  durch  einen  landesberrh'chen  Act,  nach  vorheriger  Prüfung  des 
Falls.  (9.)  Die  Obervoraiundschaftsbehörden  sind  indesjsen  in  vielen  Landern 
auch  dazu  emOiehtigt    Dieselbe  wirkt  wie  die  wirkliche  Volljährigkeit 

Ebenso  zerstM  die  Yerheiratkung  (10.)  die  Vormundschaft  nicht  nur 
bei  Fraum,  wekhe  nun  unter  die  Vormundschaft  oder  doch  die  Familien- 
sorge ihres  Ehemannes  kommen,  sondern  auch  bei  Männem^  da  sich  in 
ihr  die  Gründung  eines  n^en  selbsUlndIgen  Familienstandes,  und  zugleich 
die  Zustimmung  dazu  von  Seite  der  Familie  und  des  Vormundes  Auszert 
(f  1.)  Wenn  einzebie  neuere  Gesetzgebungen  im  Gegentheil  die  Vormund- 
schaft noch  fortdauern  lassen,  so  gerathen  sie  theils  in  Widerspruch  mit 
sich  selber,  indem  sie  einen  Mann  fdr  ftkhig  erklären,  die  Pflichten  eines 
Ehemanns,  Vaters  und  Vorstandes  einer  Haushaltung  zu  Qbemehmen  und 
für  unfilhig  sein  VernKigen  zu  verwalten;  theils  ist  eine  solche  Beschrän- 
kung der  Verkehrsfreiheit  für  den  Bevormundeten  weit  eher  ein  Hindemisz 
als  eine  Förderung  seiner  Wohlfahrt  und  ftlr  die  Vormundschaft  selbst 
überaus  lüstig.  (12.) 

5.  Eine  dgenthflmliche  Wirkung  auf  die  Rechte  des  Minderjährigen 
musz  es  üben,  wenn  ihm  obervormundschaflJich  die  Führung  eines  BandeUge^ 
$chäfu  gestattet  wird.  Regelmüszig  werden  in  solchen  Füllen  die  Voraus- 
setzungen zur  VolljAhrigerklürung  gegeben  sein,  und  diese  ist  gewisz  das  in 
jeder  Hinsicht  angemessene  Mittel,  Verwicklungen  und  Schwierigkeiten  ab- 
zuschneiden. Wer  fiüiig  ist,  Handel  zu  treiben  ohne  Schaden  zu  nehmen, 
dem  mag  man  wohl  füglich  die  selbständige  Leitung  all  seiner  Angelegen- 
beiten  anvertrauen  Wird  aber  gleichwohl  ausnahmsweise  einem  Minder- 
jälirigen,  ohne  ihn  voUjährig  zu  sprechen,  das  Recht  übertragen,  selbstthätig 
Handel  za  treiben  —  denn  der  Fall ,  wo  auf  Rechnung  eines  minderjäh- 
rigen, vielleicht  unmündigen  Principab,  z.  B.  des  Erben  einer  Firma,  mit 
obervormundschaftlicher  Genehmigung   und  Controle   von -Andern,    etwa 


9.  Ostitrr.  Ges.  S*  ^2*  Eioem  MindefjIhrigeD ,  welcher  das  iwanzigste  Jahr 
loruck  Relegt  hat,  kann  das  Tormondsebaflliche  Gericht  nach  eingeholtem  Gutachten 
des  Vormundes  und  allenfalls  auch  der  nächsten  Verwandten  die  Nachsicht  des  Alters 

Terwilligen  und  ihn  TolUShrig  erklären. Die  Erklärung  der  Volljährigkeit  hat 

ganz  gleiche  rechtliche  Wirkung  mit  der  wirklich  erreichten  Volljährigkeit. 

10.  BechUtpriehwori  {Kraut  Vorm.  II  8.  173).    Heirath  macht  mundig. 

11.  Code  cüf.  p.  476.  Oben  g*  2^21.  10. 

12.  Ein  Erkenntnisz  des  0.  A.  G.  zu  Darautadt  hat  neuerdings  für  Fortdauer 
der  Vormundschart  nach  Verbeirathung  des  Mädcheos  entschieden ,  »nach  conston- 
ter  Praiis,  die  sich  auf  die  Reichspolizei-Ordnung  von  1Ö77  Tit.  32  gründe;« 
SeuferU  Archlr  XIII  N.  99;  aber  für  diese  gegen  die  Natur  der  Sache,  der  Ehe 
und  der  Vormundschaft  direct  verstoszende  Bestimmung  durfte  sich  eine  »constante 
Präzis«  schwerlich  nachweisen  lasten.    Vgl.  Kraut,  Vorm.  I  8.  395. 

48* 
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einem  obervormutidschaftlich  auigesteUten  Procuristen,  ein  Gesdiift  bis  zm 
Mündigkeit  des  Erben  fortgeführt  wird,  bietet  keine  Schwierigkeit,  der  Prin- 
cipal kann  natfirlich  nicht  Restitntion  bezQgUch  eines  einzelnen  Geschäfts 
des  Procuristen  fordern  —  so  ist  ein  solcher  minderjähriger  Kanfmann, 
ganz  analog  den  Handelsfraaen  (§.  132)  im  Kreise  seiner  HandelsgescIiSfte 
dem  VolljAhrigen  vöHig  gleich,  hat  alle  Pflichten  nnd  Rechte  eines  sokfaeD, 
wird  durch  seine  Rechtsgeschäfte  in  diesem  Gebiet  ohne  Mitwiiiiang  des 
Vormunds  vollgQltig  obligirt  und  kann  sich  nicht  auf  die  RechtswohUhatcn 
seiner  Jugend,  z.  B.  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand,  berufen  (t^ 
Z.  f.  H.  R.  II  S.  394),  während  er  dand[)en  und  gleichzdtig  in  allen  nicht 
dem  Handel  angehörigen  Geschäften  wie  jeder  andere  Hinderjäfarige  be- 
schränkt und  geschätzt  ist.  Das  Hiszliche  dieser  Unterscheidung  ergibt  sidi 
schon  daraus,  dasz  ein  solcher  Minderjähriger  in  seinen  Handel^geschäftai 
Ober  die  gröszten  Summen  yerfOgen,  aber  ausserhalb  dieses  Kreises  oichl 
die  geringste  Veräuszerung  gtlltig  vornehmen  kann,  und  da  er  doch  ni 
seinem  ganzen  Vermögen  fOr  seine  Handelsschulden  haftet,  wird  ihm,  wenn 
er  sich  in  diesen  ruinirt,  der  anderweitige  Schutz  nichts  nOtzen.  De« 
deutschen  Recht  widerstreitet  ein  solches  Verhältnisz  schon  darum,  weil  es 
in  der  Bethätigung  von  persönlicher  Reife,  welche  unverkennbar  in  der  Er- 
richtung eines  eignen  Geschäftes  liegt,  das  natfirliche  Ende  der  väterlichen 
wie  der  Altersmundschaft  der  Obrigkeit  erblickt.  (Das  französische  Redit 
verlangt  zum  Handelsbetrieb  eines  Minderjährigen  die  sog.  Emandpatioa, 
ein  Alter  von  18  Jahren,  Einwilligung  des  Vaters  oder  der  Mutter  und  Ein- 
Zeichnung  in  das  Handelsregister.) 

*  Erauij  Vonmindsch.  II  8.  118  ff.;  —  Vorranndsch.-Ordn.  v.  Br^nen 
1826;  —  ViUaume,  d.  pr.  yoru]..R.  n.  8.  Reform  1846;  —  Temme,  d.  preas. 
Vorm.-R.  1847;  —  AmdU  u.  iMmKard,  d.  prensz.  Vormandach«  1852;  —  Cd- 
gener,  Yorm.  nach  badL  Gesetzen  1852;  —  Evdi^  systematische  DanteJlnng  des 
Vormundflchafts-  und  Hypothekenrechts  etc.  in  Preossen.  Arnsberg  1859;  — 
Heimh<ich,  Vormundschafltsrecht  in   Weitke't  Rechtslexikon  xm  S.  327—964. 

§.  227. 

2.    Rechte  und  Pflichten  des  Torroandes. 

1.  Die  Sorge  des  Vormundes  erstreckt  sich  auf  das  persönUekt 
(körperliche  und  sittliche)  Wohl  des  Vögtlings  (1.  2.),  wie  auf  dessen  Ver- 


1.  Freyhurger  Stadtr.  Y.  1K20.  III.  1.  Ob  die  vogibar  person  noch  Jang  msd 
Ynder  irn  Jarn  wer,  das  dann  der  vogt  oder  pflcger  solich  kind  zuTorderst  zn  got»- 
forcht,  sucht,  kunst  oder  zo  einem  hantwerck,  worzucr  es  dann  geschickt  wer  vfftiebee 
rürdern  vnd  leyten,  doch  sol  er  —  dieselben  vogtkind  —  weder  7U0  goU  noch  4er 
weit  beraten  noch  fürsehen  anders  dann  mit  der  nehsten  früntschaffl,  so  aber  kbeiBe 
vorhanden  wer,  mit  unserm  zulassen,  wissen  vnd  willen. 

2.  Prentz,  Landr.  II.  18.  g.  232.    Die  Sorge  (der  Vormünder)  für  die  Perso« 
musz  sowohl  auf  das  körperliche  als  auf  das  moralische  Wohl  des  Pflegebefoble 
gerichtet  sein. 
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mögm.  Die  Erziehtmg  leitet  er  —  dem  Vater  ähnlich,  obwohl  mit  minder 
eiDgreifeoden  Befdgnissen  —  in  Verbindnng  mit  der  Mutter,  and  unter 
der  Oberaufsicht  der  Vormandschaftsbehörde.  Die  Wiederverheiratbong 
der  Matter  hebt  ihr  Recht  auf  Mitwirkung  bei  der  Erziehung  nicht  auf, 
wohl  aber  kann  in  diesen,  wie  in  andern  Fällen,  wo  besondere  Bedenken 
gegen  die  Erziehung  durch  die  Mutter  sprechen,  die  Obervormundschaft 
auf  den  Antrag  des  Vormundes  ihr  dieselbe  entziehen.  (3.) 

2.  Die  deutsche  Vormundschaft  unterscheidet  sich  von  der  römischen 
Mela  und  cura  hauptsächlich  dadurch,  dasz  die  Vertretung  des  Mündels 
durch  den  Vormund  in  weiterm  Umfange  und  regelmäszig  geObt  wird.  (4.) 
Der  unmündige  und  der  Minderjährige  können  beide  sich  ohne  Genehmi- 
gong  des  Vormundes  nicht  gültig  verpflichten,  und  gewöhnlich  handeln 
und  reden  sie  bei  Abschlusz  der  Verträge  tiberall  nicht  mit,  sondern  es, 
bandelt  einfach  der  Vormund  in  ihrem  Namen,  als  ihr  Stellvertreter.  Er 
unterzeichnet  die  Verträge  meist  allein.  Er  führt  auch  für  den  Mündel 
dessen  Processe.  Ganz  zweckmäszig  aber  ist  es,  wenn  der  Vormund  — 
wie  das  häufig  in  Particularrechten  bestimmt  und  auch  von  der  Praxis 
beachtet  wird  —  zum  Behuf  der  Proceszführung  einer  obervormundschaft- 
Hcben  Ermächtigung  bedarf. 

3.  Dem  Vormunde  kommt  die  Verwaltung  des  Mündelgutes  zu. 
Indessen  ist  er  darin  theils  durch  die  ControU  (5.),  theils  durch  die  Mitwir- 
kung der  Obervormundschaft  beschränkt.  (6.)  Die  erstere  erstreckt  sich 
aof  die  ganze  Verwaltung,  über  welche  der  Vormund  periodisch  Rechnung 
abzulegen  und  Rechenschaft  zu  geben  bat  Die  jährliche  Rechnungsstellung 
ist  die  regelmäszige  (5.),  und  da  ist  es  dem  Geiste  des  deutschen  Rechtes 
und  den  natürlichen  Interessen  gemäsz,  wenn  sowohl  die  nächsten  Anver- 
wandten als  die  bereits  mündigen  aber  noch  minderjährigen  Vögtlinge  zu- 
gezogen und  vernommen  werden.  Die  Mitwirkung  der  Obervormundschafb 
bezieht  sich  auf  einzelne  wichtigere  Rechtsgeschäfte,  welche  der  Vormund 
nur  mit  Genehmigung  derselben  abschlieszen  darf.  Das  neuere  Recht  be- 
schränkt den  Vormund  mehr  als  das  römische,  gibt  aber  der  Obervor- 
oiQndschaft  freiere  Hand  in  der  Bewilligung  von  Verfügungen,  welche  für 
die  Oekonomie  des  Vögtlings  je  nach  der  Lage  der  Umstände  vortheilhaft 


3.  HurgäcAs.  Vorm.-O.  V.  1782.  C.  12.  g*  3.  Weno  sich  die  Mutter  anderweit 
verbeiratbet,  so  beruhet  es  in  des  Richters  ErmesseD,  ob  uod  wie  lange  derselben  die 
Eniehung  ferner  überlassen  werden  —  aolle. 

4.  Hamburg,  Yorm.-O.  v.  1831  Art.  08.  Ein  Contract  oder  sonstiges  Recbts- 
geschäfl»  welches  mit  einem  Minderjährigen  persönlich  abgeschlossen  worden,  bindet 
deoselbeo  our ,  wenn  die  Vormünder  solches*  Namens  seiner  schriftlich  genehmiget 
haben. 

ö.    R.  Pol.  O.  ?.  1ÖT7.  Oben  %.  226.  ö. 

0.  R.  Fol,  O.  V.  1746  Tit.  14  g.  5.  —.die  Verallenining  ihrer  Papillen  — 
QohewegUcben  Guter  —  ohne  dringende  Noth  oder  vorscheinenden  sonderbareq 
Natxea  nicht  lo  out-  rnebmeo. 
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erscheinen.    Auch  Verfluszeningen  von  Liegenschaften,  gewöhnlich  dordi 
gerichtliche  Versteigerung  zu  vollziehen,  sind  unter  dieser  VortwssetaiBg 


4.  Das  neuere  Recht  gestattet,  im  Gegensatz  zum  romischen  Redrte, 
r^elihaszige  Honorirung  des  Vormundes  für  seine  Vermögensverwattwig. 
Das  Masz  derselben  wird  durch  die  Vormundschaftsordnung  oder  durch  die 
Obervormundschaft  bestimmt.  (6  a.) 

^    Kraut,  VormandBch.  II  S.  126—162. 

§.  228. 

nL    GeschlechtSTonnundschaft. 

1.  In  dem  altem  deutschen  Rechte  war  ähnlich  wie  in  dem  ursprüng- 
lichen römischen  Rechte  die  Gachlechtsvormundichaft  über  mündige  und 
ledige  Weiber  (Wittwen)  verbreitet.  (1.)  Der  Grund  dieser  Vormundschaft 
aber  war,  wie  der  ganze  Charakter  derselben,  ein  ganz  anderer  als  der  der 
Vormundschaft  über  Unmündige.  Die  Frauen  bedurften  keineswegs  desz- 
halb  eines  Vormundes,  weil  sie  für  persönlich  unreif  und  unfähig  gebalten 
worden  wären,  die  Bedeutung  der  Rechtsgeschäfte  zu  begreifen  und  einen 
eignen  Willen  zu  haben  und  zu  ttuszern,  sondern  nur  weil  sie  nicht  wehr- 
fähig waren  und  keinen  Theil  an  dem  Volksgerichte  hatten.  Der  Ge- 
schlechtsvormund hatte  daher  weder  ein  allgemeines  Recht  der  Vertretung 
noch  eines  der  Vermögensverwaltung.  Wenn  aber  die  Frau  VerSuszemngen 
oder  Gedinge  vornehmen  wollte,  welche  vor  Gericht  vollzogen  werden 
muszten  (2.),  oder  wenn  sie  zu  klagen  hatte  oder  beklagt  wurde,  dann 
bedurfte  sie  des  Vormundes,  der  sie  in  dem  Gerichte  vertrat  An  Ver- 
äuszerungen  sogar  von  Eigen  konnte  sie  nach  dem  Sachsen-  und  dem 
Schwabenspiegel  nur  der  geborene  Vormund,  weil  er  Erbe  war,  nicht  der 
gekorene  Vormund  behindern  (3.),  und  es  gab  der  Richter,  der  Frau  wohl 
auf  ihre  Bitte  für  das  einzelne  Rechtsgeschäft  den  von  ihr  gewünschten 
Vormund  zur  Beratliung  und  zu  formellem  Schutze.  Einzelne  Stadtrecbte 
aber,  wie  z.  B.  das  Hamburgische  und  Lübische,  verschärften  die  Abhang^- 
kcit  der  Frau  von  der  Zustimmung  ihres  Vormundes.  (4.) 

Oa.  Vgl.  eio  Erk.  d.  O.  A.  G.  lu  LüSeek  in  Römers  Samml.  IH  S.  STS.  Dts 
Stadtgericht isidavoo  ausgegangen,  dasx  den  za  Curatoren  bestellten  Advocaten  gewöhn- 
lich Vi  Procent  jihrllch  von  dem  verwalteten  Capital  bewilligt  lu  werden  pflegt. 

1.  Lex  Sai,  VIL  c.  %  Qai  mortoos  vidaam  reliquerit,  tatelam  c^as  IHias, 
quem  ex  alia  oxore  habuit  accipiat.  Si  is  Torte  defuerit,  frater  idem  derancU;  si 
frater  non  faerit,  proximns  patemi  generis  ejus  consanguineus. 

2.  Altes  Stadtr.  t.  Soeti.  %.  27.  Potest  clericus  aut  roalier  qaelibet  mobilia  vd 
bona  vel  donationes  rel  caduca  quae  fiaiAa  dicontnr,  in  jadicio  petere  sine  procn- 
ratore;  sed  si  intersont  mancipia  vel  predium  fandale  quod  vulgo  dicitnr  Thr/km^i 
egen  sine  procoratore  agere  non  potest. 

3.  9,  9p,  I.  45.  g.  2.  Megede  —  und  angemannede  wif  verkopen  ir  eges  ant 
irs  vormfinders  gelof,  he  ne  si  dar  erve  to. 

4.  Inst.  Lnbk.  a.  1285.   {Hrmui  $.  228.  0.)     Noila  molier  potest  boM  m 
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2.  Der  atte  Gnind  der  GescUecbtsvomraiidscbaft  ging  bei  YerSnderter 
Geridits-  und  RechtsverfoMUDg  völlig  unter.  Er  wurde  auch  nur  theil- 
weise  durch  die  neue  Vorstellung  ersetzt,  dasz  die  Frauen  weniger  geschäfts- 
erbhren  als  die  Minner  seien,  und  daher  zu  gewissen  Gescbflflen  der 
minnlichen  BeihOlfe  bedürfen.  Wo  sich  daher  noch  eine  Geschlechtsvor- 
mundsehaft  erhielt,  nahm  sie  guiz  die  Natur  einer  Beütandschaft  an  (5.)^ 
die  fOr  gewisse  Rechtshandlungen  nöth^  blieb,  wie  insbesondere 

a)  fOr  Proceae,  abgesehen  von  den  rein  persönlichen,  wie  in  £he-  und 
Strafiuiehen, 

b)  fOr  gerichtliche  RechtsgeschAfte, 

c)  fOr  Veräuezerung  oder  Verpfändimg  von   liegendem  Gute,  oder  ffir 
Geschäfte  Ober  ein  ganzes  Vermögen  oder  eine  Quote  desselben, 

d)  zuweilen  auch  für  Bürgschaften  und  für  SchMvenjprechen  Oberhaupt, 
ausgenommen  fOr  laufende  Haushaltungsschulden. 

Die  Frau  ist  dann  fQr  solche  Geschäfte  immer  genötbigt,  sich  mit 
ihrem  —  häufig  fOr  den  einzehen  Fall  gegebenen  —  Vormund  zu  he- 
rathenp  und  seine  Zustimmung  ist  erforderlich,  damit  das  Geschäft  zu 
YoUer  Wirksamkeit  gelange.  Wenn  dasselbe  indessen  nicht  offenbar  un- 
vernünftig ist,  wird  sie  es  bei  beharrlichem  Willen  dennoch  gewöhnlich 
durchsetzen,  da  sie  Wieder  einen  neuen  Vormund  begehren  und  bei  der 
Wahl  desselben  sich  seiner  Zustimmung  im  voraus  versichern  kann. 
Schlieszt  sie  ein  derartiges  Geschäft  ab,  ohne  die  Zustimmung  des  Ge- 
schlechtsvormundes, so  ist  dasselbe  zu  ihren  Gunsten  ungQltig,  d.  h.  sie 
kann  sich  der  Verbindlichkeit,  soweit  nicht  etwa  eine  Rereicherung  vor- 
liegt, entziehen,  nicht  aber  der  Dritte  der  seinigen,  wenn  sie  ihn  dabei 
behaftet.  Die  DngOltigkeit  ist  auch  insofern  nur  eine  relative,  als  auch 
die  Frau  natOrlich  verbunden  wird,  wenn  schon  weder  in  Form  einer 
Klage  noch   einer  Einrede  die  Verpflichtung   gegen  sie  geltend  gemacht 

inpignorare,  Yendere  Yel  dare  culquam  sine  procaratore  (sooder  VormaDde}  nee  aliqoa 
nmlier  polest  carius  fidejubere  quam  pro  duobus  Dummis  et  dimidio  sine  mondi- 
baidio  ejus.  Exceptis  Ulis»  que  spccialiter  habent  copscat  et  solent  emere  et  vendere. 
Quidquid  etiani  cum  mundiburdio  promittit,  de  Jure  solvere  tenetur. 

5.  Code  Aap,  für  Baden  g.  515.  a.  Keine  Frauensperson,  die  grosijibrig  oder 
Oewalls  entlassen»  annebst  nocb  ledig  oder  geschieden  ist,  —  kann  ausser  ihrem 
Haushai tungs-Beraf  Rechtsgeschäfte  Yerbindlich  eingehen  oder  Urkunden  darüber 
aosstellen,  welche  auf  das  Vermögen  eine  unmittelbare  Wirkung  tuszern  und  nach- 
theilig ausblies  können,  ohne  Zuzug  eines  ihr  gerichtlich  geordneten  Beystandes.— Er- 
halten bat  sich  die  Geschleehtsvormundscbaft  z.  B.  noch  im  »allen  Lande«  (Hannover), 
doch  braucht  der  Vormund  nicht  gerichtlich  bestätigt  zu  werden  und  kann  nicht 
ohne  Bütwirkung  der  Mündel  diese  Yerpflichten  (Jur.  Zeit,  für  Kann.  1857  8.  120), 
und  in  einiges  altschwäbiscben  8tildten  (Augsburg,  Kempten,  Memmingen),  wo  die 
Mfisdel  zwei  »Beistünde«  (»WebrmSnner,  KriegsrSthe«)  unter  oberYorroundschafüicher 
BesUtigung  wählen,  deren  Genehmigung  zu  ihrer  wirksamen  Verpflichtung  erforder- 
lich ist;  es  kann  ihnen  aber  die  Mündel  den  »Beistand  aufkündigen,«  auch  heiszt  In 
schwäbischen  Btadtrechten  noch  der  Ehemann  der  Vormund  der  Frau.  —  Tgl.  im 
AllgeneiseB  Schopf,  das  österreichische  FrauesrecbU    Pest  1857. 
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werden  kann.  Sie  hat  doch,  wenn  sie  die  Schak)  besahlt  hat,  keine  ROd^- 
forderung  wegen  bezahlter  Nichtschuld,  und  wenn  ein  anderer  sieb  filr 
ihre  Schuld  verborgt,  so  haftet  er. 

3.  In  einem  groszen  Theil  von  Deutschland  ist  indessen  die  Gescbledits- 
vormundschafl  anszer  Uebung  gekommen  oder  doch  dnrch  neuere  Gesetze 
abgeschafll  worden.  Die  neuere  Rechtsbildung  ist  dem  Institute  nicht 
günstig.  In  der  That  leidet  dasselbe  auch  an  einer  schidUchen  Halbheit, 
indem  die  Selbstfindigkeit  der  Frau  in  Verwaltung  ihres  Vermögeus  aner- 
kannt wird,  und  der  Zuzug  eines  Vormundes  fOr  gewisse  Geschäfte  bSufig 
dann  wie  eine  lästige  und  hemmende  Formalität,  nicht  wie  eine  schotzende 
Sorge  empfunden  oder  gar  als  ein  Mittel  der  Ghicane  miazbraucbt  ood 
dadurch  der  Credit  g^hrdet  wird. 

*    KratU,  Vormundsch.  n  S.  266—326. 


IV.    Andere  Arten  der  Yormnndsehaft 

1.  Die  Bevormundung  der  Verschwender  rechtfertigt  sich  aus  der 
offenbar  gewordenen  Unfilhigkeit  solcher  Individuen,  ihrem  Vermögen 
selbständig  vorzustehen,  verbunden  mit  der  augenscheinlichen  Gefahr,  dasz 
dieses  zu  Grunde  gerichtet  werde,  wenn  ihnen  freie  Hand  gelassen  wQrde. 
Man  musz  sich  hier  vor  ungebührlichen  Eingriffen  in  die  persönliche 
Freiheit,  aber  zugleich  vor  schwächlichem  Gewahrenlassen,  bis  nichts  mehr 
zu  retten  ist,  hüten.  (1.)  Das  Individuum,  welches  als  Verschwender  er- 
klärt werden  soll,  hat  ein  Recht  auf  gerichtlichen  Schutz  gegen  die  erstem, 
aber  auch  die  Vormundschaft  musz  die  nöthigen  Refugnisse  haben  ond 
gebrauchen,  um  im  Interesse  des  Verschwenders  selbst  und  seiner  Familie 
sein  Vermögen  unter  vormundschaftliche  Verwaltung  zu  nehmen,  und  den 

1  Zürcher  G.  g.  324.  Die  BeroraiaDdoog  wegen  Yersch Wendung  ist  eDlweder 
auf  Anxeige  der  Verwandten  des  Yerscbwenders  oder  des  betreffenden  KircbeDvor* 
sundes  oder  von  Amts  wegen  durch  die  erstinstanxliche  Vormundschaftsbebörde  ein- 
luleiten.  Dieselbe  soll  in  allen  Fällen,  wo  erheblicher  Verdacht  vorliegt,  dasx  Jeraanä 
durch  leichtfertige  und  verschwenderische  Lebensweise  oder  Geschäftsf&hnnig  seia 
Vermögen  in  Zukunft  zu  Grunde  richten  werde,  eine  solche  Person  vorbescbeidea 
und  je  nach  Umstünden  durch  blosxe  Warnung  und  Ermahnung  dem  Uebel  xn  sleoerB 
suchen  oder  sofort  die  Einleitung  zur  Bevormundung  trefl\en.  g*  325.  Der  Bcsiirks* 
rath  ist  nach  vorlfiufiger  Prüfung  der  Sache  berechtigt ,  sofort  eine  Inventarisirung 
des  Vermögens  anzuordnen  und  bis  zur  Erledigung  des  Antrags  sowohl  werthvolVe 
Vermögensstücke  und  Documente  in  Verwahrung  zu  nehmen  als  durch  Vermittlung  des 
Gerichtes  Sperrung  der  Notariats-  und  Pfandprotokolle  zu  verfügen.  $.  327.  Er- 
kennt der  Bezirksrath  ~  auf  Bevormundung,  so  ernennt  er  vorläufig  einen  Vogt  qmI 
ertheilt  diesem  die  nöthige  Procesz vollmacht,  um  auf  gerichtlichem  Wege  jenen  als 
Verschwender  erklären  und  verrufen  zu  lassen.  Ein  solcher  Beschlusz  des  Bezirks- 
rathes  7-  ist  öffentlich  bekannt  zu  machen  und  Jedermann  vor  allem  Veifcehr  nil 
dem  Bevogteten  zu  verwarnen,  g.  327.  Bei  Processen  aller  Art  —  sollen  die  Gerichte 
von  Amts  wegen  Erkundigung  einziehen .  die  erbeblichen  Thatsaehen  zv  emittela 
trachten  und  nach  freiem  Ermessen  verfahren. 
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Capitolbestand   desselben   soweit   die   Bedllrfirisse  jener  es   znlasseii,    zu 
erhalten. 

2.  Blödsinnige  and  wahnsinnige  Personen  (za  denen  auch  die  Kre- 
tinen  oder  Troddel  des  Gebirgs  gehören)  bedürfen  einer  Vomiundschaft 
Ähnlich  den  Kindern.  Ihnen  werden  aber  nach  körperlieh  Gebrechliche' 
beigezählt,  wie  insbesondere  Taub-  oder  Stnsinigeborene.  (2.)  Indessen 
nöthigen  die  Fortschritte  in  der  Erziehung  solcher  Personen  zur  Beachtung 
der  natürlichen  Unterschiede  zwischen  denen  die  wohl  im  Stande  sind  sich 
selber  zu  helfen,  und  denen  welche  mit  den  Blödsinnigen  auf  einer  Stufe 
stehen.  Wo  die  persönliche  Fähigkeit  ausgebildet  ist,  da  bedarf  es  keiner 
Vormundschaft,  und  wo  nur  ein  theil weiser  Mangel  diese  wünschbar  macht, 
ist  dieselbe  auch  so  zu  Oben,  dasz  sie  jenen  ergänzt,  aber  zugleich  die 
Reife  des  Pfleglings  Im  übrigen  achtet 

3.  Die  freiwillige  Vorfnundschaft  wegen  hohen  Alters^  welche  in  den 
Recfatsbflchem  des  Mittelalters  der  freiwilligen  Vormundschaft  wegen  mindern 
Alters  an  die  Seite  gesetzt  worden  (3.  4.),  hat  sich  in  solcher  Auffassung 
aus  unserm  Rechtsbewusztsein  und  aus  der  Praxis  Terloren.  Aber  noch 
wird  es  geübt,  dasz  volljfthrige  Personen,  welche  wegen  hohen  Alters  oder 
aus  andern  Gründe,  z.  B.  auch  wegen  Blindheit  oder  Taubheit,  auszer 
Stande  sind  ihr  Vermögen  selbständig  zu  verwalten,  sich  freiwillig  unter 
öffentliche  Vormundschaft  begeben.  (5.)  Sind  aber  einmal  Gründe  vorhanden, 
welche  die  Bevormundung  rechtfertigen,  und  ist  diese  öflentüch  bekannt 
gemacht,  dann  können  auch  solche  Vögtlinge  ohne  Zustimmung  des 
Vormundes  keine  Schulden  contrahiren,  noch  Stücke  ihres  Vermögens 
veräoszern.  Indessen  sind  dieselben  darin  ähnlich  den  Hinderjährigen  zu 
behandeln,  dasz  ihre  Meinungen  gehört  und  ihre  Wünsche  soweit  es 
angeht  beachtet  werden,  und  es  steht  häu6g  nichts  im  Wege,  ihnen  den 
Brtrag  ihres  Vermögens  zu  eigener  Verwendung  und  die  Besorgung  ihres 
täglichen  Haushaltes  zu  überlassen,  so  dasz  dann  die  vormnndschaftliche 
Obsorge  sich  hauptsächlich  auf  möglich^  Sicherung  des  Capitalvermögens 
beschränkt. 

4.  Einen  eigenthümlichen  Charakter  hat  die  Vormundschaft  für 
Abwesende.  Das  Bedürfnisz  derselben  liegt  hier  nicht  in  einem  persönlichen 
Mangel»  welcher  der  Ergänzung  bedarf  —  der  Abwesende  ist,  wenn  er 
noch  lebt,  vollkommen  handlungsfähig  —  sondern  lediglich  in  dem  Mangel 


2.  Oe»ierr.  G.  g.  275.  Taabstumme,  wton  sie  lu^leicb  blödskiDig  sind,  bleiben 
beständig  unter  Yormundscbart ;  sind  sie  %btT  nacb  Antritt  des  2äsien  Jabres  ibre 
Cresdüirte  lo  rerwalttn  flihig,  so  darf  ibnen  wider  ibren  Willen  kein  Caralor  gesetit 
warden. 

3.  S.  sp.  I.  42.  L  Oben  $•  16  B.  i. 

4.  Sehwahengp,  44.  Oben  g*  ^^  B.  3. 

5.  PräMuhM  Landg.-O.  III.  1.  g.  4.  Weniger  nicht  sollen  den  alten  un- 
vennagileben  Persone»  -^  auf  ihr  anlangen  begebren  und  mit  galem  Willen  und 
anders  nicbi  Treustriger  nnd  Cvratores  rerordnet  und  gegeben  werden. 
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einer  Vertrelang  seiner  Vermögensinteressen,  weil  er  abwesend  ist  nad 
nicht  für  einen  Stellvertreter  gesorgt  hat.  Diese  Vorronndscbaft  besteht 
daher  nur  /tir,  nicht  über  den  Abwesenden.  Sdwld  dieser  wieder  erscheint, 
kann  er  auch  selbstfindig  —  ohne  dem  Vormunde  oder  der  Obenronnond- 
Schaft  irgend  untergeordnet  zu  sein  —  Ober  sein  Vermögen  verfOgen,  dasselbe 
heraus  begehren  und  Rechenschaft  verlangen  Ober  die  Verwaltung  der 
Zwischenzeit.  Bis  dahin  aber  oder  bis  zum  Tode,  beziehungsweise  der 
Todeserklfirung  des  Verschollenen  ($.17.)«  Qbt  der  VonmMd  desAlnoeiindent 
unter  der  Aufsicht  der  Obervormundschaft,  die  Venoaltung  seines  Ver- 
mögens, und  das  Recht  der  Vertretung  desselben,  wo  die  Interessen  jener 
es  fordern.  (6.) 

S.  In  manchen  Lfindem  kommt  aber  noch  eine  andere  Art  der  Vor- 
fkundschaft  Ober  das  Vermögen  des  VenehoUemem  vor,  die  sich  nfiher  aa 
das  filtere  deutsche  Recht  anschlieszt,  und  von  dem  Gedanken  der  er^ 
rechtlichen  Ansprüche  seiner  nfichsten  Verwandten  bestimmt  wird.  Den 
nfichsten  Erben  des  Versclidlenen  nftmlich  wird  dann  von  der  Todes- 
erklfirung das  zurückgelassene  Vernoögen  des  Verschollenen  zur  Ver%DaUwn§ 
und  zum  Genun  überlassen.  (7.)  Im  filtern  Recht  denkt  man  sich  diesen 
Eintritt  des  Erben  in  den  Besitz  «Is  eine  antidpirie  Beerbung,  im  neuem 
Rechte  aber  eher  ds  eine  bedingte  Suceeesion,,  die  erst  in  Folge  der  Fiction 
des  Todes  durch  die  spAtere  Todeserklfirung  zu  Gunsten  der  in  dieseiD 
Zeitpunkte  nfichsten  Erben  zu  wahrer  Erbfolge  wird.  Die  vormundschafUicbe 
Sorge  für  den  Verschollenen  und  mit  ihr  die  Au&icht  der  Obervormimd- 
Schaft  treten  dann  zurück,  und  das  eigene  Interesse  der  nfichsten  Erben 
in  den  Vordergrund.  Diese  haben  dann  nur  Caution  dafür  zu  letsien. 
dasz  sie  den  Capitalbestand  des  Vermögens,  wenn  der  Verschollene  wieder 
zum  Vorschein  kommen  oder  anders  nfihere  Erben  sich  rechtzatig  melden 
sollten,  zurückerstatten.  Inzwischen  aber  beziehen  und  verwenden  sie  die 
Früchte  fdr  sich. 

Oft  werden  auch  beide  Syiteme  in  der  Art  combhiirt«  dasz  anfämgUck 
eine  gewöhnliche  öfientliche  Vormundschaft  für  den  Abwesenden  eintritt 
und  später^  wenn  die  Unwahrscheinlichkeit  seines  Wiedererscheinens  grOszer 
geworden,  den  Erben  der  Genusz  des  Vermögens  verstattet  wird.   (8.)    Es 


0.  Bremueh9  Yorm.-O.  g.  120.  Die  —  Coratoren  (der  Abwesenden)  haben  \m 
WeseDtlicheo  dasselbe  xa  beobachten  and  lo  leisten,  was  andern  Tormöndern  ob- 
liegt, sind  aoeb  inr  JIhrlicben  Aeebnungsablage  Terpflicbut. 

7.  Mlmmt,  L.  R.  Tit.  14  $•  ^1-  i"^^^^  ^  Jahren  wird  den  Erben  des  Vcrw 
schollenen  dessen  Verlassenscbaft  gegen  Sioberheilsleistang  Terabfolgi,  aber  50  Jabre 
lang  kann  dieselbe  noch  von  dem  Abwesenden  oder  dessen  Erben  Tindicirt  wa 
wovon  jedoch  ausgenominen  ist  der  gehabte  Genusz,  als  welcher  von  denen  iMsit] 
den  Erben,  wann  sie  in  bona  fide  bis  dahin  verbleiben,  nicht  ersuttet  —  werden  solle. 

8.  Zürcher  Ges.  v.  1841  $•  <^*    Mach  Ityihriger  anbekannter  Abwesenheit  sind 
die  Jeweiligen  nächsten  Erben  —  berechtigt,  die  Mutsniessung  (des)  in 
schartlicher  Yerwahrong  liegeoddto  ▼ennögaDS  aniospreehen. 
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werden  dadurch  die  Interessen  der  Familie,  dasz  dasselbe  nicht  viele  Jahr- 
lebnte  ongenntzt  aufbewahrt  werde,  berücksichtiget 
*  Kraut,  Vormundsch«  U.  S.  191—^66. 

§.  230. 

V.    Oberyormimdschaft.    Yerantwortlichkeit. 

1.  Die  Organisation  der  Behörden ,  welchen  die  Obervormundschaft 
anvertraut  wird,  ist  eine  Frage  des  öffentlichen  Rechts,  und  wird  je  nach 
den  verschiedenen  Landesverfassungen  verschieden  bestimmt.  Das  Altere 
System  ist  das,  nach  welchem  die  Gerichte  die  Obervormundschaft  üben, 
das  neuere  die  Einrichtung  besonderer  von  den  Gerichten  völlig  getrennter 
Yormundichafti'  I  Vertcattungs-J  Behörden  (Pupiüencoilegien,  Waisenämter, 
Oberpflegämter),  welche  auch  in  Instanzen  einander  über  und  untergeordnet 
sind.  Da  die  Gerichte  ihrer  ganzen  Anlage  und  ihrer  fierufsthätigkeit 
nach  mit  der  Erkenntnisz  und  dem  Schutze  des  bestehenden  Rechtes  zu 
tbun  haben,  so  eignen  sie  sich  dazu  wenig,  die  wechselnden  Interessen  der 
Vögtlinge  zu  würdigen  und  die  Maszr^ln  einer  auf  die  Zukunft  berech- 
neten guten  Wirthschaft  zu  überwachen  und  zu  leiten.  Nicht  das  ist  die 
Hauptfrage:  was  ist  Rechtens?  sondern:  wa-f  ist  nützlich  und  zweckmAszig? 
und  darauf  zu  antworten,  sind  offenbar  gute  Wirthschafler,  beziehungsweise 
Verwaltungsmänner  eher  befähigt,  als  rechtsgelehrte  Richter,  welche  leicht 
ihre  Aufmerksamkeit,  mehr  der  Rechtsform  als  dem  Inhalte  der  Rechts- 
geschäfte zuwenden.  Ueberdem  ist  die  Doppelstellung  der  Gerichte,  indem 
sie  einerseits  als  Obervormundschaft  für  die  Vögtlinge  sorgen ,  andererseits 
als  Gerichte  Processe  zwischen  diesen  und  dritten  Personen  beurtheilen 
sollen,  für  die  Unbefangenheit  und  den  Credit  der  Rechtspflege  bedenklich, 
and  die  Abtheilung  jener  in  besondere  Kammern  kann  die  Bedenken  nur 
mildern,  nicht  heben. 

2.  Der  Einflusz  der  Obervormundschaft  auf  die  gesammte  vormund- 
scbaftliche  Verwaltung  ist  nun  sehr  grosz.  Von  ihr  geht  die  Anordnung 
der  Vormundschaft  in  vielen  Fallen,  die  Ernennung  und  Ermächtigung 
wie  hinwieder  die  Entlassung  der  Vormünder  regelmäszig  aus.  Sie  läszt 
Jnventarien  errichten  und  prjkft  und  nimmt  die  Jahresrechnungen  und  die 
Scbluszrechnungen  ab.  Sie  übt  eine  fortgesetzte  Oberaufsicht  aus,  und  zu 
wichtigen  Geschäften  bedarf  es  ihrer  Zustimmung. 

In  den  Verkehrsbeziehungen  mit  dritten  Personen  freilich  erscheint  der 
Tormund  als  die  im  Namen  des  Vögtlinge  handelnde  Person,  nicht  die 
Obarvormundschaft  Wo  es  daher  der  Genehmigung  dieser  bedarf,  damit 
ein  Rechtsgeschäft  gültig  durch  den  Vormund  abgeschlossen  werden  könne, 
ist  dieselbe  als  Ermächtigung  (aucCoritas)  aufzufassen,  durch  welche  der 
Vormund  autorisirt  wird,  den  Yögtling  zu  verpflichten;  und  im  Processe 
hält  sich  der  Dritte  an  den  Vormund  als  den  Vertreter  des  Vögtlings. 

Ist  aber  die  Genehmigung  der  Obervormundschaft  nicht  nachgesucht 
worden,  wo  sie  für  ein  Geschäft  nöthig  war,  und  hat  dennoch  der  Vormund 


Digitized  byVjOOQlC 


684  Buch  IV.  Cap.  VIII.    (^brigkeMicbe  Vormnniiscbifl. 

eigenmächtig  dasselbe  abgeschlossen ,  so  wird  der  Vögtiing  so  wenig  ver- 
pflichtet, als  wenn  er  selbst  ohne  den  Vormund  contrahirt  hatte,  (i.^  I>er 
Dritte  aber  kann  den  Vertrag  nicht  um  jenes  Mangels  willen  anfechten, 
wenn  die  Anerkennung  desselben  im  Interesse  des  Vögtlings  liegt 

3.  Durch  die  Ausbildung  der  Obervormundschaft  wurde  auch  die 
Verantwortlichkeit  für  die  vormundschaftliche  Geschäftsführung  zu  Gunsten 
des  Vögtlings  verstärkt  und  noch  weiter  ausgedehnt  als  selbst  im  römischen 
Rechte.  Zunächst  freilich  hat  der  Vormund  selbst  dem  Vögtiing  einzustehen 
fdr  den  Schaden,  den  dieser  aus  Absicht  oder  Fahrlässigkeit  der  Vor- 
mundschaft erlitten  hat;  und  es  kann  sich  der  Vormund  nicht  dadurch 
befreien,  dasz  er  nachweist,  seine  Geschäftsführung  sei  auch  in  dieser  Be- 
ziehung von  der  Obervormundschaft  gebilligt,  oder  er  sei  von  dieser  zu 
dem  schädlichen  Geschäft  ermächtigt  worden.  Nur  wenn  er  den  Beweis 
leistet,  dasz  ihm  dabei  keinerlei  Schuld  zur  Last  falle,  z.  B.  well  er  in 
seinem  Berichte  und  Antrage  an  die  Obervormundschaft  von  solcher 
schädlicher  Behandlung  abgerathen  habe,  aber  trotzdem  durch  die  Befehle 
der  Obervormundschaft  zum  Vollzug  genöthigt  worden  sei,  dann  wird  er 
frei,  und  es  haftet  die  obervormundschaftliche  Behörde  in  erster  Linie, 
insoweit  ihr  eine  Fahrlässigkeit  zur  Last  ftlft.  (2.)  Ist  die  Fahrlässigkeit 
eine  allseitige,  so  haben  zuerst  der  Vormund,  und  hinter  ihm  die  Vor- 
mundschaftsbehörden, je  nach  der  Stufenfolge  der  Instanzen,  die  nähere  vor 
der  entferntem,  den  Schaden  zu  ersetzen.  (3.) 

Wo  nicht  besondere  Landesgesetze  die  Gemeinde  oder  den  Staat  für 
die  Fehler  ihrer  Vormundschaftsbehörden  verantwortlich  machen,  haften 
nur  die  Mitglieder  derselben  persönlich  für  den  Schaden,  den  sie  verscholdet 

1.  Zürcher  G.  g.  379.  Wenn  ein  Recbtsgescbäfl  vod  dem  VögUiog  selbst,  ohne 
Zustimmung  des  Vogtes  abgeschlossen  wird,  oder  Yon  dem  Vogte  in  seinem  Namen, 
aber  ohne  Zustimmung  des  Waisenamtes,  wo  diese  —  nöthig  ist,  oder  ohne  Zu- 
Stimmung  des  Bezirksratbes ,  wo  diese  —  erfordert  wird,  so  ist  dasselbe  für  des 
Vögtiing  an?erbindlich,  nicbt  aber  für  den  dritten  Contrabenten,  iosorem  im  Namen 
des  Vögtlings  nicbt  darauf  verliebtet  wird.  Ausgenommen  sind  namentlicb  die  Fälle, 
in  welcben  für  den  Vögtiing  eine  notbwendige  oder  nützlicbe  Verwendung  gemacbl 
wurde  oder  für  denselben  eine  Bereicherung  eingetreten  ist.  g.  382.  Der  auf  Be- 
hinderung eines  RechtsgeschSftes  an  Je  die  obere  Vormundschaflsbehörde  gerichtele 
Rekurs  gegen  eine  Verfügung  —  des  Vormundes  oder  der  imteni  Vonirandscbafls- 
behörde  ist  so  lange  gestattet,  bis  durcb  endlichen  Abscblnsz  des  Recbtagesc^lfUs 
durch  die  competente  Stelle  und  die  Mittbeilung  an  den  betheiligten  Dritten  dem 
letztern  ein  Privatrecht  erworben  ist. 

%  Oeiierr.  Ges.  g.  265.  Selbst  das  vormundschafUicbe  Gericht,  welches  seia 
Amt  zum  Nachtbeile  eines  Minderlihrigen  Yemtcbllssiget  hat,  ist  dafür  veraotwort- 
lieb,  und  wenn  andere  Mittel  zum  Ersätze  mangeln,  den  Schaden  so  ersetzen  ver- 
bunden. 

3.  Zürcher  G.  g.  400.  Wenn  die  FahrIXszigkeit  —  sowohl  dem  Vormunde  als 
den  Mitgliedern  der  Vormundschaftsbehörde  zugleich  zur  Last  füllt,  so  haften  die 
leUtem  nur  hinterher  (sohsidilr),  Insofem  der  Vormond  nicht  im  Sunde  ist,  den 
Schaden  tu  ersetxcn. 
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haben,  and  es  sind  diejenigen  MügUeder,  weiche  sich  ausweisen,  dasz  sie 
an  der  Fahrlässigkeit  der  Behörden  keinen  Theil  gdiabt,  aoch  von  der 
Ersatzpflkht  frei.  (Vgl  Zekschr.  f.  Kunde  und  Fortb.  Züricher  Rechts- 
pflege IX  S.  2Sa— 260.) 


Neuntes  CapiteL 

§.  231. 

Das  I>ieii8iboteny|rhältDi8B  (Qesinderecht). 

1.  Seit  dem  Untergang  aller  Erbhörigkeit  beruht  das  Verhältnisz  der 
Dienstherrschaft  und  ihres  Gesindes  immer  auf  dem  freien  Vertrage  beider 
Theile.  Zwar  erzeugt  dieser  Vertrag  auch  obligatorische  Beziehungen, 
z.  B.  eine  Forderung  der  Dienstboten  auf  Lohn,  aber  der  eigentliche  Inhalt 
desselben  ist  doch  nicht  von  obligatorischer  Natur.  Die  Dienstboten 
verpflichten  sich  nicht  blosz  zu  einzelnen  Dienstleistungen  von  Vermögens- 
rechtlichem  Werthe,  sondern  sie  treten  mit  ihrer  ganzen  Persönlichkeit  in 
ein  enges  Lebensverhältnlsz  zu  dem  Herrn,  sie  gehören  zu  seinem  Hause, 
zu  seiner  Familie,  und  sind  ihm  überhaupt  zu  Gehorsam  und  Treue  ver- 
pflichtet. Auch  die  alte  strenge  Knechtschaft  der  Römer  wurde  als  ein 
Familien  verhältnisz  betrachtet,  und  durch  diese  Rücksicht  gemildert.  An 
die  Stelle  der  absoluten  Gewalt  des  Herrn  Qber  die  Sklaven  ist  nun  die 
freie  Unterordnung  der  Diener  unter  die  Herrschaft  getreten;  aber  die 
Natur  des  Familienverhältnisses  hat  sich  erhalten  und  hat  sich  nur  um  der 
Freiheit  und  der  anerkannten  Rechte  der  Dienstboten  willen  reiner  und 
edler  entfaltet.  Es  isl  eine  krankhaflie  Erscheinung  unserer  Zeit,  wenn 
dieser  Zusammenhang  verkannt,  die  Kluft  der  Herrschenden  und  der 
DienendeD  naturwidrig  vergröszert,  und  das  Verhältnisz  zu  einer  bloszen 
Dienstmiethe  erniedrigt  wird.  Freilich  ist  nicht  zu  verkennen ,  dasz  die 
blosz  obligatorische  Auflassung  vorzüglich  in  den  Städten  in  neuerer  Zeit 
noch  m  der  Zunahme  begriflen  ist,  obwohl  es  nicht  blosz  im  Bauern- 
stande sondern  auch  in  der  gebildeten  Gesellschaft  noch  unzählige  Beispiele 
eines  naturgemäszen  Familienverhältnisses  gibt 

2.  Die  Dienstherrschaft  kann  von  den  Dienstboten,  wo  diese  nicht 
ausnahmsweise  zu  bestimmten  Geschäften  gedungen  worden,  alle  den 
natOrlichen  Verbältnissen  angemessene  Dienste  verlangen,  und  in  Noth- 
fällen  auch  solche,  die  anszerhalb  des  bestimmten  Geschäflskreises  liegen, 
fOr  welche  derselbe  gedungen  worden.  Sie  hat  auch  ein  Recht  der  Aufsicht 
über  das  sittliche  Betragen  der  Dienstboten  in  und  auszer  dem  Hause, 
und   kann   dieselbe   zur  Beachtung    der  Sitte   und  Ordnung   des  Hauses 
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anhalten.  (1.)  Eine  Zareditwasncg  dcradben  und  Zikhtifmg  näL  fForu» 
ist  dem  Herrn  wohl  erlaubt,  und  e§  dürfen  harte  Worte,  die  bei  folcfaer 
Gelegenheit  ihm  entfallen,  nicht  als  Injurien  behandelt  werden.  Das  iltere 
Recht  gesteht  ihm  sogar  ein  beschränktes  Züchtigung$redU  mit  Sdäägi» 
zu.  (2.)  Die  neuere  Bildung  scheut  die  Anerkennung  desselben,  aber  aodi 
da  darf  z.  B.  eine  Ohrfeige  nicht  leicht  als  Realinjurie  geahndet  werden. 

3.  Die  Dienstboten  haben  ein  Recht  auf  Wohnung,  Neiknmg  nnd 
Lohn.  Die  Grösze  des  Lohnes  hAngt  von  der  Verabredung  ab,  kaiin  aber, 
wenn  nichts  näheres  bestimmt  und  doch  nicht  etwa  die  Kost  f&r  genOgead 
erachtet  worden,  auch  durch  richterliches  Ermessen  nach  Maszgabe  der 
bestehenden  Cebung  ermittelt  werden.  Zur  Sicherung  des  Getmddoknet 
kennt  schon  das  ältere  Recht  ein  Vorzugsrecht  der  Dienstboten  vor  den 
laufenden  Gläubigern  im  Concurs  des  ^enstherrn  (3.),  das  sich  bis  anf 
unsere  Tage  erhalten  hat 

4.  Das  Dienstverhältnisz  hört  auf: 

a)  Wenn  die  vertragitnäszige  Dienstzeit  (die  Cebung  kennt  auch  hier 
bestimmte  »Zif^e«)  ausgelaufen  ist  und  keine  Erneuerung  stattfindet 
In  den  Dienstbotenordnungen  werden  oft  bestimmte  Fristen  zur 
AufkOndigung  vor  dem  Ziele  vorgeschrieben,  so  dasz,  wenn  diese 
nicht  rechtzeitig  geschehen  ist,  eine  stillschweigende  Emeuenmg  des 
Vertrages  bis  zum  n&chsten  Ziel  angenommen  wird. 

b)  Durch  Entlassung  von  Seite  der  Herrschaft,  zu  welcher  diese  aber 
wahrend  der  Dienstzeit  nur  aus  erheblichen  und  rechtroflszigen 
Ursachen  (z.  B.  wegen  dauernder  DnAhigkeit  des  Dienstboteo  die 
übernommenen  VerrichtungeD  zu  erfOUen,  oder  wegen  beharrlicheo 
Ungehorsams  oder  grober  Cnsittlichkeit)  befugt  ist  Wird  der  Dieost- 
bote  ohne  zureichenden  Grund  entlassen,  so  hat  er  Anspnidi  aof 
vollen  Lohn,  mindestens  bis  zum  nächsten  Ziele.  (4.) 


1.  Zürcher  Ges.  S*  ^^^'  ^^^  Herrsehaft  ist  gegenäber  dem  Dfenslboten  zar 
Leistong  des  Lohnes  ond  Onterhaltes»  so  weit  sokher  versprochen  ist  oder  sieh  aw 
den  Verbiltnissea  ergibt  und  sam  SehaU  and  Beistand  in  Notbflllen  verpOicIilei. 
Sie  ist  herechtigt,  die  Sitten  der  Dienstboten  xn  aberwacben. 

2.  Läh,  R.  III.  8.  10.  Ein  ieglicher  Herr  mag  sein  gedinget  Gesinde  wegea 
ihrer  Verbrechang  mit  Schlägen  wol  züchtigen  un4  darff  darvor  Iteine  Straffe  ieideo, 
soll  ihme  aber  Iteine  Wunden  wirlten ,  lahm  schlagen,  noch  Beinbröche  tMibringen, 
dann  solches  ist  straffbar. 

3.  Sachs.  fViiehb.  230.  Von  dem  Erbe  sal  njmant  gelden  denn  dem  gesinde 
sein  vordint  Ion  vor  aller  erst. 

4.  5.  »p,  II.  32  S-  2.  Verdrift  die  herre  den  knecht,  he  sal  eme  sin  volle  loa 
geven.  %.  3.  Unt  gat  die  knecht  deme  herren  von  roatwillen ,  he  sal  deme  benva 
eise  vele  ge?en,  als  ime  die  herre  gelovct  hadde;  unde  svat  so  iroe  vergalden  is,  dat 
sal  he  trigelde  weder  geven.  ü.  33.  Svelk  knecht  aver  elich  wif  nimt,  oder  enc 
vormnndtscap  an  irstirft  von  kinderen  die  binnen  Iren  jaren  sin,  die  mat  «ol  «t 
sines  herren  dienste  komen  unde  beult  also  vele  lones,  alse  ime  geboret  bit 
an  die  tiet. 
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c)  Durch  Verlasmmg  des  Dienstes  von  Seite  des  Dienstboten ,  welche 
wieder  einer  Rechtfertigung  bedarf  <z.  B.  Zahlungsunfähigkeit  der 
Herrschaft  oder  Miszhandlung  des  Dienstboten,  bei  lAngerer  Dienst- 
zeit, auch  wichtige  Aenderungen  in  den  persönlichen  Verhältnissen 
desselben).  UngebOhrliches  Verlassen  des  Dienstes  wird  nicht  nur 
durch  Entzug  des  Lohnes,  sondern  oft  durch  Behinderung  des 
Dienstboten,  in  einen  neuen  Dienst  zu  treten,  bestraft.  (5) 

d)  Durch*  den  Tod  des  Dimstboten,  und  in  der  Regel  auch  durch  den 
Tod  des  Dienstherm.  (6.) 

*  Eggeri,  Geeinderecht  in  den  pr.  Staaten  1851;  —  Prenszische  Gesinde- 
ordnnng  in  den  Ges.  ▼.  8  Not.  1810,  24  Ap.  1824  n.  8.  w.  Breeükn  1860;  — 
Dakkioardiy  d.  Meklenbnrg.  Gesinderecht  1852;  —  Kuhn,  d.  Gedndeordnangen 
f.  d.  prenas.  Staaten.  Qnedlinborg  1862. 


5.  SUdtr.  ▼.  Dudersiadi  (OengUr  8.  94).  Welk  Knecht  ader  Blaget  mit  Un- 
willen geyt  Qthe  sines  Heren  deinste  den  Knecht  ader  Maget  schal  nymant  husen 
oder  innehmen  by  eynem  Jare. 

d.  Zürcher  G.  g.  403.  Stirbt  der  Dienstherr»  so  haben  die  Erben,  wenn  sie 
bisher  in  der  Haushaltung  des  Dienstherm  gelebt,  die  Wahl,  ob  sie  das  Dienstver- 
billoisi  fortbestehen  lassen  oder  anfheben  wolUn.  Anderen  Erben  gegenflber  ist  anch 
der  Dienstbote  berechtigt,  den  Dienst  aufkageben. 
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FÜNFTES   BUCH. 

DAS  ERBRECHT. 


Erstes  CapiteL 

GrundzOge  des  ttJteren  deutschen  Erbrechts. 
§.  232. 
I.  Erbrecht  der  Familie. 
1.    Die  Sippschaft  und  die  Parenlelordnong. 

1.  Den  alten  Römern  galt  das  Recht  des  Indwiduunu^  darch  seinen 
freien  letzten  Willen  einen  Erben  zu  ernennen,  fOr  eines  der  vorzQglicbsten 
Freiheitsrechte  eines  römischen  RQrgers.  Die  auf  Testameni  begrOndele 
Erbfolge  war  bei  ihnen  die  Regel,  und  nur  wenn  kein  Testament  da  war, 
dann  trat  gewissermaszen  als  Nothbehelf  die  Intestaterbfolge  ein.  Die 
ursprünglichen  Rechtsansichten  aller  deutschen  Völker  treten  dieser  Vor- 
stellung schrofT  entgegen.  Der  Wille  des  Erblassers  kam  bd  ihoeo  gar 
nicht  in  Betracht.  (1.)  Mit  dem  Tode  des  Individuums  hörte  seine  Mtdit 
und  sein  Recht  auf.  Das  Erbrecht  beruhte  vielmehr  auf  der  nalürücktB 
Ordnung  der  FamiUe  (2.),  und  von  Rechlei  wegen  traten,  je  nach  der 
näheren  oder  entfernteren  Ceberlieferung  des  Blutes,  die  nächsten  BimU- 
verwandten  in  die  Verlassenschaft  ein.  Alle  Erbfolge  war  daher  bei  ihiMi 
zunächst  Familienerbfolge   (3.):    ein   poiiliver^    nicht    wie    die    röODisdK 


1.  Taeiit  Germ.  21.    fferedet  saccessoresqoe  soi  caique  Uheri  et  mmüm 
mentoM.    Si  liberi  dod  sunt,  proiimus  gradus  in  sacceasione  fraires,  palmi  aTnaoift. 

2.  OlanoiUa  de  leg.  Aogliae  TU.  1.    Solus  Dens  baeredem  fiicere  potest,  wm 
bomo. 

3.  Altes  Spricbwort  {HiUehrand  ^i)i  Wer  will  wobi  aod  selig  sterbe»,  lasx 
•ein  Gut  den  recbteo  Krbeo. 
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$ucee$sio  abintestato,  ein  negativer  Begriff.  Erben  im  engem  Sinne  hieszen 
die  Kinder  (Nachkommen),  im  weitern  Sinn  die  Blutsverwandten,  nicht 
aber  dritte  Personen. 

2.  Zu  der  erbberechtigten  FamiKe  gehörten  die  nneheliehen  Kinder 
($.  224)  nicht.  (4.  5.)  Nor  die  Erzeugung  oder  die  Geburt  in  organisch- 
sittlicher  Geschlechtsgemeinschafl  gab  Familien-  und  Erbrecht  Die  Unehe- 
lichen erbten  nach  der  consequenten  Ansicht  selbst  ihre  Mutter  nicht  (6.) 
Daneben  aber  finden  wir  doch  zuweilen  alte  Spuren  einer  milderen 
Meinung,  welche  ihnen  ein  Erbrecht  in  die  mütterliche  Verlassenschaft  ver- 
gönnte.*) 

8.  In  der  erbfähigen  Familie  erben  voraus  die  Nachkommen, 
arsprOnglich  mit  formell-strenger  Beachtung  des  Grundsatzes:  »Je  näher 
am  Blui,  um  $o  näher  am  Gut, 9  so  däss  die  Kinder  die  Enkel  immer 
ausschlössen.  Zuerst  wurde  ein  Eintrittsrecht  der  Enkel  an  der  Stelle 
ihres  verstorbenen  Elterntheils  in  der  Lombardei  eingeführt.  (7.)  König 
Otto  I.  bekräftigte  die  neue  auch  von  dem  römischen  Rechte  anfgenommene 
•bHKgere  Meinung.  Dessen  ungeachtet  ist  sie  diesseits  der  Alpen  nur  ^ehr 
allmflhlich  durchgedrungen.  (8.)  Der  Sachsenspiegel  beschränkt  >  sie  noch 
auf  den  seltenen  Fall,  wo  der  verstorbene  Sohn,  ungeachtet  seiner  Ver- 
bdrathung,    unausgerichtet   geblieben    und  verstorben    ist  (9.),    und    noch 


4.  ScAw.  gp,  38.  Die  nndlilich  geboreo  siot.  die  mugea  ir  rehl  wider  gewinneo, 
ob  8i  llichia  hygeraete  tuoD.  si  erbent  aber  lieio  guot  von  ibr  vordem  aber  iriu  liini 
erbent  wol  von  iren  vordem  ir  erbguot. 

5.  Lü6.  R.  (Cod.  Brakes  III.  316.  Nach,  II.  il.)  Ecbte  ervet  nen  vnechte,  men 
vneehte  ervet  ecbte. 

6.  5.  9p,  I.  61.  §.  2.  Man  seget  dat  nen  kint  siner  müder  keves  kint  ne  si, 
des  Di*s  doch  nicht 

7.  fTidukind  Corbei,  An  II.  10.  {Kraut  §.  17.  3.)  De  legam  varietale  facta  est 
»  eoDteniio,  fuemnt  qui  dicerent.  quia  filii  filiomm  noo  deberent  computari  inter 
Ulios  berediiatemque  legitime  cum  filiis  sortiri,  si  forte  patres  eoram  obissent  avis 
•opersiitibus.  —  Rex  —  rem  inter  ^ladiatores  discemi  jassii.  Ticit  igiiur  pars»  qui 
filios  filiorom  eomputabant  inter  fiHos,  et  firmatum  est,  ut  aeqoaliter  cum  patruis 
heredidatem  dividerent  p«cto  sempiterno* 

8>  Reich$^Ah*ek.  v.  1498.  S-  37.  Dasz  Tifhtem  oder  Enkeln  hinföro  an  ibrer 
Anen  vrrlassen  Hab  und  Güter  mit  ibrer  Vater  oder  Mater  Geschwister  an  statt 
ihrer  Vater  oder  Muter  zu  erben,  laut  gemeiner  gesehribner  keyserlicben  Recht  zu- 
gelassen  werden  sollen :  Der  Gewohnheit,  so  an  etlichen  Orten  dawider  sef n  mOcht, 
Qoaogesehen. 

9.  S.  9p,  I.  5.  S*  1*  Njmt  de  «one  wif  bi  des  vader  live  —  unde  wint  sone  bi 
ire  ond  stirfl  he  darna  er  sinem  vadere  umbedelt  von  dem  erve  —  sine  sone  nehmet 
dele  in  iers  eldervader  erve,  geliche  irine  vcddern.  in  ires  vaders  stat.  —  Disses  ne 
roaeh  den  doehler  kindtren  nicht  geschin. 

*)  Günstiger  ist  den  unechten  Kindern  das  nordische  ßechl  Gewöhnlich  hahen  dieselben 
hier  ein  Hecht  auf  Abfindung,  und  der  Vater  durfte  ihnen  einen  Tbeil  seines  Vermögens  ta- 
wenden.  Im  westminnisoben  Rechte  sind  echte  ond  unechte  Einder  in  der  Beerbuog  ihrer 
Mutter  sogar  gltiehgeateUt.    WUU,  Zcitsch.  t  D.  R.  XV  8.  seS. 

BluDtsebli.  deutsches  Privatrecht    3.  Aufl.  44 
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ganz   spät   wollen   einzelne  Statuten   die   alte  barbarische   Ansicht  nichl 
aufgeben. 

4.  Der  Vorzug  der  Söhne  vor  den  Töchtern  im  Erbrecht  ist  atten 
deutschen  Rechten  ursprünglich  gemeinsam,  die  Ausdehnung  und  nfthere 
Bestimmung  dieses  Vorzugs  aber  unter  den  Stämmen  verschieden.  (10.  11.) 
Im  Norden  waren  die  Weiber  sogar  ganz  von  der  Erbschaft  ausgeschlossen. 
Nach  dem  Rechte  des  Sachsenspiegels  noch  musz  sich  die  Tochter  mit  oier 
persönlichen  Ausstattung  in  Fahrnisz,  mit  der  Gerade,  begnOgen  (12.),  wenn 
Söhne  da  sind,  die  allein  das  Erbe  (liegendes  Gut  und  Obrige  lahreode 
Habe)  nehmen,  und  nur  wenn  keine  Söhne  vorhanden,  kommt  das  eto- 
Uche  Erbe  auch  an  sie.  (12.)  Der  Schwabenspiegel  aber  nähert  sich  schon 
mehr  der  römischen  Ansicht,  indem  er  den  Vorzug  der  Söhne  auf 
den  väterlichen  Ansiedely  d.  h.  das  väterliche  Stamm-  oder  Erbgut,  be 
schränkt  (13.),  im  übrigen  Erbe  dagegen,  auch  in  dem  tlbrigen  liegenda 
und  dem  fahrenden  Gute,  die  Töchter  mit  den  Söhnen  theilenläszt  Indeoea 
haben  schon  in  sehr  früher  Zeit  einzehie  deutsche  Stämme,  wie  vorzflgKdi 
die  Westgothen,  den  römischen  Grundsatz  gleichen  Erbrechts  d^  Söhae 
und  der  Töchter  angenonomen.  Die  Folge  in  den  Lehengütem  war  übenH 
—  schon  des  Zusanmienhangs  wegeu  mit  der  Kriegqiflicht  und  der  po- 
litisclien  Verfassung  —  dem  Mannsstamme  vorbehalten.  (14.) 

5.  Sind  keine  Nachkommen  da  und  kann  daher  das  Erbe  nicht  dem 
Blute  ähnlich  vorwärts  und  abwärts  flleszen,  »dem  Busen  nach  gehen,!  so 
ist  man  genöthigt,  aufwärts  zu  steigen,  und  zwar  zunächst  zu  den  Elton. 
Ein  ähnlicher  Vorzug  des  männlichen  Geschlechts  begegnet  uns  hier  wieder 
wie  in  dem  Erbrecht  der  Söhne  vor  den  Töchtern.  Nach  dem  Sachsen- 
spiegel —  mit  dem  der  Schwabenspiegel  doch  wohl  übereinstimmt,  obwqU 
in  diesem  römische  Erinnerungen  den  Ausdruck  verwirrt  haben  —  erbilt 
erst  der  Vater  das  Erbe;  ist  er  nicht  mehr  am  Leben,  folgt  die  Muiter.  (15.) 


10  Spricbw.  (bei  J.  Orimm,  R.  A.  S.  478).  Der  MaDo  gebt  zum  Erbe,  im 
Weib  davon. 

il.    L.  Sai,  ein.  62.  6.    Ad  viriiem  »exum  toU  terrae  bereditas  perveniau 

12.  S,  9p.  I.  5.  S*  2.  De  Dochier»  de  in  me  böse  ist  ambesUdet  •  de  oe  ödii 
san  nicbt.irer  müder  rade  mit  der  tocbter  de  otgeradet  is.  Svat  si  aver  erve  aa  ihr 
atirft,  dat  mot  ae  mit  der  sfisier  delen.  §.  3.  De  pape  nimt  gelike  dele  der  sösur 
in  der  mader  rade.  uode  gelilte  dele  den  broderen  ao  egen  ande  an  txyit. 

13.  Sthw,  9p.  128.  Unde  ist  oacb  dax  er  einen  ansedel,  da  er  üfe  sas  blaiff 
im  lat,  onde  llt  süd  uode  tobter  diu  nibt  üi  gestiuret  sint:  der  aosedd  ist  der  sisc 
vor  den  tobtern;  unde  st^i  an  der  bruoder  genSden  wax  si  den  swestero  gebet,  ife 
ander«  dA  nibt  enist.  unde  llt  er  zinsidben  binder  im,  das  btt  dasselbe  rebt  u 
erben  als  das  eigen. 

14.  Magdtharg,  R.  t.  1304.  Art  29.  {Krmut  $.  182.  74.)  Hat  ein  mankindart 
beide  aune  und  tocbtere  —  daz  eigen  und  das  gereite  gut  teilen  sie  gliche,  —  4ti 
lehn  nemen  die  knechie  bevor. 

15.  S.  »p,  I.  17.  S*  1.  Stirn  die  man  ane  kint,  sin  vader  nimt  sin  erve;  it 
beuet  be  des  vater  nicbt ,   it  nimt  sin  moder  mit  mereroe  recbte,  dan  sin  bmdcr. 
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Nach  den  Eltern  kommen  die  Geschwiiter^  und  wieder  trefifen  wir  in 
Altern  Quellen  anf  einen  Vorzag  der  Brüder  vor  den  Schwestern^  der 
spater  erst  verschwindet.  (15.) 

6.  Gdangt  das  Erbe  tiber  diesen  engeren  Kreis  der  Sippschaft  hinans 
—  erst  von  da  an  spricht  der  Sachsenspiegel  von  Magschaft  (§.  191.  1. )  -— 
dann  tritt  der  Gegensatz  des  Geschlechtes  (sexus)  zarflck  (15.),  und  es 
entscheidet  die  einfach«  Näh  eder  Sippe:  »Der  nächste  am  Blut,  der  nächste 
am  Gu$,ti  nach  folgenden  drei  Grandsätzen: 

a)  Die   nähere  Parentel  schUeszt  die  entferntere  atM,    denn    wie   das 
Blut  den  Nachkommen  mitgethellt  wird,  so  geht  aacfa  das  Gut  sobald 
als  möglich  wieder  auf  die  Nachkommen  über.  (16.  17.) 
bj  Innerhalb  der  Parentel  geht,  wer  dem  gemeinsamen  Stammeshaupte 

näher  ist,  den  ferneren  Gliedern  vor.  (18.) 
c)  Gleich  nahe  Glieder,  die  auf  gleicher  Linie  stehen,  erben  gleich  (Kopf- 

theiUJ.  (18.  19.) 
Im    weitem  Sinn   umfaszt  der  Ausdruck  Parentel  die. gesammle    Ver- 
wandtschaft, an  deren  Spitze  —  nach  der  bildlichen  VorsteUangsweise  des 


Vader  unde  mader,  söster  unde  brader  erve  ninit  de  sone  and  nicht  de  docbter,  it 
De  61  dat  dar  nen  sone  ne  si,  so  nimt  it  de  doehter.  Sven  aver  en  erfe  versfisteret 
vnde  verbruderet,  alle  de  sik  gelike  na  to  der  stppe  gestappen  mögen,  de  nemet 
gelike  dele  dar  an,  it  al  man  oder  wif,  disse  betet  de  sasen  gan  erven. 

16.  Lex  Rotharh  153.  Omnis  pareniela  usqae  in  septimum  grnuculum  nume- 
retor,  ut  parens  parenti  per  gradum  et  parentelam  heres  succedat.  Sic  tarnen  —  ut 
ille,  qui  succedere  vult,  nomfnatim  unios  cujusqae  nomine  parentnm  suorum  ante- 
cessornm  dical. 

17.  Spriehw.  {Buenhart  HI.  16.  HHUbrand  218.)  Es  sUrbt  kein  Gut  larück, 
sondern  Yonrirts. 

18.  S,  9p,  I.  3.  S  3.  (Vgl.  oben  g.  19t.  U.  2.)  Die  tvischen  deme  nagele  unde 
deme  hovede  sik  to  der  sippe  gestuppen  mögen  an  geliker  stait,  de  rtemei  dai  erve 
gtlike.  De  «ik  naer  to  der  Sippe  gestappen  mach,  de  nimt  dat  erve  io  voren, 

19.  Zur  YerdeutlichoDg  mag  folgendes  Schema  dienen: 


44' 
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Mittelalters  ^  die  Stammeseltern   als  Häapter  stehen;   im  engern  Sinoe 
bezeichnet  er   den   näheren  Verwandischafukreü ,    welcher  rar  Brbedtaft 
berufen    ist,    und    an    dessen   Spitze    wieder   auf  gleicher  Linie  steheode 
Stammeseltern   sind.     Geht    man   von  diesem  organischen  Gedanken  der 
Parentelordnung  aus,    so  versteht  sich  die  deuUche  Berechnungsweise  der 
Erbnähe  von  selbst,   und  es  wird  sowohl  ihr  Gegensatz  zu  der  römitdm 
Gradzählung  als  ihre  Uebereinstimmung   mit  der  eananischen  BerechooDg 
der  Verwandtschaft   der   Ehegatten   klar.     Wfthrend   nämlich   die  Röomt 
ohne   Unterschied,   ob   es   aufwärts   oder   abwärts  gehe,   gegeuQber  ifleB 
Descendenten,    Ascendenteu,    Collateralen    nur   die   Zahl    der    Zeuguoget 
zwischen    zwei  Personen    zählen,    zählten    die  Deutschen    nur    von  dao 
Stammes-  oder  Familienhaupt  abicärts  die  Glieder:  Im  Eherecht  nur  je  die 
längere  Reihe,  weil  hier  das  Eheverbot  gehoben  wird,  soi|)ald  nur  einer  voo 
beiden,    gleichviel  welcher  der  Ehegatten,    von  dem  gemeinsamen  Stamm- 
vater   oder    der    Stammmutter   durch    eine   gröszere    Anzahl    Zeugunges 
getrennt  ist,  im  Erbrecht  dagegen  die  Reihe  von  dem  gemeinsamen  PareD« 
zu  dem  Erben,    weil   das   Recht   hier  dem  Gange  des  Blutes  folgen  mon 
und   daher  immer   nur   die  Erbnähe   innerhalb  der  nächsten  Parentd  in 
Frage  steht    Wenn  daher  e.  B.  der  Urenkel,  der  Neffe  und  der  Onkel  m 
dritten  Grade  römischer  Computation  mit  dem  Erblasser  verwandt  sioi 
so  kommen  diese  drei  Personen,   die  verschiedenen  Parentelen  angehöreo, 
nach  deutscher  Berechnung   nie   auf  gleicher  Linie  zusammen,    vidmefar 
steht  der  Urenkel  im  dritten  Gliede  der  eigenen  Parentel  des   Erblassen 
und  schlieszt  daher  den  im  zweiten  Gliede  der  väterlichen  Parentel  stehenden 
Neffen,   aber  dieser  hinwieder  den  im  ersten  Gliede  der  groszelterlicbeo 
Parentel  befindlichen  Oheim  aus.  *) 

Auch  wo  gegenwärtig  noch  das  Parentelensystem  gilt,  ist  diese  Art 
der  Berechnung  die  allein  dazu  passende.  Sie  verdient  es  daher,  der 
Vergessenheit  und  dem  Miszverständnisz,  durch  welche  sie  lange  Zeit 
bedeckt  und  verunstaltet  war,  entzogen  und  von  neuem  in  reiner  Fono 
hergestellt  zu  werden*  Ein  solches  Miszverständniss  ist  es,  durch  wekhes 
sogar  Rechtsquellen  getrübt  worden  sind,  wenn  mau  gemeint  hat,  ein 
römischer  Grad  sei  einem  halben  deutschen  Grade  gleich  zu  achten. 

7.  Die  obigen  Grundsätze  der  deutschen  Erbordnung  sind  indessen 
nicht  allenthalben  gleichmäszig  und  unversehrt  beachtet  worden.     Vielmehr 


*)  Dan  es  dabei  auf  dit  Nike  der  Stmanm0$käm$er  gar  oicbt  ankomme,  soodero  nur  auf  ** 

Näh«  der  Erkern  »w  irgend  einem  StmmmeAmmpt,   wie  neuerlich  TOD   Wmesertckiehen  behauptet  Vi^ 

den  ist,  so  dasz  z.  B.  der  Sohn  meines  Tilerlichen  Onkels  von  meinem  Grosionkel  uad  itt 
Enkel  meines  Bruders  von  meiner  Tante  ausgeschlossen  würde,  ist  nicht  tntunehnen.  Eiw 
solche  unorganische  Auffassung  ist  im  Widerspruch  mit  dem  natQrlichen  und  dem  tiberlieIcTt« 
Familiengeröhl,  mit  der  Weise,  die  Verwandtschaft  in  Slammbiumen  und  nach  dem  Bilde  eias 
Leibes  darsustellen  und  in  den  Hausmarken  anzudeuten  C^emefer),  mit  den  RechusprichwM^ 
tern  und  mit  den  nachweisbaren  Erbsysiemen  vieler  deutscher  Länder.  Die  spitere  dank 
manntchfaltige  Irrthümer  verdeuUichte  Docirin  (römische  und  canoniKhe  Einflösse)  konnte  tfr 
Klarheit  des  natQrlichen  Princips  trOben  und  Terblndern,  aber  seine  WiederbertlnUang  nicki 
hindern. 


Digitized  byVjOOQlC 


S-  333.    Besundtheile  der  Terlassenscbafl.  093 

zeigen  sich  auch  da  in  den  verschiedenen  Stammes-  und  Landesrechten 
noch  mancherlei  Abweichungen  und  Besonderheiten.    Die  wichtigsten  sind : 

a)  weitere  Vorzüge  der  Männer  vor  den  Frauen; 

b)  der  Vorzug  der  Voüge$ckw%tter  vor  den  üaWgeschiciitem ,  auch  im 
Sachunepiegel ; 

C)  der  Vorzug  der  Vatervnagen  (Agnaten)  vor  deq  Muttermagen  (Cog- 
neuen),  vorzQglich  im  SQden  in  der  Lombardei  und  unter  den  Ala- 
ma$men; 

d)  die  Aueecheidung  eines  väterUeken  Bestandtheiles  in  der  Verlassenschaft 
und  anes  miUterHchen,  und  die  Deberweisung  des  erstem  an  die 
Vater-,  des  letitem  an  die  Mutterteite,  sogenanntes  FaUrechi:  »Bona 
patema  patemie^  matema  matemü,«  vorzüglich  in  franzöeiechen 
Cout«mes;  Sporen  davon  aber  selbst  im  Schwabenspi^el; 

e)  die  verschiedene  Begränzung  des  Kreises  der  erbflihigen  Verwandt- 
schaft (auf  das  vierte,  oder  fOnfte,  oder  sechste,  oder  siebente  Glied). 

*  Bouterweek^  commentstio  de  fUndamento  snoceesiomfl  german.  Qötting. 
1786;  —  F.  C,  J.  Fiicher,  Geschichte  der  Deutschen  Erbfolge.  Maimh  1778; 
Erbfoigegeechichte  der  Seiten  verwandten.  Mannh.  1782;  —  J.  Ch.  Majer^  Ger- 
maniens  Uryerfiueang.    Hamb.  1798.  8.  69;   Dentsche  Erbfolge.   Stuttg.    1805; 

—  Kdler,  Vergleich  der  Intestaterbfolge  nach  Züricher  Stadtrecht  mit  dem 
röm.  Recht  1806;  —  Schott,  Natur  der  weiblichen  Erbfolge  1809;  —  R.  v. 
Sydotc,  DarsteUung  des  Erbrechts  nach  den  Grundsätzen  des  Sachsenspiegels. 
Berlin  1828;  --  Albrecht,  Anleitung  zur  Kenntnisz  der  Erbfolge  nach  säch- 
sischem und  preuszischem  Recht  1829;  —  C  A,  Netimann,  das  curländische 
Erbrecht  1830;  —  C.  F,  Siette,  num  veteris  German.  suceessionis  in  alodio 
ordo  ftierit  parentilaris.  Regiom.  1830 ;  —  J.  Furrer,  das  Erbrecht  der  Stadt 
Winterthur.  Winterthar  1832;  —  J.  J.  SpHUgerher^  de  soccesdone  ab  intestato 
ex  anüqals  German«  moribus  explicata.  Amstelod.  1833 ;  —  CnUmger,  System 
des  preoszischen  Erbrechts  1834 ;  —  Lot,  Intestaterbfolge  in  Ansbach  1838; 
Drevity  Abhandlungen  aus  dem  hamburgischen  Erbrecht  1844;  —  J,  Grimm, 
Rechtsalterthümer  S.  466;  ~  ü.  v,  Mohr^  die  achtzehn  Erbrechte  yon  Grau- 
bünden  1847  (vgl.  das  oben  §.  23  angefahrte  Werk  von  Richthof en) -,  —  Trüm- 
mer, das  hamburgische  Erbrecht,  Beitrag  cur  Geschichte  des  allgem.  Deutsehen 
Erbrechts.  II  B.  Hamburg  1852 ;  —  H,  Siegel,  deutsches  Erbrecht.  Ueidelb.  1858 ; 

—  Bluntechli  in  der  Zettschr.  f.  geech.  Rechtsw.  IX.  N.  5  u.  in  d.  krit  Ueber- 
•ehau  I  6.  390;  —  Fendiw,  code  des  droits  de  succession  et  de  mutaüon  par 
d^cto.  Loxemb.  1860 ;  —  FÜger  von  Rechtborn,  das  Erbrecht  nach  dem  österr. 
Gesetabuch  etc.  Hennannstadt  1860;  —  fVaseerickUben,  Princip  der  Successions- 
Ordnung  insbes.  nach  sächs.  Recht  1860;  —  Cr.  Homeyer,  die  Stellung  des  Sachsen- 
spiegels zur  Parentelenordnung.  Berlin  1860. 

§.  233. 

2.    Bestandlheile  der  Vn-Iassenscbafi.    (Erbe,  Heergewite  and  Gerade.) 

1.    Wahrend  das  römische  Recht  die  ganze  Erbschaft  als  ein  einheit- 
lichte  Vermögen,  eine  univer$ita$  rerum  aufTaszt,  unterscheidet  das  deutsche 
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Recht  verschiedene  Bestandtheile  in  der  Verlassenschaft  (1.)»  aod  kenol 
sogar  verschiedene  erbrechtliche  Folgen  in  dieselben.  Das  HeergewäU  nnd 
die  Gerade  wurden  ausgeschieden  aus  der  übrigen  Verlassenschaft,  die  noa 
das  Erbe  hiesz  (2.),  und  hinwieder  wurde  innerhalb  des  £rbes  unterschieden 
zwischen  dem  liegenden  und  dem  fahrenden  Gute,  und  jenes  auch  Erbe  im 
engem  Sinne  genannt  \ß.)  Deberdem  kommt  vieles  darauf  an,  ob  das 
liegende  Gut  freies  Eigen,  oder  ein  Lehngut  {4.)t  oder  ein  bäuerliches  Erbe 
ist,  oder  ob  es  ein  Erb-  beziehungsweise  Stammgut,  oder  errungenes  Eigen 
ist  u.  s.  f.  Je  nach  der  Natur  der  Sache  gelangen  dann  oft  ganz  verschie- 
dene Personen  zur  Folge  in  diese  Güter.  Doch  hat  schon  das  ältere  Recht 
einen  allgemeinen  BegrifT  des  Erbes  anerkannt,  welches  die  gesammte  Ver- 
lassenschaft umfaszt  (1.  2.)  9  soweit  nicht  besondere  Eigenschaften  eine 
Ausscheidung  und  eine  eigenthümliche  Behandlung  erheischen.  Jenes  Erbe 
gehört  denn  auch  von  Rechtswegen  den  Erben  schlechthin.  Zu  ihm  gehören 
wie  die  Masse  der  beweglichen  Sachen,  so  auch  die  Forderungen,  welche 
als  Activen  den  Werth  der  Verlassenschaft  vergröszeru,  und  die  Schuidm, 
welche  als  Passiven  darauf  lasten.  (5.  6.) 

2.  Dem  Altern  deutschen  Rechte  war  der  römische  Gedanke,  dasi  in 
dem  Erben  der  Erblasser  gewissermaszen  fortlebe,  und  dasz  daher  jener 
um  des  persönlichen  Zusammenhanges  willen  für  die  Verpflichtungen  dieses 
einstehen  mü>se,  keineswegs  klar  geworden.  Es  bedachte  weniger  die 
Person  des  Erblassers,  die  nun^  todt  war,  als  die  des  Erben,  der  aus  eigenem 
Rechte  in  das  „verlassene"  Gut  des  erstem  eintrat  FOr  die  Schulden 
muszte  dieser  daher  nur  insofern  einstehen,  als  dieselben  objediv  auf  der 
Verlassenschaft  lasteten  (S — ^7.),  d.  h.  höclistens,  insofern  der  Erbe  in  den 
vorhandenen  Activen  einen  Ersatz  für  die  damit  verbundenen  Pasäven 
fand.  *)  Nach  dem  Rechte  des  Sachsenspiegels  haftete  der  Erbe  nicht  einmal 
mit   den    sdmmtlichen  Activen   der  Verlassenschaft,   sondern  nur  mit  der 


1.  S  *p.  I.  6.  g.  1.    Mit  swelkeme  gode  de  roan  beatirfl,  dal  bei  allet  erve. 

2.  Ootiar  Su  iS.  10.  Z.  15  ff.  /(raui  g.  182.  4.)  Wat  in  enes  weren  btst^rfll, 
dal  —  is  al  erve;  sunder  herwede  gherade  unde  lengat, 

3.  S.  sp.  I.  5.  g.  2.    Oben  §.  332  B.  12. 

4.  *  S.  tp.  I.  4.    De  meselseke  man  ne  univeil  weder  leo  noch  erve. 

5.  S.  9p  I.  6.  g.  2.  Sve  so  dal  erve  nimt  die  sal  dur  recbl  die  scoll  geldes 
also  fern,  als  il  er%e  gewerei  an  varender  ba?e  Düve  noch  rof  noch  dopelspil  D*if 
he  nicht  plichliR  to  gHdene.  noch  nenescull,  wände  der  be  wederstadinge  antwlng. — 
g.  4.    Mnn  sal  ok  den  erven  gelden,  dal  man  deme  doden  sculdich  was. 

6.  ßichUi,  c.  10.  Mit  dem  eigen  darf  er  kein  schold  geben,  wan  er  es  on  aeins 
erben  gluebd  (gelob)  nicht  gelassen  mag. 

7.  Longob,  Liuip.  6.  4.  Si  quis  debitum  feceril,  —  non  habeanl  ficundiaai 
crcditores  res  quas  hlius  de  conjuge  sua  habere  videtur  vel  postea  conqoisivii  aal 
laboravii,  repeiendi.  —  Sic  lameo,  ui  si  a  crediloribus  pulsaUis  faeril,  praebeit 
sacraroenlum,  qaod  de  rebus  palris  —  nihil  apud  se  habeal,  nee  alicui  eommendasseC. 


*)  Vgl.  JetK  hierüber  Su^ktt  über  das  Eiotrelen  des  Erben  in  die  obligatortfchea  VerbJH- 
nit:te  de«  Erblassers  nach  dculscbem  Recht  io  seinen,  Beeker»  und  Mmtkm  Jahrb.  V  S.  893. 
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fakrendm  Habe.  Die  Ltegeoschaften  gingen  schuldenfrei  anf  ihn  Ober* 
In  den  besonderen  Erbfolgen  in  die  Lehen-,  die  Stamm--  nnd  die  Stiftunge- 
fUer  hat  sich  der  alte  Grundsatz,  beschränkter  gefasxt,  noch  erhalten. 
Daneben  liesien  andere  Rechte  den  Erben  schon  firflh  bis  anf  den  Betrag 
der  ganzen  Verlassenschaft  haften  (8.)«  eine  Ansicht,  welche  dem  erhöhten 
CreditbedOrfnisse  des  Handels-  nnd  Gewerbsstandes  unserer  Städte  besser 
zusagte,  nnd  daher  in  den  Stadtrechten  bald  allgemane  Verbreitung  fand. 

3.  Als  ein  besonderer  Bestandtheil  wurde  froher  aus  der  gemeinen 
Erbschaft  das  •  sogenannte  Beergewäte  (die  Heeresrüstung)  ausgeschieden. 
Die  kriegerische  Ausrüstung  in  Schwert,  Harnisch,  Streitpferd  (9.)  galt  als 
ein  vorzugsweise  mäntdiches  Gut,  welches  daher  auch  einer  rein  mdnn- 
Ucben  Succession  anheim  falle,  nicht  den  Sippen  überhaupt,  sondern  dem 
nächsten  auschlieszlich  durch  männliche  Zeugung  verwandten  Mann,  dem 
nächsten  Schwertmagen.  (10.  11.)  Waren  mehrere  gleich  nahe  Schwert- 
magen  da,  so  nahm  der  älteete  unter  ihnen  nach  den  einen  Rechtsquellen 
das  ganze  HeergewätOt  nach  den  andern  das  Schwert  voraus  und  theilte 
dann  mit  den  andern.  Das  Institut  kam  indessen  nur  unter  den  hohem 
wafifenffthigen  Ständen  und  vorzüglich  bei  dem  sächsischen  Stamme  vor.  *] 
Später  trat  denn  auch  wohl  die  Rücksicht  auf  den  Krieg  zurück  und  die 
auf  männlichen  Lebensbedarf  mehr  hervor. 

4.  Den  Gegensatz  bildete  die  Gerade,  als  ein  besonderes  weiblichee 
Vermögen,  das  ebenso  von  Weib  zu  Weib  durch  lauter  weibliche  Ver- 
mütlvng  an  die  nächste  Niftel  überging:  ein  wiederum  in  den  sächsischen 
Ländern  vorzüglich  ausgebildetes  Institut.  (12.)  Der  Schmuck  des  Weibes 
war  der  ursprüngliche  Kern  der  Gerade.  (13.)  Nach  und  nach  wuchs 
dieselbe  aber  zu  einer  umfassenden  weiblichen  Ausstattung  an.  (14.)     Die 


8.  Ootlar  Slat  S.  6.  7.  We  er?e  nemen  wel,  de  scal  d^s  lodteD  scall  ghelden, 
to  er?e  be  nemen  weh 

9.  Säeht.  fTeichh.  S7.  {Hrmat  %.  182.  33.)  za  der  bergeweite  geboret  —  des 
DMones  beste  pfert  oder  urs  gesalelt  and  seyn  scbwert  und  seyn  schilt  und  seya 
bestes  bamuscb,  das  er  batte  zu  eines  Mannes  leybe,  und  seyn  legelicb  cleyder,  und 
eyn  berpbull,  das  ist  eya  bette  und  eyn  küssen,  zwei  leylaeben  und  eyn  tischlacben, 
iwey  becbea  und  eyn  binttucb,  eyn  wenigen  kessel  und  eyn  kesselhacken  und  kessel- 
botb  (ein  spiest  oder  ait)  oder  ander  wapen,  das  ist  eyn  gemeyne  herwette,  der  man 
pfleget  zu  Weicbbilde  zu  geben. 

10.  S,  9p.  111.  15.  g.  4.  8Te  so  ber?ede  forderet,  die  sil  ti  ut  tob  sverd  halfen 
dar  to  geboren  sin. 

11.  S  9p,  1.  27.  %.  2.  Je  welk  man  von  riddere  art  erft  —  tvier  wegene,  dat 
enre  an  den  evenburdige n  mach,  sve  de  Is,  nnde  it  berwede  an  den  nesten  sfert  mach. 

12s  ^*  ^P'  1-  S7.  S*  1*  Jewelk  wir  ern  t?ier  wegene  ir  rade  an  ir  nestrn  nick- 
telen,  de  ir  ?on  winialven  is  besvas,  unde  dal  er ve  as  den  nesten,  it  si  wif  oder  man. 

13.  L.  JimgL  et  /fW».  Tit  7.  8-  ^    Ornmmemia  muliehrim  qaod  rktdm  dicunt. 

14.  S.  tp.  I.  22.  S.  8*  Oben  g.  SO?. 


*)  Spuren  daton  ftnden  tteb  IndeMen  auch  Im  Süden,  i.  B.   noch  Im   Wallis.     Uäu»i*r  in 
der  Zcilach.  f.  D.  R.  XVlt  1U. 
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bereits  ausgeradeten  Töchter  stehen  aber  io  dem  Aospruch  auf  die  fön 
der  Mutter  hinterlassene  Gerade  hinter  den  nnausgeradeten  T(M:htem  zmrtek. 
Die  Unterscheidung  des  Heergewtttes  und  der  Gerade  innerhalb  der 
Verlassenschaft  veranlaszte  indessen  leicht  Streit  zwischen  den  etgentücheo 
Erben  und  jenen  besondern  Schwertmagen  und  Nifldn,  auch  wohl  zwischen 
diesen  und  den  Gläubigern.  Das  einfachere  und  altgemeine  Prindp  des 
Erbes  wurde  daher  frühe  schon  auch  an  Orten,  wo  Heergewäte  und  Gerade 
Uebung  gewesen  war,  weiter  ausgedehnt  und  verdrängte  denn  allmahlicb 
beide  Besonderheiten.  (15 — 17.) 

§.234. 
3.    Uebergaog  der  Erbscliaft. 

1.  Dem  Geiste  des  römischen  Erbrechts,  welches  die  Erbfolge  zunächst 
von  dem  freien  Willen  des  Erblassers  abhängig  machte,  war  es  ganz  gemäsz, 
dasz  es  bei  dem  Uebergang  der  Erbschaft  ebenso  auf  den  freien  Wiüm 
des  Erben  ankam,  welcher  durch  Wort  oder  That  die  Erbschaft  antrat 
Aber  nicht  minder  stimmt  es  mit  dem  Charakter  des  deutschen  Erbrechts 
tiberein,  wenn  dieses  zunächst  nicht  nach  dem  Wüten  des  antretendeo 
Erben  fragt,  sondern  die  Erbschaft  von  Rechtes  wegen  den  Erben  anfaäm 
bszt;  denn  da  die  ganze  Erbfo'ge  nach  deutscher  Vorstellung  nicht  too 
dem  Individualwillen ,  sondern  von  der  festen  Ordnung  des  Famäien-  «li 
Blutsverbandes  bestimmt  wird,  so  versteht  es  sich,  dasz  wie  das  eine 
Familiengh'ed  stirbt,  seine  Erben  schon  da  sind.  Hat  doch  das  römische 
Recht  selbst  da,  wo  die  familienrechtliche  Erbbeziehung  ihm  in  ihrer 
höchsten  Potenz,  in  dem  Verhaltnisz  des  Vaters  zu  seinen  in  der  Gewalt 
gebliebenen  Kindern  —  den  mi  —  entgegen  trat,  ausnahmsweise  sein  sonstiges 
Princip  verlassen  und  einen  nothwendigen  Erhobergang  anerkannt. 

Der  deutsche  Grundsatz  wird  durch  die  unserm  SprachgefQhl  fremd 
gewordenen  Rechtssprichwörter:  „/>er  Todte  erbt  den  Lebendigen.**  M 
mort  saisit  le  vif*  ausgedrückt.  (1.  2.  Hiüebrand  196.)    Seine  Anwendung 


15.  Lä6,  R,  V.  1340  Art.  27.  Ntrewede  ande  rkttfU  ae  schal  aea  niM  tm- 
derUkg  migetftm,  er  we  nefeat  erve  is,  de  niiiit  beide  ene  herewede  and  rkade. 

16.  SUdlr.  r.  Noltmmd§n  ▼.  1245  {Gengl§r  8.  206)  g.  10.  Nolla  bereditai. 
qood  valgo  rathe  vel  herewede  (dicitur),  dabiiur  alicai  vel  infra  vel  eitra  ciTJtatMi; 
9«d  lantum  haredilas.  qoe  cri?«  difilar,  daMtor  proiimo  heredL 

17.  Recbtssprichwort  {Ehenhart  111  12.  HiUebrand  223.)  Gerade  bat  fiil 
mgeradee.  Sehwar nSnr^^Sonderthan».  GeaetE  vom  8.  Dec.  1829.  1.  1.  $.  14  ff.  11 
Jtd«  An  der  Gerade  und  de«  Heergerithes  ist  aurgehoben;  die  dasu  gerechnelen Ge* 
geasiUnde  werden  nickt  weiter  als  eine  besondere  Gattung  des  Vermögens  aogeaebea, 
sondern  dem  übrigen  vermöglicben  Vermögen  föllig  gielcbgeacbtet 

1.  Sfadtr.  Y.  Brüigel  Art.  267.  Der  Doode  erft  ende  saiseert  den  tebeodea, 
synen  naesten  hoir  ende  erfgenaem  —  ende  wort  de  Possessie  by  de  doodt  op  dra- 
selt>en  gbecontinwert. 

2.  Dipl.  a  1322.  {Hrmut  §.  184.  3.)  per  eonsuetodinam  patriae  notoriam,  qwod 
mortuus  saisit  vivum. 
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fcoDDte  mn  so  weniger  Bedenkoi  macheD,  als  die  Erben  den  Gtanbigeni 
des  Erblassers  nur  insoweit  hafteten,  als  sie  in  den  Activen  der  Verlassen- 
schafl  Deckung  fanden. 

Ueberdem  war  der  Erbe  nicht  genöthigt,  die  Erbschaft  zu  über- 
nehmen. (3.)  Er  konnte  sie  auch  ausschlagen,  und  so  auf  sein  natOrliches 
Recht  der  Folge  verzichten. 

2.  Einzelne  Wirkungen  jenes  Grundsatzes  sind: 

a)  Unmittelbar  mit  dem  Tode  des  Erblassers  wird  der  nächst  berechtigte 
Anverwandte  desselben  zum  Erben,  selbst  wenn  er  von  dem  Tode 
noch  nicht  unterrichtet  gewesen.  Es  bedarf  weder  eines  Erbantritts, 
noch  gibt  es  gewöhnlich  eine  hereditas  jacenS. 

b)  Ist  der  nächste  Erbe  nach  dem  Tode  des  Erblassers,  aber  bevor  er 
dessen  Tod  erfahren,  selbst  gestorben,  so  geht  jene  Erbschaft  mit 
seiner  eignen  Verlassenschaft  nun  auf  seine  Erben  Ober.  [Trans- 
missionJ) 

c)  Der  Erbe  kann  zwar  die  Erbschaft  ausschlagen,  aber  wenn  er  sie 
nicht  ausgeschlagen,  wird  er  als  Erbe  behanddt  und  musz  den  Erb- 
schaftsglaubigern  Kede  stehen.  (3.)  Manche  Particularrechte  fahrten 
besondere  Deliberationsfristen  ein,  um  die  daherigen  Zweifel  ins 
Klare  zu  bringen. 

d)  Auch  die  juristische  Gewere  ging  auf  den  Erben  Ober  (4.),  nicht 
blosz  in  dem  Sinne,  dasz  der  Erbe  den  Besitz  des  Erblassers  fort- 
setzt, sondern  in  dem  weitern  Sinne,  dasz  der  Erbe  selbst  den  auf 
Besitz  des  Erblassers  gegründeten  dinglichen  Rechtsschutz  in  derselben 
Weise  geltend  machen  kann,  wie  es  dem  Erblasser  zustände,  wenn 
er  noch  lebte. 

Nur  die  wirklichen  Erben  aber,  d.  h.  die  Familienerben,  hatten  dieses 
Recht,  nicht  Dritte,  die  in  einem  Testament  berufen  waren;  die  Bluts- 
erben aber  der  verscliiedenen  Linien,  je  die  nächsten  vor  den  entfernteren 
voraus. 

3.  Das  Erbrecht  wurde  demgemäsz  genau  nach  dem  Moment  des 
Todes  des  Erblassers  bemessen,  aber  nicht  sofort  die  Erbschaft  getheilL 
Noch  eine  Weile  nach  dem  Tode,  eine  Monatsfrist  imgefilhr,  bis  zum 
Breiisigsttn,  waltete  gleichsam  das  Andenken  an  und  die  Trauer  um  den 
Verstorbenen   noch   in  dem  Hause,    für  den  während  dieser  Zeit  Seelen- 


a  Lox*^y  Insu  Cont.  II.  tt.  S-  ^  >l  »'«•(  h^rlüer  qul  oe  veiit  g.  3.  Mais 
qui  prend  des  Bleos  de  BoecessiM  Jusqoe  k  It  valmir  de  cinq  sols,  ftit  Acte 
d'B^ritier. 

4w  Säeks,  Lgkmr,  6.  g.  I.  Die  vader  crft  appen  so«e  die  gewere  desgudes  mit 
8«awii(  deme  g«de. 
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messen  gelesen  wurden.  (5.)  Vorher  dorften  die  Erben  wohl  rar  Sieberang 
ihres  Erbrechts  Vorsorge  treffen,  aber  noch  keine  Gewall  Oben  Ober  äft 
Erbschaft.  (6.  7.)  Bis  dabin  blieb  die  Wittwe  unbeirrt  in  der  Wirtfaachaft, 
und  die  Hbüspeise  wurde  erst  nach  Ablauf  dies^  Frist,  wie  sie  dann  noch 
vorhanden  war,  unter  sie  und  die  Erben  gethdit  Bis  dahin  wurde 
auch  das  Gesinde  behalten;  erst  nachher  konnten  die  Gläubiger  Bezihhng 
fordern. 

4.  Als  einfacher  aber  nur  unter  schlichten  Verhaltnissen  passender 
Theilungsweg  wird  oft  die  Maxime  empfohlen,  dasz  von  mehreren  Erben 
der  AäteMte  die  TheiU  mache  ^  und  je  der  Jüngere  zuerst  einen  Thefl 
wähle.  (8.)  Ebenso  wAhH  der  Mann,  wenn  die  Frau  theilt.  Daneben  spick 
aber  das  Loos  auch  eine  Rolle. 

*  „Der  Todtc  erbt  den  Lebenden^^  Zcitechr.  t  gesch.  R.-W.  L  1.  u.  VII; 
—  Renaud,  Ueber  die  Regel :  Le  mort  saisit  le  vi^  in  der  Zeitschr.  för  Qeaetig. 
und  Rechtswifls.  des  AxxbI,  ▼.  MiUermaier,  n.  s.  f.  XIX.  S.  109  ff. ;  —  WadSer- 
nagel,  Tbdlung  d.  Erbsch.  im  M.  A.  in  HaupU  Zeitschr.  f.  D.  A.  IL  &  S4S 
vgL  Grimm  R.  A.  8. 

§.235. 
U.   Erbrecht  des  Richtern.    IIL  Erbgedinge. 

1.  Auch  der  Ehe  wurden  erbrechtliche  Wirkungen  zu  Gunsten  des 
(überlebenden  Ehegatten  zugestanden,  gewöhnlich  zwar  nur  aus  GemUeem 
an  der  Erbschaft  oder  einzelnen  Zuwendungen  aus  der  Erbschaft  bestehend, 
zuweilen  aber  bis  zu  vollem  Erbrechte  gesteigert.  Davon  ist  schon  oben 
die  Rede  gewesen  §§.  206,  207,  213.  Auszerdem  gab  es  ein  auezer- 
ordentliches  Erbrecht 

a)  des  Eerm  an  der  Verlassenschaft  seines  Hörigen,  anfangs  sehr  aus- 
gedehnt (1.),  allmählich  zum  bloszen  Beethaupt  verengt,  so  dasz  auch 
die  entfernten  Blutsverwandten  und  sogar  die  Nachbarn  den  Herrn 
ausschlössen; 


5.  CapU.  VI.  196.  Fideles  pro  dcfuncUs  tmiris  et  pareoUbos  comm  |^«ait 
et  oblationes  XXX  dies  adimplere  faciant. 

0.  5.  jr^.  I.  22.  S*  !•  I^ie  erve  mut  wol  varen  to  der  wedewen  in  dal  gut  m 
deme  drittegesleo.  durch  du  he  beware,  dat  des  icht  verloren  werde,  des  an  in  g*- 
drepe.>  Mit  siine  rade  sal  ok  die  vrowe  bigrafi  unde  drittegesten  dun;  anders  ne  aal 
he  nene  gewalt  bebben  an  me  gude  bii  an  den  driltegesten. 

7.  AfagdeA.  Scböffennrih.  bei  Böhme  VI.  p.  135.  8e  mog  nicht  lenger  in  deai 
ante  hüben  wenoe  bis  du  driaegesle  begangen  wirt  das  ist  binnen  eineon  BMWdea  ap 
man  wil.  , 

8.  S.  #/».  111.  29«  8.  2.  Svar  so  tfene  nun  en  erve  nemen  solen,  die  eldeif 
sal  delen  unde  die  Jüngere  sal  kiesen.  {HäMrand,  Reehtasprichw.  20a) 

1.  Beinrici  Regis.  sent.  a.  1231  (PerU  II.  284.)  si  qua  ecclesiaram  proprio» 
horoinem  habnerii,  qni  ad  clriutem  alionam  so  tranatolerit  et  sine  berede  deccaaerJi, 
omoes  proprieutes  ipsiut  ipsa  ecciesia  ci^us  foisse  dinoacitor  heredHet  pleno  Java. 
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b)  des  Rieben  mit  hoher  Gerichtsbarkeit,  dann  des  Landesherm  (2.  3.), 

in  den  Städten  des  Rathe$,  an  dem   erbk>$en  Gute,  und  an  der  Ver- 

la$$en$chaft  der  Fremden  (droii  d'a%tbainej. 

Der  Richter  nahm  die  Verlassenschaft,  wenn  keine  erbfilhigen  Anver- 
wandten da  waren  oder  wenn  sie  ans  irgend  welchen  Gründen  zorQck- 
gesetzt  worden,  in  seinen  Gewahrsam:  and  stellten  sich  nicht  binnen  Jahr 
and  Tag  allfBlIige  £rben  ein,  die  ihr  besseres  Recht  auf  die  Verlassenschaft 
nachwiesen,  so  verwandelte  sich  des  Richters  Gewere  in  die  rechte  Gewere, 
rnid  die  Erben  hatten  ihr  Klagerecht  verwirkt  Erinnerung  verdient  die 
Bestimmung  mancher  Stadtrechte  ^  dasz  ein  Theil  des  erblosen  Gutes  fOr 
die  Armen  verwendet  werden  soll.  (4.  5.) 

2.  So  fest  das  Erbrecht  im  Qbrigen  geregelt  war,  so  konnte  doch 
frohe  schon  der  Witte  des  Erblaesers  unter  Umstünden  einigen  Einflusz  auf 
den  Gang  der  Erbfolge  und  auf  den  Inhalt  der  Erbschaft  Oben.  Anfangs 
freiltch  nur  auf  Dmwegen.  Von  der  Art  waren  die  Vergednmgen  von 
Todes  wegen,  welche  nur  dann  nach  dem  Tode  wh*kten,  wenn  schon  bei 
seinen  Lebzeiten  der  Erblasser  dem  Bedachten  ein  dinglichei  Rechi  an  dem 
Erbgute  verschafll  hatte.  Das  konnte  aber  regelmfiszig,  wie  Beseler  im 
Einzelnen  nachgewiesen  bat,  nur  durch  die  Auflasmng  und  (gerichtliches) 
Gedinge  erreicht  werden  (6.):  und  es  konnten  die  Erben  im  Gericht,  wenn 
die  geliörige  ROcksicbt  auf  sie  miszacbtet  worden,  -solche  Gedinge  anfechten. 
Immerhin  konnte  man  in  solcher  Form  nicht  einen  Dritten  zum  Erben 
machen,  sondern  nur  ihm  Erbgut  zuwenden.  Fahrende  Habe  konnte  auch 
so  ursprünglich  nicht  vergäbet  werden,  denn  auf  sie  fand  die  Auflassung 
keine  Anwendung.  Wollte  man  derlei  Sachen  einem  Andern  zuwenden, 
so  muszte  man  schon  bei  Lebzeiten  den  ßeütz  daran  Obergeben.  (Danner 
et  retenir  ne  taut.)     Es  stand  aber  nichts  im  Wege,   dasz  der  natOrliche 


S.  Lex  ßajmv,  XIV.  9.  4.  Qaod  sl  oMfitos  et  nalier  sine  berede  mortni 
foeriot  ei  onllos  osque  ad  septiroam  gradam  de  proplaquls  et  qaibascimqiie  peren- 
tibus  invenitur,  tone  illas  res  fiscus  adquirit.  ' 

3.  S.  ep.  I.  28.  Svat  sdsgfdanes  dinges  ervelos  irstirfl,  hervede  oder  er?e  oder 
rade,  dat  sal  man  antwerden  deroe  ricbtere  oder  deroe  Tronen  boden,  of  be't  escbet, 
na  deme  drtuegesteii.  DU  sal  de  richter  balden  Jar  nnde  dach  onvordan  onde  werden 
of  aik  Jeman  dar  to  tie  mit  rechte.    8int  kere*t  de  ricbtere  in  «inen  nut. 

4.  SUdtr.  V.  Die$$enhof9n  t.  1178  {.  %  {Oenfler  S.  80).  Qaod  sl  forte  nollas 
haeredom  legitimus  ea  qoae  reservata   (von  Scbuliheiss  ond  Halb)   sant  poposcerit, 

'  tone  una  pars  advocato,  seeanda  ad  monitionem  villae  pars,  vero  terlia  in  usam  pau- 
peruro  erogabitvr. 

5.  SUtat.  d.  deottchen  Giste  tu  Ormth  v.  114S  g-  ^^-  {Oenghr  8.  170.)  Si 
qnis  intestatus  deeesserit,  et  nee  nxorem  nee  filios  nee  cognatos  babuerit:  doae 
partes  rerum  aaarom  per  viros  fide  dignos  eonsilio  eivium  ad  hoc  deputatos  paupe- 
ribas  et  ecciesiae  eiviUtfs  Quadern  distriboantnr,  tertti  vero  pars  ad  otilHatem  civi- 
tatis reservetur. 

6.  S.  »p>  IL  30.  8ve  so  ime  erve  to  seget  nicht  von  sibbe  halven,  dernie  von 
gelovedes  halven,  dat  bebbe  man  von  anrecht;  man  ne  möge  getögen,  datdatgelovede 
vor  gerichte  gestedegel  si. 
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Erbe  durch  Gedinge  mit  dem  Erblasser  aaf  sein  Erhredu  terxiehte.  (7.  8.) 
Dann  war  nm  des  Verzichtes  willen  das  erbrechtliche  Band  abgeschnitten, 
ond  es  fiel  jenem  die  Erbschaft  nicht  mehr  um  seiner  Sippschaft  wilkn  an. 
Diese  Erbveirzichte  sind  uralt.  Sie  kamen  hauptsächlich  vot  theüs  bei  der 
Aumdaung  eines  Soknesj  der  dann  —  zu  Gunsten  der  nicht  ausrichteten 
Kinder  —  auf  das  elterliche  Erbe  verzichtete,  theils  bei  d«r  Äu$italtu^ 
der  Tochter,  Die  letztere  Anwendung  wurde  bftufiger,  seitdem  im  Ubri^ 
das  Erbrecht  der  Töchter  erweitert  ward. 

War  einmal  so  dem  Gedinge  —  voraus  dem  gerichtlichen — eine  negatw 
Erbwirkung  zugestanden  worden,  so  lag  es  nicht  fernab,  wenn  innere 
Gründe  es  zu  rechtfertigen  schienen  und  die  natürlichen  Erben  es  nicht 
hinderten,  dem  gmchtlicken  Gedinge  auch  eine  positive  Erb  Wirkung  zo 
verstatten  und  die  alte  Vergabung  zu  einem  positiven  Erbvertrag  zo  poteo- 
ziren.  (9.)  Zuerst  fand  wohl  die  neue  Ansicht  Eingang  in  dem  VerhAltnisi 
der  Ehegatten  und  es  mischte  sich  so  die  Eheetiftung  als  vertragsmiszige 
Feststellung  des  ehelichen  Güterrechts  unter  Lebenden  mit  dem  Erbverlro^ 
als  einer  vertragsmAszigen  Eröffnung  erbrechtlicher  Ansprüche  zu  Gunstea 
des  fiberlebenden  Ehegatten.  Das  allmAhliche  Debergleiten  der  alteo  strengen 
Ansicht  von  der  Vergabung  zu  bloszem  Gedinge  und  gar  zo  einseitigeBi 
Gesdidfte  ist  im  Schwabenspiegel  deutlich  zo  erkennen. 

*  Betekr,  Die  Lehre  Ton  den  Erbverträgen  Th.  I.  (Die  VergmbingeD 
von  TodeswegeD.)    Göttiogen  1835. 

§.  236. 

IV.   LetBter  Wille.    Seelgeräthe  und  Geschäfte  (Gemitehde). 

1.  Nur  sehr  allmählich  und  in  sehr  beschränkten  Kreisen  der  Anwendung 
kamen  in  Deutschland  auch  einseitige  letzte  WUlensverordnungen  auf.  Man 
darf  sich  durch  den  lateinischen  Sprachgebrauch  des  Mittelalters,  der  mit 
den  Ausdrücken  testari  und  testamentum  ganz  andere  Vorstellungen  ver- 
bindet, als  die  alten  Römer,  nicht  beirren  lassen.    Gerade  der  vresentltcbe 


7.  Sehw.  9p,  144.    unde  Slot  6ä  kini  diu  At  gt Huret  sini  mU  giäu^e,  dtt  « 
ich  vertigen  hänt  um 6  ir  vaier  guoies,  et  sl  Taren t  giiot  oder  ander  guot :  so  hlot 

i  niht  reliies  daran,  wen  dai  er  in  gerne  git. 

8.  S>  9p,  I.  13.  g.  2.  Hadden  ater  se  (die  abgesooderteo  Kinder)  ir  ervedelaaga 
ferloru  der  tulen  se  umberen,  se  ne  onlsegen't  uppen  hiigeo.  Yerloflen  sei  ater 
Tor  gerichle,  so  mui  meo*8  se  bat  vertagen,  den  se's  unsculdich  nniiten  werden. 

9.  Schm.  9p.  22.  Ist  danne  daz  ein  nMn  stnem  n'iiuide  guot  sebafen  wil  n4cli  siseai 
t4de  wil  er  es  In*  sicher  maclien,  er  soll  im9ckrifi  darüber  ^e^tn,  als  emAch  Yon  U^ 
gedinge  geschriben  sl^t;  oder  er  sol  vür  stoen  rihttr  ?aren  oder  vur  sinen  h^rtm 
ande  sol  den  ze  geziage  dar  über  nemen  nnde  ander  liute  dia  da  bt  sinL  Wil  er  im 
aber  gar  slaete  machen,  sd  «ese  Im  euien  tin9  danSu.  Bat  aber  er  •rhen^  die  vtr» 
•prtekma^  Ob  si  wellen  oder  si  mögen  sieb  verstoen.  nnde  ist  das  den  man  nM 
an  g44  der  dem  frionde  gnoi  also  glt,  der  sol  sin  goot  an  grtfea  unde  sol  sin  eball 
ndt  da  mit  stophen  unde  venichen. 
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Inhalt  des  römischen  Testaments,  die  Erbeinsetrang,  war  der  denlKhen 
WiUensverordnung  fremd,  denn  »Gott,  nickt  der  Mensch  macht  die  Erbenja 
(§.  233  B.  2.)  Die  Kirche  begdustigte  aber  thcUwUe  lei%imUi§e  Ver^ 
fSigungen  über  die  Verla$ten$chaft  (1.),  zunächst  mit  groszem  Erfolge  die 
sogenannten  Seelgeräthe  (Goteegaben).  DrsprOnglich  bedeutet  Sedgeräthe 
(nach  SchmdJkr  eägerät),  was  der  Erblasser,  um  seine  Seele  wohl  zn 
berathen  —  z.  B.  zur  Stiftung  von  Jahreszeiten  oder  als  Almosen  ftkr  die 
Annen  —  an  die  Kirche  vermacht  hat,  dann  aber  auch  andere  letztwilUge 
Verfügungen  aus  Pietfltsgrttnden.  (2.)  Grundstücke  konnten  freilich  nur 
durch  Auflassung  unter  Lebenden  zu  diesem  Behuf  vergäbet  werden ;  aber 
Ober  fahrende  Habe  konnte  der  Erblasser  durch  einfache  Willenserklftrung 
Tor  ein  paar  Zeugen  zu  SeelgerSthen  verfügen,  eher  freilich  wenn  er  noch 
bei  vollen  Leibeskräften  war,  als  wenn  er  schon  auf  dem  Siechbette  lag, 
imd  immerhin  nur  in  bescheidenem  Masze.  Dann  aber  schützte  die  Kirche 
seine  Verordnung  und  insoweit  fanden  die  Erben  auch  bei  den  weltlichen 
Gerichten  kein  Gehör,  wenn  sie  dieselbe  anfochten.  Dergleichen  Seelgeräthe 
kamen  im  Mittelalter  wenigstens  in  Süddeutschland  so  allgemein  inUebung, 
dasz  spater,  wenn  der  Erblasser  ohne  Frau  und  Kinder  zu  hinterlassen 
verstorben  war,  schon  von  Rechts  wegen  —  auch  ohne  ausdrückliche  Ver- 
ordnung —  ein  Theü  der  fahrenden  Habe  als  Seelgeräthe  ausgeschieden 
und  verwendet  wurde.  (2.  3.) 

2.  Das  Seelgeräthe  wurde  später  zu  dem  sograannten  Geschäfte  oder 
Gemächde  erweitert    Dieses  merkwürdige  Institut,  welches  von  den  Neuern 


1.  e.  11.  X.  de  tetiammUit  et  mit  velunt  {Alexamdtr  Ili.)  Relatmn  eti.  qQOd 
enm  td  Testram  examen  super  rellctis  Ecclesiae  causa  dedacitur,  vos  dIsI  Septem 
Tel  quinque  idonei  tesles  intenrenAiiit,  Inde  postponitis  Judicare.  Mandamas 
quatenos  cum  aliqoa  causa  ad  vestruro  füerit  eumen  deducta,  eam  non  secundum 
leges,  sed  secundum  decretorum  statuta  tractetis.  tribus  aut  duobus  legitirois  testibus 
requisitis. 

2.  Schw.  9p,  146.  Unde  stirbet  ein  man  der  weder  urtp  noch  kint  hSt  unde  lät 
er  varenäe  guoi^  unde  bAt  da  mii  nihi  getchafei  dax  erbent  die  nAsten  erben  — : 
unde  ie  der  eile  ir  teil,  -»  unde  hAt  er  einen  berren  des  er  eigen  ist,  unde  fervert 
er  Ine  gescbefede:  stn  värende  guot  ist  des  berren  unde  sol  der  s^le  dax  vierde 
teil  geben.  —  Werne  der  s^le  teil  werden  sol.  des  des  menscbe  selbe  nibt  enscbafet  f 
Dem  pbarrer  daz  eine  teil,  dax  ander  armen  Muten ,  dax  dritte  arme  Hüten  über  mer 
le  füeren. 

3.  Bandf.  t.  Preyhnrg  im  Uechtl.  r.  1249  S-  31.  [Oaupp  II.  89.)  quicquld 
(borgensis)  pro  salute  anime  sue  coram  duobus  bonestls  viris  in  elemosina  assigna- 
vertt,  dum  ire  et  equitare  potest,  libere  et  sine  contradictione  facere  potest.  et 
beredes  illud  reddere  tenentnr ;  et  si  in  infirmiute  cedderit  et  recordatus  fuerit,  quod 
parom  in  elemosina  dederit  aut  assignaverlt»  libere  et  sine  contradictione  usque  ad 
sexaginta  solides  in  elemosina  dare  potest,  et  mulier  contradicente  marito  et  liberis 
fuis,  si  voluerit  dare  restimenu  sua  in  elemosina,  libere  facere  potest. 


Digitized  byVjOOQlC 


702  Boeb  T.  Cap,  I.    Das  Erbrecbt. 

bisher  nicht  nach  Verdienen  beachtet  und  gewürdigt  worden  ist,  bat  «di 
während  des  Mittela]tei:s  weit  nnober,  wo  römischer  Einflnsz  mit  germa- 
nischen Erbansichten  sich  mischte,  über  Frankreich,  Deutschland,  England 
verbreitet.  Auch  seitdem  die  Erinnerung  an  die  Testirfreiheit  der  Römer 
wieder  wach  geworden,  und  den  Geistlichen  von  den  Kaisem  aus  dem 
Hause  Hohenstaufen  das  Recht  gewahrleistet  worden,  Testamente  zu  machen, 
widerstrebte  doch  die  festgewurzelte  Grundan^chauung  der  Völker,  dasi 
alles  Erbrecht^ voraus  auf  dem  natürlichen  Blutsverband  beruhe,  da-  Eia- 
ftohrung  römisch-rechtlicher  Testamente.  (4 — 6.)  Nur  insofern  wurde  die 
alte  Strenge  gemildert,  als  man  nun  emseitige  letztwiUige' Verfügungen  über 
einzelne  Theüe  der  Verlassenschaft,  zunächst  der  fahrenden  Habe,  zuliesi, 
ohne  dasz  es  einer  Uebertragung  des  Rechtes  daran  bei  Lebzeiten  bedurfte, 
wenn  diese  Verfügungen  in  der  rechten  Form  erlassen  worden/  Doi 
Geschäfte  ist  daher  ein  anderes  Institut  als  das  alte  Testament,  wenn  s 
gleich  diesen  Namen  erhalten  hat,  und  unter  der  Einwirkung  der  Testi- 
mentslehre  erwachsen  ist 

Das  neuere  Institut  unterscheidet  sich  von  dem  römischen  Testament: 

a)  in  dem  VerhäUnisz  zu  der  gesetzlichen  Erbfolge, 

b)  in  der  Form^ 

c)  in  dem  Inhalt. 

Bei  den  Römern  stand  die  Erbfolge  aus  dem  Testament  in  erster  Linie; 
nur  wenn  kein  Testament  da  war,  kam  es  in  zweiter  Urne  zur  Inttsiai- 
erb  folge,  und  die  eine  schlosz,  wie  das  schon  die  Sprache  zeigt,  die  andere 
aus.  Die  Deutschen  dagegen  dachten  zunächst  imnier  an  die  natürUcke 
Erbfolge  der  Familie,  und  auch  wer  ein  Geschäfte  machte,  setzte  die$e  ak 
die  bestehende  Regel  voraus,  die  er  nur  in  einzelnen  Wirkungen  zu  moü- 


4.  Stadr.  v.  Landthnt  v.  1279.  (Offenbar  von  einein  rOmiscb  gebildeten  Jorisica 
redigirt.)  g.  22.  Item  cum  nihil  ita  hominibns  debeator.  quam  ut  supremus  eoram 
▼oluntatis  Über  Sit  stilus,  testamenta  seu  ultimas  YOluntates  (in  dem  Sladtrecbt  ▼. 
1341  mit  »GescbXfl«  übersetitj  quoad  factionem  decemimos  babere  vigorem  et  ae- 
cundum  loci  consuetudinem  probaiiones  posse  fieri  super  illis,  etiam  si  sine  liberis 
fuerit  civls  talis. 

5.  Stadtr.  ?.  Landäkut  ?.  1423  S*  ^^-  l^>n  ancb  ist  xu  merkben,  dasx  weder 
mann  noch  Frau,  noch  Nieroant  den  Andren  an  dem  Todt-Petb  nicht  enerhen  mI 
noch  mag  weder  mit  Geschäft  noch  kbainen  andern  Sachen,  er  hab  ihn  dann  deaael- 
ben  Guets  vor  mit  gesundten  leib  in  rechte  Nux  und  Gwer  gesetit»  dann  dast  er 
es  dennoch  sein  Lebtag  fnne  haben,  nutsen  niesxen  mag. 

6.  Stadlr.  ?.  Btrn  ?.  1218.  43.  Quamdiu  pater  viierit  et  sanus  foerit  et  ine»- 
lumis,  omnia  bona  que  habet  in  allodlis  feodiret  aliis  rebus  poteat  dare  vendere  et 
eipendere,  quomodocumque  et  cnicunqne  volnerit ,  et  pueris  invitis  et  uxore  nolente^ 
sed  mulier  boc  Tacere  non  poteat.  Cum  autem  lectum  ecritudinis  inciderit ,  nM 
potest  dare  pro  anima  sua  vel  parentibus  et  nulli  omnino  de  omnIbus  bonis  suis, 
sine  Toluntate  uxoris  nisi  tantum  Y  solidos. 
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fieirem  vorhatte.    Das   Geschäfte   verhielt   sich  daher  zu  Jener   wie   ein 
moäifUirender  Zmaiz,  höchtens  wie  eine  beschrankte  ^ItMuuiAsiie. 

Die  Form  des  Geschäftes  war  gewöhnlich  eine  Erklärung  in  den 
Stadien  vor  dem  Rathe,  aof  dem  Lande  vor  dem  Yogtg&richt  oder  dem 
Grundherrn,  (7 — 9.)  Die  Behörden  verhielten  sich  dabei  nicht  blosz 
receptiv.  Schien  ihnen  das  Geschäfte  die  Pietätsrücksichten  auf  die  Familie 
zo  verletzen,  so  verweigerten  sie  ihre  Genehmigung:  nnd  es  konnten  bei 
der  Erklärung  schon  des  Geschäftes  die  Erben  Einsprache  machen,  aber 
aoch  nach  dem  Tode  des  Erblassers,  wenn  sie  sich  nicht  zuvor  ver- 
schwiegen hatten.  (8.)  Ohne  auf  einen  bestimmten  Pflichttheil  zu  sehen» 
entschied  dann  das  Gericht  nach  freier  Würdigung  der  persönlichen  und 
sachlichen  Verhaltnisse  fider  die  Gültigkeit  des  Geschäftes. 

Dem  Inhalte  des  Geschäftes  war  die  Erbeinsetzung  nicht  nur  nicht 
wesentlich  wie  dem  Inhalte  des  Testaments.  Sie  war  im  Sinn  des  altern 
Rechts  überall  nicht  (10.),  oder  nur  dann  zulassig,  wenn  keine  Erben 
da  waren.  Der  gewöhnliche  Inhalt  bestand  aus  Vermächtniisen,  und  zwar 
meistens  auf  die  fahrende  Habe  beschrankt  (9.  11.);  wer  ein  Geschäfte 
machen  wollte,  muszte  sogar  anfangs  noch  seiner  vollen  Leibeskräfte 
machtig  sein ;  erst  später,  als  man  schon  mit  dem  Gedanken  einer  reinen 
Verfügung  von  Todes  wegen  sich  besser  vertraut  gemacht  (12.),  liesz  man 
das  Geschäfte  auch  auf  dem  Todbette  und  vor  Zeugen  zu.  (13.  14.) 


7.  S.  9p.  I.  52.  g.  2.  Alle  vareDde  have  gifl  de  man  ane  erven  gelof  in  allen 
stedeD  —  al  de  wile  be  sik  so  vermach,  dat  he  begort  mit  eme  sverde  unde  mit  eme 
scilde  up  en  ors  komen  mach.  —  Svenne  be  disses  nicht  dun  ne  mach,  so  ne  mach 
be  geven  noch  laten  Doch  Uen,  dai  he*t  leneme  mede  geferne»  de  is  na  sineme  dode 
wardende  is. 

8.  Landr.  v.  Schwyt  ?.  1537.  (Blumer  B.  G.  d.  schweii.  Demokr.  I.  524.) 
Wenn  yemao  in  unserm  Landt  etivan  eim  so  guots  gont  —  vnd  gen  wil,  vnd  gidt 
im  das  von  fryer  bandt  hinweg  vnd  entzieht  sich  des  Jar  vnd  Tag,  so  soll  es  Jiraft 
haben.  —  Ob  aber  yeman  dem  andern  Ethwas  von  dem  sinen  Anders,  dann  der 
Recht  natfirlirbe  Erbfall  xuJasit,  machen  wellt,  das  einem  ßr*i  nach  tim  iodi  werden 
sollt»  vnd  macht  Im  das  mit  gnnst,  wüssen  vnd  willen  siner  Erben,  die  er  dennze- 
inal  hatt,  das  soll  dann  an  vnser  gemeinen  Lanndtlüt  gebracht  werden.  Ob  die  sem- 
lich gemacht  Piachlasaen  und  bestatten.  Vnd  wo  hiofär  semliche  gemächty  —  nit 
bestatt  werden.  So  sond  sy  vnkrefftig  sin  vnd  not  gelten. 

9.  OAi.  V.  Lauffen  (Blunt$chH  Z.  B.  G.  I.  302.)  HofhOrlg  läi  mugent  oach  ir 
varend  fu^i  vor  ains  herns  Stab  vnd  vor  einem  hueber  vnd  alnem  Schuoposser  ver- 
mmehen  wem  sie  wenä.  alle  die  wtle  als  si  An  fueren  vsser  irem  bus  an  offen  strasz 
gm  mngend;  aber  daz  ligend  guot  sol  ir  deheimer  den  rechten  erben  endfrömbden. 

10.  Loytely  Inst.  CoQt.  ü.  4,  5.  Institution  d*Heritier  n*a  puint  de  lieu. 

11.  Loytel,  Inst.  Cout.  II.  4.  6.  L'on  ne  fait  pas  Heritier  par  Testament  qui 
qo'on  veut  de  ses  Propres  mais  bien  de  ses  Meubles  et  Acque^ts. 
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3.  Eher  und  froher  als  eine  Erbeinsetarang  durch  letzten  Willen  wurde 
die  Enterbung  eines  natOriichen  Erben  gestattet,  freilich  nar  ans  gewldi- 
tigen  Ursachen  und  wieder  nor  mit  Berflcksichtigung  der  natflriichen  An- 
sprüche der  übrigen  Familie.  Die  Aufzahlung  der  Enterbnngsgründe  in 
der  Novelle  115  Justinians  scheint  übrigens  im  Mittelalter  einen  gOnstigen 
Eindruck  gemacht  zu  haben.  Wir  finden  dieselbe  daher  in  zwei  Rechts- 
bücher aufgenommen,  die  von  einander  ganz  unabhängig  redigirt  worden 
sind,  und  im  übrigen  sich  gar  nicht  an  das  Justinianische  Erbrecht  hatten, 
nämlich  in  die  Assisen  von  Jerusalem  {Basse  Court  234  und  235)  nnd  in 
den  Schwabenspiegel  (16.),  in  beide  denn  auch  in  freier  Debertragung,  ond 
ohne  angstliche  Beschranktheit.  Der  Gedanke  wirkte  fort,  dasz  die  Ent- 
erbung oder,  was  noch  natürlicher  schien,  die*  Verunrkung  des  Erbrechts 
auch  ohne  Erklärung  des  Erblassers  aus  schweren  Verletzungen  der  Pietät 
oder  andern  wichtigen  Ursachen  zu  rechtfertigen  sei.  (15.  16.) 

*  Beiträge  zur  Gesch.  d.  Erbrechts,  tu  d.  Freih.  zu  testiren  in  IL  A. 
Zeitschr.  f.  gesch.  R.  W.  II  S.  318.  Vgl.  die  interessanten  altem  Behand- 
lungen dieser  Lehre  bei  TresenreuUr,  disquis.  jnr.  germ.,  nnm  heredia  institntM 
Caput  Sit  et  Aindainentnm  testamenti?  Altorf  1759;  —  Lambreeht,  de  ibma 
heredis  institutionis  ex  jure  Genn.  Gott  1760;  —  Beineeeii,  de  testamenti  Aetiooe 
jure  germ.  arctisdmis  linütibus  circumscripta  1735;  —  Eukr,  sar  Geadi.  d. 
Testamente  in  Frankfurt  am  Main  1852;  —  Sehan-nweber,  d.  letzte  Wille  u.  d. 
Erbyertr.  Potsdam  1861;  —  Bluntschli,  Zürcher  Rechtsg.  .L  S.309  ß^  8.  480  ff. 
n.  8.308  ff.;  —  Blumer,  Schweiz.  Demokr.  I.  &  524  ff.,  II.  8.  230  ff. 


12.  Münchner  Sudtr.  Art.  208.  Todschefl  mag  man  erzeugen  mit  xwtin  oder 
mit  ainem,  die  daz  warz  wizzen  and  dabey  gewesen  seind,  da  toucbaft  geschehen  isL 

13.  PriY.  K.  Wenzels  f.  Oo^kir  v.  1390.  {Hrmui  g.  18».  61.)  Goch  Micli  IfUek 
barger  and  burgerynne  testament  seUen  by  gesundem  übe  oder  in  sucbtbciteo  ▼•■ 
synem  ghute,  so  deme  rathe  gotlich  und  redelicb  dunke.  Unde  wie  se  das  zu  satzea, 
also  sol  datz  krafft  baben.  uff  datz  gote  Jo  sein  teil  werde.  « 

14.  Ooflar  Stat.  Zus.  {Göschen  S.  9.  Z.  14.J  Eyn  nuch  van  sieneroe  gewunoca 
gude  lesUment  setteji,  he  sy  gesund  eder  in  sükebedden  unde  dat  tesUment  sehol- 
deme  bringe  vor  den  rad.  Wat  de  des  over  gbeven,  dat  schal  also  gan;  wal  le 
over  des  nicht  over  en  geven,  dat  ervet  gelik  alse  ander  gut.  dar  neyn  testament  voi 
gesät  he  is. 

15.  SeAw,  #/>.  16  Es  mac  ein  kint  vater  unde  muoter  erbe  verwurkcn  mit 
Viersen  dingen. 

16.  Erbr.  v.  ßTemimgeM  v.  1637.  Art.  2.  {BJumiecää  Z.  R.  II.  324.)  Zum  asden 
soll  und  mag  Keiner  —  weder  wiibs  noch  llans  Persohnen  syne  richten  Baturiiehci 
erben  ohne  rlchlmiszig  vnd  hochwichtig  Ursachen  nit  enterben. 
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Zweites  Capitel. 

Gesetzliches  Erbrecht  der  neuern  Zeit.    Familienerbfolge. 

§.237. 

L   Erbfähigkeit. 

1.  Der  Einflusz  des  römischen  Rechts  hat  zwar  mancherlei  und 
wichtige  Veränderungen  in  dem  hergebrachten  Erbrecht  veranlasst;  aber 
auch  hier  nicht  in  dem  Grade>  wie  die  gelehrte  Jurisprudenz  sich  zuweilen 
Qberredet  hat  Der  germanische  Grundgedanke,  dasz  aUe$  Erbrecht  zunächst 
und  wesentlich  auf  der  bestehenden  Familien'  und  Blut$gemein$chaft  beruhe, 
und  dasz  demnach  die  Familienerbfolge  die  erste  und  eigentliche  Regel- 
erbfolge sei,  ist  noch  lebendig  in  ganz  Deutschland,  wie  er  denn  auch  sich 
9fk  die  natürliche  Fortpflanzung  des  Familienlebens  und  der  Familienge- 
meinschafi  genau  anschüeszt.  Die  Rezeichnung  derselben  als  der  Inteeiai- 
erbfolge,  von  dem  Standpunkt  der  Römer  richtig,  ist  daher  für  unser 
neueres  Recht  entschieden  unpassend. 

2.  Deber  das  Erbrecht  der  unehelichen  Kinder  dauert  der  durch  die 
Bekanntschaft  mit  dem  römischen  Rechte  genflhrte  Widerstreit  der  Meinungen 
und  der  Rechte  noch  fort.  (1.  2.)  Was  die  römischen  Kaiser  zu  Gunsten 
der  Concubinenkinder  verordnet  hatten,  wurde  dann  von  den  neueren 
Recbtsgelehrten  gelegentlich  auf  die  unehelichen  Kinder  überhaupt  ausge- 
dehnt. Ferner  hat  die  Gleichstellung  im  Erbrecht,  welche  das  römische 
Recht  den  unehelichen  Rindern  mit  den  ehelichen  im  Verhältnisz  zur 
Mutter  und  den  mütterlichen  Verwandten  gewiihrt  bat,  bei  den  Neuem 
insofern  Rilligung  gefunden,  als  sie  dieselbe  gegenüber  der  Mutter  (2.  3.), 
nicht   aber  ebenso   allgemein    im   Verhältnisz  zu  den   mütterlichen   Ver- 


1.    Lä6,  R.  II.  2.  9.    UDeheliche  Kinder  nehmen  kein  Erbe. 

%  Bayr.  Landr.  III.  12.  %,  3.  Nr.  11.  Uneheliche  Kinder,  welche  entweder 
gar  nicht  oder  nar  per  rescriptum  legitiroirt  seynd,  succediren  —  erstens  in  dem 
Ratierlichen  VermOgen  nur  so  viel  den  blosten  Unterhalt  betrilTl,  es  seye  dann  kein 
anderer  Befreiinder  mehr  vorhanden.  Von  Ahnherrlicher  Terlassenschafl  Välterlicher 
Seits  seynd  sie  zweitens  gar  quoad  Alimenta  ausgeschlossen,  —  hingegen  erben  sie 
drittens  die  Mutter  —  wie  auch  viertens  den  Mütterlichen  Ahnherrn.  ~-  Annebens 
soll  man  fQnftens  bey  der  Mutter  und  Mütterlichen  Ahn-Frau  dahin  sehen,  ob  sonst 
noch  eine  eheliehe  Deecendent  von  Ihnen  vorhanden  seye,  dann  wo  dieses  ist,  dt 
succediren  die  Uneheliche  auch  hierin  nur  quoad  Aliraenta. 

3.  Oetterr.  G.  §.  754.  In  Rücksicht  auf  die  Mutter  haben  uneheliche  Kinder 
bey  der  gesetzlichen  Erbfolge  in  das  frey  vererbliche  Vermögen  gleiche  Rechte  mit 
den  ehelichen.  Zu  dem  Nachlasse  des  Taters  und  der  väterlichen  Verwandten,  dann 
der  Aellern,  Groszällern  und  übrigen  Verwandten  der  Mutter  gebührt  den  unehc- 
litben  Kindern  keine  gesetzliche  Erbfolge. 

Blnotsehli,  deuuichea  Privairecht.  3.  Aufl.  45 
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wandten  einzuführen  suchten.  (4.)  Aber  neben  diesen  römisehen  En- 
Wirkungen,  die  durch  die  leichtfertigen  Ansichten  von  der  Ehe,  wie  sie  im 
XVIlf.  Jahrhunderte  durch  die  Literatur  verbreitet  wurden^  CnterstQtzung 
fanden,  liat  sich  doch  der  strengere  Grundsatz  des  deutschen  Rechts  b» 
auf  unsere  Zeit  manchenorts  forterhalten.  (5.)  (Auch  im  Königreich 
Hannover  ist  die  constante  Praxis  des  höchsten  Landesgerichts  gegen 
die  Annahme  eines  Erbrechts  der  unehelichen  Kinder  in  Bezog  aof 
den  Nachlasz  des  Vaters.)  Der  Natur  unseres  auf  die  Familie  basirten 
Erbrechts,  welche  wiederum  auf  der  Ehe  beruht,  und  dem  strengen  noch 
in  der  heutigen  Sprache  bewahrten  RechtsgefOhl,  entspricht  der  deutsche 
Grundsatz ,  dasz  die  unehelichen  Kinder  kein  eigentliches  Erbrecht  haben, 
aber  hinwieder  rechtfertigt  es  der  Cognationszusammenhang  und  die  Ver- 
pflichtung zur  Alimentation,  dasz  ihnen  beschränkte  Ansprtiche  der  Art 
auch  auf  die  Verlassenschaft  ihrer  Eltern  gesichert  werden.  Indessen  bat 
nun  doch  die  mildere  Ansicht,  welche  im  Verhftltnisz  zur  Mutler  und  6ef 
mütterlichen  Erbschaft  den  natürlichen  Bluts-  und  Pietätsverband,  daher  auch 
ein  natürliches  Erbrecht  entschiedener  hervorhebt,  ebenfalls  in  Deotsdibnd 
feste  Wurzeln  geschlagen  und  die  Fortbildung  des  Rechts  wird  schwerücfa 
der  altern  strengeren  Meinung,  sondern  eher  dieser  milderen  folgen.  Die 
Annahme  des  römischen  Rechts  in  diesen  Dingeji  musz  übrigens  nachge- 
wiesen, sie  darf  nicht  vermuthet  werden«  Das  steht  fest,  dasz  soweit  die 
eigenthümlich-deutsche  Familienerbfolge  in  Stamm-,  Leben-,  StiftungsgOter 
und  selbst  in  Bauergüter  reicht,  die  unehelichen  Kinder  nicht  erben. 

3.  Für  die  sogenannten  Brautkinder  (§.  194.  2.)  ist  die  mildere 
Ansicht,  dasz  sie  den  ehelichen  Kindern  erbrechtUch  gleich  zu  stellen  seieo, 
in  Anlehnung  an  das  alte  germanische  und  canonische  Recht,  welches  in 
der  Vollziehung  des  BeiscblaCs  unter  Verlobten  die  Volkiehung  der  Ehe 
zu  sdien  geneigt  war,  und  in  Anbetracht  des  Familienbandes,  das  die 
Verlobten  umschliesztv  in  der  Praiis  vielfilltig  verbreitet  worden  (6.),  mit 
Ausschlieszung  jedoch  wieder  der  nach  strengeren  Grundsätzen  zu  benr- 
theilenden  Folge  in  Stamm-  und  Stiftungsgüter.* 

4.  Das.  ältere  Recht  hatte  miszgestaltete  Personen,  wie  insbesondere 
Zwitter,  Zwerge,   Krüppel   und  Aussätzige,    für  des  Erbrechtes    auch  la 


4.  Zürcher  Ges.  §.  1039.  Uneheliche  Kinder  haben  in  der  VerlassenschaU  ihrer 
Ifatier  und  der  mülterlichen  Verwandten  das  gleiche  Erbrecht  wie  eheliche  Kinder 
Sie  haben  Jedoch  in  der  BrbsebaU  ihrer  Mutter  keinen  Voraus  und  kein  Vortag»- 
rocht  und  in  .der  Verlassenschart  der  uhrigen  Verwandten  keinen  Pfliehttheil. 

5.  Code  civil,  §.  756.  Les  enrants  naturels  jm  90¥U  point  herHiere;  la  loi  ae 
leur  accorde  de  droits  sur  les  biens  de  leur  p^re  et  m^re  d^c^des,  que  lorqu'ils  oat 
M  l^galemcnt  reconnus.  £lle  ne  leur  accorde  aucun  droit  sur  les  h  ens  des  pareas 
de  leurs  p^re  et  mfcre. 

6.  Zürcher  G.  §.  303.  Die  Brautkinder  genieszen,  angesehen  von  dem  VerhiH- 
nisse  der  vüterlichen  Vormundschaft,  die  Hechte  ehelicher  Kinder  und  sind  auch  ia 
erbrechtlicher  Beziehung  diesen  gleich  zu  behandeln.  [Seufferie  Arch.   vni.  65.  66). 
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Landrecht  (wenigstens  in  das  liegende  Gut)  onfflhig  erklärt.*)  (7.)  Das 
neuere  Recht  hat  diese  Beschrankungen  aufgehoben,  und  Idszt  das  Erbrecht 
^n,  soweit  es  Oberhaupt  die  Persönh'chkeit  schfitzt,  selbst  in  den  Kretinen 
(Troddeln). 

*    GtU,  Ausführ,   über  die  VerhäUnisse  der  auszereheL  Kinder.  I.   S.  372 
fL\  —  Wüda,  D.  Z.  IV.  269  ff.  XV.  S.  278. 


n.    Die  Erben  im  engem  Sinn.    (Die  Nachkommen.) 

i.  AUmfthlich  hat  auch  in  Deutschland  der  römische  Grundsatz  der 
GieiehileUung  der  Söhne  und  der  Töchter  grosze  Verbreitung  gewonnen  (1 — 3.): 
zuerst  in  ilen  Städten  und  unter  äem  Bfirgerstand,  wo  die  fahrende  Habe 
an  Bedeutung  stieg,  weniger  auf  dem  Lande  unter  dem  Grundadel  und 
den  Bauern,  welche  die  Deberh'eferung  der  alten  Sitte  und  des  Familien- 
charakters treuer  bewahrten  und  zuweilen  auf  Dmwegen  den  hergebrachten 
Vorzug  der  Söhne^  besonders  in  der  Erbfolge  in  die  GrundHücke^  (4.)  zu 
retten  sich  bemühten.  Jenem  Grundsatz  war  auszer  der  Autorität  der 
Gesetzgebung  Justinians  sowohl  der  Einflusz  der  Kirche  gflnstig,  als  die 
Philosophie,  welche  überhaupt  die  Gleichheit  unter  den  Menschen  und  hier 
insbesondere  die  gleiche  Abstammung  der  Söhne  und  der  Töchter  von  den 
Eltern  betonte,  und  es  läszt  sich  nicht  bestreiten,  dasz  das  ältere  deutsche 
Recht  die  natürlicfie  Gleichheit  der  beiderlei  Kinder  zu  wenig  beachtet 
hatte.      Aber  neben  ihr  gibt  es  auch  eine  natürliche  Verschiedenheit  der- 


7.  S.  9p.  I.  4.  Uppe  altvile  unde  uppe  dverge  ne  irsstlrft  weder  len  noch  erve» 
noch  uppe  kropelkint.  —  De  meselseke  man  ne  ontveit  weder  len  noch  erre. 

1.  Olo99t  1.  S,  tp.  I.  17.  Die  Tochter  nympt  xu  unserer  Zeil  sugleich  Erbe  mli 
dem  Sohn«. 

2.  Goslar  St.  S.  2.  Z.  2.    SOne  unde  DOchtere  sint  like  na  erve  to  nemende. 
9.    Code  chx  g.  746.    Les  enfant^  ou  leurs  descendanls  succMent  h  leurs  p6re 

et  m^re,  aYeols,  aTeules.  ou  autres  ascendants,  Sans  disttnction  de  sexe  ni  de  prjmo- 
g^nilure  fi  encore  quils  soieot  issus  de  dilfiferens  marfages.  Ils  suceMent  par 
^le«  poriiens  et  par  tlte»  quand  ils  sont  tous  au  premier  degre  et  appelte  de  leur 
okef:  ils  sucoMent  par  soache,   torsqu'ils  fiennent  tous  ou  en  partie  par  repr6sen- 

UtiOD. 

4.  Orünüiger  Amlsr.  v.  1668  Art.  71.  —  Wie  dann  die  Schätzung  (der  liegen- 
den Guter  UDd  der  fahrenden  Uabe;  vssralt,  darby  soll  es  t>ewendcn.  vnd  wann  also 
Brüdern  die  ligende  Guter  mit  den  Schwösteren  thcilen  wollend,  so  soll  es  beschehen 
vnd  namentlich  ein  Bruder  zween  iheil^  Ein  SehwMe'r  aber  ein  theil  neromcn; 
wpre  aber  aacb,  dasx  die  Bruderen  die  guter  haben  weitend,  so  sollend  ihnen  die 
Schwösteren  lassen,  und  die  Bruderen  dariimb  bezahlen  nach  der  Vsstührung. 


*)  EfM  nerkwOrdige  Farallele  mit  nnserm  lltemEecbl  andet  iidi  in  JfMv't Gesetz  IX.SOt, 
mn,  und  Yi^tumeiktm  VL  14a 

46* 
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selben,  die  hinwieder  im  römischen  Recht  nicht  berücksichtigt  wird.  Der 
Sohn  ist  bestimmt,  ein  Famüienhaupt,  die  Tochter  doch  nur  ein  Famäim- 
glied  zu  werden,  und  es  ist  daher  nicht  uunatQrlich,  wenn  das  Erbrecht 
dafür  besorgt  ist,  dasz  dem  Sohne  die  Begründang  und  Fortsetzung  dner 
selbständigen  Oekonomie,  welche  gröszere  Kräfte  erfordert,  als  die  Tbeit- 
nähme  an  der  Wirthschaft  eines  Andern,  ermöglicht  werde.  Der  Sohm 
auch,  nicht  die  Tochter,  setzt  die  Familie  im  engem  Sinne,  das  Gesehieeht^ 
fort.  Sein  Vorzug  in  den  Stamm-,  Lehen-,  Stiftungsgütem^  aber  auch  in 
den  Bauerngütern,  für  welche  er  allerdings  weniger  allgemein  mehr  besteht, 
hat  daher  guten  Grund.  In  der  gewohnten  Erbfolge  dagegen  hat  die  neuere 
Rechtsentwicklung  —  wie  mir  scheint  zu  sehr  —  nach  dem  Vorbild  des 
römischen  Rechts  diese  Unterschiede  vernachlässigt,  und  nur  wenige  Landes- 
rechte berücksichtigen  sie  noch.  (5.)*) 

2.  In  der  Erbfolge  der  Nachkommen  ist  nunmehr  das  gerechte  Princip 
des  Eintrittsrechts  und  der  Stammestheilung  zu  allgemeiner  Anerkennung 
gelangt. 

Ebenso  hat  die  ältere  Ansicht,  dasz  die  ausgerichteten  Kinder  durch 
die  nicht  ausgerichteten  (§.  223.)  von  dem  Erbrechte  an  der  elterlichen 
Verlassenschaft  ausgeschlossen  werden  (6.),  der  billigeren  weichen  müssen, 
dasz  die  Ausrichtung  —  wenn  nicht  ein  Erbverzicht  hinzukomme  —  die 
erbrechtliche  Verbindung  nicht  löse  noch  schwäche,  dasz  daher  auch  die 
ausgerichteten  Kinder  neben  den  nicht  ausgerichteten  zur  Erbschaft  ge- 
langen, wenn  sie  bereit  seien,  die  Abschichtungssumme  in  die  Erbschaft  ein- 
zuwerfen und  sich  an  ihrem  Erbtheile  anrechnen  zu  lassen.  Sie  haben 
daher  die  Wahl  (7.),  ob  sie  sich  mit  ihrer  Abfindung  begnügen  und  keinen 


5.  Zürcher  Gps.  g.  1895.  In  der  Terlassepschaft  des  Vaters  haben  die  Söhae 
Yorxugsweise  vor  den  Töchtern  das  Recht,  das  Ton  dem  Vater  hinterlassene  liegende 
Gut  sammt  Zabehörde  zu  ennäszigtein  Schätzungswerthe  an  sich  zu  ziehen.  §.  1902. 
Die  gemeine  väterliche  Erbmasse  wird  zu  5  Pf.  für  einen  Sohn  und  zu  4  Pf.  für  eine 
Tochter  getheilt. 

6.  Altes  Landb.  d.  March,  {Blamer,  Demok.  I.  509.)  Item  aber  sprädieiid  wir 
das  oDsers  Lantz  Recht  sy  wie  ein  VaUer  sine  kind  von  Im  Rieht  vnd  vss  sluri  — 
mit  guotteo  wortten  oder  weroken  mit  liitzel  oder  vil  guolz  Vnd  mit  ir  frönden  RaL 
da  by  sol  es  och  besUo  vnd  beliben  vnd  dieselben  vs^rkhiem  kind  sond  den  fir- 
bms  ankein  ansprach  weder  uto  Ir  vatier  noch  in  ir  muoiier  gaol  haben  weder  voib 
teil  noch  vmb  gemein  nutz  an  ein  Rechten  anfal. 

7.  Schw.  sp,  128.  Lat  er  (ein  man)  kint  diu  er  üz  gestiurct  hAt,  undekintdia 
noch  nith  üi  gestiurct  sint;  unde  wellent  ez  die  tuon,  die  da  üz  gestiuret  sint,  si 
mugen  wol  ir  guot,  wi  daz  genant  ist.  wider  ze  Jenen  kinden  in  glichen  teil  werreo, 
unde  teilent  als  ob  si  nie  üs  geteilel  weren  mit  den  andern,    diu  wal  sUii  an  im. 


*)  Beachtenswerlh  ist  die  Sehwedi$ek«  Gesetzgebung  von  1734»  welche  ein  Laodreeht  und  eia 
Stadtrecbt  unterscheidet.  Die  Söhne  des  Adels  und  der  Bauern  erhalten  zwfi  Tbeile  und  dit 
Töchter  ein  Theil,  die  Kinder  eines  Pfarrers  oder  eines  BQrgers  dagegen  erben  nach  Stadtreeki 
0leioh.  Ländliche  Gtttcr  der  Bürger  weiden  aber  ebeofaDa  nach  l.aadrecbl,  stidiisek«  Biuscr 
des  Adels  und  der  Bauern  nach  Stadtrecht  grtheilt. 
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Theil  an  der  Erbschaft  oehmen  wollen  —  in  diesem  Falle  haften  sie  auch 
den  Erbschaftsglaubigern  nicht  — ;  oder  ob  sie  mit  erben  wollen  —  dann 
haften  sie  den  Erbschaftsgläubigern  auch  mit  der  Abfindung.  —  Sie  haben 
aber  nur  diese,  d.  h.  was  sie  von  den  Eltern  zur  Ausstattung  und  zu 
Gründung  oder  Erweiterung  eines  eigenen  Baushalts,  nicht  Oberhaupt  alles 
was  sie  von  den  Eltern  empfangen  haben,  einzuwerfen.  (8—10.)  Es 
unterscheidet  sich  eben  hierin  von  Alters  her  die  deutsche  Auffassung  von 
der  römischen  Lehre  der  Collationspflicht  der  emandpati;  und  es  ist  jene, 
wenn  auch  unter  dem  Namen  der  römischen  coUatio  und  mit  Anlehnung 
an  die  Justinianische  Gesetzgebung,  In  die  neuere  Praxis  übergegangen.  Ihr 
gemAsz  aber  ist  es,  dasz  weder  eine  inzwischen  liegende  Vermehrung  des 
Vermögens  der  Ausgerichteten  noch  eine  Verminderung  des  Abfindungs- 
capitals  durch  spätere  Verluste  in  Betracht  komme,  nicht  well  in  der  Aus- 
steuer und  Ausstattung  eine  wirklich  anticipirte  Erbfolge  zu  erkennen  wäre, 
wohl  aber  weil  der  Grund  der  Anrechnung  nach  dem  Tode  in  analoger 
Zuwendung  aus  dem  ehelichen  Vermögen  unter  Lebenden  liegt 

3.  Eine  eigenthtlmliche  Gestalt  hat  das  sogenannte  verfangene  Gut^ 
besonders  in  fränkischen  Gegenden,  angenommen.  Wo  man  unter  dem 
verfangenen  Gut  nur  das  Erbgut  eines  Kindes  versteht,  woran  dem  tiber- 
lebenden Eltemtbeile  oder  dem  tiberlebenden  Ehegatten  des  Erblassers  das 
Recht  der  Nutznieszung  zusteht,  so  macht  dieser  Begriff  keine  Schwierigkeit, 
nicht  einmal  dann,  wenn  dem  Nutznieszer  —  wie  das  im  altern  Recht 
regelmAszig  der  Fall  war  —  vergönnt  ward,  zur  Stillung  seiner  Leibesnoth 
das  Capital  anzugreifen.  Aber  es  kommt  das  verfangene  Gut  auch  in  dem 
Sinne  vor,  dasz  das  liegende  Gut  des  überlebenden  Ehegatten  seWst  mit 
verfangen  wird,  d.  h.  ohne  Zustimmung  der  Rinder  nicht  mehr  veräuszert 
werden  darf.  Der  Wirthschaft  und  dem  Genüsse  nach  sind  dann  beiderlei 
liegende  Gtlter  in  der  Hand  des  übertuenden  Ehegatten  —  obwohl  das  eine 
zu  Eigeothum,  das  andere  nur  zu  Nutznioszungsrecht;  —  der  Erbfolge 
nach  aber  sind  beide  den  JRndem  gesichert,  das  eine  als  jetzt  schon  ange- 
fallen fdevolutio  propria),  das  andere  als  für  die  Zukunft  verhaftet  (devolutio 
impropriaj.  Es  war  denn  anfangs  wohl  nur  eine  durch  den  thatsächlichen 


8.  8Udtr.  T.  BrauMchwtif  g.  34.  Svelich  man  sin  liint  utbgift  mit  gode,  wil 
den  dat  kini  nach  siner  elderen  dothe  vorderen  an  dat  ander  god,  it  sol  dat  erste  god 
wider  to  der  delinge  bringen  nnn  nemen  dan  gelilten  del. 

9.  0€9ierr.  Ges.  §.  788.  Was  der  Erblasser  bei  Lebzeit  seiner  Tochter  oder 
Enkelin  xum  Heiratbsgute,  seinem  Sohne  oder  Enkel  lur  Aosstattong  oder  unmittel- 
bar xum  Antritte  eines  Amtes  oder  was  immer  für  eines  Gewerbes  gegeben  oder  zur 
Bezahlung  der  Scholdeo  eines  groszjihrigen  Rindes  verwendet  bat,  wird  —  einge- 
rechnet (Vgl.  S'  '7V0.) 

10.  O.  A.  G.  zu  Kiel  in  SenfferU  Arch.  YII.  206.  Die  ?om  Vater  seinen  Kin- 
dern zur  Fuhrung  ihres  Hausstandes  zugeflossenen  lährlichen  Summen  sind  nicht  zu 
conferiren. 
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Schein  getauschte  Bezeichnung,  wenn  man  dem  überlebenden  Ehegatten 
die  Nulznieszung  an  beiden  Gütern,  und  den  Kindern  das  Eigenthwn  an 
beiden  zuschrieb;  als  hätte  jener  durch  den  Tod  des  andern  Ehegatten 
auch  noch  sein  Eigen  und  damit  seine  selbständige  Stellung  in  der  Geaieinde 
und  im  Volke  verlieren  können.  So  unnatürlich  diese  ganze  Auffassung 
ist,  so  hat  sie  dennoch  an  einigen  Orten  Aufnahme  gefunden,  musz  aber 
als  ein  unorganischer  Auswuchs  der  Rechtsbildung  weggeschnitten  werden. 

*    Schwarz,  Gütergemeioachaft  nach  fränk.  Reckt    Erlangen  1858. 

§.  289. 

III.    Die  übrigen  Erben.    (Ahnen  and  Hagen.) 

1.  Schon  Kaiser  Friedrich  der  Erste  hatte  sich  für  die  EinfOhnuig 
der  römischen  Successionsordnung  erklärt,  wenn  keine  Kinder  da  seien.  (1.) 
Aber  trotzdem  hat  sich,  im  Gegensatz  zu  den  Classen  der  Novdle  118,  Jahr- 
hunderte lang  nach  ihm  noch  die  deutsche  ParenteUn-  oder  Stammesordnwmg^ 
und  in  manchen  Ländern  bis  auf  den  heutigen  Tag,  erbalten,  v^^^)  ^ 
ist  ein  Vorzug  der  6$ierre%chi$chen  Gesetzgebung  (5.),  dasz  sie  wieder  die 
Erbfolge  nach  den  Parentelen  oder  ^Limem  der  Eltern,  dann  der  Grosz- 
eltern, dann  erst  der  Drgroszeltern  geordnet  hat:  denn  nur  diese  Folge 
entspricht  der  organischen  Ordnung  der  Familie  (^191.)  und  der  Strömung 


1.  CoDsU  Früterici  I.  t.  1177.  {/'erix  Mon.  Genn.  II.  162.)  De  boni«  wen  de- 
cedentium  sine  liberis  yel  sine  lesumento  secundom  quod  in  legibus  Romanoraoi 
imperatomm  sUtutum  est»  sie  raluro  esse  statuimus. 

2.  Mam6.  SUdtr.  111.  3.  12.  Wann  ein  Menscb  —  keine  Erben  in  absteig foder 
Linie  Yerlüszt,  seine  Göter  fallen  Vater  und  Mutter  —  anheim;  so  aber  keine  der 
Aeliem  vorbanden,  sind  Vollbrflder  and  Geschwister  die  oicIisteD. 

3.  Lazerner  Ges.  g-  ^1*  1»  ^i^  zweite  Classe  der  gesetclichen  Erben  gehörea 
der  Tater,  die  Mutter  und  die  ebelichen  Abstämmlinge  des  Vaters  eines  Ertlasscn 
$.  407.  In  die  dritte  Classe  —  des  Erblassers  Groszvater  väterlicherseits  und  seine 
ehelicbeu  Abslümmlinge.  g.  408.  In  die  vierte  Classe  —  des  Erblassers  Groszvater 
mütterlicherseits  und  seine  ebelichen  Abstämmlinge. 

4.  Zürcher  G.  g-  l^^*  Sind  weder  eheliche  Nachkommen  des  Erblassers  Dock 
auch  Eltern  innerhalb  der  Parentel  der  Eltern  vorbanden,  so  beginnt  die  Erbtiererb- 
tigung  der  Groszeltern  des  Erblassers  und  ihrer  ehelichen  Nacbkomroenscbaft. 

5.  Oetterr.  G.  g.  731.  Zur  ersten  Linie  gel^ören  diejenigen,  welche  sich  unter 
detoi  Erblasser  als  ihrem  Stamme  vereinigen,  nähmlicb  seine  Kinder  und  ihre  Nach- 
kömmlinge. Zur  zweiten  Linie  gehören  des  Erblassers  Tater  und  Mutter,  sammt 
denjenigen,  die  sich  mit  ihm  unter  Vatef  und  Mutter  vereinigen,  nähmlicb  seine  Ge- 
schwister und  ihre  Nachkömmlinge.  Zur  dritten  Linie  gehören  die  Groszeltern  smmbI 
den  Geschwistern  der  Aeltem  und  ihren  Nachkömmlingen.  Zur  vierten  Linie  gebörea 
des  Erblassers  erste  Urgroszältem,  sammt  ihren  Nachkömmlingen.  Zur  fünfleB  Linie 
gehören  des  Erblassers  zweite  Orgroszältern  sammt  denjenigen .  die  von  ihnen  ab- 
stammen. Zur  sechsten  Linie  gehören  des  Erblassers  dritte  Orgroszältern 
denjenigen,  die  von  ihnen  entsprossen  sind. 
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des  Blutes,  d.  h.  der  Fortpflaozong  der  leiblichen  Familiengemeinschaft,  an 
die  sich  conseqaent  die  Ueberlieferung  der  Erbschaft  anschlieszt  Diesem 
Priiicip  entspricht  noch  die  Zählung  der  Glieder  von  dem  gemeinsamen 
Stammvater  oder  der  gemeinsamen  Slammmx(Uer  abwärts,  nicht  die  nach 
römischen  Graden. 

In  einem  sehr  groszen  Theil  von  Deutschland  ist  aber  seit  dem  XV. 
Jahrhundert  die  römische  Classenordmmg  durch  den  Einflusz  der  Juristen 
eingerührt  worden,  und  besteht  einstweilen  noch  fort. 

2.  Von  den  oben  (§.  232.  5.)  erwähnten  Modificationen  hat  sich 
manches  hier  oder  dort  erhalten.  Einige  Gedanken  verdienen  noch  her- 
vorgehoben zu  werden: 

a)  In  mehreren  neueren  Gesetzgebungen  wird  die  Erbschaft  in  Bertick- 
sichtigung,  dasz  wie  das  Blut  so  auch  das  Gut  von  zwei  Seiten 
hergekommen,  von  der  Vater-  und  der  Mutlerseite,  eine  Ausscheidung 
der  einzelnen  Bcstandtheile  aber  nicht  möglich  oder  sehr  schwierig 

.  sei,  in  zwei  ein-  für  allemal  bestimmte  gleiche  oder  ungleiche  Theile 
zeilegt,  und  der  eine  den  Erben  der  väterlichen  Linien,  der  andere 
denen  der  müilerlichen  Linien  zugewiesen.  (6.) 

b)  Innerhalb  der  Parentelen  ist  die  Theilung  wocA  Köpfen  —  gleich 
nahe  erben  gleich,  entferntere  werden  ausgeschlossen  —  dem  alten 
Recht  gemäsz,  und  einfacher,  als  die  Durchführung  der  Stammes- 
theilung, obwohl  die  letztere  genauer  sich  an  die  Ableitung  des 
Blutes  anschlieszt.  Der  letztere  Grundsatz  hat  daher  in  Verbindung 
mit  dem  Eintrittsrechte  etwa  noch  in  der  nächsten  elterlichen 
Parentel  für  die  Geschwister  und  deren  Nachkommen  Aufnahme 
gefunden.  (7.)  In  den  ferneren  Parentelen  dagegen  hat  die  Einfachheit 
des  altern  Grundsatzes  dessen  Bewahrung  begünstigt.  (8.) 

3.  Ein  neuer  Gedanke  fängt  in  unserer  Zeit  an  in  einzelnen  ersten 
Versuchen  in  das  Erbrecht  einzutreten  und  dasselbe  theilweise  umzubilden« 
nämlich  der  im  Interesse  der  Ermäszigung  socialer  Miszstände ,  wirksame 
Gedanke  eines  gesetzlichen  Erbrechts  der  Gemeinde  oder  des  StacUs^  nicht 
wie  früher  nur  hinter  der  Familie  drein  in  das  sogenannte  erblose  Gut, 
sondern   neben   und   mit   der  Familie,   und    zwar   so   dasz  je   enger   der 


0.  OefUrr,  Ges.  g-  '738.  Die  Erbscbafl  wird  dann  in  zwej  gleiche  Theile  ge- 
lheilet Eioe  Htfirte  gehört  den  Aeltern  des  Vaters  und  ihren  NachkömmlingeD ;  die 
andere  den  Aeltern  der  Mutter  und  ihien  Nachkömmlingen. 

7.  Bayr.  Landr.  III.  12.  g*  ^-    Oehet  Jas  Repraesentationts  in  Linea  collaterali- 
niemal  weiter  als  auf  Geschwister-Kinder. 

8.  Zürcher  Ges,  §.1937.  In  der  urgroszälterlichen Parentelordnung  findet  keine 
Scheidung  mehr  nach  der  Vater-  und  der  liutierseite  noch  nach  den  übrigen  Stäm- 
men statt.  Die  Verlassenschaft  f&llt  ohne  Rucksicht  auf  Stumme  und  ohne  Ein- 
trittsrecbt  den  auf  der  nächsten  Linie  stehenden  Erben  mit  Ausschlusz  aller  ent- 
ferntem zu.    Glcicbnahe  Erben  theilen  nach  Köpfen. 
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Familienkreis  ist,  der  Erblasser  und  Erben  omfaszt,  die  erbrecbllkhea 
Ansprache  jener  weiteren  RassengeOfieinsohaft  om  so  beschränkter  er- 
scheinen, je  weiter  aber  der  Familienkreis  wird,  dieselben  um  so  entschie- 
dener vortreten. 


Drittes  CapiteL 

Von    de«    Erbverträgen, 

§.  240. 

I.   Begriff  und  Arten. 

1,  Das  römische  Recht  hatte  alle  Erbverträge  als  unzulässig  Ter- 
worfen  (1.),  theils  weil  es  darin  einen  Widerspruch  sah  mit  der  Teslir- 
freiheit  der  römischen  Bürger,  auf  die  es  den  gröszten  Werth  legte  und 
die  es  jenen  bis  zum  Tod  unversehrt  bewahren  wollte,  theils  weil  es 
wirklich  davon  einen  Anreiz  zu  meuchlerischen  Nachstellungen  besorgte. 
Das  deutsche  Recht,  welches  im  Gegentheil  eine  von  dem  letzten  Willen 
unabhängige  feste  Erbfolge  als  Regel  kennt,  theilte  diese  Bedenken  nicht  {%\ 
und  liesz,  als  es  einmal  Abweichungen  von  jener  verstattete,  den  letzten 
Willen  nicht  minder  in  Form  eines  auch  den  Erblasser  bindenden  Ver- 
trages als  in  der  der  einseitigen  Verfugung  zu.  Besonders  wo  dauernde 
FamilieHbeziehungen  eine  Sorge  auch  nach  dem  Tode  des  einen  Theiles 
zu  Gunsten  des  andern  rechtfertigten,  wie  bei  den  Ehestiftungen  und  Erb- 
Verbrüderungen^  schien  die  unwiderrufliche  Anordnung  durch  Erbgedinge 
zweckmSsziger  als  das  widerrufliche  Testament  (3.)  In  den  Schranken 
solcher  Voraussetzungen  und  im  Anschlnsz  an  die  gericIitKche  Form  der 
Gedinge  konnte  sich  das  Recht  der  Erbverträge  naturgemäsz  und  wohl- 
thätig  ausbilden;  und  es  geschah  diesz  theilweise  durch  die  französische 


i.  c.  5.  de  pactis  conv.  um  saper  dole  {Impp,  DiocUL  et  Maxim.).  Heredit«» 
estraoeis  testamento  datui;.  Cum  igitor  adfirmes  dotali  iüstrumento  paciom  inter- 
positum  esse  Yice  teslamenti,  ut  post  mortem  malieris  bona  ejus  ad  te  pertincreiiC 
quae  dotis  titolo  tibi  dod  sunt  olfligata;  intelllgis  oulla  te  actione  posse  coDfenirf 
beredes  seu  successores  ejus,  ot  tibi  restituantur,  quae  nuUo  modo  debentur. 

2.  Stadtr.  y.  Freiburg  v.  1520.  Fr.  III.  Tit.  2.  Wir  lassen  oucb  zu  dem  ge- 
meinen prucb  nacb,  das  man  erbberedungen  von  erbfeUen  wol  reden  and  Yorsehung 
tbun  mag. 

3.  Stadtr.  Y.  Colmar  Yon  1293.  42.  Unde  swas  ein  barger  mit  sinen  kinden  aod 
mit  sinen  erben  aberein  komet  Yor  ^cme  scholtcszen  und  Yor  deme  rate,  ond  och  ir 
brieTe  ond  ir  Ingesigel  darüber  geben>  das  sol  stete  sin. 


L 
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Jorisprndenz.  (4.)  Aber  die  devtschen  gelehrten  Juristen  der  letzten  Jahr-» 
honderte  gingen,  als  sie  einmal  sich  zu  dem  Wagnisz  entschlossen,  dem 
Verbote  des  römischen  Hechts  auszuweichen,  viel  weiter,  und  gelangten  zu 
der  abstracten  Theorie,  dasz  die  Allgemeingtiltigkeit  der  Yerlräge  auch 
die  Gültigkeit  der  Erbverträge  Oberhaupt  begründe,  ohne  dasz  deren  An- 
wendung naher  zu  begrSnzen  oder  an  bestimmte  sichernde  Formen  zu 
binden  sei  (5—7.),  eine  Theorie,  welche  das  ganze  Institut  gründlich  ver- 
dorben hatte,  wäre  ihr  nicht  die  Sitte  durch  heilsame  Beschränkung  auf 
nahe  Familienverhältnisse  entgegen  getreten. 

2.  Die  Natur  der  ErbvertrSge  ist  eine  erbrechtliche  ^  d.  h.  sie  eröffnen 
eine  erbrechtliche  Folge  (beziehungsweise  sichern  dieselbe)  oder  sie  unter- 
brechen  dieselbe  und  heben  sie  auf.  Die  ersieren  Erbverträge  pflegt  man 
auch  affirmative  oder  fosiiive  zu  nennen,  die  letzteren  negative.  (6.)  Jene 
sind  entweder  Beerbungsverträge  wie  Basse,  Erbeinsetzungsverträge  wie 
ßeseler  sie  benannt  hat,  oder  Yermächtniszverträge,  je  nachdem  der  positive 
Inhalt  derselben  universelle  oder  singulare  Erbfolge  ist.  Diese  sind  die 
Erbverzichte  (Enterbungsverträge). 

3.  Wohl  zu  unterscheiden  von  den  eigentlichen  Erbvertrfigen  sind 
die  Verträge  über  die  Erbschaft  eines  Dritten^  welcher  nicht  dazu  mitwirkt 
An  solchen  Vertragen,  welchen  jedoch  nur  eine  obligatorische,  keine  erb- 
rechtliche Wirkung  zugestanden  ward,  nahm  auch  das  römische  Recht 
keinen  Anstosz,  auszer  werm  $ie  sich  auf  eine  zukünftige  Erbschaft  bezogen. 
Das  deutsche  Recht  entzieht  auch  im  letzteren  Falle  den  Vertragen  über 
eine  Erbanwartschaft  die   bindende  Kraft  nieht   (8.)    Einzelne  deutsche 


4.  Code  eiv,  g.  1082.  Les  p^res  el  m^rts,  les  aulres  ascendaats,  les  parents 
collat^raiix  des  ^ux  el  möine  les  ^iraogera,  pourront,  p«r  contrat  de  mariage,  dis- 
poser  de  tout  oa  partie  des  bie ns  qu'ils  laisseroiit  au  jour  de  leur  d^cis ,  lant  aa 
profll  desdits  ^poux,  qu*aa  profit  des  enfants  k  nattre  de  leur  mariage,  dans  les  cas 
oö  le  donalear  survivrait  k  r^poax  doDSleur. 

5.  y.  ^.  Böhmer  (exercit  ad  pand.  lY.  ex.  71.  c  I.  g.  14.)  Jure  patrlo  semper 
el  ubique  pacta  saccessoria  vim  suam  babueruot,  et  ad  regularo  et  ad  Jus  commune 
refereoda  sunt 

6.  Bayr.  JLandr.  III.  1.  g.  11.  Verglelcb  oder  Gedinge  über  einer  nocb  leben- 
den Person  köorUge  Erb-  oder  Verlassenschaft  werden  Imo  affirmative  oder  nega- 
tiTe  gemacbt.  —  Solchemnach  kann  Stio  sowol  de  conservanda  als  acquirenda  oder 
omittenda  Haerediute  pactirt  werden,  soweit  es  nimllcb  4to  nur  am  die  Erbschaft 
oder  das  Vermögen  eines  von  denen  Paciscenten  za  thun  ist. 

7.  Freuet.  Landr.  I.  13.  g.  617.  Aach  durch  Erbverträge  kann  ein  Contrahent 
dem  andern  oder  beide  einander  wechselseitig  Rechte  auf  ihren  künftigen  Nach- 
lasi  einräumen. 

a  Bayr,  Landr.  III.  11.  g.  1.  Jene  PaeU  hingegen,  welche  5to  über  die  küof- 
iige  Erb-  oder  Yerlassenscbaft  eines  Dritten  noch  Let>enden  ohne  dessen  Milbe- 
willigang  errichtet  werden,  gelten  —  nur  condillonaliter  und  in  Eventum,  wenn 
sothane  Erbschaft  einem  \on  denen  Paciscenten  mit  der  Zeit  antällig  wird. 


Digitized  byVjOOQlC 


714  Buch  y.   Cap.  III.    Von  den  Erbfertrigen. 

Statuten  (9.)  aber  verwerfen  dieselben  als  gefährlich  und  anschicklieb,  oder 
fordern  dafür  die  Beobachtung  sichernder  Fornoen.  (10.)  Am  ehesten 
kommen  derartige  Verlröge  unter  den  Erben  selbst  vor,  insbesoodere  trb- 
auskaufsverträge  unter  Geschwistern,  und  solchen  FamilienvertrAgen  wird 
von  der  Gewohnheit  oder  dem  Gesetz  (11.)  sogar  hier  oder  dort  die  erb- 
rechtliche Wirkung  eines  Erbverzichts  zugestanden,  wenn  gleich  der  Erb- 
lasser nicht  dabei  mitgewirkt  hat,  also  auch  kein  letzter  Wille  vorüegL 
Die  Rücksicht  auf  den  Familienzusammenhang  und  die  FamilieoiDiereoen 
erklärt  diese  Ausdehnung  der  erbrechtlicheu  Wirkungen  über  den  eigent- 
lichen Erbvertrag  hinaus. 

*  H(is8e^  üeber  Erbvertrag  im  Rhein.  Museum  f.  Jurisprudenz.  Jahrg.  2. 
S.  149  ff.;  —  Beseler^  Lehre  von  den  Erbverträgen.  Th.  II.  Bd.  1.  S.  102  ff.; 
—  Schamweber,  s.  oben  §.  236.  8.  704.;  —  Harlmann,  Zur  Lehre  von  den 
Erbverträgen  und  gemeinschaftlichen  Testamenten.  Brannschweig  1860;  — 
Gerber^  de  pacds  heredituriis.  Jena  1862. 

§.241. 

U.   Erbeinsetzungsvertrag. 

1 .  Der  Erbeinsetzungs'  (Beerbungs-J  Vertrag  wird  abgeschlossen  zwiscbeo 
dem  Erblasser  und  dem  Vertragserben,  gibt  diesem  bei  Lebzelten  dn 
erbrechtliches  Wartreclit^  und  er(^net  ihm  auf  den  Todesfall  des  Erblassers 
hin  das  Recht  der  Erbfolge  in  die  Verlassenschaft  oder  auf  eine  Quote 
derselben. 

Zur  Gültigkeit  des  Rechtsgeschäfts  ist  voraus  die  Fähigkeit  des  Erb- 
lassers, Qber  seinen  Nachlasz  zu  verfügen  und  sich  durch  diese  VerfiQgung 
zu  binden,  erforderlich  (1.),  und  dazu  genügt  die  blosze  TestaDientsmün- 
digkeit 'nicht,  sondern  es  musz  volle  Handlungsfähigkeit  hinzukommen,  wie 
sie  in  der  Regel  nur  den  Volljährigen  zusteht,  für  den  Minderjährigen  aber 
durch  die  Zustimmung  des  Vormundes  ergänzt  werden  kann.  (2.) 

9.  München.  SUi.  V.  1347.  [Hraat  g.  187.  3  )  Es  mag  auch  oyemaol  ein  erb- 
tail,  des  er  warten!  ist,  das  in  nicht  angevallen  ist,  setzen  noch  vcrkauffen  noch  aa 
werden.    (Vgl.  Seufferh  Arch.  VIII.  153.) 

10.  Zürcher  G.  fi.  2145.  V^erden  derartige  Vertrige  bei  Lebzeiten  des  dnUca 
Erblassers  über  eine  zulLunfiige  Erbschaft  abgeschlossen,  so  bedürfen  sie  zu  ihrer 
Gaitiglieit  sowohl  der  notarialischeD  Fertigung  als  der  Anzeige  an  den  Erblasser. 
(Dieser  erhält  dud  volle  Testirfreibeit  dem  verzichtenden  Erben  gegenüber.) 

11.  Zürcher  G.  $.  2140.  Bezieht  sich  der  Auskauf  auf  eine  zukRofiige  Ver- 
lassenschaft,  so  ist  anzunehmen,  der  ausgekaufte  Erbe  habe  aufsein  Erbreebt  tn 
^unsten  des  verkaufenden  Miterben  verzichtet,  so  dasz  die  Yerlassenschaft  zur  Z^t 
des  Anfalls  diesem  an  Jenes  Sutt  zukommt  und  der  ausgekaufte  Erbe  weder  eine 
anfällige  AusscbluszerklJirung  abzugeben  hat,  noch  den  Erbschaftsgllubigern  haftet. 

1.  Preuti,  Landr.  I.  12.  g.  618.  Wer  Erbverträge  schlieszen  will,  musi  mit 
den  Eigenschaften  versehen  sein,  welche  sowohl  zur  Errichtung  eines  Testaments  als 
zur  Abscblieszung  eines  Vertrags  erforderlich  sind. 

2.  Erk.  des  Ob.-A.-G.  zu  Oldenburg,  {Seujferis  Archiv  I.  253  }  Ein  minor 
pubes,  der  ohne  Genehmigung  seines  Vormundes  Jemanden  durch  Vertrag  zu  seineai 
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2.  Alle  Gründe,  welche  für  die  Noth wendigkeit  einer  sorgfiOtigen 
und  sichern, Fonn  der  Testamente  sprechen,  haben  kein  geringeres  Ge- 
wicht, wenn  die  Form  der Erbeinsetzungsverträge  in  Frage  sieht;  dieselben 
werden  überdem  für  diese  noch  bedeutend  durch  die  Bücksicht  verstärkt, 
dasz  die  Erbeinsetzung  im  Erbvertrage  den  Erblasser  für  immer  bindet, 
während  eine  nicht  gehörig  motivirte  Erbeinsetzung  im  Testament,  solange 
der  Erblasser  lebt,  widerrufen,  der  letzte  Wille  daher  verändert,  und  den 
Umständen  gemäsz  verbessert  werden  kann.  Die  historische  Anknüpfung 
an  die  älteren  Erbgedinge,  welche  der  Form  der  Auflassung  bedurft  hatten, 
läszt  ebenso  die  gerichtliche  Form  erwarten.  Dessen  ungeachtet  hat  die 
gemeine  Doctrin  des  XVM.  Jahrhunderts,  irrthümlich  auf  die  Formlosigkeit 
der  obligatorischen  Verträge  sich  berufend,  auch  für  die  Erbverträge  von 
jeder  besonderen  Form  abstrahirt,  und  die  Formlosigkeit  auch  für  diese,  wo 
sie  am  wenigsten  paszt,  zum  Princip  erhoben.  Der  Irrthum  der  Juristen 
darf  aber  um  so  weniger  auf  die  Dauer  gelten,  als  er  nicht  einmal  zur  Zeit 
seiner  unbestrittenen  Autorität  die  Praxis  zu  beherrschen  und  umzugestalten 
vermocht  hat  —  es  werden  schwerlich  viele  Beispiele  von  mündlichen 
Erbverträgen  entdeckt  werden*)  — ,  und  die  Natur  des  Institutes  entschieden 
eine  sorgfältigere  Behandlungsweise  erfordert.  Die  neuere  Gesetzgebung 
ist  dieser  ebenfalls  günstig.  (3 — 5.)  Eichhorn  hat  mindestens  schriftliche 
Form  verlangt.  Mir  scheint  man  dürfe,  wo  nicht  ein  festes  Gewohnheits- 
recht oder  ein  Statut  im  Wege  steht,  ohne  sich  durch  die  blosze,  wenn 
auch  eine  Zeit  lang  einmüthige  Theorie  hindern  zu  lassen,  füglich  noch 
strenger  verfahren,  und  entweder  gerichtliche  oder  Testamentsform  (nota- 
riedische)  fordern.  (5  a.) 


Ert>eo  ernaoot  hat,  ist  dadurch  nicht  gebunden,  kann  vielmehr  so  lange  er  diese 
Disposition  nicht  nach  erreichter  Volljährigkeit  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
genehmigt  bat,  Jederzeit,  ohne  erst  der  Restitution  zu  bedürfen,  einseilig  davon  ab- 
gehen und  anderweitig  rechtsgültig  über  seinen  Nachlasz  verfugen.  (Vgl.  SeuffTU 
Arcb.  VII.  65.) 

3.  Preutt,  Landr.  I.  12.  %.  621.  Erb  vertrage  müssen  wie  Testaroente  gericht- 
lich abgeschlossen  oder  von  beiden  Theilen  persönlich  den  Gerichten  übergebeo 
werden. 

4.  Oetterr,  G.  fi.  1249.  Zwischen  Ehegatten  kann  auch  ein  Erbvertrag,  wodurch 
der  künftige  Nachlasz  oder  ein  Theil  desselben  versprochen  and  das  Versprechen 
angenommen  wird,  geschlossen  werden.  Zur  Gültigkeit  eines  solchen  Vertrages  Ist 
Jedoch  nothwendig,  dasz  er  mit  allen  Erfordernissen  eines  schriaiichen  Testaments 
errichtet  werde. 

5.  Zäreher  G.  g*  2^^^*  Ertnrerträge,  in  welchen  sich  zwei  Personen,  wie  ins- 
besondere die  Ehegatten,  wechselseitig  zu  Erben  einsetzen  oder  eirander  gegenseitig 
▼ortbeile  an  der  Verlassenschaft  zusichern,  bedürfen  der  Form  des  ordentlichen  Testa- 
rfieotes.    Andere  Erbvertrige  bedfirfen  der  notarialischen  Fertigung. 

5  a.  Dieser  Ansicht  sind  jetzt  auch  ffarimmnn  (in  dem  angeführten  Buche  S.  44) 
uoil  ArndU  (in  der  ötierr,  yUrUtjahretttkr.  für  RecJUf-  umd  SimtUwwemäck,  Vll 
8.  M9)  beigetreten,  f^reilich  ans  römischer  Auffassung  des  ganzen  Geschäftes  eot- 

*)  Ein  aolcber  aogefocbteoer  FaU  ist  allerdiogf  io  Semftru  Arcb.  VlIL  15S  zu  finden. 
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3.  Die  Hauptwirkung  dieses  Erbvertrages  ist  B^rfindung  einer  nn- 
iciderruflichen  erbrechtlichen  Anwartschaft  auf  die  Verlassenschaft  des  Erb- 
lassers zu  Gunsten  des  Yertragserben  und  Eröffnung  des  Erbrechts  fQr  diesen, 
venn  er  den  Tod  jenes  Oberlebt  In  der  Dnwiderruflichkeit  dieser  Erbein- 
setzung liegt  der  wichtige  Unterschied  von  der  Erbeinsetzung  im  Testament 
Jene  ist  unwiderruflich,  das  heiszt  nicht:  der  Erblasser  darf  bei  Lebzeiten 
nicht  mehr  über  sein  Vermögen  disponiren  (6.),  sondern  nur:  der  Erblasser 
darf  niclit  ziim  Nachtheil  des  Vertragserben  letnUwiilig  Ober  seine  Ver- 
lassenschaft verordnen.  (7.)  Der  Yertragserbe  kann  daher  eine  Veräuszernng 
von  Haus  und  Hof,  die  der  Erblasser  bei  Lebzeiten  vornimmt,  nicht  an- 
fechten, sogar  nicht  eine  Schenkung  bei  Lebzeiten,  es  wdre  denn,  daa 
die  Form  des  Geschäftes  unter  Lebenden  lediglich  miszbraucht  wQrde,  um 
darin  eine  letztwillige  Verfügung  zu  verbergen.  Aber  auch  eine  solche 
kann  erst  nach  dem  Tode  des  Erblassers  mit  Erfolg  angefochten  werden, 
weil  erst  dann  die  Anwendung  des  Erbvertrags  entschieden  wird.  Bei 
Lebzeiten  des  Erblassers  kann  der  Yertragserbe  nur  Protest  einlegen,  and 
nöthigenfalls  Sicherungsmaszregeln  fordern. 

4.  Die  vertragsmftszige  Erbeinsetzung  kann  sich  füglich  auch  nor 
auf  einen  Theil  der  Verlassenschaft  erstrecken,  und  im  übrigen  die  gtsetzUdi 
Erbfolge  als  fortwirkend  voraussetzen,  oder  neben  einer  testamentarischn 
Erbeinsetzung  bestehen.  Der  Gegensatz  des  Erbvertrags  zu  dem  gesetz- 
lichen Erbrecht  ist  nicht  ein  absoluter,  sondern  nur  ein  reiatiter.  (8.) 
Jener  enthält  gewöhnlich  nur  eine  Modification,  zuweilen  sogar  eine  Be- 
kräftigung des  gesetzlichen  Erbrechts. 

Auf  das  Adcrescenzrecht  hat  der  Vertragserbe  als  solcher  keinen 
Anspruch. 

5.  Der  Vertragserbe  hat  sich  käneswegs  verpflichtet,  die  Erbschaft 
zu  übernehmen.  Er  kann  dieselbe  daher  ausschlagen,  oder  mit  Vorbdialt, 
auf  Grundlage  eines  Inventars,  antreten.  Eher  läszt  sich  bezweifefai,  ob 
ihm  die  Erbschaft  von  Rechteswegen  anfalle^  wie  einem  gesetzlichen  Erben 
oder  ob  ein  Erbantritt  von  seiner  Seite  nöthig  sei,  damit  er  wirklich  Erbe 
werde,  wie  für  den  Testamentserben?  Ich  halte  die  Entschddang  ßssekn. 


lehnten  Gründen.  —  Sind  Liegenscbaflen  Gegenstand  des  Erbvertrags,  so  bedarf  es 
schon  um  deszwillen  nach  manchen  Particalarrechten  der  Abschliesiimg  ror  Nour 
oder  Gericht;  rgL  ein  £rk.  ä.  O.  G.  zu  frolfen6äiiel  im  d,  ZeiUthrift  ftU-ßmAä- 
pßege  in  BrauRMchweig  1858  S.  122. 

6.  Freun.  Landr.  I.  12.  S*  <^24.  Durch  blosse  Erbrertrige  wird  die  Berognia 
der  Contrahenteo,  über  ihr  Vermögen  unter  Lebenden  zu  verfügen,  nicht  eiogeacbriaiu. 

7.  Zürcher  Ges.  S*  ^^O*  D«r  Vertragserbe  sowohl  als  der  vertragsmisxig  all 
einem  Verroacbtnisz  Bedachte  haben  gegenüber  dem  Erblasser  ein  Reebl,  daai  der- 
8eU>e  nicht  darcb  anderweitige  Terordnungen  auf  den  Todesfall  hin  ihnen  das  la- 
gesicherte  Erbreehi  oder  Vermichtnisi  entziehe  oder  schmalere. 

8.  Ci^  cio,  g.  1089.  Les  donations  faites  k  Vwk  des  «pooi  dans  les  icfses 
des  articies  1082  etc.  —  deviendront  cadaques,  si  le  dooateur  sarvit  k  i*epoiu  do- 
nataire  et  ä  sa  post^rit^. 
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dasz  es  eines  Erbantrittes  bedürfe,  für  richtig,  da  in  dem  Vertrage  selbst 
keine  eyentoelle  Antrittserklärung  liegt,  und  die  Analogie  mit  der  Erbein- 
setzung im  Testament  überwiegend  scheint,  weil  beide  auf  dem  individuellen 
Willen  des  Erblassers  beruhen,  mit  dem  der  Wille  des  Erben  in  der 
AntrittserklArung  zusammentreffen  musz.  Daraus  folgt,  dasz  nicht  blosz 
das  Wartrecht  des  Vertragserben,  wenn  dieser  vor  dem  Erblasser  stirbt, 
nicht  auf  seine  Erben  übergeht,  sondern  auch  in  der  R^el  nicht  das 
Recht  zum  Antritt,  wenn  der  Vertragserbe  zwar  nach  dem  Tode  des  Erb- 
hssers,  aber  vor  der  eigenen  Antrittserklärung  stirbt. 

Indessen  kommt  es  oft  vor,  dasz  dem  Vertragserben  in  dem  Erb- 
vertrag  dessen  Kinder  substituirl  werden ,  und  nicht  selten  ergibt  sich  diesz 
als  die  wahre  Meinung  des  Paciscenten  aus  den  Umständen,  so  dasz  dann- 
zumal,  wie  uns  die  französische  Jurisprudenz  mit  Recht  lehrt,  die  Sub- 
stitution der  Kinder,  auch  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  erklärt  ist,  dennoch 
als  einverstanden  präsumirt  werden  darf  (9.):  eine  Annahme,  die  dem 
Geiste  des  römischen  Erbrechts  zwar  gänzlich,  nicht  aber  dem  Charakter 
des  deutschen  Rechts  widerstreitet 

6.  Dasz  das  Notherbenrecht  auch  bei  Errichtung  eines  Erbeinsetzungs- 
vertrages  in  Berücksichtigung  komme,  ist  unzweifelhaft  (10.)  Darüber 
aber  ist  unter  den  Juristen  Streit,  ob  die  verletzten  Notherben  die  Ungül- 
tigkeit des  Erbverirages  ebenso  behaupten  können,  wie  die  einea  pflicht- 
widrigen Testaments,  oder  ob  sie  sich  begnügen  müssen,  wenn  sie  den 
Pflichttheil  erhalten,  und  im  übrigen  der  Erbvertrag  aufrecht  bleibe.  Die 
leztere,  auch  von  den  französischen  Juristen  getheilte  Ansicht  scheint  mir 
der  neueren  Rechtsentwicklung  besser  zu  entsprechen,  als  die  entgegen- 
gesezte,  indem  unserem  Rechtsgefühl  die  materielle  Berücksichtigung  der 
Notherben  natürlich,  die  blosz  formellen  Rücksichten  des  alten  römischen 
Rechts  dagegen  fremd  geworden  sind.  (11.)  Jener  wird  aber  durch  die 
leztere  Meinung  vollständige  Rechnung  getragen.  Eine  Zerstörung  des 
£rbvertrags  aus  blosz  formellen  Gründen  erscheint  uns  daher  als  eine 
willkürliche  und  übertriebene  Rechtsvorschrift,  für  welche  mit  Bezug  auf 
den  Erbvertrag  keine  bindende  Gesetzesautorität  angeführt  werden  kann. 
(Vgl.  unten  §.  245,  5.) 

7.  Werden   dem   Erblasser   Kinder  nachgeboren  ^   so   wird   der  Erb- 


9.  Code  cw.  S-  i082.  Vgl.  oben  g.  194.  B  3.  Pareille  donation,  quoiqoe  faile 
au  Profit  seolemeot  des  öpoui  oa  de  Tun  deux,  sera  toujoors,  dans  le  dil  cas  de 
sarvie  da  donateur,  prtoain^e  faite  au  profit  des  enfanls  et  descendanls  k  naUre  du 
mar  Jage. 

10.  OMierr.  G.  S*  i^^^'  Den  Notberben  bleiben  ibre  Rechte  (gegen  einen  Erb- 
vertrag)  wie  gegen  tine  andere  letite  Anordnung  vorbebalten. 

11.  Erk.  des  0.  A.  G.  zu  Darmtiadt  {Seaffertt  Arcbiv  IV.  138).  Es  ist  nicbt 
aniunebmen,  das;  über  den  beabsichtigten  Zweck  (dasz  den  Notherben  der  Pflicht- 
iheil  nicht  entzogen  werden  dürfe)  hinaus  auch  die  Formen  der  Berücksichtigung  der 
l^otherben  auf  die  ErbvertrSge  Anwendung  finden. 
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vertrag  nicht  nichtig  and  es  erlangt  jener  auch  nicht  das  Becht  des 
Widerrufs,  aber  sie  kommen  als  Notherben,  die  auf  einen  Pflichttheil 
Anspruch  haben,  wohl  in  Betracht 

♦    Beseler,  Erbvertrag  Bd.  IL  S.  172    ff. 

S-242- 

IIL    Yermächtniszvertrag. 

1.  Der  Vermächtniiztertrag^  wie  ihn  Ha$se  gut  benannt  bat,  begrOndet 
eine  singulare  Erbfolge.  Deber  die  juristische  Natur  dieses  Geschäfts  waren 
die  alteren  Juristen  sich  nicht  recht  klar.  In  neuerer  Zeit  hat  aber  BeteUr 
die  Existenz  desselben  in  der  Hauptsache  bestritten^  und  nur  ausnahms- 
weise da  eine  Begründung  singnlärer  Erbfolge  durch  Erbvertrag  anerkannt, 
wo  das  Erbrecht  überhaupt  noch  den  alt-germanischen  Charakter  der 
Singularsuccession  bewahrt  habe,  und  Gerber,  ihm  folgend,  hat  sogar  den 
ganzen  Begriff  als  eine  „wesenlose  Erfindung  der  Theorie"  el)enfalls  ver- 
worfen. 

Mir  gilt  die  Zuldssigkeit  des  Vermachtniszvertrags  schon  darum  aU 
unzweifelhaft,  und  der  Begriff  desselben  als  ein  realer,  weil  es  in  Deutsch- 
land sicher  mehr  einzelne  Erbverträge  gibt,  durch  welche  der  Erblasser 
dem  Paciscenten  ein  Vermächtnisz ,  als  solche,  durch  die  er  ihm  ein 
universelles  Erbrecht  zusichert.  Wie  viel  häufiger  kommt  es  vor,  dasz  ein 
Ehegatte  dem  andern  durch  Vertrag  die  Nutznieszung  an  seiner  Ver- 
lassenschaft vermacht,  als  dasz  er  ihn  zu  seinem  Erben  ernennt?  und 
wenn  auch  diese  Anwendung  aus  der  ehelichen  Sorge  entsprungen  Ist,  so 
hat  sie  dennoch  einen  erbrechtlichen  Charakter,  insofern  sie  sich  nk^licher- 
weise  als  eine  blosze  Zuwendung  auf  den  Todesfall  darstellt  Das  ist  aber 
nur  die  häufigste,  nicht  die  einzige  Anwendung.  Deberhaupt  ist  es  dem 
deutschen  Rechtsbewusztsein  ganz  natürlich,  nachdem  es  einmal  die  Zo- 
lässigkeit  von  Vermächtnissen  begriffen  hat,  diese  nicht  allein  in  der 
römischen  Form  einseitiger  Willenserklärung  zuzulassen,  sondern  in  Form 
des  Vertrages  fesl  und  unwiderruflich  zu  machen.  (1.  2.)  Das  schien  um 
so  unbedenklicher,  als  schon  früher  ein  ähnlicher  Effect  auch  in  der  festen, 
nur    zu    festen  Form  der   Vergabung  durch  Auflassung  erreicht    worden 


1.  Sehw.  *p,  28.  Ist  dannc  daz  ein  man  »tnem  rriande  guol  scharen  will  tUeik 
simem  tdde,  wil  er  et  im  sieher  machen,  er  sol  im  echrifi  daräher  gt6em^  als  enilrk 
.von  npgedioge  geschriben  8t€t;   oder  er   sol   ?ür  sloen  rihtervaren  oder  rar  sIm« 

herren  vnde  sol  den  ze  gezioge  darüber  nrnnen  unde  ander  Hute  die  dl  bt  shit  Wil 
er  imi  aber  gar  slaete  machen,  so  seze  er  im  einen  Zins  dar  üz. 

2.  Stadt.  T.  n^ierihur  y.  1297  §.  20.  Ist  daz  en  man  vnd  ain  vrowa  dkh 
xe  enanderen  koment,  swaz  ir  ietweders  aigens  ze  dem  andern  bringt,  belibent  so  ane 
IIb  erben,  machent  sü  daz  aigen  nit  en  anderen  nach  swatien  reht,  dai  wirt  ledig  iro 
ietweders  erben  nach  iro  tode;  machent  aber  sü  es  einen  andern  nieb  swabenrehc 
so  het  Ir  ietweders  daz  aigen  daz  ime  gemaehet  ist  le  Itpdfnge  viii  an  sIsni  u< 
vnd  vallet  denne  wider  an  die  rehten  erben. 
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war.  Es  war  efn  Fortschritt  in  der  Rechtsbildung,  als  man,  vas  vordem 
nor  durch  Verfiuszerung  unter  Lebenden  zu  erreichen  war,  nun  schick- 
licher durch  Vermach tnisz  auf  den  Todesfall  hin  und  dennoch  auf  sichere 
Weise  bewirkte. 

2.  Ist  aber  die  Natürlichkeit  des  Institutes  erkannt,  so  hält  es  auch 
nicht  so  schwer,  die  juristische  Bedeutung  desselben  zu  entrathseln.  Der 
wesentliche  Unterschied  von  dem  einseitigen  Vermächtnisz  besteht  einfach 
darin,  dasz  dieses  widerruflich,  das  vertragsmäszige  Yermachtnisz  dagegen 
unwiderruflich  ist  Der  Honorirte  erwirbt  durch  den  Vermächtniszvertrag 
ein  Warlrechi  auf  das  Vermächtnisz ,  und  wenn  der  Erblasser  stirbt, 
gegenüber  den  Erben  ein  wirkliches  Recht  des  Vermächtnisses.  (3.)  Der 
Erblasser  kann  wohl  unter  Lebenden  Ober  die  vermachte  Sache  frei  ver- 
fügen, dieselbe  auch  gültig  veräuszern,  und  insofern  mittelbar  allerdings  den 
lohalt  des  Vermächtnisses  zerstören,  wie  er  auch  dem  eigentlichen  Vertrags- 
erben mittelbar  die  Erbfolge  verdirbt,  wenn  er  bei  T^bzeiten  sein  Ver- 
mögen verschwendet  oder  mit  Schulden  überladet.  Aber  wenn  der  Erblasser 
im  Widerspruch  mit  dem  Vermächtniszvertrage  eine  andere  lelziwiUige 
Verfugung  trifft,  z.  ß.  durch  Testament  einem  Dritten  die  Sachen  vermacht, 
die  Gegenstand  des  Vcrmächtniszvertrages  sind,  so  kann  der  vertragsmäszige 
Honorirte  eine  derartige  Verfügung  anfechten,  wie  der  Vertragserbe  einen 
seinem  universellen  Erbrecht  widerstreitenden  letzten  Willen.  (4.j 

3.  Ob  das  Vermächtnisz  selbst  nach  dem  Tode  des  Erblassers  sofort 
dinglich  wirke  •—  dasz  der  Honorirte  bei  Lebzeiten  desselben  kein  ding- 
liches Recht  an  der  vermachten  Sache  habe,  darf  jetzt  wohl  als  ausgemacht 
gdten,  —  oder  ob  die  Wirkung  zunächst  nur  persönlich  sei  gegenüber  den 
Erben f  hängt  davon  ab,  wie  die  Wirkung  der  Vermächtnisse  überhaupt 
betrachtet  werde.  Das  römische  Recht  in  seiner  spätem  Gestalt  l^t  den- 
selben in  der  Regel  dingliche  und  persönliche  Wirksamkeit  bei.  So  weit 
römische  Vorstellungen  in  dieser  Lehre  herrschen,  werden  wir  auch  den 
durch  Vermächtniszvertrag  Bedachten  ebenso  behandeln  müssen.  Dem 
Geiste  der  neueren  deutschen  Rechtsbildung  aber  ist  diese  Regel  keineswegs 
gemäsz«  Vielmehr  werden  wir  durch  denselben  zu  weitem  Unterschei- 
duogen  geuöthigt. 

a)  Ist  Grundeigenthum  oder  ein  anderes  dingliches  Recht  an  Hegendem 
Gute,  welches  zu  seiner  Entstehung  der  Fertigung  im  Grundbuch 
bedarf,  Gegenstand  des  Vermächtnisses,  so  begründet  dieses  nur 
einen  Titel  zur  Fertigung,  nicht  das  Recht  selbst  in  der  Person  des 
Honorirten. 

3.  Prent,  Landr.  1.  12.  g.  620.  Nur  solche  Sachen  und  Rechte,  worüber 
Jemand  darch  einen  letzten  Willen  zu  verfügen  berechtigt  ist,  kann  er  Andern  durch 
Erbvertriige  zuwenden. 

4.  Zürcher  Ges.  g  2129.  Der  Vertragserbe  sowohl  als  der  veKfagsmiszig  mit 
einem  Vermächtnisz  Bedachte  haben  gegenüber  dem  Erblasser  ein  Recht,  dasz  der- 
selbe nicht  durch  anderweitige  Verordnungen  auf  den  Todesfall  hin  ihnen  das  zuge- 
sicherte Eibrecht  oder  Vermächtnisz  entziehe  oder  schmälere. 
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b)  Sind  bewegliche  Sachen  vermacht^  so  mnsz  noch  der  Besüxerwrh 
hinzukommen. 

c)  Wenn  dagegen  Rechte,  die  schon  durch  Vertrag  bestellt  oder  über- 
tragen werden  können,  z.  B.  NutznUezvng  ^  oder  Fordenmgen^  die 
nicht  an  Papiere  geknOpft  sind,  vermacht  worden,  so  steht  hier  dem 
sofortigen  Debergang  des  Rechtes  selbst  auf  den  Honorirten  nichts 
im  Wege. 

4.  Ueber  die  Form  des  Vermächtniszvertrages  ist  in  der  Haaptsadte 
dasselbe  zu  erinnern,  wie  über  die  Form  des  Erbeinsetzungsvertrages.  Die 
Formlosigkeit  paszt  auch  hier  nicht,  und  es  ist  schriftliche  oder  gericht- 
liche oder  Testaments-,  beziehungsweise  Codicillarform  zu  verlangen. 

5.  Verschieden  von  den  VermftchtniszvertrSgen  sind  Yermächim$te, 
welche  nicht  mit  dem  Honorirten  verabredet,  sondern  in  dem  Erbvertrag 
dem  Vertragserben  auferlegt  werden.  Sie  ziehen  ihre  Kraft  aus  der  Gültig- 
keit und  Wirksamkeit  des  Erbeinsetzungsvertrags.  (5.) 

§.243. 

IV.    Erbverzicbt 

1:  Der  Erbverzicht  ist  ein  Vertrag  zwischen  dem  natürlichen  Erben 
und  dem  Erblasser,  durch  welchen  jener  nein  Erbrecht  (sowohl  als  Wart- 
recht, als  für  den  Fall  des  Todes  als  wirkliches  Recht  zur  Erbfolge)  frei- 
mllig  aufgibt.  Der  Erbverzicht  löst  die  Erbverbindung  zwischen  Erblasser 
und  Erben,  sein  Gegenstand  ist  das  Erbrecht  selbst,  seine  Wirkung  folgUcb 
eine  erbrechtliche. 

Schon  früh  kamen  derlei  Erbverzichte  vor,  der  ausgerichteten  Söhne 
zu  Gunsten  der  nicht  ausgerichteten  in  die  Erbschaft  des  Vaters,  oder  der 
ausgesteuerten  Töchter  zu  Gunsten  der  unausgesteuerten.  (1. 2.)  Die  spatere 
Gleichstellung  der  Töchter  mit  den  Söhnen  im  Erbrecht  führte  sodaon  z« 
weiteren  Anwendungen  dieses  Institutes. 

2.  Leichter  noch  als  bei  den  positiven  ErbvertrSgeu  kam  die  Ansicht 
in  Aufnahme,  dasz  es  für  den  Erbverzicht  keiner  bestimmten  Form  bedOrie. 
Auch  die  neueren  Gesetzbücher,  welche  für  jene  eine  sorgAkige  Form 
verlangen,   lassen   für  diesen  zunächst  jede  beliebige  Form  der  WOIens- 

fiuszerung   zu.      Die  filtere  Praxis  hatte  wohl    die  Bekräftigung  des  Ver- 

-    -  -    ■ 

5.  Erk.  des  0.  A.  G.  za  LäSecic  {Seu/ftrU  Arcb.  Vif.  68,  Yllf.  64].  Es  wir4 
als  eine  v6Uig  xuIXszige  und .  rechlsgüllige  Verrögung  erachtet,  wenn  der  Erblasser 
d«>n  Vertrigserben  im  Erbvertrage  mit  Vermächtnissen  zu  Gunsten  Dritter  beschwert 
(Sog.  eonoenÜonelU  Fideicommiste,) 

1.  S.  sp.  I.  13.  S*  ^*  Hidden  aver  se  (Sohn  oder  Tochter,  die  abgesoodert 
waren  mit  elterlichem  Gute)  ir  ervedel unge  dar  an  verloft»  der  solcn  se  amberen,  ae 
ne  nntsegen't  uppen  bilgen.  Verloften  'se*t  aver  vor  gerichte,  so  mut  meB*»  se  bat 
vertagen,  den  se*s  unscöldich  muten  werden. 

2.  Sehw.  4p,  144.  Cnde  sint  da  kint  diu  ikz  gestiuret  sint  mit  gedinge,  das  si 
sich  verzigen  bänt  ir  vater  gnotes,  ez  si  varende  guot  oder  ander  goot:  so  bini  ai 
nit  rehtes  dar  an  ran  das  er  int  gerne  git. 
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zichtes  durch  Eid  gefordert,  die  neuere  tber  gibt  dem  onbesdiworenen 
Verzicbte  ToUe  KnfL  Oflenbar  trSgt  die,  Verwechslung  auch  dieses  Erb- 
vertfigs  mit  obligatorischen  Vertragen  die  Haoptschold  solcher  Zerfahrenheit 
Eine  strengere,  die  Freiheit  des  Willens  und  die  Wahrheit  des  Verzichts 
sidiemde  (3.)  Form  ist  aber  auch-  hier  ein  dringendes  BedQrfnisz.  Das 
mindeste,  was  gefordert  werden  sollte,  ist  entweder  sckriftUche,  am  besten 
iMotiaHtche,  oder  wenn  eine  mündliche  die  gtrichUiche  (4.)  oder  die  Testa- 
metUsfomu 

3.  Der  Erbverzicht  kann  sich  begehen  auf  das  Erbrecht  in  der 
ganzen  VerUusttuehaft  oder  anf  einen  Erhtheü,  wie  auch  umgekehrt  durch 
den  Erbeinsetzungsvertrag  der  Vertragserbe  auf  das  Ganze  oder  zu  einem 
Theile  zum  Erben  bezeichnet  werden  kann.  (5.)  Auch  kann  der  Erb- 
verzicht auf  einzelne  ßeslandtheile  der  Verlassenschaft  gültig  beschränkt 
werden;  am  ehesten  wird  er  es  auf  solche,  die  ohnehin  einer  besonderen 
Erbfolge  fthig  sind,  z.  B.  auf  ein  Stamnigut,  auf  ein  Bauergut. 

4.  Femer  kann  der  Erbverzicht  die  ganze  Erbverbindung  Oberhaupt 
zerstören,  oder  nur  einen  beschränkten  Sinn  haben,  indem  der  Erbe  nur 
im  Verhftltiiisz  zu  gewissen  andern  Erben  verzichtet,  dag^en  für  den  Fall, 
dasz  diese  Erben  nicht  da  sind,  sein  Erbrecht  beibehalten  will. 

Von  dieser  Art  sind  die  Erbverzichte  der  Töchter  im  Verhftltnisz  zu 
den  Söhnen^  oder  zu  dem  Mannssiamin.  Derlei  Verzichte  der  Töchter  sind 
unter  dem  Adel  schon  frühzeitig  aufgekommen  und  in  vielen  Familien  zur 
festen  Sitte  geworden.  Das  Streben  des  Adels,  den  Reichthum  und  das 
Ansehen  des  Geschlechts  auf  die  Dauer  zu  bewahren  und  die  römisch- 
rechtliche Gleichstellung  der  Kinder  mit  ihren  Folgen  abzuwehren,  haben 
dieselbe  sowohl  begründet  als  erhalten.  Vorzüglich  unter  dem  hohen  Adel 
wurde  der  Erbverzicht  geradezu  durch  die  Hausgesetze  den  Töchtern  zur 
Pflicbt  gemacht,  und  auch  in  den  reichsritterschafUichen  Familien,  zuweilen 
auch  unter  dem  Landesadel,  bildete  sich  eine  ähnliche  Observanz  aus.  (6.) 

3.  Landesgfbrioche  des  Herzogthoms  Pranken  ▼.  1536  (f.  Neurath  8.  142.) 
g.  38.  8o  eine  Erture  Jungfrau  oder  Frau  von  Adel  für  Landgericht  kirne,  in  Bey- 
seyn  ihres  Gemahles  oder  Curatoris  ordentliche  verzig  zu  thun,  soll  man  aofilnglich 
Ihr  den  Brief,  so  einer  vorhanden,  oder  die  8ach  mündlich  fiirbracht  were,  oflTenllich 
im  Gericht  verlesen  in  Gegenwarths  ihres  Hauswirths  oder  Gemahels,  demnach  der 
Lantrichter  dieselbigrn  Jungfrauen  oder  frauen  durch  zwen  vrtheUer  am  Lantgericlit 
aus  der  schraneif  fuhren,  heimlich  besprechen  lassen,  ob  sie  solchen  verzig  vom  fk^jen 
^Ulen  thue  oder  thun  wollen,  oder  ob  sie  dazu  genötbiget,  getrungen  oder  ge- 
swuDgeo  worden  were  oder  forcht  halber  thun  mueste. 

4.  Bayr.  Landr.  HI.  11.  $.  2.  Wird  zwar  zur  sothanen  Verzicht  der  Eid  nieht, 
wohl  aber  bei  Weibs-Leuten,  oder  andern  der  Rechte  unverstfindigen  Personen  die 
Certioration  —  erfordert. 

8.  Bayr.  Landr.  111. 11.  $.  3.  Die  vornehmste  Wirkung  eines  Erbschafts- Ver- 
sichts  besteht  L  in  Ausschlieszung  des  Renunzianteo  von  der  Erbschaft. 

8.  Bayr,  Ldr.  IlL  8«  B.  Töchter  Edelmanns-Frejheits  fähiger  Personen  werden 
sowohl  dem  alten  Herkommen  nach  als  verrotfg  General-Mandats  von  1672  —  ohne 
all  weiterer  Verzicht  ipso  Jure  pro  renuocialis  geachtet. 

BUntsehll,  deatMhM  Privatreeht.  8.  Aufl.  ^ 
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Von  da  fing  man  an  zwischen  dem  freiwäUgen  und  dem  nothwendif^ 
Erbverzicht  zu  unterscheiden.  Der  nothwendige  Verzicht  wurde  so  zn  «ner 
bloszen  freilich  unpassenden  Form,  um  —  ganz  abgesehen  von  dem  WiBco 
der  Töchter  —  ein  von  dem  gemeinen  Erbrechte  verschiedenes  Fomüim- 
erbrecht  anzuführen  und  festzuhalten.  (7.)  Der  Grund  der  Ausschlieszong 
der  Töchter  war  dann  nicht  mehr  der  Verzicht,  sondern  das  autonoamdie 
Familienrecht,  welches  zu  dem  Verzichte  nöthigte,  und  es  war  nur  «ine 
consequente  Erweiterung  dieses  Gedankens,  wenn  der  Verzicht  geradezQ 
für  überflüssig  erklärt,  und  die  nicht  verzichtende  Tochter  trotzdem  als 
verzichtend  behandelt  wurde.  Indessen  zu  einem  aligemeinen  reicharitter- 
schaftlichen  Statute  kam  es  trotz  der  Versuche  dazu  (Geiszlingerentwvrf 
von  1653)  doch  nicht,  und  die  Familiensitte  war  nicht  überall  gleichmSszig. 
Im  Zweifel  ist  nur  die  Ausschlieszung  der  hochadelichen  oder  der  relchs- 
ritterschaflUchen  Töchter  von  dem  Stammgute  anzunehmen,  nicht  ab^  voo 
der  gemeinen  Erbschaft. 

5.  Dem  Verzichte  wird  oft  ein  Vorbehalt  hinzugefügt,  der  einen  v»- 
schiedenen  umfang  haben  kann.  Die  verzichtende  Tochter  z.  B.  behll 
ihr  Erbrecht  vor  für  den  Fall,  dasz  keine  Söhne  oder  Enkel  von  Söhnen 
da  seien,  oder  für  den  Fall,  dasz  keine  Söhne  und  keine  Nachkommeo 
dieser  vorhanden  seien,  oder  dasz  Niemand  mehr  von  dem  Mannsstarom 
am  Leben  sei.  Der  Vorbehalt:  „bis  auf  den  ledigen  Anfalt'  bedeolete 
gewöhnlich,  Vorbehalt  des  Erbrechts  des  Verzichtenden  beim  Aussterbco 
des  ganzen  Mannsstamms:  aber  es  konnte  dann  leicht  Zweifel  entstehen, 
ob  in  diesem  die  Erbtochter  des  letzten  Manneserben  mitbegriffen  sei  oder 
die  verzichtende  Regredienterbin  den  Vorzug  habe.  (7.  8.)  Die  Fanwlien- 
statuten,  auf  die  es  zunächst  ankommt,  folgten  keineswegs  derselben  Ridi- 
tung,  und  auch  die  Gerichtspraxis  war  schwankend  und  zu  verschiedenen 
Zeiten  verschieden,  wie  die  zahlreichen  Beispiele  bei  Neurath  zeigen. 
Solange  der  Verzicht  gewissermaszen  als  Bestimmung  des  Erbrechts  ange- 
sehen wurde,  —  und  diese  Vorstellung  war  früher  wohl  die  gewöhn- 
lichere —  mochte  die  letztere  Ansicht  vorzüglich  Beifall  finden.  Die 
natürliche  Entwicklung  einer  festen,  nicht  auf  dem  individuellen  Willen 
beruhenden  Familienerbfolge  und  des  Staatsrechtes  war  aber  der  erstem 
Behandlung  günstigen 

7.  Vertrag  des  Hauses  Nastau  v.  1786.  {Neurath  8.  127j  sollen  simmttkke 
Prinzessinnen  Jetzt  und  künftig  —  pro  ipso  jure  renonciatis  gehalten  werden  —  ra 
allem  Ueberflusz  Jedoch  noch  über  das  —  vermittelst  Reverses  —  auf  slnMnÜkte 
Nassaaiscbe  Lande  —  auch  alte  Regredientschaft  zu  verzeihen  sehaldig  und  ge- 
halten seyn. 

8.  Nassau  HatzenfilBogische  Erbvereinigung  v.  1607.  {Neuraih  J,  \tt.)  Trage 
sich  auch  zu,  dasz  wir  —  Gebrüder  sammt  unseren  ehelichen  mä/miiehem  Erben  mit 
einander  mit  Tod  abgehen,  —  dasz  sofern  von  der  Nassau  Bredaischen  Linea  aurli 
kein  Mannstamm  Jmehr  am  Leben  sein  würde,  alsdann  alle  die  Graf-  und  Herr- 
schaften —  wiederum  zurück  auf  der  verstorbenen  Linie  Tochter  oder  dero  1 
verfallen. 
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Die  joristiscbe  BedeQiuBg  des  Vorbehaltes  ist  möglicher  Weise  eine 
doppelte: 

t)  indem  er  den  Verzicht  beschränkt;  dann  tritt,  soweit  die  Beschränkung 
reicht,  das  r^elmäszige  Erbrecht  wieder  in  Kraft,  wie  wenn  kein 
Verzicht  geschehen  wäre; 
b)  indem  darin  die  Zusicherung  eines  Erbrechts  für  gewisse  voraus* 
gesehene  Fälle  liegt,  also  eine  subsidiäre  Erbeinsetzung,  die  wie  jeder 
andere  Erbelnsetzungsvertrag  wirkt. 

6.  Die  eigentliche  Wirkung  des  Erbverzichtes  ist  eine  negative. 
Erwirbt  aber  daraus  nicht  auch  der  Erbe^  zu  dessen  Gunsten  der  Verzicht 
geschehen  ist,  positive  Rechte?  Nicht  immer  geschieht  der  Verzicht  zu 
Gunsten  eines  andern  Erben,  es  kann  die  Meinung  auch  die  sein,  dem 
Erblasser  unbeschränkte  Testirfreiheit  zu  verschaffen.  Aber  gewöhnlich 
ist  die  Absicht,  das  Erbe  ungetheilt  anderen  Anverwandten  zu  sichern. 
Hier  sind  folgende  Fälle  zu  unterscheiden: 

a)  Der  Verzicht  geschieht  ohne  Mitwirkung  des  Erben,  zu  dessen 
Gunsten  verzichtet  wird.  Dann  wirkt  derselbe  nur  mittelbar  auf 
die  Rechte  dieses  Erben  ein.  Bei  dem  Tode  des  Erblassers  hat  der 
Verzichtende  kein  Erbrecht,  und  die  Erbschaft  wird  daher  ohne 
Rücksicht  auf  ihn  deferirt.  Insofern,  um  dieser  Wirkung  willen, 
kann  sich  der  natürliche  oder  der  Testamentserbe  wohl  auf  den 
Verzicht  berufen.  Aber  im  übrigen  kann  er  sein  eigenes  Erbrecht 
in  keiner  Weise  auf  den  Verzicht  gründen.  Wenn  daher  der  Erb- 
lasser E  nach  der  Verzichtleistung  den  Verzichtenden  B  durch  ein 
Testament  zum  Erben  eingesetzt  hätte,  so  könnte  diesen  der  natürliche 
Erbe  A  nicht  auf  Grund  des  Verzichtes  ausschlieszen.  Vielmehr 
würde  dem  B  die  Erbschaft  ex  iestamento  deferirt  werden. 

b)  Der  Erbe  A  wirkt  mit  bei  der  Verzichtleistung  des  B.  Dann  ist  der 
Erbverzicht  des  B  mit  einem  Erbeinsetzungsvertrag  zu  Gunsten  des 
A  verbunden,  und  aus  diesem  hat  der  A  ein  Recht,  eine  ihm  nach- 
theilige letztwillige  Anordnung  des  Erblassers  anzufechten. 

Nicht  von  erbrechtlicher  Bedeutung  ist  es,  wenn  etwa  B  sich  obtiga- 
torisch  dem  A  gegenüber  zum  Verzicht  auf  die  Erbschaft  des  E  verpflich- 
tet hat*) 

7.  Aus  der  Verzichtleistung  eines  Erben  auf  sein  Erbrecht  folgt  zu- 
nächst nur  das  mit  logischer  Nothwendigkeit,  dasz  sein  Erbrecht  untergehe, 
nicht  aber,  dasz  auch  das  Erbrecht  seiner  Nachkommen  mit  zerstört  werde, 
so  wenig  als  aus  der  Enterbung  des  Sohnes  die  Enterbung  der  von  ihm 
abstammenden  Enkel  folgt  Selbst  wenn  jener  ßr  sich  wid  seine  Erben 
verzichtet  hat,  läszt  sich  zunächst  nur  im  Sinne  des  römisch-rechtlichen 
Gedankens  dasz  der  Erbe  die  Person  des  Erblassers  fortsetze,  behaupten, 


*)  lieber  die  Frage  nelobe  Eecble  aberbaupt  Micblpacitrenlen  durch  einen  Erbvertreg  er-. 
werl>en  and  wiefern  ibnen  gegeniU>er  ein  Widerruf  gUtlfinden  kann,  ? gl.  Ntuftr  in  der  Zeil^ 
Khrifi  fikr  ftechitpOege  in  Wantemberg  I.  8.  SOO. 
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seine  Nachkommen  müssen  die  Verzichtleistnng  respectiren,  wenn  und  in- 
soweit sie  als  seine  Erben  ihm  nachfolgen.  Haben  sie  aber  etwa  seine 
Erbschaft  aasgeschlagen,  so  können  sie  ihr  selbständiges  Erbrecht  in  der 
Erbschaft  des  Groszvaters  dennoch  gelten  machen,  wenn  jraer  Tor  diesem 
verstorben  ist. 

In  den  wichtigsten  Anwendungen  des  Erbverzichtes  aber  kann  dicM 
Anffassung  nicht  befriedigen.  Würde  dieselbe  auch  auf  den  Erbverzidil 
adeliger  Töchter  ausgedehnt,  so  wQrde  offenbar  der  ganze  Zweck  dieses 
Institutes  gefährdet.  Ebenso  erscheint  es  höchst  bedenklich,  die  Kinder 
einer  ausgerichteten  Bauemtochter,  die  auf  die  väterliche  Erbschaft  fQr  sidi 
und  ihre  Nachkommen  verzichtet  hat,  nacl)  ihrem  Tode  in  die  Erbschaft 
ihres  Groszvaters  zuzulassen. '  in  beiden  Fällen ,  vorzüglich  aber  in  dem 
ersten,  dient  die  Verzichtleistung  der  Tochter  dem  Interesse  der  Famflie 
und  wird  gewissermaszen  von  dem  Geiste  der  Familie  gefordert,  wdcher 
die  Güter  bei  dem  Mannsstamme  Erhalten  will.  Sie  wirkt  daher  da  ancli, 
soweit  diese  Rücksichten  eintreffen ,  über  die  Person  und  das  Leben  der 
Tochter  hinaus  und  umfaszt  die  von  ihr  geborenen  oder  abstammenden  Fa- 
milienglieder. Wir  begreifen  es  daher,  wenn  manche  Gesetzgebongeo 
dem  Erbverzicht  geradezu  eine  das  natürliche  Erbrecht  nicht  blosz  des 
Verzichtenden,  sondern  ebenso  seiner  Linie  unterbrechende  und  auftöseode 
Wirkung  beilegen,  und  halten  diese  Auffassung  überhaupt  fQr  gemäsz  den 
Geiste  des  deutschen  Erbrechts.  (9 — 11.) 

*  Consi.  V,  Neurath^  Von  der  RegredienterbschafL  Giessen  1807;  —  Bf- 
nlery  Erbverträge  III.  ß.  216  ff.;  —  Reyscher,  in  der  Zeitach.  f.  D.  R.  VL 
Nr.  6  und  XV.  Nr.  1. 

§244. 

V.    Einzelne  Arten  der  Erbverträge. 

1.    BrbTerbrüderung. 

1.  Schon  im  XIV.  Jahrhundert  kamen  in  den  dpiastischeo  Familiefl 
des  deutschen  Reiches  s<^nannte  ErbverbrOderungen  auf,  durch  wdche 
sich  ganze  Familien,  oder  verschiedene  Linien  eines  Geschlechtes  (br  den 
Fall  des  Aussterbens  einer  Familie  oder  Linie  der  andern  die  Erbfolge  in 


9.  Oetierr,  Ges.  fi.  551.    Wer  über  sein  Erbrecht  selbst  göltig  verfageo 
ist  ancb  befugt,  jro  Voraus  doranf  Verzicht  zu  thun.    Eine  solche  VerxichtleistoBi 
wirkt  auch  auf  die  Nacblioinmen. 

10.  Bayr.  Landr.  III.  11.  g.  3.  in  Kraft  deren  nicht  nur  Renuncians  für  aeiae 
Person  sondern  auch  für  seine  Kinder  und  Descendenten  ohne  Unterschied,  ob  sie 
tempore  renunciationis  schon  bei  Leben  gewesen  oder  nicht,  ob  sie  Renanciaaleii 
geerbt  haben  oder  nicht»  auch  ob  Renuncians  vor  oder  nach  dem  Erblasser  gestorbe« 
sei,  von  der  renunctrten  Erbschaft  —  abgeschlossen  ist. 

11.  Zürcher  G.  §.  2131.  Wenn  Jemand  dorch  JErbTcrtrag  mR  dem  BrMMff 
auf  sein  gesetzliches  Erbrecht  Verzicht  leistet,  so  wird  durch  den  Vertiebt,  so  weit 
er  reicht,  das  erbrechtliche  Verhiltnisz  des  Erben  in  der  Weise  zeräldrt,  dass  die 
Erbschaft  weder  ihm  selbst;  noch,  wenn  er  den  Tod  des  Erblassers  erlebt,  tetnei 
durch  ihn  vermittelten  Nachkommen  anAUt. 
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die  hinter^asseDen  Herrschaften  und  Güter  zusicherten.  (1.  2.)  Man  dachte 
sich  dabei  die  Familie  als  ein  durch  die  eheliche  Blotsverbindung  zusammen- 
gehaltenes Ganzes,  als  einen  Gesammtkörper,  mit  einem  bestimmten, 
Ton  den  lebenden  Familiengliedern  ausgesprochenen  Familienwillen,  welcher 
ihr  Leben  auch  fQr  die  Zukunft  bestimme,  und  den  auch  die  späteren 
Generationen  zu  beachten  haben.  Der  genossenschaftliche  Charakter  der 
deutschen  Familie  hat  in  diesem  Institute  einen  nicht  blosz  thatsächlichen, 
sondern  zuglach  rechtlichen  Ausdruck  gefunden.  (§.  39,  3.) 

Die  Erreichung  dieses  Zweckes  schien  aber  in  alterer  Zeit  nur  so 
möglich,  dasz  schon  bei  Lebzeiten  beider  Familien  der  erbb^'echtigten  Fa- 
milie wirkliche  Rechte  dui  den  Gütern  verliehen  wurden,  in  die  sie  beim 
Aussterben  der  regierenden  Familie  succediren  sollte.  Beim  AUod  geschah 
das  durch  die  Auflassung,  bei  Lehen  durch  Belehnung  zu  gesammter  Hand. 
Die  Unterthanen  leisteten  dann  auch  ihr  die  Huldigung. 

Starb  die  eine  Linie  aus,  dann  trat  nicht  etwa  wer  von  dem  gemein- 
samen Stammvater  beider  Linen  aus  betrachtet  der  nächste  Sippe  war, 
sondern  wer  in  dem  Oberlebenden  Hause  als  Familienhaupt  das  Regiment 
fahrte  ein,  und  Qbemahm  die  erledigten  Länder,  an  denen  er  zuvor  schon 
eine  bestimmte,  aber  beschränkte  Herrschaft  besessen  hatte.  Auch  darin 
iuszerte  aich  wieder  die  Zusammengehörigkeit  der  ganzen  Familie. 


i.  Dipl.  a.  1434.  {Jlrami  $.  193.  I.)  Wir  Lodowich  —  Roinischer  Cheysir  — 
bekenneo  —  daz  —  JLndowich  —  Bf  argrare  zu  Brandinborg  unsir  erstbornir  snn  mit 
unserm  gatin  Wniin  —  daz  Land  und  die  Marke  zu  Brandenburg  —  gegebin,  ge- 
niacbit  und  geschaffit  bat  dem  bochgebornin  Fürstin  Stephan ,  Ludowich ,  Wilhelm 
und  andim  unsirn  Sanin,  ob  wir  mer  —  Sane  gewinntn,  sinin  Brudirn  und  irin 
Erbin.  —  Wer«  daz.  daz  er  ane  Sune  vorfure  un  abe  ginge,  —  so  sol  das  Torgenant 
LanI  rorfallin,  komin  und  erbin  an  St.  L.  und  W.  und  andir  ire  Brudir,  ob  wir 
mehr  Sone  gewinnin.  So  habin  da  wiedir  die  vorg.  Fürstin  St  L.  und  W.  —  Lu- 
dowichin  dem  Margravin  zu  Brandenburg  und  sienin  Sunin  —  nach  unsirm  tode 
gebin  geroachit  und  geschaffit  daz  Laut  zu  Beyern  u.  s.  f.  —  ob  sie  an  Erbin  vor- 
Turin  und  abegingin.  —  Und  zu  einir  stetin  Sicherheit  so  vorlihin  wir  —  den  vor- 
genantin  Fürstin  und  Iren  Erbsunen  ta  getarnter  hand  die  vorgenannte  Lant  gut  und 
lute  beidirsit  — ,  die  ron  uns  und  dem  Riebe  zu  Lehin  gen.  Auch  sehen  rrir  tie 
beidirseit  bei  lebindigin  unsim  leibe  in  nutz  gewalt  und  volle  gewehr  der  lande  und 
der  gute.  Zu  urchunde  dieser  machunge  und  zur  eignir  rechtin  gewehr  suln  unsirs 
Suns  des  Uargrarin  Amtlute  —  zu  eimm  reehtin  Zinse  und  Dientte  alle  jar  200 
Marg  Silbers  gebin  St.  L.  und  W.  und  ir  Erbin  und  ir  Amptlut  —  auch  zu  eimm 
Zinte  und  Dienste  alle  Jar  dem  L.  Margravin  —  100  Marg  Silbers  —  von  irin  Forg. 
iAMiin  und  Outen, 

%  Dipl.  a.  1614.  Erbverbrüderung  der  HHuser  Sachsen,  Brandenburg  wind 
Hessen  {Kraut  g.  103.  5.)  III.  (Wen)  sich  das  ganUe  Cbur-  und  Fürstliche  Hausz 
Sachsen  verledigle,  so  sollen  —  die  Churfursten  zu  Brandenburg  einen  und  die  Land- 
grafen zu  Hessen  zwei  Theil  —  zu  Erben  haben.  —  Da  auch  unter  vorgenanten 
dreyen  Hiusurn  —  eines  abstürbe,  —  so  sollen  dieselbigen  zwey  Gberbliebene  Hiuser 
nichts  desto  weniger  in  dieser  Erbverbrüderung  gegen  einander  ewiglich  verharren. 
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2.  Später  haben  auch  die  ErbverbrQderungen  einen  andern  noch  ent- 
schiedener erbrechtlichen  Charakter  angenommen.  Es  war  das  eine  Folge 
der  veränderten  Ansichten  über  letztwillige  Verordnungen.  Man  hi^ 
nämlich  dann  es  nicht  mehr  für  nöthig,  schon  bei  Lebzeiten  des  Erblassers 
dem  Vertragserben  ein  dingliches  Herrschaft^srecht  an  den  Gütern  zu  ver- 
schaffen, sondern  begründete  lediglich  durch  Erbvertrag  ein  Succettions- 
recht  zu  Gunsten  des  erbverbrOderten  Hauses. 

3,  Diese  Erbverbrüderungen  kommen  übrigens  in  der  Regel  nur 
unter  dem  hohen  Adel  vor,  und  da  dieselben  meistens  Boheüirechic  be- 
treffen, so,  haben  sie  insofern  der  Entwicklung  des  neueren  Staatsrechtes 
gemäsz  einen  8taat$rechilichen  Charakter  annehmen  müssen,  und  sind  daher 
dem  Gebiete  des  Privatrechts  und  des  Privatvertrages  entrückt  und  als 
Acte  der  StaaUoerfassung  (Thronfolge)  auch  den  formellen  Erfordernissen 
des  heutigen  Staatsrechtes  unterworfen  worden. 

*    Beseler,  Erbv.  I.  S.  222  ff.  IH.  S.  90  ff. 

§.245. 

Erbverträge  unter  Ehegatten. 

1.  Die  Erbverträge  unter  Ehegatten  unterscheiden  sich  von  bloszeo 
Eheverträgen  (1.)  dadurch,  dasz  die  ersteren  auf  den  Todesfall  hin  eines 
Ehegatten  die  erbrechtlichen  Verhältnisse  des  andern  direct  feststellen,  während 
die  letztern  zunächst  das  Güterrecht  während  der  Ehe  ordnen,  und  wenn  sie 
auch  auf  die  Rechte  der  Oberlebenden  Gatten  einen  Einflosz  haben,  dieser 
Einflusz  doch  nur  als  die  mittelbare  Folge  des  ehelichen  Güterrechts  er- 
scheint (2.)  Von  wechselseitigen  Testamenten  aber  unterscheiden  sie  sich 
durch  die  Unwiderruflichkeit,  die  ihnen  als  Erb  vertragen  zukommt  Nicht 
selten  aber  sind  sie  mit  Eheverträgen  verbunden,  weim  in  demselben  Vertrage 
sowohl  das  Güterrecht  während  der  Ehe  als  die  Erbfolge  nach  AuftOsong 
der  Ehe  normirt  wird.  An  dieser  Verbindung  eines  Familien^  und  eines 
erbrechtlichen  Vertrages  nimmt  das  deutsche  Recht  keinen  Anstosz,   indem 


1.  Consu  elect.  Sax,  43  P.  II  (Hraut  g.  194.  I.)  Nachdem  die  Ebesüfftungca 
Conlracte  sejo,  so  ist  es  auch  genug,  wann  zwene  Zeugen  oder  drey  darbey  gewe- 
sen: do  es  aber  mit  denen  Ehesiifflungen  die  Gelegenheit  hStte,  dasg  sie  in  rim  eon- 
tractus  nicht  können  erhalten  werden,  als:  da  die  Erbschart  auf  dn  Todesfall  darin- 
nen vermachet,  und  es  seynd  fünff  oder  mehr  Zeugen  darbey  gewesen,  so  sollca 
solche  Ebestifftungen  in  vim  ultimae  voluntatls  krüCTtig  erkandt  werden. 

2.  Fre^^ar^.  Stadtr.  V.1520,  III.  2.  Wir  laszen  ouch  zuo  dem  gemeinen  procb 
noch,  das  man  in  eeberedangen  von  erbfUllen  wol  reden  vnd  versehung  thun  mag. 
Es  sollent  ouch  die  beredungen  zwüschen  elüten  fürgenommrn  werden  in  bysio  bei- 
der partthien  nehsler  fiüntschafft  oder  anderer  ersamen  luten  zu  dem  minsten  zweyer 
nnd  nit  in  winckeln  —  beschehen.  —  Wölten  aber  die  eelüt  beydeby  l^ben  —  endruog 
in  solchen  berednüszen  furneroen,  vmb  gott  oder  ere  willen  ein  frunden  gutUteni 
oder  sanst  ichts  vermachen  oder  verordnen,  —  das  sollend  sy  vor  uns  —  in  gescsc- 
nem  Rat  thon. 
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beide  aus  dereelbee  Quelle  -7  elielicber  Uebe  und  Sorge  —  entspringen, 
und  das  deutsche  Erbrecht  selbst  wesentlich  nur  ein  successives  Familien- 
recht ist« 

2.  Derlei  Erbverträge  (Ehutiftungen,  in  Bamburg  Ehezärter  genannt) 
können  von  den  Verlobten  im  Hinblick  auf  die  zukOnftige  Ehe,  oder  von 
den  Ehegatten  nach  der  Heirath  abgeschlossen  werden  (ß.) :  und  unter  allen 
positiven  Erbvertrttgen  haben  sie  den  besten  Grund.  Dessen  ungeachtet 
verdient  es  keine  Billigung,  wenn  einzelne  Landesrechte  und  die  gemeine 
Theorie  die  Form  derselben  für  unerheblich  erklärt  Vielmehr  ist  die  Auf- 
fassung der  meisten  Landesrechte«  die  eine  bestimmte  Form,  je  nachLandes- 
Obung  oder  Gesetz  eine  schriftliche  oder  besser  noch  eine  der  öffent- 
lichen Controle  unterliegende  (der  Testamentsform  analoge)  (4.)  Form  ver- 
langen, der  Natur  des  Institutes  gemflszer,  und  es  darf  jedenfalls  nicht 
leicht  von  der  durch  die  Landes$itU  angeführten  Form  abgegangen  werden. 
Manche  Statuten  schreiben  hier  die  Zuziehung  der  Verwandten  vor.  (2.) 

3.  Der  InhaU  des  Erbvertrages  kann  Erheinseizwug  des  überlebenden 
Ehegatten,  oder  ein  VermäcfUnisz  vi  dessen  Gunsten  sein.  H&ufig  wird  der 
Nieszbrauch  vermacht  (5,  6.)  Auch  das  neuere  Witthum  hat  insofern  es 
durch  Vertrag  t>esteilt  wird,  nun  diesen  erbrechtlichen  Charakter  angenom- 
men (§.  2G4.  §.  242).  Für  die  erbrechtliche  Stellung  des  überlebenden 
Ehegatten  ist  die  Analogie  des  statutarischen  Eherechts  2u  beachten,  mit 
dem  das  Gedinge,  wie  Besekr  (UL  S.  137)  gut  gezeigt  hat,  sowohl  histo- 
risch als  dem  innern  Grunde  und  Ziele  nach  nahe  verwandt  ist 

4.  Die  Beziehung  dieser  Erbvertrftge  zu  der  Ehe  gehört  zu  ihrer  Natur 
tuid  lun  deszwiilen  erfordern  sie  auch  eine  besondere  Behandlung.  Sind 
sie  schon  unter  Verlobten  zu  Stande  gekommen,  so  haben  sie  in  der  Regel 


3.  ßayr,  L«iidr.  1.  6.  S*  29*  Die  zwischen  Braut-Personeo  oder  Eheleuten 
ihrer  Güter,  Rinder,  Saccession  oder  anderer  Ehe-Sachen  halber  vorgehende  Bere- 
dungen und  Gedinge  —  mögen  2j  sowohl  vor  als  nach  der  Copulation  —  errichtet 
werden,  doch  soll  solches  3)  zwischen  siegelmKszigen  Personen  allzeit  unter  eigner 
srhrifUicher  Fertigung,  bey  andern  aber  vor  ordentlicher  —  Obrigkeit,  bei  Vermeidung 
der  Ungültigkeit  geschehen. 

4.  Oesierr.  G.  $•  1^49.    Oben  fi.  241.  B.  4. 

5.  RescrIpt  der  Oldeniurg,  Reg.  Kanzlei  (/Trau/ §,194.6.},  dasz  auf  dem  Lande 
nach  der  Observanz  und  Prüjudicien  die  in  den  Ebestiftuogen  befindliche  Clausel : 
längtt  leib  längst  Oui,  an  und  für  sich  selbst  und  wenn  nichts  anders  verabredet 
oder  an  dem  Orte  hergebracht  sei ,  nur  den  usum  fructum  ad  dies  vilae  impertire 
uod  nitbt  vom  Erbe  oder  Eigenthuroe  zu  verstehen  sei. 

6.  Trümmer,  Hamburg.  Erbrecht  II.  S.  275.  Die  Ehezürter  der  gegen  wirtigen 
Zeit  treffen  hinsirhtlich  der  Erbvertheilung  nicht  blosz,  sondern  auch  hinsichtlich  der 
Erbfolge  die  ausgedeho tasten  Bestimmungen.  Insgemein  werden  dem  Längsilebenden 
der  Eheleute  auch  fOr  den  Fall  kinderloser  Ehe  Besitz  und  Genusz  seiner  Ver- 
fägangsCreiheit  hinsichilich  der  gemeioscharilichen  Guter  gesichert.  Die  Wirksamkeit 
dieser  letitwilligen  Anordnungen  wird  fast  allemal  ausdrücklich  auf  den  Fall  der 
Sioderlosigkeit  beschränkt. 
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nur  insofern  GflKigkeit,  als  die  Ehe  vor  dem  Tode  des  einen  Theiles  wirk- 
lich zu  Stande  gekommen  ist  und  haben  die  Eliegatten  den  Vertrag  ein« 
g^angen,  so  ist  derselbe  auch  nur  unter  der  Voraussetzung  wirksam,  das 
die  Ehe  bis  zu  dem  Tode  des  Erblassers  fortgedauert  habe.  Die  ScheklMm§ 
zerstört  wie  das  gesetzliche  Eherecht  des  Deberlebenden,  so  auch  das  Ter- 
tragsma^zige  Erbrecht  des  Oberlebenden  Theils. 

5.  Auch  das  VerhSltnisz  zu  den  Notherben  verdient  um  deszwiflen 
eine  eigene  ErwSgung.  Zunfichst  kommt  zwar  auch  hier  die  aUgemenie 
Rechtsregel  zur  Anwendung,  dasz  die  Notherben  insoweit  berechtigt  seien 
einen  Erbvertrag  anzufechten,  als  und  insoweit  durch  denselben  ihr  Pflicht- 
theilsrecht  verletzt  wird  (§.  241.  6).  Aber  es  kommen  hier  oft  noch  in 
den  verschiedenen  Rechten  im  VerhSltnisz  vorzüglich  zu  den  Kindern  an- 
dere Grundsätze  mit  in  Betracht,  welche  ihre  Wurzel  wieder  in  der  engen 
Beziehung  dieser  Erbvertrfige  zu  der  Ehe  und  dem  nächsten  Familienleben 
haben,  nflmlich:  ' 

a)  Die  Ansicht^  die  manchenorts  zu  Gewohnlieitsrecht  erwachsen  ist 
dasz  derlei  Erbvertrilge  nur  unter  der  Voraussetzung  einer  wnburbt9n 
Ehe  (8.)  gemeint  und  daher  überall  ungültig  seien,  wenn  der  Erb- 
lasser auch  eheUehe  Kinder  hinterlasse.  Das  Sprichwort:  »Kinder^ 
Zeugung  bricht  Ehestiftungti  schlieszt  auch  diesen  Gedanken  ein,  der 
indessen  sich  nicht  von  selbst  versteht 

b)  Der  in  entgegengesetzter  Biobtung  liegende  Rechtssatz  anderer  Statuten 
oder  Gewohnheitsrechte,  dasz  die  Kinder  die  Erbeinsetzung  des  Ober- 
lebenden Ehegatten  —  ihres  Vaters  oder  ihrer  Mutter  —  nicht  aas 
dem  Grunde  der  Pflichttheilverletzung  anfechten  dürfen,  weil  ond  in- 
sofern die  Sorge  (Qr  jenen  mittelbar  auch  die  Sorge  fQr  sie  umschKesze 
und  ihr  Erbrecht  für  die  Zukunft,  nur  auf  einem  Umwege,  doch 
gesichert  sei.  (7.)  Diese  zweite  Ansicht  erscheint  besonders  da  natür- 
lich, wo  die  Gütergemeinschaft  als  eheliches  Güterrecht  eingeftüirt  ist, 
und  abgesehen  von  individueller  Willenanordnung  dem  überlebenden 
Ehegatten  ausgedehnte  Erbrechte  zugestanden  werden. 

•    Beseler,  IIL  S.  107  ff. 


7.  Erk.  des  0.  A.  G.  za  Oldenburg  {SenfferU  Archi?  I.  90.)  Das  dcqtsche 
Recht  ISszt  keine  ganze  rücksichtslose  Aasschlieszang  der  Notherbeo,  nimenttieh  der 
Kinder  zu,  wohl  aber  eine  Zoruckstellong  ihres  Erbrechts  gegen  das  der  Ehegiltea 
und  ihres  leiblichen  firzeogers,  in  dem  Vertrauen,  dasz  dieser  ?on  den  ihm  gegebene« 
Rechten  keinen  Miszbraueh  machen  werde  und  den  Kindern  in  der  natOrllchen  Liebe 
des  fiberlebenden  Parens  Ihre  Erbansprüche  an  dem  während  der  Ehe  vereinten,  auf 
den  leUteren  in  seiner  Gesammtheit  übergegangenen  Verro6gen  auf  dessen  Todesfall 
gesichert  bleiben. 

8.  Erk.  des  0.  A.  G.  zu  fFiesBaden  {Seu/feris  Arch.  VII.  64).  SoIcIk  —  Ehe- 
und  Erbvertrige,  in  welchen  der  Kinder,  die  in  der  Ehe  geboren  werden  könnten, 
nicht  gedacht  wird,  werden  nur  füir  den  Fall,  dasz  die  Ehe  khiderlos  bleibe  oder 
doch  die  Kinder  ?or  dem  Schenker  ohne  Descendenz  Yersierben  sollten,  eingegaagea 
erachtet. 
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Viertes  Capitel. 

Vom  Testament 

§.246. 

I.    Natur  jdeB  neneren  Testamentes. 

1.  Die  Ausdrücke  JiGeschSfte«  ond  JiGeroichde« '  sind  aNmAhlicb  in 
Vergessenheit  gerathen  und  haben  der  römischen  Bezeiehming  •Tt%iamtni% 
weichen  müssen.  Ueberdem  hat  mehr  und  mehr  die  römische  Theorie  und 
Gesetzgebung  Ober  die  Testamente  bis  ins  Einzelne  Aufnahme  und  Verbrei- 
tung erlangt  Aber  die  eigeDtbümhchen  Anschauungen  und  Gedanken, 
welche  den  alten  Geschäften  zu  Grunde  liegen  und  ihre  Anwendung  be> 
stlmnoen  und  begrtazen,  sind  keineswegs  mit  der  alten  Bezeichnung  unter- 
g^angen,  und  dem  modernen  Rechtsbewusztsein  wie  der  Debung  der  In- 
dividuen ist  trotz  der  völligen  Romanisirung  der  Doctrin  die  echt-römis^che 
Vorstellung  von  Testament  bis  auf  unsere  Tage  fremd  geblieben.  Auch 
diese  ursprünglich  durchaus  römische  Institution  hat  doch  um  des  Zusam- 
menhanges willen  mit  dem  neuem  Familienleben  einen  ganz  andern  Cha- 
rakter erhalten,  die  römische  Pflanze  hat  übergepflanzt  in  den  Boden  der 
heuligen  Welt  eine  wesentliche  Veränderung  erfahren. 

In  ganz  Deutschland,  man  kann  sagen  in  ganz  Europa,  hftit  im  wirk- 
lichen Leben  Jedermann  noch  an  dem  Grundprincip  des  germanischen 
Rechtes  fest  dasz  in  der  Regel  die  Earhtn  schon  durch  die  Natur  bestimmt 
seien:  und  wenn  die  Völker  nun  auch  sich  an  Teiiamente  mehr  als  früher 
gewöhnt  haben,  so  verhält  sich  doch  —  im  entschiedenen  Gegensatz  zu 
den  Römern  —  die  auf  Tegtammi  gegründete  Erbfolge  zu  der  geutzUchen 
Familienerbfolge  nur  wie  die  Aumahme  zur  Regel  Der  Satz  des  römischen 
Rechtes,  der  den  Neuern  von  jeher  so  räthselhaft  vorgekommen  ist  und 
doch  aus  der  Grundanschauung  des  römischen  Erbrechts  sich  von  selbst 
versteht:  p^Nemo  pro  parte  testatus,  pro  parte  intestatus  decedere  potesl," 
ist  daher  von  dem  Standpunkte  des  heutigen  Erbrechtes  au9  verkehrt  und 
völlig  unhaltbar.  Ganz  im  Gegentheil,  es  entspricht  der  heutigen  Denk- 
weise, die  gesetxlkhe  Erbfolge  als  die  tuUiirliche  vorauszusetzen^  wenn  man 
durch  Testament    etwas    daran  verändern   will.   (1.  2.)    Es  ist  daher  gar 


1.  Frtun,  Lindr.  I.  IS*  S*  46.  (DeriErblasser)  kann  loch  nur  über  einen  Tbeil 
arines  Nachlasses  verordnen,  und  es  in  Ansehung  «lestJeherrestes  bei  der  geseUlichen 
Erbfolge  hissen.  $•  4^*  Auch  ohne  Benennung  irgend  eines  Erben  kann  er  über 
einielne  Tbeile  oder  Stucke  seines  Nachlasses  verfügen. 

%,  Coi»  tio.  %  967.  Toute  personne  pourra  dispoaer  par  testament  soit  sous 
le  titre  d*i*stltntion  d'h^ritier,  aoit  soos  le  tilre  de  Icga,  soit  sous  toute  autre  däio- 
miaatioa  propre  k  manifester  sa  volonte 
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if^'ohl    denkbar,    dasz  in  einem  Erbblle  die  gesetzliche  Erbfolge,  und  eine 
Erbfolge  aus  Testament  und  aus  Erbvertrag  zugleich  vorkommt  (3.) 

2.  Die  Form  des  Testamentes  wird  nun,  soweit  nicht  hergebrachte 
Cebangen  oder  besondere  Landesrechte  etwas  anderes  bestimmen,  nach  den 
Vorschriften  der  Justinianischen  Gesetzgebung  beurtheilt  Indessen  ist  aus 
der  Sitte  der  filteren  GeschSfte  die  gerichtliche  Form  der  Eröffnung  des 
letzten  Willens  vor  Gericht  (4.)«  welche  sodann  in  manchen  Gegenden  in 
die  Form  der  Erklärung  zu  Protokoll  vor  Notar  und  Zeugen  umgewandelt 
worden  ist,  auch  abgesehen  von  der  Reception  des  römischen  Rechts, 
practisch  geblieben,  und  ^  ist  die  eigenlhflmHdie  neuere  Form  der  Ueber- 
gäbe  eines  schriftlichen  Testaments  an  das  Gerieht  (oder  den  Noiar)  ar 
Aufbewahrung  ohne  Eröffnung  seines  Inhalts  erginzend  hbzugekommen. 

Daneben  sind  sehr  häufig  m  den  Landesrechten  eigenthünUiche,  von 
den  römischen  Vorschriften  abweichende  Formen  des  Testamentes  vor- 
geschrieben, und  es  läszt  sich  nicht  verkennen,  dasz  die  neuere  Rechts- 
bildung geneigt  ist,  die  Form  des  Testamentes  zu  vereinfachen:  eine  Ten- 
denz, welche  nicht  willktkrlich  launenhaft  ist,  sondern  In  der  veränderten 
Grundansicht  Ober  das  Testament  ihre  Erklärung  findet 

3.  Eine  Folge  und  eine  weitere  Aeuszerung  dieser  veränderten  Gmnd- 
ansichten  ist  es  femer,  wenn  die  Erbeinsetzung  nicht  mehr  wie  bei  den 
Römern  als  der  wesentliche  und  nothwendige,  sondern  nur  als  mögUcher 
Inhalt  eines  Testamentes  betrachtet  wird.  (5.  6.)  Auch  in  dieser  wich- 
tigen Beziehung    unterscheidet  sich  das  Testament   der   modernen  Rechts- 


3.  Oetierr.  Ges.  S.  634.  Die  —  drei  Arten  des  Erbrechts  können  auch 
einander  bestehen,  so  da^z  einem  Erben  ein  in  Beiie hung  aaf  das  Ganze  bcatlmniler 
Theil  ans  dem  letzten  Willen,  dem  andern  aus  dem  Vertrage  and  einem  dritten  a«s 
dem  Gesetze  gebührt. 

4.  FreybuTf.  Stadt,  v*  1520.  Welcher  ein  Testament  machen  vnd  darin  erben 
setzen  wil,  der  sol  solich  teslament  zum  minsten  vor  funff  erkom  glaubbaffligen 
manszpersonen  —  setzen  vnd  vffrichten,  vnd  sollen  ander  denselben  —  zum  minstea 
zwen  Ratsfrund  sin.  —  Es  sollen  oucb  solche  testament  allein  durch  unsre  geschwor- 
nen  amptschriber  geschriben  —  sin. 

So  verr  aber  vnser  barger  vnd  angehOrigen  Tor  uns  in  gesetznemRat  oder  vor 
dem  SUdtgericht  Ir  tesUment  oder  leUten  Willen  vffrichien  wollten,  das  mögen  sy 
thun  vnd  ist  inen  deszhalben  nau,  dann  urir  wollen  dasz-selb  für  die  kreffligst  vnd 
bestendigst  form  nach  vnser  SUtrecht  achten  halten  vnd  erkennen. 

ö.  Bomb.  SUdtr.  III.  1.  g.  22.  Ob  wol  in  gemeinen  rechten  die  Erbeinsetzung 
In  einem  Jedem  testament  för  das  Hauptstfiek  gehalten  werde,  so  sollte  doch  nadi 
sudtrecht  des  testatoris  willen,  darin  kein  Erbe  benennet  werde,  (ürkrifftig  geballca 
werden. 

6.  Hurköln,  Rechtsordn.  Tit.  1.  S*  8.  {Kraut  g.  195.  8.)  Es  steht  einem  Jr^ea 
frei,  über  seine  Verlassenschaft  gani  oder  zum  Theil  aneh  ohne  Einaelsang  einei 
oder  mehr  Universalerben  durch  letzten  Willeo  zu  verordnen,  und  aoH  aUezeü  die 
Codiclllar-Claoaul,  wenn  sie  schon  nicht  gemeldet  irordeo,  darin  verstandea 
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bfldDDg  sowohl  von  dem  alten  Geschäfte  als  von  dem  römischen  Testament. 
Jenes  liesz  die  Erbeinsetzung  nicht  zu,  dieses  forderte  sie,  das  moderne 
Testament,  seinem  Wesen  nach  nor  eine  Uixi  willige  einteitifB  and  wider- 
rufliche WUlenserkkb^ng  des  Erblas$er$,  liszt  sie  zn,  aber  fordert  sie  nicht 

Diese  Auffassung  ist  freilich  bis  jetzt  nur  in  den  neueren  Gesetz- 
gebungen und  auch  in  ihnen  nicht  immer  folgerecht  zum  Durchbrudi 
gelangt,  aber  sie  entspricht  in  der  That  dem  RechtsgefUhl  des  Volkes  und 
ist  auf  dem  Wege,  zu  allgemeiner  Geltung  zu  gelangen. 

Ihr  gemSsz  tritt  denn  auch  der  römische  Gegensatz  zwischen  Testament 
and  Codicül  in  den  Hintergrund,  als  ein  wesentlich  formaler  und  unter- 
geordneter, und  ist  es  nicht  zu  tadeln,  dasz  einzelne  neuere  Gesetze  ihn 
ganz  aufgegeben  haben. 

4.  Aus  demselben  Grondsatz  erklirt  es  sich,  dasz  manche  oeaere 
Gesetzgebung  die  Testirfreiheü  des  Erblassers  zu  Gunsten  der  Familien* 
erben  in  weiterem  Masze  bes«*hrttnkt,  als  das  römisdie  Recht,  welches  spat 
erst  eine  geringe  Beschrankung  eingeführt  hat  Bis  auf  einen  gewissen 
Grad  freilich  sind  alle  diese  Bestimmungen  Ober  das  Masz  des  Pflichttheüs^ 
welches  den  Erben  ohne  wichtige  GrOnde  nicht  geschmälert  werden  darf, 
wilflLQrlich.  Der  Grundsatz  selbst  aber  einer  materidlen  Berücksichtigung 
der  Familienerben  ist  tief  in  der  deutschen  Rechtsansicht  b^rOndet.  (7 — 9«) 

§.247. 

IL  Testamentsvollstrecker. 

1.  Das  dem  römischen  Rechte  fremde  Institut  der  TestamentsvoU- 
Strecker  (executores  teslamenti)  schlosz  sich  in  alterer  Zeit  theils  an  das 
Institut  der  Saltnarmen  oder  Treuhänder  an,  durch  deren  Vermittlung  eine 
Vergabung  nach  des  Vergabers  Tode  dem  Bedachten  übertragen  ward, 
theils  an  die  Vormundschaft^  indem  oft  dem  Vormund  der  hinterlassenen 
Wittwe  und  der  Kinder  die  Aufgabe  anvertraut  wurde,  den  letzten  Willen 
des  Erblassers  zu  vollziehen.    Seitdem  aber  die  Vergabungen  in  Abnahme 


7.  Cod.  ekf,  S«  9i3.  Le»  lib^raUUs,  soft  par  actes  entre  villi»  soU  par  testa- 
mrat.  De  pourronl  exender  la  moitiö  des  biens  du  disposant,  s'U  oe  laisse  k  son 
dec^  qa*un  enfant  legitime;  1e  tiers,  s*il  laisse  deuxenfans,  le  quart,  s'll  en  a  trois 
oa  UD  plus  graad  nombre. 

8.  Oetierr,  G.  g.  765.  Als  Paichttheil  bestimmt  das  Gesetz  Jedem  Rinde  die 
Hiirie  dessen,  was  Ihm  naeb  der  geseulicheo  Erbfolge  lagefallen  wäre.  g.  766.  lo 
der  aaf^ieigeiuleii  Linie  »  ein  Driltbeil. 

9.  Zärcher  G.  g.  2028.  Wer  ebelicbe  Naebkommen  binterlSszt,  darf  zu  Gan- 
Sien  dritter  Personen  nicbt  über  mehr  als^  einen  Zebntbeil  der  reinen  Verlassenscbafl 
verfQgen.  g.  2030.  Wer  Vater  oder  Matter  als  Erben  hinterllszi  —  bOcbsteoa 
«ber  einen  Yiertbeil.  —  g*  ^^KO.  Gescbiritter  —  nicbt  ttber  einen  DrittbtiU 
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gerathen  waren  und  die  Testamente  hAnfiger  wurden«  erhielt  das  Institut 
unter  dem  Einflnsz  der  yerftnderten  Rechtsansichten  eine  neue  Gestalt. 

Die  Alteren  Juristen  behandelten  dasselbe  gewöhnlich  nach  Analogie 
der  Vormundsekaft,  die  spfitem  mehr  atis  dem  Standpunkte  des  MamdaUt. 
Jener  Auffassung  folgten  manche  Statuten  und  Gesetze,  auch  das  Bayrische 
Landrecht,  diese  ist  in  das  Preuszische  F^andrecht  übergegangen.  Be$dtr 
hat  aber  nach  dem  Vorgange  Pau^t  aberzeugend  nachgewiesen,  dasz  diese 
beiden  Anschauungen  unzureichend  und  irrig  sind.  Das  Institut  der 
Testamentsvollstrecker  hat  nicht  den  familienrechtlichen,  noch  den  öOeni- 
lichen  Charakter  der  Vormundschaft,  noch  paszt  zu  demselben  die  Mandats- 
theorie, indem  das  Mandat  ein  kündbares  Auftragsverhaltnisz  zwischen  dem 
lebenden  Auftraggeber  und  dem  Beauftragten  voraussetzt,  der  Testaments- 
vollstrecker aber  nur  durch  den  Auftrag  des  verstorbenen  Erblassers  be- 
stimmt wird  und  unabhingig  bleibt  von  dem  Willen  der  Erben.  Das 
Institut  ist  demnach  ein  wesentlich  erbreehtlichei.  (1.)  Es  beruht  auf  dem 
letzten  Willen  des  Erblassers  und  wirkt  nur  nach  dessen  Tode. 

2.  Die  regelmAszige  Bestethmg  des  Testamentsvollstreckers  geschieiit 
durch  das  Testament  selbst  (beziehungsweise  das  Codicül).  Sie  ist  ein  Act 
des  letzten  Willens  und  widerruflich  wie  dieser.  Einzelne  LandesrecMe 
lassen  indessen  die  Ernennung  auch  durch  Vertrag  zu  auszer  dem  Testa- 
ment (2.)  Dem  Executor  steht  es  dann  frei,  den  Auftrag  mnumehmm 
oder  abzulehnen.  (3.)  Hat  er  aber  einmal  angenommen,  so  wird  er  f&r 
die  gewissenhafte  und  sorgftlUge  DurchfOhrung  desselben  verantwortlich. 

3.  Die  juristische  Stellung  und  die  Befugmez  des  Executors  hat  ihren 
Grund  und  ihre  Begrenzung  in  der  YoUimadU,  die  ihm  vom  Erblasser  ge- 
geben worden.  Dieselbe  kann  sich  auf  die  Vollziehung  des  letzten  Willens 
Oberhaupt  erstrecken  (UninereaUxenutor)  oder  auf  einzelne  besondere  An- 
ordnungen beschranken  (SpecialexecutorJ.  So  weit  dieselbe  aber  reicht 
insoweit  ist  der  Executor  als  Stellvertreter  des  Erblaseers  (3.)  zu  betrach- 
ten, dessen  Willen  er  zu  vollstrecken  hat  Insoweit  treten  die  Erben  zurQrk, 


1.  Frank/.  Beform.  VI.  11.  Es  pflegen  die  Testirer,  wan  sie  etwa  Föraarg 
tragen,  wie  treawlich  und  fleisiig  ihre  Testament  durch  ihre  Erbeir  voUetogen  werde« 
möchten,  etliche  Tertranwte  Personen  za  Teslamentarien,  Execatom  und  Ausrichtmi 
desaeihen  ihres  Testaments  darinn  namhaflUg  lo  beoeanen  und  zu  ferordnen. 

2.  BayrUchef  Landr.  III.  2.  %,  16.  4.  Kann  die  Benennung  nicht  aar  ia  den 
leUten  Willen  selbst,  welcher  in  den  Vollzug  kommen  soll,  sondern  auch  In  Ander- 
weg  mündlich  oder  schriniich  geschehen ,  so  ferne  solche  nur  genuguro  t^ewiesea 
werden  mag. 

3.  0e9Urr,  Ges.  $•  816.  Hat  der  Erblasser  einen  VolUieber  (Eiecator)  seines 
leUten  Willens  ernannt,  so  hingt  es  von  dessen  Willkur  ab,  dieses  Gescbift  aaf 
sich  so  nehmen.  Hat  er  es  übernommen,  so  ist  er  schuldig,  entweder  als  ein  Markt- 
haber  die  Anordnungen  des  Erblassers  selbst  zu  follziehen ,  oder  den  saumsdigctt 
Erben  zur  Vollziehung  derselben  zu  betreiben. 


Digitized  byVjOOQlC 


S«  S47.   TesumentsTollstreeker.  733 

die  im  Qbr^en  in  die  leergelassene  St^e  des  Erblassers  eii^etreten  sind. 
Jener  ist  daher  nieM  von  dem  Willen  dieser  abhängig,  sondern  hat  ihnen 
gegenüber  eine  selbständige  Stellung.  Er  kann  und  soll  auch  gegen  deren 
Willen  bandeln,  wenn  die  AusfOhrang  des  Testamentes  es  erheischt,  und 
die  Erben  sind  nicht  berechtigt,  den  Auftrag,  der  ihm  geworden,  zu  wider- 
rufen. Diese  Selbständigkeit  des  Eiecutors  schlieszt  aber  die  Pflicht  des- 
selben nicht  aus,  den  Erben  über  seine  GeschSftsfQhrung  Rechnung  und 
Rechenschaft  abzulegen  (4.),  den  Erben  voraus  als  den  Rechtsnachfolgern 
des  Erblassers,  aber  auch  andern  Interessenten,  soweit  deren  Interesse 
reicht 

4.    Im  Einzelnen  ist  der  Testaments^ecutor  zu  allen  Handlungen  be- 
recbtigt,  welche  zur  ErfOlIung  seines  Auftrags  dienen,  also: 

a)  Selbst  dazu,  die  Erbschaft  in  den  Beiitz  zu  nehmen^  und  zu  diesem 
Behuf  die  ErbschaflskISgen  anzustellen.  (5.)  Das  wird  freilich  in  vielen 
Fällen  unnöthig  und  dann  auch  unzulässig  sein,  indem  es  gewöhnlich 
nach  dem  Willen  des  Erblassers  den  Erben  allein  zukommt  die  Erb- 
schaft ui  Besitz  zu  nehmen  und  einzuklagen.  Aber  wo  Zweifel 
über  das  Erbrecht  sind,  oder  die  Gefahr  vorliegt,  dasz  die  Erben, 
wenn  sie  einmal  im  Besitz  der  Erbschaft  seien,  die  Entrichtung  der 
Vermächtnisse  verhindern  oder  erschweren,  zeigt  sich  auch  jenes 
BedOrfnisz. 

b)  Er  darf  ein  Inventar  über  die  Verlassenscbaft  aufnehmen  (6.),  welches 
auch  die  Grundlage  seiner  spätem  Abrechnung  bildet. 

c)  Zur  Veräuizerung  von  Erbschaftssachen  ist  er  in  der  R^el  nicht, 
ausnahmsweise  aber  insofern  befugt,  als  dieselbe  entweder  zur  unmittel- 
baren Erfüllung  seines  Auftrags,  z.  B.  zur  Ausrichtung  der  Ver- 
mächtnisse dient,  oder,  wenn  er  die  Erbschaft  verwaltet,  zur  Erhaltung 
des  Vermögens  nach  den  Grundsätzen  über  gute  Wirthschaft  erfor- 
derlich ist."  (6.) 

d)  Zur  Klage  gegen  die  Erbschaftsschuldner  ist  er  nur  dann  befugt,  ^enn 
ihm  die  Verwaltung  der  Erbmasse  übertragen  ist 

e)  Er  kann  die  Anerkennung  des  Testamentes  nöthigenfälls  auf  gericht- 
lichem Wege  betreiben. 


4.  NämS.  B€/orm.  Tit.  22.  6.  4.  S*  i-  Es  soHen  die  Exfcutoren  der  TesU- 
ment  oder  Ire  Erben  irer  gepflogenen  Handlong  Erbtre,  aofreclite  und  völlige  An- 
xeigung  und.Recbnung  tbon. 

5.  Bmxr.  Landr.  III.  2.  $•  ^?«  ^^  UebrigeB  kann  —  ein  Universal-Execator 
—  sick  der  Verlasaenscbaflf  aofern  sie  Possessio  vacua  ist,  gleich  selbst  ohne  gericbt- 
liclie  Einantwortung  bemicbtigen. 

A.  C9d0  cw,  g.  1031.  Les  ex^eoteors  testamentaires  —  ferbnt  faire,  en  pi^sence 
de  l'h^ritier  prteomptif,  ou  lui  dement  appel6,  1*inventaire  des  biens  de  la  sacees-- 
aioo.  Ils  profoqoeroitt  ta  vente  da  roobilier  k  d^fant  de  deniers  suffisants  pour 
acqaitter  les  l^s.  Ils  reilleront  k  ee  qoe  le  testamenl  soit  execut^;  et  ils  pourront 
en  c«8  de  contestation  Bar  Son  ex^calion,  intervenir  pour  en  soatenlr  la  validit^ 
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5.  Iq  allen  setnen  Htndlaogeo  hat  er  deo  Willen  des  Brblasien  ab 
Richtscbnur  zu  beachten.  Dabei  kann  ihm  sogar  Qberiassen  wordes  sein, 
die  Art  und  das  Ma$z  eines  V§rmächtni$$e$  von  sich  ans  im  Namen  des 
Erblassers  zu  bestimmen,  ja  sogar  die  dritten  Personen  zu  bexeicknen^  deaea 
ein  Vermftchtnisz  zukommen  soll.  (7.)  Nur  bedarf  es  dazu  einer  besonderen 
Ermächtigung  von  Seite  des  Erblassers.  Ob  er  auch  zur  Bezeichoung  einei 
Erben,  den  der  Erblasser  nicht  schon  im  Testamente  wenigstens  bedingnngi- 
weise  ernannt  hat«  ermichtigt  werden  könne,  ist  zweifelhaft  In  Aobeiracbt, 
dasz  diesz  nach  römischem  Rechte  unmöglich  ist,  und  das  deutsche  Redit 
durchaus  nicht  gesonnen  ist  die  letztwillige  Erbeinsetzung  zn  begOnstigen, 
halte  ich  die  Verneinung  dieser  Befugnisz  für  richtiger. 

*  Pmtli,  Abb.  aas  dem  Lüb.  Recht  Bd.  IIL;  —  Beseler,  Von  den  Teüa- 
mentsvolMcfhem  in  der  D.  Z.  IX.  S.  144  tL 

§.248. 

III.    Wechselseitiges  Testament 

1.  Das  neuere  Institut  des  wechselseitigen  Testamentes  Ist  offenbar 
aus  der  Mischung  des  deutschen  Grundgedankens  der  ErbvertrSge  mit  den 
Ueberlieferungen  der  römischen  Theorie  von  den  Testamenten  ^tstaodcn 
und  hat  daher  eine  unglückliche  Zwitternatun  Es  ist  darum  nur  zu  billigen. 
wenn  die  neuere  Gesetzgebung  dasselbe  wieder  aus  unserem  Rechtskörper 
auszustoszen  sucht  und  die  Alternative  rein  faszt:  Entweder  Testamenl,  noA 
dann  ein  in  Form  und  Inhalt  einseitiger  Willensact,  oder  Erbvertrag^  ond 
dann  in  Form  und  Inhalt  verlragsmäsziger  letzter  Wille. 

2.  Die  Verbindung  zweier  Testamente  kann  blosz  eine  äuszerikk- 
formeUe  sein,  indem  zwei  Testatoren  gleichzeitig  in  derselben  Urkunde  und 
mit  Benutzung  der  nämlichen  Zeugen  ihren  letzten  Willen  in  Einer  Urkunde 
niederlegen.  (1.)  Man  nennt  dieselben  dann  testamenta  simtäianea  fgemeiMt- 
schaflliches  Testament).  Die  Verbindung  beider  Testamente  erscheint  dann  als 
unerheblich  und  zufilllig,  und  jedes  derselben  hat  eine  von  dem  aodera 
völlig  unabhängige  Existenz.  Es  ist  gleichgültig  für  die  Wirksamkeit  da 
einen,  ob  das  andere  widerrufen  werde  oder  nicht  Es  ist  sogar  mö^icb, 
dasz  das  eine  von  Anfang  an  an  einem  formellen  Gebrechen  leidet  ond  d» 
andere  formell  gerecht  ist 


7.  Cap.  13.  X,  de  ieeimmmiw,  (VgL  ßeteier  S.  193.)  In  seconda  qiiciÜ«or 
dicimos,  quod  qnl  eiiremam  voluautem  In  siterios  disposlüooem  conoiiUli,  asa 
videtur  decedere  intesutas. 

1.  Otiterr,  6.  %,  1248.  Den  Ebegillen  ist  gesUtiet,  in  einem  und  dem  nim- 
liclien  Teslaroenle  sich  gegenseitig  oder  lurb  andere  Personen  als  Erben  einiaselz«»- 
Aacb  ein  solcbes  Testament  ist  widerruOicb;  es  kann  aber  aus  der  Widermhiftg 
des  einen  Tbeils  auf  die  Widerrafung  des  andern  Tbeils  nicbt  geschlossen  wenkm. 
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Am  ehesten  konmien  sie  nach  Landesrechten  anter  Ehegatten  Tor, 
ond  kl  dieser  Anwendnng  sind  auch  £e  Bedenken  gegen  eine  sokhe 
onwesentliche  Abweichnng  von  der  gewöhnlichen  Testamentsfonn  nicht 
erheblich. 

3.  Bedenklicher  aber  sind  die  sogenannten  corre$ptciiven  Te$tamente^ 
i.  h.  zwei  Testamente,  die  nicht  blosz  auszerlich  in  Einer  Urkunde  beisammen 
stehen,  sondern  die  aach  innerlich  so  mit  einander  verbunden  werden,  dasz 
der  Bestand  des  einen  Ton  dem  Bestände  des  andern  abhängig  gemacht 
wird.  (2.)  Da  li^t  denn  die  Verwechslung  und  Vermischung  mit  den 
Erb  vertragen  nahe,  und  die  Theorie  und  Praxis  ist  dieser  Gefahr  nicht 
selten  erlegen.  Zwar  läszt  sich  der  Unterschied  noch  festhalten,  dasz  das 
correspecUve  Testament  den  freien  Widerruf  eines  jeden  Testators  zulasse, 
während  der  Erbvertrag  den  letzten  Willen  des  Erblassers  unwiderruflich 
macht.  Aber  es  ist  doch  das  Schicksal  des  einen  Testamentes  gebunden 
an  das  Schicksal  des  andern.  Wird  jenes  widerrufen,  so  follt  auch  dieses 
zusammen.  Die  Natur  eines  einseitigen  und  selbständigen  letzten  Willens 
ist  daher  nicht  rein  gehalten.  Weiter  aber  darf  man  nicht  gehen,  ohne 
die  Gränzen  der  beiden  Institute,  Testament  und  Erbvertrag,  völlig  zu 
verwischen.  Ich  nehme  mit  Hasse  und  Beseler  an,  im  Gegensatz  zu 
Mühienbruch^  dem  wichMittermaier  zugestimmt  hat,  dasz  beim  correspectiven 
Testament  der  Widerruf  nicht  durch  hinzugefQgten  Vertrag  wegbedungen 
werden  darf.  Will  man  den  Widerruf  eines  letzten  Willens  ausschlieszen, 
so  sckrdtet  man  Ober  die  äjiszerste  Gränze  des  Testamentes  hinaus,  und 
karai  diese  Absicht  nur  durch  einen  Erbvertrag,  nicht  in  Form  des  Testa- 
mentes erreichen.  Wo  daher  etwa  in  Statuten  die  Unwiderruflichkeil  der 
wechselseitigen  Testamente  ausgesprochen  oder  zugelassen  ist,  da  sind  das 
in  Wahrheit  keine  Testamente,  sondern  Erbeerträge. 

Wie  aber,  wenn  der  Erblasser  stirbt,  und  sein  Testament  zur  Wirk- 
nmkeit  gelangt  ist?  Aus  der  Natur  des  Testamentes  folgt  zunächst,  dasz 
die  Testirfreiheit  des  Oberlebenden  Testators  dadurch  nicht  beschränkt 
werde,  und  dasz  was  er  später  mit  seinem  Testament  vornehmen  möge, 
ohoe  rOckwirkenden  Einflusz  sei  auf  das  zum  Vollzug  gelangte  Testament 
des  frAher  Verstorbenen.  Will  dieser  fOr  solchen  Fall  den  Oberlebenden 
Erblasser  beschränken,  dem  er  unter  Voraussetzung  auch  des  andern  letzten 
Willens  seine  Verlassenschaft  zugewendet  hat,'  so  kann  er  dafOr  durch 
bedingte  Erbeinsetzung  und  Auferlegung  eines  Fideicommisses  sorgen,  nicht 


3.  BmyriieAet  Laodr.  III.  4.  S*  H*  Von  dem  Teslimento  Reciproco  ist  3tio  zu 
merken,  dasi  wenn  solcher  einer8<'it5  widerrafen,  ctssirt  oder  sonst  entkriflet  ge- 
halten werde,  es  wäre  dann  bemelte  Widerraf-  oder  Entkräfturg  dem  andern  Theil 
bekannt  gewest  und  er  gleichwol  auf  dem  Testament  seines  Orts  beliarrt  bitte,  an- 
eracht  es  ihm  an  gnogsaroer  Zeit  solches  gleicbralls  widerrafen  lu  können  nicht 
ermanglet  hat.  Denen  Testamentis  Reciprocis  werden  4to  auch  die  Correspecti?a  in 
diesem  Stück  gleich  geschiUt. 
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aber  durch  die  blofze  Form  des  correspecthren  Testamentes.  Indenen  sind 
einzelne  Landesrechte  Ton  der  Folgerichtigkeit  dieser  GrandsaCie  ab^ewkhen 
und  haben  Tersucht,  um  den  FamiUenrOcksichten  mid  der  wahrscheinlichen 
Willensmeinung  eines  Erblassers  Rechnung  zu  tragen,  entgegengesetzte 
Rechtsregeln  zu  sanctioniren  (3,  4.),  wodurch  dann  freilich  wieder  die 
'  Natur  des  Testamentes  getrübt  wird. 

4.  Häufig  wird  das  correspective  Testament  zugleich  ein  sogenannte 
teitamerUum  reciprocum^  ein  gegenseitiges  sein  <,2.),  d.  h.  wenn  zwei 
Testatoren  Ihren  gleichzeitig  ausgesprochenen  letzten  Willen  so  verbinden, 
dasz  die  Wirksamkeit  des  einen  yon  der  des  andern  abhangig  gemadit 
wird>  so  wird  der  materielle  Inhalt  meistens  eine  gegenseitige  Erbeimselsmg 
oder  doch  gegenseitige  Zuwendung  erbrechtlicher  Yortheile  sein.  Zwar  ist 
auch  ein  anderer  Inhalt  des  correspectiven  Testamentes  möglich,  z.  B.  £r6- 
einsetzung  der  zusammengebrachten  Kinder,  und  es  kann  eine  gegenseitige 
Erbeiiisetzung  der  Testatoren  möglicher  Weise  in  einem  gemeinschaftlichen 
(nicht  correspectiven)  Testament  vorgenommen  werden.  Aber  die  Verbindung 
der  Form  eines  correspectiven  und  des  Inhalts  eines  g^enseitigen  Testa- 
mentes ist  so  gewöhnlich,  dasz  einzelne  Rechte  geradezu  aus  diesem  aof 
jenes  schlieszen,  wo  nicht  ausnahmsweise  Bedenken  im  Wege  stehen. 

*  Hasse,  im  Rhein.  Museum  für  Jurispr.  IIL  S.  600  ffl;  -  Btsder^  Erb- 
vertrage  n.  S.  325  ff. 


3.  Prtiut.  Landr.  I.  lt.  g.  492.  Nimmt  (der  dberlebende  Bkegatte)  die  Bir^ 
scbafl  aas  den  TesUmeole  «n:  so  kami  er  auch  von  tetaeD  eigtMO  Vfisrit»— gfn 
ntekt  wieder  abgeheo;  insofeni  aus  der  Fassong  oder  aus  den  DoMUBdeB  erkeUet, 
dasi.  der  ErsUerstorbeoe  ihm  seinen  Nachlasi  to  Rflcksicht  auf  diese  VerfOgiiagca 
lUgeweodet  habe. 

4.  Erk.  des  0.  A.  G.  in  C«##e/  {Senffarti  Arch.  IV.  64).  Die  Antwort  daraiif*  eh 
ein  einseitiger  nach  dem  Ableben  des  einen  Mitdisponenten  erfolgter  Widerrmf  -  ta- 
lissig  sei,  richtet  sieh  daroaeh,  ob  decselbe  vor  oder  mwA  Antretsag  der  Brhachi» 
ans  dem  wechselseiligen  correspectiTen  Testamente  stattgefunden  habe.  Geschielit  der 
'Widerruf  durch  den  Letztlebeoden  vor  der  Erbschaftsanlretong,  so  Ist  solcher  lu- 
lissig.  Tritt  derselbe  aber  nach  der  Erbschaftsantretung  der  L»^txUebenden  ein»  nach- 
dem dieser  die  in  dem  correspeetiren  Testamente  für  ihn  angesetften  Vorthelle  an- 
genommen oder  genossen  hat,  so  ist  er  der  Regel  nach  nngfiltig  and  onwJrfcsina.  (?j 
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Fanftes  Capitel. 

Erwerb  der  Erbschaft 

S-  249. 

I.  Form  des  Erwerbs. 

1.  Die  gewöhnliche  Meinung  ist,  dasz  durch  das  Eindringen  der 
römischen  Lehre  Ober  Erbantritt  (aditio  hereditatisj  das  Altere  deutsche 
Recht  eines  Anfalls  der  Erbschaft  an  den  Erben  ^  ohne  Antrittserkläning, 
in  Dentschland  verdrängt  worden  sei.  Das  ist  aber  nur  theilweise  und  nur 
in  einzelnen  deutschen  Ländern  geschehen.  Die  neueren  Gesetzgebungen 
sprechen  sich  im  Gegentheil  —  und  ganz  dem  Geiste  unsers  Erbrechtes 
gemSsz  —  mit  Bezug  auf  die  regelmdszige  gesetzliche  Erbfolge  für  da§ 
deutsch-rechtliche  Princip  aus  (1—3.),  und  fordern  höchstens  —  und  auch 
das  wiedir  in  Oebereinstimmung  mit  den  natürUchen  Verhältnissen  — 
einen  Antritt  von  Seite  des  Erben,  wo  derselbe  nicht  schon  als  natürlicher 
Erbe,  sondern  .durch  letzten  Willen  des  Erblassers  im  Testainent  oder 
Erbvertrag  dazu  berufen  wird.  Es  sind  freilich  die  Gegensätze  nicht  immer 
klar  genug  gedacht  und  festgehalten,  und  man  verspürt  noch  die  Ver- 
wirrung der  Doctrin ;  aber  zugleich  sehen  wir,  wie  wieder  das  Verständnisz 
für  die  natürlichen  Beziehungen  der  Erben  zum  Erblasser  und  zur  Erbschaft 
aufsteigt. 

2.  Die  nächsten  Erben  sind  indessen  im  Sinne  des  deutschen  Rechtes 
lu'fugt,  die  Erbschaft  auszuschlagen.  (4.)  Nur  müssen  sie  dabei  die  her- 
kömmlichen oder  gesetzlichen  Fristen  beachten  und  sich  der  Erbschaft  auch 
Uiatsächlich  enthalten.  Schlagen  die  nächsten  Erben  aus,  so  entspricht  es 
der  Auffassung  des  deutschen  Familienrechtes  noch,  dasz  es  den  entfernteren 
Erben  (5.)  und  selbst  dem  überlebenden  Ehegatten  zusteht,  durch  Ueber- 


1.  ß'r9an.  Lsndr.  I.  9.  g*  367.  Sobald  der  Erblasser  ferstorbeo  —  flllt  die 
Erbschaft  an  denjenigen,  welchen  rechtsgültige  Willenserklärungen  des  Erbiasseri 
oder  in  deren  Ermanglung  die  Vorschriften  der  Gesetze  dazu  berufen. 

2.  Code  civ.  §.  724.  Les  h^ritiers  legitimes  sont  saisis  de  plein  droit  das  biens» 
droits  et  actions  du  d^funt,  sous  Tobligation  d*acquitter  toutes  les  charg«s  de  la  suc- 
cession. 

3.  Oetierr.  G.  g  »37.  Hat  der  Erbe  den  Erblasser  überlebt,  so  geht  das  Erb- 
recht auch  vor  Uebernahme  der  Erbschaft  —  auf  seine  Erben  über. 

4.  Code  ew»  g.  773.    Nul  n'est  tenu  d*accepter  une  succession  qui  lui  est  ^chue* 

5.  Freuet.  Landr.  I.  9  g.  406.  So  weit  ein  Erbe  der  Erbschaft  gältig  entsagt, 
tritt  (der  nichste  nach  ihm)  an  seine  Stelle. 

BlaDtschli,  deutsches  Pritatrecht.  8.  Aufl.  47 
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nähme  der  Erbschaft  die  Ehre  des  Verstorbenen  zu  retten  nnd  den  CoDeors 
der  Gläubiger  zu  verboten. 

3.  Zur  Sicherung  der  Verlassenschaft  in  ihrem  Bestände  dient  die 
amtliche  Siegelung  \ß.  7.),  welche  entweder  auf  Begehren  der  Betheiligten 
oder  von  Amts  wegen  angeordnet  werden  kann.  Zu  ersterer  ist  jeder  ein- 
zelne Erbe  berechtigt,  die  Erbschaftsgläubiger  aber  nur,  insofern  die  Deber- 
nahme  der  Erbschaft  uiigewisz  ist  und  sich  eine  Gefahr  fOr  die  Gldobiger 
erzeigt  Von  Amts  wegen  geschieht  die  Siegelung  regelmfiszig  aus  GrOnden 
der  obervormundschaftlichen  Sorge  für  minderjährige  oder  abwesende  Erben, 
oder  zur  Wahrung  des  obrigkeitlichen  Rechtes  an  dem  erb'osen  Gute.  In 
einzelnen  Ländern  aber  ist  die  amtliche  Siegelung  zu  einer  aUgenuinen  An- 
ordnung in  allen  ErbschaflsfUlen  Cberhaupt  ausgedehnt  und  bald  aus  fioan- 
ciellen,  baJd  aus  Gründen  der  guten  Ordnung  Oberhaupt  vertheidigt  wor- 
den. Dem  Privatrechte  sagt  indessen  eine  so  tief  in  die  Ungestörtheit  des 
Familienlebens  eingreifende  Haszregel  nicht  zu. 

§.  250. 

n.   Wirkungen  des  Erbübergangs. 

1.  Der  römische  Gedanke,  dasz  die  Erbschaft  ein  Ganus  (eine  imi- 
versitas  rerumj  sei,  welches  die  einzelnen  zurOckgelassenen  Vermögens- 
rechte und  Schulden  in  sich  begreife,  und  dasz  der  Erbe  in  diese  Ge- 
sammtheit  von  rechtlichen  Verhältnissen  des  Erblassers  eintrete,  ist  nun 
auch  von  dem  neueren  Rechtsbewusztsein  aufgenommen,  aber  nicht  mit  so 
ausschlieszlicher  Consequenz,  wie  im  römischen  Rechte  durchgeführt  wor- 
den. Insbesondere  der  Debergang  der  Liegenschaften  auf  den  Erben  hat 
auch  im  neueren  Rechte  noch  oft  einen  singulären  Charakter,  nnd  wir 
pflegen  Oberhaupt  den  Gegensatz  der  universeUen  und  der  singtdären  Erb- 
folge (GesamnU-  und  Sonderfolge)  nicht  für  so  unversöhnlich  zu  halten, 
wie  die  Römer. 

2.  Das  hinterlassene  Grundeigenthum  geht  auch  da,  wo  das  System 
der  Grundbücher  zu  voller  Anerkennung  gelangen  ist,  von  Rechtes  wegen 
auf  die  Erben  über.  Nur  sorgen  einzelne  Rechte'  dafür,  dasz  hinterdrein 
von  diesem  Eigenthumsflbergang  in  dem  Grundbuche  Vormerkung  gemacht 
werde. 


6.  Preustisehes  Landr.  I.  9.  §.  461.  Ein  Gleiches  (die  Tersiegelai«  dorrh  des 
Richter)  findet  statt,  wenn  die  beltannten  oder  verniathlichen  Erben  insgesammt  ab- 
wesend sind,  oder  wenn  sich  Minderjährige  —  anter  denselben  befinden,  g.  461 
Bat  Jedoch  der  Verstorbene  einen  —  EhegatUn  hinterlassen,  so  bedarf  et  —  dennoch 
der  Regel  nach  keiner  von  Amts  wegen  zu  verfügeoden  Siegelung. 

7.  Bayr.  Landr.  III.  1.  g.  17.  Stirbt  Jemand  mit  oder  ohne  Disposition,  so 
soll  Imo  die  Yerlassenschaft  zurörderst  gebührend  obsignirt  und  Tertperrt  werden. 
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Dagegen  paszt  der  im  römischen  Rechte  begrflndefte  Satz,  dasz  doch 
durch  Vermäcfanisz  das  Grandeigenthnm  von  Rechtes  wegen  aof  den 
Honorirten  Qhertragen  werde,  nicht  ebenso  zu  jenem  System,  welches  wohl 
begreift,  dasz  an  die  Stelle  des  verstorbenen  Erblassers  mit  innerer  Noth- 
wendigkeit  seine  —  in  der  Regel  überdem  bekannten  —  Erben  treten, 
nicht  aber,  dasz  durch  blosze  Willenserklärung  des  Erblassers  Grundeigen- 
thum  tibertragen  werden  könne.  Vielmehr  erfordert  die  Consequenz  dieser 
neueren  Institution,  dasz  dem  Bedachten  nur  ein  Rechtstitel  auf  kanzUiisehe 
Zufertigung  des  Grundeigenthums  durch  die  Erben  zugestanden  werde.  (1.) 
(§•  242.  3.)     , 

Auch  für  das  Vermächtnisz  von  beweglichen  Sachen  musz  der  Gegen- 
satz zwischen  der  römischen  Auflassung,  welche  sofort  das  Eigenthum  auf 
den  Honorirten  Obergehen  läszt,  und  der  freilich  noch  nicht  zu  allgemei- 
nem Verstand nisz  gelangten  Consequenz  des  neueren  Rechtssystems,  welche 
darauf  nur  einen  Rechtstitel  zu  gewohntem  Eigenthumserwerb  durch  Ueber- 
gabe  des  Besitzes  gründet,  hervorgehoben  werden. 

3.  Allgemein  wird  nun  in  der  gewohnten  Erbfolge  die  R^el  an- 
erkannt, dasz  in  und  mit  der  Verlassenschaft  auch  die  Schulden  des  Erb- 
lassers auf  die  Erben  übergehen.  (2.)  Aber  noch  stehen  sich  in  Deutsch- 
land zwei  Ansichten  über  die  Frage  der  Ausdehnung  dieser  Haftung  gegen- 
über. In  der  gemeinrechtlichen  Theorie  und  in  weiten  Kreisen  der  An- 
wendung ist  der  römische  Grundsatz  zur  Autoritüt  gelangt,  dasz  der  Erbe 
als  persönlicher  Stellvertreter  des  Erblassers  und  Fortsetzer  seiner  Persön- 
lichkeit auch  über  den  Betrag  der  Erbschaft  hinaus,  also  mit  seinem  eige- 
nen Vermögen,  hafte.  Aber  daneben  hat  sich  auch  in  manchen  Gegenden 
die  deutsche  Meinung  erhalten,  dasz  die  Haftung  des  Erben  lediglich  auf 
der  Uebernahme  der  Erbschaft  beruhe  und  daher  sich  nicht  über  diese 
hinaus  erstrecke.  Die  letztere  Vorstellung  ist  unserm  Rechtsgefühl  ver- 
ständlicher und  dem  Geiste  des  neueren  Erbrechtes  doch  wohl  gemdszer. 
An  practischer  Bedeutung  hat  indessen  der  Gegensatz  der  Meinungen  viel 
verloren,  seitdem  das  römische  Recht  selbst  durch  Einführung  der  Rechts- 
wohlthat  des  Inventars  dem  Erben  die  Möglichkeit  verschafll  hat,  seine 
Haftung  auf  das  Masz  der  Erbschaft  zu  beschränken:  und  da  auf  der  andern 
Seite  aus  pi actischen  Gründen 'auch  das  deutsche  Recht  genöthigt  ist,  von 
dem  Erben,  der  die  Erbsfhaftsschulden  nur  theilweise  bezahlen  will,   den 


1.  Otiterr,  G.  g.  684.  Der  Legatar  erwirbt  in  der  Regel  gleich  nach  dem  Tode 
des  Erblassers  für  sich  und  seine  Nachfolger  ein  Recht  aaf  das  VermScbtnisz.  Das 
Eigenthomsrecht  auf  die  rermachle  Sache  aber  kann  nur  nach  den  für  die  Erwer- 
bung des  EigenthuiDS  aufgestellten  Yorschriflen  erlangt  werden. 

2«  SUdtr.  V.  Goslar  {Oösehen  S.  6;.  Nemet  twene  man  ^n  erve  up,  manlik 
scal  gelden  na  mardule.  Of  twene  brödere  en  erve  hebbet  unde  sin  sculdich  dar  af 
uDde  wel  de  ene  nicht  ghelden  unde  wel  doch  dat  erve  nicht  lalen,  den  scal  men 
dwingheo  mit  gerichte. 

47* 
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Nachweis  zu  Terlangen,  dasz  die  Activen  der  Verlassenscbaft  nicht  aus- 
reichen, was  wieder  die  Errichtung  eines  Inventars  voraussetzt 

4.  Ein  bisher  wenig  beachteter  Unterschied  der  römischen  und  der 
neueren  Anschauungsweise  zeigt  sich  wenn  mehrere  Erben  da  sind.  Nadi 
römischem  Rechte  nämlich  werden  die  Forderungen  sowohl  als  die  Schul- 
den Ton  Rechtes  wegen  je  nach  der  Zahl  der  Erben  und  ihrer  ErbtheOe 
zertheüty  so  dasz  jeder  Erbe  nun  selbständiger  Gläubiger  oder  Schuldner 
aber  nur  eines  Stücks  der  Forderung  oder  Schuld  geworden  ist,  ohne  dasi 
unter  ihnen  ein  innerer  Zusammenhang  besteht  Diese  Vorstellang  stimmt 
theils  mit  dem  römischen  Grundsatz  tiberein,  dasz  jeder  Erbe  die  Persoo 
des  Erblassers  aber  nur  zu  seinem  Erbtheil  fortsetze,  theils  mit  dem  Prindp 
des  römischen  Obligationenrechts,  welches  von  dem  obligatorischen  Bande 
immer  die  ganze  Person  umfangen  und  halten  läszt,  und  daher  nur  ganze, 
keine  Theilforderungen  und  Schulden  kennt  Sie  ist  aber  unserer  Denk- 
weise ganz  fremd.  Wir  sind  vielmehr  gewohnt,  die  Forderungen  und 
Schulden  als  Vermögensbestandtheile  aufzufassen,  und  uns  scheint  es  viel 
natürlicher,  dasz  sie  in  ihrem  bisherigen  Bestände  auf  mehrere  Erben  zusammen 
übergehen,  als  unter  dieselben  zerfallen.  Wir  betrachten  die  Forderung 
und  die  Schuld  auch  nach  dem  Tode  des  Erblassers  noch  als  ein  Gan- 
zes (3 — 4.),  an  welchem  wohl  mehrere  Erben  zunächst  zu  einem  Theile 
Antheil  haben,  aber  so  dasz  sie  hinwieder  unter  einander  verbunden 
bleiben.  (5—7.)  Die  Erbschaftsgläubiger  können  daher  von  den  Erben 
die  Bezahlung  der  Gesammtschuld  fordern,  und  diese  haften  auch,  soweit 
die  Erbschaft  reicht,  für  das  Ganze.  (Vgl.  §.  110.  3 ) 


3.  Weistb.  lu  Landert  {Grimm  II.  S.  201).  Der  scheffeD  erkent,  daz  ein  gmu 
leben  ein  beslbeupl  gibt,  wann  aber  dai  leben  in  vier  Ibeil  gebrochen  wird,  so  soll 
es  aucb  ein  bestbaupt  geben  vnd  1  bun. 

4.  Landb.  t.  Glarus  (?.  1544),  Blumer,  scbweic.  Demokr.  fl.  2.  S.  228.  —  des 
abgestorbnen  erben  —  es  syen  ?il  oder  wenig,  (sollen)  sOlcbe  sehuld  —  uumemtkmft 
erUgem  oder  dt»  vf  einen  ze  betalen  —  verechaffen^  doran  der  dem  die  schuld  la- 
ghörig  kommen  mög,  den  er  nütt  schuldig,  ?on  iweyen  oder  mtr  die  inzetüchen. 

5.  Code  eio.  §.  870.  Les  b^ritiers  sont  tenus  des  detles  et  cbarges  de  la  suc- 
cession  personoellement  poar  leur  part  et  portion  virile,  hypolb^cairement  pour 
le  tont. 

6.  Oeeterr,  Ges.  %.  823.  Mehrere  Erben  —  htlten  allen  Erbscbaflsgliubiiem 
and  Legauren  —  Alle  für  Einen  und  Einer  für  Alle.  Unter  sich  aber  sind  sie  Mrk 
yerbSlinisx  ihrer  Erblheile  beizutragen  schuldig. 

7.  Zürcher  Ges.  g.  2014.  Die  Erbscbartsforderungen  und  die  Erbschansschul- 
den  gehen  als  Gesammtforderungen  und  Gesammtschulden  auf  die  Miterben  äbrr. 
Die  Grösze  der  dazu  gehörigen  Theilforderungen  und  Tbeilschulden  wird  durch  das 
Verbältnisz  der  Erbtheile  bestimmt. 
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Sechstes  CapiteL 

Besondere  Erbfolge  in  liegende  Güter. 

§.  251. 

L  Erbfolge  in  Stamm-  und  Stiftungsgüter. 

1.  Die  besondere  Erbfolge  in  die  Stammgüter  und  in  die  Famüien- 
stiftitngsffüter  ist  zwar  erst  zu  einer  Zeit  ausgebildet  worden,  als  schon  das 
römische  Erbsystem  in  Deutschland  Eingang  gefunden  hatte.  Aber  es  ist 
eben  im  Gegensatz  zu  diesem  enstanden  und  hat  seinen  Grund  tbeils  in 
politischen,  theils  in  Familienrücksichten;  es  hat  einen  deutsch-rechtlichen 
Charakter.  Die  Fortdauer  eines  Grundadels  in  Deutschland  erfordert  mit 
Nothwendigkeit  die  Erhaltung  und  Pflege  dieser  Institute,  und  es  musz 
daher  von  diesem  Standpunkte  aus  als  ein  politischer  Fehler  bezeichnet 
werden,  wenn  die  Allodißcation  der  Lehengüter,  für  welche  es  eine  ähnliche 
besondere  Erbfolge  (die  Lehensfolge)  gegeben,  gesetzlich  eingeführt  worden 
ist,  ohne  dasz  die  Bedenken,  welche  die  Anwendung  des  gewohnten  Erb- 
rechtes mit  seinen  Theilungen  auf  derlei  Güter  hat,  Berücksichtigung  ge- 
fanden haben.  Durch  Umwandlung  der  Lehen  in  Stamm-  oder  Stiftungs- 
guter  liesz  sich  der  Zweck  der  Auflösung  des  Lehensverbandes  mit  jenen 
Interessen  des  Staates  und  der  Familien  vermitteln. 

2.  Das  Erbfolgerecht  der  Stammgutserben  gründet  sich  auf  die  Be- 
liebung  der  Familie.  Ihr  Recht  erbrechtlicher  Anwartschaft  steht  ihnen, 
wie  die  Doctrin  das  bezeichnet  hat,  ex  pacta  et  Providentia  majorum  zu, 
und  es  wird  schon  mit  der  Geburt  erworben.  Das  Erbfolgerecht  der  Stif- 
tungserben dagegen  ist  hergeleitet  aus  dem  Willen  des  Stifters,  ex  fun- 
datione.  Die  beiden  Quellen  liegen  nahe  beisammen  und  können  sogar 
zusammenflieszen,  aber  zuweilen  treten  auch  in  der  Folge  Unterschiede 
hervor,  je  nachdem  die  eine  oder  die  andere  bestimmend  wirkt  Insbe- 
sondere ist  es  bei  denStammgütem  nicht  nöthig,  auf  einen  ersten  Erwerber 
derselben  zurückzuweisen,  bei  den  Stiftungsgütern  dagegen  ist  allerdings  in 
dem  Stifter  und  seinem  ersten  Nachfolger  ein  fester  Anfang  der  Reihe 
wahrzunehmen  und  zu  beachlen.  Femer  haben  bei  den  letztern  nur  solche 
Personen  ein  Wartrecht,  welche  von  dem  Willen  des  Stifters  umfaszt  und 
zu  der  Stiftungsfolge  berufen  worden  sind,  bei  jenem  dagegen  gelten  alle 
Personen  als  (mögliche)  Erben,  weiche  nach  dem  freilich  durch  Autonomie 
beschrankten  Familienerbrecht  als  erbfähige  Anverwandte  je  des  letzten 
Stammgutsbesitzen  zu  betrachten  sind. 
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3.  Die  Erbfolgeordnung  bestimmt  den  wirklichen  AnfiiU  des  Gates 
im  einzelnen  Fall,  zu.  Gunsten  des  Nachfolgers.  Die  Besonderheiten  der- 
selben richten  sich  wieder  nach  dem  Familienstatut  oder  Herkommen  bei 
den  Stamm-,  nach  dem  Stifluqgsacte  bei  den  Sliflungsgütern.  Das  zwie- 
fache Interesse,  die  Güter  dem  Geschlecht  zu  erhalten  und  als  vngethtilu 
Ganze  zu  erhalten,  hat  in  adelichen  Familien  gewöhnlich  zum  Vorzog  der 
Männer  (des  Mann$$tamm$)  und  zu  ausschlieszlicher  Bfrufung  je  Emt$ 
Erben  geführt.*)  Die  wichtigsten  Formen,  welche  man  ausgedacht  bat, 
diese  Zwecke  zu  erreichen,  sind: 

a)  die  Primogenitur,  an  welche  sich  dann  zuweilen 

b)  eine  Secundo-  und  Tertiogenitur  anreiht, 

c)  das  Majorat, 

d)  das  Seniorat, 

e)  das  Minorat. 

4.  Die  Primogenitur  oder  das  Recht  der  Enttgeburt  findet  sich  an 
häufigsten  unter  dem  hohen  Adel  anerkannt.  Ihr  Princip  ist,  je  dem  crsf- 
geborenen  Sohn  der  erstgeborenen  Linie  das  Gut  anfallen  zu  lassen.  (1.; 
Seltener  kommt  in  Deutschland  die  englische  Modification  vor,  auch  die 
erstgeborene  Tochter,  wenn  kein  Sohn  da  ist,  vor  der  zweitgeboreneo 
Linie  zu  berücksichtigen.  Ein  jüngerer  Zweig  einer  Linie  (Parentd)  kam 
daher  erst  dann  zur  Nachfolge  gelangen,  wenn  kein  erbfähiges  Glied  des 
Altern  Zweiges  mehr  am  Leben  ist,  und  eine  jüngere  Linie  erst,  wenn  die 
illtere  erloschen  ist. 

5.  Eine  Secundogenitur,  zuweilen  selbst  eine  Tertiogenitur,  findet  sich 
nur  bei  so  reichen  Familien,  welche  mehr  als  einen  Zweig  oder  eine  Linie 


i.  Prunogenitur. 


a  scbliesxt  b  c  und  d  aus 
f       ]»         b  c  und  d  aus 
c       »         d  aus 
g       »         b  ufid  d  aus 
b       »         d  aus. 

*)  Den  bQrgerlichen  Begriffen  und  Sitten  enupricbl  dieser  Vorzog  des  ManoMtaBBis  nicbl 
ebenso  und  darf  daher  nicbl  als  Meinung  des  Stifters  rermulbei  werden.  Vgl.  Stmfftru 
Arch.  X,  71.  • 
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mit  herrschaftlichen  GOtem  auszastatten  Tennögen.  (2 — S.)  Darauf  hat 
denn  der  dem  erstgeborenen  Gliede  nächste  oder  zweitnSchste  nachgeborene 
Erbe  ein  festes  Recht  der  Erbfolge,  indessen  kann  das  Verhilltnisz  zar 
Primogenitar  wieder  verschieden  bestimmt  sein,  entweder  so,  dasz  die 
SecundogenKor  ihr  jeder  Zeit  aaf  dem  Fusze  folgt,  oder  so,  dasz  wenn 
einmal  ein  zweiter  Zweig  oder  eine  zweite  Linie  zur  Secundogenitur  gelangt 
ist,  diese  innerhalb  derselben  verbleibt,  und  nicht  bei  weiterer  Verzweigung 
der  erstgeborenen  Linie  an  diese  tüli.  Immer  aber  bleiben  Primo-  und 
Secundogenitur  selbst  getrennt,  solange  verschiedene  Zweige  und  Linien  da 
sind,  und  vereinigen  sich  erst  in  dem  letzten  alleinigen  Erben  der  Familie, 
oder  des  Stifters  (beziehungsweise  des  ersten  Stiftungsfolgers). 

2.     Secund^eniiur. 


a  bat  die  Primo  -,  ^  die  Seeoodo  -,  c  die  Tertiogenitar. 
Hat  d  die  Primogenitar,  and  ist  b  gestorben,  so  frSgt  sich,  ob  e  oder  f  die 
Secando-,  und  nacb  dem  Tode  des  c,  ob  f  oder  b  die  Tertiogenitar  erbalte. 

8.    M^tjormt. 


t  scbliesxt  b  and  c  tas 
b  »  d  and  c  aas 
c  »  d  und  e  aus 
d       »         e  aas. 

4.  Ooldene  Bulle  c  25.  Decemimus  igitur,  (quod  eorum  principam)  terrae  — 
dismembrari  non  debeant.  Primogenitus  fliius  snccedat  in  eis.  c.  7:  illo  vero  non 
eilante  ^usdem  primogeniti  primogenitus.  —  Si  rero  primogenitus,  hojusroodi  absque 
beredibas  maseulis  legitimis  laicis  ab  bac  luce  migraret,  —  seniorem  fratrem  laicura 
per  Teram  parentelam  lineam  descendentem,  et  deinceps  illius  primogenitum  Iticum 
et  denique  consanguineum  —  qui  paterno  stipiti  In  descendenti  recta  linea  proxlmior 

,  fuerit  Tolumus  successurum. 

5.  Code  Nap,  f.  Baden,  Art.  5T7.  Stammgut,  wenn  es  wegen  seinem  geringen 
Betrag  oder  wegen  der  FamilienrertrSve  untbeilbar  ist,  |[ann  nur  an  einen  der  Stammes- 
genossen kommen;  dieser  bestimmt  sieb  bei  dem  Herrenstand  nacb  Erstgeburtsrecht, 
and  bei  dem  Ritterstand,  wenn  nicht  Erstgebarts-  oder  Alters-Erbe  in  den  Ftmllieo* 
vertrigen  sieb  festgesetzt  befindet,  —  nach  Yorzugs-Erbrecht,  d.  i.  Majorat 
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6.  Das  Majorat  unterscheidet  sich  toq  der  Primogenitur  dadurch, 
dasz  es  nicht  der  erstgeborenen  Linie  folgt,  sondern  ohne  den  Sprung  too 
einer  Linie  zur  andern  zu  scheuen,  bei  eigentlichen  StamrogQtern  dem 
letzten  EigenthOmer,  bei  StiftungsgOtern,  auch  zuweilen  das  deni  Stifter 
(beziehungsweise  dem  ersten  Stiftungsfolger)  nächsten  erbberechtigten  Fa- 
miliengliede  und  unter  gleich  nahen  dem  ältesten  zukommt.  (3.) 

7.  Das  Seniorat  kümmert  sich  weder  um  die  Linien  noch  um  die 
Nähe  der  Glieder,  sondern  hält  sich  einfach  an  das  persönliche  LebensaUer 
der  überhaupt  erbberechtigten  Familtenglieder  und  wendet  sich  dem  Ael- 
testen  unter  ihnen  als  natürlichem  Familienhaupte  zu,  gesetzt  auch  der 
Aelteste  sollte  einer  Jüngern  Linie  angehören  und  in  dieser  auf  einer  ent- 
ferntem Stufe  stehen.  Bei  dieser  Form  geschehen  die  Sprünge  aus  einer 
Parentel  in  eine  andere  noch  öfter  und  leichter  als  beim  Majorat 

8.  Den  G^ensatz  sowphi  zu  dem  Majorat  als  dem  Seniorat  bildet 
das  Minorat,  das  in  doppeltem  Sinne  vorkommt,  entweder  indem  es  zum 
Widerspiel  des  Majorats  dem  jüngsten  unter  mehreren  nächsten  Erben, 
oder  in  Umkehrung  des  Seniorats  dem  jüngsten  Familienglied  überhaupt 
anfällt. 

9.  Nicht  selten  kommen  auch  mancherlei  Mischungen  und  Ver- 
bindungen dieser  Formen  vor;  z.  B.  eine  Folgeordnung  die  aus  Majorat 
und  Primogenitur,  oder  aus  Majorat  und  Seniorat  gemischt  ist.  Weil  aber 
hier  noch  ein  weiter  Spielraum  für  mancherlei  Combinationen  oflen  ist, 
weil  femer  das  Herkommen  zuweilen  unsicher  und  die  Stiftungsurkunden 
unklar  oder  unvollständig  sind,  so  erheben  sich  leicht  Zweifel  und  Streit 
unter  mehreren  Erbanspreehern,  und  es  wird  oft  auch  dem  unbefangenen 
Richter  schwer,  sich  zurecht  zu  finden.  Man  musz  sich  hier  wieder 
hüten,  zu  rasch  aus  einzelnen  vorkommenden  Ausdrücken  sofort  auf  ein 
bestimmtes  System  zu  schlieszen,  denn  die  technischen  Bezeichnungen  der 
Schule  sind  keineswegs  zu  gemeinem  und  festem  Sprachgebrauch  geworden: 
und  es  kann  daher  wohl  etwa  die  Primogenitur  geroeint  und  das  Majorat 
genannt,  oder  das  Majorat  verstanden  und  Seniorat  gelieiszen  worden  sein. 
Nor  die  freie  Erwägung  aller  Umstände  und  insbesondere  die  Beachtung 
der  Sitte  führt  aus  diesem  Labyrinth  heraus. 

10.  Als  Ermäszigong  solcher  zu  Gunsten  Eines  Familiengliedes  be- 
schränkten Erbfolge  und  zu  billiger  Berücksichtigung  auch  der  nadige- 
borenen  Kinder  kommt  dann  besonders  unter  dem  hohen  Adel,  und  da 
wo  die  Familienstiftung  aus  dem  Hauptvermögen  der  Familie  besteht  oder 
sonst  ausgedehnte  Güter  umfaszt,  im  Interesse  der  Nachgeborenen  das  so- 
genannte Recht  der  Apanage  (apanare,  panem  ac^cibum  porrigerej  hintig 
vor,  als  eine  Last,  die  dem  Stiftungsgute  auferlegt  ist.  Besteht  dieselbe 
wieder  in  Grandstücken»  die  dem  Apanagirten  zum  Genüsse  überlassen 
werden,  so  wird  sie  dann  paragium  genannt  GewObnllch^ind  aberReotaa 
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der  Gegenstand  der  Apanage.  Die  Verpflichtung  zur  Apanage  gründet  sich 
entweder  auf  die  Anordnung  des  Stiilers  oder  in  Ennaugl'ng  solcher  auf 
das  Herkomoien  der  Familie.  Sie  ist  zwar  weder  als  hrhmukauf  noch 
als  Pflichtiheil  zu  betrachten,  da  dem  Apanagirten  neben  dem  eigentlichen 
Nachfolger  kein  Erbrecht  an  dem  Stamm-  oder  Stiftungsgnte  zusteht  Aber 
sie  beachtet  doch  in  bescheidener  Zurückgezogenheit  den  Zusammenhang  des 
natürlichen  Familienerbrechtes,  das  durch  die  im  übrigen  wohlbogründete 
Einführung  einer  poMtiven  einhändigen  Erbfolge  verdrängt  worden,  und  ist 
gewissermaszen  eine  Huldigung  der  letztem,  den  Grundsätzen  der  erstem 
dargebracht  Daraus  folgt  denn,  dasz  die  Apanagirten  ihren  Ansprach 
arf  die  Apanage  nicht  dadurch  verlieren,  dasz  si^  im  übrigen  reich  sind 
oder  werden,  folglich  für  ihren  standesmäszigen  Lebensunterhalt  ohnehin 
gesorgt  ist  Aus  demselben  Grunde  ergibt  sich  ferner,  dasz^ine  wesentliche 
Erweiterang  der  Stiftungsgüter  auch  einen  billigen  Zuwachs  der  Apanage 
zur  Folge  hat  Das  Recht  auf  die  Apanage  vererbt  sich  auf  die  männliche 
Nachkommenschaft  des  Apanagirten,  nicht  aber  in  der  Regel  auf  die 
Töchter,  noch  auf  die  Seiteuverwandten.  Stirbt  der  männliche  Zweig  aus, 
so  wird  das  Stiftungsgut  frei  von  dieser  Last,  und  das  paragium  i^llt  an 
dasselbe  zurück. 

*    C.  V.  Salsa  und  Lichtenau,  Lehre  von   den   Familien-FideicommisseD. 
Leipzig  1838.  S.  101  ff.;  —    Wilda,  in  der  Zeitschr.  f.  D.  R.  XJL 


§.  252. 

II.   Besondere  Erbfolge  in  Bauergüter. 

1.  Die  Einführung  des  gemeinen  bürgerlichen  Erbrechtes  ist  wie  bei 
dem  Adel,  so  auch  unter  dem  Bauernstande  vielfach  auf  Schwierigkeiten 
gestoszen.  Dasselbe  gerieth  theils  mit  der  herkömmlichen  Sitte  und 
Anschauung  der  Bauern,  theils  mit  den  Interessen  an  dem  ungetheilten 
Fortbestand  der  Höfe  und  an  ihrer  Erhaltung  bei  der  Familie  häufig  in 
W*iderstreit,  zuweilen  auch  mit  den  Ansichten  und  Wünschen  der  Guts- 
herren. (1.)  In  den  einen  Gegenden  setzte  (tessen  ungeachtet  die  Macht 
der  Jurisprudenz  das  neue  Erbrecht  mit  seinen  gleichen  Theiinngen  unter 


1.  Baxr,  Landr.  IV.  7.  g.  14.  Saccedirt  man  in  Erb-Rechts- Gütern  sowol  ex 
Ustamento  als  ab  Intpsiato  zwar  auf  die  nämliche  Weis,  wie  in  anderem  vollen  Eigen- 
tbom  und  wenn  mehr  Erben  seynd.  so  wird  die  Abtheilang  unter  ihnen  auf  den 
nemlirhen  Fast  gemacht.  Nachdem  aber  gleichwol  eines  Theils  die  Zertrümmerang 
deren  Banem-Gutern  Vcrmög  deren  Lands-Generalien  de  Genere  Prohibitorum  ist, 
mithin  das  Gut  entweder  einem  alls  sammentlichen  Miterben  allein  gegen  Hinaos- 
besahlung  der  todern  überlasfen  oder  allcofalls  an  einen  Autwirtigen  Terkaan  wer« 
den  muss  n.  ••  f. 
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Söhnen  und  Töchtern  durch,  und  nur  nrittdbar  suchten  auch  da  gdegeoükh 
die  Bauern  den  Folgen  dieses  Rechts  entgegenzuwirken ,  indem  sie  noch 
bei  Lebzeiten  ihre  Goter  an  einen  der  Söhne  abtraten  und  sich  auf  die 
Leibzucht  zurückzogen.     (§.  123.) 

In  andern  Gegenden  erhielten  sich  aber  durch  Gewohnheitsredit  dgeo- 
tbümliche  Grundsätze  über  das  Erbrecht  in  die  Bauergfiter  und  wardeo 
auch  wohl  durch  die  Statuten  oder  die  Landesgesetzgebung  anerkannt  und 
ausgebildet.  In  dieser  Weise  entstanden  unter  sich  wiederum  verschiedene 
Formen  eines  besonderen  Erbrechtes  in  Bauergüter,  welche  zwar  eine  local 
begränzte  Anwendung,  aber  einen  gemdnsamen  deutschen  Charakter  haben. 
Die  wichtigsten  Modificationen  des  gewöhnlichen  Erbrechtes,  weldie  sidi 
hier  finden,  sind  folgende: 

2.  Bei  Bauergütem^  welche  in  freiem  Eigenthum  ihrer  Besitzer  sind. 
hat  das  Interesse  an  der  Cntheilbarkeit  der  Statten,  und  der  Gedanke,  daszes 
Torzugs weise  die  Aufgabe  und  das  Recht  der  Söhne  sei,  die  Gutswirthsehil 
fortzusetzen  (§.  238  I.),  zuweilen  nur  die  Abweichung  bewirkt,  dasz 

a)  den  Söhnen  ein  gröszerer  Erbtheil  als  den  Töchtern  zugestanden, 

b)  den  Söhnen  überdem  ein  Vorzugerecht  in  der  Vebemahme  des  vSter- 
liehen  ßauergutes,  und  zwar  gemeiniglich  zu  eineoi  ermätzifltn 
Anschlag^  bewilligt  wurde.  (1.  2.) 

Dieses  Vorzugsrecht  der  Söhne,  welches  übrigens  höchst  persönlich  und 
durch  keinerlei  Vertrag  an  einen  Dritten  übertragbar  ist,  etwa  an  eine 
Schwester  oder  die  Mutter  (2a.X  wurde  manchenorts  auch  voraus  auf 
einen  der  Söhne,  und  unter  den  Bauern  nun  meistens  den  jüngsUn  (2. 3.> 
selten  den  ältesten  bezogen.  Eine  besondere  Erbfolge  ist  das  aber  nicht 
Auch  die  andern  Söhne  und  die  Töchter  sind  Erben;  nur  sind  ihre  Erb- 
theile  ungleich  und  wird  die  Auseinandersetzung  derselben  eigenthOmM 
bestimmt    Wo  die  Bauergüter  nicht  zu  festen  Erbgütern  geworden  sind, 


2.  Bremer  G.  g*  54tt.  Sowohl  In  der  Theilung  zwischen  der  Matter  ond  in 
Kindern  als  in  derjenigen -der  Kinder  ante>  sich  bat  der  Jfingste  Sohn  desErblassm 
rar  seine  Person  das  Recht  das  Wohnhaus  der  Aeltem-  oder  wenn  dieselben  eiiei 
Hof  hinterlassen,  diesen  um  eine  gerichtliche  Schätzung  an  sich  za  zieben. 

2  a.  Erk.  d.  Obergerichts  za  Zürich  in  d.  Zeitschr.  f.  Kunde  d.  Züricher  Rechts- 
pflege YII  8.  370.  Es  ist  rechtlich  nicht  zulassig,  das  Vorrecht  des  Sohnes»  die  ^ 
terlichen  Liegenscharten  zu  ermaszigten  Preisen  an  sich  zu  ziehen,  auf  eine  dritte  Pnsea 
in  der  Weise  zu  öberiragen,  dasz  diese  bei  der  Erbtheil ung  dasselbe  für  sich  gellfs^ 
machen  könne; 

8.  DelbtiUk  Undr.  C.  2  J.  3.  [Hrunt  %,  327.  8.)  Wenn  beide  Eiter«  - 
Todes  ▼erblichen  oder  Alters  und  UnTermSgenbeit  —  halber  die  Güter  dberzogfbfli 
bemüsziget  werden,  solchem  nach  hat  der  Jüngste  Sohn,  bei  Abgang  der  Söhnen  ika 
die  Jüngere  Tochter  zu  dem  erledigten  Erbe  und  Heyerey  das  Vorrecht. 
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scheint  eine  derartige  Modification  des  Erbrechtes  am  ehesten  geeignet,  die 
allgemeiner^  Rechtsansichten  des  heutigen  Erbrechts  mit  den  besonderen 
Verhältnissen  des  Bauernstandes  schicklich  auszugleichen. 

3.  Zuweilen  haben  aber  jene  Rücksichten  selbst  bei  BauergOtern,  di^ 
in  freiem  Eigenthumsverkehr  stehen,  eher  und  öfter  bei  bäuerlichen  Erb- 
gütern und  bei  Erbleihegütem  geradezu  zu  einer  besonderen  ausschliesz- 
liehen  Erbfolge  je  eines  Anerben  fortgeführt  (4.  5.)  Der  Anerbe  allein  hat 
dann  bei  Lebzeiten  des  Bauern  ein  Wartrecht  auf  das  Bauergut,  und  nach 
jenes  Tode  die  Folge  in  demselben  als  der  wahre  bäuerliche  Erbe.  Die 
Aehnlichkeit  dieser  eigenthfimlichen  Succession  mit  der  Lehensfolge  und 
der  Stiftungsfolge  ist  augenftUig  genug;  aber  man  darf  auch  ihre  Ver- 
schiedenheit nicht  übersehen.  Das  bauerliche  Erbrecht  lehnt  sich  nSher 
als  jene  an  das  gewohnte  Erbsystem  an.  Der  Anerbe  wird  ganz  einfach 
Erbe  seines  Vorgängers  (4.\  wenn  dieser  stirbt,  und  keineswegs  Erbe  eines 
ursprünglichen  Belielienen.  Solange  jener  am  Leben  ist,  hat  der  Anerbe 
auch  nur  ein  Wartrecht,  wie  jeder  andere  Erbe  im  Sinne  des  altern 
deutschen  Erbrechts,  kein  erworbenes  Recht  auf  die  Gutsfolge,  um  dessen 
willen  er  die  Verfügungen  des  wirklichen  Bauern  hemmen  könnte  (ia.)« 
und  das  auf  seine  Kinder  überginge,  wenn  er  vor  jenem  sterben  sollte.  Deber« 
haupt  musz  man  sich  davor  hüten,  die  Doctrinen  der  successio  ex  pacto 
ei  Providentia  majorum  auf  diese  Erbfolge  in  die  Bauergüter  überzu- 
tragen. (6.  7.; 


4.  Simekmann  über  die  Osnabrucl[.  Meierverfassang  [Pfeiffer  8.  238).  Das 
Anerl>enrecbt  im  engern  8inne  —  bestebi  in  der  Befagnisz  des  Anerben,  die  8ucces- 
sion  in  die  eigenbehörige  8täUe  als  ein  unbedingtes  Recht  in  Anspruch  su  nehmen ; 
es  ist  ein  s.  g.  Jus  quaesitum,  ein  eigentliches  Noiberbenrecht  im  Sinne  des  gemei- 
nen Rechts  und  ein  noch  umfassenderes,  da  der  Anerbe  nicht  einmal  auf  denPflicht- 
theil  beschränkt  werden  kann;  es  beruhet  diesz  auf  einem  durch  ausdruckliche  Ge- 
setze bestätigten  nie  bestrittenen  Herkommen. 

4  a.  Erk.  d.  Obertribunals  tu  Berlin  in  dessen  ges.  Entscheidungen  43  8.  81. 
Dt  das  Anerbenrecht ...  nur  die  Natur  eines  künftigen  bedingten  Rechts,  eines  Erbrechts 
an  sich  trigt,  das  erst  dann  für  den  Anerben  als  ein  gegenwärtiges  vollständig  er- 
worbenes Recht  auf  das  Colonat  in  das  Leben  tritt,  wenn  das  Gut  durch  den  Tod 
oder  durch  Abtretung  beider  Colonen  zur  Wiederbesetznng  eröflhet  wird,  ohne  dasz 
der  überlebende  Ehegatte  und  Coion,  auch  wenn  er  zur  andern  Ehe  schritte,  dadurch 
in  seinen  Verfugungen  über  das  Colonat  beschränkt  wird,  so  kann  daraus  allein,  dasz 
derselbe  bei  einer  Auseinandersetzung  mit  seinen  Kindern  Einem  oder  Mehreren  aus 
diesen  in  einer  gewissen  Reibenfolge  das  Anerbenrecht  zusichert, . . .  nicht  mit  Ge- 
wiszbeft  angenommen  werden,  dasz  er  sich  dadurch  jeder  Bisposition,  insbesondere 
Jeder  Verfügung  unter  Lebenden  über  sein  Colonat  begeben  hätte. 

5.  Erk.  des  O.  A.  G.  i\t  Lübeck  {Seufferi*  Arch.  VU.  81).  Eine  solche  bäoer- 
liebe  Succession  triu  nur  ein  theils  bei  Meierstcllen  theils  bei  gutsherrnfreien  Bauer- 
höfen  -^  aber  nicht  für  einzelne  Ackerstöcke  (ohne  Bfejerstelle  und  ohne  freien  Baner- 
bof),  die  ein  Landmann  besiut. 

6.  ßkhhcrm,  Gutachten  {Pfeiffer  8.  313).  Eine  Successio  ex  pacto  et  proTidentit 
majorum  Ist  bei  Bauerngütern,  die  kein  Leben  find,  gegen  alle  rechtliche  Erfahrung. 
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Die  Bezeichnung  des  Anerben  geschiebt  gewöhnlich  darch  das  her- 
gebrachte Hofrecht:  seltener  wird  es  dem  Willen  des  Erblassers  anhein 
gestellt,  unter  mehreren  Kindern  eines  zum  Anerben  zu  ernennen.  Wo 
solches  nach  Hofgebrauch  erlaubt  ist,  oder  mit  Zustimmung  des  gesetzlichen 
Anerben  geschieht,  kann  die  Ernennung  sowohl  in  der  Form  des  Testa- 
ments als  in  der  des  Erbvertrags,  und  gewöhnlich  rechtlich  sogar  (rfioe 
diese  Form  (8.^  ausgesprochen  werden.  Das  Gesetz  oder  das  Herkoaunen 
hat  sich,  ganz  im  Gegensatz  zu  der  gewöhnlichen  Stiftungsfolge,  meisteos 
für  das  Minorat,  an  wenigen  Orten  für  das  Majorat  entschieden.  Bei  dem 
Adel  wies  die  Rücksicht  auf  das  natürliche  Familienhaupt  auf  die  Erst- 
geburt oder  das  Majorat  hin;  bei  den  ßauem  leitete  die  Sorge  für  den 
jüngsten,  od  noch  unerzogenen  Sohn,  während  die  älteren  Söhne  häufig 
schon  bei  Lebzeiten  des  Vaters  ein  selbständiges  von  der  Familie  getrenn- 
tes Unterkommen  gefunden  hatten  und  auch  ohne  das  Gut  für  sich  sdber 
zu  sorgen  im  Stande  waren,  eher  zum  Minorat  hin.  Nicht  immer  aber 
sind  die  Töchter  ausgeschlossen,  vielmehr  treten  sie  gewöhnlicli  nur  zurQck, 
wenn  Söhne  da  sind,  gehen  aber  den  Seitenverwandten  vor.  Andere  Be- 
sonderheiten, die  sich  oft  finden,  sind  der  Vorzug  der  Kinder  ans  erster 
Ehe  vor  denen  aus  zweiter,  die  Ausschlieszung  der  au^erichteteo  Kinder 
durch  die  nicht  ausgerichteten,  die  Mitwirkung  des  Gutsherrn  bei  der  Be- 
zeichnung oder  Zulassung  des  Anerben,  der  Vorzug  der  zur  Landwirthschaft 
erzogenen  Kinder  vor  denen,  die  einen  anderen  Beruf  erlernt  oder  ergriffen 
haben,  bei  MeyergOtern  zuweilen  die  Beschränkung  des  Erbrechts  auf  die 
Nachkommenschaft,  und  ebenso  bei  solchen  das  Erfordemisz  der  persön- 
lichen Tüchtigkeit  des  Nachfolgers.  Die  locale  Natur  dieser  ReGhlsbildong 
begünstigt  eine  Mannichfaltigkeit,  die  aller  R^el  zu  spotten  scheint 

4.  In  der  Abfindung  oder  Auslobung,  welche  der  das  Erbgut  antre- 
tende Anerl>e  den  übrigen  nächsten  Erben,  die  er  durch  sein  Vorzugsrecht 
von  der  Erbschaft  ausschlieszt,  zu  entrichten  hat  (9.),  ist  noch  ein  Reit 
des  natürlichen  Familienrechts  erhalten.  Die  erbrechtlichen  ROcksditefi 
auf  die  andern  Familienglieder  werden  eben  danrnt  »abgefunden.«     Sie  ist 


7.  Erk.  des  O.  A.  G.  zu  Mannheim  {Seufferh  Arch.  Till.  160).  [Der  Erbe 
musz  daher]  sein  Erbfolgereclit  Ton  dem  letzten  Besitzer  des  Erblehens  ableiten  wid 
er  kann,  wenn  er  gleichwohl  Tom  ersten  fifwerl>er  abstammt,  and  selbst  nach  iDbdt 
des  Erbbestandbriefs  zur  Erbfolge  berufen  wäre,  ohne  Jene  Voraussetzung  nicht  dazu 
gelangen. 

8.  Erk,  des  O.  6.  zu  fVolfenSänel  (Senffertt  Arch.  VIII.  75).  (Bäuerliche)  Ob- 
servanz, dasz  der  Erbe  seinen  Nachfolger  im  Hofe  letstwillig  ohne  Fönnlichkeilct 
ernennen  kann. 

9.  Münster  Eigeotb.  O.  IV.  7.  $•  1-  ^«  in  denen  eigenbehörigea  Guterpft. 
Höfen,  Erben,  Ketten  und  dem  nach  Abzug  des  Sterbfalls  übrigen  Peculio  nar  n» 
deren  Hinderen  —  succediren  kann,  so  sind  die  Eiteren  und  nach  ihrem  AbstcriM 
die  Anerben  und  Succestore«  schuldig,  die  übrigen  Kinder  —  narh  den  Rriflcn  dei 
PtouUi  und  tom  Erbe  bibtnden  Genutsct  tu  dotlren  «od  aunuatiiieni. 
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daher  von  der  hlosula  Ausstattung  der  von  dem  Hofe  wegziehenden  Kinder 
(S.  69.  7.)  zu  unterscheiden,  obwohl  auch  diese  gelegentlich  Abfindung 
genannt  wird,  und  ungeachtet  auch  etwa  beiderlei  Institute  zusammen- 
treffen und  sich  mischen.  Die  Grösze  der  Abfindung  richtet  sich  dann 
gewöhnlich  nach  dem  schuldenfreien  Werthe  des  Erbgutes,  nicht  nach  dem 
Allod,  an  welchem  die  mehreren  gleich  nahen  Erben  auch  gleichen  Antheil 
haben.  Doch  kommt  nach  einzelnen  Hofrechten  auch  der  Werth  des  Allods 
mit  in  Betracht.  Ueberlassen  die  übrigen  Erben  dem  Anerben  auch  das 
Allod,  so  werden  sie  freilich  dann  regelmäszig  auch  dafür  sich  abfinden 
lassen.  Die  Abfindung  für  das  Allod  hat  aber  einen  andern  Charakter  als 
die  für  das  Erbgut  Jene  beruht  auf  Vertrag  im  einzelnen  Fall  über  die 
Erbschaft,  und  ist  nur  ein  Erbauskauf,  diese  hat  ihren  Grund  und  ihr 
•  Masz  in  dem  bestehenden  Erbrecht  und  hat  gewöhnlich  die  Natur  eines 
Pftiehttheils  (10.),  den  der  Erblasser  wie  der  Anerbe  beachten  musz,  und 
über  den  die  erbrechtlichen  Ansprüche  der  abzufindenden  Kinder  nicht 
hinausreichen. 

5.  Die  Sorge  für  den  minderjährigen  Anerben,  der  noch  auszer  Stande 
ist,  das  ihm  angefallene  Erbgut  zu  bebauen,  in  Verbindung  mit  den  In- 
teressen an  gehöriger  Bewirthschafiung  des  Gutes  bis  zur  Volljährigkeit  des 
Anerben  hat  in  einigen  Gegenden  zu  dem  Institute  der  Jnterimswirtkschaft 
geführt,  vorzüglich  da,  wo  die  Meyergüter  einheimisch  sind,  indem  hier 
noch  das  besondere  Interesse  der  Gutsherren  an  guter  Wirlhschaft  förder- 
lich mitwirkte.  Auch  der  dritte  Interimswirth  —  oft  zugleich  der  Stief- 
vater des  Anerben  —  erwirbt  dann  ein  wirkliches  Meyerrecht  (Colonatrecht) 
an  der  Stelle  neben  dem  des  Anerben.  (11.)  Das  letztere  ist  dann  einst- 
weilen ein  ruhendes,  während  das  erstere  lebendig  erscheint.  Aber  das 
Recht  des  Interimswirths  ist  beschränkt  theils  dem  Umfange  nach,  indem 
es  wesentlich  zur  Erhaltung  des  Erbgutes  der  Familie  dient,  weszhalb  denn 
der  Interimswirth  nicht  zur  Veräuszerung  des  Gutes  ermächtigt  ist,  — 
(wohl  aber  ist  er  zu  allen  Processen,  welche,  das  Gut  und  dessen  Zube- 
hörnngen  betreffen,  während  seiner  Wirthschaftsführung  activ  und  passiv 
l^itimirt)  —  theils  der  Dauer  nach,  mit  Rücksicht  auf  die  sogenannten 
Mahljahre,  für  Wf^lche  allein  dem  Interimswirth  die  Wirthschaft  überlassen 


10.  Enlw.  des  Bayr,  G.  über  Erbgüter  §.  14.  Sind  roehpere  Desccndcnlen 
des  Erbguleigenthümers  vorlianden,  so  bat  der  Gulsübernehmer  den  übrigen  Anerben 
seiner  Klasse  miteinander  den  zehnten  Tbeil  des  reinen  Erbgutswerthes  als  Pflicht- 
tlieil  hinaus  tu  bezahlen. 

11.  Oalenb.  Meyer.  O.  V.  7.  [Kraut  §.  320.  2.).  Dem  Interimswlithc  gebührt, 
wenn  er  dem  Hofe  gut  vorgestanden,  nicht  nur  vor  sich,  sondern  auch  wenn  er  lu 
einer  ander  weiten  Ehe  —  schritte,  seiner  zweiten  Frau  die  Leibzucht  vom  Hofe  und 
seine  auf  der  Stelle  erzeugte  Kinder  erhalten  —  aus  dem  Hofe  ihre  Abündung,  wo- 
gegen Jedoch  sowohl  Vater  als  Mutter  ihr  Eingebrachtes  und  die  während  der  Ver- 
waltung gemachte  Verbesserung  Im  Hofe  lassen  müssen. 
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wird  und  auf  die  Fortdauer  seiner  persönlichen  Fähigkeit  Meistens  ist  i 
Interimswirth  auch  Vormund  des  Anerben,  aber  noth wendig  ist  das  nid 
und  auch  im  ersten  Fall  ist  er  nicht  Terpflichtet,  im  Einzelnen  Ober  i 
laufende  Gutsbewirthnng  Rechnung  abzulegen.  Nur  am  Schlusz  der  Ifal 
jähre,  wenn  er  das  Gut  dem  Anerben  zu  nun  selbständiger  Wirthsd 
übergibt,  musz  er  im  Ganzen  auf  Grundlage  des  von  ihm  abemonmiai 
Gutsinventars  Ober  die  gehörige  Erhaltung  und  Bewirthichafiumg  l 
ziehungsweise  Verbeaer^ing)  desselben  Rechenschaft  geben. 

*  Runde^  Rechtslehre  von  der  Interimswirthschaft  auf  deutschen  Btj 
gutem,  n.  Ausg.  GöttiDgen  1832;  —  Pfeiffrr,  Das  deutsche  Keyerrecht  Kad 
1848.  S.  203  ff.  Vgl.  auch  Zeitschrift  für  Rechtspflege  iu   WürtUinbfrg  R  l 
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Kuhns,  d.  R  chtsschutz  an  Werken  d.  bildenden  Künste.  Eine  Denkschri 
im  ^amen  d.  D.  Kunstgenossenschaft.  1861.  —  C.  hümer- Phillips ,  the  law  <i 
Copyright  in  works  of  literature  and  in  the  applications  of  designs  with  tk 
Statutes  relating  thereto  1863.  —  Bitzer^  Vorschläge  Air  ein  D.  PateDtge>^a 
beantragt  durch  die  Commission  1864.  —  S.  115,  die  Sammlung  von  Eisetdok 
hat  1857  einen  Nachtrag  erhalten.  —  Gegen  (^«^frs  Auftassnng  (vgL  besoodd 
System  §.  219)  OrÜoff  in  Gerhers  xu  Ihnings  Jahrb.  5  S.  263.  1861.  - 
Harum  in  Baymerls  österr.  Viertelj.-Schrift.  11  S.  269.  1863. 

$.  54. 
Gerber  in  Z.  f.  Ciyilr.  )l  Proc.  neue  Folge  11  (1854)   —  Häml,  d.  Bewvt 
System  d.  Sachsenspiegels.  1858.  S.  186. 

8.  58. 
Gegen  das  GesammteigeHthum  besonders  Gerber,  System  (8.  Aufl.)  %.  7 
in  Z.  f.  Civ.  u.  Proc.,  neue  Folge  XII  S.  208,   in  Schneiders  Krit  Jahrb.  1^^ 
S.  320.  —  Schleifer  im  Arch.  f.  d.  Praxis  d.  in  Oldenburg  geltenden  R.  3  S.  lo^ 

§.  66. 
Gesenius,  d.  Meierrecht  1801,  1803.  —  Wigamd,  d.  Provincialrechte  i 
Fürsten thümer  Paderborn  u.Coryey  1.  1832;  des  Fürsten thums  Minden  1.  IK^ 
^ 'Sommer^  Rechtsverh.  d.  Bauergüter  in  Wes^halen  1823;  d.  .  .  .  bioei^ 
Verhültnisse  in  .  .  .  Rheinland- Westphalen  1834.  —  koken,  rechtl.  Grundidm 
d.  D.  Colonate  ^1844  —  Weichsel,  reclitshistor.  Untersuch,  d.  gutsherrl.  i 
bäueri.  Verhältnisse  in  Deutschland  III.  B.  1822.  30.  —  L  o.  Mattrtr,  Qesc: 
d.  Frohnhöfe,  Bauernhöfe  u.  Hofsverfass.  in  Deutschland  l->4.  B.  1862— ld6J 

§.  67. 
GtrhcTy  meditationes  ad  locum  spec.  saxon.  I  52  (1847).  —  Sandhaat,  gern 
AbhandL  1852  (N.  3).  —  Siegel  D.  Erbrecht  I  8.  88. 

S.  68. 
Gerher  in  s.  u.  Iherings  Jahrb.  1  (1857). 
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§.  71. 
(N.  2  S.  213)  Tgl.  D.  H.  0.  B.  %.  742—756.  —  Zu  K.  4.  ITfifke  im  RecbtSL 
sz.  2  S.  937  u.  Z.  f.  D.  R.  S.  270.  —  Saehize  ebenda  10  S.  71.  —  Steinhrek 
,  12  S.20.  —  BÖhlau,  Hddelb.  krit  Z.  S.  188.  —  Zu  N.  5.  o.  Hrüiitifek,  de 
►minio  ferarum  quae  Ülieite  capiontur  1882.  —  Mämmirer,  zur  Lebre  vom 
scbdiebstahl  1839.  —  Busch,  Handbncb  d.  Bienenrecb^  1830. 

%.  73. 
Ha$$e,  Z.  f.  gescb.  R.  W.  L  S.  18. 

§.  75. 
Ubhelohde,   über  das  im  Königreicb  HannoTer  geltende  Recht  der  Ent- 
SsseroDg   und  Bewässernng.  1862.  —  Amehüts  in  Beldan  u,  MuÜun  Jahrb. 
S.  396.  ^  Hofacker,  das  Floszregal.  1844. 

§.  76. 
Schwab^    d.  Conflicte  d.  Wasserfahrt  auf  den  Flüssen  mit  d.  Benützung 
letztem  sam  Maschinenbetrieb.  Arch.  f.  ad.  Praz.  30.  (Beilageheft.) 

§.  77. 
Entwurf  einer  Wasserordnung  für  Oldenburg.  1863. 

$.  81. 
V,  Wagner,  corpus  juris  metallici  recentissimi  et  antiquioris ;  —  Österreich, 
«setz  y.  23  tfai  und  25  Sept.  1854.  —  Wenzel,  Handbuch  d.  Österreich.  Berg- 
tthts.  1856.  —  Meyer,  Gtesch.  d.  Bergwerksverfass.  u.  d.  Bergrechte  d.  Harzes. 
^7.  —  Zacharim,  in  d.  Z.  f.  D.  R.  13  S.  325.  —  Schneider,  in  d.  Österreich, 
ierteljahrsschrift  v.  Heimerl  6  8.  162  (1860). 

§.  82. 
Ohharius,  über  Regalität  des  Bergbaues,  insbesondere  der  Kalkgrftberei 
I  den  Blättern  für  Rechtspflege  in  Thüringen  und  Anhalt  YII  S.  361. 

8.  87. 
Ueber  Nachbarrecht  und  Beschränkung  des  Gmndeigenthums,  Seuff.  Arch. 
:VI  8,  98.  —  Ueber  Nothweg,  Seuff.  Arch.  ZVI  12.  —  Zenhier^  das  Nachbar- 
echt und  seine  Gränzen  bei  schädlicher  Einwirkung  des  einen  Nachbars  auf 
as  Eigenthum  des  andern  im  Magaz.  f.  bad.  Rechtspflege  u  Yerw.  5.  8.  378. 
-  Heise  j  zur  Lehre  ▼.  d.  nachbarrech tl.  Verb  d.  Orundeigenthümer  in  den 
ahrb.  £.  Dogm.  6.  8.  377. 

S.  88. 
Ueber  Hutre^ht,  Weiderecht,  Stabrecht  Seuff.  Arch.  XVI  196,  197. 

§.  89. 
Qerher  in  seinen  und  therrngs  Jahrb.  U.  S.  35  (1857).  —  v.  Wytij  die 
^ült  und  der  Schuldbrief  nach  Zürich.  Recht  in  der  Z.  f.  schweizer.  R.  9  8.  3 
1861).  —  AmM,  zur  Gesch.  d.  Eigenthums  in  d.  D.  Städten.  1861. 

».  90. 
Ueber  Gemeindereallasten  Seuff.  Arch.  XVI  175*. 

§.  91. 
Ueber  Ersitzung  von  Reallasten  Arch.  f.  Württemb.  Recht  IV  S.  417. 

§.  98. 
OrUoff,  Jahrrente  und  Geschosz  in  Lübeck,  Bremen  und  den  Schleswig- 
iolstdnischen  Städten.    Lübeck  1863. 

».99. 
Wermherg,  in  d.  Magazin  f.  hannoy.  R.  9  S.  253  (18ö9> 
t\tL  ntiekli,  dentfcbes  PrifaCrecht   8.  Ani.  '8 
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§.101. 
Eine  Zosammenstellang  d.  neueren  Hypoih.  Gesetee  t.  BHUermaUr  im  Arck. 
f.  civü.  Praxis  18  S.  149,  431;  28  8.  422;  B.  33  u.  f. 

».  117. 
Yiehkaui;  SMeUer  IX  S.  199. 

§.  118. 
Renaud,  zur  Lehre  Tom  Vei^ufsrecht,  KAgAMi^  t  bad.  Rechtspflege  Y.  8. 391 

§.  lia 

Ueber  stillschweigende  Verwandlung  von  Leibzuchtareichnissen  Seuf.  Aitk 
XVI  336.  —  Buff,  über  Antheil  des  Ehegatten  des  Leibzächters  an  der  Leib- 
sncht,  Arch.  f.  pract,  R.  W.  IX  8,  267. 

«.  123. 
DüHmg^  die  gesetzüche  Leibzucht  im  Gegensatz  zu  der  durch  Vertrag  fest- 
gesetzten, neues  Magazin  f.  hannov.  R.  1 1  S.  20. 

i.  126. 
Ueber  Qrösze  des  Einsatzes  bei  der  Wette,  St^ff.  Anh.  XVI  217. 

§.  128. 
Ueber  Einftlhrung  d.  D.  H.  G.  B.  in  Nassau,  Sachsen,  Bayern,  Baden, 
Z.  f.  H.  R.  VI  S.  41,  76,  388,  452.  —  Ueber  Beweis  von  Handelsusancen,  St^. 
Arch.  XVI  K.  183.  —  Sammlung  handelsgerichtlicher  Entscheidungen  seit 
Einführung  des  D.  H.  G.  B.  I,  1,  2,  1863.  —  ffotM,  Handelsrecht  I85a  - 
Gadf  Handb.  d.  allg.  D.  H.  R.  L  1863.  —  ImU,  aligem.  D.  H.  G.  B.  mU  dem 
k.  bayer.  Einführungsgesetz  in  v.  DoUrnanna  Gesetzgeb.  d.  Königreichs  Bayen 
seit  Maximilian  IL  1863.  —  Brix,  das  Handelsgesetabuch  vom  Standpunkt  der 
Österreich.  Gesetzgebung.  1863.  —  Herzog^  d.  Österreich.  Handelsrecht  nach  d. 
H.  G.  B.  vom  17  Dec.  1862  I.  1863.  —  o.  Stubenraueh,  Handbuch  des  österr. 
Handelsreehts  1863.  —  Goldtehmidl,  Handelsrecht  L  1864. 

S.  129. 
Zu  a.  271—273  Ämrhaeh  im  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  XI  8.  52.  —  SckUUn 
IX  S.  216.  —  Ueber  Handelsgeschäfte  der  Fabricanten,    RöBker$  SammL  VHI 
S.  580. 

t.  131. 
Zu  a  5  d.  H.  G.  B.  SMeUer  IX  S.  213. 

%.  133. 
Zu  a.  15  d.  H.  G.  B.  SckkUer  IX  S.  213.  —  Zu  a.  21  d.  H.  G.  B.  SekktUr 

IX  S.  213.  —  Zu  a.  25  d.  H.  G.  B.  SMiUer  IX  a  214.  —  Ueber  solidarische 
Haftung  der  Theilhaber  einer  Firma  im  Arch.  f.  prakt  R.  W.  IX  8.  287. 

i.  134. 
Ueber  Provision  der  Agenten  Samml.  von  Entsch.  d.  0.  A.  O.  zu  Lfibeck 
in  Hamburger  Rechtssachen  HI  8.  402. 

S.  137. 
Ueber  formlose  Entstehung  des  Gesellschaftsvertrages  SckUtUr  IX  8.  199. 
—  ijidmbwrg,  sind  Handelsgesellschaften  Jurist  Personen?   A.  f.  W.  n.  H.  R. 

X  S.  227.  —  Bekker,  über  Zweckvermögen,  insbesondere  Peculium,  Handels- 
vermögen und  Actiengesellschaften  in  Z.  f.  H.  R.  IV  8.  499.  —  £tiiiUe,  Prineip 
u.  System  der  Handelsgesellschaften  in  Z.  t  H.  R.  VI.  S.  178. 

«.  138. 
Ueber  die  PfUcht  der  Gesellschafter  zur  Rechnnngsablage  Stuff.  Arch.  XVI 
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215.  —  üeber  Nichttheilnahme  eines  GesellMhafte»  am  VerliiBt  Auf.  Arch. 
XVI  HO. 

^.  14a 

Ueber  Kündang  einer  Gesellschaft    auf  nnbestimmte   Zeit   Ssi^.   Arch« 
XVI    45. 

§•  142. 
Ueber  Qründer  der  Actiengesellscliaft  und  die  Actienzdchner  Seuff.  Arch. 
XVI  216.  ^  Ueber  Verkauf  von  Namenactien  unter  Qenehmignng  der  Oesell- 
schaftsvertreter  Seuff.  Arch.  XVI  212.  —  Ueber  Priorit&tsaotien  LadetUmrg  in 
d.  Z.  f.  H.  R.  VI  24a  ~  ÄHSchiUs,  über  Klagbarkeit  eines  ActiengeseUschafts- 
Vertrags  vor  erfolgter  staatL  Genehm.  Arch.  f.  W.  n.  H.  R«  Xm  S.  43. 

§.  145. 
Ueber  „Provision  nebst  Zinsen"   nach  Handelsgebrauch  Seuff.  Arch.  XVI 
21,  202.  —  Ueber  Zinseszinsen  bei  Contocorrentsaldi  Seuff.  Arch.  XVI  19,  202. 

$.  147. 
Stem^  d.  kaufinännische  Buchführung  und  der  erste  Absats  des  a.  28  d. 
H.  G.  B.  1863  (a  Aufl.> 

S.  149. 
Ueber  Verbindlichkeit  der  Offerte  Z.  f.  H.  R.  IV.  S.  135.  —  Ueber  recht- 
Bdtige  Annahme  einer  Offerte  Seuff.  Arch.  XVI  80.  —  SerafM,  D  telegrafo  in 
relazione  alla  ginrisprudensa  civile  et  commerciale.  Pavia  1862.  —  MiUerwuntr^ 
Arch.  f.  civ.  Prax.  42,  285,  46  f.  -  Schmerl,  Jahrb.  f.  Dogm,  H  8.  269.  — 
Ueber  Vertragsabschluss  durch  Telegramme  Seuff.  Arch.  XVI  29.  —  Ueber 
Perfection  von  Verträgen  unter  Abwesenden  Stuff.  Arch«  XVI  20a 

§.  151. 
Gruchaif  Beitrag  zur  Lehre  vom  Kauf  in  Pansch  u.  Bogen  Z.  f.  H.  R.  HI 
S.  471.  —  Ueber  die  Beweislast  bei  Sendung  fehlerhafter  Waaren  Eoeh  in  d. 
Z.  f.  H.  R.  IX  S.  172.  —  Äuerhaeh,  Verzug  bei  Kauf-,  lieferungs-  und  Com- 
missionsgeschäften  in  Uebergabe  oder  Zahlung  der  Waare,  Arch.  t  W.  u.  H. 
R.  XIII  S.  55.  —  Ueber  Verzug  des  Käufers  in  Abnahme  der  Waare  Seuff. 
Arch.  XVI  25.  ^  Stillschweigende  Genehmigung  käuflich  gelieferter  Waaren, 
Blätter  für  R.  Anw.  VII  S.  289,  307. 

S.  153. 

Lieferung,  SMOier  IX  S.  217.  —  Ueber  Differenzgeschäfte  SehkUer  IX  S. 

217.  —  Ueber  Klagbarkeit  der  Differoizgeschäfte  MaUt  in  der  Z.  f.  H.  R.  IV.  1« 

^  Ueber  Börsengeschäfte  Ladeikburg  in  der  Z.  fl  H.  R.  HI  8.  416.  —  Ueber  die 

Bedeutung  des  Lieferungstages  bei  Lieferungsgeschäften  Seuff.  Arch.  XVL  65. 

§.  154. 
FiUieh,  Kauf  auf  Probe  oder  auf  Besicht,  Arch.  f.  dv.  Prax.  46,  2.  H.  — 
Ueber  Kauf  nach  Probe  Seuff.  Arch.  XVI  43. 

8.  156. 
Oerher  in  seinen  und  Iherings  Jahrb.  III.  S.  359  <1859). 

§.  157. 
Ueber  Commission  SehleUer  IX  8.  217. 

%.  160. 
BUUgp  das  Frachtgeschäft  der  Eisenbahnen  nach  Abschn«  1  u.  2  Tit  V 
Buch  IV  des  D.  H.  G.  B.  mit  besonderer  Bezugnahme  auf  die  Reglements  des 
Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen.  1863.  —  üad,  die  Haftpflicht  der 
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deutschen  Postanstalten.  1863.  —  üeber  Haftung  der  Eisenbahnen  for  das  Dienst- 
personal Seuff.  Arch.  XVI  22. 

8.  162. 
JfoUx,  Studien  über  Yersicherungsrecht,  Z.  f.  H.  R.  VI  S.  361,  insbesondere 
über  Feuer-  und  Lebensrersicherung. 

§.  164. 
Kuntxe,  Princip  u.  System  d.  Handelspapiere  in  Z.  f.  H.  R.  VI  S.  1. 

8.  165. 
üeber  Leihe  von  Inhaberpapieren  zur  Verpfändung  Seuff,  Arch.  XVI  66 
—  üeber  firtiheren  besitz  bei  Vindication   von  Inhaberpapieren    Sfu(f,   Arch. 
XVI  137;  über  Afterpfand  bei  Inhaberpapieren  ld8. 

§.  166. 
üeber  Haftung  des  Verkäufers  von  Papieren  au  porteur  Seuff.  Arch.  XVI  204- 

$.  169. 
Ladenlhtrg,  d«  Anweisung  u.  d.  gesogene  Wechsel  1858. 

8.  170. 
HölUui,  Abhandl.  ciyü-  u.  handelsrechü.  Inhalts.  1852.  —  O.  WädUtr, 
Wechsellehre  nach  den  D.  u.  ausländ.  Gesetzen.  1861.  —  fiek^  der  trassirt 
eigene  Wechsel.  1853.  —  Kuntxe,  Bemerkungen  zur  Charakteristik  d.  D.  W.  0. 
im  Arch.  t  D.  W.  u.  H.  R.  XI  S.  12a  —  Bafffnam,  über  die  Eigenschaft  des 
Wechsels  als  Formalact  im  Arch.  f.  prakt  R.  W.  7.  S.  433.  —  üeber  Wechsel  als 
Executionsobjecte  Seuff.  Arch.  XVI  140  ygl.  70.  —  üeber  Novation  in  da 
Ausstellung  des  Wechsels  Seuff,  Arch.  XVI  207.  —  üeber  Begriff  u.  Charakter 
des  Wechsels  Lowy  in  Z.  £  H.  R.  U  a  552  u.  Arch;  f .  W.  u.  H.  R.  XL  - 
ladenburg  im  Arch.  fl  W.  u.  H.  R.  XI.  S.  891.  —  üeber  den  Wechsel  als  littenl- 
contract,  nicht  Sache,  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  XII  2  S.  174.  —  Ladenburg^  Begriff 
u.  Charakter  des  Wechsels  im  Arch.  £  W.  u.  H.  R.  XII  S.  225.  —  Ladaikmrg. 
das  pract  Wechsekecht  im  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  XUI  1  S.  1.  —  Sdmiät, 
D.  Wechselrecht.  1864. 

8.  171. 
Zu  a.  1  d.  a.  B.  W.  0.  Schletter  IX  S.  222.  —  üeber  Wechsel  der  Blinden 
Seuff.  Arch.  XVI  67.  —  Francky  Anwendbarkeit  der  Grundsätze  über  Intern 
cession  d.  Frauenzimmer  auf  d.  Wechsel.  Arch.  f.  prakt  R.  W.  IX  8.  203.  — 
üeber  Statthaftigkeit  der  Wechselhaft  nach  bayer.  Recht  Arch.  f.  W.  u.  H. 
R.  Xm  S.  91;  über  Wechselhaft  vor  und  neben  der  Ezeeution  in  das  Vomögcs 
S.  100,  während  des  Concurses  S.  101;  über  provisorischen  Arrest  8.  102. 

8.  172. 
„Pagheremo  all'  ordine"  ersetzt  nicht  das  fehlende  Wort  „Wechsel«  (cambio) 
Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  Xn  S.  413.  —  üeber  die  Unwirksamkeit  von  unbeglas- 
bigten  Handzeichen  bei  Wechseln  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  XII  S.  4M)9.  —  üeber 
die  Wechselsumme  ScMetter  IX  ö.  222.  —  üeber  Bezeichnung  der  We^mi- 
tumme  nach  a.  4  der  D.  W.  0.  Seuff,  Arch.  XVI  237;  über  die  Zah^ungsieit 
bei  Datowechseln  68,  69.  —  üeber  die  Formd  „zahlbar  zu  jeder  Zeit«  Arch^ 
fl  W.  ü.  H.  R.  xn  S.  401. 

*'  8.  174. 
Zu  a.  16  d.  W.  0.  SMetter  IX.  S.  222.  —  üeber  Procuraindossament  SMeiier 
IX  S.  223.    -    üeber  Blancoindossament,  Giro  verfallenen  Wechsels,  SekieiUr 
IX  222.  —  Haffmann,  von  den  verschiedenen  Functionen  des  Indossaments  in 
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Arch.  £  W.  n.  H.  R.  xn  2  S.  113.  —  üeber  Wirkimg  des  Giro  eines  Wechsels 
an  eigne  Ordre  des  Ansstdlen  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  Xu  8.  187.  —  üeber 
Lttcken  in  der  Reihe  der  Indossamente  Arch.  f.  W.  n.  H.  R.  Xu  8.  404.  — 
Üeber  Blancoindossamente  vor  Kamenindossamenten  Swff.  Arch.  XVI  240,  vgl. 
239  ru  a.  12  u.  16.  —  üeber  a.  16  d.  W.  0.  Arch.  f.  W.  n.  H.  R.  Xin  8.  108. 

—  üeber  Giro  nach  dem  Protest  Mangels  Zahlung  Sevff,  Arch.  XVI  289,  nach 
der  Zahlong  des  nicht  qniitirten  Wechsels  243. 

§.  176. 
üeber  die  Unwirksamkeit  mfindlicher  Wegbedingnng  der  Haftung  des  Accep- 
tanten  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  Xn  8. 72.  — üeber  Domicilwechsel  SMHUr  IX  8.  223. 

S*  179. 
Zu  a.  36  der  Wechselordnung  SckUUer  IX  8.  223  und  Archiv  für  B.  W. 
und  H.  R.  XII  2  8.  183.  —  üeber  Wechselzahlung  Löwy  im  Archiv  für 
W.  u.  H.  R.  XI  8.  8,  153.  —  Wolffy  über  d.  Einflnsz  der  Zahlung  auf  den 
Bestand  der  Wechselverbindlichkeit  Arch.  für  W.  u.  H.  R.  XII  2  8.  127.  — 
üeber  Regresz  bei  Partialzahlungen  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  II  2  8. 166.  —  EmUe, 
über  die  Pflicht  des  zahlenden  Wechselschuldners  zur  Prüfung  der  Personal- 
identität  des  Präsentanten  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  Xn  4  8.  1.  —  üeber  Prüfting 
der  Echtheit  der  Indossamente  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  XII  8.  325,  183. 

§.  180. 
Zu  a.  42  d.  W.  0.  SchletUr  IX  224.  —  Zu  a.  43  d.  W.  0.  ScMeUer  8.  224. 

—  Zu  a.  45  d.  W.  0.  ScMeiter  IX  8.  224.  —  Zu  a.  49  d.  W.  0.  SchUtier  IX 
S.  224  —  üeber  Ersatzklagen  wegen  vers&umten  Protests  Stuff.  XVI  139. 

§.  181. 
Hoffmmm,   Welche  Arten  von  Wechselverbindlichkeiten  enthalten  immer 
Intercession?  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  XII  8.  337. 

§.  182. 
Zu  a.  62  d.  W.  0.  ScMeiter  IX  8.  224.  —  üeber  Ehrenzahlung  zu  Gunsten 
des  Honoraten  Arch.  t  W.  u.  H.  R.  XII  2  8. 180.  —  üeber  Zahlung  von  einem 
unbetheiligten  Dritten  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  XU  8.  413. 

§.  183. 
Hoffmam,  über  Wechseldepoeition.  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  XII  8.  349. 

§.  184. 
LSwy,  über  Theilzahlung,  Copie,  Caution  und  Deposition.  Arch.  f.  W.  u. 
H.  R.  XU  8.  42. 

§.  186. 
Zu  a.  75  d.  W.  0.  SMeUer  IX  224.  —  Zu  a.  76  d.  W.  0.  SchletUr  8.  224 

§.  187. 
Zu  a.  78  d.  W.  0.  Schktier  IX  8.  274.  —  Zu  a.  80  d.  W.  O.  Schletter  IX 
8.  234.  —  üeber  Wechselveij&hrung  Seufl.  Arch.  XVI  141,  241. 

§.  188. 
Zu  a.  82  d.  W.  0.  Schktter  IX  8. 225— 226.—  Zu  a.  83  d.  W. 0.  SchUtter 
IX  226.  —  Affioud,  die  Bereieherungsklage  nach  a.  83  der  D.  W.  0.  im  Arch. 
f.  civ.  Prax.  46,  3  8. 881.  —  üeber  Wechselbürgschaft  auszerhalb  des  Wechsels 
Swff.  Arch.  XVI  242.  —  üeber  die  Einrede  der  Fälschung  Arch.  f.  W.  u.  H. 
R.  XU  8.  872.  —  y^oV*  ^^'  Theikahlungen  im  Concurse  des  Wechselver- 
pflichteten Arch.  £  W.  u.  H.  R.  XU  8.  127.  —  üeb^  Wechsel  im  Ooncurse 
Seuff.  Arch.  XVI  71. 
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§.  189. 
Ueber  a.  88  der  W.  0.  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  XU  2  S.  301.  —  Zq  a.  85 
d.  W.  0.  SchUUer  IX  S.  226.  —  Za  a.  91  der  Wechselordnung  Brauer  im 
Arch.  f.  W.  n.  H.  B.  XI  S.  122  und  Archiv  f.  W.  n.  H.  R.  XU  2  a  191, 
215.  —  Ueber  Ort  der  Zahlungspflicht  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  XII  2  R  20a  — 
jL  Wächter,  über  die  Rechtswirkung  von  Erklärungen  bei  Wechsdprot^ten. 
Arch.  t  W.  u.  H.  R.  XIU  a  88.  —  Zu  a.  92  d.  W.  0.  PÖsehmam  im  Arch. 
f.  W.  u.  H.  R.  XI  a  1.  —  Zu  a.  94  d.  W.  0.  Braiter  im  Arch.  £  W.  u.  H.  R 
XI  a  125. 

§.  190. 
üeber  eigne  Wechsel  in  Form  von  Tratten  Seuff,  Arch.  XVI  !146.  —  Ueber 
Yersäumung  des  Protestes  gegen  den  Domiciliaten  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  XÜ 
2  a  17a 

$.  191. 
Weber,  das  Recht  der  anszerehelichen  Geburt  in  der  Schweii.  1860. 

$.  194. 
Qösdken,  doctrina  de  matrimonio.  1848. 

$.  197. 
Sehröder,  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts  in  Deutschland  L  1863. 

$.  198. 
Rau,  Handbuch  des  Gäter-  und  Erbrechts  der  Ehegatten  nach  dem  bayer. 
Landrecht  von  1756  in  seiner  heutigen  Gestaltung  1.  Abth.  1864. 

S.  199.       . 
Ueber  Güterverbindung  s.  Gerbet*  in  s.  u.  Iheringt  Jahrb.  I  (1857)  a  339. 

S.  200. 
Ueber  Nutsniessungsrecht  des  Ehemanns  Sehleiter  IX  S.  201. 

S.  206. 
Ortenau,  v.  d.  Vermögensrecht  der  Eheleute,  welche  in  das  Gebiet  des 
Bamberger  Landreehts  ziehen.    Blätter  für  Rechtsanw.  VII  8.  95,  113. 

$.  208. 
Ueber  das  HisUMische  vgl.  noch  Eichh.  Rechtsgesch.  $.  32  b,  369,  451,  456, 
568.  —  Cropp  in  s.  u.  JJeue'«  Abhandl.  2  S.  427.  —  Wigofid,  d.  Provincialrechte 
von  Paderborn  u.  Gorvey  2  (1832).  —  E%Uer,  d.  Gütei^  u.  Erbrechte  der  Ehe- 
gatten in  Frankfürt  1841.  —  Tardif,  des  origines  de  la  communmt^  des 
biens.  Paris  1850.  —  Schüler  in  s.  u.  Orthff$  jur.  Abhandl.  L  1847.  a  485.  — 
Pekrseen,  das  eheliche  Güterrecht  in  Osnabrück.  1863. 

s.  zn. 

Ueber  culpa  des  Mannes  bei  allgemeiner  Gütergemeinschaft  Semf,  Arch. 
XVI  226. 

$.  213. 

Ueber  die  Befugnisse  des  überlebenden  Ehegatten  bei  fortgesetster  Göter 
gemeinschaft  Seuff.  Arch.  XVI  227,  228. 

S.  215. 

Ueber  Emmgehschaflsgemeinsehaft  s.  Roth  in  Befikert  u.  Hiitfcers  Jahih. 
m  a  313  und  ilotii  und  Jüet^om,  kurheasisehes  Privatrecht  I  8.  379.  — 
WäMtT,  württembergischee  Privatreoht  I  8.  197.  —  üftiiet,  Z.  t  Rechtsge«^ 
I  a  273  (1862). 
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S.  219. 
Hertel,  die  Eiukindschaft    1818.   —  üeber  Einkindschaft  bei  fortgesetxter 
Gütergemeinschaft  Sni/f.  Arch.  XVI  56. 

BeendigaDg  der  väterlichen  MundBchaft  durch  separata  oeconomia  Seuff. 
Arch.  XVI  58.  **  Ueber  Wiederaoflebeo  der  väterlichen  Gewalt  nach  Scheidung 
der  mindeijährigen  Tochter  Seuff.  Arch.  XYI  96. 

$.  224. 
Jtive,  zor  Lehre  von  der  aoszerehelichen  Verwandtschaft  nach  D.  Recht 
in  der  Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte  UI  2  (1863)  S.  210. 

S.  247. 
Ueber  Testamentsvollstrecker  Seuff.  Arch.  XVI  62. 

$.  248. 
Ueber  gegenseitiges  Testament  als  Erbvertrag  Seuff.  Arch.  XVI  23. 

$.  251. 
Ueber  Erwerb  nnd  Vererbung  des  Anerbenrechts  Seuff,  Arch.  XVI  135,  234. 

$.  25^ 
Bamien,  die  Gehöferschaften  (Erbgenossenschaften)  im  Regierungsbezirk 
Trier.  1863.    (Verhandl.  d.  k.  preusz.  Akademie.)  . —  Ueber  Concors  des  Inte- 
rimswirths,  neues  Magaz.  f.  hannov.  R.  I  2  S.  205. 
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Die  Zahlen  weisen  tof  die  S^.  und  deren  ünlerabtbeiluDgen. 


H.  bedeutet  im  „Htndeinreeht/'  W.  im  „Wechielrerbt.« 


Abdecker  32,  i. 

Abdicationsrerht  der  Wittwe  211,  6. 

Abendgabe  202,  1. 

Abfindung  223,  2.  252.  4. 

AbffAben  jädiscbe  28.  2. 

AblttsongsgeseUe  V2  *. 

Abroeyening  108,  2. 

Abschichtang  223.  1. 

Absendang  U.  1S5.  1. 

Absonderung  der  Kinder  222 ,  3. 

Abspülang  64,  4. 

Abt  40,  4. 

Abtheilung    iwischen   Vater    und   Kind 

223,  1. 
Abwesende  02,  3. 

—  VorDDundscbaft  für  dieselben  229,  4. 
Abxugsgräben  16,  6. 

Accept  der  Anweisung  160,  6. 

—  des  Wechsels  149,  176;  —  Augsbür- 
ger 175.  1.  176. 

Acconiandatario,  Accomandatore  141,  1. 

Accomandita  141,  1. 

Accordirte  32,  1. 

Actien  142,  1,  4. 

Actiengesellscbafl  142. 

Actienscbeine  164,  1. 

Actien  vereine  39,  8. 

Actio  confessoria  utilis  93.  1 

—  institoria  148,  2. 

—  publiciana  63,  7. 
Actlonlre  142,  1. 
Adcrescenxrecht  241,  4. 
Adel  20  u.  r. 

—  alter  20,  4. 

—  dessen  Begründung  21. 
^  erblicher  20,  6. 

—  H.  130,  2. 

i—  bober  deutscher  20,  1. 


Adel  neuer  20,  4. 
»  niederer  20.  2. 

—  persönlicher  20.  5. 

—  dessen  Rechte  23. 

—  —      Verlast  22. 

^  der  hohe  erkennt  keine  legitimatio  per 
subsequens  matrimonium  an  217.  2. 
Adelsehre  32,  3. 

Adliche  mit  der  Bexeicbnung  „von"  20,  3. 
Adoption  22,  3.  218. 
Adoptio  per  arma  218,  1. 
Adresse  W.  176,  6. 
Aelteste  36,  2. 

Aemter  als  juristische  Personen  44. 
Agenten  41 ,  4.  134,  6.  142,  la 
Agnaten  67,  3.  191,  3. 
Ahnen  20,  4.  239. 
Abnenprobe  20,  4. 
Akhpfahl  78,  2. 

AlimenUtion,  Verpflichtung  dazu  237,  2. 
Alleineigenthum  68.  4. 

—  des  Mannes  208,  3. 
Allod  57,  2. 
Allodlalgut  69.  5  b. 
Allodification  60,  4  d. 
Allonge  Wr.  174,  1. 
Almende  35,  3.  58.  1. 

—  Bestandtheile  derselben  59,  2. 

—  Gesaramteigenthum  daran  59. 

—  Theilung  derselben  59,  9. 
Altentbeil  16,  2  d.  66.  3  b.  123,  1. 
Aller,  dessen  Stufen  16. 

—  hohes.  Bevormundung  wegen  desselben 
229    9. 

AmoTlisallon  der  Inhaberpapiere  167,  3. 

—  der  V^echsel  185. 
Amtsehre  31 ,  4. 
Amusiegel  23.  3. 
Analphabeten  W.  189.  6. 
Aneignung  durch  den  Nutseigenthumer 

—  herrenloser  Grundstucke  64,  1.  2. 
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Anerkennang  einer  Rechnong  H.  145,  9. 

—  unebelicber  Kinder  224,  1. 
Anerbe  69,  4.  252.  3. 
Anfang  73,  6. 

Anlagen  bleibende  In  Offentlicben  Gewäs- 
sern 76,  5. 
Annarbme  an  KindesstaU  218. 
Annabme  der  Anweisung  169. 

—  des  Wechsels  176. 

»        beschränkte  176,  1. 

—        bedingte  176,  2. 

Annuitäten  92,  2. 
Anrisx  72,  1. 
Anrüchigkeit  32,  2. 
Anspölung  64,  4. 
Ansulten  32,  2  f. 

—  regale  74,  2. 

Antheile  am  Zunftvi mnOgen  39,  6. 
Anwartschaft  auf  die  Stiftungsfolge  66, 3. 
Anweisung  kaufmännische  113,  4.  169. 
Anwenderecht  87,  2. 
Apanage  251 «  10. 
Apotheker  129,  5. 
Appropriation  60,  4  d. 
Armenunterstdtzung,  Anspruch  darauf  24, 

Arrest  W,  169,  1.  170,  5.  171.  2. 

Arrha  115,  1. 

AssecuranzTerträge  161  u.  f. 

Assignant  169,  1. 

Assignat  169,  1. 

AssignaUr  169.  1. 

Assignation  169. 

Assignationsannahme  169,  6. 

Aseignationssumme  169,  4. 

Associ^s  g^rants  139. 

Aufbewahrung  der  Handelsbächer  147,  1« 

Auffahrt  108,  1. 

Aufforderung  öffentliche  17,  2.  63,  8. 

Aufhebung,  staatsrechtliche  des  Adels 
21,  1. 

Aufhebungsbeschlusz  38,  8. 

Auflassung  gerichtliche  61,  1. 

Auflösung  der  Handelsgesellschaft  142, 13, 

„Auf  Sicht««  W.  172. 

Aufsichtsrath,  H.  142,  9.  143.  3. 

Augsburger  Acc«pt  W.  175,  1.  176. 

»  Bekenotnisz  27,  %   ** 

Auseinatdersetiong  der  Haudelsgesell- 
Schaft  140. 

Ausführhandel  129,  8. 

AuslieforungsproTision  157,  4. 

Auslobung  252,  4. 

Ausmärker  35,  3. 

Ausrlehtung  223. 

AussäUige  237.  4. 

Ausscheidung  aus  der  Handelsgesellschaft 
140,  2  6. 

Ausschliesiung  aus  der  Handelsgesell- 
schaft 140,  6. 

Ausschliesiung  aus  dem  Bärgerrecht  24, 
5  d. 

AussUttung  223,  3. 

Aussteller  W.  173. 

Aussteuer  199. 

Austrag  16,  2. 

Ansiug  123,  1. 

Autonomie  im  Allgemeinen  2,  9. 

»  des  Adels  23,  10. 


Autonomie  der  Oemeindeo  37,  3.  38,  6. 
Auiorisation  des  SUats  ist  erfofd«vlkh 

lur  Entstehung  von  Gemetoden  37.  1. 
Autorlsatlon  des  Suals  ist  erforderlich 

lur  Entotehung  too  Actlengeaellscbaf- 

tenl42. 
Autorität  des  Gerichtsgebraacbs  8. 
—  der  Juristen  7. 
Autorrecht  46,  156,  2. 


Baarkanf  —  per  contant  —  182,  1« 

Bach  63,  2.  74,  2,  3. 

Bahrweg  88,  1  a. 

Bankier  129.  4.  130,  1. 

Banknoten  163. 

Bann  jOdiseher  28,  1. 

Bannforst  84,  1. 

Bannrerhte  65,  4  d. 

Barone  20,  3. 

Bau  leitweiser  59,  2. 

Bauerleihe,  104. 

Bauern,  hOrige  und  leibeigene  18. 

—  W.  171. 

Bauerngüter  65,  3  a.  66  u.  f. 

—  besondere  Erbfolge  darin  262. 

—  Tolifrele  zu  Eigen  66,  1  a. 
Bauermeister  36, iL 
Banerschaflen  36,  1. 
Bauernstand  25. 

Bauholz,  Recht  darauf  59,  46. 

Baupläne  48.  4. 

Beamte  H.  130,  2  W.  171,  1.  ^ 

Bedingung  des  Religionsübertritts.  26 
Anm.  

Begrändung  eines  eigenen  HaushalU  222,  X 

Beisassen  24,  2. 

Beisiti  der  Wittwe  207.  ^^     ^  , 

Bekanntmachung  der  EIntrigeins  Handels- 
register 146,  2. 

Bekenntniszfireiheit  26. 

Bemererung  106.  2. 

Bergeigenthum  82,  4. 

Bergelohn  71,  3. 

Berghoheit  82,  1. 

Bergrecht  81  u.  f. 

Bergref  al  74 ,  2  b. 

Bergzebnte  82,  2  e. 

„Bericht"  laut  W.  172,  2. 

—  mit  W.  172.  2. 

—  mit  und  ohne  W.  172,  2. 

—  nach  W.  172.  2. 

—  ohne  W.  172,  2. 
Berichte  öfTentliche  48,  3. 
Bernstein  82,  2. 
BeruflksUnde  18,  S. 

Beschlag  bei  Meyergfltem  106,  1. 

Besitzrecht  neueres  56,  73. 

BesiUtitel  73,  10,  11. 

Besthaupt  19,  3. 

Betrug  beim  Kauf  151,  4. 

Beurkundung  schriftliche  112,  1  c 

Beuteileihe  104. 

Bewegliche  Sachen  H.  129.  1. 

Beweis  in  Handelssachen  146,  147. 

—  der  Geburt  14,  4. 

—  des  Todes  17,  1, 
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Beweiskraft  der  Handelsböeher  146. 

—  des  Handelsregisters  147. 
Bieneo  71,  5. 

Bilaox  138.  145,  7.  147,  i. 
Binnenhandei  129,  8. 
Bischöfe  20,  5. 
Blackslone  44,  1. 

BlaDCoindossament  168,  170,  6.  174,  4. 
Blödsinnige  229,  2. 
BlutSTerwandtscbaft  194,  4  e. 
Blatiehnte  95,  3  e. 
Börsen  131 ,  2. 
'Börsenordnant  150,  2. 
Börsenpreis  145, 10. 151,  7. 153,  2. 157,  5. 
Borg,  Kauf  auf  162,  1. 
Brauereien  29,  2  e. 
Braankoblenlager  82,  1. 
Brautgabe  199.  1. 
Braatkinder  192,  2. 

—  deren  Erbrecht  237,  3. 
Braotwagen  199,  1. 
Braatweg  88,  1  a. 
Brennboli,  Becbt  darauf  59,  4  a. 
Briefe.  Autorrecbt  daran  49,  8. 

—  Kanf  durch  149. 
BruDoenleitungen  87,  2  b. 
Brunnquelle  53,  2. 
Brans  56,  3  d. 
Bruttogewicht  151 ,  5. 
Buchhalter  H.  122,  4.  135,  1 
Buchhändler  H.  131,  1. 
Bürge  115,  5. 

—  H.  145.  3 

—  W.  174,  1.  188. 
Bärger  18,  1.  24,  1. 
Bärgemutzungen  59.  3. 
Bttrgerrecht  24,  4. 
Bärgerstand  24,  3. 
Bundesacte  deutsche  27,  2. 
Bundesgesetae  9. 

Busse  50,  1  n.  öfters. 

c. 

Cambium  manuale  170,  1. 

—  per  liiteras  170,  1. 

—  proprium  170,  1. 

—  siccum  170,  1. 
Cambsores  170,  1. 
Canal  53,  2.  75,  2,  4. 
Canon  105,  7. 

CapitalTermögen  angefallenes  213.  3. 
Capitel  40,  4. 

Cenlgemeinde  35,  1. 
Centgraf  35.  3. 
Ceremoniel  jüdisches  29.  3. 
Certa  pecnnia  W.  172,  1. 
Cessio  actionis  111.  2. 
Clubs  politische  40,  6. 
Code  Napoleon  9. 

—  de  commerce  128,  1. 
Codicille  246,  3. 
Collation  237,  2. 
CollecUTgesellschafl  39.  9.  137. 
Collectirprocura  139,  3. 

CollisioD  Terschiedener  Rechte  und  Ge- 

seUe  11 ,  W.  180. 
Colonatgttter  66,  1  e. 


Commandit  141.  1. 

Commandiuir  141 .  1. 

Comraanditar  141,  1. 

Commandit^  141.  1. 

Comroanditengesellscbaft  141.  1. 

Commanditirler  141 ,  1. 

Commanditist  141 .  1. 

Commis  122,  4.  135. 

Commis  ini^ess^  134.  4. 

Commission  157,  136,  3. 

Commissionir  157,  1,  2. 

Committent  157,  3. 

Commodatar  56,  3  d. 

Coromunio  twnorum  prorogata  213.  3. 

Communismus  58,  3 

Compleroentar  141,  1. 

Corotoir  150,  1 

Comtoirstunden  150.  2. 

Concession  H.  130,  3. 

Concubinenkioder  237,  2. 

Concurs  der  offenen  Gesellschaft  139,  9. 

—  der  Commanditengesellscbaft  141 ,  4. 

stillen  Gesellschaft  141,  4. 

Confessionen  christlirhe  27. 
Conossement  155,  145.  10.  159. 
Consens  des  Ehemanns  der  Handelsfrau 

132. 
Consignation  157,  5. 
Consolidation  60,  3  b. 
CoDstituirung  der  Actiengesellsduft  142,2. 

„per  conUnt"  152.  1. 
ContinuiUt  des  Rechts  10,  1. 
Contocorrent  145,  7,  Contre-Ordre  des 

Versenders  159,  5. 
Conventionalstrafe  H.  145,  5* 
Correspondent  H.  135,  1. 
Creditbrief  kaoftnin nischer  169,  1. 
Creditkauf.  kaufm8nnischer152,  1  157,9. 
Cnrs,  Cursdiffereni  151,  7.  153,  1,  2. 

D. 

DImme  76,  5. 

Darangeld,  Daraufgeld  114,  1. 
Darlehenspapiere  164.  1. 
Dato  Wechsel  172.  2.  178.  1. 
Deckung  H.  152,  2.  W.  172,  2. 
Deflorationsklage  224,  3. 
Deichrecht  80. 

Deichverbinde  36.  1.  39.  4.  80. 
Del  credere  145,  3.  157.  9. 

—  —      Provision  157.  9. 
Delictsobligationen  12,  III   3. 
Delictsschnlden  der  Frau  201,  4.  211,  4. 
Dereliction  von  Grundstücken  64,  2. 
„Der  Leute  macht  die  ThOre  in"  213, 

1  b. 
„Der  Todte  erbt  den  l«ebendigen*'  234,  1. 
DesUnaUr  155, '2   159,  3. 
Diebe  30,  3. 
Ditnstbarkeiten  86  n.  f« 
DienstbotenverhälUiiss  231. 
Dienste  persönliche  96,  1. 
DiensUeule  18,  1. 
Differenzgeschfift  153,  3: 
Dingliche  KUge  73,  74. 
Direction  der  Aetiengesellschafl  142,  3,  8. 
Dissenters  194,  5. 
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DiTidende  142,  12. 

Doctoren  der  Rechte  3,  3.  20»  5.  29,  2. 

DomüneD  fürstljcbe  65»  1  a. 

DoiDicil  12,  I. 

Doiniciliant  176,  5. 

DoiDiciliat  176,  6.  180,  4. 

Domicilwechsel  166,  5.  180,  4. 

DoiDiniam  directum  —  atile  60. 

DoroiDQS  negotii  H.  148. 

Dorfgemeinde  35,  1. 

Dorfricbter  35,  1. 

Dos  233,  2. 

DoUliUam  205,  2. 

Drama  40,  0  c. 

Droit  d'aabaine  235,  1. 

Drnck  50,  5. 

Duncker  58,  2. 

£. 

Ebenbürtigkeit  23.  10. 
Ecbtiosigkeit  30,  2. 
EdeliDge  18.  1. 
Edelsteine  82,  2. 
EdicUlladang  17,  2.  63,  8. 
„Effectio**  150,  3. 
EffectucaUo  61 ,  2. 
Ebe  12.  IV,  1.  193  u.  f. 
»  Aonösong  196. 

—  Eingebung  194. 

—  Scbeidung  196.  245. 

—  Wirkungen  195. 

—  xur  linken  Hand  195,  2. 
Ebebrucb  193,  4. 
Ehefrau,  Rechte  der  20t. 

—  Einbandsgat  derselben  203,  2 
Ebeffenossenscbafl  39,  2.  208.  5. 
Ebegerfcbtsbarkeit  kirchliche  194,  1. 
Ehehindemisse  195.  3  c.  194,  4. 
EbebofsUtten  35.  4.  88.  1.       ^    ^^^ 
Ehemann,  dessen  Rechte  195,  6.  200. 
Eberecht  protesuntisches  193,  4. 

—  sUtuUriscbes  245.  ^^ 

—  der  Witlwe  («og.  SuiuUrportion)  207. 

—  des  Wittwers  206. 
Ehescheidung  193.  3  d. 
Ebestirtungen  245,  2. 
Ehevertrige  245. 
Eheiarter  245. 

Ehre  30  u.  f.  114,5. 

EbrenaccepUnt  181,  2. 

Ehrenannahme  181,  2. 

Ehrenrechte  65.  4. 

Ehfeniahler  181.  3. 

Ehrenzablung  182,  3. 

Ehrlosigkeit  22,  5.  30,^4.  ^^  .  ^^  . 

Ehrschau  60,  3  h.  105,  2  d  106,  2. 108. 1. 

Eigen  57,  2. 

—  salmKnnisch  61 .  2. 

—  Toglbares  61,  3  e. 
ElgenbesiU  56,  3. 
Eigenguter  66,  4,  1. 
Eigenlehner  83,  4. 

Eigenschaft  persönliche,  deren  Aufhebung 

19    2. 
Eigentbum  an  fahrender  Habe  70  u.  f. 

—  an  liegendem  Gut  57  u.  f. 

—  litterarisches  46,  2  e. 
Eigentbumserwerb  71. 


Eigentbumsklage  73.  4  B. 

^genthumsübergang  H.  154,  1.  IIH,  8. 

Einruhrhandel  129,  8. 

„Eingelüutete  Dult**  155,  3. 

Einbandsgüter  211,  3. 

Einkindschaft  219. 

Einkaufscommission  157. 

Einlage  des  Coromanditen  141,  2. 

Einlager  114,  5. 

Einkauf  in  die  Markgenossenschaft  38, 1 

Einung  33,  2.  40,  41. 

Eintrittskarten  163.  4. 

Einweisung  in  den  Besits  —  Testltura  — 

61,  X 
Einzeichnung  ron  Actien  142. 
Eisenbabnanscblösse  160 ,  6. 

—  (begleitete  Güter)  160.  3. 

—  BMChidigung  der  Frachtgüter  160,  3. 

—  Frachtgeschäft  160. 

—  (lebende  Thiere)  160.  3. 
Eisenbahnnormalsitie  160,  5. 
Eisenbahnreglement  160,  2. 
Eisenba bnreisegepick  160,  4. 
Eisenbahnschienen  53,  4.  87. 
EJsenbabnTerlust  der  Frachtgüter  160,  3. 
EisemviebTertrag  120.  4. 

Eltern,  Rechte  derselben  220. 

Emancipatio  222. 

Emballage  151,  5. 

Embryo  14,  1. 

Empfangnahme  H.  151,  2.  154,  4.  155,  t 

Enteignung^  64 ,  5. 

Enterbung  236.  3. 

EnterbungstertrSge  240.  2. 

Entlehner  56,  2. 

Enlrepreneur  H.  158,  3. 

Entseuung  gerlehtlicbe  56,  3  d. 

Entstehungsart  12,  III,  2. 

Entwässerungsansuiten  77,  4. 

Entwjirf  eines  allgem.  deutseben  iUiidcIs- 

geseUbuchs  128,  1.  '  . 

Erbantritt  des  Verlragserben  241  •  5. 
Erbauskauf  240,  3. 
„Erbe**,  das  57,  2.  233,  1. 

—  eigentliches  56,  1  d. 

—  grundberrliches  61 ,  3. 

—  der  238,  239. 
Erbeinsetzungsvertrag  241. 
Erbeutung  71.  3. 

Erbfähigkeit  237.  ^     ^-^ 

Erbfolge,   besondere,  in  liegende  G«l» 
251,  252. 

—  der  Ehegatten  213. 
Erbfolge  der  Familie  232. 
Erbfolgegedinge  235,  2.  240,  1. 
Erbgüter  bäueriiche  66,  4,  2.  60. 

—  gemeine  67,  2. 

—  grundherrlicbe  66,  1  d. 
Erbgutserrichtung  69,  3. 
Erbleibe  104.  105. 
Erblosung  118,  1. 
Erbpacht  104  u.  f. 
Erbgüter  66,  1  u.  f. 
Erbzins  105,  7. 

Erbrecht  überhaupt  232  u.  fr 

—  älteres  deutsches  232. 

—  gesetzliches  237  u.  f. 

—  an  der  Yerlassenschaft  Fremder  S96b  i» 

—  des  Richters  235- 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Register. 


765 


Erbsehafl,  Erwerb  derselben  249. 

Erbtoebter,  243,  5. 

Erb  Verbrüderung  244. 

Erbvertrüffe  240. 

»  QDter  Ebegatten  245. 

ErbTerxicbt  243. 

Erbzinsrecbt  105,  3. 

ErforderDisse   ordnangsinüszig   gerührier 

Handelsbucber  130,  3. 
Erfordernisse  des  eigenen  Wechsels  189, 2. 

—  des  gezogenen  Wechsels  172,  1. 
Erraltangseid  bei  Beweis  durch  Handels- 

bucber  147. 
Erfüllungsort  12,  III,  2.  H.  150,  1. 
Erfüllungszeit  150.  2. 
Erhebung  in  den  Adelsstand  21 ,  5. 
Errungenschaft  eheliche  ^  collaboratio  » 

197,  4. 

—  Gemeinschaft  derselben  209,  2  b.  215. 
Ersatzpnicbt  des  Schuldners  115. 
ErsiUung  an  beweglichen  Sachen  72,  3. 

—  an  Immobilien  02,  1 
Erzeugnisse  lltterariscbe  4S. 
Erziehung  der  Kinder  220 .  1. 
EUblissment  133,  24,  8.  12,  III,  2. 
Ewiggeld  97,  2. 

Ewiggeldbrief  98.  2. 

Ewiggeldklage  98,  4. 

Exceptio  non  numeratae  pecuniae  145,  9. 

Eiemtionsrechle  65,  4  b. 

Eipropriatioo  64,  5. 

P. 

Fabrikant  87,  121,  3.  129.  4.  131,  1. 
Fabrikarbeiter  121,  3. 
Fabrikpreis  151,  7. 
Factor  (Procurist),  139,  1,  3. 
Factur  155,  1. 

Fihigkeit  zur  Aufnahme  in  gewisse  Or- 
den und  Verbindungen  23,  6. 

—  zur  Errichtung  von  Familienfldeicom- 
missen  23,  8. 

—  zum  Wecbselrecht  171,  1.  189. 
Ffihreanlagen  77,  3  c. 
Fahreffereehligkeit  76,  2. 
Fahmlsz  51,  4. 

Fahrwege  88,  1  c. 
Fallleben  107,  2. 
Falliten  32,  1. 
Familien  191  u.  f. 

—  reichsdtterliche  20,  2. 
»  reichssUfndische  20,  1. 
Familienautonomie  21,  1.  67,  3. 
Familienerbfolge  232,  237. 
Famllienfideicommisse  23.  8.  0<). 
Familiengenossenschaften  39.  3. 
Familienobservanz  23.  10. 
Familiensututen  39,  3  a. 
Familienstiflungen  68,  211,  2  c. 
Familienstiftungsgüter.  Erbfolge  in  sotchr 

251. 
Faustpfand  102,  1.  H.  145,  10. 

—  Gesenstand  desselben  103,  2.  110,  5. 
Feldzebnte  groszer  95,  3  a. 

—  kleiner  95,  3  b. 
Fensterrecht  87,  2  c. 
Fertigung  öffentliche  63,  83,  3. 
FestUg  W.  172, 


Feudalzinsen  94,  1. 
Feudum  —  feod  —  57,  2. 
Feuersgefahr,  Versicherung  dagegen  162.2. 
Fideicommiszbesitzer,  dessen  Rechte  und 

Pflichten  68.  4,  5. 
Fideicommiszgfiter  67,  68. 
Fidelcommiszschulden  68,  7. 
Finanzboheit  74,  2  a. 
Firma,  raison  39,  9.  133,  2. 
Firmaentziefaung  139,  5. 
Firmaführer  139,  1. 
Fischereirecbt  79. 
Fischhalter  77  3  d. 
Fiscus  32,  2. 

—  Vermögensrechte  desselben  74,  2  b. 
Fiier  Termin  153,  2. 
Fleischzehnte  95,  3  c. 

Floszrecht  76,  6. 
Flusz  53,  2. 
FInszbett  64,  4. 
Flusz  flöszbarer  75,  2,  1. 

—  schiffbarer  75,  2.  2. 
Fluszschiffer  109,  1. 

Förster,  Vorzugsrecht  desselben  auf  den 

Windbruch  59,  5  c. 
Force  majeure  H.  150.  155.  159,  4. 
Forderung  (persönliche  Klage)  73, 1. 4,  A. 
Forderungen,  Eecht  der  109  u.  f. 
Form,  gerichtliche  und  notarialische  113. 

—  schriftliche  bei  Verträgen  112. 
Formalcontract  schriftlicher  W*  170,  5. 
Forst  königlicher  84,  1. 

Fracht  129,  4.  159. 
Frachtbrief  155,  2.  159  1. 
Frachtempfang  159,  6. 
Frachtführer  155,  1.  159. 
Frachtgeschifl  159. 
Fracht  der  Eisenbahnen  160. 
Frachtgut  151,  1. 
Frachtmakler  158,  1. 
Frachtpreis  159,  1. 
Frachtrechtzeitigkeit  159,  4. 
Frachtverlust  159/  4. 
Frachtvertrag  159. 
Frarbtzahlung  159,  6. 
Frauen  W.  171,  1. 
Frauengut  vorbehaltenes  203. 

—  zugebrachtes  199,  2. 

—  Sicberungsmiltel  dafür  201,  7. 
Freidienstvertrag  122. 

Freie  18,  1. 

Freierklirung  des  Bergbaues  81 ,  2. 

Freiheit  privatrechtliche  19. 

Freiherrn  20,  3. 

Freikuxen  83.  3. 

FreisUfl  veranleitete  66,  11.  107,  1. 

Fremde  24.  2. 

Friedelosigkeit  30,  2. 

Frohnden  96. 

Früchte  auf  dem  Halm  116,  2. 

—  natürliche,  Eigeniburo  daran  72.  2. 
Fürsun  20,  3.  23,  1. 

Fund,  71.  1. 

Gewerbschaften  58,  4. 
Geächtete  30,  2. 
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Gebraocbsmiethe  119. 
Gebrechliche  2S9,  t, 
Geburt  14. 

—  eheliche  217,  1. 
GeburtsstÜDde  18.  3. 

Geding    and   Willkfir    bricht  SUdlrecht 
10.  2. 

—  im  Forderungsrecht  110,  1.  111»  1. 

—  im  Erbrecht  235,  2.  240  1. 

—  gerichtliches  112,  1  d. 

Gefahr,  Uebergang  derselben  H.  155,  4. 

—  üebemahme    derselben    durch    den 
Schuldner  115. 

„Geheime  Fehler"  H.  151 ,  4. 
Geistliche  H.  130.  2. 
Geldwechsler  H.  129,  4. 
Geldzahlung  U.  150,  1,  3. 
Gelegen  heitsgeseHschaft  144. 
Gelöbnisi  ausxergerichlliches  11i,  1  d. 
Gelübde  der  Keuschheit  199.  4. 
Gemicbde  236.  2. 

Gemeinde  als  juristische  Person  33,  2  b. 
35. 

—  hofrechtlirbe  35,  4. 

—  politische  37. 
Gemein debeschlusse  37,  6. 
Gemeindeburgerrecht  12.  1. 
Gemeindehirte  59,  6  b. 
Geroeinderetract  118,  1. 
Gemeindeverfassung  37.  4. 
Gemeindeversammlung  35,  3  37.  4. 
GemeindeTorsteherschafl  31,  4. 
Gemeinemark  58,  1. 

Gemeines  Recht  2,  Anm.  2. 
Gemeinfreie  18,  1. 
Gemeingüter  35,  2  b. 
Gemeinschaft  der  fahrenden  Habe  214. 
Genehmigung  der  Waare  151,  4. 
Generalversammlung  dar  Actionüre  142. 7. 
Genossenschaften  33,  2  c.  36,  1.  38.  39. 
Gerade  197.  4.  207,  1.  233,  4. 
GerechUgkeit  59.  3. 
Gerechtigkeitsgenossenschaft  38. 
Gerechtsame  ans  Regalien  74  u.  f. 
Gerichlsgebrauch  8. 
Gerichtspraxis  3,  4.  8  b. 
Gerichtsrerhte  74 ,  2  a. 
Gerichtsbarkeit  selbstVndige  der  Gemein- 
den 37,  3  b. 

—  jüdische  29.  3. 
Gesammteigenthuro  58  u.  f. 
Gesammlforderungen  110,  5. 
Gesammtschulden  94,  4.  110,  5. 
„Geschürt*«  236,  2. 
Geschüfisftthrer  bei  Handelsgesellschaften 

139. 
GesehSftsinhaber    bei   Commandit-    und 

stillen  Gesellschaften  143,  2. 
Gieschlecht  (seius)  15. 

—  (gens)  24,  1  c  191.  2. 
Gescblechtsname  adelicher  22,  1. 
Geschlechtssiegel  23.  3.  8. 
Geschlechtsvormundschaft  228. 
GeschlechUwappen.  bürgerliche  23,  2. 
Gescbwome  36,  2- 

Gesellen  40,  3. 
Gesellenbau  83,  4. 
Gesellenvertrag  121 .  2. 
Gtsellschaft  (socieUs>  137  a.  f. 


Gesellschafter,  Beitrige  oDd  Nacbt^bösse 

derselben  138. 
Gesellschaftsfirmen  133,  2. 
Gesellschaflsgilubiger  139. 
Gesellschaft  sUlle  141. 
Gesellschafisvermögen ,  Concurs  darfiber 

139. 

—  yqnidation  desselben  139. 
Gesetzbuch  österreichisches  9. 
GeseUgebung  9,  74.  2  a. 
Gesinde  2,  31. 

Gesindelohn,      Yoraugsreeht     ücsselbei 

231.  3. 
Gesinderecht  231. 
Gesindezwang  19,  3. 
GespSnnerschaften  36,  1. 
Gespilderecht  118,  1. 
Gestohlene  Sachen  H.  155,  3. 
Getreide    am   Halm    ist    liegendes   Gut 

50,  2. 
GewSsser,  Herrschaft  darüber  75. 
»  Nutzungen  daran  76,  77. 

—  Öffentliche  53,  2. 

Gewalt  höhere  (force  ro^enre)  H.  160, 155. 

159,  4. 
Gewerbe  bürgerliche,  Fähigkeit  zu  deren 

Betrieb  21,  6. 

—  regale  74,  2. 
Gewerbschein  H.  130,  3. 

Gewere,  altdeutsche  an  Grundstücken  54 

—  an  beweglirhen  Sachen  55. 

—  als  Einweisung  in  den  BesiU  61,  2. 

—  rechte  62,  1. 

—  von  Jahr  und  Tag  62. 
Gewerkschaft  39,  5.  83. 
Gewicht  H.  150,  1. 
Gewinnruckzahlung  hei  der  stillen.  Com- 

mandit-  und  Actiengesellschaft  141.  3. 

142.  143. 
Gewinnvertheilung  unter  die  Gesellschafter 

138,6. 
Gewohnheitsrecht  6. 
Gilden  39,  6.  40,  3. 
Giro  174. 
Giselschaft  115,  5. 
Glossatoren  3,  3. 
Glücksvertrage  125. 
Gottesdienst,  häuslicher  und  ölllnitlicher 

26,  2. 
Gottesliaosleute  18,  1. 
Gradzählung  deutsche  232,  6. 
Grafen  20.3.  23.  1. 
Graveure  48,  4. 
Groszhandel  129,  8.  152,  1. 
Groszvaterrecht  123,  1. 
Grundbücher  63.  100.  1. 
Grunddienstbarkeiten  deutsche  87  o.  f. 
Grundeigenthum  im  allgemeinen  61  u.  f. 

—  Beschränkungen  65. 

—  echtes  57. 

—  schöffenbares  57.  4. 

—  Uebergang  auf  die  Erben  250.  2. 
Grundherrscnaften  35,  2. 

—  Fähigkeit  zu  deren  Erwerb  23.  7. 
Grundruhrrecht  71,  2. 
Grundstücke  fliegende  ond  walzende  82. 

2  c. 
Grund  Versicherung  101. 
Grandtinsen  94. 
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GfiltbHef  97  o.  f. 
Mltrecht  97,  %  98,  «. 
GöterbesUtifr  H.  136,  2.  158.  1. 

—  empüiisliche  81 ,  3  c 

—  herrechaftliche  85. 

—  TOgtbare  zo  Eigen  88,  1  b. 

—  TOgteiberrliche  85,  1  b. 
Gdtergemeinscbaft,  Arten  derselben  t09. 

—  Allgemeine  211. 

—  ehelicbe  198. 

—  Entstehang  derselben  210. 

—  fortceseUte  213. 

~  der  mndelsfraa  132,  3. 

—  particulüre  214. 

—  System  derselben  208. 
Göterrecbt  ebeliebes  190  a.  f. 
Gütertrennung  gerirbtiicbe  210,  4  b. 
Gäterrerbindang,  System  derselben  198. 

III,  1.  199. 
Gut  erbloses  82,  2. 

—  gemeines  der  EbegaUen  211 ,  1. 

—  gereides  61 .  4. 
Gutgewicht  H.  180,  151,  5. 
Gut  liegendes  51 ,  2. 

—  ongereides  51 ,  2. 

—  rerfangenes  237,  3. 

—  sogebracbtes  199. 
Gatsantertbinigkeit  19,  2. 


Habe  67,  2. 

—  fahrende  51.  1,  4. 

—  —       deren  Verfolgung  73. 
~  Hegende  51,  2. 

fliresie  27,  2. 
Hinsler  123,  3. 
fliosling  36,  3. 

flanpei«0nlicbedesSebaldners111,5  W. 
Halbbauem  35,  3. 
Halbfleh  120,  3. 
HanraiersebUKsreebt  87,  2  g. 
Band  musi  Hand  wahren  Tv.  1. 

—  todte  12,  TU,  1.  42,  5. 
Handel,  Arten  129,8. 

—  Begriff  129. 

HandelsbeTollmiebtigte  134.  148,  7. 
Handelsbriefe  147.  1. 
Bandeisbacher  131.  2.  148,  1.  147. 
Handelscorrespondeni  147,  1. 
Handelsdiener  135.  1. 
Handelsf^auen  132. 
H^delsgebriuche  128.  2. 
Handelsgehölfe  148,  9. 
Handelsgericht  129,  2.  131 .  2. 
Handelsgeschifte ,  deren  Abschlnsx  149. 
~  absolute  129.  2. 

—  deren  Arten  129,  2. 

.  deren  Beweis  148.  147.  131,  2. 

—  einseitige  129,  2. 

—  deren  Erfüllung  150. 

—  relatlTe  129.  2. 

—  speciflscbe  129,  2. 

—  Stellvertretung  in  denselben  139,  7, 
148,  148. 

Handelsgesellsebaft  137  o.  f. 

—  moderne  39,  9.  137. 
HandetoMetsboch  allgemelDes  deutsches 

128,  2* 


Handelsgewerbe  129. 
Handelsgut  150,  3. 
Handelskauf  151. 
Handelslfhrlingl22.  4. 
Handelsleute  130. 
Handefsmlkler  130. 
Handelsmatrikel  148. 
Handelsrecht  127,  f. 

—  dessen  Charakter  127. 

—  deutsches  127,  1. 

—  europiisches  127. 

—  dessen  Quellen  128. 

—  römisches  127.  2. 
Handelsreeister  148. 
Handelsreisender  122,  4. 
Handelssachen  129. 
Handelssund  130. 
Handelsubung  127.  3. 
Uandelszinsen  138.  2.  145.  7. 
Handgeld  114,  1. 
Handgemal  67,  3. 
Handlohn  105,  2  d.  108,  1. 
Handlungsdierer  135,  1. 
Handlungsnihigieeil  13,  3. 
Handlunvsgehalfe  148.  9. 
Handlungslehrling  122.  4. 
Handlungsreisender  122.  4. 
Handwerker  24, 1.  H.  129, 4  b.  W.  171. 1. 
Handwerkszunft  40.  3. 

Hau,  Recht  darauf  59,  4  a. 

Hauptmingel  117.  1. 

Hauptniederlassung  H.  133,  5. 

Hauptsache  52. 

Hansgesetze  9,  23,  10.  39.  3  a. 

Haushaltung  abgesonderte  222,  3. 

Hausirer,  Hauslrhandel  129.  8. 

Hauskinder  W.  171. 

Hausrauch  19,  3  e. 

H^ergewVte  223,  1,  3. 

Heimfall  60.  3  b. 

Heimfallsrecht  des  SUats  bei  Bergwerken 

82,  3  b. 
Heimliche  MSngel  151. 
Heimsteuer  205. 
Heiratbsbescbrlnkung  19,  3. 
Hetrathsgut  199. 
Herberge  57,  3. 
Hereditas  jacens  32 ,  2  g. 
Herkommen  8,  1.  8.  2. 
Herrengüter  65,  1  b. 
Herrengunst  68,  1  I.  104.  107,  1. 
Herrschaftsrechle  des  Staats  74  u.  f. 
Hersoge  20,  3. 
Heuweg  88,  1  b. 

Hingabe,  freiwilliffe  ?on  Mobilien  73,  3. 
Hintersassen  35,  3. 
Hochmeister  28,  1. 
Hökerhandel  129,  8. 
Hörige  19.  3. 
Hofdienste  60,  3  b. 
Höfe  grundherrliche  65,  1  c. 
Hofflbigkeit  23,  9. 
Hofgewehr  106,  1. 
Hofrechte  2. 

Holz,  dürres.  Recht  darauf  59.  5  b. 
Holzgenossensrhaft  36.  1. 
Holzgraf  35,  3. 
Holznutzungen  69.  4,  5. 
Holzschndder  48,  4. 
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HoDorant  181 ,  %  182. 
Hooorat  182,  3. 

Bonorining  des  Yormaiids  227,  4. 
Huber  freie  35,  3. 
HTpoibekarsystem  neoes  100. 
Hypotheken  bücber  100,  1. 


J. 


Jagdfolge  85,  2. 

Jagdboheit  85. 

Jagdkarte  84,  3. 

Jagdrerbt  C(5,  4  c  84  o.  f. 

Jagdregal  74,  2  c  84  a.  f. 

Jabr  uod  Tag  62.  3. 

JabrgebuDg  (venia  aetatis)  80,  4. 

Je  nüber  am  Blat,  je  nüber  am  Gut  232.  3. 

Immobiliarscbulden  214,  3. 

Imroobilisirung  5t.  3. 

ImmunitXtarecbte  05,  4  b. 

Incasso  169,  2. 

Indossament  174,  U2,  4.  108, 

Infamie  32.  3.  5.  30.  5. 

Ingrossation  99,  3. 

Inbaberactlen  142,  4,  5. 

lobaberpapiere  164  u.  f. 

Innungen  39.  6.  40.  3.  H.  130,  1. 

Insel  im  Flusi  64,  4. 

Instjtoria  praepositlo  139,  9. 

Interimswirtbscbaft  66,  3  b.  252,  5.  W. 

173.  1. 
Interusurium  150,  2. 
Intervention  W.  181,  182. 
Intestaterbfolge  232,  237. 
Inventar  B.  147,  1. 
Investitur  61,  2. 
Juden  11.   28.  29.   194.  H.  130,  2.  W. 

171,  1. 
Judenroeister  28. 
Investiturrecht  7. 
Jus  naufragii  71,  2. 


Kimpfer  30,  3. 
Kithner  123.  3. 
Katholiken  27,  2. 
Kauf  117.  H.  151. 
Kaufarten  152. 
Kauf  auf  Borg  152,  46. 
Kauf  auf  oder  nach  Probe,  nai'b  Bericht, 
zur  Probe,  wie  lu  besehen  154. 

—  der  Früchte  auf  dem  Halm  116. 

—  gegen  Vorauszahlung  152. 

—  bricht  Miethe  110. 
Kauffrauen  132. 
Raufleute  130. 
Kaufmann  130. 
Kaufroannsgut  151,  4. 
Kaufvertrag  116,  151. 
Keller,  Kellner  35 ,  4. 
Ketzerei  27,  2. 

Kind  Im  Mutterlelbe  14,  1. 


Kinder,  deren  Erzfehang  220. 

—  nachgebome  241. 

—  uneheliebe  30,  3.  82.  1.  217,  2.  241. 

—  —        deren  Erbrecht  237. 
Kfnderxeugung  bricht  Ehestiflaog  245, 

5  a. 
Kirchenbücher  14,  4. 
Kirchengemeindeo  30,  1. 
Kirchenweg  88.  1  a. 
Kistenpfand  102,  1. 
Klage  dingliche  73,  1. 
Kleinhandel  129.  8.  152.  1. 
Klöster  27,  3.  40,  4. 
Knechte  18.  1. 
Koppelweide  88.  3. 
Kosten  der  Cebergabe  fl.  151 .  6. 

—  der  Tersendnng  H.  151,  6. 

—  des  WVgens  H.  151.  6. 

—  des  Zumessens  H.  151,  6. 
Kramhandfl  129,  8. 
Kreditkauf  152,  4  h. 
Rretinen  229,  2.  237,  4. 
Krüppel  237,  4. 

Kundung  der  GesellschafI  140.  2. 
Köndungsfk-ist  bei  Gälten  98,  3. 
Kuhesse  59,  6  b. 
Knien  83. 


Ladeschein  H.  145,  10.  159.  3. 
Lingst  Leib  linsst  Gut  213,  1  b. 
Laesio  enormis  145.  6. 
Lagergeld  H.  115.  7. 
Lagerschein  H.  145.  10. 
Lagerverzeichnisz  H.  151,  1. 
Landesmettgebung  9. 
Landesherrlicne  Genehmigung  der  AcUcn- 

gesellsrbaa  142,  3. 
Landesrechte  2. 
Undkarten  48.  4. 
Landrecht  bricht  geneinet  Recht  10,  2. 

—  preuszisches  9. 
LandsUfnde  40,  2. 
Landstreicher  32,  1. 
Latifundien  57,  4. 

Laub,  Recht  dasselbe  la  samiBeln  n. 

5  e. 
Laudemium  105,  2  d.  108,  1. 
Lebensflbifikeit  14,  3. 
Lebensversichemngen  162,  5. 
Leckage  H.  159.  4. 
Legitimatio  ad  honores  32.  1. 

—  per  rescriptam  principis  21.  4.  217.  3. 

—  per  subsequens  roatrimoninm  217.  % 
Legitimation  W.  179. 
Legitimationspapier  H.  166,  2. 

Lehen  57,  2. 

Lehengüier  211,  2. 

Lehenrechte  2. 

Lehenschafl  83.  4. 

Lehensfihigkeit  23,  4. 

Lehnwaare  105,  2  d.  108,  1. 

Lehrbrief  40.  3. 

Lehrling  40.  3. 

Leibdini  schwindet  HauplCtti  206,  2. 
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JLelbeigenschafl  19,  8. 
L«lbgeding  alles  204. 

—  der  Frau  197. 

—  neueres  206. 

JLeibgediDgfftlter  66,  1  g.  107.  2. 
I>;ibge1d  181,  1. 

Leibrecht  104. 
Leibrechigöter  66,  1.  107,  2. 
Leibrenten  vereine  39,  7.  124.  7. 
Leibrentenvertrag  124. 
Leibzins  19,  3. 
LeibzQchtskathe  123,  3. 
Leibzaehtsverlrag  123. 
Leibe  erblicbe  104. 

—  nicht  erblicbe  107. 

—  ländlicher  Grandstticke  104. 
Leihkauf  114,  2. 

Leinpfad  76,  1. 

Leistung  (obstagium)  115,  6. 

Leiterrecht  87,  2  h. 

Leseholz.  Recht  darauf  69,  6  b. 

Leumund  31,  2. 

Leute,  echt-  und  friedlose  13,  1. 

Lex  anastasiana  H.  145,  8. 

Lieferung  H.  153,  123,  3. 

Lieferungskauf  153. 

Lieferungstermin  163. 

Lieferunpszeft  153. 

Liquidationsverfahren  140. 

Liten  18,  1. 

Lithographie  50,  6. 

Localrecntc  11. 

Locus  regit  actum  12,  III,  1. 

Löschung  von  Hypotbeken  100,  6. 

Lohn  124,  4. 

Lohudienstvertrag  121. 

Losgeld  69,  4  b. 

Ludeigen  67,  2. 

Lübecker  Particuhirrecht  6. 

Lufl  63,  1. 

LastdirneD  32,  1. 

H. 

Mükler  129,  4.  136. 
Mäklerbucb  136,  4. 
MMklergebnhr  136,  4. 
Maklergeschäfte  136,  2,  3. 
Mängel  der  Sache  150,  151.  164. 
Märker  35,  3. 
Märkte  36,  1. 
Magschaft  191,  1.  232. 
Mabljahre  252,  6. 
Majorat  251. 
Mantelkinder  217,  2. 
Manuscript  49,  7.  ^    ^ 

Marke  kanftnännisehe  156,  1. 
Marken-  und  Musterschutz  48. 
Markgemeinde  35,  3. 
Markgenossenschaft  36,  3.  38. 
Marklosung  118,  1. 
Marktordnung  128,  1.      ^^   ^^^   ^ 
Marktpreis  151,  7.  145,  10.  158,  2. 
Marktuso  127,  3.         ^_  ^ 
Marktwechsel  172,  1.  178,  3. 
Matemitätssjstem  224,  2  a,  b. 
„Medio«'  W.  172. 
Meer  63,  2. 


Meister  40,  3. 

Mesz-  und  Marktgericbt  W.  170,  % 

Mesz-  und  Marktordnung  128,  i. 

MeUlle  81,  1. 

Meyer  35,  4.  106. 

Meyerbrief  106.  2. 

Meyergüter  66,  1.  106,  1.  107. 

Meyerrecht  104,  106. 

Miethe  119.  H.  129,  1. 

Militär  H.  130,  2.  W.  171,  1. 

Minderjährigkeil  16, 1.  226,  5.  W.  171, 1. 

Minderung  des  Kaufpreises  121,  3  c. 

Mineralquellen  82,  2. 

Minorat  251,  8. 

Miszheirath  195,  3.  21,  1. 

Miteigenthum  58,  2. 

—  in  der  Ehe  208,  2. 
Mitgift  199,  2. 
Mittelfreie  18,  1. 
Miturheber  49,  3. 

Mobilia  ossibus  inhaerent  12,  II. 

Mobiliarschulden  2l4,  3. 

Monogamie  194.  4  a. 

Morganatische  Ehe  195,  4. 

Morirengabe  195.  4.  197,  4.  202. 

Müblenrecht  78. 

Mündigsprechung  226,  4. 

Muodiam  —  Munt  —  Muntpnrt  192,  1. 

Mundschaft  väterliche  216. 

—  ebeherrliche  über  Handelsfranen  132,  3. 
Munzfusz  H.  150,  1. 

Münzsorte  H.  150,  1. 
Mustheil  207,  1. 
Muslerschutz  48. 
Mutbung  82,  4. 
Muttermagen  191,  4. 

Nachdruck  46,  1.  50. 

Nachgeborene  261,  10. 

Nachschusse  des  Gesellschafters  138,  3. 

Nach  Sicht  W.  172. 

Nacbwährsebaa  151,  4.  117. 

Nadelgeld  203,  1. 

Näherrecht  67,  2  a.  118. 

Namenactien  142. 

Nationalität  22,  L 

Natur  der  Sache  3,  3.  6,  1. 

Naturaliins  94,  2,  5. 

Nebensachen  52.       ^  ^^    ^ 

Negatorienklage  bei  Gülten  98,  4. 

—  bei  Reallasten  93,  3. 
Nettogewicht  150,  151. 
Neustiftgüter  66,  14.  107,  3. 
Nieszbrauch  211,  2. 

—  ehelicher  200,  3. 
Niftelgerade  206,  2. 
Nochgescbäft  153.  3. 
Nothadresse  W.  181,  1. 
Notberben  241. 
Noiwcg  87,  2  a. 
NoUflcation  W.  180,  6. 
Nutzeigentbum  60. 
NuUbolz  59,  3  a. 
Nntzungsgenossenschaft  38. 
NuUungsrechte  59.        ^  ^  .   ^^ 

—  der  Gemeindeglieder  37,  3  d.  59. 
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Oberaufsicht,  staatliche  aber  die  Gemein- 

dcD  37,  5. 
Oberbauer  35,  4. 
ObereigeDthum  60. 
Obermürker  35,  3. 
ObervorinuDdschan  26, 1.  192,  2.  216,  4. 

225,  230. 
Obligationenrecht  110  u.  f. 
Observanx  6. 1.  H.  127,  3. 
Occupatio  71,  1. 

OccnpatioDsrecht  der  Jagd  74,  2. 
OfTerte  149. 
OfTcDe  Fehler  151.  4. 
OfTene  Gesellschaft  137. 
OfTener  Laden  H.  155,  3. 
Öffnungen  8. 
Ohne  Kosten  W.  180,  3. 
„Ohne  Obligo*'  H.  149.  3. 
„Ohne  Protest"  W.  180,  3. 
Opera  posthunia  49,  7. 
Ordensverbindnngen  27,  3. 
Ordnungsstrafen  B.  146.  3. 
Ordonnance  de  commerce  128,  1. 

—  de  marine  128,  1. 
„Ordre"  an  168. 

—  „eigne"  W.  172. 

—  „nicht  an  Ordre»*  W.  174 
Ordrepapiere  168. 
Ostseeprovinzen  deutsche  1. 


P. 


Pacht  119. 

Pachtguter  66,  1. 

Pactum  de  cambiando  173.  1. 

Paginirung  der  flandelsbücher  147.  1. 

Papiere  auf  den  Inhaber  111,  2.  164. 

Papiergeld  164,  1. 

Papier  gestempeltes  113,  3. 

Paragium  251,  10. 

Parentel  191,  1  u.  f. 

Parentelordnung  232. 

Particularrechle  5. 

Paternitfitsklage  234. 

PatemiUtssfstem  234.  2  c,  d,  e. 

Palricier  24,  1.  H.  130,  1. 

Patronatsrecht  65,  4. 

Pegel  78,  2. 

Perlenflscherei  77»  3.  ^ .«  « 

Persönlich  haftende  Gesellschafter  143,  2. 

Persönlichkeit,  Recht  der,  13,  2. 

—  Juristische  33. 

—  physische  13.  1. 

Personen  übelbeleumundete  32,  4. 

—  gemeinsame  Grunds«  txe  ober  sie  34- 
Personalarrest  211.  5  a. 

Pfünduns  102,  1,  3. 

—  unrecntmüszige  103,  8. 
Pfandbrief  100,  5. 
Pfandrecht  99  u.  f. 


Pfandrecht  an  fahrender  Habe  102. 

—  an  liegendem  Gut  99. 

—  stillschweigendes  der  Ehefrau  201.  8. 

—  und  Retentionsrecht  B.  167.  3. 159,  9. 
Pfandversteigerung  B.  145.  10. 
Pfründe  44,  4. 

Plätze  öffentliche  63,  3. 
Plaugebraueh  H.  127,  3. 
Platzgeschäft  B.  151,  4. 
Platzuso  B.  127,  3. 
Platzwechsel  170,  2.  172.  2. 
Police  161,  1. 
Polizeihoheit  74,  2  a. 
Polygamie  12.  TU,  1. 
Porcellanerde  82.  2. 
Portion  statutarische  206. 
Postregal  74,  2. 
Präjudicien  8.  1. 
PräJudicirter  Wechsel  181.  2. 
Prämie  161,  1. 
Prämiengeschäft  153,  3. 

—  einfaches  153,  3. 

—  zusammengesetztes  163,  3. 

—  zweischneidiges  153,  3. 
Pränumerationskauf  152.  1. 
PräsenUtion  zur  Annahme  175. 

—  zur  Zahlung  175. 

Präsumtion  aus  dem  Bandeisregister  146,1. 

Predigten  48.  2. 

Preisdifferenz  153,  5. 

Preisliste  151,  i. 

Prima  183,  1. 

Primogenitur  251,  4. 

Principal  134,  1. 

Prinzen  20,  3. 

Privatfreiheit  19. 

Privatgläubiger  des  Gesellschafiers  139. 9. 

Privatrecht,  deutsches,  Begriff,  Charakter. 

Umfang,  Verhältnisz  zu  andern  Rechten 

1-5. 
Privätstiftung  45. 
Privilegien  46,  1,  2  a. 
Probe  154,  1. 
Probemäszig  154,  1. 
Proceszrecht  12.  VI. 
Procura  134,  148.  ^ 

Procuraentziehung  134,  139,  6.  148. 
Procuraführer  134,  148,  3. 
Procuraindossament  174.  6. 
Procuraträger  134.  148,  3. 
Procurist  134,  148. 
Production  B.  129.  3,  4. 
Proprietät  60,  3  a. 
Propst  40,  4. 
Protest  W.  189. 
Protestfrist  180. 
Protesunten  27,  2. 
Provision  157.  158. 
Prüfung  der  Waare  151,  4. 
Punctationen  114,  2. 
Purgatio  morae  150,  153. 


Quatembergetder  82,  3. 
Quellen  75.  2.  6. 
Quittung  B.  145,  9.  148,  9. 
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Rabali  IttO.  151. 

Rabbinen  28. 

Raffbolz,  Recht  daraaf  59,  5. 

Ragioo  133. 

Ragiooenbuch  131,  1. 

Rätbe,  färsUicbe  30,  5. 

RMuber  30,  3. 

Raison  sociale  137,  5. 

Rasuren  in  den  Handeisbüchero  147,  1. 

Rath  der  Gemeinde  36,  2. 

Rathsbücher  61,  3  d. 

Raubbau  82.  4. 

Realcantionen  100,  4. 

Realgeme Jnderechte  37,  2.  50,  8. 

RealgenossenschaMen  38. 

Realisirungs^eschäft  135,  3. 

Reallasten  89  u.  f. 

—  deren  Ablösung  92,  2. 

—  deren  Begründung  91. 

—  deren  Erlöschuns  92. 

—  deren  rechtlicbe  Natur  90. 

—  Rechtsmittel  dafür  93. 

—  deren  Umwandlung  92. 
Receszgelder  82,  3  d. 
Rechnung  H.  148,  9. 
Rrcht  canoniscbes  4,  1. 

—  deutsches  gemeines  2. 

—  französisches  4,  3. 

—  Handelsrecht  127. 
--  langübardisrhes  4,  2. 

—  mosaisches  28,  2. 

—  obrigkeitliches  8. 

—  römisches  2. 

—  —        dessen  Reception  3. 

—  Wechselrecht  170. 

—  der  Wissenschaft  6. 
Rechte  confesslonelle  26  u.  f. 
Rechtlosigkeit  30,  3. 
Rechtsame  dingliche  59,  8  b. 
Rechtsbucher  jüdische  29.* 
Rechtsfähigkeit  13,  % 
Rechtsgutachten  7,  1. 
Rechtsphilosophie  3,  5. 
Rechtsquellen  6  u.  f. 

—  deren  Rangordnung  10,  1. 
Rechtssprichwörter  6.  2. 
RechiSTcrglelcbung  3,  5. 
Recbtswissenschafl  deutsche  2. 
Reck  weg  76,  1. 
Rfctapapier  163,  4. 

Rector  40,  4. 
Recuperatorienklage  52,  2. 
Reden  48,  2: 
Regalien  74  n.  f. 
Regier  123,  5. 
Regierungsrechte  71,  2  a. 
Regierungsverordnungen  8. 
Regredient  177,  180. 
Regredienierbin  243,  5. 
Regresz  auf  Sicherstellung  177. 
-^  auf  Zahlung  180. 
Regressar  177,  180. 
Regreszsomme  180,  7. 


Regressus  per  saltum  177,  180. 
Bei  Tindicatio  73,  4. 
Reichsübte  20,  5. 
Reichsgesetze  9. 
Reichskammergericbt  3,  3. 
Reichsstande  40,  2. 
Rcligionsverscbiedenheit  als  Ehehindemisi 

Reluitionsklage  52.  2  c. 

Remedium  spolii  93,  4. 

Remittent  170,  1. 

Renaud  51,  3. 

Renouard  46,  2. 

Rentenkauf  97  u.  f. 

Repkow ,  Eyke  Ton  57,  4. 

Res  religiosae,  sacrae  53,  4. 

Reservat  des  Stiefvaters  und  der  Stief- 
mutter 173,  3  d. 

Resolutivbedingung  beim  Kauf  auf  Probe 
154. 

Resolutivclausel  153,  2. 

RespectUge  178,  1. 

Restitution  17,  5. 

—  der  Ehre  32. 

Retentionsrecht  des  Commissionärs  157, 3. 

—  des  Frachtführers  159. 

—  des  Spediteurs  158. 

—  im  allgemeinen  U.  145,  10. 
Rftractrecht  118.  1. 
„Retraite"  W.  180,  7. 
Reuegeld  114,  3.  145. 
Reukauf  115,  3. 
Reunlonsklage  69,  6. 
Reversbrief  des  Colonen  105,  4. 
Revocatorienklage  52,  2  c. 
Ritter  18,  1.  30,  3. 
Rittergüter  65,  1  c. 
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